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+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer ın anderen Ländern Öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
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Der Titel „Neues Deutſches Rechtsbuch“, fomwie überhaupt das ganze Titel- 
blatt, ferner die Anorbnung des geſamten Stoffes ift durch das Gefeg vom 11. Juni 1870 
vor Nachahmungen gefichert. Alle Grläuterungsichriften (Stommentare), das Tomplette 
Formularbuch und das allgemeine Sachregifter find ebenfalls Driginale und wirb jeber Rad» 
druck gerichtlich verfolgt. 


Berlin SW. Der Verlag des Neuen Deutſchen Rechtsbuches. 
Bindenftraße 101/102. W. Herlet. 








Neues 


Deutſches Rechtsbuch 


für das praktiſche Leben 


ſowie ausführliches und 


ſorgfältig zuſammengeſtellte 
zuverläffiges 


und erläuterte 


Reihs-Gefehfammlung, Hafhlage- u. Formularbuch 
Selbfibelehrung und zum prukuſhen Gebrauche für Jedermann 


und zur 
Selbftanfertigung der gebräuchlichſten Schriftſtücke, als: Klageeingaben, 
Geſuche, Bittſchriften, Kontrakte, Leih⸗/ Kauf und Verkaufsverträge, 
Ceſtamente, Erbſchaftsregulierungen, Eheſcheidungen, überhaupt in 
allen Kriminal⸗, Privat⸗, Bandels- und Konkursſachen. 


Insbeſondere unentbehrlicher Enthaltend ferner 
Wegweiſer und Ratgebet Winke und Ratſchläge 
fär 


Behörden und Beamte, Ärzte, Geiſtliche, 
£ehrer, Schiedsmänner, Schöffen und Ge⸗ 
fihworene, überhaupt für alle Bürger, 
welche ein öffentliches Ehrenamt befleiden. 


allen Kedhtsangelegenheiten für 
Hapilaliffien, Eigentümer, Xandmirfe, 
Gefdäftsleufe, Kabrikanfen, Gewerbe⸗ 
freibende, Boteliers, Unternehmer ıc. 


Unter Mitwirfung 
bewährter Iuriften Bord- und Süddenffchlands 
gemeinverftändlich dargeftellt und herausgegeben von 


Dr. jur. Ferdinand A. Gebhard un Dr. jur. Jofef P. Cutz. 


Einzig reihtmäßige Original-Ausgabe in 2 Bänden, 


— Sweiter Band. —— 
,Neue revidierte und vermehrte Auflage. 
60. bis 70. Taujend. 


Berlin, Leipzig, Hamburg, Münden, Zluttgart. 


Verlag des Neuen Peutfchen Rechtsbuches. 
MW. Herlet in Berlin. 
1900. 








Wir garantieren Biermit, baß bie geehrten MWefteller bes 


Meuen Deutſchen Rechtsbuches 
alle fpäter noch erſcheinenden Reichſsgeſetize und Abänderungen im Gebiete des 
Neuen Deutſchen Rechtes ſowie des Bürgerlichen Geſetzbuches, 
ſobald bie Bekanntmachung im Reichsgeſetzblatt erfolgt iſt, in Bogen à 15 Big. (16 Druds 


feiten) auf Wunſch nachgeliefert erhalten, 
Sodann Haben wir für bie geehrten Abnehmer unferes Werkes eine 


juriftifche Auskunftei (MerßdtsBüreau) 


eingerichtet, deren Veitung mehreren praftifchen Zuriften, insbeſondere Herrn Dr. jur. J. B. Luß 
unteriteht. 

Gegen GEinfendung von 1 Mark 50 Pf. incl. Rüdporto. (auf) in Briefmarken) Hat jeder 
bad Recht auf je eine gewiſſenhafte Raterteilung im Gebiete des gefamten Deutfchen Reichs⸗ 
rechte. Die möglichſt umgebende fchriftliche Erledigung erfolgt nad) der Reihenfolge bes 
Einganges ber Anfragen, welche an den unterzeichneten Berlag zu richten find. Die Aus⸗ 
funftei kann bis auf weiteres beliebig oft in Anfpruch genommen werben. 


Berlin SW. 68, Verlag des Menen Deutfhen Rechtsbuches 
Sindenftraße 101/102. W. Herlet. 


ee, I 30, 1902. 








Kurze Inpalts-Aberfift 
Deuen Deulſchen Rechtsbuchs. 


Au ka ke ku ku hacker ker hacker ker ke has ke ker ker her are hr Ar her ae Are ee ee ec eu u ac ER RR RER 

mit Hilfe des am Schluffe des Werkes beigegebenen ausführlichen, aewifienhaft zuſannnengeſtellten und 

nach Schlagwörtern In alphabetifcher Reihenfolge geordneten Sachreaifters des ganzen Werkes findet man 
fofort jede gewünſchte Auskunft. 


Au kur kr har kai ker hacker kur ker kacher α ke Le ka hear ec he has ec a ba a a u Eu u a ER AERERR 


Band I 


A. 
Das gejamte deutiche Reichsrecht. 


IV. Die fozialpolitijche Geſetzgebung 
des Deutfchen Reiches: 


a. Die Gewerbeordnung für das Deutſche Heid 
vom 21. Juni 1869, in der Saffung des Reichsgeſetzes vom I. Juli 1885, 
mit den durch die fpäteren Reichsgefeße eingeführten Änderungen: 
1. Stehender Gewerbebetrieb und Gewerbebetrieb im 

Umbherziehen. 

2. Die Innungen. 

3. Die gewerblichen Arbeiter (Geſellen, Gehülfen, Lehrlinge, 
Betriebsbeamte, Werfmeifter, Technifer, Sabrifarbeiter, ihr 
Derhältnis zum Arbeitgeber, ihre Lohnverhältniffe und ihr 
Schuß gegen Ausbeutung und gegen Beichlagnahme ihres 
Arbeits und Dienftlohnes, die Schugmafregeln für jugendliche 
und weibliche Arbeiter und die gewerblichen Hülfskaſſen, ſowie 
die Beftimmungen über die Sonntagsruhe. 

b. Das Arankenverfiderungsgeleß vom 15. Juni 1833 
und die Organifation der Gemeinde, Brts-, Betriebs, Baır, 
Innungs⸗ und Rnappſchaftskaſſen, das Invaliditäts- und Alters- 
verfiherungsgefeß (Derficherungszwang, Verſicherungsanſtalten 
und LCohnklaſſen), ſowie das Anfallverſicherungsgeſet; vom 
6. Juli 188% nebſt den dazu ergangenen hauptſächlichſten Neben⸗ 
gejegen, Yegulativen und Derordnungen. 
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V. 
Die reichsgeſetzlichen Beſtimmungen 


über das 


Urheber- und Erfinderrecht 


über 


den Schuß. von 
Datenten, Gebrauchs⸗ und Geſchmacksmuſtern, 


insbeſondere die Beſtimmungen über Anmeldung, Ver 

ußerung, Schub und Verwertung der Erfindungen, ber 

den Schub von Schriftwerten, Abbildungen, muflalifchen 

Rompofitionen und dramatiihen Werten, von Merten der 

pildenden Rünſte und von Dhotograpbien, jowie von Muftern 
und Modellen. 


VI Das Strafgeſetzbuch 
für das Deutfche Reich 


und die wichtigſten Strafbeftimmungen der übrigen Reichs⸗ 
gefehe, mit Einleitung und voltstiimlihen Erläuterungen liber 
die allgemeinen Grundbegriffe des Strafrechts und die Be- 
ftrafung der einzelnen Verbrechen, Dergeben und Übertretungen. 





Kurze Inhalts-Überficht. 7 
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VI. Die Civilprozeßordnung 
für das Deutfche Reich 


nebft 
Serichtsverfaffungsgejeß 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 unter 
Befonderer Berüdfichtigung der praktiſchen Verwendbarkeit für den 
Laien und unter Hervorhebung der Tür ihn wichtigen Beſtimmungen, 
insbeſondere Anleitung zum Erlaßz bon Zahlungsbefehlen, zur 
Einleitung von Klagen vor den Amtsgerichten, zum Verfahren 
in VBerfäummis-, Arreft- und Zwangspollitredungsiachen, Towie 
in Urkuuden- und Wechſelprozeſſen; ferner die Strafprozeß: 
ordnung mit dem Gefeke Betr. das Wiederaufnahmeverfahren 
im Steafproze und die Entichädigung der Darin Freigeſprochenen 
nach dem Reichsgeſeig vom 20. Mai 1898, mit Anleitung zu Straf- 
anirägen und Anzeigen bei Gericht, Polizei und Staatsanwalt- 
Ichaft, zu Geinchen und Beſchwerden in Straffachen, zur Erhebung 
von Widerſprüchen gegen richterliche Strafbefehle und Yolizeiliche 
Strafverfügungen jowie von Privatklagen wegen Beleidigung und 
Körperverletzung. Die Strajbchörden und deren BZuftändigleit 
(Schöffengerichte, Straflammern, Schwurgerichte, Reichsgericht) nnd 
die Rechtsmittel gegen deren Enticheidungen (Berufung, Repifion, 
Beihwerde). Die Gebühren- und Koftengefete für Civil⸗ uud 
Streaffachen, ferner die Grundbuchorduung für das Deutſche Reich 
vom 34. März 1897, ſowie die neuen Reichsgeſetze über die Zwaugs⸗ 
Verfteigerung nnd Zwangsverwaltung und über die Angelegen- 
beiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 


VIII Die Grundzüge 
des deutfchen Staats-, Derfaffungs-: und 


Derwaltungsrechtes, 


unter Hervorhebnug der Rechte und Pflichten des dentichen Staats- 

Bürgers, insbefondere die Reichsverfaſſung und das Wahlgeſetz 

zum deutichen Reichstag, die reichSrechtlichen Beſtimmungen über 

Den Erwerb und Verluft der Reichs⸗ und Staatsangehörigkeit 
und über den Unterftützuugswohnſitz. 
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B. 
Ausführliches Kormularbud) 


für alle Rechtsangelegenheiten. 


Titulaturen und Anreden. 

a. nach Geburtsrang, 

b. nah Stand und Würden, 
c. Titulaturen der Behörden. 


. Klagen, Eingaben und Anträge in Civil und Straffachen, 


insbefondere für das Mahnverfahren, für Waren, Mliets» 
Räumungs⸗, Wechfel,, Alimenten- und nterventionstlagen, 
für Anträge in Armen, Manifeftations-, Aufgebots., Arreft- 
und Swangspollftredungsfacen. 


. Eingaben und Anträge in Konfursfachen, insbefondere bezüg- 


lich der Anmeldung, Eröffnung und Aufhebung des Konfurfes, 
der Anmeldung von einfachen und bevorrectigten Sorder« 
ungen zc, | 


. Sormulare für Privatllagen wegen Beleidigung und Körper- 


verlegung und für den fpeziell faufmännifchen Derfehr. 


. Befuche an Gewerbe und Derwaltungsbehörden (Konzeffions», 


Urlaubs: und Gnadengeſuche, Steuerreflamationen zc.), fowie 
Berufungs-, Bevifions- und Befchwerdefchriften. 


. Ausführliche Entwürfe von Derträgen, insbefondere von Kauf, 


Cauſch⸗ Miets⸗, Dienft- und Pachtlontraften, Schuldverträgen, 
fowie von £eih- und Abzahlungsverträgen ꝛc. 


. Dorlagen für Teftamente und fonftige leßtwillige Derfügungen. 
. Sormulare zur Gewerbeordnung, zum Kranken, Unfall, In 


validitäts- und AUltersperficherungsgefeß, Arbeiter-Derträge, Ein- 
gaben an Gewerbegerichte zc. 


. Eingaben, betreffend die Geſetze über den unlauteren Wettbewerb, 


über Patent, Mlarfen-, Warenbezeichnungs⸗ und Gebrauchs» 
muſterſchutz. 


C 


Genaues Inhaltsverzeichnis 


beſtehend aus einem nach Schlagwörtern in alphabetiſcher 
Neihenfolge geordneten ausführlichen 


Sachregiſter des ganzen Wertes. 








IV. 
Die jozialpolitiiche Geſetzgebung. 


Die 
Hewerbeordnung 


für das 


Deuflche Reid) 


nebſt dem 
Innungs- und Bandiverkergeleße 
vom 26. Juli 1897, 
ferner das 


Krantenverfiherungsaeje 


fowie das 


Invaliditäts- und Altersuerfiherungs- und das Unfallverſicherungsgeſeh. 


Cext⸗Ausgabe mit volfstümlichen Erläuterungen 


zur 


Selbfibelehrung und zum praktifihen Gebrauche 
für 


Jedermann. 


Alle Rechte vorbehalten! 








Inbaltsverzeichnis. 


A. Reichsgewerbevrdnung 


mit dem 


Innungs- und Bandiverkergefehe 
bom 26. Juli 1897. 





88 (Baragraphen) 
Erfter Titel. Sechſter Titel, 
Allgemeine Beſtimmungen. 1 bis 18 Innungen, SInnungsaus- 
gZweiter Titel. ſchüffe, Handwerlstammern, 
Innungsverbaͤnde. 
Stehender Gewerbebetrieb. I. nungen, 
I. Allgemeine Grforberniffe. 14 „ 15 


IL Erfordernis befonderer Ge⸗ 
nebmigung. 
1. Anlagen, welche einer 
bejondberen Genehmi⸗ 
gung bedikfen . . . 16 
3. Gewerbetreibende, welche 
einer bejonberen Geneh⸗ 
migung bebirfen . . 
IIL Umfang, Ausübung und 
Berluft der Gewerbebefug- 
niffe 
Dritter Titel. 
Gewerbebetrieb im Umher⸗ 
ziehen 


29 


Bierter Titel. 

Marktverlehr . . 

Fünfter Titel, 
Zar. .... 


b. Zwangdinnungen . 
U. Smuungsausfhüffe . . 
UI. Hanbwerlslammern . . 
IV. Innungsverbände 


Giebenter Titel 
Gewerblie Arbeiter. 
(Gefellen, Gebälfen, Behrlinge, 
| Betriebsbeamte, Werkmeiſter, 
niter, Yabritarbeiter.) 


DO. Berbältniffe ber Gefellen 
und Geh 0. 
III. Sehrlingßverhältnifie . 
ent Beftim 





gen für Handwerker. 
Illa. Weiftettitel. . . . . . 
LIb. Berhältniffe ber Betriebs» 


71 b. Beionbere Beflimmun- 


L Wllgemeine Berhältniffe . 10 


‚100 
. 101 
. 103 
. 104 


.121 
. 126 


129 


88 (Baragrapben) 


a. Allgemeine Borfchriften 81 bis 99 
„ 100u 


„102 
„103q 
„1040 


5 „ 1206 


„125 
„1828 


„128 


„1828 
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88 (Paragraphen) 88 (Baragrapfen) 
beamten, Werkmeiſter, Neunter Titel, 
Teniler . . 2.20 .. 138abisi33e | Statuta e cn 143 
IV. Berhäftniffe der Fabrik⸗ © riſche © ſtimmung n 
- arbeiter . 222... 134 „ 1398 Zehnter Titel. 
V. Wflht....... 189b Strafbeitimmungen . . 148 bis 153 
Achter Titel. 
Gewerbliche Hälfskaflen 140 „ 141 Schlußbefimmungen.. . 1545i8166 


B. Rrankenverfüherungsgefeh. 


Bom 15. Juni 1883. 





Sn der Faſſung der Novelle vom 10. April 1892. 





I. 
Allgemeiner Teil. 
88 (Baragraphen) 8 Waragraphen) 
A. Verſicherungzzwang.... 15185b | F. Bausftrantenlaffen . . . . . 69 bis 72 
B. SemeindesStrantenverfiherung . 4, 15 G. Innungdssrankenlajien . . . 73 
C. Drtötrantenlaffen . . . . . 16 „48a | H. Verhältnis der Knappſchafts⸗ 
D. Semeinfame Beitimmungen für faffen und der eingejchriebenen 
die Gemeinde⸗Krankenverſiche⸗ und anderen Hülfsfaffen zur 
ng und für die Drtstranken⸗ ſerankenverſicherung . 14 bis 76 
rennen 49 „58 J. Schluß⸗, Straf- und Übergangs. 
E. BETH Febrit. Rrantentafſen 69 „68 beitimmungen. . . .... 1068 „88 
II. 


Der auf die Krantenverfiherung bezägliche Teil des Geſetzes, betr. die Unfall⸗ 
und SAranfenverfiherung der in land“ und foritwirtichaftlihen Betrieben be 
ihäftigten Perſonen vom 5. Mai 1886. 


ſKrankenverſicherung in land» und forftwirtfchaftlihen Betrieben. 88 138 bis 143, 





I. 
Hülfstaffengefet, 


Geſetz Über bie eingefchriebenen Hülfskaffen vom 7. April 1876. SS 1 bis 36, 





IV, 
Preußziſche Anweiſung zur Ausführung des Kranfenverfiherungsgefetes. 
om 10. Juli 1892. 





Biffer Biffer 

I. Verbände und Behörden für die Krankenverſicherung 
(65 44 und 84) . . . 1 bi8 5 und die Beiträge . . . . 6 618 7 
II. Seftftelung des Maßftabes III. Statutariſche Beftimmungen $ „ 10 








Snhaltsverzeichnis. 


Biffer 
IV. Gemeinde-Strantenverficherung1 1 bis 14 


V. Drtätrantentaffen. 
a. Beihhlüffe und Anord⸗ 
nung über die Errichtung 15 
b. Berfahren bei ber Ex 
ihtung . . ... 
c. Verfahren nad) Genehmie 
gung bes Kaffenjtatuts . 24 
. Auffiht 
. Zuweifung von Gewerbs⸗ 
jweigen oder Betriebb⸗ 
arten ($$ 18a, 48a). . 31 


.20 


DO Su 


f. Abänderung ber Statuten 85 „ 


. Ausfcheidung, Auflöfung, 
Schließung . 88 


19 


23 


25 
80 


13 
Bıfler 
VI. Retrieb8- (Fabril-) Kranken⸗ 
kaſſen. 
a. Errichtung und Beauf⸗ 
fihtigung . . . - . 44 bi8 48 
b. Ausſcheidung, Aufiöjung, 
Shliefung . . . .. 49 , 
VDH. Buue und Innungskranken⸗ 
tollen. © 2 200. 53 
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A. 
Reichsgewerbeovrdnung 


mit bem 
Innungs- und Handwerkergefehe 
vom 26. Xuli 1897. 





Vorbemerkung. 


Die Gewerbeordnung regelt zunächſt die verjchiedenen Urten Des 
gewerblichen Betriebes (jtehender Gewerbebetrieb, Gewerbebetrieb im 
Umberziehen und Marktverkehr), jodann die perjönlichen Verhältnifje der 
gewerblichen Arbeiter (Geſellen, Gehülfen, Lehrlinge, Betriebsbeamte, 
Werfmeifter, Techniker, Yabrilarbeiter) und das Innungs⸗ und gewerb⸗ 
liche Kaſſenweſen. 

Sndem wir bezüglich der Einzelheiten auf den nachfolgenden Tert 
des Geſetzes jelbit verweilen, geben wir dem Laien die großen, grund- 
fegenden Gefichtspunfte an die Hand, welche das moderne Gewerberecht 
beberrichen und ihn in den Stand ſetzen, mit leichtem Verſtändnis fih 
in die Einzelheiten dieſes (übrigen® nicht in allen feinen Teilen für 
Laien wichtigen) Gejetes bineinzuverjegen. 

Der mwichtigfte und durchgreifendfte Grundjah der Gewerbeordnung 
ift da8 Prinzip der Gemwerbefreiheit, d. h. jedermann darf jedes 
Gewerbe in jeder Art des Betriebes betreiben, es haben alfo nicht, 
wie es früher, vom Mittelalter bis in die neueſte Zeit hinein, der Fall 
war, beftimmte Berfonen, welche den Innungen angehörten und einen 
Nachweis ihrer Befähigung erbracht hatten, das ausſchließliche Recht, 
ein Gewerbe zu betreiben; abgeschafft find insbefondere die fogen. Bmangs- 
und Bannrechte, d. 5. die auf einem beftimmten Grundſtück ruhenden 
Berechtigungen des jeweiligen Eigentümers, ein bejtimmtes Gewerbe für 
einen beftimmten Bezirk mit Ausschluß aller anderen zu betreiben, 3.8. 
die an ben Beſitz einer beflimmten Mühle gelnüpfte Berechtigung, zu 
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verlangen, daß die Bauern eines beſtimmten Bezirkes im Umkreiſt 
der Mühle ihr Getreide nur bei dem Befiter derſelben mahlen laſſen 
dürfen. 
Bon diefem allgemeinen Grundſatz der Gemwerbefreiheit giebt es 
nun’ aber doch wichtige Ausnahmen; denn zu beftimmten gewerblichen 
Anlagen und für beitimmte Perſonen bedarf e8 einer befonderen, von 
der Landespolizeibehörde zu erteilenden Konzeſſion. Dieje Befchränfung 
der Gewerbefreiheit ift im Intereſſe der öffentlichen Ordnung, Ruhe und 
Sicherheit gegeben und daher durchaus gerechtfertigt. 

Bu den Anlagen, welche befonderer polizeilicher Konzeſſion bedürfen, 
gehören folche, welche vielfach Gefahren, Nachteile und Beläftigungen 
des Publikums herbeizuführen geeignet find. Hierzu gehören die im $ 16 
der Gewerbeordnung aufgeführten ausgebreiteten Betriebsarten, 3. B. 
Schießpulverfabriten, Unjtalten zur Bereitung von Braunfohlenteer, 
Steintohlenteer oder Koks. Für die Konzefftonierung dieſer Unlagen ift 
in den 88 17 ff. ein bejonderes Verfahren vorgefchrieben. Der Antrag 
des Betreffenden, ihm Die Konzeſſton zu einer der im $ 16 der Öewerbe- 
ordnung bezeichneten Anlagen zu erteilen, muß im Amtsblatte des be- 
treffenden Bezirks veröffentlicht und etwaige Einwendungen von Inter⸗ 
eflenten müfjen binnen 14 Tagen von der Veröffentlichung an eingereicht 
werden. Erft dann erteilt oder verfagt die Behörde, je nach Lage ber 
Sade, die Konzeſſion. Das weitere Verfahren ift reichsrechtlich nicht 
geregelt, nur beitimmt dag Neichsrecht, daB in allen Einzelitaaten eine 
Berufung (Rekurs) an die höhere Verwaltungsbehörde geftattet fein muß. 
Sit eine ſolche Anlage polizeilich genehmigt, jo können, wenn der Be- 
trieb derjelben nicht nach Erteilung der Konzeſſion ein anderer wird, 
Die Intereſſenten, alfo insbeſondere die Nachbarn, nicht auf Befeitigung 
der Anlage Magen, fondern find auf Schadenerſatzforderungen (3. B. 
wegen Entwertung des Nachbargrundftüds durch Hinüberdringen von 
Gaſen, Dämpfen, Waffer zc.) bejchräntt. 

Sodann bedürfen gewiffe Gewerbetreibende einer befonderen Kon- 
zeſſion. Dieſe ift bei gewiffen Kategorien von Perjonen (Ärzte, Apo- 
thefer, Seefchiffer, Seefteuerleute, Mafchiniften der Seedampfichiffe, Lotſen) 
bon einer bejonderen Fachprüfung und daraufhin erfolgender Uppro- 
bation abhängig, bei anderen, z. B. Gaftwirten, Tanz-, Turn- ober 
Schwimmlehrern, Trödlern, Pfanbleihern zc., ift die Konzeffion davon 
abhängig, daß feine Thatjachen vorliegen, welche ihn für dieſes Gewerbe 
ungeeignet ericheinen lafjen, 3. B. wenn jemand, ber die Konzelfion zum 
Trödler- oder zum Pfandleihgewerbe nachjucht, wegen Eigentumsver- 
gehens, jemand, ber das Gewerbe eine® Tanzlehrerd betreiben will, 
wegen. Sittlichfeitöverbrechen® oder wegen Kuppelei vorbeitraft ift. 

Bon Beſchränkungen ber Gewerbefreiheit ift namentlich Der ®e- 
merbebetrieb im Umberziehen (Haufiergewerbe) betroffen, da 
jehr viele Waren (geiftige Getränke, Spieltarten, Staatspapiere, Lotterie- 
loſe, Gifte zc.) nicht auf dieje vertrieben werben bürfen, geiviffe, im $ 57 
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näher aufgeführte Perſonen auch vom Hauſierhandel ausgeſchloſſen ſind. 
Dieſer iſt auch nur nach Löſung eines Wandergewerbeſcheins geſtattet. 

Auch der Marktverkehr iſt hinſichtlich der Waren, welche dort ge⸗ 
Handelt werden dürfen, durch die Beſtimmungen der 88 66 ff. beſchränkt, 
ferner ift, wenn auch im allgemeinen freier Wettbewerb herricht, der 
Bolizeibehörde geitattet, für Lohnbediente, Droſchkenkutſcher, Dienftleute ıc., 
polizeiliche Taxen feitzujegen. 

Die ©.-D. regelt auch die Bereinigung von Gewerbetreibenden zu 
Snnungen. Doch find diefe von denjenigen, welche früher vor In⸗ 
trafttreten der Gewerbeordnung beftanden hatten, jehr verichieden. Es 
giebt feine Smangsinnungen mehr, vielmehr Tann niemand zum Beitritt 
dazu gezwungen werden, auch ift die Bugehörigkeit dazu nicht Voraus⸗- 
fegung zum Betriebe bes Gewerbes, während anbrerjeit3 einem Ge- 
werbetreibenden, welcher feine Aufnahme in eine Innung nachfucht, dieſe, 
wenn er die allgemein vorgefchriebenen Erforderniffe (Befit der bürger- 
lichen Ehrenrechte, Großjährigkeit, vermögensrechtliche Selbftändigfeit zc.) 
erfüllt, nicht verweigert werden darf. Die Innungen haben die Korpo- 
rationsrechte, fie können als folche Rechte erwerben und Verbindlich- 
teiten eingehen. Es kann auch durch Die höhere: Bermwaltungsbehörbe be- 
ftimmt werben, daß nur ſolche Meifter, welche einer Innung angehören, 
Lehrlinge zu Halten berechtigt find. 

Die Innungen werden wieder zu einer höheren Einheit zufammten- 
gefaßt durch die Annungsverbände. 

Bon ben Beftimmungen über die Verhältniſſe der gewerblichen 
Arbeiter find insbefondere wichtig die über die Sonntagsrube. Die 
Arbeitgeber können die Arbeiter nicht dazu verpflichten, an Sonn- und 
defttagen zu arbeiten; wichtige Ausnahmen find davon allerdings in ben 
85 105 ff. gemadit. Im Handelsgewerbe dürfen Gehülfen, Lehrlinge 

und Arbeiter am erſten Weihnachts⸗, Oſter- und Pfingſttage überhaupt 
nicht, an den übrigen Sonn- und Feſttagen nur höchſtens fünf Stunden 
beichäftigt werben. Dieſe fünf Stunden Arbeitszeit werden für ver- 
Ichiedene Orte verfchieden unter Berüdfichtigung der Beit des Gottes⸗ 
Dienftes beftimmt. Im übrigen ift bezüglich der Beitimmungen, die im 
Intereſſe der Wohlfahrt der arbeitenden Klaſſen beftimmt find, der Tert 
zu vergleichen, insbefondere wird hier nur darauf hingewieſen, daß Lohn⸗ 
zahlungen in der Regel nicht in Wirtshäuſern oder Schankwirtſchaften 
ſtattfinden dürfen, daß auch der Lohn in barer Reichswährung auszu- 
zahlen, dab dafür nicht zum Nachteil der Arbeiter diefen Waren und 
jonftige Gegenftände gegeben werben dürfen, ba hieraus fich leicht Über- 
vorteilung ber Urbeiter und wucheriſche Ausbeutung derjelben ent- 
wickeln kann. 
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Erfter Titel 
Allgemeine Beltimmungen. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden. Deutfcher Kaifer, 


König von Breußen ı. 


berordnen im Namen bes Reichs, nach erfolgter Zuftimmung 
Des Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 


8 1. Der Betrieb eines Gewerbes iſt 
jedermann geftattet, jomweit nicht durch 
dieſes Gefeg Ausnahmen oder Beichhrän- 
tungen vorgefchrieben ober zugelaffen finb. 

er gegenwärtig zum Betriebe eines 
Gewerbes berechtigt tft, fan von bem- 
ſeſben nicht rn ausgeſchloſſen werben, 
weil er ben orderniffen dieſes Ge⸗ 
ſetzes nicht genügt. 





2. Die Unterſcheidun poifchen Stabt 
und Land in Bezug auf en Gewerbe⸗ 
Pa und die Ausdehnung besfelben hört 
auf. 





5 8. Der gleichzeitige Betrieb ver- 
fchiebener Gewerbe, —* desſelben Ge⸗ 
werbes in mehreren Betriebs⸗ ober 
Lıiufsftätten ift geftattet. Eine Beichrän- 
fung ber Handwerker auf den ta 
FAN felbftverfertigten Waaren findet nicht 
att. 


8 
an 





— — 


darüber en 


gz 4. Den Zunften und laufmänniſchen 


Korporationen ſteht ein Recht, andere 
von dem Betriebe eines Gewerbes auszu⸗ 
ſchließen, nicht zu. 





8 5. In ben Beſchränkungen des Be 


triebeß einzelner Gewerbe, welche auf ben 
Boll-, Steuer- und Poftgefegen beruhen, 
wird burch das gegenwärtige Gejeg nichts 
geändert. 





8 6. Das gegenwärtige Gefeh findet 
feine Unmenbung auf bie Fiſcherei, bie 
Errichtung und Verlegung von Apotheken, 
die Erziehung von Kindern gegen Entgelt, 
das Unterrichtsweſen, die advokatoriſche 
und Notariatöpraris, den Gewerbebetrieb 
der Yuswanberungsunternehmer und Aus⸗ 
mwanderungßagenten, ber Berficherungs- 
unternehmer und ber Eifenbahnunterneh- 
mungen, bie Befugnis zum Halten öffent- 
licher Sen und bie Rechtsverhältniſſe 
der Schiffsmannſchaften auf ben Ges 
titten. — Auf das Bergweſen, die Aus⸗ 
übung ber Heilkunde, ben Berlauf von 
Arzneimitteln, ben Vertrieb-von Lotterie- 
Iofen und bie Viehzucht findet das gegen- 
wärtige Geſetz nur infoweit Anwendung, 
als dasſelbe ausbrüdliche Beſtimmungen 
Durch Kaiſerliche a oehmuung wirb be» 
immt, weiche Upothelerwaren freien 
rkehr zu überlafjen find. 


8 7. Rom 1. Sanuar 1873 ab find, 
omeit bie Landesgeſetze ſolches nicht 
her verfügen, aufgehoben: 

1. die noch beftehenden außfchließlichen 
Gemerbeberechtigungen, b. h. bie mit 
bem Gewerbetriebe verbundenen Be⸗ 

rechtigungen, anderen ben Betrieb 
eine® Gewerbes, fei ed im age 
meinen oder hinſichtlich der Be 
nugung eine gewiſſen Betriebs⸗ 
materials, zu unterfagen oder fie 
darin zu Seichränfen; 
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2. bie mit ben ausſchließlichen Ge⸗ 
werbebereditigungen verbundenen 
Zwangd- und Bannrechte, mit Aus⸗ 
nahme der Ybdedereiberechtigungen ; 

3. alle Zwangs⸗ und Bannrechte, beren 
Aufhebung nah bem Inhalte ber 
Berleihungsurfunde ohne Entſchaͤ⸗ 
digung zuläfjig ift; _ 

4. fojern die Au g nicht ſchon in- 
folge diefer Beſtimmungen eintritt, 
oder fofern fie nicht auf einem Ver⸗ 
trage awilden MDerehtigien und Ber- 
pflichteten ben: 

a. das mit dem Befige einer Mühle, 
einer Brennerei ober Brennge- 
rechtigkeit, einer Brauerei oder 
Braugeredtigfeit einer Schank⸗ 
ftätte verbundene echt, die Kon- 
jumenten zu zwingen, Daß fie bei 
den Berechtigten ihren Bedarf 
mabhlen oder hroten lafjen, ober 
das Getränf ausschließlich von ben- 
jelben beziehen (dev Mahlziwang, 

Branntweinzwang oder ber 
Brauzwang); 
b. Se ' u Aenlehende Dh ober 
ufte t, bie 
Einwohner der Stadt, ber Borftäbte 
oder ber jogenannten Bannmeile 
zu zwingen, ba fie ihren Bedarf 
an Gchäd oder Fleiſch ganz ‘oder 


teilweiſe von jenen ausſchließlich 


entnehmen; 

5. die Berechtigungen, Konzeſſionen zu 
gewerblichen Anlagen ober zum Be⸗ 
triebe von Gewerben zu erteilen, die 
dem Yiskus, Korporationen, Inſtitu⸗ 
ten oder einzelnen Berechtigten zu⸗ 


hen; 

6. vorbehaltlich ber an ben Staat und 
bie einde zu emtrichtenden Ge⸗ 
werbeiteuern, alle Wbgaben, weiche 
für den Betrieb eines e3 ent» 
richtet werben, fowie die Berech⸗ 
gung, dergleihen Abgaben aufzu⸗ 
erlegen. 

Ob und in u Be In I 
tigten für Die vor aufgehobenen 
ausschließlichen Gewerbeberedhti ungen, 
Zwangs⸗ und Baurechte u. ſ. w. Entſchä⸗ 
digung zu leiſten iſt, beſtimmen die 
Landezgeſetze 

8 8. Bon dem gleichen Zeitpunlte 
(8 7) ab unterliegen, jomeit ſolches nicht 


bon ber L ejebgebung ſchon früher 
verfügt ift, der ung: 

1. diejenigen Bmangs- unb Bannrechıe, 
weiche durch die Beſtimmungen des 
ka aufgehoben find, folern bie 

serpflichtung auf Grundbeſiztz haftet, 

die Mitglieder einer Korporation als 
folche betrifft ober Bewohnern eines 
Ortes oder Diſtriktes vermöge ihres 
Wohnſitzes obliegt; 

2. das Recht, den Inhaber einer Schank⸗ 
ftätte zu zwingen, daß er für feinen 
Birtsihe Sbedarf dad Getränk aus 
einer beitimmten Yabrifationgjtätie 


entnehme. 
Das Nähere über die Ablöfung dieſer 
Rechte beftimmen bie Lanbesgefche. 





8 9. Gtreitigfeiten barüber, ob eine 
Berechtigung zu den burch die 887 und 8 
aufgebo enen oder für ablösbar erklärten 
gehört, jind im Rechtswege zu entjcheiden. 

Jedoch bleibt ben Landesgefegen vorbe- 
halten, zu beitinmen, von welchen Be⸗ 
ne und in welchem Verfahren die 

age zu entfcheiden ift, ob oder wie weit 
eine auf einem Grundſtücke haftende Ab- 
gabe eine Grundabgabe ift, oder für ben 

no eines Gewerbes entrichtet werd u 
mu 


8 10. Ausſchließliche Gemwerbeberec- 
tigungen oder Zwangs⸗ und Bannredjie, 
welche durch Geſetz aufgehoben oder für 
ablösbar erflärt worden Fb, Lönnen fort» 
an nicht mehr erworben werben. 

Real⸗Gewerbeberechtigungen dürfen fort⸗ 
an nicht mehr begründet werden. 


11. Das Geſchlecht begründet in Ve⸗ 
ziehung auf bie Befugnis zum ſelbſtaͤn⸗ 
digen Betriebe eines Gewerbes feinen 
Unterjchied. 

Trauen, weiche jelbitändig ein Ge⸗ 
werbe betreiben, fünnen in Angelegen⸗ 
heiten ihres Gewerbes felbitändig Rechts⸗ 
geichäfte abſchließen und vor Gericht auf- 
treten, gleichviel, ob fie verheiratet ober 
unverheiratet find. Sie können ſich in 
Betreff der Geichäfte aus ihrem Ge- 
mwerbebetriebe auf die in den einzelnen 
Bundesſtaaten beitehenden NRedhtämwohl- 
thaten der Grauen nicht berufen. Es 
macht hierbei einen Unterſchied, ob fie 
das Gewerbe allein oder in Gemeinſchaft 








‚mit anderen Perfonen, ob fie dasſelbi 


ya 
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in eigener Perſon ober durch einen Stell- 
vertreter betreiben. 

8 12, Hinſichtlich des Gewerbebetrieb 
der juriftiihen Perjonen bed Auslandes 
bewendet e8 bei den Landesgeſetzen. 

Diejenigen Beichränfungen, melde in 
Betreff des Gewerbebetriebes für Per- 
ſonen des Soldaten- und Beamtenftanbeg, 
ſowie beren Angehörige beitehen, werben 
— das gegenwaͤrtige Geſeß nid): be⸗ 

rt. 








18. Von dem Beſitze des Bürger⸗ 
t3 ſoll die Zulaſſung zum Gewerbe- 


triebe in feiner Gemeinde und bei feinem 
Gewerbe abhängig fein. 

Nach) dem begonnenen Gerverbebetriebe 
ift, ſoweit dies in ber beitehenden Ge⸗ 
meinbeverjatung begründet it, der Ge⸗ 
werbetreibende auf erlangen ber Ge- 
meindebehördbe nad Wblauf von drei 
Sahren verpflichtet, das Bürgerrecht zu 


“erwerben. Es darf jedod) in diejem Falle 


von ihm das fonft vorgejchriebene oder 
übliche Bürgerrechtägeld nicht gefordert 
und ebenjo nicht verlangt werden, daß er 
fein anderweit erworbene Bürgerredit 
aufgebe. 





Bweiter Titel. 
Stehender Gewerbebetrieb. 
I. Allgemeine Erfordernife. 


8 14. Wer den felbitändigen Be— 
trieb eines ftehenden Gewerbes anfängt, 
muß ber für den Ort, mo foldjes ge- 
fchieht, nad) den Landesgejegen zuftän- 
digen Behörde gleichpeitig Unzeige davon 
machen. Diefe Anzeige liegt aud) bem- 
jenigen ob, welcher zum Betriebe eines 
Gewerbes im Umherziehen (Titel III) 
befugt iſt. 

Außerdem hat, wer Verſicherungen für 
eine Mobilar- oder Ammobilar-Feuer- 
verficherungs-Anftalt als Agent oder 
Unter-Agent vermitteln will, bei Ueber⸗ 
nahme ber Agentur, und derjenige, 
welcher dieſes Geſchäft wieder aufgiebt, 
oder welchem die Verſicherungsanſtalt den 
Auftrag wieder entzieht, innerhalb der 
nächſten acht Tage der zuſtändigen Be— 
hörde ſeines Wohnortes davon Anzeige zu 
machen. Buch⸗ und Steindrucker, Buch⸗ 





und Kımfihändler, Antiquare, Leihbiblio⸗ 
thekare, Inhaber von Leſekabinetten, Ver⸗ 
käufer von Druckſchriften, Zeitungen und 
Bildern haben bei der Eröffnung ihres 
Gewerbebetriebes das Lolal besjelben, jo- 
wie jeden jpäteren Wechſel des Iegteren 
ſpäteſtens am Tage feines Eintritt der 
zujtändigen Behörde ihres Wohnortes 
anzugeben. 





8 15. Die Behörde befcheinigt inner- 
halb breier Tage den Empfang der Un- 
zeige. 

ie Fortſetzung des Betriebes Tann 
polizeilich net werben, ivenn ein 
Gewerbe, zu defien Beginn eine befondere 
Genehmigung erforderlich ift, ohne biefe 
Genehmigung begonnen wird. 





II. Erfordernis Befonderer Genehmigung. 


1. Unlagen, welche einer beſonderen Genehmigung bedürfen. 


8 16. Zur Errichtung von Anlagen, ! 


welche durch die Örtliche Lage oder die 
Beichaffenheit der Betriebsſtätte für bie 
Beliter oder Beruohner der benachbarten 
Grundjtüde oder für das Publikum über- 
garht erheblicye Nachteile, Gefahren oder 
fäftigungen herbeiführen können, ift die 
Öenehmigung, der nad) den Landesgeſetzen 
zuftändigen Behörde erforderlid). 


Es gehören bahin: 
Scießpulverfabriten, Unlagen zur 
Teuerwerlerei und zur . Bereitung 
von Zündftoffen aller Art, Gasbe- 
reitung® und Gasbewahrungs-An- 
ftaften, Anftalten zur Deftillation von 
Erdöl, Anlagen zur Bereitung von 
Braunlohlenteer, Steintohlenteer und 
Koals, fofern fie außerhalb der 
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Gemwinnungsorte des Materials er- 
richtet werden, Glas und NRußhütten, 
Kalk, Ziegel- und Gipsöfen, Un- 
lagen zur innung roher Metalle, 


Röſtöfen, Metallgießereien, fofern fie. 


nicht bloße Ziegelgießereien jind, 
Hammerwerke, chemiſche Fabriken aller 
Art, Schnellbleichen, Firnißſiedereien, 
Stärkefabriken, mit Ausnahme der 
Fabriken zur Bereitung von Kar—⸗ 
toffelſtärke, Stärke⸗Syrupsfabriken, 
Wachsſtuch⸗, Darmſaiten⸗,, Dach⸗ 
pappen⸗ und — Leim⸗, 
Thran- und Seifenſiedereien, Knochen⸗ 
brennereien, Knochendarren, Knochen⸗ 
lochereien und enbleichen, Zu⸗ 
bereitungsanſtalten für Thierhaare, 
Talgſchmelzen, Schlüchtereien, Gerbe⸗ 
reien, Abdeckereien, Poudretten⸗ und 
en ende Stauanlagen 
für Waſſertriebwerke (8 ee Hopfen⸗ 
Schwefeldoͤrren, Asphaltkochereien und 
Pechſiedereien, ſoweit ſie außerhalb 
der Gewinnungsorte des Materials 
errichtet werden, Strohpapierſtoff⸗ 
Fabriken, Darmzubereitungd - Un- 
italten, Fabrifen, in welchen Dampf- 
feffel ober andere Blechgefäße burd) 
Vernieten hergeltellt werden, Kali- 
fabrifen, Unftalten zum Impräg— 
nieren von Holz mit erhigten Theer- 
ölen, Kunſtwolle⸗Fabriken, Anlagen 
zur Heritellung von Celluloid, Dé⸗ 
nrazjabrifen, Fabriken, in welchen 
Röhren aus Blech durch Vermieten 
hergejtellt werben, ſowie Aulagen zur 
Erbauung eiferner Schiffe, zur Her⸗ 
ſtelluug eiferner Brüden oder fonftiger 
eiferner Baufonftruftionen, Anlagen 
zur Deftillation oder zur Verarbei— 
tung von Teer ımb von Teer- 
wafler, Anlagen, in melchen aus Hol: 
oder ähnlihem Faſermaterial auf 
chemiſchem Wege Papierſtoff herge 
ſtellt wird (Celluloſefabrilen), An⸗ 
lagen, in welchen Albuminpapier her⸗ 
geſtellt wird, Anſtalten zum Trocknen 
und Einſalzen ungegerbter Tierfelle, 
ſowie die Verbleiungs⸗,, Verzin— 
nungs⸗ und Verzinkungs⸗Anſtalten. 
Das vorſtehende Verzeichnis kann, je 
nach Eintritt oder Wegaall der im Ein- 
gang gedachten Vorausſetzung, durch Be- 
ſchluß bes Bundesrats, vorbehaltlidy der 
Genehmigung des nächltfolgenden Reich? - 
tags, abgeändert werden. 
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8 17. Dem Untrage auf die Ge- 


nehmigung einer ſolchen Unlage müſſen 


die zur Erläuterung erforderlichen Zeich- 
— und Beſchreibungen beigefügt 


werden. 

Iſt gegen die Vollſtändigkeit dieſer Vor⸗ 
lagen nichts zu erinnern, ſo wird das 
Unternehmen mittelſt einmaliger Ein⸗ 
Einrückung in das zu den amtlichen Ve⸗ 
fanntmadjungen ber Behörde (8 16) be- 
ftimmte Blatt zur öffentlichen Kenntnis 
gebracht mit der Aufforderung, etwaige 
Einwendungen gegen die neue Anlage 
Binnen vierzehn Tagen anzubringen. Die 
Frift nimmt ihren Anfang mit Wblauf 
des Tages, an welchem das die Belannt- 
machung enthaltende Blatt ausgegeben 
worden, und iſt für alle Einwendungen, 
welche nicht auf privatrechtlihen Titeln 
berufen, präkluſiviſch. 

8 18. Werben feine Einwendungen an- 
angebradht, fo hat die Behörde zu prüfen, 
ob bie Anlage erhebliche Gefahren, Nach— 
teile oder Beläjtigungen für das Publie 
fum herbeiführen Lönne Auf Grund 
diefer Prüfung, welche jich zugleich auf 
bie Beachtung der beitehenden bau⸗, feuer- 
und gejundheitspolizeilichen Vorſchriften 
erftrect, ift die Genehmigung zu verjagen, 
oder, unter Feſtſetzung der. ji) als nötig 
ergebenden Bedingungen zu erteilen. Zu 
den Tegteren nehören auch diejeninen An— 
ordnungen, melde zum Schutze der Ar—⸗ 
beiter gegen Gefahr für Gejundkeit und 
Leben notwendig find. Der Beſcheid ijt 
ichriftlic, auszufertigen und muß bie feſt 
gefegten Bebingungen enthalten; er muß 
mit Gründen verjehen fein, wenn die Ge— 
nehmigung verfagt oder nur unter Be— 
dingungen erteilt wird. 





8 19. Einwendungen, weldje auf be 
iondern privatrechtlichen Titeln beruhen, 
find zur richterlichen Entjcheidung zu ver- 
weifen, ohne dal von der Erledigung ber- 
jefben die Sem gung ber Anlage ab- 
hängig gemacht wird. 

ndere Einwendungen dagegen find mit 
den arteien vollitändig zu erörtern. 
Nach Abſchluß diejer Erörterung erfolgt 
bie Prüfung und Enticheidung nad) den 
im 8 18 enthaltenen Borjchriften. Der 
Beſcheid iſt ſowohl dem Unternehmer als 
dem Widerfprechenden zu eröffnen. 


— 





24 


8 20. Gegen ben Beicheib ift Rekurs 
an die nächſtvorgeſetzee Behörde zuläſſig, 
welcher bei Berluft des elben binnen vier- 
gehn Tagen, vom Tage der Eröffnung 
es Beſcheides an gerechnet, gerechtfertigt 
werden muß. 

Der Rekursbeſcheid iſt den Parteien 
ſchriftlich zu eröffnen und muß mit 
Gründen verſehen fein. 





9 21. Die näheren Beſtimmungen über 
die Vehörden und das Terfahren, ſowohl 
in der eriien al3 in ber Rekurs⸗Inſtanz, 
bleiben den Landesgeſctzen vorbehalten. 

68 find jedoch folgende Grundfäge ein- 
zuhalten: 

1. In erfter ober in zweiter Inftanz 

. muß die Entideidung durd) eine 
follegiale Behörde erfolgen. Diefe 
Behörde ift befugt, Unterfuchungen 
an Ort und Stelle zu veranlafien, 
Zeugen und Sadjverftändige zu 
laden und eiblich zu vernehmen, über- 
haupt den angetreienen Beweis in 
vollem Umjange Bu erheben. 

2. Bilder Lie tollegiale Behörde die erfte 
Inſtanz, jo erteilt fie ihre Entſchei⸗ 
dung in Öffentlicher Sipuug nach er- 
folgter Ladung und Anhoͤrung ber 
Parteien, au in dem Falle, wenn 
war Einwendungen nicht angebradıt 
* die Behörden aber nicht ohne 
weiteres die Genehmigung erteilen 
will und der Antragſteller inner⸗ 
halb vierzehn Tagen nach Empfang 
des, die Genehmigung verſagenden 
oder nur unter Bedingungen er- 
teilenden Beſcheides der Behörde auf 
mündliche Verhandlung anträgt. 

3. Bildet die Zollegiale Behörde bie 
zweite Inſtanz, jo erteilt fie ſtets 
ihre Entfcheidung in Öffentlicher 
Sitzung nach erfolgter Ladung und 
Anhörung der Parteien. 

4. Als Parteien ſind der Unternehmer 
Antragſteller), ſowie biejenigen Per- 
enen zu betrachten, welche Einwen⸗ 

ngen erhoben haben. 

5. Die Defjentlichleit der Sigungen lann 
unter entiprecheitber Unmwendung ber 
— 173 bis 176 des Gerichtsver⸗ 
aſſungsgeſetzes ausgeſchloſſen oder 
beichränlt werden. 





8 22. Die durch unbegrünbete Ein- 
wendungen erwacdjenden Kojien fallen 
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dem Widerfprechenden, alle übrigen Koften, 
welche durch das erfahren entſtehen, 
dem Unternehmer zur Laſt. 

An ben Beſcheiden über bie Zuläflig- 
feit der neuen Anlage wird zugleich bie 
Verteilung der Koſten feitgejeßt. 


9 28. Bei den Stauanlagen für Wafjer- 
triebwerke jind außer ten Beftimmungen 
ber 88 17 bis 22 bie dafür beitehenden 
Wandesgeieklid;en Borjchriften anzuwenden. 

Der janbeagefepgebung bleibt vorbe- 
halten, für foldye Orte, in welchen öffent⸗ 





liche Schlacdhthäufer in genügendem Um- 


— — — — — — — — — — — — —— — — — — nn — — 


fange vorhanden ſind oder errichtet werden, 
die fernere Benutzung beſtehender und 
die Anlage neuer Privatſchlächtereien zu 
unterſagen. 

Der Landesgeſetzgebung bleibt ferner 
vorbehalten, zu verfügen, in wie weit 
durch Ortsſtatuten darüber Beſtimmung 
getroffen werben kann, daß einzelne Orts⸗ 
teile vorzugsweiſe zu Anlagen ber im 
8 16 erwähnten Art zu bejtimmen, in 
anderen Uridteilen aber dergleichen An⸗ 
lagen entiveber gar nicht oder nur unter 
bejonderen Beſchränkungen zuzulafien find. 





24. Bur Unlegung von Dampffeffeln, 
biejelben mögen zum Majchinenbetriebe 
beſtimmt jein ober nicht, iſt bie an 
gung der nach den Landesgeſetzen zuftän- 
digen Behörde erforderlih. Dem Gejuche 
find die zur Erläuterung erforderlichen 
Beichnungen und Beichreibungen beizu- 

e 


gen. 

Die Behörde hat die BZuläffigfeit ber 
Anlage nad) den beitehenden bau-, feuer- 
und gejundheitpofizeiliden Borfchriften, 
fowie nad) denjenigen allgemeinen poli- 
zeilichen Beftimmungen zu prüfen, welche 
von dem Bundesrat über bie Anlegung 
von Dampfkeſſeln erlajien werben. Sie 
hat nach dem Befunde die Genehmigung 
entweder zu verſagen oder unbedingt zu 
erteilen, oder endlich bei Erteilung der- 
ſelben bie erforderlichen Borlehrungen 
und Einrichtungen vorzufchreiben. 

Bevor der Keſſel in Betrieb genommen 
wird, ift zu unterſuchen, ob die Yu 
führung ben Beltimmungen der erteilten 
Genehmigung entipridt. Wer vor dem 
Empfange der hierüber auszufertigenden 
Befcheinigung den Betrich beginnt, hat 
bie im 8 147 angedrohte Strafe ver- 
wirft 
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Die vorftehenden Beitimmungen gelten 
auch für bewegliche Dampfteffel, 8 
Fur den Nekurs und das Verfahren 
über benjelben gelten bie Vorjchriften ber 
88 20 unb 21. 


‚8 25. Die Genehmigung zu einer ber 
in ben 88 16 unb 24 bezeichneten An- 
lagen bleibt fo lange in Kraft, als feine 

nderung in der Lage ober Beſchaffen⸗ 
beit ber Betriebsſtätte vorgenommen 
wird, und bedarf unter dieſer Voraus⸗ 
jegung auch bann, wenn bie Anlage an 
einen neuen Erwerber übergeht, einer Er- 
neuerung nicht. Sobalb aber eine Ber- 





änderung ber Betriebsjtätte vorgenommen : 


wird, it dazu bie Genchmigung ber 
Nänbigen. Behörde nah Mafigabe der 
88 17 bis 23 einſchließlich, beziehungs- 
weile des 8 24 notwendig. Eine gleich 
Genehmigung ift erforderlich bei weſent⸗ 
Beränderungen in dem Betriebe einer ber 
im $ 16 genannten Anlagen. Die zuftän- 
dige Behörde kann jedoch auf Antrag des 
Unternehmerd von der Bekanntmachung 
N 17) Ahftand nehmen, wenn fie bie 
leberzeugung gewinnt, baß bie beabfich- 
tigte eränberung für Die Beſitzer ober 
——— benachbarter Grundſtucke oder 
das Publilum überhaupt neue oder 
größere Nachteile, Gefahren oder 

Läftigungen, ald mit der vorhandenen Un- 
Lage verbunden find, nicht herbeiführen 


w 

Dieſe Beſtimmungen finden auch auf 
gewerbliche Anlagen (88 16 und 24) An⸗ 
mwendung, weiche bereit3 vor Erlaß dieſes 
Geſetzes beitanden haben. 


8 26. Soweit bie beitehenden Rechte 
ur Abwehr benachteiligender Einwir⸗ 
gen, welche von einent Grunbitüde aus 
auf ein benachbarte Grundſtück geübt 





ur | 
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werden, bem Cigentüner ober Befiger 
de3 letzteren eine Privatklage gewähren, 
kann diefe Plage einer mit obrigteitlicher 
Genehmigung errichteten gewerblichen An⸗ 
lage gegenüber niemal3 auf Einſtellung 
des Gewerbebetriebe, fondern nur auf 
Heritellung von Einrichtun,.ı, welche Die 
benachteifigende Einwirkung ausſchließen, 
oder, wo ſolche Einrichtungen unthunlich 
oder mit einem gehörigen Betriebe des 
Gewerbes unvereinbar ind, auf Schad- 
lo8haltung "gerichtet werden. 





8 27. Die Erridtung oder Verle 
gung folder Anlagen, deren Betrieb mit 
—— eräujch verbunden iſt, 


muß, fofern fie nicht ſchon nach den Bor- 


ſchriften der 88 16 bis 25 der Genehmi⸗ 
gung bedarf, der Ortöpolizeibehörde au⸗ 
ezeigt werden. Letztere hat, wenn in der 
daͤhe der gewählten Betriebsſtätte Kirchen, 
Schulen oder andere öffentliche Gebäude, 
Krankenhäuſer oder Heilanſtalten vorhau⸗ 
den ſind, deren beitimmungsmäßige Be⸗ 
nutzung durch den Gew etrieb aı:j 
dieſer Stelle eine erhebliche Störung er⸗ 
feiden würde, - bie Eutſcheidung ber 
höheren Verwaltungsbehörde darüber ein⸗ 
zubolen, ob bie Wusübung bed Gewerbes 
an ber gewählten Betrieböftätte zu unter- 
jagen ober nur unter Bedingungen zu ge⸗ 
itatten fei 





8 28. Die höheren Verwaltungsbe⸗ 
hörben finb befugt, über bie Entfernung, 
welche bei Erriditung von durch Wind 
bewegten XTriebwerlen von benadbarten 
fremden Grundftüden und von .öffent- 


lichen Wegen inne zu en ift, durch 
Polizeiverordnungen eltimmung zu 
treffen. 





2. ®ewerbetreibenbe, welche einer bejonderen Genehmigung 
bedürfen. 


8 29. Einer Upprobation, welche auf 
Grund eines Nachweiſes der Befähigung 


erteilt wirb, bedürfen Apothefer und die | 


jenigen Perſonen, weiche jich als Werzte 





unbärzte, Uugenärzte,  Geburtähelfer, 


rzte und Tierärzte) ober mit gleich« 
bedeutenden Titeln bezeichnen oder ſeitens 
des Staate3 oder einer Gemeinde als 
ſolche anerlannt oder mit amtlidyen Funk⸗ 


tionen betraut werben follen. &3 barf 
die Approbation jedoch von der vorherigen 
akademiſchen DPoltorpromotion nicht ab» 
hängig gemacht werden. 

Der Bundesrat bezeichnet, mit Rucſicht 
auf das vorhandene Bedürfnis, in ver» 
ſchiedenen Teilen des Reichs die Behörden, 
weiche für das ganze Reich Bee pro» 


bation zu erteilen befugt jind, und cr 
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(äßt die Vorjchriften über den Nachweis 
ber Bejähigung. Die Namen der Appro- 
bierten werben von ber Behörbe, meld,e 
die Approbation erteilt, in den von 
Bundesrate zu beitimmenden amtlichen 
Blättern veröffentlicht. 

PVerjonen, welche eine folche Appro⸗ 
bation erlaugt haben, find innerhalb bes 
Reichs in ber Wahl des Ortes, wo fie 
ihr Wewerbe betreiben wollen, norbehalt- 
ih der Beitimmungen über die Errich- 
tung und Verlegung von Apothefen ($ 6), 
nicht beichräntt. 

Dem Bundesrate bleibt vorbehalten, zu 
beitimmen, unter welchen Vorausſetzungen 
Serlonen wegen willeneje ti erprabter 

iftungen von ber vorgejchriebenen Prü- 
fung ausnahmsweiſe zu entbinden find. 

erfonen, welche vor Berfündigung 
biejes Gejebes in einem Bundesſtaate bie 
yereditiming um @emerbebetriebe als 
Aerzte, Wunbärzte, Zahnärzte, Seburts- 
beifer, Mpotheler oder Tierärzte bereits 
erlangt haben, gelten als für das ganze 
Reich approbiert. 





830. Unternehmer von Privat» 
Kranken⸗, Privat-Entbindungs- und Pri- 
vat-$rrenanitalten bedürfen einer Kon— 
eſſion der höheren Verwaltungsbehörde. 
Die Konzeſſion ift nur dann zu verjagen: 

a. wenn Thatfachen vorliegen, melche 
bie Unzuläffigleit_ bes Unternehmers 
in Beziehung auf die Leitung oder 
Verwaltung der Anftalt barthun, 

b. wenn nad) den von dem Unter 
nehmer einzureichenden Befchreibun- 
gen und Plänen die baulichen und 
die fonftigen technijchen Einrichtungen 
der Anſtalt den geſundheitspolizei⸗ 
fihen Anforderungen nit ent- 
Iprechen, 

c. wenn die Unftalt nur in einem Teil 
eines aud) von anderen Perjonen be 


wohnten Gebäudes untergebracht 
werben foll und bucch —* Betrieb 
für die Mitbewohner dieſes Gebäudes 


erhebliche Nachteile oder Gefahren 
hervorrufen kann, 

d. wenn die Anſtalt zur Aufnahme von 
Perſonen mit anſteckenden Sranl- 

- heiten oder von Geiſteskranken be- 
ftimmt ijt und durch ihre örtliche 
Lage für die Bejiber oder Bewohner 
der benachbarten Grimödjlüde erheb- 


fihe Nachteile ober Gefahren ber- 
vorrufen kann. 

Bor Erteilung der Konzeſſion find fiber 
die Tragen zu c ımb d die Ortöpolizei- 
und die Gemeinbebehörben zu hören. 

Hebammen bebürfen eined Prüfungs- 
Beugniffes der nach den Landesgejepen 
zuftändigen Behörbe. 





8 80 a. Der Betrieb bes Hufbeſchlagge⸗ 
werbes kann durd) die Landesgeſetzgebung 
von der Beibringung eines Pruͤfungszeug⸗ 
niſſes abhängig gemacht werben. Das er⸗ 
teilte Prüfungszeugnis gilt für den ganzen 
Umfang be3 Reiches. 





8 31. Seeſchiffer, Seeiteuerleute, Ma⸗ 
ſchiniſten der Seebampfichiffe und Lotjen 
müfjen ſich über den Beſitz der erforber- 
lichen Kenntnijje durch ein Befähigung» 
Zigris der zuſtändigen Verwaltungsbe⸗ 
hörde ausweiſen. 


Der Bundesrat erläßt die Vorſchriften 
über den Nachweis der Befähigung. Die 
auf Grund dieſes Nachweiſes erteilten 
Heugnifle gelten für das ganze Neich, bei 
Iotien für das im Zeugnis angeführte 
Safrmajler. 

o weit in Betreff der Schiffer und 
Lotſen auf Strömen imfolge von Staats⸗ 
verträgen befondere Anordnungen ge 
troffen find, behält es dabei fein Be- 
wenden. 





8 32. Schaujpiel-Unternehmer bedürfen 
gm Betriebe ihres Gewerbes der Er⸗ 
aubnis. Diefelbe gilt nur für das bei Er- 
teilung der Erlaubnis bezeichnete Unter- 
nehmen. Zum Betriebe eine3 anderen 
ober eines weſentlich veränderten Unter- 
nehmen bebarf es einer neuen Erlaub- 
nis 


Die Erlaubnis ift zu verjagen, wenn 
ber Nachſuchende ben Befit der zu dem 
Unternehmen nötigen Mittel richt nad) 
zuweiſen vermag oder wenn die Behörde 
auf Grund von Thatjachen die Ueberzeu- 
ung gewinnt, daß berjelbe die zu dem 
Basti tigten Gewerbebetriebe erforder- 
liche Buverläffigfeit, insbefondere in jitt- 
licher, artiftiiher und finanzieller Hin- 
ſicht nicht befißt. 


8 33. Wer Gaſtwirtſchaft, Schankwirt⸗ 
haft oder Kleinhandel mit Branntwein 
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ober Spiritus betreiben will, bedarf bazu 
ber Erlaubnis. 
Dieje Erlaubnis ift nur dann zu ver 
jagen: 
1. wenn gegen ben Nachſuchenden That» 
jachen vorliegen, weldje die Annahme 
redjtfertigen, daß er bad Gewerbe 


gut Förderung ber Böllerei, deö ver» | 


otenen Spiels, ber Hehlerei oder ber 
Unjittlichleit mißbrauchen werde; 
2. wenn das zum Betriebe be3 Ge- 


werbe3 bejtimmte Lokal wegen jeiner | 


Beſchafſenheit oder Lage ben polizei» 
lichen Anforderungen nicht genügt. 

Die Landedregierungen * befugt. 
außerdem zu beſtimmen, daß: 

a. bie Erlaubnis zum Ausſchänken von 
Branntwein oder zum Kleinhandel 
mit Branntwein oder Spiritus allge 
mein, 

b. die Erlaubnis zum Betriebe der 
— oder zum Ausſchänlken 
von Wein, Bier ober anderen, nicht 
unter a. fallenden geiftigen Getränten 
in Ortſchaften mit weniger ala 
15 000 Einwohnern, fowie in foldhen 
DOrtichaften mit einer größeren Ein- 
wohnerzahl, für we bied duch 
Ortsjtatut (8 142) feitgejept wird, 

von dem Nachweis eine3 vorhandenen 
Bedürfniſſes abhängig fein jolle. 

Bor — der Erlaubnis iſt die 
Ortspolizʒei⸗ die Gemeindebehoͤrde 
gutachtlich zu hören. 

Die vorjiehenden Beſtimmungen finden 
auf Vereine, melche den gemeintchaftfichen 
Einkauf von Lebens- und Wirtichaftsbe- 
bürfnifjen im Großen und deren Abſatz 
im Kleinen zum ausſchließlichen oder 
hauptjächlichen Zweck haben, einjchließlich 
der bereit3 befitehenden, aud) dann Un- 
wendung, wenn der Betrieb auf den Kreis 
der Mitglieder beichräntt ift. 

Die Landedregierungen lönnen anord⸗ 
nen, dab die vorſtehenden Beitimmungen, 
mit Ausnahme derjenigen in Abſatz 3 
unter b, auch auf andere Vereine, ein- 
ſchließlich der bereits beftehenden, felbft 
dann Anwendung finden, wenn der Be- 
trieb auf den Kreiß der Mitglieder be- 
ſchränkt iſt. 


33 a. Wer gewerbsmäßig Singipiele, 
Geſangs⸗ und deflamatoriiche Vorträge, 
Schauftellungen von Perjonen oder thea- 
tralifhe Vorjiellungen, ohne daß ein 


höheres Intereſſe der Kunft oder Wiſſen- 
ichaft dabei obmwaltet, in jeinen Wirt- 


ſchafts- ober fonftigen Räumen öffentlich 


veranjtalten oder zu Deren öffentlicher 
Beranjtaltung jeine Räume benugen lajjen 
will, bedarf zum Betriebe dieſes Gewerbes 
ber Erlaubnis, ohne Rüchkſicht auf Die etwa 
bereit3 erwirkte Erlaubnis zum Betriebe 
bed Gewerbes ala Schaujpielunternehmer. 


Die Erlaubnis ift nur dann zu Der- 

jagen: 

1. wenn gegen ben Nachſuchenden That- 
ſachen vorliegen, weldye Die Annahme 
rechtfertigen, daß bie beabfidhtigten 
Beranitaltungen den Geſetzen oder 
guten Sitten zumiberlaufen merben; 

2. wenn das zum Betriebe des Ge⸗ 
werbes beitimmte Lokal wegen jeiner 
a oder Lage ben polizei- 
fihen Unforderungen nicht genügt; 

3. wenn ber den Verhältnifjen des 
meindebezirtö entiprechenden Anzahl 
von Perjonen die Erlaubnis bereits 


erteilt iſt. 
Aus den unter Biffer 1 angeführten 
nben Tann die Erlaubnis zurüdge 
nommen unb Berfonen, welche vor dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes den Ge 
werbebetrieb begonnen haben, derſelbe 
unterſagt werden. 





83b. Wer gewerbsmäßig Muſik⸗ 
aufführun Schauſtellungen, theatra- 
liſche Borkellungen oder ſonſtige Yuftbar- 
feiten, 4 daß ein höheres Intereſſe 
der Kunſt oder Wiſſenſchaft dabei ob- 
waltet, vun Haus zu Haus oder auf 
öffentlichen Wegen, Straßen, Plägen dar- 
bieten will, bedarf der vorgängigen Er» 
laubnis der Ortspolizeibehörde. 





8 33c. Die — von Tanzluſt⸗ 
barkeiten richtet ſich nad) den landesred)t- 
Iihen Beltimmungen. 





8 84. Wer bas Geſchäft eines Pfand⸗ 
feiher8 betreiben will, bebarf dazu der 
Erlaubnis. Diefe ift zu verjagen, wenn 
Thatſachen vorliegen, welche die Unzuver- 
läſſigkeit des Nachſuchenden in Bezug auf 
den beabfichtigten Gewerbebetrieb darthın. 
Die Landesregierungen find befugt, außer- 
dem zu beftimmen, daß in Drtichaiten, 
ür welche dies durch Ortsſtatut ($ 142) 
—— wird, die Erlaubnis von dem 
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Nachweis eine vorhandenen Beblirfnifjes 
abhängig fein jolle. 

us * gewerbe gilt auch der ge⸗ 
werbsmäßige Ankauf beweglicher Sachen 
mit Gewährung bes Rückkaufsrechtes. 

Die Landesgejege können vorjchreiben, 
daß zum Handel mit Giften unb zum Be- 
triebe des Lotſengewerbes befonbere Ge⸗ 
nehmigung erforderlich ift, imgleichen, daß 
da8 Gewerbe der Marlicheiber nur von 
Perſonen betrieben werden darf, welche 
als jolche geprüft und konzeſſioniert find. 


8 85. Die Crteilung von Tanz, 
Zum und Schwimmunterricht als Ge⸗ 
werbe, ſowie ber Betrieb von Badean⸗ 
ſtalten iſt zu unterſagen, wenn Thatſachen 
vorliegen, welche die Unzuverläfjigkeit des 


Gemwerbetreibenden in Bezug auf diejen 
Gewerbebetrieb barthun. 
Unter berjelben Vorausſetzung find 


zu unterjagen: der Tröbelhandel (Handel 
mit gebrauchten Kleidern, gebrauditen 
Betten oder gebrauchter Wäjche, Klein- 
handel mit altem Dietafigerät, mit Me- 
talfbruch oder dergleichen), ſowie ber 
Kleindandel mit Garnabfällen oder 
Dräumen von Seide, Wolle, Baummolle 
oder Leinen, ber Handel mit Dynamit 
oder anderen Sprengftoffen und Der 
Handel mit Loſen von Lotterien und Aus⸗ 
jpielungen, oder mit Bezug& und Un- 
teiljcheinen auf folche Loſe. 

Dasſelbe gilt von der gewerbömäßigen 
Belorgung fremder NRechtöangelegenheiten 
und bei Behörden wahrzunehmender &e- 
fchäfte, insbejondere der Abfaſſung ver 
darauf bezüglichen fchriftlichen Wufjäge, 
von bem gewerbömäßigen Betriebe der 
Viehverſtellung (Viehpacht), des Viehhan⸗ 
dels und des Handels mit laändlichen 
Grundſtücken, von dem Geſchäfte der ge⸗ 
werbsmäßigen Vermittelungsagenten für 
Smmobilarverträge, Darlehen und Hei- 
taten, von dem Geſchaͤfte eined Geſinde⸗ 
vermieterd unb eines Gtellenvermittlerg, 
fowie vom Geſchäfte eines Auktionators. 
Denjenigen, welche gewerbsmäßig das Ge- 
(hä eines Aultionators betreiben, ift es 
verboten, Immobilien zu  verfteigern, 
wenn jie nidjt von ben dazu befugten 
Staats- oder Kommnunalbehörden oder 
Korporationen als folche angejftellt find 


Der Handel mit Droguen und djemi- 


hen Präparaten, welche zu Heilzwechen 


dienen, ift zu unterfagen, wenn die Hanb⸗ 


habung de3 Gemerbebetriebes Leben und 


Geſundheit von Menſchen gefährbet. Der 
Kleinhandel mit Vier kann unterſ 
werden, wenn der Gewerbetreiben 
wiederholt wegen Zuwiderhandlungen 
gegen die Vorſchriften des 8 33 beſtraft 
iſt 
Iſt die Unterſagung erfolgt, ſo kann die 
Landes⸗Zentralbehörde oder eine andere 
von ihr zu beſtimmende Behörde die 
Wiederaufnahme des Gewerbebetriebes ge⸗ 
ſtatten, fofern ſeit der Unterſagung min⸗ 
deſtens ein Jahr verfloſſen iſt. 
Perſonen, welche bie in dieſem Para⸗ 
aphen bezeichneten Gewerbe beginnen, 
ben bei Eröffnung ihres Gewerbebe⸗ 
triebes der zuſtändigen Behörde hiervon 
Anzeige zu machen. 


836. Das Gewerbe der Feldmeſſer, 
Auttionatoren, derjenigen, welche ben 
Feingehalt edler Metalle oder die Be- 
Ihaffenheit, Menge oder richtige Ver⸗ 
packung von Waren irgend einer Art feſt⸗ 
ſtellen, der Güterbeſtätiger, Schaffner, 
Wäger, Meſſer, Bracker, Schauer, Stauer 
u. ſ. w. darf zwar frei betrieben werden, 
es bleiben jedoch die verfaſſungsmäßig 
dazu befugten Staats⸗ oder Kommunalbe⸗ 
hörden oder Korporationen auch ferner be⸗ 
— Perſonen, welche dieſe Gewerbe 
betreiben wollen, auf die Beobachtung der 
ſtehenden Vorſchriften zu beeidigen und 
oe anzuſtellen. 

Die Beſtimmungen der Geſetze, welche 


den Handlungen der genannten Gewerbe⸗ 


treibenden eine beſondere Glaubwürdig⸗ 
feit beilegen oder an dieſe Handlungen 
beiondere rechtliche Wirkungen knüpfen, 
ſind nur auf bie von den verfaſſungs⸗ 
mäßig bazu befugten Staat3- oder Kom⸗ 
munalbehörden oder Korporationen an⸗ 
geitellten Perjonen zu beziehen. 





h 37. Der Regelung durch die Orts⸗ 
polizeibehörde unterliegt die Unterhal- 
tung de3 öffentlihen Verkehrs inner- 
halb der Orte durch Wagen aller Art, 
Sondeln, Sänften, Pferde und andere 
Transportmittel, ſowie das Gewerbe der- 
jenigen Perſonen, welche auf öffentlichen 
Straßen oder Plätzen ihre Dienſte an- 
bieten. 
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8 38. Die Bentralbehörben find beingt, 
ber ben Unnfang det Befugnifje und Ber- 
— ſowie über Geſchäfta⸗ 
betrieb dleie ſoweit darüber 
die etße nicht immungen 
fen, chriften zu erlaffen. Die in 

biejer Beziehung Seftefenben Iombeßgeieh- 
lichen Beſtimmungen finden a 
5.3 34 Abjah 2 bezeichneten —A 

aaa menbung. Soweit e8 fih um 
biefen Geichäftsbetrieb Handelt, gilt bie 





E 


hlung bes Kaufpreiſes ala Hingabe des | 


rlehens, der Unterfchieb zwiſchen bem 
Kaufpreiſe unb dem verabrebeten Rück 
Taufspreifie als bedungene Bergütung 
für das Darlehen und die Uebergabe ber 
Sache als Berpfänbung berfelben für das 


Derlein 
——— — ſind ferner ber 
fügt, Borfchriften u erlaffen, in 
welchen Weiſe die t * 35 5 Dre 2 und 3 
pergeidmeien Gewerbetreibenden ihre 
Bücher zu führen und welcher polizel- 
lichen Rentrofe über den Umfang und bie 
Art ihres Geſchaftsbetriebes fie ſich zu 
unterwerfen haben. 


| bie höhere era gorgerte fomeit 


29 

8 89. Die Landesgeje — „pie 
Einrichtung von Kehrbezir * 
Te 


fteinfeger eefatten. * Fa Ivo 
bezirke b beftehen ober eingerichtet werben, 


nicht Privatrechte entgeg befugt, 
bie Kehrbegite aufzuheben o de be 
ändern, ohne daß deshalb ben Bezirka- 
BE ern ein Wiberfpruchärecht oder 
ein Anfprud) auf Entſchädigung zuftebt. 


8 40. wie int ben Sg 20 Die 38 a md 
in 8 34 —— pprobationen und 
Genehmigungen dürfen weder Ra Zeit 
erteilt, noch vorbehaltlich 
mungen in ben 88 33 a, 53 unb Fr 
twiberrufen —5 ber Geneh 
Gegen agung der Gene migung 
gm Betriebe id ber im ben 88 80, 
a, 3 ‚ 3a und 34, ſowie gegen 
——a— des Betriebes ber in 
g8 33a, 85 und 37 erwähnten Gewerbe 
it der Rekurs utäifig Wegen bes Ver⸗ 
— und der Behörden gelten bie 
orichriften der 88 20 ın 20 unb 21. 





ID. Amſang, Ausübung und Perluft der Gewerdedefuguife. 


8 41. Die Befugnis zum felbftändigen 
Betriebe eines ftehenden Gsererbed begreift 
das Recht in A in beliebiger Zahl Ge⸗ 
jellen, Gehülfen, Arbeiter jeder Urt und, 
foweit bie —— — des gegeumärtigen 

, Xrug an⸗ 
zunehmen. er Wahl bes Arbeits- 
und Hulfsperſonals finden feine anderen 
Beihränkungen ar m et durch das 
gegenw * eſtgeſtellten. 

I Beir ber Berechtigung der Apo⸗ 
tbefer, enter und „ehrlinge anzu⸗ 
nehmen, bewendet es bei den Beſtim⸗ 
mungen der Landesgeſetze. 





8 41a. Soweit nach den Beſtim⸗ 
mungen ber 88 106 b bis 105 h Gehulfen, 
Zehrlinge und Arbeiter im Handelsge 
werbe an Sonn⸗ und Feſttagen nicht be⸗ 
Käfige werben dürfen, darf in offenen 

aufstellen ein Gewerbebetrieb an 
biefen Tagen nicht ftattfinden. Diefe Be 
ſtinrmung findet auf den Gefchäftsbetrieb 
bon — aa nanneven Bereinen ent» 
fprechende Anwen 

Beeitergehenben —— — De 
ſchrünkungen des Gewerbe 





————— — — — — — — — — — —— — — 


Sonn- und Feſttagen ſteht dieſe Beſtim⸗ 
mung nicht entgegen. 


8 42. Wer zum ſelbſtändigen Betriebe 
eines ftehenden Gewerbes befugt ift, darf 
dasſelbe innerhalb und unbeſchadet ber 
Beitinmungen bes dritten Titels auch 
außerhalb des Gemeinbebezirts feiner ge 
werblichen Niederlaffung ausüben. 

Eine gewerblihe Niederlaffung gilt 
nicht al8 vorhanden, wenn der Gewerbe⸗ 
treibende im Inlande ein zu bauerndem 
Gebrauche eingerichteted, beftändig ober 
doch in regelmäßiger Wiederfehr von ihm 
benutztes Lokal ir ben Betrieb feines 
Gewerbes nicht befißt. 


8 42a. Gegenftände, ‚welche von bem 
Anlauf oder Feilbieten im Umberziehen 
außgefchlofjen find, dürfen auch inner- 
halb des Gemeindebezirtes bes Wohn⸗ 
orteß ober ber gewerblichen Nieberlaffung 
don Haus zu Fi u8 ober auf öffentlichen 
Wegen, Straßen, Plägen oder an anderen 
öifentlichen Orten nicht feilgeboten oder 

um Wieberverfauf angelauft werben, mit 

Kußnahme von Bier und Wein in Fuſſern 
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und Flaſchen und vorbehaltlich bed nad 
8 33 erlaubten &ewerbebetriebeß. 

Die zuftändige Landesregierung it bes 
fugt, fomweit ein Bedürfnis Dazu obmaltet, 
anzuordnen, daB und —* weitere 
Ausnahmen von dieſem Verbote ſtatt⸗ 
finden ſollen. 

Das Feilbieten geiſtiger Getraͤnke kann 
bon ber Ortöpolizeibehörbe im Falle be 
ſonderen Bedürfniſſes vorübergehend ge- 
ftattet werden. 


8 42b. Dur die höhere Vermwal- 
tungöbehörde nad) Anhörung ber Ge 
meindebehörbe ober durch Beichluß der 
Semeindebehörde mit Genehmigung ber 
höheren Berwaltungsbehörde kann für 
einzelne Gemeinden beitimmt werben, daß 
Perjonen, meldye in dem Gemeinbebezirte 
einen Wohnſitz ober eine gewerbliche 
Niederlafjung befigen und welche inner- 
halb des Gemeindebezirls auf öffent» 
lihen Wegen, Straßen, Plägen oder an 
anderen öffentlichen Orten oder ohne vor⸗ 
gängige Beitellung von Haus zu Haus 

1. Waren feilbieten oder 

2. Waren bei anderen Perſonen, als 

bei Kaufleuten oder ſolchen Perfonen, 
welche die Waren produzieren, oder 
an anderen Orten, als in offenen 
Berfaufsitellen zum Wiederverlauf 
anfaufen, oder Warenbeitellungen bei 
Berjonen, in beren Gewerbebetriebe 
Waren der angebotenen Urt feine 
Verwendung finden, aufſuchen oder 
3. gewerbliche Leiſtungen, hinſichtlich 
deren dies nicht Landesgebrauch ift, 
anbieten wollen, 
der Erlaubnis bedürfen. Diefe Be- 
ſtimmung fann auf einzelne Zeile des Ge- 
meindebezirls fowie auf gewille Gat- 
tungen von Waren und Leiftungen be- 
ſchränkt werben. 

Auf die Erteilung, Verfagung und Zu⸗ 
rüdnahme der (Erlaubnis finden bie 
Borjchriften der 88 57, 67a, 57b, 58 
und 63 Abſatz 1, und auf die Ausübung 
des Gewerbebetriebe die Vorſchriften der 
88 60b, 60c, 60d Abſatz 1 und 2 
und 63 Abjag 2 entiprechende Anwendung. 

In Betreff der im 8 59 Biffer Lumd 2 
bezeichneten Erzengnilje und Waren, auch 
wenn diejelben nicht zu den ſelbſtge⸗ 
monnenen oder jelbitverlertigten gehören, 
ferner in Betreff der Druckſchriften, an- 





deren Schriften und Bildwerke, infoweit 


ber Gewerbebetrieb hiermit von Haus 
zu Dans ftattfindet, forwie in Betreff 
der vom Bundesrat in Gemäßheit bes 
8 44 Abſatz 2 geftatteten WUusnahmen 
darf der betreffende Gewerbebetrieb in 
dem Gemeindebezirle des Wohnfites oder 
der gewerblichen Nieberlafjung von einer 
Erlaubnis nicht abhängig gemacht werben. 
In beireff der im 859 Ziffer 1 hi32 ber 
zeichneten Erzeugnijje und Waren kann je 
doch der Gewerbebetrieb unter den in 8 57 
Biffer 1 big 4 erwähnten Vorausſetzungen 
unterfagt, ſowie nad) Maßgabe bes 8 60b 
Abjag 2 und „0 c Abſatz 2 beichränft und 
gemäh $ 60 b Abſatz 3 verboten werben. 
uf die Unterjagung biefes 

betriebe8 finden die Borfchriften des 
v 63 Abſatz 1, auf die Belheänlung bei- 
elben die Vorſchriften des 8 68 Abſatz 
2 entiprechende —— 

Die höhere Verwaltungsbehörde iſt be⸗ 
fugt, bie vom Bundesrat gemäß 8 66d 
getroffenen Beitimmungen auf diejenigen 

ußländer entſprechend angumenben, 
welche innerhalb bes Gemeindebezirts 
ihres Wohnortes oder ihrer gewerblichen 

iederlaffung auf öifentlichen Wegen, 
Straßen, Plaͤtzen ober an anderen öffent- 
lichen Orten oder ohne vorgängige Be— 
ftellung von Haus zu Haus eins ber 
unter Ziffer 1 bis 3 bezeichneten Ge⸗ 
werbe betreiben wollen. 

Kinder unter 14 Jahren dürfen, auch 
wenn eine Beitimmung nach Abſatz 1 
nicht getroffen iſt, auf Öffentlichen Wegen, 
Straßen, Plägen oder an öffentlichen 
Drten oder ohne vorgängige Beſtellung 
von Haug zu Haus Gegenitände nicht feil- 
bieten. In Orten, mo ein, derartiges Feil- 
bieten durch Kinder hHerlömmlich „ift, 
darf die Ort3polizeibehörbe ein ſolches für 
beitimmte Bettabicnitze, welche in einem 
Kalenderjahr aulammen vier Wochen nicht 
überjchreiten dürfen, geitatten. 





8 48. Wer gemerbsmäßig Brud- 
ſchriften oder andere Schriften oder Bild- 
werte auf öffentlichen Wegen, Straßen, 
Plätzen oder an anderen Öffentlichen 

rten außrufen, verlaufen, verteilen, an⸗ 
heften oder anjchlagen will, bebarf Dazu 
einer Erlaubnis der Ortöpolizeibehörde 
und hat den über dieſe Erlaubnis auszu⸗ 
jtellenden, auf feinen Namen lautenden 
Legitimationsſchein bei ſich zu führen. 

uf die Erteilung und Verfagung ber 








Reichsgewerbeordnung. 88 44 bis 44a. 


Erlaubni3 finden die Vorſchriften ber 
8$ 57 Nr. 1, 2, 4, 67a, 57 b Wr. 1 und 
2 und 63 Abhſatz 1 entiprechende Anwen⸗ 
dung. Auf das bloße Unhejten und An⸗ 
jchlagen findet der VBerfagungdgrund der 
een Entftellung leine Anwen⸗ 


g. 

Zur Verteilung von Stimmzetteln und 
Druckſchriften zu a Yan bei der 
Dahl zu gelebgebenden Körperichaften it 
eine polizeiliche Erlaubnid in der Zeit 
von der iden Belanntmadjung des 
Wahltages bis zur Beendigung des Wahl- 
altes nicht erforderlich. 

Dasſelbe gilt auch bezüglich der nicht 
gewerbömäßigen Verteilung von Stimm- 
zetteln und Druckſchriften zu Wahl- 

en. 


In geichlofjenen Räumen ijt zur nidht- 
ewerbömäßigen Xerteilung von Drud- 
hriften oder anderen Schriften oder Bild- 
werten eine Erlaubnis nicht erforderlid). 
An die Stelle des im $ 5 Abſatz 1 des 
Prebgeiched vom 7. Mai 1374 angezogenen 
57 der Gewerbeordnung treten Die 
Beſtimmungen der 88 57 Nr. 1, 2, 4, 


57a, 57b Wr. 1 und 2 des gegenmwär- 


tigen Geſetzes. 


5 44. Ber ein ſtehendes Gewerbe be- 
treibt, ijt befugt, auch außerhalb des Ge⸗ 

t irt3 jeiner gewerblichen Nieder- 
lajjung perjönlidy oder durch in feinem 
Dienite jtehende Reijende für die Zwecke 
jeine8 Gewerbebetriebes Waren aufzu⸗ 
faujen und Beitellungen auf Waren zu 


ju 

Sr auigelauften Waren dürfen nur be- 
Huj3 deren Bejörderung nad) dem Beftim- 
mung3orte mitgeführt werden; von ben 
Waren, auf melde Beitellungen gelucht 
werben, dürfen nur Proben und Muſter 
mitgeführt werben, ſoweit nicht der 
Bundesrat für beftimmte Waren, welche 
im VBerhältnifje zu ihrem‘ Umfange einen 
hohen Wert haben und übungsgemäß an 
Die Wiederverfäufer im Stüd abgeſetzt 
werben, zum Zwecke des Wbjages an Ber- 
fonen, welche damit Hanbel treiben, Aus- 
nahmen zuläßt. 

Das Auflaufen darf ferner nur bei 
Kaufleuten oder foldhen Perſonen, welche 
die Waren produzieren, oder in offenen 
Verkaufsſtellen 
Das Aufſfu 
Waren, mit 


von Beſtellungen auf 
usnahme von Druchſchriften, 


olgen. Imgleichen darf 


| 


1 
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anderen Schriften und Bilbwerfen und, 
ſoweit nicht der Bundesrat nod) für andere 
Waren oder Gegenden oder Gruppen von 
Gewerbetreibenden Ausnahmen zuläßt, 
ohne vorgängige auzdrüdide Auf—⸗ 
forderung nur bei Kaufleuten in deren 
Geſchäftsräumen, ober bei folhen Ber- 
jonen gejchehen, in deren Gejchäftöbetriebe 
Waren ber angebotenen Urt Verwendung 


finden. 

Hinfihtlih des Aufſuchens von Be— 
ſtellungen auf Drudichriften, andere 
Schriften und Bildwerte finden die Bor- 
ſchriften des 8 66 Abſatz 3 entipredjende 


Anwendung. 





8 44a. Wer in Gemäßheit des 8 44 
Warenbejtellungen aufjucdht ober Waren 
auflauft, bedarf hierzu einer Legitima- 
tionslarte, welche auf den Untrag des 
Inhabers des jtehenden Gernerbebetriebes 
von der für beifen Niederlafjungsort zu- 
ftändigen Vermwaltungsbehörde für Die 
Dauer des Kalenderjahres und den Um- 
jang bes Reichs ausgejtellt wird. Die 
Legitimationdfarte enthält den Namen des 
Inhabers derjelben, den Namen der Per- 
jon oder der Firma, in deren Dienſten er 
handelt, und die nähere Bezeichnung ded 
Gewerbebetriebes. | 

Der Inhaber der Legitimationskarte ift 
verpflichtet, diejelbe während der Aus— 
übung des Gewerbebetriebes bei fich zu 
führen, auf Erfordern der zuftändigen Be» 

örden oder Beamten vorzuzeigen und, 
jofern er hierzu nicht imjtande ift, auf 
deren Geheiß den Betrieb biß zur Her— 
beijchaffung der Yegitimationgfarte einzu- 
jtellen. 

Die Legitimationslarte ift zu verfagen, 
mern bei demjenigen, für welchen jie be- 
antragt wird, eine der im $ 57 Ziffer 1 
bis 4 bezeichneten VBorausfegungen zutrifft, 
außerdem darf fie nur dann verjagt 
werden, wenn bie im $ 57b Bifier 2 
bezeichnete Vorausſetzung vorliegt. 

Die Legitimationskarte kann durd) bie 
Behörbe, welche jie auögejtellt hat, zu- 
rüdgenommen werden, wenn jich ergiebt, 
daß eine ber in & 57 Ziffer 1 biß 4 be» 
eichneten Vorausſetzungen zur Zeit der 

eilung derfelben vorhanden gewejen, 
der Behörde aber unbekannt geblieben, 
oder nach Erteilung derjelben eingetreten 
ift, oder wenn bei dem Gejchäftsbetriebe 


92 


bie in 8 44 gezogenen Schranfen über- 
fhritten werben. 

Wegen des Verfahrens gelten die Vor⸗ 
Ichriften des $ 68 Abſatz 1. 

Einer Legitimationglarte bebürfen die⸗ 
jenigen @ewmerbetreibenden nicht, welche 
durch bie in ben Bollvereind- oder gan 
belßverträgen vorgejehene Gewerbe⸗Legi⸗ 
timationdlarte bereit legitimiert find. En 
Betreff diefer Gemwerbetreibenden finden 
die vorftehenden Beitimmungen über bie 
Verpflichtung zum Mitführen ber Legi- 
timationgfarte, über die Folgen der Nicht- 
erfüllung dieſer Verpflichtung, ſowie fiber 
bie Berfagung und Buricnahme ber Karte 
entiprechende Anwendung. 





8 45. Die Befugniffe zum ftehenden 
Gewerbebetriebe Tönnen burch Stellver- 
treter ausgeübt werben; dieſe müffen & 
doch den für das in Rebe ftehende Ge⸗ 
werbe in&befondere vorgeſchriebenen Er- 
forberniffen genügen. 


— — 


8 46. Nach dem Tode eines Gewerbe⸗ 
treibenden darf das Gewerbe für Rechnung 
ber Witwe mährend des Witwenſtandes 
oder, wenn minberjübrige Erben vor⸗ 
handen find, für deren Rechnung burd) 
einen nad 8 45 qualifizierten Stellver- 
treter betrieben werben, infofern bie über 
den Betrieb einzelner Gewerbe beftehenden 
bejonderen Vorfchriften nicht ein anderes 
anorbnen. Basjelbe gilt während ber 
Dauer einer Suratel oder Nadjlaßregu- 
fierung. 


8 47. Inwiefern fir die nad den 
88 34 und 36 konzeſſionierten oder an⸗ 
geitellten Perſonen eine Stellvertretung 
guläflig ift, Hat in jedem einzelnen Falle 
ie Behörde zu beitimmen, welcher bie 
Konzeffionierung ober Anftellung zufteht. 

Dasſelbe gilt in Beziehung auf die— 
jenigen Schorniteinfeger, denen ein Kehr- 
bezirk zugewieſen ift (8 39). 


8 48. Nealgemwerbeberechtigungen kön⸗ 
nen auf jede, nad) den Vorſchriften diefes 
Geſetzes zum Betriebe des Gewerbes be- 
fähigte Perſon in der Art übertragen wer⸗ 
den, daß der Erwerber die Gewerbebe— 
a Bun für eigene Rechnung ausüben 

arf. 





tu 
im 


Neichögewerbeorbnung. 88 45 Bis 51. 


8 49. Bei Erteilung ber Gene! g 
zu einer Anlage der in 8 16 und 24 be 
zeichneten Arten, imgleidyen zur Antegung 
von Privat⸗Kranken⸗,, Privat-Entbin- 
dungs⸗ und Privat-Srrenanftalten, zu 
Schaufpiel-Unternehmungen, forte zum 
Betriebe der im 8 33 gedachten Gewerbe, 
kann von der genehmigenden Behörbe den 
Umftänden nad eine Friſt gefegt werben, 
binnen welcher die Anlage ober bas 
Unternehmen bei Vermeidung bed Er 
Löichens der Genehmigung begonnen und 
ausgeführt und ber Gewerbebetrieb ange- 
fangen werben muß. Iſt eine ſolche Friſt 
nicht beftimmt, fo erlifcht bie erteilte Ge⸗ 
nehmigung, wenn der Inhaber nad Em- 
pfang berfelben ein ganzes Jahr ver- 
jtreiden läßt, ohne bavon Gebrauch zu 
machen. 

Eine Verlängerung der Frift kann von 
der Behörde bewilligt werben, fobalb er- 
hebliche ®ründe nicht entgegenitehen. 

Hat der Inhaber einer folchen Genehni- 

ung feinen Gewerbebetrieb während eines. 

Seittaumd von drei Sahren eingeftellt, _ 
ohne eine Friſtung nachgeſucht und er- 
halten zu haben, fo erlifcht biejelbe. 

Für die im 8 16 aufgeführten Un- 
lagen darf bie nachgeſuchte Friftung fo 
lange nicht verfagt werben, ald wegen 
einer durch Erbfall ober Konkurger- 
Märung entitandenen Ungewißheit über 
das Eigentum an einer Anlage oder in⸗ 
folge höherer Gewalt der Betrieb ent- 
weder gar nicht oder nur mit erheblichen 
Nachteile für den Inhaber oder Eigen- 
tümer ber Anlage ftattfinden Tann. 

Das Verfahren für die Friſtung if 
dasſelbe, wie für bie Genehmigung neuer 
Anlagen. 


8 50. Auf die Inhaber ber bereits 
vor dem Erſcheinen des gegenmärtigen 
Geſetzes erteilten Genehmigungen finden 
bie im $ 49 bejlimmten Friſten ebenfalls 
Unmendung, jedody mit der Maßgabe, da 
diefe Frilten von dem Tage der Verkün⸗ 
Digung des Gejeges an zu laufen an- 


fangen. 
h: 51. Wegen übermwiegender Nachteile 
und Gefahren für das Gemeinwohl kaun 
die fernere Benutzung einer jeden gewerb⸗ 
fihen Unlage durch die höhere Verwal— 
gebehörbe zu jeder ga unterfagt 
en. Do muß dem Befiger alsdann 








n 
er 
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für den ermeiglihen Schaben Erfah ge | jenigen Eigenfchaften, welche bei der Er- 
leiftet werben. ‚ teilung der Genehmigung ober Beital- 
Gegen bie unterfagenbe erfagung fung nad der Vorſchrift dieſes Geſetzes 
ber Rekurs zulälfig; wegen ber » : vorausgejegt werden mußten, Mar er- 
fhädigung fteht der Rechtsweg ofien. heilt. Inwiefern dur) die Handlungen 
: oder Unterlafjungen eine Strafe ver- 
8 52. Die Beſtimmung des 8 51 findet wirkt ift, bleibt ber richterlihen Ent⸗ 
auch auf die zur Zeit der Verkündigung fcheibung vorbehalten. 
bes gegenwärtigen Geſetzes bereit vor⸗ Tiandleihern, welche vor dem Inkraft⸗ 
handenen gewerblichen Anlagen Anmwen- | treten des Geſetzes vom 23. Juli 1879 
dung; Doc entipringt aus der Unter- (Neich3-Gefegblatt Geite 267) den Ge- 
fagımg der ferneren Benugung fein UAn- - werbebetrieb begonnen haben, Tann der- 
ſpruch auf Entfchädigung, wenn bei ber ſelbe unterfagt werden, wenn Thatjachen 
früher erteilten Genehmigung ausbrüd- vorliegen, welche bie Unzuverläſſigkeit des 
lich vorbehalten worden ift, diefelbe ohne | Gemwerbetreibenden in Bezug auf den 
Entjchädigung zu miberrufen. Gewerbebetrieb darthun. ft die Unter- 
ſagung erfolgt, fo Tann die Landes- 
8 53. Die in bem 8 29 bezeichneten | Bentralbehörde oder eine andere bon ihr 
Approbationen können von der Berwal- |, zu beftimmende Behörde die Wiederauf- 
tungsbehörde nur dann zurüdgenommen : nahme bed Gemerbebetriebes geitatten, jo- 
werben, wenn bie Unrichtigfeit der Nach- : fern feit ber Unterfagung mindejtend ein 
weife dargethan wird, auf Grund deren . Jahr verfloffen ift. 
ſolche erteilt worden find, ober wenn bem 
Inhaber der Approbation bie bürgerlichen 8 54. Wegen des Verfahrens und ber 
Ehrenrechte aberlannt jind, in legterenn Behörben, welche in Bezug auf die unter- 
Falle jedoch nur für die Dauer des ſagte Benugung einer gewerblichen An⸗ 
Ehrenverluſtes. | lage (8 51), auf die Unterfagung eincd 
Außer aus biefen Gründen können bie Gewerbebetriebes Au 35), und bie Zur 
in den 83 30, 30a, 32, 33, 34 und 36 . rüdnahme einer Approbation, Genehmi- 
bezeichneten Genehmigungen und Beital- gung oder Beitallung (SS 33a, 53) maß- 











lungen in gleiher Weife zurüdgenommen | gebend jind, gelten die Vorjchriften der 
werben, wenn au3 Handlungen oder Unter- | 88 20 und 21. 
laſſungen des Inhabers der Mangel ber- 


Dritter Titel, 


Gewerbebetrieb im Umherziehen. 


8 55. Wer außerhalb des Gemeinde- abere® Intereſſe der Kunſt oder der 
ad — ſeines Wohnorte3 oder der durch ijjenjchaft dabei obwaltet, darbieten 
ondere Anordnung der höheren Ber- will, 
waltungsbehörbe dem Gemeindebezirfe des bedarf eines Wandergemwerbeicheing, ſo— 
Bohnortes ‚gleihgefteltien näcdjiten Umge- | weit nicht für die in Ziffer 2 bezeichneten 


bung beajelben ohne Begründung einer | Yälle in Gemäßheit de3 8 44 a eine Legi- 

gewerblichen Niederlaffung und ohne vor- timationskarte genügt. 

gängige Beitellung in eigener Perſon In dem falle ber Ziffer 4 ift auch für 
1 Baren feilbieten, den Marktvertehr (8 64) ein Wanderge- 


2. Warenbeitellungen aufſuchen ober 
Waren bei anderen PBerjonen, al3 bei 
Kaufleuten, oder an anderen Orten, 
als in offenen Verkaufsſtellen zum 
Wieberverlauf anlaufen, 

8. geroerhliche Leiftungen anbieten, 

4. Mufitaufführımgen, Schauftellungen 
theatraliſche orſtellungen ober | neten Perſonen verboten. 
fonftige Luftbarkeiten, ohne daß ein Ausnahmen können von der unteren 


mechtabuch IL. 3 


werbeichein erforderlich. 





8 55a Un Conmn- und Felttagen 
(8 105 Abſatz 2) iſt der Gewerbebetrieb 
im Umpherziehen, foweit er unter $ 55 
Abſatz 1 Ziffer 1 bis 3 fällt, ſowie ber 
Gewerbebetrieb der in 8 42b bezeich— 


m — — — — 
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Berwaltungsbehörde zugelaffen werden. ; 


Der Bundesrat ift ermächtigt, über die 
„oraußjegungen und Bedingungen, unter 
denen Ausnahmen zugelajfen werden 
dürfen, Beſtimmungen zu exlajjen. 





8 56. Beichränfungen, vermöge beren 
gewiſſe Waren von dem Teilhalten im 
ſtehenden Gewerbebetriebe ganz oder teil- 
weiſe ausgeſchloſſen find, gelten auch für 
deren Yeilbieten im Umherziehen. 

Ausgeichlofien vom Anlauf oder Yeil- 
bieten im limberziehen find: 

1. geiftige Getränfe, joweit nicht das 
Feifbieten derfelben von der Orts⸗ 
Bolizeibehörde im alle bejonderen 
Bedürfniſſes vorübergehend geitartet 


iſt; 
2. gebrauchte Kleider, gebrauchte Wäſche, 


gebrauchte Betten und gebrauchte 
Bertftüde, insbeſondere Bettfebern, 
Menfchenhaare, Garnabfälle, Enden 
und Dräumen von Seide, Wolle, 
Leinen ober Baumwolle; 

. Gold» und Eilberwaren, Brudjgolb, 
Bruchfilber, jowie Taſchenuhren; 

. Spielfarten ; 

. Staats⸗ unb Sonftige Wertpapiere, 
Xotterielofe, Bezugd- und Unteil- 
[eine auf Wertpapiere und Lotterie- 
(oje; 

6. exrplofive Stoffe, insbeſondere Feuer- 
werkskörper, Schießpulver und Dyna⸗ 
mit; 

7. folche minerafifhe und andere Dele, 
weiche leicht entzündlich find, insbe⸗ 
iondere Petroleum, jowie Spiritus; 

8. Stoß», Hieb- und Schußmwaffen ; 

9. Gifte und gifthaltige Waren, Urz- 
nei⸗ und Geheimmittel; 

10. Bäume aller Art, Sträucher, Schnitt- 

Wurzel-Reben, Futtermittel und 

Sämereien, mit Ausnahme von ©e- 

müje und Blumenjamen; 

11. Schmudjaden, Bijouterien, Brillen 
und optiſche Inſtrumente. 

Ausgeſchloſſen vom Feilbieten und Auf- 

fuchen von Beitellungen im Umbherziehen 

find ferner: 

12. Drudichriften, andere Schriften und 
Bildwerle, infofern fie in jittlicher 
oder religiöjer Beziehung Wergernis 
u geben geeignet ind, oder mittel 
—— von Prämien oder Ge⸗ 
winnen vertrieben werden, oder in 


[Sa — cs 


Neichsgewerbeordnung. 88 56 bis 56h. 


Lieferungen erfcheinen, wenn nicht 
der Geſamtpreis auf jeder einzelnen 
Lieferung an einer in die Augen fal- 
lenden Stelle beftimmt verzeichnet ijt. 
Wer Drudichriften, andere Schriften 
oder Bildwerke im Umherziehen feilbieten 
will, hat ein Verzeichnis derfelben ber 
guitänbigen Berwaltungsbehörde feines 
Wohnortes zur Genehmigung voczulegen. 
Die Genehmigung ift nur Fr verfagen, ſo⸗ 
weit da3 Verzeichnis Druckſchriften, andere 
Schriften ober Bildwerle der vorbezeich⸗ 
neten Urt enthält. Der Gewerbetreibende 
darf nur die in dem genehmigten Ver— 
zeihniffe enthaltenen Brudichriften, 
anderen Schriften oder Bildwerke bei fid) 
führen und ift rerpflichtet, das Verzeich⸗ 
nid während der Ausübung des Gewerbe⸗ 
betriebes bei jich zu führen, auf Erfordern 
der zujtändigen Behörden oder Beamten 
vorzuzeigen und, fofern er hierzu nid)t 
imftande it, auf deren Geheiß den Be- 
trieb biß zur Serbeilchaffung bes Xer- 


zeichniſſes einzuftellen. 





8. 56.8. Ausgeſchloſſen vom Gewerbe 

betriebe im Umherziehen find ferner: 

1. die Ausübung der Heilfunde, inſo⸗ 
weit der Ausübende für dieſelbe nicht 
approbiert ift; 

2. das Aufſuchen fowie die Vermit—⸗ 
telung von Darlehnsgeſchäften und 
von Rückkaufsgeſchäften ohne vor⸗ 

ängige Beſtellung, ferner dad Auf⸗ 

Buchen von Beitellungen auf Staatd- 
und jonftige Wertpapiere, Lotterieloje 
und Bezugs- und Anteilſcheine auf 
Wertpapiere und Lotterieloje; 

3. das Aufjuchen von Beitellungen auf 
Branntmwein und Spiritus bei Ber- 
onen, in deren Gewerbebetriebe die- 
jelben feine Verwendung finden; 

4. das Teilbieten von Waren, fowie 
das Aufjuchen von Beiteilungen auf 
Waren, wenn folde gegen Teilzah— 
lungen unter dem Xorbehalt ver- 
veräußert werden, daß Der Ver—⸗ 
äußerer wegen Nichterfüllung der dem 
Erwerber obliegenden Verpflichtungen 
von dem Bertrage zurüdtreten kann. 
($$ 1 und 6 bes Geſetzes, be- 
treffend die Ubzahlungsgeichäfte, vom 
16. Mai 1894) 


8 56b. Der Bundesrat ift befugt, 
foweit ein Bedürfnis obmaltet, anzu- 








Reichsgewerbeordnung. 88 56c bis 57a. 


ordnen, daß und inwiefern ber Ankauf 
oder das TFeilbieten von einzelnen ber im 
8 56 Abjag 2 ausgeſchloſſenen Waren 
im Umberziehen gejtattet fein pl Die 
gleiche Berugnis fteht den Landesre⸗ 


nn für ihr Gebiet oder Teile ded- 


eben hinfichtlich der im 8 56 Abſatz 2 
Biffer 10 bezeichneten Gegenftände zu. 

Aus Gründen der öffentliden Sicher- 
heit, jowie zur Abwehr oder Unter- 
drüädung von Seuchen kann durch Be- 
ichluß des Bundesrats und in dringenden 
Fällen durch Anordnung des Neichsfanz- 
ler? nach Einvernehmen mit dem Aus⸗ 
ſchuß de3 Bundesrats für Handel und 
Verkehr für den Umfang bed Reichs oder 
für Teile desfelben bejtimmt werden, daß 
und inwiefern außer den in den 88 56 
und 562 aufgeführten Gegenftänden und 
Reiftungen auch noch andere Gegenftände 
und Leiſtungen auf bejtimmte Dauer von 
dem Gewerbebetriebe im Umpherziehen aus- 
geistofien fein follen. Die Anordnung ift 
em Reichstage fjofort, oder, wenn ber- 
felbe nicht Derfamtmelt iſt, bei feinem näd)- 
ften Bufammentritt mitzuteilen. Dieſelbe 
tft auper Kraft zu jegen, wenn ber Reichs⸗ 
tag die Zuftimmung nicht erteilt. 

Durch die Landesregierungen Tann 
da3 Umherziehen mit Yuchthengften zur 
Tedung von Stuten unterjagt werben. 
Desgleichen Tann 
Unterdrüdung von Seuchen der Ya 
mit Rindvieh, Schweinen, Schafen, Ziegen 
oder Geflügel im Umbherziehen Beichrän- 
fingen unterworfen oder auf beſtimmte 
Dauer ımterfagt werden. 


8 36c. Das Teilbieten von Waren 
im Umherziehen in der Art, daß diejelben 
verfteigert ober im Wege des Glüdipiels 
ober der Außipielung (Lotterie) abgejegt 
werben, iſt nicht geitattet. Ausnahmen 
von dieſem Berbote dürfen von ber zu- 
ftändigen ‚Behörbe zugelajfen werben, hin⸗ 
ſichtlich der Wanberverfteigerungen jedoch 
nur bei Waren, welche bem rafchen Ber- 
berben ausgeſetzt find. 

Deffentlie Ankündigungen bed Ge- 
werbebetrieb3 dürfen nur unter bem 
Namen des Gemwerbetreibenden mit Hinzu⸗ 
fügung feines Wohnortes erlajjen werden. 
Bird für den Gewerbebetrieb eine Ver⸗ 
Zaufsftelfe benugt, fo muß an berjelben in 
einer für jedermann erfennbaren Weife 
ein ben Namen und Wohnort bed Ge⸗ 





ur Abwehr oder 
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werbetreibenden angebender Aushang 
angebracht werden. Dies gilt insbeſondere 
von den Wanderlagern. 





8 56d. Ausländern Tann der Gewerbe⸗ 
betrieb im Umherziehen gejtattet werden. 
Der Bundesrat iſt befugt, die deshalb 
nötigen Beltimmungen zu treffen. 





57. Der Wandergewerbeichein ift zu 
berjagen: 


1. wenn ber Nachſuchende mit einer ab- 
ſchreckenden oder anftedenden Krank⸗ 
heit behaftet oder in einer abjchreden- 
den Weiſe entitellt ift; 

2. wenn er unter Polizeiaufjicht ſteht; 

3. wenn er wegen jtrafbarer Hand⸗ 
lungen aus Gewinnſucht, gegen da2 
Eigentum, gegen die ittlichkeit, 
wegen vorjäglicher Angriffe auf das 
eben und bie Gejundheit der Men⸗ 
jben, wegen Land- oder Hausfrie— 

ensbruchs, wegen Widerftands gegen 

die Staatögemwalt, wegen vorſätzlicher 
Brandftiftung, wegen Buividerhand- 
lungen gegen Verbote oder Siche⸗ 
—— betreffend Ein⸗ 
führung oder Verbreitung anſtecken⸗ 
der Krankheiten oder — zu 
einer Freiheitsſtrafe von mindeſtens 
drei Monaten verurteilt iſt, und ſeit 
Verbüßung der Strafe drei Jahre 
noch nicht verfloſſen ſind; 

4. wenn er wegen gemohnheitämäbiger 
Arbeitsſcheu, Bettelei, Yanditreicherei, 
Trunkſucht übel berüditigt iſt; 

5. in dem alle des 8 55 Ziffer 4, 
fobald der ben Verhältniffen des Ver- 
waltungsbezirls der zuftändigen Ver⸗ 
waltungsbehörde entiprecdhenden An- 

ahl von Perſonen Wandergemwerbe- 
"heine erteilt oder ausgedehnt find 
(8 60 Abſatz 2). 


8 57a. Der Wandergewerbeſchein ift 

in der Regel zu verfagen: 

1. wenn der Nachſuchende das fünfund- 
zmanzigfte Lebensjahr noch nicht vol⸗ 
endet hat; 

Im alle der Nr. 1 ift dem Nach— 
judjenden ber Wandergemerbeichein zu 
erteilen, wenn er der Ernährer einer 
Familie ift und bereit3 vier Jahre 
ri Wandergewerbe thätig geweſen 
i 





3* 
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2. wenn er blinb, taub oder fhumm ift, 
oder an Geiſtesſchwäche leidet. 


57 b. Der Wandergemerbefchein barf 
außerdem nur dann verlagt werden: 

1. wenn der Nachſuchende im Innlande 
einen feiten Wohnfib nicht hat; 

2. wenn er megen ftrafbarer Hand⸗ 

- fungen aus Gewinnſucht, gegen dag 
Eigentum, gegen bie Gittlichkeit, 
wegen vorjäglicher Angriffe auf das 
Leben und bie Sefundpeit der Men⸗ 
ſchen, megen Hausfriedensbrud)g, 
wegen Widerſtands gegen die Staats⸗ 

ewalt, wegen vorſäßlicher Brand⸗ 
iftung, wegen Zuwiderhandlungen 
gegen Verbote oder Sicherungsmaß- 
regeln, betreffend Einführung over 
Verbreitung anftedender Krankheiten 
oder PViehjeuchen zu einer Freiheits⸗ 
ftrafe von minbeiteng einer Woche 
verurteild ift, und feit der Ber- 
büßung der Strafe fünf Jahre noch 
nicht verflofjen find; 

8. wenn er wegen Derlegung ber auf 
den Gewerbebetrieb im Umbherziehen 
bezüglichen Vorſchriften im aufe der 
legten drei Jahre wiederholt be» 
ftraft ift; 

4. wenn er ein oder mehrere Kinder be 
figt, I deren Unterhalt, unb fo» 
fern fie im fchulpflichtigen Alter 
ftehen, für deren Unterricht nicht ge= 
nügend gejorgt it. 


8 58. Der Wandergemerbeichein Tann 
jurüdgenommen merden, wenn ſich er- 
giebt, daß eine ber im 8 57 Ziffer 1 
bis 4, 5 67 a oder 8 57 b bezeichneten 
Vorausjegungen entweder zur Zeit der 
Erteilung desjelben bereit3 vorhanden ge» 
weſen, ber Behörde aber unbelannt ge- 
blieben, oder erſt nad Erteilung des 
Scheins eingetreten ift. 


8 59. Eines Wanbergemwerbejcheins be- 
barf nicht: 
1. wer Ielbftgemonnene oder rohe Er- 
ugniffe der Land⸗ und Forſtwirt⸗ 
"haft des Garten- und Obftbaues, 
der Geflügel- und Bienenzucht, ſowie 
jelbitgemonnene Erzeugnifle der Jagd 
und Fiſcherei feilbietet; 
8. mer in der Umgegend feine Wohn- 
ortes bis zu 15 Kilometer Ent- 
fernung von bemjelben ſelbſtverfer⸗ 











tigte Waren, welche zu den Gegen- 
ftänden des Wochenmarltverlehr3 ge- 
ören, feilbietet oder gemerbliche 
iftungen, hinſichtlich deren dies 
Landesgebrauch ift, anbietet; 

3. wer jelbftgeivonmene Erzeugniffe oder 
felbftverfertigte Waren, binfichtlic) 
deren dies Landesgebrauch ift, zu 
Waffer anfährt und von dem Yahı- 
zeuge aus feilbietet; 

4. wer bei öffentlichen Feſten, Truppen- 
zulammenziehungen ober anderen 
außergemöhnlichen Gelegenheiten mit 
Erlaubnis der Ort3polizeibehörbe bie 
bon derjelben zu bejtimmenden Waren 
feilbietet. 

Die Landesregierungen fönnen im mei- 
teren Umfange ben Gewerbebetrieb im 
Umberziehen mit Gegenftänben be3 ge- 
meinen Verbrauchs ohne Wandergewerbe- 
Ichein innerhalb ihres Gebietes geftatten. 


8 59a. In den Tällen bes 8 59 
Biffer 1 bis 3 Tann ber Gewerbebetrieb 
unterfagt werden, wenn bie Voraus⸗ 
fegungen des 8 57 Bifjfer 1 biß 4 vor 
liegen. 








8 60. Der Wandergemwerbefchein wird 
fr die Dauer des Kalenderjahres erteilt, 
er berechtigt den Inhaber, in dem ganzen 
Gebiete des Reichs da3 bezeichnete Ge⸗ 
werbe nach Entrichtung der darauf haf- 
tenden Landesſteuern zu betreiben. So⸗ 
weit nah 8 56 Ziffer 1 das Feil⸗ 
bieten von geiftigen Getränfen im alle 
bejonderen Bedürfnijieg vorübergehend 
geitattet wird, ift die räumliche und 
eitliche Beſchränkung biefer Erlaubnis im 

andergewerbeſchein anzugeben. 

Ein Wandergemerbefdein für ben Be- 
trieb der im $ 55 Ziffer 4 bezeidimeten 
Gewerbe gewährt die Befugnis zum Ge- 
werbebetrieb in einem anderen, ala bem 
Bezirke derjenigen Verwaltungsbehörde 
welche ihn ausgeſtellt hat, nur dann, 
wenn er auf den anderen Bezirk von 
deſſen Verwaltungsbehörde ausgedehnt iſt. 
Sowohl die Ausſtellung als auch die Aus⸗ 
dehnung eines derartigen Wandergewerbe⸗ 
ſcheins kann für eine kürzere Dauer, als 
das Kalenderjahr, oder für beſtimmte 
Tage während des Kalenderjahres er- 
folgen. Die Ausdehnung iſt zu verſagen, 
jobald für die den Verhältniſſen bes Ber 
zirls entiprechendbe Unzayl von Perſonen 
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Wandergewerbejcheine bereit3 ausgeſtellt 
oder ausgedehnt find. 

Die Berwaltungsbehörbe kann die von 
ihr bewilligte Ausdehnung nach Maßgabe 
bed 8 58 zurüdnehmen. 

Der Wandergemwerbeichein enthält bie 


Berjonenalbelhreibung des Inhabers und 


die nähere 
triebes. Das 
werbeſcheine beſtimmt ber Bundesrat. 


8 60a. Wer die im $ 55 Biffer 4 be⸗ 
zeichneten Gewerbe an einem Orte von 
Yau zu Haus oder auf öffentlichen 
Wegen, Straßen Plätzen oder an anderen 


ezeichnung bed Geſchäftsbe⸗ 





öffentlichen Orten ausüben will, bedarf | 


ber orgängigen Erlaubnig der Ort3poli- 
zeibehörde. 


‚ 9,60 b. Minderjährigen Perjonen Tann 
in dem Bandergewerbeicheine bie Be— 
ſchränkung auferlegt werden, daß fie dag 
Gewerbe niit nach Sonnenuntergang, 
und minderjährigen Perfonen meiblichen 





fung auferlegt werden, daß ſie basjelbe 
nur auf öffentlihen Wegen, Straßen und 
Platzen, nicht aber von us zu Haus be» 
treiben dürfen. 

Desgleihen kann von ber Ortspoli⸗ 
eibehörde minderjährigen Perfonen ver- 
oten twerden, daß fie innerhalb des Poli⸗ 
zeibezirls die im 8 59 Ziffer 1 und 2 
aufgeführten Gegenſtände nad) Sonnen- 
untergang, und minderjährigen Berfonen 

weiblichen Geſchlechts, daß fie biejelben 
Öegenftänbe von Haus zu Yaus feilbieten. 
a3 Feilbieten der im 8 59 Biffer 1 
und 2 bezeichneten @egenftände durch 
Kinder unter vierzehn Jahren kann von 
ber Ort3polizeibehörde verboten werden. 


8 60 cc. Der Inhaber eines Wanderge- 
werbeſcheines iſt verpflichtet, biefen 
während ber Ausübung des Gewerbe» 
betriebes bei fich zu führen, auf Exrfordern 
der zuftändigen Behörden oder Beamten 
vorzuzeigen und, fofern er hierzu nicht 
imftande ift, auf deren Geheiß den Be- 
trieb bis zur Herbeilchaffung des Wander- 
ewerbeſcheines einzuitellen. Auf gleiches 
Erforbern hat er die von ihm geführten 
Waren vorzulegen. 

Bum Bmede bes Gewerbebetriebes iſt 
ohne vorgängige Erlaubnis der Ein⸗ 
tritt in fremde Wohnungen, ſowie zur 





— 


Nachtzeit das Betreten fremder Häuſer 
und Gehöfte nicht geitattet. 

Denjelben Beitimmungen — Abſatz 2 
— unterliegt das Yeilbieten der im 8 59 
Biffer 1 und 2 aufgeführten Gegenftände, 


8 60d. Der Wandergemerbefchein darf 





‚ einem anderen nicht zur Benugung über- 
‚ormular der Wanderge- 


lajien werben. 

Wer für einen anderen ein Gemwerbe 
im Umherziehen zu betreiben beabfichtigt, 
unterliegt für feine Perjon den Beltim- 
mungen diefes Geſetzes. 

Wenn mehrere Perſonen bie im 8 55 
Ziffer 4 bezeichneten Gewerbe in Gemein⸗ 
ihaft mit einander zu betreiben beabſich— 
tigen, jo fann auf ihren Antrag ein ge— 
meinjamer Wandergewerbejchein für Die 
Geſellſchaft als ſolche ausgeſtellt werden, 
in welchem jedes einzelne Mitglied auf- 
uführen ift. Werden für die einzelnen 
Mitglieder bejondere Wandergemwerbe- 
fcheine ausgejtellt, jo kann in die legteren 


‚ ein Vermerk aufgenommen werden, nad) 
Geſchlechts kann außerdem bie Befichrän- . 


welchen: dem Inhaber der Gemerbebe- 
trieb nur im Verbande einer beitimmten 
Geſellſchaft, oder einer Gefellfchaft über- 
Haupt gejtattet fein ſoll. 

Umberzichenden Schaufpielergejeltichaf- 
ten wird ber Wandergewerbeidein nur 
dann erteilt, wenn der Unternehmer die 
im 8 32 vorgejcdjriebene Erlaubnis be- 
figt. An dem Wanbdergemwerbeicheine für 
den Unternehmer einer Schaujpielergefell- 
ſchaft ift außdrüdiich zu vermerfen, daß 
ber Gemwerbebetreibende ala Unternehmer 
auftreten will. 





8 61. Die Erteilung des Wanderge- 
mwerbeicheind erfolgt durch die für den 
Wohnort oder Aufenthaltsort des Nad)- 
fuchenden zuftändige höhere Vermaltungs- 
behörde. Die Veriwaltungsbehörde des 
Aufenthaltort3 kann den Nadyjuchenden 
an die Behörde feines Wohnortes ver- 
weijen. 

An dem Falle des 8 55 Ziffer 4 er⸗ 
folgt die Erteilung des Wandergemerbe- 
ſcheins durch die höhere Verwaltungsbe- 


| behörbe, in deren Bezirke das Gewerbe 


betrieben werben foll. 

Die Zurüdnahme de3 Wandergemwerbe- 
ſcheins erfolgt durch die für den Wohnort 
oder Wufenthaltsort de3 Inhabers zu- 


| ftändige höhere Vermaltungsbehörde. 
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8 62. Wer beim Gemerbebetriebe im 
Umberziehen andere Perfonen von Ort 
au Ort mit fich führen will, bedarf der 

laubnis derjenigen Behörde, welche den 
Wandergemwerbejchein. erteilt hat, oder in | alten eigenen Kinder und Entel. 
deren Bezirke jich ber Nachſuchende be⸗ 
findet. Die Erlaubnis wird in bem | 868. Wird der Wandergewerbeſchein 
Wandergewerbeſcheine unter näherer Be- | verjagt oder aneägenommen, oder wird 

| 


nommen werben. Dasſelbe gilt von der 
Erlaubnis zur Mitführung von Berjonen 
anderen Geſchlechts mit Ausnahme der 
Ehegatten und der über vierzehn Sahre 








zeichnung biefer Perſonen vermerft. die erfolgte Ausdehnung besfelben zu⸗ 

Die Erlaubnis ift zu verfagen, injomeit | rüdgenommen, jo iſt die dem Beteiligten 
bei ihnen eine der im 8 57 bezeichneten | mitteljt fchriftlicden Beicheides unter An 
Vorausſetzungen zutrifft; außerdem darf abe der Gründe zu eröffnen. Gegen ben 
diefelbe nur dann verjagt werden, injo- eſcheid ift der Rekurs zuläflig, jedod) 
meit eine der im $ 57a und ; 57b be ohne aufidjiebende Wirkung. Wegen des 
eichneten Borausjegungen vor iegt Die | Verfahrens und der Behörden gelten die 
urüdnahme der Erlaubnis erfolgt nach | Borichriften der 88 20 und 21. Da 
Maßgabe des 8 58 durch eine für beren , felbe gilt von ber PVerfagung der Ge- 
Erteilung zuftändige Behörde. | nehmigung des Drudichriftenverzeichnifjes 

Die Mitführung von Kindern unter | 655 bſatz 4), von der Unterfagung bed 
vierzehn Jahren zu gewerblichen Zweden emerbebetriebe3 gemäß 8 59a und der 
ift verboten. Berjagung oder BZurüdnahme der Er- 

Die Erlaubnis zur Mitführung von laubnis in den Fällen des $ 62 Abſatz 2. 
Kindern, welche fchulpflichtig find, iſt zu Die in Gemähfeit des S 57 Bilfer 5 
verfagen und die bereit erteilte Erlaubnis | erfolgte Verfagung des Wandergemwerbe- 
zurüdzunehnen, wenn nicht für einen aus- ſcheins, ſowie Die auf Grund der 88 60 
reichenden Unterricht der Kinder gejorgt —— 2, 60b und 62 Abſatz 4 und 5 


iſt. getroffenen Verfügungen können nur im 

Die Erlaubnis zur Mitführung von | Wege ber Beſchwerde an bie unmittel- 
Kindern unter vierzehn Jahren kann ver- | bar vorgejegte Aufſichtsbehörde angefoch- 
jagt und von ber für die Erteilung der- 


ten werden. 
jelben zuftänbigen Behörde zurüdge- 








Vierter Titel. 


Marltverlehr. 


8 64. Der Beſuch der Mefjen, Jahr- | neten Beichränfungen bleiben dem Bunbes- 
und Wochenmärfte, ſowie ber Kauf und | rate vorbehalten. 
Verlauf auf denfelben fteht einem jeden 
mit gleichen Befugnifien frei. 8 65. Die Bahl, Beit und Dauer ber 
Wo jedoch nad) ber bisherigen DOrt3- Meſſen, Jahr⸗ und Wocenmärkte wird 
gervohndheit gewiſſe SHandmwerferwaren, | von ber zuftändigen Vermwaltungsbehörbe 
welche nicht zu den im 8 66 bezeichneten feſtgeſetzt. 
Gegenftänden gehören, nur von Be— | Dem Marktberechtigten fteht gegen eine 
wohnern des Marktortes auf dem Wochen» ſolche Unordnung fein Widerfpruch zu; 
marfte verkauft werden durften, Tann die ; ein Entſchädigungsanſpruch gebührt dem- 
| 
| 











höhere Verwaltungsbehörde, auf Antrag jelben nur dann, wenn durch die An— 
der Gemeindebehörde, den einheimifchen | ordnung die Bahl der dis bahin abge- 
Verkäufern die Tortfegung des herlümm- | haltenen Märkte vermindert wird, und 
lichen Wochenmarktverfehr3 mit jenen eine größere Zahl ausdrücklich und un- 
Handiverferivaren geitatten, ohne aus⸗ wibderruflich verliehen war. &emeinben, 
mwärtige Verkäufer derfelden Waren auf welche einen Entidädigungsanfprucd gel- 
dem Wochenmarkte zuzulaffen. ‚ tend maden wollen, müjjen außerdem 

Beſchränkungen des Marktverkehrs der nachweiſen, daß ihr Recht auf einen jpe- 
Ausländer als Erwiderung der im Aus- | ziellen läſtigen Titel fich grünbet. 
lande gegen Reichsangehörige angeorb- | — 








Reichsgewerbeordnung. 88 66 bis 74. 


8 66. Gegenftände des Wochenmarft- 
verfehr3 ſind: 
1. rohe Naturerzeugniffe mit 
ſchluß des größeren Viehs; 
2. Fabrikate, deren Erzeugung mit der 
Land⸗ und Forſtwiriſchaft, dem 
Garten⸗ und Obſtbau oder der 
Fiſcherei in unmittelbarer Verbin⸗ 
dung ſteht oder zu ben Nebenbefdäf- 
tigungen der Landleute der Gegend 
gehört oder buch Taglöhnerarbeit 
bewirkt wird, mit Ausichluß der | 
neiltigen Getränfe; 
3. friſche Lebengmittel aller Art. 
Die zuftändige VBermwaltungsbehörde iſt 
auf Antrag der Gemeindebehörde befugt, 
u beftimmen, welche Gegenftände außer- 
em nad) Ortsgewohnheit und Bedürfnis 
in ihrem Bezirk überhaupt oder an ge- 
willen Orten zu den Wochenmarftartileln 
gehören. 


8 67. Auf Jahrmärkten bfirfen außer 
den im 8 56 genannten Gegenftänden Ber- 
zehrungsgegenitände und Tabrifate aller 
Art feilgehalten werben. 

Zum Berlauf von geiftigen Getränken 
zum Genuß auf der Stelle bebarf es je- 
Doch der Genehmigung ber Ortspolizei⸗ 
bebörbe. | 


8 68. Der Marktverkehr darf in 
feinem alle mit anderen als foldyen Ab⸗ | 
gaben belaftet werden, welche eine Ber- 
gütung für den überlaffenen Raum und 

ebrauh von Buben und Gerät- 
ichaften bilden. In den Beſtimmungen 
darüber, ob ımd in welchem Umfange Ab- 
gaben diefer Art erhoben merben dürfen, | 


Aus- 
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wird Durch gegenmärtiged Geſetz nichts 
eändert. Ein Unterſchied zwiſchen Ein» 
keinen und Fremden begügli der 
ahlung der Abgaben darf nicht flatt- 
finden. 

8 69. In den Grenzen ber Beltim- 
mungen der 88 65 bi3 68 kann die Ort 
polizeibehörde, in Einverftändnis mit der 
Gemeinbebehörde, die Marftordnung nad 
dem örtfichen Bedürfnis feitfegen, nament- 
fih auc für das Teilhieten von gleich« 
artigen Gegenftänden den Plab, und für 


das Teilbieten im Umhertragen, mit oder 
| ofme Ausruf, die Tageszeit und die Gat- 


tung der Waren beitimmen. 





8 70. In Betreff der Märkte, welche 
bei beſonderen Gelegenheiten oder für be 
ftimmte Gattungen von Gegenjtänden ge- 
halten merden, beendet es bei ben be- 
ftehenden Anordnungen. 

Erweiterungen dieſes Marltverkehrs 
können von der zuſtändigen Behörde mit 
Zuſtimmung der Gemeindebehörde ange— 
ordnet werden. 





8 71. Beſchränkungen des Verkehrs 
mit den zu Meſſen und Märlten gebrad)- 
ten, aber unverfauft gebliebenen Gegen- 
ftänden werden hierdurch aufgehoben. 
Der Einzelverfauf joldjer Gegenſtände 
außer der Marftzeit ift jedoch nur unter 
benfelben Bedingungen zuläffig, unter 
welchen berfelbe jtatthaft fein würde, 
went die Gegenſtände nicht auf den Markt 
gebracht mwären. 





Fünfter Titel. 
Zaren. 


8 72. Polizeiliche Taren follen, ſoweit 
nicht ein anderes nachitehend angeordnet ' 
worden, künftig nicht vorgeſchrieben 
werden; da, wo ſie gegenwärtig beſtehen, | 
find fie in eimer von ber Lrt3polizei- 
behörde zu beitimmenden, höchſtens ein- 
jährigen Friſt aufzuheben. 


8 73. Die Bäder ımd die Berfäufer | 
von Badwaren können durch die Ortspoli⸗ 
geibehörbe angehalten werben, die Preiſe 
und das Gewicht ihrer verichiebenen Bad- 





waren für gemwijje von derfelben zu be- 
ftimmende Deiträume durch einen bon 
Außen fihtbaren Anſchlag am BVerfaufs- 
folale zur Kenntnis des Publifums zu 
bringen. 

Diejer Anſchlag ift koſtenfrei mit dem 
polizeilichen Stempel gi verfehen und täg- 
fih während der Berfaufszeit auszu- 
hängen. 


8 74. Wo ber Verlauf von Bad- 
waren nur nad) den von den Bädern und 
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Berfäufern an ihren Berlaufslofalen an- 
geihtagenen Preifen erlaubt ift, kann bie 
tt3polizeibehörde die Bäder und Ver⸗ 
fäufer zugleih anhalten, im Berfaufs- 
Iofale eine Wage mit ben erforderlichen 
eeichten Gewichten aufguftelfen und die 
nutzung derſelben zum Nachwiegen ber 
verkauften Backwaren zu geſtatten. 


8 75. Die Gaftwir:: können durch die 
Ort8polizeibehörde angri;alten werben, ba3 
Verzeihnid der von ihnen  geitellten 
Preife einzureihen und in ben Gaſt⸗ 
$immern anzufchlagen. Dieſe reife 
ürfen zwar jederzeit abgeindert merden, 
bleiben aber folange in Kraft, bis die Ab⸗ 
änderung der Polizeibehörde angezeigt 
und dag abgeänberte Verzeichnis in ben 
Gaſtzimmern angefchlagen ift. Auf Be 
ichwerden Neifender wegen Ueberichrei- 
tung der verzeichneten Breife fteht der 
DOrtspolizeibehörde eine vorläufige Ent- 
ſcheidung vorbehaltlich des Rechtsweges zu. 


8 76. Die Ortspolizeibehörde ift in 
Uebereinftimmung mit der Gemeindebe- 
hörde befugt, für Lohnbediente und 
andere Berlonen, welche auf öffentlichen 
Straßen und Pläßen oder in Wirt3- 
häufern ihre Dienſte anbieten (8 37), ſo⸗ 
wie für die Benutzung von Wagen, 
Pferden, Sänften, Gondeln und anderen 
Transportmitteln, welche öffentlich) zum 
nn aufgeitellt jind, Zaren feitzu- 
egen. 





| — — 
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8 77. Ebenfo können für Schornitein- 
feger, wenn ihnen Bezirke ausſchließlich 
jugeroiefen find, von ber Ortspolizei⸗ 

Hörde, im Einverjtändnis mit der Ge⸗ 
meindebehörbe, oder, wenn der zuge- 
wiejene Bezirk mehr als eine Ortichaft 
umfaßt, von ber unteren Verwaltungs⸗ 
behörde Taxen aufgeftellt werden. 


8 78. Hinſichtlich der Zaren für ſolche 
gewerbetreibende Perjonen, welche nad) 
den Beitinnmungen im $ 36 von den Be- 
börden zu beeidigen und anzuftellen find, 
wird durch das gegenwärtige Geſetz nigts 
geändert. Die nach 8 36 zuſtändigen Be- 
hörden find befugt, für dieſe Ferfonen 
auch da Taxen einzuführen, wo ber 
dergleichen bisher nicht beitanden hat. 


8 79. Die in ben 88 73 bis 78 ge 
nannten Gemerbetreibenden find bered- 
tigt, die feftgeftellten Preife und Taren 
zu ermäßigen. 


8 80. Die Taren für die Apotheker 
fönnen duch bie Bentralbehörben feit- 
geiegt werden, Ermäßigungen berjelben 
Durd) freie Vereinbarungen find jedod) 
zuläjfig. 

Die Besahlung der approbierten Werzte 
u. ſ. m. (8 29 Äbſatz 1) bleibt der Ver⸗ 
einbarung überlajien. As Norm für 
ftreitige ® alte im Mangel einer Verein⸗ 
barung können jedoch für diefelben Tagen 
von ben Zentralbehörden feſtgeſetzt werben. 











Sechſter Titel. 
Innungen, Innungsausihüffe, Haudwerkskammern, Innungsverbände. 
L Innnugen. 
a. Allgemeine VBorjchriften. 


8 81. Diejenigen, melde ein Ge- 
werbe jelbitftändig betreiben, können zur 
Förderung der gemeinjamen gewerblichen 
Interefjen zu einer Innung zufanmen- 
treten. 





8 81a. Wufgabe der Innungen ift: 

1. die Pflege des Gemeingeifted ſowie 
die Aufrechterhaltung und Stärkung 
ber Standesehre unter ben In 
nungsmitgliedern ; 
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2. die Förderung eines gedeihlichen Ver⸗ 
hältniſſes zwiſchen Meiſtern und Ge⸗ 
ſellen (Gehülfen) ſowie die Fürſorge 
für das Herbergsweſen und den Ar⸗ 
beitsnachweis; 

3. die nähere Regelung des Lehrlings 
weſens und die Fürſorge für die tech- 
niſche, gewerbliche und ſittliche Aus⸗ 
bildung der Lehrlinge, vorbehaltli 
den Beſtimmungen ber 88 103e, 12 
bis 132 a; 
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4. die Entiheidung von Streitiafeiten | nung errichtet wird, über das Gebiet 


der im 8 3 des Gemerbegerichtäge- 
jeße3 vom 29. Juli 1890 (Heich3 de» 
jegbl. ©. 141) und im 8 53a des 
Stranfenverjicherungsgeieges (Reichs— 
Geſetzbl. 1892 ©. 379) bezeichneten Urt 
zwilhen den Innungsmitgliedern 
und ihren Lehrlingen. 


8 81b. Die Junungen find befugt, 
ihre Wirkſamkeit auf andere, den In— 
nungsmitgliedern gemeinfame gewerb— 
liche Intereſſen als die im $ 81a be- 





zeichneten auszudehnen. Insbeſondere 
ſteht ihnen zu: 
1. Veranſtaltungen zur Förderung der 


gewerblichen, techniſchen und ſittlichen 
| Geſellen 


insbeſondere Schulen zu unterſtützen, 
zu errichten und zu leiten, ſowie 
über die Benutzung und den Beſuch 
der von ihnen errichteten Schulen 
Vorſchriften zu erlaſſen; 

2. Geſellen- und Meiſterprüfungen zu 
veranſtalten und über die Prüfungen 
Zeugniſſe auszuſtellen. 

3. zur nterjtüyung ihrer Mitglieder 
und deren Angehörigen, ihrer Ge- 
jellen (Gehülfen), Yehrlinge und Ar— 
beiter in Füllen der Krankheit, des 
Todes, der Wrbeitsunfähigfeit oder 
fonjtiger Bedürftigkeit Kajjen zu er 
richten ; 

4. Schuiiögerichte zu errichten, welche 
benijen find, Streitigfeten der im$ 3 
bes Gewerbegerichtsgeſetzes und im 
i 63a des Franfenverjicherungsge- 
ehes bezeichneten Art zwiſchen den 
Junungsmitgliedern und ihren Ge— 
jelien (Gehülfen) und Wrbeitern an 
Sielle der jonjt zuftändigen Behörden 
zu enticheiden ; 

gur Förderung des Gemerbebetriebs 
er Jnnungsmitglieder einen gemein«- 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb einzu- 
richten. 


— 





8 82. Der Bezirk, für welchen eine 
Innung errichtet wird, joll in der Negel 
nicht über den Bezirk der höheren Ver» 
mwaltungsbehörde, in welchem die Innung 
ihren Sig nimmt, hinausgehen. Aus— 
nahmen bedürfen der Genehmigung der 
Landes-Bentralbehörbe. 

Soll der Bezird, für welchen eine In⸗ 


er hat. 


eine3 Bundesitaate3 hinaus erjtredt wer⸗ 
den, fo ijt hierzu bie Genehmigung ber 
beteiligten Landes» Zentralbehörden er— 
forderli. Wird die Genehmigung erteilt, 
jo jind die den Behörden übertragenen 
Befugnijje, foweit nicht eine anderweite 
Vereinbarung getroffen wird, von ben 
Behörden dezjenigen Bundesſtaates wahr- 
zunehmen, in welchem die Innung ihren 


ei der Errichtung ift der Innung ein 
Name zu geben, welcher von dem aller 
anderen, an demjelben Orte oder in der— 
jelben Gemeinde befindlichen Innungen 
verſchieden iſt. Die Jandesüblichen Be— 
nennungen (Aemter, Gilden u. dergl.) 
können beibehalten werden. 





8 83. Die Aufgaben ber Innung, bie 
Einrichtung ihrer Verwaltung und die 
Nechtöverhältniffe ihrer Mitglieder find, 
joweit das Gejeg nicht darüber beſtimmt, 
Durch das Statut zu regeln. 

Dasſelbe muß Beftimmung treffen 
über: 


1. Namen, Sitz und Bezirk der In- 
nung ſowie die Gewerbszweige, für 
welche die Innung errichtet ift; 

2. die Uufgaben der Snmung ſowie die 
dauernden Einrichtungen zur Er- 
füllung diejer Aufgaben, insbeſondere 
hinſichtlich der Regelung des Lehr- 
lingsweſens; 

3. Aufnahme, Austritt und Aus— 
ſchließung der Mitglieder; 

4. die Rechte und Pflichten der Mit- 
glieder, insbejondere den Maßftab, 
nach welchem die Dlitgliederbeiträge 
erhoben werden; 

5. die Bildung des Vorftandes, ben Um- 
fang jeiner Befugntife und die Formen 
jeiner Seihäftsrährung: 

6. die Yufammenjegung und Berufung 
der “Snnungsverfammiing, das 
Stimmrecht in derjelben, die Urt der 
Beihlußfajlung und, jofern die In— 
nungsverfammlung aus DBertresern 
beiteht (8 92 Abſatz 3), die Zahl und 
die Wahl der Vertreter; 

7. die Beurfundung der Beſchlüſſe der 
Sunungsverfammlung und des Vor—⸗ 
ftande3; 

8. die Wufitellung und Prüfung ber 
Jahresrechnung; 
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9. die Biltung und bie Geſchäftsfüh— 
rung des Geſellenausſchuſſes; 

10. die Ueberwachung der Beobachtung 
der für bie Beichäftigung ber Ge» 
fellen (Gehülfen), Lehrlinge und Ar- 
beiter, den Beſuch der Yortbildungs- 
oder Fachſchule und die Regelung des 
Rehrlingswejens erxlaffenen Beſtim⸗ 


mungen; 
11. die Bildung des Organs und da3 
Verfahren zur Entſcheidung der im 
81 a Biffer 4 bezeichneten Streitig- 


eiten; 

12. die Vorausjfegungen und die Form 
der Verhängung bon Ordnungs⸗ 
ftrafen;; 

13. die Vorausfegungen und die Form 
einer Abänderung bes Statut3 und 
den Erlaß und bie Abänderung ber 
Nebenitatuten; 

14. die Voraudfegungen und die Form 
ber Auflöfung der Innung; 

15. die öffentlichen Blätter, ın welchen 
die Befanntmachung der Innung zu 
erfolgen haben. 

Das Statut darf feine Beſtimmung ent- 
halten, welche mit den in diefem Geſetz 
bezeichneten Aufgaben der Innung nicht 
in Verbindung fteht oder gejeglichen Vor⸗ 
ſchriften zumiderläuft. 

Beitimmungen über Einrichtungen zur 
Erfüllung ber im R 81b Ziffer 3, 4 
und 5 bezeichneien Aufgaben dürfen nicht 
in dad Innungsſtatut 
werden. 


8 84. Das Innungsſtatut bedarf der 
Genehmigung durch die höhere Vermwal- 
tung3behördbe desjenigen Bezirkes, in 
welchem die Innung ihren Sig nimmt. 
Die Einreihung geſchieht durch die Auf- 
ſichtsbehörde (8 96). 

Die Genehmigung ift zu verfagen: 

1. wenn das Innungsſtatut den ge- 
jeglihen Anforderungen nicht ent- 
ſpricht; 

2. wenn die durch das Innungsſtatut 
vorgeſehene Begrenzung des In— 
nungsbezirkes die nad) 8 82 Abſatz1 
oder Abſatz 2 erforderliche Genehmi⸗ 
gung nicht erhalten hat. 

Außerdem darf die Genehmigung nur 
verſagt werden, wenn in dem durch das 
Innungsſtatut vorgeſehenen Innungsbe⸗ 
zirke für die gleichen Gewerbe eine In— 
nung bereitö beiteht. 


aufgenommen 





An dem die Genehmigung verjagendett 
Beſcheide find die Gründe anzugeben; 
gegen denfelben findet der Rekurs ftatt; 
wegen bed Verfahrens und ber Behörden 
gelten die Vorſchriften der 88 20 und 
21, joweit nicht landesgeſetzlich das Ver⸗ 
fahren in ftreitigen Verwaliungsſachen 
Tlag greift. 

Abänderungen des Innungsſtatuts 
unterliegen den gleichen Vorſchriften. 


8 85. Soll in ber Innung eine Ein- 
rihtung der im 8 81b Biffer 3, 4 
und 5 vorgejehenen Art getroffen werden, 
fo find die dafür erforderlichen Beſtim⸗ 
mungen in Nebenjtatuten zufammenzu- 
fallen. Diejelber bedürfen der Genehmi⸗ 
ung der höheren Bermwaltungsbehöroe. 
or der Genehntgung ift die Gemeinde- 
behörde bes Ortes, an welchem bie In⸗ 
nung ihren Sit hat, ſowie die Auflicht3> 
behörde zu vren Die Genehmigung kann 
nach Ermeſſen unter Angabe der Gründe 
verſagt werden. Gegen die Verfügung der 
höheren Verwaltungsbehörde ſteht den Be⸗ 
teiligten binnen vier Wochen die Be— 
ſchwerde an die Landes⸗-Zentralbehörde 
zu. Mänderungen ber Nebenſtatuten 
unterliegen den gleichen Vorſchriften. 

Ueber die Einnahmen und Ausgaben 
ber im 8 81b Ziffer 3 und 5 begeide 
neten Einrichtungen ift getrennt Ned). 
nung zu führen und das Hierfür be- 
ftimmte Vermögen gejondert von dem 
übrigen Innungsvermögen zu verwalten. 
Verwendungen für andere Zwecke dürfen 
aus bemjelben nicht gemacht werden. Die 
Gläubiger haben das Recht auf gefonderte 
Befriedigung aus dem getrennt verwal⸗ 
teten Vermögen. 








8 86. Die Innungen können unter 
ihrem Namen Rechte erwerben und Ver⸗ 
bindlichleiten eingehen, vor Gericht klagen 
und verflagt werden. Für ihre Berbind- 
fichfeiten haftet den Gläubigern nur ihr 
Vermögen. 





8 87. Al Innungsmitglieder können 

nur aufgenommen werden: 

1. diejenigen, welche ein Gewerbe, für 
welches die Innung errichtet ift, in 
dem Innungsbezirk jelbititändig be- 
treiben; 

2. diejenigen, welche in einem bem Ge- 
werbe angehörendben Großbetrieb 
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als Werkmeiſter oder in ähnlicher 
Stellung beſchäftigt find; 

3. diejenigen, melcdhe in bein Gewerbe 
al3 felbitändige Gemerbetreibende 
oder ala Werkmeifter oder in ähnlicher 
Stellung thätig geweſen find, dieſe 
Thätigfeit aber aufgegeben Haben 
und eine andere gewerbliche Thätig- 
keit nicht ausüben; 

4. die in landmirtichaftlichen oder ge— 
werblichen Betrieben gegen Entgeld 
beichäftigten Handwerker. 

Andere Rerjonen können als Ehren- 

mitglieder aufgenommen werden. 

on der Ablegung einer Prüfung Tarın 
die Aufnahme nur abhängig gemacht wer- 
den, wenn Urt und Umfang berfelben 
durch das Statut geregelt find; die Brü« 
fung darf nur den Nachweis der Be- 
fähigung zur felbitändigen Ausführung 
der gewöhnlichen Arbeiten de Gemerbes 

mweden. 

Iſt die Aufnahme von der Zurücklegung 
einer Lehrlingd- ober Gefellenzeit oder 
von der Ablegung einer Prüfung ab- 
hängig gemacht, jo ift eine Ausnahme von 
der Erfüllung diefer Anforderungen nur 
unter beitimmten, im Statute feitge- 
ftellten Borausjegungen zuläflig.e Bon 
einem Aufnahmejuchenden, welcher bereits 
por einer anderen Innung desſelben Ge- 
werbe3 cine YAufnahmeprüfung beftanden 
hat, Tann eine folche nicht nochmal3 ver- 
langt werden. 

werbetreibenden, welche ben gejeh- 
fihen und ftatutariihen Anforderungen 
entiprechen, darf die Aufnahme in bie 
Innung nicht verfagt werden. 

Bon ber Erfüllung der geſetzlichen und 
fatutariihen Bedingungen Tann zu 
gunften einzelner nicht abgejehen werben, 





8 87 a. Der Austritt aus der Innung 
ift, wenn das Imunggsſtatut eine vor» 
herige Anzeige darüber nicht verlangt, 
am Schluſſe jedes Rechnungsjahrs ge» 
ſtattet. Eine Anzeige über den Austritt 
kann früheſtens Monate vor dem 
letzteren verlangt werden. 

Ausſcheidende Mitglieder verlieren alle 
Anſprüche an das Innungsvermögen und, 
ſoweit nicht ſtatutariſch abweichende Be⸗ 
ſtimmungen getroffen ſind, an die von 
der Immung errichteten Nebenkaſſen; fie 
bleiben zur gehlung derjenigen Beiträge 
verpflichtet, deren Umlegung am Tage 


43 


ihres Austritt3 bereit3 erfolgt war. Ver- 
tragamäßige Berbindlichkeiten, welche jie 
ber Innung gegenüber eingegangen find, 
werden buch den Austritt nicht bes 
rührt. 

Wird nad) dem Tode eine? Annung3- 
mitglied3 dejjen Gewerbe für Rechnung 
der Witive oder minderjähriger Erben 
fortgefeßt, jo gehen die Befugnilfe und 
Obliegenheiten des VBerjtorbenen mit Aus- 
nahme de3 Stimmredt5 auf die Witwe 
während des Witwenitandes beziehungs- 
weile auf die minderjährigen Erben Or 
die Dauer der Minderjährigfeit über. 
Durch das Statut kann der Witwe oder 
dem Stellvertreter das Stimmredt einge- 
räumt werden. 





8 88. Den Innungsmitgliedern barf 
die Verpflichtung zu Handlungen oder 
Unterlaffungen, melche mit den Aufgaben 
der Innung in feiner Verbindung jtehen, 
nicht auferlegt werden. 

Bu anderen Zwecken als der Erfüllung 

ber ſtatutariſch oder durch das Geſetz 
beſtimmten Aufgaben der Innung, jor 
wie der Deckung ber Koſten der In⸗ 
nungöverwaltung dürfen weder Bei- 
träge von den Innungsmitgliedern 
oder von den Gejellen berjelben erhoben 
werben, noch Verwendungen aus dem 
Vermögen der Innung erfolgen. 
Die Innungen find befugt, für die Be- 
nußung der von ihnen getroffenen Ein- 
richtungen, Fachſchulen, Herbergen, Ar⸗ 
beitsnachweis und dergleihen Gebühren 
zu erheben. 


89. Die aus der Erridtung und 
der Thätigfeit der Innung und ihres 
Geſellenausſchuſſes (8 95) erwachſenden 
often find, jomweit fie aus den Erträgen 
des vorhandenen Vermögen? oder aus 
fonftiger Einnahmen feine Pedung 
finden, von ben Innungsmitgliedern auf 
zubringen. 

Die Perpflichtung zur Zahlung von 
Beiträgen beginnt mit dem Anfange des 
auf den Gnitritt folgenden Monats. 

Die auf Grund des Statuts oder der 
Kebenftatuten umgelegten Beiträge ſowie 
die für die Benußung der Innungsein— 
einrichtungen zu entricdhtenden Gebühren 
8 88 Abf. 3) werden auf Antrag des 

nnuungsvorjtandes auf dem für die 
Beitreibung der Gemeindeabgaben landes- 
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rechtlich vorgefehenen Wege zwangsweiſe 
eingezogen. Das gleiche gilt für die Ein- 
ziehung von Drdnungsitrafen (8 92c). 

Streitigfeiten wegen Entrichtung von 
Beiträgen und Gebühren enticheidet die 
Aufſichtsbehörde. Die Enticheibung kann 
binnen zwei Wochen durch Beſchwerde Bei 
der höheren Bermwaltungsbehörde ange— 
fochten werden; diefe entſcheidet endgültig. 





889 a. Die Einnahmen und Ausgaben 
ber Innung find von allen ihren 
Bmeden fremben Vereinnahmungen und 
a rausgabungen getrennt feitzuftellen ;ihre 
Beitände find gefondert zu verwahren. 

Die Beftände müſſen in der burch bie 
e° 1807 und 1808 de3 Bürgerlichen Ge- 
etzbuchs bezeichneten Weile angelegt 
werden. Sofern der Bezirk der In—⸗ 
nung fi nicht Über das Gebiet eines 
Bundesitaates hinaus erjtredt, Tann bie 
Anlegung auch in der nad) Xrtifel 212 
des Einführungsgefeges zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche zugelafjenen Weife erfolgen. 

Zeitweilig verfügbare Gelder dürfen 
mit Genehmigung der Aufjichtsbehörde 
auch in anderer al3 der durch die 88 1807 
und 1808 des Bürgerlichen Geſetzbuchs be- 
zeichneten Weife vorübergehend angelegt 
werden. | 

Ueber die Aufbewahrung von MWert- 
papieren trifft die Auffichtsbehörde Be⸗ 
ftimmung. 





8 89b. Die Innung bedarf der Ge- 
nehmigung der Aufſichtsbehörde bei: 

1. dem Erwerbe, der Veräußerung oder 
der dinglichen Belaftung von Grund» 
apentum; 

leihen, fofern ihr Betrag nicht 
nur zur vorübergehenden Aushülfe 
dient unb aus ben Ueberſchüſſen der 
laufenden Einnahmen über die Aus⸗ 
gaben einer Boranfchlagsperiode zu⸗ 
rüderftattet werden Tann; 
$. der Veräußerung von Gegenjtänden, 

welche einen geichichtlichen, miljen- 
Ihaftlihen oder Kunſtwert haben. 





90. Auf Innungs-⸗Krankenkaſſen 
finden außer den Vorfchriften des 8 73 
des Krankenverſicherungsgeſetzes auch bie 
88 34 bis 38, 45 Ubjag 5, 47 Ubjag 3 
bis 6 bes lebteren entiprechende Anwen⸗ 
bung. Jedoch kann bie Kaſſenverwaltung 
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ausschließlich den Gejellen (Behülfen) und 
Ürbeitern übertragen, und unter der Bor- 
außjegung, daß die Innungsmitglieder 
die Hälfte ber Kaffenbeiträge aus eigenen 
Mitteln beftreiten, befchloffen werben, daß 
ber Borfigende ſowie die Hälfte der Mit- 
glieder de Vorſtandes und der General- 
u mentung bon ber Innung zu beitellen 
ind. - 





B 91. Die auf Grund de 8 8b 
Biffer 4 errichteten Innungsſchiedsgerichte 
müſſen mindeften® aus einem Bor- 
jigenden und zwei Beifigern beſtehen. 

Die Veifiger und deren Stellvertreter 
jind zur Hälfte aus den Innungsmit⸗ 
gliedern, zur Hälfte aus den bei ihnen be= 
Ihäftigten Gejellen (Gehülfen) und Ar- 
beitern zu entnehmen. Die erjteren jind 
von der Innungsverſammlung, die leh- 
teren von den Gejellen (Gehilfen) und 
Urbeitern zu wählen. Auf das Wahl- 
recht finden die Vorſchriften der 88 10, 
13 Abſatz 1, 14 Abſatz 1 des Gewerbege⸗ 
riehtögelenes Aruvendung. 

Der Vorſitzende wird von ber Aufjichtz- 
hörde beftimmt; er braucht der Innung 


nicht angugebören. 
ie eiliper erhalten für jede Sigung, 

welcher jie beigemohnt haben, Vergütung 
der baren Auslagen und eine Entihädi- 
gung für ZBeitverfäumnis; die Höhe der 
legteren und der Betrag ber dem Bo» 
figenden zu gemährenden Vergütung 
find im Nebenjtatute feitzujegen. 

Sind Wahlen nit zu ftande ge 
fommen, oder verweigern die Gewählten 
die Dienftleiltung, fo hat die Aufſichtsbe⸗ 
hörde die Beifiter aus der Zahl der 
wählbaren Innungsmitglieder, Gefellen 
(Sehülfen) und Arbeiter zu ernennen. 

Die Anberaumung des eriten Termins 
joll innerhalb acht Tagen nad) Eingang 
der Klage erfolgen und die Entſcheidung 
nah Möglichkeit beſchleunigt werben. 
Wird die achttägige Yrift nicht innege- 
halten, jo kann der Kläger verlangen, 
daß ftatt des Innungsſchiedsgerichts an 
den Orten, wo Gemerbegerichte beitehen, 
diefe und, mo folche nicht beitehen, Die 
ordentlichen Gerichte enticheiden. Dies 
Verlangen ift dem darnad) zuftändigen 
Gewerbegericht oder orbentlichen Gericht 
und dem Innunggsſchiedsgerichte ſchrift⸗ 
lich mitzuteilen. 
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5 91a. Erfolgt durch das Inmungs- 
ichiedsgericht eine Zerurteilung auf Bor- 
nahme einer Handlung, fo ilt der Be- 
Hagte zugleich auf Antrag des Klägers 
für ben all, daß bie andfırng Ka 
binnen einer zu beſtimmenden Friſt 
vor nommen wird, dur Bahlung einer 
na Ermeffen 3 Gerichts feit- 
zu —* Entſchãdigun 
teilen. In dieſem Falle die Zwangs⸗ 
vollſtreckung gemäß 88 773 und 774 ber 
Eivilprozeßorönung ausgejchloffen. 


zu verur⸗ 





891 b. Die Entſcheidungen ber Innung 
(8 81a Biffer 2, und der Snnungs- 
ſchiedsgerichte 81h Ziffer 4) find 
riet abzufaſſen; fie gehen in Necht3- 

über, wenn nicht binnen einer Not- 

ee von einem Monat eine Partei Klage 

bei dem ordentlichen Gericht erhebt. Die 

Friſt begimmt gegen eine bei der Verkündi⸗ 

ung nicht anmejende Partei mit ber 
epändigung der Entſcheidung. 

SUB, ergleichen, welche nad) Erhe- 

bung ber Mage vor der Innung ober 

Sumungsichiebägeriche geſchloſſen 

Fir findet die Zwangsvollſtreckung ftatt. 

Die Entfcheibungen fünnen von Amt3- 
wegen für vorläufig vollſtreckbar erklärt 
Werben, wenn fie die im 8 3 Biffer 1 

Gewerbegerichtsgeſetzes bezeichneten 
—* leiten betreffen, oder der Gegen⸗ 
Verurteilung an Geld oder 
—ã die Summe von einhundert 
Mark nicht überſteigt. 

Die vorläufige Boltftzedbarfeit ift nid 
außzufprechen, wenn ER t 
wird, daß bie Vollftredung bem & udner 
einen nicht zu erjegenden Nachteil bringen 
würde; auch kann fie von einer bor- 
fäufigen Sicyerheitsleiftung abhängig ge- 
macht werben. 

Die Vollſtreckung erfolgt, ſofern bie 
Bartei dies beantragt, auf Erfuchen der 

g oder bed Innungsſchiedsgerichts 
durch die Bolizeibehörde nach Maßgabe 
der Borfchriften über das Verwaltungs- 

angsverfahrten; wo ein folches DVer- 
ahren nicht beiteht, finden die Beſtim⸗ 

mung une über die Smwangaveflitreding in 
—— en Rechtsſtreitigkeiten Anwen⸗ 
— eh unmittelbarer —* zur Vor⸗ 


nahme einer ae ift nur im alle 
bes GR 127 d zuläif hp 


veditzeiteg FRA erhoben, fo findet | 





der Een 647 der Civilprozeßordnung ent- 
Iprechenbe Anwendung. 





8 92. Die Angelegenheiten ber In⸗ 
nung werden von der Innungsverſamm⸗ 
lung und dem Vorftande wahrgenommen. 

Bur Wahmehmung einzelner Ungelegen- 
heiten Böunen Ausſchüſſe gebildet werden. 

Die Innungsverjammlung befteht nach 
Beſtimmung des Statut3 entweder aus 
allen Innungsmitgliedern oder aus Ver- 
tretern, welche von jenen aus ihrer Mitte 
gervählt werden. 

Der Vorſtand wird von ber Innungs⸗ 
verſammlung auf beftinumte Zeit mittels 

eheimer Waͤhl gewählt. Die Wahl durch 
—* iſt zuläſſig, wenn niemand wider⸗ 
ſpricht. 

Die Wahlen ber Vertreter und des In⸗ 
nungsvorſtandes finden unter leitung bes 
Innungsvorſtandes ftatt. Die erfte Wahl 
nad) Errichtung ber Innung, ſowie ſpätere 
Wahlen, bei denen ein Vorſtand nicht vor⸗ 
handen iſt, werden von einem Beauf- 
tragten ber Aufjicht3behörbe geleitet. Ueber 
die Wahlhandlung ift ein Protokoll auf- 
nehmen. 





92a. Der Vorftand hat nad) —3 — 
Beſtimmung des Statuts die laufende 
Verwaltung zu führen. 

Er hat über jede Aenderung in feiner 
Bujammenfegung und über ba Ergebnis 
jeder Wahl ber Aufſichtsbehörde binnen 
einer Woche Anzeige zu eritatten. Iſt 
die Anzeige nicht erfolgt, jo kann bie 
Aenderung britten Perjonen nur dann 
entgegengehalten werden, wenn bewieſen 
wird, daß fie letzteren befannt mar. 





8 92b. Die Innungen werben durch 
ihren Vorſtand gerichtlidh und außerge- 
tichtlih vertreten. Die Vertretung er- 
ftredt fih aucd auf diejenigen Geſchäfte 
und NRedtshandlungen, für welche nad) 
den Gejeten eine Spezialvollmacht er- 
forderlich iſt. Durch dad Statut Tann 
einem Mitglied oder mehreren Mitgliedern 
de3 Vorftandes die Vertretung nach außen 
übertragen werden. 

Yur Legitimation de3 Vorſtandes ge 
nügt bei allen Rechtsgeſchäften die 
ſcheinigung der Aufiichtöbehörde, daß bie 
darin bezeichneten Perjonen zur Zeit den 
Vorſtand bilden. 





46 Neichdgewerbeordnung. 88 92c bis 94a. 


Die Mitglieder de3 Vorſtandes haften 
für pflichtmä ige Verwaltung wie Vor—⸗ 
münder ihren Wündeln. 


8 92c. Der Vorſtand ift berechtigt, 
über Innungsmitglieder bei Verftößen 
gegen ſtatutariſche Vorſchriften Ord— 
nungsſtrafen, insbeſondere Geldſtrafen bis 
zum Betrage von zwanzig Mark zu ver- 
Dünger. Ueber Beſchwerden entfcheidet die 

ufſichtsbehörde. Der Betrag der Geld- 
ftrafen fließt in die Innungskaſſe. 








8 98. Die Innungsverfammlung be- 
ſchließt über alle Ungelegenheiten der In⸗ 
nung, beren Wahrnehmung nicht nach 
Vorſchrift des Geſetzes oder des Statuts 
dem Vorſtand obliegt. 

Der Innungsverſammlung muß vor- 
behalten bleiben: 

1. die Feititellung des Haushaltsplans; 

2. die Prüfung und Wbmahme ber 
„Jahresrechnung; 

8. Die Berilligung von Wusgaben, 
welche im Haushaltsplane nicht vor- 
geiehen jind; 

4. die Verfolgung von Anfprüchen, 

welche der Innung gegen Vorſtands⸗ 
mitglieder aus deren Amtsfuͤhrung 
erwachſen, durch Beauftragte; 

5. der Erlaß von Vorſchriften zur 
näheren Regelung des Lehrlings⸗ 
weſens; 

6. die Beſglubtaſſuns über: 

a. den Erwerb, die Veräußerung ober 
Die Dinglide Belajtung von 
Grundeigentum; 

b. die Veräußerung von Gegenjtän- 
den, welche einen geſchichtlichen, 
wifjenschaftliden oder Kunftwert 
haben; 

c. die Aufnahme von Unfeihen; 

7. die Wahl der Mitglieder der Or⸗ 

ane zur Entſcheidung der im $ 81a 

—*— 4 und 8 81b Ziffer 4 bezeich- 

neten Gtreitigfeiten, ſoweit fie aus 

ber Zahl der Innungsmitglieder zu 
entnehmen find; 

8. die Wahl der Mitglieder der Prü- 
fungsausjchüffe, fomweit jie aus der 
Baht der Innungsmitglieder zu ent⸗ 
nehmen find 5 131a); 

9. die Beichlußfaffung über Abände- 
rung des Statut3 fowie über Er- 
rihtung und Abänderung von Neben- 
ftatuten;; 


10. die Beichlußfaffung über die Auf- 
löſung der Innung. 


8 98a. Berechtigt zur Wahl der Ber- 
treter zur Innungsverſammlung und 
ſtimmberechtigt in der Innungsverſamm⸗ 
lung find nur die volljaͤhrigen Innungs⸗ 
mitglieder mit Ausnahme derjenigen, 
welche ſich nicht im Belite der bürger- 
fihen Ehrenrechte befinden oder durch 
gerichtliche Unordnung in der Verfügung 
über ihr Vermögen beichränft find. 

Wählbar zu Mitglievem bed Bor- 
ftandes und der Ausſchüſſe ſowie zu 
Mitgliedern des im 8 83 Abſatz 2 Ziffer 11 
bezeichneten Organs find nur jolche wahl⸗ 
berechtigte Innungsmitglieder, welche zum 
Amte eine® Schöffen jähig find ($ 31, 
32 des Gerichtöverfafjungsgefeges). 

Durch das Statut Tann beſtimmt 
werden, daß Innungsmitglieder, welche 
mit der Zahlung ber Beiträge wieder⸗ 
holt im Rückſtande geblieben jind, meder 
wahlberedhtigt noch wählbar und von der 
Teilnahme an ben Gefchäften der In⸗ 
nung für gemiffe Beit ausgeſchloſſen find. 

In gleicher Weile kann beitimmt wer⸗ 
werden, daß SInnungsmitglieder, welche 
ih nicht im Beige der bürgerlichen 
Ehrenrechte befinden, oder durch gerid)t- 
lihe Anordnung in der Verfügung über 
ihr Vermögen beichräntt find, von ber 
Teilnahme an ben Geichäften ber In⸗ 
nung ausgeſchloſſen find. 








8 94. Beſchwerden gegen bie Ned)t3- 
güttigfeit ber Wahlen find nur binnen 
vier Wochen nach der Wahl zutäilig Gie 
werden durch die Auflichtsbehörbe end- 
ültig entſchieden. Diejelbe Hat auf er- 
Bobene Beichwerde Wahlen, welche gegen 
das Geſetz ober auf Grund des Ge- 
ſetzes erlajfene Wahlvorichriften ver- 
itoßen, für ungiltig zu erflären. 





8 94a. Die Mitglieder der Innungs- 
porjtände, Prüfungsausihüffe und Ger 
ſellenausſchüſſe jowie der Organe zur 
Entfoeibung der im 8 81a Ziffer 4 be 
geichneten treitigfeiten verwalten ihr 

mt al3 Chrenamt unentgeltlich, doch 
fann ihnen nad) näherer Beflimmung des 
Statuts Erſatz barer Auslagen und eine 
Entſchädigung für — ge⸗ 
währt werden. 








Reichsgewerbeordnung. 88 94b bis 95. 


Tie Annahme der Wahl lann nur aus ' 


Gründen vermweigert werben, au3 benen 
bie Wahl zum Beiliger eines Gemerbege- 
richts ($ 18 des Gewerbegerichtsgeſetzes) 
abgelehnt werden kann. Wblehnungs- 
gründe des Gewählten find nur zu be- 
rüdfichtigen, wenn jie binnen zwei Wochen, 
nachdem der Gewählte von jeiner Wahl 
in Kenntnis gejegt ift, fchriftlich geltend 
gemacht werden. Ueber den Ablehrungs- 
antrag entjcheibet die Aufjichtöbehörde end⸗ 
gtiltig: Dieſe Beitimmungen finden auf 
die Mitglieder der Innungsſchiedsgerichte 
entfprechende Anmenbung. 


8 94b. Mitglieder der Innungsvor⸗ 
jtände, der Ausſchüſſe der Innungen, der 
Geſellenausſchüſſe ſowie der Organe zur 
Enticheidung der in 3 81a Ziffer 4 und 
81b Ziffer 4 bezeichneten Streitigkeiten, 
Hinfidytlich deren Umſtaͤnde eintreten oder 
befannt werden, welche die Wählbarkeit 
auöfchließen, haben aus bem Umte auszu- 
ſcheiden. Im Falle der Weigerung er- 
folgt bie Entgebumg des Beteiligten vom 
Amte duch die Wuflichtsbehörde nad 
Anhörung des Beteiligten und der Körper⸗ 
ſchaft, wel er angehört. Gegen die 
Verfügung der Aufſich:sbehörde iſt binnen 
vier Wochen die Beſchwerde zuläſſig. Die 
Entfcheidung über die Beichwerde iſt end» 
gültig. 


8 94c. Die Innungen find befugt, 
durch Beauftragte die Befolgung der ge 
jeglichen und Natutariicen Vorſchriften 
in den zur Innung gehörigen Betrieben 
zu überwachen und von der Einrichtung 
der Berriebdräume und der für die Unter- 
funft der Lehrlinge bejtimmten Räume 
Kenntnis zu nehmen. 

Die Berpflichteien haben den als ſolchen 
fegitimierten enuftragten der betciligien 
Snnungen auf Erfordern während der 
Betriebszeit ben Zutritt zu den Werk⸗ 
Rätten und Untertunftsräumen, ſowie zu 
den fonft in Betracht lommenden Räum- 
Iichteiten zu geftatten und ihnen Aus⸗ 
kunft über alle Gegenftände zu geben, 
weiche für die Erfüllung ihres Auftrags 
von Bedeutung find; fie fönnen hierzu auf 
Antrag ber Beauftragten von der Orts- 
polizeibehörde angehalten werben. 

Namen und Wohnſitz der Beauftragten 
find von der Inmung der Aufjichtöbehörbe 
anzuzeigen. 








— — — —— — — — — — — —— — — — —— — —— — — — — —— 
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Die Beauftragten ſind verpflichtet, den 
im 8 139 b bezeichneten Beamten auf Er⸗ 
jordern über ihre Ueberwachungsthätigkeit 
und deren Ergebniſſe Mitteilung zu 
machen. 

Befürchtet der Betriebsunternehmer von 
der Beſichtigung des Betriebs durch ben 
Beauftragten der Innung eine Schädigung 
jeiner Geſchäftsintereſſen, ſo kann er b.e 
Beſichtigung durch einen anderen Sach- 
verſtändigen beanſpruchen. In dieſem 
Falle — er dem Vorſtande der In— 
nung, jobald er den Namen be3 Beauf- 
tragten erfährt, eine entiprechende Mit- 
teilung zu madjen und einige geeignete 
Perjonen zu bezeichnen, weldye auf jeine 
Koſten die erforderlichen Beſichtigungen 
vorzunehmen und dem Vorftande die er» 
forderlide Auskunft über die vorge- 
fundenen Berhältniffe zu geben bereit 
ind. Zu Ermangelung einer Berftänbi- 
gung zwiſchen dem Betriebdunternehmer 
und dem Vorſtand entſcheidet auf Anjuchen 
des letzteren die Aufſichtsbehörde. 

Auf Räume, welche Beſtandteile land⸗ 
wirtjichaftlicder oder fabrilmäßiger Be- 
triebe find, finden die vorjtehenden Be» 
ftimmungen feine Anwendung. 





8 95. Die bei den Innungsmit—⸗ 
gliedern beichäftigten Gejellen (Gehülfen) 
nehmen au der Erfüllung der Aufgaben 
der Srmung und an ihrer Vermaltung 
teil, fomweit Died durch Geſetz oder Etatut 
bejtimmt ift. Sie wählen zu diejem Zwecke 
den Geſellenausſchuß. 

Der Gejellenaugsihuß ift hei ber Nege 
fung des Lehrlingsiwejens und bei der 
Gejellenprüfung, jomie bei der Begrün- 
dung und Verwaltung aller Einrichtungen 
zu beteiligen, für welche die Gejellen (Ge- 
hülfen) Beiträge entrichten oder eine be- 
fondere Mühewaltung übernehmen, oder 
ae zu ihrer Unterftügung beftimmt 
ind. 

Die nähere Regelung diefer Beteiligung 
hat durch das Gtatut mit der Maßgabe 
zu erfolgen, daß 

1. bei der Beratung und Beichlußfaf- 

fung des Innungsvorſtandes min- 
deitend ein Mitglied bes Gefellen- 
ausſchuſſes mit vollem Stimmrechte 
zuzulaſſen iſt; 

2. bei der Beratung und Beſchlußfaſ⸗ 

fung ber Innungsverſammlung jeine 
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fämtluhen Mitglieder mit vollem 
Stimmredte zuzulaſſen find; 

8. bei der Verwaltung von Einrid- 
tungen, für welche die Gefellen (Ge- 
hülfen) Wufmendungen zu maden 

en, abgejehen von der Perſon des 
orfigenden, Gejellen, welche vom 
Sejellenausichuffe gewählt werben, in 
leicher Zahl zu beteiligen find mie 
ie Innungsmitglieder. 

Die Ausführung von Beſchlüſſen der 
Snnungsverfammlung in den im 
fage 2 bezeichneten Angelegenheiten barf 
nur mit Bujtimmung de Gefellenaus- 
ſchuſſes erfolgen. Wird die Buftimmung 
verſagt, fo kann jie durch die Aufſichts- 
behörde ergänzt werden. 





8 95 a. Zur nahme an ber Wahl 
des Geiellenausfchuffes jind Die bei einem 
Innungsmitgliede beichäftigten voll- 
jährigen Gejellen (Gehülfen) berechtigt, 
weile ſich im Beſitze der bürgerlichen 
Ehrenredhte befinden. 

Wählbar iſt jeder mahlberechtigte Ge— 
ſelle, welcher zum Amte eines Schöffen 
fähig ift ( 1, 32 des Gerichtsverfaſ⸗ 
ſungsgeſetzes). 

Die Wahl zum Geſellenausſchuſſe leitet 
ein Mitglied des Innungsvorſtandes, 
wenn ein ſolches nicht vorhanden iſt, ein 
Vertreter der Aufſichtsbehörde. 





8 95b. Für die Mitglieder bes Ge⸗ 
ſellenausſchuſſes find Erſatzmänner zu 
wählen, welche für dieſelben in Behinde- 
rurgsfällen oder im Galle des Aus⸗ 
ſcheidens für den Reit der Wahlperiode 
in ber Reihenfolge ber Wahl einzutreten 
haben. Wird defjenungeachtet der Gefellen- 
ausſchuß nicht vollzählig, jo hat er fid) 
für den Reit der Wahlzeit durch Bumahl 
zu ergänzen. 


8 955. Mitglieder bes Geſellenaus- 
ſchuſſes behalten, auch wenn fie nicht mehr 
bei Innungsmitgliedern beichäftigt find, 
jo lange fie im Bezirke der Innuung ver⸗ 
bleiben, die Mitgliedſchaft noch während 
dreier Monate fett dem Austritt aus ber 
Beichäftigung bei Innungsmitgliedern 





8 96. Die Snrungen unterliegen ber 
Aufficht der unteren Verwaltungsbehoͤrde, 
in beren Bezirke fie ihren Sig haben. 


Reichögewerbeorbnung. 88 95a bis 97. 


Die Auffichtsbehörde überwacht indbe- 
fondere die Befolgung ber gejeplichen und 
ftatutarischen Vorſchriften und Tann fie 
durch Androhung, Feſtſetzung und Boll- 
ftredung von Ordnungsſtrafen gegen bie 
Inhaber der Innungsämter, gegen die 
Innungsmitglieber und gegen deren Ge— 
fellen, ſoweit diefe an ben Geſchäften 
der Innung teilnehmen, erzwingen. Die 
Geldſtrafen fließen in bie —— 

Die Aufſichtsbehörde ift befugt, dee In⸗ 
nung, wenn jie es unterläßt, ihr zu- 
ftehende Anfprüche geltend zu machen, 
einen Vertreter zur gerichtlichen Ber- 
tolgung der Ungelegenheit zu beitellen. 

ie entjcheidet Streitigfeiten über bie 
Aufnahme und Ausichliegung der Mit- 
gileder, über die Wahlen zu den Sn- 
nungaämtern, fowie unbejchadet der Rechte 
Dritter über die Rechte und Pilichten der 
Inhaber diefer Aemter. 

Sie hat das Recht, einen Vertreter zu 
den Prüfungen zu entſenden. Sie beruft 
und leitet die Innungsverſammlung, 
wenn ber Imnungsvorſtand dieſelbe zu 
berufen ſich weigert. 

Ueber Wbänberungen des Innungsſta⸗ 
tut3 oder der Nebenitatuten und über bie 
Auflöfung der Innung kann von ber In⸗ 
nungsverſammlung nur im Beijein eines 
Bertreterö der Aufichtöbehörbe beſchloſſen 
werden. 

Gegen die Unordnungen und Entfchei- 
dungen ber AuflichtSbehörbe ift binnen 
vier Wochen bie Beſchwerde zuläffig. Die 
Entfüeibung über die Beſchwerde if end- 
gültig. 


8 97. Die Schließung einer Innung 
farın erfolgen: 

1. wenn ſich ergiebt, baß nach 8 84 bie 

Genehmigung hätte verſagt werben 

müfjen und die erforderliche Aende⸗ 

rung bed Statuts innerhalf einer 

zu jebenden Frift nicht bewirkt wird; 

. wenn die Innung wiederholter Auf- 
jorberung der Aufſichtsbehörde un⸗ 
geachtet die Erfüllung der ihr durch 
—5 — geſetßten Aufgaben vernach⸗ 
äſſigt; 

. wenn bie Innung ſich geſetzwidriger 
Handlungen oder Unterlaſſungen 
ſchuldig macht, durch welche das Ge⸗ 
Fre gelährbet Helm oder von 
ie andere al3 die gejeplich zuläffigen 
Zwecke verfolgt; wi i 





Reichſsgewerbeordnur 


4. wenn die Zahl ihrer Mitglieder ſo 
weit zurückgeht, daß die üllung 
ihrer geſetzuͤchen Aufgaben dauernd 
gefährdet erjcheint. 

Die Schließung wird durch die höhere 

Berwaltungsbehörde ausgeſprochen. 

Segen die die Schließung ausſprechende 

Verfügung findet ber Rekurs flatt; wegen 
des Verfahrens und ber Behörden gelten 
die Vorſchriften der $$ 20 und 21, fo« 
weit nicht landesgeſetzlich das Verfahren 
in flreitigen Verwaltungsſachen Platz 


greift. 

Die Eröffnung des Konkursverfahrens 
über dad Vermögen einer Innung hat 
die Schließung Traft Geſetzes zur Kolae. 


8 98. Bei ber Uuflöfung einer In⸗ 
nung wird die Abwickelung der Geſchäfte, 
fofern die Innungsverſammlung nicht 
anderweitig beichließt, durch den Vorſtand 
unter Aujlicht ber Aufiichtsbehörde voll- 
zogen. Genügt der Borftand jeiner Ver⸗ 
pflichtung nicht, oder tritt die Schließung 
der Innung ein, jo erjolgt die Abwicke⸗ 
Img der Geſchäſte durch die Auflichtäbe- 
hörde oder Beauftragte berfelben. 

Bon bem Zeitpunfte der Auflöfung 
ober Schließung ab bleiben die Innungs⸗ 
mitglieder noch für diejenigen Zahlungen 
verhaftet, zu welchen fie für den Yall 
eigenen Ausſcheidens aus ben Innungs⸗ 
verhältnifjen verpflichtet find. 

Die höhere Berwaltungsbehörde ift be- 
fugt, den bisher mit der Innung ver- 
bunden gemejenen, nicht unter 8 73 bes 
Krankenverſicherungsgeſetzes fallenden 
Unterftägungstajfen nad) der Auflöjung 
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oder Schließung ber Innung Slorpora- 
tionsrechte zu verleihen; in diefem alle 
verbleiben ben Kafien ihre bisherigen Be⸗ 
ftände. 





98a. Das bei der Auflöſung oder 
Schließung vorhandene Vermögen ift zu- 
nächſt zur Berichtigung ber vorhandenen 
Schulden und zur Erfüllung ber jonftigen 
Verpflihtungen der Innung zu der- 
menden. 

Cine Verteilung des hiernach verxhlei- 
benden Reinvermögens unter die Mitglieder 
kann die Innung nur ſoweit bejchließen, 
als dazjelbe aus Beiträgen dieſer Mit- 
glieder entftanden ift. Seinem Anſpruchs⸗ 
berechtigten darf mehr als ber Gelamt- 
betrag der von ihm geleifteten Beiträge 
gezahlt werden. 

Der Reſt bes Vermögens wird, fofern 
in dent Statut oder in den Landesge—⸗ 
jegen nicht ein anderes ausdrüdlich be 
ftimmt ift, der Gemeinde, in welcher bie 
Innung ihren Sig hatte, zur Benutzung 
für gewerblihe HYivede übermiejen. 

Streitigkeiten ziwijchen der Gemeinde 
und der Innung, welche bei der Aus— 
führung der vorjtehenden Beſtimmungen 
entjtehen, entjcheidet die höhere Vermwal- 
tungsbehörde. 





899. Die Statuten und Nebenſtatuten 
der Innungen, die Beſcheinigung über die 
Legitimation der Vorſtände, ſowie die 
Ausfertigung der Vollmachten der Be— 
auftragten ſind koſten⸗ und ſtempelfrei. 





b. Zwangsinnungen. 


ß 100. Zur Wahrung der gemein- 
famen gewerblichen Intereſſen der Hand- 
werfe gleicher ober verwandter Art iſt 
duch die höhere Berwaltungsbehörbe auf 
Antrag Beteiligter (8 100 £ Abi. 1) anzu- 
orbnen, daß innerhalb eines bejtinmten 
Bezirles ſämtliche Gemerbetreibende, 
weiche da3 gleiche Handwerk oder ver- 
wandte Handwerke ausüben, einer neu zu 


| 


errichtenden Innung (Zangsinnung) als | 


Mitglieder anzugehören haben, wenn 


1. die Mehrheit der beteiligten Gewerbe» 


treibenden der Einführung des Bei- 
trittsʒwanges zuftimmt, 
Nechtabuch. IL 


I 


2. der Bezirk der Innung fo abge- 
grenzt iſt, daß fein Mitglied durch 
die Entfernung ſeines Wohnortes 
vom Site der Innung behindert 
wird, am Genoſſenſchafisleben teil- 
zunehmen und die Innungseinrich- 
tungen zu benußen und 

3. die Zahl der im Bezirke vorhandenen 
beteiligten Handwerker zur Bil- 
dung einer leiltungsfähigen Innung 
ausreicht. 

‚ Der Antrag kann aud) darauf gerichtet 

werden, die im Abſaz 1 bezeichnete An— 
ordnung nur für Diejenigen dafelbft be- 


4 
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zeichneten Gewerbetreibenden zu erlaffen, 
weiche ber Regel nad) Gefellen oder Lehr⸗ 
linge Betten. 

Antrag kann von einer für da3 
betreffende Handwerk beftehenden In⸗ 
nung oder von Handwerkern gejtellt wer⸗ 
den, welche zu einer neuen Innung zu⸗ 
fammentreten mollen. 

Ohne Herbeiführung einer Abſtimmung 
(8 100a) Tann ber Wntrag abgelehnt 
werben, menn die Yntrgfefie einen 
verhältnismäßig nur Heinen Bruchteil der 
beteiligten Handwerler bilden, ober ein 
gleicher Untrag bei einer innerhalb der 
legten drei Jahre ftattgefundenen Ab» 
ftimmung von der Mehrheit der Betei- 
Iigten abgelehnt worden ift, ober durch 
andere Einrichtungen als biejenige einer 
Innung für bie Wahrnehmung der ge 
meinfamen gewerblichen Intereſſen der be- 
teiligten Handwerle ausreichende Yür 
forge getroffen if. 

8 1008. Um feitzuftellen, ob bie 
Mehrheit zuftimmt ($ 100 Abſatz 1 Ziffer 
1), hat die Höhere Verwaltungsbehörde die 
beteiligten Gewerbetreibenden Durch ort3- 
üblihe Bekanntmachung ober bejondere 
Mitteilung zu einer Aeußerung für oder 
gegen die Einführung des Beitrittd- 
zwanges aufzufordbern. Bei ber Abſtim⸗ 
mung entjcheibet die Mehrheit derjenigen, 
welche fid) an dexſelben beteiligt haben. 


8100 b. Die Verfügung, burch welche 
die im $ 100 Abſatz 1 bezeichnete Anord- 
nung getroffen wird, muB den Beitpunft 
des Eintritts ihrer Wirkſamkeit bezeichnen 
und ben Namen und den Sit der In—⸗ 
nung, die Abgrenzung ihres Bezirkes und 
die Bezeichnung derjenigen Gewerbe ent- 
halten, für welche fie errichtet wirb. 

Die höhere Verwaltungsbehörde hat bie 
Verfügung durch das zu ihren amtlichen 
Belanntmachungen beftimmte Blatt zu 
veröffentfichent. 

Gegen ben Erlaß der Unorbnung oder 
beren Berfagung fteht den beteiligten Ge⸗ 
mwerbetreibenden binnen vier Wochen bie 
Beſchwerde an bie Landes-Bentralbehörbe 
u, welche endgültig enticheidet. Die 

iſt Läuft im alle des Erlaſſes der An- 
ordnung vom Tage der Veröffentlichung, 
im Falle der Berfagung vom Tage der 
Eröffnung des Beicheibes ab. 

Nach 





laß der Anordnung find die für ! 


Die gleichen Gewerbszweige beftehenden 
Innungen, deren Sig fih im Bezirke 
der Zwangsinnung befindet, zu fchließen. 

Innungen, welche außer diefen noch 
andere Gewerbszweige umfaflen, bfeiben 
beitehen. Diejenigen Mitglieder, melche 
der Zwangsinnung anzugehören haben, 
ſcheiden kraft Geſeßes aus ber bisherigen 
Innung aus. 





8 100c. Auf Imnungen, für welche 
die im $ 100 bezeichnete Unordnung ge- 
troffen ift, finden die Worfdhriften ber 
88 8la bis 99 mit den aus den 88 1004 
bi3 100 u ſich ergebenden Uenderungen 
Anwendung. 


8 100d. Gegen bie Verſagung der 
Genehmigung des Innungsſtatuts und 
feiner Abänderungen ift binnen vier 
Boden die Beſchwerde an die Landes- 
Zentralbehörde zuläffig; dieſe ent» 
ſcheidet endgültig. 

Wird die Genehmigung bed Statuts 
wiederholt verfagt, jo hat die höhere Ber- 
waltungsbehörde dasſelbe mit rechtäver- 
bindlicher Kraft zu exlaffen. 

Ergiebt fid, daß dem Statut oder 
feinen Abänderungen die Genehmigung 
hätte verfagt werden müſſen, fo hat bie 
höhere Verwaltungsbehörde die erforber- 
liche Abänderung anzuordnen; ber bie 
Abänderung anordnende Befcheid kann auf 
dem im Abſatz 1 bezeichneten Wege ange- 
fochten werden. Unterläßt die Innung, 
die endgültig angeordnete Abänderung zu 
befchtießen, jo hat die Aufſichtsbehörde bie 
Beihlußfaffung anzuordnen und, falls 
diefer Unordnung feine Folge ge- 
geben wird, die erforderliche Abände- 
rung ded Gtatut3 von Umtöwegen mit 
recht3verbindlider Wirfung zu voll 
zichen. 








8 100e. Das Statut ift in geeigneter 
Weiſe zur Kenntnis der Beteiligten zu 
bringen. 


8 100f. Als Mitglieber gehören ber 
Innung alle diejenigen an, melde das 
Gewerbe, wofür die nung errichtet ift, 
al3 ſtehendes Gewerbe jelbftändig be- 
treiben. 

Ausgenommen jind: 

1. diejenigen, welche ba8 Gewerbe fa- 

brifmäßig betreiben ; 
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2. im Falle die im 8 100 Abſatz 1 
bezeichnete Unordnung nur für folche 
Gewerbetreibende getroffen worden 
it, melde der Negel nach Gejellen 
oder Lehrlinge Halten, biejenigen, 
welche der Negel nad) weder Gejellen 
noch Lehrlinge Halten. 

Inwieweit Handwerker, melde in land» 
wirtfhaftlichen oder gewerblidien Be 
trieben gegen Entgelt beichäftigt find und 
der Regel nach Gejellen oder Lehrlinge 
halten, ſowie Hausgewerbetreibende der 
Innung anzugehören haben, wird mit Ge- 
nehmigung der höheren Verwaltungsbe⸗ 
hörde durdy dad Statut beitimmt. Bor 
der Genehmigung iſt ben bezeichneten 
Berionen Gelegenheit zur Aeußerung zu 
geben. 

Gewerbetreibende, welche mehrere Ge⸗ 
mwerbe betreiben, gehören derjenigen In» 
nung al8 Mitglieder an, weldye für das 
hauptfählih von ihnen betricbene Ge- 
werbe errichtet ift. 

Die Mitgliedichaft beginnt für Die- 
jenigen, welche zur Seit ber Errichtung 
ber Innung das Gewerbe betreiben, mit 
diefem Zeitpunkte, für diejenigen, melche 
den Betrieb be3 Gewerbes jpäter be- 
ginnen, mit dem Zeitpunkt ber Eröff- 
nung des Betriebs, 





8 100g. Beredtigt, der für ihr Ge- 
werbe errichteten Innung für ihre Ber- 
fon beizutreten, find: 

1. bie im 8 87 Wſatz 1 Ziffer 2 und 3 
bezeichneten Perjonen fowie die in 
Iandwirtichaftlichen ober gewerblichen 
Betrieben gegen Entgelt befchäftigten 
Handwerker, welche ber Regel nad) 
weder Gejellen nod) Lehrlinge halten; 

2. mit Zuſtimmung ber Innungsver⸗ 
fammlung diejenigen, welche da3 Ge⸗ 
werbe fabrilmäßig betreiben; 

3. in dem Falle des 8 100f Abſatz1 
Biffer 2 diejenigen Gemerbetreiben«- 
den, welche ber Hegel nad} weder Ge- 
fellen noch Lehrlinge halten. 

Die nähere Negelung ber Rechte biejer 

Perſonen erfolgt durch das Statut. 

Dieſen Perſonen iſt der Austritt aus 
der Innung am Schluſſe jedes NRed)- 
nungsjahres geſtattet. Eine vorherige An⸗ 
zeige kann fruheſtens ſechs Monate vor 
dem Austritt verlangt werden. 





— — — — — — — — — — — — — — — — — — — ——— — — 
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8 100h. Streitigkeiten darüber, ob 
jemand der Innung als Mitglied ange⸗ 
hört, ſowie darüber, ob jemand der In⸗ 
nung beizutreten berechtigt ift, entfcheidet 
die Aufſichtsbehörde. Die Entſcheidung 
fann binnen zwei Wochen durch Be- 
ichwerde bei ber höheren Qermaltung3- 
behörbe angefochten werden; dieſe ent 
ſcheidet endgültig. 


8 100i. Die durch Errichtung ber 
Innung ermadjfenden Koften find auf An⸗ 
trag der Beteiligten von ber Landes⸗ 
Zentralbehörde vorzufchießen. 


8 100k. Wird infolge ber Errich⸗ 
tung einer Zwangsinnung eine Innung 
geichloffen (8 100 b Abſatz 4), fo geht da3 
Vermögen diefer Innung, vorbehaltlich 
ber Beltimmungen der S$ 1001bi8 100 n, 
mit Rechten und Pflichten auf bie 
Smangdinnung mit ber Maßgabe über, 
daß bie Iettere die baran zu machenden 
Forderungen nur foweit zu vertreten 
hat, als da3 Vermögen reicht. 

Scheidet infolge der Errichtung einer 
Zwangsinnung aus einer bejtehenden In⸗ 
nung ein Teil der Mitglieder aus. ($ 100 b 
Abſatz 5), jo ift der Zwangsinnung ein 
entſprechender Teil des Vermögens zu 
überweiſen. Dabei ift das Verhältnis der 
Bahl ber ausjcheidenden zu der geht 
der in der Innung verbleibenden Mit- 
nlieder zu berüdjichtigen. Kommt hier- 
über eine Einigung unter den Innungen 
nicht zu ftande, fo enticheidet die höhere 
Verwaltungsbehörde, welcher die beftehende 
Innung unterfteht. Gegen die Entjchei- 
dun feht ben Beteiligten binnen vier 
Boden die Beſchwerde an die Landes— 
Bentralbehörbe zu. Dieſe entſcheidet enb- 
gültig. 





8 1001. Wird infolge der Errich⸗ 
tung einer Zwangsinnung eine Innung 


geſchloſſen (8 100 b Abſatz 4), mit welcher 
eine Innungs-Krankenkaſſe (8 73 des 
Krankenverſicherungsgeſetzes) verbunden 
ift, fo geht die legtere mit ihren Nechten 
und Berbindlicjleiten auf die Zwangsin— 
nung über. 

Die Innungs⸗Krankenkaſſe Tann jedoch 
von ber höheren Benvaltungsbehörde ge— 
ichloffen werben, wenn die Zwangsin— 
nung einen andern Bezirk oder andere 
Gewerbszweige umfaßt al3 diejenige In— 


4* 
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nung, für melde bie Innungs⸗Kranken⸗ 
fafje errichtet mar, oder infolge ber 
Errichtung der Zwangsinnung mehrere 
Innungen geſchloſſen werden, ntit welchen 
Innungs⸗Kranlkenkaſſen verbunden find. 
Gegen bie Verfügung, durch welche die 
Safe gejöätoflen wird, ift Binnen vier 
Wochen die Beſchwerde an bie Landes- 
Zentralbehörde zulälfig; dieſe enticheidet 


endgautis. 
enn bie Innungs⸗Krankenlaſſe auf 
die Zwangsinnung übergegangen iſt, jo 
werben bie erforberlichen Wbänderungen 
bes Safjenitatut3 bis zur anberweitigen 
Beſchlußfaſſung der Snnungsverfammlung 
von der höheren Verwaltungsbehörde mit 
rechtsverbindlicher Kraft vollzogen. So⸗ 
lange dieſe Abänderungen nicht voll⸗ 
zogen find, haben die bisherigen Kaſſen⸗ 
organe bie Bermwaltung fortzuführen. 
Eind mit der Innung, melde infolge 
der Errichtung einer Zwangsinnung ge- 
ſchloſſen wird, ſonſtige Unterftügungs- 
kaſſen verbunden, fo finden die 88 98 
und 98 a Unmendung. Sofern nicht ſtatu⸗ 
tariide oder landesgeſetzliche Beſtim⸗ 
mungen entgegenftehen, kann bie Zwangs⸗ 
innung mit Auftimmung ber Vertretung 
ber Unterjtügungslaffe diefe Kaſſe mit 
allen Nechten und Berbinblichleiten über- 
nehmen. In letzterem alle bleiben bie 
bisherigen Mitglieder diejer Kaſſe berech- 
tigt, ihnen anzugehören, auch wenn jie 
ber Zwangsinnung nicht angehören. 


100m. Scheidet infolge der Cr 
rihtung einer Zwangsinnung aus einer 
beitehenden Innung, mit welcher eine In⸗ 
nungs⸗Krankenkaſſe (8 73 bes Kranken⸗ 
verjicherungsgejeges) verbunden iſt, ein 
Zeil der Mitglieder aus (8 100 b Abſ. 5), 
jo lann, wenn eine andermweite Einigung 
unter ben ‚eteiligten nicht zu ſtande 
kommt, derjenigen Krankenkaſſe oder Ge⸗ 
meinde⸗Kranlenverſicherung, welcher bei 
den Wusicheidenden beichäftigten Per— 
fonen Fünitig anqugebören haben, ein ente 
ſprechender Zeil des Vermögens durch bie 
höhere Dermaltungsbehörbe überwieſen 
werben; dabei iſt das Verhältnis der 
Zahl der Ausſcheidenden zu ber Zahl 
der in ber Innung verbleibenden Mit- 
lieder zu berüdjicdhtigen. Gegen die Ent- 
—** ſteht den Beteiligten binnen vier 
Wochen die Beſchwerde an die Landes- 
Zentralbehörbe zu; dieſe entjcheidet enb- 
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gültig. Sonftigen Unterftügungstaffen 
tönnen die aus der Innung ausſcheiden⸗ 
den Mitglieder auch ferner angehören. 





8 100n. Zur Teilnahme an Unter- 
ſtũtzungskaſſen, auf welche die Vorſchriften 
des 8 13 des Krankenverſicherungsgeſetzes 
feine Anuwendung finden, bürfen En 
nungsmitglieder gegen ihren Willen nicht 
verpflichtet werden. 

Gemeinfame Gejchäftsbetriebe ($ 81 b 
Biffer 5) dürfen von der Innung nidt 
errichtet werben; dagegen iſt Diefelbe be- 
fugt, Veranftaltungen zur Förderung der 
gemeinfamen, gewerblidyen und wirtichaft- 
lichen Intereſſen ihrer Mitglieder, wie bie 
Errichtung von Vorſchußkaſſen, gemein- 
jamen Ein- und Verfaufsgeichäften und 
bergleichen anzuregen und durd) Aufwen⸗ 
dungen au3 dem angejammelten Ber- 
mögen zu unterjtüßen. Beiträge bürfen 
zu dieſein Zwecke nicht erhoben werben. 
Werden bei ber Errichtung einer 
Bivangsinnung gemeinjchaftliche Geſchäfts⸗ 
betriebe einer nad) 8 100 b Xbfag 4 ge- 
chloffenen Innung binnen ſechs Monaten 
nach der Veröffentlichung der im $ 100 
Abſatz 1 bezeichneten Unordnung in Er- 
werbs⸗ und Wirtichaftägenoflenichaften nad) 
Maßgabe des Geſetzes vom 1. Mai 1889 
De SAdefepblatt ©. 55 ff.) umgemanbelt, 
o geht ber fir jie ausgefonderte Teil 
des Innungsvermögens auf die Genoflen- 
Ihaften mit Rechten und Pflichten über. 
Gemeinfame Geſchäftsbetriebe, deren Er- 
haltung im öffentlichen Intereſſe mwün- 
ſchenswert ift, fönnen von der Zwangsin⸗ 
nung mit Genehmigung der höheren 
waltungsbehörde beibehalten werden. Im 
übrigen find ſolche Betriebe durch die 
höhere Verwaltungsbehörde aufzulöfen; 
mit dem Vermögen iſt nad) Maßgabe der 
ftatutariiden Borfchriften zu verfahren. 


81000. Die Srrung hat über den 
zur Erfüllung ihrer geſetzlichen und ftatu- 
tarifhen Aufgaben erforderlihe Koſten⸗ 
aufwand enjähelich einen Haushaltsplan 
aufzuftelfen. Der Haudhaltsplan iſt ber 
Auffichtäbehörbe einzureichen. Dasſelbe 
ilt von Beſchlüſſen über „ufenbungen 
Fir folche Zwecke, welche im Haushalts⸗ 
plane nicht borgeiehen find. Wird bem 
Haushaltsplan oder den bezeichneten Be⸗ 
Ichlüffen von einem Viertel Innungs⸗ 
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mitglieder wieberiprochen, jo ift die Ent- 
ſcheidung ber Aufſichtsbehörde einzuholen. 

Die & ahreörecmingen ind der Auf 
ſichtsbehörde einzureichen. 


8 100p. Die von der Innung gemäß 

93 Ablag 2 Ziffer 5 erlajjenen Vor⸗ 
hriften zur näheren Regelung des Lehr- 
lingsweſens bedürfen der Genehmigung 
der höheren Verwaltungsbehörde Dieſe 
hat vor der Beichlußfaljung die Hand- 
werlöfammer zu hören. 








8100g. Die Innung darf ihre Mit- 
lieder in der Feitiegung der Preiſe ihrer 
aren oder Leiltungen ober in der 
nahme von Kunden nicht befchränfen. 
tgegenjtehende Beſchlüſſe jind um 
gültig. 





8 100r. Bon den Mitgliedern be3 
Vorſtandes und der Ausſchüſſe müjjen 
mindeitend zwei Drittel das Recht zur 
Unleitung von Lehrlingen bejigen und der 
Negel nach Geſellen (Gehülfen) oder Lehr⸗ 
fingen beichäjtigen. Die Mitglieder ber- 
jenigen Ausſchüſſe, welchen die Fürſorge 
für Die Durchführung der auf die Rege— 
fung des Lehrlingsweſens und die Durdyr 
führung der auf die Regelung des Lehr- 
lingsweſens bezüglicyen Bejtimmungen ob» 
liegt, müfjen jäntlicd diefen Anforde 


gerrägen. 
dur Teilnahme an den Gejchäften ber 
Imnung, welche die Negelung des Lehr 





— —— — — — — 


n⸗ 


lingöwejend und die Durchführung der 


hierüber erlaſſenen Beitimmungen zum 
Gegenſtande haben, können nur ſolche Ge⸗ 
fellen (Gehülfen) herangezogen werden, 
welche den Anforderungen des 8 129 ent» 
{prechen, jedoch auch dann, wenn jie Dad 
vierundzwanzigſte Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben. Während ber eriten ſechs 
Sahre nach dem Inkrafttreten diejer Be 
ftimmimgen lörmen auch Gejellen (Gehül⸗ 
fen), weiche dieſen Unforderungen nicht 
entiprechen, gemählt werben, mein fie eine 
Lehrzeit von mindeftend zwei Jahren zur 
rüdgelegt haben. 


8 1008. Für die Aufbringung ber 
aus ber Errihtimg und Thätigfeit der 
Innung ımb des Geſellenausſchuſſes er⸗ 
wachſenden Koſten (8 89) iſt der Bei- 
tragsfuß in ber Weiſe im Statute feit- 
gufegen, daß die Heranziehung ber ein 
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zelnen Betricbe unter Berückſichtigung 
ihrer Leiitungsfähigfeit zu erfolgen hat 

Wo eine bemwerbeftwuer erhoben wird, 
kann Die Landes⸗Zentralbehörde geneh- 
migern, daß bie Beiträge durch Zuſchläge 
zu biefer Steuer erhoben werden. 

Durh Statut Tann beſtimmt werben, 
daß Snnungsmitglieder, welche der Riegel 
nach weder Gefellen nod) Lehrlinge be 
ſchäftigen, von der Verpflichtung zur Zah— 
fung von Beiträgen befreit oder mit ge- 
ringeren Beiträgen, und Perjonen, melde 
dr Innung ſreiwillig beitreten, nad) 
se Sätzen zu Beiträgen heranzuziehen 
ind. 

Gewerbetreibende, welche neben bem 
Handwerlke, hinjichtlich dejien fie der In— 
nung angehören, nod) ein andere Hand» 
wert oder ein Handelögeichäft betreiben, 
jind zu den Beiträgen an die Innung 
nur nad) dem Verhältnijfe der Einnahmen 
aus bem zu der Innung gehörenden 
Handwerksbetrieb, und ſoweit die Bei- 
träge durch Bufchläge zu der Gewerbe⸗ 
fteuer erhoben werden, nur nad) dem VBer- 
hältniffe der auf biefen Handwerksbetrieb 
treffenden Steuer heranzuziehen. 

Den Gewerbefteuern im Sinne ber Ab⸗ 
fäge 1 und 3 ftehen die Steuern auf bas 
Einfommen aus Bewerben gleich. 

Eintrittögelder dürfen nicht erhoben 
werden. 

Die Erhebung von Gebühren für bie 
Denupung der von ber Innung getroffe 
nen Einrichtungen (8 88 biop ) unter 
nie der Genehmigung ber Aufſichtsbe⸗ 

örde. 





8 100t. Die im 8 100 Abſatz 1 be 
keichnete Unordnung ift von der höheren 
rwaltungsbehörde zurüdgunehmen, wenn 
Died auf Grund eined Beſchluſſes der In⸗ 


nungsverſammlung beantragt wird. Zur 
a dieſes Beſchluſſes iſt exrforder- 


1. daß er von einem Viertel derjenigen 
Innungsmitglieder, welche ber In⸗ 
nung anzugehören verpflichtet ſind, 
bei dem Vorſtande beantragt mor- 
den ift, 

2. daß die Cinlabung zu der Innungs⸗ 
verjammlung, in die Abſtimmung 
über dem Antrag erfolgen foll, mine 
deſtens vier Wochen vorher ordnung 
mäßig ergangen ill, 
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8. dab drei Viertel ber in 
bezeichneten Innungsmitgli 
Untrage zuftimmen. 

Waren in der Snnungsverfammlung, 

in welder die Abftimmung über den An— 
trag erfolgen foll, weniger als drei Viertel 
der im nbjap 1 Biffen 1 bezeichneten In⸗ 
nungsmitglieder erfchienen, jo ilt zur Üb- 
fimmung über den Untrag binnen vier 
Wochen eine zweite Innungsverjammlung 
einzuberufen, in welcher die Burüdnahme 
bon drei Viertel ber im Abfaß 1 Biffer 1 
bezeichneten unb erſchienenen Mitglieder 
Betchlofien werden kann. Auf diefe Folge 
iſt bei der Einberufung hinzuweiſen. 

Wird die Zurüdnahme der Anordnung 

auf Grund eine gültigen Beſchluſſes be- 
entragt, jo ift die Innung fpäteitens mit 
dem Wblaufe des Nechnungsjahrs von 


iffer 1 
dem 


der höheren Rermwaltungöbehörbe 
Ichließen. 
Auf bie Be⸗ 


Die Schließung finden 
ffimmu ih 98 
der Makoa e prechende Anwendung, 
daß eine Verteilung von Neinvermögen 
unter bie bisheri ‚eitalieber unftatt- 
haft ift, und ber Reſt des Vermögens nad) 
Beitimmung ber Uufjicht3behörbe entweder 
den bei der Innung bisher vorhandenen 
Unterftügunggfajien oder einer freien In⸗ 
nung, welche für die an ber bisherigen 
Zwangsinnung beteiligten Gewerbszweige 
errichtet wird, oder der Handwerkskammer 
zu überweiſen iſt. Die 
feige das Vermögen in einer den bis- 
ri 


waltungsbehörbe. 


Gegen bie Verfügung ber höheren Ver⸗ | 


waltıngöbehörbe ift binnen zwei Wochen 

bie —* an die —— 

ik zuläſſig. Dieſe enticheibet end⸗ 
g. 


Wird die Inmmg aus einem ber im 


8 und 98a mit : 


u 
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$ 97 bezeichneten Gründe geichloffen, fu 
tritt Die Anordnung außer Kraft. 


8 100u. Die Ausdehnung einer 
Zwangsinnung auf einen größeren Bezirk 
oder auf andere, als bie bereit3 einbe- 
zogenen, vermandten Gewerbszweige ober 
auf die Handwerker, die der Regel nad; 
weder Gejellen noch Lehrlinge halten, ift 
bon der höheren Verwaltungsbehörbe an- 
uorbmen, wenn bie Innungsverſammlung 
die beichließt, die Mehrheit der in bie 
Innung einzubeziehenben Gewerbetreiben⸗ 





den zuſtimmt, und die im 8 100 Abſatz 1 


Ziffer 2 bezeichnete Vorausſetzung im 
Falle Diefer Ausdehnung no zutrifft. 
1003, 100b, 1004, 


Hierbei finden bie 88 
100e, 100k bis 100n entſprechende An- 
wendung 

Die Ausſcheidung eines Teiles des Be⸗ 
zirles einer Zwangsinnung oder eines 


in dieſe einbezogenen Gewer kann 


durch die höhere Verwaltungsbehörde ver⸗ 


fügt werden, wenn die Ausſcheidung 


andwerkskammer 


Zwecke der Zuweiſung der Yuszufdeiben 
den zu einer anderen Zwangsinnung er 
folgt, außerdem nur dann, wenn die In⸗ 
nungsverſammlung ober bie Mehrheit ber 
auszufcheibenden Innungsmitglieber es 
ragt gi legterem Falle ift vor 
Erlaß erfügung die Innungsver⸗ 
ſammlung iu hören. Werden bie Aus⸗ 
Icheibenden Mitglieder einer anderen In⸗ 
nımg, jo finden Binfichtlich der vermögens- 
vechtlichen Wirkungen bie 100k Ab⸗ 
fat 2 unb 100n entipr de Anwen⸗ 


bung. 
"r die nach Alſatz 1 oder 2 ergehen- 
den Verfü non der höheren Verwal⸗ 


Statut3 Lönmen von ber höheren Verwal⸗ 
tungsbehörde angeordnet werben. Syn 
diefem Falle findet $ 1004 Ubjag 8 An⸗ 
wendung. 


U. Zunnngsausſchüſſe. 


101. r alle ober mehrere der⸗ 
fe Auffichtöbehörbe unterftehendbe In⸗ 
nungen kann ein gemeinfamer Innungs⸗ 
ausſchuß gebildet werden. Dieſem liegt 
di Bertretung der gemeinfanten Inter⸗ 
efien der beteiligten Innungen ob. Außer⸗ 





den 
| ten 


dem können ihm echte unb Pflichten ber 
beteiligten Innungen übertragen werben. 

Die Errichtung Innungsausſchuſſes 
erfolgt duch ein Statut, welches von 
nnungöberfammlungen ber beteilig 
nnungen zu befchließen if. Das 


Reicpigewerbeordnung. 88 102 bis 109a. 55 


Statut bedarf der Genehmigung der höhe Die Schließung wird durch die höhere 
ven Verwaltungsbehörde. In bem bie | Verwaltungsbehörde ausgeſpro 
Genehmigung verſagenden Beſcheide find Gegen die die Schließung ausſprechende 
Die Gründe anzugeben. Gegen bie Ver- Derlagung findet der Rekurs ftatt. Wegen 
jung Tann binnen vier Wochen Be des Verfahrens unb der Behörden gelten 
ſchwerde an bie Landes⸗Zentralbehörde | die entſprechenden Beltimmungen des 
eingelegt werden. MÜbänderungen des 8 97 Abſag 3. 

Statut3 umterliegen den gleihen Vor | Die Eröffnung bes Konkursverfahrens 
ſchri über das Vermögen eines yrnungöaus- 

Durch die Landes-Zentralbehörbe kann , fchuffes hat bie Schliebung kraft Geſetzes 
dem Innungsausſchuß die Fähigkeit bei⸗ zur Folge. 
gelegt werden, unter ſeinem Namen Rechte Vom Zeitpunkt der Auflöſung oder 
zu erwerben, Verbindlichkeiten einzugehen, Schließung eines Snnungsausfchuffes ab 
vor Bericht zu Magen und verflagt zu ı bleiben bie beteiligten Innungen noch für 
werben In folchen alle Haftet den diejenigen Zahlungen verhaftet, zu imel- 
Släubigern für alle Verbindlichleiten des . chen fie ftatutariich für den Fall eigenen 
Innungsausſchuſſes nur das Vermögen Ausſcheidens aus dem Innungsausſchuſſe 
desjelben. | verpflichtet find. 

Auf die Beauffichtigung der Innungs- |  Uuf die Verwendung des Wermögens 
ausſchũſſe finden die Beitimmungen des | finden die Vorſchriften bes 9 Ab⸗ 
| 
| 


— 


ß 9% entſprechende Anwendung. ſatz 1 und 8 98a entſp e Anwen⸗ 


dung. 

8102. Die Schließung eines In⸗ Comet das Statut nicht ein anderes 
nu usſchuſſes kann erfolgen, wenn der : beftimmt, ift der Austritt aus bem In⸗ 
Ausſchuß feinen ſtatutariſchen Verpflich- | nungsausjchuffe jeder Innung mit 
timgen nicht nadlommt oder wenn er lauf be3 Redinungeichrd geitattet, ſofern 
Beihlüffe ſaßt, welche über feine ftatur | die Ungeige des Austritts mindeſtens drei 
tariichen Rechte hinausgehen. | Monate vorher erfolgt. 





III. Sandweriskaumern. 


8 103. Zur Vertretung der Interefien | 8 103a. Die Bahl ber Mitglieder ber 
des Handwerkes ihres Bezirkes find Hand⸗ | Handwerlskammer wird durch bag Statut 
werlöfammern zu errichten. beitimmt. 

Die Errichtung erfolgt duch eine Ver⸗ Für die Mitglieder jind Erſatzmänner 
fügung ber Xandes-Bentralbehörde, in zu mählen, welche für diejeiben in Be—⸗ 
weicher der Bezirk der Handiwerläfammer —— — und im Falle des Aus⸗ 
zu beſtimmen iſt. Dabei kann die Bildung ſcheidens für den Weit der Wahlperiode 
von bteilungen für einzelne Teile des in ber Reihenfolge ber Wahl einzutreten 
Besirted ober Mir Gewerbegruppen ange , haben. 

o t wer eure , 

Durch Verfügung der Landes-Fentral- Die Mitglieder werben gewählt: 
behörde kann ber Bezirt der Handiverks- 1. von den Handiwverlerinnungen, welche 


| 
| 

fammer abgeändert werben. In biejem | im ®Begirte der Handwerlskammer 
| 


; it haben, aus ber Zahl ber 
Falle Hat eine Vermögendauseinander- ihren Sit hab 
ſepung unter entjprecjender Anwendung Innungsmitglieder, 
des 8 100k Abſatz 2 zu erfolgen. 2. von denjenigen Gewerbevereinen und 
Mehrere Bunbesitaaten können fich zur fonftigen Wereinigungen, weldye bie 
Errichtung gemeinjamer Handwerkskam⸗ Förderung ber gewerblichen Intereſſen 
mern vereinigen. In dieſem Falle ſind 
Die den Behorden übertragenen Befug⸗ 
niffe, jomweit nicht eine anderweite Verein» werlern beftchen und im %Be- 
barung getroffen wirb, von den Behörden irfe ber Handwerlslammer Ihren 
besjenigen Bundesſtaats wahrzunehmen, | ip haben, aus der Bahl ihrer Mit⸗ 
in we die Hanbelölammer ihren Sih fieder, fomweit denſelben nad ben 
bat. | ftimmungen dieſes Wejehed Die 


des Handwerks verfolgen, mindeſtens 
ur Hälfte ihrer itglieder aus 


= — 


56 Neichögeiwerbeorbnung. 88 103b bis 103g. 


Wählbarkeit zuſteht. Mitglieder, 
welche einer Innung ae oder 
nicht Handwerker find, dürfen an ber 
Wahl nicht beteiligt werben. 
Die Verteilung der di wählenden Mit- 
glieber auf die Wa — * ſowie das 
ahlverfahren werden durch die von der 
Landes⸗Zentralbehörde zu erlaſſende Wahl⸗ 
ordnung geregelt. 


8 103b. Wählbar find nur ſolche 

Perſonen, welche 
1. zum Amte eines Schöffen fähig ſind 
(es 31, 32 des Gerichtsverfaſſungs⸗ 


, gelesen); 
ben. Lebensjahr zurückgelegt 


ha 

8. im Bezirke der Handwerkskammer 
ein Handwerk mindeſtens ſeit brei 
Jahren ſelbſtändig betreiben; 
. die Befugnis zur Anleitung von 
Lehrlingen befigen. 


8 103c. Die De den Hand⸗ 
werlöfammern und ihren Organen er⸗ 
felgen, auf ſechs Jahr e. Alle drei Zahre 
Icheibet bie Hälfte der Gewählten aus; 
eine Wiederwahl ift zuläffig. 

Die Bellimmtungen der 88 94 bis 94b 
finden entjprechende Anmendung. 








8 103d. Die Handwerkskammer Tann 
ſich nad) näherer „eltimmung des Statut 
bi3 zu einem Fünftel ihrer Mitgliederzahl 
duch Zuwahl von jachverftändigen Per—⸗ 
onen ergänzen und zu ihren Berhand- 
lungen Sadjverjtändige mit beratenber 
Stimme zuziehen. 

Die Handwerkskammer ift berechtigt, 
aus ihrer Mitte Ausſchüſſe zu bilden und 
mit bejonderen hen oe oder vor⸗ 
—— Aufgaben zu betrauen. 
Die Ausſchüſſe —8 zu ihren Verhand- 
Iungen Sachverſtändige mit beratender 
Stimme zuaiehen. 


8 108e. Der Handwerkskammer Tiegt 
inäbejondere ob 


1. die nähere Regelung bes Lehrlings⸗ 


weſens 
2. die Durchführung der für das Lehr⸗ 
Lingemeten geltenden Vorſchriften zu 


8. bie Stantz, und Oemeinbebehörben 
in der Förderung des Handwerkes 


durch thatſächliche Mitteilungen und 
Erſtattung von Gutachten über 
Fragen zu unterſtützen, welche die 

——— des Handwerkes be 
rühren; 

4. Wuͤnſche und Anträge, welche die 
Verhältniſſe des dandwerte⸗ be⸗ 
rühren, zu beraten und ben Be- 
hörden vorzulegen, ſowie ae 
richte über ihre Die Werhältnilfe des 
Handwerkes betreifenden Wahrneh- 
mungen np u eritatten; 

. bie ung von Prüfungsaus- 
ſchüſſen zur Abnahme ber Gejellen- 
prüfung (8 131 Abſatz 2 
6. Die Bildung von Wusichüffen zur 

Entſcheidung über Beanjtandbungen 
bon Belhtüfjen der Prüfungsaus- 
khüffe ($ 132). 

Die Handwerkskammer foll in allen 
wichtigen, die Gejamtintereffen des Hand⸗ 
werfes oder bie Intereſſen einzelner 
Zweige besjelben berührenden Ungelegen- 
heiten gehört werben. 

Sie ift befugt, Veranſtaltungen 
Förderung der gewerblichem, technil en 
und fittlichen Ausbildung der Meifter, 
Geſellen (Gehülfen) und Lehrlinge zu 
treffen, ſowie Fachſchulen zu errichten und 
zu unterjtügen. 


8 108. Die Innungen und Innungs⸗ 
eusihüife find berpflichtet, den von ber 
Handwerkskammer innerhalb ihrer Zur 
jtärdigfeit erlafjenen Anordnungen Folge 
zu lei hen. 

Soweit die Beitimmungen des Statut3 
der Innungen und der Innungsausſchüſſe 
oder Die von der Srungaberjommiung 
zur näheren Wegelung des Lehrli 
weſens erlaffenen Borichriften (8 93 
fat 2 Ziffer 5) mit den Anordnun ng, 
welche von der Handwerkskammer in 
übung ber gefeblichen Befugniſſe getroffen 
werden, in Widerſpruch treten, find fie 
unverbindlich. 





8 103g. Die Handwerkskammer hat 
aus ihrer Sinin einen Vorſtand zu wählen, 
welchem nach näherer Beſtimmung des 
Statuts die laufende Verwaltung und 
Geſchäftsführung obliegt. 

Auf den Vorſtand finden die Beſtim⸗ 
mungen Der Ss, 92a Abſatz 2 und 92 b 
entiprecdende Anwendung. 





Reichsgewerbeordnung 


Der Beſchlußfaſſung der Geſamtheit der 
Handwerlskammer bleibt mindeſtens vor⸗ 
behalten: 


1. die Wahl des Vorſtandes und der 
Ausſchüſſe; 

2. die Feſtſtellung des Haushaltsplans, 
die Prüfung und Abnahme der 
Jahresrechnung, die Bewilligung von 
Ausgaben, welche im Haushaltsplane 
nicht vorgeſehen ſind, ſowie die Auf— 
nahme von Anleihen; 

3. die Abgabe von Gutachten und An— 

bringung von Anträgen bei den Be» 

hörden und gejebgebenden Körper- 
haften über Gegenjtände, melche bie 

Gejamtintereljen, insbefondere Die 

Geſetzgebung über die Verhältniſſe 

des Handwerkes betreffen; 

der Erlaß von Vorſchriften zur 

Regelung des Lehrlingsweſens; 

5. Die Wahl des Sekretärs. Soll bie 
Anſtellung für mehr als ſechs Jahre 
erfolgen, ſo iſt die Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde erforderlich 

Die Vorſchriften zur Regelung des Lehr⸗ 

lingsweſens bedürfen der Genehmigung 

der Landes⸗Zentralbehörde und ſind zu 
veröffentlichen. 


8 103h. Bei ber Handelskammer it 
von ber Aufſichtsbehörde (8 1030) ein 
Kommiſſar zu beftellen. Derjelbe ift zu 
jeber Siyung der Handwerkskammer, ihres 
Borftandes und der Ausſchüſſe einzuladen 
und muß auf Verlangen jederzeit gehört 





Der Kommifjar kann iebergeit bon ben 
Schriftjtüden der Handwerkslkammer Cin- 
ficht nehmen, Gegenftände zur Beratung 
ftellen und die Einberufung der Hand» 
mwerlälammer und ihrer Organe verlangen. 
Er kann Beſchlüſſe der Handwerkskammer 
und ihrer Organe, welche beren Befugniſſe 
überfchreiten oder bie Öeiche verlegen, 
mit aufſchiebender Wirkung beanjtanden; 
über die Beanftandung enticheidet nach 
Anhörung der Handmwerlsfammer oder 
ihrer Organe die Aufjichtsbehörbe. 





8 1031. Bei ber Handwerkskammer 
ift ein Geſellenausſchuß zu bilden. 

Die Zahl feiner Mitglieder und ihre 
Berteilung auf Die einzelnen Gejellenaus- 
fchüffe bes Bezirkes wird durch das Statut 
der Handwerkskammer bejtimmt. 


88 108h bis 1081. 57 


Für die Mitglieber find Erfagmänner 
u wählen, weldye für biejfelben in Be 
— und im Falle des Aus— 
cheidens für den Neit der Wahlzeit in 
der Reihenfolge ihrer Wahl einzufreten 
haben. | 

Die Mitglieder und Stellvertreter mer- 
den unter Xeitung der Aufſſichtsbehörde 
mittelft fchriftlicher Abftimmung von den 
Geſellenausſchüſſen der Innungen gewählt. 

Durch bie Landes-Zentralbehörde Tarın 
angeordnet werben, baß unb in welcher 
Zahl dem Geſellenausſchuß aud) Vertreter 
derjenigen Gejellen angehören jollen, 
welche von den nad) $ 103a Abſatz 3 
Ziffer 2 wahlberechtigten Mitgliedern der 
Dort bezeidineten Gerverbevereine und ſon⸗ 
ftigen ereinigungen beichäftigt werben. 
An diefen alle ijt von der LandesZen⸗ 
tralbehörde auch die Wahl dieſer Vertreter 
zu regeln. 

Auf die Wahlberedhtigung und die 
Wählbarkfeit finden die Vorſchriften der 
iS 95a Abſatz 1 und 2 und Y5c ent 
prechende Anwendung. 





8 103k. Der Gejellenausfhuß muß 
mitivirten: 

1. beim Erlaß von Vorſchriften, welche 
Die Negelung des Lehrlingsweſens 
zum Gegenſtande haben; 

2. bei Abgabe von Gutachten und Er- 
ftattung von Berichten über Unge- 
legenheiten, welche die Verhältniſſe 
der Geſellen (Gehülfen) und Xehr- 
linge berühren; 

3. bei der Entfcheidung über Beanitan- 
dungen von Beſchlüſſen der Prü— 
fungsausichüffe (8 132). 

Mit diefer Maßgabe finden die Vor- 
ſchriften des 8 95 Abſatz 3 entiprechende 
Unmenbung; im alle der Ziffer 2 ift 
der Gejellenausfhuß beredtigt, ein be 
ſonderes Gutachten abzugeben oder einen 
bejonderen Bericht zu erjtatten. 





8 1031. Die aus der Errichtung und 
Thüätigfeit ber Handwerkskammern er- 
wachjenden Koften werden, ſoweit fie nicht 
anderweit Dedung finden, von den Ge- 
meinden des Handwerkskammerbezirkes 
nach näherer Beſtimmung der höheren 
Verwaltungsbehörde getragen. Die Go 
meinden find ermäd)tigt, die auf fie ent- 
fallenden Anteile nach einem von der 
höheren Werwaltungsbehörbe zu beitim- 
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menden Verteilungsmaßſtab auf bie ein- 
genen Handwerlsbetriebe um ulegen 

rden Veranſtaltungen ber im 8 103e 
Abſatz 3 bezeichneten Art für einzelne 
Gewerbszweige getroffen, fo Tönnen die 
hieraus entjtchenden Roftenanteile von 
den Gemeinden nur auf ſolche Betriebe 
umgelegt werden, welche dieſen Gewerbs⸗ 
zweigen angehören. 


Reichsgewerbeordnung. 





| 


Die Lande3-Bentralbehörde kann be» 


ftimmen, daß die Kojten der Handwerks⸗ 
fammer von weiteren Kommunalverbän⸗ 
den jtatt von den Gemeinben aufgebracht 
werden. Die Kommunalverbände Find er⸗ 
mächtigt, die Koſten der auf Grund des 
$ 103e Abſatz 3 für einzelne Gewerbs⸗ 
ziveige getroffenen VBeranftaltungen nad) 
einem von der höheren Berwaltungsbe- 
Fe u beitimmenden PBerteilungsmaß- 
ab AR: die dieſen Gewerbszweigen ange 
hörenden Handwerksbetriebe umzulegen. 
Bei der Umlegung ber Koſten farm 
beitimmt werden, daß Perſonen, meldhe 
der Regel nad) weder Gejellen noch Lehr⸗ 
linge halten, von ber Verpflichtung zur 
Zahlung von Beiträgen befreit find. 





8 108m, Für die Handmwerlslammern 
ift von der Yandez-Hentralbehörde ein 
Statut zu erlajien. Ueber Abänderungen 
des Statuts beichließt die Handwerkskam⸗ 
mer. Der Beſchluß bedarf der Geneh- 
migung ber Landes-Bentralbehörbe. 

a3 Gtatut kann Beitimmung treffen 
über: 

1. Namen, Si und Bezirk der Hand» 
werlsfammer; 

. die Zahl der Mitglieder der Hand» 
werfstammer; 

. Die Ergänzung der Handwerkskam⸗ 
mer durch Zumahl; 

. die Form der Beichlußfaflung ; 

. die Wahl und die Befugniſſe des 
Vorſtandes; 

. die Form und die Vorausſetzungen 
für die Sujammenberufung der Hand» 
werkskammer umd ihrer Organe; 

7. die Beurkundung der Beſchlüſſe der 

Handwerkskammer und de Bor 


jtandes; 
8. die Aufltellung und Genehmigung 
des Haushaltsplans; 
9. die Aufſtellung und Abnahme der 
Jahresrechnung; 
die Vorausſetzungen und die Form 
einer Abänderung des Statuts; 


9 > 8 8 


10. 


Dieſe enticheidet enbgülti 
‚ fammer bedarf 


88 103m bis 1080. 


11. die Bildung von Prüfungsaus- 


ſchüſſen; 

12. die öffentlichen Blätter, durch welche 
die Bekanntmachungen ber Hand⸗ 
werlskammer zu erfolgen haben. 

Die Vorſchriften des $ 83 Abſatz 3 
und des $ 1004 Abſatz 3 finden ent- 
jprechende Anwendung. 

Da Statut und feine Abänberungen 
ſind in den Blättern befannt zu machen, 
welche für die amtlichen werölientfijungen 
ber höheren Xermaltungsbehörben be» 
jtimmt jind, über deren Bezirke fich ber 
Bezirk der Handwerkskammer erſtreckt. 





8 103n. Auf die Handwerkskammer 
finden bie Beitimmungen der 88 86, 88, 
89 Abjag 3 und 4, 89a, 89b, 94c, 99 
entjprechende Anmenbung. 

Die Handwerkskammer iſt befugt, Zu- 
widerhandlungen gegen die von ihr in- 
nerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaffenen 
Vorſchriften mit Gelditrafen bis zu zwan⸗ 
ig Mark zu bedrofen. Die Feſtſetzung 

ieſer Geldftrafen erfolgt auf Antrag 
des Vorſtandes oder eines Beauftragten 
(8 94c) der Handiwerlälammer von ber 
unteren Verwaltungsbehörde. Gegen bie 
Seftiegung ſteht dem Perurteilten binnen 
zwei Wochen die Beſchwerde an bie un- 
mittelbar vorgejegte Auflicht3behörde zu. 


ber Handwerks⸗ 
der Genehmigung der 


Der Haushaltsplan 


; Auffichtsbehörbe. 


Die durch die Errichtung ber Hand» 
werlsfammer erwachſenden often find 
born ber Yandbed-Bentralbehörde vorzu⸗ 
ſchießen. 


8 1080. Die Handwerkskammer unter⸗ 
liegt der Aufſicht der höheren Verwal⸗ 
tungsbehörde, in deren Bezirk fie ihren 
Sitz hat, joweit nicht im Falle der Aus⸗ 
dehnung des Handwerkskammerbezirles 
fiber die Bezirke mehrerer höheren Ver⸗ 
waltung3behörden durch die Landes⸗gen⸗ 
nor eine abweichende Beſtimmung 
getroffen mirb. 

Die Vorſchriften des 8 96 Abſatz 2 
bi8 7 finden mit ber Maßgabe ent- 
Iprehende Unmendung, baß über Bo 
— gegen Anordnungen und Ent- 
Iheidungen ber Aufſichtsbehörde die Lan- 





ı beö-Bentralbehörde entſcheidet. 








Reichögewerbeordnung. 88 103p bis 104b. 


Wenn die Handwerkskammer wieder⸗ 
holter Aufforderung der Aufſichtsbehörde 
ungeachtet die Erfüllung ihrer aufgaben 
vernachläſſigt oder ſich N 
Handlungen oder Unterlaffungen ui 
macht, Durch welche das Gemeinmohl 


— 


rdet wird, oder andere als die 


zufäffigen Zwecke verfolgt, » kann 
bie Aufjichtöbehörbe fie auflöfen und Neu- 
wahlen anordnen. Von ben bisherigen 
weit liedern Tann gegen bie Berfügung 
ufjichtöbehörbe binnen zwei Wochen 


—28 an die Landes⸗gentralbehörde 
einglg werben, welche endgültig ent 





8 103p. Die Behörben ſind innerhatb 
ine Sultänbigfeit verpflichtet, den im 
—* dieſes — an ſie ergehenden 
Erſuchen * Handwerkslammern und 
* Ra entſprechen. Die gleiche 
fing iegt den Organen der Hand» 


fammern Ne ntereinanber ob. Die 


| 
| 
| 
| 


| 
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höhere Berwaltungsbehörbe Tarın beitim- 
men, inwieweit Die duch die Erfüllung 
dieſer Verpflichtung entitehenden Stoften 
bon der Handwerkskammer als eigene 
Bermaltungstoften zu erjtatten find. 





8 108g. Die Landes-Zentralbehörben 
berienigen Bunbesftaaten, in welchen an⸗ 
bere geſetzliche Einrichtungen (Handels⸗ 
und Gemwerbelammern, Gewerbelkammern) 
zur Vertretung der Intereſſen ded Hand» 
werfe® vorhanden jind, können Diefen 
Körperichaften die Wahrnehmung der 
Nichte und Pflichten der Handwerkskam⸗ 
mer übertragen, wenn ihre Mitglieder, 
foweit fie mit ber Vertretung der In⸗ 
terejfen bes Handwerles betraut find, aus 
Wahlen von Handwerkern des Sfammer- 
bezirles hervorgehen und eine gejonberte 
Ubftimmung ber dem Handwerk ange 
hörenden Mitglieder geſichert ift. 


IV. Innuungsverbände. 


8 104. Innungen, we 
felben ehänben — une ehen, können 
zu Verbänden zujanmentreten; der Bei⸗ 


tritt ift durch Amungsverfammlung 
zu_ bei 


nicht der ' 


Die IZrmungsverbände haben die Auf⸗ Ä 


gabe, zur Bahrnehmung der Intereſſen 
m 


ihnen vertretenen Gewerbe bie Sn | 


nungen, Innungsausſchüſſe und Hand⸗ 

werlölammern in der Berfolgung ihrer 
olicen Aufgaben, fowie die Behörden 
durch RVorichläge und Anregungen zu 
unterftügen; fie ind befugt, den Arbeits- 
nachweis zu regel is ſowie Fachſchulen zu 
errichten und zu unt 


8 104a. Für den Imnungsverband 
it ein Statut —* — welches Be⸗ 
ſtinrmu enthalten mu 

— — Zweck und Bezirk des 
Verbandes; 


b. über die Bedingung der Aufnahme 
in den Verband und bed Ausſcheidens 
aus bemjelben 

c. über Bildung, Sig und Befugniſſe 
des Borftandes; 





cd. über die Bertretung des Verbandes 


und ihre Befugniſſe; 
e. Aber die Beiträge zu ben Ausgaben 
bes Innungsverbandes; 


f. über bie ‚Borausfegungen unb bie 
Formen einer Abänderung bes Sta⸗ 
tuts; 


8. über die Vorausſetzungen und die 
Sormen einer Auflöſung des Ber 


—* Statut kann beſtimmt werden, 
daß einzelne Gewerbetreibende dem ne 
nungsverbande ihres Gewerbes mit den 
Rechten und Pflichten der Mitglieder der 
ihm angehörenden Innungen beizutreten 


berechtigt jind. 
Das Statut darf feine Beſtimmung 
enthalten, melde mit Den gefeplichen 


Zwecken des Verbandes nicht in RVerbin- 
dung fteht oder gejetlichen Vorſchriften 
sumiderläuft. 





8 104b. Das Derbanböltatut bedarf 
ber Genehmigung und zwar: 

a. für Innungsverbände, deren Bezirk 

nicht Über den Bezirk einer Höhe- 
ven Verwaltungsbehörbe Hinausgreiit, 
durch bie leßtere; 

b. für Innungsverbände deren Bez.ri 
h Die Bezirke mehrerer höherer Ber- 
waltungsbehörden desielben Bundes⸗ 
ftaat3 jich eritredt, Durch die Landes⸗ 
Bentralbehörde; 
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e. für Innungsverbände, deren Bezirk 
fih auf mehrere Bunbesftaaten er⸗ 
fivedt, duch den Reichskanzler. 


Die Genehmigung iſt zu verfagen: 
31. wenn bie Zwecke bes Verbandes fid) 
nicht in den gefeßlichen Grenzen 


halten; 
2. wenn das Verbanbzftatut den ge 
jeglichen Unforderungen nicht ent- 


ſpricht. 

Außerdem darf die Genehmigung nur 
verſagt werden, wenn die Zahl der dem 
Verbande beigetretenen Innungen nicht 
—— um die Zwecke des 

wirkſam zu verfolgen. 

Gegen die Verſagung der Genehmigung 
iſt, ſoſern ſie bure) eine höhere Verwal⸗ 
IAmo vehötbe erfolgt, die Beſchwerde zu- 
laͤſfig. 

Aenderungen des Statuts unterliegen 
den gleichen Vorſchriften. 


8 1040. Der Verbandsborſtand hat 
altjägrlich im Monat Januar ein Ver- 





i3 derjenigen Innungen, welche bem- 


angehören, der höheren Ner- 
a kumgebehörbe, in beren Bezirk er 
feinen Sitz hat, einzureichen. 
Die Zujammenfegung des Vorſtandes 
und Xeränderungen in berjelben jind 
dieſer Behörde angugeigen. Eine gleiche 
Anzeige t zu erfo 
des Vorſta 


verlegt wird. Liegt lehterer nicht in dem 
Bezirle ber borbegeichneten Behörde, fo 
ift Die Anzeige an dieſe und an bie höhere 
Vermwaltungäbehörde, in deren Bezirk ber 


Sitz verlegt wirb, gleichgeitig zu richten. 


des Ver 
tretung des ' 





8 104d. Verſammlun 
bandsvorſtandes und ber 
des Verbandes dürfen nur innerhalb bes 
Verbandsbezirkes abgehalten werden. 


Sie find der höheren Berwaltungsbe 


örbe, in deren irke ber Vo 


inen Sitz bat, ſowie ber höheren Bew | 
Bde Bezirke die 


waltungsbehörde, in deren 
Verfammlung abgehalten werben fol, 
unter Einreichung ber Tagesordnung 
mindeſtens eine Woche vorher anzuzeigen. 
a. die Verfammlung zu  unterfagen, 
wenn die Tagesordnung Gegenjtände 
umfaßt, welche zu ben Zwecken bes 
Verbandes nicht in Beziehung ftehen; 


- —— — — — — 


gen, wenn der Sitz 
ndes an einen anderen Ort 


. 88 104c biß 104g. 


b. in die Verfammlung einen Vertreter 
entfenden und durch biejen bie 
—— zu ſchließen, wenn die 
Verhandlungen auf Gegenſtände ſich 
erſtrecken, welche zu den Zwecken des 
Verbandes nicht in Beziehung ſtehen, 
oder wenn Anträge oder Vorſchläge 
erörtert werden, welche eine Auffor⸗ 
derung oder Anreizung zu ſtrafbaren 
Handlungen enthalten. 


8 1040. Die Verbandsvorſtände find 
befugt, in betreff der Verhältniſſe der in 
Dem Verbande vertretenen Gewerbe an 
die für die Genehmigung des Verbands⸗ 
ſtatuts zuftändige Stelle Bericht zu er 
ftatten und Unträge zu richten. - 

Gie find verpflichtet, auf Erfordern 
Diefer Stelle Gutachten über gewerbliche 
Tragen abzugeben. 








8 1041. Die Innungsverbände lönnen 

aeſchloſſen werden, 

1. wenn ſich ergiebt, Daß nad 8 104b 
Biffer 1 und 2 bie Genehmigung 
hätte verfagt werden müſſen und die 
erforderliche Aenderung des Statuts 
innerhalb einer zu jegenden Friſt 
nicht bewirkt wird; 

2. wenn auf Grund bes 8 104d er- 

Folge ge 


laſſenen Verfügungen ni 
leiſtet ift; 

3. wenn der Verbandsvorſtand oder bie 
Vertretung bed Verbandes ſich ge 
ſetzwidriger Handlungen dig 
mad)en, welche Dad Gemeinwohl ge» 
fährden, oder wenn fie andere ala 
* geſetzlich zuläſſigen Zwecke ver⸗ 
o 


die Schließung erfolgt durch Be- 

ſchluß ber für die Genehmigung des 

Verbandsftatut3 zuftändigen Gtelle. 

Gegen ben Beſchluß ber höheren Ver⸗ 

Iren göbehöcbe iſt Die Beſchwerde zu⸗ 
ig. 


81048. Durch Beſchluß bes Bun⸗ 
desrats lann Innungsverbänden die 
Fähigleit beigelegt werden, unter ihrem 
Namen Rechte zu erwerben, Verbinblidy 
feiten einzugehen, vor Gericht zu Hagen 
oder verllagt zu erben. In ſeugen 
Falle haftet dem Gläubiger für alle Ver- 
bindlichleiten des Innungsverbandes nur 
ba8 Vermögen besjelben. 





Neichögewerbeorbnung. 88 104h bis 104n. 


Der Beſchluß bes Bundesrat ift durch 
den Reichsanzeiger zu veröffentlichen. Auf 
Diejenigen Innungsverbände, welchen die 
gedachte Tähigfeit beigelegt ift, finden bie 

ſtimmungen ber 8 104h bis 104n 
Anwendung. 


8 104h. Der Innungsverband wird 
bei gerichtlichen wie bei außergerichtlichen 
Verhandlungen durch feinen Vorſtand ver» 
treten. Die Befugnis zur Vertretung er⸗ 
ſtreckt ſich auf Diejenigen Geſchäfte und 
Rechtshandlungen, für welche nach den 
Geſetzen eine Spezialvollmacht erforderlich 
it. Durch das Statut kann einem Mit- 
glieb oder mehreren Mitgliedern des 
Vorſtandes die Vertretung des Innungs⸗ 
verbandes nach außen übertragen werden. 

Zur Legitimation der Vertreter des 
Innungsverbandes genügt bei allen 
Rechtsgeſchäften die Beicheinigung der 
höheren Berwaltungsbehörde, in deren 
Bezirte der Borjtand jeinen Sip hat, daß 
Die bezeichneten Berjonen ‚ur ertretung 
des andes befugt ſind. 








8 104i. Der Innungsverband iſt be» 
fugt, für bie Mitglieder der ihm ange 
ichloffenen Innungen und beren Ange 
horige zur Unterjtägung in Fällen ber 
Krankheit, bed Todes, der Kerr WR 
kit o fonftiger Bedürftigkeit Kaſſen 
zu errichten. Die dafür erforderlichen Be» 
timmungen jind in Nebenftatuten zur 
fammenjafien; biefe, fowie Abände— 
rungen derjelben bedürfen der Geneh— 
migung burch ben Reichskanzler. 

f die von bem Innungsverband er- 
richteten Unterftügungsfajjen finden die 
ſelben Borfchriften Anwendung, welche 
für gleichartige von einer Zwangsinnung 
errichtete Kaſſen gelten. 





8 104k. Der Innungsverband unter 
liegt, vorbehaltlich der Vorſchrift des 
8 104d, ber Aufſicht ber höheren Ver⸗ 
waltung3behörbe, in beren Bezirke ber 


Vorſtand feinen Sitz hat. 

Die Aufjichtsbehörde überwacht bie Be- 
folgung der geſetzlichen und ftatutarischen 
Borfchriften imd kann diejelben durch An⸗ 
brogung, Feitfegung und Vollftredung von 
Orbnungsſtraſen gegen die Inhaber ber 
Aemter des Verbandes erzwingen. 

Ste entſcheidet Streitigleiten über bie 
Aufnahme und Ausichliehung von Ver⸗ 


| 
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bandsmitgliedern, die Beiträge zu ben 
Ausgaben des Innungsverbandes, bie 
Wahlen zu ben Verbandsämtern ſowie, 
unbefchabet der Rechte Dritter, über bie 
eihte und Pflihten der Inhaber der⸗ 


elben. 

Der Aufſichtsbehörde ift jährli ein 
Rechnungsabſchluß nebſt Vermögensaua⸗ 
weis vorzulegen. 


8 1041. Die Eröffnung bed Konkurs⸗ 
verjahrens über das Vermögen des In⸗ 
nungsverbandes hat die ——— des 
letzteren kraft Geſetzes zur Folge. Der 





Vorſtand des Innungsverbandes hat jedoch 


die während des Konkursverfahrens dem 
Gemeinſchuldner zuſtehenden Rechte wahr⸗ 
zunehmen. 


8 104m. Bei der ſtatutmäßig be- 
ſchloſſenen Auflöſung eines Innungsver⸗ 
bandes wird die Abwickelung der Ge⸗ 
ſchäfte, ſoferr die Verbandsvertretung 





nicht anderweitig beſchließt, durch den 
u 


— — — 


Vorſtand unter Aufſicht der im 8 104k 
bezeichneten Behörde vollzogen. Genügt 
der Vorſtand ſeiner Verpflichtung nicht 
oder tritt die Schließung auf Grund des 
8 104f oder des 8 1041 ein, fo erfolgt 
die Abwickelung der Geichäfte durch einen 
Beauftragten der Auffichtsbehörbe. 

Bon Beitpunfte der Wuflöfung 
oder Schließung ab bleiben die Verbands- 
mitglieder aud) für diejenigen Bahlungen 
perhaftet, zu welchen fie atutartich ür 
den all eigenen Ausfdyeibens aus den 
Verbandsverhältniſſen verpflichtet find. 
Das Recht, diefe Beiträge auszujchrei- 
ben und einzugichen, fteht dem mit Ab⸗ 
widelung der Geſchäfte Beauftragten zu. 


8 104n. Im Galle der Wuflöfung 
oder Schliehung des Innungsverbandes 
muß fein Vermögen zuvörderſt zur Be— 
tichtigung feiner Schulden und zur Er- 
füllung Keiner ſonſtigen Verbindlichkeiten 
verwendet werden. War dasſelbe bisher 
ganz oder teilweiſe zur Fundierung von 
Unterrichtsanſtalten oder zu anderen 
öffentlichen Zwecken beſtimmt, ſo darf der 
nach Berichtigung der Schulden übrig 





bleibende Teil des Vermögens dieſer Be— 


| 
| 


ftimmung nicht entzogen werben; über 
feine fernere Verwendung wird von der 
im 8 104b Abſatz 1 bezeichneten Behörde 
Unorbnung getroffen. 
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Heichögewerbeordrnung. 88 105 bis 105b. 


Bedarf es zum Fortbeitande ber von | weit die Werbandävertretung nicht an⸗ 


dem Innungsverband errichteten Unter- 
ridytsanftalten oder Unterſtützungskaſſen 
als jelbftändiger Anjtalten der Geneh- 
migung des Landesherrn oder einer Be 
hörde des Staates, in welchem die fer- 
nere Verwaltung der Anſtalt ftattfinden 
fol, fo Hat die im vorftchenden Abſatze 
begeichneete Behörde diefe Genehmigung 
herbeizuführen. 

Das hiernach verbleibende Reinver⸗ 
mögen des Innungsverbandes wird, for 


ders beicjließt, unter die Innungen, meldhe 
dem Verbande zur Leit der Auflöfun 
oder Schließung angehört haben, nad) 
dem Verhältniſſe der von en an ben 
Verband in dem ber Auflöſung ober 
Schließung vorangegangenen Sjahre ge 
leijteten Beiträge verteilt. Streitigkeiten 
hierüber werden von der im 104k 
bezeichneten Etelle endgültig entjchieben. 





Siebenter Titel. 


Gewerbliche Arbeiter. 
Geſellen, Gehülfen, Lehrlinge, Betriebsbeamte, Werkmeifter, Techniker, 
Sabrilarbeiter.) 
I. Allgemeine Berbältniffe. 


105. Die Hr ber Berhält- 
niſſe zwifchen den jelbjtändigen Gewerbes 
treibenden und den gemerblihen Ar⸗ 
beitern ift, vorbehaltlich der durch Reichs⸗ 

Ich begründeten Bejchräntungen, Gegen- 
Kan freier Uebereinkunft. 

B 1051. Bum Mrbeiten an Sonn 
und Feſttagen können die Gewerbetreiben- 
den die Urbeiter nicht verpflichten. Ar⸗ 
beiten, welche nad) den Beitimmungen 
dieſes Geſetzes auch an Sonn- und Felt 
tagen vorgenommen werden dürfen, fallen 
unter die vorſtehende Beitimmung nicht. 

Weide Tage ald Feſttage gelten, be 
flimmen unter Berüdjichtigung der ört⸗ 
lichen Tonfeflionellen Berhältnife die Van⸗ 
deöregierungen. 


8 105b. Im Betriebe von Berg. 
werten, Salinen, Aufbereitungsanitalten, 
Brüden und Gruben, von Hütteinverlen, 
Fabrilen und Werfitätten, von Bimmer- 
plägen und andern Bauhöfen, von 
Werften unb Biegeleien, ſowie bei Bauten 
aller Art dürfen Urbeiter an Sonn⸗ und 
Feſttagen nicht beichäftigt werden. Die 
den Wrbeitern zu gemwährende Ruhe hat 
mindeften3 für jeden Sonn⸗ und Feſttag 
vierundzwanzig, für zwei aufeinander 
folgende Sonn- und Feſttage ſechsund⸗ 
dreißig, für das Weihnadjts-, Oſter⸗ und 
Blingfifeft adjtundvierzig Stunden zu 
dauern. Die Ruhezeit ift von 12 Uhr nachts 














nn — — — — — — 


Br rechnen und muß bei zwei aufeinander 
olgenden Sonn und Felitagen bi3 ſechs 
Uhr abend3 des zweiten Tages dauern. 
In Betrieben mit regelmäßiger Tag⸗ und 
Nachtſchicht kann die Ruhezeit früheftens 
um ſechs Uhr abends des vorhergehenden 
Werktages, jpäteftend um fechd Uhr mor- 
gend des Sonn- oder Teittages beginnen, 
wenn für die auf ben Beginn der Ruhe 
zeit folgenden vierundziwanzig Stunden 
der Betrieb ruht. 

Im Yanbeiögeiverbe dürfen Gehülfen, 
Lehrlinge und Wrbeiter am erften Meih- 
nachts⸗, Ofter- und Pfingſttage überhaupt 
nicht, im übrigen an Sonn- unb Feſt⸗ 
tagen nicht länger al3 fünf Stunden be 
Ichäftigt werden. Durch ftatutarifche Be⸗ 
ftimmung einer Gemeinde oder eines wei⸗ 
teren Stommunalverbandes (8 142) Tann 
diefe Beſchäftigung jür alle oder einzelne 

weige des Handelsgewerbes auf Türzere 

eit eingefchränft ober Bann unterfagt 
werben. Für die legten vier Wochen vor 
Weihnachten, fowie für einzelne Sonn- 
und Feſttage, an welchen örtliche Ver⸗ 
hältnijje einen erweiterten Geſchäftsver⸗ 
kehr erforderlich machen, kann die Rolizei- 


behörde eine Vermehrung der Stunden, 
während welcher die Beichäftigung ftatt- 


finden darf, bis auf zehn Stunden zu- 
lajien. Pie Stunden, während meldyer 
die Beſchäftigung ftattfinden darf, wer⸗ 
den unter Berüdjichtigung der für ben 
öffentlichen —— beſtimmten Seit, 








Neichögewerbeorbnung. SS 105c bis 105e. 


fofern bie VBeichäftigungszeit durch ftatu- 
tariſche Beltimmungen eingefchränft wor⸗ 
den iſt, Durch letztere, im übrigen von 
der Polizeibehörbe teftgeiteilt Die Feſt⸗ 
ftellung Tann für verſchiedene Zweige bes 
Sanpelägenerbes verſchieden erfolgen. 

Die Beltimmungen des Abſatzes 2 fin- 
den auf bie Beſchaͤftigung von Gehülfen, 
Lehrlingen und Arbeitern im Gefchäfts- 
betriebe von Konſum⸗ und anderen Ber- 
einen entſprechende Anwendung. 


8 1050. Die Beſtimmungen des 
& 105b finden feine Anwendung. 

1. auf Arbeiten, welde in Notfällen 
oder im Öffentlichen Intereſſe unver- 
el borgenommen merden müſſen; 

r einen Sonntag auf Arbeiten zur 
Durdjführung einer geſetzlich vorge 
jchriebenen Inventur; 

3. auf die Bewachung der Betriebsan- 
lagen, auf Arbeiten zur Reinigung 
und Inſtandhaltung, durch welche 
der regelmäßige Yortgang des eige- 
nen 0 eine3 fremden Betriebes 
bedingt iſt, ſowie auf Arbeiten, von 
welchen die Wiederaufnahme des 
vollen wmerktägigen Betriebes ab» 
hängig ift, jofern nicht dieſe Arbeiten 
an Werktagen vorgenommen werben 
fönnen; 

auf Arbeiten, welche zur Berhütung 
des Verderbens von Rohſtoffen oder 
des Mißlingens von Wrbeitserzeug- 
nijjen erforderlich find, fofern nicht 
dieſe Arbeiten an Werktagen vorge- 
nommen werben Tönnen; 

5. auf die Benuffichtigung des VBetriebos, 
joweit er nad) Kiffer 1 bi3 4 an 
Sonn» und Feſtlagen ftattfindet. 

Gewerbetreibende, welche Urbeiter an 
Sonn- und Felttagen mit Arbeiten ber 
unter Biffer 1 bis 5 erwähnten Urt be 
ihäjtigen, find verpflichtet, ein Verzeichnis 
anzulegen, in mweldjes für jeden einzelnen 
Sonn- und Feſttag die Zahl ber beichäj- 
tigten Arbeiter, die Dauer ihrer Beichäf- 
tigung ſowie Die Art der vorgenommenen 
Arbeiten einzutragen find. Tas Verzeid)- 
nis ijt auf Erfordern der Ort3polizei- 
behörde, ſowie dem im 8 139b bezeid)- 
neten Beamten jederzeit zur Einſicht vor⸗ 


zulegen. 
Bei den unter Biffer 3 und 4 bezeich- 

neten Urbeiten, ſoſern Diejelben länger 

ala bei Stunden dauern, ober die Ar⸗ 





2. 


| 
| 


— — — — —— — — —— — — — — — 


| 
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beiter am Beſuch des Gottesdienſtes hin⸗ 
dern, ſind die Gewerbetreibenden ver- 
pflichtet, jeden Arbeiter entiweder an jedem 
dritter Sonntage volle fech3undbreißig 
Stunden, oder an jebem zweiten Sonn- 
tage mindeſtens in der Zeit von fechd 
Uhr morgens bis ſechs Uhr abends von 
der Arbeit frei zu laſſen. 

Ausnahmen von den Vorſchriften des 
vorstehenden Abſatzes darf bie untere Ver- 
waltungsbehörde gejtatten, wenn die Ar- 
beiter am Beſuche des fonntäglichen 
Gottesbienfte3 nicht gehindert werben und 
ihnen an Stelle de3 Sonntags eine bier- 


undzwanzigjtündige Ruhezeit an einem 
Wochentage gewährt wird. 





8 105d. Für beitimmte Gewerbe, ind 
beſondere für Betriebe, in denen Urbeiten 
vorfommen, welche ihrer Natur nad) eine 
Unterbredjung oder einen Aufſchub nicht 
geftatten, ſowie für Betriebe, welche ihrer 
Natur nad) auf bejtimmte Jahreszeiten 
beichräntt find, oder welche in gemiffen 
iten des Jahres zu einer außergewöhn- 
lich verſtärkten Thätigkeit genötigt find, 
können durch Beſchluß des Bundesrats 
Ausnahmen von der Beſtimmung des 
8 105b Abſatz 1 zugelaſſen werden. 

Die Regelung der an Sonn⸗ und Feſt⸗ 


tagen in dieſen Betrieben geitatteten Ur- 


! 


£ 


| 


Leiten und der Bedingungen, unter wel 
chen fie geitattet find, erfolgt für alle 
Betriebe derjelben Art gleichmäßig und 


unter Berücjichtigung der Beſtimmung 


| 


des 8 105c Abſatz 3. 

Die vom Bundesrat getroffenen Be- 
ftimmungen jind durd) das Reichs-Geſetz⸗ 
blatt zu veröffentlichen und dem Reichs— 
tage bei feinem nächſten Zufammentritt 
zur Kenntnisnahme vorzulegen. 





8 105e. Tür Gemerbe, deren voll- 
ftändige oder teilweile Ausübung an 
Sonn und Feittagen zur Befriedigung 
täglicher oder an diefen Tagen bejonders 
hervortretender Bedürfniſſe der Bevöl— 


- Terumg erforberlid; ift, ſowie für Betriebe, 


welche ausſchließlich oder vorwiegend mit 
durch Wind oder unregelmäßige Waſſer⸗ 
fraft bewegten Triebwerken arbeiten, 
können durch Verfügung der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde Ausnahmen von den im 
8 105b getroffenen Beſtimmungen zu⸗ 
gelaffen werden. Die Regelung dieſer 
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Ausnahmen hat unter Berüdfichtigung 
des $ 1050 Abſatz 3 zu erfolgen. 
Das Verfahren auf Unträge wegen Zur 
lafjung von Ausnahmen für Betriebe, 
welche eualhtiebfich oder vorwiegend mit 
durch Wind oder unregelmäßige Wafjer- 
kraft ten Triebwerken arbeiten, un⸗ 
terliegt den Vorſchriften der $$ 20 und 21. 





5 1058. Wenn zur Verhütung eines 
unverhältnismäßigen Schabens ein nicht 
borbergufehenbes Bebürfnis der Beſchaf⸗ 
tigung don Wrbeitern an Sonn⸗ und 
Feſttagen eintritt, jo können durch bie 
untere Verwaltungsbehörde Ausnahmen 
von ber Beſtimmung des 8 106b Ab⸗ 
—A für beſtimmte Zeit zugelaſſen 
wer 


Die Verfügur ber unteren Verwal⸗ 
BB ebehi be it Ichriftlich zu erlaſſen und 
mu 


— — — — — — — — — — — 


von dem Unternehmer auf Erfordern 


dem für die Nevifion zuftändigen Beamten 
an ber Betrieböftelle zur Einſicht vorge 
legt werben. Eine Abjchrift der Verfügung 
ift innerhalb ber Betriebsſtätte an einer 
den Wrbeitern leicht zugänglichen Stelle 
außzuhängen. 

Die untere Verwaltungsbehörde Hat 
über die von ihr geitatteten Ausnahmen 
ein Verzeichnis zu führen, in chem 


| jogen bleiben, mit der Anleitung 


die Betrieböftätte, die gejtatteten Wrbeiten, 


die Zahl der in dem Betriebe beichäf- 
tigten und der an ben betreffenden Sonn⸗ 
und Feſttagen thättg geivejenen Arbeiter, 
die Dauer ihrer Beſchäftigung, ſowie bie 
Dauer und die Gründe der Erlaubnis 
einzutragen jind. 


8 1058. Das Verbot ber Beſchäf⸗ 
tigung von Arbeitern an Sonn⸗ und 
Feſttagen kann durch Kaiſerliche Werord- 
nung mit Zuſtimmung des Bundesrats 
auf andere Gewerbe ausgedehnt werden. 
Dieſe Verordnungen ſind dem Reichstage 
bei ſeinem nächſten Zuſammentritt zur 
Kenntnisnahme vorzulegen. Auf die von 
dem Verbote zuzulaſſenden Susmahmen 
finden die Beitimmungen ber 88 1000 
bis 105f entſprechende Anwendung. 


& 105h. Die Beſtimmungen ber 
* 1052 bis 105g ſtehen weitergehenden 
andesgeſetzlichen Beſchränkungen der Ar« 
beit an Sonn⸗ und Feſttagen nicht ent⸗ 


gegeit. 
Den Sandes-Bentralbehörden bleibt vor 
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behalten, für einzelne Feſttage, welche 
richt auf einen Sonntag fallen, Abwei⸗ 
dungen von der Vorſchrift des $ 106b 


Abſatz 1 zu atten. Auf das Weih- 
nachts⸗, Neujahrs⸗, Dfter-, Himmelfahrts⸗ 
und Pfingſtfeſt findet dieſe Beſtimmung 


keine Anwendung. 


8 105i. Die 88 105a Ablag 1, 105b 
bis 105g finden auf Gaſt⸗ und Schanl- 
wirtſchaftsgewerbe, Miufilaufführungen, 
Schauftellungen, theatraliihe Vorſtel⸗ 
lungen oder fonftige Xuftbarfeiten, forvie 
auf Verfehrögewerbe feine Unmenbung. 
Die Gemwerbetreibenden können bie Ur- 
beiter in dieſen Gewerben nur zu folchen 
Ürbeiten an Sonn und Feſttagen ver- 
pflichten, welche nach ber Natur des Ge⸗ 
werbebetriebeg einen Aufſchub oder eine 
Unterbredung nicht geitatten. 


8 106. Gewerbetreibende, welchen bie 
bürgerlien Ehrenrechte aberfannt find, 
bürjen, jolange ihnen dieſe Rechte ent- 
von 

ibeitern unter achtzehn Jahren ſich nicht 
befallen. 

Die Entlaffung der dem vorftehenden 
Verbote zuwider beicdhäftigten Arbeiter 
kann polizeilich erzivungen werden. 











8 107. Minderjährige Perfonen dür- 
fen, ſoweit reichögejegiih nit ein an- 
dere zugelafien iſt, als Wrbeiter nur 
beicyäftigt werden, wenn fie mit einem 
Arbeitsbuche verjehen find. Bei ber An- 
nahme joldyer Arbeiter Hat der Arbeit⸗ 
geber das Arbeitsbuch einzufordern. Er 


iſt verpflichtet, dasjelbe zu verwahren, 
: auf amtliche erlangen vorzulegen unb 


nad) rechtmäßiger Yöfung des Arbeitäver- 
Hältmilfes wieder auszuhändigen Die 

ushändigung erfolgt an den r oder 
Vormund, —5 biete e3 verlangen, oder . 
der Arbeiter das ſechszehnte Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat, andernfalls an 
den Arbeiter ſelbſt. Mit Genehmigung der 
Gemeindebehörde des im 8 108 bezeich⸗ 
neten Ortes kann die Aushändigung des 
Arbeitsbuchs auch an die Mutter ober 
einen ſonſtigen Angehörigen oder unmittel⸗ 
bar an rbeiter erfolgen. 

Auf Kinder, welche zum Beſuche der 
Volksſchule verpflichtet ſind, finden vor⸗ 
ſtehende Beſtimmungen feine Anwendung. 
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8 108. Da3 Arbeitebud) wird dem 
Arbeiter durch die BVolizeibehörde de> 
jenigen Ortes, an weldyem er zulegt feinen 
dauernden Yufenthalt gehabt hat, wenn 
aber ein ſolcher im Gebiete des Deutſchen 
Reichs nicht ftattgefunden Hat, von der 
Boligeibehörde des von ihm zuerſt erw 
wählten deutichen Urbeitsortes Toften- und 
jtempelfrei ausgeltellt. Die Ausſtellung 
erfolgt auf Antrag oder mit Zuftimmung 
bes Baters oder Bormundes; ift die Er- 
Närung bes Vaters nicht zu befchaffen, 
ober verweigert ber Bater die Zuſtim⸗ 
mg ohne genügenden Grund und zum 
Nachteile des Arbeiters, jo kann die Ge 
meindebehörde die Zuſtimmung desſelben 
ergän Bor der Ausſtellung ift nad» 
Aunveifen, daß ber Ürbeiter zum Bejuche 
der Volksſchule nicht mehr verpflichtet ilt, 
mb glaubhaft zu machen, daß bisher ein 
Arbeitsbuch für ihn noch nicht ausgeſtellt 
war. 





8 109. Wenn das Arbeitsbuch vol 
tändig ausgefüllt oder nicht mehr brauch⸗ 
bar, oder wenn e3 verloren gegangen 
oder vernichtet ift, fo wird an Stelle des⸗ 
jelben ein nues Arbeitsb auögeftellt. 
Die Ausftellung erfolgt durch die oligei 
behörbe desjenigen Ortes, an welchem 
Inhaber des 
dauernden Wufenthalt gehabt hat. Das 


rbeitöbuches zulegt feinen ' 


ausgefüllte oder nicht mehr brauchbare | 


Arbeitsbuch iſt Durch einen amtlichen Ver⸗ 
mer? zu ſchließen 
Wird das neue Arbeitsbuch an Stelle 


eines nicht mehr brauchbaren, eines ver 


{oren gegangenen oder vernichteten Ar- 
beitöbuches ausgeſtellt, jo ift Dies darın 

vermerfen. Für die Ausſtellung kann 
in dieſem alle eine Gebühr bis zu fünf. 
sg Pfennig erhoben werben. 


8 110. Das Arbeitsbuch (8 108) muß 
ben Namen ded Wrbeiterd, Dirt, Jahr 
unb Tag feiner Geburt, Namen und lebten 
Wohnort feined Baterd oder Bormundes 
unb die Unterichriit des Arbeiters ent⸗ 
halten. Die Ausitellung erfolgt unter dem 
Siegel unb der Unterichrift der Behörde. 
Letziere hat über bie von ihr ausgeſtellten 
Arbeitbücher ein Verzeichnis zu führen. 

Die Einrichtung der Arbeitäbüdjer wird 
durch den Reichskanzler bejtimmt. 
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8 111. Bei dem Eintritte des Ar 
beiter3 in das Wrbeitöverhältnis hat ber 
Ürbeitgeber an der dafür beitimmten Stelle 
bed Arbeitsbuches die Zeit des Eintrittes 
und die Urt der Beichäftigung, am Ende 
des Urbeitöverhältnijies die Zeit des Aus⸗ 
tritte3 und, wenn die Beihäftigung Aen⸗ 
derungen erfahren hat, die Urt der legten 
Beſchäftigung des Urbeiterd einzutragen. 

Die Eintragungen jind mit Tinte zu 
bewirfen und von dem Ürbeitgeber oder 
bem dazu bevollmächtigten Betriebsleiter 
zu untergeichnen. 

Die intragungen bürfen nicht mit 
einem Merkmal verfehen jein, welches ben 
Inhaber bes Arbeitsbuches günftig ober 
nagıteifi zu keunzeichnen bezivedt. 

ie Eintragung eine3 Urteild über bie 
Führung oder die Leitungen des Ar⸗ 
beiter3 und fonjtige durch dieſes Geſetz 
nicht vorgejehene Eintragungen ober Ver⸗ 
merle in oder an bem Arbeitsbuche find 
unzuläffig. 


8 112. Iſt dad Arbeitsbuch bei dem 
Ürbeitgeber unbraudybar geworben, ver 
loren gegangen ober vernichtet, ober find 
von dem Ürbeitgeber unzuläflige Merk 
male, Eintragungen oder Vermerlke in 
oder an dem Wrbeitöbuche gemacht, oder 
wird don dem Ürbeitgeber ohne redht- 
mäßigen Grund die Wushänbigung des 
Arbeit3buches verweigert, jo tann Die 
Ausftellung eines neuen Arbeitsbuches 
auf „wofen des Arbeitgebers beanſprucht 


werden. 

Ein Arbeitgeber, welcher Das Arbeits⸗ 
buch jeiner gejeglihen Verpflichtung zu- 
wider richt tzeitig aushändigt oder 
die vorſchriftsmäßigen Eintragungen zu 
machen unterlajjen oder unzuläjlige Mert- 
male, Eintragungen ober Vermerke ge 
macht hat, ift Urbeiter entſchädigungs⸗ 
pflihtig. Der Unjprud) auf Entihädigung 
erliiht, wenn er nicht innerhalb vier 
Wochen nad feiner Entitehung im Wege 
der Klage oder Einrede geltend gemacht ijt. 


8 118. Beim Abgange können bie Ur- 
beiter ein Zeugnis über bie Art und 
Dauer ihrer Beichäftigung fordern. 

Diefed Zeugnis ift * Verlangen der 
Arbeiter auch auf ein Führung und ihre 
Reiftungen auszubehnen. 

Den Ürbeitgebern ift unterfagt, bie 
Beugniffe mit Merkmalen zu verſehen, 


5 
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weiche ben Zweck haben, ben Arbeiter in 
einer aus dem Wortlaute des Beugnifjes 
"x erlichtlichen Weiſe zu Tennzeichnen. 

ft der Arbeiter minderjährig, jo 
kann das Zeugnis von dem Water oder 
Bormund gefordert werden. Dieſe können 
verlangen, baß ba3 Zeugnis nicht an den 
arinberjährigen, Sondern an fie ausge— 
händigt werde. Mit Genehmigung der 
@emeinbebehörda des in 8 108 bezeichneten 
Ortes kann auch gegen ben Willen des 
Vater oder Vormundes bie Aushändi- 
ung unmittelbar an ben Arbeiter er- 
olgen. 


S 114. Auf Antrag des Wrbeiters hat 
bie Ort3polizeibehörde die Eintragung in 
das Arbeitsbuch und das dem Arbeiter 
etwa außgeitellte Zeugnis Tojten- und 
jtempelfrei zu beglaubigen. 


8 115. Die Gemwerbetreibenden find 
verpflichtet, die Löhne ihrer Wrbeiter in 
Reichßswaͤhrung zu berechnen und bar aus⸗ 
zuzahlen. 

Sie dürfen den Urbeitern Teine Waren 
freditieren.. Doch ift es geftattet, den 
Urbeitern Lebensmittel für den Betrag 
der Unichaffungstoiten, Wohnung und 
Landbenutzzung gegen die ortüblichen 
Miet- un Badtpreife, Teuerung, Der 
feuchtung, regelmäßige Belöftigung, Arz- 
neien und ärztlihe Hülfe, ſowie Werf- 
zeuge und Stoffe zu den ihnen über- 
tragenen Arbeiten für den Betrag ber 
durchſchnittlichen Selbftloften unter An— 
rechnung bei der Lohnzahlung zu berab- 
folgen. Bu einem höheren Preife iſt die 
Serabfolgung von Werkzeugen und 
Stoifen für Uflordarbeiten zuläjjig, wenn 
berielbe den ortsüblichen nicht überfteigt 
und im voraus vereinbart üt. 











8 115a. Lohn und Abichlagszal)- 
lungen dürjen in Gaft- und Schanfwirt- 
ihjatten oder Verkaufsſtellen nicht ohne 
Genehmigung der unteren Vermwaltungs- 
behörde erfolgen: fie dürfen an Dritte 
nicht erfolgen auf Grund von Rechtsge— 
ſchäften oder Urkunden über Red)töge- 
jcyäfte, weiche nad) & 2 des Geſetzes, be- 
treffend die Beſchlagnahme des Yrbeits- 
oder Pienjtlohnes® vom 21. Juni 1869 
(Bunde3-Gefepblatt ©. 242) rechtlich un. 
wirkſam jind. 
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8 116. Arbeiter, deren Forderungen 
in einer dem 8 115 zuwiderlaufenden 
Weiſe berichtigt worden ſind, können zu 
jeder Zeit Zahlung nach Maßgabe des - 
L 115 verlangen, ohne daß ihnen eine 
Sinrede aus dem an Zahlungsſtatt Ge- 
gebenen, entgegengelegt werben kann. Letz⸗ 
tere3 fällt, ** es noch bei dem Empfãn⸗ 
ger vorhanden oder dieſer daraus bereichert 
iſt, derjenigen Hülfskaſſe zu, welcher ber 
Arbeiter angehört, in Ermangelung einer 
ſolchen einer anderen zum Beſten der Ar⸗ 
beiter an dem Orte beſtehenden, von der 
Gemeindebehörde zu beſtimmenden Kaſſe 
und in deren Ermangelung der Orts— 
armenkaſſe. 


8 117. Verträge, welche dem 8 115 





zumwibderlaufen, find nichtig, 
Dasſelbe gilt von Verabredungen 
zwiſchen den Gemerbetreibenden und den 


von ihnen bejchäftigten Arbeitern über bie 
Entnahme der Bedürfnijje ber lepteren 
aus gewiſſen Berlaufzitellen, ſowie über- 
haupt über die Werwendung des Ber- 
dienſtes berjelben zu einem anderen Zweck 
al3 zur Deteifigung an Einrichtungen zur 
Verbeſſerung der Lage ber Wrbeiter oder 
ihrer Familien. 





8 118. orderungen für Waren, 
weile dem $ 115 zuwider freditiert 
worden find, können von dem Gläubiger 
weder eingellagt, noch durd) Anrechnung 
oder fonjt geltend gemacht werden, ohne 
Unterjdjied, ob fie zwiſchen den Beteilig- 
ten unmittelbar entjtanden oder mittelbar 
erworben find. Dagegen fallen dergleichen 
Torderungen der im 8 116 bezeichneten 
Kaffe zu. 


8 119. Den Gemerbetreibenden im 
Sinne der 88 115 bis 118 find gleich zu 
achten deren Yamilienglieder, Gehülfen, 


Beauftragte, Geſchäftsführer, Aufſeher und 





Faktoren, ſowie andere Gewerbetreibende, 
bei deren Gejchäft eine der hier erwähnten 
Perjonen unmittelbar ober mittelbar be- 
teiligt iſt. 


8 119a. ZLohneinbehaltungen, welche 
bon Gewerbeunternehmern zur Sicherung 
des Erſatzes eines ihnen aus der wider⸗ 
techtlihen Auflöfung des Arbeitäverhält- 
niſſes erwachſenden Schadens oder einer 
für biejen Fall verabredeten Strafe aus 
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bedungen werben, bürfen bei ben ein- 
einen Lohnzahlungen ein Viertel des 
Fälligen Lohne, im Gejantbetrage den 
Betrag eined ducchichnittlichen Wochen⸗ 
lohnes nicht überfteigen. 

Durch ftatutarifche Beſtimmung einer 
Gemeinde oder eines weiteren Kommunal⸗ 
verbandes (8 142) kann für alle Geiverbe- 
betriebe oder gewiſſe Arten berfelben feit- 
gejegt werden: 

1. dab Lohn- und Abſchlagszahlungen 
in fejten Friſten erfolgen müſſen, 
welche nicht länger al3 einen Dlonat 
und nicht fürzer als eine Woche fein 
Dürfen; 

2. daß der von minderjährigen Ar- 
beitern verdiente Lohn an die Eitern 
oder Vormünder und nur mit deren 
ſchriftlicher Zuſtimmung oder nad) 
deren Beidheinigung über den Em- 
pfang der Testen Lohnzahlung une 
mittelbar an die Minderjährigen ge- 
ahlt wird; 

3. Daß bie Gewerbetreibenden den EI- 
tern oder Vormündern innerhalb ge- 
wilfer Friften Mitteilung von den an 
minderjährige Arbeiter gezahlten 
Zohnbeträgen zu machen haben. 


119b. linter den in S$ 115 bis 
119 & bezeichneten Arbeitern werben auch 
biejeniger Perſonen verjtanden, welche für 





beitimmte Gewerbetreibende außerhalb der 


Arbeitöjtätten der Iepteren mit der An- 
fertigung geiverblicher Erzeugniife be- 
ſchäſtigt find, und zwar auch baum, wenn 
jie die Roh⸗ und Hülfsſtoffe ſelbſt be- 
ſchaffen. 


8 120. Die Gewerbeunternehmer ſind 
verpflichtet, ihren Arbeitern unter achtzehn 
Jahren, welche eine von der Gemeindebe- 
hörde oder vom Staate als Fortbildungs⸗ 
schule anerfannte Unterrichtsanftalt be— 
juchen, hierzu die erforderlichenfall3 von 
der zuftändigen Behörde feitzujegende Zeit 
zu gewähren. Am Sonntage darf ber 
Unterriht nur ftattfinden, wenn Die 
Unterrichtsſtunden jo gelegt werden, daß 
die Schüler nicht gehindert werden, den 
Hauptgotteödienit oder einen mit Ge⸗ 
nehmigung der firchliden Behörden für 
fie eingerichteten befonderen Gotte3- 
dienft ihrer Konfeſſion zu bejuchen. Yus- 
nahmen von biejer Beitimmung kann die 
Zentralbehörbe für beitehende Fortbil⸗ 





dungsichulen, zu deren Beſuch feine Ber- 
pflichtung befteht, bis zum 1. Oftober 1894 
geitatten. 

us Fortbildungsſchulen im Sinne 
biejer Beitimmung gelten auch Anftalten, 
in welchen Unterricht in weiblichen Hand⸗ 
und SDaußarbeiten erteilt wird. 

Durch ftatutarifche Beitimmung einer 
Gemeinde oder eines weiteren Sommunal- 
verbandes (8 142) kann für männliche 
Ürbeiter unter achtzehn Jahren die PVer- 
pflihtung zum Beſuche einer Fortbil⸗ 
dungsſchule, ſoweit dieſe Verpflichtung 
nicht landesgeſetzlich beſteht, begründet 
werden. Auf demſelben Wege können die 
ur Durchführung dieſer Verpflichtung er⸗ 
—— Beſtimmungen getroffen wer⸗ 
den. JInsbeſondere können durch ſtatu⸗ 
tariſche Beſtimmung die zur Sicherung 
eines regelmäßigen Schulbeſuchs den 
Schulpflichtigen, wie beren Eltern, Vor⸗ 
mündern und Wibeitgebern obliegenden 
Verpflichtungen beftimmt und diejenigen 
Vorſchriften erlafjen werden, burch welche 
bie Ordnung in der Yortbildungsichule 
und ein gebührliches Verhalten ber 
Schüler geſichert wird. Von der durch 
ftatutarische Beitimmung gegründeten Ber- 
pflidytung zum Befuche einer Fortbil- 
dungsſchule find diejenigen befreit, welche 
eine Innungs⸗ oder andere Yortbildungs- 
oder Fachſchule befuchen, fofern der Unter- 
richt dieſer Schule von der höheren Ber- 
waltungsbehörde als ein ausreichender Er- 
fat des allgemeinen Yortbildungsichul- 
unterrichtö anerfannt wird. 


8 120a. Pie Gemwerbeunternehmer 
jind verpflichtet, Die Arbeitöräume, Be- 
trieb3dorrichtungen, Majchinen und Ge- 
rätichaften jo einzurichten und zu unter- 
halten und den Betrieb fo zu regeln, daß 
die Arbeiter gegen Gejahren für Leben 
und Öejundheit ſoweit geſchützt find, wie 
e3 die Natur des Betriebes geitattet. 

Insbeſondere ift für genügendes Licht, 
ausreichenden Luftraum und Luftwechſel, 
Dejeitigung des bei dem Betriebe ent: 
ftehenden Staubes, der Dabei entiwvidelten 
Dünfte und Gaſe, jowie der dabei ent- 
jtehenden Abfälle Sorge zu tragen. 

Ebenſo find diejenigen Vorrichtungen 
herzuitellen, welche zum Schutze der Ar— 
beiter gegen gefährliche Berührungen mit 
Mafchinen oder Miaſchinenteilen oder 





| gegen anbere in der Natur ber Betrieba 


hr 
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ftätte oder des Betriebes liegende Ge- 
fahren, namentlid) auch gegen die Ge- 
jahren, welche aus Fabrikbränden erwach⸗ 
fen lönnen, erforderlich find. 

Endlich find diefenigen Vorfchriften über 
die Ordnung bes Betriebes und das Ber- 
halten der Wrbeiter zu erlaſſen, welche 
zur Sicherung eines gefahrlofen Be- 
triebes erforderlich find. 


8120 b. Die Gewerbeunternehmer find 
verpflichtet, diejenigen Einrichtungen zu 
treffen und zu unterhalten und diejenigen 
Vorſchriften über das Verhalten der Wr- 
beiter im Betriebe zu erlafien, welche 
erforderlich find, um die Uufredjterhaltung 
a guten Gitten und bes Anjtandes zu 
ichern. 

Insbeſondere muß, ſoweit es bie 
Natur des Betriebes zuläßt, bei ber Ar⸗ 
beit die Trennung der Geichlechter durch⸗ 
geführt werden, jofern nicht die Aufrecht- 
erheltung der guten Sitten unb bed Un- 
ftandes durch die Einrihtung des Be 
triebe3 ohnehin geſichert ift. 

Sn Unlagen, deren Betrieb es mit ſich 
bringt, daß die Wrbeiter ſich umfleiden 
und nach ber Arbeit ſich reinigen, müffen 
ausreichende, nad) Geſchlechtern getrennte 
(euntleibe und Waſchräume vorhanden 
ein. 

Die Bedürfnisanftalten müſſen jo ein⸗ 
gerichtet fein, daß fie für die Bahl der 
Ürbeiter ausreichen, daß den Ylnforde- 
rungen ber Gejundheitäpflege entiprochen 
wird und daß ihre enugung ohne Ber- 
Lesung von Sitte und Anftand erfolgen 
ann. 


120 c. Gewerbeunternehmer, welche 
Ürbeiter unter achtzehn Jahren bejchäfti- 
gen, ſind verpflichtet, bei der Einrichtung 
der Betriebäftätte und bei ber Regelung 
des Betriebes diejenigen befonderen Rüd- 
lichten auf Geſundheit und Sittlichkeit zu 
nehmen, welche buch bas Alter dieſer 
Arbeiter geboten find. 


8 120d. Die zuftändigen Bolizeibe- 
hörben find befugt, im Wege ber Ver⸗ 
fügung für einzelne Anlagen die Ausfüh— 
rung derjenigen Maßnahmen anzuordnen, 
melde gur Burchführung der in 88 1202 
bi3 120c enthaltenen Grundfäte erforder- 
lich und nach der Beichaffenheit ber Un- 











anordnen, daß ben Arbeitern zur Ein- 
nahme von Mahlzeiten außerhalb der Ar⸗ 
beitsräume angemefjene, in ber Talten 
Jahreszeit geheizte Räume unentgeltlich 
zur Verfügung gejtellt werden. 

Soweit die angeorbneten Maßregeln 


nicht die Befeitigung, einer dringenden, 
Öefundheit bebro 


das Leben ober bie en- 
den Gefahr bezweden, muß für die Aus- 
führung eine angemefjene Friſt gelafien 
werben. 

Den bei Erlaß dieſes Geſetzes bereits 
beitehenden Anlagen gegenüber können, fo 
lange nicht eine Ermeiterung ober ein 
Umbau eintritt, nur Anforderungen ge 
jtellt werden, welche dur Befeitigung er- 
heblicher, das Leben, die Gefundheit oder 
die Gittlichfeit der Arbeiter gefährbenber 
Mißſtände erforderlich ober ohne unver- 
hältnigmäßige Aufwendungen ausführbar 
an die Berfü ber Polizeibe⸗ 

egen Die gung der Polizei 
hörde ſteht bem Gemerbeunternehmer 
binnen zwei Wochen die Beſchwerde an 
die höhere Verwaltungsbehörde zu. Gegen 
die Entſcheidung ber höheren Verwal⸗ 
tungöbehörbe ift binnen vier Wochen die 
Beſchwerde an die Hentralbehörde zuläflig;; 
dieſe entſcheidet endgültig Widerjpricht 
die Verfügung ben von der zuftändigen 
Berufungsgenoffenichaft erlajjenen Xor- 
ſchriften zur Verhütung von Unfällen, 
jo it zur Einlegung ber vorftehend be- 


aeicmeten Ned)tämittel binnen der bem - 


cwerbeunternehmer zuijtehenden Friſt 
ICH der Vorſtand der Berufsgenoffenfdait 
gt. 


8 120e. Durch Beichluß des Bundes⸗ 
rats können Vorſchriften darüber er- 
laſſen werden, welchen Anforderungen in 
beſtimmten Arten von Anlagen zur 
Durchführung der in den 88 120a bis 
120 c enthaltenen Grundfäge zu genügen 


iſt. 

Soweit ſolche Vorſchriften durch Be⸗ 
ſchluß des Bundesrats nicht erlaſſen ſind, 
können dieſelben durch Anordnung der 
„anbed-Sentralbehörben oder durch Poli⸗ 
jeiverorbmum en der zum Erlaſſe ſolcher 

rechtigten Behörden erlaflen werben. 
Bor dem Erlaß folder Anordnungen und 
Polizeiverordnungen ift den Vorftänden 
der beteiligten Berufsgenoſſenſchaften oder 
Berufsgenoſſenſchafts Seltionen Gelegen- 





lage ausführbar erſcheinen. Sie fönnen heit zu einer gutachtlichen Aeußerung zu 
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geben. Auf biefe finden die Beftimmungen 
432 Wſatz 1 des getze betreffend 
die Unfallverſicherung der Arbeiter vom 
6. Juli 1884: (Reichs⸗Geſetzbl. ©. 69) 
Anwendung. 

Durch Beſchluß des Bundesrats können 
für ſolche Gewerbe, in welchen durch über⸗ 
mäßige Dauer ber tä fihen Arbeitszeit 
die Geſundheit ber Arbeiter gefährdet 
wird, Dauer, Beginn und Ende der zu⸗ 
läſſigen täglichen Arbeitszeit und ber zu 


— — 


en nn 
ie zur Buchführung di 
erfordberlihen Anordnungen 


werben. 

Die durg Beſchluß bes Bundesrats 
erlaſſenen Vorfchriften find durch das 
Reichs⸗Geſetzblatt zu veröffentlichen und 
dem NReich3tage bei jeinem nächſten Zu⸗ 
jummentvikt zur Kenntnisnahme vorzu- 
egen. 


ieben und 
Fa a endriften 
erlaffen 





II. Berdältuiffe der Gefellen und Gehälfen. 


8 121. Gefellen und Gehülfen find 
verpflichtet, den Unorbnungen der Ur 
beitergeber in Beziehung auf_ bie ihnen 
übertra enen Ürbeiten und auf bie haus- 
lichen Einrichtungen Folge zu leiſten; zu 
häusfichen Arbeiten jind fie nicht ver⸗ 
bunden. 





8122. Das Arbeitöverhältnis zwifchen 
den Gejellen oder Gehülfen und ihren 
Arbeitgebern kann, wenn nicht ein anderes 
verabredet if, durch eine jedem “Teile 
freiftehende, vierzehn Tage vorher er- 
Härte Wuflündigung gelöft werben. 
Verden andere Aufkundigungsfriſten ver- 
einbart, fo müffen jie für beide Teile gleich 
fein. Vereinbarungen, welche dieſer Be⸗ 
ſtimmung zuwiderlaufen, ſind nichtig. 





123. Vor Ablauf der vertrags⸗ 
mäßigen Zeit und ohne Aufkündigung 
können Geſellen und Gehülfen entlaſſen 
iverden: 

1. wenn fie bei Abſchluß des Arbeits- 
vertrages den Arbeitgeber durch) Bor- 
zeigung falfcher oder verfälfchter Ar⸗ 
beitöbücher oder Zeugniſſe Hinter- 
gangen oder ihn über das Beſtehen 
eines anderen, fie gieicheit ver⸗ 
pflichtenden Arbeitsverhaltniſſes in 
einen Irrtum verſetzt haben; 





achtet mit Feuer und Licht unvor- 
jichtig umgehen; 

5. wenn fie ſich Thätlichkeiten oder 
grobe Deleibigungen gegen den Ar⸗ 

itgeber ober feine Vertreter oder 
egen die Familienangehörigen des 
rbeitgeber8& ober jeiner Vertreter zu 
Schulden kommen lafien; 

6. wenn fie einer/ vorjäglichen und 
rechtswidrigen Sahbeihädigung zum 
Nachteile des Arbeitgeberd oder eines 
Mitarbeiters fich ſchuldig machen; 

7. wenn fie Familienangehörige Des 
Ürbeitgeber8 oder feiner Vertreter 
oder Mitarbeiter zu Handlungen ver- 
leiten oder zu verleiten fuchen ober 
mit Samilienangehörigen bed Wrbeit- 
peber? oder jeiner Nertreter Hand⸗ 
ungen begehen, welche wiber die Ge⸗ 
fee oder bie guten Sitten verſtoßen; 

8. wenn fie zur Fortjegung ber Urbeit 
unfähig oder mit einer abichredenden 
Krankheit behaftet find. 

In den unter Wr. 1 bis 7 gedachten 
Fällen ift die Entlaffjung nicht mehr zu- 
läflig, wenn bie zu Grunde Tiegenden 
Thaftſachen dem Arbeitgeber länger als 
eine Woche bekannt ſind. 

Inwiefern in ben unter Nr. 8 gedachten 
Fällen dem Entlajjenen ein Anjpruch auf 
Entfhädigung zuftehe, ift nad) dem In⸗ 


A f It des Vertrages und nad) den allge- 
2. wenn fie eines Diebftahld, einer Ent- hal! 4 
wendung, einer Unterſchlagung, eines | Nrteilen geſetlichen Vorſchriften zu be- 
Betruges oder eines liederlichen Le⸗ | u " 
benswandels jich fchuldig machen; | 
3. wenn fie die Arbeit unbefugt ver- 





124. Bor Wblauf ber vertrags- 


laſſen haben ober ſonſt den nad) dem 
Arbeitsvertrage ihnen obliegenden 
Berpflichtungen nachzulommen be» 
harrlich verweigern; 

4 wenn fie ber Verwarnung unge- 


mäßigen De und ohne Wuffündigung 
tönnen Geſellen und Gehülfen die Arbeit 
verlaſſen: 
1. wenn fie zur Fortſetung der Ar⸗ 
beit unfähig werden; 
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2. wenn ber Arbeitgeber oder feine Ver⸗ 
treter ſich Thätlichfeiten oder grobe 
Beleidigungen gegen bie MWrbeiter 
oder gegen ihre © omitienangehörigen 
zu Schulden kommen laſſen; 

8. wenn der Wrbeitgeber oder feine 


Vertreter oder Familienangehörige 


derjelben die Arbeiter oder deren Fa- 
milienangehörige au Handlungen ver⸗ 
leiten oder zu verleiten fuchen oder 
mit den Wamilienangehörigen der 
Ürbeiter Handlungen begehen, welche 
wider die Geſetze oder die guten 

.Sitten laufen; 

4. wenn der Arbeitgeber den Arbeitern 
den Käufbigen Lohn nicht in ber be- 
dungenen Weiſe auszahlt, bei Stüd- 
lohn nicht für ihre ausreichende Be- 
Ihäftigung forgt, oder wenn er fid) 
widerrechtlicher Uebervorteilungen 
gegen fie ſchuldig macht; 

6. wenn bei Fortſetzung der Arbeit 
daß Leben ober die Geſundheit ber 
Arbeiter einer erweislichen Gefahr 
ausgeſetzt jein würde, welche bei Ein- 
gehung de3 Arbeitsvertrages nicht zu 
erfennen ivar. 

In den unter Nr. 2 gedachten Fällen 
ift der Austritt aus ber Arbeit nicht mehr 
guläflie, wenn die zu Grunde Tiegenben 

hatjachen dem Wrbeiter länger als eine 
Woche belannt find. 


; 124a. Außer ben in 88 123 und 
124 bezeichneten Fällen kann jeder der 
beiden File aus wichtigen Gründen vor 
Ablauf der vertragämäßigen Zeit und 
ohne Innehaltung einer Kündigungsfrift 
die Wufhebung des Arbeitsverhältniſſes 
verlangen, wenn basfelbe mindeitens auf 
vier Wochen oder wenn eine längere als 
ſerzehntagige Kündigungsfriſt vereinbart 
iſt. 








8 124 b. Hat ein Geſelle ober Ge— 
hülfe rechtswidrig die Arbeit verlaſſen, ſo 
kann der Arbeitgeber als Entſchädigung 


— — — 


für den Tag des Vertragsbruchs und 
jeden folgenden Tag der vertragsmäßigen 
ober gejeglichen Arbeitszeit, höchſtens aber 
für eine Woche, ben Betrag des orts⸗ 
üblichen Tagelohns ($ 8 des Krankenver⸗ 
ficherungsgejeßeg vom 15. Juni 1883, 
—— ©. 73) fordern. Dieſe 
Forderung ift an den Nachweis eines 
Schadens nicht gebunden. Durch ihre 
Geltendmahung wird der Anſpruch auf 
Erfüllung bes Vertrages und auf weiteren 
Schadenserfag ausgeſchloſſen. Dasſelbe 
Recht ſteht dem Geſellen oder Gehülfen 
gegen ben Arbeitgeber zu, wenn er- bon 
dietem vor rechtmäßiger Beendigung des 
Arbeitsverhältnijjes entlaſſen worden ilt. 





8 125. Ein Nrbeitgeber, welcher einen 
Geſellen oder Gehülfen verleitet, vor 
rechtmäßiger Beendigung des Arbeitäver- 
verhältniftes die Arbeit zu verlaffen, tt 
dem früheren Arbeitgeber für den eıt- 
ftandenen Schaden oder den nach 8124 b 
an die Gtelle des Schadenserfages 
tretenden Betrag al3 Selbſtſchuldner mit- 
verhaftet. In gleicher Weiſe haftet ein 
Arbeitgeber, welcher einen @ejellen oder 
Gehülfen annimmt, von dem er meiß, 
daß bderfelbe einem anderen Wrbeitgeber 
zur Arbeit nod) verpflichtet ift. 

Sn dem im vorftehenden Abſatze ber 
geiöjneten Umfange ijt auch derjenige 

rbeitgeber ner welcher einen 
Gefellen oder Gehiülfen, von dem er meiß, 
daß Dderjelbe einen anderen Wrbeitgeber 
zur Arbeit noch verpflichtet ift, während 
der Dauer diejer Verpflichtung in der 
Beſchäftigung behält, fofern nicht feit der 
untechtmähigen Löſung des Arbeitöver- 
hältniffes bereit3 vierzehn Tage ver- 
ſloſſen find. 

Den Gejellen und Gehülfen ftehen im 
Sinne der vorftehenden Beltimmungen 
die gm 8 119b bezeichneten Perſonen 
gleich. 


— — — 


III. Cehrſingsverhaͤltniſſe. 
a. Allgemeine Beſtimmungen. 


8126. Die Befugnis zum Halten oder 
ur Anleitung von Lehrlingen fteht Per- 
onen, welche ſich nicht im Beſitze ber 
bürgerlichen Chrenrechte befinden, wicht zu 


8 126 a. Die Befugnis zum Halten 
und zur Anleitung von Seheiin en Tann 
folhen Perjonen ganz oder auf Zeit ent- 
zogen werben, welche ſich wiederholt 
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grober Pflichtverlegungen gegen bie ihnen 
anvertrauten Lehrlinge ſchuldig gemacht 
haben, oder gegen melde Thatfachen vor- 
liegen, die fie im fittlicher Beziehung 
zum alten oder zur Anleitung von Lehr- 
lingen ımgeeignet erjcheinen lajjen. 

Die Befugnis zur Anleitung von 
Lehrlingen kann ferner folcden Perfonen 
entzogen werden, welche wegen geijtiger 
ober förperlichen Gebrechen zur jachge- 
mäßen Unleitung eined Lehrlinges nicht 
geeignet find. 

Die Entziehung erfolgt durch Ver- 
fügung der unteren Berwaltungsbehörbe ; 
gegen bie Berfügung findet der Rekurs 
ttatt. Wegen des Berfahrend und der 
Behörden gelten die Borichriften der 88 20 


greift. 

Durch die höhere Verwaltungsbehörde 
fann die entzogene Befugnis nad) Ab- 
lauf eine® Sahrea wieder eingeräumt 
werben. 





8 126 b. Der weptvertrag ift binnen 
vier Wochen nad) Beginn der Lehre jchrift- 
lich abzuſchließen. Derfelbe muß ent- 
halten: 


1. die Bezeichnung des Gewerbes oder 
bes Zweiges der gewerblichen Thä—⸗ 
tigkeit, in welchem die Ausbildung 
erfolgen ſoll; 

2. die Angabe ber Dauer der Lehr- 


eit; 

3. Sie Ungabe ber gegenfeitigen Leiſtun⸗ 
en; 

4. die geſetzlichen und ſonſtigen Vor- 
ausſetzungen, unter welchen die ein- 
feitige Auflöfung des Vertrags zu- 
täfig if. 

Der Lehrvertrag ift von dem Gewerbe- 
treibenden oder feinem Stellvertreter, dem 
Lehrling und dem Bater oder Vormunde 
des Lehrlingd zu unterjdyreiben und in 
einem Eremplare bem DBater oder Bor- 
munde des Lehrlinges ausaubänbigen. 
Der Lehrherr ift berpilichtet, der Ortspoli⸗ 
zeibehörde auf Erfordern den Lehrvertrag 
einzureichen. 

uf Lehrlinge in ftaatlich anerkannten 
Rehrwerkftätten finden dieſe Beſtim⸗ 
mungen feine Anwendung. 

Der Lehrvertrag ift foften- und ftent- 
pelfrei. 


— — — 
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8 127. Der Lehrherr iſt verpflichtet, 
den Lehrling in ben bei feinem Betriebe 
vorlommenden Ürbeiten des Gewerbes 
dem Zwecke der Ausbildung entiprechend 
zu unterweifen, ihn zum Berude ber Fort⸗ 
bildungs- oder Fachſchnle anzuhalten und 
den Schulbeſuch zu überwachen. Er muß 
enimeder jelbit oder durch einen geeigneten, 
ausdrüdiich dazu beitimmten Vertreter 
die Ausbildung bes Lehrlinges leiten, ben 
Lehrling zur Urbeitfamfeit und zu guten 
Sitten anhalten und vor AUusicmwei- 
fungen bewahren, er hat ihn gegen Miß— 
handluugen jeiten® der Arbeits⸗ und 
Dausgenojien zu ſchützen und dafür Sorge 
zu tragen, dab dem Lehrlinge nicht Ur- 
beitöverrichtungen zugewielen werben, 
welche jeinen körperlichen Kräften nicht 
angemeilen find. 

darf dem Lehrlinge die zu feiner 
Ausbildung und zum Beſuche des Gottes- 
dienfte8 an Sonn⸗ und Feſttagen er- 
forderliche Zeit und Gelegenheit nicht ent- 
ziehen. Zu häuslichen Bienftleijtungen 
dürfen Lehrlinge, welche im Haufe bes 
Lehrheren weder Koſt no Wohnung er- 
halten, nicht herangezogen werben. 





8 127 a. Der Lehrfing ift der väter- 
fihen Zucht des Lehrherrn unterivorfen 
und dem SLehrherm ſowie demjenigen, 
welcher an Stelle des Lehrheren die Aus— 
bildung zu leiten hat, zur Folgſamkeit und 
Treue, zu Fleiß und anjtändigem Be— 
tragen verpflichtet. 

Uebermäßige und unanftändige BZüd)- 
tigungen ſowie jede die Geſundheit des 
Lehrlinges gefährdende Behandlung ſind 
verbotent. 





8 127b. Das Lehrverhältnis Tann, 
wenn eine längere Friſt nid)t vereinbart 
ift, während der erſten vier Wochen rad) 
Beginn der Lehrzeit duch einjeitigen 
Rücktritt aufgelöjt werden. Cine Berein- 
barung, wonach dieje Probezeit mehr als 
drei Wionate betragen Toll, ijt nichtig. 

Nach Ablauf der Trobezeit kann der 
Lehrling vor Beendigung der verabredeten 
Lehrzeit entlafjen werden, wenn einer der 
im 8 123 vorgejehenen Fälle auf ihn An— 
wendung findet oder wenn er die ihm im 
8 127a aujerlegten Pflichten wiederhel: 


| verlegt oder den Beſuch der sortbildimes 


nder Fachſchule vernachläſſigt. 
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Bon feiten des Lehrlinge Tann das 

Verhältnis nad) Ablauf der Probezeit auf- 
gelöit werden, went: 

1. einer der im 8 124 unter Biffer 1, 

3 bis 5 norgejehen Fälle vorliegt; 
2. der Lehrherr feine gejeplichen Ver⸗ 
pflihtungen gegen den Lehrling in 
einer die Sehumbheit, die Sittlichfeit 
ober bie Ausbildung des Lehrlinges 
gefährdenden Weile vernachläſſigt, 
ober das Recht der väterlichen Zucht 
mißbraudt, oder zur Erfüllung der 
ihm vertragämäßig obliegenben Ver⸗ 
pflichtungen unfähig wird. 

Der Lehrvertrag wird durch den Tod 
bes ZLehrlinges aufgehoben. Durch ben 
Tod des Lehrherrn gilt ber Lehrvertrag 
als aufgehoben, fofern die Aufhebung 
binnen vier Wochen geltend gemacht wird. 


8 127c. Bei Beendigung des Lehr- 
verhältniffes hat der Lehrherr dem Lehr- 
ling unter Angabe des Gewerbes, in 
welchem der Lehrling unterwiejen worden 
ift, über bie Dauer ber Lehrzeit und bie 
während berfelben erworbenen Kennt- 
niffe und Tertigfeiten, ſowie über fein 
Betragen ein Beugnis auszuſtellen, welches 
von ber Gemeindebehörde Toften- und 
ftempelfrei zu deglaubigen: ift. 

Un Stelle biefer Seugnüfe treten, wo 
Innungen oder andere Vertretungen ber 
Gewerbetreibenben beftehen, die von dieſen 
außgeitellten Lehrbriefe. 


8 127 d. Verlaͤßt ber Lehrling in 
einent burch dies Geſetz nicht vorgeſehenen 
ohne Buftimmung bes Lehrherrn 

bie Lehre, fo Tann Ießterer den Anſpruch 
auf Rückkehr bed Lehrlinged nur geltend 
machen, wenn ber Lehrvertrag fchriftlid) 
geichloffen if. Die Polizeibehörde kann 
in dieſem Falle auf Untrag des Lehrherrn 
den Lehrling anhalten, fo lange in ber 
Lehre zu verbleiben, als durch ein ge 
richtlicheß Urteil das Lehrverhaltnis nicht 
für aufgelöft erflärt ift, oder dem Lehr- 
linge durch einftweilige Verfügung eines 
Gerichts geitattet ift, ber Lehre fern zu 
bleiben. Der Untrag ift nur zuläflig, 
wenn er binnen einer Woche nad) dem 
Austritte des Lehrlinged geitellt ift. Im 
Falle unbegründeter Weigerung der Rück⸗ 
tehr hat die Polizeibehörde den Yehrling 
zwangsweiſe zurüdführen zu laſſen ober 
ducch Androhung von Gelditrafe bis zu 








fünfzig Mark oder Haft biß zu fünf Tagen 
zur Rückkehr anzubalten. 


8 127 e. Wird von dem Water oder 
Bormunde für den Lehrling ober, fofern 
der legtere volljährig iſt, von ihm felbft 
dem Vehrherrn bie jchriftlihe Erklärung 
abgegeben, daß der Lehrling zu einem an« 
deren Gewerbe oder anderen Beruf iber- 
geben werde, jo gilt dag Lehrverhältnis, 
wenn ber Lehrling nicht früher entlajjen 
wird, nad) Ablauf von vier Wochen ala 
aufgelöft. Den Grund der Auflöfung hat 
der Lehrherr in dem Arbeitöbuche zu ver- 
merfen. 

Binnen neun Monaten nad) der Auf⸗ 
löſung darf der Lehrling in bemfelben Ge- 
werbe bon einem anderen Xrbeitgeber 
ohne Zuſtimmung des früheren Lehrherrn 





| nicht befchäjtigt werben. 





8 1271. Erreicht das Sehrberhältni 
vor Ablauf der verabredeten Lehrzeit fein 
Ende, fo kann von dem Lehrheren ober 
von dem Lehrling ein Anſp auf Ent- 
Ihädigung nur geltend gemacht merben, 
wenn der Zehrvertrag jchriftlich gelätoflen 
it. In den Fällen des 8 127 bi. 1 
und 4 Tann ber Anfpruch nur geltend ge- 
macht werben, wenn dieſes in Dem Lehr- 
vertrag unter Feitiegung ber Art und 
Höhe der Entſchädigung vereinbart ift. 

er Anſpruch der Entidyädigung er- 
licht, wenn er nicht innerhalb vier Wochen 
nad) Auflöſung des Lehrverhältnifjes im 
Wege der Klage oder Einrebe geltend 
gemacht ift. 


8 127 8. Iſt von bem Lehrherrn das 
Lehrverhältnis aufgelöft worden, weil der 
Lehrling die Lehre unbefugt verlaffen hat, 
jo ift die von dem Lehrherrn beanſpruchte 
Entfhädigung, wenn in dem Lehrver⸗ 
trage nicht ein geringerer Betrag ausbe⸗ 
Dungen iſt, auf einen Betrag teitzufegen, 
welder für jeden auf den Tag des Ber- 
tragsbruchs folgenden Tag ber Lehrzeit, 
* ens aber Air jech8 Monate, bis auf 
die Hälfte bes ın bent Gewerbe des Lehr⸗ 
herrn den Geſellen oder Gehülfen orts⸗ 
üblich gezahlten Lohnes ds belaufen darf. 

Tür die Zahlung der Entfchädigung find 
als Selbſtſchuldner mitverhaftet der Bater 
des Lehrlinges fowie derjenige Wrbeit- 
geber, welcher ben Lehrling zum Berlafjen 
bet Lehre verleitet oder welder ihn in 
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Arbeit genommen Hat, obwohl er mußte, '| 


daß der Lehrling zur Fortſetzung eines 
Lehrverhältniſſes noch verpflichtet mar. 
Hat der Entfchädigungsberedhtigte erſt nad) 
Auflöfung des Lehrverhältnifieg von ber 

erſon des Arbeitgebers, welcher ben 

hrling verleitet oder in Arbeit ge- 
nommen hat, Kenntnis erhalten, ſo er⸗ 
liſcht gegen dieſe der Entſchädigungsan⸗ 
ſpruch erſt, wenn derſelbe nicht innerhalb 
vier Wochen nach erhaltener Kenntnis 
geltend gemacht iſt. 


128. Wenn der Lehrherr eine im 
Mißverhãaltniſſe zu dem Umfang oder der 
Art ſeines Gewerbebetriebs ſtehende Zahl 
von Lehrlingen hält und dadurch die Aus⸗ 
bildung der Lehrlinge gefährdet erjcheint, 





fo fann dem Lehrherrn von ber unteren 


Verwaltungsbehörde die Entlaffung eines 
entiprechenden Teiles der Lehrlinge auf 
erlegt unb die Annahme von Lehrlingen 
über eine beftimmte Zahl hinaus unterfagt 
werden. Die Beitimmungen des 8 126a 
Abſatz 3 finden hierbei entjpredyende Un- 
wendung. 

Unbeichabet der voritehenden Beltim- 
mung können durch Beichluß des Bundes- 
tat3 für einzelne Gewerbszweige Bor- 
ſchriften über die höchſte Zahl der Lehr- 
finge exlaffen werden, welche in Betrieben 
biefer Gewerbszweige gehalten merden 
darf. Someit ſolche Vorſchriften nicht er- 
Lafjen find, können fie bucch Anordnung der 
Landes» Bentralbehörbe erlaffen werben. 





b. Befondere Beftimmungen für Handwerter. 


8 129. In Handwerksbetrieben fteht 
die Befugnis zur Anleitung von Lehr- 
fingen nım denjenigen Perſonen zu, melche 
das vierundzmwanzigite Lebenzjahr vol- 
lendet haben und ın dem Gewerbe oder in 
dem Zweige bed Gewerbes, in welchem die 
Anleitung der Lehrlinge erfolgen ſoll, 
entweder die von ber Handwerkskammer 
vorgeichriebene Lehrzeit, oder jolange 
die Handwerlskammer eine Vorſchrift 
über die Dauer ber Lehrzeit nicht er- 
tafjen hat, mindeſtens eine dreijährige 
Lehrzeit zurüdgelegt und die Ge- 
jellenprüfung beitanden De 

oder fünf Jahre Hindurch perjönfich 
dad Handwerk jelbjtändig ausgelibt 
haben ober als Werfmeifter oder in 
ähnlicher Stellung thätig geweſen 
in 


ſind. 

Die höhere Verwaltungsbehörde kann 
Perſonen, welche dieſen Anforderungen 
nicht entſprechen, die Befugnis zur An⸗ 
leitung von Lehrlingen verleihen. Gehört 
die Perſon einer Innung an oder beſteht 
an ihrem Wohnorte für den Gewerbs⸗ 
weig, welchem fie angehört, eine Innung, 
h, ift die fegtere vor der Entfcheidung von 
der hö 
hören. 

Die Unterweifung des Lehrlinges in 
ein technifchen Handgriffen und Fer⸗ 
tigleiten durch einen Gejellen fällt nicht 
unten die im Abſatz 1 vorgeſehenen Veſtim⸗ 


heren Verwaltungsbehörde zu 


mungen. 
He Amrüdlegung der Lehrzeit Tann | 


aud) in einem dem Gewerbe angehörenden 
Großbetriebe erfolgen und buch den Be⸗ 
fuch einer Lehrmerfitätte oder fonjtigen 
gewerblidien Unterrichtsanſtalt erſetzt 
werben. Die Landes-Zentralbehörden kön⸗ 
nen ben Prüfungszeugniſſen von Lehr—⸗ 
werkitätten, geiverblichen Unterrichtsan⸗ 
ftalten oder von Prüfungsbehörden, 
welche vom Staate für einzelne Gewerbe 
oder zum Nachweiſe der Befähigung zur 
Anſtellung in ftaatlichen Betrieben einge- 
legt find, die Wirkung der Verleihung ber 
im Abfag 1 bezeichneten Befugnis für be- 
jtimmte Gewerbszweige beilegen. 

Der Bundesrat iſt befugt, für ein— 
eine Gewerbe Ausnahmen von den Be— 
—— im Abſatz 1 zuzulaſſen. 





8 129a. Der Unternehmer eines Be⸗ 
trieb, in welchem mehrere Gewerbe ver- 
einigt jind, it befugt, in allen zu dem 
Betriebe vereinigten Gewerben Lehrlinge 
anzuleiten, wenn er für eines dieſer Ge⸗ 
werbe den Borausfegungen bed 8 129 
entſpricht. 

Wer für einen geſondert betriebenen 
Zweig eines Gewerbes den Vorausſetzun⸗ 
gen des 8 129 entſpricht, iſt berechtigt, 
auch in den übrigen Zweigen dieſes Ge⸗ 
werbes Lehrlinge anzuleiten. 

Wer für ein Gemerbe den Boraus- 
fegungen des 8 129 entfpricht, ift bered)- 
tigt, aud) in den diefem verwandten Ge⸗ 
werben Lehrlinge anzuleiten. Welche Ge- 
werbe als verwandte Gewerbe im Sinne 
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diefer Beſtimmung anzufehen find, be- 
jtimmt die Handwerkskammer. 

Das gemäß ; 131c Abſatz 2 dem 
Trüfungsausfhulfe vorzulegende Lehr- 
zeugnig darf nur für dasjenige Gemerbe 
ausgeitellt werden, für welches ber Lehr- 
herr oder fein Vertreter ($ 127 Abſatz 1) 
zur Anleitung von Lehrlingen befugt ift. 


8 129b. Gehört der Lehrherr einer 
Srmung an, fo ift er verpflichtet, eine Ab- 
ſchrift des Lehrvertrags binnen vierzehn 
Tagen nad) Abſchluß desſelben ber In— 
nung einzureichen; er kann hierzu durch 
die Ortspolizeibehörde angehalten werden. 

Die Innungen können beſtimmen, daß 
der Abſchluß des Lehrvertrags vor der 
Innung erfolgen ſoll. In dieſem Falle iſt 
dem Lehrherrn und dem Vater oder Vor» 
munde des Lehrlinges eine Abfchrift bes 
Lehrvertrags auszuhänbigen. 








8 130. Soweit durch den Bundesrat 
ober die Landes⸗Zentralbehörde auf Grund 
dei 8 128 Abſatz 2 Vorfchriften Über bie 
zuläſſige Zahl von Lehrlingen nicht er- 
lajjen Fb ift die Handwerkskammer und 
die Innung zum Erlafje folder Bor- 
Ichrijten befugt. 


8 180a. Die Lehrzeit foll in ber 
Regel drei Sahre dauern; fie darf den 
Zeitraum von vier Jahren nicht über- 
ſteigen 

on der Handwerkskammer kann mit 
Öenehmigung ber höheren Verwaltungs⸗ 
behörde die Dauer ber Sehrzeit für Die 
einzelnen Gemerbe oder Gewerbszweige 
nad) Anhörung ber beteiligten nungen 
und der im $ 103 a Wbjap 3 Bilfer 2 be- 
zeichneten Vereinigungen jeitgejett werden. 

Die Handwerkskammer ijt befugt, Lehr- 
linge in Einzelfällen von der Innehaltung 
ber fejtgejegten Lehrzeit zu entbinden. 





8 131. Den Lehrlingen ijt Gelegenheit 
zu geben, ſich nad) Ablauf der Lehrzeit 
der Geſellenprüfung ($ 129 Abjag 1) zu 
unterziehen. 

Die Abnahme der Rrüfung erfolgt durd) 
Prüfungsausſchüſſe. Bei jeder Zwangsin— 
nung wird ein Prüfungsausihuß ges 
bildet, bei anderen Innungen nur dam, 
wenn ihnen die Ermächtigung zur Ab— 
nahme der Früjungen von der Handwerks— 
tamıner erteilt ift. Soweit jür die Ub- 





nahme der Prüfungen jür die einzelnen 
Gewerbe -nidjt durch Prüfungsaustchüffe 
der Innungen und die im $ 129 Abſatz 4 
bezeichneten Lehrmwerfitätten, gewerblichen 
Unterrichtsanftalten und rüfungsbe⸗ 
ſörden geſorgt iſt, hat die Handwerks⸗ 
ammer die erforderlichen Prüfungsaus- 
ſchüſſe zu errichten. 





8 131a. Sie Prüfungsausſchüſſe ber 
ftehen aus einem Borjitenden und min- 
deſtens zwei Deifipern. 

Der Vorſitzende des Prüfungsaus- 
ihuffes wird von der Handwerkskammer 
beitellt. Bon den Beifigern wird bei bem 
Prũfungsausſchuß einer Innung die Hälfte 
durch Diefe, die andere Hälfte aus der Zahl 
der Gefellen, mweldye eine Geſellenprüfung 
beitanden haben, durch den Gefellenaus- 
ſchuß beitellt. Bei den von der Hand- 
werkskammer errichteten Prüfunggaus- 
fhüjfen werden aud) die Beiliper von ber 
Handwerkskammer beftellt; die Hälfte der 
Beiliger muß aus Geſellen beftehen. 

Die Beitellung ber Mitglieder der Prü- 
fungsausſchüſſe effolgt in der Hegel auf 
drei Jahre. 

Während der erften ſechs Jahre nach 
dem Inkrafttreten diejer — 
können auch Geſellen (Gehülfen), welche 
die Geſellenprüfung nicht abgelegt haben, 
gewählt werden, wenn ſie eine Lehrzeit 
von mindeſtens zwei Jahren zurückgelegt 
haben. 





8 131b. Die Prüfung hat ben Nach—⸗ 
weis zu erbringen, daß der Lehrling die 
in jeinem Gewerbe gebräuchlichen Dand- 
geäife und Fertigkeiten mit gemügender 

icherheit ausübt und ſowohl über den 
Wert, die Beichaffung, Aufbewahrung und 
Behandlung der zu verarbeitenden Roh— 
ntaterialien, al8 auch über die Renn- 
eichen ihrer guten oder ſchlechten Be- 
PHnffenheit unterrichtet ift. 

Sm Übrigen werden ba3 Berfahren 
dem Prüfungsausfchuffe, dev Gang ber 
Prüfung und die Höhe der Prüfungsge- 
bühren durch eine Prüfungsordnung ge- 
regelt, weiche von der höheren Bermwal- 
tung3behörde im Einvernehmen mit ber 
Handwerkskammer erlajien wird. Kommt 
ein Cinvernehmen nicht zu ftande, fo 


‘ enifcheidet die Landes-Zentralbehörde. 


Durch die Prüfungsordnung lanır be 


ı flimmt werden, daß die Früfung aud) 
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in der Buch⸗ und Rechnungsführung zu 
erfolgen hat. In dieſem ‘alle ift ber 
Brüfungsausfchuß befugt, einen beſonderen 
Sachverſtaͤndigen zuzuziehen, welder an 
der Prüfung mit vollem Stimmrechte 
teil nimmt. Bei Stimmengleichheit giebt 
bie Stimme des Borfitenden den YAus- 


ihlag. 

Die Koften ber Prüfung werden, fo- 
jern Dieje von dem Prüfungsausichuß 
einer Innung abgehalten wird, von Iep- 
terer, im übrigen von ber Handwerks— 
fammer getragen. Dieſen fließen die Prü— 
fungdgebühren zu. 





8 131c. Die Innung und ber Lehr- 
here ſollen den Yehrling anhalten, ſich nach 
Ablauf der Lehrzeit der Gefellenprüfung 
($ 129 Abfag 1) zu unterziehen. 

Das Geſuch um Bulafjung zur Brü- 
fung hat der Lehrling an ben Feüfunge- 
ausſchuß zu richten. Dem Gejuche find 
das Lehrzeugnis (8 127c) umd, fofern 
der Früfling während der Lehrzeit zum 
Bejuh einer Fortbildungs- ober Fady 
ſchule verpflichtet war, die Zeugnifje über 
den Schulbeſuch beizufügen. 


— — — — — 


Der Prüfungsausſchuß hat das Er- 
gebnis der Prüfung auf dem Lehrzeug- 
nis oder Lehrbriefe zu beurfunden. Wird 
die Prüfung nicht beitanden, fo hat der 
Trüfungsausihuß den Zeitraum zu be 
jtimmen, vor deſſen Ablaufe die Prü- 
fung nicht wiederholt werden darf. 

Die Prüfungszengnifie find koſten⸗ und 
ſtempelfrei. 





8 132. Der Vorſitzende iſt berech⸗ 
tigt, Beſchlüſſe des Prüfungsausſchuſſes 
mit auffchiebender Wirkung zu beanjtan- 
den. Ueber die Beanftandung entjcheidet 
bie Handwerlstammer (8 103 e Ziffer 6). 





5 132a. Die Landrs-Zentralbehörden _ 


ind befugt, bie Bejtellung der PBrüfungs- 
ausſchüſſe, das Verfahren bei der Pru— 
fung, die Gegenjtände der Prüfung jo- 
wie die Prüſungsgebühren abweichend von 
den Borjchriften der 88 131 bis 132 zu 
regeln, dabei darf jedoch hinfichtlich der 
bei der Prüfung zu jtellenden Anforde 
rungen nicht unter Das im 8 131 b Abſ. 1 
beftimmte Maß herabgegangen werben. 





IIla. Meiftertitel. 


8 133. Ben Meiftertitel in Rerbin- 
bung mit der Bezeichnung eines Hand» 
werkes dürfen nur Handwerker führen, 
wenn fie in ihrem Gewerbe die Befugnis 
zur Anleitung von Lehrlingen erworben 
‘8 129) ımd die Meijterprüfung be- 
jtanden haben. Yu letzterer find jie in 
ber Regel nur zuzulajien, wenn fie min- 
deitend drei Jahre als Geſelle en 
in ihrem Gewerbe thätig geweſen find. 
Tie Abnahme der Prüfung erfolgt durd) 
Prüfungsltommifjionen, welche aus einem 
Borjigenden und vier Beijigern bejtchen. 

Die Erridtung der Prüfungstom- 


miffionen erfolgt nah Anhörung ber 


Hanbwertstammer durch Berfügung der 
höheren Bermwaltungsbehörbe, welche auch 
die Mitglieder ernennt; die Ernennung 
erfolgt auf drei Fahre. 

Die Prüfung hat den Nachweis der Be- 
fähigung zur jelbftändigen Wusführung 
und Koftenberedynung der gewöhnlichen 
Arbeiten des Gewerbes ſowie der zu dem 
feibjtänbigen Betriebe besjelben fonft not» 
weudigen SKenninifje, insbefondere auch 


’ 


— — —— — — 


| 
| 





der Bud» und NRedynungsführung, zu ere 
bringen. 

Daß Verfahren vor der Prüfungs- 
fonmiljion, der Gang ber Prüfung und 
die Höhe der Prüfungsgebühren werben 
Duch eine von der Handwerlskammer 
mit Genehmigung der Landes-Zentral- 
behörde zu erlaſſende Prüfungsordnung 
geregelt. 

Die Koften der Prüfungskommiſſon 
fallen der Handwerkskammer zur Laſt, 
welcher die Prüfungsgebühren zuflichen. 

Die Brüfungszeugnitie jind toftene und 
jtempelfrei. 

Der Weifterprüfung im Sinne der vor- 
jtehenden Beſtimmungen fönnen von der 
Lande3-Zentralbehörde die von ihr an- 
eordneten Trüfungen bei Anftalten und 
Sinrichtungen der im 8 129 Nbfag 4 be- 
eichneten Art gleichgeitellt werden, jo- 
* bei denſelben mindeſtens die gleichen 
Anforderungen geſtellt werden wie bei den 
im Abſatz 1 vorgeſehenen Prüfungen. 


— — 
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IIIb. Yerhältniffe der Retriebsbeamten, Zuerkmeilter, Jechniller. 


8 1330. Das Dienftverhältnis ber 
von Gemwerbeunternehmern gegen feſte Be- 
öüge beichäftigten Perfonen, welche nicht 
ediglih vorübergehend mit ber Leitung 
oder Beaufjichtigung des Betriebes oder 
einer Wbteilung besjelben beauftragt (Be- 
trieb8beamte, Werfmeifter und ähnlidje 
Ungeftellte) oder mit höheren technifchen 
Dienftleiftungen betraut find (Mafchinen- 
techniker, Bautechniler, Chemiker, Zeichner 
md dergleichen), Tann, wenn nicht etwas 
. anderes verabredet ift, von jedem Teile 
mit Wblauf jede Kalendervierteljahres 
nad) ſechs Wochen vorher erflärter Auf- 
fündigung aufgehoben werden. 


8 138 b. jeder der beiden Teile kann 
vor Ablauf der vertraggmähigen Zeit und 
ohne Innehaltung einer Kündigungzfrift 
bie Aufhebung des Dienftverhältniffes ver- 
langen, wenn ein wichtiger, nach den Um⸗ 
ftänden des Falles die Aufhebung redht- 
jertigender Grund vorliegt. 








8 138 c. Gegenüber den in 8 133 a 
bezeichneten Perſonen kann die Aufhebung 
bed Dienjtverhältnijjes in3befondere ver» 
langt werden: 

1. wenn fie beim Abſchluß des Dienft- 
vertrages den Arbeitgeber durch Vor⸗ 
Bringung faljcher oder verfälichter 
Beugnifje Hintergangen oder ihn über 
da Beſtehen eines anderen, fie 
gleichzeitig verpflichtenden Dienftver- 
Fr in einen Irrtum verjept 

aben; 


2. wenn ſie im Dienſte untreu find 
oder das Vertrauen mißbrauchen; 
3. wenn jie ihren Dienſt unbefugt ver- 
lafien oder den nad; dem Dienjtver- 
trage ihnen obliegenden Berpflich- 
tungen nadygulommen beharrlid) ver⸗ 


weigern ; 
anhaltende Krank⸗ 


4. wenn fie du 
heit oder durch eine längere Frei— 


eitSitrafe oder Abweſenheit an ber 
errichtung ihrer Dienſte verhindert 
werden; 

5. wenn fie ſich THätlichfeiten oder 
Ehrverletzungen gegen ben Urbeitge- 
ber oder jeinen Vertreter zu Schulden 
fommen lafjen; 

6. wenn fie jih einem unjittlichen 
Lebenswandel ergeben. 

In dem Falle zu 4 bleibt der Anſpruch 
auf die vertragsmäßigen Leiftungen bes 
Arbeitgeber für die Dauer von ſechs 
Wochen in Kraft, wenn die Verrichtung 
der Dienfte durch unverſchuldetes Un- 
glüd verhindert morben ift. Jedoch min- 
dern fich die Anſprüche in diefem Falle 
um denjenigen Betrag, welcher dem Be⸗ 
rechtigten aus einer auf Grund geſetz⸗ 
licher Verpflichtung beftehenden Kranken⸗ 
perjicherung oder Unfallverjicherung zu⸗ 
ommt. ' 


8 133d. Die im 8 133a bezeich- 
neten Perjonen können die Auflöfung des 
Dienftverhältnifieg insbeſondere ver- 
langen: 

1. wenn der Ürbeitgeber oder feine Ver- 
treter ſich Thätlichleiten oder Ehr⸗ 
verlegungen gegen jie zu Schulden 
fommen laſſen; 

2. wenn ber Wrbeitgeber die vertrags- 
mäßigen L2eiftungen nicht gewährt; 

3. wenn bei Sortfekung de3 Dienft- 
verhäftnifjeß ihr Leben oder ihre Ge- 
jundheit einer ermweißlichen Gefahr 

ausgejegt jein würde, welche bei Ein- 
gehung bed Dienjtverhältniffes nicht 
zu erfennen war. 


8 138e. Auf die im 8 133a be 
zeichneten PBerfonen finden die Beltin- 
mungen der 88 124b und 125 Anwen⸗ 
dung, dagegen nicht die Beitimmungen 
des 8 119a. 











IV. Berbäliniffe der Aabrikarbeiter. 


8 184. Auf Fabrifarbeiter finden die 
Beitimmungen der 88 121 bis 125 oder, 
wenn die Yabrifarbeiter ald Lehrlinge 
anzufehen find, die Beitimmungen ber 
88 126 bis 128 Anwendung. 


Den Unternehmern von Fabriken, in | 





| Löfun 


welchen in der Regel mindeſtens zwau⸗ 
ig Arbeiter bejchäftigt werben, ift unter- 
Kat, für den Fall der rechtäwidrigen Auf⸗ 
des Wrbeitöverhältniffes durch 
den Arbeiter die Verwirkung des rüd- 
ſtändigen Lohnes über den Betrag br’ 
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ourchſchnittlichen Wochenlohnes Hinaus 
auszubedingen. Auf die Arbeitgeber und 
Arbeiter in ſolchen Fabriken finden bie 
Vetimmungen bes 8 124 b feine Anwen⸗ 
ung. 





. 8.134. Für jede Fabrik, in welcher 
in ber Regel mindeſtens zwanzig Ar- 
beiter beichäftigt merden, iſt innerhalb 
vier Wochen nach Inkrafttreten dieſes 
Gejegeß oder nad) der Eröffnung des 
Betriebes eine Arbeit3ordnung zu er- 
laſſen. Für die einzelnen Abteilungen bes 
Betriebes oder für die einzelnen Gruppen 
der Urbeiter können bejondere Wrbeits- 
ordnungen erlafjen werden. Der Erlaß 
erfolgt Durch Aushang. ($ 134 e Abfag 2.) 

Die Ürbeitdordnung muß den Seite 
punkt, mit welchem ſe in Wirkſamkeit 
treten ſoll, angeben und von demjenigen, 
weicher fie erläßzt, unter Angabe des 
Datums unterzeichnet ſein. 

Abänderungen ihres Inhalts können 
nur durch den Erlaß von Nachträgen oder 
in der Weiſe erfolgen, daß an Stelle 
der beſtehenden eine neue Arbeitsordnung 
erlaſſen wird. 

Die Arbeitsordnungen und Nachträge 
zu denſelben treten früheſtens zwei Wochen 
nach ihrem Erlaſſe in Geltung. 


134 b. Die Arbeitsordnung muß 
Be Hmmungen enthalten: 

1. über Unfang und Ende ber regel- 
mäßigen täglichen Arbeitszeit, ſowie 
ber für die erwachſenen Nrbeiter vor⸗ 
ge Pauſen; 

2. über Zeit und Urt der Abrechnung 
und Lohnzahlung; 

3. fojern es nicht bei den gejeglichen 
Beitimmungen bewenden joll, über 
die Friſt der zuläfftgen Aufkündigung 
ſowie über bie Gründe, aus welden 
bie Entlajjung und der Austritt aus 
der Arbeit ohne Wuffündigung er- 





folgen barj; 
4. Sole trafen vorgeſehen mer- 
ben, über die Art ımd Höhe derfelben, 


über die Urt ihrer Feſtſetzung und, 
wenn fie in Gelb beftehen, über deren 
Einziehung und über den Zweck, für 
welchen fie verwendet werden jollen; 
6. fofern die Verwirkung von Lohn- 
beträgen nad) atahgabe ber Beitim- 
mung be 8 184 A un: duch Ar⸗ 
beitordnung oder Wrbeitövertrag 


ausbebungen wird, über bie Ber- 
wendung ber verwirkten Deträge. 
Strafbeitimmungen, melde das Ehr⸗ 
gefühl oder die guten Sitten verlegen, .. 
dürfen in die Arbeitsordnung nicht auf- 
enommen werden. Geldftrafen bürfen bie 
Dälfte des bducchichnittlichen Xagesar- 
beitöverdienites nicht fberiteigen ; jedod) 
können Thätlicjteiten gegen ® incbeite r, 
erhebliche Verſtöße gegen die guten Sitten, 
jowie gegen die zur Aufrechthaltung ber 
Ordnung des Betriebes, zur Sicherung 
eine gefahrlofen Betriebes oder zur 
Durchführung der Beſtimmungen ber Ge⸗ 
werbeordnung erlafjenen Vorſchriften mit 
Gelditrafen bis zum vollen Betrage bed 
durchſchnittlichen Tagesarbeitsverdienſtes 
belegt werden. Alle Strafgelder müſſen 
zum Beſten der Arbeiter der Fabrik ver⸗ 
wendet werben. Das Recht des Wrbeit- 
gebers, Schadenserſatz zu fordern, wird 
durch dieſe Beſtimmung nicht berührt. 
Dem Beſitzer der Fabrik bleibt über⸗ 
laſſen, neben den in Abſatz 1 unter 1 
bis 5 bezeichneten, noch meitere, bie Ord⸗ 
nung be3 Betriebes und das Verhalten 
der Urbeiter im Betriebe betreffende Be⸗ 
jtimmungen in die Arbeitsordnung auf- 
zunehmen. Mit Zuſtimmung eines ftän- 
digen Wrbeiterausjchujjes Können in bie 
Arbeitordnung Vorſchriften über das 
Berhalten der Arbeiter bei Benupung der 


zu ihrem Beiten getroffenen, mit der Fabrik 


verbundenen Einrichtungen, ſowie Xor- 
ichriften über das Verhalten der minder- 
jährigen MWrbeiter außerhalb des Be— 
triebe3 aufgenommen werden. 


8 1340. Der Inhalt der Arbeitsord⸗ 
nung ijt, ſoweit er den Gefegen nicht zu- 
widerläuft, für die Arbeitgeber und Ar⸗ 
beiter rechtsverbindlich. 

Andere als bie in der Arbeitsordnung 
oder in ben 88 123 und 124 vorgejehenen 
Gründe der Entlaffung und des Yustritt3 
aus der Arbeit bürfen im Arbeitsver⸗ 
trage nicht vereinbart merden. Undere als 
die in der Arbeitsordnung vorgeſehenen 
Strafen bürfen über den Wrbeiter nicht 
verhängt werben. Die Strafen müſſen 
ohne Verzug feitgefegt und dem Urbeiter 
zur Kenntnis gebracht merben . 

Die verhängten Gelditrafen find in ein 
Verzeichnid einzutragen, welches ben 
Namen des Beitraften, ven Tag der Be 
ftrafung, ſowie den Grund und die Höhe 
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der Strafe ergeben und auf Erfordern 
dem in $ 139 b bezeichneten Beamten 
jederzeit zur Einficht vorgelegt werden 
muß. 





8 134 d. Bor dem Erlaß ber Arbeits- 
ordnung oder eined Nachtrag zu der» 
felben ift den in der Fabrik oder in den 
betreffenden Abteilungen des Betriebes be- 
Ihäftigten großjährigen Arbeitern Ge— 
legenheiten zu geben, jid) über den Inhalt 
derfelben zu äußern. 

Tür Fabriken, für welche ein jtändiger 
Arbeiterausſchuß beiteht, wird diefer Vor- 
Schrift duch Anhörung des Ausſchuſſes 
über den Inhalt der Arbeitsordnung ge- 
nügt. 





8 134e. Die Arbeitsordnung, ſowie 
jeder Nachtrag zu berjelben ift unter Mit- 
teilung ber ſeitens der Arbeiter ge- 
äußerten Bedenken, ſoweit die Meußerun- 

en fchriftlih oder zu Protokoll erfolgt 
Ad, binnen drei Tagen nad) dem Erlaß 
in zwei Ausfertigungen unter Beifügung 
der Erllärun dab und in welder 
Weiſe der Vorſchrift des $ 134 dA genitgt 
it, der unteren Verwaltungsbehörde ein- 
zureichen. 

Die Arbeitdordnung ift an geeigneter, 
aflen beteiligten Arbeitern zugänglicher 
Stelle außzuhängen. Der Aushang muß 
itet3 in lesbarem Zuftande erhalten wer— 
den. Die Arbeitsordnung iſt jedem Ar— 
beiter bei feinem Eintritt in die Beſchäfti— 
gung zu behändigen. 

8 184 f. Arbeitsordnungen und Nach⸗ 
träge zu benfelben, welche nicht vorjchriftg- 
mäßig erlaffen find, oder deren Inhalt 
den geſetzlichen Bejtimmungen zumider- 
läuft, find auf Unordnung der unteren 
Bermwaltungsbehörde durch gejebmäßige 
Arbeitsordnungen zu erjegen oder den 
gefeglichen Borichritten entipredhend ab- 
zuändern. 

Gegen dieſe Anordnung findet binnen 
zwei Wochen bie Beſchwerde an die höhere 
Verwaltungsbehörde jtatt. 

8 134 g. Arbeitsordnungen, welche vor 
dem Snfrafttreten dieſes Geſetzes erlajjen 
worden find, unterliegen ben Beſtim— 
mungen der 88 134a biß 134c, 134c 
Abjag 2, 134f und find binnen vier 


— — 


Wochen der unteren Verwaltungsbehörde 


Reichsgewerbeordnung. 88 134d bis 135. 


in zwei Ausfertigungen einzureichen. Auf 
ſpätere Abänderungen biefer Arbeitsord⸗ 
nungen und auf bie jeit dem 1. Januar 
1891 eritmalig erxlafjienen Arbeitsord⸗ 
nungen finden die 88 134d unb 134e 
Abfag 1 Anwendung. 





8 134h. Als ftändige Arbeiternus- 
ihüfje im Sinne der 88 134b Abſatz 3 
und 134 gelten nur: 

1. diejenigen Vorſtände der Betriebs- 
(Fabrik⸗) Krankenkaſſen oder anderer 
für die Ürbeiter der Fabrik beitehen- 
der Stajjeneinrichtungen, deren Mit- 
glieber in ihrer Mehrheit von ben 

rbeitern aus ihrer Dlitte zu wählen 
find, jofern fie als ftändige Arbeiter- 
ausſchüſſe beitellt werben; 

2. die Knappſchaftsälteſten von Knapp⸗ 
ſchaftsvereinen, welche die nicht den 
Beitimmungen der Berggejege unter- 
jtehenden Betriebe eines Unter- 
nehmers umfaffen, fofern fie als 
jtändige Arbeiterausſchüſſe beſtellt 
werden; 

3. die bereits vor dem 1. Januar 1891 
errichteten ſtändigen Arbeiteraus⸗ 
ſchüſſe, deren Mitglieder in ihrer 
Mehrzahl von den Arbeitern aus 
ihrer Mitte gewählt werden; 

4. ſolche Vertretungen, deren Mit- 
glieder in ihrer Mehrzahl von den 
volljährigen Arbeitern der Fabrik 
oder der betreffenden Betriebsabtei⸗ 
fung aus ihrer Mitte in unmittel- 
barer und geheimer Wahl gewählt 
werben. Die Wahl ber Vertreter 
fann auch nad) Wrbeiterflafjen oder 
nach bejonderen Abteilungen bes Bc- 
triebes erfolgen. 





8 135. Finder unter breizehn Jahren 
Dürfen in Fabrilen nicht beſchäftigt wer⸗ 
den. Kinder über dreizehn Jahre dürfen 
in Fabriken nur beichäjtigt werden, wenn 
fie nicht mehr um Beſuche ber Bolf3fchule 
verpflichtet jind. 

Die Beihäftigung von Kindern unter 
vierzehn Jahren darf die Dauer von ſechs 
Stunden täglih nicht überjchreiten. 

unge Leute zwiſchen vierzehn und 
jech8zehn Jahren dürfen in Fabriken nicht 
länger als zehn Stunden täglich beichäftigt 
werden. 











Neichtgemerbeordnnung. 88 186 bis 1382. 


5136. Die Arbeitzftunden der jugend- 
lichen Arbeiter ($ 135) dürfen nicht vor 
5l/z Uhr morgens beginnen und nicht 
über 81/, Uhr abend3 dauern. Zwiſchen 
den Arbeitsftunden müſſen an jedem Yr- 
beitötage regelmäßige Pauſen gemährt 
werden. Für jugendliche Arbeiter, melde 
nur ſechs Stunden täglid, beſchäftigt wer- 
den, muß die Pauſe mindeften3 eine halbe 
Stimde betragen. Den übrigen jugend- 
fichen Arbeitern muß mindeſtens mittags 
eine einjtündige, ſowie vormittags und 
nachmittags je eine halbjtündige Taufe 
gewährt werden. 

äbren der PBanfen darf den jugend- 
lichen Urbeitern eine Beichäftigung in dem 
Tabrikbetriebe überhaupt nicht und ber 
Aufenthalt in den Arbeitsräumen nur 
dann geftattet werden, wenn in benfelben 


diejenigen Teile des Betriebes, in weldem 


jugendliche Ürbeiter beichäftigt find, für 
die Zeit der Paujen völlig eingeftellt wer⸗ 
den oder wenn ber Aufenthalt im Freien 
nicht thunlich und andere geeignete Aufent- 
Haltöräıme ohne unverhältnismäßige 
Scyoierigleiten nicht beſchafft merden 
fönnen. 

An Sonn- und Feittagen, ſowie während 
der von tem ordentlichen Seelforger für 
den Katechumenen⸗ und Ronfirmanben-, 
Beihte- und Sommunionunterricht be- 
ſtimmten Stunden dürfen jugendliche Ar- 
beiter nicht beichäftigt werden. 





8 137. Arbeiterinnen bürfen in Ya- 
briten nicht in der Nadıtzeit von 81/, Uhr 
abends bis 51/, Uhr morgen? und am 
Sonnabend fowie an PBorabenden der 


—5 — mic nad 61/, Uhr nachmittags 


Die Beichäftigung von Arbeiterinnen 
über jechdzehn Jahre darf die Dauer von 
eif Stunden tägich, an den Vorabenden 
der Sonn- und Feſttage von zehn Stunden, 
nicht überſchreiten. 

wijchen ben Arbeitäitunden muß ben 
Arbeiterinnen eine mindeſtens einftündige 
Mittagspaufe gewährt werben. 

Arbeiterinnen über eche ehn Jahre, 

welche ein Hausweſen zu forgen en, 


iind auf ihren Antrag eine halbe Stunde 


dor der Mittagspauſe zu entlafjen, fo- 


fern biefe nicht mindeſtens ein und eine 
hatbe Stunde beträgt. 

Wöchnerinnen Dürfen mährenb vier 
Wochen nah ihrer Niederfunft über- 


Ä 


| 








— — — — —— — — — — — — — — — — — — — — — — — — — ——— — —— — 


| 


79 


haupt nicht und mährend der folgenden 
zwei Wochen nur beſchäftigt werden, wenn 
das Zeugnis eines approbierten Arztes 
dies für zuläffig erklärt. 


8 138. Sollen Arbeiterinnen oder 
jugendliche Arbeiter in Fabriken befd;äj« 
tigt werden, ſo hat der Arbeitgeber vor dem 
Beginn der Beichäftigung der Ortspoli— 
zeibehörde eine fchriftliche Ylnzeige zu 
madıen. 

In der Anzeige jind die Yabril, die 
Wochentage, an welchen die Berchäftigung 
jtattfinden joll, Beginn unb Ende der 
Arbeitäzeit und der Pauſen, ſowie die 
Art der VBeichäftigung anzugeben. Cine 
Aenderung Hierin darf, abgejehen von 
Verſchiebungen, welche durch Erfegung be» 
hinderter Arbeiter für einzelne Arbeits- 
Idichten norwendig werden, nicht erfolgen, 
bevor eine entiprechende weitere An—⸗ 
zeige ber Behörde gemacht ift. In jeder 
Fabrik Dat der Arbeitgeber dafür zu 
forgen, daß in ben Fabrifräumen in 
weldyen jugendliche Arbeiter beichäftigt 
werden, an einer in die Augen fallenden 
Stelle ein Verzeichniß der jugendlichen 
Arbeiter unter Angabe ihrer Arbeitstage, 
ſowie de3 Beginn3 und Endes ihrer Ur 
beit3zeit und der Pauſen ausgehängt ift. 
Ebenſo Hat er dafür zu forgen, daB in 
den betreffenden Räumen eine Tafel aus- 
gehängt iit, welche in der von der Bentral- 
behörde zu bejtimmenden Faſſung und in 
beutliher Schrift einen Auszug aus den 
Beitimmungen über die Behhältigung bon 








Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern 
enthält. 
8 138a. Wegen außergemwöhnlicher 


Häufung der Arbeit kann auf Antrag des 
Wrbeitgeber3 die untere Verwaltungsbe- 
hörde auf die Dauer von zwei Wochen Die 
Beichäftigung von Wibeiterinnen über 
ſechszehn Jahre bis zehn Uhr abends an 
den Wochentagen außer Sonnabend unter 
ber Borausjegung geitatten, daß die 
tägliche Urbeitszeit dreizehn Stunten nicht 
überichreitet. Innerhalb eines Kalender- 
jahres darf die Erlaubnis einem Arbeit⸗ 
geber für feinen Betrieb oder für eine 
Abteilung feines Betriebes auf mehr als 
vierzig Tage nicht erteilt werden. 

Für eine zwei Wochen überjchreitende 
Dauer kann die gleiche Erlaubnis nur 
von ber höheren Verwaltungsbehörde und 
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auch von dieſer für mehr als vierzig Tage 
im Jahre nur dann erteilt werden, wenn 
die Urbeitäzeit für den Betrieb oder bie 
betreffende Abteilung des Betriebes fo 
geregelt wird, daß ihre täglihe Dauer 
im Durchſchnitt der Betriebstage des 
Jahres die regelmäßige —— Ar⸗ 
beitszeit nicht überſchreitet. 

Der Antrag iſt ſchriftlich zu ſtellen und 
muß den Grund, aus welchem die Erlaub⸗ 
nid beantragt wird, die Zahl der in Be⸗ 
tracht kommenden Wrbeiterinnen, : dag 
Maß der längeren Beſchäftigung, ſowie 
den Zeitraum angeben, für welchen die⸗ 
ſelbe ſtattfinden ar Der Beicheib ber 
unteren Verwaltungsbehörde auf den An- 
trag iſt binnen drei Tagen fchriftlich As 
erteilen. Gegen bie Berfagung der Er- 
laubnis fteht die Beſchwerde an bie vorge- 
fegte Behörbe zu. 

Die untere Permwaltungsbehörbe hat 
über die Yälle, in welchen die Erlaubnis 
erteilt worden it, 
führen, in melches ber Name des 
beitgeber3 und die für ben christlichen 
Untrag vorgefchriebenen Angaben einzu- 
tragen find. 

ie untere Verwaltungsbehörde kann 
bie Beihäftigung don Arbeiterinnen über 
ſechszehn Jahre, welche Tein Hausweſen 
u bejorgen haben und eine Fortbildungs⸗ 

ule nicht bejuchen, bei den im 8 105 c 

fag 1 unter Bi fer 2 und 3 Bee 
neten Urbeiten an Sonnabenden und Bor- 
abenden von Teittagen nachmittags nach 
5i/, Uhr, jedoch nicht über 81/, Uhr 
abends hinaus, geftatten. Die Erlaubnis 
ift chriftlich zu erteilen und vom Wrbeit- 
geber gu verwahren. 


8 139. Wenn Naturereigniffe oder 
Unglüdzjälle den regelmäßigen Betrieb 
einer Fabrik unterbrochen haben, fo kön⸗ 
nen Ausnahmen von den in 88 135 Ab⸗ 
fag 2 und 8, 136, 137 Abſaß 1 bis 3 
vorgefehenen Weichränftungen auf bie 
Dauer von vier Wochen durch bie a 
Verwaltungsbehörde, auf längere Leit 
duch den Reichslanzler zugelaffen wer⸗ 
den. In dringenden Fällen folder Urt, 
fowie zur Verhütung von Unglüdsfällen 
fann die untere Verwaltungsbehörde, je- 
doch Höchitens auf die Dauer von vierzehn 
wagen, olche Ausnahmen geitatten. 

enn die Natur bes Betriebe oder 
Rackſichten auf die Ürbeiter in einzelnen 





ein Rerzeichnis 8* 
r⸗ 


Reichſsgewerbeordnung. 88 139 bis 1894. 


Fabriken es erwünſcht ericheinen laſſen, 
daß die Arbeitszeit der Arbeiterinnen oder 
jugendlichen Arbeiter in einer anderen als 
der durch 88 136 und 137 Abſatz 1 und 3 
borgejehenen Weiſe geregelt wird, jo Tann 
auf bejonderen Antrag eine anderweite 
Regelung hinſichtlich der Pauſen durch 
die höhere Verwaltungsbehörde, im 
übrigen durch ten Reichskanzler geftattet 
werden. Jedoch dürfen in folcden Fällen 
die jugendlichen Arbeiter nicht länger als 
ſechs Stunden beichäjtigt werden, wenn 
zwiſchen den Arbeitsſtunden nicht Paujen 
von zujammen mindeſtens einftündiger 
Dauer gewährt werben. 

Die auf Grund vorftehender Beftim- 
mungen zu Hellenden Verfügungen müffen 
ſchriſtlich erlaſſen merben. 


8 1394. Der Bundesrat iſt ermäch⸗ 

tigt: 

1. die Verwendung von Arbeiterinnen, 
ſowis von jugendlichen Arbeitern für 
gewiſſe Fabrikationszweige, welche mit 
beſonderen Gefahren für Geſundheit 
oder Sittlichkeit verbunden find, gänz- 
{ih zu unterfagen oder von befon- 
deren Bedingungen abhängig zu 


machen ; 

2. für Fabriben, welche mit ununter- 
brochenem euer betrieben werben, 
oder welche ſonſt Durd) die Urt des 
Betriebes auf eine regelmäßige Tag- 
und Nachtarbeit angewieſen Klub, 
fowie für jolche Fabrifen, deren Be» 
trieb eine Einteilung in regelmäßige 
Ürbeitsfchichten von gleicher Dauer 
nicht gejiattet oder feiner Natur nad) 
auf beitimmte Jahreszeiten beſchränkt 
ift, Ausnahmen von den in Ri 135 
Abſatz 2 und 3, 136, 137 Abſatz 1 
bis 3 vorgefehenen Beitimmungen 
nachzulaffen; 

3. für gewijje Fabrikationszweige, fo- 
weit die Natur des Betriebes ober 
die Rückſicht auf die Arbeiter es er- 
wünjcht erjcheinen laſſen, die Abkür- 
zung oder ben Wegfall ber für jugend» 
liche Arbeiter vorgeichriebenen Pauſen 
u geitatten; 

4. * Fabrikationszweige, in denen 
regelmäßig zu gewiſſen Zeiten des 
Jahres ein vermehrtes Arbeitsbe⸗ 
dürfnis eintritt, Ausnahmen von den 
Beſtimmungen des 8 137 Abſatz 1 
und 2 mit der Maßgabe —588 








Reichögemwerbeordnung. 88 189b bis 140. j gl 


daß die tägliche Arbeitäzeit dreizehn | 


Stunden, an Gonnabenden zehn 
Stunden nicht Überjchreitet. 

In den Fällen zu 2 darf die Dauer ber 
wöchentlichen Arbeitszeit für Kinder ſechs⸗ 
unddreißig Stunden, für junge Leute 
jechzig, für Wrbeiterinnen Nänfunbfechgig, 
in Biegeleien für junge Leute und Ur» 
beiterinnen fiebzig Stunden nicht über- 
fchreiten. Die Nachtarbeit darf in view 
undzwanzig Stunden die Dauer von zehn 
Stunden nicht überjchreiten und muß in 
jeder Schicht durch eine oder mehrere 
Pauſen in der Gefantdauer von min- 
beiten einer Stunde unterbrochen fein. 
Die Tagidjichten und Nachtſchichten müffen 
wöchentlich wechſeln. 

In den Fällen zu 3 dürfen die jugend- 
lichen Arbeiter nicht länger als ſechs Stun⸗ 


den befchäftigt merben, wenn zwiſchen den 
Arbeitsſtunden nicht eine oder mehrere 
Pauſen von zuſammen mindeſtens einftün- 
diger Dauer gewährt werden. 

In den Fäden zu 4 barf die Erlaubnis 
zur Ueberarbeit für mehr als vierzig Tage 
im Jahre nur dann erteilt werden, wenn 
die Arbeitszeit fo geregelt wird, daß ihre 
tägliche Dauer im Burdjichnitt der Be⸗ 
trieb8:age des Jahres die tegelmöbige ge- 
jegliche Arbeitszeit nicht überſchreitet. 

Die durg Beſchluß des Bundesrats ge- 
troffenen Beſtimmungen ſind zeitlich zu 
begrenzen und können auch für beſtimmte 
Bezirke erlaſſen werden. Sie ſind durch 
das ReichsGeſetzblatt zu veröffentlichen 
und dem Reichslage bei feinem nächſten 
Sufammentritt zur Kenntnisnahme vorzu⸗ 
egen. 


V. Auffidt. 


8 139 b. Die Aufjicht Über die Aus«- 
kiührung, bet Beitimmungen der 88 105a, 
105 b Abſatz 1, 105c bi8 105h, 120a 
bis 120 e, 134 bis 139 a ift ausfchlichlich 
oder neben den ordentlichen Boligeiber 
hörden bejonderen von ben Landesre- 
gierungen zu ernennenden Beamten zu 
übertragen. Denſelben ftehen bei Aus: 
übung diejer Aufficht alle amtliden Be 
fu mitte der Ortöpolizeibehörbden, ins⸗ 
befonbere das Recht zur jeberzeitigen Re⸗ 
vifion der Anlagen zu. Sie ind, borbe- 
haltlich ber Anzeige von Geſetzwidrig- 
teiten, gr Geheimhaltung der amtlich zu 
ihrer ntnis gelangenden Geſchäfts⸗ 
und Betriebsverhaͤltniſſe der ihrer Re— 
vifion unterliegenden Anlagen zu ver- 


pflichten. 

Die Ordnung der Zuſtändigleitsverhält⸗ 
niffe zwiſchen dieſen Beamten und ben 
ordentlichen Polizeibehörden bleibt ber ver- 


faffungsmäßigen Regelung in den ein- 
zelnen Bundesſtaaten vorbehalten. 

Die erwähnten Beamten haben Yahres- 
berichte über ihre amtliche Thätigleit zu 
eritatten. Diefe Sahresberichte ober Aus- 
züge aus benfelben find dem Bundesrat 
und dem Reichstag vorzulegen. 

Die auf Grund ber Heftinmungen ber 
88 1052 bis 105h, 120a bis 120e, 
134 bis 139 a auszuführenden amilicjen 
Reviſionen müjfen die Arbeitgeber Fr 
jeber Beit, namentlich aud) in der Nadıt, 
während des Betriebes geitatten. 

Die Arbeitgeber find ferner verpflichtet, 
den genannten Beamten oder ber Polizei- 
behörde diejenigen ſtatiſtiſchen Mittei- 
{ungen über die Berhältnifje ihrer Ar— 
beiter zu macen, weldhe vom Bundesrat 
oder von der Landes⸗Zentralbehörde unter 
Teitfegung ber dabei zu beubadhtenden 
Friften und Formen vorgefchrieben werden. 


Achter Titel. 
Gewerblihe Hülfstaffen. 


8 140. ®Bie durch Ortäftatut oder 
Anorönung der Vermwaltungsbehörde be- 
gründete Berpflichtung der felbjtändigen 
Serverbetreibenden, einer mit einer Sn 
nung verbundenen oder außerhalb der- 
jelben beftehenben Sranfen-, Hülfs- oder 
Sterbelafje für felbftändige Gemwerbetrei- 
bende beizutreten, wird aufgehoben. Im 


Nechtsbuch TI. 


übrigen wird in den Verhältniſſen dieſer 
Kaſſen durch gegenmwärriges Geſet nichts 
geändert. 

Neue Kaſſen der felbitändigen Gemwerbe- 
treibenden für die erwähnten Zwecke er- 
halten durch die Genehmigung der höheren 
Bermwaltungsbehördte die Rechte jur 
riſtiſcher Perſonen, ſoweit es zur Erlan— 
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72 Reichsgewerbeordnung. 88 127e bis 127g. 


WVon feiten bes ge fann das 

Verhältnis nad) Ablauf der Probezeit aufe 
gelöjt werden, wenn: 

1. einer ber im 8 124 unter Biffer 1, 

3 bis 5 vorgeſehen Fälle vorliegt; 
2. der Lehrherr feine geſetzlichen Ver⸗ 
pflichtungen gegen den Lehrling in 
einer Die Sefundheit, bie Sittlichfeit 
oder bie Ausbildung des Lehrlinges 
gefährbenden Weile vernadjläfligt, 
ober das Recht der väterlichen Zucht 
mißbraucht, oder zur Erfüllung ber 
ihm vertragämäßig obliegenden Ver⸗ 
pffichtungen unfähig wird. 

Der Lehrvertrag wird dur ben Tod 
des Lehrlinges aufgehoben. Durch ben 
Tod des Lehrherm gilt der Lehrvertrag 
als aufgehoben, jojern die Aufhebung 


binnen vier Wochen geltend gemacht wird. | 





8 127 c. Bei Beendigung bed Lehr- 
verhältniffes hat der Lehrherr dem Lehr- 
ling unter Ungabe des Gewerbes, in 
welchem ber Lehrling unteriviefen morben 
ift, über die Dauer der Lehrzeit unb bie 
während derſelben erworbenen Kennt⸗ 
nijje und Sertigfeiten, ſowie über fein 
Betragen ein Zeugnis auszustellen, melches 
von der Gemeindebehörde Toften- und 
ftempelfrei zu beglaubigen ift. 

Un Stelle biefer Beugnijfe treten, wo 
Innungen ober andere Vertretungen ber 
Gemwerbetreibenden beftehen, bie von biejen 
ausgeitellten Lehrbriefe. 


8 127 d. Rerläßt der Lehrling in 
einem durch dies Geſetz nicht borgejehenen 
Falle ohne Buftinnmung des Xehrheren 
die Lehre, fo Tann letzterer den Anſpruch 
auf Rücklehr bes Lehrlinged nur geltend 
maden, wenn ber Lehrvertrag fchriftlid) 
geichloifen ift. Die Polizeibehörde kann 
in biefem alle auf Antrag des Lehrherrn 
ben Lehrling anhalten, jo lange in ber 
Lehre zu verbleiben, als durch ein ge- 
richtliches Urteil das Lehrverhaͤltnis nicht 
für aufgelöſt erkllärt iſt, oder dem Lehr⸗ 
linge durch einſtweilige Verfügung eines 
Gerichts geſtattet iſt, der Lehre fern zu 
bleiben. Der Antrag iſt nur zuläffig, 
wenn er binnen einer Woche nach dem 
Austritte des ringe: geſtellt iſt. Im 
Falle unbegründeter Weigerung der Rück⸗ 
kehr hat die Polizeibehörde den Lehrling 
zwangsweiſe zurückführen zu laſſen ober 
duch Androhung von Geldſtrafe bis zu 





fünfzig Mark oder Haft bis zu fünf Tagen 
zur Rückkehr anzuhalten. 


8 1271e. Wird von dem Vater ober 
Vormunde für den Lehrling oder, ſofern 
der letztere volljährig iſt, von ihm ſelbſt 
dem *Lehrherrn die ſchriftliche Erklärung 
abgegebeit, daß der Lehrling zu einem an- 
deren Gewerbe oder anderen Beruf über- 
gehen werde, jo gilt daß Lehrverhältnig, 
wenn ber Lehrling nicht früher entlajfen 
wird, nad) Ablauf von vier Wochen als 
aufgelöft. Den Grund der Auflöfung hat 
der Lehrherr in dem Arbeitsbuche zu ver- 
merfen. 

Binnen neun Monaten nad) der Auf: 
löſung darf der Lehrling in bemfelben Ge- 
werbe bon einem anderen Xrbeitgeber 
ohne Zuſtimmung des früheren Lehrherrn 
nicht beichäftigt werben. 








8 1271. Erreicht das Lehrverhältnis 
vor Üblauf der verabredeten Lehrzeit fein 
Ende, fo kann von dem Lehrherrn oder 
von dem Lehrling ein Anſpruch auf Ent- 
Ihädigung nur geltend gemadjt werden, 
wenn der Lehrvertrag [chriftlich geſchloſſen 
iit. In den Fällen des 8 1975 Abſ. 1 
und 4 fann der Anſpruch nur geltend ge- 
macht werden, wenn diejed in Dem Lehr- 
vertrag unter Feitiegung der Art und 
Höhe der Entſchaͤdigung vereinbart ift. 

Der Unjprud der Entſchädigung er- 
licht, wenn er nicht innerhalb vier Wochen 
nad) Auflöfung des Lehrverhältniffes im 
Wege der Klage oder Einrede geltend 
gemacht ift. 


8 127 g. Iſt von bem Lehrherrn das 
Lehrverhältnis aufgelöft worden, weil ber 
Lehrling die Lehre unbefugt verlafien hat, 
fo ift die von dem Lehrherrn beanipruchte 
Entihädigung, wenn in dem Lehrver⸗ 
trage nicht ein geringerer Betrag ausbe- 
dungen ilt, auf einen Betrag fe aufegen, 
weldyer für jeden auf den Tag bes Ber- 
tragsbruchs folgenden Tag der Lehrzeit, 
höchſtens aber für ſechs Monate, bis auf 
die Hälfte des in dem Gewerbe des Lehr⸗ 
herrn den Geſellen ober Gehülfen orts— 
uͤblich ger Lohnes fich belaufen bari. 

Tür die Zahlung der epdbigung find 
als Selbſtſchuldner mitverhaftet der Vater 
des Lehrlinges fowie derjenige Wrbeit- 
geber, welcher ben Lehrling zum Berlafjen 
ber Lehre verleitet oder welcher ihn in 
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Arbeit genommen Hat, obwohl er mußte, ‘| 


daß ber Lehrling zur Fortiegung eines 
Lehrverhältnifies noch verpflichtet mar. 
Hat der Entfchädigungsberechtigte erft nad) 
Auflöfung des Lehrperhältniffes von der 
Perfon des Arbeitgebers, melcher ben 
Lehrling verleitet oder in Arbeit ge- 
nommen hat, Kenntnis erhalten, jo er- 
liſcht gegen dieſe der Entidäbigungsan- 
ſpruch erſt, wenn derſelbe nicht innerhalb 
vier Wochen nach erhaltener Kenninis 
geltend gemacht iſt. 


128. Wenn der Lehrherr eine im 
Mißverhãltniſſe zu dem Umfang ober der 
Urt feines Gewerbebetrieb ftehende Zahl 
von Lehrlingen hält und dadurch die Aus- 
bildung der Lehrlinge gefährdet erfcheint, 





fo kann dem Lehrherrn von ber unteren 


erwaltumgßbehörbe die Entlaffung eines 
entiprechenden Zeiles der Lehrlinge auf 
erlegt und die Annahme von Lehrlingen 
über eine beſtimmte Zahl hinaus unterjagt 
werden. Die Beitimmungen des 8 126a 
Abſatz 3 finden Hierbei entiprechende An⸗ 
wendung. 

Unbejchadet der vorjtehenden Beftim- 
mung können duch Beichluß des Bunbes- 
rats für einzelne Gewerbszweige Bor- 
ſchriften über die höchſte Zahl der Lehr- 
finge erlaffen werden, welche in Betrieben 
biefer Gewerbszweige gehalten werben 
darf. Someit ſolche Vorſchriften nicht er- 
Laffen find, können fie burch Anordnung der 
Zandes-Zentralbehörbe erlaffen werben. 





b. Bejondere Beilimmungen für Handwerker. 


8 129. In Hanbmerköbetrieben jteht 
die Befugnis zur Anleitung von Lehr- 
fingen nur denjenigen Perſonen zu, welche 
das vierundzwanzigjte Lebensjahr vol- 
lendet haben und in dem Gewerbe oder in 
dem Zweige des Gewerbes, in welchem bie 
Anleitung der Lehrlinge erfolgen joll, 

entweder die von der Handwerkskammer 

vorgefchriebene Lehrzeit, ober folange 
die Handwerlskammer eine Vorſchrift 
über die Dauer der Lehrzeit nicht er- 
laſſen hat, mindeſtens eine dreijährige 
Lehrzeit zurüdgelegt und die Ge— 
jellenprüfung bejtanden haben, 

oder fünf Jahre hindurch perjönfich 

das Handwerk jelbjtändig ausgeübt 
haben ober als Werlmeiſier oder in 
ähnlicher Stellung thätig geweſen 


Die höhere Verwaltungsbehörde kann 
Perſonen, welche dieſen Anforderungen 
nicht entiprechen, bie Befugnis zur An 
leitung von Lehrlingen verleihen. Gehört 
die Berjon einer Innung an oder beiteht 
an ihrem Wohnorte für den Gemwerbs- 

ig, welchem fie angehört, eine Innung, 
o iſt die Tegtere vor der Enticheidimg von 
der heren Berwaltungsbehörde zu 
hören. ” 

Die Unterweifung bes Lehrlinges in 
einzelnen technifchen Handgriffen und Fer⸗ 
tigfeiten durch einen Gejellen fällt nicht 
unten bie im Abſatz 1 vorgejehenen Beftim- 


mungen. 
Die Zurücklegung ber Lehrzeit Tann 


aud) in einem dem Gewerbe angehörenden 
Großbetriebe erfolgen und burdh ben Be⸗ 
fuch einer Lehrmerfitätte oder fonjtigen 
gewerblihen Unterrichtsanſtalt erſetzt 
werden. Die Landes⸗Zentralbehörden kön⸗ 
nen ben Prüfungszeugniſſen von Lehr⸗ 
werkitätten, gewerblichen Unterridjtzan- 
ftolten oder von Wrüfungsbehörden, 
welche vom Staate für einzelne Gewerbe 
oder zum Nachmweife der Befähigung zur 
Anſtellung in ftaatfichen Betrieben einge- 
jegt find, die Wirkung der Verleihung der 
im Abſatz 1 bezeichneten Befugnis für be- 
jtimmte Gewerbszweige beilegen. 

Der Bundesrat iſt befugt, für ein- 
eine Gewerbe Ausnahmen von den Be- 
mungen im Abſatz 1 zuzulaſſen. 


8 129a. Der Unternehmer eined Be- 
trieb3, in welchen mehrere Gewerbe ver- 
einigt jind, ift befugt, in allen zu dem 
Betriebe vereinigten Gewerben Lehrlinge 
anzuleiten, wenn er für eines dieſer Ge⸗ 
werbe den Vorausſetzungen des $ 129 
entipricht. 

Wer für einen gejondert betriebenen 
Zweig eines Gewerbes den Vorausſetzun⸗ 
gen des 8 129 entſpricht, iſt berechtigt, 
auch in den übrigen Zweigen dieſes Ge⸗ 
werbes Lehrlinge anzuleiten. 

Mer für ein Gemerbe den Boraus- 
fegungen des 8 129 entipricht, ift beredj- 
tigt, aud) in den biefem verwandten Ge⸗ 
werben Lehrlinge anzıleiten. Welche Ge- 
werbe ald verwandte Gewerbe im Sinne 
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diefer Beitimmung anzufehen find, be 
ſtimmt die Handwerlskammer. 

Das gemäß ; 131c Abſatzz 2 dem 
Prüfungsausſchuſſe vorzulegende Lehr- 
zeugnis darf nur für dasjenige Gemerbe 
auögeftellt werden, fiir welches der Lehr- 
herr oder jein Vertreter ($ 127 Abſatz 1) 
zur Unleitung von Lehrlingen befugt ift. 





8 129b. Gehört der Lehrherr einer 
Imung an, fo iſt er verpflichtet, eine Ab- 
ſchrift des Lehrvertrags binnen vierzehn 
Tagen nach Abſchluß desſelben der In— 
nung einzureichen; er kann hierzu durch 
die Ortspolizeibehörde angehalten werden. 

Die Innungen fönnen bejtimmen, daf 
der Abſchluß des Lehrvertragd vor ber 
Snnung erfolgen joll. In diefem Falle ist 
dem Lehrheren und dent Vater oder Vor» 
munbe de3 Lehrlinge eine Abfchrift bes 
Lehrvertrags auszuhändigen. 





8 130. Soweit durch den Bundesrat 
oder die Landes⸗Zentralbehörde auf Grund 
dei 8 128 Abſatz 2 Vorſchriften über Die 
zuläſſige Zahl von Lehrlingen nicht er- 
laſſen find ift die Handwerfsfammer und 
die Innung zum Erlaſſe folder Bor- 
Ichriften befugt. 


8 180a. Die Lehrzeit foll in ber 
Regel drei Jahre dauern; fie darf den 
Zeitraum von vier Jahren nicht über- 
eigen. 

on der Handwerkskammer Tann mit 
Öenehmigung ber höheren Vermwaltungs- 
behörde die Dauer ber Sehraeit für Die 
einzelnen Gewerbe oder Gewerbszweige 
nad) Anhörung der beteiligten Sinnungen 
und der im 8 103 a Abjag 3 Ziffer 2 be- 
zeichneten Vereinigungen jeitgejeßt werden. 

Die Handwerkskammer ift befugt, Lehr⸗ 
linge in Einzelfällen von der Innehaltung 
ber fejtgefeßten Lehrzeit zu entbinden. 





8 131. Den Lehrlingen ift Gelegenheit 
zu geben, fi nady Ablauf der Lehrzeit 
der Gejellenprüfung ($ 129 Abſatz 1) zu 
untergichen. 

Die Abnahme der Brüfung erfolgt durd) 
Prüfungsausſchüſſe. Bei jeder Zwangsin— 
mung wird ein Prüfungsausſchuß ge- 
bildet, bei anderen Innungen nur dann, 
wenn ihnen die Srmädtigung zur Ab- 
nahme der Prüjungen von der Yandiwertg- 
lammer erteilt if. Soweit jür die Ab- 


nahme der Prüfungen für die einzelnen 
Gewerbe nicht durch Prüfın saustchüffe 
der Innungen und die im $ 129 Abſatz 4 
bezeichneten Lehrmwerkitätten, geiverblichen 
Unterrid)tSanftalten und rüfungöbe- 
hörden gejorgt iſt, Hat die Handwerks⸗ 
fammer bie erforderlichen Prüfungsaus- 
ſchüſſe zu errichten. 


8 131a. Die Prüfungsausſchüſſe be- 
ftehen aus einem Borjigenden und min» 
deſtens zwei Beiligern. 

Der Vorſitzende des Prüfungsaus- 
ſchuſſes wird von der Handwerkskammer 
beſtellt. Von den Beiſitzern wird bei dem 
Prũfungsausſchuß einer Innung die Hälfte 
durch dieſe, Die andere Hälfte aus der Zahl 
der Gefellen, welche eine Gefellenprüfung 
beftanden haben, durd; den Gejellenaus- 
ſchuß beitellt. Bei den von der Hand- 
werkskammer errichteten Prüfunggaus- 
ſchüſſen werben auch die Beiſitzer von der 
Handwerkskammer beitellt; die Hälfte der 
Beiliger muß aus Gejellen beftehen. 

Die Beitellung der Mitglieder ver Prü- 
fungsausfchüffe effolgt in der Negel auf 
drei Jahre. 

Während der erften ſechs Jahre nad 
dem Inkrafttreten biejer ‚Sefimmumgen 
fönnen aud) Gefellen (Gehülfen), melde 
die Gejeflenprüfung nicht abgelegt haben, 
gewählt werben, wenn fie eine Lehrzeit 
bb mindeſtens zwei Jahren zurüdgelegt 
aben. 


8 131 b. Die Prüfung hat den Nad- 
weiß zu erbringen, daß der Lehrling die 
in feinem Gewerbe gebräuchlichen Hand⸗ 
geifle und Yertigfeiten mit genügender 

icherheit ausübt und ſowohl über ben 
Wert, die Beihaffung, Aufbewahrung und 
Behandlung der zu verarbeitenden Roh- 
matertalien, al® auch über die Senn- 
eichen ihrer guten oder ſchlechten Be⸗ 
N affenbeit unterrichtet ift. 

Im übrigen werden das Perfahren 
dem Prüfungsausfchujfe, der Gang der 
Prüfung und die Höhe der Prüfungsge- 
bühren durch eine Prüfungsordnung ge 
regelt, weiche von der höheren Verwal⸗ 
tungsbehörde im Einvernehmen mit ber 
Handwerkskammer erlajien wird. Kommt 
ein Einvernehmen nicht zu ftande, fo 
enifcheidet die Landes-Zentralbehörde. 

Durch die Prüfungsordnung Tanıı be— 
fiimmt werden, daß die Prüfung aud) 
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in der Bud und Rechnungsführung zu 
erfolgen hat. Sn biefem Falle ift de 
EA Sausfchuß befugt, einen befonderen 
Sa verftänbigen zuzuziehen, welcher au 
der Prüfung mit vollem Stimmrechte 
teil nimmt. Bei Etimmengleichheit niebt 
bie Stimme des Vorſitzenden den YAus- 
ſchlag. 

De Koften der Prüfung werben, jo- 
jern dieje von dem Prüfungsausichuf 
einer Innung abgehalten wird, von letz 
terer, im übrigen von der Handwerks— 
fammer getragen. Diefen fließen die Prü- 
jungsgebühren zu. 





| 


— — —— — — —— — m 


8 131c. Die Innung und ber Lchr- 


here jollen ben Lehrling anhalten, ſich nach 
Ablauf der Lehrzeit der Gefellenprüfung 
($ 129 Abfag 1) zu unterziehen. 

Das Geſuch um Bulafjung zur Prü- 
fung hat ber Lehrling an den Prüfungs- 
zuzichuß zu richten. Dem Geſuche ſind 
das Lehrzeugnis (8 127c) und, ſoſern 
der Prüfling während der Lehrzeit zum 
Beſuch einer Fortbildungs⸗ oder Fady 
ſchule verpflichtet war, die Zeugniſſe über 
den Schulbefuch beizufügen. 


— — — — — nn 


Der Prufungsausſchuß hat das Er- 
gebnis der Prüfung auf dem Lehrzeug- 
nis oder Lehrbrieſe zu beurfunden. Wird 
die Prüfung nicht beftanden, jo hat der 
Trüfungsausfhuß ben Zeitraum zu be- 
itimmen, vor deſſen Ublaufe die Prü- 
fung nicht wiederholt werben darf. 

Die Prüfungszeugnifie find koſten⸗ und 
ſtempelfrei. 





8 132. Ber Vorſitzende iſt berech⸗ 
tigt, Beſchlüſſe des Prüfungsausſchuſſes 
mit aufſchiebender Wirkung zu beanſtan— 
den. Ueber die Beanſtandung entſcheidet 
die Handiverisfammer (8 103 e Ziffer 6). 





5 132a. Die Yandı3-Zentralbehörden _ 
ind befugt, die Bejtellung der Prüfungs- 
ausſchüſſe, das Verfahren bei der Pru— 
fung, die Gegenitände der Prüfung jo- 
wie die Brüfungsgebühren abweichend von 
ben Vorſchriften der 88 131 bi3 132 zu 
regeln, dabei darf jedoch Hinfichtlich der 
bei der Prüfung zu jtellenden Anforde- 
rungen nicht unter das im $ 131 b Abſ. 1 
beitimmte Maß herabgegangen merben. 





IIla. Reiſtertitel. 


8 133. Den Meiftertitel in Berbin- 
bung mit der Bezeichnung eine® Hand⸗ 
werfed dürfen nur Handwerker führen, 
wenn fie in ihrem Gewerbe die Befugnis 
zur Anleitung von Lehrlingen erworben 
iß 129) und die Meijterprüfung be— 
jtanden haben. Bu leprerer find hie in 
der Regel nur zuzulaſſen, menn fie min 
deſtens brei Jahre ald Geſelle (Gehülfe) 
in ihrem Gewerbe thätig geweſen jind. 
Tie Abnahme der Brüfung erfolgt durd) 
Prüfungslommiflionen, welche aus cinem 
Borjipenden und vier Beiſitzern beftehen. 

Die Erridtung der Prüfungsfom- 
miffionen erfolgt nad) Anhörung der 
Handwerkskammer durch Verfügung ber 
höheren Bermwaltungsbehörde, welche aud) 
die Mitglieder ernennt; bie Ernennung 
erfolgt auf Drei Jahre. 

Die Prüfung hat den Nachweis der Be- 
fäfigung zur felbftändigen Wusführung 
und Koſtenberechnung der gewöhnlichen 
Arbeiten des Gewerbes ſowie der zu dem 
jeibjtändigen Betriebe desſelben fonjt not⸗ 
weudigen Senntniffe, insbejondere aud) 


| 





der Bud und Necdhnungsführung, zu ere 
bringen, 

Das Verfahren vor der Prüjungs- 
forımiflion, der Gang der Prüfung und 
die Höhe der Prüfungsgebühren werben 
durch eine von der Sandiverlsfammer 
mit Öenehnigung der Landes: Jentral- 
behörde zu erlajjiende Prüfungsordnung 


| geregelt. 


Die Koften ber Prüfungstommifjon 
fallen der Handwerkskammer zur Laſt, 
welcher die Prüfungsgebühren zuflichen. 

Die Prüfungszeugnilje find toten. und 
ſtempelfrei. 

Der Meiſterprüfung im Sinne der vor- 


; ftehenden Beftimmungen können von der 


Lande3-Bentralbehörde die von ihr an- 
eordnieten Prüfungen bei Unftalten und 
Sinrichtungen der im 8 129 Abſatz 4 be- 
eichneten Art gleichgeftellt werden, ſo— 
—* bei denſelben mindeſtens die gleichen 
Anforderungen geſtellt werden wie bei den 
im Abſatz 1 vorgeſehenen Früjungen. 


— — 
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IIIb. Ferhallniſſe der Zetriebsbeamtlen, Werkmeiſter, Techniker. 


8 133a. Das Dienftverhältnis ber 
von Gewerbeunternehmern gegen feite Be- 


öüge beichäftigten Perſonen, welche nidht 
ediglich vorübergehend mit der Leitung 
oder Beaufjichtigung des Betriebes oder 


einer Abteilung desjelben beauftragt (Be- 
trieböbeamte, Werfmeilter und ähnliche 
Ungeitellte) oder mit höheren technifchen 
Dienftleiftungen betraut find (Mafchinen- 
technifer, Bautechnifer, Chemiker, Zeichner 
md dergleichen), kann, wenn nicht etwas 
anderes verabredet ift, von jedem Teile 
mit Wblauf jedes Kalendervierteljahres 
nad) ſechs Wochen vorher erflärter Auf- 
fündigung aufgehoben werden. 


8 133 b. Jeder der beiden Teile kann 
vor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit und 
ohne Innehaltung einer Kündigungsfrift 
die Aufhebung des Dienftverhältnifjeg ver- 
langen, wenn ein wichtiger, nad) den Um⸗ 
jtänden des alles die Aufhebung recht⸗ 
fertigender Grund vorliegt. 


8 133 c. Gegenüber den in $ 133 a 
bezeichneten Perjonen kann die Aufhebung 
bed Dienftverhältnifjeg insbeſondere ver⸗ 
langt werden: 

1. wenn fie beim Abſchluß des Dienft- 
vertrages den Arbeitgeber durch Vor⸗ 
bringung falicher oder verfälichter 
Beugnife hintergangen ober ihn über 
das ftehen eine8 anderen, fie 

gleichzeitig verpflichtenden Dienftver- 

ned in einen Irrtum verſetzt 
aben; 
2. wenn fie im Dienſte untreu find 
oder das Bertrauen mißbrauchen; 
3. wenn fie ihren Dienſt unbefugt ver- 

Iaffen oder den nach dem Dienftver- 

trage ihnen obliegenden Verpflich- 

tungen nachzukommen beharrlich ver⸗ 
weigern; 

4. wenn fie durch anhaltende Kranl- 
heit ober durch eine längere Yrei- 








heitsitrafe oder Abweſenheit an ber 
Verrichtung ihrer Dienfte verhindert 
werden; 

5. wenn fie ſich Thätlichfeiten ober 
Ehrverletzungen gegen den Wrbeitge- 
ber oder feinen Vertreter zu Schulden 
fommen lajjen; 

6. wenn fie fih einem unfittlichen 
Lebenswandel ergeben. 

In dem alle zu 4 bleibt der Anſpruch 
auf die vertragsmäßigen Leiftungen bes 
Arbeitgebers für die Dauer von ſechs 
Wochen in Kraft, wenn bie Verrichtung 
der Dienjte durch unverjchuldetes Un- 
glüd verhindert worden ift. Jedoch min- 
dern fi) die Anſprüche in diefem Falle 
um denjenigen Betrag, welcher dem Be⸗ 
rechtigten aus einer auf Grund gelch- 
(cher Verpflichtung beftehenden Kranken⸗ 
verjicherung ober Uinfallverficherung zu⸗ 
ommt. ' 


8 133d. Die im 8 133a bezeich- 
neten Perjonen können die Auflöfung des 
Dienſtverhältniſſes insbeſondere ver—⸗ 
langen: 

1. wenn der Arbeitgeber oder feine Ver⸗ 
treter ſich Thätlichfeiten oder Ehr⸗ 
verlegungen gegen jie zu Schulden 
fommen lajfen; 

2. wenn der Arbeitgeber die vertrags- 
mäßigen we en nicht gewährt; 

3. wenn bei orifegung des Dienit- 
verhältnifjes ihr Leben oder ihre Ge- 
fundheit einer erweislichen Gefahr 
ausgejegt fein würde, welche bei Ein- 
gehung des Pienftverhältnifjes nicht 
zu eriennen war, 


8 183e. Auf die im 8 133a be- 
zeichneten Berfonen finden die Beſtim⸗ 
mungen ber 88 124b und 125 Anwen⸗ 
dung, dagegen nicht die Beltimmungen 
des 8 119a. 











IV. Berdäftniffe der Aabrikarbeiter. 


134. Auf Fabrifarbeiter finden die | mel 


Beitimmungen ber 88 121 bis 125 oder, 
wenn bie Fabrikarbeiter als Lehrlinge 


anzufehen find, die Beſtimmungen ber 


88 126 bis 128 Anwendung. 


| den 


n in der Negel mindeſtens zwan⸗ 
ig Ürbeiter beichäftigt werden, ift unter- 
f t, für den Yall der rechtswidrigen Auf⸗ 
1ö ung des Arbeitsverhältniſſes burd) 

rbeiter die Verwirkung bes rüd- 


Den Unternehmern von Fabriken, in | ftändigen Lohnes über ben Betrag ber 
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ourchſchnittlichen Wochenlohnes hinaus 
auszubedingen. Auf die Arbeitgeber und 
Arbeiter in ſolchen Fabriken finden bie 
Keftimmungent bes 8 124 b feine Anmwen- 
ung. 





,‚ 8,134 a. für jede Fabrik, in welcher 
in ber Siegel mindeſtens zwanzig Ar 
beiter beichäftigt werben, iſt innerhalb 
vier Wochen nach Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes oder nad der Eröffnung Des 
Betriebes eine Arbeit3orbnung zu er- 
lafjen. Für bie einzelnen Abteilungen bes 
Betriebes ober für die einzelnen Gruppen 
der Ürbeiter fönnen bejondere Arbeits- 
ordnungen erlafien werden. Ber Erlaß 
erfolgt durch Aushang. ($ 134 e Abjap 2.) 

Die Arbeitsordnung muß ben Zeit⸗ 
punkt, mit welchem Fe in Wirkſamkeit 
treten foll, angeben und von demjenigen, 
welcher fie edläßt, ımter Angabe des 
Datum unterzeichnet fein. 

Abänderungen ihres Inhalts Tönnen 
nur durch) den Erlaß von Nachträgen oder 
in der Weije erfolgen, daß an Stelle 
der beftehenden eine neue Arbeitsordnung 
erlaſſen wird. 

Die Arbeitdordnungen und Nachträge 
zu denfelben treten früheſtens zwei Wochen 
nad ihrem Erlaſſe in Geltung. 


. 134b. Die Urbeitordnung muß 
Be Immumgen enthalten: 

1. über Anfang und Ende der regel- 
mäßigen täglichen Arbeitszeit, ſowie 
der für bie ermachienen Arbeiter vor- 
ge Baufen; 

2. über Zeit und Urt ber Abrechnung 
unb Lohnzahlung; 

3. fofern es nicht bei ben gefehlichen 
Beitimmungen bemwenden it. über 
bie Friſt der zuläffigen Aufkündigung 
ſowie über die Gründe, aus welchen 
bie Entlajjung und ber Austritt aus 
der Arbeit ohne Wuffündigung er- 
folgen darf; 

4. Sofern Strafen vorgejehen wer⸗ 
ben, über bie Urt und Höhe berjelben, 
über die Urt ihrer Feitfegung und, 
wenn fie in Geld beftehen, über beren 
Einziehung unb über den Zweck, für 
wel jie verwendet werden follen; 

. fofern bie Berwirfung von Lohn- 
beträgen nach Maßgabe ber Beſtim⸗ 
mung des 8 184 A 5x buch Ar⸗ 
beitorbnung oder Wrbeitävertrag 
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ausbedungen wird, über bie %Ber- 
wendung der verwirkten Beträge. 

Strafbeitimmungen, melde das Ehr⸗ 
genäht oder die guten Sitten verlepen,. 
ürfen in bie Arbeitsordnung nicht auf- 
enommen werden. Geldftrafen bürfen bie 
* — ge erden Zagedar- 
eitöverdienftes nicht eigen; jedod) 
tünnen Thätlichkeiten gegen Frifarbeiter. 
erhebliche Verſtöße gegen die guten Sitten, 
ſowie gegen die zur Wufrechthaltung ber 
Ordnung bed Betriebes, zur Sicherung 
eine gefahrlofen Betriebes oder zur 
Durchführung der Beitimmungen ber Ge⸗ 
werbeordnung erlaffenen Core mit 
Gelditrafen bis zum vollen Betrage des 
durchſchnittlichen Tagesarbeitsverdienſtes 
belegt werden. Alle Strafgelder müſſen 
zum Beſten der Arbeiter der Fabrik ver⸗ 
wendet werden. Das Recht des Arbeit⸗ 
gebers, Schadenserſatz zu fordern, wird 
durch dieſe Beſtimmung nicht berührt. 

Dem Beſitzer der Fabrik bleibt über⸗ 
laſſen, neben den in Abſatz 1 unter 1 
bis 5 bezeichneten, noch weitere, die Drd- 
nung be3 Betriebes und das erhalten 
der Arbeiter im Betriebe betreffende Be⸗ 
jtimmungen in bie Arbeitsordnung auf 
zunehmen. Mit Bujtimmung eines ftän- 
digen Arbeiterausſchuſſes können in Die 
Arbeit3ordnung Vorſchriften über das 
Berhalten ber Urbeiter bei Benutßung ber 
zu ihrem Beiten getroffenen, mit der Fabril 
verbundenen Einrichtungen, jowie Vor⸗ 
ichriften über das Berhalten der minder- 
jährigen Arbeiter außerhalb bed Be— 
triebed aufgenommen werben. 


8 134c. Der Inhalt der Arbeitsord- 
nung iſt, ſoweit er den — nicht je 
widerläuft, für bie Arbeitgeber und Ar- 
beiter rechtsverbindlich. 

Andere als die in der Arbeitsordnung 
ober in ben 88 123 und 124 vorgejehenen 
Gründe der Entlaffung und bed Austritts 
aus der Arbeit dürfen im Arbeitsver⸗ 
trage nicht vereinbart me:den. Andere als 
die in ber Arbeitsordnung vorgejehenen 
Strafen bürfen über den Arbeiter nicht 
verhängt werden. Die Strafen müfjen 
ohne Verzug feitgefegt und dem Urbeiter 
zur Kenntnis gebraht werden . 

Die verhängten Gelditrafen find in ein 
Verzeichnis einzutragen, welches ben 
Namen des Beitraften, ben Tag ber Be 
ftrafung, ſowie den Grund und die Höhe 
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der Strafe ergeben und auf Erfordern 
dem in $ 139 b bezeichneten Beamten 
jederzeit zur Einficht vorgelegt werden 
mu). 


8 134 d. Bor dem Erlaß der Arbeitd- 
ordnung ober eined Nachtrag zu Der- 
felben ift den in der Fabrik oder in beit 
betreffenden Abteilungen des Betriebes be- 
ihäftigten großjährigen Arbeitern Ge— 
legenheiten zu geben, jich über den Inhalt 
berjelben zu äußern. 

Für Fabriken, für welche ein jtändiger 
Arbeiterausſchuß bejteht, wird dieſer Vor⸗ 
Schrift durch Anhörung des Ausſchuſſes 
über den Inhalt der Arbeitsordnung ge— 
nũgt. 








8 134e. Die Arbeitsordnung, ſowie 
jeder Nachtrag zu derjelben ift unter Mit- 
teilung der jeiten® der Arbeiter ge- 
äußerten Bedenken, joweit die Meußerun- 

en ſchriftlich oder zu Protofoll erfolgt 
A, binnen drei Tagen nad) dem Erlaß 
in zwei Ausfertigungen unter Beifügung 
der Erlflärung dab und in welcher 
Weile der Vorſchrift des $ 134 d genügt 
ift, der unteren Verwaltungsbehörde ein— 
zureichen. 

Die Arbeitsordnung iſt an geeigneter, 
allen beteiligten Arbeitern zugänglicher 
Stelle auszuhängen. Der Aushang muß 
jtet3 in leösbarem Zuſtande erhalten wer— 
ben. Die Arbeitsordnung ift, jeden Ar— 
beiter bei feinem Eintritt ın die Beſchäjti— 
gung zu behändigen. 

8 1341. Urbeitsordnungen und Nad)- 
träge zu denfelben, welche nicht vorſchrifts⸗ 
mäßig erlaffen find, oder deren Inhalt 
den gefepfihen Beſtimmungen zumider- 
läuft, find auf Unordnung der ıumteren 
Verwaltungsbehörde durch gejepmäßige 
Arbeitsordnungen zu erſetzen oder den 
geſetzlichen Borfhritten eutſprechend ab⸗ 
zuändern. 

Gegen biefe Anordnung findet binnen 
zwei Wochen die Beſchwerde an die höhere 
Verwaltungsbehörde jtatt. 

8 184g. Arbeitsordnungen, welche vor 
dem Sfnfrafttreten dieſes Geſetzes erlaifen 
worden find, unterliegen den Beſtim— 
mungen der 88 134a bis 134c, 134c 
Abjag 2, 134f und find binnen vier 
Wochen der unteren Verwaltungsbehörde 





ı werden. 


in zwei Ansfertigungen einzureichen. Auf 
ipätere Abänderungen diefer Urbeit3ord- 
nungen und auf bie jeit dem 1. Januar 
1891 erjtmalig erlaffenen Arbeitsord⸗ 
nungen finden die 88 134d und 134 e 
Abfag 1 Anwendung. 





8 134h. Als ſtändige Wrbeiternus- 
jhüffe im Sinne der 88 134b Abſatz 3 
und 134 d gelten nur: 

1. biejenigen Borftände der Betriebs⸗ 
(Fabrik⸗) Krankenkaſſen oder anderer 
für die Ürbeiter der Fabrik beiten 
der Kajjeneinrichtungen, deren Mit⸗ 
lieder in ihrer Mehrheit von den 
Arbeitern aus ihrer Mitte zu wählen 
find, jofern fie als ftändige Arbeiter- 
ausſchüſſe beitellt werden; 

2. die Kinappichaftsälteften von Fnapp- 
ſchaftsvereinen, welche die nicht ben 
Beitinnmungen der Berggefehe unter- 
ftehenden Betriebe eines Unter- 


nehmer8 umfaffen, fofern ſie ala 
ftändige Arbeiterausſchüſſe beftellt 
werden; 


3. dig bereitö vor dem 1. Januar 1891 
errichteten ftändigen WÜrbeiteraus- 
ihüffe, deren Mitglieder im ihrer 

ehrzahl von den Wrbeitern aus 
ihrer Mitte gewählt werden; 

4. jolhe PBertretungen, deren Mit- 
glieder in ihrer Mehrzahl von den 
volljährigen Wrbeitern der Fabrik 
ober der betreffenden Betriebsabtei⸗ 
fung aus ihrer Mitte in unmittel- 
barer und geheimer Wahl gewählt 
werben. Die Wahl der Bertreter 
kann auch nach Wrbeiterflaffen oder 
nach bejonderen Abteilungen des Be⸗ 
triebeß erfolgen. 





8 135. Kinder unter breizehn Jahren 
dürfen in Fabriken nicht beichältigt wer⸗ 
ben. Kinder über dreizehn Jahre bürfen 
in Fabriken nur beichäjtigt werben, wenn 
fie nicht mehr um Bejuche der Bolffchule 
verpflichtet find. 

Die Beihäftigung von Kindern unter 
vierzehn Jahren darf die Dauer von ſechs 
Stunden täglih nicht überjchreiten. 

unge Leute zwiſchen vierzehn und 
ſechszehn Jahren dürfen in Fabriken nicht 
länger al8 zehn Stunden täglich beſchäftigt 
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9 136. Die Arbeitzitunden der jugend» , haupt nicht und mährend der folgenden 


lichen Urbeiter (8 135) dürfen nicht vor 
Ss Uhr morgens beginnen und nidht 
über 81/, Uhr abend dauern. Zwiſchen 
den Arbeitäftunden müſſen an jedem Ar- 
beitötage regelmäßige Pauſen gemährt 


| 


werben. Für jugendliche Arbeiter, welche 
nur jechd Stunden täglich beichäftigt wer- ı tigt werden, fo hat ber Arbeitgeber vor dem 
den, muß bie Pauſe mindeſtens eine halbe ! 
Stunde betragen. Pen übrigen jugend- | 


fihen Wrbeitern muß minbejtens mittags 
eine einftünbige, ſowie vormittags und 
nachmittags je eine halbftündige Taufe 
gewährt werden. 

Während der Pauſen darf den jugend- 
lichen Arbeitern eine Beichäftigung in dem 
Zabrifbetriebe überhaupt nicht und der 
Aufenthalt in den Arbeitäräumen nur 
dann geitattet werden, wenn in benjelben 
diejenigen Teile des Betriebes, in weldyem 
jugendliche Arbeiter beichäftigt find, für 
die Zeit der Pauſen völlig eingeitellt wer- 
ben oder wenn der Aufenthalt im Freien 
nicht thunlich und andere geeignete Aufent- 
haltsräume ohne unverhältnismäßige 
Schwierigleiten nicht beſchafft werden 
können. 

An Sonn⸗ und Feſttagen, ſowie während 
der von dem ordentlichen Seelſorger für 
den Katechumenen⸗ und Konfirmanden⸗, 
Beicht⸗ und Kommunionunterricht be⸗ 


ſtimmten Stunden dürfen jugendliche Ar-⸗ 


beiter nicht beſchäftigt werden. 





8 137. Arbeiterinnen dürfen in Fa- 


briken nicht in der Nachtzeit von 81/, Uhr 
abenda bis 5i/, Uhr morgen? und am 


Sommabend fowie an PVorabenden ber | 
Teittage nicht nad) 51/, Uhr nadjmittags | 
beichäftigt werden. 


Die Beichäftigung von Arbeiterinnen | 
über jech3zehn Jahre darf die Dauer von | 
Borabenden | 
ber Sonn- und Feſttage von zehn Stunden, | 


eif Stunden täglich, an ben 


nicht Giberichreiten. 

wiſ den Arbeitsſtunden muß den 
Arbeiterinnen eine mindeſtens einſtündige 
Mittagspauſe gewährt werden. 


Arbeiterinnen über 1.98: ehn Jahre, 
welche ein Hausweſen zu —* ben, 
ſind auf ihren Antrag eine halbe Stunde 


vor der Mittagspauſe zu entlaſſen, fo- 
fern dieſe nicht mindeften ein und eine 
hatbe Stunde beträgt. | 
Wöchnerinnen dürfen mährend vier 
Wochen nad) ihrer Nieberkunft über- 


| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
Ä 
| 
| 
| 


zwei Wochen nur bejchäftigt werden, wenn 
das Zeugnis eines approbierten Arztes 
died für zuläjlig erflärt. 


8 138. Sollen Arbeiterinnen ober 
jugentlidje Arbeiter in Habriten beid;äfe 


Beginn der Beihäftigung der Ortspoli— 
zeibehörde eine ſchriftliche Anzeige zu 
machen. 

In der Unzeige find die Fabrik, bie 
Wochentage, an welchen die Bejchäftigung 
ſtattfinden joll, Beginn und Ende ber 
Arbeitszeit und der Paufen, ſowie die 
Art der VBeihäftigung anzugeben. Cine 
Aenderung hierin darf, abgejehen von 
Berfchtebungen, welche Durch Erfepung be» 
hinderter Arbeiter für einzelne Arbeits- 
dichten no:mendig werden, nicht erfolgen, 
bevor eine entiprechende meitere An⸗ 
zeige ber Behörde gemacht if. In jeder 
Fabrik hat der Ürbeitgeber dafür zu 
forgen, daß in den Yabrifräumen in 
weldyen jugendliche Arbeiter bejchäftigt 
werden, an einer in die Augen fallenden 
Stelle ein Verzeichnis der jugendlichen 
Arbeiter unter Angabe ihrer Arbeitstage, 
fomie de3 Beginns und Endes ihrer Ar» 
beitözeit und der Pauſen ausgehängt iſt. 
Ebenſo Hat er dafür zu forgen, dab in 
den betreffenden Räumen eine Tafel aus- 
gehängd ijt, melde in der von ber Bentral- 
behörde zu bejtimmenden Faſſung und in 
deutliher Schrift einen Auszug aus den 


- Bejtimmungen über die Bechatiguns von 


den Wochentagen au 





Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern 
enthält. 
8 138a. Wegen außergewöhnlicher 


Häufung der Arbeit kann auf Antrag des 
Arbeitgebers die untere Verwaltungsbe— 
hörde auf die Dauer von zwei Wochen die 
Beſchäftigung von Arbeiterinnen über 
ſechszehn Jahre bis zehn Uhr abends an 
ker Sonnabend unter 
ber Vorausſetzung geftatten, daß Die 
tägliche Arbeitszeit dreizehn Stunten nicht 
überſchreitet. Innerhalb eines Salender- 
jahres darf die Erlaubnis einem Xrbeit- 
geber für feinen Betrieb oder für eine 
Abteilung feines Betriebes auf mehr als 
vierzig Sage nicht erteilt werden. 
Für eine zwei Wochen überjchreitende 
Dauer Tann die gleiche Erlaubnis nur 
von ber höheren Bermwaltungsbehörde und 
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auch von diefer für mehr als vierzig Tage 
im Jahre nur dann erteilt werden, wenn 
Die Arbeitszeit für den Betrieb oder bie 
betreffende Wbteilung des Betriebes fo 
geregelt wird, daß ihre tägliche Dauer 
im VDurchſchnitt der Betriebötage des 
Sahres die regelmäßige nefehlice Ur- 
beit3zeit nicht überjchreitet. 

Der Untrag ift fchriftlich zu ftelfen und 
muß den Grund, aus welchem die Erlaub- 
nis beantragt wird, bie Zahl ber in Be- 
tracht kommenden Arbeiterinnen, das 
Maß der längeren Beichäftigung, ſowie 
den Beitraum angeben, für melden bie- 
felbe ftattfinden SL Der Belcheib ber 
unteren Berwaltungsbehörde auf den An⸗ 
trag iſt binnen drei Tagen fchriftlich zu 
erteilen. Gegen bie Berjagung ber Er- 
laubnis fteht die Beſchwerde an die vorge- 
fegte Behörde zu. 

Die untere Berwaltungsbehörbe 
über die Yälle, in welchen die Erlaubnis 
erteilt worden ift, ein Verzeichnis * 
führen, in welches der Name des Ar⸗ 
beitgeberd und die für den christlichen 
Antrag vorgefchriebenen Ungaben einzu- 
tragen find. 

ie untere Verwaltungsbehörde kann 
die Beichäftigung von Arbeiterinnen über 
ſechszehn Jahre, weldye fein Hausweſen 
u beſorgen haben und eine Fortbildungs⸗ 
Kant nicht bejuchen, bei den im 8 105c 
fa 1 unter Ziffer 2 und 3 begeich- 
neten Urbeiten an Sonnabenben und Bor» 
abenden von Teittagen nachmittags nad) 
51/, Uhr, jedbo nicht über 81/, Uhr 
abends hinaus, geftatten. Die Erlaubnis 
ift fchriftlich zu erteilen und vom Wrbeit- 
geber zu verwahren. 


8 139. Wenn Saturereigniffe oder 
Unglücksfälle den regelmäßigen Betrieb 
einer Fabrik unterbrochen haben, fo kön⸗ 
nen Ausnahmen von den in 88 135 Ab⸗ 
ab 2 unb 8, 186, 137 Abſaß 1 bis 3 
vorgejehenen Beſchränkungen auf Die 
Dauer von vier Wochen durch bie höhere 
Vermaltungsbehörde, auf längere Leit 
duch den Reichskanzler usdait en wer⸗ 
ben. In dringenden Fällen foldyer Art, 
fowie zur Berhütung von Unglüdsfällen 
kann die untere Verwaltungsbehörde, je- 
doch höchſtens auf die Dauer von vierzehn 
wagen, olche Ausnahmen geftatten. 

enn bie Ratur des Betriebe ober 
Aädfichten auf die Ürbeiter in einzelnen 





hat : 
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Fabriken es ermünfcht erfcheinen laſſen, 
daß die Arbeitszeit der Arbeiterinnen oder 
jugendlichen Arbeiter in einer anderen als 
der durch 88 136 und 137 Abſatz 1 und 3 
vorgeſehenen Weiſe geregelt wird, ſo kann 
auf beſonderen Antrag eine anderweite 
Regelung hinſichtlich der Pauſen durch 
die höhere Verwaltungsbehörde, im 
übrigen durch den Reichskanzler geſtattet 
werden. Jedoch dürfen in ſolchen Fällen 
die jugendlichen Arbeiter nicht länger als 
ſechs Stunden beſchäftigt werden, wenn 
zwiſchen den Arbeitsſtunden nicht Pauſen 
von zuſammen mindeſtens einſtündiger 
Dauer gewährt werden. 

Die auf Grund vorftehender Beftim- 
mungen zu erellenben Verfügungen müffen 
ſchriftlich erlaſſen merben. 


8 189a. Der Bundesrat iſt ermäd)- 

tigt: 

1. die Verwendung von Ürbeiterinnen, 
jowie von jugendlichen Arbeitern für 
gersüle Fabrikationszweige, welche mit 

ejonderen Gefahren für Geſundheit 
oder Sittlichkeit verbunden find, gänz- 
li zu unterfagen oder von befon- 
deren Bedingungen abhängig zu 


machen ; 

2. für Fabriben, welche mit ununter- 
brochenem euer betrieben werben, 
oder welche ſonſt durch die Art des 
Betriebes auf eine regelmäßige Tag- 
und Nachtarbeit angemiejen find, 
fowie für jolche Fabriken, deren Be 
trieb eine Einteilung in regelmäßige 
Ürbeitsihichten von gleicher Dauer 
nicht geſtattet oder feiner Natur nad) 
auf beitimmte Jahreszeiten beichränft 
it, Ausnahmen von den in 1835 
Abſatz 2 und 3, 136, 187 Abſatz 1 
bi8 3 vorgefehenen Beltimmungen 
nachzulaſſen; 

3. für gewiſſe Fabrikationszweige, ſo⸗ 

weit die Natur des Betriebes oder 

die Rückſicht auf die Arbeiter es er⸗ 
wünſcht erſcheinen laſſen, bie Abkür⸗ 
zung ober ben Wegfall ber für jugertd- 
liche Arbeiter vorgeſchriebenen Pauſen 

u geitatten; 

* Fabrikationszweige, in denen 

regelmäßig zu gewiſſen Zeiten des 

Jahres ein vermehrtes Arbeitsbe⸗ 

dürfnis eintritt, Ausnahmen von den 

Beſtimmungen des 8 137 Abſatz 1 

und 2 mit der Maßgabe —588 
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daß die tägliche Arbeitszeit dreizehn | 


Stunden, an GSonnabenden zehn 
Stunden nicht Überjchreitet. 

In den Fällen zu 2 barf die Dauer ber 
wöchentlichen Arbeitszeit für Kinder ſechs⸗ 
unddreißig Stunden, für junge Leute 
jechzig, für Urbeiterinnen fünfunbfechzig, 
in Biegeleien für junge Leute und Ar— 
beiterinnen ſiebzig Stunden nicht über- 
ſchreiten. Die Nachtarbeit darf in view 
undzwanzig Stunden die Dauer von zehn 
Stunden nicht überfchreiten und muf in 
jeder Schicht durch eine oder mehrere 
Raujen in der Geſamtdauer von min- 
deitens einer Stunde unterbrochen fein. 
Die Tagſchichten und Nachtſchichten müffen 
wöchentlich wechſeln. 

Sn den Fällen zu 3 dürfen bie jugend⸗ 
lichen Arbeiter nicht Tänger als ſechs Stun» 


den bejchäftigt merben, wenn ziviichen den 
Urbeitsftunden nicht eine oder mehrere 
Faujen von zufammen mindeſtens einjtün- 
diger Dauer gewährt werben. 

In den Fällen zu 4 barf die Erlaubnis 
zur Ueberarbeit für mehr als vierzig Tage 
im Jahre nur dann erteilt werben, wenn 
die Arbeitszeit fo geregelt wird, daß ihre 
täglihe Dauer im Burdjfchnitt der Be⸗ 
triebßtage des Jahres die vegelmöbige ge- 
jegliche Arbeitszeit nicht überſchreitet. 

Die durg Beſchluß des Bundesrats ge- 
troffenen Veſtimmungen find zeitlich zu 
begrenzen und können auch für beſtimmte 
Bezirke erlaſſen werden. Sie ſind durch 
das Reichs-Geſetzblatt zu veröffentlichen 
und dem Reichstage bei ſeinem nächſten 
Zuſammentritt zur Kenntnisnahme vorzu⸗ 
egen. 


V. Auſſicht. 


8 139 b. Die Aufſicht Über die Aus⸗ 
führung ber Beftimmungen ber 95 1052, 
105b Abſatz 1, 105c biß 105b, 120a 
bis 120 e, 134 bis 139 a iſt ausichlichlich 
oder neben den ordentlichen Bofigeibe- 
hörden beionderen von den Landesre- 
gierungen zu ermennenden Beamten zu 
übertragen. BDenfelben ftehen bei Aus 
übung diejer Aufficht alle amtlichen Be⸗ 
fu Fe der Ortspolizeibehörden, ins⸗ 


und Betriebsverhältniſſe der ihrer Ne- 
pifion unterliegenden Anlagen zu ver- 
pflichten. u 

Die Ordnung der Zuitändigfeitsverhält- 
niffe zwiſchen biefen Beamten und ben 
ordentlichen Polizeibehörden bleibt der ver- 


faſſungsmäßigen Negelung in den ein⸗ 
zelnen Bundesftaaten vorbehalten. 

Die erwähnten Beamten haben Yahres- 
berichte über ihre amtliche Thätigleit zu 
eritatten. Diefe Jahresberichte oder Uus- 
züge aus benjelben find dem Bundesrtat 
und dem Reichstag vorzulegen. 

Die auf Grund der Beftimmungen ber 
8s 1052 bis 105h, 1202 bi8 120e, 
134 bi8 1393 auszuführenden amtlicdyen 
Reviſionen müfjen die Wrbeitgeber zu 
jeder Zeit, namentlich auch in der Nadıt, 
während des Betriebes geitatten. 

Die Arbeitgeber find ferner verpflichtet, 
ben genannten Beamien oder der Polizei- 
behörde diejenigen ſtatiſtiſchen Mittei— 
[ungen über die Verhältniſſe ihrer Ar- 
beiter zu machen, weldje vom Bundesrat 
oder von der Landes⸗Zentralbehörde unter 
Teitfegung ber dabei zu beubadhtenden 
Friſten und Formen vorgefdjrieben werden. 


Achter Titel. 
Gewerbliche Hülfstaflen. 


8 140. Die dur Ortsſtatut oder 
Anordnung der Verwaltungsbehörde be- 
gründete Verpflichtung der jelbjtändigen 
Serwerbetreibenden, einer mit einer In⸗ 
nung verbundenen oder außerhalb ber» 
jelben beftehenden Kranken⸗ Hülfs⸗ oder 
Sterbelafie für felbftändige Gewerbetrei⸗ 
bende beizutreten, wird aufgehoben. Im 


Nedhtibud TI. 


übrigen wird in den Verhältniſſen dieſer 
Kafjen durch gegenwärtiges Geſetz nid)ts 
geändert. 

Neue Kafien der felbitändigen Gemwerbe- 
treibenden für die erwähnten Bivede er- 
halten durch die Genehmigung der höheren 
Bermwaltungsbehörde die Nechte ju— 
riſtiſcher Perſonen, fomeit c3 zur Erlan— 


6 





82 NReichögemerbeorbnung. 88 141 bis 146. 


gung diefer Rechte einer bejonderen ftaate 
lichen Genehmigung bedarf. 





8 141. Wufgehoben. 





Neunter Titel. 
Statutariiche Beftimmungen. 


8 142. GStatutariihe Beitimmungen 
einer Gemeinde oder eincd weiteren Kom— 
munalverbandes können die ihnen durch 
das Gele überwieſenen gewerblichen Ge- 
genjiände mit verbindlicher Kraft ordnen. 
Dieſelben werden nadı Anhörung betei- 
figtee Gemwerbetreibender und Arbeiter ab- 
gefabt, bedürfen der Genehmigung ber 
höheren Verwaltungsbehörde und find in 
ber für Bekanntmachungen der Gemeinde 


oder des meiteren Stommunalverbandes 
vorgefchriebenen oder üblichen Form zu 
veröffentlichen. 

Die Leutralbehörde ift befugt, fta- 
tutarifche Bejtimmungen, welche mit den 
Geſetzen oder den ftatutariichen Beftim- 
mungen de3 weiteren Kommunalverbandes 
in Widerfpruch fliehen, außer Sraft zu. 
fegen 





Behnter Titel. 
Strafdeftimmungen. 


8 148. Die Berechtigung zum Ge- 
werbebetriebe kann, en von den in 
den Neidjsgejegen vorgejehenen Tällen 
ihrer Entziehung, weder durch richter⸗ 
fiche, nod) adminijtrauive Enticheidung enı- 
zogen iverden. 

Annahmen von biefem Grunbdfate, 
melde durch die Steuergejepe begründet 
find, bleiben fo lange aufrecht erhalten, 
als dieje Steuergejege in Kraft bleiben. 

Die Beftimmungen ter Lanbesgefete, 
nach welden die Befugnis zur Herause 
gabe von Drudichriitien und zum Der 
triebe derjelben innerhalb des Reichs⸗ 
gebiete8 im Verwaltungswege entzogen 
werden darf, werben hierdurch aufge- 
hoben. 





8 144. Xuviefern, abgejehen von den 
Vorſchriften über bie diehung des Ge⸗ 
werbebetriebes ($ 143), Zuwiderhand⸗ 
lungen der Gewerbetreibenden gegen ihre 
Berufspflichten außer den in dieſem Ge⸗ 
ſetz erwähnten Fällen einer el untere 
liegen, iſt nad) den barüber beitehenden 
Geſetzen zu beurteilen. 

Jedoch werben aufgehoben die für Me 
dizinalperfonen beſtehenden bejonderen 
Beſtimmungen, welche ihnen unter An⸗ 
drohung von Strafen einen Zwang zu 
aͤrztlicher Hülfe auferlegen. 





8 1444. Perſonen, welche den Be— 
ſtimmungen der 88 126, 126a und 129 


entgegen Lehrlinge halten, anleiten oder 
anleiten laſſen, fönnen von der Ortspoli⸗ 
geibchörbe durch Zwangsſtrafen zur Ent- 
aſſung der Lehrlinge angehalten werben. 

Sn gleicher Weiſe kann die Entlaffung 
derjenigen Lehrlinge, melde den auj 
Grund der 88 81a Hiffer 3, 128 Abſatz 
2 und 130 erlaffenen Vorſchriften ent 
gegen angenommen find, verfügt merben. 





8 145. Für dad Mindeſtmaß ber 
Strafen, das Verhältnis von Geldftrafe 
zur Wreiheitäitrafe, ſowie für die Ver⸗ 
jährung ber in den 88 146 unb 153 ver- 
zeichneten Vergehen find die Beftim- 
mungen des Gtrafgejepbuches für bas 
Deutſche Reich maßgebend. 

Die übrigen in dieſem Titel mit Strafe 
bedrohten —— verjaähren binnen 
drei Monaten, von dem Tage an gered)- 
net, an welchem fie begangen Find. 





8 146. Mit Gelditrafe bis zu zwei⸗ 
taujend Mark und im Unvermögengfalle 
mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten wer⸗ 
den beitrait: " 

1. Gewerbetreibende, welche bem 8115 

umwiderhanbeln ; 

2. Gewerbetreibende, welche den 88 135,. 

136, 137 ober den auf Grund ber 
88 139 und 139 a getroffenen Ver⸗ 
fügungen zumiberhandeln; 

3. Gewerbetreibende, welche den 88 111 
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Abſatz 3 und 113 Abfag 3 zuwider⸗ 
handeln; 
4. wer 8 56 Ziffer 6 zuwiderhandelt. 
Die Gelditrafen fließen der im 8 116 
bezeichneten Kaſſe zu. 
Der 8 75 des Gerichtöverfaffungsge- 
ſetzes findet Anwendung 


8 146 4. Mit Gelbitrafe 6.3 zu ſechs⸗ 
Hundert Marl, im Unvermögensfalle mit 
Haft wird beitraft, wer den 88 105 b bis 
105g oder den auf Grund derielben er- 
lajfenen Unorbnungen zumider Arbeitern 
an Sonn und Felttagen Beichäftigung 
giebt oder den 88 41a und 55a oder ben 
auf Grund des $ 105 b Abſatz 2 erlaffenen 
ſtatutariſchen Beſtimmungen zuwider—⸗ 
handelt. 


8 147. Mit Geldſtrafe bis zu drei⸗ 
Hundert Mark und im Unvermögenzfalle 
mit Daft wirb beitraft: 

1. wer den jelbftändigen Betrieb eines 
jtehenden Gewerbes, zu deſſen Be- 
ginn eine bejondere polizeiliche Ge⸗ 
nehmigumg (Konzeſſion, Approbatioır, 
Beitallung) erforderlich ift, ohne die 
vorjhriftsmäßige Öenehmigung unter- 
nimmt oder fortjegt oder von deu 
in der Genehmung feitgejegten Be⸗ 
dingungen abiveid)t ; 

2. wer eine gemerbliche Anlage, zu 
der mit Rüdjicht auf die Lage oder 
Beichaffenheit der Betrichgitätte oder 
des Lokals eine bejondere Genehmi⸗ 
gung erforderlich ift (58 16 und 24), 
ohne diefe Genchmigung errichtet, 
oder die weſentlichen Bedingungen, 
unter welchen die Genehmigung er» 
teilt worden, nicht innehält oder 
ohne neue Genehmigung eine mwejent- 
lihe Veränderung der Vetriebsſtätte 
ober eine Verlegung des Lolal3 oder 
eine wejentiiche Veränderung in bem 
Betriebe ber Anlage vornimmt; 

3. wer, ohne hierzu approbiert zu fein, 
ſich als Arzt (Wundarzt, Augenarzt, 
Geburtshelfer, Zahnarzt, Xierarzt) 
bezeicimet oder jid) einen ähnligen 
Zitel belegt, durch den ber Glauben 
erwedt wird, ber Inhaber dezjelben 
fei eine geprüfte Medizinalperſon; 

4. wer den auf Grund des 8 120d 
endgültig erlafienen Verfügungen 
ober ben auf Grund des 8 120e er- 
laſſenen Vorſchriften zumiderhanbelt ; 








5. wer eine Fabrik betreibt, für welche 
eine Arbeiisordnung (8 134 a) nicht 
beiteht, oder wer der endgültigen An- 
ordnung ber Behörde wegen Erjegung 
ober Ubänderung ber Arbeitsordnung 
(8 134 f) nicht nad;tommt. 

Enthält die Handlung zugleich eine Bu- 
widerhandlung gegen bie Steuergeſetze, jo 
joll nicht außerdem noch auf eine Steuer- 
ftrafe erfannt werben, e3 ift aber barauf bei 
Zumeſſung der Strafe Rüdjidht zu nehmen. 

In dem Falle 2 kann die Polizeibe- 
hörde die Wegidyaffung ber Unlage oder 
die Heritellung des den Bedingungen ent⸗ 
ſprechenden Zuſtandes berjeiben anordnen. 

In dem alle zu 4 Tann die Polizei- 
behörde bi zur Heritellung de3 ber Ber- 
fügung oder der Vorſchrift entjprechenden 
Zuftandes die Einftellung des Betriebes, 
joweit derjelbe durch die Verfügung oder 
die Vorſchrift getroffen wird, anorbnen, 
falls deſſen Fortſetzung erhebliche Nadj- 
teile oder Gefahren —2 ren ge⸗ 
eignet ſein würde. 


8 148. Mit Geldftrafe bis zu ein- 
hundertfünfzig Dart und im Unpermö- 
gensjalfe mit Daft bi3 zu vier Wochen 
wird beftraft: 

1. wer, außer den in 8 147 vorge 
ſeehenen Fällen, ein ftehendes Gewerbe 

beginnt, ohne dasſelbe vorjchrifts- 
mäßig anzuzeigen; 
wer bie im 8 14 erforderte Un- oder 
Übmeldung einer übernommenen 
Seuerberficherungd-Vgentur unter- 
äßt: 


3. wer die im 8 14 erforderten An⸗ 
irigen über das Betriebälofal unter» 
t; 
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4. wer der nad) ö 85 gegen ihn er- 

gangenen Unterjagung eines Gewerbe⸗ 

etriebeö zumiderhandelt oder bie in 

5 35 vorgeichriebene Anzeige unter- 
t; 


b. wer dem 8 33b oder außer den im 
8 149 Ziffer 1 vorgefehenen Fällen 
ben 88 42a bis 44 a zuwiderhandell 
oder jeine Tegitimationdlarte ($ 44 a) 
oder feiner Wandergewerbeidjein 
(8 55) einem anderen zur Benugung 
überläßt; 

6. wer zum Bmwed der Erlangung einer 
Legitimationdlarte, eines Wanderge- 
werbeſcheines oder der im $ 62 vor 
gefehenen Erlaubnis in Bezug auf 


6* 


R4 


7a. 


7b. 


70. 


74. 


Te. 


a. wer den 88 


.iwer wiſſent 


ling beichäftigt. 
.wer ber 


Reichsgewerbeordnung. 8 149. 


jeine Perſon oder die Perſon, die er 
mit ſich zu führen beabfichtigt, wiſſent⸗ 
lich unrichtige Angaben macht; 


. mer ein Gewerbe im den 


ohne den gejeglich erforderlichen 
Wandergewerbeſchein, ingleidhen wer 
eines der im 8 59 Ziffer 1 bis 3 
bezeichneten Gewerbe der nach 8 59 a 
ergangenen Unterfagung zumider ber 


treibt; 
wer dem 8 56 Abſatz 1, Wſatz 2 
Biffer 1 618 5, 7 bis 11, Abſaßg 8, 
8 66a oder 56b zumiderhandelt; 
wer ben Borfchriften der 88 56c, 
60a, 60 b Abſatz 2 und. 3 oder 60c 
Abſatz 2 und 3 zumiberhandelt; 
wer einer ihm ın Gemäßheit des 
8 60 Abſatz 1, 8 60 b Abſatz 1 oder 
des 8 60 A Abſatz 3 in bem Wander- 
gewerbeſchein auferlegten Beichrän- 
fung zuwiderhandelt; 
wer bei dem Gewerbebetriebe im 
Umperziehen Finder unter 14 Jahren 
u gemwerblidien Zwecken mit ſich 
fit, oder zu dem nad) 42 b 
biag 5 verbotenen Gewerbebetriebe 
Kinder unter vierzehn Jahren an- 
leitet oder ausſchickt; 
ein Ausländer, welcher bei dem Ge⸗ 
werbebetriebe im llmherziehen den in 
Gemäßheit des 8 56A vom Bundes 
rat getroffenen Beſtimmungen zu- 
widerhandelt; 


. wer bei dem Betriebe feines Ge- 


werbes bie von der Obrigfeit vorge 
ichriebenen oder genehmigten Zaren 
überjchreitet; 


. wer bie gejeplichen Pflichten gegen 


die ihm anvertrauten Lehrlinge ver- 


lebt; 
Ya 126 und 126 2 zuwider 
Lehrlinge hält, anleitet oder anleiten 


wer dem & 129 oder ben auf Grund 


ber As 128 und 130 erlaffenen Bor- 
fchriften zuwider Lehrlinge hält, an- 
leitet ober anleiten läßt; 

wer unbefugt ben Meiftertitel führt; 
li) der Beltimmung im 
127 e Abſatz 2 zumider einen Lehr⸗ 


jtimmung des 8 134 c 
Abſatz 2 zumider gegen Arbeiter 
Shake verhängt, welche in der Ar⸗ 
beit3ordnung nicht vorgejehen find 
oder den gejeglich zuläfligen Betrag 


überfteigen, ober wer Strafgelber oder 
die in $ 134 b Nr. 5 bezeichneten Be- 
träge in einer in der Arbeitsord⸗ 
nung nicht vorgejehenen Weiſe ver- 
wendet; 


12. wer es unterläßt, ber durch 88 134 e 


Ubjag 1 und 134g für ihn begrün« 
beten Berpflichtung nachzukommen; 


13. wer den im $ 1152 oder ben auf 


Grund des 8 119a erlafjenen fta- 
tutariihen Beltinnmungen zumider- 
handelt. 


Sn allen dieſen Fällen bleibt die Strafe 
ausgeichlojien, wenn bie ftrafbare Hanb- 


lung 


die 


graleih eine Zuwiderhandlung gegen 


teuergeſetze enthält. 





5 149, Mit Gelditrafe 6:3 zu dreißig 
Mark und im Unvermögenäfalle mit Haft 


bis 


1. 


=) 


In allen diefen Fällen 


zu adt Tagen wird beitraft: 

wer den im 8 42 b vorgefehenen 
Erlaubnisjchein oder den im $ 43 
porgejehenen Zegitimationzichein mäh- 
rend der Ausübung des Gemerbebe- 
triebes nicht bei ſich führt, ober ben 
Beitimmungen de3 $ 44a Abſatz 2 
zuwiderhandelt; 


. wer bei dem Gewerbebetriebe im Um⸗ 


berziehen bem Tegten Abſatz des 8 56 
oder dem 8 60c Abſatz 1 zumider« 
handelt; 


. wer ein Gewerbe im Umherziehen, 


für welches ihm ein auf einen be- 
ſtimmten Bezirk lautender Wanderge- 
werbeſchein erteilt ift, unbefugt in 
einem anderen Bezirke betreibt; 


. wer ein Gewerbe im Umherziehen 


mit anderen Warengattungen oder 
unter Darbietung anderer Leiftungen 
betreibt, als jein Wandergewerbe⸗ 
ſchein angiebt; 


. wer bei dem Gewerbebetriebe im Um⸗ 


herziehen unbejugt Perſonen mit fich 
führt, oder einen Gewerbetreibenden, 
zu welchem er nidjt in dem Berhäit- 
niſſe eine Ehegatten, Kindes oder 
Entels ſteht, ımbefugt begleitet; 


. wer ben polizeilichen Anordnungen 


wegen des 


arftverlehrd zumider- 
handelt; 


. werd e3 unterläßt, den durch 88 105 c 


Abfay 2, 134 e Abſatz 2, 138, 138 a 

Abſaß 5, 139 b für ihn begründeten 

Verpflichtungen nadıgufommen, 
leibt die Strafe 


ausgeſchloſſen, wenn die ftrafbare Hand- 
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lung zugleich eine Zuwiderhandlung gegen 


die Öteuergejege enthält. 

8 150. Mit Gelditrafe bis zu zwanzi 
Mark und im Unvermögenzfalle mit Haft 
bi3 zu drei Tagen für jeden Fall der 
Berlegung des Geſetzes wird beftraft: 

1. wer ben Beſtimmungen der 88 106 
bis 112 zumider einen Wrbeiter in 
Beichäftigung nimmt oder behält; 

2. wer außer bem in 8 146 Ziffer 3 vor- 
gejehenen alle den Bejtimmungen 
dieſes Gejeges in Anſehung der Ar⸗ 
beit3bücher zumiderhanoelt ; 

3. wer vorfäglid; ein auf feinen Namen 
ausgeſtelltes Arbeitsbuch unbrauch⸗ 
bar macht oder vernichtet; 

4. wer den Beſtimmungen des 8 120 
Abſatz 1 oder einer auf Grund des 
8 120 Abſatz 3 erlaſſenen ftatu- 
tariſchen Beſtimmung äutviberhanbeit 

4a. der Lehrherr, welcher ben Yehrver- 
trag nit ordnungsmähig abſchließt 
(88 103e Abſatz 1 Ziffer 1 und 
126 b); | 


5. wer e3 unterläßt, den durch 8 134 c 
Abſatz 3 für ihn begründeten Ber 
pflichtungen nachzukommen. 

Landeögefegliche Vorſchriften gegen die 

Berlegimg der Schulpflicht, nad welchen 
eine höhere Strafe eintritt, werben durch 
en Beitimmung unter Ziffer 4 nicht be 
rührt. 








8 151. Sind bei der Wusübung des 
Gewerbes polizeilide Vorſchriften von 
Berjonen übertreten worden, welche ber 
Gewerbetreibende zur Leitung des Be⸗ 
triebes oder eines Teiles desſelben oder 
zur Beauflidhtigung beftellt Hatte, fo 
trifft Die Strafe dieje Tegteren. Der Ge 
merbetreibenbe ift neben benjelben ftraf- 
bar, wenn Die ertretung mit feinem 
Vorwiſſen begangen ift oder wenn er bei 
der nach den Berhältniifen möglichen 


eigenen Beauflichtigung des Betriebes, oder 
bei der Auswahl ober ber Beaufjichti- 
gung ber Betriebsleiter oder Auflichts- 
perionen es an ber erforderlichen Sorg 
falt hat fehlen laſſen. 

Sit an eine folche Webertretung ber 
Verluft der Konzefjion, Approbation ode: 
Beitallung gefnüpft, fo findet berjelbe 
auh als Folge der von dem Gteilver- 
treter begangenen liebertretung ſtatt, 
wenn biefe mit Vorwiſſen de3 verfügungs- 
jübigen Vertretenen begangen worden. Iſt 
ies nicht der Fall, jo ift der Bertretene 
bei Berluft der Konzellion, Approbation 
u. f. mw. verpflichtet, den Stellvertreter 
zu entlafjen. 


8 152. Alle Verbote und Gtrafbe- 
ſtimmungen gegen Gewerbetreibende, ge- 
werbliche Gehüljen, Gejellen oder Fabril⸗ 
arbeiter wegen Berabredungen und Ber» 
einigungen zum Behufe ber Crlangung 
günjtigerer Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen, 
insbefondere mittelſt Einjtellung der Ar- 
beit oder Entlafjung der Arbeiter, werden 
aufgehoben. 

FJedem Teilnehmer fteht der NRüdtritt 
von jolchen Vereinigungen und Verabre⸗ 
dungen frei, und es findet aus legteren 
weder Sage noch Einvede ftatt. 


8 158. Wer andere dur; Anwendung 
törperlichen Zwanges, durch Drohungen, 
durch Ehrverlegung oder durch Berrufs- 
erflärung bejtimmt oder d beitimmen 
verfuht, an  folchen erabredungen 
($ FR teil zu nehmen, oder ihnen Yolge 
u leilten, oder andere durch gleiche 

ittel hindert oder zu hindern verſucht, 
von ſolchen Berabredungen aurüdhtreten, 
wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten 
beitraft, jofem nad) bem allgemeinen 
Strafgejeg nicht eine härtere Strafe ein- 
tritt. 











Schlußbeſtimmungen. 


8 154. Die Beſtimmungen der 88 105 
bi3 133 e finden auf Gehülfen und Lehr- 
linge in Apothelen, die Bejtimmungen der 
88 105, 106 bi3 119b, 1202 bis 133e 
auf Gehülfen und Lehrlinge in Handelsge⸗ 
Ihäften keine Anmendung. 

Die Beftimmungen der 88 134 bis 
139b finden auf Xrbeitgeber und Ar⸗ 


beiter in Hüttenwerlen, in Bimmerplägen 
und anderen Bauhöfen, in Werften, jv- 
wie in folchen Biegeleien, über Tage be 
triebenen Brüchen und Gruben, welche 
nicht blos vorübergehend oder in ge 
eringeng Umfange betricben werden, ent- 
Forechenbe Anwendung. Darüber, ob die 
Anlage vorübergehend oder in geringen 
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Umfang betrieben wird, enticheibet bie 
höhere Verwaltungsbehörde en gilt . 
Die Beſtimmungen der 88 185 bi? 139b 
finden auf Arbeitgeber und Wrbeiter in 
Verkitätten, in welchen burd) elementare 
Kraft (Dampf, Wind, Waffer, Gas, Luft, 
siettrigieät u. ſ. m.) bewegte Triebiverfe 
nicht blos vorübergehend zur Verwendung 
fommen, mit ber Maßgabe entiprechende 
Anwendung, daß der Bundesrat für ge 
wife Arten von Betrieben Ausnahmen 
von den in 88 135 Ubjap 2 und 3, 136, 
137 Abjag 1 bis 3 und 138 vorgefehenen 
Beltimmungen nadjlaffen fann. 

Auf andere Werkſtätten, ſowie auf 
Bauten können burch Kaiferlice Berorb- 
mung mit Buftimmung des Bundesrats 
die Vejtimmungen der 88 135 bi3 139 b 
ganz oder teilweife ausgedehnt werden. 

erfitätten, in welchen der Vrbeitgeber 
ausschließlich zu feiner Familie gehörige 
Perſonen beichäftigt, fallen unter Diele 
Beſtimmungen mich. 

Die Katjerlichen Verordnungen, ſowie 
die Uusnahntebejtimmungen des Bunde 
rats können aud) für beitinnmte Bezirke 
erlajfen werben. Sie find durch das 
Reichs⸗Geſetzblatt zu veröfientlichen und 
dem Reichslage bei feinem nächſten Zu- 
jammentrist zur Kenntnisnahme vorzu- 

gen. 


8 154a. Die Vejlimmungen ber 
88 115 bis 119a, 135 bis 139 b, 152 
und 153 finden auf die Beliger und Ur- 





beiter von Bergwerken, Salinen, Auf- 
bereitungsanftalten und unterirbiich be- 
triebenen Brüdyen oder Gruben ent- 
ſprechende Unmendung. 

Ürbeiterinnen dürfen in Anlagen ber 
porbezeicjneten Urt nicht unter Tage be- 
ihäftigt werben. Binviderhandlungen 
em der Gtrafbeitimmung Des 





8 155. Wo in biejen Gejege auf bie 
Landesgejege verwiefen ifi, find unter den 
legteren aud) die verjaſſungs⸗ oder ge- 
ſetzmäßig erlaffenen Verordnungen ver- 
jtanden. 

Welche Behörden in jedem Bundesſtaate 
unter der Bezeichnung: höhere Vermwal- 
tungsbehörde, untere Verwaltungsbehörde, 
Gemeindebehörde, Ortsbehörde, Unterbe⸗ 
hörde, Polizeibehörde, Ortspolizeibehörde, 
und welche Verbände unter der Bezeich⸗ 
nung weitere Kommunalverbände zu ver⸗ 
ſtehen ſind, wird von der Zentralbehörde 
des Bundesſtaates bekannt gemacht. 

Tür die unter Reichs⸗ und Staatsver⸗ 
waltung ftchenden Betriebe können die den 
PBolizeibehörden, unteren und höheren Ber- 
waltungsbehörben durd) die 88 105 b Abſ. 2, 
105c Abſatz 2, 105e, 105f, 115a, 
120d, 134e, 134 f, 134g, 138 Abſ. 1, 
138a, 139, 139 b übertragenen Befug- 
niffe und Obliegenheiten auf die der Ber- 
waltung diefer Betriebe vorgejegten Dienft- 
behörden übertragen werben. 


Die [origlpolitifchen Reichsgeſehe. 


— — — — 


Krankenverfiherungs-, Invaliditäts- umd Altersuerfidherungs- 
nnd Unfallverfiherungsgefeb, 





Seit Jahrzehnten bereit? kranken wir in Deutichland mie in vielen 
anderen Staaten an unjeren fozialen Zuftänden, eine gefährliche Gährung 
hat ſich der minder gut fituierten Geſellſchaftsklaſſen bemächtigt und 
diefe Unzufriedenheit wird gefchürt durch eine rührige, vorzüglich orga- 
nifierte Bartei, deren geſchickte und talentvolfe Agitatoren es meilterhajt 
veritehen, dieſe Maſſen in ihrem Sinne zu bearbeiten, fie mit Neid und 
Haß gegen bie beſſer fituierte Minderheit zu erfüllen, fie als Die fyite- 
matiſch unterdrüdten Parias ciner falſchen Gejellichaftsordnung Dar- 
zuftellen und fie dem Lager der Unzufriedenen zuzuführen, Durch welche 
allein und ausfchließlich der Zukunftsſtaat herbeigeführt werden könne 
und werde, Die veriprechen, auch dem Xrbeiter ein menfchenmwürdiges 
Dafein zu fihern, ihn den rechtmäßigen Anteil an den Früchten feiner 
Arbeit genießen zu laffen und alle Privilegien und Ungerechtigleiten des 
modernen Staates zu befeitigen. 

Gegenüber dieſem aufreizenden, gefährlichen Wühlen und Treiben 
in den Waffen des deutjchen Volkes, welchem viele thatlächlich vorban- 
dene foziafe Mißſtände Vorſchub leifteten, ein geeignetes, nie berfagen- 
des Agitationsmittel in die Hand gaben, welchem endlich die vielfach 
herrichende materielle Not und das machjende Proletariat begünftigend 
entgegenkamen, Diefem Treiben gegenüber wurden feiten® der gejeh- 
gebenden Faktoren auf die Initiative der Regierung bin zwei Mittel ins 
Feld geführt, von denen das eine, das befannte Sozialiften-Ausnahme- 
gejeß, durch die erzeugte Berbitterung nur zum Wachötum der Un- 
zufriedenheit und zur Vertiefung der Bervegung, ſowie zur Feltigung der 
Organifation beigetragen bat, während das andere darin Dejtand, durch 
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eine geeignete Geſetzgebung die materielle Lage des Arbeiters zu ver- 
befiern, feine Bulunft und fein Alter möglichft ficherzuftellen, ſowohl 
in politifcher wie fozialer Beziehung vorhandene Ungerechtigteiten auß- 
zugleichen und die Korderungen der Sozialdemokratie einer ruhigen und 
fachlichen Brüfung zu unterziehen und das Berechtigte in benjelben zur 
gejetlichen Geltung zu bringen. 

Diefer Weg ift der einzig richtige, denn indem man ich des be- 
rechtigten Kernes ber Bewegung bemächtigt und berfelben innerhalb 
unjerer modernen beitehenden Gejellichaftsordnung durch eine vernünftige 
Geſetzgebung gerecht zu werden jucht, ſchützt man dieſe beftehende Ord⸗ 
nung und nimmt der Bewegung das Gefährliche und Aufreizende. 

Dieſen Weg beichritt Kaifer Wilhelm I. aus eigenfter Initiative, 
indem er zunächſt da8 materielle Wohl des arbeitenden Volles durch 
eine geeignete Geſetzgebung zu verbefjern fuchte, und fein Enkel Kaiſer 
Wilhelm II. vervollftändigte diefes Programm der Arbeiterjchug-Gejep- 
gebung, indem er durch feine berühmten Wrbeiter-Erlaffe dasſelbe be- 
deutend erweiterte und in Hochherziger Weife perjünlich für die Nechte 
und. berechtigten Wünfche der beutichen Arbeiter eintrat. 

Soviel zur allgemeinen Charafterifierung der Motive, aus welchen 
dDiefe ganze Reihe von fozial-politifchen Geſetzen hervorgegangen ift und 
noch hervorgeht; im fpeziellen haben wir eg hier dem Zwecke unſeres 
Werkes gemäß nur mit denjenigen Gefebesvorlagen zu thun, welche fich 
im Wege der Zwangsverſicherung bemühen, den Arbeiterſtand vor den 
Wechielfällen des Lebens möglichit ficherzuftellen und ihn vor Not und 
Elend zu bervahren. 


Es find dieſes: 
1. Das Geſetz, betr. die Krankenverſicherung der Arbeiter vom 
15. Juni 1882. 
2. Das Unfallverſicherungsgeſetz vom 6. Juli 1884. 
3. Das die beiden obigen Materien für die in land- und 
forftwirtichaftlichen Betrieben arbeitenden Berjonenregelnde 
Gefe vom 5. Mai 18886. 
4. Das Anvaliditäts- und Altersverjicherungsgeje vom 
22. $uni 1889. 
Beichäftigen wir ung zunächſt mit der durch das Gefeh vom 15. Juni 
1882 geregelten Kranfenverjicherung der Arbeiter. 
Nach diefem Geſetz find zum Beitritt verpflichtet alle Berjonen über 
16 Sabre, welche gegen Gehalt oder Lohn in Arbeit ftehen, jofern nicht 
die Beichäjtigung ihrer Natur nach eine vorübergehende oder laut Ar- 
beitövertrag auf weniger als eine Woche befchräntt ift. . 
Beamte, welche in Betriebsverwaltungen des Reiches, eines Bundes- 
ſtaates oder eines Rommunalverbandes mit feftem Gehalt angeftellt find, 
ind von dem Berficherungszwange befreit; auch können auf ihren Un: 
trag alle diejenigen Perſonen von der Verficherungspflicht befreit werden, 
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welche im Krankheitsfall mindeftens für dreizehn Wochen auf Verpflegung 
in der Familie ihres Arbeitgebers oder Yortzahlung des Gehaltes oder 
Lohnes Unipruch Haben. 
Für alle verficherungäpflichtigen Perſonen, welche nicht einer 

Ortstrankenkaſſe, 

Betriebs⸗(Fabrik⸗)Krankenkaſſe, 

Bau⸗Krankenkaſſe, 

Innungs-Krankenkaſſe, 

Knappſchafts⸗Krankenkaſſe oder 
einer eingeſchriebenen oder auf Grund landesrechtlicher Bor- 
Ichriften errichteten Hülfskaſſe angehören, tritt die Gemeinde-Rranten- 
verficherung ein. 

Die Gemeindekrankenkaſſe ift aljo diejenige, welche alle aufnimmt, 
die nicht einer der oben bezeichneten Kaffen angehören. Die Orts- 
krankenkaſſe faßt in der Regel Angehörige beftimmter Gewerbe an 
einem Orte zujammen, 3. B. Ortskrankenkaſſe ber Lithographen und 
Steindruder, Ortskrankenkaſſe der Tiſchler zc.; bie Zabril- und Bau- 
kaſſen find für Die Angehörigen einzelner großer induſtrieller Unterneh- 
mungen, bie Knappſchaftskaſſen umfafien die Bergmerfsarbeiter (auf 
Bergfnappen genannt) und find in ihrem Beftande durch das Kranken⸗ 
verficherungsgefeg ausdrüdlich erhalten worden, die Innungskaſſen find 
die von den einzelnen, mit Korporationgrechten ausgeftatteten nungen 
für beftinmte Gewerbe gebildeten Kaffen. 

Die von der Gemeinde zu erhebenden Berficherungsbeiträge be- 
tragen 1?/, bis 2 Prozent bes ortsüblichen Tagelohns und find für männ- 
liche und weibliche, für jugendliche unb erwachſene Arbeiter bejonders 
feftzufegen.. Für Lehrlinge gilt der für jugendliche WUrbeiter feſtgeſetzte 
Beitrag. 

Bon diefen Beiträgen bat jeder Arbeitgeber für die von ihm be- 
Ihäftigten verficherungspflichtigen Berfonen ein Drittel aus eigenen Mit- 
ten zu bezahlen, während die Verficherten ſelbſt zwei Drittel beifteuern 
mũſſen. 

Im Erkrankungsfalle haben die Mitglieder der Kaſſe zu beanſpruchen: 

Vom Beginne der Krankheit ab freie ärztliche Behandlung, Arznei, 
ſowie Brillen, Bruchbänder und ähnliche Heilmittel; fernes im Falle der 
Erwerbsunfähigkeit vom dritten Tage nach der Erkrankung ab ein 
wöchentliches Kranfengeld, welches ungefähr die Hälfte des ortsüblichen 
Wochenlohns beträgt. 

Die Krankenunterftügung wird mindeftens für dreizehn Wochen 
gervährt, bei einigen Kaſſen jedoch auf 26 Wochen und noch länger 
gezahlt. 

Für dieſe Leiftungen Tann jedoch auch freie Kur und Verpflegung 
in einem Krankenhauſe eintreten, und zivar für Diejenigen, welche ver- 
heiratet oder Glieder einer Familie find, nur mit ihrer Zuftimmung, 
für alle fonftigen Erkrantten unbedingt, — jedoch können auch Ber- 
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heiratete oder in ihrer Familie Lebende gegen ihren Willen in ein Kranken⸗ 
haus geichafft werden, wenn die Arantheit eine Behandlung oder Ber- 
pflegung erfordert, welche der Erkrankte in der Familie nicht erhalten Tann. 

Hat der in einem Krankenhauſe Untergebrachte Angehörige, deren 
Unterhalt er bisher aus feinem Arbeitsverdienft beftritten 
bat, jo Bat derjelbe neben ber freien Kur und Verpflegung die Hälfte 
des feitgejegten Krankengeldes zu erhalten. 

Aus Ortskrankenkaſſen beziehen auch Wöchnerinnen auf bie 
Dauer von drei Wochen nach ihrer Nieberkunft bie Krankengelder, auch 
wenn die Wöchnerinnen nicht verheiratet find. 

Ferner erhalten die Mitglieder je nach ben Beftimmungen ber 
Statuten im Todesfall Sterbegelder bis zur Höhe bes vierzigfachen Be- 
trage des ortsüblichen Tagelohns, und zwar eventuell beim Tode der 
Ehefrauen zwei Drittel, beim Tode eines indes die Hälfte des feft- 
gejegten Sterbegeldes, ſelbſt wenn dieſe dem Verſicherungszwange nicht 
unterliegen. 

Die Gemeinden können beſchließen, daß das Krankengeld gar nicht 
oder nur teilweiſe gewährt wird, wenn die Erkrankung durch vorſätzliche 
oder jchuldhafte Beteiligung bei Schlägereien entftanden, ſowie wenn bie- 
jelbe eine Folge von Trunkfucht oder gefchlechtlicher Ausſchweifungen ift. 

Die Arbeitgeber find verpflichtet, ihre Arbeiter zur Krankenkaſſe 
jpäteftend am dritten Tage nach angetretener Beichäftigung anzumelben, 
und müffen im Unterlaffungsfalle 20 ME. Strafe bezahlen, eventuell auch 
im Falle der Erfranfung eines nicht angemeldeten Arbeiter die ge- 
ſamten Kurkoſten. 

Arbeitgeber, welchen den von ihnen beſchäftigten, dem Kranken⸗ 
Verſicherungszwange unterliegenden Perſonen bei der Lohnzahlung vor- 
ſätzlich mehr als zwei Drittel der für dieſelben zu zahlenden Beiträge 
in Unrechnung bringen oder die Anmendung der Beitimmungen bes 
Krankenverficherungsgefege® durch Verträge (Reglements, bejondere 
Übereinkunft) zum Nachteile des Verſicherten auzfchließen ober be- 
Ichränfen, werden mit Geldftrafe biß zu 300 ME. beftraft. 

Mitglieder der Gemeinde-Krankenkaſſen können, auch wenn fie aus 
der Beichäftigung, welche fie zum Beitritt zur Kaffe verpflichtete, aus⸗ 
treten und zu einer folchen übergehen, in welcher fie dem Verficherungs- 
zwange nicht unterworfen find, Dennoch bei der Kaffe verbleiben, wenn 
ie einerjeit3 die Verficherungsbeiträge fourtzahlen und andererſeits ent- 
meder im Gemeindebezirke ihres bisherigen Aufenthaltes verbleiben oder 
in dem Gemeindebezirfe ihren Aufenthalt nehmen, in welchem fie zulegt 
bejchäftigt wurden. 

Außer den Orts⸗, Betriebg-, Innungs⸗, Knappſchafts⸗ Bau- und 
Gemeinde⸗Krankenkaſſen, welche zur Zwangsverſicherung gehören, 
d. h. zu denjenigen Verſicherungskaſſen, zu deren einer der zur Ver— 
ficherung Verpflichtete gehören muß, giebt es auch noch eine große Anzahl 
jogenannter freier Hülfskaſſen; Diejenigen, welche. einer folchen auf 
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Grund des Geſetzes vom 7. April 1876 errichteten eingeſchriebenen Hülfs- 
kafſe, ſowie der auf Grund Iandesrechtlicher Borjchriften errichteten Hülfs- 
tafjen, für welche ein Zwang zum Beitritt nicht bejteht, angehören, find 
von dem Zwange, einer der obenangeführten Kaſſen beizutreten, befreit; 
jedoch muß eine jolche Hülfskaſſe ihren Mitgliedern mindeſtens die gleichen 
Leiftungen gewähren, wie diejenigen find, welche die Gemeinde-Rranten- 
verficherung in demſelben Bezirke zu gewähren verpflichtet it. Dies 
Geſetz Hat durch das Geſetz vom 1. Juni 1884 durchgreifende Ände⸗ 
rungen erfahren. Wir bringen es daher in der infolge dieſes Geſetzes 
ſich ergebenden Faſſung. 

Viele dieſer freien Hülfskaſſen zahlen ihren Mitgliedern */, des 
ortsüblichen Arbeitsverbienjtes als Krankengeld, Tiefern aber in dieſem 
Falle keine freie ärztliche Behandlung, ſowie feine Medizin oder fonjtige 
Heilmittel. 

Der mejentlichite Unterſchied zwiſchen diefen Kaſſen und denjenigen 
der Zwangsverſicherung beruht darin, daß die Arbeiter ihre Beiträge 
allein bezahlen und infolgedeflen die Leitung der betreffenden Kaſſen 
auch ausſchließlich in ihren Händen ift. 

Hiermit haben wir unſeren werten Leſern die wefentlichiten Be⸗ 
ſtimmungen de3 Srantenverficherungsgejeges mitgeteilt, und Diejelben 
jind danach in der Lage, fich ein anjchauliches Bild der Wirkung dieſes 
Geſetzes zu verichaffen. — Bemerken wollen wir noch, daß die Mehr- 
zahl unjerer deutichen Arbeiter die freien Hülfskaſſen bevorzugt, aud) 
behauptet, daß letztere bei geringeren Unfoften verhältnismäßig bedeutend 
mehr leifteten, als die Zwangskaſſen. 

Beachten muß man hierbei, daß dieje Kaſſen fich ausjchlieklich in 
den Händen ber Arbeiter befinden, von ihren Bertrauengmännern ge- 
leitet werden und ein mädjtiges Glied ber fozialiftifchen Organifation 
bilden. — Verkennen läßt ficy nicht, daß diejelben zum Teil jehr Be- 
deutendes geleiftet und in vieler Beziehung jegensreich gewirkt haben 
und fortgejegt wirlen. 

Sehr fegensreich Hat fi das Unfallverjicherungsgefeg für 
Urbeiter ermiejen, welche in vielen taufenden von Fällen feit feinem 
Inkrafttreten durch dasjelbe vor Elend und Verarmung bewahrt 
worden jind. 

Dieſes Gele vom 6. Suli 1884 umfaßt in feiner Wirkſamkeit alle 
in ber Induſtrie und dem Gewerbe befchäftigten Arbeiter, ſowie 
die Betriebsbeamten bis zu 2000 ME. Zahresgehalt. 

Die Leitung und Ausführung der Unfallverficherung liegt in der 
Hand der induftriellen und gewerblichen Berufsgenofjenjchaften. 

Zu diefer Unfallverficherung find die Arbeitgeber gefeglich allein 
herangezogen, indem diejelben ſowohl die Beiträge und alle Ver— 
mwaltungsfoften, al8 auch die Renten bezahlen müfjen, während Die 
Arbeiter von jeder Zahlungspflicht befreit find. 
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Die Verſicherung erſtreckt ſich auf die Folgen aller Unfälle, welche 
in dem Betriebe ſich ereignen, das heißt mit dem Betrieb in 
einem urſächlichen Zuſammenhange ſtehen; der Verunglückte iſt alſo 
von jedem Anſpruch ausgeſchloſſen, wenn der Unfall mit dem Betriebe 
nichts zu thun hat, ſondern durch eine Urſache herbeigeführt wird, 
welche außerhalb desſelben ſteht. 

Die Verſicherung beſteht in einem nach den geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
gen zu normierendem Erſatz für denjenigen Schaden, welcher jemand er- 
wächſt, wenn er im Betriebe durch einen Unfall fich eine Körperver- 
letzung zuzieht oder getötet wird. 

Diefer Unfpruch auf Erſatz wird Hinfällig ſowohl für den Verletzten, 
al8 auch im Falle des Todes für die Hinterbliebenen, wenn nachgeiviejen 
werden kann, daß der Betriebsunfall feitens des davon Betroffenen mit 
Vorſatz herbeigeführt ivar. . 


Der Schadenerfah befteht im Falle einer Verlegung 


1. in der Zahlung der Koſten des Heilverfahrens, welche vom Be- 
ginn Der vierzehnten Woche nach erlittenem Unfall entftehen 
jollten (bis zur dreizehnten Woche werden die Koften von 
der Kranfenverficherung gededt); 


2. in einer Rente, welche dem Verlebten vom Beginn ber vier- 
zehnten Woche an nach erfolgtem Unfall für die Dauer feiner 
Erwerbsunfähigleit zu zahlen ift. 

Die Höhe der Rente richtet fich einerjeit? nach demjenigen Arbeits- 
verdiente, welchen der Verunglückte innerhalb des lebten Jahres feiner 
Beichäftigung in. dem Betriebe, in welchem fich der Unfall ereignete, an 
Lohn oder Gehalt durchichnittlich täglich erhalten Hat, andererſeits nach 
der infolge des Unfalls eingetretenen mehr oder minderen Erwerbs⸗ 
unfäbigteit. 

Bei der Berechnung des durcchichnittlichen täglichen Verdienftes wird 
ber vier Mark überfteigende Betrag nur zu einem Drittel berechnet. 

Die Rente beträgt nun im Falle vollftändiger Erwerbsunfähigkeit 
für die Dauer derſelben 66?/, Prozent des Urbeitsverdienftes nach obiger 
Maßgabe. 

Demnach hätte jemand, defjen durchſchnittlicher täglicher Verdienſt 
ih auf 4 Mt. 90 Bf. belaufen Hat und der 42 Tage infolge des lin- 
falls völlig erwerbsunfähig geweſen, für dieſen Beitraum zu beanfpruchen: 
120 Mt. 40 Pf., nämlich 66°/, Prozent von 42mal 4 Mi. 30 Pf., 
weil Die über 4 ME. pro Tag verdienten 90 Pf. nur mit einem Drittel 
in Unrechnung kommen. | 

Sit die Ermwerbsunfähigfeit jedoch nur eine teilmeije, jo daß der 
Berlegte nachweisbar im ftande ift, etwas zu verdienen, fo wird obige 
Nente nur zu einem höheren oder geringeren Bruchteil je nach DBer- 
hältnis® der größeren oder minderen Erwerbsunfähigkeit zugemeffen, 
felbftverftändlich nur fo lange als diefe andauert. 
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Hat der Unfall den Tod des Verunglückten zur Folge, jo iſt ferner 
noch als Erſatz zu gewähren 


1. an Beerdigungskoſten das Zwanzigfache des für den Arbeitstag 
ermittelten Verdienftes, als Minimalſatz aber ein Betrag von 
20 ME.; 

2. eine ben Hinterbliebenen de3 Getöteten vom Todestage an zu 
zahlende Rente, welche wie folgt berechnet wird: 


a. es enthält die Witwe des Getöteten biß zu ihrem Tode 
oder bis zur erfolgten Wiederverheiratung 20 Prozent bes 
feftgeftellten Wrbeitsverdienftes; es wird ferner gezahlt für 
jedes Hinterbliebene Kind bis zu deſſen fünfzehntem Lebens- 
jahr 15 Prozent vom Urbeitsverdienft, welcher Prozentſatz 
ih, im Falle das Kind auch mutterlos ift oder wird, au] 
20 Prozent erhöht. 

Der Marimalbetrag, welchen die Gefamtrente nicht über- 
fteigen darf, beträgt 60 Prozent des Arbeitsverdienſtes; er- 
giebt ſich alſo auß der Summierung der der Mutter und 
den Hinterbliebenen Kindern zukommenden NRentenanjprüchen 
ein höherer Betrag, jo müfjen diefe Renten entjprechend 
gekürzt werden. Verheiratet ſich die Witwe wieder, fo bat 
diefelbe als einmalige Abfindung den dreifachen Betrag ihrer 
Sahresrente zu beanjpruchen. 

Iſt die Ehe der Hinterbliebenen Witwe mit dem infolge 
eines Unfalls Berftorbenen erft nach dem Unfall, aljo in 
ber Zeit zwifchen dem Unfall und dem erfolgten Tode ge- 
ichloffen worden, fo Hat diefelbe feinen Anſpruch auf irgend 
welchen Erſatz; 

db. fonftige Ufcendenten des Verftorbenen erhalten, wenn diefer 
ihr einziger Ernährer war, eine Rente von 20 Prozent des 
nachgerwiefenen Arbeitsverdienftes bis zu ihrem Tode, even- 
tuell bis zu einem Aufhören ihrer Bedürjtigfeit. 

Sind mehrere derartig Berechtigte vorhanden, fo haben 
die Eltern des Verftorbenen vor den Großeltern das Bor- 

recht. 

Wenn außer den ad b bezeichneten Berechtigten auch noch ſolche 
ad a vorhanden find, fo Lönnen erftere nur in foweit Anjpruch erheben, 
al8 bie ben Iebteren zu gemwährende Rente den Höchitbetrag von 
60 Prozent nicht erreicht. 

War der Berftorbene ein Ausländer, deſſen Angehörige zur Beit 
bes Unfalls ihren Wohnfig nicht im Inlande Hatten, jo fällt jeder An— 
ſpruch auf Rente fort. 

Bezüglich der an Verletzte nach der vierzehnten Woche zu zahlenden 
Krantengelder gelten für den Fall, daß ftatt Diejer freie Kur und Ber- 
pflegung in einem Krantenhaufe gewährt wird, Die analogen Beftimmungen 
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des strantenverficherungagefepes; d. 5. die Überführung nad) einem 
Krankenhauſe Tann bei Verunglüdten, welche verheiratet find oder bei 
einem Mitglied ihrer Familie wohnen, nur mit ihrer Zuftimmung er- 
folgen; ohne diefelbe jedoch nur dann, wenn die Art der Verlegung 
Anforderungen an die Behandlung oder Verpflegung ftellt, welche in 
der Familie nicht zu leiften find; jonftige Verunglückte Dagegen, die aljo 
nicht in der Familie ihre Pflege erhalten, können in allen Fällen un- 
bedingt nad) einem Krankenhauſe geichafft werden. 

Eine jpezielle Unfall- und Kranfenverficherung ift für Die in land- 
und forftwirtichaftlichen Betrieben bejchäftigten Perſonen durch dag Geſetz 
vom 5. Mai 1886 gefchaffen worden, und wollen wir uns auch Diejes 
etwas näher betrachten. 

Unter dieſes Geje fallen alle in land- und forftwirtichaftlichen Be- 
trieben befchäftigten Arbeiter und diejenigen Betriebsbeamten, deren 
jährlicder Lohn oder Gehalt den Betrag von 2000 ME. nicht über- 
fteigt, — ferner alle Arbeiter und Betriebsbeamten in land- und forft- 
wirtichaftlichen Nebenbetrieben, fofern ſolche nicht unter das Unfallver- 
ficherungsgejeh vom 6. Juli 1884 fallen. 

Auch Betriebsunternehmer und deren Yamilienangehörige können 
nach Befinden zu diefer Verſicherung zugelaffen, refpeftive von derjelben 
außgeichloffen werden. 

Auch bei der Verficherung für die Arbeiter und Betriebsbeamten 
der Land⸗ und Forftwirtichaft ift der Arbeitgeber unter Bedrohung einer 
entiprechenden Strafe, eventuell Tragung der Kurkoften im Unterlafjungs- 
falle, zu einer Unmeldung der von ihm bejchäftigten Verficherungspflich- 
tigen verpflichtet, auch trägt derjelbe alle Beiträge, Verwaltungskoſten 
der BVerficherung, ſowie die zu zahlenden Renten. 

Auch für die land- und forftwirtichaftlichen Arbeiter ift die Kranken⸗ 
verficherung auf Grund des Geſetzes vom 15. Juli 1883 obligatoriſch 
mit Ausnahme derjenigen Perjonen, welche nachweislich für mindeftens 
dreizehn Wochen nach der Erkrankung dem Arbeitgeber gegenüber einen.» 
Rechtsanspruch auf eine den Beltimmungen des $ 6 des Krankenver⸗ 
ſicherungsgeſetzes entiprechende oder gleichwertige Unterftügung haben. 

Diefe Lönnen auf Antrag des Arbeitgebers, wenn die Leiſtungs 
fähigkeit desfelben genügend gefichert ericheint, von der Verficherungs- 
pflicht befreit werben. 

Die Entſcheidung hierüber liegt in den Händen der Verwaltung der 
Gemeinde⸗Krankenverſicherung oder des Vorſtandes derjenigen Kranken⸗ 
tafje, welcher die von dem Verſicherungszwang zu entbindende Perſon 
im Falle der Verficherung angehören würde. — Fällt dieſe Entjcheidung 
infofern ungünftig aus, als die Leiftungsfähigleit des Arbeitgebers zmeifel- 
Haft erjcheint, fo geht die Angelegenheit zur endgültigen Entjcheidung an 
die Aufſichtsbehörde. 

Der Zweck dieſes Geſetzes ift genau derjelbe feinen Intereſſenten 
gegenüber wie berjenige bed Unfallverficherungsgeieges vom 6. Juli 1884, 
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das heißt alio, für alle etwa im Betriebe einem Wrbeiter oder ver- 
ficherten Beamten zuftoßenden Unfälle, welche eine Körperverlegung oder 
den Tod zur Folge haben, nach Möglichkeit für den hierdurch dem Ber: 
legten felbft, eventuell feinen Hinterbliebenen entjtandenen Schaden Erjay 
zu gewähren; außgejchloffen von jedem Anſpruch in diefer Beziehung 
find auch Hier alle Fälle, in denen der Verunglückte den Betriebsunfall 
nachweislich mit Vorſatz herbeigeführt Hat. 

Der zu gewährende Erfah befteht im Falle einer Verlegung in ber 
Tragung derjenigen Koften des Heilverfahrens, welche nach Vollendung 
von dreizehn Wochen nach geichehenem Unfall noch entjtehen, aljo von 
Beginn der vierzehnten Woche an, ferner in der Gewährung einer Rente 
von demjelben Zeitpuntt an für die Dauer einer gänzlichen oder teil- 
weiſen Erwerbsunfähigleit. — Auch hier richtet fich Die Höhe der Rente 
einerjeit8 nach dem ducchichnittlichen jährlichen Arbeitsverdienft, anderer- 
jeit8 nach dem Grabe der Erwerbsunfähigkeit, welche der Unfall im 
Gefolge Bat. 

Die Höhe der Rente beträgt im Falle gänzlicher Erwerbsunfähigkeit 
66°/, Proz. des ducchfchnittlichen Arbeitsverdienftes und im Falle teilweiſer 
Ermwerbsunfähigfeit einen Bruchteil diefer Nente nach Maßgabe -der ver- 
bliebenen Erwerbsfähigkeit. 

Der Berechnung der Rente wird der durchichnittliche jährliche 
Arbeitsverdienft, welchen land⸗ und forftwirtichaftliche Urbeiter am Orte 
der Beichäftigung durchichnittlich erzielen, zu Grunde gelegt. 

Die Feſtſetzung dieſes durchichnittlichen Jahresarbeitsverdienſtes 
erfolgt durch die höhere Verwaltungsbehörde nach Anhörung der Ge- 
meindebehörbe je bejonders für männliche und meibliche, ermachjene und 
jugendliche Arbeiter. 

Sollte der VBerunglücdte zur Beit des Unfalls bereits teilweiſe er- 
werbsunfähig geweſen fein, fo wird biefer Umftand bei Berechnung ber 
zu gewährenden Rente mit in Erwägung gezogen und berjelben nur Die 
durch den Unfall etiva eingetretene weitere Steigerung der Ermwerbsun- 
fähigkeit zu Grunde gelegt; wenn der von dem Unfall Betroffene 
zur Beit besfelben jeboch bereit völlig erwerbsunfähig war, fo werden. 
ihm nur die Koften bes Heilverfahrens zugebilligt. 

Hat der U:ıfall für den Verunglüdten ben Tod zur Folge, jo werden 
als Erfah für die Beerdigungstoften der fünfzehnte Teil des ermittelten 
Sahresarbeitsverdienftes, ala Minimalfab aber breißig Mark gezahlt, 
ſowie ben Hinterbliebenen eine Rente bewilligt, welche für Die Witwe 
bes Verunglücten zwanzig Prozent bes Zahresarbeitsverdienites beträgt 
und welche biejelbe bis zu ihrem Tode, reſpektive bis zu ihrer Wieder- 
verheiratung erhält; in letzterem Falle erhält Diejelbe noch eine einmalige 
Abfindungsfumme in Höhe des breimaligen Betrages der ihr zugebilligten 
Jahresrente. 

Ferner erhält jedes Kind des Getöteten bis zu ſeinem fünfzehnten 
Lebensjahre eine Rente von fünfzehn Prozent des ſeſtgeſetzten jährlichen 
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Durchichnittsverdienftes, welche fich, im Falle dag Kind auch mutterlus 
ift oder wird, auf 20 Prozent fteigert. 

Der Höchftbetrag der zu zahlenden Gejamirente an Witwe 
und Kinder darf in Summa 60 Prozent des feſtgeſtellten durchichnitt- 
lichen Sahresarbeitsverdienftes nicht überjteigen, anderenfall3 die ein- 
zelnen zu zahlenden Nenten entſprechend gefürzt werden. 

Die Witwe des Getöteten Tann Teinerlei Anſpruch erheben, wenn 
die Ehe erft nach dem Unfall, alfo in der Beit zwifchen dem Unfall und 
dem Tode des Verunglüdten, gejchloffen worden ift. 

Etwaige. Aicendenten bed Verftorbenen erhalten, falls dieſer ihr 
einziger Ernährer war, bis zu ihrem Tode, eventuell bid zum Aufbören 
ihrer Bedürftigleit eine Rente von 20 Prozent ded Jahresverdienſtes, 
und es geben in folchen Falle die Eltern den etwa noch lebenden Groß- 
eltern vor. 


Sind außer diefen auch noch Witwe oder Kinder des Getüteten - 
vorhanden, welche gleichfalls Anfpruch erheben, jo Haben die leßteren 
das erite Anrecht und find jene nur inſoweit berechtigt, als Die 
diefen zu gewährenden Renten den Höcjitbetrag von 60 Prozent nicht 
erreichen. 


Sn feiner Weife zur Beanjpruchung einer Rente berechtigt find Die 
Hinterbliebenen eines Ausländers, wenn diejelben zur Beit des Unfalls 
ihren Wohnſitz nicht im Inlande Hatten. 

Auch bei den im land- und forftwirtichaftlichen Betriebe Verun- 
glüdten kann an Stelle der vorgedachten Leiftungen bis zur Beendigung 
des Heilverfahren freie Kur und Verpflegung in einem Krankenhauſe 
gewährt werden und zwar unter den gleichen Beltimmungen, wie folche 
bei der Unfallverficherung für Induſtrie und Gewerbe maß gebenb jind. 

Bemerken wollen wir noch, daß für die Kranfenverficherung, welche, 
wie jchon erwähnt, auch für die land- und forftwirtichaftlichen Arbeiter 
obligatorifch ift, betreff3 der Iaut $ 20, Abf. 1, Biffer 2 des Kranlen- 
verſicherungsgeſetzes an Wöchnerinnen auf die Dauer von drei Wochen 
nach ihrer Niederkunft zu gemährende Unterftügung, foweit Diefelbe fich 
auf Wöchnerinnen der land- und forftwirtichaftlichen Arbeiterklaſſe be- 
sieht, die Einſchränkung getroffen ift, daß für jolche dieſe Unterftügung 
nur dann gewährt wird, wenn biefelben entweder verheiratet find oder 
wenn die Entbindung innerhalb der Beit nach dem Tode des Ehegatten 
erfolgt, in welcher nad) dem bürgerlichen Recht Die Vermutung der 
ehelichen Geburt ausgeſprochen ift. 

Wir kommen nunmehr zu demjenigen Geſetze, welches von allen 
Seiten als die Krönung diefer auf die materielle Befferung des Arbeiter- 
ſtandes abzielenden Gejehgebung bezeichnet worden ift. 

Es iſt dieſes das Invaliditäts- und Ulterßverjicherungs- 
geſetz vom 22. Juni 1889, ein Geſetz, welches die weiteſten Kreiſe 
des deutſchen Volkes berührt und welchem nicht weniger als ungefähr 
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14 Millionen Menfchen, Arbeiter männlichen und weiblichen Gefchlechts, 
unterftehen. 

Dasjelbe ift eine Ergänzung und Vollendung der Kranken⸗ und 
Unfallverficderung und charalterifiert fi) als eine Zwangsverſicherung 
auf Gegenſeitigkeit. 

Es Mind zu verfichern, und zwar vom vollendeten jechzehnten Lebens⸗ 
jahre ab: 

1. Arbeiter, Gehülfen, Gefellen, Lehrlinge oder Dienftboten, welche 

Lohn oder Gehalt erhalten; 

2. Betriebsbeamte, ſowie Handlungsgehülfen und Lehrlinge, welche 
einen Lohn oder Gehalt biß zur Höhe von jährlich 2000 Mark 
beziehen; 

3. gewiffe gegen Lohn oder Gehalt beichäftigte Perjonen der 
Schiffsbeſatzung bdeutfcher Seefahrzeuge und von Fahrzeugen ber 
Binnenſchiffahrt. 

Ferner iſt jeder Betriebsunternehmer, welcher das vierzigſte Lebens⸗ 
jahr noch nicht zurückgelegt hat, berechtigt, in die Verſicherung einzu⸗ 
treten, fofern derſelbe nicht regelmäßig wenigſtens einen Lohnarbeiter 
beſchäftigt, ſowie auch jeder ſelbſtändige Hausgewerbetreibende, gleich- 
viel wie groß oder gering die Zahl der von ihm beſchäftigten Lohn- 
arbeiter ift. 

Das Verficherungsverhältnis kann jeder, welcher als Verficherungg- 
pflichtiger oder als Selbitverficherer in die Verſicherung eingetreten ift, 
fortfegen, auch wenn das die Berficherungspflicht oder die Berechtigung 
zur Selbjiverficherung gewährende Verhältnis aufgehört bat. 

Die Höhe der Berficherung wird beftimmt durch die Höhe des 
Lohnes oder Gehaltes des Verficherten; unter biefen Begriff werben 
auch Tantiemen und Naturalbezüge gerechnet. 

Nur wer Lohn oder Gehalt bezieht, ift zur Verficherung verpflichtet 
und berechtigt; die Verficherung beginnt mit dem Eintritt in das Arbeitz- 
verhältnis. 

Das Geſetz gewährleiftet den der Verficherung angehörenden Perjonen: 

1. eine Xnvalidenrente, 
2. eine Altersrente. 

Auf die Invalidenrente hat ganz. unbeeinflußt von dem Lebensalter 
des Berficherten jeder Anfpruch, welcher bauernd erwerbsunfähig mwirb 
und während einer Beit von fünf Jahren die entiprechenden Beiträge 
gezahlt bat. . | 

Auf Grund der fogenannten Übergangsbeftimmungen jeboch tritt 
der Bezug der Renten ausnahmsweiſe auch fchon vor Ablauf jener 
Wartezeit ein, und zwar für diejenigen Verficherten, welche während 
der erften fünf Kalenderjahre nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes er- 
werbsunfähig werden, wenn für biefelben während ber Dauer des erften 
Beitragsjahres die vorgefchriebenen Beiträge entrichtet find. 

Rechtsbuch. II. 7 
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In dieſem Falle wird die Wartezeit für den Anſpruch der Invaliden⸗ 
rente um ſo viel Wochen gekürzt, als der Verſicherte nachweisbar vor 
dem Inkrafttreten des Geſetzes, jedoch innerhalb der letzten fünf Jahre 
vor Eintritt der Erwerbsunfähigkeit, in einem Arbeits⸗ oder Dienftver- 
hältnis geftanden Hat, auf Grund deſſen er laut diefem Geſetz zur Ber- 
ſicherung verpflichtet wäre. 

Bei Feftftellung des durchichnittlichen Lohnſatzes wird für diejenige 
Beit, um welche die Wartezeit gelürzt wurde, Die erfte, d. h. Die niedrigite 
Lohnklaſſe als maßgebend angenommen. 

Die Beitragsjahre ſowohl bei der Invaliden- al® auch bei der 
Altersrente werden zu 47 Beitragswochen gerechnet, und erwirbt man 
den Anſpruch auf eine Invalidenrente, wenn man Die gejehlich vorge- 
ichriebenen Perficherungsbeiträge wenigſtens ein Beitragsjahr, alfo 
47 Wochen entrichtet hat. 


Der Verfiherte muß jedoch in Diefem Falle ſchon vor dem Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes und innerhalb fünf Jahren vor der eingetretenen Er- 
werbsunfähigleit eine gewiſſe Beit, nämlich fo viele Wochen, als nad 
Abzug der 47 Beitragswochen an fünf Beitragsjahren, d. h. an 235 
Beitragsmochen, übrig bleiben — alfo im höchſten Falle 188 Wochen — 
ohne Unterbrechung in einem Arbeits⸗ oder Dienftverhältnis geftanden 
haben. 


Wenn alfo mit dem 1. Januar 1891 das Gefeh in Kraft tritt, fo 
würde ein Arbeiter, für welchen die gejehlichen Beiträge von dieſem 
Beitpuntt ab 47 Wochen hindurch, alfo bis zum 26. November 1891, 
regelrecht bezahlt worden find, im Falle er alddann im Sinne bed Ge- 
fees ermwerbsunfähig werden follte, berechtigt fein, ſchon von diejem 
26. November 1891 an eine Invalidenrente zu beanfpruchen, jedoch nur 
in dem Falle, wenn er in der Zeit vom 26. November 1886 bis zum 
1. Januar 1891 188 Wochen ununterbrochen in einem Arbeits- ober 
Dienftverhältnig geftanden Bat. 

Diefe Vergünftigung der abgekürzten Wartezeit und infolgebefien 
der fofortige Genuß der Invalidenrente fällt jedoch fort, wenn der Ver⸗ 
fiherte während der angegebenen Beit in keinem derartigen, einen An⸗ 
ipruch begründenden Arbeits» oder Dienftverhältnis geftanden oder wenn 
die Dauer desſelben Teine 188 Wochen betragen bat. 


Es ift demgemäß außerordentlich wichtig zu beachten, daß jede 
Woche, welche ein zur Berficherung Verpflichteter auch) vor dem Inkraft⸗ 
treten des Gefehes während der angegebenen Dauer in einem derartigen 
Arbeits⸗ oder Dienftverhältnis fteht, obgleich er während dieſer ganzen 
Beit Teinen Beitragspflichten unterworfen war, für den Berficherten 
mindeſtens thatjächlich ebenfo wertvoll ift, als jede Beitragswoche nach 
dem Inkrafttreten des Geſetzes. 


Daher ift Diefes in hohem Grade für alle diejenigen vorteilhaft, 
welche zur Zeit des Inkrafttretens des Ynvalibitäts- und Wlters- 
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verficherungsgefeges ununterbrochen gegen Lohn oder Gehalt beichäftigt 
waren. 

Ferner bietet das Geſetz noch die Vergünftigung, daß Kranfheiten 
jomwie die Ableiftung von Militärdieniten als Beitragszeiten mit in An⸗ 
rechnung gebracht werden. 

Wird alſo ein Arbeiter an der Fortſetzung eines eingegangenen 
Urbeits- oder PVienftverhältniffes durch Krankheit oder Militärdienft ver- 
bindert, jo wird ihm unter beftimmten Vorausſetzungen und Bedingungen 
diefe Zeit genau ebenſo zu gunften gerechnet, als wenn er während 
dDerjelben Beit gearbeitet hätte. 

In Kranfheitsfällen ift zur Erlangung dieſer Vergünftigung er- 
forderlih, daß die betreffende Krankheit einerjeit3 länger ala 7 auf- 
einanderfolgende Tage gedauert bat und mit Ermwerbsunfähigleit ver- 
bunden war. 

Die Krankheit darf von dem Beteiligten jedoch nicht mit Vorſatz 
hervorgerufen fein, auch darf diefelbe nicht die Folge der Begehung 
eines Durch richterliches Erkenntnis feitgeftellten Verbrechens, noch der 
fchuldhaften Beteiligung an Schlägereien, noch der Trunkenheit oder 
endlich geichlechtlicher Ausſchweifungen jein. 

Dauert die betreffende Krankheit jedoch länger wie ein Jahr, fo 
wird diejenige Beit, welche über diefen Zeitraum hinausgeht, als Leiftungs- 
zeit nicht mit angejehen. 

In gleicher Weife wird diejenige Zeit dem Berficherten ebenjo ge- 
rechnet, als wenn er während derjelben gearbeitet hätte, die durch eine 
militäriſche Dienftleiftung in Anſpruch genommen war und gu welcher 
der Betreffende behufs Erfüllung ſeiner Dienſtpflicht eingezogen oder zu 
welcher er infolge einer Mobilmachung oder eines Krieges freiwillig 
eingetreten war. 

Demgemäß iſt alſo nicht jede Krankheit, nicht jede militäriſche 
Dienſtzeit mit der Beſchäftigung in einem Arbeits- oder Dienſtverhältnis 


gleichzuftellen, fondern nur dann genießt diejelbe Diefen Vorzug, wenn ' 


durch fie ein derartiges Arbeits- oder Dienftverhältnis unterbrochen 
und in feiner Fortſetzung gehindert wird. 

Der Berficherte verliert alfo den Unfpruch auf die Gutrechnung 
der Zeit einer Krankheit oder der Dauer eines Militärdienites, wenn 
er nicht vor Beginn derjelben in einem fejten Urbeit3- oder Dientver- 
hältnis fich befand. 

Um für eine Krankheit den Nachweis zu liefern, genügt die Be— 
fcheinigung des Vorſtandes derjenigen Krankenkaſſe, bezw. derjenigen 
eingeichriebenen oder auf Grund Iandesrechtlicher Vorichriften errichteten 
Hülfskaffe, welcher der Berficherte angehört Hat. 

Diejenigen Perjonen, welche feiner Krankenkaſſe angehörten oder 
deren Krankheit länger dauert, als die betreffende Krankenkaſſe Unter- 

7* 
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ftüßung zu gewähren verpflichtet ift, haben eine Beicheinigung ſeilens 
ber betreffenden Gemeindebehörde. beizubringen. 

Es Tann obigen Beftimmungen nach vorkommen und im Intereſſe 
des Verficherten notwendig fein, daß er dieſe erforderlichen Nachweiſe 
für die Zeit von etwa 4'/, Jahren vor Inkrafttreten des Geſetzes herbei- 
ihaffen muß. | 

Die mwenigften unferer Arbeiter laſſen fich über ihre Beichäftigung, 
Dauer derjelben zc. regelmäßige Bejcheinigungen außftellen; dieſes ift 
aber jet infolge dieſes Geſetzes im Intereſſe eines jeden unter das— 
jelbe Fallenden dringend geboten, und darum juche jeder auch folche 
Beicheinigungen, welche fich auf frühere Arbeitsftellen beziehen, fich 
ichleunigft nadträglich zu bejchaffen, ſowie überhaupt fih in 
den Befib aller oben angegebenen notwendigen Nachweije zu ſetzen. 

Die Beichleunigung dieſer Maßnahmen ift ſchon deshalb erforder- 
lich, weil dem Verficherten durch ein Verziehen oder durch den Tod 
feiner Arbeitgeber die nachträgliche Herbeiſchaffung diefer Papiere ſehr 
erfchwert, ja unter Unftänden unmöglich gemacht wird. 

Demnach forge der BVerficherungspflichtige für die Erlangung aus- 
reichender und entiprechend beglaubigter Nachweiſe 

a. über feine Bejchäftigung, 

b. über die Dauer feines Arbeits- oder Dienftverhältniffes, 

c. über die Dauer etwaiger Krankheiten iu der Beit vor 
dem Inkrafttreten des Geſetzes. 

Jeder Verficherte bemühe ſich demgemäß jchon jeßt fofort um die 
nötigen Beicheinigungen über feine bisherige Thätigfeit 2c. und fuche 
ftet8 unmittelbar bei jedem Wechfel in der Arbeits- oder Dienftftelle 
eine diesbezügliche Befcheinigung zu erlangen, welche ihm unter feinen 
Umftänden verweigert werden darf. 

Bei allen Beicheinigungen, welche feitens eines Arbeitsgebers aus- 
geftellt werben, forge der VBerficherungspflichtige dafür, daß diefelben von 
einer öffentlichen Behörde beglaubigt find. 

Dieje Beglaubigung beſchränkt fich nach der Erklärung, welche im 
Neichstage bei Beratung des betreffenden Gejehes namens Des Bundes- 
rates durch den Staatöminifter Herrn von Bötticher gegeben wurde, 
darauf, daß der Ausfteller der Befcheinigung auch wirklich der zur Aus- 
ftelung berechtigte Arbeitgeber ift, in gleicher Weile wie auch die vor- 
gejchriebenen Beglaubigungen in den Urbeitsbüchern (laut $ 114 der 
Gewerbeordnung), in den Seefahrtöbüchern (laut $ 18 der Seemanns- 
ordnung) und in ben Abkehricheinen (laut 8 84 des preußifchen Berg- 
geſetzes) ſich damit begnügen, die Echtheit der Unterjchrift zu kon⸗ 
itatieren. 

Trobdem Halten wir es für ratfam, daß der Verficherungspflichtige 
ſich bemüht, es durchzuſetzen, Daß die Beglaubigungen, wenn irgend 
möglich, ſich nicht nur auf die Unterfchrift, fondern auch auf die Ridhtig- 
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keit des Inhaltes der Bejcheinigung beziehen, denn dieſes Geſetz wird 
vorausfichtlich noch weitgehenden Änderungen unterworfen werden und 
fönnte dabei auch dieſe Auffafjung leicht einer anderen Pla machen. 


Bemerken wollen mir noch, daß die Arbeitgeber wegen unrichtiger 
Nachweifungen in eine Geldſtrafe bis zu 500 Mark verurteilt werden 
lönnen. 


Alle erforderlichen Beicheinigungen feiten® der betreffenden Be- 
börden werden ftempel- und gebührenfrei ausgeftellt. 

Eine fernere mwohlthätige Beftimmung, welche einem großen Zeile 
ber Berficherungspflichtigen zu gute kommt, befteht darin, daß für die- 
jenigen Arbeiter, welche zu ihrem Wrbeitgeber in einem derartigen 
Urbeits- oder Dienftverhältnis ftehen, welches feiner Natur nach zeit- 
weije Unterbrechungen bedingt, eine vorübergehende Ausſcheidung 
aus der Berfiherungspflicht geftattet ift, ſowie auch, daß benfelben 
die Beit der Unterbrechung in diefem Falle trogdem gutgerechnet, 
d. 5. als Arbeitszeit mit anberechnet wird, wenn diefelbe einen Beit- 
raum von 4 Monaten eines Kalenderjahres nicht überfteigt. 


Die Borausfegung zu diefer humanen Beftimmung ift aber wieder 
Die eines dauernden Arbeitsverhältnifjes. 

Diefe Beitimmung liegt vorzugsweiſe im Intereſſe einer großen 
Unzahl von Bauhandwerkern, al® Maurer, Bimmerleute, Steinträger, 
Unftreicher ꝛc. deren Gewerbe oder Thätigkeit es mit fich bringt, daß 
fie oft Monate lang im Winter feiern müſſen. 

Steht ein ſolcher Geſelle oder Arbeiter nun zu feinem Meifter in 
einem beftimmten dauernden Verhältnis, in welches er ohne weiteres, 
fobald die unfreimillige Arbeitspauſe beendigt ift, wieder eintritt, fo wird 
ihm die Zeit folcher gezmungenen Unterbrechung, fofern dieſelbe Die 
Dauer von 4 Monaten nicht überfteigt, angerechnet, während dem- 
jenigen, welcher zu feinem Arbeitgeber nicht in einem derartigen Ber- 
hältnis fteht, eine folche Vergünftigung nicht zu teil wird. 

Auch noch für eine große Anzahl anderer Ürbeiter, die mit ähn- 
lichen Berhältnifien zu rechnen haben, ift diefe Beitimmung von größter 
Bedeutung, und man fann allen diefen nur in ihrem eigenen Intereſſe 
raten, ein Dauerndes Arbeitsverhältnig mit einem bejtimmten Arbeit- 
geber einzugehen. 

Auch in diefem Falle ift es notwendig, daß man, um bes Vorteil 
einer folchen Abkürzung der Wartezeit teilhaftig zu werden, fich die ent- 
iprechenden Nachweifungen ausftellen läßt. 

Die Beibringung eines folchen Beichäftigungsnachweijes gefchieht 
entweder durch eine Beicheinigung der zuftändigen unteren Ber- 
waltungsbehörbe oder durch eine folche des Arbeitgebers; doc 
muß lebtere von einer Neichd-, Staatd- oder Kommunalbehörde be- 
glaubigt fein. 

Die Beiträge zur Snvalidben- und Ultersrente werben zur Hälfte 
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vom Urbeitgeber, zur anderen Hälfte vom Arbeiter getragen, und zer- 
fallen in vier Lohnklaffen, welche dem Jahresverdienſt des zu Ber- 
fihernden in folgender Weife entiprechen. 

Die I. Klaſſe entipricht einem Jahresverdienſt biß zu 350 Marl 

einschließlich. | 

Die II. einem ſolchen von mehr als 350 bis 550 Mark. 

Die III. einem folchen von mehr ala 550 biß 850 Marl. 

Die IV. einem folchen von mehr ala 850 Marf. 


Die an die betreffenden Verſicherungskaſſen zu zahlenden Beiträge 
betragen für die erften 10 Jahre nach Eröffnung der Kaffen pro Woche 
in der I. Lohnklaſſe 14 Pfg., 

„ILI. n 20 , 
„., I. n 24 „ 
„ n MW. n 30 „ 

Dieſe Beiträge werden teilmeife zurüderftattet und zwar in fol- 
genden Fällen: 

Heiratet eine weibliche verficherte Perjon, bevor fie in den Genuß 
einer Rente gelangt ift, fo erhält dieſelbe die Hälfte der von ihr oder 
für fie geleiteten Beiträge zurück, wenn Diefelben mindeſtens fünf Beitrags- 
jahre Hindurch entrichtet find. 

Der Anipruch auf jolche Rüderftattung muß fpäteftens drei Monate 
nach eingegangener Ehe erhoben werden, anderenfalls derjelbe zu guniten 
der Kaſſe verfallen ift. 

Stirbt eine männliche Berfon, welche mindeftens fünf Beitragsjahre 
hindurch ihre Beiträge an die Kaffe entrichtet Hat, fo haben die Witwe, 
oder im Fall folche nicht vorhanden, die Hinterlaffenen ehelichen Kinder 
unter 15 Jahren Anſpruch auf Eritattung ber Hälfte aller feitens des 
Berftiorbenen an die Kaffe geleifteten Beiträge; begleichen fteht ben 
vaterlofen Kindern einer weiblichen, unter den gleichen Berhältniffen 
veritorbenen Perſon ein Anſpruch auf Erftattung der Hälfte aller an 
Die Kaffe feitens der Verftorbenen geleifteten Beiträge zu. 

Hinterbliebene, denen aus Anlaß bes Todes bes Verficherten eine 
Rente auf Grund des Unfallverficherungsgefeges zufteht, haben Teinen 
Anſpruch auf die teilmeife Erftattung ber feitend des Verſtorbenen zur 
Snvaliden- und Ultersrentenverficherung gezahlten Beiträge. 

Der AInvalidenrente liegt folgende Berechnung zu Grunde: 

Die Verficherungsanftalt Hat für jeden Verfjicherten bei der Berech- 
nung einen feſten Betrag von jährlich 60 Mark im Falle der eingetretenen 
Erwerbsunfähigkeit zu leiften, wozu für jebe feitens des Verſicherten 
gezahlte Beitragstwoche von der Anftalt in ber 

I. Lohnklaſſe 2 Pig. (alſo jährlid Mart —,94) 
I. „ „(, n „ 2,82) 
IH. n 9. l(, " „ 4,23) 
IV. - 13,0 (nn „ 6,11) 
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zuzuzahlen ſind, wobei jedes Jahr zu 47 Beitragswochen gerechnet wird, 
auch wenn dieſelben in mehr als einem Kalenderjahr gezahlt find. 
Ferner zahlt das Deutiche Reich zu jeder zu zahlenden Invaliden⸗ 
oder Altersrente einen Beitrag von 50 Mark jährlich, ſodaß dem- 
nach die Berechnung fich jeder ſehr einfach jelbft aufftellen Yan, indem 
er pro Jahr einen feiten Betrag von 110 Marl (60 Mark feitens der 
Berficherungsanftalt und 50 Mark ſeitens des Deutfchen Neiches) zu 
Örunde legt und dann für jede gezahlte Beitragswoche hinzuzählt: 
in der Lohnklaſſe I. den Betrag 2 Pig. 
” ” ” 1. " ” 6 n 
W n Il. „ B 9 „ 
un n IV. . „13 „ 


Der Mindeitbetrag der Anvalidenrente beträgt: 
in der Lohnklaſſe J. Mark 114,70 


"nn n . n 124,10 
nom „ JI „ 131,15 
IV. n 140, 55 


Die Invalibenzente ſteigt nun nach Anzahl und Höhe der geleiſteten 
Wochenbeiträge und ijt feiner Marimalgrenze unterivorfen. 

Wer 3. B. 50 Jahre hindurch die verficherungspflichtigen Beiträge 
regelmäßig bezahlt bat, hat Anſpruch auf eine Invalidenrente von: 

Mark 157,— in der I. Lohnklaſſe 
„ 251,— „ „ I. n 
321,50 „ „ UI. n 
„ 415,50 „ „ IV. n 

Diefen Unfpruch Tann der Verficherte beliebig fteigern, indem ex 
außer denjenigen Beiträgen, zu welchem er laut Geſetz verpflichtet ift, 
noch weitere freiwillig bezahlt. 

Bei Berechnung der Renten wirb das Kalenderjahr zu Grunde ge- 
legt und werden diejelben in monatlichen Teilbeträgen pränumerando 
ausgezahlt und auf ca. 5 Pig. nach oben abgerundet. 

Der Berficherte bat, wenn er eine Wartezeit von fünf Beitrags⸗ 
jahren zurüdgelegt Hat, ſobald er erwerbsunfähig wird, die ihm zu- 
tommende Snvalidenrente zu beanjpruchen. 

Diejelbe ift von dem Lebensalter des Betreffenden abjolut un⸗ 
abhängig. 

Für erwerbsunfähig gilt derjenige Verficherte, der nicht im ftande 
tft, mehr zu verdienen, als die Summe eines Sechſtels feines Durch- 
ſchnittlichen Lohnſatzes und eines Sechfteld des 300jachen Betrages des 
ortsüblichen Tagelohnes beträgt. 

Hiermit wäre alles für die Snvalibenrente in Betracht Kommende 
erſchöpft und wir können uns nun denjenigen Beftimmungen des Geſetzes 
zumenben, welche auf die zu gewährende Wltersrente Vezug Haben, 


104 Die jozialpolitifchen Reichsgeſetze. 


Anſpruch auf die Bahlung einer Altersrente haben nach diefem 
Geſetze alle diejenigen VBerficherungspflichtigen, welche eine Wartezeit von 
30 Jahren, d. H. alfo 1410 Beitragswochen zurüdgelegt und ein Wlter 
von 70 Sahren erreicht Haben. 

Bu diefer Altersrente zahlt die Verficherungsanftalt für jeden Ver⸗ 
jiherten pro Beitragswoche: 

in der Lohnklaſſe I. den Betrag von 4 Big. 


nm " 1. n n 
” ” n II. nn. m ” 8 " 
IV. , 10 


wozu feiteng des deutſchen Reiches ein fefter jährlicher Zuſchuß von 
50 Mark bei Eintritt der Rente geleiſtet wird; die zu gewährende 
Altersrente beträgt demnach: 

in der I. Lohnklaſſe Mark 106,40 


„u . „134,60 
u IT. . „162,80 
191,— 


nämlich 50 Mark Srumdbetrag und je 1410mal 4, 6, 8 oder 10 Pfg- 

Auch bei der Altersrente find infolge der Übergangsbeftimmungen 
beftimmte VBergünftigungen getroffen und zwar für diejenigen Verficherten, 
welche bei Inkrafttreten dieſes Gefehes bereit? das 40. Lebensjahr über- 
ſchritten haben und nachweiſen können, daß fie in den drei Kalender⸗ 
iahren, welche dem Jahre des Inkrafttretens dieſes Geſetzes unmittelbar 
porangingen, insgeſamt mindefteng 141 Wochen hindurch thatfächlich in 
einem Wrbeit3- oder Dienftuerhältniffe fi) befunden haben, welches laut 
dieſes Gejehes fie zur Verficherung verpflichtet. 

Für dieſe verringert ſich die vorgeichriebene Wartezeit um foviel 
Jahre, als fie zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes ein Alter von 
40 Jahren überfchritten haben, alfo bei einem Ulter von 45 Jahren 5, 
bei einem Alter von 47 Jahren um 7 Sabre ıc. 

In dieſem Falle werden dem Verficherungspflichtigen auf die oben 
angeführten 141 Wochen diejenige Zeit mit als Urbeitszeit in Anrech- 
nung gebracht, welche er entweder zu einer militärischen Dienitleiftung 
behufs Genügung feinee Wehrpflicht eingezogen war, ferner diejenige 
Zeit, während welcher er durch unverfjchufdete Krankheit auf die Dauer 
von mindeftens fieben aufeinanderfolgenden Tagen verhindert war, ein 
jefteg Arbeit3- oder Dienitverhältnis fortzujegen, oder endlich diejenige 
Beit, welche er der Natur der Arbeit nach diejelbe unterbrechen mußte 
— (Rinter- oder fonftige Saifonarbeit), — wenn bieje Unterbrechung 
nicht länger als vier Monate mwährte. 

Für alle diefe Bergünftigungen und Erleichterungen gilt ganz genau 
das bei den analogen Beftimmungen in betreff der Invalidenrente bereits 
an früherer Stelle ausführlich Gefagte. 

Bar feine Wartezeit haben diejenigen zu abjolvieren, welche bein 
Inkrafttreten der Geſetzes das 70. Lebensjahr bereits überfchritten haben. 
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Wenn alſo demnach nach Inkrafttreten des Geſetzes vom 1. San. 1891 
ein Berficherungspflichtiger in diefem Jahre da8 Alter von 70 Jahren 
erreichte, jo hatte er fofort den Anſpruch auf die volle ihm zuftehende 
Altersrente erworben, auch wenn er nur eine Beitragswoche bezahlt 
bat, ſofern er nur nachweifen Tann, daß er in den Jahren 1888 bis 
1890 in einem Arbeit3- oder Dienftverhältnis, welches eine Verficherungs- 
pflicht begründet, von mindeftens zufammen 141 Wochen geſtanden bat. 

Bollendet er in dieſem Jahre fein 60. Lebensjahr, jo vermindert 
fih Die Wartezeit unter der gleichen Borausfegung auf 10, bei 55 Jahren 
auf 15, bei 48 auf 22 Jahre x. 

Hieraus ergiebt ſich, daß alle diejenigen Berficherungspflichtigen, 
welche bei Inkrafttreten des Geſetzes ein Alter von über 40 Jahren 
erreicht Haben, in ihrem eigenen Anterefje daran gelegen fein muß, daß 
fie in den Jahren 1888 big 1890 inkl. in einem Arbeits- und Dient- 
verhältnis mindeftens 141 Wochen zufammen geftanden Haben. 

Sie haben dadurch den Vorteil, daß ihnen je nachdem fie diejes 
Alter überfchritten Haben, unter Umftänden eine ſehr bedeutende Reihe 
von Jahren der Wartezeit gefürzt wird, für welche fie feinen Pfennig 
Beitrag zu zahlen brauchen. 

Deshalb möge jeder Arbeiter dafür forgen, daß er ohne Unter- 
brechung gegen Gehalt oder Lohn befchäftigt jei. 

Auch in Bezug auf die Höhe der zu gemährenden Wlterörente 
find Diefe 141 Wochen von Einfluß, weil die Höhe des während diejer 
Zeit bezogenen Lohnes ber Bemeffung der Renten als maßgebend zu 
Grunde gelegt wird. 


Es ift dieſes der Fall, wenn bie Altersrente innerhalb Der 
erften zehn Jahre nad) bem Inkrafttreten des Geſetzes zur Aus- 
zablung zu gelangen bat. 

Sn dieſem Falle werden die Steigerungsfäge derjenigen Lohnklaſſe 
angerechnet, welche dem durchſchnittlichen Yahresarbeitsverdienft 
dieſer 141 Wochen laut geſetzlicher Beſtimmung angemeſſen ſind. 

Iſt ein Nachweis dieſes Durchſchnitts-Jahresarbeitsverdienſtes nicht 
zu ermöglichen, fo muß der Betreffende mit der niedrigſten Rente, d. h. 
derjenigen der Lohnklaſſe I, zufrieden fein. 

Es ift deshalb von außerordentlicher Wichtigkeit, daß jeder über 
60 Zahre alte Arbeiter, deſſen Altersrente alfo in den 10 Sahren 
nach Inkrafttreten des Geſetzes fällig wird, nicht allein über die Dauer 
feiner Beichäftigung und etwaigen Krankheit, fondern auch über die 
Höhe des von ihm in den lebten drei Kahren vor Inkraft— 
treten Des Bejehes bezogenen Lohnes oder Gehaltes eine ord- 
nungsgemäße Beicheinigung befißt. 

Selbfiverftändlich fiegt es im Intereſſe eines jeden, derartige Be- 
Icheinigungen forgfältig aufzubewahren. 

Bejonders zu beachten ift noch, daß denjenigen Verficherten, welche 
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mehr als 1410 Beitragswochen in verſchiedenen Lohnklaſſen bezahlt 
haben, diejenigen 1410 Beitragswochen berechnet werden, welche die 
höchſten Beiträge enthalten. 

Diejenigen, welche ſich ſelbſt verſichern oder freiwillig die Verſiche⸗ 
rung fortſetzen, weil ſie keinen beitragspflichtigen Arbeitgeber mehr haben, 
zahlen für die Beitragswoche 20 Pfennige, alſo den vollen Beitrag zur 
Lohnklaſſe II, ſowie 8 Pfennige wöchentlich Zuſatzbeitrag. 

Falls der Rentenberechtigte ſeinen Aufenthalt im Auslande nimmt, 
ſo ruhen während dieſer Zeit die Renten und tritt der Genuß derſelben 
erſt nach der Rückkehr des Verſicherten wieder ein. 

Der Anſpruch auf eine Rente erliſcht ferner, falls der Verſicherte 
eine Freiheitsſtrafe von mehr als einem Monat verbüßt oder in einem 
Arbeitshauſe, eventuell in einer Beſſerungsanſtalt untergebracht iſt, für 
die Dauer dieſer Zeit. 

Endlich erliſcht noch der Anſpruch auf dieſe Renten, falls der Ver- 
ſicherte innerhalb eines Zeitraumes von vier aufeinander folgenden Kalen⸗ 
derjahren insgeſamt nicht mindeſtens 47 Wochen Beiträge entrichtet Hat. 

Diefer Anſpruch auf Renten erhält wieder Geltung, wenn der Ber- 
fiherungspflichtige durch Wiedereintreten in eine Beichäftigung, welche 
das Berficherungsverhältnis zur Bedingung hat, oder durch freiwillige Bei- 
tragsleiftung Das Verficherungsverhältnis erneuert und Von diefem Erneue- 
rungdtermin ab eine Wartezeit von fünf Beitragsjahren verfloffen ift. 

Eine Quittungskarte fieht. auf der Außenfeite nach beifolgendem 
Schema ausgefüllt folgendermafen aus: 


Berficherungsanftalt: Provinz Schlefien Stempel 
der 
Ausgeſtellt von dem Magijtrat in Görlig Nußgabefieße. 


am 3. Januar 1891. 


Zur Vermeidung der Ungültigfeit umzutaufchen vor dem Schluffe 
des Jahres 1894. 


Bor- und Buname: Ernft Miblaff. 


Berufsftellung zur Seit der 
Ausstellung dieſer Karte 
Kreis 


zu Görlig Goͤrlitz in Schlefien. 
Amt: 


| Laufburſche. 
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Die Quittung für die eingezahlten Beiträge erfolgt durch Einkleben 
eines der Bahlung entiprechenden Betrages von Marken in die Duit- 
tung8larte des DVerficherten. 

Diefe Quittungskarte, deren Formular laut Bundesrates vom 
16. Mai 1890 feftgeftellt und durch Bekanntmachung bes Reichskanzlers 
(in Bertretung von Bötticher) vom 14. Juni 1890 veröffentlicht ift, ift 
auf einem aus Celluloſe beftehenden, mit Eiſenoxyd und Bleichromat gelb 
gefärbten Stoff von 4500 Meter Reiklänge, 3 Prozent mittlerer Dehnung 
und 2 Prozent Aſchegehalt hergeftellt. 

Die Rüdfeite enthält folgende nachitehende Vermerkung: 

„Die umſtehenden Felder ſind in der angegebenen Reihenfolge sum 
Einkleben der Marten (8 99) zu benußen; für jebe Kalenderwoche, in 
welcher eine verficherungspflichtige Beichäftigung ftattgefunden bat, muß 
eine Marke eingellebt werden. Am Falle der Selbftverlicherung, der 
freiwilligen Fortſetzung oder der Erneuerung der DVerficherung müfjen 
die für dieſe Fälle beitimmten bejonderen Doppelmarken (Marken ber 
Berfiherungsanftalt und Zuſatzmarken bes Reichs 88 117, 120, 121) 
benugt werden.“ 

Ferner enthält die Rückſeite der Quittungskarte nachitehende Straf- 
paragraphen bes Invaliditäts⸗ und Altersverſicherungs⸗Geſetzes vom 
22. uni 1889. 

8 108. Die Eintragung eines Urteils über Die Führung oder die 
Leiftungen des Inhaber ſowie fonftige durch dieſes Geſetz nicht vor- 
gejehene Eintragungen oder Bermerfe in oder an der Duittungslarte 
find unzuläflig. 

Duittungslarten, in welchen derartige Eintragungen oder Vermerke 
fi vorfinden, find von jeder Behörde, welcher fie zugehen, einzubehal- 
ten. Die Behörde Hat die Erſetzung derfelben durch neue Karten, in 
welche ber zuläffige Inhalt der erfteren nach Maßgabe der Beftimmung 
des 8 105 zu übernehmen ift, zu veranlafien. 

Dem Arbeitgeber ſowie Dritten ift unterjagt, die Duittungslarte 
nach Einklebung der Marten wider den Willen des Inhabers zurüd- 
zubehalten. 

Auf die Zurüdbehaltung der Karten ſeitens der zuftändigen Be- 
börden und Organe zu Zwecken bes Umtaufches, der Kontrolle, Berich- 
tigung, Aufrecjnung oder Übertragung findet biefe Beitimmung feine 
Anwendung. 

Duittungslarten, welche im Widerfpruch mit diefer Vorſchrift zurücd- 
behalten werden, find durch Die Ortspolizeibehörde dem Zuwiderhan⸗ 
deinden abzunehmen und dem Berechtigten auszuhändigen. Der eritere 
bleibt dem letzteren für alle Nachteile, welche diefem aus der Zuwider⸗ 
handlung erwachjen, verantwortlich. 

8 146. WBerfonen, welche es unterlaffen, im Falle der Selbftver- 
ſicherung oder der freiwilligen Verficherung (88 8 und 117) die vor- 
geichriebenen Zuſatzmarken zu verwenden, können, fofern nicht nach an- 
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beren Gefeben eine höhere Strafe verwirkt ift, durch die untere Ber- 
waltungsbehörde ihres Bej.häftigungsortes mit Ordnungsftrafe bis zu 
einhundertundfünfgig Mark bejtraft werben. 

8 151. Wet in Quittungslarten Eintragungen oder Vermerke 
macht, welche nach 8 108 unzuläſſig find, wird mit Geldftrafe bis zu 
zweitaufend Marl oder mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten beftraft. 
— Sind mildernde Umftände vorhanden, jo Tann ftatt der Gefängnis- 
firafe auf Haft erkannt werden. 

Die Innenſeite ift in 52 Felder geteilt für die 52 Wochen eines 
Kalenderjahres zum Einfleben der Marken, enthält außerdem einen 
Kleinen Raum zur Aufrechnung ber in der Quittungslarte eingellebten 
Marlenbeträge in den einzelnen Lohnklaffen, fowie zwei Rubriken, in 
deren einer die Dauer etwaiger befcheinigter Krankheiten, in deren an- 
derer die Dauer etiva eingetretener militärischer Dienftleiltungen ver- 
merkt wird. 

Unten enthält dieſelbe einen Quittungsraum für Stempel, Ort und 
Datum fowie Unterjchrift der aufrechnenden Stelle. 

Bemerken wollen wir fchließlich noch, daß mit einer Geldftrafe bis 
zu 300 ME., eventuell Haft oder noch härter beitraft werden: 

1. Urbeitgeber, welche den von ihnen beichäftigten Perſonen wifjent- 
lich mehr als bie Hälfte des für bie beiden legten Lohnzahlungs⸗ 
perioden verwendeten, bezw. in benfelben fällig gewordenen 
Betrags an Marten bei der Lohnzahlung in Anrechnung bringen; 

2. Ungeftellte, welche einen folchen größeren Abzug wiſſentlich 
bewirfen; j 

3. Diejenigen Perfonen, welche dem Berechtigten eine Duittungs- 
karte widerrechtlich vorenthalten. 

Betreffs der Arbeitgeber iſt noch zu bemerken, daß in den Ausſchuß 
einer jeden Verſicherungsanſtalt wenigſtens fünf Arbeitgeber als Ver⸗ 
treter ihres Standes gewählt werden müſſen. 

Wählbar ſind deutſche, männliche, großjährige Perſonen, die im 
Bezirke der Verſicherungsanſtalt ihren Wohnſitz haben, im Beſitz der 
bürgerlichen Ehrenrechte und in der Verwaltung ihres Vermögens nicht 
beſchränkt ſind. 

Auch die ſeitens dieſer bevollmächtigten Leiter ihrer Betriebe ſind 
an ihrer Stelle wählbar, ſofern dieſelben obigen geſetzlichen Anforderun⸗ 
gen entiprechen. 

Die Vertreter der Verficherten dürfen wegen der Erfüllung der 
ihnen aus dieſer Stellung erwachſenden Obliegenheiten feiteng der Urbeit- 
geber in ihrem Wrbeitsverhältnis nicht gefchädigt noch gemaßregelt 
werden. 

Aus der Zahl der Arbeitgeber werden Beifiber zu den Schieds⸗ 
gerichten gemwählt. 

Ale Eintragungen über Führung und Leiftungen des Inhabers in 
die Quittungsfarten feitens bes Wrbeitgeber8 oder irgend eines Dritten 
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in die Duittungsfarten find ftreng unterjagt, ebenjo biejelbe wider 
Willen des Inhabers zurücdzubehalten, und kann der Arbeitgeber in 
diefem Falle durch die DOrtspolizeibehörde zur Nüdgabe gezmungen 
werden, ift auch dem Inhaber der Karte für allen erwachienden Schaden 
verantivortlich. 

Dem Arbeitgeber liegt es ob, bei der Lohnzahlung die erforderlichen 
Marten in die Quittungskarte einzufleben, die Marten aus eigenen 
Mitteln zu erwerben und den Betrag, ſoweit folder vom Arbeiter ge- 
jeglich zu leiften ift, Demfelben bei der Lohnzahlung in Abzug zu bringen. 

Folgende Strafen können die Urbeitgeber in diefen Angelegenheiten 
treffen: 

„wegen Nichtbefolgung gegebener Kontrollvorfchriften bis zu 100 ME., 
wegen Verweigerung der nötigen Wufichlüffe zur Kontrolle big 
zu 300 Mt., 

megen unrichtiger Nachweifungen bis zu 500 ME, 

wegen unrichtiger Marlenverwendung big zu 300 ME., 

wegen Verwendung anderer al® Der vorgejchriebenen Marken mit 
20—1000 Mt. oder Gefängnis, 

wegen Mehrberechnung von Markenbeträgen beim Lohnauszahlen 
-an die Arbeiter, als für diefelben zu ihrer Hälfte verwendet 
find, big zu 300 Mt. oder Haft, 

wegen twiberrechtlicher Vorenthaltung ber Duittungsmarfe bis zu 
300 ME. oder Haft, 

wegen ber Verhinderung von Verficherten an der Übernahme ober 
Ausführung von diesbezüglichen Chrenämtern bis zu 300 ME. 
oder Haft. 

Die Vertreter ber Arbeitgeber werben zu ben Enticheidungen bes 
Neichsverligerungdamtes zugezogen. 

Die Arbeitgeber haben die Verpflichtung, Verficherten, welche zur 
Zeit des Inkrafttretens dieſes Gefebes das 40. Lebensjahr bereits über- 
ſchritten haben, gemifie notwendige vom Geſetz verlangte Nachweife zu 
liefern. 

Die Arbeitgeber haben dag Recht, mit obigen Funktionen, ſoweit 
ih folche auf die Erteilung von Nachweifungen, Anzeigen oder die Ver- 
wendung von Marken und Verrechnung derfelben bei der Lohnauszah⸗ 
[ung beziehen, die bevollmächtigten Leiter ihrer Betriebe zu beauftragen. 

Die Berficherten ihrerfeit3 müffen fich bei ber Lohnauszahlung den 
Abzug der auf ihr Teil entfallenden Hälfte des gezahlten Martenbetrags 
gefallen Iafjen, jedoch dürfen diefe Abzüge fich nur auf die während der 
—* der beiden letzten Lohnzahlungsperioden geleiſteten Beiträge er- 

eden. 

Im Falle der Unterbrechung eines beftehenden Urbeits- oder Dienit- 
verbältnifies Tann, falls die Unterbrechungszeit vier Monate nicht über- 
fteigt, das Berficherungsverhältnig auch ohne Zahlung von Bufagmarlen 
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aufrecht erhalten werden, wenn der Arbeitgeber oder der Verficherte Die 
laufenden Beiträge auch fernerhin bezahlen. 

Bei den Abrechnungen zivifchen dem Urbeitgeber und dem Ver- 
fiherten fich etwa ergebende Bruchpfennige werden, falls fie auf Die 
ſeitens des erfteren zu zahlende Hälfte fallen, nach oben, im entgegen- 
gejegten Falle nach unten abgerundet. 

Jede unrichtige Verwendung von Marken feitens bes Verficherten 
wird entiprechend beftraft. 

Bon diefer DVerficherung ausgeichloffen find ſolche Perfonen, 
welche infolge ihres Törperlichen oder geiftigen Zuftandes fich nicht in 
der Lage befinden, durch eine nach Maßgabe ihrer Kräfte und Fähig- 
leiten bemeſſene Zohnarbeit mindeftens ein Drittel des nach $ 8 bes 
Kranfenverficherungsgefeßes für ihren Beichäftigungsort für gewöhnliche 
Tagearbeiter feftgefegten Tagelohns verdienen zu können. 

Auch die auf Grund dieſes Geſetzes eine Invalidenrente beziehenben 
Perjonen kommen für eine Verficherung zur Altersrente nicht in Betracht. 

Wir machten bereit$ am Cingange unferes Berichtes über dieſes 
wichtige Geſetz darauf aufmerkfam, daß für fehr viele ber Beteiligten 
die Erlangung von Nachweifen über Beichäftigung, Krankheiten ꝛc. zur 
Vertretung ihrer Intereſſen ſich als notwendig herausftellen würden 
und wir geben deshalb in dem fich anfchließenden Formularbuch behufs 
Erlangung dieſer notwendigen Nachtweife eine Leine Anzahl Mufter- 
formulare. 

Wir glauben nunmehr unfere werten Leſer über dieſes mweit- 
tragendfte unſerer fozialpolitifchen Geſetze nach jeder Richtung infor- 
miert und aufgellärt zu Haben. Wünſchen mollen wir, daß diele Gefeh- 
gebung ihren Zweck erfüllen, in jeder Beziehung fegenzreich wirken, zur 
Bufriedenbeit und Beruhigung des Volkes dienen und unferem teueren 
Baterland den inneren fozialen Frieden erhalten möge. 

Zum Schluffe verweilen wir auf die folgende und ausgefüllte 
Duittungsfarte und Die Belanntmachung vom Reichskanzler vom 
14. Juni 1890. 


Bekanntmahung, 


betreffend die für die Invaliditäts- und Witersperjicherung zu berwendende 
Quittungstarte. 


‚Auf Grund des 8 101 Abſatz 2 des Gefehes, betreffend die In⸗ 
validitätg- und Altersverficherung, vom 22. Juni 1889 (NReich8-Gefep- 
blatt Seite 97) bat der Bundesrat in ber Sitzung vom 16. Mai d. J. 
beichloffen, daß für die daſelbſt vorgefehenen Duittungsfarten das unten 
abgedrucdte probemweife ausgefüllte Formular zu verwenden if. Das- 
jelbe ift auf einem aus Cellulofe beftehenden, mit Eifenoryd und Blei- 
chromat gelb gefärbten Stoff von 4500 Meter Reißlänge, 3 Prozent 
mittlerer Dehnung und 2 Prozent Ufjchegehalt Herzuitellen. 








wenn 
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Verficherungsanftalt: Provinz Sachſe n— 
(Öter ift bei der erſten Dutttungstarte der Name derjenigen Anſtalt einzutragen, in (Gtempel 
deren Bezirk der Berficherte zu diefer Zeit beichäftigt ift, jede folgende Karte Ift mit der 


dem Namen ber auf der nächſtvorhergehenden Starte vermerkten Anſtalt zu veriehen) Wusgabejftelle , 


Ausgeftelt von dem Magiftrat in Wittenberg... 
(Bezeichnung der ausftellenben Stelle.) 


am sten Kannar........... — — 


Zur Vermeidung der Ungültigkeit umzutauſchen vor dem Schluffe des Jahr — — 


Quittungstarte Ar. ——— für 


Bors und Zuname: Friedrih Schulze . 
VBerufsftellung zur Beit der Ausſtellung dieſer Starte 


geboren am Sten Februar im Jahre 1865 


zu Shüren.... RB Süre in Weſtphalen 


DIT EST SEI SS SEEE IE SZ SEES REISTE TYP EL IEDRITELTIITVETTTPIIOTPIOeTPeT ee r 


Die umftehenden Felder find in der angegebenen Reihenfolge zum Einkleben der Marten 


{$ 99) zu benugen; für jede Kalenderwoche, In welcher eine verficherungenfiichti e Beidhäftigung 
ftattgefunden Bat, muß eine Marke eingeliebt werben. Im Falle der Selbftverficherung, der frei: 


willigen Sortjegung ober ber Erneuerung ber Berfiherung müflen bie für biefe Fälle beftimmten 


befonderen Doppelmarten (Marten der Berfiherungsanfta 


t und Bufagmarten 
nes Reichs, $$ 117, 120, 181) beriugt werben. 





Invaliditäts- und Altersverficherungsgefeß vom 22. Juni 1889. ' 


6 1086. Die Eintragung eines Urteils über bie Führung ober bie Belftungen des Inhabers, fomie 
fonftige durch dieſes Geſetz nicht vorgefefene Eintragungen ober Vermerke in oder an ber Dulttungss 
torte find unzuläſſig. Duittungslarten, in welchen berartige Eintragungen oder Bermerke fich vor: 
fin find von jeder Behörde, weicher fie zugehen, einzubehalten. Die Behörde hat bie Erfegung 
derielben durch neue Karten, in welche der zuläjfige Inhalt der eriteren nad) Maßgabe ber Bes 
fimmung des $ 105 zu übernehmen iſt, zu veranlaffen. 

Dem Ürbeitgeber fowie Dritten ift unterfagt, die Quittungskarte nad Einffebung ber Marken 
wiber ben Willen des Inhabers zurüdzubehalten. Auf bie Zurückbehaltung der Karten feltens ber 
suftändtgen Behörben und Organe zu Biweden des Umtaufches, der Kontrolle, Berichtigung, Aufrech⸗ 
nung ober Übertragung findet diefe Beitimmung feine Anwendung. 

Dnittungälarten, welche im Widerijprud mit diefer Vorſchrift zurüdbebalten werben, finb buch 
bie Ortspolizeibehörbe dem Bumiderhandelnden abzunehmen und dem Berechtigten auszuhändigen. 
Der Re min dem lesteren für alle Nachteile, welche diefem aus ber Zuwiderhandlung erwachien, 
verantwortlich. \ 

5 146. Berfonen, welche es unterlaffen, im alle ber Selbfiverfiherung ober der freiwilligen 
Serfiherung (S$ 8 und 117) bie vorgeithriebenen uſatzmarken au verwenden, können, ſofern nicht 
nad; anderen Geſetzen eine böhere Strafe verwirkt tft, durch bie untere Bermaltungsbehörbe ihres 
Beihäftigungsories mit —— bis zu einpunbertfänfgig Mark beitraft werben. 

151. Ber in Quittungskarten Eintragungen oder Bermerle macht, welche nach $ 108 unzuläffig 
find, wirb mit Geldftrafe bis zu zmeitaufend Mark oder mit Gefängnis biß zu ſechs Monaten beftraft. 
Eind milbernde Umftände vorhanden, fo kann ftatt ber Befängnisitrafe auf Haft erfannt werben. 


Außenſeite. 
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112 


+ 





Zahl der Beitragswochen in Lohntlaffe 


vom 
19|3| 1891 
BE 
BE 


Datum): —— — 


(Bezeidnung ber 


aufrechnenden — ——— 


Stelle): 





Innenſeite. 
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Gleichzeitig Hat der Bundesrat ben Beichluß gefaßt, daB von ber 
befonderen Herftellung der Zuſatzmarken des Reiche ($ 121 a. a. ©.) 
abgejehen und ftatt deſſen für jede Verficjerungsanftalt eine Doppel- 
marke bergeftellt werde, welche die Zuſatzmarke mit einer Marfe der 
Lohnklaſſe LI verbindet. 


Berlin, den 14. Juni 1890. 


Der Reichskanzler. 
An Bertretung: von Boetticher. 


Dies find in großen Grundzügen die fozialpolitiichen Reichsgeſetze. 
Ein ausführlicheres Eingehen würde den Rahmen unferes Buches, wel- 
ches gleichmäßig die ganze Reichsgeſetzgebung berüdfichtigen will, zu jehr 
überfteigen, und es ſei wegen der Einzelheiten Daher auf ben nachfol⸗ 
genben Text verwiejen. 


Rechtsbuch II. 


Us 





B. 
Rrankenverficherungsgeleh. 


Vom 15. Juni 1883 (R.G.B. ©. 73). 


Sn der Fafſſung der Novelle vom 10. April 1892. 





I. 


Allgemeiner Teil. 
Wir Wilhelm, von Bottes Gnaden Deutfcher Raifer, 


König von Preußen x 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuftimmung 
des Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 


A. Verfiherungszwang. 


81. Perſonen, welche gegen Gehalt 
oder Lohn befchäftigt finb: 
1. in Bergwerken, Salinen, Aufberei- 
tungsanttalten, Brüden und Oruben, 
in Fabrifen und Hüttenwerken, beim 
Eijenbahn-, - Binnenfchiffahrtd> und 
Baggereibetriebe, auf Werften und 
bei Bauten, 
im Sandelägewerbe, im Sander! 
und in ſonſtigen Getverbebetrieben, 
a. in dem Geichäftsbetriebe der Anwälte, 
Notare und Gerichtövollzieher, der 
Kranlenkaſſen, Berufägenofjenichaften 
und Berfiderungsanftalten, 
. in Betrieben, in denen Dampffejjel 
oder durd) elementare Kraft (Wind, 
Waller, Dampf, Gas, heiße Luft 


2. 


2 


“ 


u. ſ. w.) bewegte Triebwerke zur Ver- 
‚tigt ſind und nicht bereit3 auf Grund 


wendung kommen, ſofern Diefe Ber- 


wendung nicht ausſchließlich in vor⸗ 
„ergehenber Benutzung einer nicht 
zur Betriebsanlage gehörenden Kraft⸗ 
maſchine beſteht, 
find mit Ausnahme ber Gehülfen und 
Lehrlinge in WUpothelen, ſowie der im 
2 unter Biffer 2 bi3 6 aufgeführten 
jonen, jofern nicht die Beſchäftigung 
durch die Natur ihres Gegenſtandes oder 
im voraus durch den Ürbeitävertrag auf 
einen Beitraum von weniger al3 einer 
Woche beichränkt ift, nad Maßgabe ber 
Vorſchriften dieſes Geſetzes gegen Kranf- 
heit zu verſichern. 

Dasſelbe gilt von Perſonen, welche in 
dem geſamten Betriebe der Poft- und 
Zelegraphenveriwaltungen, jowie in ben 
Betrieben der Marine» und Heeresverwal⸗ 
tungen gegen Gehalt oder Lohn beichäf- 








Krankenverſicherungsgeſetz. 88 2 bis 8. 


der vorftehenden Beltimmungen ber Kran⸗ 
fenverficherungspflicht unterlie 
Die Selagung von Serien, au 
Iche die Vorſchriften der 
der Seemannsordnun 


5* 1872 NReichs ðe 
nwendu 


vom 27. 33 | 
chs⸗Geſetzbl. ©. 409) 
finden, unterliegt ber Ver⸗ 
ficerungap icht nid. 
tungögehülfen und Lehrlinge unter- 
biegen ber Verſicherungspflicht nur, In 
jern ch —— die ihnen nad) 8 6 
andeisgefeghuchs au 
ebenen ee aufgehoben oder be⸗ 
Ichräntt find. 
* Gehalt oder Lohn im Sinne dieſes 
es gelten auch Tantiemen und Na⸗ 
hei züge. Fur die letzteren wird ber 
Durſchnittswert in Unfag gebracht; dieſer 
Wert wird von der unteren Verwaltungs 
behörbe feftgejeßt. 





! 
| 
| 
5 2. Durch ſtatutariſche Beſti 
atutariihe Beftimmun 
einer Gemeinde für ihren Bezirk, ober 
eined weiteren Sommunalverbandes für 
feinen Bezirk ober Teile desſelben, kann 
die Anwendung ber Vorſchriften des 81 
erjivedft werben: 
1. auf Diejenigen im : 1 bezeichneten 
‚Berionen, ren Beichäftigung durch 
Die Natur ihres Gegenitandes oder 
im voraus durch den Ürbeitövertrag 
auf einen Zeitraum von weniger als 
einer Woche beichräntt ift, 
auf die in Sommunalbetrieben und 
im Stommunaldienfte beichäftigten | 
PBerjonen, auf weldje die Anwendung 
des 8 1 nicht durch anderweite reichs⸗ 
| 
| 


geienliche Vorſchriften erftredt iſt, 


8. auf biejenigen Tamilienangehörigen 
eines Betriebsunternehmers, Deren 
in dem Betriebe nicht 


— 
Grund eines Arbeitsvertrages 


ſtattfindet 
auf felbftänbige Getverbetreibende, 
welche in eigenen Betriebsftätten im 
Auftrage und für Rechnung anderer 
Gewerbetreibender mit der Herftellung 
oder Benrbeitung gewerblidder Er- 
zeugniſſe beſchäftigt werden Haus⸗ 
induſtrie), und zwar auch für den 
U, Daß ſie die Roh⸗ und Hülfge 
offe ſelbſt beihaffen, und aud) jür 
e Beit, während melcder jie vor- 
übergeenb für eigene Rechnung ar- 
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5. auf Handlungsgehülfen und Lehr⸗ 
Fi foweit dieſelben nicht nad) 
verfichenumgöpilnhtig ‚Nind, 

6. HR Die in der La nd Forſt⸗ 

ah befchäftigten Urdeiter und 
DBetriebsbeamten. 
Die auf Grunb diefer Vorſchrift er 
henden ftatutariihen Beitimmungen 
em Die genaue Bezeichnung berjenigen 
Klaſſen und Perfonen, auf welche die An- 
wendung der Vorfchriften des 8 1 er- 
ftredt werben foll, und in den Fällen ber 
' gillen 1 und 4 Beftimmungen über bie 
rpflihtung zur An⸗ und Wbmeldung, 
jowie über De Berpflihtung zur Eim 
zahlung der Beiträge enthalten. 

Sie bedürfen ber Genehmigung ber 
höheren Verwaltungsbehörde und find in 
der für Belanntmadyungen ber Gemeinde 
behörben vorgelchriebenen oder üblichen 
Form zu veröffentlichen. 


8 20. Die Anwendung der Borjchrite 
ten be3 $ 1 Tann auch auf ſolche in 
Betrieben oder im Pienfte des Reichs 
oder eined Staates beichäftigte Perſonen 


erſtreckt werben, welche der Krankenver⸗ 
Drang 


pflicht nicht bereit3 nach gelep- 

ftimmungen unterliegen. “Wie 
Gerd erfolgt durch Derlügung des 
Rei ötmalerd beziehungsweiſe der Ben- 
tralbehörbe. 








2b. Betriebsbeamte, Werkmeifter 
Techniker, Yanblungsgehülfen unb 
Nehrlinge, ſowie unter $ 1 Ubjag 1 
Biffer 2a fallenden Perjonen unterliegen 
der Berfiherungspflicht nur, wenn ihr 
Ürbeitsverdienft an Lohn oder Gehalt 
ſechsupeidritte Mark für den Arbeitstag 
ober, fofern Lohn ober bc ur nad) gro» 
Beren Zeitabſchnitten bemeifen ift, zwei⸗ 
taujend Mark für dad Jahr gerechnet, 
nicht überfteigt. 
Dasſelbe gr bon anderen unter 3 2 
Abſatz 1 Bilfer 2 und $ 2a fallenden 
Berfonen, jomeit fie Beamte find. 


8 3. Perſonen des Goldatenitandes, 
fowie ſolche in Betrieben oder im Tienfte 
des Neichs, eined Staates oder Kom⸗ 
munalverbande3 beichäftigte Perſonen, 
welche dem Reich, Staat oder Kommunal⸗ 
verbande gegenüber in Kranlheitsfällen 
Anſpruch aut Yortzahlung des Gehalts 
oder bes Lohnes —*— für drei⸗ 
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zehn Wochen nad) ber Erkrankung oder 
auf eine den Beftimmungen des 8 6 ent- 
Ipre Unterftügung haben, find von 
der Berfiherungzpflit ausgenommen. . 


8 8a. Wu ihren Untrag find von 

der PVerficherungspflicht zu befreien: 

1. Berfonen, melche infolge von Ver 
fegım Gebrechen, chroniſchen 
Krankheiten oder Alter nur teilmeije | 

oder nur zeitweiſe erwerbsfähig ind, 
wenn ber ımterjtügungspflichtige Ar⸗ 
menverband der Befreiung zuftimmt. 

2. Perfonen, welchen ge en ihren Arbeit⸗ | 
geber für den Fall der Erkrankung 
ein Rechtsanſpruch auf eine den Be 
ftimmungen 8 6 entiprechende 
oder gleichivertige Unterftügung due 
Ieht, —* die Leiſtungsfähigkeit des 

AUrbeitgebers zur Erfüllung des Un | 
ſpruchs gelichent iſt. | 

Wird der Antrag auf Befreiung von 

der Verwaltung der Gemeinde⸗Kranken⸗ 
verjicherung ober von dem Vorſtande ber 
Krankenkaſſe, welcher der Antragſteller | 


— 








auf Anrufen bes Antragitellerd die Aufe 
fi ae örde u, Eh 
Falle zu ilt die einge 
räumte Befreiung nur Kr die Dauer 
des Ürbeitövertraged. Sie eriiicht vor | 
Beendigung des Arbeitsvertrages: 

a. wenn ſie von ber Aufſſichtsbehörde 
wegen nicht genügender Leiſtungs⸗ 
fähigleit des Arbeitgebers von Amts- 
wegen oder auf Antrag eines Be 
teiligten aufgehoben mird. 


af Km würde, abgelehnt, fo enticheibet 





Ktrankenverſicherungsgeſetz. 88 3a bis 4. 


b. Bene der ee —* befreite 
on zur Kran icherung an⸗ 
meldet. Die Anmeldung iſt ohne 
vechtliche Wirkung, wenn die befreite 
Perfon zur Zeit berjelben bereits 
erkrankt war. 


Inſoweit im Erkrankungsfalle der gegen ' 


ben Arbeitgeber beitehende Anſpruch nicht 
erfüllt wird, ift auf Antrag ber befreiten 
Perfon von der Gemeinde-Krantenver- 
fiherng ober von ber Krankenlaſſe, 
welcher fie im ee ange 
Fi haben twürbe, die gejehliche oder 
atutenmäßige Kranfenunterftügung zu 
gerähren. ie zu dem Ende gemachten 
u ngen find von dem Arbeitgeber 
zu erftatten. 


8 8b. Auf den Antrag des Wrbeit- 
gebers jind von der Verſicherungspflicht 
u befreien Lehrlinge, welchen durch ben 
Ölcheit er für die während ber Dauer 
des heberhättmiffes eintretenden Er 
franfungsfälle ber Unfpruch auf freie Kur 
oder Verpflegung in einem ——— 
auf bie im 8 6 Abſatz 2 bezeichnete 
Dauer geſichert ift Gleiches gilt von 
Verfonen, welche im alle der Arbeits⸗ 
(ofigleit in einer ber Verſicherungspflcht 
begründenden Art in Botuthatigeus 
an beſchäftigt werden, Zweck 
darin beſteht, arbeitsloſen Perſonen vor⸗ 
übergehend Beſchaͤftigung zu gewähren. 
(Urbeiterkolonien und Ddergl.) 

Die Beitimmungen ded 8 3a Abſatz 2 
bi3 4 finden entiprechende Anwendung. 





B. Gemeinde-Rrankenverficherung. 


84. Für alle verjicherunaspflichtigen . 
Perſonen, welche nicht ° i 
einer Orts⸗Krankenkaſſe (8 16), 
einer Betrieb (Fabrik⸗ſtranken⸗ 
kaſſe ($ 59), 
einer Bau-frimtenlaffe Ni 69), 
einer Innungs⸗Krankenkaſſe (8 73), 


8 
® 
sr 
ä 
J 
8 
— 
—— 
* 
& 
2* 
85 
x ES) 
us 
8 


1 bis 3 bezeich⸗ 
neten Urt, welche der Berficherungsrntick Ä 
nicht unterliegen und deren jährliches | 
Geſamteinkommen zweitaufend Mark nicht 


überjteigt, ſowie Dienſtboten jind beredr 
tigt, der Öemeinbe-Stranfenner]i erung 
en Kg in deren — Ki be 
tigt find, beizutreten. Durch jtatuta- 
riſche Beitimmung ($ 2) kann auch an- 
deren nichtverſicherungspflichtigen Perjo- 
nen bie Aufnahme in die Gemeinbe- 
Kranfenverjiherung geitattet ober das 
Recht des Beitritt3 eingeräumt werben, 
jofern ihr jährlihes Geſamteinkommen 
zweitaufend Mark nicht überfteigt. 

Der Beitritt der Berechtigten eotgt 
durch fchriftliche oder mündliche Erkl 
rung beim Gemeindevorſtande, gewähri 
aber keinen Anſpruch auf —DE 


Srantenverficherungägejeß. 88 5 bis 6a. 


im alle einer bereit3 zur Zeit dieſer 
Erflärung eingetretenen Erkrankung. Tie 
Gemeinde iſt berechtigt, nichtverjicherung- 
pflichtige Perjonen, welche ji zum Bei» 
tritt melden, einer ärztlichen Unter 
fuhung unterziehen zu lajjen, umd, wenn 
biete eine bereit3 beftehenbe Krankheit er 
giebt, von ber Verſicherung zurüdzu- 
weijen. 

Freiwillig Beigetretene, welche Die 
Verſicherungsbeitraͤge ($ 5) an zwei auf⸗ 
einander —— Zahlungsterminen 
nicht geleiſtet haben, ſcheiden damit aus 
der Gemeinde⸗Krankenverſicherung aus. 


85. Denjenigen Perſonen, für welche 
die Gemeinde⸗Krankenverſicherung ein⸗ 
tritt, iſt von der Gemeinde, in deren 
Bezirk ſie beihäftigt find, im Falle einer 
Krankheit oder durch Krankheit Herbei- 

geführten Me Kranken⸗ 
unten zu gewähren. 

Bon feiben 5 at Me Gemeinde Kran⸗ 
tennerfiherumgabeittäge (8 9) zu erheben. 


8 5a. Für Berfonen, welche in 
werbebetrieben beichäftigt find, heren 
Natur es mit fich bringt, Daß einzelne 
Arbeiten an mwechjelnden Orten außerhalb 
der Betriebsftätte ausgeführt werden, gilt 
auch für die Zeit, während welcher jie 
mit folchen Arbeiten beichäftigt find, als 
Belhältigungsort der Sib des Gewerbe⸗ 


renden aan üchige Perjo- 
nen von einer Öffentlichen oder privaten 
Betriebsverwaltung mit Arbeiten beſchäf⸗ 
—A welche an wechſelnden, in verſchie⸗ 

denen Gemeinbebezirten belegenen Orten 
auszuführen find, to gilt gilt, falls nicht nad) 
Anhörung, der beteiligten Verwaltungen 
und Gemeinden oder weiteren Kommunal» 
verbänden bon der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde etwas anderes beitimmt wird, als 
Beichäftigungäort diejenige Gemeinde, in 
welcher Die mit der unmittelbaren Xeitung 
jener Arbeiten betraute Stelle ihren Sit 








Tür Berfonen, welde in der Yand- 
oder Forſtwirtſchaft AR — an 
wechſelnden, in v Gemeinde⸗ 
besirlen belegenen tn "angenommen 
find, find, gt as Beiötigungeert der Sitz 

ype⸗ vom 
ges Mai 1886, etzbl 132). 
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86. Als Krankenunterſtützung ift zu 
geiwähren: 

. dom Beginn der Krankheit ab freie 
ärztliche Behandlung, Arznei, ſowie 
Brillen, Bruchbänder und ähnliche 
Heilmittel; 

2. im Falle der Erwerbsunfähigkeit 
vom dritten Tage nach dem Tage 
der Erkrankung ab für jeden Ar— 
beit Ei ein Kranfengeld in Höhe der 
Hälfte des ortsüblichen Tagelohnes 
gewöhnlicher Tagearbeiter. 

Die Kranfenunterjtügung endet ſpäte⸗ 
ftens ‚mit dem Ablauf der breizehnten 
Woche nach Beginn der Krankheit, im 
Falle der Erwerbsunfähigfeit fpäteftens 
mit dem Ablauf der dreizehnten Woche 
nah) Beginn des Krankengeldbezuges. 
Endet der Bezug des Krankengeldes erft 
nad) Ablauf der dreizehnten Woche nad) 
dem Beginn ber Krankheit, fo endet mit 
dem Bezuge bes Krankengeldes ugleic) 
auch ben Anspruch auf die im Abſatz 1 
unter Ziffer 1 bezeichneten Leiſtungen 

Tas Stranfengeld ijt nach Abla Ka jeder 


VWoche zu zahlen. 





8 6a. Die Gemeinden find ermädy 

tigt, ‚ge beſchließen: 

1. das Perſonen, welche der Verſiche⸗ 
rungspflicht nicht unterliegen und 
freiwillig der Gemeinde-Kranlenver⸗ 
ficherung beitreten, erſt nach Ablauf 
einer auf höchſtens ſechs Wochen vom 
Beitritt ab zu bemeſſenden Friſt 
Krankenunterſtützung erhalten; 

2. daß Verſicherten, welche die Ge 
meinde - ranfenverjicherung durch 
eine mit dem Berlujt der blrger- 
lichen Ehrenrechte bedrohte oe 
Handlung gejchädigt haben, für die 
Dauer von rät Monaten feit Be- 
chung der Strafthat, ſowie daß Ber- 
Sherten, welche fi) eine Krankheit 
vorjäglich oder durch ſchuldhafte Be- 
teiligung bei Schlägereien oder Rauf- 
händeln, durch ZTrunffälligfeit oder 
geichlechtliche Ausichweifungen zuge- 
zogen haben, für diefe Krankheit das 
Krankengeld gar nicht oder nur teil- 
weiſe zu gewähren ift; 

3. daß Berficherten, welche von der Ge⸗ 
meinde die Sranfenunterftügung um 
unterbrochen oder im Xaufe eines 
Beitraum3 von zwölf Monaten für 
dreizehn Wochen bezogen haben, bei 
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Eintritt eined neuen Unterſtützungs⸗ 
falles, jofern dieſer durd) die gleiche 
nicht gehobene Te ver⸗ 
anlaßt iſt, im Laufe der nächſten 
zwölf Monate Krankenunterſtützung 
nur für bie Gejamtdauer von drei- 
gehn Wochen zu gewähren iſt; 

B Krankengeld allgemein oder 
unter beſtimmten Borausjegungen 
ion vom Tage des Eintritt3 der 
Erwerbsunfähigfeit ab, fowie für 
Sonn- und Seiltage zu ‚alten it; 
5. daß Perficherten auf ihren Antrag 

bie im $ 6 Abſatz 1 Ziffer 1 ber 
jeiöneten Leiſtungen auch für ihre 

Krankenverſicherungszwange nicht 
unterliegenden Familienangehörigen 
zu gewähren find; 

B die ärztlide Behandlung, bie 
Lieferung der Arznei und die Kur 
und Verpflegung nur durch beſtimmte 

e, Apotheken und Kranken— 
äuſer zu gewähren jind und Die 
zahlung durch Inanſpruch⸗ 

nahme anderer Aerzte, Apotheken 
und Krankenhäuſer entſtandenen 
Koſten, von dringenden Fällen ab- 
gejehen, abgelehnt werden Tann. 

Die Gemeinden find ferner ermäditigt, 
Borfihriften über die Kranfenmeldung, 
über da3 Verhalten der Kranken und über 
die Krankenaufſicht zu erlaſſen und zu 
beitimmen, daß Berlicherte, welche dieſen 
Vorichriften oder den Anordnungen Des 
behandelnden Arztes zumiderhandeln, 
Ordnungsſtrafen bis zu zwanzig Mark An 
erlegen Haben. Borkhuften Biefer rt 
bedürfen der Genehmigung der Auffichts- 
behörde. 


87. Un Stelle der im 8 6 vorge 
ſchriebene Leiftungen kann freie Pur und 
Berpflegung in einem Sranfenhaufe ge- 
währt werden, und zivar: 

1. für Diejenigen, welche verheiratet 
jind, oder eine eigene Haushaltung 
haben, oder Mitglieder der Hause 
— ihrer Familie ſind, mit ihrer 

uſtimmung, oder unabhängig von 
derſelben, wenn die Urt der Krank⸗ 
heit Anforderungen an bie Behand» 
lung oder Verpflegung Stellt, melchen 
in der Familie des Erkrankten nicht 
genügt werden kann, oder wenn Die 
Krankheit eine anftedende ift, ober 
wenn ber Erkrankte wiederholt ben 





Krantenverficherungsgefeg. 88 7 bis 9. 


auf Grund des 8 6a Abſatz 2 er 
lafjenen Vorſchriften zuwider gehan⸗ 
delt hat, ober wenn deſſen Zuftand 
oder Verhalten eine fortgejegte Be 
obachtung erfordert; 
2. für fonftige Erkrankte unbedingt. 
Hat ber in einem Krankenhauſe Unter- 
gebrachte Angehörige, deren Unterhalt er 
bisher aus einem Arbeitsverdienft ber 
fteitten Hat, jo iſt neben der freien Kur 
und Rerpflegung die Hälfte des im $ 6 
als Krankengeld ſeſtgeſetzten Betrages für 
Diefe Angehörigen zu zahlen. Die Zah—⸗ 
fung fann unmittelbar an die Ange— 
hörigen erfolgen. 


8 8, Der Betrag de3 ortsüblichen Tage 
lohnes gewöhnlicher Tagearbeiter wird von 
der höheren Verwaltungsbehörde nad) An⸗ 
hörung der Gemeindebehörde feftgejegt und 
dur das für ihre amtlihen Belannt- 
madjungen bejtimmte Blatt veröffentlicht. 
Uenderungen der Feitfegung treten erit 
ſechs Monate nad) der Veröffentlichung 
m Die ei findet fü nliche 

ie tſetzung findet für männli 

und weibliche, für Perſonen über und 
unter ſechszehn Jahren beſonders ftatt. 
Für Berfonen unter 16 Jahren (jugend- 
liche Berjonen) kann die Teitjegung ge- 
trennt für junge Leute zwijchen vierzehn 
und jechszehn Jahren und für finder 
unter vierzehn Jahren vorgenommen wer- 
den. Für Lehrlinge gilt die für junge 
Leute getroffene Yeititellung. 








89. Die von der Öemeinbe gu er⸗ 
hebenden Verſicherungsbeiträge ſollen, ſo⸗ 
lange nicht nach Maßgabe des 8 10 etwas 
anderes eitgelept ift, einundeinhalb Pro» 
zent des ortsüblichen Tagelohnes ($ 8) 
nicht überfteigen und find mangelö be- 
fonderer Beſchlußnahme in dieſer Höhe 
gu erheben. In Fällen der Gewährung 

r im $ 6a Abſatz 1 Ziffer 5 bezeidh- 
neten bejonderen Xeiftungen find bejon- 
dere bon der Gemenibe-Stranfenverjiche- 
rung allgemein feſtzuſetzende Zujagbeiträge 
zu erheben. 

Die Beiträge fließen in eine bejondere 
Kaffe, aus welcher auch die Krankenunter⸗ 
Nilßungen zu bejtreiten jind. 

ie Einnahmen und Ausgaben diefer 
Kaſſe find getrennt von den fonftigen 
Einnahmen und Uusgaben der Gemeinde 
feitzuftellen und zu verrechnen. Die Ver⸗ 
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maltung der Kaſſe hat die Gemeinde un⸗ 
entgeltlich zu führen Ein Jahresabichluß 
der Kaſſe nebft einer Ueberſicht über die 
Verliderten und bie Sranfheitäperhält- 
niſſe ift alljährlich ber höheren Berwar 
tungsbehörde einzureichen. 

eihen die Beitände ber Krankenver⸗ 
heerungätalfe nit aus, um die fällig 
werdenden Ausgaben berfelben zu deden, 
jo find aus der Gemeindelafje die erjor- 
derlichen Vorſchüſſe zu leiſten, melche ihr, 
vorbehaltlich der Beitimmungen des $ 10, 
demnädjft aus ber Pranfenverficherungs- 
ls mit ihrem Reſervefonds zu erftatten 





8 10. Ergiebt jih aud den Jahres⸗ 
abſchlüſſen, daß die gefeglichen Kranken⸗ 
N a ternuch zur Deckung ber ge- 

ſetzlichen Krantenunterjtügun in nicht aus⸗ 
reichen, jo lönnen mit Genehmigung der 
höheren Verwaltungsbehörde die Beiträge 
bis zu zwei Prozent des ort3üblichen 
Tagelohnes ($ 8) erhöht werben. 

Ueberſchüſſe der Einnahmen über die 
Ausgaben, weiche nicht zur Dedung_et- 
waiger Vorſchüſſe der Gemeinde in An- 


zu enommen werden, find zunädjit 
na amumlung eined Reſervefonds zu 


— ſich aus den Jahresabſchlüſſen 
dauernd Ueberſchüſſe der Einnahmen aus 
Beitrã ägen über die Ausgaben, ſo jind 
nad Anſammlung eines Reſervefonds im 
Pr durchichnittlichen Jahresaus⸗ 

legten brei : nahe zunachſt die 
Beiträge bis zu einundeinhalb Prozent 
des ortBüblichen Tagelokmes (8 8) zu 
ermäßigen. Verbleiben alsdann noch 
Ueberſchüſſe, jo hat Die Gemeinde zu be- 
ießen, ob eine weitere Herabfeßung der 
Beiträge oder eine Erhöhung oder Er- 
weiterung der Unteritügungen eintreten 
fol. Erfolgt eine Beſchlußnahme nicht, 
ſo kann die höhere Verwaltungsbehörde 
die Herabſetzung der Beiträge verfügen. 


8 11. Perſonen, für welche die Ge- 
meinde-Stranfenverjicherung eingetreten iſt, 
‚ wenn fie aus der diejelbe be=- 
denden Beſchäftigung ausſcheiden und 
nicht zu einer Beſchäftigung übergehen, 
vermöge welcher ſie nach Vorſchrift dieſes 
Geiehes Mitglieder einer‘ Krankenkaſſe 
werben, den Anſpruch auf Kranken⸗ 
unterftütung, jolange fie die Berfiche- 
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rung3be.träge fortzahlen unb entweder im 
Gemeindebezirk ihres biöherigen Uufent- 
Ite3 verbleiben, oder in dem Gemeinde- 
zirk ihren Aufenthalt nehmen, in wel⸗ 
chem fie zulegt beichäftigt wurden. 


8 12, —*8— Gemeinden können ſich 
Durch übereinſtimmende Beſchlüſſe zu ge 
meinjamer Gemeinde-Strankenverjicyerung 
vereinigen. 

Durch Beſchluß eines weiteren ſtom⸗ 
munalverbandes kann dieſer für die Ge⸗ 
meinde⸗Krankenverſicherung an die Stelle 
der demſelben angehörenden einzelnen Ge⸗ 
meinden geſetzt oder die Vereinigung meh⸗ 
rerer ihm angehörender Gemeinden zu 
gemeinſamer Gemeinde⸗Krankenverſiche⸗ 
rung angeordnet werden. 

2 weitere Kommunalverbände nicht 
beitehen, kann Die Vereinigung mehrerer 
benachbarter Gemeinden zu gemeinjamer 
Gemeinde-Sranfenverficherung durch Ver- 
fügung ber höheren Vermaltungsbehörde 
angeordnet werden. 

artige Beichlüfle und Verfügungen 
müffen über die Verwaltung der gemein- 
jamen Gemeinde-Krankenverſicherung Be- 
ftimmung_ treffen. 

Die Beichlüffe bedürfen der Geneh— 
migung der höheren Vermwaltungsbehörbe ; 
gegen die Verfügung ber letzteren, durch 
welche die Genehmigung verjagt oder er- 
teilt oder die Vereinigung mehrerer Ge- 
meinden angeorbnet wird, ſteht ben be» 
teiligten Gemeinden und Kommunalver⸗ 
bänden innerhalb. vier Wochen die Be- 
ſchwerde an die Yentralbehörde zu. 


8 13. Sind in einer Gemeinde nicht 
mindeſtens fünfzig Perſonen vorhanden, 
für welche die Gemeinde-Sranfenverfiche- 
rung einzutreten hat, oder ergiebt ſich 
aus den Jahresabſchlüſſen ($ 9 Asfas 3) 
einer Gemeinde, daß auch nad) —— 
der —— — auf zwei 
zent des ortsüblichen Tagelohnes ($ 8) 
die Deckung ber geſetzlichen Krankenunter- 
ftügımg fortlaufend Vorſchüſſe der Ge- 
meindekaſſe erfordert, fo kann auf Un«- 
trag der Gemeinde deren Vereinigung 
mit einer oder mehreren benachbarten Ge⸗ 
meinden zu gemeinfamer Kranfenverjiche- 
rung durch die höhere Verwaltungsbe— 
hörde angeordnet werben. 

zeifit ieſe Vorausſetzung für die Mehr⸗ 
zahl der einem weiteren Kommunalver⸗ 
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bande angehörenden Gemeinden zu, jo 
fann die höhere Verwaltungsbehörde an⸗ 
ordnen, daß der weitere Kommunalver⸗ 
band für die Gemeinde⸗ſtrankenverſiche⸗ 
rung der ihm angehörenden Gemeinden 
an bie Stelle der einzelnen Gemeinden 
zu treten hat. 

Ueber die Verwaltung der emeinde- 
Franlenverjicherung jind in diejen Fällen 
die erforderlichen Borjchriiten nad) An- 
hörung der beteiligten Gemeinden und 
Verbände zu erlajien. 

Gegen die auf Grund der vorftehenden 
Beitimmungen von der höheren Verwal⸗ 
tungsbehörde erlajjenen Anordnungen und 
Vorſchriſten jteht den beteiligten Gemein⸗ 
den und Kommunalverbänden innerhalb 
vier Wochen die Beſchwerde an die Zen- 
tralbehörbe zu. 

Gemeinden von mehr als zehntaujend 
Einwohnern können ohne ihre Einwilligung 
nur dann mit Heineren Gemeinden ver⸗ 
einigt werden, wenn ihnen die Verwaltung 
der gemeinjamen Gemeinde-Stranfenver- 
fiherung übertragen wird. 


8 14. Eine auf Grund des $12 oder 
des $ 13 herbeigeführten Bereinigung kann 
auf feiben Wege wieder aujgelöft iver- 
den, auf welchem jie herbeigeführt ift. 

Durch Beichluß Des meiteren Kommu— 
nalverbandes oder Verfügung ber höhe 
ten Vermaltungsbehörbe kann die Auf- 
löſung nur auf Antrag einer der beteiligten 
Gemeinden herbeigeführt werben. 





Krankenverſicherungsgeſetz. 88 14 bis 17. 


Ueber Die Verteilung eines etwa vor⸗ 
handenen Rejervefonds ift, falls die Aufe 
löjung dur) Beſchluß erfolgt, dureh dieſen, 
falls fie von ber höheren Verwaltungs- 
behörde angeordnet wird, in der die Auf- 
löjung anordnenden Verfügung Beltim- 
mung zu treffen. 

Gegen die Verfügung der höheren Ber- 
waltungsbehörde, durch welche die G&e- 
nehmigung zu einer beichlojjenen Auf- 
löſung erteilt oder verjagt wird, oder 
durch welche die Auflöjung angeorbnet 
wird, fteht den beteiligten Gemeinden und 
und Sommunalverbänden innerhalb vier 
Wochen die Beichtverde an die Zentral- 
behörde zu. 


815. Tür Gemeinden, welde nad 
den Landesgejepen ben nah Vorſchrift 
dieſes Geſetzes verficherungspflichtigen Per- 
jonen Kranfenunterjtügung gewähren und 
dagegen zur Erhebung beitimmter Bei- 
träge berechtigt find, gilt die landesgeſetz⸗ 
lich geregelte Krankenverſicherung als Ge⸗ 
meinde⸗Krankenverſicherung im Sinne 
dieſes Geſetzes, ſoſern die Unterſtützung 
den Anforderungen dieſes Geſetzes genügt 
und höhere Beiträge, als nach demſelben 
zuläſſig ſind, nicht erhoben werden. Eine 
hiernach etwa erforderliche Erhöhung der 
Unterftügung, oder Ermäßigung der Bei- 
träge muß jpäteftens bi8 zum Wblauf 
eine® Jahres nah Inkrafttreten Ddiejes 
Geſetzes herbeigeführt werden. 





Ö. Ortskrankenkafen. 


8 16. Die Gemeinden find berechtigt, 
für Die in ihrem Bezirk beichäftigten ver- 
ficherungapflichtigen Perjonen Ortskran⸗ 
lenkaſſen zu errichten, jofern die Zahl 
der in ber Kaſſe zu verjichernden Perſonen 
mindejtens einhundert beträgt. 

Die Vorſchriften des 8 5a finden aud) 
hier Anwendung. 

Die Ortsfrantenfaffen follen in ber 
Regel für Die in einem Gewerbszweige 
oder in einer Betriebsart beicyäftigten 
Terjonen errichtet werden. 

Die Errichtung gemeinjamer Orts- 
krankenkaſſen für mehrere Gewerbszweige 
oder Betriebsarten iſt zuläſſig, wenn die 
Zahl der in den einzelnen Gewerbszweigen 
und Betriebsarten beſchäftigten Perſonen 
weniger als einhundert beträgt. 


Gewerbszweige oder Betriebsarten, in 
welchen einhun Perſonen oder mehr 
beſchäftigt werden, können mit anderen 
Gewerbszweigen oder Betriebsarten zu 
einer gemeinſamen Ortskrankenkaſſe nur 
vereinigt werden, nachdem den in ihnen 
beſchäftigten Perſonen Gelegenheit zu einer 
Aeußerung über die Errichtung ge⸗ 
meinſamen Kaſſe gegeben worden iſt. Wird 
in dieſem Falle Widerſpruch erhoben, ſo 
entſcheidet über die Zuläſſigkeit der Er⸗ 
richtung die höhere Verwaltungsbehörde. 


817. Durch Amorbrung der höheren 
Berwaltungsbehörde Tann die Gemeinde 
verpflichtet werden, für die in einem Ge⸗ 
werbözmweige oder in einer Betriebsart 
beſchäftigten Perſonen eine Ortskranken⸗ 
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taſſe zu errichten, wenn bie von Ber ' 


teiligten beantragt wirb und diefem An⸗ 
trage, nachdem ſämtlichen Beteiligten zu 
einer Aeußerung darüber Gelegenheit ger 
geben ift, mehr al3 die Hälfte derjelben 
md mindeſtens einhundert beitreten. 

Dasſelbe gilt von der Errichtung einer 
gemeinjamen Ortskrankenkaſſe für meh» 
rere Gewerbszweige oder Betriebsarten, 
wenn dem Antrage mehr als die Hälfte 
der ın jedem Gewerbszweige oder in jeder 
Betriebsart beichäftigten Perjonen und im 
Ganzen mindejtend einhundert beitreten. 

Segen die Verfügung der höheren Ber« 
waltungsbehörde, durch weldye die Errich- 
tung einer gemeinfamen Ortskranlenkaſſe 
angeordnet wird, fteht der Gemeinde inner- 

Ib vier Wochen die Beſchwerde an die 

albehörbe zu. 

Gemeinden, welche biefer Verpflichtung 
innerhalb der von ber höheren Verwal» 
tungöbehörde zu beftimmenben Friſt nicht 
nachkommen, dürfen bon denjenigen Rer- 
Ionen, für welche die Errichtung einer 
Ortöfrantentafje angeorhnet iſt, Verſiche⸗ 
tungöbeiträge zur Gemeinde⸗grankenver⸗ 
ſicherung (3 5 Abſatz 2) nicht erheben. 
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8 18. Veträgt die Zahl der in einem . 


Gewerbszw 


Ichäfti 

dert, jo lann die Errichtung einer Orts⸗ 
kranlenkaſſe attet werden, wenn die 
dauernde Lei fähigkeit der Kaſſe in 
einer von der höheren Verwaltungsbe⸗ 
aa für ausreichend erachteten Weiſe 
ichergeſtellt ift. 


eige oder einer Betrieb3art ber 


PR 18a, Die Gemeinden a nered 
Gewerbszweige o triebsarten, 
für welche eine Ortskrankenkaſſe nicht 
beſteht, einer beſtehenden Ortskranlken⸗ 
laſſe nach Anhörung derſelben, und nach⸗ 
dem ben beteiligten Verſicherungspflich⸗ 
tigen Gelegenheit zu einer Aeußerung 
darüber gegeben worden PL zuzuweiſen. 
Die Zuweiſung ſoll thunlichſt an eine für 
verwandte Gewerbszweige oder Betriebs⸗ 
arten beſtehende Ortskrankenkaſſe erfolgen. 

Gegen den Beſcheid, durch welchen die 

uweifung ausgeſprochen wird, ſteht ber 

ſſe innerhalb vier Wochen nach der 
Zeunns Die Beſchwerde an die höhere 

Itungsbehörde zu. 


3 19. Die Geiverbözmweige und Be 
trieböarten, für welche eine Ortskranken⸗ 
kaſſe errichtet wird, find in dem Kaſſen⸗ 
ftatut (8 23) zu bezeidmen. 

Die in diejen Gewerbszweigen und Be 
trieb3arten beichäftigten Perſonen werden, 
jomweit fie verſicherungspflichtig find, vor- 
behaltlich der Beitimmung bed $ 75, mil 
dem Tage, an welchem jie in die Beichäf- 
tigung eintreten, Mitglieder der Kaſſe, 
(ofen ſie nicht vermöge ihrer Beichäftigung 
einer ber in 88 59, 69, 73, 74 bezeidy 
neten Kaſſen angehören. 

Someit fie nicht verjicherungspflichtig 
find, haben ſie das Recht, der Kaſſe beir 
zutreten, jofern ihr jährlide3 Geſamt⸗ 
einlommen zweitaujend Marf nicht über- 
fteigt. Der Beitritt erfolgt durch fchrift- 
liche oder mündliche Anmeldung bei bem 
Kaſſenvorſtande oder der auf Grund des 
8 49 Abſatz 5 errichteten Meldeſtelle, ge- 
währt aber einen Anſpruch auf Unter 
ftügung im Falle einer bereit3 zur Zeit 
dieſer Anmeldung eingetretenen Erkran- 
fung. Die Kaſſe iſt berechtigt, nichtver⸗ 
ſicherungspflichtige Perjonen, welche fid) 
zum Beitritt melden, einer ärztlichen Un- 
terſuchung unterziehen zu lajjen und ihre 
Aufnahme abzulehnen, wenn die Unter- 
ſuchung eine bereit3 beitehendbe Krankheit 


Sind mehrere Gemerböziveige oder 
Betriebsarten zu einent Betriebe vereinigt, 
jo gehören die in diefem beſchäftigten 
verlicherungspflichtigen Perſonen der⸗ 
jenigen Ortskrankenkaſſe an, welche für 
den Gewerbszweig oder die Betriebsart 
errichtet iſt, in denen die Mehrzahl dieſer 
Perſonen beſchäftigt iſt. Im Zweifel ent⸗ 
ſcheidet, nach Anhörung bes Betriebs⸗ 
unternehmers, der Vorftände der beteilig- 
ten Kaſſen und der Aufſichtsbehörde, Die 
höhere Berwaltungsbehörde enbaikig. 

Der Austritt ift verjicherungspflicdhtigen 
Perſonen mit dem Schluſſe ded Ned» 
nungsjahres zu gejtatten, wenn fie den» 
felben fpätejten3 drei Donate zuvor bei 
dem Borftande beantragen und vor dem 
Austritt nachweilen, daß fie Mitglieder 
einer der im $ 75 bezeichneten Kajjen ge- 
mworben find. 

Die Mitgliedichaft nichtoerficherumgd 
pflihtiger Perjonen erlifcht, wenn fie Die 
Beiträge an zwei aufeinander folgenden 
BZahlungsterminen nicht geleiftet haben. 


n Perfonen weniger als einhun⸗ ergiebt. 
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8 20. Die Ortskrankenkaſſen jollen 
mindeften® gewähren: 

1. im Falle einer Krankheit oder durch 
Krankheit Herbeigeführten Erwerbs⸗ 
unfähigfeit eine Krankenunterſtützung, 
welche nad) 88 6, 7, 8 mit der 
Maßgabe zu bemejjen tft, Daß ber 
durchichnittlice Tagelohn derjenigen 
Klaſſen der Verſicherten, für melche 
die Kaſſe errichtet wird, jomeit er 
drei Mark für den Arbeitstag nicht 
überjchreitet, an die Stelle be3 orts⸗ 
üblihen Tagelohnes gewöhnlicher 
Tagearbeiter tritt; 

2. eine Unterftügung in Höhe bes 
Krankengeldes an Wöchnerinnen, 
welche innerhalb des letzten Jahres, 
vom Tage der Entbindung ab ge— 
rechnet, mindeſtens ſechs Monate hin⸗ 
durch einer auf Grund dieſes Geſetzes 
errichteten Kaſſe oder einer Gemeinde⸗ 
Krankenverſicherung angehört haben, 
auf die Dauer von mindeſtens vier 
Wochen nach ihrer Niederkunft, und 
ſoweit ihre Beſchäftigung nach den 
Beſtimmungen der Gewerbeordnung 
für eine längere Zeit unterſagt iſt, 

t dieſe Zeit; 

3. für den Todesfall eines Mitgliedes 

ein Sterbegeld im aivenzi fachen Be- 
des durchſchnittlichen Zage- 
lohnes ($ Biffer 1). Bu 

Die Yeititellung des durchſchnittlichen 
Tagelohne3 kann auch unter Berüdjid 
tigung der poigen den Raflenmitgliedern 
** er Lohnhöhe beſtehenden Ver⸗ 
chiedenheiten klaſſenweiſe erfolgen. Der 
durchſchnittliche Tagelohn einer Klaſſe 
darf in dieſem Falle nicht über den Be— 
u von bier Mark feitgeftellt werden. 

rſtirbt ein als Mitglied der Kalle 
Erkranlter nach Beendigung der Kranlen- 
unterftüßung, fo ift Das Gterbegeld zu 
währen, wenn die Erwerbsunfähigfeit 
i3 zum Tode fortgedauert hat und der 
Zod infolge derjelben Krankheit vor Ub- 
lauf eines Jahres nach Beendigung der 
Krankenunterſtützung eingetreten ift. 

Das Sterbegeld it zunächit zur Dedung 
der Roften des Begräbnifjes bejtimmt und 
in dem aufgewenbdeten Betrage demjenigen 
auszuzahlen, meldjer das Begräbnis be- 
forgt. Ein etwaiger Ueberfhuß iſt dem 

interbliebenen Chegatten, in Ermange 

ung eines folden den nächſten Erben 
auszuzahlen. Sind folde Perfonen nicht 


vor 
Rai 
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enden, fo verbleibt der Ueberſchuß ber 





8.21. Eine Erhöhung und Erweite- 


run 


der Leiftungen der Ortskranken⸗ 


kaſſen ift in folgenden Umfange zuläſſig: 


1. 


la. 


3a. 


— 


eng 


. Die 


Die Dauer der Krankenunterſtützung 
fann auf einen längeren Zeitraum 
al3 dreizehn Wochen bis zu einem 
Jahre feitgejebt werden. 
Das Krantengeld kann allgemein oder 
unter beitimmten Vorausjehungen 
don vom Tage des Eintritts der 
Erwerböumfähigfeit ab, ſowie für 
Sonn- und Feſttage gewährt werben, 
jofern Diejes ſowohl von ber Ber- 
der zu Beiträgen verpflich⸗ 
teten Arbeitgeber (8 38) als aud) von 
derjenigen der Berjicherten bejchloffen 
wird, oder fofern der Betrag des 
jeglih vorgeichriebenen Neferve- 
onds erreicht iſt. 


. Das Krankengeld kann auf einen 


höheren Betrag, und zwar bis zu 
drei Viertel des ducchichnittlichen 
Tagelohnes (8 20) feftgejegt werben; 
neben freier ärztlicher Behandlung 
und Arznei Fönnen auch andere als 
die im 8 6 bezeichneten Heilmittel 
gervährt werden. 


. Neben freier Kur und Verpflegung 


in einem Krankenhauſe kann Kranken⸗ 
eld bis zu einem Achtel des durch⸗ 
Pmittlichen Tagelohnes ($ 20) aud) 
ſolchen bewilligt werden, welche nicht 
den Unterhalt von Ungehörigen aus 
ihrem „ohne beitritten haben. 
Für die Dauer eines Jahres von 
Beendigung ber Krankenunterſtützung 
ab kann Yürforge für Relonvales- 
zenten, namentlich auch Unterbrin- 

g in einer Relonvaleszentenan- 
Halt era werben. 

öchnerinnen-Unterftügung Tann 
allgemein bi3 zur “Dauer von ſechs 
Boden nach der Niederfunft erjtredt 
iver 


. rei Nirztliche Behandlung, freie 
2 


nei und fonjtige Heilmittel können 
für erfranfte Tamilienangehörige ber 
Kajjenmitglieder, jofern fie nicht ſelbſt 
dem Krankenverſicherungszwange un« 


terliegen, auf befonderen Antrag oder 
all in gewährt werben. Inter 
berieben Vorausſetzung kann für 


Ehefrauen der Kafjenmitglieder im 





Kranfenverfiherungsgeleg. 88 22 bis 25. 


Falle der Entbindung die nach Ziffer 
4 zuläffige Unterftüßung gewährt 
werden 


6. Das Sterbegeld Tann auf einen höhe- 
ven als den zwanzigfachen Betrag, 
und zwar bi3 zum vierzigfachen Be⸗ 

- trage bed burchichnittfichen Tage 

lohne3 (8 20) erhöht werben. 

im Tode der Ehefrau oder eines 
Kindes eines Kaſſenmitgliedes kann, 
fofern diefe Perfonen nicht ſelbſt in 
einem gejeglichen Berficherungsver- 
hältnis ftehen, auf Grund deſſen ihren 
Hinterbliebenen ein Unjpruh auf 
Gterbegeld zuiteht, ein Sterbegeld, 
und zwar für erjtere im Betrage bi3 
zu zwei Dritteln, für legtere bis zur 
Hälfte des für dad Mitglied feitge- 
ftellten Sterbegelde3 gewährt werden. 

Auf weitere Unterjtügungen, namentlid) 
auf Invaliden⸗, Witwen⸗ und Waijen- 
unterjtügungen, bürfen die Leiſtungen ber 
Drtskranfentafje nicht ausgedehnt werben. 


8 22. Die Beiträge zu ben Orts⸗ 
kranlenkaſſen jind in Piozenten des 
durchſchnittlichen Tagelohnes ($ 20) fo 
zu bemeijen, daß fie unter Einrechnung 
der etiwaigen fonjtigen Einnahmen ber 
Kaffe ausreichen, um die ftatutenmäßigen 
Unterftügungen, Die Rermaltungsfoiten 
md die zur Anſammlung oder Ergänzung 
des Mejervefonds (8 32) erforderlichen 
Rüdlagen zu deden. 

Kranlkenkaſſen, melde die im 8 21 Ab⸗ 
jap 1 Ziffer 5 bezeichneten bejonderen 
Leiſtungen auf Antrag gewähren, find 
nah Beitimmung des Statuts befugt, für 
dieſe Leiſtungen von Kajjenmitgliedern mit 
Tamilienangehörigen einen befonderen, 
allgemein fejtzujegenden Zufaßbeitrag zu 


erheben. 

Ortskranlenkaſſen, welche für verſchie⸗ 
dene Gewerbszweige oder Betriebsarten 
errichtet find, Tönnen die Höhe der Bei⸗ 
träge für bie einzelnen Gewerbszweige 
und Betrieb3arten verſchieden bemeſſen, 
wenn und ſoweit die Verjchiedenheit ber 
Gewerbszweige und Betriebäarten eine er- 
hebliche Verichiedenheit der Erkrankungs⸗ 
gefahr bedingt. Feſtſetzungen diejer Art 
bedürfen der Genehmigung ber höheren 
Berwaltungsbehörde. 


823. Für jede Ortskrankenlaſſe ift 
von der Gemeinbebehörbe nach Unhörung 
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der Beteiligten oder von Vertretern der- 

felben ein Kafjenftatut zu errichten. | 

Dasſelbe muß Beltimmung treffen: 

1. über die Klafjen der dem Kranfen- 

berjicherungszwange unterliegenden 

Terjonen, welche der Kaſſe als Mit- 

glieder angehören follen; 

. über Urt und Umfang ber Unter⸗ 
ſtützungen; 

. über die Höhe ber Beiträge; 

. über die Bildung des Vorftandes und 
den Umfang feiner Befugniife; 

. über die Zufammenjegung unb Be- 
Aufung der Generalveriammlung und 
über die Urt ihrer Beſchlußfaſſung; 
6. über die Abänderung des Statuts; 
7. über die Aufftellung und Prüfung 

der Jahresrechnung. 

Das Statut darf feine Beſtimmung ent- 
halten, welche mit dem Zweck ber Kaffe 
nit in Verbindung fteht oder gefeh- 
lien Vorjchriften zumiderläuft. 


1 ein DD 





8 24. Das Kaſſenſtatut darf der Ge 
nehmigung der höheren Vermwaltungäbe- 
hörde. Beicheid ift innerhalb ſechs Wochen 
zu erteilen. Die Genehmigung darf nur 
verjagt werden, wenn das Statut den 
Anforderungen bieje3 Geſetzes nicht ge- 
nügt oder wenn die Beitimmung über 
bie Klaſſen von Mejonen, welche ber 
Kaffe angehören follen ($ 23 Abfap 2 
Biffer 1), mit ben Beltimmungen be3 

tatut3 einer anderen Kaſſe im Wider- 
ſpruch jteht. Wirb die Genehmigung ver- 
jagt, fo jind die Gründe mitzuteilen. Der 
verfagende Beicheid Tann im Wege des 
Verwaltungsſtreitverſahrens, wo ein ſol⸗ 
ches nicht beſteht, im Wege des Rekurſes 
nad) Maßgabe der Vorſchriften der 8820, 
n1 der Gewerbeordnung angefochten mer- 


„ binberungen des Statut3 unterliegen 
der gleichen Vorſchrift. 
Jedes Mitglied erhält ein Eremplar bes 
Kaſſenſtatuts und etwaiger Abänderungen. 
Den Beitpunft, mit welchem die Kaffe 
ins Leben tritt, beitimmt die höhere Ber- 
maltıngsbehörde. 





8 25. Tie Ortskrankenkaſſe kann unter 
i Namen Rechte erwerben und 

rbindlichkeiten eingehen, vor Gericht 
Hagen und verklagt werden. 

Fr alle Verbindlichleiten der Kaſſe 
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haftet den Kaſſengläubigern nur das Ver⸗ 
mögen ber Kaſſe. 





8 26. Für jämtlihe verficherungs- 
pflihtige Kafjerrmitglieder beginnt Der 
Anſpruch auf Die gejeglichen Unter- 
ſtützungen der Kaſſe zum Betrage der 
geſetzlichen Mindeftleiftungen der Kaſſe 
N 20) mit dem Zeitpunkte, in welchem 
ie Mitglieder der Kaſſe geworden jind 
($ 19). Bon Kajlenmitgliedern, melche 
nachweiſen, baß fie bereit3 einer anderen 
Kranfenkaffe angehört oder Beiträge zur 
Gemeinde-Kranfenverficherung geeifiet a⸗ 
ben, und daß zwiſchen dem Zeitpunkte, 
mit welchem ſie aufgehört haben, einer 
ſolchen Krankenkaſſe anzugehören oder 
Beiträge zur Gemeinde⸗-Krankenverſiche— 
rung zu leiften, und dem ZBeitpuntte, in 
welchem jie Mitglieder der Ortskranken⸗ 
faffe geworden find, nicht mehr als drei⸗ 
zehn Wochen liegen, darf ein Eintritts- 
geld nicht erhoben werden. 

Kajfenmitglieder, welche aus der Be- 
ihäftigung, vermöge welcher fie ber Kafje 
angehörten, behuf3 Erfüllung ihrer Dienit- 
pflicht im Deere ober in der Marine aus⸗ 

jchieden find und nah Erfüllung der 

ienjtpflicht in eine Beihäftigung zurüd- 
ehren, vermöge welcher fie der Kaſſe 
iwieder angehören, erwerben mit dem Beit- 
punkte des Wiedereintritt3 in bie Kaſſe 
da3 Necht auf die vollen ftatutenmäßigen 
Unterftügungen berjelben und Tönnen zur 
Bahlung eines neuen Eintrittägeldes nicht 
verpflichtet werden. Dasſelbe gilt von 
denjenigen, welche einer Kaffe vermöge 
der Beichäftigung in einem Gewerbszweige 
angehört haben, deſſen Natur eine perio- 
Difch wiederkehrende zeitweilige Einftellung 
bes Betriebes mit jich bringt, wenn fie 
infolge der letzteren ausgeſchieden, aber 
nad) Wiederbeginn der Betrieb3periode in 
eine Bejchäftigung zurüdgefehrt find, ver- 
möge welcher jie wieder Mitglieder der⸗ 
ſelben Kaſſe werben. 

Soweit die vorſtehenden Beſtimmungen 
nicht entgegenſtehen, kann durch Kaſſen⸗ 
ſtatut —5 werden, daß das Recht 
auf die Unterſtützungen der Kaſſe erſt 
nach Ablauf einer Karenzzeit beginnt und 
daß neu eintretende Kaſſenmitglieder ein 
Eintrittsgeld zu zahlen haben. Die Ka— 
venzzeit darf den Zeitraum von ſechs 
Monaten, das Eintrittägelb darf ben Be 


Krankenverſicherungsgeſetz. 88 26 bis 26a. 


trag de3 für ſechs Wochen zu leiſtenden 
Raflenbeituages nicht überfteigen. 


8 26a. Kaſſenmitgliedern, welche gleich- 
tig a itig gegen Krankheit ver- 
Dee, jind, ift das Krankengeld ſoweit 
u kürzen, als Ddasjelbe zuſammen mit 
dem aus anderweiter Verficherung be» 
zogenen Krankengelde den vollen Betrag 
ihre3 durchſchnittlichen Tagelohnes über- 
fteigen würde. Dur das Kaſſenſtatut 
kann dieſe Kürzung gan, oder teilmeile 
ausgeſchloſſen werden. 

Durch das Rafjenjtatut kann ferner be 

ftimmt werden: 

1. dab die Mitglieder verpflichtet find, 
andere von ihnen eingegangene Ver- 
fidjerung3verhältnijje, aus welchen 
ihnen Unjprüde auf Kranfenimter- 
ftügung zuftehen, fofern fie zur Zeit 
des Eintritt3 in die Kaffe bereits 
bejtanden, binnen einer Woche nad) 
dem Eintritt, fofern jie fpäter abge- 
ſchloſſen werden, binnen einer Woche 
nad) dem Abichlujfe, dem Kafjenvor- 
ftande anzuzeigen; 

2. daß Mitgfi , welche bie Kafie 
Durch eine mit dem Berluft der bür- 
gerlihen Ehrenrechte bedrohte ftraf- 
bare Handlung geſchädigt Haben, für 
Die Dauer von zwölf Monaten jeit 
Begehung der Strafthat, ſowie daB 
Berjicherten, welche fich eine Krank⸗ 
heit vorjäglich oder durch ſchuldhafte 
Beteiligung bei Schlägereien ober“ 
Raufhändeln, durch Trunkfälligkeit 
oder geihlehtliche Ne nee 
ugezogen haben, für diefe Krankheit 

ftatutenmäßige Krankengeld gar 
nicht oder nur teilmeije zu gewäh- 


ven ilt; 

daß Mitglieder, welche der gemäß 
Biffer 1 getroffenen Beitimmung oder ' 
den durch Beſchluß der Generalver- 
fammlung über die Kranfenmeldung, 
das Verhalten der Kranlen und bie 
Krankenaufficht erlafjenen Vorſchrif⸗ 
ten oder den Anordnungen bes be- 
handelnden Arztes zumiderhandeln, 





23a. 


Ordnungsſtrafen bis zu zwanzig 
Mark zu erlegen 
2b. daß die ärztliche Behandlung, die 


Lieferung der Arznei und die Kur 
und Verpflegung nur durch beſtimmte 
Aerzte, Apotheken und Krankenhäuſer 
zu gewähren ſind und bie Bezahlung 





Kranfenverficherungsgefeh. 88 27 bis 29. 


der durch Inanspruchnahme anderer 
Aerzte, Apothelen und Kranfenhäufer 
entitandenen Koften, von dringenden 
Fällen abgejehen, abgelehnt werben 


kann; 

3. daß Mitgliedern, welche von dieſer 
Kr ae eine SKranfenunter- 
ftüßung unmunterbro oder im 
Zaufe eine Zeitraum von zwölf 

en für dreizehn Wochen be- 
zogen haben, bei Eintritt eines neuen 
Unterjtügungsfalles, jofern dieſer 
Durch die gleiche nicht gehobene Krank⸗ 
itsurſache veranlagt worden iſt, im 
uſe der nächſten zwölf Monate 
Krankenunterſtützung nur im geſetz⸗ 
lichen Mindeſtbetrage (8 20) und nur 
für die Geſamtdauer von dreizehn 
Wochen zu gewähren iſt; 

4. daß Perſonen, welche der Verſiche⸗ 
rungspflicht nicht unterliegen und 
freiwillig der Kaſſe beitreten, erſt nach 
Ablauf einer auf höchſtens ſechs 
Wochen vom Beitritt ab zu bemeſſen⸗ 
den Friſt — — er⸗ 


5. ar: au andere als bie in ben 
$ 1 bi3 3 genannten Perſonen als 
titglieder der Kaſſe aufgenommen 

werden Tönnen, jofern ihr jährliches 
Sejamteinfommen zweitaufend Mart 
nicht überfteigt; 

6. daß die Unterftügungen und Bei- 
träge ſtatt nach den durchichnittlichen 
Tagelöhnen (8 20) in Brozenten des 
wirklichen Arbeitsverdienſtes ber ein- 

einen Verſicherten feftgejegt werden, 
* dieſer vier Mark für den Ar⸗ 
beitstag nicht überſteigt 

Die unter 2a bezeichneten Beſchlüſſe der 

Seneralverjanmlung bebürfen der Ge 

nehmigung der Aufjicht3behörde. Weber 

ne N: —5 — 
nehmigung entſchei ie mächit vorgeſetzte 

Dienftbehörde endgültig. beſet 


gi 
Abänderungen des Statuts, durch 
welche die bisherigen Kaſſenleiſtungen 


die Dauer dieſer Krankheit Teine 
dung. 


8 27. SKajfenmitglieder, welche aus der 
die Mitgliedſchaft begründenden Beſchäf⸗ 


nwen⸗ 
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tigung ausfcheiden und nicht zu einer Be 
—— übergehen, vermöge welcher ſie 
Mitglieder einer anderen der in den 

8 16, 59, 69, 73, 74 beʒzeichneten Kran⸗ 
enkaſſen werden, bleiben ſolange Mit⸗ 
lieder, als ſie ſich im Gebiete des Teut- 
chen Reichs aufhalten, ſofern ſie ihre da⸗ 
hin gehende Abſicht binnen einer Wo 
dem Kaſſenvorſtande anzeigen. Die Zah⸗ 
lung der vollen ſtatutenmäßigen Kaſſen⸗ 
beiträge zum erſten Fälligkeitstermine iſt 
der ausdrücklichen Anzeige gleich zu er- 
achten, Tofern der Fälligkeitätermin inner- 
halb der für die lebtere vorgejchriebenen 
einwochigen Friſt liegt. 

Die Mitgliedſchaft erliſcht, wenn die 
Beiträge an zwei aufeinander folgenden 
Bahlungsterminen nicht geleijtet werden. 

Durch Kafienitatut kann beitimmt mer- 
den, daß für nicht im Bezirk der Kranken⸗ 
kaſſe oder eines für die Zwecke des $ 46 
Übjag 1 Ziffer 2 und 3 errichteten 
Kafienverbandes fi) aufhaltende Mit- 
glieber der im erjten Abſatz bezeichneten 

rt an die Stelle der im $ 6 Abjah 1 
Ziffer 1 bezeichneten Leiſtungen eine Ver⸗ 
gähung in Höhe von mindeltens der Hälfte 

3 Krankengeldes tritt. 

Ueber die Einfendung der Beiträge, 
die Auszahlung ber Unterftügungen und 
bie Krankenkontrolle für die nicht im Be 
irt der Gemeinde ſich aufhaltenden Ber- 
* hat das Kaſſenſtatut Beſtimmung 
zu treffen. 





8 28. Perſonen, welche infolge ein⸗ 
tretender Erwerbsloſigkeit aus der Kaſſe 
ausſcheiden, verbleibt der Anſpruch auf 
die geſetzlichen Mindeſtleiſtungen der Kaſſe 
in Unterſtützungsfällen, welche während 
der Erwerbsloſigkeit und innerhalb eines 
Zeitraums von drei Wochen nach dem 
Ausſcheiden aus der Kaſſe eintreten, wenn 
der Ausſcheidende vor ſeinem Ausſcheiden 
mindeſtens drei Wochen ununterbrochen 
einer auf Grund dieſes Geſetzes errichteten 
Kranlenkaſſe angehört hat. 

Dieſer Anſpruch fällt fort, wenn der 
Deteiligte ſich nicht im Gebiete des Deut- 
ſchen Reichs aufhält, ſoweit nicht durch 
Zaſſenſtatut Ausnahmen vorgeſehen wer⸗ 





8 29. Die Mitglieder find ber Kaſſe 
gegenüber lediglich zu den auf Grund 
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dieſes Geſetzes und des Kaſſenſtatuts feit- 
geſtellten Beiträgen verpflichtet. 

u anderen Zwecken als den ftatuten- 
mäßigen Unterftügungen, der ftatutenmä- 
Bigen Unjammlung und Ergänzung de3 
Reſervefonds und der Deckung der Ber- 


waltungskoſten dürfen weder Beiträge von : 


Mitgliedern erhoben werden, noch Ver⸗ 
wendungen aus dem Vermögen ber Safe 
erfolgen. 


8 80. Entſtehen Zweifel darüber, ob 
bie im Rafjenjtatut vorgenommene Be- 
mejlung eiträge ber Unforderung 
des $ 22 entipricht, jo hat die höhere 
Rerwaltungsbehörde vor der Erteilung der 
Genehmigung eine jachverjtändige Prü- 





rbeizuführen und, falls Ddiefe die ; 


fung 

Unzul gipteit der Beiträge ergiebt, die 
Grteilung gung von einer 
Erhöhung der Beiträge oder eine Minhe- 
rung der Unterftügungen bi8 auf Den 
geiegli Mindeſtbetrag ($ 20) abhängig 
du 





8 81. Bei der Errichtung der Kaffe 
bürfen die Beiträge, ſoweit fie den Kaſſen⸗ 
mitgliedern ſelbſt zur Xaft fallen (8 51), 
nidjt über zwei Krogent desjenigen Be- 
traged, nach welchem die Unterjtügungen 
u bemejjen jind B 20, 26a Biifer 6), 

ftgejegt werben, jofern ſolches nicht zur 
Dedung der Mindeitleiftungen der Kaffe 
(8 20) erforderlich ift. 

Eine fpätere Erhöhung der Beiträge 
fiber diefen Betrag, welche nicht zur 
Dedung der Mindeitleiftungen exforder- 
lich wird, ift nur bis zur Höhe von drei 
Prozent desjenigen Betrages, nad) wel- 
chem die a uhunaen zu bemeſſen find 
NA 20, 26a Bilfer 6), und 
u 


nur dann 


jfig, wenn dieſelbe fowohl von ber 


—— der zu Beiträgen verpflichteten 
Arbeitgeber ($ 38) als von derjenigen 
der Kaſſenmitglieder beſchloſſen mird. 


32. Die Ortskrankenkaſſe hat einen 
Reſervefonds im Mindeftbetrage der durch⸗ 
ſchnittlichen Jahresausgabe der lebten drei 
Jahre anzujammeln und erjorderlichen- 
falls bis zu dieſer Höhe zu ergänzen. 





Solange ber Reſervefonds diefen Be⸗ 


trag nicht erreicht, iſt demſelben minde- 


ſtens ein Zehntel des Yahresbetrages der | 


Kaſſenbeiträge zuzuführen. 





—— 


Ærankenverſicherungsgeſetz. 88 30 bis 34. 


8 33. Ergiebt ſich aus den Jahres⸗ 
abſchlüſſen ber Kaſſe, daß die Einnahmen 
berfelben zur Deckung ihrer Ausgaben 
einjchließlid) der Rüdlagen zur Anjamm- 
lung und Ergänzung des Nejervefonds 
nicht ausreichen, jo iſt entweder unter 
Berückſichtigung der Vorſchriften bed 
$ 31 eine Erböfung der Beiträge oder 
eine Minderung der Kafjenleiftungen her- 
beiführen. 

rgiebt fi) Dagegen aus den Jahres 
abfchlüffen, daß die Jahreseınnahmen die 
Jahresausgaben überfteigen, fo iſt, falls 
der Nejervefonds das Doppelte des geſetz⸗ 
lien Mindeſtbetrages erreicht hat, ent- 
weder eine Ermäßigung der Beiträge oder 
unter Berüdiüchtigung der Vorfchriften der 
83 21 und 31 eine Erhöhung oder Cr- 
nnd der Kaſſenleiſtungen herbeizu- 


Unterläßt bie Rertretung der Kaffe, 
diefe Abänderungen zu befchließen, jo gt 
die höhere Vermaltungsbehörde die Be 
ſchlußfaſſung anzuordnen, und falls diejer 
Unordnung feine Folge gegeben wird, 
ihrerjeitö die erforberliche Ubänderung des 
Kaffenitatut3 von Amtswegen mit rechtd- 
verbindlicher Wirkung zu vollziehen. 

Wird zur Aufrechterhaltung oder Wie 
Derberitellung der Leiſtungsfähigleit einer 
Kalle eine Ichleunige Vermehrung ihrer 
Einnahmen oder Verminderung ihrer Aus- 
naben erforderlich, jo kann die höhere 
Berwaltungsbehörde, vorbehaltlich des vor- 
ftehend vorgejchriebenen Verfahrens, eine 
jofortige vorläufige Erhöhung ber Bei- 
träge oder Herabſetzung der Leiltungen, 
legtere bis zur geſetzlichen Mindeſtleiſtung 
und unbeſchadet der Vorſchrift bed $ 26a 
Abſatz 3 verfügen Gegen bieje Ber- 
fügung iſt die Beſchwerde an bie Zentral 
behörde zuläjlig. Tiefelbe hat Teine auf- 
ſchiebende Wirkung. 





8 34. Die Rafje muß einen von der 
Generalverjanunlung ($ 37) gemählten 
Borftand haben. Die Wahl, welche, ange 
fehen von der den Arbeitgebern nach 5 
zujtehenden Vertretung, aus der Mitte 
Der Kafjenmitglicbern erfolgt, findet unter 
Leitung des Vorſtandes ſtatt. Nur bie 
erfte Wahl nad) Errichtung der Kaſſe, 
ſowie fpätere Wahlen, bei welchen ein 
Vorſtand nicht vorhanden ift, werden von 
einem Vertreter der Auflichtöbehörbe ge 








Krankenverficherungsgeſetz. SS 34a bis 38. 


feitet. Ueber bie Wahlverhandlung ift ein 
Protofoll aufzunehmen. 

Der Borftand Hat über jede Aenderung 
in feiner Zuſammenſetzung und über das 
Ergebni3 jeder Wahl der Aufſichtsbehörde 
binnen einer Woche Unzeige zu eritatten. 
St Die Anzeige nicht erolat, jo fann die 
Aenderung dritten Perſonen nur dann 
entgegengeſetzt werden, wenn bewieſen 
wird, dab ſie legteren belannt war. 





8 34a, Die Mitglieder des Vorſtan⸗ 
des verwalten vr mt als Ehrenamt 
unentgeltlich, jofern . nit durch das 
Statut eine Entigädigung für den durch 
Wahrnehmung der Vorſtandsgeſchäfte 
ihnen erwachſenden Seitverluft und ent- 
gehenden Wrbeitäverbienft beſtimmt wirb. 
Bare Auslagen werben ihnen von ber 


Kaſſe erſetzt. 
Die Ablehnung der Wahl zum Vor—⸗ 
ftand3mitgliebe ß aus denſelben Grün- 


den zuläſſig, aus welchen das Amt eines 
Vormundes abgelehnt werden kann. Die 
Wahrnehmung eines auf Grund der Un⸗ 
jallverſicherung und der Invaliditätsver⸗ 


—— — — — —— — — — — ——— — — 


ſicherung übernommenen Ehrenamts ſteht 


der Führung einer Vormundſchaft gleich. 
Eine Wiederwahl kann nach mindeſtens 
zweijähriger Amtsführung für die nächſte 
ahlperiode abgelehnt werden. Kaſſen⸗ 
mitgliedern, welche eine Wahl ohne 
ſetzlichen Grund ablehnen, kann auf Be— 
ſchluß der Denerolberjammlung für be 
itimmte Beit, jedoch nicht über Die Dauer 
der Wahlperiode, das Stimmrecht in ber 
Generalverjammiung entzogen werden. 





8 35. Der Borjtand vertritt die Kaſſe 
gerichtlich und außergerichtlid und führt 
nad) Maßgabe bes Kafjenftatut3 die Tau- 
fende Berwaltung berjelben. Die Ber- 
tretung erſtreckt ſich auch auf diejenigen 
Geſchäfte und Rechtshandlungen, für 
welche nad) den Geſetzen eine Spezialvoll- 
macht erforderlich iſt. Durch vag Statut 
farın einem Dlitgliede oder mehreren Mit- 
gliedern des Vorftandes bie Vertretung 
nach außen übertragen werden. 

Bur Legitimation des Vorſtandes bei 
alten Rechtsgeſchäften genügt bie Be- 
ſcheinigung der Auflichtöbehörde, daß bie 
darin bezeichneten Perjonen zur Beit den 
Vorſtand bilder. 





Ze — — 
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5 36. Soweit die Wahrnehmung ber 
Ungelegenheiten ber Kaſſe nicht nad) Vor⸗ 
ſchrift des Gejebes oder des Statut3 tem 
Voritande obliegt, flieht die Beichlupß- 
nahme darüber der Generalverfammlung 
zu. Verjelbe muß vorbehalten bleiben: 


l. die Abnahme der Jahresrechnung und 

die Befugnis, diefelbe vorgängig Durch 

befonberen Ausſchuß prüfen zu 
laſſen; 

2. die Verfolgung von Anſprüchen, 
welche der Kaffe gegen Vorſtandsmit⸗ 
glieder aus deren Amtsführung er- 
wachſen, durch Beauftragte; 

3. die Beſchlußnahme über Abänderung 
der Statuten. 





8 37. Die Generalverfammlung be 
fteht nad) Beitimmung des Statuts ent- 
weder aus fämtlichen Kellenmitgliebern, 
welche großjährig und im Beſitze der bür- 
gerlichen Ehrenrechte find, oder aus Ber 
tretern, welche von den bezeichneten Mit 
gliedern aus ihrer Mitte gewählt werden. 

Die Generalverfammlung muß aus Ver⸗ 
tretern beftchen, wenn die Kalle fünfr 
hundert oder mehr Mitglieder zählt. 
Beſteht die Generalverfammlung aus 
Vertretern, fo jind diefe in geheimer Wahl 
unter Leitung des Vorftandes zu wählen. 
Nur die eritmalige Wahl nad) Errichtung 
der Kafie, ſowie —58 — Wahlen, bei wel⸗ 
chen ein Vorſtand nicht vorhanden iſt, 
werden von einem Vertreter der Yuf- 
ſichtsbehörde geleitet. 





8 38. Wrbeitgeber, welche für die von 
ihnen beſchäftigten Mitglieder einer Orts⸗ 
trantenlajje an Diefe Beiträge aus eige- 
nen Mitteln zu ‘zahlen verpjlichtet find 
($ 51), haben Anjprud auf Vertretung 
im Borftande und der Generalverjamm- 
lung der Kaſſe. 

Die Bertretung ift nad) dem Verhältnis 
der bon den Wrbeitgebern aus eigenen 
Mitteln zu aahlenben Beiträge zu bem 
Gefamtbetrage der Beiträge zu bemejjen. 
Mehr al3 ein Drittel der Stimmen darf 
den Arbeitgebern weder in der General- 
verjammlung noch im Borftande einge 
räumt werden. 

Die Wahlen der Generalverſammlung 
zum Vorſtande ſind geheim und werden 
getrennt von Arbeitgebern und Kaſſen— 
mitgliedern vorgenommen. 
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Durch das Statut Tann beitimmt mer» 
den, daß Arbeitgeber, welche mit Zahlımg 
der Beiträge im Nüditande ſind, von 
ber Bertretung und der Wahlberechtigung 
auszuschließen find. 


8 88a, Die Urbeitgeber find berech- 
tigt, ih in der Generalverfammlung 
Durch ihre Gejchäftsführer oder Betriebs⸗ 
beamten vertreten zu laſſen. Qon der 
Vertretung iſt dem Kaſſenvorſtande vor 
Beginn der Generalverfammlung Unzeige 


zu madıen. 

Die Arbeitgeber find ferner berechtigt, 
au Mitgliedern der aus Vertretern be- 
ttehenden Generalverfammlung ımb bes 
Vorſtandes Geichäftsführer oder Betriebs⸗ 
beamte Beiträgen verpflichteten 
Ürbeitgeber zu wählen. Eine Vertretung 
der gewählten Mitglieder der Generalver- 
ſammlung oder des Vorſtandes findet 
nicht ſtatt. 


8 89. Wird die Wahl des Vorſtandes 
von der @eneralverfammlung oder die 
nah u en ann ——e— enlamun 

g ie Wahlberechtigten ver- 
weigert, fo tritt an ihre Stelle Emenmung 
der Mitgliede ober ber 








r des Vorſtandes 
Deneraiverjemmlung durch die Auffichts- 


Haben die Urbeitgeber auf bie ihnen 
zuſtehende Vertretung in der General- 
verfammlung oder im Vorſtande verzich- 
tet, jo Tönnen fie diefe Vertretung mur 
mit Ablauf einer Wahlperiode wieder in 
Unfprud nehmen. 


6 40. Die Einnahmen und Ausgaben 
ber une find von allen den Zwecken 
ber Kaſſe fremden a alt en unb 

rausgabungen getrennt feitzuitellen ; ihre 
Beitände find gejondert gu verwahren. 

Wertpapiere, welche zum Vermögen ber 
Kafle gehören und nicht lediglich zur vor- 
übergehenden Unlegung zeitweilig verfüg- 
barer Betriebögelder —* die Kaſſe er⸗ 
worben ſind, ſind bei der Aufſichtsbe⸗ 
hörde oder nach deren Anweiſung ver⸗ 
wahrlich niederzulegen. 

Verfügbare Gelder dürfen nur in öffent⸗ 
lichen Sparkaſſen oder wie die Gelder 
Bevormundeter angelegt werden. 

Sofern beſondere geiegliche Vorſchrif⸗ 
ten über die Anlegung Gelder Be- 
vormundeter nicht beitehen, Tann die An- 





Krankenverſicherungsgeſetz. 88 38a bi 42. 


legung der verfügbaren Gelder in Schuld» 
verjchreibungen, melde von dem Deut⸗ 
ſchen Reich, von einen deutjchen Bunbes- 
ftaate oder dem Reichslande Elſaß⸗Lo⸗ 
thringen mit geſetzlicher Ermächtigung 
ausgeitellt jind, oder in Schuldverjchrei- 
bungen, deren Verzinſung von dem Deut⸗ 
ſchen Reich, von einem deutſchen Bunbes- 
ſtaate oder dem Reichslande Elſaß⸗Lo⸗ 
thringen geſetzlich garantiert iſt, oder in 
Schuldverſchreibungen, welche von deut⸗ 
ſchen kommunalen Korporationen (Pro⸗ 
vinzen, Kreiſen, Gemeinden ⁊c.) oder von 
beren Kreditanſtalten ausgeſtellt und ent⸗ 
weder ſeitens der Inhaber kündbar find, 
oder einer regelmäßigen Amortiſation 
auterliegent, erjolgen. Auch können bie 
Gelber bei ber Reichsbank verzinslich an⸗ 
gelegt werden, 

Die Bentralbehörbe kann die Anlegung 
—— — in anderen a —* 
vorſte zeichneten zinstragenden Pa⸗ 
pieren, ſowie die vorübergehende Un- 
legung zeitweilig verfügbarer Betriebg- 
gelder bei anderen als den vorbezeich- 
neten Kreditanſtalten widerruflich geitatten. 


8 41. Die Kaſſe ift verpflichtet, in ber 
sorgeichriebenen Frilten und nad ben 
vorgejchriebenen Yormularen Ueberſichten 
über die Mitglieder, über die Krankheits- 
und Sterbefälle, über die vereinnahmten 
Beiträge und Die geleilteien nter- 
ungen, ſowie einen Rechnungsabichluß 
der Aufſichtsbehörde einzureichen. 

Die höhere Vermaltungsbehörbe tft be⸗ 
fugt, über Art und Form der Rechnungs⸗ 
Hihrung Vorſchriften zu erlafjen. 








8 42. Die Mitglieder des Vorſtandes, 
fowie Rechnungs und Kaſſenführer haf⸗ 
ten ber Rajje für pflihtmäßige Verwal» 
waltung wie Vormünder ihren Mündeln. 

Verwenden fie verfügbare Gelder ber 
Kaſſe in ihrem Nutzen, jo können fte un» 
——— —— 

cch die Aufſichtsbehörde angehalten wer⸗ 

‚ dba8 in ihrem Nutzen verwendete 
&eld von Beginn der —— an zu 
verzinſen. Den Zinsfuß beſtimmt die Auf⸗ 
ſichtsbehörde nach ihrem Ermeſſen auf 
acht bis zwanzig vom Hundert. 

Handeln ſie abſichtlich zum Nachteile 
der Kaſſe, ſo unterliegen ſie der Beſtim⸗ 
mung des $ 266 des Strafgeſetzbuchs. 











Ktrankenverſicherungsgeſetz 88 48 bis 46. 


8 43. Mehrere Gemeinden können ſich 
durch übereinjtimmende Beichlüffe zur Er- 
richtung gemeinjamer Ortskrankenkaſſen 
ſür ihre Bezirke vereinigen. 

Durch Beſchluß eines weiteren Kom⸗ 
munalverbandes kann für deſſen Bezirk 
oder für Teile desſelben die Errichtung 
gemeinjamer Ortskrankenkaſſen angeord- 
net werben. 

Wo weitere Kommunalverbände nicht 
beitehen, kann die Errichtung gemeinfamer 
Ortskrankenkaſſen durch Verfügung der 
hẽheren Berwaltungsbehörbe für einzeine 
Teile ihres Verwaltungsbezirks angeordnet 
werden. 

Derartige Beſchlüſſe und Verfügungen 
müſſen zugleich Beſtimmungen darüber 
treffen, für welche Gewerbszweige oder 
Betriebsarten die gemeinſamen Orts⸗ 
kranlenkaſſen errichtet und von welcher 
Behörde für die lebteren die den Ge— 
meindebehörden übertragenen Obliegen- 
heiten wahrgenommen werben jollen. 

Die Beſchlüſſe bedürfen der Genehmi⸗ 
ung ber höheren Verwaltungsbehörde. 
Tiefe kann vor Erteilung der Geneh- 
migung den bei der Errichtung der ge- 
meinfamen Krankenkaſſen beteiligten Rer- 
jonen zu einer Weußerung darüber Ge- 
legenheit geben und die Genehmigung ver- 
jagen, wenn aus der Mitte der Beteiligten 
Widerjpruch dagegen erhoben wird. 

Segen die Verfiigung der höheren Ber- 
waltungsbehörde, durch welche die Geneh- 
migung verjagt oder erteilt oder die Er⸗ 
rihtung einer gemeinfamen Ortskranken⸗ 
fajte angeordnet wird, fteht ben beteiligten 
Gemeinden und fommunalverbänden in- 
nerhalb vier Wochen die Beichwerde an 
die Bentralbehörde zu. 


8 43a. Durch Beſchluß bes weiteren 
Kommimalverbandes mit Genehmigung 
der höheren Verwaltungsbehörde oder, wo 
weitere Rommunalverbände nicht beftehen, 
durch Berfügung ber höheren Verwal. 
tung3behörde können Klajjen von Berjiche- 
rungöpflichtigen, für welche Ortskranken⸗ 
kaſſen nicht bejtehen, einer bejtehenden ge 
meinjamen Ortskrankenkaſſe nad) An⸗ 
hörung derjelben und nachdem Vertretern 
der beteiligten Verficherungspflichtigen Ge⸗ 
legenheit zu einer Aeußerung gegeben 
worden ijt, zugewieſen werden. Gegen die 
Verfiigung ber höheren Verwaltungsbe⸗ 
hörde, durch we 
Nechtsbuch. II. 





che die Zuweiſung ge | 
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nehmigt oder angeordnet mird, fteht der 
Kaffe innerhalb vier Wochen nad) ber 
Buftellung d.e Beſchwerde an die Zentral⸗ 
behörde zu. 


8 44. . Unter Oberaufjicht der höheren 
Berwaltungsbehörde wird die Aufficht fiber 
Ortstranfenlaffen, welde für den Be- 
zirt einer Gemeinde von mehr al3 gehn. 
taufend Einwohnern errichtet find, Durch 
die Gemeindebehörden, bei allen übrigen 
Ortskrankenkaſſen durd) die feitens der 
Yandesregierungen zu beftimmenden Be- 
hörden wahrgenommen. 


845. Die Aufjichtsbehörde überwacht 
die Befolgung der gejeglichen und ſtatuta⸗ 
riſchen Vorſchriften und kann Diejelbe 
durch Androhung, Feſtſeßung und Voll⸗ 
ſtreckung von Ordnungsſtrafen gegen die 
Mitglieder des Kaſſenvorſtandes erzwingen. 

Sie iſt befugt, von allen Berhan- 
ungen, Büchern und Wechnungen der 
Kaſſe Einficht zu nehmen und die Kaſſe 
zu revidieren. 

Sie kann die Berufung der Kaſſen⸗ 
organe zu Sitzungen verlangen und, fall: 
dieſem Berlangen nicht entIprochen wird, 
bie Sitzungen ſelbſt anderaumen. 

In den auf ihren Anlaß anberaumten 
Gigungen kann fie die Yeitung der Ver— 
handlungen übernehmen. 

Solange der Vorſtand oder bie Gene— 
ralverfammlung nicht zu ftande kommt 
oder die Organe der Kaſſe die Erfüllung 
ihrer geſetzlichen oder ftatutenmäßigen Ob— 
liegenheiten verweigern, kann die Auf- 
ſichtsbehörde die Befugniſſe und Obliegen- 
heiten der Kaſſenorgane ſelbſt oder durch 
von ihr zu beitellende Vertreter auf 
Kosten der Kafje wahrnehmen. 


8 46. Sämtliche oder mehrere Ge— 
meinde-Sfranfenverjicherungen und Orts— 
krankenkaſſen innerhalb des Bezirks einer 
Aufſichtsbehörde können durch übereinſtim⸗ 
mende Beſchlüſſe der beteiligten Stom- 
minalverbände und der Weneralver- 
bände und der Generalvderjammlungen der 
beteiligten Kaffen jich zu einem Verbande 
bereinigen zum Zweck: 

1. der Unftellung eines gemeinſamen 
Rechnungs⸗ und Raffenführers und 
anderer gemeinjamer Bedienjteten, 

2. der Abfchließung gemeinjamer Ver- 
träge mit Aerzten, Apotheken, Kran 


9 
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fenhäufern und Lieferanten von Heil⸗ 
mitteln unb anderer Bebürfnifje ber 
Krankenpflege, 

8. der Anlage und des Betriebes ge 
meinfamer Anftalten zur Heilung 
und Berpflegung erkrankter Mit- 

lieder, ſowie zur Fürſorge für Re- 
onvaleszenten, 

4 der gemeinfamen ®Beltreitung der 
Krankenunterftügungsloften zu einem 
bie Hälfte ihres Gejamtbetrages nicht 
überjteigenden Teil. 

Die Vertretung des Kaſſenverbandes 
und die Geichäftsführung für denjelben 
wird nach Maßgabe eine von der höheren 
Berwaltungsbehörde zu genchmigenden 
Berbandaftatut3 durch einen von der Ver⸗ 
waltung ber beteiligten Gemeinde⸗Kran⸗ 
fenverficherungen und ben Vorſtänden der 
beteiligten Raten zu wählenden oder, o- 
fange eine Wahl nicht zu ftande kommt, 
bon ber Auffichtsbehörbe zu ernennenden 
Vorftand wahrgenommen. Im alle der 
Unftellung eines gemeinjamen Rechnungs⸗ 
und Kaſſenführers Lönnen durch das Ver- 
bandsſtatut Beltimmungen über gemein- 
jame Vermehrung der Beitände der be 
teiligten ®emeinde-Sranlenverficherungen 
und Krankenkaſſen getroffen werben. 

Der Verband kann unter feinem Na 
men Rechte erwerben und Verbindlich” 
teiten eingehen, vor Gericht Hagen und 
verfiagt werben. Tie Ausgaben des Ter- 
bandes werden durd) Beiträge ber be- 
teiligten Gemeinde⸗Krankenverſicherungen 
und Krankenkaſſen gededt, welche in Er- 
mangelung andermweiter durd) Ueberein- 
kommen berfelben getroffener Regelun 
am Schluſſe jedes Rechnungsjahres nad) 
dem Verhältnis der im Laufe des Rech— 
nungsjahres vereinnahmten Kajjenbeiträge 
umgelegt werden. 

ie Gemeinde - Franlenverjicherungen 
und Krankenkaſſen, welche bem Berbande 
angehören, find verpflichtet, auf Auffor- 
derung des Berband3vorftandes im Laufe 
des Rechnungsjahres diejenigen Vor— 
ſchüſſe zur Verbandskaſſe zu leiſten, welche 
zur Deckung der gemeinſamen Ausgaben 
erforderlich ſind. Die Vorſchüſſe find in 
Ermangelung anderweiter durch das 
Verbandsſtatut getroffener Regelung nad) 
dem Verhältnis der im Lauſe des zu- 
nächſt voraufgegangenen Rechnungsjahres 
vereinnahmten Kaſſenbeiträge auszuſchrei⸗ 


ben und innerhalb zweier Wochen nad) ' 


Kranfenverficherungsgeleb. 88 46a bis 47. 


erfolgter Ausfchreibung einzuzahlen. Die 
im Yaufe des Rechnungsjahres geleijteten 
Vorſchüſſe find bei der am Schlufie des⸗ 
jelben erjolgenden Umlegung zur Anrech⸗ 
nung zu bringen. 


8 464. Ein nah $ 46 Abſatz 1 ge- 
bildeter Verband kann durch übereinftim- 
mende Beſchlüſſe der beteiligten Kommu⸗ 
nalverbände und der Generalverſamm⸗ 
lungen der beteiligten Kranlenkaſſen auf- 
gelöjt werden. 

Jede Gemeinde⸗ſtranlenverſicherung und 
Krankenlaſſe kann nach ſechs Monate vor⸗ 
her erfolgter Auffündigung mit dem 
Schluſſe des Kalenderjahres aus dem Ver» 
bande außtreten. 

Soweit nicht Durch das Berbandsftatut 
cder durch Uebereinkommen etwas anderes 
beitimmt ift, wird bei der Auflöjung des 
Verbandes oder beim Ausſcheiden einer 
ber beteiligten Kaſſen von dem nad 
Tedung der Schulden verbleibenden Ber- 
mögen des Verbandes jeder augjcheiden- 
den Safe derjenige Anteil überwieſen, 
welcher auf ſie nach dem Verhältnis der 
im Laufe des letzten Kalenderjahres ver» 
einnahmten Kafjenbeiträge entfällt. 


8 46b. Durch die Bentralbehörde kann 
beftimmt werden, daß und unter melden 
Vorausfegungen bereit3 bejtchende Ber- 
einigungen von Gemeinde⸗Krankenverſiche⸗ 
rungen und auf Grund dieſes Geſetzes 
errichteter Krankenkaſſen, welche Zwecke 
der im 8 46 unter Ziffer 1 bis 4 be- 
zeichneten Art verfolgen, die Rechte der 
eu Grund de3 $ 46 erridjteten Verbände 
aben. 


8 47. Die Schließung einer Orts⸗ 
Irantenfajfe muß erfolgen: 

1. wenn die Zahl der Mitglieder dau- 
ernd unter fünfzig finkt; 

2. wenn ſich aus den Jahresabſchlüſſen 
der Kaſſe ergiebt, daß bie ee 
Mindejtleiftungen aud) nach erfolgter 
Erhöhung ber Beiträge der Ber- 
ſicherten auf drei Prozent besjenigen 
Betrages, nad) welchem die Unter- 
ſtützungen zu bemeilen find ($$ 20, 
26a Ziffer 6), nicht gededt werden 
förmen, und eine weitere Erhöhung 
der Beiträge nicht auf dem im $ 31 
Abjag 2 vorgejehenen Wege be- 
ſchloſſen wird. 














Krankenverficherungsgefeg. SS 48 bis 484. 


Die Auflöjfung kann erfolgen, wenn 
jie von der Gemeindebehörde unter Aue 
jtimmung der Generalverſammlung bean⸗ 
tragt wird. 

Die Schließung oder Auflöjung erfolgt 
duch PBerjügung der höheren Berwa'»- 
tungsbehörde, weiche, fofern jie auf Schlie⸗ 
Bung einer Kajje gerichtet iſt, von ber 
Generalveriammlung, jofern daburd) die 
Auflöjung einer Kaſſe abgelehnt wird, von 
der Gemeindebehörde bezichungsweife ber 
Seneralverfjammiung nad) Maßgabe de3 
8 24 angefochten werden fanın. 

Wird eine Ortskrankenkaſſe geſchloſſen 
oder aufgelöft, jo find die verficherungsd- 
pflichtigen Perſonen, für welche fie er- 
richtet war, anderen Ortskrankenkaſſen 
und, ſoweit dies nidjt ohne erheblidye Be- 
nadjteiligung anderer Ortskranlkenkaſſen 

ſchehen kann, der Gemeinde⸗Krankenver⸗ 
icherung zu überweiſen. 

Das etwa vorhandene Vermögen der 
Kaſſe iſt in dieſem Falle zunächſt zur 
Berichtigung der etwa vorhandenen Schul⸗ 
den und zur Deckung der von der Schlie⸗ 
Bung oder Auflöſung bereits entſtande⸗ 
nen Unterſtützungsanſprüche zu verwen⸗ 

Reſt fällt denjenigen Orts⸗ 
trantenkaſſen, ſowie der Gemeinde⸗Kran⸗ 
lenverſicherung zu, welchen die der ge⸗ 
ſchloſſenen oder aufgelöſten Kaſſe ange⸗ 
hörenden Perſonen überwieſen werben. 
Findet eine ſolche Ueberweiſung nicht ſtatt, 
* der Reſt des Vermögens in der dem 
bisherigen Zweck am meiſien entſprechen⸗ 
ben Beil zu verwenden. 

te Verfügung über bie Zumeilung 
der verſicherungspflichtigen Berjonen, für 
weiche bie geichlofiene oder aufgelöfte 
Kaffe errichtet war, an andere Kranken⸗ 
laffen oder die Gemeinde⸗Kranlenverſiche⸗ 
rumg, forie über die Verteilung ober Ber- 
wendung des Neitvermögen? wird von 
der höheren Verwaltungsbehörde getroffen. 
Segen dieſe Verfügung fteht den Betei- 
ligten innerhalb vier Wochen bie Be- 
jdnverbe an die Zentralbehörde zu. Tie 
Beſchwerde hat, ſoweit es ſich um bie 
guweiſung ber verſicherungspflichtigen 
Perſonen .handelt, Teine auſſchiebende 
Wirkung. 

Die Vorſchrift des erſten Abſatzes findet 
leine Anwendung, wenn nach dem Urteil 
ber Höheren Verwaltungsbehörde die Ge⸗ 
währumg der geieplichen Minbeftleiftungen 
durch vorhandenes Vermögen oder durch 
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andere außerordentliche Hülfsquellen ge» 
ſichert iſt. 


8 48. Ortskranlenkaſſen, melde auf 
Grund der 88 16,.17 oder 188 für ver- 
ſicherungspflichtige Perjonen verjchiebener 
Gewerbszweige oder Betriebarten cerridy 
tet find, Lönnen nad) Anhörung der 
Gemeinde aufgelöft werben, wenn bie 
Generalverfammlung der Kaffe dies be 
antragt. 

Unter der gleichen Vorausſetzung kann 
die Ausfcheidung der demfelben Gewerbs⸗ 
zweige ober bderjelben Betriebsart ange 
hörenden Safjenmitglieder aus der ge- 
meinjamen Kaſſe erfolgen, mwenn Die 
Mehrzahl diefer Kafjermitglieder zur 
jtimmt. 

Für Ortskrankenkaſſen, welche auf 
Grund ber 88 43 oder 43a gemeinſam 
für mehrere Gemeinden ober für einen 
weiteren Sommunalverband errichtet jind, 
kann auf Antrag einer der beteiligten 
Gemeinden oder der Generalverfammlung 
der beteiligten Kaffe die Auflöſung oder 
die Ausjcheidung der in einer oder mehre- 
ren der beteiligten Gemeinden befchäftigten 
Kaſſenmitglieder erfolgen. 

Die Auflöjung oder Ausiheidung er- 
folgt durd) Verfügung ber höheren Ber- 
waltungsbehörde. Wegen die Verfügung, 
durch welche die Yullöfung oder Aus⸗ 
ſcheidung angeordnet oder verjagt wird, 
jteht den Beteiligten innerhalb vier Wochen 
die Beidjwerde an die BZentralbehörde zu. 
Ueber die Verwendung und Verteilung 
des Bermögens, fowie über die ander- 
weitige DVerjicherung der verjicherungs- 
pflichtinen Perſonen ift nad) Maßgabe 
des 8 47 Abſatz 4 bis 6 Beitimmung zu 
treffen. 


8 48a, Ergiebt ſich, daß einem Kaſſen⸗ 
ftatut nah 8 24 Ubjag 1 die Geneh— 
migung hätte verfagt werden müſſen, fo 
hat bie höhere Verwaltungsbehörde Die 
erforderliche Abänderung anzuordnen. Der 
Die Ubänderung anordnende Beicheid kann 
auf dem im 3 24 Abſatz 1 bezeichneten 
Wege angefochten werden. 

Unterläßt die Vertretung der Kaffe, 
bie endgültig angeordnete Abänderung zu 
beſchließen, jo hat die höhere Verwal⸗ 
tungsbehörde die Beſchlußfaſſung anzu—⸗ 
ordnen und, falls diefer Unordnung feine 
Folge gegeben wird, ihrerjeitö die erfor- 

9% 
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Krankenverſicherungsgeſetz. 88 49 bis 50. 


derliche Abänderung bes Kafjenftatut3 von | zu bejchließen, welche durch endgültige, 


Amtsiwegen mit rechtöverbinblicher Wir- 
Kung zu vollziehen. Dasjelbe gilt, wenn 
die Vertretung ber Kaffe e3 unterläßt, die 


jenigen Abänderungen de3 Kaſſenſtatuts 


D. Gemeinfame Befimmnngen 


auf Grund der 88 18a, 43a, 47 Ab- 
ſatz 6 erlafjene Anorönungen erforbert 
werden. 





für die Gemeinde- Rrankenver- 


ficherung und für die Ortskrankenkaflen. 


8 49. Die Arbeitgeber haben jede von 
ihnen beichäftigte verjicherungspflichtige 
Perſon, welde weder einer Betriebs⸗ 
— Krankenkaſſe ($ 59), Bau⸗Kran⸗ 

nkaſſe (8 69), Innungs⸗Krankenkaſſe 
(8 73), Knappſchaftskaſſe (8 74) auge 
hört, noch gemäß 8 75 von ber Ber- 
pflihtung, der Gemeinde⸗Krankenverſiche⸗ 
rung oder einer Ortskrankenkaſſe anzu⸗ 
gehören, befreit ijt, fpätelten3 am britten 
Tage nach Beginn der Beſchäftigung an⸗ 
zumelden unb jpätejtens am britten Tage 
nad) Beendigung derjelben wieder abzu- 
melden. Beränderungen, durd; melche 
während der Dauer der Beichäjtigung d.e 
Verſicherungspflicht auf Grund ihrer Be- 
ſchäftigung bisher nicht unterlagen, find 
ſpäteſtens am pritten Tage nad) ihrem 
Cintritt3 gleichfall3 anzumelden. Das 
Gleiche gilt bei Aenderungen tes Ar- 


beitövertrages, welche die Verſicherungs⸗ 


pflicht der im 8 1 Abſatz 4 bezeichneten 
Perſonen zur Folge haben. 

Die Anmeldungen und Abmeldungen 
erfolgen für verficherungespflichtige Per⸗ 
fonen joldyer Klaſſen, für welche Ort3- 
krankenkaſſen beftehen (8 23 Abſatz 2 
Biffer 1), bei den durd) das Statut dieſer 
Klaſſen bejtimmten Stellen, übrigens bei 
der Gemeindebehörde oder einer von Diejer 
zu veſtimmenden Meldeſtelle. 

In der Anmeldung zur Ortskranken⸗ 
kaſſe ſind auch die behufs der Berechnung 
der Beiträge durch das Statut geforderten 
Angaben über die Lohmverbältnifie zu 
machen. Wenderungen in dieſen Berhält- 
nijlen jind fpäteltens am dritten Tage, 
nachdem ſie eingetreten, anzumelden. 

Durch Beſchluß der Verwaltung der 
Gemeinde-Kranfenverficherung und durch 
da3 Kaſſenſtatut Tann die Friſt für die 
An» und Abmeldungen bi3 zum lebten 
Werltage der Kalendertvoche, in meicher 
die dreitägige Friſt (Aoſatz 1) abläuft, 
eritredt werben. | 


Die Auffiht3behörde, ſowie die höhere 
Verwaltungsbehörde kann für fämtlidje 
Gemeinde - Krankenverſicherungen und 
Ortskranlenkaſſen ihres Bez.ıla oder 
einzelner Teile desjelben eine gemeinfamc 
Meldeſtelle errichten. Die Aufbringung 
der Koſten derjelben erfolgt durd) bie 
beteiligten Gemeinden und Ortskranken⸗ 
Tajjen nach Maßgabe des 8 46 Abſatz 3, 1. 


5 49a. Hülfsfaffen der im & 75 be- 
zeidineten Art haben jedes Ausscheiden 
eines verjicherungöpflichtigen Mitgliedes 
aus ber Kaſſe und jedes llebertreten eines 
jolden in eine niedrigere Mitgliederklaſſe 
innerhalb Monatsfriit bei der gemein- 
jamen Meidefielle oder bei der Uuffichtz 
behörbe desjenigen Bezirks, in weichem 
das Mitglied zur Zeit der legten Bei- 
tragszahlumg beſchäftigk war, unter An- 
gebe ſeines —— und ſeiner 

ſchäftigung zu dieſer Zeit ſchriftlich au⸗ 
zuzeigen. 

Für Hülfskaſſen, welche örtliche Ver— 
waltungsſtellen errichtet haben, iſt die An⸗ 
zeige von der örtlichen Yermwaltungsftell: 
zu erſtatten. 

Zur Erjtattung der Anzeige ijt für jede 
Hülfskaſſe, fofern deren Vorſtand nicht 
eine andere Perſon damit beauftragt, der 
Rechnungsführer derjelben, für die ört— 
liche Verwaltungsſtelle dasjenige Mitglied. 
welches die Rechnungsgeſchäſte berfelben 
führt, verpflichtet. 

Die Aufſichtsbehörde hat die an fie ge- 
fangenden Anzeigen der Verwaltung der 
Gemeinde⸗Krankenverſicherung oder dem 
Voritande der Ortskrankenkaſſe, meichr 
die in der Anzeige bezeichnete Perjon nad) 
der in derjelben angegebenen Beſchäfti⸗ 
gung anzugehören verpflichtet ift, zu Über 
weiſen. 








8 50. Arbeitgeber, welche der ihnen 


nach 8 49 obliegenden Anmeldepflicht vor- 





Kerankenverſicherungsgeſetz. 88 51 bis 52a. 


ſätzlich oder fahrläfjigerweife nicht ge 
nügen, haben alle Yufenbungen, welche 
eine Gemeinde⸗Kranlkenverſicherung oder 
eine Ortskrankenkaſſe auf Grund geſetz⸗ 
lidyer oder ſtatutariſcher Vorſchrift in 
einem vor der Anmeldung durch die nicht 
angemeldete Perſon veranlaßten Unter⸗ 

ũgungsfalle gemacht hat, zu erſtatten. 

Die Verpflichtung zur Entrichtung von 
Beiträgen für die Zeit, während welcher 
die nicht angemeldete oder nicht angezeigte 
Perſon der Gemeinde⸗Krankenverſicherung 
oder der Ortskrankenkaſſe anzugehören 
verpflichtet war, wird hierdurch nicht be⸗ 
rührt. 





8 51. Die Beiträge zur Krankenver⸗ 
ſicherung entfallen bei verjicherungspflic- 
tigen Perſonen zu zwei Dritteln auf Diefe, 
& einem Drittel auf ihre Wrbeitgeber. 
Kaniıtägeiber belaiten nur die Ver—⸗ 


icherten. 

Durch ftatutariiche Regelung (8 2) Tann 
beitimmt werden, daß WÜrbeitgeber, in 
deren Betrieben Dampfleſſel oder durd) 
elementare Kraft beivegte Triebwerke nicht 
ver.vendet und mehr als zwei dem Kranken⸗ 
verjiherungdzmange unterliegende Per⸗ 
onen nicht beichäjtigt werden, von ber 
Verpflichtung dur Zeitung von Beiträgen 
aus eigenen Mitteln befreit jind. 


8 52. Die Arbeitgeber jind verpflichtet, 
die Beiträge und Cintrittögelder, welche 
für die von ihnen beichäftigten Perſonen 
zur Gemeinde⸗Krankenverſicherung oder zu 
einer Ortskrankenkaſſe zu entrichten find, 





einzuzahlen. Die Beiträge jind an 
bie mde-Stranfenverjicherung, fofern 
nicht durch Gemeindebeſchluß andere 


Bahlungstermine feitgejegt find, wöchent⸗ 
ih im voraus an die Ortskranken⸗ 
kaſſe zu den durch Gtatut feitgejepten 
Bahlungdterminen einzuauhlen: Das Cin⸗ 
trittögeld ift mit dem eriten fälligen Bei- 
trage einzuzahlen. Die Beiträge. jind ſo⸗ 
Tange fortzuzahlen, bis die vorſchrifts⸗ 
mäßige Abmeldung (8 49) erfolgt iſt, 
und für den betreffenden Zeitteil zurüd- 
zuerjtatten, wenn die rechtzeitig abgemel- 
d:te Berfon innerhalb der a Beben 
aus ber bisherigen Beſchäftigung aus⸗ 
ſcheidet. 

Wenn der Verſicherte gleichzeitig in 
mehreren die Verſicherungspflicht begrün⸗ 
denden Arbeitsverhältniſſen ſteht, jo haf- 


133 


ten die ſämtlichen Arbeitgeber als Ge⸗ 
ſamtſchuldner für die vollen Beiträge und 
Eintrittsgelder. 

Durch Gemeindebeſchluß mit Geneh⸗ 
migung der Aufſichtsbehörde oder durch 
Ratienkatut fann bejtimmt werden, daß 
Die Beiträge ſtets für volle Wochen er- 
hoben und zurüdgezahlt werden. 


8 52a. Auf Antrag der Gemeinde 
Krankenverſicherung oder einer Orts⸗ 
krankenkaſſe kann die Aufſichtsbehörde 
widerruflich anordnen, daß ſolche Arbeit⸗ 
geber, die mit Abführung der Beiträge 
im NRüditande geblieben Fb und deren 
Bahlungsunfähigkeit im Bmang£beitrei» 
bungsperjahren feftgeftellt worden iſt, nur 
den auf fie jelbft als Arbeitgeber entfallen- 
den Teil der Beiträge, welche für die von 
ihnen beſchäftigten verlicherungspflichtigen 
Verjonen zur Gemeinde⸗Krankenverſiche⸗ 
rung oder Ortskrankenlaſſe zu entrichten 
find, einzuzahlen haben. 

Wird Died angeordnet, fo find die von 
ſolchen Arbeitgebern beſchäſtigten verjiche- 
rungspflichtigen Perjonen verpflichtet, die 
Eintrittögeldber ſowie den auf fie ſelbſt 
entfallenden Teil der Beiträge zu den 
feftgeftellten Zahlungsterminen jelbjt an 
die Gemeinde⸗Krankenverſicherung oder 
Krankenkaſſe einzuzahlen. 

Die Anordnungen (Abſ. 1) müfjen die 
jenigen Arbeitgeber, für welche ſie gelten 
follen, nad) Namen, Wohnort und Ge 
ichäftsbetrieb beutlich bezeidynen und find 
diejen WUrbeitgebern ſchriftlich mitzuteiten. 

Die von folchen Anordnungen betrofje- 
nen Ürbeitgeber find verpflichtet, biefelben 
den von ihnen beichäftigten, in der Ge 
meinde⸗Krankenverſicherung oder Orts⸗ 
krankenkaſſe verſicherten verſicherungs— 
pflichtigen Perſonen durch dauernden Aus⸗ 
hang in den Betriebsſtätten bekannt zu 
machen und bei jeder Lohnzahlung die 
von ihnen beſchäftigten verſicherungspflich⸗ 
tigen Perſonen darauf hinzuweiſen, daß 
dieſe die im Abſatz 2 bezeichneten Beiträge 
ſelbſt einzuzahlen haben. 

Gegen die im Abſatz 1 bezeichneten An⸗ 
orbnungen findet binnen zwei Wochen 
nach der Auftellung die Beſchwerde an 
die höhere Verwaltungsbehörde ftatt. Tie 
Beicywerde hat feine auffchiebende Wir- 
fung. Die Entichedung der höheren Ver- 
mwaltungsbehörde ijt endgültig. 
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8 52b. Auf Bufapbeiträge ber Ver⸗ 
fiherten für beſondere auf Antrag zu ge 
twährende SKaffenleiftungen an Familien⸗ 
angehörige (86a Fl er Bifferd, 89 
Abſaß 1 Gag 2, 21 Ubfap 1 Bilfer 5, 
8 Abſatz 2, finden die Vorſchriften 

88 51 und 52 feine Anwendung. 


8 58. Die Verficherten find verpfiid)- 
tet, die intrittögelder und Beiträge, 
Icgtere nad) Abzug des auf den Arbeit- 
geber entjallenden Drittels 6 61), bei 
den Lohnzahlungen ſich einbehalten zu 
laſſen. Die Arbeitgeber dürfen nur auf 
diefjem Wege den auf die Verſicherten ent- 
fallenden Betrag wieder einziehen. Die 
Ubzüge für Beiträge jind auf die Lohn- 
zahlıngsperioden, auf welche fie entjallen, 
gleichmäßig zu verteilen. Dieſe Teilbe- 
träge dürfen, ohne daB dadurch Mehr- 
belajtinigen der Verſicherten herbeigeführt 
werden, auf volle zehn Pfennig abge- 
rundet werden. Sind Abzüge für eine 
Lohnzahlungsperiode unterblieben, fo 
bürfen ſie nur noch bei der Yohnzahlung 
für die nädjftfolgende Yohnzahlungsperiode 
nachgeholt werben. 

Hat der Arbeitgeber Xe.träge um dei 
willen nachzuzahlen, weil bie Verpflich- 
tung zur Entrichtung von Beiträgen zwar 
vom Ürbeitgeber anerfannt, von dem Ber- 
jicherten, der Gemeinde⸗Krankenverſiche⸗ 
rung ober Ortskrankenkaſſe aber be 
fıritten wurde und erjt burd) einen Rechts⸗ 
jtreit (8 58) hat feitgejtellt werden müljen, 
oder weil die im 8 49a vorgejchriebene 
Anzeige erſt nad) Ablauf der im Abjag 1 
bezeichneten Zeiträume oder gar nicht er- 
ftattet worden ift, fo findet die Wieber- 
einziehung des auf den Verſicherten ent« 
fallenden Zeile3 der Beiträge ohne bie 
vorstehend aufgeführten Beſchränkungen 
ſtatt. 

Arbeitgeber, deren Zahlungsunfähigkeit 
im Zwangsbeitreibungsverfahren ſeſtge— 
ſtellt worden iſt, ſind, ſolange für ſie 
nicht eine Anordnung der im 8 52a be⸗ 
zeichneten Art getroffen worden tft, ver- 
pflichtet, die im Abſatz 1 zugelaljenen 
Lohnabzüge zu machen und deren Betrag 
fofort, tachdem der Abzug gemacht wor⸗ 
den ift, an die berechtigte Kaſſe abzu- 
liefern. 








8 53a. Ctreitigfeiten zwiſchen Demi 
Arbeitgeber und den von ihm beicdhäj- 


Krankenverficherungsgefeg. 88 52 bis 54a. 


t:gten Perjonen über die Berechnung und 
Anrechnung der von dieſen zu leijtenden 
Beiträge werden nad) den Vorichriften des 
Geſetzes, betreffend die Gewerbegerichte, 
vom 29. Juli 1890 (Reid)s-Gejegbl. ©. 
141) entichieden. 

Die Vorſchriften des Ichteren Geſcthzes 
finden auch auf Gtreitigfeiten zwiſchen 
den bezeichneten Perfonen über die Be- 
vehnung und Anrechnung bes Eintrittö- 
gel Anwendung. Zur Unticheidun 
dieſer Streitigfeit find nud) die auf Grum 
des 8 80 jenes Geſetzes fortbeftehenden 
Gewerbegerichte zuftändig. 





854. Ob und inwieweit die Xor- 
Ichriften des 8 49 Ubjag 1 bis 3, 8 5l, 
8 52 Ubjag 1 auf die Arbeitgeber der 
ım 8 2 Abſatz 1 unter Ziffer 1 und 4 
bezeichneten Perjonen Anwendung finden, 
it durch ſtatutariſche Beſtimmung zu 
regeln; dieſelbe bedarf der Genehmigung 
der höheren Verwaltungsbehörde 

ur dem gleichen Wege Tann bejtimmt 


werden: 

1. daß für diejenigen Verſicherten, auf 
welche Die Anwendung der Vorſchrif⸗ 
ten des $ 1 auf Grund bes 8 2 
Abfag 1 Ziffer 4 erftredt ift, ſowie 
für die von ihnen beſchäftigten ver- 
ſicherungspflichtigen Perſonen bie 
Beiträge und Unterſtützungen ſtatt 
nach dem ortsüblidyen Lohne gemöhn- 
liher Tagearbeiter ($ 8) in Pro— 
zenten Des wirklichen Arbeitsver⸗ 
dienftes, ſoweit diefer vier Mark für 
den Wrbeitätag nicht überfchreitet, 
feitzujtellen jind. 

2. daß die Urbeitgeber der im & 2 
Abjag 1 Ziffer 4 bezeichneten Ge- 
werbetreibenden, jofern auf dieſe bie 
Anwendung der Vorſchriften a 
erjtredt ift, aud) die Beiträga für 
Die von biefen Gewerbetreibenden 
beſchäftigten verjidjerungspflichtigen 
Perfonen einzuzahlen und zu einem 
Drittel aus eigenen Mitteln zu be- 
itreiten Haben. 





8 54a, Im Falle der Erwerbsun- 
fähigleit werden für die Tauer der Fran- 
fenunterftüßung Beiträge nicht entrichtet. 
Tie Mitgliedſchaft dauert während des 


| Vezuges von Krankenunterſtützung fort. 


— — — — 


Seranfenverj.herungsgeiek. 88 55 bis 57. 


55. Der Anſpruch auf Eintritts- 
gelder und Beiträge verjährt in einem 
‘jahre nad Ablauf des Kalenderjahres, 
in weldyem er entitanden ift. Rückſtändige 
Eintrittsgelder und Beiträge werden in 
derſelben Weiſe beigetrieben, wie Ge⸗ 
meindeabgaben. Die dafür beſtehenden 
landesrechtlichen Vorſchriften finden auch 
infofern Anwendung, als fie über die 
auffchiebende Wirkung etwaiger gegen die 
Zahlungspflicht erhobener Einwendungen 
Beitimmung treffen. 

Die rüdjtändigen Cintrittägelder und 
Beiträge haben das Vorzugsrecht des 8 54 
Kr. 1 der Reichs-Konkursordnung dom 
351) Februar 1877 (RNeichs⸗Geſetzbl. ©. 

Sofern nad) Gemeindebeichluß oder 
Rajtenftatut der Uinleitung bed Bei- 
treibungsverjahrens ein Mahnverfahren 
borangeht, kann von Vrbeitgebern, welche 
die Cintrittögelder und Beiträge nicht zum 
Yälltgleitstermine eingezahlt haben, eine 
Mahngebühr erhoben und wie die Nüd- 
ſtände beigetrieben werden. Die Feſtſetzung 
des Betrages der Mahngebühr unterliegt 
der Genehmigung ber Aufſichtsbehörde. 


8 56. Die Unterftügungsanfprüche auf 
Grund dieſes Gejeped verjähren in zwei 
Jahren vom Tage ıhrer Entitehung an. 

Die dem Unterjtügungsberechtigten zur 
jtehenden Forderungen Türmen mit recht- 
licher Wirkung weder verpfändet, nod) 
übertragen, noch für andere als bie im 
8 749 Abſatz 4 der Civilprozeßordnung 
bezeichneten Forderungen der Ehefrau und 
ehelichen Kinder und die des erjagbered)- 
tigten Armenverbandes gepfändet werden; 
jie Dürfen nur auf gejchuldete Eintritt 
gelber und Beiträge, welche von dem 
Unterftügungsberedjtigten ſelbſt einzu» 
zahlen waren, fowie auf Gelbitrafen, welche 
er dur Zuwiderhandlungen gegen bie 
auf Grund des $ 6a Abſatz 2 Ziffer 2a 
auf Grunb des 8 6a Abſatz 2 oder 
8 262 Abſatz 2 Ziffer 2a erlajjenen 
Vorſchriften verwirtt hat, aujgerechnet 
werden. 








8 56a. Aut Antrag von mindeſtens 
dreißig beteiligten Verficherten kann die 
höhere Berwaltungsbehörde nah Un- 
hörung ber Kaſſe und der Aufſichtsbehörde 
die Gewährung der im 86 Abſatz 1 
Ziffer 1 und $ 7 Abſatz 1 bezeichneten 


. höheren 
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Leitungen burch weitere als bie von ber 
Kaffe beitimmten Aerzte, Apotheken unb 
Krankenhäuſer verfügen, wenn burd) die 
von der Kaſſe getrojfenen Anordnungen 
eine den beredhtigten Anforderungen der 
Verficjerten entiprecjende Gewährung 
jener Leiſtungen nicht geſichert ift. 

Wird einer ſolchen Berfügung nicht bin- 
nen der geſetzten Friſt Folge geleiltet, fo 
kann Die höhere Werwaltungsbehörbe bie 
erforderlicden Anordnungen jtatt ber zu⸗ 
ftändigen Kaſſenorgane mit verbindlicher 
Wirkung für die Kaſſe treffen. 

Die nah Abſatz 1 und 2 zuläfligen 
Verfügungen find der Kaffe zu eröfinen 
und zur Kenntnis der beteiligten Ver- 
licherten g bringen. Tie Verfügung ber 

erwaltung3behörde ift endgültig. 


8 57. Die auf gejegliher Vorſchrift 
beruhende Berpflidhtung von Gemeinden 
oder Armenverbänden zur Unterftügung 
hütfsbedürftiger Perjonen, fowie die auf 
Geſetz, Vertrag oder letztwilliger Anord⸗ 
nung beruhenden Anſprüche der Ver—⸗ 
ſicherten gegen Dritte werden durd) dieſes 
Geſetz nicht berührt. 

Soweit auf Grund dieſer Verpflichtung 
Unterſtützungen für einen Zeitraum ge 
leijtet find, für welchen dem Unterjtühten 
auf Grund dieſes Geſetzes ein Unter- 
ſtützungsanſpruch zufteht, geht ber leßtere 
im Betrage der geleijteten Unterftügung 
auf die Gemeinde oder den Urmenver- 
band über, von welchen die Unterſtützung 
geleiftet ift. 

Das Gleiche gilt von ben Betriebs⸗ 
unternehmern und Kaſſen, welche die den 
bezeichneten Gemeinden und Armenver⸗ 
bänden obliegende Verpflichtung zur Unter- 
fügung auf Grund gejeglicher Vorſchrift 
erfüllt haben. 
ft von der Gemeinde⸗Krankenverſiche⸗ 
rung oder von der Ortskrankenkaſſe 
Unterftügung in einem Krankheitsfalle ge- 
leiftet, für welchen dem Xerlicherten ein 
geieglicher Entihädigungsanfprud) gegen 

ritte zufteht, jo geht dieſer Anſpruch 
in Höhe ber- geleijteten Unterftügung auf 
die Gemeinde-ranfenverjicherung oder die 
Ortstranbenkaſſe über. 

Sn Fällen diefer Urt gilt als Erſatz 
ber im 8 6 Abſatz 1 Ziffer 1 bezeid)- 
neten Xeiltungen die Hälfte des gejeglichen 
Mindeſtbetrages des Krankengeldes. 
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8 57a. Auf Erfordern einer Gemeinde⸗ 
Franfenverfiherung oder einer Orts⸗ 
krankenkaſſe ift den bei ihr verficherten 
Perſonen, welche außerhalb de3 Bezirkes 
dDerfelben wohnen, im Falle der. Er- 
krankung von der für Verſicherungspflich⸗ 
tige besjelben Gewerbszweiges oder ber- 
felben Betriebsart bejtehenden Orts⸗ 
frantenfafle ober in Ermangelung einer 
ſolchen von der Gemeinde-Stranlenverjiche 
rung des Wohnortes biejelbe Unterftügung 
zu gewähren, welche der Erkrankte von 
der Gemeinde-Siranfenverjicherung oder 
Ortskranlenkaſſe, der er angehört, zu be» 
anfprudyen hat. Diefe haben der unter- 
ſtützenden Ortskrankenkaſſe oder Gemeinde» 
Kranfenverficherung die hieraus ermad)- 
fenden Koſten zu eritatteı. 

Dasjelbe gilt für Verjicherte, melche 
während eines vorübergehenden Aufent- 
haltS außerhalb bes Bezirks der Gemeinde» 
Srantenverjiherung eder Ortskranlen⸗ 
kaſſe, der ſie angehören, erkranken, ſofern 
oder ſolange ihre Ueberführung nach ihrem 
Wohnorte nicht erfolgen kann. Eines be— 
ſonderen Antrages der Gemeinde⸗Kranken⸗ 
verſicherung oder Ortskrankenkaſſe bedarf 
es in dieſen Fällen nicht. 

Erfolgt die Erkrankung im Auslande, 
fo hat der Betriebsunternehmer dem Er⸗ 
krankten, fofern oder folange eine Ueber⸗ 
führung in das Inland nicht erfolgen 
kann, Diejenigen Unterjtügungen zu ges 
währen, welche ber lebtere von der Ge— 


meindesSfranfenverjicherung oder der Ortd- 


Irantentaffe, ber er angehört, zu be 
anfpruchen hat. Dieſe hat dem Betriebs⸗ 
unternehjmer die ihm hieraus erwachſen⸗ 
den Roiten zu erftatten. 

ür die Erftattung der Koften gilt in 
Diejen Füllen als Erjag ber im $ 6 Abs 
jag 1 Ziffer 1 bezeichneten Leiſtungen 
die Hälfte des Krankengeldes. 





8 57b. Gtreitigfeiten zwiſchen Ge 
meinde-Sfranfenverficjerungen und Orts⸗ 
krankenkaſſen oder zwiſchen Ortskranken⸗ 
kaſſen über die Frage, welcher von 
ihnen die in einem Gewerbszweige oder 
in einer Betriebsart oder in einem ein- 
seinen Betriebe beichäftigten Perjonen 
angehören, werden von ber höheren Ber- 
maltungsbehörde entichieden. 

Gegen die Enticheidung fteht den Be— 
teiligten nur Die Beichwerde an die Ben- 
tzalbehörde zu. Die Beſchwerde ijt binnen 
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i Wochen nad) ber Eröffnung ber 
ntiheidung einzulegen. _ 

Ergeht die Entſcheidung dahın, daß 
verſicherungspflichtige Perjonen einer an- 
deren Kaſſe, als derjenigen, bei welcher 
jie bisher thatſächlich verſichert waren, 
anzugehören haben, ſo iſt in derſelben 
der Zeitpunkt zu beſtimmen, mit welchem 
das neue erf. jerungsverhältnig in 
Kraft tritt. 





8 58. Streitigfeiten, welche zwiſchen 
den auf Grund dieſes GEcſetzes zu ver- 
ſichernden Perſonen ober ihren Wrbeit- 
gebern einerjeitö und ber Gemeinde⸗Kran⸗ 
enverficherung oder ber Ortskrankenkaſſe 
anbererjeit3 über das Berjicherungsper- 
pilbniB oder über die Verpflichtung zur 
eitung oder Einzahlung von Eintritts- 
jeldern und Beiträgen oder über Unter- 
N iungsanfprüde entjtehen, ſowie Strei⸗ 
tigkeiten über Unterſtützungsanſprüche aus 
8 57a Abſatz 3 und über Erftattungs- 
aniprüde aus 8 50 merben von Ber 
Auffichtsbehörbe entſchieden. Erſtreckt fid) 
der Bezirk der Gemeinde-Krankenverſiche⸗ 
rung oder der Ortskrankenkaſſe über 
mehrere Gemeindebezirke, jo kann durch 
die Zentralbehörde die Entſcheidung an—⸗ 
deren Behörden übertragen werden. Die 
Entſcheidung kann binnen vier Wochen 
nach der Zuſtellung derſelben mittelſt 
Klage im ordentlichen Rechtswege, ſoweit 
aber landesgeſetzlich ſolche Streitigkeiten 
dem Verwaltungsſtreitverfahren überwieſen 
ſind, im Wege des letzteren angefochten 
werden. 

Streitigkeiten über die im 5 57 Ub- 
fat 2 und 3 bezeichneten Anſprüche, 
Streitigleiten über Erjtattungsanfprüd)e 
aus 8 3a Abfap 4, 85 3b und 57a, 
ferner GStreitigfeiten zwiſchen Gemeinde- 
Krankenverficherungen und Krankenkaſſen 
über ben Erjag irrtümlich geleijteter Un⸗ 
ftüungen werden im Bermwaltungsftreit- 
verfahren, mo ein folches nicht beiteht, 
von der Aufſichtsbehörde entichieden. Die 
Entſcheidung der Auflichtöbehörde Tann 
binnen vier Wochen nad) Zuſtellung der- 
felben im Wege des Rekurjes nad Maß- 
gabe ber 88 20 und 21 der Gewerbe- 
ordnung angefochten werden. 

Gtreitigleiten zwiſchen einem Verbande 
und ben beteiligten Kaſſen ($ 46) aus 
dem VBerbandsverhältnis werden von der 
Aufſichtsbehörde entſchieden. Die Entjchei- 
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dungen können binnen vier Wochen nad) 
ber Zuftellung berjelben im Wege bes 
Verwaltungsftreitverfahrend, mo ein ſol⸗ 
des nicht beiteht, im Wege des Rekurſes 
nah) Maßgabe ber Vorſchriften der 88 20 
und 21 der Gewerbeordnung angefochten 
werben. 
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Die Entſche dung ber Auffichtöbehörde 
über Unterftügungsanfprüde oder über 
Anſprüche eines Verbandes an die be 
teiligten Kaſſen (Abjag 1 und 3) ift 
vorläufig volljtredbar. 





E. Beiriebs- (Sabrik-) Krankenkafen. 


8 59. Krankenkaſſen, welche für einen 
der im 8 1 bezeidjuteten Betriebe oder 
für mehrere diejer Betriebe gemeinfam in 
der Weije errichtet werden, daß auf dem 
Wege des Urbeitvertrages (durch Fabrıf- 
ordnung, Reglement u. |. mw.) die ın dem 
Betriebe beſchäſtigten Perfonen zum Bei- 
tritt verpflichtet werden, unterliegen den 
nachfolgenden Vorſchriften. 





8 60. Ein Unternehmer, welcher in 
einem Betriebe oder in mehreren Be— 
trieben fünfzig oder mehr dem Sranten- 
verſicherungszwange unterliegende Per— 
ſonen beſchäftigt, iſt berechtigt, eine Be⸗ 
triebs⸗⸗ (Habril-) Sranfentajfe zu er- 
richten. 

Er kann dazu durch Anordnung ber 
höheren Verwaltungsbehörde verpflichtet 
werden, wenn dies bon ber Gemeinde, 
in weldyer die Beichäftigung ftattfindet, 
oder von der Krankenkaſſe, welcher die 
beicyäftigten Berjonen angehören, bean- 
tragt wird. Bor der Anordnung iſt dem 
Unternehmer, ſowie den von ihm keſchäf— 
tigten Perjonen oder von diefen gewählten 
Bertretern ımd, fall3 der Antrag von 
einer Ortskrankenkaſſe ausgegangen ift, 
auch der Gemeinde zu einer Aeußerung 
darũber Gelegenheit zu geben. 





8 61. Unternehmer eines Betriebes, 
welcher für die darin beichäftigten Per— 


fonen mit befonderer Krankheitsgefahr 


verbunden ift, können aud) dann, wenn 
fie weniger als fünfzig Perjonen befdyäj- 
tigen, zur Errichtung einer Betriebs 
Gabrit Krankenkaſſe angehalten werben. 

Unternehmern eines Betriebes, in wel⸗ 
dm weniger al3 fünfzig Perfonen be- 
Idyäftigt werden, Tann die Errichtung 
einer Betriebs (Fabril-) Kranlenkaſſe ge 
ftattet werden, wem die nadjhaltige 
Leiſtungsfähigleit der Kaſſe in einer von 





der höheren Verwaltungsbehörde für aus- 
reichend erachteten Weiſe jichergefiellt ift. 





862. Unternehmer, welche der Ver⸗ 
pflichtung, eine Betriebs⸗ (Fabril⸗) Kran⸗ 
fenfafje zu errichten, innerhalb bon 
der höheren Verwaltungsbehörde zu be 
ftimmenden Friſt nicht nachlommen, find 
verpflichtet, für jede in ihrem Betriebe 
beichäftigte, dem Berficherungszivange un⸗ 
terliegende Perjon Beiträge bis zu fünf 
Prozent des verdienten Lohnes aus eige- 
nen Mitteln zur Gemeinde-Kranfenver- 
ung oder zur Ortskrankenkaſſe zu 
leiſten. 

Die Höhe der zu leiſtenden Beiträge 
wird nach Anhörung der Gemeindebe⸗ 
hörde von ber höheren Verwaltungsbe⸗ 
hörde endgültig feſtgeſetzt. 





8 63. Verſicherungspflichtige Berjonen, 
welche in ben Betriebe, für meldyen eine 
Betriebs (Fabrik⸗) Krankenkaſſe errichtet 
ift, beichäft.gt werden, gehören vorbehalt- 
lid) der Beitimmungen des 8 75 mit dem 
Zage des Gintritt3 in die Befchäftigung 
der Kaſſe ald Mitglieder an. 

Nichtverjicherungspflichtige in dem Be 
triebe beicdhäftigte Perfonen haben das 
Recht, der Satle beizutreten, jofern ihr 
jährliches Gejamteinfommen zmeitaufend 
Mark nicht überfteigt. Der Beitritt er- 
folgt durch Schriftliche oder mündliche An— 
meldung bei dem Kaſſenvorſtande, gewährt 
aber feinen Anſpruch auf Unterjtügung 
im alle einer bereit3 zur Seit Diejer 
Anmeldung eingetretenen Erkrankung. 
Die Kaffe iſt berechtigt, nichtverſicherungs⸗ 
pflichtige Perjonen, welche ſich zum Bei» 
tritt melden, einer ärztlichen Unter- 
ſuchung unterziehen zu lafjen und ihre 
Aufnahme abzulehnen, wenn die Unter- 
ſuchung eine bereit3 bejtehende Krankheit 
erg.eöt. 
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Verſicherungspflichtigen Perfonen ift 
der Austritt mit dem Schluſſe des Ned)- 
nungsjahres zu gejtatten, wenn fie ben- 
jelben mindeſtens drei Monate vorher bei 
- dem Borftande beantragen und vor dem 
Austritt nachweiſen, daß fie einer der 
im 8 75 bezeichneten Kaſſe angehören. 

Nichtverficherungspflihtige Perſonen, 
welche die Beiträge an zwei aufeinander- 
folgenden Zahlungsterminen nicht neleiftet 
haben, jcheiden damit aus der Kaſſe aus. 





64. Tie für Ortskrankenkaſſen gel- 
tenden Beltimmungen ber bis 42, 
46 bis 46b, 48a und 49a Ubjap 4 
finden auf die Betriebs⸗ (TFabrif-) Pran- 
lenkaſſe mit folgenden Abänderungen An⸗ 
wendung: 

1. Tas Kaſſenſtatut ($ 23) ift burd) 
den Betriebsunternehmer in Perſon 
oder duch einen Beauftragten nad) 
Anhörung der beidjäftigten Perſo— 
nen oder der von denſelben gewählten 
Vertreter zu errichten. 

2. Turd) da3 Kaſſenſtatut kann dem 
Betrieböunteruchmer oder einem Ver⸗ 
treter desjelben-der Vorſitz im Bor- 
ftande und in der: Generalverfamm- 
lımg übertragen werden. 

5. Die Rechnungs⸗ und Kaflenführung 
it unter Verantwortlichkeit und auf 
Koſten des Betriebsunternehmers 
duch einen von demjelben zu be- 
ftellenden Rechnungs⸗ und Kaſſen⸗ 
führer wahrzunchmen. Verwendungen 
von Kafjengeldern in den Nugen der 
Betriebäunternehmer fallen unter die 
Vorjchrift des $ 42 Abſatz 2. 

4. Heiden die Beſtände einer auf 
Grund der Vorſchrift des 8 61 er- 
ridyteten Betriebs⸗ (Habril-) Kran⸗ 
kenkaſſe nicht aus, um die laufenden 
Ausgaben derjelben zu deden, jo ſind 
von dem Betriebsunternehmer die er» 
forderlichen Vorſchüſſe zu leijten. 

b. Tie aus dem Betriebe ausgejdjiede 
nen Berfonen, welche auf Grund ber 
Vorſchrift des 8 27 Mitglieder der 
Kaſſe bleiben, können Stimmrechte 
nicht ausüben und Kaſſenämter nicht 
belleiden. 


865. Die Betriebsunternehmer find 
verpflichtet, die ftatutenmäßigen Eintritt3- 
der und Beiträge für die von ihnen be⸗ 
chäftigten verſicherungspflichtigen Kaſſen⸗ 
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mitglieder zu den durch das Kaſſenſtatut 
feſtgeſetzten Zahlungsterminen in Die 
Rafke einzuzahlen und die Beiträge zu 
einem Drittel aus eigenen Mitteln zu 
leiten. 

Werden die gefeglicdhen Mindejtleiftungen 
der Kaſſe N 20) durd) die Beiträge, nad)- 
dem dieje für die Verjicherten drei Prozent 
der durchſchnittlichen Tagelöhne oder bes 
Arbeitsverdienſtes erreicht haben, nicht ge 
det, fo hat der Betriebsunternchmer die 

ur Tedung berfelben erforderlihen Zu⸗ 
Wiſſ aus eigenen Mitteln zu leiſten. 

Die Beſtimmungen des 8 52 Abſatz 3 
und der 88 52a bis b3a, 54a bis 58 
finden aud) auf Betriebs (Fabrik) Krau—⸗ 
kenkaſſen entſprechende Anwendung. 


866. Auf die Beaufſichtigung ber 
Betriebs- (Fabrik⸗) Krankenkaſſen ſinbe 
die 88 44, 45 Anwendung. 

Die Auflichtsbehörde it befugt, An— 
ſprüche, welche der Kaſſe gegen den Ve— 
triebSunternehmer aus der Rechnungs⸗ 
und Kajjenführung erwachſen (8 64 Ziffer 
*. in Vertretung der Kaſſe entweder ſelbſt 
oder durch einen von ihr zu beſtellenden 
Vertreter geltend zu machen. 


8 67. Wird der Betrieb oder werden 
die Betriebe, für melde die Kaſſe er- 
richtet ift, zeitweilig eingeltellt oder fomeit 
eingefchränft, daß die Zahl der darin 
beicjäftigten verjicherungspflicdytigen Per- 
onen unter die doppelte Zahl der jtatuten- 
mäßigen PVorftandsmitglieder finkt, fo 
kann Die Verwaltung von der Aufjichts- 
behörde übernommen werden, weldye die» 
jelbe durd) einen von ihr zu beitellenden 
VBertreter wahrzunehmen hat. 

Das vorhandene Kafjenvermögen, Die 
Nechnungen, Bücher und fonjtigen Alten- 
ftüde der Kaſſe find in diefem Falle der 
Aufſichtsbehörde auszuliefern. 

Vorftehende Beltimmungen finden feine 
Anwendung, wenn die ze:tweilige Ein- 
ftellung oder Einſchränkung eine durd) 
die Art des Betriebes bedingte periodiſch 
wiederkehrende ift. 


8 67a. Geht von mehreren Betrieben 
eined Unternehmers, für welche eine ge- 
meinfame Betrieb (Fabrik-) Kranlenlaſſe 
beiteht, einer in den Beſitz eines anderen 
Unternehmers über, fo ſcheiden Die in 
diejem Betriebe beichäftigten Perſonen auf 
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den Antrag eines der beteiligten Unter- 

nehmer aus der Kaffe aus. 

Sm diefem Falle erfolgt die Teilung 
de3 Vermögens ber bisher gemeinjamen 
Kafje nad) folgenden Beitimmungen: 

1. Ergiebt ſich nad) Berichtigung ber 
ehva vorhandenen Schulden und 
Dedung der vor bem Zeitpunkte bes 
Ausſcheidens bereits entitandenen Un⸗ 
teritügumgdanipriche ein ũberſchießen⸗ 
des Vermögen, fo ift der Teil des⸗ 
ielben, welcher dem Verhältnis der 
Zahl der ausjche:denden zur Geſamt⸗ 
zahl ber bisherigen Kaſſenmitglieder 
entipricht, derjenigen Krankenkaſſe zu 
überweijen, welcher Die in dem aus- 
icheidenden Betriebe beſchäftigten Per- 
ſonen fortan anzugehören haben. 

. Ergiebt ſich ein Fehlbetrag, fo ift 
berjelbe, fall3 der Untrag von dem 
Unternehmer des ausfcheidenden Be⸗ 
triebes gejtellt worden ilt, von dieſem 
in dem unter Biffer 1 jeitgejegten 
Verhältnis zu decken. 

Der Äntrag auf Ausſcheidung iſt an 
die höhere Verwaltungsbehörde zu richten. 
Dieſe beſtimmt den Zeitpunkt, mit welchem 
die Ausſcheidung ſtattzufinden hat, und 
entſcheidet fiber die Verteilung des Ver⸗ 
mögens. Gegen dieſe Entſcheidung ſteht 
den Beteiligten binnen zwei Wochen die 
Beſchwerde an die Zentralbehörde zu. 


[> 





8 67b. Bei Veränderungen in ber 
Drganijation einer öffentlichen Betriebs⸗ 
verwaltung lann auf deren Untrag bie 
höhere Verwaltungsbehörbe bie Bezirke 
der für dieje Verwaltung beftehenden Be- 
trieb3« et Krankenkaſſen nach Uns 
hörung der Sa ienorgane anderweit fejt- 
jegen. Dabei finden die Vorſchriften des 
8 67a Ablag 2 und 3 entiprechende Uns 
wendung. 





g 670. Mehrere Betriebs⸗ (Fabrik⸗) 
Krankenkaſſen für Betriebe desſelben Un- 
ternehmer3 fönnen mit Zuſtimmung ihrer 
Generalverfammlungen zu einer Kaſſe 
vereinigt werden. 

Die Vereinigung erfolgt durch Errid)- 
tung eines Kaflenftatuts für die vereinigte 
Kalle nach Vorſchrift des 8 64 Ziffer 1 
mit der Maßgabe, daß ald Vertreter der 
beidyäftigten “Perjonen die Generalver⸗ 
iammlungen ber beftehenden Kaſſen gelten. 


Mit dem Beitpunlte, zu welchem bie 
vereinigte Kaſſe ind Xeben tritt, gehen 
auf biejelbe alle Rechte und Verbindlich- 
feiten ber bisherigen Kaſſen über. 





8 68. Die Kaffe ist zu ſchließen: 

1. wenn der Betrieb ober die Betriebe, 
für welche fie errichtet ijt, aufgelöjt 
werben ; 

2. ſoweit nicht auf den Betrieb, für 
weldyen die Kaſſe erridjtet ift, bie 
Borichrift des 8 61 Ubſatz 1 Un 
wendung, Hubet, wenn die Zahl der 
in dem Betriebe beichäftigten verfiche- 
rungspflichtigen Perſonen dauernd 
unter die geſetzliche Mindeſtzahl 
($ 60) ſinkt und die dauernde 
Zeiftungsfähigleit der Kaffe nicht ge⸗ 
nügend fichergeftellt wird ($ 61 Ab- 
jap 2); 

3. wenn ber %Betriebunternehmer es 
unterläßt, für ordnungsmäßige Kaſſen⸗ 

‚und Rechnungsführung Sorge zu 
tragen. 

In dem Falle zu 3 Tann gleichzeitig 
mit der Schließung ber Kajje dem Be— 
triebSunternehmer die im 8 62 vorge» 
fehene Verpflihtung auferlegt und Die 
Errichtung einer neuen Betriebs- (Yabril-) 
Kranfentajfe verfagt werden. 

Die Kaſſe kann nad) Anhörung der 
beteiligten Gemeinden aufgelöjt merben, 
wenn der Betrieböunternehmer unter Zu⸗ 
ftimmung der Generalverfammlung die 
Auflöſung beantragt. 

Die Schließung oder Auflöjung erfolgt 
durd; bie höhere Verwaltungsbehörde. 
Gegen den diejelbe ausfprechenden oder 
ablefmenden Beſcheid, in welchem bie 
Gründe anzugeben find, Tann binnen zwei 
Wochen nad der Zuſtellung die Be— 
ſchwerde an die vorgeſetzte Behörde er- 
hoben werben. 

Auf das Vermögen ber gejchlofjenen 
oder aufgelöften Kafje finden die Vor— 
Ichriften des 8 47 Abſatz 5 entipredjende 
Anwendung. Sind die zur Tedung be- 
reit3 entitandener Unterftügungsanjprüche 
erforderlicyen Mittel nicht vorhanden, jo 
find die legteren vor Schließung ober 
Aufföfung der Kafje aufzubringen. Die 
Haftung jür Diejelben liegt dem Betriebs 
unternehmer ob. 


u nem 
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F. Bau-Rrankenkafeen. 


8 69. Für bie bei Eiſenbahn⸗, Kanal«, 
Wege⸗, Strom⸗, Deich⸗ und Feltungs- 
bauten, ſowie in anderen vorübergehen⸗ 
den Baubetrieben beſchäftigten Perſonen 
haben die Bauherrn auf Anordnung der 
höheren Verwaltungsbehörde Bau⸗Kran⸗ 
kenkaſſen zu errichten, wenn fie zeitweilig 
eine größere Zahl von Arkeitern beichäf- 





8 70. Die den Bauherren obliegende 
Verpflichtung kann mit Genehmigung ber 
höheren Berwaltungsbehörde auf einen 
oder mehrere Unternehmer, melde bie 
Ausführung des Baues ober eines Teiles 
desjelben für eigene Rechnung übernom- 
men haben, übertragen werden, wenn bie- 
jelben für D.e Erfüllung der Verpflichtung 
eine nach dem Urteil der höheren Bermal- 
zrehörde ausreichende Sicherheit be⸗ 
lellen. 


8 71. Bauherren, welche ber ihnen 
nach 8 69 auferlegten Verpflichtung nicht 
nachkommen, haben den von ihnen bes 
ihäftigten Perjonen für den Tall einer 
Krankheit und im Falle des Todes der- 
felben ihren Hinterbliebenen die im 820 
vorgejchriebenen Unterjtügungen aus eige- 
nen Mitteln zu leijten. 


8 72. Die in Gemäßheit de 8 69 
errichteten Kranlkenkaſſen jind zu ſchließen: 








1. wenn ber Betrieb, für melden fie 

errichtet find, aufgelöft wird; 

2. wenn ber Bauherr oder Unternehmer 

ed unterläßt, für orbiungsmäß:.ge 
Kaſſen⸗ und Rechnungsführung Sorge 
zu tragen. 

In dem Falle zu 2 trifit ben Bauherrn 
oder Unternehmer die im $ 71 auöge- 
Iprochene Verpflichtung. 

Im Übrigen finden auf bie in Gemäf;: 
heit des 8 69 errichteten Krankenkaſſen 
die Vorfchriften der 88 63 bis 68 mit 
der Maßgabe Unmendung, daß über bie 
Anwendbarkeit der Vorjchrift des 8 32 
die höhere Verwaltungsbehörde Lei Ge- 
nehmigung des Kaſſenſtatuts, über die 
Verwendung be3 bei Schließung cber 
Auflöfung einer Kafje verbleibenden Reſtes 
des Kaſſenvermögens das Kaſſenſtatut Be⸗ 
ſlimmung treffen muß. Eine Verwen⸗ 
dung zu gunſten des Bauherrn ober Un- 


‚ternehmers iſt ausgeſchloſſen. 


Auf Streitigkeiten über Unterſtützungs⸗ 
anſprüche, welche auf Grund des 8 71 
pegen den Bauherrn erhoben werden, fin⸗ 

t die Vorſchrift des 8 58 Abſatz 1 


Anwendung; auf Streitigkeiten über Er- 


ſatzanſprüche, welche auf Grund des 871 

und des 8 57 Abſatz 2 gegen den Bau- 
ern erhoben werben, jindet die Bor- 
hrift des 8 58 Abjag 2 Anwendung. 


G. Innungs-Rrankenkafen. 


878. Wu Krankenkaſſen, welche auf 
rund der Vorſchriften des Titel VI 
ber Gewerbeordnung von Innungen für 
die Geſellen und Lehrlinge ihrer Mit- 
lieder errichtet werden, finden die Vor 
chriften bes $ 19 Abſatz 5, 88 20 bis 
22, 26 bis 33, 34 bi8 38, 39 bis 42, 
45 Abſatz 5, 46, 46a, Abb, 47 Ab- 
fa 3 bis 6, 48a Abſatz 2, 8 49a Ab- 
ie 4, 88 51 bis 53a, 54a bis 58, 65 
bjag 2 U . 
Wird für eine Innung nad) Maßgabe 
der vorft immung eine In⸗ 
nungs⸗Kranlenlaſſe errichtet, fo werden 
die von Innungsmitgliedern in ihrem Ge⸗ 
werbebetr.ebe bejcyäjtigten verſicherungs— 


pflichtigen Perfonen, vorbehaltlih ber 
Beitimmung des 75, foweit fie zu 
dem Seitpunfte, mit welchem vie Kaſſe 
in3 Leben tritt, in diefer Beſchäftigung 
ftehen, mit dieſem Zeitpunkte, ſoweit jie 
Ipäter in dieſe Beihäftigung eintreten, 
mit dieſem Eintritt Mitglieder der In— 
nungs⸗ſKrankenkaſſe. 
Verſicherungspflichtige Perſonen, deren 
Arbeitgeber der Innung, für welche eine 
Innungs-⸗Kranlenkaſſe errichtet iſt, erſi 
nach deren Errichtung beitreten, werden, 
ſoweit fie bisher einer Ortskrankenkaſſe 
angehörten, mit Begimt des neuen Ned): 
nungsjahres Mitglieder der Innungs- 
Krankenkaſſe, fofern der Arbeltgeler drei 
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Monate zuvor dem Vorſtande ber Orts⸗ 
krankenkaſſe feinen Eintritt in Die In— 
nung nachgemwiejen hat. 

‚Dit dem Beitpunkte, mit weldjem ver- 
Iiherungöpflichtige PFerfonen Mitglieder 
einer Innungs⸗Krankenkaſſe werben, fchci- 
den fie aus anderen auf Grund dieſes 
Geſetzes errichteten Kaſſen, welchen fie big 
dahin vermöge ihrer Beichäftigung ange» 
hörten, aus. 


Den Beitpunft, mit weichem eine ncu- 
errichtete Innungs⸗Krankenkaſſe ing 
Leben tritt, beitimmt Die höhere Verwal⸗ 
tungäbehörde. 

Im übrigen bleiben für diefe Kaſſen 
die Vorſchriften des Titels VI der Ge 
werbeordnung in Sraft. 





H. Verhältnis der Knappfchaftskafen und der eingefdhriebenen 
und anderen Bülfskaffen zur Krankenverfiherung. 


5 74. Für die Mitglieder ber auf 
Grund berggejeplicher Vorſchriften errich⸗ 
teten Srantenfafien (Knappſchaftskaſſen) 
tritt weder die Gemeinde⸗Krankenverſiche⸗ 
rung od) die Verpflichtung, einer nad) 
Maßgabe der Borjchriften dieſes Geſetzes 
errichteten Krankenkaſſe anzugehören, cin. 

Die ſtatutenmäßigen Leiſtungen dicſer 
Kaſſen in Sranfheitsfällen müſſen die für 
die Betriebd- (Fabrik-) Krankenlaſſen vor- 
geichriebenen Mindeſtleiſtungen erreichen. 

Die PVorfchriften des 8 26 Abſatz 1 
und Abhſatz 2 Sat 1, 88 56a und 57a 
jinden audy auf Snappicjaftslafien An⸗ 
wendung. 

Sm übrigen bleiben Die Tandesgejek- 
lien Vorſchriften über die Knappſchafts⸗ 
kaſſen unberührt. | 





8 75. Mitglieder ber auf Grund bes 
Geſetzes über die eingefchriebenen Hülfs- 
kaſſen vom 7. April 1876 —— — 
S. 125), 1. Juni 1884 (Neichd-Gejehbl. 
©. 54) erriditeten Kaſſen find von der 
Berpflihtimg, der Gemeinde⸗Krankenver⸗ 
jijerung ober einer nad) aragebe dieſes 


— —— —— — —— —— — — — — — 


Geſetzes errichteten Kranlenkaſſe anzuge⸗ 
hören, befreit, wenn die Hülfskaſſe, welcher 


ſie angehören, allen ihren verſicherungs⸗ 
pflichtigen Mitgliedem oder doch der- 
jenigen Mitglicderklafſſe, zu melcher der 
Berficjerungspftichtige gehört, im Kranl- 
heitsfalle mindeſtens diejenigen Leiftungen 
gewährt, welche nad) Vaßgabe der 886 
und 7 von der Gcmeinde, in deren Be- 





zirt der Berjicherungspflichtige beicjäjtigt 


it, zu gewähren jind. Pie durch Kaſſen⸗ 
ftatııt begründeten Beſchränkungen Der 
Unterftügungsanfprüdje ſchließen die DBe- 
freiung nicht au3, wenn fie ſich innerhalb 


der Grenzen ber ben Gemeinden nad) 
8 6a geitatteten Beſchränkungen halten. 

Zritt ein Mitglied einer eingejchricbe- 
nen Hulfskaſſe an einem Orte in Be 
Ihäftigung, an weldjem das Krankengeld 
der Mitgliederklaſſe, der e3 bisher ange- 
gone, hinter dem von der Gemeinde- 
tranfenverfiherung zu gewährenden 
Krankengelde zurüdbleibt, fo gilt die Be- 
freiung noch jür Die Dauer von zwei Wochen. 
Tie Meldepflicht des Wrbeitgebers (8 49 
Abjap 1) begirmt in diefen Fällen erfi 
mit dem Ablauf diejer zwei Wodjen. 

Mitgliedern einer eingejchriebenen 

ülfstafje, welche zugleicd) der Gemeinde- 

antenverjicherung oder einer auf Grund 
dieſes Geſetzes errichteten Krankenkaſſe 
angehören, kann an Stelle der freien 
ärztlidjen Behandlung und Arznei eine 
Erhöhung des Krankengeldes um ein 
Viertel des Betrages des ortsüblichen 
Tagelohnes ($ 8) ihres Beichäft.gungs- 
ortes gewährt werden. 

Die vorftehenden Beltimmungen finden 
auch auf Mitglieder folder auf Grund 
landesrechtliher Borichriften errichteten 
Hülfskaffen Anwendung, deren Etatut von 
einer Gtaatsbehörde genehmigt iſt und 
über d.e Bildung eines Reſervefonds den 
88 32, 33 entſprechende Beltimmungen 
enthält. 





75a. Den eingeichriebenen Hülfe- 
fajten, jowie den im 8 75 Abſatz 4 be 
eichneten, auf Grund landesrechtlicher 
Borichriften errichteten Hülfskaſſen iſt auj 
ihren Antrag eine amtliche Bejcheinigung 
darüber auszujtellen, daß fie, vorbehalt- 
dh) der Höhe des Krankengeldes, den 
Anforderungen des $ 75 genügen. 
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Die Beſcheinigung wird ausgeftellt: 

1. für Kaſſen, deren Bezirk über bie 
Grenzen eines Bundesſtaates nicht 
—— bon der Zentralbehörbe, 

2. für Kaffen, deren Bezirk über bie 
Grenzen eines Bunbesftaates hinaus- 
reicht, von dem NReichsfanzler. 

Wird die Bejcheinigung verfagt, fo find 
die Gründe mitzuteilen. i 810 

Tritt in dem Gtatut der Kaſſe eine 
enberung ein, fo ijt von Amtswegen zu 
prüfen, ob bie Kaffe ben Anforderungen 

% 75 auch ferner entipricht. Nach 
dem Ausfall diefer Prüfung ift die Be 
ſcheinigung von neuem zu erteilen oder 
zu widerrufen. 

Die Beicheinigung und deren Wider 
ruf find in dem Falle zu 1 durch das 
für die amtlichen Belanntmacdjungen ber 
Zentralbehörde beftimmte Blatt, in dem 
Falle zu 2 durch den Reichs-Anzeiger 
belannt zu machen. 





8 75b. Bei Streitigfeiten über bie 


Kranfenverficherungegefeg. 83 75b bis 76b. 


Befreiung eines Mitgliedes einer Hülfs- 
fajfe von der Berpflicdhtung, einer Ge- 
Aue no Re amtenverficherumg oder einer au; 
Grund dieſes Geſetzes errichteten Kranlen- 
faffe anzugehören, iſt für die Enticheibung 
ber Frage ob die Kaſſe den Anforde- 
rungen 8 75 genügt, vorbehaltlich 
der Frage, ob dag Krankengeld die Hälfte 
des ortsüblichen Lohnes gewöhnlicher 
Tagearbeiter am Beſchäftigungsorte des 
Mitgliedes erreicht, die auf Grund des 
8 752 ausgeſtellte Beſcheinigung maß⸗ 
gebend 


Der Nachweis der Beſcheinigung wird 
durch Vorlegung eines Exemplars des 
Kaſſenſtatuts geführt, in welchem das die 
Bekanntmachung enthaltende Blatt nach 
Jahrgang, Nummer und Seitenzahl an- 
gegeben: ijt. 


76. Die Beitimmungen bes 57 
und 58 Abjab 2 finden auf bie im $ 75 
bezeichneten Hülfskaſſen Anwendung. 








J. Schiuß-, Straf- und Ibergangsbefimmungen. 


8 76a. Die Verwaltungen der Ge- 
meinde⸗Kranlenverſicherung, ſowie Die 
Vorſtände der Krankenkaſſen und der im 

75 bezeichneten Hülfskaſſen find ver- 
pilichtet, den Behörden von Gemeinden 
und Armenverbänden, welche auf Grund 
der ihmen obliegenden gejeglidyen Ber- 
pflihtung zur Unterftügung hülfsbebürf- 
tiger Bertonen Berjicherte unterftübt 
haben, auf Erfordern Auskunft darüber 
zu erteilen, ob und in welchem Umfange 
diefen Perſonen gegen fie Unterjtügungs- 
rüde auf Grund dieſes Geſetzes zu⸗ 


Die Verwaltungen der Gemeine 
Kranfenverficherung, ſowie bie Vorſtände 
der Krankenkaſſen und der im $ 75 be 
zeichneten Hülfskaſſen find ferner ver- 
pflichtet, den auf Grund der Unfallver- 
jiherungsgejege beitehenden Berufsge- 
nojjenichaften, ſowie ben auf Grund des 
Geſetzes, betreffend die Invaliditäts⸗ und 
Ülterverficherung, vom 22. Juni 1889 
—— — S. 97) beſtehenden Ver⸗ 
icherungsanſtalten zu geſtatten, zum 

weck Ermittelung der von ihren 

itgliedern beziehungsweiſe den Wrbeit- 
gebern ihres Bezirls beſchäftigten Ver⸗ 


ſicherten und deren Beſchäftigungszeit und 
Lohnhöhe durch Beauftragte von den 
Büchern und Liſten der Kaſſe in deren 
Geſchäftsräumen während der Geſchäfts— 
ſtunden Einſicht zu nehmen. 

Die Mitglieder der Verwaltungen der 
Gemeinde⸗ſtrankenverſicherung und Der 
Kajfenvorftände können zur Erfüllung der 
ihnen durch vorfichende Bejtimmungen 
auferlegten Verpflichtungen von der Wuj- 
ſichtsbehörde durch Geidſtrafen bis zu 
zwanzig Mark angehalten werden. 





876b. Die Verwaltungen der Ge 
meinde⸗Krankenverſicherun ſowie die 
Vorſtände der Krankenkaſſen und der im 
8 75 bezeichneten Hülfskaſſen find ver⸗ 
pflichtet, jeden Erkrankungsfall, welcher 
durch einen . den be u bek 
ejegen zu entichädigenden Unfall ei⸗ 
5— ift, fofern mit dem Ablauf der 
vierten Woche der Krankheit die Erwerbs 
fähigfeit des Erfranften noch nicht wicder- 
hergeftellt ijt, binnen einer Woche nad) 
diefem Zeitpunkte dem Vorſtande ber Be⸗ 
aufßgenoffenicheft, bei welcher ber Er⸗ 
ankte gegen Unfall verjichert tft, anzu- 
eigen. Iſt die Berufsgenoſſenſchaft, in 


Krankenverſicherungsgeſetz. 88 76c bis 80. 


Seklionen geteilt, ſo iſt die Anzeige an 
den Sektionsvorſtand zu richten. Zur Er- 
ftattung Der Anzeige iſt, jofern ber Vor⸗ 
and der Gemeinde oder der Kranken⸗ 
fajje nicht eine andere Perſon damit be- 
auftragt, der Rechnungsführer, für ört— 
lie Bermwaltungsitellen der eingeſchrie— 
benen Hülfskaſſen dasjenige Mitglied, 
welches die Rechnungsgeſchäfte derjelben 
führt, verpflichtet. 

Die Unterlaſſung der Anzeige Tann von 
der Auffichtöbehörde mit Ordnungsſtrafen 
bi3 zu zwanzig Mark geahndet werden. 





5 76c. In Erfrankungsfällen, melde 
durch Unfall herbeigeführt werden, ift die 
Berufsgenoſſenſchaft berectigt, das Heil⸗ 
verfahren auf ihre Koſten zu übernehmen. 
Vom Tage der Uebernahme an bis zur 
Beendigung des Heilverfahrens ober bis 
zum Ablauf der dreizehnten Woche nach 
Beginn des aaptergedbezuge geht der 
Anſpruch des Erkran 
auf die Berufsgenoſſenſchaften über. Auf 
dieſe gehen dagegen für denſelben Zeit— 
raum alle Verpflichtungen über, welche 
der Kranlenlafſe dem Erkrankten gegen- 
iiber obliegen. 

Streitigleiten aus diejem Verhältnis 
twerden, ſoweit fie zwiſchen bem Erkrankten 
und der Berufsgenoſſenſchaft entitchen, 
nad) Vorſchrift des 8 585 Abjap 1, joe 
weit jie zwiſchen der Berufsgenoſſenſchaft 
und der Gemeinde⸗Kranlenverſicherung 
oder Krankenkaſſe entftehen, nach Vorfchrift 
des $ 58 Abſatz 2 entſchieden. 


8 764. Ten Berujsgenvjjenjchaften 
ftehen in Beziehung auf dee Anwendung 
der 88 76a, 76b, 760 das Reich, bie 
Staaten und diejenigen Verbände gleid), 
weldye nach ben Beltimmungen der Un- 
jallverficherungsgejege an bie Stelle der 
Berufsgenoffenicaften treten. 








8 76e. Gegen die Etrafverfügungen, 
weldye auf Grund der im ; 6a Abſatz 2 
und $ 26a Abſatz 2 Zilfer 2a zuge- 
laſſenen Beſtimmungen getroffen worden 
find, ijt binnen zwei Wochen nad) deren 
Eröffnung Beicdhwerde an die Aujfichts- 
behörde zuläſſig. Die Entſcheidung der 
letzteren iſt endgültig. 

Gegen die auf Grund der 88 762 und 
6b getroffenen Strafverfügungen ift bin- 
nen zwei Wochen nad) deren Eröffnung 


—— _ 


en auf Stranfengeld | 
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Beſchwerde art die nächſt vorgejegte Be- 
hörde zuläjlig. Tie Enticheidvung der letz- 
teren ift endgültig. 


8 77. Die auf Grund biefes Geſetzes 
gewährten Leiſtungen, fowie die Unter- 
jtügungen, welche nach Maßgabe bes 8 57 
Mbjag 2 und 3 erſetzt find, gelten nicht 
al3 öffentlie Armenunterſtüßungen. 








8 78. Die aut Grund dieſes Geſetzes 
verjicherten Perſonen find in. Gtreitig- 
feiten über Unterftüßungsanfprüdye vom 
Koſtenvorſchuß befreit. 

Umtlihe Beicheinigungen, welche zur 
Legitimation von Kaflen- und VBerbands- 
vorjtänden oder zur Yührung ber ben 
VBerjicherten nach Vorſchriften dieſes Ge- 
ſetzes obliegenden Nachweiſe erforderlich 
werden, find gebühren»- und ftempelfrei. 





8 78a. Bei der Berechnung einer in 
Diejem Geſetze vorgejehenen Friſt, melde 
nad) Tagen beitimmt ijt, wird der Tag 
nicht mitgerechnet, auf weichen der Beit- 
punkt oder das Ereignis fällt, nach mel- 
a der Anfang der Friſt ſich richten 
oll. 

Eine nad) Wochen oder Monaten be 
ſtimmte Frıft endigt mit Ablauf des 
jenigen Tages der lepten Woche oder des 
legten Monats, welcher durd) jeine Be— 
nennung oder Bahl dem Tage entjpricdht, 
an welchem die Friſt begonnen hat. Fehlt 
dieſer Tag in dem legten Monat, jo 
endigt die Friſt mit Ablauf des lebten 
Tages dieſes Monats. 

Fällt das Ende einer Friſt auf einen 
Sonntag oder allgemeinen Feiertag, ſo 
endigt die Friſt mit Ablauf des nädjii- 
folgenden Werftages. Auf die Berechnung 
der Tauer der Krankenunterſtützung findet 
dieſe Borjchrift feine Anwendung. 





879. Die Friſten und Formulare für 
die in den $S 9, 41 vorgeichriebenen 
Ueberfichten und Rechnungsabjchlijje wer— 
den vom Bundesrat feitgeitellt. Min— 
deitens von fünf zu jünf Jahren findet 
eine einheitiiche Sufammenteitung und 
Verarbeitung für das Reid) jtatt. 





880. Den Arbeitgebern iſt unterjagt, 
die Anwendung der Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes zum Nachteile der Verſicherten 


durch Verträge (mittelſt Reglements oder 
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befonberer Uebereinkunft) auszujchließen 
oder zu beichränfen. Bertragsbeitim- 
mungen, welche biefem Verbote zuwider⸗ 
laufen, haben feine rechtiihe Wirkung. 





8 81. Wer der ihm nad) $ 49 oder 
nad) den auf Grund des 8 2 Abſatz 2 
erlafjenen Beitimmungen obliegenden Ber- 
pflihtung zur An⸗ oder Abmeldung oder 
ber ihm nad) 8 49a obliegenden Un- 
zeigepflicht nicht nachkommt, wird mit 
Geldſtrafe Hi3 zu zwanzig Mark beſtraft. 





882. Mrbeitgeber, welche ben von 
ihnen beichäjtigten, dem Krankenverſiche⸗ 
rungsziwange unterliegenben Perſonen bei 
ber Lohnzahlung vorfäglid) höhere als 
die nach 88 53, 65 zuläjligen Beträge 
in Anrechnung bringen, oder der Bejtim- 
mung des 8 53 Abſatz 3, oder bem 
Verbote des 8 80 entgegenhandeln, mer- 
den, ſofern nicht nad) anderen gejehlichen 
Beitimmungen eine härtere Strafe ein- 
tritt, mit Geldſtrafe bis zu dreihundert 
Mark oder mit Haft beitraft. 





8 82a. Die Urbeitgeber ſind befugt, 
die Erfüllung der ihnen durch diefes Ge- 
ſetz auferlegten Berpflichtungen folchen 
Perſonen zu übertragen, welche fie zur 
Zeitung ihres Betriebes oder eines Teiles 
beaieiben oder zur Bcauflichtigung beſtellt 


n. 

Sind die in dieſem Geſetze gegebenen 
Vorſchriften von joldhen Perſonen über- 
treten worden, fo trifft die Strafe bie 
letzteren. Der Arbeitgeber ijt neben ben- 
jelben ftrafbar, wenn die Zuwiderhandlung 
mit feinem Borwiljen begangen ift, oder 
wenn er bei der nad den Verhältniſſen 
mögliden eigenen Beaufjidhtigung des 
Betriebes, oder bei der Auswahl oder der 
Begaufſichtigung der Betriebsleiter oder 
Aufiichtsperfonen e3 an der erforderlichen 
Sorgfalt hat fehlen laſſen. 

Für den Erſtattungsanſpruch aus 8 50 
hajtet neben dem zur Unmeldung etwa 
verpflichteten Betriebsleiter cher Auſ—⸗ 
ſeher in allen Fällen auch der Wrheit- 
geber. Mehrere Verpf.ichtete haften da» 
bei als Gejamtichuldner. 


— — 


8 82b. Nibeitgeber, welche den von 
ihnen beicdhäftigten Perjonen auf Grund 


Krankenverſicherungsgeſetz. 88 81 bis 84. 


des 8 53 Lohmbeträge in Abzug bringen, 
diefe Beträge aber in ber Abjicht, ſich 
oder einem Dritten einen rechtswidrigen 
Vermögensporteil zu verichaffen, oder die 
berechtigte Geme nde⸗Krankenverſicherung 
oder Krankenkaſſe zu ſchädigen, den letz⸗ 
teren vorenthalten, werden mit Gefängnis 
beſtraft, neben welchem auf Geldſtrafe bis 
zu dreitauſend Mark, ſowie auf Verluſt 
der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt wer⸗ 
den kann. Sind mildernde Umſtände vor⸗ 
handen, jo farm ausſchließlich auf Geld- 
ftrafe erkannt werben. 





8 82c. Die auf Grund der 88 81, 
82, 82a verhängten Gelditrafen fließen 
derjenigen Orts⸗, Betrieb3- ( Fabrik»), Bau⸗ 
oder Innungs⸗Krankenkaſſe zu, welcher 
bie beteiligte verjicherungspflichtige Per- 
fon angehört, in Ermangelung einer ſol⸗ 
dien Kaſſe der Gemeinde-Siranlenverfidje- 
rung. 





8 83. Die in dieſem Geſetze für Ge 
meinden getroffenen Beitimmungen gelten 
auch) für De einem Gemeindeverbande nicht 
einverleibten jelbftändigen Gutsbezirke und 
Gemarkungen (ausmärkiſche Bezirke) mit 
Ausnahme der $ 5 Abjap 2 und des 
8 13. Gomeit aus benjelben der Ge- 
meinde Rechte und Pflichten erwachſen, 
tritt an ihre Stelle der Gutsherr oder 
der Gemarkungsberechtigte. 





8 84. Die Beſtimmung darüber, welche 
Behörde in jedem Bunbesftaate unter Ge» 
meindebehörde, höhere Verwaltungsbe⸗ 
—— und welche Verbände als weitere 

ommunalverbände im Einne dieſes Ge— 
ſetzes zu verſtehen find, bleibt den Landes⸗ 
regierungen mit der Maßgabe überlaſſen, 
bab mit den von ben höheren Verwal⸗ 
tungsbehörben mahrzunehmenden Geſchä⸗ 
ten diejenigen höheren Verwaltungsbehör- 
den zu betrauen find, welche nach Landes⸗ 
recht die Aufſicht oder Sberaufliht in 
Vemeindeangelegenheiten wahrzunehmen 
haben. | 

Die auf Grund diefer Vorſchrift erlafle- 
nen Beitimmungen find bekannt zumadıen. 

Bei Betriebs (Habril-) und Bau—⸗ 
Krankenkaſſen, melde ausſchließlich für 
Betriebe des Reichs oder bed Staates er- 
richtet werben, können die Befugniſſe und 


Kranfenverficherungsgefeg. 88 85 bis 87. 


Dbliegenheiten der Aufſichtsbehörde und 
der höheren Berwaltungsbehörde den den 
Berwaltungen diefer Betriebe vorgejepte 
Dienftbehörde übertragen werben. 





8 85. Beſtehende Krankenkaſſen, in 
Anſehung deren nad) den bisher geltenden 
Borihriiten für Berjonen, melde unter 
Die Vorſchrift des 8 1 fallen, eine Bei- 
trittspfiicht begründet war, unterliegen 
den Borichriften dieſes Geſetzes. 

Bisherige Leiſtungen diefer Kaffen, 
welche nad) den Vorſchrijten dieſes Ge⸗ 
ſetzes von den Krankenkaſſen nicht über- 
nommen werden bürfen, fünnen, ſoweit 
fie nit in Invaliden⸗, Witwen“ und 
Waiſenpenſionen beitehen, beibehalten wer⸗ 
den, fojern die bisherigen ftatutenmäßigen 
Kajjenbeiträge mit Hülfe der Einkünfte 
de3 etwa vorhandenen Vermögens nach 
dem Urteil ber höheren Berwaltungsbe- 
hörde zur dauernden Tedung der Kafjen- 
leiſtingen ausreichend find, oder auf dem 
für die Abänderung des Etatut3 vorge- 
fchriebenen Wege und unter Berückſich⸗ 
tigung der Vorſchrift des 8 31 Abſatz 2 
erhöht werden. 

Im übrigen finden auf die Abände- 
zungen des Statut3 die Vorfchriften der 
88 24, 30 Anwendung. 





8 86. Tür alien der im 8 85 be- 
jeidmeten Urt, welche neben den nad) 
den Vorſchriften dieſes Geſetzes zuläjigen 
Leiſtungen Invaliden⸗, Witwen⸗ oder 
Waiſenpenſionen gewähren, treten fol⸗ 
gende Beſtimmungen in Kraft: 

1. Die bisherige Kaſſe bleibt als 
Krankenkaſſe beſtehen. Auf diejelbe 
finden die Vorſchriſten des 8 85 
Unwendung. 

2. Der ftatutenmäßigen Vertretung ber 
biäherigen Kaſſe, bei Betriebs⸗ (T5a- 
brif-) Krankenkaſſen (8 59) jedod) 
mır unter Zuftimmung des Betriebs⸗ 
unternehmers, ift gejtattet, eine be⸗ 
fonbeye Benfonstaife mit Beitritt3- 

für Diejenigen Klaſſen bon 

Perſonen, welhe der biöherigen 

Kaſſe beizutreten verpflichtet waren, 

zu errichten. 

3. Für die neue Penfionskafje ift durch 

Beihluß ber Vertretung der bis- 


— —— — — — — 
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Kranlenkaſſen durch den Betriebs⸗ 
unternehmer, nah Anhörung ber 
Vertreter der bisherigen Kaſſe ein 
Kaſſenſtatut zu errichten. 

4. Findet die ung einer bejon- 
deren Penſionskaſſe jtatt, jo erfolgt 
Die Verwendung ded Vermögens ber 
bisherigen Kaſſe nach Anordnung ber 
höheren Berwaltungsbehörde in ber 
Weile, daß zunächſt derjenige Betrag, 
welcher zur Dedung ber bereits ent- 
ftandenen Penſionsanſprüche erfor- 
derlich iſt, ausgeſchieden und der 
Penſionskaſſe mit’ der Verpflichtung, 
biefe Unfprüche Ei befriedigen, über- 
wiejen wird. Der Reit des Ber- 
mögend wird zwifchen ber Kranken⸗ 
kaſſe und der Penſionskaſſe mit der 
Maßgabe verteilt, daß der Kranken⸗ 
kaſſe höchitens der zweijährige Betrag 
ber nad) Vorſchrift des neuen Kajfen- 
jtatut3 für die derzeitigen Kaſſenmit⸗ 
glieder zu erhebenden Beiträge über- 
iwiefen wird. 

5. Wird eine beiondere Penſionskaſſe 
nicht errichtet, fo ift nad) Anorimung 
ber höheren VBerwaltungsbehörde aus 
dem —— der ae Kaſſe 
derjenige Betrag auszuſcheiden, welcher 
erforderlich if, um die bereit3 ent- 
tandenen Penſionsanſprüche zu 

den. 

Tür den ausgeichiedenen Vermögensteil 
iſt von der höheren Vewaltungsbehörde 
eine bejondere Verwaltung zu beitellen, 
auf welche bie Verpflichtung zur Befrie- 
digung der Penſionsanſpruche übergeht. 

Reicht dad Vermögen der biäherigen 
Kafſe nicht aus, um Die bereit3 entjtande- 
nen Penfiondaniprüche zu deden, jo wer⸗ 
den die lebten um den nicht gebedten 
Betrag pro rata ermäßigt. 

Der nad) der Ausſcheidung verbleibende 
Reſt des Vermögens ber bisherigen Kaſſe 
und der nad) Beiriedigung fämtlicher auf 
dent ausgejchiedenen Vermögensteil ange- 
wieſenen Anſprüche von diejem verblei- 
bende Reit fallen der Krankenkaſſe zu. 





8 87. Das Gefek, betreffend die Ab⸗ 
änderung bes Titel3 VIII der Gewerbe- 
ordnung, dom 8. April 1876 (Reichs⸗ 
Gefepbl. S. 134) wird aufgehoben. Die 
auf Grund des Artikels 1 88 141a, 141c, 


berigen Kaffe, bei Betriebs- (Zabril-) ı 1416 desſelben getroffenen ftatutarifchen 


Nechtsbuch. 


10 
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Beftimmungen treten, ſoweit ſie den Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes zuwiderlaufen, 
außer Kra 

Das Geſetz über eingeichriebeme Hülfs⸗ 
kaſſen vom 7. April 1876 (Reichs⸗Ge⸗ 
fetbL ©. 125) findet in kunt auf die 
unter die Borjchriften der Abfchnitte O 
bis G dieſes Geſetzes fallenden Kajjen 
feine Anwendung mer. Auf beftchende 
Kaſſen dieſer Id weiche als eingejchrie- 
bene Hülfskaſſen zugelaſſen find, finden 


Krankenverſicherungsgeſetz. 8 88. 


die Vorſchriften des 8 85 Abſatz 1 und 
Anwendung. 
888. Die —— dieſes Ge⸗ 


ſetzes treten, ſoweit ſie die Beſchlußfaſſung 
über die flalutariſche che Einfü nung des Ver⸗ 
ſicherungszwanges, ſowie erſtellung 


der zur Durchführung des Ber icherungs⸗ 

zwanges dienenden Einrichtungen be» 

treffen, mit dem 1. Dezember 1883, die 

hen mit dem L Dezember 1884 in 
ait. 





II. 
Der auf die Sranfenverficherung bezügliche Teil des Gefeges, 
betr. die Unfall- und Kranfenverfiherung der in land- und 
forſtwirtſchaftlichen Betrieben beſchüftigten Perſonen. 


Vom 5. Mai 1886 (R.G. Bl. S. 132). 


— — 


Krankenverſicherung in land- und forſtwirtſchaftlichen Betrieben. 


8 133. Verben durch bie Landesgeſetz⸗ 
gebung in der Land» oder Koritwirtichaft 
gen Cehalt oder Lohn befchäftigte Per- 
Krankenverſicherungspflicht nach 
* des —— ———— eſetzes 
m Juni 1883 etzbl. 
a) umterworfen, fo a letzteres 
Geſetz mit den aus den 88 134 bis 
dieſes Geſetzes ſich ergebenden Wenbe- 
derungen Anwendun Dasſelbe gilt, 
wenn durch ſtatutar Fine Beitimmungen 
auf Grund des $ 2 bed Krankenverſiche⸗ 
rungögejeges bie Anwendung der Vor- 
Ihriften Des 8 1 bes ö „.egteren auf jolche 
Rerjonen ect w 


8 134. Gemeinden ober weitere ſtom⸗ 
munalverbänbe können bei dem Erlaſſe 
ftatutarifher VBeſtimmungen über die 

antenverjicherung land» und forſtwirt⸗ 
eier Arbeiter beichließen, daß biefe 
mmun auch auf außerhalb des 
—— irls liegende Teile ſolcher 
Betriebe ſich —— ſollen, deren Sitz 
innerhafb des Bezirls der Gemeinde ober 
bei lie Sommumalverbanbes be- 

legen i 


135. (4 ben durch Artilel 32 
* Belle a ——— 
gefeh. 








8 136. Derfonen, welche erweielich 
mindeſtens eb dreizehn Wochen nach der 
Erfranfung dem Urbeitgeber gegenüber 
einen Rechtsanſpruch auf ee den Beitim- 
mungen des $ 6 bes Pranfenverfiche- 
rungsgeſetzes entiprechende oder gleich 
wertige Unterftügung haben, find auf den 
Untrag de3 Vrbeitgeberd von der Ber- 
ſicherungspflicht zu befreien, fofern bie 
Leiltungsfähigfeit desſelben genügenb ge⸗ 
ſichert iſt. 

Ueber den Antrag entſcheidet bie Ver⸗ 
waltung der Gemeindekranlenverſicherung 
oder der Vorſtand der Krankenkaſſe, wel⸗ 
cher die zu befreiende Perſon angehören 
würde. Wird die Leiſtun en des 
Arbeitgebers beanſtandet, der An⸗ 
— an bie Auffichtäbepörbe zur Ent 


zugeben. 

Die Ge en über den Befreiung3- 
antrag ijt den Beteiligten zu eröffnen und 
vorläufig vollittedbar. Gegen dieſelbe 
ſteht jedem Beteiligten binnen zwei Wochen 
die Beſchwerde an bie vorgefegte Auf- 
ſichtsbehörde zu. 

Die — gilt für die Dauer des 
Arbeitsvertrages. Sie hört vor Beendi⸗ 
gung desſelben auf: 

1. wenn dies von der im Abſatz 2 
bezeichneten Wufficht3behörde wegen 
nicht- genügender Leiſtungsfähigkeit 
des Urbeitgebers — ſei e3 von Umt:- 


- 10* 
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wegen, jei es auf Borichlag der Ver⸗ 
waltung der Gemeindekrankenverſiche⸗ 
rung oder bed Vorftandes der Kran⸗ 
lenkaſſe — angeordnet wird, 

2. wenn der Wrbeitgeber Die befreite 
Perjon zur Krankenverſicherung an- 
meldet. Die Anmeldung ift im alle 


einer zur Zeit derſelben bereit ein 
tretenen Erkrankung ohne rechtliche 
Wirkun 


g. 

Inſoweit einer nach Abſatz 1 befreiten 
Perſon im Falle der Erkrankung von dem 
Arbeitgeber eine den Beſtimmungen des 
8 6 des Kranlenverſicherungsgeſetzes ent⸗ 
ſprechende oder gleichwertige Unterſtützung 
nicht gewährt wird, iſt dieſelbe auf An- 
trag von der betreffenden Gemeinde- 
krankenverſicherung oder Krankenkaife zu 
gervä Die hiernach gemachten Auf⸗ 
wendungen find von dem Wrbeitgeber zu 
erſetzen. 
Streitigkeiten über Unterſtützungsan⸗ 
ſprüche, welche gegen die Gemeindekranken⸗ 
verſicherung ober Krankenkaſſe auf Grund 
des vorjtehenden Abſatzes entitehen, wer⸗ 
den nach Maßgabe des 8 12 Abſatz 1, 
Stoeitigleiten über Erſatzanſprüche zwiſchen 
der Gemeindekrankenverſicherung oder 
Krankenkaſſe einerjeit3 und dem Ürbei:- 
geber andererfeit3 nad) Maßgabe bes 
8 12 Abjap 2 dieſes Geſetzes entjchieden. 


8 187. Für verjicherungspflichtige Per- 
onen, weiche erweislid) auf Grund eine 
mindeltend für die Dauer eine3 Jahres 
abgeidjloffenen Wrbeitsvertrages 

1. jährlich Naturalleiftungen mindeftens 

im dreihundertfachen Werte des von 
der Gemeindefrantenverlicherung be⸗ 
ziehungsweiſe Kranlenkaſſe für einen 
Krankentag zu zahlenden Kranken⸗ 
gelbes begichen, oder für den Kranken⸗ 
tag einen Arbeitslohn an Geld oder 
Naturalleiftungen erhalten, welcher 
dem bon der ®emeindefranfenver- 
fijerung beziehungsmweile Kranken⸗ 
kaſſe zu zahlenden täglidyen Kranten- 
gelde mindeſtens gleichfommt, und 

2. auf Fortgemährung diejer Leitungen, 

innerhalb Der tung3dauer des 
Arbeitsvertrages, für mindeſtens drei- 
zehn Wochen nach der Erfrantung 
einen Rechtsanſpruch haben, 
tritt auf Antrag des Arbeitgeber? während 
der Geltungsdauer des Wrbeitövertrages 
eine Ermäßigung der Verſicherungsbei⸗ 





träge ein, tmogegen das Krankengeld in 
Wegfall kommt. 

Die Ermäßigung der Beiträge erfolgt 
in demſelben Verhaͤltniſſe, in welchem die 
Höhe des Krankengeldes zu dem Werte 
der ſonſtigen Kaſſenleiſtungen ſteht. Dies 
Verhältnis iſt durch ftatutariiche Beſtim⸗ 
mung feitzuftellen, welche für die Ge⸗ 
meindekrankenverſicheuung von der Ge⸗ 
meinde, für die gemeinſame Gemeinde⸗ 
krankenverſicherung (8 12 bes Kranlen⸗ 
verſicherungsgeſetzes) durch den weiteren 
KRommunalverband, für Orts⸗ und Be 
triebskranlenkaſſen durch das Kaſſenſtatut 
zu treffen iſt. Die ſtatutariſchen Beſtim⸗ 
mungen "der Gemeinden und weiteren 
Kommunalverbände bedürfen der Gench- 
migung ber höheren Verwaltungsbehörde; 
auf Die Feſtſetzung durch das Safjen- 
ftatut findet $ 24 des Srankenverfiche- 
rungsgeſetzes Anwendung. Wo imeitere 
Kommunalverbände nicht beitehen, erfolgt 
die Feſtſetzung für die gemeinfame Ge- 
meindeftanfenverjicherung durch die Höhere 
Verwaltungsbehörde. Solange eine end- 
gültige Feſtſetzung dieſes Beitragsverhält- 
niſſes nicht erfolgt ift, wirb für die nach 
Abſatz 1 verjicherten Ferfonen der dritte 
Zeil der für andere Kaſſenmitglieder gel» 
tenden Beiträge entrichtet. 

Soweit die im Abſatz 1 Ziffer 1 ber 

ichneten Xeiftungen im Falle der Er- 
rankung don dem Wrbeitgeber nicht in 
Gemäßheit des Wrbeitsvertrages, auf 
Grund deſſen die Ermäßigung der Bei⸗ 
träge erfolgt ift, gewährt werden, ift dem 
Erkrankten auf Antrag das Krankengeld 
von der Gemeindefrantenverjicherung oder _ 
Krankenkaſſe zu zahlen und derjelben von 
dem Arbeitgeber zu erſetzen. Streitigkeiten 
über folde Erſatzanſprüche werden nad 
Map des 8 12 Abſatz 2 dieſes Ge 
jeges entſchieden 


8 138. Durch jtatutarijche Beftimmung 
($ 137 Abſatz 2) kann eine entiprechende 
fürzung bes Krankengeldes und der Bei- 
träge auch für jolche Verjicherten ange- 
ordnet werben, welche in Krankheitsfällen 
auf Grund ihres Arbeitsvertrages weniger 
als die im $ 137 Abſatz 1 feitgefchten 
Geld» oder Naturalleiftuugen bezichen. 
Die Kürzung muß dem Verhältniſſe ent- 
iprechen, in weldiem ber Wert biefer 
Leiſtungen zu ber Höhe bes Krankengeldes 
fteht. Im übrigen finden die Beſtim⸗ 
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mungen des 8 137 auch auf Fälle diefer 
rt nnenbung 9 u 


5139. (Uufgehoben durch Artifel 32 
* Novelle zum Sranfenverficherungd- 
geſetz. 


8 140. (Aufgehoben durch Artikel 32 
der Povelle zum Kranlenverſicherungs⸗ 
geſeh. 


8 141. Die auf Grund ber 88 2, 49 
bis 52 Abſatz 1, 53, 54 des Stranfen- 
verſicherungsgeſetzes erlaſſenen ftatuta- 
riſchen Beſtimmungen ſind, ſoweit ſie den 
vorſtehenden Vorſchriften zuwiderlaufen, 
bis zum 1. Jamuar 1887 mit denſelben 
in Uebereinſtimmung zu bringen. Soweit 
died nicht geidieht, fann Die Landes 
Bentralbehörde nah Ablauf diefer Friſt 
ſolche ſtatutariſchen Beitimmungen ganz 
oder teilweife außer Kraft feßen. 

Der $ 3 Abſatz 2 des Krankenverſiche⸗ 
rungsgeſetzes findet auf die unter 8 1 des 
gegenwärtigen Geſetzes fallenden Perſo⸗ 
nen feine Anwendung. 


8 142, Durch ftatutariihe Beſtim⸗ 
mung einer Gemeinde für ihren Bezirk 
cder eines weiteren Kommunalverbandes 
jür feinen Bezirk oder Teile desjelben 
fönnen Perfonen, welche innerhalb des 
betreffenden Bezirk wohnen und, ohne 
zu einem bejtimmten Wrbeitgeber in einem 
dauernden Arbeitsverhältniſſe zu ftehen, 
vorwiegend in fand» oder forjtwirtichaft- 
lichen Betrieben dieſes Bezirks gegen Lohn 
beichäjtigt find, auch für diejenige Leit, 
im welcher eine Beſchäftigung gegen Lohn 
nicht ftattfindet, der Krankenverſicherungs- 














pflicht unterworfen und, folange fie nicht 
zu einer in die Verſicherungspflicht be- 
gründenden Beichäftigung in einem an- 
deren Erwerbszweige übergehen oder Mit- 
glieder einer Betriebsfrantentaffe werben, 
in dieſem Bezirke zur Verſicherung heran- 
gezogen werben. 

Die je Joicher —e— an 
mung berjicherungspflichtigen onen 
find der Gemeindefranfenverficherung oder 
Ortskranlenkaſſe, welcher die jonftigen ver- 
ficherungspfichtigen land» und forfiwirt- 
Ichaftlichen Arbeiter angehören, durch bie 
Gemeindebehörde zu überweifen. Ihre 
Berjiherung beginnt mit dem Tage ihrer 
Veberweijung. 

Die Ueberweiſung ift zurüdzunehmen, 
wenn die Borausfegungen ‚ihrer Zuläffig- 
feit aufhören. 

Die Ueberweifung, fowie der die Zu—⸗ 
rüdnahme derſelben ablchnende Beſcheid 
famı nad) Maßgabe des 8 12 Abſatz 2 
dieſes Geſetzes angefochten werden. 

Ob und wieweit die Vorjchriften ber 
88 49 bis 53 des Krankenverſicherungs⸗ 

eſetzes auf Die Wrbeitgeber diejer Per- 
Ionen Anwendung finden, ijt durch ſtatu⸗ 
tariſche Beitimmung zu regeln. 

Solange jolche Perjonen nad) Maßgabe 
des Abſatzes 1 in dem Bezirke ihres 
Wohnorte® gegen Krankheit verlichert 
jind, fällt ihre Verpflichtung zum Bei- 
tritt zu einer anderen Kaſſeneinrichtung 
für land» oder forſtwirtſchaftliche Ar- 
beiter fort. 

Die nah Abſatz 1 und 5 zuläffigen 
ftatutariichen Worfchriften bedürfen ber 
Genehmigung der höheren Verwaltungs 
behörde. . | 





— — — — — 








III. 
Hülfslajfengejes. 


Geſectz über die eingefchriebenen Hülfskaffen 


vom 7. April 1876 (R.G.Bl. S. 125). 





In der aus dem Reichsgeſeßz vom 1. Zuni 1884 (R. G. Bl. ©. 54), beir. die Abändernug des Geſeßes über 
die eingeſchriebenen Hülfskaſſen vom 7. April 1876, ſich ergebenden Fafjung. . 





81. Kaſſen, melde die gegenfeitige 
Unterftügung ihrer Mitglieder für den 
Fall der Krankheit beziweden unb auf 
freier Uebereinkunft beruhen, erhalten die 
Rechte einer eingefchriebenen Hülfskaſſe 
unter den nachſtehend angegebenen Be- 
Dingungen. ” 





8 2. Die Kaſſe hat einen Namen an- 
zunehmen, weldjer von dem aller anderen, 
an demielben Otte ober in derfelben Ge- 
meinde befindlichen Hülfskaſſen verſchieden 
iſt und die zuſätzliche Bezeichnung: „ein⸗ 
geſchriebene Hülfskaſſe“ enthält. 


83. Das Statut ber Kaſſe muß Be- 

ſtimmung treffen: 
1. Pen Namen, Sig und Zweck der 
aſſe; 

. über den Beitritt und Austritt ber 
Mitglieder ; 

. über die Höhe der Beiträge; 

. über die Borausjegungen, die Art 
und Den Umfang der Unterftügungen ; 

. über die Bildung bed Vorſtandes, 
über die Yegitimation feiner Mit- 
lieder ımd den Umfang feiner Be- 
fugniffe: 

6. über die Zufammenjetung und Be- 
rufung ber Generalverſammlung und 
über die Art ihrer Beihtußfattung; 


Rn 7 mim 


6a. über bie Bildung und die Befugnifie 
der örtlichen Vermwaltungsfielten, falls 
jofche errichtet werden jollen; 

7. über die Abänderung des Gtatut3; 

8. über die Verwendung bed Kajjen- 

bermögene im alle der Auflöſung 
oder Schließung der Kajje; 

9. über die Aufftellung und Prüfung 

der Jahresrechnung. ‘ 

Das Statut darf feine Bellimmung 
enthalten, welche mit dem Zwecke ber 
Kaſſe nit in Berbinding fteht oder den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes zumiderläuft. 





84. Das Statut iſt in zwei Exem⸗ 
plaren dem Vorſtande der Gemeinde, in 
deren Bezirk die Kaſſe ihren Sitz nimmt, 
von den mit ber Geſchäftsleitung vor- 
läufig betrauten Perſonen oder von dem 
Borjtande der Kafie in Perfon einzu- 
reichen. Der Gemeindevorftand hat bas 
Gtatut der höheren Bermwaltungsbehörde 
ungeläumt zu überfenden; dieſe entjcheidet 
über die Zulajfung der Kaſſe. Ver Bw 
Iheid ift innerhalb ſechs Wochen zu er- 
teilen. 

Die Sulaflung darf nur verfagt werben, 
wenn dad Gtatut den Unforderungen 
dieſes Geſetzes nicht genügt. Wird bie 
Zulaſſung verfagt, jo find die Gründe 
mitzuteilen. Gegen die Verſagung fteht 
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ber Rekurs zu; megen bed Verfahrens 
unb der Behörben gelten die Vorſchriften 
=: 20 und 21 ber Gewerbeordnung. 
lſaß⸗Lothringen finden ftatt der⸗ 
ben b.e dort geltenden Beſtimmungen 
über dad Verfahren in ftreitigen Ver⸗ 
waltungsſachen entjprechenbe Anwendung. 
Wird die Zulaſſung ausgeſprochen, ſo iſt 
eine Ausfertigung des Statuts, verſehen 
mit dem Vermerle der erfolgten Zulaſſung, 
zurückzugeben. 

—— des Statuts unterliegen 
den gleichen Vorſchriften. Ueber die Zu⸗ 
a, einer Ybänberung, durch welche 

ver Kaſſe verlegt werben foll, 
hat de Pegehörbe ded alten Sitzes zu ent- 


ſcheiden. 

Die Zulaſſung einer Kaſſe, welche art: 
liche Verwaltungsſtellen einrichtet, ift bei 
derjenigen Verwaltungsbehörde zu er- 
wirfen, in deren Bezirt die Hauptlafje 
ihren Sig nimmt. 

Die höhere Verwaltungsbehörde hat bie 
Namen der zugelajienen Hülfsfaffen in 
ein Regiiter einzutragen. 





85. Die Rajje kann unter dem Na⸗ 
men a eriverben und Verbindlich“ 
leiten eingehen ‚ Eigentum und andere 
dingliche Rechte an Srundftüden eriverben, 
vor Gericht Hagen und verflagt werden. 

Für alle Berbinblichleiten der Falle 
haftet den Kafjengläubigern nur das Ver⸗ 
mögen der Kalle. 

er orbentlidye Gerichtsſtand ber Kaſſe 
iit bei dem Gerichte, in deſſen Bezirk fie 
ihren Sig Hat 


86. Zum Beitritt der Mitglieder ift 
eine fchriftliche Erflärung oder die Unter» 

zeidnung des Statuts erforderlich. Hand⸗ 

zeichen Schreibensunkundiger bedilrfen 
* Beglaubigung durch ein Mitglied des 
Vorſtandes oder einer örtlichen Verwal⸗ 
tum ooſteu; eh Der leide 88 19aff. 

f von der Beteiligung 
an —— —— oder Vereinen 
nur dann enhängig gemacht werden, wenn 
eine lolhe Beteili, g un fämtlihe Mit⸗ 
glieder zeligung ie | oe durch 
das — vor * iſt. Im übrigen 
darf den Mitgkedern bie Verpflichtung 
zu Handlungen oder Unterlafjungen, 
elhe mit bem Saffenzived in feiner Ver⸗ 
bindung ftehen, nicht auferlegt werben. 








87. Das Recht auf Unterftügung aus 
ber Kaſſe beginnt für ſämtliche Mit- 
bei fpätejtend mit dem Wblauf der 
neuen auf den Beitritt folgenden 


no ein Mitglied bereit3 das Recht auf 
Unterjtügung envorben, jo verbleibt ihm 
dasſelbe aud) nad) dem Austritte oder 
Ausſchluſſe für die nach Abjag 1 jejtge- 
feste Friſt. Iſt der Ausſchluß wegen Bah- 
lungsſaͤumnis erſotgt. fo Läuft diefe Friſt 
von dem Tage, bis zu welchem die Bei- 
träge bezahlt find, 

vür Die erite Woche nad) dem Beginn 
der Krankheit fann die Gewährung einer 
Unterftügung ausgeichlojjen werben. 

Der völlige ober teilmeife Ausſchluß 
der Unterftüßung ift nur in Fällen jol- 
her Krankheiten zuläffig, welche jid) Die 
Mitglieder vorſätzlich oder durd) fdjuld- 
halte Beteiligung an Schlägereien oder 

aufgindeln, durch Trunffälligfeit oder 
geichlechtliche Ausſchweifungen zugezogen 
haben. Someit Die Unterftügung in 
währung fveter ärztlicher Behandhum oder 
Urznei beiteht, kann fie auch in Diejen 
Fällen nicht ausgeſchloſſen werden. 


8 8. Die Mitglieder „ainb ber Kaſſe 
gegenüber Tediglich zu den auf Grund 
dieſes Geſetzes und des Gtatut3 feitge- 
ftellten Beiträgen verpflichtet. 

Nach Maßgabe des Seichlechts, des 
Gefundheitsguftandes, des Lebensalters, 
der Beſchäftigung, des Beihäftigungsortes 
der Mitglieder darf die Höhe der Beiträge 
verſchieden bemejjen werben. 

Die Einridtung von Mitgliederklaſſen 
mit verjchiedenen Beitrag und Unter- 
ſtü mseagen iſt Zuegig 

übrigen müſſen die Beiträge und 
Unterſtützungen für alle Mitglieder nach 
gleichen Grundſätzen abgemeſſen ſein. 


89 (iſt aufgehoben). 


810. Der Anſpruch auf Unterſtützung 
kann mit vechtlicher Wirkung weder ver⸗ 
pfändet, noch übertragen, noch gepfändet 
und darf nur auf geſchuldete Veiträge 
aufgerechnet werden. 


8 11 (iſt aufgehoben). 


8 12, Ws Stranlenunterftügung kön⸗ 
nen den Mitgliedern Krankengeld, ärzt⸗ 
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fiche Bepanbun ‚ Ürznei und andere 
Heilmittel, Berpflegung in einem Kranlen⸗ 
fe, ſowie bie geeigneten Mittel zur 
tchterung der ihnen nach der Genejung 
verbliebenen körperlichen Mängel gewährt 
werben. 

Auch kann die Kranfenunterfiügung an 
Wöchnerinnen gewährt und die Gemäh- 
rung ärztlicher ndlung auf die Fa⸗ 
milienangehörigen Mitglieder ausge⸗ 
dehnt werben. 


nt 

Den Hinterbliebenen veritorbener Mit- 
glieder fann ferner eine Behülfe gewährt 
werden, welche das Zehnfache der wöchent⸗ 
lichen Unterftügung, auf welche das ver- 
ftorberer Mitglieder Anfpruch hatte, nicht 
überfchreitet. 


8 18. Zu anderen Biveden, ald ben 
im $ 12 bezeichneten Unterftügungen und 
ber g der Dermeltungsfoften, dürfen 
weder Beiträge von den Mitgliedetn er⸗ 
hoben werden, noch Verwendungen aus 
dem Vermögen er Kaffe erfolgen. 


814 (ift aufgehoben). 


815. Der Ausſchluß von Mitgliedern 
aus der Kaſſe fann nur unter den durch 
ba3 Statut beitimmten Formen und aus 
ben barin bezeichneten Gründen erfolgen. 
Er iſt nur zuläſſig bei dem Wegfall einer 
die Aufnahme bedingenden Vorausſetzung, 
für den Fall einer Zahlungsſäummis oder 
einer ſolchen ſtrafbaren Handlung, welche 
eine Verletzung der Beſtimmungen des 
Statuts in ſich ſchließt. Wegen Ueber⸗ 
ſchreitung der Altersgrenze, über welche 
hinaus nach Beſtimmung des Statuts 
Mitglieder nicht aufgenommen werden, 
und wegen Weränderung bes Geſundheits⸗ 
zuftandes, von welchem nach Beltimmung 
des Statut3 die Aufnahme abhängig ift, 
darf der Ausſchluß nicht erfolgen. Wegen 
bes Austrittes oder Ausſchluſſes aus einer 
Gefellichaft oder einem Vereine Lönnen 
Mitglieder nicht ausgeſchloſſen werden, 
wenn fie der Kaſſe bereits zwei Jahre 
angehört Erfolgt ihre Ausſchlie⸗ 
Bung vor Ublauf diefer Zeit, jo haben fie 
Anſpruch auf Erſatz des von ihnen be 
zahlten Eintrittägelbes. 














8 16. Die Kaffe muß einen von ber 
Gencraiverfammlung gewählten Vorſtand 


Krantenverfiherung. — Hülfstafjengefeg. 88 13 bis 19a. 


haben, durch welchen fie gerichtlich und 
außergerichtlic vertreten wird 

Die Mitglieder des Vorſtandes, welche 
Die Kaffe gerichtlich und außergeridhtlid) 
vertreten, haben in der Generalverjanm«- 
lung nur eine beratende Stimme. 


817. Die Zuſammenſetz bes Vor⸗ 
ftandes, fowie jede in ber Bujammen- 
fegung des Vorſtandes eingetretene Ucn- 
berung tft dem Vorſtande der Gemeinde, 
in deren Bezirk die Kaſſe ihren Sitz hat, 
anzumelden. Die Anmeldung hat durch 
die Vorftandömitglieber in Perſon oder 
durch eine beglaubigte ſchriftliche Er- 
Härung zu erfolgen. Iſt die Anmeldung 
nicht geichehen, jo kann eine in ber Zur 
fammenjegung eingetretene Wenderung 
dritten Perjonen nur dann entgegenge- 
jest werden, wenn beiviefen wird, baß 
lie legteren befannt war. 

Bur Legitimation des Vorſtandes bei 
allen Geicyäften, aud) den das Hypotheken⸗ 
und Grundſchuldweſen betreffenden, ge 
nügt das Zeugnis des Vorſtandes der 
Gemeinde, daß die darin bezeichneten Per⸗ 
ſonen zur Zeit als Mitglieder des Vor⸗ 
ſtandes angemeldet ſind. 


8 18. Die Befugnis des Vorſtandes, 
die Kaſſe nach außen zu vertreten, wird 
durch die im Statut enihaltene Bollmadıt 
beftimmt. 

Dur) die innerhalb der Grenzen diejer 
Vollmacht im Namen ber Kaſſe vom Vor⸗ 
ftande abgeichlojjenen Geſchäſte wird Die 
Kaſſe verpflichtet und berechtigt. 


8 19. Dem Vorſtande kann zur Ueber⸗ 
wachung der Geichäftzleitung ein Aus 











ſchuß ur Seite gejegt werben, welcher 
ie ©eneralverjammlung zu wäh⸗ 
T « 





8 19a, Die Kaffe kann für beftimmte 
Bezirke örtliche Verwaltungsſtellen er⸗ 
hen und denjelben folgende Befugniſſe 
erteilen: 


1. Beitritt3erflärungen und Wußtritts- 
erflärungen entgegen zu nehmen, ſo⸗ 
wie Handzeichen Schreibensunkun⸗ 
diger in äßheit des 86 Ab⸗ 
jag 1 zu beglaubigen; 

2. die Sajfenbeiträge zu erheben, über 
Stundungsgeſuche zu enticheiben, die 
Unterſtützungen auszuzahlen, ſowie 








Krankenverſicherung. — Hülfskaſſengeſetz. 88 19 bis 24. 


Die eingehenden Gelder vorbehaltlich 
anderweiter Verfügung des Bor- 
ftande3 über diejelben, bis zum Be- 
laufe einer durchichnittlichen halben 
- Sahredausgabe zum Zweck des Be- 
triebe3 zu verwahren und anzulegen; 
3. Einrichtungen zur Wahrnehmung ber 
Kerankenkontrolle zu treffen. 


5 19b. Der Berjammlung ber Kaſſen⸗ 
mitglieder, für welche die örtliche Verwal⸗ 
tungsitelle errichtet iſt, kann die Befugnis 
beigeiegt werben: 

1. die Mitglieder der örtlichen Verwal⸗ 
tung und den Saffenarzt für den 
Bez.tt derjelden zu wählen. Die 
Wahlen bedürfen der Beitätigung des 
Vorſtandes (8 16). Der letztere iſt be» 
jugt, dee Gewählten, welche bei ber 
Wahrnehmung ihrer Ibliegenheiten 
den geſetzlichen oder ftatutarijchen 
Anforderungen nicht genügen, zu be» 
feitigen und durch andere zu er- 
ven, 

2. Kaſſenveviſoren für die Kaſſe ber 
örtlidien Verwaltungsſtelle und Kran⸗ 
fenbejucher für ben. Bezirk derjelben 
zu wählen; 

3. einen oder mehrere Abgeordnete zur 
Generalverjammlung zu mählen, jo- 
fern Dieje jtatutenmäßig aus Abge— 
orbneten beiteht; 

4. Anträge und Beichiwerden in Ange 
legenheiten der Kaffe an bie General- 
verſammlung zu richten. 








8 19c. Weitere, al3 die in den 88 19a, 
19b bezeidmeten Befugniffe Dürfen den 
örtliden Berwaltungsitellen und der Ge- 
jamtheit der Mitglieder ihres Bezirks 
nicht beigelegt werden. 


8 19d. Die Kaſſe hat der Auffichtg- 
behörde, in deren Bezirk fie ihren Sig 
hat, von der Errichtung jeder örtlichen 
Berwaltungsftelle binnen zwei Wochen, 
unter Angabe des Sites und Bezirks 
derfelben und unter Bezeichnung der Per⸗ 
jonen, welche zur Zeit die örtliche Ver⸗ 
waltung führen, Anzeige zu erjtatten. 

Die Auffichtsbehörde hat die Anzeige, 
iofern bie örtliche Verwaltungsſtelle ihren 
Sp in dem Bezirke einer anderen Auf- 
ſichtsbehörde hat, diejer mitzuteilen. 

Bon jeder ng des Bezirks ber 
örtlihen Verwaltungsſtelle und der Zu- 
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jammenjegung ihrer Verwaltung hat dieſe 
der Aufjichtöbehörbe ihres Sitzes Anzeige 
zu eritatten. _ 





8 20. Soweit die Ungelegenheiten ber 
Kaſſe nicht durch den Vorſtand oder Aus 
ſchuß mahrgenommen werben, fteht bie 
Beichlußnahme darüber der Generalver- 
lammlung zu. 

Die Generalverfammlung kann dritten 
Perſonen ihre Befugniſſe nicht übertragen. 

Abänderungen des Statuts bedürfen 
ihrer Zuſtimmung. 





8 21. In ber Generalverſammlung 
hat jedes anweſende Mitglied, meldjes 
großjährig und im Beſitz der bürger- 
lichen Ehrenrechte ift, eine Stimme. Mit- 
glieder, welche mit den Beiträgen im 
Rückſtande find, können von der Teil- 
nahme an der Abſtimmung ausgeſchloſſen 
iverden. 

Die Generalverjammlung kann aud 
aus Abgeordneten gebildet werden, welche 
aus der Mitte der ftimmfähigen Mit- 
glieder zu wählen find; die Zahl der zu 
wählenden Abgeordneten muß jedod; min⸗ 
deftend zwanzig betragen und doppelt fo 
groß fein, als Die Zahl der Vorſtands⸗ 
mitglieder. 

Soll die Wahl der Abgeordneten von 
den Mitgliedern nach Wetcilungen vor- 
genommen werden, jo muB die Bildung 
der Wahlabteilungen und die Verteilung 
der Abgeordneten auf diefelben durch das 
Statut erfolgen. 





8 22. Generalverfammlungen Tönnen 
nur innerhalb des Deutichen Reichs an 
einem Orte gehalten werden, an weld;em 
die Kaffe eine örtliche Vermaltungsitelle 
befigt. Bei der Berufung ift der Gegen- 
jtand der Beratung anzugeben. 

Wird von dem Ausſchuß oder von dem 
zehnten Zeile der ftimmfähigen Mitglicder 
die Berufung der Generalverjammlung 
beantragt, jo muß der Vorſtand die legtere 
berufen. 


8 23 (it aufgehoben). 





8 24. Die Einnahmen und Ausgaben 
der Kaffe find von allen ben Zwecken der 
Kaſſe fremden Vereinnahmungen und Ver- 
ausgabungen getrennt fejtzujiellen und zu 
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berechnen ; ebenjo find Beſtände geſondert 
zu berwahren. 

Verfügbare Gelder bürfen, außer in 
Ööffentliden Sparfafjjen, nur ebenjo wie 
bie Gelder Bevormundeter angelegt werben. 





25. Die Kaſſe hat einen Referve- 
fonds im Mindeftbetrage der durchſchnitt⸗ 
lichen Jahresausgabe der lebten fünf Ned 
nungsjahre anzujammeln und erforber- 
lidyenfall3 bi3 zu dieſer Ka zu ergänzen. 

Solange der Refervefonds biefen Be- 
trag nicht erreicht, ift bemfelben min- 
dritend ein Zehntel des Sahresbetrages 
der Rafienbeiträge zuzuführen. 





8 26. Ergiebt ſich aus den Sahres- 
abſchlüſſen der Kaffe, daß die Einnahmen 
derjelben zur Dedung ihrer Wusgaben 
einfhliehtic) der Rüdlagen zur Anfamm- 
lung und Ergänzung des Reſervefonds 
nicht ausreichen, 5 iſt entiveder eine Er- 
höhung der Beiträge ober eine Minderung 
der Ruffenlei kungen herbeizuführen. 

Unterläßt die Kaffe, eine dem Bedürf- 
nilfe entiprechende Abänderung herbeizu- 
führen, fo hat ihr die Höhere Verwal- 
tungöbehörde auf Grund eines jadjver- 
ftän igen Gutachten zu eröffnen, in wel» 

‚Urt und in welchem Maße diejelbe 
füy erforberlih zu erachten und binnen 
welcher Friſt biejelbe herbeizuführen: ift. 
Die Frilt muß auf mindeſtens ſechs 
Wochen beftimmt werden 





8 27. Die Kaffe ift verpflichtet, im 
den vorgefchriebenen Friſten und nad) 
den vorgeichriebenen Formularen Ueber⸗ 
fihten über Die Mitglieder, über die 
Krankheits⸗ und Sterbefälle, über die ver- 
einnahmten Beiträge unb bie geleifteten 
Unterjtügungen, ſowie einen Nechnungs- 

der Wuffichtsbehörbe einzu- 
jenben. 
i 


A das ueſchden der Mitglieder 
auf Erfordern den Aufſichtsbehörden, in 
deren Bezirk dieſelben ſich aufhalten, an⸗ 
uzeigen. Für Mitglieder, welche ſich im 

irfe einer örtli Bermwaltungsitelle 
aufhalten, Tiegt dieſe Verpflichtung der 
letteren ob. 


8 28. Die Kaffe kann duch Beſchluß 
ber Generalverjammlung unter Zuſtim⸗ 
mung von mindeltend vier TFünfteilen 





ſämtlicher vertretenen Stimmen aufgelöft 
erden. 


8 29. Die Schließung einer Kaffe kann 
— die höhere Verwaltungsbehörde er- 
olgen: 

1. wenn mehr al3 ein Vierteil der Mit- 
glieder mit der Einzahlung ber Bei⸗ 
träge im Rückſtande ilt und troß er- 
gangener Aufforderung ber Auffidjt3- 
behörde meder die Beitreibung ber 
fälligen Beiträge, noch der Ausſchluß 
der Iüumigen Mitglieder erfolgt; 

2. wenn die Kaſſe troß ergangener Auf⸗ 
forderung der Auflichtsbehörde vier 
Wochen mit Bahlımg fälliger nicht 
ftreitiger Unterftügungen im Rüd- 
ftanbe ift; 

3. wenn die Generalverfammlung einen 
mit den Vorſchriften dieſes etzes 
oder des Kaſſenſtatuts im Wider⸗ 
ſpruch ſtehenden Beſchluß gefaßt hat 
und der Auflage der Auifſichtsbe⸗ 
hörde, denjelben zurüdzunchmen, in- 
nerhalb der gejehten, auf mindeitens 
jeh3 Wochen zu bemefjenden -Frift 
nicht nachgekommen ift; 

4. wenn dem 8 6 dieſes Gejches zu⸗ 
wider Mitglieder zu Handlungen oder 
Unterlajfungen verpflichtet, ober wenn 
der Vorſchrift bes 13 entgegen 
Beiträge von ben Mitgliedern er- 
hoben oder Verwendungen aus bem 
Vermögen der Kaſſe beivirkt werben; 

5. wenn im Falle des $ 26 Abfap 2 
inmerhalb der beitimmten Friſt Die 
Erhöhung der Beiträge oder die Min- 
derung der Unterjtügungsjäße in dem 
feftgejegten Maße nicht erfolgt; 

ba. werm ſich ergiebt, daß nad) 88 3, 
4 die Bulaffung der Kaſſe hätte ver- 
jagt werden müſſen, und die erfor- 
derlidye Abänderung des Statut3 in- 
nerhalb einer von ber höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde zu beitimmenben, 
mindeſtens ſechswöchentlichen Friſt 
nicht bewirkt worden iſt; 

6. wenn Mitglieder aus einem nach 
dieſem Geſetze unzuläſſigen Grunde 
aus der Kaſſe ausgeſchloſſen werden. 

Gegen bie Maßregeln der Verwaltungs⸗ 
behfide ift der Rekurs zuläflig; wegen 
be, Verfahrens und der Behörden geten 
bie Vorjchriften der 88 20 und 21 der 
Gewerbeordnung In Elſaß⸗Lothringen 
finden ſtatt derſelben die dort geltenden 
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Beltimmungen über bad Berfahren in 
ftreitigen Verwaltungsſachen entiprechend: 
Anwendung. 

Die Eröffnung des Konkursverfahrens 
: über eine Kaſſe Bat die Schließung Fraft 
Geſetzes zur Folge. 


8 830. Bei der Auflöfung einer Kaſſe 
wird die Abwickelung der Geſchäfte, fo- 
fern bie Generalverfammlung darüber 
nicht anderweitig beſchließt, burch den Bor- 
ftand vollzogen. &erügt diejer feiner Ver⸗ 
pflihtung nicht, oder wird die Kaſſe ge- 
ſchloſſen, fo hat bie Aufſichtsbehörde Die 
Abmwidelung der Geſchäfte geeigneten Per- 
fonen zu überfragen und deren Namen 
belannt zu machen. 


8 81. Bon dem Zeitpunkte der Auf 
fung oder Schließung einer Kaffe ab 
bleiben bie Mitglieder nod) für biejenigen 
Bahlımgen verhaftet, zu melchen fie das 
Statut für den Fall ihres Austritt aus 
ber Kaffe verpflichtete. 

Das Vermögen der Kaffe ift nad) ber 
zuflöfung ober Schließung zunächſt zur 
Dedung der vor dem Zeitpunfte der Auf- 
föfung cd:r. Schließung bereit3 einge» 
tretener Unterjtügungdverpflichtungen zu 
berwenden. 











8 82, Bis zum Ablaufe eined Jahres 
nah Auflöjung oder Schließung einer 
Kaſſe kann einer für die gleichen Bivede 
und für denfelben Mitgliederkreis over 
für einen Teil bezjelben neu erridit-ten 
Raffe die Zulaffung verfagt werden. 


8 83. Die Kaſſen und ihre örtlichen 
Verwaltungsſtellen unterliegen in Derus 
auf die Befolgung dieſes Geſetzes der \ 
aufſichtigung durd) die von den Landes⸗ 
regierungen zu beitinnmenden Behörden, 
mit der Maßgabe, daß mit den von ben 
höheren Verwaltungsbehörden wahrzu- 
nehmenden Geſchäften diejenigen höheren 
Berwaltungsbehörden zu betrauen find, 
welche nach Landesrecht die Aufficht oder 
Oberauſſicht in Gemeinbeangelegenheiten 
wahrzunehmen haben. 

ie Kaſſen find verpflichtet, der Auf 
fichtsbehörde auf Verlangen jederzeit ihre 
Bücher, Verhandlimgen und Nedynungen 
im Geſchäftslokale der Kaffe zur Einficht 
vorzulegen und bie Revifion ihrer Kafjen- 
beftände zu gejtatten. 
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Die Auffichtöbehörbe beruft bie Genera- 
verjammlung, fall3 der Vorſtand ber durc‘) 
s 22 begründeten Verpflichtung nicht ge- 
n 


ie kann Die Mitglieder des Vorſtandes 
und der örtlichen Verwaltungsſtellen, jo- 
wie Die im alle der Auflölung oder 
Schließung einer Kafje mit der Abmide- 
lung der Geſchäfte betrauten Perjonen 
zur Erfüllung der durch dieſes Geſetz be 
indeten Pflichten duch Androhung, 
eitiegung und Vollftredung von Geld- 
ftrafen bis zu einhundert Marl, ſowie 
durch die fonftigen nad; den Xandes- 
geſetzen ihr zuftehenden Zwangsmittel an- 
halten. Gegen die Androhung und Feſt⸗ 
ſetzung von Geldſtrafen beziehungsweiſe 
Anwendung von Zwangsmitteln ſeitens 
der Auffichtäbehörben fteht den Kaſſen⸗ 
borftänden der Rekurs zu; wegen be3 
Berfahrend unb der Behörden gelten Die 
Vorſchriften der 88 20 und 21 der Reichs⸗ 
Gewerbeordnung. 





8 34. Mitglieder des Vorſtandes, bes 
Ausſchuſſes oder einer örtlichen Verwal⸗ 
tungöftelle, welde den Beltimmungen 
dieſes Geſetzes zuwiderhandeln, werben 
mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark 
beſtraft. dohen ſie abſichtlich zum Nach— 
teil der Kaſſe gehandelt, ſo unterliegen 
ſie der Strafbeſtimmung des 8 266 des 


Strafgeſetzbuchs. 





835. Eine Vereinigung mehrerer 
Kaſſen zu einem Verbande behuf3 gegen- 
feitiger Aushülfe kanm unter Zujtimmung 
der Generalverfammlungen der einzelnen 
Kaſſen und auf Grund eines fchriftlichen 
Statut3 erfolgen. 

Der Verband ift durch einen aus ber 
Wahl der Vorjtände oder Ausſchüſſe der 
beteiligten Kajjen hervorgegangenen Bor- 
ftanb zu verwalten. Seine Pflichten und 
Befugniſſe beitimmt da3 Statut. Cein 
Sitz darf nur an einem Orte jein, wo 
eine der beteiligten Kafjen ihren Siztz hat. 

Der Berband unterliegt nad) Maßgabe 
des 8 33 der Aufjicht der höheren Ver- 
waltıngsbehörde desjenigen Bezirks, in 
welchem der Borjtand feinen Eih hat. 

Auf die Mitglieder des Vorjtandes und 
die jonftigen Organe des Verbandes finden 
die Beitimmungen des 8 34 Anwendung. 
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8 35a. Die Eintragungen in ba3 
Hülfstaifenregifter unb die gemäß ’ 17 
zu erteilenden Zeugniſſe find gebühren- 
und ſtempelfrei. 





8 86. Die Verfaſſung und bie Rechte 
der auf Grund landesrechtlicher Vor⸗ 
ſchriften errichteten Hülfsfaffen werden 





Artitel 19.9 
(Gefeh vom 1. Juni 1884.) 

Die Statuten beftehenber en 
ner Hülfstafien, welche ben Vorſchriften 
dieſes Geſetzes nicht genügen, find ber 
erforderlichen Abänderung zu unterziehen. 

Kaſſen, welche diefer Verpflichtung nid;t 
bis zum 1. Sanuar 1885 genügen, find 
von der höheren Bermwaltungsbehörde 
unter Beſtimmung einer mindeitend ſechs⸗ 
wöchentlichen Friſt dazu aufzuforbern und 


— 





durch dieſes Geſetz nicht berührt; die 
Kafien Lönnen jedoch burch bie Landes⸗ 
regierungen dur Einjendung der im 827 

bezeichneten eberjichten verpflichtet wer⸗ 


Sn Unfehung der Kaſſen der Knapp⸗ 
ſchaftsvereine verbleibt e8 bei den dafür 
maßgebenden bejonderen Beftimmungen. 


lönnen nad unbenugtem Wblauf dieſer 
Friſt geichloifen werden. Die Schließung 
erolgt nach Maßgabe Des 8 29. 


Artilel 20, 


Bon beitehenden eingefchriebenen Hülfs⸗ 
kaſſen, weiche örtliche Verwaltungsſiellen 
errichtet haben, ilt Die im $ 19d vor- 
geichriebene Anzeige binnen drei Moncten 
nad) Inkrafttreten dieſes Gejeges zu er- 
ftatten. 


*) Artikel 1 bis 18 find In das alte Geſetz vom 7. April 1876 Hineingearbeitet 





IV. 


Preußiſche Anweiinng zur Ausführung des Kranfen- 
verjiherungsgejebes.*) 


Bom 10. Juli 1892. 





Bur Ausfilhrung des Krankenverficherungsgeſetzes in ber Faſſung des Geſezes vom 10. April 1892 wird 
unter Hinweis auf die für bie Knappſchaftskaſſen erlaffene befondere Verfügung und vorbehaltlich weiterer 
Anordnung, fowie unter Aufhebung aller entgegenjtehenden älteren Borfchriften Folgendes beftimmt: 


I. Serdände und Behörden. (88 44 und 84.) 


1. Unter der Bezeichnung: „weiterer 
Kommunalverband” jind ſämtliche Pro- 
vinziale und Kreisverbände zu verjtehen, 
in Provinz Weſtfalen au bie Aemter, 
in der Rheinprovinz auch die Bürger⸗ 
meiſtereien, in der Provinz Schleswig⸗ 
Holſtein auch der Lauenburgiſche Kreis— 
kommunalverband, in der Provinz Heſſen⸗ 
Naſſau auch die kommunalſtändiſchen Ver⸗ 
bände der Regierungsbezirke Caſſel und 
Wiesbaden und in den Vobenzolleruihen 
Lauden der Landeskommunalverband und 
Die Ober⸗Amtsbezirke. 


2. Unter der Bezeichnung: „höhere 
Berwaltungäbehörde" find zu verftehen: 
a. die Bezirlsausſchüſſe 
in Bezug auf Die Genehmigung der 
ftatutariichen Bejtimmungen (es > 
4, 51, 54) von Semeinden und 
weiteren Kommunaiverbänden mit 
Ausnahme der Provinzialverbände, 
in Bezug auf die Genehmigung von 
Kajlenftatuten (88 23, 2) ber 
Ortstranlenkaſſen(88 16, 17, 18 
und 43) der Betriebd- er, 
Frantenlaffen (58 59, 60, 61 un 
67b und c) und der Bau⸗Kranken⸗ 
laſſen (88 69ff.), ſoweit es fi 
nicht um die Feſtſtellung ber ber 


Berechnung der Unterſtützungen 
und Beiträge zu Grunde legenden 
Durchſchnittslohnſätze und um die 
ſetzung verſchiedener Beiträge 
ür einzelne Gewerbszweige und 
Betriebsarten handelt; 
in Bezug auf die — der 
Abänderungen von Statuten dieſer 
Kaſſenarten (auch in den Fällen 
der 88 48a Abſatz 1 und 64) mit 
der gleihen Maßgabe; 
in Bezug auf die Schließung umd 
Auflöfung von Ortskranlenkaſſen 
(88 47 und 48), ſoweit es ſich 
mdt um die Ueberweiſung der 
Kaflenmitglieder und die Verwen⸗ 
dung des Kaſſenvermögens hand⸗ 
belt, forwie in Bezug auf die Aus- 
ſcheidung aus gemeinjamen Orts⸗ 
krankenkaſſen ($ 48) mit derjelben 
Mapgabe; 


b. die Ober-PBräjidenten 


in Bezug auf die Genehmigung von 

ftatutariichen Bejtimmungen (88 2, 

4, 51 und 54) und Beſchluͤſſe 

8 12, 14, 43 und 43a) der Pro- 
vinzialverbände, "jowie 

in Bezug auf die Gemeinde⸗Kranken⸗ 

verjicherung (88 9, 10 und 13), 


Ahnliche Ausführungsgeiehe find in allen deutſchen Bundesſtaaten ergangen. 
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wenn der Provinzialverband an bie 
Stelle der demſelben angehören- 
den einzelnen Gemeinden gejebt iſt; 

c. die Regierungs-Präfidenten 

für alle übrigen Fälle 

Am Stadtkreiſe Berlin tritt an bie 
Gtelle des Bezirksausſchuſſes in den⸗ 
jenigen Fällen, in welchen es ſich um 
bie Genehmigung von ſtatutariſchen Be⸗ 
ftimmungen (88 2, 4, Bl, 54) Hanbelt, 
und an die Etelle bed Regierungs-Prä- 
jidenten der Ober-Präfident. 

In der Provinz Heſſen⸗Naſſau erftredt 
fih die Zuſtändigkeit des Ober-Präfidenten 
in ben unter b bezeichneten Fällen auf 
Die Angelegenheiten der kommunalſtän⸗ 
diſchen Berbände. 

Sn den Hohenzollernichen Yanden tritt 
an Die Stelle des Ober-Präfidenten ber 
Me ierungs-YBräfibent. 

ür Einrichtungen, welche über ben 
Bezirk einer höheren Berwaltungsbehörbe 
hinaus fich erjtreden, ift, ſoweit nicht 
nad) den vorfiehenden immungen eine 
andere Bermwaltungsbehörbe eintritt und 
vorbehaltlich befonderer Beitimmungen 
für einzelne Fälle d.ejenige höhere Ver⸗ 
waltung3behörde zuftändig, in deren Be 
zirk die beteiligte Unftalt ihren ne Kar 
oder erhalten ſoll. Dies gilt r 
die Fälle des $ 5a Abſatz 2. 

Bei Betriebs» (Fabril-) und Bau-fran- 
lenlaſſen, welche ausfchließlih für Be 
triebe des Reichs oder des Staates er- 
richtet werden, hat die höhere Verwal⸗ 
tungsbehörde ihre Anordnungen und Ent⸗ 
ſcheidungen, abgeſehen von den Fällen 
unter a, nach Benehmen mit der den 
Verwaltungen dieſer Betriebe vorgeſetzten 
Dienſtbehörde zu treffen. Wird eine 
Uebereinſtimmung nicht erzielt, ſo iſt die 
Entſcheidung auszuſetzen und an die 
höheren Inſtanzen zu berichten. 

Bei Betriebs⸗ (Fabrik⸗) und Bau⸗Kran⸗ 


kenkaſſen für Betriebe der Heeres⸗ und 


der Marineverwaltung, der Reichspoſt⸗ 
und der Staatseiſenbahn⸗ und Bau⸗Ver⸗ 
waltung werden die Obliegenheiten der 
höheren Verwaltungsbehörde von den ben 
Verwaltungen dieſer Betriebe vorgrjetten 
Dientftellen nad; Maßgabe ber hierüber 
erlafjenen befonderen Beitimmungen wahr⸗ 


genommen. 

Die Entſcheidung über bie Genehmigung 
von Abänderungen der Kafjenitatuten jteht 
jedoch, falls die genannten Behörden die 


Genehmigung zu erteilen Bedenken tragen, | 
—* bei — Kafjen dem Bezirksaus⸗ 


ſchuſſe 

3. Als „untere Verwaltungsbehörde 
($ 1Abſaß 5) find anzuſehen: 

a. in Städten von mehr als 10000 Ein- 
wohnern, ſowie in denjenigen Städten 
der Provinz Hannover, für melde 
die revidierte Gtädteorbnung bom 
24. Juni 1858 gilt, mit Ausnahme 
der im 8 27 Übjag 2 ber Kreis- 
ordnung vom 6. Mai 1884 bezeich- 
neten Städte — bie Gemeindevor- 
jtände ; 

b. im übrigen die Landräte, in den 
Hohenzollernichen Landen die Cher- 
amtmänner. 

4. US „Gemeinbebehörde” gilt in 
ſelbſtändigen Gutsbezirken unb Gemar- 
fungen der Gutsherr oder der Gemar- 
kungsberechtigte. 

Im übrigen iſt unter „Gemeindebehör⸗ 
ben“ ber Vorſtand ber Gemeinde zu ver⸗ 
ftehen. Bildet biejer ein Kollegium, fo 
Od er zur Wahrnehmung ber Aufficht 
Nr. 6) einen Kommiſſar zu beftelien. 

5. Die Aufſicht über Die Gemeinde- 
Kranlenverſicherung ($ 4) führt bie Kom- 
munalaufficht3behörde der Gemeinde. 

Die Auffiht über bie gemeinfame Ce— 
meinde-Kranfenverjicherung mehrerer &e- 
meinden (88 12, 13) fteht, vorbehaltlich 
bejonderer Beftimmung für einzelne Fälle, 
ber Aufſichtsbehörde derjenigen Gemeinde 
w in deren Bezirk die Verwaltung biefer 

rjiderung ihren Sig hat; fofern aber 
ein weiterer Rommunalverband hinſicht⸗ 
ih der Gemeinde⸗Krankenverſicherung 
an die Stelle ber bemjelben angehörenden 
einzelnen Gemeinden getreten ijt, führt 
die WAuflichtsbehörde über ben weiteren 

Kommunalverband bie Aufficht über die 

gemeinſame Gemeinde-Stranfenverficherung 

desſelben. 

Die Aufſicht über die Ortskranken⸗ 
kaſſen für den Bezirk einer Gemeinde 
(58 16 bis 18) und die Aufſicht über 
Betriebs⸗⸗ (Fabrik⸗) und Bau⸗Kranken⸗ 
kaſſen (88 59 1, 88 69 ff.), deren Bezirk 
über den Bezirk einer Gemeinde nicht hin⸗ 
auögeht, führen in Gemeinden von mehr 
al3 10000 Einwohnern bie Gemeinde- 
behörden, im übrigen vorbehaltlich be 
ſonderer Anordnungen in Einzelfällen die 
Kommunalauffichtsbehörben. Den lebte 
ren bleibt jedoch laſſen, die ihnen 
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hiernady zuftehende Aufſicht in Städten 
von nicht mehr al3 10000 Einwohnern 
der ımteren Berwaltungsbehörde (Land⸗ 
tat, Oberamtmam) ober der Gemeinde- 
behörde, in der Rheinprovinz umd in 
Weitfalen für Gemeinden mit weniger 
als 10000 Einwohnern in geeigneten 
Fällen auch dem Bürgermeifter bezw. dem 
Amtmann gu übertragen. Tie hierüber 
erlaſſenen Anorbnungen find zu ver- 
öffentlichen. 

Fir gemeinfame Ortöfranlenkaifen 
mehrerer Gemeinden ($ 43) und für Be 
triebs⸗⸗ (Habril-) und Baukrankenkaſſen 
(88 59ff., 69ff.), deren Bezirk ſich über 
den Bezirk einer Gemeinde hinaus er- 
itredt, wird die Aufſichtsbehörde von der 
höheren Bermwaltungsbehörde und, wenn 
der Kaſ irt fi über ben Bezirk 
mehrerer höberer Bertvaltungsbehörben 
erjtredt, vom Minijter für Handel und 
Gewerbe beitimmt. 
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Die Aufliht über Betriebs⸗ (Fabril⸗) 
und Baukranlenkaſſen, welche ausſchließ⸗ 
lich für Betriebe der Heeres⸗ und ber 
Marineverwaltung, der Reichspoſt⸗ und 


| der Gtaatseifenbahn- und Bau⸗Verwal⸗ 
| tung errichtet jind, fteht na. den hier- 


erlaljenen beionderen Borfchriften 


den diejen Betrieben vorgejegten Dienſt⸗ 
behörben zu. 
Die Aufjicht über Innungs-Kranlen⸗ 


kaſſen (8 73) führt die Auffichtsbehörde 
"der Innung. 

Die Vorſchriften bezüglih ber Auf 
fit über die Knappſchaftskaſſen (8 74) 
md die Vorjchriften bezüglich ber Auf⸗ 
fiht über Diejenigen eingejchriebenen oder 
auf Grund landesrechtlicher Vorſchriften 
errichteten Hülfskaſſen, für welche ein 
Zwang zum Beitritt nicht beiteht ($ 75), 
bleiben unberührt. 





II. Hefifielung des Maßltabs für die Arankenverfiierung und die Bellräge, 


6. Die Feſtſetzung bed ortsüblichen 
Tagelohns gervöhnlicher Tagearbeiter 
$ 8) erfolgt durch den Regierungs⸗Prä⸗ 
identen nach Maßgabe ber Dar er- 
lafjenen bejonderen Vorſchriſten. Die 
Feſtſetzung ift von Beit zu Beit, nament- 
ih bei Eintritt erheblicher Verände⸗ 
rungen der Lohnjäge, jedenfall3 aber von 
zehn zu zehn Jahren zu revidieren. Er- 
geben jich hierbei Veränderungen, fo tit 
i eröffentlichung darauf hinzu⸗ 
weiſen, von welchem Zeitpunkt ab die 
ſo veränderten Sätze zu Grunde zu legen 
ſind. Werden Gemeinden oder Teile einer 
Gemeinde mit einer anderen Gemeinde 
vereinigt und beſteht in den beteiligten 
Gemeinden eine verſchiedene Feſtſetzung 


III. Statutariſche 


8. Statutariſche Beſtimmungen über 
die Ausdehnung der Beitrittsberechtigung 
zur Gemeinde⸗Krankenverſicherung ($ 4 
Abj. 2), über Dre Erſtreckung der Verfiche- 
rungspflicht (88 2, 54) oder über die 
Befreiung der Arbeitgeber von der Bei- 
tragspflicht (8 51) find auch mit den für 
die Koh der orbnungdmäßigen Be- 
ſchlußfaſſing erforderlichen Unterlagen 
durch) Vermitielung der Aufjichtöbehörde 
rem Bezirksausſchuſſe (oder dem Ober⸗ 


des ort3üblichen Tagelohns gemöhnlidjer 
Tagearbeiter, jo hat der Regierungs-PBrä- 
jident nad) erfolgter Vereinigung die Höhe 
de3 artsüblichen Tagelohn3 für den ganzen 
Umfang de3 neuen Gemeindebezirtd neu 


RE aim 

. r durchſchnittliche Tagelohn 
(88 20, 64, 72, 73) derjenigen Klaſſen 
von Perjonen, welche in Orts-, Betrieb3- 
(Fabrik), Bau- oder Imungs⸗Kranken⸗ 
kaſſen verfichert find oder verjichert wer⸗ 
den jollen, ijt bei Ainreichng und Prü⸗ 
fung der Statuten diefer Kaſſen jedesmal 
bejonderd anzugeben und vom NRegie- 
rungs⸗Präſidenten feitzufegen; eine Vie 
viſion findet wie bei dem ortsüblidyen 
Tagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter ftait. 


Beftlimmmungen. 


Präjidenten vergl. Nr. 2 Abf. 1 lit. b, 
Abi. 2 und 3) einzureichen. 

Diefe Beitimmungen müffen eine ge- 
naue Bezeichnung derjenigen Klaſſen von 
Perſonen, auf welche fie Anwendung fin» 
den follen, und des örtlichen Umfangs 
ihrer Geltung enthalten. 

Handelt es ſich um die Erftredung ber 
Verjicherungspflidht auf unjtändige Ar— 
beiter (3 2 Abf. 1 Ziffer 1) oder auf 
Hauögemwerbetreibende ($ 2 Abſ. 1 Zif- 
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fer 4), jo müſſen die ftatutarifchen Be— 
ftimmungen ferner enthalten: 

a die Beitimmung Darüber, wem bie 
Unmelbung und Abmeldung der durch) 
Die ftatutarische Beſtimmung ber Ver- 
ſicherungspflicht unterftellten Perſo⸗ 
nen, ſoweit dieſelben zur Gemeinde⸗ 
Krankenverſicherung oder zu einer 
Ortökrantenfaffe gehören ($ 49), ob- 
liegt und die näheren Bejtimmungen 
über die Anmeldung und Abmeldung ; 

b. die Beitimmung darüber, wer zur 
Einzahlung der ftatutenmäßigen 
Kaftenbeiträge verpflichtet ift (8 2 
bj. 2 und 8 54); 

c. die Beitimmung darüber, ob die Ar- 
beitgeber verpflichtet find, die Kafien- 
beiträge der der Verſicherungspflicht 
unterjtellten BPerjonen zu einem 
Drittel (oder zu wieviel weniger) aus 
eigenen Mitteln zu leiften (8 51 
Abſ. 1). 

9. Bor Erteilung der Genehmigung 
wird zu erwägen fein, ob nad) dem pflicht⸗ 
mäßigen Ermeſſen der Behörde die in ber 
ſtatutariſchen Beltimmung vorgejehenen 
Maßnahmen eine zuverläjiige Kontrolfe 
über das Eintreten in die Verficherung 


"und über das Berbleiben in berjelben 


ermöglichen, oder ob die Erjtredung der 
Verjiherungspfliht auf ſämtliche oder 
einzelne ber, in ber jtatutarifchen Be- 
ftimmung genannten Klaſſen von Perſo⸗ 
nen gerechtfertigt erjcheint. 

Sit Dies nicht der Fall, jo kann die Ge- 
nehmigung verjagt werden. Dagegen 
würde es der Abſicht des Geſetzgebers 
nicht entiprechen, Die Genehmigung ber 
ftatutarif hen Beltimmung deshalb zu 
verjagen, weil nad) Anjicht der Behörde 
noch auf andere in der ftatutariichen Ve 
ftimmung nicht aufgeführte Klafjen von 
Perſonen die Verſicherungspflicht zu er- 
jtreden fein würde. 

Falls die ftatutarifche Beitimmung Ar⸗ 
beitgeber von der Beitragspflicht befreit 
(8 51), wird zu prüfen fein ob und in- 
wieweit nad) pflichtmäßigem Ermefjen der. 
Behörde die Befreiung der Ürbeitgeber 
nicht gerechtfertigt erjcheint. 

10. Snnerhalb zwei Wochen nad) ber 
Buftellung findet gegen den Beſcheid des 
Bezirksausſchuſſes Die Sejümerbe an ben 
Provinzialrat und gegen den Beicheid bes 
Ober-Bräjidenten (vergl. Nr. 2 Ubf. 1 
lit. b Abi. 2 und 3) die Beichwerde an 
die Minifter des Innern und für Handel 
und Gewerbe ftatt. 


IV. Gemeinde- Aranßenverfiherung. 


11. Gemeindebeſchlüſſe, melde eine 
Mbärderung der gefeklihen Beitim- 
mungen über die Höhe der Beiträge oder 
über das Maß der Unterjtügungen be» 
weden ($$ 9, 10), fowie Die nach $ 10 

bj. 3 erlafienen Verfügungen des Re— 
gierungs-Präjidenten find auf die für 
de Belanntmachimgen der &emeinde- 
behörde vorgeſchriebene oder ortsübliche 
Weife zu veröffentlichen. In gleicher 
Weiſe bedürfen der Veröffentlichung bie 
Gemeindebeichlüffe auf Grund ded 86a 
über die Einführung des Mahnverfahrens, 
Feſtſetzung und Abänderung der Mahn- 
ebühren (8 55 Abſ. 3), ſowie die Feſt⸗ 
chimgen der. Gemeinde-Srantenverjiche- 
xung über die Höhe und die Erhebung der 
Bufagbeiträge ($ 9 Abi. 1). 

Gemeindebeſchlüſſe, melde Vorſchriften 
über d.e Krankenmeldung, über das Ver- 
halten der Kranken und über die Kranken⸗ 
aufjicht enthalten ($ 6a Abſ. 2) oder 
die daſelbſt zugelafienen Ordnungsſtrafen 


Nachweiſen über das ordnungsmäßige 
Quftandelommen dieſer Beſchluͤſſe der 

ufſichtsbehörde zur Genehmigung ein⸗ 
zureichen. 

Der Inhalt der Beſchlüſſe. darf nicht 
über das Mai; des Notwendigen hinaus⸗ 
gehen. Die Genehmigung kann nad Er 
meyjen verjagt werdet. 

Soll nach Gemeindebefhlug der Ein- 
leitung bes Beitreibungsverfahrens für 
Rüditände ein Mahnverfahren vorangehen 
und in legterem die Erhebung einer 
Mahngebühr zugelajfen werden, fo ift der 
Betrag der Mahngebühr durd) Eemeinde⸗ 
beichluß feſtzuſetzen. Dieſe Yeitiegung be 
darf der Genehmigung der Auiſſichtsve- 
hörde (8 55). Die Genehmigung ift in 
befondere dann zu verjagen, wenn und 
joweit die Mahngebühren über diejenigen 
Beträge hinausgehen, welche in dem der 
Verordnung, betreffend das Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren wegen Beitreibung von 
Geldbeiträgen vom 7. September 1879 


androhen, jınd mit den erforderlichen , (Gejeg-Sammlung S. 591), angehängten 
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Öebührentarif unter 1 feftgefeßt worden 
m 


Die vorftehenden Beltimmungen finden 
entiprehende Anwendung, jofern ein 
weiterer Kommunalverband hinſichtlich 
der Gemeinde⸗Krankenverſicherung an die 
Stelle der denſelben angehörenden einzel⸗ 
nen Gemeinden geſetzt worden iſt (vergl. 
Ziffer 12 Abſ. 2 und Ziffer 13). 

12. Uebereinſtimmende Beichlüjje meh⸗ 
rerer Gemeinden über Cinführung ge- 
meinfamer Gemeinde⸗Krankenverſicherung 
($ 12) jind dem NRegierungs-Präjidenten 
mit den zur Früfung über die Ordnungs⸗ 
mäßigleit der Beſchlußfaſſung erforder- 
lichen Unterlagen einzureichen. 

Sole Beſchlüſſe find in der Regel zu 
genehmigen, wenn bdiejelben redjtägültig 
gefaßt jind, ausreichende Beſtimmungen 
über bie Verwaltung der gemeinfanıen 
Gemeinde-Srantenverficherung enthalten 
und einen Eingriff in anbere derartige 
Einrichtungen nicht beforgen laffen. Tas- 
jelbe gilt für Beſchlüſſe mweiterer Kom- 
munalverbänbde, durd) welche dieſe an bie 
Stelle ihnen angehöriger Gemeinden ge- 
jegt werden, oder durch welche für Ge— 
meinden eine gemeinjane &emeinte- 
Krankenverſicherung eingeführt wird. Im 
legteren Falle jind vor der Entſcheidung 
die beteiligten Gemeinden zu hören. 

Sofern Vorſchriften gemäh 8 Ga Abi. 2 
aufgenommen werden oder die Höhe ber 
Mahngebühren in den Venvaltungsbe- 
ftimmungen feitgejegt wird, hat, die Auj- 
jichtsbehörde bei Ueberreichung der Be- 
\chlüjfe anzugeben, ob gegen den Inhalt 
der nach Maßgabe des $ ba Abi. 2 ge- 
troffenen Rorjchriften bezw. gegen Die 

he der Mahngebühren Bedenken zu 
erheben ſind (vergl. Ziffer 11 Abi. 2 
bis 4). 

Dem Untrage einer Gemeinde auf Ber- 
einigung mit benachbarten Gemeinden zu 
gemeinjamer Gemeinde - Kranlenverfiche- 
rung hat der Regierungs⸗Präſident in der 
Pegel ftattzugeben, jobald die Voraus— 
jegungen des $ 13 erfüllt find umd ein 
Eingriff in andere derartige Einrichtungen 
nicht zu bejorgen if. Bor Erlaß der 
Anordnung find diejenigen Gemeinden, 
mit welchen die beantragende Gemeinde 
vereinigt werden joll, über bie Vereini- 
gung, und alle beteiligten Gemeinden 
unter Sorlegung eines bezüglichen Ent— 
wurf3 über bie für die Verwaltung der 


Recht Sbuch. 11. 
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gemeinſamen Gemeinde⸗Kranlenverſiche⸗ 
rung zu erlaſſenden Beſtimmungen zu 
hören. Erachtet der Regierungs-Präſi⸗ 
dent für zweckmäßig, daß ein weiterer 
Kommunalverband für die Gemeinde 
Kranlenverſicherung der ihm angehören- 
den Gemeinden an bie Gtelfe ber letzteren 
trete ($ 13 Abſ. 2), fo find nicht die 
Gemeinden, fondern ber weitere Kom⸗ 
munalverband zu gjören. 

Die von dem Regierungs3-Präfidenten 
nah Abſatz 1 und 3 erlajjenen Ber- 
fügungen und Anordnungen ſind den be» 
teiligten Oemeinden und Verbänden zu«- 
ultellen. Innerhalb vier Wochen nad) 
er Buftellung ift Beſchwerde an die Mi- 
nifter deö Innern und für Handel und 
Gewerbe zuläſſig. Endgültige Anord- 
nungen über die gemeijame Gemeinde- 
Franfenverjicherung find auf die für bie 
beteiligten Gemeinden und weiteren Kom- 
munalverbänden vorgejchriebene oder üb- 
(die Weiſe zu veröffentlichen. 

Die Auflöjung beitehender Bereini- 


‚gungen zu gemeinfamer Gemeinde-fran- 


fenverficjerung ($ 14) ift nur dann zu 
genehmigen, wenn veränderte Umſtände 
oder die durd) Erfahrung getvonnene rich» 
tigere Beurteilung der Verhältniſſe die 
lleberlegung begründen, daß durch die 
Auflöjung eine zweckmäßigere Ausführung 
des Geſetzes ermöglidit wird. Für das 
Berfahren und die VBeröffentlidjung gelten 
die bei Errichtung der gemeinjamen Ge- 
meinde-Stranfenverjicherung maßgebenden 
Beitimmungen. 

Sn weldyen Fällen an die Steile des 
Negierungs- Präjidenten der Ober-Rrüji- 
dent tritt, ergiebt fi) aus Nr. 2 Abi. 1 
lit. b, Abſ. 2 und 3. 

13. Ein weiterer Rommunalverband 
ift nur dann al3 Träger der gemeinjamen 
Semeinde-Strankenverjicherung anzujehen, 
wenn er für Die Gemeinde-Stranfenver- 
ſicherung an die Stelle aller ihm ange- 
hörenden Stadt- und Landgemeinden — 
einichlieilich der felbjtändigen Gutsbezirke 
— tritt. Sofern nur ein Teil der dem 
weiteren Kommunalverband angehörenden 
Gemeinden (3. B. nur die ländlichen Ge— 
meinden und Gutsbezirke) zu gemeinjamer 
Krankenverſicherung vereinigt werden, jo 
kann zwar die nad) $ 12 Abſ. 4 eins 
zurichtende bejondere Verwaltung der ge— 
meinſamen Gemeinde⸗Krankenverſicherung 
den Organen des weiteren Kommunalver— 


11 


162 Preußiſche Anweiſung zur Ausführung bes Krankenverſicherungsgeſetzes. 


bande3 übertragen werben, falls die Ber- 
tretung bes lebteren dies beichließt; bie 
Bermaltungstojten, ſowie bie im Bedürf- 
nisfalle zu leiftenden Vorſchüſſe ($ 9 
Abſ. 4) find dann aber auf die beteiligten 
Gemeinden allein zu verteilen und nidıt 
etwa als Xaften des weiteren Kommunal- 
verbande® unter Mitheranzichung der 
an ber gemeinjamen inde⸗Kranken⸗ 
verſicherung nicht beteiligten Gemeinden 
aufzubringen. Hierbei iſt es unerheblich, 
ob die einde⸗Krankenverſicherung in 
einzelnen oder allen zu vereinigenden Ge⸗ 
meinden ausſchließlich oder nur neben 
anderweiten Kaſſeneinrichtungen Platz 
greifen ſoll. 


14. Der Jahr gab ſchut und die 
Ueberſichten (8 9 Abſ. 3) find durch Ver⸗ 
mittelung der Aufſichtsbehörde in der vor⸗ 
eſchriebenen Friſt dem Regierungs⸗Prä⸗ 
benten oder SOber-Präfibenten (vergl. 
Nr. 2 Abſ. 1 lit. b, Abi. 2, 3) ein 
gureichen. Dabei find die Beitimmungen 

3 Bundesrat3 maßgabend. 

Die Aufjichtsbehörde hat für die Be 
achtung der Friften Sorge zu tragen. 

Für die Befugniſſe und Obltegenheiten 
der Uuffichtsbehörde gelten bie allgemeinen 
gefeglichen Beitimmungen über die Gtel- 
lung Der ftaatlichen Wufjichtsbehörden 
gegenüber den Kommunalverbänden. 





V. Ortshrandenkaffen. 
a. Beichlüffe und Anordnung über die Errichtung. 


15. Gemeinbebehörden, welche inner- 

Ib des Gemeindebezirls Ortskranlen- 
alfen für einzelne cder mehrere Gewerbs⸗ 
zweige oder Detrichsarten errichten wollen 
\ 16 Abf. 1 bis 3), haben hierbei nad) 
r. 20ff. zu verfahren. Falls jedod) 
eine gemeinfame Ortskranlenkaſſe für 
ſolche Gewerbszweige oder Betriebsarten 
in Aussicht genommen mird, in deren 
einem hundert oder mehrere verfiche- 
rungspflichtige Perſonen beichäftigt ſind 
($ 16 Ubi. 4), jo at die Gemeinde 
behörbe zunächſt den leßteren von dieſer 
Ubficht durch einmalige ortsübliche Be- 
fanntmadjung mit dem Bemerlen Kennt⸗ 
nis zu geben, daß von ihnen gegen die 
Errihtung der gemeinjamen Orts⸗ 
fraufenfajfe binnen einer zu bejtimmen- 
den Friſt Widerfpruch erhoben werben 


könne. Wird rechtzeitig Widerſpruch er⸗ 


oben, ſo hat die Gemeindebehörde die 

tidjeidung des Negierungs-Präfidenten 
einzuholen. 

16. Den Gemeinden bleibt überlajjen, 
wegen Errichtung gemeinfamer Ort 
krankenkaſſen für mehrere Gemeinden 
($ 43 Abſ. 1) mit anderen Gemeinden fid) 
in Verbindung zu jepen oder einen ent» 
ſprechenden Antrag an ben weiteren Kom⸗ 
munalverband zu richten. 

Mollen mehrere Gemeinden für ihre 
Bezirle gemeinjame Ortskrankenkaſſen er- 
richten, jo Haben jie die hierüber ge 


jebten übereinjtimmenden Beſchlüſſe mi ' 
njenigen Unterlagen, weldhe die Prü- 


— — — — — 


I 
t 


fung der orbnungsmäßigen Beichluß- 
fallung ermöglichen, —* Vermittlung 
der Aufſichtsbehörde dem Negierungs- 
Präfidenten einzureichen. 

In gleicher Weife find die Beſchlüſſe 
weiterer Kommunalverbände, durd) melde 
die Errichtung gemeinfamer Ortskranken⸗ 
kaſſen für ihre Bezirke pder für Teile der» 
jelben angeordnet wird (8 43 Ubf. 2), 
dem Regierungs-Präfidenten (ober bem 
DOber-Präjidenten, vergl. Nr. 2 Abſ. 1 
lit. b, Abſ. 3) zur Genehmigung einzu- 
reichen. Diejen bleibt überlaſſen, zunächſt 
den beteiligten Gemeinden zu einer 
Aeußerung über die beabfichtigte Erridy 
tung Gelegenheit zu geben. 

Die Öenehmigung iſt zu berfagen:. 

a. wenn die Beichlüffe nicht ordnungs⸗ 
mäßig zu ftande gefommen find, 

b. wenn ber Inhalt derfelben den Be- 
jtimmungen des 8 Abſ. 4 nid 
genügt, 

c. wenn ber Bezirk der gemeinfamen 
Ortstranlenkaſſe auf Orte ausgedehnt 
ift, worin für Die zugehörigen 
werbözve.ge oder Vetriebsarten Orts- 
tranfeıtaffen vorhanden find und 
nicht gleichzeitig deren Wuflöfung her⸗ 
beigeführt werden lkann. 

Die Wahmehmung der en 
der Gemeindebehörden ($ 43 Abſ. 4) 
kann auch an andere Behörden ald Ge 
meindebchörden übertragen werden. 

17. Der Belcheid iſt, falls Widerfprud; 


erhoben ift oder die Genehmigung ver- 
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jagt wird, mit Gründen zu verjehen und 
den Antragftellern, ſowie denjenigen Ge⸗ 
meinden, welche Widerfpruh erhoben 
haben, gegen Be umg urtnbe mitzu- 

i chwerde iſt innerhalb vier 
Wochen nach der Zuſtellung an den 
Miniſter für Handel und Gewerbe zu 


richten. 

18. Witd von Beteiligten die Errich- 
tung einer Ortskrankenkaſſe beantragt 
g 7 Ubi. 1, 2), fo hat der Regierungs- 

räfident, fofern der Antrag nicht von 
vornherein ungerechtfertigt erjcheint, bie 
Einleitung von Verhandlungen über bie 
Errichtung der Kaſſe anzuordnen. Die 
Unordnung hat diejenigen Gewerbszweige 
oder Betriebarten zu bezeichnen, auf 
welche bei den Berhanblungen zunädjt 
Rückſicht zu nehmen ift, und zu beftimmen, 
in weldjer Weite den Beteiligten Gelegen- 
heit zur Aeußerung zu geben ift und wie 
die Verhandlungen zu führen find. 

Ueber die Erledigung dieſes Auftrages 
hat die Gemeindebehörde zu berichten und 
dabei anzuzeigen, wieviel verſicherungs⸗ 
pflichtige Kerlonen und Wrbeitgeber in 
den einzelnen beteiligten Gewerbszweigen 
vorhanden und wie viele von denjelben 
mit Einjchluß der Antragiteller dem An- 
trage beigetreten find. 

Der Negierungs-Präjident prüft, ob 
nad; den Erflärungen der &emeindebe- 
hörde und der beteiligten die Errichtung 
der Kaffe für alle oder für einzelne der 
bezeichneten Gewerbszweige oder Be⸗ 
triebsarten zwedmäßig und zuläſſig it, 
veranlaßt im letzteren alle, jofern Dies 
erforderlich ift, weitere Verhandlungen 
über die Errichtung einer gemeinjamen 


b. Berfahren bei 


20. Wenn von einer Gemeinde, von 
mehreren Gemeinden oder für einen 
weiteren Sommunalverband eine Orts⸗ 
kranlenkaſſe errichtet werden foll, jo hat 
Die Gemeindebehörde oder biejenige Ber 
hörde, welcher fir gemeinjame Orts⸗ 
trankenkaſſen mehrerer Gemeinden Die 
Obliegenheiten der Gemeindebehörde über- 
tragen find, durch einen Kommiſſar ein 
Kaſſenſtatut entwerfen zu lajjen. Zur 
Erklärung über ‘den Entwurf haben in 
der Regel die bei der Kaſſe beteiligten 
verſicherungspflichtigen Perſonen und 
deren Arbeitgeber, welche zu dieſem Zwech 


| 
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Ortskrankenkaſſe für diejenigen Gewerbs⸗ 
zweige und Betriebsarten, bei weichen die 
geieglichen Vorausſetzungen hierfür vor- 
handen find, und trifit demnächſt darüber 
Anordnung, für welche Gewerbszweige 
ober Betrieb3arten eine Ortskrankenkaſſe 
zu errichten: ift. 

19. Der die Erriditung einer Ott 
kranlenkaſſe anorbnende Beicheid muß 
unter Hinweis auf $ 17 Ubf. 4 eine 
Friſt für die Einreihung des Statuts 
beitimmen. Die Friſt beginnt, fobalb die 
Anordnung reditsfräftig geworden ill. 
Der Beſcheid ift unter Benachrichtigung 
der Antragiteller und der Aufſichtsbehörde 
gegen Auftellungsnrfunbe der Gemeinde⸗ 
behörden mitzuteilen. Die Beſchwerde 
findet binnen 4 Wochen nad) der Zu—⸗ 
itellung an den Minijter für Handel und 
Gewerbe jtatt. Wirb binnen der gejegten 
Fıift ein nad) Anhörung der Beteiligten 
erlajjenes, den gejeglichen Bejtimmungen 
entiprechendes Statut für die Orts⸗ 
kranlenkaſſen dem Regierungs-Bräfidenten 
nicht eingereicht, ſo eröffnet der letztere 
der ®emeindebehörde und den Antrag- 
jtellern unter gleichzeitiger Benachrid 
tigung der BI Da e, daß bis zur 
Erfüllung jener Verpflichtung von den- 
jenigen Perſonen, für welche die Errich— 
tung der Ortskrankenkaſſe angeordnet 
worden ift, Beiträge zur Gemeinde 
Krankenverſicherung nicht zu erheben find 

Wird die Errichtung einer Ortskranken⸗ 
kaſſe von dem Negierungs-Präjidenten 
oder auf erhobene Beſchwerde abgelehnt, 
jo werden die Antragiteller ımd die Ge- 
meindebehörde hiervon in Kenntnis ge 
jegt. 


* 


der Errichtung. 


auf ortsübliche Weiſe zu laden ſind, unter 
Leitung bes Kommiſſars die don bem- 
jelben zu bejtimmende Zahl vor Vertreter 
zu wählen, fo jind die Verhandlungen 
mit diejen unter Ausſchluß der übrigen 
Beteiligten zu führen; ift die angeorb- 
nete Wahl von Vertretern nicht erfolgt, 
oder iſt von den Beteiligten eine ſach— 
gemäße Aeußerung nicht zu erlangen, jo 
it von weiteren Verhandlungen Abſtand 


zu nehmen. 
Die Gemeindebehörde überſendet die 
aufgenommenen Verhandlungen, eine 


Ueberſicht über die Anzahl der in den ein— 
11* 
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zelnen Gewerbszweigen ober Betrieb3- 
arten, für welche die Kaſſe errichtet wer⸗ 
den foll, im Kaſſenbezirk beichäftigten 
($ 5a) verfiherungspflichtigen Perjonen, 
ein Verzeichnis ber in dem Gemeinde⸗ 
bezirk beitehenden Ortskrankenkaſſen, ſo⸗ 
wie den Statutenentwurf, und zwar letz⸗ 
teren in zwei Ereniplaren, mittelit Be— 
tihts an die Kommunalauffichtsbehörde, 
welche, foweit fie nicht ſelbſt als höhere 
Verwaltungsbehörde zu fungieren berufen 
ift, die Sache an den Regierungs-PBräfi- 
denten weiter giebt. 

Der Bericht muß 


a. die gegen den Entwurf erhobenen 
Widerſprüche erläutern und angeben, 
inwiefern dieſelben berüdjichtigungs- 
wert erjcheinen; 

b. jofern nicht die Beiträge und Unter— 
ftügungen nad) dem wirklichen Ar⸗ 

beitsverdienſt der einzelnen Ver— 

ſicherten feitgefegt find ($ 26a Ab⸗ 
ſatz 2 Biffer 6), unter Beachtung der 
für die Feſtſetzung des ort3üblichen 
Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter 
getroffenen Bejtimmungen eine Nach- 
weijung über den durchſchnittlichen 
Tagelohn der in den beteiligten Ge⸗ 
werbszweigen oder Betriebäarten be= 
ihäjtigten Perſonen oder, fall3 nad) 
dem Statuten-Entwurf die Beiträge 
und Unterjtügungen nad) Klaſſen ab- 
geſtuft werden jollen, eine Nad)- 
weifung über den durdjichnittlichen 
Tagelohn diejer Klafjen enthalten; 

c. fall3 im Gtatut Zuſatzbeiträge für 
Samilienunterftügung feitgefegt find 
(8 22 Abſ. 2), über deren Unge- 
mefjenheit, jofern aber bei gemein⸗ 
jamen Ortskrankenkaſſen die Höhe 
der Beiträge für die einzelnen Ge- 
werbszweige oder Betriebsarten ver- 
ſchieden bemeſſen iſt (8 22 Abſ. 3), 
zugleich auch für die Zuläſſigkeit und 
Zweckmäßigleit dieſer Feſtſetzungen 
ſich äußern; 

d. anzeigen, ob ber Kaſſe außer den 
Beiträgen fonjtige Cinnahmen zur 
Berfügung jtehen; 

e. vorichlagen, mit weldyem Zeitpunkt 
die Kaffe mit Nüdjicht auf den Haus- 
halt der bereitö beftchenden Kafjen, 
bei denen die betreffenben Perſonen 
bisher verjicdert waren, in Kraft 
treten joll. 
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Sofern Vorſchriften über Stranlenmel- 
dung u. f. m. ($ 262 Ziffer 2a) in das 
Statut aufgenommen jind, oder bit 
Höhe der Mahngebühren im Statute fejt- 
geſetzt iſt ($ 55 Ubi. 3), hat die Auf- 
ſichtsbehörde gleichzeitig anzugeben, ob 

egen den Inhalt der Vorſchriften oder 

.e Höhe der Mahngebühren Bedenken zu 
erheben find (vergl. Nr. 11 Abſatz 2 
bi3 4). 

21. Demfegierungs-Präjidenten bleibt 
überlafjen, zunächſt weitere Ermittelungen 
anzuſtellen. Derjelbe ſetzt ſodann Den 
durchſchnittlichen Tagelohn der Kaſſenmit⸗ 
glieder, falls nach demſelben die Beiträge 
und Unterſtützungen bemeſſen werden 
jollen, unter Berückſichtigung der etwa 
aufgeftellten Klaſſen feit und befindet 
über die Oenehmigung einer etwaigen 
verichiedenen Bemejjung der Höhe der 
Beiträge für einzelne Gewerbszweige od:r 
Betriebsarten ($ 22 Abſ. 3), ſowie da- 
rüber, ob im alle des 8 18 die Er- 
richtung der Kaſſe zu geitatten ift, fofern 
hierüber nicht jchon vorher eine Ent⸗ 
ſchließung ergangen fein jollte. Beſtehen 
über die Zuläjfigleit und Bmedmäßigfeit 
einer verſchiedenen Bemeſſung der Kaſſen⸗ 
beiträge ($ 22 Abſ. 3), ſowie über das 
Verhältniß der Beiträge der einzelnen 
Gewerbszweige und Betriebsarten zu ein- 
ander Zweifel, jg ift eine jachverjtändige 
Prüfung anzuordnen. Erſcheint nad) dem 
Ergebnis diejer Erwägungen die Errid) 
tung der Kafje unzuläſſig (8 18) oder 
find die Beitimmung:n des Etatut3 über 
die verſchiedene Bemeſſung der Beiträge 
($ 22 Abſ. 3) zu beanjtanden, fo hat 
der Negierungs-Präfident den Statuten- 
Entwurf Auehefgugeben; andernfall3 hat 
er die Verhandlung mit einer ent- 
ſprechenden Erklärung zur Genehmigung 
des Kaſſenſtatuts an den Bezirksaus⸗ 
Ihuß abzugeben. 

22. Der Bezirfausihuß prüft zunächſt, 
ob die in dem Stahuten-Entmurt vorge- 
ſehene Bemelfung der Beiträge der An- 
forderung des ; 22 Abfag 1 entipridit. 
Entjtehen Bmeijel hierüber, fo ijt eine 
fachverjtändige Prüfung anzuordnen. 

Se nad) dem Ergebnis ber fadjverjtän- 
digen Prüfung hat der Bezirksausſchuß 
nad) Maßgabe des 8 30 über die Ge 
nchmigung des Kaſſenſtatuts zu ber 
ſchließen. 

Bei der Beſchlußfaſſung wird auch zu 
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prüſen ſein, ob der Gemeindebeſchluß über 
die Errichtung der Ortskrankenkaſſe gül— 
tig zu ſtande gekommen iſt, z. B. ob 
bei Ortskrankenkaſſen in Städten bie 
GStadtverordnietenverfjammlung bei ber 
Beſchlußfaſſung über die Errichtung ber 
Kaſſe mitgewirkt hat. 

Gegen den Beſchluß, durch welchen die 
Benehmigung verfagt oder nur unter Be- 
bingumgen erteilt wird, findet innerhalb 
zwei Wochen das Verwaltungsitreitver- 
jahren ftatt. Die Zuftändigfeit und ber 
Inftanzenzug werden durch Königliche 
Berorinung geregelt. 

23. Endgültige Beſchlüſſe des Negie- 
rung&-Präjidenten bezw. der Gemeinde 
find für den Bezirksausſchuß inſoweit bin- 
dend, als es ſich um die Feſtſetzung des 
durchſchnittlichen Tagelohns, ſeine Ab⸗ 


ftufungen (8 20), die Genehmigung einer 
verſchiedenen Bemefjung der Beiträge für 
Die verſchiedenen Gewerbszweige ober Be- 
triebsarten ($ 22 Abſ. 3) und um bie 
Zuweiſung meiterer Gewerbszweige und 
Betriebsarten (S$ 13a, 43a, 47 Abſ. 6) 
handelt. 

Das Verfahren iſt mögliit zu befchleu- 
nigen. Binnen ſechs Wochen nad) Ein- 
gang des Antrags ift der Gemeindebehörde 
wenigſtens ein vorläufiger Beſcheid zu 
erteilen, fall3 die endgültige Erledigung 
nod) nicht angängig war. Wird die Ge 
nehmigung erteilt, fo iſt das Kaſſen⸗ 
ſtatut auszufertigen, mit dem Gench- 
migungspermerle zu verjehen und dem 
Negierungs-Präfidenten zur meiteren Ber- 
anlafjung zu überfenden. 





ec. Verfahren nad) Genehmigung des Kaſſenſtatuts. 


24. Nah) Genehmigung des Kaſſen⸗ 
ftatut3 hat der Regierungs-Präſident den 
Beitpimit, mit welchem die Kaſſe ins 
Leben tritt, feitzufehen und das Safien- 
ftatut der Aufſichtsbehörde mit dem Auf⸗ 
tvage zuzuſtellen, wegen ber Vorberei⸗ 
tungen für das Inslebentreten der Kaſſe 
das Weitere zu veranlaſſen. 

Die Aufſichtsbehörde ernennt hierzu 
einen Kommiſſar. Derjelbe hat, wenn die 
Seneralverfammlung ber Kaſſe nach den 
Beltimmungen des Statuts aus Vertretern 
beiteht, deren Wahl herbeizuführen und 
dazu bie Wahlberechtigten zu laden. Die 
Wahl ift geheim und findet für Arbeit» 
geber und Berficherte, jomwie dann, wenn 
nad) dem Statut die Vertreter von ver- 
jchiebenen Abteilungen zu wählen find, 
in getrennten Wahlverhandlungen ftatt; 
fie ıft nah Maßgabe der jtatutarischen 
Beitimmungen von dem Kommiffar zu 
leiten; über diejelbe wird ein Protokoll 
aufgenommen. Lehnen die Gemählten die 
Annahme der Wahl ab, fo findet eine 
Wiederholung derfjelben ftatt. Wird Die 
Wahl Durch die Verjicherten verweigert 
8 9, ſo hat die Aufſichtsbehörde auf 
Vorſchlag des Kommiſſars deren Vertre⸗ 
ter zur Generalverſammlung zu ernennen. 

Der Kommiſſar — zur erſten 


Generalverſammlung ihre ſämtlichen Mit⸗ 
lieder auf die in dem Statute vorge— 
hriebene Weiſe. In dieſer Verfammlung 
wird die Wahl des Kaſſenvorſtandes vor⸗ 
genommen. Seine Mitglieder wählen die 
Kaſſenmitglieder und Arbeitgeber ge— 
trennt in geheimer Wahl. Letzteren bleibt, 
falls das Statut nichts darüber beſtimmt, 
überlaſſen, ob ſie die ihnen zuſtehende 
Anzahl von Stimmen im Vorſtande durch 
einen oder durch mehrere Vertreter, von 
denen aber jeder mindeſtens eine Stimme 
haben muß, führen wollen. Die Verhand⸗ 
[ung wird von dem Kommiſſar nach Maß— 
gabe der ftatutarifchen Bejtimmungen ge- 
leitet; über diejelbe wird ein Protokoll 
aufgenommen. Lehnen die Gewählten bie 
Wahl ab, fo findet eine Wiederholung 
derfelben ftatt. Wird die Wahl von den 
VBerjicherungspflichtigen oder deren Ber- 
tretern verweigert, oder fommt Die 
Generalverfammlung nicht zu jtande, fo 
ernennt die Auflihtsbehörde auf Vor—⸗ 
ſchlag des Kommiſſars die Vertreter der 
Rafienmitglieder zum Borftand. 

Nah Beendigung der Verhandlungen 
hat der Kommijjar der Auflichtsbehörde 
von dem Ergebnis, inäbejondere von der 
Bujfammenfegung des Vorjtandes Anzeige 
au macher. 


d. Aufficht. 


26. Die Auflichtsbehörde hat über die | Kajlenvoritandes 


angemeldet find, ein 


Rerjonen, welche al3 Mitglieder des | Verzeichnis zu führen und nad) Maß 
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"gabe der angemeldeten Beränderungen 
fortlaufend richtig zu halten. Entitehen 
über Die Nichtigkeit der nad) 8 34 
Abſ. 2 zu erfiattenden Anzeigen Zweifel, 
\o Bat die Auflichtsbehörbe ben Sachver⸗ 
halt feitzuftellen. In die Verzeichniſſe 
der BVorjtandsmitglieder ift jedermanı 
Einficht zu gewähren. Auf Grund ber- 
jelben find die im $ 35 Abi. 2 er- 
wähnten Beicheinigungen auszuſtellen. 

27. Bon der Ermächtigung, die Be: 
fugniffe und Obliegenheiten der Kaſſen— 
organe durch ernannte Vertreter auf 
Kojten der Kaſſe wahrzunehmen, folange 
der Vorſtand oder bie Generalverjamm- 
lung nicht zu ftande gelommen ift oder 
die Kaſſenorgane die Erfüllung ihrer ge- 
jeglichen oder ftatutenmäßigen Obliegen- 
heiten verweigern ($ 45), hat die Auf- 
fihtöbehörde regelmäßig Gebrauch zu 
machen. 

28. Die Aufſichtsbehörde Hat nad) 
ihrem Exrmefjen regelmäßige NRevifionen, 
außerdem aber in jedem Jahre mindejtens 
eine außerordentliche Reviſion aller 
Kaſſeneinrichtungen und ber Kaffe, vor⸗ 
zunehmen, für die Wbftellung der vor- 
gefundenen Mängel Sorge zu tragen, nad) 
‚ Befinden die Beitrafung der Sculdigen 

herbeizuführen, nad) Maßgabe des 842 
den Binsfuß für die bis zur Erftatting 
veruntreuter Kaſſengelder eintretende Ver- 
zinfung zu beitimmen und die Zinsbeträge 
bon den Schuldnern nad) $ 45 beizu- 
treiben. Bei den Revifionen ift darauf 
zu achten, daß verfügbare Beſtände auf die 
zugelafjene Art zinsbar angelegt ‘werben. 

giebt ſich bei den Reviſionen oder 
fonft, daß das Kaſſenſtatut abzuändern 
88 33, 483) oder die Schließung ber 
aſſe (8 47) in Erwägung zu ziehen ift, 
jo Hat die Auflichtsbehörde dem Negie- 
rung&Präfidenten jofort hierüber Bericht 
eritatten. Das weitere Verfahren richtet 

ih nad) Nr. 36, 37, 42. 


2). Für die im 8 41 bezeichneten lleber- 
fihten und Abſchlüſſe find pie hier: 
über erlafienen Vorſchriften des Bundes 
vat3 maßgebend. 

Die Aufjihtsbehörde Hat für die recht. 
zeitige Einlieferung Sorge zu tragen, und 
diejelben mit den etwa erforderlichen Er⸗ 
läuterungen demnächſt dem Regierungs⸗ 
Träfidenten einzureichen. Dicjer hat an 
der Hand der Nadjweifungen zu prüfen, 
ob nach dem jeweiligen Vermögensſtande 
für eine Kaſſe das Eintreten der Inſol⸗ 
venz zu befürchten ift. Iſt dies ver Yall, 
jo find unverzüglich Anordnungen zur 
Heritellung des Gleichgewichts zwiſchen 
den Einnahmen und Ausgaben der Kafie 
zu treffen. Kann dies namentlich auch 
durch eine entjprechende Erhöhung ber 
Beiträge oder Herabminderung der 
Leiſtungen auf dem im $ 33 vorgejehe- 
nen Wege nicht erreicht werden, jo tft 
die Schließung ber Kaſſe jo zeitig her- 
beizuführen, daß der Fall der Inſolvenz 
thunlichjt vermieden wird. 

Ueberjchreitet bie gebt der Mitglieder 
einer Kaffe, deren Generalverſammlung 
nah dem Gtatut nicht aus Vertretern 
befteht, im Verlauf ihtes Beſtehens die 
Baht 500, fo Hat die Aufſichtsbehörde 
eine ber Vorjchrift des 8 37 Ubi. 2 ent- 
ſprechende Abänderung des Gtatut3 her- 
beizuführen. Verſagt die Generalver- 
jammlung ihre Mitwirfung, fo hat die 
Aufjichtsbehörde von der ihr nah 8 45 
Abſ. 5. zuftehenden Befugnis Gebraud) 


zu madıen. 
30. Beichlülfe der Gencralverjamm- 
fung, welde Borfchriften über Kranlen- 
meldung, über das Verhalten der Kranken 
und über bie Sranfenauffiht oder Be— 
ftimmungen über Ordnungsſtrafen ent- 
halten k 26a SBiffer 2a), find nad) 
Nr. 11 Abi. 2 bis 4 zu behandeln. 





e. Bumweijung von Gewerbszweigen oder Betriebsarten 
(88 18a, 43a). ' 


31. Die Zuweiſung von Gewerbs⸗ 
zweigen oder Betriebsarten, für welche 
eine Ortskrankenkaſſe nicht befteht, an 
eine bejtehende Ortskrankenkaſſe erfolgt, 
wenn der Bezirk der Ortskrankenkaſſe aud) 
nad) Der Zuweiſung nur den Bezirk einer 
einzigen Gemeinde umfaßt, durch Ge- 


meindebeſchluß (8 18a), bei Ortskranlen⸗ 
fallen für die Bezirke mehrerer Gemein- 
den durch Beſchluß des weiteren Kom- 
munalverbandes (8 43a), zu deſſen Bezir! 
Die in Betradht kommenden Gemeinden 
gehören. 

Die Zuweiſung von Gewerbszweigen 
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oder Betrieb3arten an beſtehende Orts— 
krankenkaſſen foll nur dann erfolgen, 
wenn die Bildung einer eigenen Kaſſe jür 
dieſe unter Berüdjichtigung der Bahl der 
zu verjichernden Perjonen” (88 16, 18) 
unthunlid) ijt. Die Zumeijung hat thun- 
lichſt an eine für verwandte Betriebs⸗ 
arten oder Gewerbszweige beitehende 
Ortstranlenkaſſe zu erfolgen. 

32. Handelt es fid) um eine Orts⸗ 
kranlenkaſſe für den Bezirk einer ein- 
zelnen Gemeinde, jo hat die Gemeinde- 
behörbe vor der Beſchlußfaſſung den be- 
beteiligten Berlicherungspflichtigen bon 
der benbjichtigten Zuweiſung durch ein- 
malige ortsübliche Bekanntmachung mit 
dem Bemerlen Stenntni3 zu geben, daß 
von ihnen gegen bie Zumeifung binnen 
einer näher zu beitimmenden Friit Witer- 
ſpruch erhoben werben lönne Wird nadı 
Ablauf diejer Friſt die Zuweimng be- 
ſchloſſen, jo hat die &emeindebehörde dem 
Kaſſenvorſtand, geeignetenjall® unter 
Ueberfendung der etwa eingegangenen 
YHeußerungen von der Zumweifung mit der 
Aufforderung Mitteilung zu machen, bin- 
nen einer näher zu belimmenben Friſt 
die Aufnahme der in Betracht lommen⸗ 
den Gewerbszweige oder Betriebsarten 
unter entſprechender Abänderung der 
Kaſſenſtatuten (8 23 Abſ. 2, Ziffer 1) 
herbeizuführen. 

Gegen den Gemeindebeidjluß, durd) 
welchen die Zuweiſung ausgefprochen 
“ wird, fteht der Kaſſe innerhalb 4 Wochen 
nad) Yuitellung des Beſcheides die Be— 
ſchwerde an den Regierungs-Präfidenten 
zu 36 18a). 

. Unterläßt die PBertretung der 
Ralfe, aus Anlaß der endgültig angeord- 
neten Yufnahme eine entiprechende Aen⸗ 
derung der Statuten zu beicjließen, jo 
Hat die Geneindebehörde durch Vermitte- 
lung der Aufjiht3behörde bem Regierungs⸗ 
Präfidenten von der Sachlage Anzeige 
pn machen. Diefer hat die Beſchlußfaſſung 

t Kaffe anzuordnen und, fall3 diejer 
Anordnung binnen der gejegten Frilt 
keine Folge gegeben wird, feinerfeit3 die 
erforderliche bänderung des Kaſſenſtatuts 
mit recht3verbinblicher Wirkung und, ohne 
daß ein Rechtsmittel Hiergegen ftattfindet, 
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zu vollziehen. Hierbei iſt ein Exemplar 
3 Statuts mit den erforderlichen Ab⸗ 
änderungen zu verjehen und mit benı 

Bemerfen auszufertigen, daß das fo ab- 

geänderte Statut nah 8 48a an bie 

Stelle des bisherigen Kaſſenſtatuts trete. 

Ausfertigung iſt der Auijichtsbehörde zu 

gelten, welche in dem für ihre amtlidjen 

fanntmadjungen bejtimmten Organc 
und nad) Befinden auf andere, am Eipr 
der Kaffe ortsübliche Weife die Veröfſent⸗ 
lihung der abgeänderten Beitimmungen 
veranlaßt. 

34. Handelt ed ſich um eine Orts: 
franfenfajje für den Bezirk mehrerer Ge- 
meinden oder für den Bezirk eines meite- 
ren Kommunalverbandes, jo finden auf 
das Perfahren die Vorſchriften der 
Biffern 31 bis 33 mit folgenden Maß— 
gaben Anwendung: 

a. Die Ohliegenheiten ber Gemeinde 
behorden verjieht das ausführende 
Organ des meiteren Kommunalver⸗ 
bandes oder nad) deſſen Beſtimmung 
D.ejenige Stelle, welche gemäß 8 4 
Ubf. 4 mit der Wahmehmung der 
Obliegenheiten der Gemeindebehörden 
beauftragt worden iſt; 

b. die Aufforderung an die Derfiche- 
rungspflichtigen ift durch öffentlid;e 
Belanntmadjungen zu erlaſſen; da- 
bei kann denjelben anheimgeitelit 
werden, Vertreter zu mählen und 
diefe zum Zwecke einer mündlichen 
Verhandlung derjenigen Stelle, meld;e 
bie Obliegenheiten der Gemeindebe- 
hörde wahrnimmt (vergl. lit. a), 
namhaft En machen; 

c. der Beſchluß über die Zuweiſung 
bedarf der Genehmigung des Regie— 
rungs⸗Präſidenten oder Ober-Präfi- 
denten; bemfelben find die Bejchlüffe 
mit den für die Beurteilung des 
rechtsgültigen Zuſtandekommens er- 
forderlichen Unterlagen einzureichen ; 

d. gegen dem von dem Negierungs-'Brä- 
jidenten oder den Ober-Präjidenten 
genehmigten Zumeifungsbeichluß fteht 
der Stafje innerhalb vier Wochen nad) 
der Zuſtellung die Beſchwerde au 
den Minifter für Handel und Ge- 
werbe zu. 


f. Abänderung der Statuten. 


35. Beſchließt eine Ortskrankenlaſſe 
Ubänderungen des Kafjenftatuts, fo ift 


t 


eine Zuſammenſtellung der abünderuden 
Beſchluͤſſe oder ein volljtändig umgear- 
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beitetes Statut in zwei Eremplaren ımter 
Beifügung der über die Beſchlußfaſſung 
aufgenommenen Verhandlung der Auf— 
ſichtsbehörde und von Diejfer mit einer 

tachtlicden Neuerung dem Regierungs⸗ 
Bräfibenten vorzulegen. Das Verfahren 
richtet ſich nad) Nr. 21 ff. 

Die der Genehmigung vorausgehende 
Prüfung hat ſich auch darauf zu erjtreden, 
ob die Abänderungsbefchlüffe nad) Maß—⸗ 
gabe de3 Statut gültig gefaßt find. 

36. Ergiebt ſich, * einem Statut 
die Genehmigung hätte verſagt werden 
müſſen, weil dasſelbe gegen Vorſchriften 
des Geſetzes verſtößt oder mit den Be— 


ſtimmungen einer anderen älteren Kaſſe 


im Widerſpruch ſteht, jo hat der Negie- 
rung3-Präjident diejenigen Beltimmungen 
deren Abänderung erforderlich ift, zu be= 
zeichnen und der Kaffe für die Einreichung 
eined Abänderungsbeichlufjes eine Friit 
zu beitimmen. 

Gegen dieſen Beſcheid findet binnen 
2 Wochen nach der Zuſtellung das Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren ſtatt. Die zur 
Entſchadung zuſtändige Inſtanz wird 
durch Königliche Verordnung beſtimmt. 

Geht binnen der in dem endgültigen 
Beſcheide des Regierungs⸗Präſidenten ge⸗ 
ſtellten Friſt der Beſchluß, durch welchen 


das Statut entſprechend abgeändert wird, 
ein, jo beſchließt der Bezirksausſchuß ge⸗ 
mäß Nr. 22.und 23. Anderenfalls hat 
der Rogierungs⸗Präſident die Beichluß- 
fafjung binnen einer weiteren Friſt anzu- 
ordnen und, wenn dieſer Unordnung redht- 
geitig nicht nachgekommen wird, nad) den 
orichriften unter Ziffer 33 zu verfahren. 
. Bei einer nad 8 33 Ubf. 1 bi3 3 
erforderlichen Abänderung hat der Re 
gierungs⸗Präſident unbeſchadet feiner aus 
8 33 Ubi. 4 fich ergebenden Bejugnifje 
für die Einreichung de3 Wbänderungs-. 
beichlujfes eine Friſt zu bejtimmen. Geh: 
innerhalb dieſer Frift ein Beſchluß über 
eine hinreicyenbe Abänderung des GStatuts 
ein, fo ift Die Beſchlußfaſſung des Bezirks⸗ 
ausichuffes gemäß Nr. 34 herbeizuführen. 
Im anderen Falle verfügt der Negierungs- 
Träjident die Ubänderung und Veröffent- 
lihung des Statuts entiprechend ven 
unter Nr. 33 getroffenen Bejtimmungen. 
Dasſelbe gilt, wenn und ſoweit Die 
Teitiegung der den Mapitab für die Un- 
terftügungen unb Beiträge bildenden 
Durchſchnittslöhne der Kafjenmitglieder 
hat abgeändert werben müljen und hier⸗ 
durch eine Abänderung der Beſtimmungen 
der Kafjenjtatuten erforderlich gemor- 
den ift. 


g. Ausfcheidung, Auflöfung, Schließung. 


38. Die Gemeinbebehörde oder in ben 
Fällen des 8 43 die mit Wahrnehmung 
ber Ötiegenheiten der Genmeindebehörde 
betraute Behörde, welche die Auflöſung 
einer Ortskrankenkaſſe beantragt Av 16, 
17), hat nachzuweiſen, daß bie General- 
verfammlung der Kalle der Wuflöjung 
zugeitimmt hat (8 47 bj. 2). Der An— 
trag iſt mit einer gutachtlichen Meußerung 
über die anderweite Verjidjerung ber ver- 
fiherungspflichtigen SKajjenmitglieder, fo- 
wie über die Höhe und die Verwendung 
des Kaſſenvermögens durch Vermittelung 
der Aufjichtsbehörde dem Negierungs- 
Präjidenten einzureichen, weldyer über bie 
Auflöſung die Beſchlußfaſſung des Be— 
zirksausſchuſſes herbeiführt. Der Beſchluß 

3 Bezirksausſchuſſes, durch welchen die 
Auflöſung der Kaſſe abgelehnt wird, kann 
von der Gemeindebehörde oder ber Gene—⸗ 
ralverjammlung im VBerwaltungsitreitver- 
fahren binnen zwei Mochen nad) der Zur 
ftellung angefochten werden. Die Zuſtän— 


Digleit und ber Inſtanzenzug werden 
durch Königliche Verordnung geregelt. 

39. Beantragt die Generalverlamme 
fung einer für mehrere Gewerbszweige 
oder Betriebsarten innerhalb des Bezirks- 
einer Gemeinde (88 16, 17) errichteten 
gemeinjomen Ortstrankenkaſſe deren Auf⸗ 
öſung ($ 48 Abſ. 1), ſo hat der Bor- 
ſtand der Beſchluß der Generalverſamm⸗ 
lung der Aufſſichtsbehörde einzureichen. 
Dieſe erfordert über denſelben, ſowie über 
die anderweite Verſicherung der verſiche 
rungspflichtigen Kaſſenmitglieder, über 
die Höhe und über die Verwendung des 
Kaſſenvermögens die gutachtliche Aeuße⸗ 
rung der Gemeindebehörde und giebt dann 
Die Verhandlungen an ben Regierungs⸗ 
Präfidenten ab, welcher über die Auf— 
löſung die Deichtußfafiung bes Bezirks⸗ 
ausſchuſſes herbeiführt. gen bein Be— 
ſcheid desſelben, ducch weldyen die Auf- 
löjung verjagt wird, fteht dem UUntrag- 
fteller innerhalb 4 Wochen nad) ber Bu- 
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ttelfung bie Beſchwerde an ben Minifter 
ſür Handel und Gewerbe offen. 

Anträge auf Auflöjung einer für meh- 
tere Gemeinden ober für einen weiteren 
Kommunalverband errichteten gemein⸗ 
famen Ortskrankenkaſſe (8 43), meldje 
von einer der beteiligten Gemeinden oder 
von der — /ammlung der Kaſſe 

jtellt werden (8 48 Abſ. 3), find ber 

ufſichtsbehörde einzureichen... Dieſe ver- 
anlaßt die Weußerung der übrigen bei 
der Kaffe beteiligten Gemeinden oder ber 
Vertretung des weiteren Kommunalver⸗ 
bandes, für dejien Bezirk die Kaſſe be- 
fteht, jowie die Aeußerung der General» 
veriammlung ber Kaſſe, jomeit diejelbe 
noch nidjt gehört ift; im übrigen wird 
nad) Abſatz 1 verfahren. 

40. Dem Untrage der Generalver- 
fammlung einer gemeinfanen Orts- 
tranfentajje auf Ausſcheidung eines Ges 
werbszweiges oder einer Betriebsart aus 
des Kaſſe (8 48 Ubf. 2) muß eine lleber- 
fiht über Die Unzahl der auszuſcheidenden 
Berjonen und über die Art und Höhe 
der für die legteren bereit3 erwachſenen 
Unterftügungsanjprüche, fowie der Nach— 
weiß beigefügt fein, daß die Mehrzapl 
der den auszuſcheidenden Gewerbszweigen 
oder Betriebsarten angehörenden Kafjen- 
mitglieder zuſtimmt. Im übrigen findet 
Nr. 39 AUbjag 1 Anwendung, 

Anträge der Generalverfammlung einer 
gemeinjamen Ortskrankenkaſſe für mehrere 
Gemeinden oder einen meiteren Kom⸗ 
munalverband, ſowie Unträge einer an 
foldyer Kaſſe beteiligten Gemeinde auf 
Ausscheidung von Angehörigen einer Ge- 
meinde oder mehrerer Gemeinden aus der 
Kaſſe 6 48 Abſ. 3) find nah Nr. 39 
Abſatz 2 zu behandeln. 

41. Bei Anträgen auf Auflöjung od:r 
Ausſcheidung wird zu erwägen jein, ob 
veränderte Ilmjtände oder die durch die 
Erfahrung gewonnene richtigere Beurtei⸗ 
lung der Verhältniſſe die Auflöſung oder 
Ausſcheidung zweckmäßig erſcheinen laſſen. 

42. Kommtt die Schließung einer Orts⸗ 
frantenlajie in Frage, fo hat der Re 
gierungs⸗Präſident die Aufjichtsbehörde 
anzuweiſen, in einem Borverfahren, in 
welchem die Generalverfammlung der 
Kaſſe zu Hören iſt, den Sachverhalt jeit- 
ujtellen und nad) dem Ergebnis Diejer 

rhandlungen entweder biejelben einzu- 
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f'elfen, oder beim Bezirksausſchuſſe ten 
Untrag auf Schliefung zu jtellen. Der 
Beſchluß des Bezirksausſchuſſes, durch 
welchen die Schließung ber Kaſſe aus⸗ 
geſprochen wird, kann von der General⸗ 
verſammlung der Kaſſe bimmen 2 Wochen 
nach der — im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren angeſochten werden. Die Zu⸗ 
ſtändigleit und der Inſtanzenzug werden 
durch Königliche Verordnung geregelt. 

43. Sobald die Auflöſung, Ausſchei⸗ 
dung oder Schließung endgültig, feſtſteht, 
hat der Regierungs-Präſident den Zeit⸗ 
punkt zu bejtimmen, mit welchem dieſe 
Maßregel eintreten foll, und unter Be- 
achtung der 8$ 4, 47, 48 über die aıı- 
derweite Verwendung des Kaſſenver⸗ 
mögens und über die anderweite Verfiche- 
rung ber verſicherungspflichtigen Perſo⸗ 
nen Verfügung zu treffen. Gegen D.cje 
Verfüging fteht den beteiligten binnen 
4 Wochen nad) der Buitellung die De 
ſchwerde an den Minifter für Handel 
und Gewerbe zu. 

Die Auffichtsbehörde hat fobann bie 
beteiligten Kajfennitglieder und Wrbeit- 
geber auf ortsübliche oder ſonſt geeignet 
erfcheinende Weife davon in Kenntnis 
zu ſeten, wohin bie erfteren von bem 
Iefigeiepten Beitpuntte ab überwieſen 
ind. Die gleiche Benachrichtigung iſt der- 
jenigen Gemeinde oder Ortskrankenlaſſe 
zuzuftellen, welcher die verjicherungspflid;- 
tigen Mitglieder der aufgelöjten oder ger 
fchlofjenen Kaſſe oder die ausgeichiedenen 
Kaſſenmitglieder überwiefen worden find. 

Sofern infolge der Ausſcheidung von 
Gemeinden, Gemerbözweigen oder Be 
triebarten aus einer gemeinfamen Ortd- 
krankenkaſſe oder infolge der Zuweiſung 
Verſicherter an eine andre Ortskranlen⸗ 
kaſſe eine Statutenänderung ‚gemäß 823 
Abi. 2 Ziffer 1 erforderlich wird, Jo 
hat bie Aufjichtsbehörde den Vorſtande 
die Einreihung des die Gtatuten ab- 
ändernden Beichlufjes binnen einer näher 
zu beſtimmenden Friſt aufzugeben. Das 
weitere Verfahren richtet ſich nach Nr.33. 

Die AUbmwidelung der Vermögenstegue 
fierung erfolgt durch den Borjtand ber 
aufgelöften, geichlojienen oder verkici- 
nerten Kaffe unter Kontrolle der Auf—⸗ 
fichtsbehörde oder, falls ber Vorſtand die 
Erfüllung diejer Verpflichtung verweigert 
oder verzögert, durch die Aufſichtsbehörde 
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, VI. Betrieds- (Habrik-) Sranßenkaffen. 
8. Errichtung und Beauffichtigung. 


44. Wird für den Betrieb eine Un- 
'ternehmers, welcher fünfzig oder mehr 
der Verſicherungspflicht untermorjene 
Perſonen beichäftigt, von der Gemeinde, 
in deren Bezirk die Beichäftigung ftatt- 
findet, oder von ber Ortskrankenkaſſe, 
welcher die bejchäftigten Perjonen ange- 
hören, die Erridhtung einer Betriebs⸗ 
(Fabrik⸗) Kraulenkaſſe beantragt, jo hat 
ber Regierung3-Präfident eine Erörterung 
des Sachverhalts herbei führen ‚und 
anzuordnen, ın weldyer Weije bei der- 
felben den Beteiligten oder deren Ver⸗ 
tretern zur Weußerung Gelegenheit zu 
geben ift. Erftredt fi) der Betrieb des 
Unternehmers über den Bezirk mehrerer 
Gemeinden, jg find dieſe fämtlid) zu be- 
teiligen. Die Aeußerung der Gemeinden 
hat ſich auc darauf zu erftreden, wie 
hoch die Beiträge zu bemeijen find, welche 
dem Unternehmer im alle des 8 62 
_ aufzuerlegen jein würden. 

Nach Abſchluß der Verhandlungen ent- 
icheibet der Negierungs-PBräjident nad) 
pflihtmäßigem Ermeffer unter Abwägung 
der Intereſſen fämtlicher Beteiligter über 
die Errichtung der Betriebs⸗ (Fabrik⸗) 
ſerankentaſſe. Wird der Antrag abge- 
lehnt, jo find die Untragiteller, ſowie 
Die beteiligten Gemeinden hiervon in 
Kenntnis zu jegen. Der Beſcheid, durd) 
welchen die Errichtung der Kaſſe an⸗ 
geordnet wird, ift dem Unternehmer unter 
Hinmweifung auf die Borjchriften Des 
ge gegen Zuſtellungsurkunde mit der 

ufforderung mitzuteilen, binnen einer 
angemejjenen, nad) den Umftänden feſt⸗ 
zuiegenden Friſt zur Vermeidung der ge- 
jeglichen Nachteile ein den Beltimmungen 
des Geſetzes entjprechendes Kaffenjtatut 
zur Genehmigung einzureichen. Ten be- 
teiligten Gemeinden und Ortskranken⸗ 
fajien ift von dieſem Beſcheide Kenntnis 
su geben. 

Der Negierungd-Präfident beftimmt, 
ohne Anträge gebunden zu jein, darüber, 
ob für Wrtriebe mit bejonderer Krank—⸗ 
heitögejahr eine Betriebs⸗ (Subrit) Kran 
fenfalje zu errichten ift. Wird Die Er- 
richtung derjelben angeordnet, jo iſt nad) 
dem vorigen Abſatz zu verfahren. 

Auf den Antrag des Unternehmers, 


welcher weniger al3 fünfzig verficherungs- 
pflichtige Perſonen beichäftigt, iſt die Er- 
rihtung einer Betriebs⸗ (Fabril⸗) Kran⸗ 
lenkaſſe in der Regel zu geſtatten, ſobald 
die Vorausſetzung bes 8 61 Abſ. 2 dar⸗ 
getan it und von der Errichtung der 
ajje Nachteile nicht zu bejorgen jind. 

45. Wird von dem Unternehmer, wel⸗ 
dem die Erridtung einer Betrieb3- 
(Fabrif-) Sranfentafle aufgegeben ift, 
binnen der ihm geſetzten it ein be 
ftimmungsmäßig aufgeitelltes Kafjenftatut 
nicht vorgelegt, jo febt ber Regierungs⸗ 
Präfident unter Berüdjichtigung der hier- 
über abgegebenen Erklärungen der Ge- 
meinbebehörde feſt, welche Beiträge von 
dem Unternehmer nad; Mafigabe des 
ö 62 zu berjenigen Ortskranlenkaſſe, der 

ie in jeinem Betriebe beſchäftigten ver- 
ſicherungspflichtigen Perfonen angehören, 
oder bezüglid) jolcher Perſonen, die einer 
Ortskrankenkaſſe nicht angehören, zur Ge⸗ 
meindelranfenverficherung derjenigen Ge» 
meinde, in deren Bezirk ſie beichäfti 
find, geleiitet werden müſſen. Dieſe Felt- 
jegung wird dem Unternehmer und ber 
Auffichtsbehörde, ſowie — durh Eins 
ziehung der Beiträge — ben beteiligten 
Gemeinden und Ortskrankenkaſſen mit- 
geteilt. 

46. Ein Unternehmer, weldyer eine 
Betriebs⸗ (Fabril⸗) Kranlenkaſſe errich⸗ 
tet, hat über den Entwurf eines Kaſſen⸗ 
ftatut3 die Beteiligten oder die Vertreter 
berjelben zu hören. Eind hierzu Belannt- 
machungen erforderlic), fo genügt ein An⸗ 
ihlag an einer von den Ürbeitern — 
betretenen Stelle. Im übrigen finden 
die Beſtimmungen unter Nr. 20-80 und 
35—37 mit der Maßgabe Anwendung, 
daß die Unterlagen von dem Unternehmer 
oder feinem Beauftragten durch Vermitte⸗ 
lung derjenigen Behörde einzureichen Jind, 
welcher für den all der Errichtung bie 
Auffiht über die Betriebs⸗ (Fabrik⸗) 
Krankenkaſſe zuftehen mürbe, daß bie 
Ueberſicht über bie Verſicherungspflich- 
tigen auf biejenigen Perjonen zu be 
ſchränken ift, welche in dem Betriebe be- 
I\dhäftigt werden, und daß an dem Ge 
nehmigungsverfahren nicht die Gemeinde, 
fondern der Unternehmer zu beteiligen ift. 
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47. Bei Vereinigung mehrerer Be— 
trieb (Habril-) Krankenkaſſen für Be- 
triebe desjelben Unternehmers zu einer 
Kalle ($ 67c) finden die Vorſchriften 
unter 46 mit der Maßgabe Anivendung, 
daß an Stelle ber in den Betrieben be- 
Ichäftigten Berfonen die Generalverfamm- 
[ungen der zu vereinigenden Kaſſen zu 
hören und bei Einreichung des Gtahuts 
bie Beichlüjje der Generalverfammlungen 
der beteiligten Kafjen, in welchen der Ver⸗ 
einigung zugeftimmt wird, vorzulegen find. 

45. Ob bei zeitiveiliger Einjtellung 


oder erheblidyer Einſchränkung des Be 
triebes oder der Betriebe von der Be—⸗ 
fugnis des 8 67 Gebrauch zu machen 
ift, Hat die Aufiichtsbehörde unter Be 
rüdfichtigung der mutmaßlichen “Bauer 
dieſes — des Intereſſes der 
Kaſſenmitglieder, der von dem Witte 
nehmer gewährten Garantie und ber jon- 
itigen obmaltenden Berhältnijje jorgfältig 
zu prüfen. Uebernimmt diejelbe die Ber- 
waltung der Kaſſe, jo ift Hiervon 
dem Regierungs-Präjidenten Anzeige zu 
machen. 


b. Ausſcheidung, Auflöſung, Schließung. 


49. Der Antrag eined Unternehmers 
auf Ausſcheidung eines Betriebes aus 
einer gemeinfamen Betriebd- (Fabrik⸗) 
Krantentajje (8 67a) ift an die Auffichts- 
behörde zu ridyten. Dem Untrage ift eine 
Ueberſicht über die derzeitige Gejamtzahl 
der in dem ausſcheidenden Betriebe be» 
Ichäftigten verjicherungspflichtigen Perfo- 
nen — und zwar nad) Gemeindebezirken 
georbnet —, menn der auszuſcheidende 

trieb jich über mehrere Gemeinden er- 
jtredt, beizufügen. 

Sofern für den auszufcheidenden Be- 
trieb nach den Grundjägen der 88 60 if. 
die Errichtung einer befonderen Werriedw- 
(Fabrik) Krantenlafje oder bie Ueber- 
weifing an eine für‘ Betriebe desſelben 
BetriebSunternehmerd bereit3 beitehenbe 
andere Betrieb3«- (Fabrik⸗) Krankenkaſſe in 
Trage kommt, hat die Aufſichtsbehörde 
Den Unternehmer des auszuſcheidenden 
Betriebes zu einer Erklärung zu veran⸗ 
laſſen. Iſt letztere erforderlich oder wird 
ſie binnen der beſtimmten Friſt nicht 
abgegeben, ſo hat die Aufſichtsbehörde 
die Borjtände der Gemeinden und ber 
Drtölrankenlaffen, welchen die ausſchei⸗ 

den Perſonen überwiefen werben lkön⸗ 
nen, zu einer Aeußerung innerhalb einer 
näher zu beſtimmenden Friſt aufzufordern. 
Rad) Ablauf derjelben find die Verhand- 
[ungen mit einer gutadjtlihen Aeußerung 
fiber den Zeitpunkt der Ausſcheidung und 
die Meiterverficherung der auszujcheiden- 
ben Perjonen an den Regierungs-PBräji- 
denten abzugeben. Diejer beichließt über 
den Zeitpunkt des Ausſcheidens, ſowie 
über die Weiterverſicherung und veran- 
laßt die WUbänderung des Statut ber 
bisher gemeinjamen Kajje, ſowie nach Lage 


der Berhältnifje die Einreichung eines 
Gtatuts der für den ausgeſchiedenen Be- 
trieb zu errichtenden neuen Betrieb3- 
(Fabrik⸗) Krankenkaſſe (Nr. 44 ff.) ober 
Die Abänderung der Statuten derjen.gen 
Ortötrantenfajlen, welchen die betreifenden 
Terjonen fortan angehören follen (Nr. 
33 ff). Die Ausfcheidung darf nicht ver- 
weigert werden. 

Die Aufſichtsbehörde Hat unmittelbar 
nad) Eintritt des Zeitpunktes der Aus 
ſcheidung: 

a. eine Nachweiſung über die Gejamt- 
zahl der am Tage de3 Ausſcheidens 
rochandenen Mitglieder der bisher ge» 
meinjamen Betrieb3- (Fabrik⸗) Kran⸗ 
tenlafje und über die Zahl der au% 

ſcheidenden Kaſſenmitglieder, 

b. eine Ueberſicht über die Höhe des 
Kaſſenvermögens und der (twa vor» 
handenen Schulden der Kaſſe am 

Taage des Ausjcheideng, 

c. eine Ueberſicht über die Art und 
Höhe der bi3 zum Tage des Aus—⸗ 
ſcheidens bereit3 entjtandenen Unter» 
ſtützungsanſprüche — joweit die Un- 
terſtützungsanſprüche noch nicht feit- 
gejiellt find, ijt ein angemejjener Be- 
trag für Ddieje anzugeben — 

mit einer gutachtlichen Weußerung über 
die Teilung de3 Vermögens dem Regie 
rungs⸗Präſidenten einzureichen. Dieſer 
entſcheidet über die Teilung und Erſtattung 
eines etwaigen Fehlbetrages (8 67a Ab⸗ 
fag 2 Biffer 2). Gegen den Beſcheid 
fteht den beteiligten Unternehmern, dem 
Borflande der bisher gemeinjamen Be— 
triebs⸗ (Fabril-) Krankenkaſſe und ber- 
jenigen Kaſſe oder Gemeinde⸗Krankenver⸗ 
jicherung, welcher die ausjcheidenden Mit- 
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glieder zugewieſen find, binnen 2 Wochen 
nad) der ABuftellung die Beſchwerde an 
ben Minifter für Handel und Gewerbe zu. 

Für die „uoführung der endgültig feſt⸗ 
eitellten Teilung hat Die Aufſichtsbehörde 

r biöher gemeinjamen Kaſſe auf An- 
rufen eines Beteiligten die erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen. 

50. Ein Unternehmer, welcher die Auf- 


löſung der für feine Betriebe errichteten 


Betriebs⸗ (Fabrik⸗) Krankenkaſſe herbei- 
führen will, hat der Aufſichtsbehörde die 
Sultimmung ber Generalverfammlung der 
aſſe nachzuweiſen und eine Ueberſicht 
über die Zahl der Kaſſenmitglieder, welche 
für den Fall, daß der Betrieb ſich über 
die Bezirte mehrerer Gemeinden erſtreckt, 
nad) dieſen aufzuftellen it, ſowie eine 
Ueberficht über die noch nicht erledigten 
Unterftügungsanjprüdge und die vorhan«- 
denen Deckungsmittel einzureichen. 

Die Aufjichtsbehörde fordert die Vor⸗ 
jtände derjenigen Gemeinden und Orts» 
Tranfenfaften, melde im Fall der Auf- 
löſung die bisherigen Mitglieder der Be- 
triebs⸗⸗ (Fabrik⸗) Krankenkaſſe zuzuweiſen 
ſein würden, zu einer Aeußerung über 
den Antrag auf und reicht nach Ablauf 
der für dieſelbe geſtellten Friſt die Ver—⸗ 
handlungen mit einer gutachtlichen Aeuße⸗ 
rung, in welcher ſie er über den Zeit⸗ 
punkt der Auflöjung, über die Weiter- 
verficherung der verjidherungspflichtigen 
Perſonen und über die Verwendung de3 
Staffenvermögend auszufprechen hat, an 
den Negierungsd-Präfidenten ein. 

Kommt die Schließung einer Betriebg- 
(Fabrik⸗) Krankenkaſſe in Trage, jo Hat 
die Aufjichtäbehörde unter Ylnhörung des 
Unternehmer3 jowie der Generalverſamm⸗ 
lung der Kaſſe den Sachverhalt feſtzu⸗ 
jtellen. Soll die Schließung wegen ord- 
nungäwidriger Kaffen- und Yechmings- 
führung erfolgen, jo ift gleichzeitig Die 
Höhe desjenigen Betraged zu erörtern, 
welcher nad) Maßgabe der 88 62, 68 
Abſ. 2 von dem Unternehmer geleijtet 
werben foll. 

5l. Der Negierungs - Rräfident be- 
fchließt über die Auflöjung oder Schlie— 
Bung der Kaſſe. Der Beſcheid, welcher 
die Auflöſung oder Schließung ausſpricht, 
muß enthalten: 

a. die Beſtimmung des Tages, mit wel— 

chem die Maßregel in Kraft tritt, 

b, die Beitimmung, daß an dieſem Tage 


* Statutenänderung 


ur Dedung der bereit3 entjtandenen 
nterftügungsanfprüdje ein bon ber 
Aufjichtsbehörde jeitzufepender Betrag 
aus dem nad) Abzug der Schulden 
verbleibenden Kaſſenvermögen, und 
fomweit dasſelbe nicht ausreicht, von 
dem Unternehmer aus eigenen Mit- 
teln an die Wufjichtsbehürde oder 
nach deren Anweiſung abzuliefern fei, 

c. Beitimmungen über den Reſt des 
Kafienvermögend und die Weiterver⸗ 
jiherung der verfidderungspflichtigen 
Rafjenmitglieder, 

d. die Bejtimmung über die Höhe der 
nach 8 68 Abf. 2 zu leiftenden Bei- 
träge, falls ſolche auferlegt werden 
follen. 

Der Beicheid ijt dem Unternehmer, ſo⸗ 
wie der Kaſſe in Auzfertigung zuguftellen 
und der Aufiichtsbehörde abjchriitlich mit» 

uteilen. Binnen zwei Wochen ift Die 

ſchwerde an den Minijter für Handel 
und Gewerbe zuläffig. 

52. Sobald die Auflöfung oder Schlie- 
Bung enbgültig feitfteht, hat die Aufjichts- 
behörde die beteiligten Kaſſenmitglieder 
und Ürbeitgeber auf ortsüblide Weile 
Davon in Keuntnis zu jegen, wohin bie 
erfteren von dem seftgefegten Beitpunfte 
ab überwiejen find. Gleichzeitig find die 
Ortskrankenkaſſen oder die Gemeinden, 
welchen die Weiterverjicjerung der ver- 
jicherungapflichtigen Perjonen zufällt, von 
dem Tage, an meldyem dieſer Wechſel 
eintritt und eventuell von der auf Grund 
des 8 68 Abſ. 2 getroffenen Unordnung 
über Beiträge des Unternehmers in Kennt⸗ 
nis zu fegen. Sofern die Zuweiſung an 
eine Ortskrankenkaſſe erfolgt und eine 

gemäß 8 23 Ubi. 
Biffer 1 erforderlich wird, iſt nad) Nr. 43 
Abſ. 3 zu verfahren. Den Betrag der- 
jenigen Summe, welde am Tage ber 
euflöfung oder Schließung abzuliefern ift, 
hat die Aufſichtsbehörde nad) Anhörung 
de3 Unternehmers und bes Kaſſenvor⸗ 
ftandes rechtzeitig feftzufeßen. Für Die 
zur Zeit der Auflöjung oder Schließung 
etwa ſchon entjtandenen, aber nod) nicht 
feftgeftellten Unterftüßungsanfprüde ifi 
dert ihrer Höhe nad) belannten Anfprlicher 
ein angemeſſener Betrag Hinzuzufegen. 
Soweit Der Betrag am Bahlungstage nicht 
eingeht, ift er ungejäumt nad) 88 55, 65 
von dem Unternchmer beizutreiben. 

Die Aufjichtsbehörde bewirkt demnächſt 
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die Befriedigung der Unterftügungsbered)- 
tigten. Ueber die Hierbei etwa erübrigten 
Beträge wird, fomeit fie nicht in Er 
mangelung ausreichenden Kaſſenvermögens 
von dem Unternehmer hergegeben worden 
ſind, nach Maßgabe der in dem Beſcheid 
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(Nr. 51) über die Verwendung bes Kaſſen⸗ 
bermögens getroffenen Beltimmung ver- 
fügt; der Reſt wird dem Unternehmer zu- 
rüderftattet; Ausfälle werden von ihm 
beigetriebert. 1 





VII. Buu- und Sunungs-Straußenkaffen. 


53. Die Borjtände ber Gemeinden ſo⸗ 
wie die Gutsherren in jelbjtändigen Guts- 
bezirten und die Gemarkungsberechtigten 
in felbitänd.gen Gemarkungen haben von 
vorübergehenden Baubetrieben, welche in 
ihrem Bezirk unternommen werben unb 
welche vorausſichtlich fünfzig oder mehr 
verfiherungspflichtige ‘Perjonen dauernd 
beihäftigen werden, dem Regierungs⸗ 
Präjidenten Unzeige zu mad)en. 

Darüber, ob bei derartigen Baubetrieben 
Die Errichtung einer Bau-Franlenfajfe an⸗ 
guoronen und etmaigen Anträgen ber 

auherrn wegen Uebertragung ihrer Ver- 
pflidytungen auf Bauunternehmer zu ent- 
ipredyen it, Hat der Negierungs-Präfi- 


dent nad) pflichtmäßigem Ermeſſen zu 
befinden. Die Berfügung, durch meldje 
die Errichtung der Kaſſe angeordnet wird, 
muß für die Einreichung eines dem Ge⸗ 
fete entiprechenden Kaſſenſtatuts eine Frift 
beitimmen. Im übrigen finden unter Be- 
rüdfihtigung des 8 72 Abſ. 3 die Be 
ftimmungen der Nr. 44 ff. Anwendung. 

Die bisherigen Beltimmungen über d.e 
Errichtung, Auflöfung und Beaufſichtigung 
von Innungs-Krankenkaſſen, fowie tiber 
Die Genehmigung ihrer Statuten bleiben 
unberührt. Mit dieſer Maßgabe finden im 
übrigen die für die Ortskraukenkaſſen ge- 
ebenen Beitimmungen (Nr. 15 ff.) ent- 
Iprechende Anwendung. 


VIII. Kaſſenverbaͤnde. 


5. Wollen jih Gemeinde⸗Krankenver⸗ 
jiherungen, Orts⸗, Betriebs- (Fabrik⸗), 
Bau» und Innungs-Krankenkaſſen nad) 
Maßgabe des 8 46 zu einem Kaſſenver⸗ 
bande vereinigen, jo jind die bezüglichen 
übereinitimmenden Beſchlüſſe der betei- 
ligten Kommunalverbände oder Generaf- 
verfammlungen nebit den die Prüfung er- 
möglichenden Unterlagen und einen 
Statuten-Entwurf durch Bernittelung der 
Auffichtäbehörde dem NRegierungs-PBräji- 
denten zur Genehmigung vorzulegen. Die 


Genehmigung kann nad) Ermeſſen verjagt 
werden. 

Die Auffichtsbehörbe über den SKafjen- 
verband beitellt der Regierungs-Präſident. 
Die Aufſicht Hat fich darauf zu beſchraͤnken, 
ba die Beitimmungen des Berbands- 
ftatııt3 befolgt und die Beiträge ridjtig 
verteilt und eingezogen werben. 

Die Auſlöſung des Kaſſenverbandes ift 
von der Aufjichtäbehörde dem Negierungs- 
Präjidenten anzuzeigen. 





IX. Gemeinfame Meldeſtelle. 


55. Die Errichtung einer gemeinfamen 
Meldeſtelle (8 49 Abi. 5) ift in denjenigen 
Gemeinden, für mweldje die Anordnung in 
Kraft tritt, auf ortsüblide Weile be- 
kannt zu maden und durch dazjenige 
Organ, welches für die amtlichen Be- 
kanntmachungen ber die Meldejtelle er- 
richtenden Behörde bient, zu veröfient- 
lien. 

56. Der gemeinjamen Meideitelle ift 
ein Verzeichnis der in ihrem Bezirk be- 
jtehenben Ortstrantenfaffen und derjenigen 
Gemeinden, für welche Gemeinde⸗Kran⸗ 


tenverficherungen beitehen, 


zuzuftellen. 
Die gemeinjame Meldejtelle prüft, ob da3- 
jenige Mitglied, deſſen Austritt aus der 
Beichäftigung ($ 49) oder aus einer Hülfg- 
fafie ohne Beitrittszivang ($ 49a) an«- 
gemeldet wird, nad) den Vorfchriften des 
Geſetzes und der für ihren Bezirk gemäß 
8 2 ergangenen ftatutarifchen Beſtim— 
mungen verjicherungöpflichtig iſt. Gojern 
dieſes nicht der Fall tft, wird auf Die 
Anzeige nicht3 weiter veranlaßt. Iſt das 
ausgetietene Mitglied aber verjicherungse 
pflidhtig, jo giebt die gemeinfame Merde— 
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ftelle ungefäumt berjenigen Ort, Be 
trieb>- (Fabrik⸗) Bau- oder Innung& 
Kranlenkaſſe, mweldyer der Ausgeſchiedene 
als Mitglied anzugehören, oder derjenigen 
Gemeinde, zu deren Gemeinde-franfen- 
berjicherung Derjelbe beizutragen Haben 
würbe, bon ber Anzeige Kenntnid. Die 
betrefjenbe Kaſſe oder die Gemeinde kon⸗ 
trolliert auf Grund diefer Unzeige bie 
weitere Verſicherung. Erfolgt die An— 
zeige von dem Uebertreten eines Mit- 
gliedes einer Hülfskaſſe ohne Beitritts⸗ 
zwang (8 4 in eine niedrigere Mit- 
gliederflajfe, jo hat die Meideitelle zu 
prüfen, ob das Mitglied verjicherungs- 
pflicdhtig ift und ob, wenn dies der Yall 
ift, die dem Mitgliede in dieſer Klafie 
äuftehenben Unterftügungzfäge den auf 
Grund Der 86 und 7 von der Ge— 
meinde, in welcher derſelbe beſchäftigt ift, 
zu gewährenden Leiſtungen gleichkommen. 
Trifft letzteres nicht zu, fo ift der Orts— 
frantenfajje oder Gemeinde-Krankenver—⸗ 
fiherung von der Anzeige Kenntnis zu 
geben, um wegen der Verſicherung das 
Weitere zu veranlaffen. Andernfall3 hat 
es bei der Anzeige jein Bewenden. 
Gehen die Anzeigen bei der Auffichts- 


X. Sülfskaffen ohne 


59. Anträge von Hülfskaſſen, welche 
ihren Sitz innerhalb des Preußiſchen 
Staatsgebietes haben, auf Erteilung der 
im $ 75.c bezeichneten Bejcheinigung find 
nebjt zıvei Eremplaren der Kajjenjtatuten 
an bie Mufjichtsbehörde zu richten. und 
bon biejer nach vorgängiger Prüfung mit 
einner qutachtlichen Meugerung dem Mir 
niſter jür Handel und Gewerbe einzu- 
reichen. Die Prüfung Hat fich in3bejon- 
bere barauf zu erftreden, ob für ver- 
fidjerungspflichtige Mitglieder in allen 
Mitgliederklajjen 
1. die Krankenunterſtützung mindejtens 
bis zum Ablauf der dreizehnten Woche 
nach Beginn der Krankheit, im Falle 
ber Ermwerbsunfähigfeit mit der nach 
8 6 Ubf. 2 jich ergebenden Maß- 
gabe mindejtens bis zum Ablauf der 
breizehnten Woche nad) Beginn des 
Kranlengeldbezuges gewährt wird, 

2, eine Karenzzeit für neu eintretende 
Mitglieder nicht vorgejehen ift, 

4. neben dem Krankengeld, vorbehalt- 


behörde ein, fo giebt dieje die Anzeigen, 
fall3 eine gemeinjame Meldeſtelle er- 
richtet tft, an letztere ab. Andernfalls 
verfährt die Aufſichtsbehörde ebenfo, wie 
für Die gemeinſame Meldeſtelle vorge: 
ichrieben worden ift. 

57.- Wenn eine gemeinfame Melbe- 
jtelle mit der in einem Safjenverbande 
eingerichteten gemeinfamen Nechnungs- 
und Kaffenführung vereinigt wird, jo jind 
von den bei der gemeinjamen Meldeitelle 
eingehenden Unzeigen nur Diejenigen 
weiterzugeben, bei denen die Gemeinde 
Franfenverficherung oder ſolche Orts», 
Betriebs⸗ (Fabrik⸗) Bau⸗ und Innungs⸗ 
Krankenkaſſen beteiligt ſind, welche dem 
Kaſſenverbande nicht angehören. 
übrigen fällt bie Kontrolle der Weiter⸗ 
verficjerung der gemeinfamen Melde— 
ftelle zu. 

58. Die im 8 81 wegen unterlaffener 
An⸗ und Abmeldung angedrohten Strafen 
föünnen gemäß $ 1 des Geſetzes vom 
23. April 1883 (Gejeß-Samml. ©. 65) 
duch) die Ortspolizeibehörde feſtgeſetzt 
werden. Die Stafgelder find nad) Bor- 
ichrift des 8 820 abzuführen. 





eitrittszwang ($ 75). 


ih der Beltimmungen des 8 75 
Abſ. 3, die im 8 6 Abſ. 1 Biffer 1 
ausgeführten Xeiltungen gemährt 
werden. 

Falls die Kaſſe ſich das Recht vorbe- 
hält, ſtatt ſonſtiger Unterſtützungen freie 
Kur und Verpflegung in einem Kranken⸗ 
haufe zu gewähren, jo ift auch zu prüfen, 
ob dabei die Vorſchriften des 8 7 be 
achtet werden. 

Die Erteilung ber Beldjeinigung ift 
im NRegifter ber eingejchriebenen Hülfe- 
fajfen (Spalte 5) zu vermerken. 

Für die Entfcheidung der Trage, ob 
ein Mitglied einer Hülfslaffe von der 
Verpflichtung der Gemeinde-Sranlender- 
jicherung oder einer organifjerten Kaſſe 
beizutreten befreit. ift, ift Die Beſchei⸗ 
nigung, foweit ihr Inhalt reicht, unbe 
dingt maßgebend. Tagegen verbleibt den 


‚, Verwaltungen der Gemeinde-Stranfenver- 


jidjerung, den Borftänden der einzelnen 
Kaſſen fowie den zur Enticheidung von 
Gtreitigfeiten berujenen Behörden Die 


Preußiſche Anweifung zur Ausführung des Krankenverſicherungsgeſetzes. 


Pfliht zur Prüfung, ob das Kranken⸗ 
geld die Hälfte des ortsüblichen Lohnes 
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gewöhnlicher Tagearbeiter am Beichäfe 
tigungsorte des Mitgliedes erreicht. 


XI. Entſcheidung von Streitigkeiten. 


60. Den auf Grund bes $ 58 Ab⸗ 
jag 1 zu erteilenden Beſcheiden ijt die 
Belehrung über das zuläfjige Rechtsmittel 
am voruike hinzuzufügen. 

Sit bei Entideidung von Streitigleiten 
(8 58) die Aufſichtsbehörde ala Ver- 
treterin einer artei beteiligt, jo darf, | 


— — — — — 


wenn die Aufſichtsbehörde ein Kollegium 
bildet, der nach Nr. 4 ernannte Kom⸗ 
miſſar bei der Entſcheidung nicht mit⸗ 
wirken. Andernfalls beſtimmt die Kom— 
munalaufjicjtsbehörbe, welcher anderen 
Behörde die Entſcheidung der Gtreitig- 
f:it obliegen jolf. 


9 —- — —— 





C. 


Invalidifäts- und Altersverſicherungsgeſetz. 


Bom 22. Juni 1889. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutfcher Raifer, 


König von Preußen zc. 


berordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuftimmung 
des Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 


I. Anfang und Gegenfland der Verficherung. 
Berfiherungspflidt. | 


1. Nach Maßgabe der Beitimmungen 


dieſes Geſetzes werben bom vollendeten 
ſechszehnten Lebensjahre ab verjichert: 


1. 


Merfonen, welche ald Arbeiter, Ge⸗ 
hülfen, Gejellen, Lehrlinge oder 
Dienftboten gegen Lohn oder Gehalt 
beſchäftigt werden; 


. Betriebsbeamte ſowie Dandlungsge- 


hülfen und Lehrlinge (ausſchließlich 
der in Apotheken bejchäftigten Ge- 
hülfen und Lehrlinge), welche Lohn 
oder Gehalt beziehen, deren regel— 
mäßiger Sahresarbeitsverdienft an 
Lohn oder Gehalt aber zweitauſend 
Mark nicht überjteigt, ſowie 


. die gegen Lohn oder Gehalt beſchäf⸗ 


tigten Perſonen ver Schiffsbeſatzung 
deuticher Seefahrzeuge (8 2 des Ge— 
ſetzes vom 13. „juli 1887, Reichs⸗ 
Geſetzbl. ©. 329) und von Yahır- 
eugen der Binnenjchiffahrt. Die 
Führung der Neichstlagge auf Grund 
der gemäß Artikel II S 7 Abſatz 1 
des Geſetzes vom 15. März 1888 


mädtigung macht dad Schiff nicht 
u einem deutſchen Seefahrzeuge im 
inne Diejed Gejepes. 





8 2, Durch Beichluß des Bundesrats 
fann die Vorſchrift des 8 1 für be 
ſtimmte Berufäzweige auch 

1. auf Betriebsunternehmer, welche nicht 

regelmäßig wenigſtens einen Lohnar⸗ 
beiter beſchäftigen, ſowie 

2. ohne Rückſicht auf die Zahl der von 

ihnen beſchäftigten Lohnarbeiter auf 
ſolche ſelbſtändige Gewerbetreibende, 
welche in eigenen Betriebsſtätten im 
Auftrage und für Rechnung anderer 
Gewerbetreibenden mit der Herſtel⸗ 
lung oder Bearbeitung gewerb— 
licher Erzeugniſſe beſchäftigt werden 
(Hausgewerbetreibende), 
erſtreckk werden, und zwar auf letztere 
auch dann, wenn ſie die Roh- und Hulfs— 
ſtoffe felbſt beſchaffen, und auch für Die 
Zeit, während welcher ſie vorübergehend 


Reichs-Geſetzbl. ©. 71) erteilten Er⸗ für eigene Rechnung arbeiten. 


1m 
r * * 
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Durch Beſchluß des Bundesrat kann 
er beſtimmt werden, daß und in—⸗ 
wieweit Gewerbetreibende, in deren Auf- 
trag und für deren Rechnung von Haus— 
gewerbetreibenden (Abf. 1) gearbeitet wird, 
gehalten jein jollen, rüdjichtlich der Haus- 
emerbetreibenden und ihrer Gehülfen, Ge- 
fellen und Lehrlinge die in biefem Ge- 
lege den Arbeitgebern auferlegten Ber- 
pflichtungen zu erfüllen. 


83. As Lohn oder Gehalt gelten aud) 
Tantiemen und Naturalbezüge. Für die- 
jelben wird der Durchſchnittswert in An⸗ 
fat gebracht; diefer Wert wird von der 
unteren Bermaltungsbehörde feitgelebt. 

Eine Beſchäftigung, für melde ala Ent- 
gelt nur freier Unterhalt gewährt wird, 
gilt im Sinne dieje3 Gejege3 nicht als eine 
die Verſicherungspflicht begründete Be— 
Ihäftigung. | 

Durch Beichluß des Bundesrats wirbd 
beitimmt, inwieweit vorübergehende 
Dienftteiftungen als Beſchäftigung im 
ee dieſes Geſetzes nicht anzujehen 
ind. 


8 4. Beamte des Reih3 und der 
Bundesjtaaten, die mit Penjionsberedti- 
gung angejtellten Beamten von Some 
mumnalverbänden, jorwie Perſonen des Col» 
datenjtandes, welche dienſtlich al3 Ar⸗ 
beiter beſchäftigt werden, unterliegen der 
Verſicherungspflicht nicht. 

Die Verſicherungspflicht tritt für die— 
jenigen Perſonen nicht ein, welche in 
Folge ihres körperlichen oder geiſtigen 
Zuſtandes dauernd nicht mehr imſtande 
ſind, durch eine ihren Kräften und Fähig— 
keiten entſprechende Lolmarbeit mindeſtens 
ein Drittel des für ihren Beſchäftigungs— 
ort nach 8 8 des Krankenverſicherungs⸗ 
geießes vom 15. Juli 1883 (Reic)3-Gejegbl. 
©. 13) feitgefegten Tagelohne3 gewöhn- 
licher Tagearbeiter zu verdienen. Dasſelbe 

ilt von denjenigen ‘perjonen, melde auf 
Grund dieſes Geſetzes eine Invalidenrente 
beziehen. 

Solche Perſonen, welche vom Reich, von 
einem Bundesſtaate oder einem Kom⸗— 
munalverbande Penſionen oder Warte» 

elder wenigſtens im Mindeſtbetrage der 
——— beziehen, oder welchen auf 
Grund der reichsgeſetzlichen Beſtimmungen 
über Unſallverſicherung der Bezug einer 
jährlichen Rente von mindeſtens demfelben 


Nechtsbuch. TI. 








Betrage zufteht, find auf ihren Untrag 
von der Nerjicherungspflicht zu befreien. 
Ueber den Antrag entjcheidet die untere 
Bermaltungsbehörde des Beichäftigungs- 
ortes. Gegen den Beſcheid derfelben ift 
die Beſchwerde an die zunädjft vorgejegte 
Behörde zuläjfig, welche endgültig ent- 
ſcheidet. 





Beſondere Kaſſeneinrichtungen. 


8 5. Andere als die unter 8 4 er 
mwähnten Perſonen, welche in Betrieben 
des Reichs, eines Bundesſtaaates, oder 
eines Kommunalverbandes beſchäftigt 
werden, genügen der geſetzlichen Ver—⸗ 
jiherungspfliht durch Beteiligung an 
einer jür den betrefienden Betrieb be- 
jtehenden oder zu errichtenden bejonderen 
ftajjeneinrichtung, durch welche ihnen eine 
den reicd)ägejeplid) vorgejehenen Leiſtungen 
gleichwertige Fürſorge gelichert ift, ſo— 
jern bei Der betreffenden lajjeneinrid)- 
tung folgende VBorausiegungen zutreifen: 

1. Die Beiträge der Lerlicherten dürfen, 
ſoweit fie für die Invalidität3- und 
Altersverſicherung in Höhe des reid)e- 
geieplihen Anſpruchs entrichtet 
werden, die Hälfte des für den lep- 
teren nach $ 20 zu erhebeuden Ber 
trag3 nicht überjteigen. Dieſe Be— 
ftimmung findet feine Anwendung, 
fofern in der betreffenden Kaſſen— 
einrichtung die Beiträge nad) einem 
von der Berechnungsweiſe des $ 20 
abweichenden Berjahren aufgebracht 
und infolgedejjien höhere Weiträge 
erforderlid; werden, um die der 
Kaſſeneinrichtung aus Invaliden- und 
Altersrenten in Höhe de3 reichsge— 
jeglichen Anſpruchs obliegenden 
Leiltungen zu deden. Sofern hiernach 
höhere Beiträge zu erheben find, 
dürfen die Beiträge der Verjicherten 
Diejenigen der Arbeigeber nicht über- 
ſteigen; 

. bei Berechnung der Wartezeit und 
der Rente iſt den bei jolchen. Kaſſen— 
einrichtungen beteiligten Perſonen, 
joweit es fih um das Maß des 
gejeglichen Anſpruchs handelt, unbe» 
ſchadet der Beſtimmung de3 $ 32 die 
bei Berjicherungsanjtalten (5 41) 
zurüdgelegte Beitragszeit in An— 
rechnung zu bringen. 


12 
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8. über den Anſpruch der einzelnen Be 
teiligten auf Gewährung von ne 
validen- und Altersrente muß ein 
ſchiedsgerichtliches Verfahren unter 
Mitwirkung von Vertretern der Ver⸗ 
fiherten zugelafien fein. 

Der. Bundesrat beftimmt auf Antrag 
der zuftändigen Reichs⸗, Staats⸗ oder 
Kommunalbehörde, welche Siajjeneinrid)- 
tungen (Penſions⸗, Alters⸗ Invaliden⸗ 
kaſſen) den vorſtehenden Anforderungen 
entſprechen. Den vom Bundesrat aner- 
fannten Safjeneinrichtungen diefer Art 
wird zu den von ihnen zu leiftenden In⸗ 
validen- und Wlterärenten der Reichs⸗ 
zuihuß (8 26 Abſatz 3) gewährt, fojern 
ein Anfpruch auf folche Nenten auch nad) 
ben zXorſchriften dieſes Geſetzes beſtehen 
würde. 





86. Von dem Inkrafttreten dieſes Ge⸗ 
ſetzes ab wird die Beteiligung bei ſolchen 
vom Bundesrat zugelaſſenen Kaſſenein— 
richtungen der Verſicherung in einer Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt geihgen tet. Die nad) 
Maßgabe dieſes Geſetzes zu gewährenden 
Renten werden auf die dabei in Betracht 
kommenden Verſichexungsanſtalten und 
Kaſſeneinrichtungen nad) näherer Beſtim— 
mung der 88 27, 89, 94 verteilt. 

Wenn bei einer folchen Kaffeneinrid)- 
tung die Beiträge nicht in ber nad) 
88 99 fi. vorgejchriebenen Form erhoben 


— — — — — — — — — — — 


werden, hat der Vorſtand der Kaſſen⸗ 
einrichtung den aus der letzteren aus- ' 


Icheibenden Perfonen die Dauer ihrer Be— 


teiligung und für biefen Zeitraum Die | 


Höhe des bezogenen Lohnes, die Zuge- 
hörigfeit zu einer Krankenlkaſſe, ſowie die 
Dauer etwaiger Kranfheiten. (8 17) zu 
bejcheinigen. Der Bundesrat ıjt befugt, 
über Form und Inhalt der Beicheinigung 
Vorſchriften zu erlaffeı. 


8 7. Durch Beichluß des Bundesrat 
fann auf Antrag bejtimmt werben, baß 
und inwieweit die Beitimmungen de3 84 
Abſatz 1 auf Beamte, welche von anderen 
öffentlichen Verbänden oder Körper» 
Ihaften mit Penfionsberechtigung ange» 
jtellt jind, fowie die Beitimmungen der 
8 5 und 6 auf Mitglieder anderer 

affeneinrichtungen, welche die Yürforge 
für den Yall der Ampvalidität oder des 
Alters zum Gegenftande haben, Anwen» 
dung finden jollen. 








Invaliditäts⸗ und Alteröverficherungsgejeß. $$ 6 bi3 10. 


Seldftverfijerung. 


8 8 Soweit nit die Vorfchrift des 
de durch Beſchluß des Bundesrats in 

emäßheirt ber Beſtimmung des 82 Abſ. 1 
auf die dort bezeichneten Perjonen er- 
ſtreckt ift, find dielelben, falls fie das vier- 
zigfte Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben und nicht int Sinne dei $ 4 Abſ. 2 
bereit3 dauernd erwerbsunfähig find, be 
techtigt, nach Maßgabe dieſes Gejepes in 
Lohntlaffe II ſich jelbit zu — 
($ 120). 





Gegenſtand der Verfiherung. 


8 9. Gegenftand der Berficherung. ift 
der Anſpruch auf Gewährung einer In- 
validen⸗ beziehungsweiſe Alterrente. 

Invalidenrente erhält ohne Rückſicht auf 
das Lebensalter derjenige Verſicherte, 
welcher dauernd erwerbsunfähig iſt. Eine 
durch einen Unfall herbeigeſührte Er- 
werb3unfähigfeit begründet unbeichabet 
der Vorſchriften des 8 76 den Anſpruch 
auf Invalidenrente nur inſoweit, al3 nicht 
nad) den Beltimmungen der Reichsgeſetze 
über Unfallverficyerung eine Rente zu 
leiſten it. 

Ermwerb3unfähigfeit ift dann anzu. 
nehmen, wenn der Perficherte infolge 
jeines förperlidien oder geiftigen Bus 
ſtandes nicht mehr imftande ift, durch eine - 
jeinen Sträften und Fähigkeiten ent« 
Iprechende Xohnarbeit mindeſtens einen 
Betrag zu verdienen, welcher gleid;tommt 
der Summe eines Gedjitel3 des Durd)- 
ſchnitts der Lohnſätze ($ 23), nach welchen 
für ihn während der legten fünf %Bei- 
tragsjahre Beiträge entrichtet worden 
ind, und eines Sechſtels des dreihundert- 
fachen Betrages de3 nad 8 8 des Kranken⸗ 
verjicherungsgefeße8 vom 15. Juni 1883 
(Reichs⸗Geſetzbl. ©. 73) feitgelebten orts- 
üblichen Tagelohnes gewöhnlicher Tagear- 
beiter de3 legten Beichäftigungsortes, in 
weichem er nicht Tediglich vorübergehend 
beichäftigt geweſen ilt. 

UÜltersrente erhält, ohne daß es bes 
Nachweiſes der Erwerbsunfähigkeit be- 
barf, derjenige Verſicherte, welcher das 
ſiebenzigſte Lebensjahr vollendet hat. 





10. Invalidenrente erhält auch der- 
jenige nidyt dauernd erwerbsunfähige Ver⸗ 
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jicherte, welcher während eine3 Jahres un- ' weiteren Sommunalverbandes für feinen 


unterbrochen ermwerb3unfähig geweſen iſt, 
jür die meitere Dauer feiner Ermwerb3- 
unfähigfeit. 


8 11. Ein Anſpruch auf AInvaliden- 
rente fteht denjenigen Berficherten nicht 
du welche erweislid) die Erwerb3unfähic- 
eit ſich vorſätzlich oder bei Begehung 
eines durch ftrafgeridhtfiches Urteil feit- 
geftellten Verbrechens zugezogen haben. 


812. Die Verjicherungsanitalt ift be- 
fugt, für einen erkrankten, der reichäge- 
jeglichen Krankenfürſorge nicht 
liegenden Berjiherten das Heilverfahren 
in dem im Ri; 6 Abſatz 1 Ziffer 1 des 
Krankenverſicherungsgeſetzes bezeichneten 
Umfange zu übernehmen, fofern al3 Folge 
der Krankheit Ermwerbsunfähigteit zu be- 
lorgen it, welche einen Ynipruc, auf 
reidysgejegliche Invalidenrente begründet. 

Die Verfiherungsanftalt ijt ferner be- 
fugt, zu verlangen, daß die Krankenkaſſe, 
welcher der Verjicherte angehört oder zu- 
Lest angehört hat, die Yürjorge für den— 
felben in demjenigen Umfange übernimmt, 
welchen Die Berficherungsanfiait für geboten 
erachtet. Die Koſten biejer von ihr bean- 
ſpruchten Yürjorge hat die Verſicherungs— 
anjtalt zu erſetzen. Als Erſaß diejer 
Koſten iſt die Hälfte des nach dem 
Krankenverſicherungsgeſetze zu gewähren⸗ 
den Mindeſtbetrages des Krankengeldes zu 
leiſten, ſoſern nicht höhere Aufwendungen 
nachgewieſen werden. 

Streitigkeiten zwiſchen den Verſiche— 
rungsanſtalten und den beteiligten Kran 
kenkaſſen merden, jojern e3 ji) um die 
Geltendmadjung diefer Befugnijfe handelt, 
von der Aufſichtsbehörde der beteiligten 
Krankenkaſſen endgültig, fofern e3 fid) um 
Erſatzanſprüche handelt, im Verwaltungs» 
ftreitverjahren, oder, wo ein ſolches nicht 
beiteht, durch die ordentlidien Gerichte 
entſchieden. 

Wird infolge der Krankheit der Ver⸗ 
ſicherte e riverböunfähig, jo verliert er, 
falls er fich den im Abſatz 1 und 2 be- 
gricmeten Maßnahmen entzogen hat, den 

nſpruch auf Invalidenrente, fofern an— 
zunchmon iſt, daß die Erwerbsunfähigleit 
urch dieſes Verhalten veranlaßt iſt. 


8 13. Durch ſtatutariſche Beſtimmung 
einer Gemeinde für ihren Bezirk oder eines 











unter» | 


— — — — — — — 


| 


Bezirk oder Teile desjelben kann, fo- 
fern daſelbſt nach Herkommen der Lohn 
in fand» oder forjtwirtfchaftlichen Be— 
trieben bejchäftigten Arbeiter ganz oder 
zum Teil in Form von Naturalleiitungen 
gewährt wird, bejtimmt werden, daß den- 
jenigen in dieſem Bezirke mwohnenden 
Rentenempfängern, welche a des⸗ 
ſelben als Arbeiter in Jand- und forſwirt⸗ 
Ichaftlichen Betrieben ihren Lohn oder Ge- 
halt ganz oder zum Teil in Form von 
Naturalleiftungen bezogen haben, aud) die 
Nente bis zu zwei Dritteln ihres Be— 
trage3 in dieſer Form gemährt wird. Der 
Wert der Naturalleijtungen wird nad) 
Durdyichnittöpreiien in Anſatz gebracht. 
Diejelben werden von der höheren Ver⸗ 


waltungsbehörde feitgeiegt. Die ftatur 
tarifche Beſtimmung bedarf der Genehmi- 
erwwaltungsbehörde. 


sung der höheren 
olhen Perjonen, welchen wegen ge= 
mwohnheit3mäßiger Trunkſucht nad) Anorb- 
nung der zuftändigen Behörde geiſtige Ge- 
tränke in öffentlihen Schankſtätten nicht 
verabfolgt werden dürfen, ift die Rente in 
derjenigen Gemeinde, für deren Bezirk 
eine ſolche Anordnung getroffen worden 
iſt, auch ohne daß die VBorausjegungen 
des Abſatzes 1 vorliegen, ihrem vollen 
Betrage nad) in Naturalleiftungen zu ge- 
währen. 

Der Anfprudy auf die Rente geht zu 
demjenigen Betrage, in welchem Natural⸗ 
leiſtungen gewährt werden, auf den Kom—⸗ 
munalverband, für deſſen Bezirk eine 
jolhe Beitimmung getroffen ift, über, wo— 
gegen dieſem die *eijtung der Natu- 
talien obliegt. 

Dem Bezugsberedhtigten, auf melden 
vorftehende Beltimmungen Anwendung 
finden follen, ijt dies von dem Kom— 
munalverbande mitzuteilen. 

Der Beaugsberedjtigte iſt befugt, binnen 
zwei Wochen nad) der Zuſtellung diejer 
Mitteilung die Enticheidung der Kom— 
munalaufjichtsbehörde anzurufen. Auf 
demielben Wege merden alfe übrigen 
Streitigfeiten entſchieden, welche aus der 
Anwendung dieſer Bejtimmungen zwiſchen 
dem Bezugsberechtigten und dem Kom⸗ 
munalverbande entſtehen. 

Sobald der Uebergang des Anſpruchs 
auf Rente endgültig feſtſteht, hat auf 
Antrag des Kommunalverbandes der Vor— 
ſtand der Verſicherungsanſtalt die Roft- 


12° 
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verwaltung hiervon recjtzeitig in Kennt⸗ 
nis zu fegen. . 


8 14. Iſt der Berechtigte ein Aus- 
länder, fo fann er, fall3 er jeinen Wohn⸗ 
fig im Deutſchen Neid) aufgiebt, mit dem 
breifachen Betrage der Jahresrente ab- 
gefunden werden. 








Vorausſetzungen des Anſpruchs. 


15. Zur Erlangung eines Anſpruchs 
auf Invaliden⸗ oder Altersrente iſt, außer 
dem Nachweiſe der Erwerbsunfähigkeit 
beziehungsweiſe des geſetzlich vorgeſehenen 
Alters, erforderlich: 

1. die Zurücklegung der vorgeſchriebenen 

Wartezeit; 

2. die Leiſtung von Beiträgen. 


Wartezeit. 


8 16. Die Wartezeit ($ 15) beträgt: 
1. bet der Invalidenrente fünf Beitrags- 


jahre; 
2. bei der Altersrente dreißig Beitrags- 
jahre. 





Beitragsjahr. 


817. 1. Als Beitragsjahr gelten fieben- 
undvierzig Beitragswochen (8 19). Hier- 
bei werden bie Beitragswochen, auch wenn 
ſie in verfchiebene Safenberjahre fallen, 
unbeſchadet der Vorſchriften des 8 32, 
bi3 zuc Erfüllung des Beitragzjahres zu⸗ 
ſammengerechnet. 

2. Solchen Perſonen, welche, nachdem 
nicht lediglich vorübergehend in ein die 
Verſicherungspflicht begründendes Arbeits- 
oder Dienſtverhältnis eingetreten waren, 
wegen beſcheinigter, mit rerbaunſäbig⸗ 
Beit verbundener Krankheit für Die Dauer 
von jieben oder mehr aufeinander folgen- 
den Tagen verhindert gemwejen find, dieſes 
Verhälmis fortzufegen, oder behuf3 Cr- 
füflung der Wehrpilucht in Friedens⸗,, Mo—⸗ 
bilmadun 3» oder Kriegszeiten zum Deere 
oder zur Marine eingezogen gewejen find, 
oder in Mobilmachungs- oder Kriegszeiten 
fremvillig militäriiche Dienftleiftungen ver- 
richtet haben, werden diefe Zeiten al3 Bei- 
tragzzeiten in Anrechnung gebradit. 


Le En — — —— —— —— — — — 


3. Die Dauer einer Krankheit iſt nicht 
als Beitragszeit in Anrechnung zu 
briagen, wenn der Beteiligte ſich die 
Krankheit vorſätzlich oder bei Begehung 
eines durch ſtrafgerichtliches Urteil feit- 
geitellten Merbredens, durch ſchuldhafte 
Beteiligung bei Schlägereien oder Ruuf- 
händeln, duch Trunffältigfeit oder durch 
geichlechtlihe Ausjchmweifungen zugezogen 

t 


at. 

Bei Krankheiten, welche ununterbrochen 
fänger als ein Jahr währen, fommt die 
über diefen Zeitraum hinaugreichende 
Dauer der Krankheit ala Beitragszeit, 
nicht in Anrechnung. 


8 18. Zum Nachweiſe einer Krankheit 
($ 17) genügt die Beicheiniguung des Vor- 
ſtandes derjenigen Krankenkaſſe (8 135), 
beziehungsiweife derjenigen eingejchriebe- 
nen oder auf Grund landesrechtlicher Vor⸗ 
ſchriften errichteten Hülfskaſſe, welcher der 
Berficherte angehört hat, für Diejenige 
Zeit aber, welche über die Dauer der von 
den betreffenden Kafjen zu gemährenden 
Krankenunterftügung hinausreicht, ſowie 
für diejenigen Perſonen, welche einer der⸗ 
artigen Kaſſe nicht angehört haben, die 
Beſcheinigung der Gemeindebehörde. Die 
Kaſſenvorſlände ſind verpflichtet, dieſe Be⸗ 
ſcheinigungen auszuſſenen und können 
hierzu von der Aufſichtsbehörde durch 
Geldſtrafe bis zu einhundert Mark an- 
gehalten werden. 

Für die in Reichs⸗ und Staatsbetrieben 
beſchäftigten Perſonen können Die vor- 
ſtehend Bezeidineten Beicheinigungen durch 

je vorgeſetzte Dienſtbehörde außgeitellt 


werden. 
Der Nachweis geleiſteter Militär- 
dienſte erfolgt durch Vorlegung der 


Militärpapiere. 








Aufbringung der Mittel. 


8 19. Die Mittel zur Gewährung ber 
Invaliden- und Altersrenten werden vom 
Neid, von den Arbeitgebern und von 
der Verficherten aujgebradit. 

Die Aufbringung der Mittel erfolgt 
jeitend des Reichs durd) Zuſchüſſe zu dem 
in jedem Jahre tLatjächlich zu zahlenden 
Renten, feitend der Arbeitgeber und ber 
Berjicherten durch laufende Beiträge. Die 
Beiträge entfallen auf den Wrbeitgeber 








Invaliditäts⸗ und Altersverficherungsgefeh. 88 20 bis 22. 


und ben Berfiherten zu gleichen Teilen 
($ 116) ımd find für jede Kalenderwoche 
zu entrichten, in welder ber Verſicherte 
in einem die Verſicherungspflicht begrün- 
denden Arbeit3- oder Dienſtverhältnis ge- 
jtanden hat Geitragswoche). 





8 29. Die Feſtſetzung ber für die Bei- 
tragswoche zu entrichtenden Beiträge er- 
folgt für die einzelnen Verjicherungsan- 
falten (8 41) im voraus auf beftimmte 

eiträume, und zwar erjtmalig für bie 

eit bi zum Wblauf von zehn Sahren 
nad dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
(8 162 Abſatz 2), demnächſt für je fünf 
weitere Jahre. 

Die Höhe der Beiträge ift unter Be- 
rüdlichtigung der infolge von Srankheiten 
(8 17 Abjag 2) entitehenden Ausfälle fo 
zu bemeijen, daß durd) diejelben gedeckt 
werden die Bermaltungstoften, die Rück—⸗ 
lagen zur Bildung eines Nefervefonds 
(3 21), die durch Eritattung von %Bei- 
trägen ($$ 30 und 31) voraussichtlich ent- 
ſtehenden Aufwendungen, jowie ber Ka— 
pitalwert der von der Berficherungsan- 
ftalt aulgubringenben Unteille an den- 
jenigen Kenten, welche in dem betreffenden 
Beitraum vorausjüchtlih zu bemilligen 
kein werden. 





21. Die ni iogen zum eaneoube 
find für die erfte Veitragöperiode jo zu 
bemefjen, daß am Schluſſe berjelben ber 
—— ein Fünftel des Kapitalwerts 
in dieſer Periode der Verſicherungsan⸗ 
ftalt borausfichtig zur Laft fallenden 
Renten beträgt. Sofern der Nejervefonds 
am Schluſſe der eriten Beitragsperiode 
diejen Detrag nicht erreicht hat, ift das 
Fehlende in nächſten Beitrag3perioden 
aufzubringen. Die Verteilung auf dieje 
Perioden unterliegt der Genehmigung des 
Reichs⸗Verſicherungsamts. 

Durch das Statut der Verſicherungsan⸗ 
ſtalt kann beſtimmt werden, dab der Ne 
fervefond3 bis zur doppelten Höhe des 
vorgeichriebenen Betrages zu erhöhen it. 

Der Reſervefonds ſowie deſſen Zinſen 
dürfen, ſolange der erſtere die vorge— 
ſchriebene Höhe noch nicht erreicht hat, 
nur in dringenden Bedarfsfällen mit Ge⸗ 
nehmigung des Reichs⸗Verſicherungsamts 
angegriffen werben. 
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Lohnklaffen. 


8 22. Zum Zweck der Bemeſſung der 
Beiträge und Renten werden nad) der 
Höhe des Aahresarbeitöverdienftes fol- 
gende Klaſſen der Verjicherten gebildet: 

Kl. Jbis zu 350 ME einschließlich, 
„Il von mehr als 350-550 ME, 
„III von mehr als 550-850 TE, 
„IV von mehr als 850 Marl. 

Us ee a gilt, ſofern 
nicht Ürbeitgeber und Verficherter darüber 
einverftanden find, baß ein höherer Be 
trag zu Grunde gelegt wirb: 

1. für die in der Land» und Forftwirt- 
ſchaft beichäftigten Perſonen, ſoweit 
nicht Ziffer 4 Play greift, der für 
jie von ber höheren Vermaltungs- 
behörde unter Berüdfichtigung des 
x 3 feitzujegende —— 

ahresarbeitsverdienſt, beziehungs⸗ 
weiſe der für Betriebsbeamte nach 
3 des Geſetzes vom 5. Mai 1886 
Reichs Geſetzbl. ©. 132) zu er 
mittelnde Jahresarbeitsverdienſt; 

2. für die auf Grund des Geſetzes vom 
13. Juli 1887 (GReichs Weſetzbl. 
©. 329) verſicherten Seeleute und 
anderen bei der Seeſchiffahrt beteilig- 
ten Perſonen der Durchſchnittsbetrag 
de3 Sahresarbeitäperdienftes, welcher 

emäß 88 6 und 7 a. a. DO. vom 

Reichskanzler, beziehungsmweife von 

der höheren Verwaltungsbehörde feit- 
ejegt worden ift; 

. für Mitglieder einer Snappfchafts- 
fajje der dreihundertfache Betrag des 
von dem Kaſſenvorſtande feitzujegen- 
den durchſchnittlichen täglichen Ar- 
beitsverdienſtes berjenigen Klaffe von 
Ürbeitern, welcher der Berficherte an- 
gehört, jedod) nicht weniger ala ber 
dreihundertfache Betrag des ortsüb⸗ 
lichen Tagelohne3 gewöhnlicher Tage- 
arbeiter des Beichäftigungsortes ($ 8 
des Kranlkenverſicherungsgeſetzes); 

4. fir Mitglieder einer Orts-, Betriebs⸗, 
(Fabril-), Bau» oder Innungs⸗ 
krankenkaſſe der dreihundertfache Be- 
trag des für ihre Krankenkaſſen-— 
beiträge maßgebenden durchſchnitt⸗ 
Gichere Tagelohne3 20 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes) beziehungsweiſe 
wirklichen Arbeitsverdienſtes (8 64 
Ziffer 1 a. a. O.); 

6. im übrigen ber breihunbertfache Be⸗ 
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trag des ort3üblichen Tagelohnes ge- | 


wöhnlicher Tagearbeiter des Beichäf- 


tigungdortes ($ 8 des Sranfenver- ! 


ſicherungsgeſetzes). 


J23. Als Lohnſatz (8 9 Abſatz 3) gilt: 
für die Lohnkl. IR 2, v. 300 St. 
„ [dl [I ” 5 „ 





„ „ m 
nn ” 108 „ PM) ‘20 „ 
„ ” „ IV 7} [7} 7) 960 „ 





8 24, Die Beiträge müjjen nad) den 
Lohnklaſſen in der Weife bemefjen werden, 
daß durd) die in jeder Lohnklaſſe auf 
fommenden Beiträge die Belaftung ge- 
dedt wird, welche ber Berficherungsan- 
jtalt Durch die auf Grund dieſer Beiträge 
entftehenden Anſprüche vorauusſichtlich er⸗ 
wächſt. Dabei iſt jedoch eine aus der 
Selbſtverſicherung und der freiwilligen 
Verſicherung vorausſichtlich entſtehende 
Mehrbelaſtung auf alle Lohnklaſſen zu 
verteilen. 

Für die bei derſelben Ve aha er 
ftalt in derfelben Lohnklaſſe verjicherten 
Terjonen Tönnen die Beiträge nach Be— 
rufszweigen verſchieden bemeijen merden. 
Am übrigen find die Beiträge für Die 
in derfelden Lohnklaſſe bei einer Xer- 
jiherungsanftalt verficherten Perſonen 
gleich zu bemeſſen. , 


Berechnung der Renten. 


8 25. Die Nenten werden für Kalender⸗ 
jahre berechnet. Sie bejiehen aus einem, 
vorbehaftlih der Borfchrift des 8 28 
Abſatz 2, von ber Verſicherungsanſtalt auf 

ubringenben Betrage und aus einem 
—*8* Zuſchuſſe des Reichs. 


8 26. Bei Berechnung des von ber 
Verſicherungsanſtalt aufzubringenden Tei- 
fe3 ber Invalidenrente wird ein Betrag 
bon ſechzig Mark zu Grunde gelegt. Der- 
felbe fteigt mit jeder vollendeten Bei— 
tragswoche 

in der Lohnkl. I um 2 Pig. 
nn [Z II [7 6 „ 
nn ” III ” 9 ” 
nu ⸗ IV ⸗ 13 „ 

Der von der Verficheruungsanftalt auf- 
ubringende Zeil der Wlterörente beträgt 
* jede Veitragswoche 








Invaliditäts⸗ und Altersverſicherungsgeſetz. 88 23 bis 29. 


in Lohnt. IA Pig. 
„ „ IL 6 [7] 
„u 118 „ 
2 „ IV 10 ” 
Dabei werden 1410 Beitragswochen in 
Anrechnung gerad. Sind für einen 
Verſicherten Beiträge für mehr al3 1410 
Beitragswochen in verſchiedenen Lohn- 
Hafen entrichtet, fo werden für die Be— 
vechnung diejenigen 1410 Beitragswochen 
in Anja gebradt, in denen die höchſten 
Beiträge entrichtet worden find. 

Der Zufhuß des Reichs beträgt für 
jede Rente jährlich fünfzig Mark. 

Die Renten find in monatliden Teil- 
beträgen im voraus zu zahten. Diejelben 
find auf volle fünf Nennig für den 
Monat nad) oben abzurunden. 


8 27. Für einen Berficherten, welcher 
bei einer der nad) 83 5 und 7 zuge 
lajjenen Kaſſeneinrichtüngen beteiligt ge» 
weſen ift, wird bei der Steigerung ber 
Invalidenrente forwie bei Berechnung der 
Altersrente für jede Woche der Beteili- 
gung nad) dem Snfrafitreten dieſes Ge- 
\eeö diejenige Lohnklaſſe in Rechnung ge- 
bracht, welcher derfelbe nad dem von 
ihm wirklich bezogenen Lohne angehört 
haben würde, wenn er bei einer Berfiche- 
zung3anitalt verjichert gemefen wäre. Hat 
der Verjicherte gleichzeitig einer Knapp⸗ 
ſchaftskaſſe oder einer Orts⸗, Betriebs 
(Fabrik⸗) Bau⸗ oder Innungskranken⸗ 
kaſſe angehört, ſo beſtimmt ſich die in 

echnung zu bringende Lohnklaſſe nach 
den Beſtimmuungen der Ziffer 3 bezie- 
hungsweiſe 4 des 822 Abſatz 2. 


9 28. Für die nach $ 17 als Beitrags- 
zeit geltende Dauer bejcheinigter Krank⸗ 
heiten und militäriicher Dienftleiftungen 
wird bei Berechnung der Rente bie 
Sohmrlafie II zu Grunde gelegt. 

en auf die Dauer militäricher Dienft- 
feiftungen entfalfenden Anteil der Rente 
übernimmt das Neid) (8 89). 


8 29. Die Invalidenrente beginnt mit 
dem Tage, an welchem ber Berluft ber 
Erwerbsfähigkeit eingetreten ift. Als diefer 
Beitpunft gilt, fofern nicht ein anderer in 
der Enticheidung feftgeftellt wird, der Tag, 
an welchen der Antrag auf Bewilligung 
der Rente bei der unleren Verwaltungs 
behörde geftellt worden iſt (8 75). 





Invaliditäts⸗ und Altersverſicherungegeſetz. 88 30 bis 34. 


Die Alterörente beginnt früheftens mit 
dem eriten Tage des einundſiebenzigſten 
Lebensjahres. Dieſelbe fommt in YFort- 
jall, fobald dem fänger Invaliden⸗ 
tente gewährt wird. 





Eritattung von Beiträgen. 


5 30. Weibliche Perſonen, weldje eine | 


Ehe eingehen, bevor jie in den Genuß 
einer Rente gelangt jind, fteht ein An- 


ſpruch auf Eritattung der Häljte der für 


fie geleifteten Beiträge zu, wenn bie lep- 
teren für mindejtens fünf Beitragsjahre 
entrüchtet worden find. Dieſer Anſpruch 
muß binnen drei Monaten nad) ber Ver- 
heiratung geltend gemacht werden. Mit 
der Erftattung erliſcht die durch das 
frühere Verſicherungsverhältnis begründete 
Anwartſchaft. 





8 31. Wenn eine männliche Perſon, 
für welche minbejtens für fünf Beitrags 
jahre Beiträge entrichtet worden find, ver» 
ftirbt, bevor jie in den Genuß einer Rente 
gelangt ift, fo fteht der Hinterlafjenen 

itwe oder, fall3 eine ſolche nicht vor⸗ 
Banden ift, den binterlaffenen ehelichen 

indern unter fünfzehn Jahren ein An⸗ 
ſpruch auf Erftattung ber Hälfte der für 
den Berjtorbenen entrichteten Beiträge zu. 

Wenn eine weibliche Perſon, für welche 
minbdeitend für fünf Beitragsjahre Bei- 
träge entrichtet morben find, verftirbt, be» 
vor fie in den Genuß einer Rente gelangt 
it, fo fteht ben Hinterlaffenen vaterlojen 
Kindern unter fünfzehn Jahren ein Un- 
ſpruch auf Erftattung der Hälfte der für 
die Berftorbene entrichteten Beiträge zu. 

Borftehende Beitimmungen finden feine 
Anwendung, fofern den Hinterbliebenen 
aus Anlaß des Todes des Verficherten auf 
Grund de3 Unfallverſicherungsgeſetzes eine 
Rente gewährt wird. 





GEriöfchen der Auwartidaft. 


8 82. Die aus einem Verſicherungsver⸗ 
hältnis fich ergebende Anwartſchaft er- 
liicht, wenn während vier aufeinander fol- 
gender Ralenderjahre für weniger al3 ins⸗ 

amt fiebenundvierzig Beitragswochen 

eiträge auf Grund bes Berfiherungsver- 


| 





| 


| 
| 
| 
t 
| 
| 
| 


ſcheinen läßt, 


tragsleiſtung 
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hältniſſes oder freiwillig (8 117) entrichtet 


worden Sind, 

Die Anmwartichaft Iebt wieder auf, fo- 
bald durd) Wiedereintreten in eine ba3 
Verſicherungsverhaältnis begründende Be- 
Ihäftigung ober burd) freimillige Bei- 
da3 Berficherungsverhält- 
ni3 erneuert und danad) eine Wartezeit 
von fünf Beitragsjahren zurüdgelegt ift. 





Veründerung der Verhättniffe. 


8 83. Tritt in den Berhältniffen bes 
Empfängerd einer Invalidenrente eine 
Veränderung ein, welche ihn nicht mehr 
als dauernd ermwerbsunfähig 5 9) er- 

jo kann demſelben Die 
Nente entzogen werden. 

Die Entziehung der Rente tritt von 

dem Tage ab in Wirkſamkeit, an melchem 


| der die Intziehuung ausſprechende Befcheib 


zugeltellt worden iſt. 
ird die Nente vor neuem bewilligt, fo 


iſt die Seit des früheren Nentenbezuges 


dem Verficherten cbenfo wie eine be 
ſcheinigte Krankheitszeit ($ 17 Wbjag 2) 
anzurechnen. 


8 34. Der nad) Maßgabe dieſes Ge- 
Dr erworbene Anſpruch auf Üente 
ruht: 

1. für diejenigen Perſonen, welche auf 

Grund der reichögejetlichen Be— 

ftimmungen über Unfallverjicherung 

eine Rente beziehen, jo lange und jo- 
weit die Unjalltente unter Hinzu⸗ 
rechnung der diejen Perſonen nad) 
dem gegenwärtigen Gelege zuge 
ſprochenen Rente den Betrag von 

415 Mark überiteigt; 

. für die in ben 88 4 und 7 bezeid)- 
neten Beamten und Perjonen des 
Soldatenjtandes, jolange und 10° 
weit die benjelben gewährten Ten- 
fionen oder Wartegelder unter Hin- 
zurechnung der ihnen nad) dem ge- 
enmärtigen Geſetze augeiprodehen 
Sente ben Betrag von 415 Marl 
überſteigen; 

3. ſolange der Berechtigte eine die 
Dauer von einem Monat überftei- 

ende Freiheitsſtrafe verbüßt, over 
Folange er in einem Arbeitshauſe 
oder ın einer Bellerungsanitalt unter» 
gebracht iſt; 
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4. folange ber Berechtigte nicht im In— 
lande wohnt. Durch Beſchluß des 
Bundesrat3 fann biefe Beitimmung 
für bejlimmte Grenzgebiete außer 
Kraft gefebt werben. 





Berhältnis zu anderen Anſprüchen. 


8 85. Die auf geſetzlicher Vorſchrift 
beruhende Verpflichtung von Gemeinden 
und Wrmenverbänden zur Unterftügung 
hülfsbedürftiger Perfonen ſowie ſonſtige 
geſetzliche, ftatutarifche oder auf Vertrag 
beruhende Verpflichtungen zur Fürſorge 
für alte, kranke, erwerbsunfähige oder 
hülf3bedürftige Perfonen werden Durch 
dieſes Gejey nicht berührt. 

Soweit von einer Gemeinde oder einem 
Urmenverbande an hilfsbedürjtige Per- 
fonen Unterftügungen für einen Zeitraum 
geleiitet find, für welchen diejen Perſonen 
ein Anſpruch auf Invaliden⸗ oder Alters- 
rente zuftand, geht der Anfpruch auf 
Nente ım Betrage der geleifteten Unter- 
ftügung auf die Gemeinde oder den 
Urmenverband über. Das Gleiche gilt für 
Betriebunternehmer und Kaffen, welche 
die den Gemeinden oder Armenverbänden 
obliegende Verpflichtung zur Unterftügung 
Hülfsbedürftiger auf Grund gejeglicher 
Borichrift erfüllt haben. 


8 36. Fabrikkaſſen, Knappſchaftskaſſen, 
Seemannskaſſen und andere für gewverb- 
fihe, landwirtſchaftliche oder ähnliche 
Unternehmungen beitehende Kafjeneinrid)- 
tungen, welche ihren nach ben Beltim- 
mungen dieſes Geſetzes verficherten Mit- 
gliedern für den Wall des Alters oder 
der Ermerböunfähigfeit Renten oder Ka- 
pitafien gewähren, find berechtigt, bieje 
Unterjtügungen für folche Berfonen, welche 
auf Grund diefes Geſetzes einen Anſpruch 
auf Invaliden- oder Nitersrenten haben, 
um den Wert der leßteren oder zu einem 
geringeren Betrage zu ermäßigen, ſofern 
gleichzeitig die Beiträge der Betriebzunter- 
nehmer und Safjenmitglieder oder im 
alle der BZuftimmung der Betriebdunter- 
nehmer wenigſtens diejenigen ber Kaſſen⸗ 
mitglieder in entipredjendem Verhältnis 
herabgemindbert werden. Auf ftatuten- 
mäßige Kajjenleiftungen, melche por dem 
betreffenden Beſchluſſe der zuftändigen 
Drgane, oder vor dem Inkrafttreten diejeg 





Gefeges aus ber Kaſſe bewilligt tworben - 


jind, erjtredt fidy die Ermäßigung nidt. 

Die hierzu erforderfiche Abänderung der 
Statuten bedarf ber Genehmigung ber zu⸗ 
jtändigen Landesbehörde. Die letztere ijt 
befugt, eine entiprechende Abänderung der 
Statuten ihrerjeit3 mit rechtögültiger Wir- 
kung vorzunehmen, ſofern bie zu den er- 
wähnten Sajjeneinrichtungen beitragenden 
Betrieböunternehmer ober die Mehrheit 
der Stafjenmitglieder die Ubänderung be- 
antragt haben, die legtere aber von ben 
zujtändigen Organen der Kaſſe abgelehnt 
worden ilt. 

Der Ermäßigung der Beiträge bebarf 
e3 nicht, fofern die durch die Herabmin⸗ 
derung der Unterjtügungen eriparten Be- 
träge zu anderen Wohlfahrtseinrichtungen 
für Betriebsbeamte, Arbeiter oder deren 
Hinterbliebene verwendet werben follen 
und dieſe anderiveite Verwendung durch 
dad Statut geregelt und von der Auf- 
ſichtsbehörde genehmigt wird, oder foweit 
die Beiträge in der bisherigen Höhe er- 
forderlich find, um die der Kaſſe verblei- 
benden Leitungen zu beden. 





537. Für Perſonen, welde aus Kaſſen 
der im 8 36 bezeichneten Art Invaliden- 
oder Altersrenten beziehen, tritt das im 
8 32 vorgejehene CErlöjchen des Berfiche- 
rungsverhältnifjes nicht ein. Ä 


38. Die Beitimmungen der 88 36 
und 37 finden aud) auf die zur Fürſorge 
für Invalidität und Alter beftehenden 
Ktafjen Anwendung, Hinfichtlicd deren auf 
Grund ortäftatutarischer Beitimmungen 
eine Verpflichtung zum Beitritt befteht. 


8 89. Inſoweit den nad Maßgabe 
dieſes Gefehes zum Bezuge von Inpaliden- 
venten bereditigten Kerlonen ein geled- 
fiched Anſpruch auf Erſatz des ihnen durch 
die Invalidität entitandenen Schadens 
gegen Dritte zufteht, geht derſelbe auf 
die Verjicherungsanitalt bi3 zum Betrage 
der von biefer zu gemährenden Rente 
über. 











Vorrechte der Aenten. 
8 40. Die Rente kann mit rechtlicher 


Wirfung weder verpfänbet, noch über- 
tragen, noch für anbere als bie im 8 749 


x 
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Abſatz 4 der Civilprozeßordnung bezeich-⸗ Gemeinden oder Armenverbände gepfändet 


neten Forderungen der Ehefrau und ehe- 
lichen Kinder und die der erſatzberechtigten 


mwerden. 





Il. Organifation. 


Berfiherungsanitalten. 


R: 41. Die Invaliditäts⸗ und Alters⸗ 
verjicherung erfolgt durch Verſicherungs⸗ 
anftalten, welche nad; Beſtimmung der 
Landesregierungen für meitere Kom- 
numalverbände ihres Gebietes oder für 
das Gebiet des Bundesſtaates errichtet 
werben. 

Auch kann für mehrere Bunbesftaaten 
oder Gebietäteile derjelben, ſowie für 
mehrere weitere Kommumalverbände eine3 
Bundesſtaates eine gemeinfame Verſiche⸗ 
rungsanftalt errichtet werben. 

Sm der Verſicherungsanſtalt find alle 
biejenigen Perſonen verjichert, beren Be⸗ 
ſchäftigungsort im Bezirke ber Berjiche- 
rungsanitalt Kent, Soweit die Beidyäfti- 

ng in einem Betriebe ftattfindet, deſſen 
Ein im Inlande belegen ift, 
Ichäftigungsort der Sit des 


8 42. Die Erridtung ber Berfiche- 


ilt al3 Be⸗ 
etriebe3. 





rungsanjtalten bedar| der Genehmigung 


Des Bundesratd. Soweit Die Genehmigung 
nicht erteilt wird, Tann der Bundesrat nad) 
Anhörung der beteiligten Landesre- 
gierungen die Erridytung vor Berjiche- 
rungsanjtalten anordnen. ' 





8 43. Der Sig der Verfidierungsan- 
ftalt wird durch die Landesregierung be- 


mmt. 
SR Die Serfiherungsanitctt für 
mehrere Bunbesftaaten oder Gebietäteile 
berjelben errichtet, fo bejtimmt den Sit, 
fall3 eine Bereinbarung der beteiligten 
Xandesregierungen nicht zu ftande kommt, 
ber Bundesrat. | 


8 44. Die Verjicherungsanſtalt Tann 
unter ihrem Namen Rechte erwerben und 
Verbindlichleiten eingehen, vor Gericht 
Hagen und verflagt werden. Für ihre 
Berbindlichleiten haftet den Gläubigern 
das Anftaltövermögen, ſoweit dasjelbe zur 
Dedung der Verpflichtungen der Verjiche- 
rungsanftalt nicht ausreidt, der Kom- 





munalverband, für welchen die Verfiche- | vertreten. 


rungsanftalt errichtet ift, im Unvermö—⸗ 
gensfalle desſelben oder wenn bie Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt für den Bundesſtaat er- 
richtet ift, der Bunbeaftaat. 

bie Berficherungsanftalt für 
mehrere Kommımalverbände oder Bun«- 
desitaaten oder Teile jolcher errichtet, jo 
bemißt fi” deren im Falle der Unzu— 
länglichfeit des Anſtaltsvermögens eın- 
tretende Haftung nad) dem Verhältnis der 
auf Grund der lebten Volkszählung feit- 
geftellten Bevölferungsziffer derjenigen Be» 
zirte, mit welchen Se an ber Verſiche⸗ 
numgsanliit beteiligt find. 

Da3 Vermögen der Verficherungsanitalt 
darf für andere ala die in dieſem Geſetze 
vorgeiehenen Bmede nicht verwendet 
werden. Ihre Einnahmen und Ausgaben 
find gefondert zu verrechnen, ihre Be» 
ftände gejondert zu verwahren. 

Die ericherun gene Darf andere 
al3 die in diefem Gejege ihr übertragenen 
Geſchäfte nicht übernehmen. 





8 45. Die durch die erſte Einrichtung 
ber Verſicherungsanſtalt entjtehenden 
Koften find von dem Kommunalverbande 
oder dem Bunbezftaate, für melden jie 
errichtet wird, vorzuſchießen. Für ge 
meinfame Berficherungsanftalten find die 
Vorſchüſſe beim Mangel einer Berein- 
barung nah dem im $ 44 Abſatz 2 vor» 
gejehenen Verhältni3 zu leiten. 

Die geleifteten Vorſchüſſe find von der 
Verſicherungsanſtalt aus den zunädjit ein« 
gehenden Verficherungsbeiträgen zu er 
ſtatten. 





Vorſtand. 


8 40. Die PVerfiherunganftalt wird 
durch Einen Vorjtand verwaltet, ſoweit 
nicht einzelne Angelegenheiten durd) Geſetz 
oder Statut dem Ausſchuſſe oder an 
deren Organen übertragen Jind. 

Der Vorſtand hat die PVerjicherungs- 
anftalt gerichtlich und außergerichtlich zu 
ie Vertretung erjtredt ſich 
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auch auf diejenigen Geichäfte und Redt3- 
bandlungen, für mweldye nad) den Ge— 
jepen eine Spezialvollmadht erforderlich ift. 
‚ . Vie Vertretung der Berjicherungsan- 
fett egenüber dem Borftande wird ducch 
a3 Statut geregelt. 





847. Der Vorſtand der Verficherungs- 
anitalt hat die Eigenſchaft einer öffent- 
lichen Behörde. Seine Gefchäfte werben 
von einem oder mehreren Beamten bes 
weiteren Stommunalverbandes oder Bun⸗ 
desſtaates, für welchen die Verjicherungs- 
anftal£ errichtet ift, wahrgenommen. Dieſe 
Beamten werden nad) Maßgabe der lan⸗ 
desgejeglihen Vorſchriften von dem 
Kommunafverbande beziehungsmweiie von 
ber Landesregierung beitellt. Die Bezüge 
diejer Beamten und ihrer Hinterbliebenen 
find von der Verficherungsanftalt zu ver⸗ 


güten, 
Dur das Statut kann beftimmt wer⸗ 
den, daß dem Vorſtande neben den vor⸗ 


genannten Beamten nod) andere ‘Berjonen 
angehören jollen. Diejelben können nad 
Beltimmung des Statuts beioldet ober 
unbejolbdet Fein. Sofern an bie nah Be- 
(immun de3 Statuts beitellten Mit- 
gliedeu Bejoldungen zu gewähren find, hat 
der Ausſchuß (8 18) oder nad) Beitim- 
mung de3 Statut3 der Aufjichtärat (8 51) 
die Unjtellungsbedingungen feſtzuſetzen. 
Die Form, in welcher der Borftand 
feine Willengerflärungen fundzugeben und 
für die Verjicherungsanitalt zu zeichnen 
hat, wird durch das Statut beftimmt. 





Ausihuß. 


8 48. Für jebe Verficherungsanftalt 
wird ein Ausſchuß gebildet, welcher aus 
mindeitend3 je fünf Bertretern der Ar⸗ 
beitgeber und der Berjicherten beſteht. 
Die Zahl der Vertreter wird bis zur Ge- 
nehmigung de3 Statut3 durd) die Yandes- 
Bentralbehörde, fpäter durch das Statut 
beitimmt. Die Anzahl der Vertreter der 
Ürbeitgeber und ber Verficherten muß 
gleich jein. 

Dieje Vertreter werden von ben Vor—⸗ 
ftänden der im Bezirke der Verficherungs- 
anſtalt vorhandenen Orts⸗, Betrieb3- 

abrif-), Bau⸗ und Innungskranken⸗ 
afien, Knappſchaftskaſſen, Seemannsfafien 
ımd anderer zur Wahrung von Intereſſen 
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der Seeleute beitimmter, obrigkeitlich ge- 
nehmigter Vereinigungen von Geeleuten 
ewählt. Someit die im 8 1 bezeichneten 
Berfonent ſolchen Kaffen nicht angehören, 
ijt nach Beitimmung der Landesregierung 
den Vertretungen ber weiteren Some 
munalverbände oder den Verwaltungen 
der Gemeindekrankenverſicherun be- 
hungsweiſe Iandesrechtlichen Einrichtungen 
ähnlicher Art eine der Baht dieſer Per⸗ 
onen entiprechende Beteiligung an der 
Wahl einzuräumen. Someit die VBorftände 
ber be eichneten Kaſſen und Vereinigungen 
aus Vertretern Hiommengeieht find, 
nehmemn bei der Wall die den ‚Arbeitgebern 
angehörenden Mitglieder des Vorſtandes 
nur an der Wahl der Bertreter der Ar- 
beitgeber, die den Verficherten ange- 
hörenden Mitglieder des Vorjtandes nur 
an der Wahl der Bertreter der Ber 
ſicherten teil. 


8 49. Die Wahl der Vertreter erfolgt 
nad) näherer Beſtimmuung einer Wahl» 
ordnung, mweldye von der Landes-Beitral- 
behörde oder der von diejer beitimmten 
Behörde zu erlafien ift, unter Letung 
eines Beauftragien dieſer Behörde. 

Für jeden Vertreter find ein erfter 
und zweiter Erſatzmann zu wählen, meldje 
denſelben in a en u er⸗ 
jegen und im alle des Ausſcheidens 
lür mh Reſt DEN —— in Der 
Reihenfolge ihrer Wahl einzutreten haben. 

Die Wahl erfolgt auf fünf Sabre 
Die Ausicheidenden fönnen wiedergewählt 
werden. 

Gtreitigfeiten über die Wahl merden 
bon derjenigen Behörbe entichieden, welche 
die Wahlordnung erlajien hat. 


8 50. Wählbar zu Vertretern find mır 
deutjche, männliche, großjährige, im Be- 
zirle der Verficjerungsanjtalt wohnende 
PBerfonen, welche ſich im Bejig der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte befinden und nicht durd) 
richterlice Unordnung in der Verfügung 
über ihr Vermögen beſchränkt find. 

Wählbar zu Vertretern der Wrbeitgeber 
find nur die Arbeigeber der na aß⸗ 
gabe dieſes Geſetzes verficherten erſonen 
und die bevollmaͤchtigten Leiter ihrer Be— 
triebe, zu Vertretern der Verſicherten die 
auf Grund dieſes Geſetzes verſicherten 
Perſonen. 
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Weitere Organe, 


8 51. Durd) das Statut kann die Bil- 
dung eined Auſſichtsrats angeordnet wer- 
den. Ein Aufſichtsrat muß gebildet wer- 
den, wenn nach bem Statut dem Bor- 


ftande Vertreter der Arbeitgeber und Ber- ' 


fiherten nicht angehören. Der Aufjichts- 
zat hat bie Geichäftsführung des Vor— 
ftande3 zu überwachen und die ihm durd) 
das Statut außerdem übertragenen Ob- 
liegenheiten zu erfüllen. 


Wird ein Aufjichtsrat gebildet, fo 


müjjen die Mitglieder dbesjelben den Yır- . 


forderungen bes 8 50 genügen. Die An- 
gab der Vertreter der Arbeitgeber und 
Berjicherten muß gleich jein. 


Der .. 


Aufſichtsrat ift befugt, die Berufung des 


Ausſchuſſes zu verlangen, fobald ihm dies 
im Intereſſe der Verjicherungsanitalt er- 
forderlich erjcheint. 

Als örtlihe Organe der Berjicherungs- 


anitalt werden Vertrauensmänner aus den ' 
Kreife der Wrbeitgeber und der Ber- 


füherten beſtellt. 

Die Mitglieder des Aufjichtsrats3 und 
die Vertrauengmänner bürjen nicht Mit- 
glieder des Vorſtandes fein. 


852, Diejenigen Berjicherten (88 1,2, 
8, 117), welche al3 Arbeitgeber verſiche⸗ 
zumgöpilichtige Perſonen nicht blos vor- 
übergehend beichäftigen, werden hinſicht⸗ 
lich der Bildung des Ausfchufjes, des Auf- 
ſichtsrats und des Schiedsgerichts, ſowie 





— — — 


— nn — 


hinſichtlich der Beſtellung als Vertrauens⸗ 


männer der Klaſſe der 


rbeitgeber zuge⸗ 
rechnet. 





Abſtimmung. 


8 58. Bei Abſtimmungen des Aus- 
ſchuſſes und de3 AWuffichtsrat3 giebt im 
Talle der Stimmengleichheit die Stimme 
des Vorfigenden den Ausſchlag. 





Statut. 


8 54. Tür jede Verficherungsanftalt ift 
ein Statut zu errichten, welches von dem 
Ausichuffe beichloffen wird. Dasſelbe muß 
Beltimmung treijen: 

1. über Di hl ber Dlitglieder, Die 

Dbliegenheiten und Befugniffe forvie 





9. 


. über die 


. über die Bahl der 
ſitzer; 
. über die Höhe ber nad) 
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die Berufung des Ausſchuſſes, über 
die Veftellung des VBorjigenden bes- 
jelben, und über die Art der Beſchluß⸗ 
faljung; 


. für den Fall der Beftellung eines 


Auffichtsrats (8 5) über die Art 
feiner Bejteflung, die Zahl jeiner 
Mitglieder, jeine Chliegenheiten und 
Befugniſſe; 
i Art der Beſtellung der Ver⸗ 
trauensmänner ($ 51 Abſatz 3) ſowie 
über ihre Obliegenheiten und Be— 
fugniſſe; 


. über die Form, in welcher der Bor- 


itand feine Willengerflärungen fund» 

ugeben und für die Berficherungsans- 
Kalt zu zeichnen hat, jowie für ben 
Yall, daß dem Vorjtande neben dem 
im 8 47 Abſatz 1 bezeichneten Be 
amten noch andere gerjonen ange» 
hören jollen ($ 47 Abſatz 2), über 
die Art, in welcher die Beichluß- 
fafjung des Vorſtandes und feine 
a ung nah außen erfolgen 
oll; 


. über die Vertretung der Berjiche- 


tungdanftalt gegenüber dem BBor- 


ftande ($ 46 Abſatz 3); 
Ndogerichtsbei⸗ 


s 47 Ubfag 2 
e 


und 58 zu gewährenden Vergütungen ; 


. über die Aufitellung und Abnahme 


der Jahresrechnung, ſoweit hier⸗ 
über nicht von der Yanbes-Bentral- 


behörde Beſtimmungen getroffen 
werden; 

über die Veröffentlihung der 
Rechnungsabſchlüſſe; 


10. über bie öffentlichen Blätter, durch 


11. 


welche Belauntmachungen au erfolgen 


haben; 
über die Borausfegungen einer Ab⸗ 
änderung de3 Statuts. 





8 55. Dem Ausſchuſſe müſſen vorbe- 


1. 


halten werden: 
die Wahl der Beiſitzer der Schieds⸗ 
gerichte; 


2. die Prüfung der Jahresrechnung und 


3. 


4. 


die Aufltellung von Erinnerungen 
egen diejelbe; 

ie Beichlußfaffung über bie Bil 
bung von Rüdverjicherungsverbänden 


($ 65); 
be Winderung des Statuts; 
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5. fall ein Aufſichtsrat nicht gebildet 
worden ift, die Ueberwachuung ber 
Geichäftsführung bes Vorjtandes. 


8 56. Dad Gtatut bedarf zu feiner 
Gültigkeit der Genehmigung des Reichs⸗ 
Berjiherungsamts. Dem lebteren jind die 
bon dem Ausſchuſſe über das Statut ge- 
jeßten Beichlüfle mit den Protokollen 

ch den Vorſtand binnen einer Woche 
einzureichen. 

Begen die Entideidung bed Reichs⸗ 
Verſicherungsamts, durch melde die Ge— 
nehmigung verjagt wird, findet binnen 
einer ka bon vier Wochen, vom Tage 
der Zujtellung an den Vorſtand ab, die 
Beſchwerde an den Bundesrat ftatt. 

Wird innerhalb diefer Friſt Beſchwerde 
nicht eingelegt, oder wirb die Verſagung 
ber Genehmigung de3 Statut3 vom Bun, 
dezrat aufrecht erhalten, fo hat das 
Neich3-Verficjerungsanıt innerhalb vier 
Wochen eine abermalige Beſchlußfaſſung 
anzuordnen. Wird auch dem anderweit 
beichlojfenen Statut die Genehmigung 
endgültig verjagt, ober fommt ein Be- 
ſchluß des Ausſchuſſes über dag Statut 
nicht zu jtande, jo wird ein jolches vom 
Reichs⸗Verſicherunggamt erlaſſen. In 
letzterem Falle hat das Reichs-⸗Verſiche⸗ 
rungsamt auf Koſten ber Verſicherungs⸗ 
anſtalt die zur Ausführung des Statuts 
erforderlichen Anordnungen zu treffen. 

Abänderungen des Statuts bebürfen 
ber Genehmigung des Reichs-⸗Verſiche⸗ 
rungsamts. Gegen die Verſagung der 
Öenehmigung findet binnen vier Wochen, 
vom Tage der Zuſtellung ab, die Be- 
ſchwerde an den Bundesrat ftatt. 

Nach Seitfeflung bes Statuts find durch 
den Vorjtand im Reich3-Anzeiger und in 
dem für die Veröffentlichungen der Lan⸗ 
des-Bentralbehörde beitimmten Blatte der 
Name, Sig und Bezirk der Verficherungs- 
anjtalt jowie der Kame des Vorſitzenden 
des Vorſtandes befannt zu machen. Ber- 
änderungen find in gleicher Weiſe zur 
difentlihen Kenntnis zu bringen. 


8 57. Den Borfig im Ausfchuffe führt 
bis zur Genehmigung des Statut : der 
Vorſitzende des Vorſtandes ber Verliche- 
rungsanſtalt. Derſelbe beruft bie Mit- 
lieber des Ausſchuſſes. Für diejenigen 

itglieder, welche am deinen be» 
hindert jind und die dem Vorſitzenden 
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des Vorſtandes redjtzeitig mitteilen, find 
die Sriegmänner zu laben. 

Die Mitglieder des über das Statut 
beratenden Ausſchuſſes erhalten für ihre 
Zeilnahme an diefen Beratungen Ber- 
gütungen, melche von ber Yandes-Bentral- 
behörde zu bejtimmen find. 





l 


Chrenämter. 


8 58. Die unbejoldeten Mitglieder des 
Vorſtandes, die Mitglieder des Ausſchuſſes 
und de3 Aufſichtsrats, die VBertraueng- 
märnmer und die Schiedsgerichtsbeiſitzer 
verwalten ihr Amt 'al3 Ehrenamt und 
erhalten nad) ben durch das Statut zu 
beitimmenden Sägen nur Erſatz für bare 
Auslagen, bie Vertreter der Verjicherten 
außerdem Erfa für entgangenen Arbeits- 
verdienft. 





Haftung der Mitglieder der Organe. 


8 59. Diee Mitglieder des Vorſtandes, 
des Ausſchuſſes und des Aufſichtsrats, ſo⸗ 
wie die Rertrauensmänner haften der 
Verlicherungsanftalt für getreue Gefchäfts- 
verwaltung wie Vormünder ihren Mün⸗ 

ein. 

Die Mitglieder des Vorſtandes, des 
Ausſchuſſes, des Aufſichtsrats, ſowie die 
Vertrauensmänner, welche abſichtlich zum 
Nachteil der Verſicherungsanſtalt han⸗ 
deln, unterliegen der Strafbeſtimmung des 
8 266 des Strafgeſetzbuchs. 





Ablehnung von Wahlen 


860. Wahlen zu ſolchen Stellen, welche 
als Ehrenamt wahrzunehmen ſind, können 
von den Arbeitgebern der nach Maß—⸗ 
gabe dieſes Geſetzes verſicherten Perſonen 
und von bevollmächtigten Betriebsleitern 
ſolcher Arbeitgeber nur aus denſelben 
Gründen abgelehnt werden, aus welchen 
die lehnung des Amts eines Vormundes 
zuläſſig iſt. Die Wahrnehmung eines auf 
Grund der Anfalfverjicherungsgeiehe über- 
tragenen Ehrenamts jteht der Führung ' 
einer Vormundſchaft glei. Durch das 
Statut (8 54) können die Wblehnungs- 
gründe ander geregelt werben. Die be 
zeichneten Perfonen, welche eine Wahl 
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ohne guäligen Grund ablefmen, oder jih , Einfiht in die Alten zu nehmen. Zu 


usũbung i 

reichende Entihul gung entziehen, wer⸗ 
ben, ſoweit befonbere Beitimmungen nidht 
getroffen find ($ 73), vom Vorſtande mit 
eibittajen bis zu eintaufend Mark be- 
egt. 

Die Wiederwahl kann für eine Wahl- 
periode abgelehnt werden. 


8 61. Solange die Wahl der gejep- 





lihen Organe der Verſicherungsanſtalt 


nicht zu ftande kommt, oder folange dieſe 
Organe die Erfüllung ihrer gejehlichen 


oder ftatutariichen Obliegenheiten ver- ' 


weigern, hat der Vorſitzende des Vor—⸗ 
ſtandes die letzteren auf Koſten der Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt wahrzunehmen oder durch 
Beauftragte wahrnehmen zu laſſen. 





Unbehinderte Ausũbung der Funktionen. 


8 62, Die Vertreter der Verſicherten 
haden in jedem Falle, in meldem fie 
zur Wahrnehmung ihrer Obliegenheiten 
berufen werden, die Arbeitgeber hiervon 
in Kenntnis zu jegen, tibrigenfalts ihnen 
die im $ 58 vorgejehenen Entichädigung 
verjagt werben lönnen. Die Nichtleiftung 
der Arbeit während ber Zeit, in welcher 
bie bezeichneten Perjonen durch Die Wahr- 
nehmung jener Chliegenheiten an der Ur- 
beit verhindert find, berechtigt den Arbeit— 
eber nicht, das Arbeitsverhältnis vor 
Ablauf der vertragsmäßigen Dauer 
desjelben aufzuheben. 





Stantstommiffer. 


868. Für den Bezirk einer jeden Ver⸗ 
jiherung3anftalt wird zur Wahrung Der 
Intereſſen der übrigen Verſicherungsan⸗ 
ftalten unb bes Reichs von der Landes- 
regierung im Einvernehmen mit Dem 
Reichskanzler ein Kommiljar beitellt. Der- 
jelbe ijt ınsbejondere befugt, allen Ver⸗ 
handlungen ber Organe der Berfiche- 
rungsanſtalt mit beratender Stimme und 


den Berhanblungen vor den Scjieböge- | 


richten beizumohnen, Anträge zu_ Stellen, 
gegen folche Enticheibungen, durch welche 
die Erwerbäunfähigleit anerkannt oder eine 


Rente feitgeiept wird (88 75 und 77), bie ' 
einzulegen und | 


zutöjligen Nechtömittel 


res Amts ohne Hin- | diejem Bmed ift ihm von ben Berhand- 


lungsgegenſtänden rechtzeitig Kenntnis zu 
en. 

Die Thätigfeit des Kommiſſars erjtredt 
fih auch auf diejenigen nad) 88 5 und 7 
zugelajienen Sajjeneinrichtungen, melde 
im Bezirte des Kommiſſars ihren Sig 
haben. 

Der Bundesrat ift befugt, für bie Kom— 
miffare Gejchäftsanmweilungen zu er 
laſſen. 


8 
8 





Gemeinſame Berfiherungsanitalten. 


64. Auf gemeinſame Verſicherungs⸗ 
anſtalten finden die vorſtehenden Be— 
ſtimmungen mit folgenden Maßgaben An—⸗ 
wendung: 


1. für die Beſtellung der dem Vorſtande 
angehörenden Beumten ($ 9 und 
für deren dienſtliche Verhältniſſe ſind 
die am Sitze der Verſicherungsan— 
jtalt geltenden Vorſchriften maßge- 
bend. Erftredt fid) der Bezirk der 
Berficherungsanftalt über Gebiete 
mehrerer Bunbesftaaten, fo entichei- 
det über die Beſtellung der Beamten, 
falls ein Ginverjtändnis unter ben 
beteiligten Landesregierungen nicht 
erzielt wird, der Bundesrat; 

. dis im 8 48 Abſatz 1 borgeichene Be- 
ftimmung der Zahl der Dertreter 
wird, wenn ſich der Bezirk ber Ber- 
jiherungsanftalt über die Gebiete 
mehrerer Bunbesftaaten erftredt und 
ein Einverftändnis unter den betei- 

ligten Sanbeöregierungen nidt er- 
zielt wird, vom Bundesrat getroffen; 


3. die im $49 Ubf. 1 bezeichnete Wahl- 
ordnung wird, fofern Ki ber Bezirf 
der Verjicherungsanftalt über die Ge⸗ 
biete mehrerer Bundesjtaaten erjtredt, 
vom Neich3-Verjicherungsamt er- 
Lafjen; 

4. der Erlaß der nad} 854 Ziffer 8 zu- 
läſſigen Beftimmungen über die Auf 
ftellung und Abnahme der Jahres- 
rechnung, bie Regelung der Bergü- 
tung an die Mitglieder des das Sta— 
tut beratenden Ausſchuſſes ($ 57 
Abſatz 2), ſowie die Ernennung des 
Staatskommiſſars ($ 63 Abſatz 1) 
erfolgt durch die Regierung desjenigen 


IV 
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Bundesftaates, in welchem fich der 
Sig der Verfiherungsanftalt befindet. 





Nüdverfiherungsperbände. 


8 65. Mehrere Berficherungsanftalten 
können vereinbaren, die Laſten der In- 
validitäts⸗ und Wltersverficherung ganz 
ober zum Teil gemeinjam zu trageı. 





Veränderungen. 


8 66. Veränderungen ber Bezirke ber 
Berjicherungsanftalten find zuläflig, ſo— 
fern ſie von dem Ausſchuſſe einer betei- 
ligten Berficherungsanftalt oder von ber 
Negierung eines Bundesſtaates, über 
deſſen Gchiet ſich die Verjicherungsanftalt 
erftredt, beantragt und von dem Bundes- 
rat genehmigt werden. Bor der Beſchluß—⸗ 
faſſung über bie Genehmigun 
Ausſchüſſe der beteiligten Verſicherungs⸗ 
anitalten, ſowie die Regierungen der» 
jenigen Bundesftanten, beren Gebiete bei 
der Veränderung beteiligt find, zu hören. 
Bei Berficherungsanitalten für die Be— 
zirfe weiterer Kommunalverbände find 
auch die Vertretungen der legteren befugt, 
Anträge auf Veränderungen zu ftellen; 
por der Genehmigung von Veränderungen 
der Bezirke folder VBerficherungsanftalten 
müſſen Die Bertretungen ber beteiligten 
Kommunalverbände gehört werben. 





8 67. Scheiden örtlidie Bezirfe aus 
dem Bezirfe einer Berjiherungsanitalt 
aus, jo verbleibt der letteren in vollem 
Umfange das bis zum Zeitpunkte des 
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Ausſcheidens angefammelte Vermögen, ſo⸗ 
wie die Verpflichtung zur Befriedigung 
aller Anſprüche, welche auf Verwendung 
von Beitragsmarken dieſer Berjicherung- 
anſtalt beruhen. 

Führt die Veränderung zur Auf— 
löſung der Berjicherungsanitalt, jo geht 
deren Vermögen mit allen Rechten und 
Pflichten, ſofern nidyt eine andere Ver— 
fiherungsanitalt mit Genehmigung ber 


' beteiligten Landesregierungen dieſes Ber- 
, mögen übernimmt, auf den weiteren Kom- 


find bie | 


munalverband beziehungsweife Bunbes- 
ftaat über, für welchen die VBerficherungs- 
anſtalt errichtet war. 

Für gemeinfame Berjicherungsanjtalten 
erfolgt die anteilige Ucbernahme de3 Ver- 
mögens mit allen Necten und Pflichten 
duch die beteiligten Kommunalverbände 
oder Bundesftaaten, und zwar, jofern dar⸗ 
über eine Einigung nicht zu ftande kommt, 
nad) Bejtimmung des Bundesrats, oder, 
wenn nur Kommunalverbände eines Bun- 
desſtaates, beteiligt find, ber Landes 
Bentralbehörbe. 


68. Streitigfeiten, welche in Be- 
treif der Vermoͤgensauseinanderſetzung 
wiichen ben beteiligten Verſicherungsan⸗ 
Falten entitehen, werben mangeld Ber- 
ftändigung über eine Idhiebörichter liche 
Entfheidbung von dem Reid)3-Berfiche- 
rungsamt entſchieden. 


869. Auf den Anſchluß oder das Aus- 
ſcheiden der nad) 88 5 und 7 pugelnitenen 
Kafjeneinrichtungen finden die Beſtim— 
mungen der 88 66 bis 68 entiprechende 
Anwendung. 








II. Schiedsgerichte. 


Schiedsgerichte. 


8 70. Für den Bezirk jeder Verſiche⸗ 
rungsanftalt wird mindeftens ein Schieds⸗ 
gericht errichtet. 

Die Zahl und ber Sig der Schieds— 

gerichte werden von ber Zentralbehörde 
des Bunbesftaates, zu welchen der Be— 

irt der Verſicherungsanſtalt gehört, oder, 
Posen der Bezirk über die Grenzen eines 
Bındesftaates hinausgeht, im Einver- 
nehmen mit ben beteiligten Zentralbe— 


hörden von den Reicha-Berficherungsgmt 
beftimmt. 





8 71. Jedes Schiedsgericht beiteht aus 
einem ſtändigen Borjikenden und aus 
Beifipern. Die Zahl der Beiliger muß 
aus Klaſſe der Arbeitgeber und ber 
Berjicherten mindeftens je zwei betragen. 

Der Vorfigende wird aus der geh 
der öffentlihhen Beamten von ber Zen⸗ 
tralbchörbe des Bundesitaates, in welcher: 


‚ der Sıp des Schiedsgerichts belegen ijt, cr 
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nannt. Für den Borfigenden ift in gleicher 
Weiſe ein GSteilvertreter zu ernennen, 
welcher ihn in Behinderungsfällen vertritt. 

Die Beiſitzer werden in ber durch das 
Statut bejtinmten Zahl von dem Aus- 
ſchuſſe der Verficherungsanftalt, und zwar 
zu gleichen Teilen in getrennter hl⸗ 
Fer: von den Arbeitgebern und den 

icherten, nad) einfacher Stimmenmehr- 
heit gewählt. Bezüglich der Wählbarkeit 
gelten die Beſtimmungen des 8 50, be- 
züglich der Ablehnungsgründe die Beftim- 
mungen de3 8 60. 

Die Wahl erfolgt auf fünf Jahre. Die 
Gewählten bleiben nad) Ablauf dieſer 
Zeit folange im Amt, bi3 ihre Nachfolger 
ihr Amt angetreten haben. Die Ausfchei- 
denden find mwieber wählbar. 





8 72. Name nd Wohnort bes Schieds⸗ 
gerichtsvorſitzenden und ſeines Stellver⸗ 
treters, ſowie der Beiſitzer ſind von der 
Landes⸗Zentralbehörde in dem zu deren 
amtlichen Veröffentlichungen beſtimmten 
Blatte belannt zu machen. 


8 73. Der Vorſitzende und deſſen 
Stellvertreter, ſowie die Beiſitzer ſind auf 
die gewiſſenhafte Erfüllung der Obliegen⸗ 


heiten ihres Amts eidlich zu verpflichten. 


Die Feſtſetzung der den Beiligern zu 
gewährenden Vergütungen (8 58), ſowie 


der baren Wuslagen erfolgt durch den 


Borfi 

Perſonen, melde die Wahl ohne zu- 
läſſigen Grund ablehnen, oder ich der 
Ausübung ihres Amts ohne hinreichende 
Entſchuldigung entziehen, werben vom 
Vorjigenden mit Geldſtrafe bis zu fünf- 
hundert Mark belegt. 
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Kommt eine Wahl nicht zu flande oder 
verweigern die Gemählten ihre Dienft- 
leiftung, jo hat, folange und fomweit dies 
der Tall ift, die untere Verwaltungsbe⸗ 
hörde, in deren Bezirk der Sig bes 
Schiedögericht3 belegen ift, die Beiſitzer 
aus der Zahl der Arbeitgeber beziehungs⸗ 
weife Verficherten zu ernennen. 





&& 74. Der Dorfigende beruft das 
jiedsgeriht und leitet die Verhand- 
lungen desjelben. Durch das Statut kön⸗ 
nen über die Reihenfolge, in welcher die 
Veiliger zu ben Verhandlungen zuzuziehen 
ind, Beltimmungen getroffen werben. 

Das Schiedsgericht ijt befugt, Zeugen 
und Sadjverftändige, aud) eidlic), zu ver- 
nehmen. 

Das Schiedsgericht entfcheibet in ber 
Bejegung don drei Mitgliedern, unter 
denen fich ein Arbeitgeber und ein Ber- 
ficherter befinden muß. 

Die Enticheidungen des Schiedägerid)ts 
erfolgen nad) Stimmenmehrheit. 

Am übrigen wird dag Verfahren vor 
dem Schiedsgerichte durd) Kaiſerliche Ver- 
ordnung mit Zujtimmung des Bundesratz 
geregelt. 

Die Kojten des Schiedägerid)ts, ſowie 
die Koften des Verfahrens vor demfelben 
trägt die Verſicherungsanſtalt. Tas 
Scyiedögericht ift jedoch befugt, den Be- 
teiligten jolche Koften des Verfahrens zur 
Laft zu legen, welche durch ımbegründete 
Bemweisanträge derjelben veranlaßt worden 
find. 

Dem Borjigenden des Schiedsgerichts 
und deſſen Stellvertreter darf eine Ber- 
gütung von der Verjicherungsanftalt nicht 
gewährt werden. 


IV. Verfahren. 


Feſtſtellung der Nente. 


75. Rerfonen, welche ven Aniprud) 
auf Bewilligung einer Snvatiden- oder 
Alterdrente erheben, haben diefen Anspruch 
bei ber für ihren Wohnort zuftändigen 
unteren Qerwaltungsbehörde anzumelten. 


Der Anmeldung find die Duittungsfarte 


ſowie bie jonftigen zur Begründung des 
Anſpruchs dienenden Beweisſtücke beizu- 
fügen. Handelt c3 ſich um Bewilligung 
einer Invalidenrente, jo hat die untere 





Bermwaltungsbehörbe die für den Wohn- 
ort de3 Antragitellers zujtändigen Ber- 
trauensmänner zu hören und dem Vor⸗ 
ftande derjenigen im $ 48 Abſatz 2 be- 
zeichneten Krankenkaſſe u. |. w., welcher 
der Antragiteller angehört, Gelegeiheit zu 
geben, ſich binnen einer angemeſſenen 
Friſt über den Antrag zu äußern. Vie 
untere Vermaltungsbehörde hat den An- 
trag unter Anjchluß der beigebrachten Ur⸗ 
kunden und entſtandenen Verhandlungen 
mit ihrer gutachtlichen Aeußerung dem 
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Vorſtande derjenigen Berjicherimgdans- 
jtalt zu überſenden, an welche ausweislich 
der Quittungskarte zulegt Beiträge ent⸗ 
richtet worden maren. 

Der Lorjtand der Verſicherungsanſtalt 
het den Antrag zu prüfen und, jojern Der 

ntrag nicht ohne weiteres abzumeijen ift, 
die früheren uiitungstarten einzufordern 
(8 107). Ericheinen Die beigebrachten Be⸗ 
mweisftüde zur Abgabe einer Enticheidung 
nicht ausreichend, fo find meitere Er- 
hebungen zu veranlafjen. Die Koften ber- 
Ieiben fallen ber Verjicherungsanftalt zur 


Wird der angemeldete Anſpruch aner- 
fannt, fo ift die Höhe ber Rente fofort 
feſtzuſtellen. Dem Empfangsberechtigten 
ift dann ein fchriftlicher Beſcheid ga er⸗ 
teilen, aus welchem die Art der Bered)- 
nung der Rente zu erjehen ift. Abjchrift 
des Beicheides tft dem Staatskommiſſar 
($ 63) zuzuſtellen. 

ird der angemeldete Anſpruch nicht 
anerkannt, jo ijt berjelbe Durch fchrift- 
lihen, mit Gründen verjehenen Beſcheid 
abzulehnen. 


876. Die Annahme, dei die Exrmwerbs- 
unfähigfeit durch einen nad) den Unfall 
verjicherungsgejegen zu entihädigenden 
Unfall verurjacdht ift, begründet nicht die 
Ablehnung des Anſpruchs auf Invaliden- 





rente. Es ift vielmehr, fofern im übrigen | 


der Anſpruch gerechtfertigt ericheint, die 
Invalidenrente feitzuftellen. 

Die Berjiherungäanitalten find be- 
rechtigt, die verpflichtete Berufsgenofjen- 
Ihaft wegen Erjages der bem Invaliden 
gezahlten Rente in Anſpruch zu nehmen. 

Wird die Verpflichtung zur. Gewäh- 
rung einer Unfallentjichädigung beitritten, 
jo ift darüber in dem durch 88 62 und 
63 des Unfallverjicherungsgejege8 vom 
6. Juli 1884 vorgejchriebenen Verfahren 
zu entjcheiden. Im übrigen werben Strei— 
tigkeiten über den Erjakanfprud von dem 
ordentlichen Richter entjchieden 


8 77. Gegen den Beicheid, durd) 
welchen der Anſpruch abgelehnt wird, fo- 
wie gegen den Beſcheid, Durch weldjen die 
Höhe der Rente fejtgejtellt wird, findet 
die Berufung auf fcjiedsgerichtliche Ent- 
ſcheidung ftatt. 

Der Beicheib muß die Bezeichnung ber 





Berufungsfrift und des für die Berufung | 
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zuftändigen Schiedsgerichts, ſowie Ramen 
und Wohnort des Vorſitzenden des lep- 
teren enthalten. Die Berufung iſt bei Xer- 
meidung des Ausſchuſſes binnen vier 
Wochen nad; ber Zuſtellung des Be 
jcheides bei dem Vorſitzenden des Schied3- 
gericht3 einzulegen. 

Die Berufung hat feine aufichiebende ' 
Wirkung. 


8 78. Eine Ausfertigung der Ent- 
ſcheidung des Schiedsgerichts ijt dem Be⸗ 
rufenden und dem Vorſtande der Verſiche⸗ 
rungsanſtalt, eine Abſchrift dem Staats 
kommiſſar (8 63) zuzuſtellen. 


79. Gegen die Entſcheidung des 
Schiedsgerichts ſteht beiden Teilen das 
Rechtsmittel der Reviſion zu. Die Revi⸗ 
ſion hat keine aufſchiebende Wirkung. Iſt 
von dem Schiedsgericht der Anſpruch auf 
Rente im Widerſpruch mit dem Vorſtande 
der Verſicherungsanſtalt anerkannt und 
nicht gleichzeitig über die Höhe der Rente 
entſchieden, ſo hat der Vorſtand der Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt unverzüglich die Höhe 
der Rente feſtzuſtellen und auch in den— 
jenigen Fällen, in welchen das Rechts⸗ 
mittel der Reviſion eingelegt wird, ſo⸗ 
fort wenigſtens vorläufig die Rente zu⸗ 
bnigen. Gegen die vorläufige du 
illigung einer Rente findet ein Rechts⸗ 
mittel nicht ftatt. 


8 SO. Ueber bie Reviſion entjcheidet 
das Reichs-⸗Verſicherungsamt. Das 
Rechtsmittel iſt bei demſelben binnen vier 
Wochen nach der Zuſtellung der Entjchei- 
dung des Schiedsgerichts einzulegen. 

Die Reviſion kann nur darauf gejtügt 
werden: 

1. daß die angefochtene Entſcheidung auf 

Nichtanwendung oder auf der um 
richtigen Anwendung des beitehenden 
Rechts ober auf einem Verſtoß wider 
den Haren Anhalt der Alten beruhe; 

2. daß das Berfahren an mejentlichen 

Mängeln Lite. 


8 81. Bei Einlegung der Reviſion ift 
anzugeben, worin die Nichtanmendung 
oder die unrichtige Anwendung ded ber 
itehenden Rechts oder der Verjtoß wider 
den Haren Snhalt der Alten oder worin 
die behaupteten Mängel des Verfahres ge- 
funden werden. Das Reichs⸗ erfide. 
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amg3amt ift bei feiner Enticheidung an 
diejenigen Grünbe nicht gebunden, welche 
zur Nechtfertigung ber gejtellten Anträge 
geltend gemacht worben find. 

2. Fehlt bie Ungabe foicher Gründe ober 
ergiebt ſich aus ber —— der An⸗ 
traͤge, daß die angegriffene Entſcheidung 
nicht auf der Nichtanwendung ober un⸗ 
richtigen Anmenbung des beitehenben 
Rechts beruht, ſowie DaB das Berfahren 
nicht an wejentlichen Mängeln leidet, und 
bag ein Verftoß wider ben Haren Inhalt 
der Alten nicht vorliegt, oder ift Die 
Reviſion veripätet eingelegt, fo kann das 
Reichs⸗Verſicherungsamt da3 Rechtsmittel 
ohne münbfiche Derganblung gucücdweifen. 
Anderenfall3 hat das chs⸗Verſiche⸗ 
rungsamt nad) mündlicher Verhandlung 
zu entſcheiden. Wird das angefochtene Ur- 
teil aufgehoben, jo kann das Reichs⸗Ver⸗ 
ſicherungsamt zugleich in der Sache ſelbſt 
entſcheiden oder dieſelbe an das Schieds⸗ 

icht oder an den Vorſtand ber Ver⸗ 
icherungsanftalt zurũckverweiſen. Im alle 
der Burädverweihung ift Die reditliche Be- 
urteilung, auf welche das Reichs⸗Verſiche⸗ 
rungsamt die Aufhebung geftügt hat, ber 
Entiheidung zu Grunde zu legen. 


8 82, Auf die Anfechtung der rechts⸗ 
fräftigen Entſcheidung über einen An⸗ 
ſpruch auf Rente finden die Borjchriften 
der Civilprozeßordnung über die Wieder- 
aufnahme des Verfahrens entiprechende 
Anwendung, foweit nicht durch Kaijerliche 
Berorbnung mit Buftimmung des Bundes⸗ 
rat3 ein anderes bejlimmt wird, 


8 88. Beſcheide, durch melde der 
Un auf Rente abgetehnt wirb, 
find, ſobald dieſelben die Rechtskraft be- 
fchritten haben, von dem Vorſtande ber 
Berlicherungsanitalt der unteren Verwal⸗ 
tung3abehörde, in deren Bezirk der An⸗ 
tragjteller wohnt, abfchrifttich mitzuteilen. 








8 84. Die Wiederholung eined end⸗ 
gültig abgelehnten Untrags auf Bewilli⸗ 

ng einer Invalidenrente iſt vor Ab⸗ 
—* eines Jahres ſeit der Zuſtellung der 
endgültigen Entſcheidung nur dann zu⸗ 
lälfig, wenn glaubhaft beicheinigt wird, 
bag inzwilchen Umſtände eingetreten find, 
aus denen fi das Vorhandenſein ‘der 
dauernden Erwerbsunfähigleit des An⸗ 
tragitellerd. ergiebt Sofern eine ſolche 


NRehtefug. IL. 
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Beicheinigung nicht beigebracht wird, hat 
die untere Verwaltungsbehörde den vor- 
zeitig wiederholten Untrag endgültig zu⸗ 
rückweiſen. 


85. Auf bie Entziehung ber Rente 
finden bie Koreriften ber 88 76 bis 





84 entiprechende Anwendung. 
Berechtigungsausweis. 
8 86. Nach erfolgter Feſtſtellung ber 
Nente hat ber Vorſtand ber Verfi ng8- 
anftalt dem Berechtigten eine Beſcheini⸗ 


gung (Berechtigungsausweis) über.die ihm 
guitebenben Bezüge unter Ungabe der mit 
er Bahlung beauftragten Boftanftalt 
(8 91) jomwie der BZahlungstermine aus⸗ 
äufertigen und ber unteren Bermwaltungs- 
ehörde, in deren Begirt der Berechtigte 
wohnt, über bie dem legteren zuftehenden 
Bezüge Mitteilung zu machen. 

Wird infolge des weiteren Verfahrens 
ber Betrag der Rente geändert, jo ift dem 
Entſchädigungsberechtigten ein anderer Be- 
rechtigungsausweis zu erteilen und der 
unteren Verwaltungsbehörbe jeines Wohn- 
orte von ber Wenderung Kenntnis gu 
ge 





Nehnungsbureau. 


8 87. Sobald bie Höhe ber Rente 
endgültig feititeht, ift von dem Borftand 
der —— alt eine mit der Be⸗ 
ſcheinigung der Rechtskraft zu verſehende 
Ausfertigung bed Beſcheides unter An⸗ 
Khluß der Dnittungälarten dem Ned)- 
nung3büreau bed Reichs⸗Verſicherungs⸗ 
amts einzujenden. 


8 88. Das Rechnungsbüreau hat alle 
bei bem Reichs⸗Verſicherungsamts nad) 
Maßgabe dieſes Geſetzes vorlommenden 
rechneriſchen Ürbeiten auszuführen. Ins⸗ 
bejondere liegt bemjelben ob: 

1. die Verteilung der Renten; 

2. die Mitwirkung bei den im Voll⸗ 

guge bes Geſetzes herzuftellenden jta- 
tiftifchen Wrbeiten. 








8 89. Das Nechnungsbüreau ver- 
teilt die Renten auf das Reich und die be- 
teiligten Verjicherungsanftalten. Die Ber- 


18 
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teilun ee 1 nagden zunaͤchſt ber ge⸗ 

a: Reich in Nechnung 
Hellenbe glaub ausgeſchieden morden # 
in dem Werhältni3 der Beiträge, welche 
ben einzelnen Berfiherungdantalten für 
den Verjicherten zugefloffen, begieungd- 
weife gemäß $ 28 zu Laſten des Reichs in 
Anrechnung zu bringen find. 


8 90. Die Verteilung ift den Vor⸗ 
Vorſtänden der beteiligten Verjicherungs- 
anftalten unter Angabe der ber Verteilung 
u Grunde gelegten Bahlen mitzuteilen. 

eder beteiligte Vorſtand iſt befugt, 
binnen vierzehn Tagen nad) ber Zur 
jtellung gegen bie Berteilung Einſpruch 
an erheben. Erfolgt binnen "biefer Feift 
ein Cinſpruch, jo gilt bie Berteilun en 
endgültig; wird rechtzeitig Einip 
hoben, s entjcheibet ü benfelben nad 

— der Vorſtände der anderen be- 

\erungsanitalten das Reichs⸗ 
—— — on der Entſcheidung 
werden bie Vorſtände in Kenntnis geſetzt. 

Sobald die auf die beteiligten Ver⸗ 
fiherungsanftalten entfallenden Unteile an 
ber Rente endgültig jelftehen, hat das 
Nechnungsbüreau eine Ausfertigung ber 
Verteilung dem Vorſtande der für die 
Teitfegung ber engen erfiche- 


rungsanftalt zu üb 








Auszahlung durd Die Poſt. 

8 91. Die Uuszahlung ber Renten 
wird auf Unmeifung bed Vorſtandes ber 
im 8 90 Ubfab 2 Ge zeichneten Verſiche⸗ 
rungsanitalt vorf —5 burd) bie gott 
verwaltungen, un oem in ber Regel 


durch feige anftalt bewirkt, in 
deren Bezirk der ngöberechtigte ur 
Zeit bed Antrags ewilligung 


Rente feinen ——ã— hatte. Die Fol 
ftalt ift berechtigt, an des Be- 
vechtigungsausweiſes am zu leiſten. 


Verlegt Der gem fangsberechtigte feinen 
u 55— Antrag der 
Vorſtan gsanſtalt, welcher 
die —* en hatte, die letztere 
an die Poſtan neuen Wohnortes 


zur Auszahlung u überweifen. 


Erftattung der Korjeäe der Poft- 
berwaltungen. 
8 92. Die Bentral-Roftbehörben haben 
dem Rechnungsbüreau Nachweifungen 
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über Diejenigen Bahlungen, melde auf 
Grund der Anmeifungen der Berfiche- 
rungsanjtalten geleiftet worden find, zu⸗ 
zuftellen. Das Nechnungsbüreau hat 
vorgeichofjenen Beträge nach dem gemäß 
8 89 jetigeeliten Maßſtabe auf die be- 
teiligten Verſicherungsanſtalten zu ver- 
teilen und den letzteren Nachweifungen 
über bie ihnen zur Laft fallenden Einzel. 
beträge su übersenden. Eine Nachweiſung 
über bie em Reich zur Laft fallenden Be- 
träge ift dem Heihstangler (Reichsamt 
des en) zuzuſtellen. 

Den EHI ae hat das 

— nach f eines jeden 

nungsjahres mitzuteilen, welche Be⸗ 
träge von dem Reich und von ben ein⸗ 
ar Verjicherungsanftalten zu erftatten 
ind. 

Nach Ublauf eines Jahres von dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes an ſind die 
Zentral⸗Poſtbehörden berechtigt, bon jeder 
Verſicherungsanſtalt einen etriebsfonbg 
einzuziehen. Derjelbe iſt in vierteljähr- 
lihen Zeilzahlungen an die- den Verſiche⸗ 
rungsanſtalten von der Bentral-Poitbe- 
hörde zu bezeichnenden Kaſſen abzuführen 
und darf bie für bie Verliherungsanitalt 
im abgelaufenen Nechnungsjahre vorge: 
Ichoffenen Beträge nicht überfteigen. 


898. 1. Die Verſicherungsanſtalten 
haben die von den Poſtverwaltungen bor- 
geichoffenen Beträge binnen zwei Woden . 

nach Empfang der Schlußnachweilung für 
ba abgelaufene Nechnungsjahr zu er- 
itatten. Pie Erjtattung erfolgt aus den 
bereiten Mitteln der Unftalt. Sind ſolche 
nicht vorhanden und bietet auch der Re⸗ 
jervefonds folche nicht dar, jo hat ber 
weitere Sommmmalverband beziehungs- 
weile der Bunbdesitaat bie erforderlichen 
getrl äge vorzuſchießen. Bei gemeinſamen 

Verjuherungsanitalten erfolgt die Auf 
on ngung dieſes Vorſchuſſes nach dem im 

——* 2 feſtgeſetzten Verhältnis. 
icherungsanſtalten, welche 
mit ber —— der Beträ e im Rück⸗ 
ſtande bleiben, ift auf Anteng Der entral» 
Boftbehörde von iche⸗ 
rungsamt das Biangäbeitreibungäner- 
fahren einzuleiten. 


8 94. Die Beitimmungen ber 98 79 
bis 82, 86 bis 93 finden auf bie nad 
88 5 und 7 zugelajjenen Kajjeneinruh- 
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Anvaliditätd- und Alteröverficherungsgefeg. 58 95 bis 98. 


tungen entfprechende Anmenbung. Den 
tegteren ift bei der Verteilung ber Nenten, 
weiche von Berficherungsanitalten feitge- 
ſtellt ſind, die gleiche Summe von Bei- 
trägen in Anrednun zu bringen, welche 
Hei Bemejjung der Rente für die Dauer 
der Berjicherung bed NRentenempfängers 
bei einer Kaſſeneinrichtung nah 8 27 
in Anrechnung gebracht ift. Die Bertei- 
lung von Renten, melde von einer 
Kajjeneinrichtung feftgeftellt find, erfolgt, 
joweit ein Anſpruch auf biejelben aud) 
nach ben Borfchriften dieſes Geſetzes be- 
ftehen mwürbe und jomeit diefelben das 
Map be reichögejeglichen Anſpruchs nicht 
überfteigen, nad bem Verhältni3 der den 
Berfiherungsanitalten und der den Kaſſen⸗ 
einrichtungen zugeflojfenen Beiträge, letz⸗ 
terer, joweit fie für die Gewährung von 
Nenten in der buch dieſes Geſetz feitge- 
Er Höhe für erforderlich zu erachten 
in 


Soweit diefe Kaffeneinrichtungen bie 
von ihnen feitgefegten Renten ohne Ver⸗ 
mittelung der Poftanitalten jelbit aus 

hlen, wirb ihnen ber Reichszuſchuß am 
. eines jeden Rechnungsjahres auf 
jedesmalige Liquidation direlt überwieſen. 
Die Verſicherungs-Anſtalten, auf welche 
Teile der von ſolchen Kaſſeneinrichtungen 
geaahiten Nenten entfallen, haben biefe 

nteile nach beren eititellung durch das 
Nechnungsbüreau den Vorjtänden der be- 
teiligten Kaſſeneinrichtungen jährlich zu 
erttattert. 





Erſtattung don Beiträgen. 

8 95. Der Anſpruch auf Eritattung 
von Beiträgen (88 30 und N) ift unter 
Keibringung ber zur Begründung deö- 
felben dienenden Bemeisitüde bei dem 
Vorſtande derjenigen Berficherungsans- 
fait an welche zulegt Beiträge entridjtet 
worden find, geltend zu machen. 

Auf das Xerfahren finden bie Bor 
fehriften der 88 75 Abſaß 2 Dis 4, 77 bi 
82, 87, 89 bis 93 mit ber Maßgabe ent- 
fprechende Anwendung, daß eine Mitwir⸗ 
tung des Staatslommiſſars nicht ſtatt⸗ 
findet und daß die Berufung ſowie die 
Reviſion aufſchiebende Wirkung haben. 





Höhe der Beiträge. 
8 96. Zür bie erfte Beitragsperiode 
($ 20) 





in jeber Verficherungsan- 
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ſtalt, borbeneitiich anberiveitiger Feſt⸗ 
ſetzung ß 98, an wödjentlichen 
Beiträgen zu erheben: 

in Lohnt. I 14 Pig, 

„ ” Il 20 „ 
III 24 „ 
IV „ 





897. 1. Für die ferneren Beitrags 
perioden hat der Ausſchuß einer jeden 
Verjicherungsanftalt nad) Anhörung bes 
Vorſtandes über bie döhe der Beiträge 
nach Maßgabe ber 88 20, 21, 24 zu be 
Schließen. Dabei jınd Ausfälle oder 
Ueberſchüſſe, welche ſich aus der Erhe- 
bung ber bisherigen Beiträge rechnungs⸗ 
wäßig herausgejtellt haben, in der Wei,e 
— berückſichtigen, daß durch die neuen 

eiträge eine Ausgleichung eintritt. 

2. Beichluß bedarf der Genehmi«- 
gung bes Reichsverſicherunggamts. ft 
die Beitragsperiobe bis auf einen Monat 
abgelaufen, ohne daß ein von dem Reichs⸗ 
Berficherungsamt genehmigter Beſchluß 
vorliegt, jo hat das Reichs⸗Verſicherungs⸗ 
amt die Höhe der für die nächte Beitrags⸗ 
periode zu erhebenden Beiträge für alle 
in ber Verſicherungsanſtalt verjicherten 
Perfonen nad) Maßgabe des 8 24 jelbit 
teitgufehen. 

3. Die Höhe der Beiträge ſowie der Zeit- 
punkt, von welchem ab diejelben erhoben 
werben follen, iſt durch biejenigen Blätter 
durch weiche die Bekanntmachungen ber 
Berficherungsanitalt zu erfolgen haben, zu 
veröffentlichen. Die Betanntmachung muß 
mindeftend zwei Wochen vor demjenigen 
Zeitpunfte erfolgt fein, von welchem ab 
der Beitrag in ber feitgeitellten Höhe 
erhoben werben: joll 





8 98. Die Verfüherungsanftalt ift 
beredjtigt, ſchon für bie erjte Beitrags- 
periode oder innerhalb derſelben an Stelle 
der im 8 96 feitgefegten Beträge für 
ihren Bezirk andere Beitragsſätze unter 

eachtung der Beitimmungen der 88 20, 
21, 24 zu beichließen. Der Beſchluß be» 
darf der Genehmigung des Reichs-Ver- 
ficherungdamt3. Im übrigen finden auf 
derartige Beichlüffe die Vorſchriften de 
8 97 Nbfat 1 und 3 entiprechende Un- 
wendung. ' 
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Marken. 


8 99. Zum Zweck ber Erhebung ber 
Beiträge werben bon jeber werjicherungd- 
anftalt für bie einzelnen in ihrem Be 
giele vorhandenen Lohnklaſſen Marken mit 

er Bezeichnung ihres Geldwerts audge" 
eben. Das Reichs⸗Verſicherungsamt be- 
Mimi die Unterſcheidungsmerkmale und 
ie Gültigleitödauer der Marten. Inner⸗ 

Halb zweier Jahre nad) Ablauf ber Gül⸗ 
tigkeitsdauer können ungültig gewordene 

arten bei den zum Markenverkauf be 
ftimmten Stellen gegen gültige Marten 
umgetaufcht werben. 

Die Marken einer Berjicherungsanftalt 
fönnen bei allen in ihrem Bezirke be- 
Iegenen Poſtanſtaten und anderen von ber 
Berficherungsanaftit einzurichtenden Ver⸗ 
fauföftellen gegen Erlegung des Nenn⸗ 
wert käuflich erworben werden. 





Entriätung der Beiträge, 


8 100. Die Beiträge des Xrbeit- 
geber3 und ber Verſicherten find von 
bemjenigen Ürbeitgeber zu entrichten, 
weicher ven Verjicherten während ber Ka⸗ 
lenderwoche beichäftigt hat. 

Findet die Beſchäftigung nicht während 
ber ganzen Kalenderwoche bei bemijelben 
Urbeitgeber ftatt, fo ift von demjenigen 
Urbeitgeber, welcher ben Verficherten zu- 
erit beichäftigt, der volle Wochenbeitrag 
zu entrichten. Ä 

Sofern die Zahl ber thatlächlich ver- 
mwenbeten Arbeitätage nicht feitgeitellt wer⸗ 
ben Tann, ift der Beitrag für diejenige 
Ürbeitszeit zu entrichten, welche zur Der- 
ftellung ber Wrbeit annähernd für er- 
forderlich zu erachten iſt. Gtreitfalle 
entfcjeibet auf Antrag eines Teile bie 
untere Verwaltungs» Behörde endgültig. 
Die Verſicherungsanſtalt iſt berechtigt, für 
die Berechnung derartiger Beiträge be- 
ſondere Beftimmungen zu erlaffen. Die 
jeiben bedürfen der Genehmigung bes 
Reichs⸗Verſicherungsamts. 





Quittungstarte. 


8 101. Die Entrichtung ber Beiträge 
erjolgt durch Einfleben eines entiprechen- 
ben von Marken in bie Quit⸗ 


Anvaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetz. 88 99 bis 103. 


tung3farte de3 Verficherten. Sit ber Ver⸗ 
fiherte mit einer Quittungsfarte nicht 
verjehen, fo ift der Wrbeitgeber berech⸗ 
Ent, für Rechnung des Verjicherten eine 
folde anzuſchaffen und ben verauslagten 
Betrag bei ber naͤchſten Lohnzahlung ein- 
zubehalten. 

Die Quittungskarte enthält das Jahr 
und den Tag ihrer Ausgabe, die über ben 
Gebraud) ber Quittungskarte erlaffenen 
Beſtimmungen ($ 108) und die GStraf- 
borichrift des 8 151. Im übrigen be- 
ſtimmt der Bundesrat ihre Einrichtung. 

Die Koften der Quittungskarte trägt, 
foweit fie nicht für Rechnung des Ber- 
fiherten zu beichaffen ift (Abſatz 1), die 
bie Berficherungsanftalt des Ausgabebe⸗ 
zirks. 





8 102. 1. Jede Autitungäfarte bietet 
Raum zur Aufnahme der Maren 
für fiebenumbdvierz'ig Beitragswochen. Die 
Karten find für jeden Verficherten mit 
fortfaufenden Nummern zu verjehen; die 
erjte für ihn ausgeitellte Karte if! am 
Kopfe mit dem Namen derjenigen Ver⸗ 
fiherungdanftalt, in deren Bezirk der 
Verſicherte zuu biejer Zeit beichäftigt ift, 
jede folgende mit dem Namen berjenigen 
Verjicherungsanftalt, welche ſich auf 
nächitvorhergehenden Karte vermerkt fin- 
det, zu bezeichnen; jtimmt der auf einer 
fpäteren dort enthaltenen Namen mit 
bem auf ber erften arte enthaltenen 
Namen nicht überein, jo ift der auf der 
eriten Karte enthaltene Name maßgebend. 

2. Der Berficherte ift berechtigt, auf feine 
Koften zu jeder Zeit die Ausstellung einer 
neuen Quittungskarte gegen Rüdgabe der 
älteren Karte zu beanſpruchen. 





8 103. Die Ausftellung und ber Um- 
tausch ber Quittungskarten erfolgt durch 
die von der Landeö-Bentralbehörbe be- 
zeichnete Stelle. 

Die hiernach zuftändige Stelle hat bie 
in der zurüdgegebenen Karte eingeflebten 
Marken derart aufzuvechnen, daß erjicht- 


Dienitleiftungen anzugeben. 
dieſer Aufrechnung ſich ergebenden End⸗ 





Invalidität und Altersverſicherungsgeſetz. 88 104 bis 110. 


ahlen ift bem Inhaber der Karte eine 
eicheinigung zu erteilen. 


8 104. Cine Dunttungslarte verliert 
ihre Gültigkeit, wenn jie nicht bis zum 
Schluſſe bes dritten Jahres, welches dem 
am Kopfe ber Karte verzeichneten Jahre 


($ 101 Abſatz 2) folgt, zum Umtauſche 


eingereicht worden tft. Iſt die Unnahme 
begründet, daß ber Berjicherte ohne jein 
Verſchulden den redhtzeitigen Umtaufch 
verfäumt hat, fo lann der Borftand ber 
Berſicherungsanſtalt des Beichäftigungs- 
ortes auf den Antrag des Verſicherten die 
fortdauernde Gültigkeit der Duittung 
karte anerlennen. 





8 105. Berlorene, unbrauchbar ge 
wordene oder zerftörte Quitungskarten 
find Durch neue zu erjegen. In Die neue 
Quittungslarte find die biß zum Berluft 
der Karte entriöjteten Beiträge, ſoweit die 
ſelben nadjweisbar geleiftet worden find, 
in beglaubigter Form zu übertragen. 

8 106. Der Berjicherte ijt befugt, 
binnen zwei Wochen nah Aushändigung 
der Beiheinigum (8 103) oder der neuen 
Duittımgslarte (8 105) den 





In⸗ 
cheini iehungsweiſe 
ter U — — * 
Gegen die Zurũckweiſ des Einſpruchs 
findet binnen gleicher Friſt Rekurs an 
die unmittelbar vorgeſetzte Dienſtbehörde 
ſtatt. Die letztere encjeibet hierüber, ſo⸗ 
wie über andere das Verfahren betrefjenbe 
Beichwerden enbgültig. 


8 107. Die abgegebenen Duittungs- 
arten find an bie Berficherungsanitalt 
bes Bezirks zu Üüberfenden und von biejer 
an biejenige Verficherungsanftalt, beren 
Kamen fie tragen, zu übermeijen. 

Der Bundesrat hat die ‚Boransjegungen 
zu beftimmen, unter denen bie Vernid)- 
tung von Duittungäfarten zu erfolgen hat. 








8 108. Die Eintragung eines Urteils 
über bie Führung ober die Leiftungen des 
Inhabers, ſowie jonftige durch dieſes Ge- 
jeg nicht vorgeiehene Eintragungen oder 

erke in ober an ber Quittungsfarte 
find umzulöſſig. Quittungskarten, in 
welchen derartige Eintragungen oder Ver⸗ 
merke ſich vorfinden, find von jeder Be- 
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hörde, welcher fie Far einzubehalten. 
Die Behörde hat die Erfegung berfelben 
duch neue Starten, in welche ber zur 
läjlige Inhalt ber erjieren nah Maß—⸗ 
gabe der Beitimmung des 8 105 zu über⸗ 
nehmen ib zu veranlafjert. 

Dem Ürbeitgeber ſowie Dritten ift 
unterjagt, die Quittungskarte nach Ein⸗ 
Hebung ber Marken wider den Willen 
des Inhahers zurüdzubehalten. Wuf die 
Burüdbehaltung ber Karten ſeitens der 


uftändigen Behörben und Organe zu 
—* des Umtauſches, der Kontrole, 
ichti frechnung oder Ueber⸗ 


u 
ng findet dieſe 
A — 

Duittungsfarten, welche im Widerſpruch 
mit dieſer Vorſchrift zurückbehalten wer⸗ 
ben, find durch die Ortspolizeibehörde dem 
Bumiberhandelnden abzunehmen und bem 
Berechtigten auszuhändigen. Der eritere 
bleibt dem letzteren für alle Rachteile, 
welche biefem aus ber Zumiderhandlung 
erwachſen, verantwortlich. 


Berichtigung, A h 
tragu Beitimmung Teine 
nv 





109. In die Quittungslarte hat ber 
Arbeitgeber bei der „ohnzahlung gi bem 
nad 8 100 zu berecinenden eirage 
Marfen derjenigen Art einzufleben, welche 
für die gopnklaffe, die für den Berficherten 
in Unmwendung kommt (8 22), und, falls 
die Beiträge für einzelne Berufszweige 
verichieden bemefjen find ($ 24), für den 
betreffenden Berufszweig von der für den 
Beihäftigungsort zuftändigen Verſiche⸗ 
rungsanitalt ausgegeben if. Die Marken 
hat der Ürbeitgeber aus eigenen Mitteln 
zu erwerben. 

Die Marken müfjen auf die Quittungs- 
farte in fortlaufender Reihe eingeflebt 
werden. Der Bundesrat ift befugt, über 
Entwertung von Marlen Vorſchriften zu 
erlajjen und deren Nichtbefolgung mit 
Strafe zu bedrohen. 

Die Ürbeitgeber find berechtigt, bei der 
Lohnzahlung den von ihnen beichäftigten 
PBerjonen die Hälfte Der Beiträge in 
Abzug zu bringen. Die Abzüge dürfen 
ſich höchſtens auf die für die beiden legten 
Lohnzahlungaperioden entrichteten Bei⸗ 
träge eritreden. 





8 110. Die Erhebung den Beiträge für 
diejenigen Berfonen, auf welche die Ver- 
ſicherungspflicht nad) $ 2 erjtredt morden 


Fe A dt De Lade ZI D 
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ift, wird durch Beſchluß des Bundesrats 
geregelt. 


8 111. Durch Beſchluß bes Bundes⸗ 
rats oder für den Bezirk einer Verſiche⸗ 
rungsanſtalt durch das Statut derſelben 
kann für Verſicherte, welche nicht in einem 
regelmäßigen Arbeitsverhältnis zu einem 
—— Arbeitgeber ſtehen, oder für 
einzelne Klaſſen ſolcher Verſicherter be- 
ſtimmt werden, daß ſie befugt ſind, die 
Verſicherungsbeiträge ſtatt der Ürbeitge- 
ber im voraus zu entrichten. Dem Ver⸗ 
fiherten, weldyer auf Grund folcher Be- 
ftimmung bie vollen Wochenbeiträge ent- 
richtet hat, fteht gegen ben nach 8 100 zur 
Entrichtung der Beiträge verpflichteten 
Ürbeitgeber der Anſpruch auf Erftattung 
ber Hälfte der entrichteten Beiträge zu. 








Einziehung der Beiträge. 


8 112. Durd die Lanbes-Zentralbe- 
hörde, oder mit Genehmigung derjelben 
duch dad Statut einer Berficdjerungsan- 
ftalt, oder mit Genehmigung ber höheren 
Berwaltungsbehörde duch ftatutarijche 
Beitimmung eines weiteren Stommunal- 
verbandes oder einer Gemeinde kann ab- 
meichend von ben Vorſchriften bed 8 109 
wie 1 angeorbnet werden: 

1. daß bie Beiträge für diejenigen Ver⸗ 

füherten, weiche einer Krankenkaſſe 

(8 135) angehören, durch deren Dr- 

gane für Rechnung ber Verſiche⸗ 

rungsanftalt von den Wrbeitgebern 
eingezogen und die den eingezogenen 

Beiträgen entiprechenden Marken in 

die Quittungsfarten der Verficherten 

eingellebt und entivertet werden; 

2. daß bie Beiträge für diejenigen Per- 
fonen, welche feiner Krankenkaſſe 
6 158) angehören, in ber gleichen 
Weiſe Durch Gemeinbebehörben oder 
andere von der Landes⸗Zentralbe⸗ 
hörbe bezeichnete Stellen oder durd) 
örtliche, von der PVerfiherungsan- 
ftalt eingerichtete Hebeſtellen einge- 
zogen werden. In diejen Yällen kön⸗ 
nen Bejtimmungen über die Verpflich 
tung zur Anmeldung und Abmeldung 
ber Verſicherten getroffen und Zu— 
widerhandlungen mit Geldſtrafe bis 
zu einhundert Mark bedroht werden. 

Soweit die Einziehnng der Beiträge in 


Invaliditäts⸗ und Altersverſicherungsgeſetz. 88 111 bis 115. 


diefer Weile geregelt wirb, find bie U» 
beitgeber berechtigt, bei der Lohnzahlung 
den don ihnen beichäftigten Perſonen bie 
Hälfte der in den beiden letzten Lohnzah⸗ 
lungSperioben fällig gewordenen Beiträge 
in Abzug zu bringen. 

Die Verficherungsanftalten find ver- 
pflichtet, den Krankenkaſſen ober ben an- 
deren mit der Einziehung der Beiträge 
beauftragten Stellen bie erforderlichen 
Marten gegen Abrechnung zur Verfügung 
zu ftellen und eine von der Landes⸗Jen⸗ 
tralbehörde zu beſtimmende Vergütung zu 
gewähren. 





8 113. Sofern eine im 8 112 Abſ. 1 
vorgejehene Unordnung getroffen ift, kön⸗ 
nen auf bemjelben Wege Beltimmungen 
dahin getroffen werben, baß 

1. die Ausſtellung unb der Umtaufch 

der QDuittungsfarten (8 103 und 
105) durch die nad $ 112 Abſatz 1 
mit ber Cinziehung ber Beiträge be- 
auftragten Stellen ftattzufinden hat; 

2. für diejenigen Berficherten, deren 

Beſchäftigung durch ihren Ymed oder 
im voraus durch den Wrbeitsver- 
trag auf einen Seitraum von 
weniger als einer Woche beichränft 
it, die auf bie Berjicherten ent- 
fallende Hälfte ber Beiträge un- 
mittelbar von ben Berlicherten, die 
auf die Arbeitgeber entfallenbe Hälfte 
aber von bem weiteren Rommunal- 
verbande beziehungsmweile der Ge- 
meinde entrichtet und durch fie von 

ben Urbeitgebern wieder eingezogen 
wird. 





8 114. Die im 8112 Abſatz 1 Biffer 
1 und 8 113 vorgejehene Maßregel Tann 
für bie Dritglieder einer Kranlkenkaſſe 
($ 135) auch durd) das Kaſſenſtatut, und 
für biejenigen Berfidyerten, welche einer 
für Reichs⸗ oder Staatöbetriebe errid) 
teten Kranlenfajje angehören, auch durd) 
die ben Verwaltungen diefer Betriebe vor- 
geſetzte Dienſtbehörde getroffen merben. 





8 115. Der Verficherte iſt berechtigt, 
bie Quittungsfarte bei der die Beiträge 
einziehenden Stelle, folange er in dem 
Bezirke biefer Gtelle verfichert iſt, zu 
hinterlegen. 





Invaliditäts⸗ und Altersverſicherungsgeſetz. 88 116 bis 122. 


Abrundung. 


8 116. Ergeben fich bei den zwiſchen 
Ürbeitgebern und Berjicherten ſtattfin⸗ 
benben Abrechnungen Bruchpfennige, fo 
ift die auf den Ürbeitgeber entfallende 
Hälfte nach oben, bie auf ben Berjicherten 
entfallende Hälfte nad) unten auf volle 
Pfennige abzurunden. 





Freiwillige Fortſetzung Des Ver⸗ 
fiherungsperhältnifies. 


8 117. Berfonen, welche aus bem Ber- 
fiherungsverhältnig ausſcheiden, ſind be- 
rechtigt, dasſelbe freiwillig dadurch fort- 
uſetzen begie ungsweiſe zu erneuern ® 32 

2), fie die für die Lohnklaſſe II 
feſtgeſetzten Beiträge in Marken berjenigen 
Berficherungsanitalt, in deren Bezirk fie 
fih aufhalten, entrichten und gleichzeitig 
für jede Woche freimilliger Beitragsleiſt- 
ung eine Zuſatzmarke beibringe:: ($ 121.) 

Während eined Kalenderjahres kön⸗ 
nen jedoch indgejamt mein al3 52 Bei- 
tragäwochen niemals in Anrechnung ge 
bracht werden. 

Auf die Wartezeit für die Invaliden⸗ 
rente kommen die zum Zweck der Fort⸗ 
fegung oder Erneuerung bed Verſiche⸗ 
rungöverhältnijjie freiwillig geleifteten 
Beiträge nur dann zur Anrechnung, wenn 
für den Berficherten auf Grund der Ber- 
ſicherungspflicht oder ber Beitimmung bes 

8 für mindeſtens einhundertfiebenzehn 
f eitragämodien Beiträge geleiftet worden 
ind. 

Die gemäß Wſatz 1 verwendeten Dlar- 
fen find zu entwerten. Die Entwer—⸗ 
tung erfolgt durch die von ber Landes⸗ 
Bentralbehörde zu beitimmenden Stellen 
und darf nur dann vorgenommen werden, 
wenn ber entiprechende Betrag an Zujap- 
marken beigebradjyt worden ift. 





118. Selbſtändige Betriebsunter⸗ 
nehmer, welche regelmäßig nicht mehr als 
einen Lohnarbeiter beſchäftigen, ſind, nach⸗ 
dem für dieſelben auf Grund der Verſiche⸗ 
rungspflicht während mindeſtens fünf Bei⸗ 
tragsjahren Beiträge entrichtet worden 
find, im Falle ber Fortſetzung ober Er- 
neuerung des Verſicherungsverhältniſſes 
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von der Beibringung ber Bufagmarlen 
befreit. 


8 119. Wirb ein zwiſchen einem Ber- 
jicherten und einem beftimmetn Xrbeit- 
geber beitehenbes Arbeits⸗ ober Dienft- 
verhältnis (8 1) berart unterbrochen, 
daß erfterer aus ber Verficherungspflicht 
vorübergehend ausſcheidet, jo kann für 
einen bier Donate nicht überfteigenben 
Zeitraum das Berficherungsverhältnis 
au ohne Beibringung von Zuſatz- 
marlen dadurch freiwillig aufredit er- 
halten werden, daß ber Wrbeitgeber ober 
der Berficherte die bisherigen Beiträge 
fortentrichtet. 








Selbſtverſicherungsverhültnis. 


8 120. Perſonen, welche in Gemäßheit 
der Bejtimmung des 8 8 16 ſelbſt ver- 
ſichern, find verpflichtet, außer den vollen 
Beiträgen in Marken berjenigen Verfiche- 
rungsanitalt, zu deren Bezirk ihr Beichäf- 
tigungdort gehört, für jede Woche der 
Selbjtverfiherung eine Zuſatzmarke bei- 
ubringen. Die Beitragsmarten und Zu⸗ 
Fagmarten jind in der im & 117 Ubfap 4 
bezeichneten Weiſe zu entmerten. 





Zufagmarten. 


8 121. Die Zuſatzmarken (8 117) wer- 
ben für Rechnung des Reichs hergeltellt. 
Sie müfjen bie egeihmung ihres Geld- 
wert3 enthalten und in Farbe und Be- 
zeichnung von den Marken ber Berjiche- 
rung3anitalten verjchieden fein. Die Un- 
terfcheidungsmerfmale berjelben werden 
bom Reichö-Verficherungsamt feitgefeßt. 

Die Zuſatzmarken können bei allen Poſt⸗ 
anftalten, ſowie bei denjenigen Stellen, 
welche von den Berfiherungsanftalten zum 
Bertriebe ihrer Marken errichtet worden 
find, gegen Erlegung des Nennwerts 
käuflich erworben merben. 

Bis zur anbermweiten Feſtſetzung burch 
den Bundesrat beträgt der Nennivert ber 
Zuſatzmarken acht Pfennig für die Bei⸗ 
tragswoche. 





&Streitigleiten. 


8 122, Streitigkeiten zwifchen ben Or⸗ 
anen der Verſicherungsanſtalten einer« 
* und Arbeitgebern oder Wrbeit- 
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sıchmern ober ben im 8 8 — 
Perſonen andererſeits, oder zwiſchen Ar⸗ 
beitgebern und Arbeitnehmern über die 
Frage, ob oder zu welcher Verſicherungs⸗ 
anſtalt, in welcher Lohnllaſſe, oder, 
fern die Beiträge für einzelne Berufs- 
zweige verjchieden bemeijen find (8 24), 
für melden Berufszweig Beiträge zu 
entrichten find, werden von ber für den 
Beihäftigungsort (8 a) zuftänbigen 
unteren Verwaltungsbehörde entjchieden. 
Segen beren Enticheidung fteht den Be- 
teiligten binnen bier Wochen nad) ber 
Zuſtellung die Beſchwerde an bie höhere 
Verwaltungsbehörde zu, melde endgültig 
entfcheidet. 


8 123. Die Vorfchriften des 8 122 
finden auch auf Streitigkeiten zwiſchen 
den Organen veridjiebner Verficherungs- 
anftalten über die Frage, zu welcher der- 
feiben für beftimmte Berfonen eiträge 
zu entrichten find, Anwendung. 








8 124. Im übrigen werden Gtreitig- 
leiten zwiſchen bem Wrbeitgeber und ben 
von ihm beichäf igten Berjonen über bie 
Berechnung und Anrechnung der für dieſe 
zu entrichtenben oder im alle des 8 111 

jelben zu erftattenden Beiträge bon 
ber unteren Berwaltungsbehörbe (8 122) 
. endgültig entſchieden. 


8 125. Nach endgültiger Erledigung 
diefer Streitigfeiten hat die untere Ver⸗ 
waltungsbehörde von Amtswegen bafür 
zu forgen, daß zu wenig erhobene Be- 
träge durch nachträgliche Verwendung 
von Marten beigebracht werden. Zu viel 
erhobene Beiträge jind auf Untrag von 
der Verjicherungsanitalt wieder einzuzichen 
und nach Vernidytung der in die Quit 
tungskarten eingeflebten betreffenden War- 
fen und Berichtigung der Aufrechnungen 
an bie beteiligten Arbeitgeber und Ber- 
fiherten zurüdzuzahlen. 

Handelt es — ) um bie Verwendung 
von Marten einer nicht zuftändigen Ber- 
fiherungsanftalt, jo iſt nad Bernidj- 
tung derjenigen Marken, weldye irrtüm- 
lich beigebracht find, ein ber Bahl der 
Beitragswochen entiprechenber Betrag von 
Marken der zuftändigen Verjicherungs- 
anftalt beizubringen. Der Betrag Der 
vernicdhteten Marten iſt von der Ber- 
fiherungsanftalt, melde fie ausgeſtellt 
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hatte, wieder einzuziehen und vr chen 
den beteiligten Arbeitgebern und Ber- 
fiherten entipredjend au teilen. 

An die Stelle der Nernichtung von 
Marken kann in den nach Anſicht der 
unteren Verwaltungsbehörde dazu geeig⸗ 
neten Fällen die Einziehung ber Quit⸗ 
tungäfarten und nad) Uebertragung der 
gültigen Eintragungen derfelben die Wus- 
ftellung neuer Quittungsfarten treten. 





Kontrolle. 


8 126. Die Berjicherungsanftalten 
find befugt, mit Genehmigung des Neid“ 
Verficherungdamts zum Zweck der Kon⸗ 
trole Vorſchriften zu erlaſſen. Sie find 
ferner befugt, die Arbeitgeber zur redıt- 
eitigen Erfüllung dieſer Rorfchriften 
uch Geldftrafen bis zum Betrage von 
je einhundert Mark anzuhalten. Das 
a en kann den Er 


‚ laß derartiger Vorichriften anordnen und 


diejelben, ſofern folche Unordnung nid 
befolgt wird, ſelbſt erlajjen. 

Die Ürbeitgeber find verpflichtet, über 
die Zahl der von ihnen bejchäftigten Per- 
fonen und über die Dauer der Beichäfe 
tigung den Organen der Verſicherungs⸗ 
anftalt, ſowie den mit der Kontrole be- 
auftragten Behörden oder Beamten auf 
Verlangen Auskunft zu erteilen und: den- 
jelben Diejenigen Geſchäftsbücher oder 
Liſten, aus welchen jene Thatſachen her- 
vorgehen, zur Einjicht während der Be- 
triebszeit an Ort und Stelle vorzulegen. 
Ebenjo find die Verſicherten zur Er- 
teilung von Auskunft über Ort und 
Dauer ihrer Beichäftigung - verpflichtet. 
Die Arbeitgeber und die Verſicherten ſind 
ferner verbunden, ben bezeichneten Or⸗ 
ganen, Behörden und Beamten auf Er- 
fordern die Quittungsfarten behuf3 Aus- 
übung der Kontrole und Yerbeiführung 
der etwa erjorderlichen Berichtigungen 
gegen Beicjeinigung auszuhändigen. Sie 
Tönnen hierzu von ber unteren Verwal⸗ 
tung3behörde durch Geldftrafen bis zum 
Betrage von je breihundert Mark an⸗ 
gehalten werden. 





8127. Berichtigungen der Quittung 
farten erfolgen, fern die Beteiligten 
über biefelben einverftanden find, auf dem 
im 8125 angegebenen Wege durch die die 











Invaliditäts⸗ und Altersverſicherungsgeſetz. 88 128 bis 132. 


Kontrofe ausübenden Organe, Behörden 
oder Beamten, oder durch die bie Bei⸗ 
träge einziehenden Organe, anderenfalls 

d Crledigung des Streitverjahreng gr 
mäp der Borfchriften der 88 122 big 124. 





8 128. Die ducch bie Stontrolle den 
Terfiherungsanftalten ermachjenben. often 
nehören zu den Verwaltungskoſten. So⸗ 
weit Diefelben in baren Auslagen be 
ftehen, können fie durch den Boritand 
der BVerjicherungsanftalt bem Wrbeitgeber 
auferlegt werben, wenn berjelbe durch 
Nichterfüllung ber ihm obliegenden Ber» 
pflihtungen zu ihrer Aufwendung An⸗ 
lol; geg hat. Gegen bie Auferlegung 
der Koften findet binnen zwei Wochen 
nach Zuſtellung bes Beichliifes die Be- 
ſchwerde an die untere Verwaltungs⸗ 
behörde (8 122) ſtatt. Dieſe entjcheidet 
endgültig. Die Beitreibung der auferleg- 
ten Koſten erfolgt in berjelben Weiſe, 
wie die der Gemeindeabgaben. 





Bermögensperwaltung. 


8 129. Verfügbare Gelder ber Ber- 
jicherungsanftalten find nah Maßgabe 
ber Veltimmungen bes $ 76 des Unfalle 
verficherungögejeges verzinglich anzulegen. 

Auf Antrag einer Verficherungsanitalt 
fann der Kommunalverband beziehungs- 
weife die Bentralbehörde des Bundes⸗ 
ſtaates, für welchen die Rerjicherungs- 
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anftalt errichtet iſt, widerruflich geftatten, 
einen Teil des Anſtaltsvermögens in 
anderen zindtragruben Papieren ober in 
Grundſtücken arzulegen. Bei gemein- 
famen Berficherungsanitalten enticheibet 
über Derartige Unträge, falls eine Ber- 
ftändigung nicht erzielt wird, bie Landes⸗ 
Bentrafbehörbe oder, fofern mehrere Lan⸗ 
des⸗Zentralbehörden beteiligt find, ber 
Bundesrat. Mehr als der vierte Teil bes 
Vermögens der einzelnen Verſicherungs⸗ 
anftalten darf jedoch in ber bezeichneten 
Weiſe nicht angeleyt werden. 

Wertpapiere find nach näherer Be» 
ftimmung der Zentralbehörde desjenigen 
Bundezftaates, in deſſen Gebiet die Ver- 
jiherungsanftalt ihren Sig hat, bei einer 
dur Aufbewahrung von Geldern oder 
Wertpapicren bejugten öffentlichen Be— 
hörde oder Kaſſe niederzulegen. 





8 130. Die Berfiherungsanftalten 
find verpflicyte, dem NReidj3-Berfiche- 
rungsamt nad) näherer Anweiſung des- 
jelben und in den von ihm vorzujchreiben- 
den Friſten Ueberfichten fiber ihre Ge- 
ſchäfts- und Nedynungsergebnijfe einzu- 
reichen. 

Die Urt und Form der Rechnungs 
führung bei ben Berficherungsanftalten 
wird durch das Reichs⸗Verſicherungsamt 
geregelt. 

Tas Nechnungsjahr ift das Kalender⸗ 
jahr. 





V. Auffidt. 


Neihs-Verfiherungsant. 
8 181. Die Verſicherungsanſtalten 
unterli in Bezug auf die Befolgun 
dieſes der Beaufſichtigung durch 
das Reichs⸗Verſicherunggamt. Tas Auf⸗ 
ſichtsrecht des lepteren erftredt fi) auf 
Die Beobachtung gejeplichen und fta- 
tutariſchen Borichriften. 
Alle Entſcheidungen bed Reichs⸗Ver⸗ 
ſicherungsamts⸗ jind endgültig, ſoweit in 
biefem Geſetze nicht ein anderes beftimmt 


i 

N das Reichs⸗Verſicherungsamt iſt be- 
fugt, jederzeit eine Prüfung der Ge- 
Ichäftsführung der Berjicherungsanftalten 
vorzunehmen. Die Mitglieder ber Vor⸗ 


ftände und fonftigen Organe der Ver⸗ 
jiherungsanftalten find auf Erforbern 
des NeichseVerjicherungsamts zur Vor⸗ 
legung ihrer Bücher, Beläge, Wertpapiere 
und Geldbeftände, ſowie ihrer auf den 
Inhalt der Bücher und die Feſtſetzung 
der Renten 2c. bezüglihen Schriftitüde 
verpflichtet. Das Keidy3-Berlicherungs- 
amt kann diejelben hierzu, ſowie zur De» 
folgung der gejeglicden und ftatutarifchen 
Vorſchriften durch Geldftrafen bis zu ein- 
taujend Mark anhalten. 


132. Das Reiche Derficerungsamt 
enticheidet, unbejdjadet der Nedjte Dritter, 
über Gtreitigfeiten, ıweldje ſich auj Die 
Rechte und Pflichten der Organe der 
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Verficherungsanftalten, ſowie der Mit- 
glieder dieſer Organe, auf die Auslegung 
der Statuten und auf bie Gültigkeit ber 


vollzogenen Wahlen, foiveit über letztere 


nicht nach 849 Abſatz 4 zu befinden ift, 
beziehen. 

Auf die bienftlichen Verhältniffe der 
auf Grund bes 847 Abſatz 1 beitellten 
Beamten findet dieje Borjchrift Teine An- 
wendung. 


81883. Die Enticheidungen bes Reichs 
Verſicherungsamts erfolgen in der Be- 
jegung von mindeſtens une ftändigen unb 
zwei nichtſtändigen Mitgliedern, unter 
melden jid) je ein Bertreter ber Ar⸗ 
beitgeber und ber Berficherten befinden 
muß, und Unter Buziehung von min- 
deitend einem vrichterlihen Beamten, 
wenn es Nic), handelt: 

1. um die Entſcheidung auf Reviſionen 

gegen die Enticheidungen der Schieds⸗ 





gerichte, 

2. um die Enticheibung vermögensrecht⸗ 
licher GStreitigfeiten bei Veränbe- 
rungen des Beſtandes ber Verſiche⸗ 
rungsanſtalten. 

Als Vertreter der Arbeitgeber und der 
Verſicherten gelten auch für den Bereich 
dieſes Geſetzes die auf Grund. ber Un⸗ 
allverjicherungsgejege zu nichtſtändigen 

itgliedern des ReieDerliherunge- 
amts gewählten Dertreter. der Betriebs 
unternehmer und ber Arbeiter, ohne Be- 


ihränfung auf die Angelegenheiten ihres 
befonderen Berufszweiges. 

Im übrigen werden die Formen des 
Berfahrend und ber Geſchäftsgang des 
Neichd-Berficherungsamtd burd) faijer- 
lihe Verordnung unter Zuftimmung des 
Bunbesrat3 geregelt. 





Landes-Verfiherungsämter. 


8 134. Sofern für bag Gebiet eines 
Bunbesitaates ein Landes⸗Verſicherungs⸗ 
amt errichtet ift (592 des Unfallverjiche- 
rungögeiegea, 8 100 .deö Geſetzes vom 5. 
Mai 1880, —— — ©. 132), unter⸗ 
liegen diejenigen Berlicheningsanftalten, 
welche ſich über das Gebiet diejes Bunbdes- 
ftaate3 nicht hinaus erftreden, ber Beauf⸗ 
fihtigung bes Landes⸗Verſicherungsamts. 
Auf die Landes-Berfidherungsämter fine 
den die Vorjchrifien der 8$ 131 bis 133 
entfprechende Anwendung. 

Sn ben Angelegenheiten ber ben Lan⸗ 
bes-Verjicherungsämtern unterjtellten Ver⸗ 
fiherungsanitalten gehen die in ben 88 21, 
66, 68 93, 97, 100, 126, 145 bem Reichs- 
Verjicherungsamt übertragenen Zuſtän⸗ 
digfeiten auf das Landes-Berlicherungs- 
amt über. 

Die Formen bes Verfahrens und der 
Geſchäftsgang bei dem Landes ⸗Verſiche⸗ 
rungsamt werden durch die Landezregie- 
rung geregelt. 


VI Schluß-⸗, Straf- und Übergangsbefimmungen. 


Srantentaffen. 


8 135. Als Krankenkaſſen im Sinne 
dieſes Geſetzes gelten bie Orts⸗-, Betriebs⸗ 
(Babeit-) Bau» und Innungskranken⸗ 
kaſſen, die Knappſchaftskaſſen, ſowie Die 
Gemeindekrankenverſicherung und landes⸗ 
rechtliche Einrichtungen ähnlicher Art. 





Beſondere Beſtimmungen für Seeleute. 


8 136. Seeleute (81 Ubjag 1 Ziifer 1 
des Geſetzes dom 13. Juli 18857, Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 329) find bei derjenigen Ver⸗ 
fiherung3anftalt zu verfichern, in deren 
Bezirk fi) der Heimatshafen des Schiſſes 
befindet. 


Durch den Bundesrat können über die 
Einziehung ber von ben Needern für 
Seeleute zu entrichtenden Beiträge von 
den Borfhriften biefeg Geſetzes ab- 
weichende Beltimmungen getroffen werben. 

Für Seeleute, melde ſich außerhalb 
Europas aufhalten, beträgt die Frift zur 
Einlegung von Rechtsmitteln drei Mo« 
nate, Die Friſt kann von derjenigen Be- 
hörde, gegen deren Beſcheid das Rechts- 
mittel ftattfindet, weiter erftredt werben. 

Un die Stelle der unteren Verwal⸗ 
tungsbehörde tritt bei Seeleuten das See⸗ 
mannsamt, und zwar im Inlande ba3 
Geemanndamt des Heimatshafens, im 
Auslande dasjenige Seemannsamt, welches 
zuerft angegangen werden Tann. 
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Beitreibung. 


8 187. Nüditänbe, fowie bie in bie 
Kaſſe der Verſicherungsanſtalt fließenden 
Strafen werben in berfelben Weije bei- 

etrieben wie Gemeindeabgaben. Ruck⸗ 
Hände haben das Borzugsrecht bes 8 54 
Nr. 1 der Konkurdordnung vom 10. Fe⸗ 
bruar 1877 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 351) und 
verjähren binnen vier jahren nach ber 
Fälligkeit. 





Zuftändige Sandesbebörden. 


8 138. Die Bentralbehörben ber 
Bunbesftaaten beftimmen, welche Ber- 
bände al3 weitere Konmmunalverbände an- 
ujehen, und von welchen Staats⸗ oder 

emeinbebehörden beziehungsweile Ver⸗ 
trelungen in dieſem Geſetze ben Staats- 
und eindeorganen, jomwie den Ber- 
tretungen ber weiteren Stommunalver- 
bände zugewielenen Verrichtungen wahr⸗ 
zunehmen jind. 

Die von den Zentralbehörden der Bun- 
besjtaaten in Gemäßheit vorftehender 
Vorſchrift erlaffenen Beitimmungen find 
duch den Reichs⸗Anzeiger befannt zu 
machen. 





Buftellungen. 


8 139. Buftellungen, welche den Lauf 
von Friſten bedingen, können durch die 
Poſt mittelft eingeichriebenen Briefes er- 
folgen. 

Perjonen, welche nicht im Inlande 
wohnen, können von ber zuftellenden Be- 
hörde aufgefordert werben, einen Zu⸗ 
ftellungäbevollmäcdhtigten zu beſtellen. 
Wird ein folder innerhalb der geſetzten 
Friſt nicht beftellt oder iſt der Aufenthalt 
jener Perſonen unbelannt, fo Tann bie 
Zuftellung dricdy Öffentlichen Aushang 
während einer mode in ben Geichäfts- 
täumen der zuftellenden Behörde oder der 
Organe der Verſicherungsanſtalten erjeßt 
werben. 





Gebünren- und Stempelfreiheit. 


5 140. Alle aur Begründung und 
Abwickelung ber Rechtsverhältuiffe zwi— 
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fhen ben Rerficherungsanftalten einer- 
ſeits und den Arbeitgebern oder Xer- 
ficherten andererjeit3 erforderlichen ſchieds⸗ 
gerichtlichen und außergerichtlichen Ver⸗ 
Handlungen und Urkunden find gebühren- 
unb Nempelket Dasſelbe pi für private 
ſchriftliche Vollmachten und amtliche Be⸗ 
ſcheinigungen, welche auf Grund dieſes 
Geſetzes zur Legitimation oder zur Füh⸗ 
rung von Nachweiſen erforderlid) werben. 





Rechtshülfe. 


0 

8 141. Die öffentlichen Behörden ſind 
verpflichtet, ven im Bollzuge dieſes Ge⸗ 
ſetzes an fie ergehenden Erſuchen bes 
Reichs⸗Verſicherungsamits, der Lanbes- 
nerhiperungeämtet, anderer öffentlicher 
Behörden, der Cchiebägerichte, ſowie der 
Vorjtände und Organe der Verjicherungs- 
aftalten zu entfprechen und den bezeich- 
neten Vorſtänden auch unaufgefordert 
alle Mitteilungen zufommen zu lajien, 
weiche für den Geichäftöbetrieb der Xer- 
fiherungsanftalten von Wichtigfeit find. 
Die gleiche Verpflichtung liegt ben Or⸗ 
ganen der Derficherungöanftatten unter- 
einander, fowie den Organen ber Ber 
rufögenoffenjchaften und Krankenkaſſen 
b 


ob. 

Die durch die Erfüllung dieſer Ver- 
pflichtungen entftehenden Koften jind von 
den Rerjicherungsanflalten al3 eigene 
waltungskoſten injoweit zu erftatten, als 
fie in Tagegeldern und Reiſekoſten von 
Beamten oder von Organen der %Ber- 
ſtcherungsanſtalten, Berufe en 
ten und Krankenkaſſen, jowie in Ge— 
bühren für Beugen und Sadjverftändige 
oder in fonitigen baren Wußlagen be- 
jtehen. 

Auf die nad) 88 5 und 7 zugelafjenen 
Kajjeneinrichtungen finden dieſe Bejtim- 
mungen, ſoweit e3 fi) um die auf Grund 
ihrer Zulaſſung Ye obliegenden Auf- 
gaben handelt, entiprechende Anwendung. 





Strafbeitimmungen. 


& 142. Arbeitgeber, welche in bie von 
ihnen auf Grund gejeglicjer oder von der 
Berjicherungsanftalt erlajjener Beſtim— 
mung aujzuitellenden Nachweiſungen oder 
Anzeigen Eintragungen aufnehmen, deren 
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Unridhtigfeit ihnen befannt war ober bei 
gehöriger Aufmerkſamkeit nicht entgehen 
konnte, lönnen von dem Borftanbe der 
VBerjicherungsanftalt mit Ordnungsſtrafe 
bi3 zu fünfhundert Mark belegt werden. 





8 143. Arbeitgeber, welche e3 unter- 
laſſen, für die von ihnen bejchäftigten, 
dem Berlicherungägwange unterliegenden 
Perſonen Marken in zureichender Höhe' 
und in vorichriftsmäßiger Befchaffenheit 
rechtzeitig (8 109) zu verwenden, können 
von dem Boritande der Berficherungs- 
anftalt mit Idrungeſtraſe bis zu drei⸗ 
Fan Mark belegt werden. Eine Be- 
trafung findet nicht ftatt, wenn die recht⸗ 
zeitige Verwendung ber Marken von 
einem anderen Wrbeitgeber ober Betriebs- 
leiter (8 144) oder im Falle des 8 111 von 
dem %Berjicherten bewirkt worden ift. 





8 144. Der Ürbeitgeber ift befugt, 
die Aufitellung der nad geleglicher oder 
ftatutariicher Vorſchrift erforderlichen 
Nachweiſungen oder Anzeigen, ſowie die 

erwendung von Marfen auf bevollmäch⸗ 
tigte Leiter jeines Betriebe zu über- 
tragen. 

ame und Wohnort von foldhen be» 
vollmächtigten Betriebsleitern jind dem 
Vorſtande der Verficherungsanftalt mit- 
zuteilen. Begeht ein derartiger Bevoll⸗ 
mächtigter eine in ben 88 142 beziehungs«- 
meije 143 mit Strafe bedrohte Handlung, 
jo finden auf ihn die in diefen Para- 
graphen vorgejehenen Strafen Anwen⸗ 
ung. 


8 145. Gegen bie auf Grund biefes 
Geſetzes oder der Statuten von ben Dr 
panen der Berlicherungsanftalten oder 
en Schiedögerichtövorfigenden erlaffenen 
Strafverfügungen findet binnen zivei 
Wochen - nad) deren Zuſtellung die Be— 
ſchwerde an das Reichs-Verſicherungs⸗ 
amt Statt. 

Die von den vorbezeichneten Organen 
fowie von ben Bermwaltungsbehörden auf 
Grund dieſes Geſetzes feitgeichten Strafen 
fließen, ſoweit nicht in dieſem Geſetze ab- 
weichende Beſtimmungen getroffen ſind, 
in die Kaſſe der Verſicherungsanſtalt. 








8 146. Perſonen, welche es unter- 
laſſen, im Falle der Selbſtverſicherung 
oder ber freiwilligen Verſicherung (888 


und 117) die vorgeſchriebenen Zuſatz- 


‚ marfen zu verwenden, können, fofern 


nicht nad) anderen Geſetzen eine höhere 
Strafe verwirkt ift, durch bie untere Ver⸗ 
waltungsbehördbe ihres Beichäftigungs- 
orted mit Ordnungsſtrafe bis zu einhun⸗ 
bertfünfzig Mark beftraft werben. 


8 147. Den Urbeitgebern und ihren 
Angeſtellten ift unterfagt, durch Ueber- 
einfunft oder mittelft Arbeitsordnungen 
die Anwendung ber Beſtimmung biejes 
Geſetzes zum Nachteil der Berficherten 
ganz oder teilweiſe außzufchließen oder 
diejelben in ber Uebernahme oder Aus 
übung eines in Gemäßheit dieſes Geſetzes 
ihnen übertragenen Chrenamt3 zu be- 
ſchraͤnken. Bertragsbeftimmungen, melche 
diefem Berbote zumiderlaufen, haben Teine 
rechtfiche Pirtung 

Arbeitgeber oder deren Angeſtellte, 
welche derartige Verträge ge chloſſen 
haben, werden, ſofern nicht nach anderen 
geſetzlichen Vorſchriften eine härtere Strafe 
eintritt, mit Geldſtrafe bis zu dreihundert 
Mark oder mit Haft beſtraft. 


tik 148. Die gleiche Strafe (8 147) 

ri 

1. Urbeitgeber, weiche ben von ihnen 
beichäftigten, dem Berficherungs- 
zwange umterliegenden Berfonen 
wiſſentlich mehr als bie Hälfte des 
für die beiden legten Lohnzahlungs- 
perioden verwendeten beziehungsweiſe 
in benfelben jettig gemorbenen Be⸗ 
— an „arten bei F 35 
zahlung in Anrechnung bringen (88 
109 Abfas 3, 112 Abſatz 2); 

2. Ungeftellte, welche einen foldjen 
tögeren Abzu en, ni bewirfen ; 








3. diejenigen Perjonen, welche dent Be 
rechtigten eine Quittungslarte wiber- 
rechtlich vorenthalten. 

Die unter Biffer 1 und 2 borgefehenen 

Strafbeftimmungen finden auf den Fall 
des 8119 Feine Anwendung. 





8 149. Mrbeitgeber, welche wiffent- 
[ich andere ald die vorgejchriebenen Mar- 
fern verwenden, ſowie Angeftellte und Ver⸗ 
jicherte, welche wiffentlich eine folche une 
richtige Verwendung beivirlen, werden, 
jofern nicht nach anderen gejeßlidyen 
Vorſchriften eine härtere Strafe eintritt, 
mit Geldftrafe von zwanzig bis zu ein. 








Invaliditäts⸗ und Altersverficherungsgefeg. 88 150 bis 156. 
taufend Mark oder mit Gefängnis bes - 


ftraft. Sind mildernde Umſtände vor- 
handen, fo kann die Strafe bis auf drei 
Mark oder einen Tag Haft ermäßigt 
werben. 





8 150. Die Strafbeitimmungen ber 
88 142, 143, 147 bis 149 finden aud) 
auf die geieglichen Vertreter handlungs- 
unfähiger Arbeitgeber, deögleichen auf Die 
Mitglieder des Borftandes einer Ultien- 
Fler Innung oder eingetragenen 

noſſenſchaft, fowie auf die Liquidatoren 
einer Danberägeieitichcjt, Innung oder 
eingetragenen Genoſſenſchaft Anwendung. 





8 151. Wer in Quittungsfarten Ein- 
tragungen oder Vermerke macht, welche 
nad $ 108 unzuläſſig find, wird mit 
Seldftrafe bis zu zweitauſend Mark ober 
mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten be- 
traft. Sind mildernde Umftände vor- 
handen, jo Tann Statt der Gefängnigitrafe 
auf Haft erkannt merden. 


8 152. Die Mitglieder der Vorſtände 
unb fonftigen Organe der Verficherungs- 
Unftalten, jowie die das Wuflichts- 
vecht über biejelben ausübenden Beamten 
werben, wenn jie unbefugt Betriebs⸗ 
gebeimmifle offenbaren, welche kraft ihres 

mt3 zu ihrer Kenntnis gelangt mo, 
mit Gelditrafe bis zu eintaujendfünf- 
hundert Mark ober mit Gefängnis bi 
zu brei Monaten beitraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag 
des Betrieböunternehmers ein. 


8 158. Die im $ 152 bezeichneten 
Perſonen werben mit Gefängnis, neben 
welchem auf PVerluft ber bürgerlichen 
Ehrenrechte erfannt werden Tann, be» 
ftraft, wenn fie abfichtlih zum Nachteile 
ber Betrieböunternehmer Betriebsgeheim«- 
niffe, welche fraft ihres Amts zu ihrer 
Kenntnis gelangt waren, offenbaren, oder 
wenn fie geheim gehaltene Betriebgein- 
richtungen oder Betriebsweiſen, welche 
kraft ihres Amts zu ihrer Kenntnis ge 
langt find, jolange als dieſe Betriebs— 
geheimnifje find, nachahmen. 

Thun fie dies, um ſich oder einem ande- 
ren einen ne ermÖgendnD Ei zu verichaffen, 
jo kann neben Gefängniöftrafe auf 
Seldfirafe His zu breitaufend Marf er- 
fannt werben. 








—— — — ——. — —— — —— — — 


205 


8 154. Mit Gefängnis nicht unter 
drei Monaten, neben welchem auf Ber- 
luſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden kann, wird beftraft, wer unechte 
Marten in der Abficht Fi t, jie als 
echt d berwenden, ober echte Marken in 
der Übjicht verfälfcht, fie zu einem höheren 
Werte zu verwenden, oder wiljentlich von 
falihen oder verfälfchten Marken Ge- 
brauch) madıt. 

Diejelbe Strafe trifft denjenigen, wel⸗ 

er wiſſentlich ſchon einmal verivendete 

arken in Quittungsfarten abermals ver- 
wendet oder folche Marken nad) gänzlidjer 
oder teilmeiler Entfernung der Darauf 
geiegten Entmwertungszeichen veräußert 
oder feilhält. Sind milbernde Umſtände 
vorhanden, fo kann auf Geldftrafe biz 
zu Dreihunbert Mark ober Haft erfannt 
werden. 


Zugleich iſt auf Einziehung ber Dar 
fen zu erfennen, ohne Unterichieb, ob fie 
dem Verurteilten gehören oder nidjt. Auf 
dieſe Einziehung iſt auch dann zu er- 
fennen, wenn bie Verfolgung oder Ver⸗ 
urteilung einer beftimnien Berfon nicht 
ftattfimdet. 


8 155. Mit Gelöftrafe bi zu ein- 
hundertfünfzig Mark oder mit Haft wird 
beftraft, wer ohne fchriftlichen Auftrag 
—* Verſicherungsanſtalt oder einer Be- 

rbe 

1. Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder 
andere Formen, welche zur Anferti⸗ 
gung von Marken dienen Tönnen, 
anfertigt oder an einen anderen ala 
die Berficherungsanftalt, beziehungs- 
weife die Behörde verabfolgt, 

2. den Abdrud der in Biffer 1 genann- 
ten Stempel, Siegel, Stiche, Platten 
ober Formen unternimmt, oder Ab- 
drüde an einen anderen ala die Ver- 
ſicherungsbehörde verabfolgt. 

Neben der Gelditrafe oder Daft kann 
auf Einziehung der Stempel, Siegel, 
Stiche, Platten oder Formen erkannt wer- 
den, ohne Unterjchied, ob fie dem Berur- 
teilten gehören oder nicht. 








Übergangsbeitimmungen. 


8 156. Für PBerficherte, melde 
während der erften fünf SKalenberjahre 
nad) dem Inkrafttreten diejes Geſetzes 
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ermerböunfähig werden und für welche 
währenb ber Dauer eines Beitragsjahres 
auf Grund der Berjicherungspflicht bie 
ejeglichen Beiträge entrichtet worden 
find, vermindert ſich die Wartezeit - für 
die Invalidenrente (816 Ziffer 1) um 
diejenige Zahl von Wochen, mährenb 
beren jie nachweislich vor dem Inkraft⸗ 
treten bes Geſetzes, je innerhalb ber 
legten fünf Sale vor Eintritt der Er- 
werbsunfähigfeit, in einem Wrbeit3- oder 
Dienftverhäftnis geftanden haben, welches 
nad) dieſem Gelege die Berficherungs- 
pflicht begründen würde. 

Dieje Beſtimmung findet auf die im 88 
bezeidmeten Perfonen Teime Anwendung. 

Dei Ermittelung des durchichnittlichen 
Lohnſatzes (8 I Abſatz 3) wird für die- 
jenige Seit, um welche ſich die Warte 
zeit vermindert, die erfte Lohnklaſſe zu 
Grunde gelegt. 

Die Vorfchrift des 8 117 Abſatz 3 findet 
auf bie mährend der erften vier Jahre 
nad) beim Inkrafttreten des Geſetzes frei- 
— geleiſteten Beiträge feine Anwen⸗ 

ung. 


3 157. Für Verſicherte, welche zur 
Zeit des Inkrafttretens Diefes in 
das vierzigſte Lebensjahr vollendet haben 
und ben Nachweis liefern, daß fie 
während ber dem Inkrafttreten dieſes 
Geſehzes unmittelbar vorangegangenen 
drei Kalenderjahre insgefamt mindeſtens 
einhunbderteinundvierzig Wochen Hindurd) 
thatjächlid; in einem nach diefem Geſetze 
die Verjicherungspflicht begründenden Ar- 
beit3- oder Dienſtverhältniſſe gejtanden 
haben, vermindert jich die Wartezeit für 
die Altersrente 16 Ziffer 2), unbe 
Ichadet ber Vorſchriften des 8 32, um 
jo viele Beitragsjahre, und überſchie— 
Bende Beitragswochen, als ihr Le— 
benzalter am 1. Xanuar 1891 an 
Jahren und vollen Wochen da3 
vollendete vierzigite Lebensjahr 
überjtiegen hat. Dabei werden für 
jedes vollendete Lebensjahr fie- 
benundvierzig Beitragäwodyen in 
Anſatz gebradt. Iſt bie Zahl der 
überſchießenden Wochen höher ala 
jiebenundvierzig, Jo ſind neben 
der Bollzahl der Seh nur fie- 
benundvierzig Woden in Unred- 
nung zu bringen. 








3 Grunde 
Be akt 


Invalidität und Wltersverficherungsgefeg. 88 157 bis 160. 


8 158. Eine unter 5 17 Abſatz 2 
fallende Krankheit ober militärifche Dienft- 
feiftung wird au in den Fällen der 
$ 156 und 157 einem Nrbeit3- ober 
ienjtverhältnis gleich geachtet. Dasſelbe 
gilt von der Unterbredjung bed Arbeits- 
oder Dienjtverhäftnijfes ın dem alle 
des 8119, injoweit dieſe Unterbredjung 
während eines Kalenderjahres den Yeit- 
raum von bier Monaten nicht überfteigt. 


8 159. Bei Bemeffung der auf Grund 
des $ 157 zu gemwährenden Altersrenten 
fommen, foweit e3 ſich um Renten han- 
delt, meldye innerhalb der eriten zehn 
Sahre nach dem Inkrafttreten des Ge⸗ 
jeges3 zur Entftehung gelangen, für die 
vor dem Inkrafttreten Des Geſetzes 
liegende Zeit die Steigerungsſätze der⸗ 
jenigen Lohnklaſſe in Anrechnung, welche 
dem burchichnittlichen Jahresarbeitsver⸗ 
dienfte des Berjicherten während der im 
8 157 bezeichneten einhunderteinundvier- 
zig Wochen entiprechen, mindeiten® aber 
die ber erſten Lohnklaſſe, für die nach dem 
Inkrafttreten bes Geſetzes liegende — 
dagegen die den wirklich entrichteten Bei⸗ 
traͤgen entſprechenden Steigerungsſaͤtze 
(826 Abſatz 2). Bei den nah Ablauf 
jener zehn Jahre zur Entitehung ge 
langenden Renten merden ſowohl für Die 
bor, al3 aud) für Die nad) dem Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes liegende Zeit die Gtei- 
egt, welche den 

Geſetzes ent- 
richteten Beiträgen entfprechen, und zwar, 
wenn die Beiträge in verjchiedenen Lohn⸗ 
klaſſen ichtet ſind, nach dem Ber- 

ältnis der Zahl der in den einzelnen 

huklaſſen entrichteten Beiträge. 


8 160. Bei der Verteilung der 
während der erſten fünfzehn Jahre nach 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes bewillig⸗ 
ten Invaliden⸗ und Altersrenten hat das 
Rechnungsbureau die Verſicherungsanſtal⸗ 
ten, in deren Bezirken der Verſicherte 
während der dem Inkrafttreten diejed Ge⸗ 
ſetzes ummittelbar vorangegangenen füni- 
ehn Jahre nachweislich in eineng die Ver⸗ 
Scherungspflicht nach dieſem Geſetze be» 
begrünbdenden Arbeits⸗ oder Dienitver- 
hältni3 geftanden hat, fo zu belaften, als 
ob während diefer Zeit fortlaufend Bei⸗ 
träge in der Lohnklaſſe 1 entrichtet wor⸗ 
ben wären. 








Snvalibitätd- und Altersverſicherungsgeſetz. 88 161 bis 162. 


Jede Berjicherungsanitalt, welcher ein 
Zeil ſolcher Renten auferlegt werben ſoll, 
ift beredjtigt, nah Empfang der im $ 90 
Abfap 1 angeordneten Mitteilung binnen 
der daſelbſt vorgeichriebenen Friſt von 
zwei Wochen fich die Führung des Nach- 
weiſes vorzubehalten, daß ein nach Abe 
ſatz 1 zu berüdjichtigendes Arbeits⸗ oder 
Dienftverhältni3 auch im Bereiche einer 
anderen Berficherungsanitalt bellanben 
habe. Dieſer Nachweis muß bei Bermei- 
dung des Ausſchluſſes binnen drei Mo- 
noten nach Ablauf diefer Frift erbracht 
werben. 

Vor der Verteilung find die nad 
Maßgabe ber früher beitandenen Arbeits- 
oder Dienftverhältniffe zu belajtenden 
Berfiherungsanftalten zu hören. Erheben 
die Iegteien Widerſpruch, fo hat das 
Reichs⸗Verſicherunggamt über die Be⸗ 
rückſichtignug zu beſchließen. 


8 161. Die in 88157 und 160 be- 
zeichneten Nachweiſe ſind durch BBejchei- 
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nigung ber für bie in Betracht kommen⸗ 
dei — zuftändigen unte⸗ 
ren Verwaltungsbehörden oder durch eine 
von einer öfſentlichen Behörde beglaubigte 
Beſcheinigung der Arbeitgeber zu führen. 


Geſetzeskraft. 


8 162. Diejenigen Vorſchriften dieſes 
Geſetzes, welche fd auf bie Herftellung 
ber dur Durc führung der Invaliditäts- 
und Ulteröverjicherung erforberlichen Ein- 
richtungen beziehen, treten mit dem Tage 
ber Verkündung biefes Geſetzes in Kraft. 

Im übrigen wird ber Zeitpunkt, mit 
welchem das Geſetz ganz oder teilmeife in 
Kraft tritt, durch kaiſerliche Verordnung 
—F Zuſtimmung des Bundesrats be- 

immt. 

Die Beſtimmungen der 8899 Abſatz 
und 121 Abſatz 2 treten in ben König⸗ 
reichen Bayern und Württemberg mit Zu⸗ 
ftimmung biefer Bundesſtaaten in Kraft. 


sm  —weung.- ı rm 
PR; 


Verordnungen und Anweifungen 


zum 


Invalivifäts- uns Altersverſicherungsgeſeh. 


Anleitung des Reichs-Verſicherungsamts, betreffend den Kreis der 
nad dem Invaliditäts- nnd Altersverfiherungsgejeg ‚berficerten 
Berjonen. 

Bom 1. Oktober 1890. 





J. ‚Nach 8 1 des Geſetzes, betreffend 
die nyvaliditäts⸗ und Altersverſicherung, 
vom 22. Juni 1889 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 97) 
unterliegen vom vollendeten ſechszehnten 
Lebensjahre ab der Verſicherungspflicht: 

1. Perſonen, welche als Wrbeiter, Ge⸗ 
hülfen, Geſellen, Lehrlinge oder Dienſt⸗ 
boten 8 gegen Lohn oder Gehalt beichäftigt 


2, Betrieböbeamte, fowie Handlungs 
gehülfen und „Lehrlinge (ausſchließlich 
der in Apotheken beichäftigten Gehülfen 
und Lehrlinge), welde Lohn oder Gehalt 
beziehen, deren regelmäßiger Jahres⸗ 
verdient an Lohn ober Gehalt aber 
2000 Darf nicht überjteigt. 

3. Die gegen Lohn oder Gehalt be- 
ſchäftigten Berfonen der Schiffebefagung 
deutſcher Scefahrzeuge (Seeleute) und von 
Fal a der Binnenjifiahtt. 

2 und 8 des Geſetzes 
ſind bereit! t, fi ſelbſt zu verfichern: 

1. Betriebsunternehmer, welche nicht 
regelmäßig wenigſtens einen Lohnarbeiter 
befchäftigen. Hierunter fallen diejenigen 


arieböunternehm mer, bei welchen bie Be- 
\häftigung go arbeiterd feinen ftän- 
digen Charafter vielmehr nur ge 
legentlich und ausnahmameife ftattfindet. 

2. Hausgewerbetreibende, bad find 
ohne Rückſicht auf die Zahl ber von 
ihnen bejchäftigten Lohnarbeiter foldye 
ſelbſtaͤndige Gewerbetreibende, welche in 
eigenen iebsſtätten im Auftrage und 
für Rechnung anderer Gewerbetreibenden 
mit der Herſtellung oder Bearbeitung ge⸗ 
werblicher Srgeugnille beichäftigt Werben, 
und zwar aud) dann, wenn diefelben die 
Roh⸗ und duijznoffe ſelbſt beſchaffen, und 

auch für die Zeit, während welcher ſie 
vorüßergeenb für eigene Rechnung ar 


Die Selbitverjicherung ber unter Biffer 
1 und 2 bezeichneten Iherfonen if ift aber 
nur inſowei zugelaſſen, als biele Ber- 
ſonen bei ben Eintritt ber Selbſtver⸗ 
ſicherung war das fechözehnte, jedod) 
noch nicht das vierzigite Lebensjahr vol⸗ 
lendet haben, und als fie nicht im Sinne 
des 8 4 Ubfap 2 bed Geſetzes bereits 
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bauernb erwerbsunfähig finb (vergleiche 
Wr. III Ziffer 4 dieſer Anleitung). 

IIL Ausgeſchloſſen von ‚ber Verjiche 
rung find: ‘ 

1. Beamte bed Reiches und ber Bun⸗ 
desſtaaten ($ 4 Abſatz 1 bes Geſetzes). 
Zu letzteren gehören nicht nur die wei⸗ 
teren, ſondern die engeren Kom⸗ 
mnmalverbände (Provinzen, Bezirke, 
Kreije, Stadt⸗ und Landgemeinden, felb- 
ftändige Gutsbezirke ꝛc.). 

Darüber, w Perſonen als „Be⸗ 
amte“ des Reichs, der Bundesſtaaten und 
der Kommunalverbände anzuſehen ſind, 
entſcheiden die für dieſelben geltenden 
dienſtpragmatiſchen Beſtimmungen. 

2. Die mit Penſionsberechtigung an⸗ 
geſtellten Beamten von Kommunalver⸗ 
verbãnden 4 Abſatz 1 des eiehe2). 

3. Die dienſtlich als Arbeiter beichäf- 
tigten Perſonen des Soldatenftandes (8 4 
Abſatz 1 des Geferes), unb zivar jomohl 
die im Deutſchen Deere wie die in der 
Kaijerlichen Varine Dienenden. Dagegen 
unterliegen 3. B. Soldaten, welche be- 
urlaubt werden, um zur Erntezeit in ber 
Xandtwirtichaft zu Helfen, der Verficherung. 

Diejenigen Terjonen, welche auf 
Grund de3 Invaliditäts⸗ und Altersver- 
ſicherungsgeſetzes bereits eine Invaliden⸗ 
rente beziehen oder doch ſoweit erwerbs⸗ 
beſchränkt ſind, daß fie infolge ihres 
törperlichen oder geiſtigen Buftandes dau⸗ 
ernd nicht mehr im ſtande find, Durch eine 
ihren Kräften und Fähigkeiten entipre- 
chende Lohnarbeit mindeſtens ein Trittel 
de3 für ihren Beſchäftigungsort nad) 
55 des Kranlenverjicherungsgefeges dom 

5. Juni 1883 (Heichs-Gelesht. ©. 73) 
feitgejeßten Tagelohnes gewöhnlicher Tagc- 
arbeiter zu verdienen (8 4 Abſatz 2, 8 8 
des Seiche?). Perſonen, welche über Das 
vorjtehend angeführte Maß Hinaus nod) 
erwerbsjähig jind, unterliegen ber Ver⸗ 
ſicherung auch dann, wenn fie eine Alters⸗ 
rente — welche nur einen von ber Er- 
werbsunjähigfeit unabhängigen Zuſchuß 
zu dem Arbeitsverdienſt darjtellt — be- 
ziehen, oder wenn fie vom Neid, von 
einem Bundesftaate ober einem Kommu—⸗ 
nalverbande Penſionen ober Wartegelder, 
oder wenn fie auf Grund ber reichägefeh- 
lichen Beitimmungen über Unfallverjiche- 
rung — 3. B. wegen nur teiliveifer Er- 
werbsunfähigfeit o als Hinterbliebene 
Witwen oder als Aizendenten verunglüdter 


Nechtabuch. II. 


Ürbeiter — eine Rente empfangen. Nur 
wenn die Penjionen, Wartegelder oder 
Unfallrenten ben Mindeſtbetrag der In⸗ 
balidenreite erreichen, find bie änger 
dieſer Bezüge auf ihren Antrag duch 
die untere Berwaltungsbehörbe ihres Be⸗ 
ihäftigungsortes von ber Verſicherungs⸗ 
pfliht zu beireien (8 4 Abſatz 3 bes 
Geſetzes). 


1V. Abweichend von ben Reichs⸗ 
geſetzen über die Kranken⸗ und Unjeir 
verficherung, welche den Cintritt der Ver 
jiderung an beftimmte Betriebe knuͤpfen, 
wirb von dem Invalidität? und Alters⸗ 
verjicherungägeieh die arbeitenbe Bevoͤlke⸗ 
rung jämtlicher Verufszweige erfaßt, und 
werden alle Rerfonen, welche al3 Arbeiter 
oder als untergeorbnete Betriebäbeamte 
ihre Arbeitstraſt gegen Lohn für andere 
venverten, dem Verſicherungszwange unter» 
worfen. Es fallen daher ſowohl bie in 
der Yanbwirtichaft, Der Induſtrie und 
dem Handel, wie die in der Hauswirt⸗ 
ſchaft, im Reichs⸗, Staats⸗ oder Kommu⸗ 
naldienſte, für kirchliche und Schulzwecke ıc. 
als Arbeiter, Gehülfen, Geſellen, Lehr⸗ 
linge, Dienſtboten, Vetriebsbeamte, Hand⸗ 
lungsgehülfen oder Handlungslehrlinge 
Beichäftigten unter das Eeſetz, ſofern bie 
ſonſtigen geſetzlichen Vorausſetzungen der 
Verſicherungspflicht bei ihnen zutreffen. 
Diejenigen Perſonen dagegen, welche 
nicht mit ausführenden Arbeiten vorwie⸗ 
gend materieller Art, ſondern mit einer 
ihrer Natur nach höheren, mehr geiſtigen 
(wiſſenſchaftlichen, künſtleriſchen ꝛc.) Thaͤ⸗ 
tigkeit beſchäftigt werden, und durch ihre 
ſoziale Stellung über den Perſonenkreis 
ſich erheben, der nach dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauch und vom Standpunkt wirt⸗ 
nge Auffaſſung dem Arbeiter⸗ und 
niederen Betriebsbeamtenſtande angehört, 
unterliegen nicht ber Berjicherungspflicht. 

V. Die Verficherungspflicht wie die 
Verſicherungsberechtigung exitredt Sich 
gleichmäßig auf männliche und weiblide, 
verheiratete und unverheiratete Perjonen. 
Auch die im Inlande beichäftigten Aus- 
länder find als Berficherungspflichtig 
(verfiherungsberehtigt) anzuſehen. 

VI. Von der Dauer der Beihäftigung, 
melde für dia Kranlenverjicherung von 
enticheidenber Bedeutung iſt, wird bie 
Verſicherungspflicht nad) dem Geſetz nicht 
abhängig gemacht. Auch eine nur vor⸗ 
übergehende Dienftleiftung, mag biejelbe 
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ihrer Natur nad) ober aus mehr zufälli- 
gen Gründen, wie z. B. vorübergehende 
Hülfsleiftung in der Ernte, auf nur kurze 
Zeit beichräntt fein, begründet die Ver⸗ 
jiherungspflidt. Jedoch kann durch Be- 
ſchluß des Bundesrats beſtimmt werden, 
inwieweit vorübergehende Dienſtleiſtungen 
als Beſchäftigung im Sinne des Geſetzes 
nicht anzuſehen find (8 3 Abſatz 3 bes 
Geſetzes) 

VII. Diejenigen Perſonen, welche be» 
rufsmäßig einzelne perlönlighe Dienft- 
leiltungen bei wechſelnden tbeitgebern 
übernehmen, 3. B. Hafenarbeiter, Koffer⸗ 
traͤger, Dienſtmänner, Lohndiener, Führer, 
Friſeuſen, Kranlenpflegerinnen, ferner 
Aufwartefrauen, Waſchfrauen, ähte⸗ 
rinnen, Büglerinnen, die auf jedesmalige 
Beſtellung in den Häuſern der Kunden 
arbeiten, unterliegen der Verſicherungs⸗ 
pfliht dann, wenn fie als Arbeiter, da- 
gegen nicht, wenn fie als jelbitändige 
Gewerbetreibende anzujehen find. Welcher 
diefer letzteren Fälle vorliegt, wirb nad) 
den jedesmal obwaltenden Verhältniſſen 
zu enticheiben fein. Im allgemeinen wer⸗ 
den bie jegenannten unftändigen Arbeiter, 
wie bie freien Ianbmwirtichaftlichen Ar⸗ 
beiter, bie Hafenarbeiter, Die Wegearbeiter, 
die ale ꝛc., melde von Haus zu 
Haus gehen, als unſelbſtändige Lohn- 
arbeiter, dagegen die felbftändigen Koffer⸗ 
träger, Yührer, Dienſtmänner (vergleiche 
i 7 der Gewerbeordnung, Reichs⸗Ge⸗ 
etzbl. 19883 ©. 177), Lohnbiener, Kran⸗ 
tenpflegerinnen, Friſeuſen in ber Regel 
al3 gewerbliche Unternehmer zu behan- 


bein jein. 

VIII. Auch Diejenigen Perſonen, 
welche von Gewerbetreibenden außerhalb 
ihrer Betriebsſtätten beſchäftigt werden 
(8 2 Ziffer 4 des Rranfenverficherungse 
gejeges) find. als verficherungspflichtige 
Xohnarbeiter anzujehen, fofern fie richt 
Hausgewerbetreibende find (vergleiche 
Kr. AIX). 

IX. Rermandte bes Urbeitgebers, ins- 
beſondere Hauskinder, welche zu dieſem 
in einem die Verſicherung begründenden 
Berhältnilfe ſtehen, unterliegen gleichfalls 
den Vorſchriften des Geſetzes (vergleiche 
jedoch Hierzu Nr. X). Eine Ausnahme 
machen nur die Eheleute unter einander, 
da zwiſchen ihnen nach dem Weſen der 
(She niemals eined ber für bie DBegrün- 


Dung der Verficherung erforderlichen Ab- 
hängigfeit3verhältnifie bejtehen Tann. 

X. Das Invaliditäts- und Altersver⸗ 
ſicherungsgeſetz verjichert abweichend von 
den Unfallverficherungsgejeten nur die 
gegen Lohn oder Gehalt beichäftigten Ar- 
beiter ꝛc. Um das Verjicherungsverhältnig 
gu begründen, ift es jedoch nicht erfor- 

erlich, daß ‚der für die Beichäftigung 
ewährte Entgelt in barem Gelde be 
Nicht. Es genügt vielmehr Hierzu auch 
die Gewährung von Naturalbezügen, 3. B. 
Wohnung, Teuerung, Kleidung, Garten- 
nugung, Stuhmeide, Kartofielland u. f. w. 
(8 3 Ubjag 1 des Geſetzes). 

Ohne Belang ift auch die Art der 
Xohnzahlung; ala Tann ber Lohn als 
Zagelohn oder fonftiger Leitlohn, ala 
Stüdlohn oder al3 Anteil an der Ein- 
nahme (Tantidme) gezahlt werden. Hier⸗ 
nach ifi beifpiel3weije ein Kutſcher, welcher 
einen Wagen von einem Lohnfuhrherrn 
mit der Bedingung übernimmt, dab ihm 
ein Zeilbetrag oder der eine feitgejegte 
Summe überfteigenbe Teil der Tagedein- 
nahme als Entgelt gemährt wird, al3 
gelöhnter Arbeiter des Fuhrherrn anzu- 
chen. Desgleichen jind als Xohnarbeiter 
anzufchen Kahnführer, welche von den 
Sdiffseigentümern gegen einen beitimmten 
Anteil an der Fracht angenommen jind. 

Als Wert der Tantiemen und Natural» 
bezüge wird der von der unteren Verwal⸗ 
tungsbehörbe feſtzuſetzende Durchſchnitts- 
wert in Anſatz gebracht ( 3 Abjap 1 
des Geſetzes). 

Diejenigen Perſonen, welche als Ent⸗ 
gelt für ihre Beſchüftigung nur freien 
Unterhalt beziehen, deren Naturalbezüge 
alfo auf die Beiriedigung ihrer perjön- 
lihen %ebensbebürfnifje (Nahrung, Woh⸗ 
nung, Kleidung, beidjräntt find, werben 
bon der Verfiherung ausgenommen ($ 3 
Ubfag 2 des Selepe?). Siernad) fallen 
4. 8. bie in gewerblichen Betrieben ober 
in der Landwirtſchaft ihrer Eltern be 
ichäjtigten Hauskinder, ſowie Lehrlinge, 
welchen zwar freier Unterhalt, aber nicht 
ein darüber Hinausgehender Yohn oder 
Gehalt gewährt wird, nicht unter die 
Berjicherung. Dieſe Berjonen werden 3 
dadurch nicht verſicherungspflichtig, da 
ſie ein Taſchengeld erhalten; denn letzteres 
ſtellt ſich regelmäßig als Geſchenk dar 
ber fällt doch, joweit es allgemein üblich 
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ift, unter ben Begriff be3 freien Unter⸗ 
halts 


XI. Die Anwendbarkeit des Delete? 
ift beichräntt auf die freien Arbeiter. Es 
fallen jomit aus der Berficherung bie 
Strafgerangenen, mögen biejelben inner- 
halb oder außerhalb der Gefangenanitalt 
beichäftigt werden, fowie die in den Ar» 
beitähäutern, Beiferımgsanftalten u. ſ. w. 
untergebrad;ten Perſonen. 

Dagegen jinddie in Arbeiterfolonien oder 
Wanderverpflegungsitationen, in Arbeitd« 
häufern, Zrrenanftalten, Blindenanitalten, 
Idiotenhäuſern oder Anftalten für Epilep- 
tiſcho beichäftigten Perſonen als verfiche- 
rungspflichtig anzuſehen, ſoweit ſie einen 
den freien Unterhalt überſteigenden Lohn 
oder Gehalt für ihre Arbeit erhalten. 

XII Der Begriff des „Geſellen“ iſt 
im Weſentlichen dem 8 121 der Ge 
werbeordnung entnommen und bezeichnet 
die unjelbftändigen im Handwerk ted- 
niſch ausgebildeten Perſonen. Dagegen 
ift der Begriff „Gehülfe" nicht in dem 
engen Sinne bed gewerblichen Hülfs- 
perjonal3, jondern in ber meiteren Be⸗ 
deutung eines Wrbeitögehülfen zu ver 
ftehen und umfaßt alle Hülfsperjonen 
eine3 Arbeitgeberd, deren Thätigfeit in 
wirtichaftliher und fozialer Beziehung 
derjenigen des YWrbeiterd, Gejellen oder 
Dienjtboten im allgemeinen gleichwertig üt. 

Hiernach werden 3. B. bie bei Reichs⸗-, 
Staat, Kommunalbehörben, ſowie bie 
in den Bureaus der Rechtsanwälte, No— 
tare, Patentanwälte, Gerichtsvollzieher, 
Auftionatoren, Berufsgenoſſenſchaften ꝛc. 
beichäftigten Schreiber, Kanzliſten, Kaſſen⸗ 
boten, Kanzleidiener, Polizeidiener, Ge⸗ 
meindediener, Nachtwächter, Flurhülter, 
Feuerwehrleute und ähnliche Angeſtellte, 
welche vermöge der mehr mechaniſchen, 
auf die Verwendung ihrer körperlichen 
Kräfte und Fähigleiten gerichtete Dienſt- 
feiftungen mit den Arbeitern u. f. m. auf 
gleicher oder doch annähernd gleidjer 
Stufe fiehen, zu den Gehülfen zu rechnen 
yein, ſofern Diefelben nicht nad) den 
dienftpragmatifchen Vorſchriften ala Reichs⸗ 
oder Staatsbeamte oder als penjionzbe- 
rechtigte Scommunalbeamte anzufchen ſind 
(vergl. We. III Ziffer 1 und 2). Dagegen 
werden bie in dem fogenannten höheren 
Bureaudienſt beichäftigten Expedienten, 
Regiſtratoren u.. w. als Gehülfen nicht 
anzuſehen ſein. Ebenſowenig werden 


Aſſeſſoren u. ſ. w, welche als Hülfs⸗ 


. arbeiter bei Behörden, Rechtsanwälten ıc. 


ati find, als Gehülfen gelten können. 
XIII. Bu ben Dienftboten im Sinne 
des Geſetzes gehören die gegen Koft und 
Xohn oder auch nur gegen Lohn zu häus—⸗ 
lien Dienſten verpflichteten Perſonen, 
ſowie bie in ber Landwirtſchaft des Dienſt⸗ 
herrn bejcyäftigten Arbeiter, foweit fie 
im Hausſtande des Dienſtherrn leben 
(Hause und Wirticyaftsgejinde). Die in 
der Hauswirtſchaft beichäftigten Perjonen 
mit wiſſenſchaftlicher oder Tünitlerifcher 
Bildung und in höherer über den Etand 
der Dienſtboten hinausragender jozialer 
Stellung, 3. B. Erzieher, Erzieherinnen, 
Privatjetretäre, Sejellichafterinnen, Hause 
damen, Neibärzte, Hausgeiſtliche, Haus 
lehrer, Hausbibliothefare u. |. w., jind 
nicht verficherungspflichtig, da fie übrigens 
auch ala Betriebsbeamte nicht anzujehen 
find (vergleihe Wr. XIV). 

XIV. Als Betrieb im Sinne des Ge— 
Iepes ift ein Inbegriff fortdauernder wirt- 
ſchaftlicher Thätigleiten anzujehen. Die 
Hausmirtfchaft als folche if ald Betrieb 
nicht zu erachten. Die Verwaltungen de3 
Reichs, der Bundesſtaaten und der Kom⸗ 
munalverbände können, joweit die Yus- 
übung der jogenannten rvegiminellen Thä- 
tigkeit in Frage kommt, gleichfall3 nicht 
al3 Betriebe angejehen merden, Dagegen 
muß der Inbegriff gewifjer wirtſchaft⸗ 
licher Thätigfeiten des Reichs u. |. w., wie 
die Poſt⸗-⸗, Telegraphen-Vermaltungen, 
ſtaatliche Eifenbahn-Venvaltungen, Berg- 
und Hüttenwerle, flaatliche und fommu- 
nale Land» und Forſtwirtſchaft, Staats⸗ 
und Kommunalbauten, Kummunalbrau⸗ 
ereien, Kommunalſchlachthäuſer, Kommu⸗ 
nalirrenanſtalten, ſtädtiſche Gas⸗ und 
Wafjerwerfe u. ſ. w., überall als Betrieb 
elten. Desgleichen ſind die Geſchäfte der 
Rechtsanwälte, Notare, Gerichtsvollzieher 
u. ſ. w, deren Geſamtheit ein wirtſchaft⸗ 
liches Unternehmen darſtellt, als Betriebe 
anzuſehen. 

113 Betriebsbeamte im Sinne des Ge⸗ 
ſetzes haben hiernach diejenigen Perſonen 
zu gelten, welche in Betrieben der vorge⸗ 
dachten Art mit einer über die Thätigkeit 
des Arbeiters oder Gehülfen Hinausge- 
henden, leitenden oder beaufſichtigenden 
Funktion betraut ſind (vergleiche jedoch 
Nr. 111 gZiffer 1 und 2). Der Schwer—⸗ 
punkt der Beſchäftigung des Betriebs— 
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beamten Jiegt nicht im perfönlicdyen Ein« 
greifen bei der eigentlichen Arbeits- 
thätigleit, vielmehr muß dem Betriebs⸗ 
beamten eine gewiſſe Beteiligung an ber 
Betrieböfeitung und eine Auflichtsftellun 
gegenüber den Arbeitern zujtehen, jo dat 
derſelbe nicht wie ein Vorarbeiter ſich an 
der Spitze der Ürbeiter oder einer Ar 
beitergruppe des Wetriebes befindet, fon- 
dern als Vertreter der Betriebäleitun 
den Wrbeitern gegenübertritt. Hiern 
wird auch im Üinzelfalle zu beurteilen 
fin, ob fogenannte Werkmeiſter oder 
Werfführer als Betriebsbeamte oder Ur- 
beiter zu behandeln find. 

Die Vorſtandsmitglieder von Altien- 
und ähnlichen Gejellichaften, die Proku⸗ 
riften und Handlungsbevollmächtigten jind 
nur dann verjicherungspflichtige Betrieb3- 
beamte, wenn ihr regelmäßiger Jahres⸗ 
arbeitäverdienft an Kohn oder Gehalt 
2000 Weart nicht überfteigt (vergleiche 
Nr. XVI). Die Uufjichtsratömitglieder 
fallen, da ihnen lediglich eine überwachende 
Thätigkeit obliegt, ohne daß fie Ungeitellte 
der betreffenden Gefellichaft find, nicht 
unter die Verficherung. 

XV. Unter die „Handlungsgehülfen 
und “Lehrlinge” fallen alle im Handels⸗ 
ewerbe mit Dienjten kaufmänniſcher Urt 
Mitwirkung bei Handelsgeſchäften, Bud’ 
führung, Korreſpondenz) beichäftigten 
Berjonen. Die Berlicherungspflicht um⸗ 
faßt daher ſowohl die vorgenannten 
Handlungsbevollmädtigten und Profu- 
riften als auch bie Buchhalter und Kaflie 
rer, die Handlungsreifenden, Kommis und 
Berläuferinnen. Volljtändig ausgefchloffen 
von der gejeglichen Verſicherung find nad) 

1 Hiffer 2 des Geiches die in Apo⸗ 
thefen beidyäftigten Gehülfen und Xehr- 
linge. Indeſſen ift dieſe Ausnahmebeſtim⸗ 
mung nur für die eigentlichen Apotheken, 
nicht auch für ähnliche gemwerblid)e Unter- 
nehmungen, wie Droguen- und Par- 
fümeriehandlungen, ober die mit Apo— 
thefen verbundenen Mineralwaſſer⸗ ⁊c. 
Fabriken zc. maßgebend, 

XVI Die Verjiherungspflicht ift bei 
Betrieböbeamten, Handlungsgehülfen und 
„Lehrlingen (vergleiche Nr. XIV und XV) 
auf (diejenigen bejchränft, deren regel- 
mäßiger Sahresarbeitsverdienit an Wohn 
ober Gehalt 2000 Mark nicht überfteigt. 
Der Umitand, daß ein Betriebsbeamter ıc. 
eigenes Vermögen befigt, und (infolgebefjen 


—8 


jein geſamtes Sahreseintommne 2000 M. 
überfteigt, ſchließt die Verſicherungspflicht 
nidyt aus. Als regelmäßiger Arbeitsver⸗ 
dienft ift derjenige anzufehen, welchen der 
Betriebsbeamte ꝛc. eine Reihe von Jahren 
hindurd) in einer gewiſſen gleichmäßigen 
Höhe bezogen Hat, oder auf den er, von 
befonderen nicht voraus ufehenden Zu 
fällen abgejehen, mit Beſtimmtheit redy 
nen Tann. Sit ein Betriebsbeamter ıc. 
leichzeitig bei Bea bin Arbeitgebern be- 
2 und bezieht hierfür insgeſamt an 
Lohn oder Gehalt regelmäßig mehr als 
2000 WMark, fo iſt derſelbe nicht verſiche⸗ 
rungspflichtig. 

VII. Seeleute ſind diejenigen Per⸗ 
ſonne, welche als Schiffer, Perſonen der 
Schiffsmannſchaft, Wafdjiniften, Auf⸗ 
wärter oder in anderer Eigenſchaft zur 
Schiffsbeſatzung gehören ($ 1 des See⸗ 
—— erungsgeſetzes vom 13. Juli 
1887, Reichs⸗Geſetzbl. ©. 329). Ein deut⸗ 
ſches Seefahrzeug ift nad) $ 2 des See⸗ 
unfallverficherungsgeieges jedes ausſchließ⸗ 
fi) oder vorzugsweiſe zur Seefahrt be» 
nutzte Sabraeug, welches unter deutſcher 
Flagge fährt. Auf die Größe des Fahr⸗ 
zeuges fommt es — abweichend von Cec- 
mfallverfiherungsgejeg (8 1 Abſatz 2 
a. a. DO.) — hier nicht an, Der Führer 
Krabitänd eined Fahrzeuges unterliegt der 

erjicherungspflicht, aud) wenn jein regel- 
mäßiger Sahresarbeitäverdienit an Lohn 
oder Gehalt 2000 Mark überfteigt. 

XVIII Als Urbeitgeber im Sinne 
des Geſetzes ift berjenige anzufehen, für 
defien Rechnung der Lohn gezahlt wird. 
Dies trifft aud) dann zu, wenn bie den 
Xohn oder Gehalt dayitellenden Beträge 
von Seiten Dritter gezahlt werden, fofern 
nur die Arbeiter 2c. auf dieſe Bezüge 
von bem Wrbeitgeber al3 Entgelt ber ihm 
geleifteten Wrbeit verwielen find. Dies 
gilt beifpielsweife von Sellnern, welche 
auf Trinfgelder der Gäfte, bei Arbeitern ıc. 
in Betrieben des Reichs, bes Staats oder 
der Kommunalvermwaltungen, welche auf 
Gebühren angewieſen find. 

Die bei fogenannten Afforbverhältnifien 
oft zmeifelhafte Frage, ob der Alkordant, 
weldyer thatjächlid, Kohn an die Ur 
beiter zahlt, als Nrbeitgebe im obigen 
Sinne oder aber mit Ruückhſicht darauf, 
daß er die gezahlten Yöhne in dem ihm 
gewährten Ullorblohn eritattet erhält, als 
Wittelsperjon des eigentlidyen Arbeits- 
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gebers anzufehen ift, wird fi nur nad) 
Lage ber gefamten Verhältniſſe bes Ein⸗ 
zelfalles entſcheiden lajlen. Dabei kom⸗ 
men als maßgebende Geſichtspunkte in 
Betracht das Maß der Abhängigkeit oder 
Selbſtändigleit des Akkordanten in Be- 
ziehung auf die Arbeitsthätigleit und fein 
verſönliches Verhalten bei derjelben, die 
allgemeine foziale Stellung des Wflor- 
danten, ber Umfang feiner Verantwort⸗ 
lichkeit für die Ausführung ber ihm über- 
tragenen Ürbeit, die Höhe des Untgelts, 
ſowie ber Umſtand, ob der Entgelt einen 
eigentlichen Unternehmergewinn für den 
Ürbeitenden oder lediglich einen dem 
Durchſchnittswert entiprechenden Lohn der 
Arbeit dariteflt. Hiernach wirb beijpiel3- 
meije im allgemeinen ber Gutsherr, nicht 
der Guttagelöhner (Inſtmann, Sathen- 
mann, Freimann ꝛc.), als Arbeitgeber 
des auf dem Gute thätigen Hofgängers, 
Scharwerkers ꝛ⁊c. anzuſehen ſein; denn 
für ſeine Rechnung wird die Arbeit des 
Hofgängers ꝛc. gelohnt, wenn auch der 
Lohn dem letzteren nicht von dem Guts⸗ 
herrn ſelbſt, Sondern bon dem Gutstage⸗ 
löhner ıc., der ihn geitellt Hat, ausge⸗ 
hänbigt werben follte. 

XIX. Tür den Begriff der Haus- 

erwerbetreibenden (vergleiche Nr. II und 

III) hat da3 Geſetz folgende Kenn⸗ 
zeichen aufgeftellt: 

1. das Vorhandenſein einer eigenen 
Betriebsitätte, in welcher ber Ge⸗ 
werbetreibende mit jeinen etwaigen 
Ürbeitern die Arbeit ausführt, 

2. die Abhängigkeit von einem ober 
mehreren anderen Gewerbetreibenben, 
injofern er in deren Wuftrage und 
für deren Rechnung, fei eg mit den 
von ihm jelbit beichafften oder mit 
den von den Eriteren ihm gelieferten 
Rohſtoffen, gewerbliche Erzeugniſſe 
herſtellt oder bearbeitet, 

3. die Ausübung eines ſelbſtändigen 
Gewerbes im Gegenfaß zu ber Be 
ſchaͤſtigung der unfeibftändigen Lohn⸗ 
arbieter, welche von Gewerbetreiben⸗ 
den außerhalb deren Betriebsſtätten 
verwendet werden. 

Der Hausgewerbetreibende ſetzt die her⸗ 
geſtellten oder bearbeiteten Erzeugniſſe in 
der Regel nicht unmittelbar an die Kon⸗ 
ſumenten ab, ſondern liefert dieſelben an 
andere Gewerbetreibende, welche ihrerſeits 
aus dem Abſaß ber von den Hausgewerbe⸗ 


treibenden angefertigten Probufte einen 
Unternehmergewinn erzielen. 

E3 wird hiernach weber ein Schnei- 
bergejelle, der wegen Mangel an Raum 
in der Werkſtätte des Schneidermeiſters 
oder aus anderen Gründen ſeine Näharbeit 
zu Hauſe verrichtet, noch auch ein Schneider 
oder Schuhmacher, welcher für beliebige 
Kunden Waren anfertigt, als Hausge 
iwerbetreibender gelten können. Vielmehr 
werden der eritere al3 Lohnarbeiter, die 
legteren ala jelbitändige Unternehmer an- 
zufehen fein. Die Trage, ob Perſonen, 
welche im Aujtrage und 12 Rechnung an- 
derer Semwerbetreibender in eigenen Be- 
trieböftätten gemerbliche Erzeugniffe her- 
ftellen oder bearbeiten, Hausgewerbe⸗ 
treibende oder unfelbitändige Lohnarbeiter 
find, wird nur nad) den befonderen Ber- 
hältnijfen des Einzelfalles on entſcheiden 
ſein. Die zu Nr. XVIII aufgeftellten 
Geſichtspunkte für Die Prüfung der Arbeit- 
gebereigenjchaft eines jogenannten Aflor- 


danten finden hier entiprechende An⸗ 
wendung. 
XX. Welche Berficherungsanitalt für 


die einzelnen Verficherten zuftändig ift, 
ergiebt ji) aus 88 41 und 120 des Ge⸗ 
jeged. Nach diejen Beitimmungen erfolgt 
die VBerficherung in derjenigen Verſiche⸗ 
rungsanftalt, in deren Bezirk der Be⸗ 
ſchäftigungsort des Verficherten liegt. So⸗ 
weit jedoch die Beſchäftigung in einem 
„Betriebe“ ſtattfindet, deſſen Sitz im In⸗ 
lande belegen iſt, gilt als Beſchäftigungs⸗ 
ort ausnahmslos, nicht bloß im —*2 
der Sitz des Betriebes ($ 41 Abſatz 3 
des Vejekes). 

Betriebsfig ift derjenige Ort, an wel⸗ 
chem ſich der Weittelpunft (wirtſchaftliche 
Schwerpunkt) des Unternehmens befindet. 
Der Sip des Betriebes kann durch das 
Vorhandenſein von Betriebdanlagen, Ver⸗ 
taufsftätten, Warenlagern äußerlich er- 
fennbar, oder aus Üintragungen in 
Tirmen- oder Gewerberegiſter zu ent« 
nehmen fein. Mit dem Bohnlip des 
Unternehmerd braucht der Betriebsſitz 
nicht zufammen zu fallen. 

Hiernach find die Arbeiter 2c., welche 
außerhalb des »etriebäfiges Urbeiten aus 
führen, nicht an dem Orte, wo die Ur 
beiten jtattfinden, an ber jeweiligen Ar- 
beitäjtätte, jondern an dem Sitze des Be- 
triebeö zu verfichern. Jedoch kann eine 
dauernde oder befonderd umfangreiche 
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Ausführung von Urbeiten an einem von 
dem Wetrieböfige verjchiedenen Orte unter 
Umjftänden den Charalter eines jelbitän- 
digen ‘Betriebes mit einem bejonberen 
gethäftfichen Weittelpunft annehmen. 
Bezüglich ber Frage nad) bem Sig eines 
land». und forjtwirtidyaftlichen Betriebes 
fommen die Beitimmungen im $ 44 Ab⸗ 
ja 2 und 5 bed Tandwirtfichaftlichen 
Unfallverjicdyerungsgefeges vom 5. Mai 
1886 (Reichs⸗Geſetzbl. ©. 132) in Betradjt. 
Für den Sig gemiſchter, aus Haupt⸗ 
und Nlebenbetrieb beitehender Betriebe ent- 
jcheidet der Sit des Hauptbetriebes. 
Werden im Auslande Perſonen be 
Ihäftigt, melde als Wrbeiter 2c. eines 
inländiichen Betriebes anzufehen find, fo 
erfolgt ihre Verſicherung gleichfall3 am 
Ortes des inlänbdifchen Betriebsſitzes. Hier⸗ 
nach unterliegt z. B. der Monteur einer 
inlaͤndiſchen Maſchinenſabrik, welcher eine 


in dieſer Fabrik ˖ gefertigten Maſchine im 
Auslande aufſtellt, auch für die Zeit 
ſeiner Beichäftigung im Auslande den Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes. 

Wenn dagegen Perſonen im Inlande 
beichäftigt werden, welche einem im Aus⸗ 
lande belegenen Betriebe angehören, fo 
ift flet3 der Ort ber thatſächlichen in⸗ 
ländifchen WBeichäftigung für die Zuſtän⸗ 
ftändigkeit der Verſicherungsanſtalt ent- 
ſcheidend. 

Seeleute ſind nach 8 136 des Geſetzes 
bei derjenigen Verſicherungsanſtalt zu ver⸗ 
ſichern, in deren Bezirk ſich der Heimats⸗ 
hafen * Ki befindet. Als — 
afen (Regiſterhafen) gilt derjenige Hafen, 
—* Ay em aus 8 ve BE die 
Seefahrt betrieben wirb (Art. 435 bes 

anbelsgejegbuch8, Bunbes-Gefegbl. 1869 

eite 379). 


Bekanntmachungen, betreffend die Durchführung der Juvaliditäts⸗ 
und Alteröverficherung. 
Bom 24. Dezember 1891 und 24. Sanuar 1893, 





Nachdem ber Bundesrat in der Sitzung 
vom 22. Dezember d. 3. einige Abärde- 
rungen ber Vorſchriften über die Ent- 
wertung von Warten bei der Invaliditäts⸗ 
und Altersverſicherung (Bekanntmachung 
vom 27. November 1890, Zentralbl. für 
das Deutihe Reich ©. 369) beichlofjen 
hat, werden die Anorbnungen des Bundes» 
rat3 über: 

1. die Befreiung vorübergehender Be⸗ 

Ihäftigungen von der Verjicherung3- 
pflicht, 


2. die Entwertung und Vernichtung von 
Marken in der veränderten Faſſung, 
welche ſie durch die Beſchlüſſe vom 
22. d. M. hen haben, nad 
ftehenh zur öffentlichen Kenntnis 


gebradit. 

Zur Ausführung des Geſetzes, betreifend 
die Invalidität und Wlteröverficherung, 
vom 22. Juni 1889 (Reichs⸗Geſetzb 
©. 97) hat der Bundesrat auf Grund 
der 88 Abſatz 3, 109, 112, 114, 117, 120 
125 a. a. O. beſchloſſen was folgt: 


I. Befreiung vorübergehender Berhäftigungen von der Yerfigerungspflidt. 
(8 3 Abf. 3.) 


A. Rorübergehende Dienftleiftungen 
ind in folgenden Fällen ala eine die 
Berficherungspflicht begründende Beſchäf⸗ 
tigung nicht anzufjehen: 

1. wenn jie von folchen Perjonen, welche 

berufömäßig Lohnarbeit überhaupt 
nicht verrichten, 


a. nur gelegentlich, insbeſondere zu 
gelegentlidyer Aughülfe, 

b. zwar in regelmäßiger Wieberlehr, 
aber nur nebenher und gegen ein 
eringfügiges Entgeld, welches zum 
‚eben Sumberhalt nit ausreicht 
und zu ben Verficherungsbeiträgen 
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Fir in entfprechendem Verhältnis 
eht, 
verrichtet werden; 


2. wenn ſie von ſolchen Berufsarbei⸗ 


tern, die in einem regelmäßigen, die 
Verſicherungspflicht begründenden Ar⸗ 
beits⸗ oder Dienſtverhaͤltnis zu einem 
beſtimmten Arbeitgeber ſtehen, ohne 
Unterbrechung: dieſes Verhältniſſes 
bei anderen Arbeitgebern nebenher, 
ſei es nur gelegentlich zur Yushülfe, 
ſei es regelmäßig verrichtet werden; 


3. wenn fie auf Seeſchiffen im Aus— 
lande von jolchen Perſonen verrichtet 
werden, bie nicht zue Schiffsbeſatzung 
gehören; 

4. wenn fie von Aufwärtern oder Auf- 
wärterinnen und ähnlichen zu niederen 
häuslichen Dienften von kurzer Dauer 
an wechſelnden Arbeitsſtellen thäti- 
gen Perſonen verrichtet werden; 


5. wenn fie in Verpflegungsſtationen 
oder in ähnlichen Einrichtungen gegen 
eine Geldentichädigung verrichtet wer⸗ 
den, welche nicht ald Entgelt für die 
gelieferte Arbeit, fondern als eine 
Unterjftügung zum Iweck des beiferen 
Fortkommens gewährt mirb. 

B. Die Regierungen der einzelnen 
Bundesitaaten find ermächtigt, mit Zu⸗ 
ftimmumg des Reichskanzlers wiberruf- 
lich anzuordnen, daß und inmwieweit vor⸗ 
übergehende Tienftleiftungen ſolcher Aus- 
länder, denen der Uufenthalt in Grenz. 
bezirlen des Inlandes auf feit beftimmte 
turze Zeit behuſs Ausführung vorüber- 
gehender Arbeiten behörblich geftattet if, 
ſowie vorübergehend im Innlande ftatt- 
findende Dienftleiftungen folder YWus- 
länder, welche übungsgemäß in Flößerei⸗ 
betrieben beſchäftigt werden, als eine die 
Verſicherungspflicht begründende Beſchäf⸗ 
tigung nicht anzuſehen Find, 


UI. Eniwertung und Yernidiung von Marken. 
(88 109, 112, 114, 117, 120, 125.) 


1. Sofern auf Grund der 88 112 oder 
114 a. a. O. die Einziehung der Beiträge 


durd) Organe von Strantenfaffen, durch 


Gemeinbebehörben oder durch andere von 
ber Landes - Hentralbehörde bezeichnete 
oder bon der Derficherungsanftalt einge» 
richtete Stellen (Hebeitellen) erfolgt, kann 
Die Yandes-Hentralbehörde anordnen, daß 
von der die ‘Beiträge einziehenden Stelle 
Die ben eingezogenen Beiträgen entipre- 
chenden Marken alabalb nad) deren Ein⸗ 
Hebung zu entwerten find (8 109 a. a. O.). 
Bei derartigen Anordnungen iſt die Urt 
der Entwertung von ber Landes⸗Zentral⸗ 
behörbe zu regeln; Dabei barf die Angabe 
de3 Entwertungstage3 vorgeichrieben wer- 
bett. 


2. (Sortgefalfen.) 


8. Sofern auf Grund des 8 1114. a. O. 
für den Bezirk einer Verſicherungsanſtalt 
durch das Statut derſelben für Verjicherte, 
welche nicht in einem regelmäßigen Ar⸗ 
beitöverhältni3 zu einem beftimmten Ar⸗ 
beitgeber ftehen, ober für einzelne Klafjen 
ſolcher Berjicherten beitimmt worden ift, 
Daß fie befugt find, die Berlicherung3- 
bieträge ftatt der Wrbeitgeber im voraus 

entrichten, kann bie Landes⸗Jentral⸗ 
Behsıde anordnen, daß bie betreifenden 


Dearlen entwertet werben, fobald bie Ein- 
ziehung der Hälfte des Wertes ber be- 
treffenden Warte von dem zur Entrich⸗ 
tung der Beiträge verpflichteten Arbeit⸗ 
geber erfolgt. Bei derartigen YUnordmun- 
gen ijt die Art der Entmertung von der 
Yandes-Zentralbehörde iu regeln; dabei 
darf die Ungabe des Entwertungstages 
borgejchrieben werden. 


3a. Unbefchadet der nad Ziffern 1 
und 3 etwa erlafjenen meiteren Anord⸗ 
nungen find Ürbeitgeber und Verſicherte, 
ſowie die die Beträge einziehenden Or- 
gane won Krankenkaſſen Gemeinbebehörden 
und beſonderen Stellen (Hebeſtellen) be- 
jugt, bie in die Quittungsfarten einge- 
lebten Marken handſchriftlich oder unter 
Anwendung eine3 Stempel3 zu entwerten. 

Diefe Entivertung darf aber nur in 
der Weiſe erfolgen, dab auf den einzelnen 
Marken der Entwertungstag in Biffern 
angegeben wird, z. B. 15. 3. 92. Undere 
Entwertungszeichen find zuläflig. 

3b. Someit auf Grund ber vorfiehen- 
den Beitimmungen oder anderer vom 
Bundesrat erlafjener Anordnungen eine 
Berpflichtung zur Entmwertung von Marten 
befteht, ift diefe Verpflichtung nad) Maß 
gabe der Vorſchrift der Hier 3a Ab⸗ 
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ag 2 von bemjenigen zu erfüllen, melcher 
die Marlen vinzufieben Bat. 

In den Fällen der Hiffer 1 und 3 Tarur 
durch bie Landes⸗gentralbehörde die Ber- 
pflihtung anberweit geregelt werben. 

Iſt die Entwertung unterblieben, fo ift 
fie bei der ferneren Einklebung von Bei- 
tragsmarken nachzuholen. 


4. Ueber die Form der Entwertung 
der Marken in ben Fällen bes 8 117 
Abfap 4 und des 8 120 fann bie Yandes- 
Bentralbchördbe befondere Anordnung 
trefien. 


5. Warten, welche nicht bereit3 ander- 
weit entwertet worden find, müſſen ent- 
wertet werden, nuachdem die Marken 
enthaltende DQuittungsfarte zum Umtaufd) 
eingereicht worden ijt. Tiefe Entwertung 
liegt den Borftänden der Berficherungs- 
anftalten oder anderen von der Landes⸗ 
Bentralbehörbe bezeichneten Stellen ob; 
lie ift, fofern jie bisher etwa verfäumt 
ſien jollte, von jeder Behörde, an welche 
Die Karte nad) dem Umtauſch gelangt, 
nachzuholen. Die Form der Entwertung 
bleibt der entwertenden Stelle freigeftellt. 
Auf die Uußenjeite der Quittungsfarte 
ift Handfchriftlic) oder unter Verwendung 
eined Stempelö der Vermerk „entwertet“ 
u fegen und bie entwertende Stelle zu 

zeichnen. 


6. Bei der Entwertung bürfen bie 
Marken nicht unfenntlid) gemadt werden. 
Insbeſondere müſſen der Gelbwert ber 
Varke, die Lohnklaſſe und die Berfiche- 
rungsanſtalt, für welche die Marke au 
gegeben iſt, bei Doppelmarken auch die 
Kennzeichen der Yufagmarfe, erlennbar 
bleiben. 

7. Wer den vorſtehenden oder den 
bon der Landes⸗hentralbehörde auf Grund 
der Beltimmungen in Biffer 1, 3 ober 4 
getroffenen Anordnungen zumwiderhanbelt, 
tann für jeden ‘all, ſofern nicht nad) 
anderen Vorſchriften eine höhere Strafe 
verwirkt ift, von der unteren Verwal⸗ 
tungsbehörde mit einer Ordnungsſtrafe 
bis zu einhundert Mark beiegt werben. 
Die Haftung für den durch bie Zuwider⸗ 
handlung verurjachten Schaden bieibt 
hierdurch unberührt. 

8. Die Vernichtung von Warten 
g 125 a. a. 0.) erfolgt durch Abreißen 
oder völlige Unkennili madung. Dabei 
it auf Die anittungsfarte handſchriftlich 
oder unter Verwendung von Stempeln 
der Vermerf: „.. . Warten vernichtet“, 
ſowie die Bezeichnung der die Vernichtung 
vornehmenden Stelle zu ſetzen. Die Ber 
nidytung von WMarken Tann auch dadurch 
erfolgen, daB biejelben durch einen bar- 
auf gejegten amtlichen Vermerk al3 un- 
gültig erklärt werden. 


III. 


Preußiſche Auweiſung zur Ausführung der 88 18, 138, 156, 161 des 
Reichsgeſetzes, betreffend die Invaliditäts- und Alteröverficherung, 
vom 22. Juni 1889.*) 

Vom 20. Februar 1890. 





Bur Ausführung ber $$ 18, 138, 156 bis 161 des Reichsgeſetzes, betreffend bie Invbaliditäte 
und Altersverfiherung, vom 322. Zuni 18389 (Reichö-Wefegbl. ©. 97) wirb unter Hinwelfung auf bie 
Raiferliche Verordnung vom 80. Dezember 1889 (Reicha⸗Geſetzbl. 1890 S. 1) und unter Vorbehalt wei⸗ 


terer Anordnungen Folgendes beſtimmt: 


A. Antere Perwaltungsbehörben und Gemeindebehörden. 


1. Untere Rerwaltungsbehörden im 
Sinne des 8 16l aa. OD. find die Orts 
polizeibehörden, fowie bie Vorſtaͤnde ber 
bemeinben und ber jelbftändigen Guts⸗ 

ezirle. 


Gemeindebehorden im Sinne bes 8 18 
a. a. O. find die VBorftände ber Gemein- 
den und der jelbftändigen Gutsbezirte. 

In denjenigen Gemeinden, welche für 
Die Verwaltung der Ortöpolizei oder für 


*) hnliche Ausführungsgeiege find in alien deutichen Bunbesflaaten ergangen 
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bie Gemeinbevermwaltung in befondere ört- 
lie Bezirle (Polizeireviere, Diftrikte zc.) 
geteilt worden jind, gelten al3 untere 
Vermwaltungsbehörden und Gemeinbebehör- 
den bie Borjtände biefer Bezirke. 
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Bildet ber Gemeindevorftand ein Kolle⸗ 

ium, jo darf er zur Austellung der Be- 
Kheinigungen und Beglaubigungen (Biffer 
2 ff.) Kommiſſare beiteflen. 


B. BYadweife über Arbeitszeit, Arbeitstoßn, Auterbrechungen eines fländigen 
Ardeits- oder Pieufiverhäftnäffes. 


I. Beſcheinigungen. 


2. Auf Untrag ſolcher Berjonen, welche 
ein unter 8 1.a. a. D. Tallendes Arbeits- 
oder Dienjtverhältuis (eine Beſchäftigung 
al3 Arbeiter, Gehülfe, Gefelle, Lehrling, 
Dienftbote, Betriebsbeamter, Handlungs⸗ 
gehülfe ober Handlungslehrling — aus 
Ichließlidy der in Apotheken befchäftigten 
Sehülfen und Lehrlinge —, ala Perſon 
der Belagung deuticher Seejahrzeuge oder 
von Wahrzeugen der Binnenfdiffahrt) 
nachweijen wollen, haben die unteren Ver⸗ 
waltungsbehörden (Hiffer 1) für die Beit 
por dem völligen Inkrafttreten bes Ge- 
ſeßes Beidyeinigungen auszufiellen: 

a. über dad Datum bed Beginnd unb 
Dad Datum ber Beendigung bderjeni- 
gen Beiträume, während welcher der 

ntragiteller feit dem I. Januar 1886 
in einer Belchäftigung (einem Ar⸗ 
beit3- oder Dienftoerhältni) der vor- 
erwäßnten Art thatſächlich geſtanden 

at 


bat; 

b. bei folchen Perfonen, welche feit dem 
1. Januar 1 ein mit einem be- 
ftimmten Wrbeitgeber eingegangenes 
Arbeit3- oder Dienftverhältnig zeit 
mweije unterbrochen haben, um das⸗ 
felbe fpäter fortzufegen, über da3 
Datum des Beginns und das Datum 
der Beendigung desjenigen Zeit⸗ 
raums, weldyer zwilchen der Unter- 
brechung und demnächſtigen Wieder⸗ 
aufnahme dieſes Arbeit3- oder Dienſt⸗ 
verhältniffes Liegt; ſoweit während 
diefed Zeitsraums eine andere unter 
8 la. a. O. fallende Beichäftigung 
aufgenommen wurde, ijt die legtere 
unter Angabe des Beginns und der 
Beendigung in die Beicheinigung auf- 


zunehmen; | 
c. bei ſolchen Perſonen, welhe am 
1. Zanuar 1 das 59. Lebensjahr . 


ihon vollendet hatten, über die Höhe 
be3 Gehalt oder Lohnes, welchen 
der Untragiteller feit dem 1. Januar 


1888 während jeder einzelnen Be⸗ 
Ihäftigung als Arbeiter, Dienfibote 
u.j.w. für den Tag, die Wodje oder 
den Monat thatjächlich bezogen hat. 
Wurde Gehalt oder Arbeitslohm zum 
Teil in Naturalbezügen (Wohnung, 
Teuerung, Kleidung u. |. iv.) gewährt, 
ſo ift deren Durchſchnittswert neben 
den in barem Gelde gewährten Be- 
agen anzugeben. Bei Ermittelung 
ieſer Durchſchnittswerte ſind die 
hierüber etwa beſtehenden amtlichen 

Feſtſetzungen zu Grunde zu legen. 
Handelt es ſich um bie Beichäftigung 
als Seemann auf deutſchen Seefahrzeugen, 
jo tritt an die Stelle der unteren Ver⸗ 
waltungsbehörde im Inlande das Gew 
manndamt des Heimathafens des betreffen- 
den Schiffs (8 136 Abſatz 4 a. a. O.). 

38. Auf Antrag einer »erliherungs- 
anftalt (88 41 ff. a. a. ©.) find 
ſcheinigungen auch Über den Beginn und 
die Beendigung foldyer Beichäftigungen 
Arbeits⸗ oder Dienftverhältnifje) aus 

elfen, welche feit dem 1. Januar 1876 
beftanden haben, und ebenfo aud für 
die Zeit nad) dem völligen Inkrafttreten 
des Geſetzes. 

4. Die Ausftellung ber Beicheinigun- 
gen darf nur erfolgen, fomweit die That- 
| ‚ Deren Beſcheinigung beantragt 
wird, der erfuchten Stelle amtlich befannt 
oder glaubhaft nachgewiefen find. Bu 
einem glaubhaften Nachweis ift in ber 
Negel die Borlegung von Bienft- ober 
Befhäftigungs eugniljen oder eine zuver⸗ 
läſſige asfunit de3 Arbeitgebers für aus⸗ 
reihend zu erachten. 

Die Austellung der Beicheinigungen ift 
abzulehnen, ſoweit e8 ſich um die Be 
ſchäftigung an einem Ort handelt, welcher 
nicht zu jerigen Bezirk gehört, über 
welchen ſich örtlich die Zuſtändigkeit der 
erfuchten Stelle eritredt. Die Ausſtellung 
der Beſcheinigungen ilt ferner abzulehnen: 
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a. fomeit e3 fich um eine Beichäftigung 
zu einer Zeit hanbelt, in welcher der 
Antragiteller Beamter des Reichs oder 
eines Bundesſtaates, - oder ein mit 
Penfionsberechtigung angeftellter Be⸗ 
amter eines Kommunalverbandes war, 
oder in welcher er zu den Perjonen 
des Goldatenjtandes gehörte, und 
bienftfih als Arbeiter beichäftigt 
murbe; 

b. fomweit jich ergiebt, daß für bie Be- 
ſchäftigung fein Lohn oder Gehalt, 
oder nur freier Unterhalt gewährt 
worden tft; bei Betrieböbeamten, 
Sandlungögehülfen und Handlungs⸗ 


lehrlingen, aber auch injoweit, als 
ſich ergiebt, baß beren vegelmäßiger 
Jahresarbeitsverdienſt an Lohn oder 
Gehalt den Betrag von 2000 Mark 
jährlich überitiegen hat. 

Die voritehend bezeichneten Thatſachen 
muß die um Beſcheinigung erjuchte Stelle 
berüdjichtigen, ſoweit jie ihr amtlich be- 
fannt find. Im übrigen ift bie erfudhte 
Stelle zwar berechtigt, aber nicht ver- 
pflichtet, von Amtswegen feitzuftellen, in- 
wieweit eine der bortehend bezeichneten, 
die Wusitellung der Beicheinigung aus- 
ſchließenden Thatjachen vorliegt oder nicht. 


II. Beglaubigungen. 


5. Auf Untrag eines Arbeiters, Dienft- 
boten ⁊c. (Biffer 2) ober auf, Antrag 
eined Arbeitgeberd oder einer Verſiche⸗ 
anftalt (Biffer 3) Haben bie unteren Ver⸗ 
waltung3behörden (Ziffer 1) Befcheini- 
gungen ber Arbeitgeber zu beglaubigen, 
Jofern dieſe Veſcheinigungen fich beziehen 
auf bie Dauer einer Beichäftigung (eines 
Ürbeit3- oder Dienitverhältniffes) als Ar⸗ 
beiter, Dienjtbote ꝛc. (Ziffer 2), auf die 
Höhe bes dabei bezogenen Lohnes oder 
auf bie Sauer der Unterbrechung des 
zwifchen dem betreffenden Wrbeitgeber 
und dem betreffenden Wrbeiter 2c. be» 
gründeten ftändigen Arbeits⸗ oder Dienit- 
verhältnijjes. 

Die Beglaubigung erftredt ſich nur auf 
bie Unterjchrift des beicheinigenden Arbeit- 
geber3 und darf nur auggeitellt werden, 
wenn biefe Unterfchrift vor ber um Be⸗ 
glaubigung erjuchten Stelle vollzogen ober 


ihre Richtigfeit anderweit feitgeftellt wor⸗ 
den iſt. Soweit der um Beglaubigung 
erſuchten unteren Verwaltungsbehörde mit 
Rückſicht auf die in der Beſcheinigung des 
Arbeitgebers enthaltenen Angaben That- 
ſachen der unter Ziffer 4 Abſatz 2 zu a 
oder b aufgeführten Art amtlich befannt 
find, find diefe Thatjachen bei der Be⸗ 
glaubigung anzugeben. 

6. Bei Berheinigungen, welche von 
einer Reichs⸗, Staats⸗, Kommunal- oder 
anderen öffentlichen Behörde für die von 
biefen Behörden als Arbeitgeber beichäf- 
tigten Verjonen auägeitellt werden, gilt 
die Beibrüdung des Dienftjiegel3 diejer 
Behörde ald Beglaubigung im Sinne des 
8 16la. a. DO. Einer weiteren Beglaubi- 
gung durch untere Verwaltungs» oder 
andere Behörden bedürfen bie Beſcheini⸗ 
gungen folcher Arbeitgeber nicht. 


C. Vachweiſe über Kraufheiten. 


7. Auf Antrag von Arbeitern, Dienfte 
boten ⁊c. (Hiffer 2) haben die Vorſtände 
derjenigen Ort, Betriebs⸗ (Fabrik⸗), 
Bau, JInnungs⸗Krankenkaſſen, Sinapp- 
ſchafftslaſſen, eingefchriebenen ober auf 
Grund landesrechtlicher Vorſchriften er- 
richteten Hülfskafjen oder von Gemeinde 
Tranfenverjicherungen, welchen die Antrag 
fteller zur Zeit einer Erkrankung angehört 
haben, Beicheinigungen über die Dauer 
der Krankheit, ſoweit fie nicht über die 
Dauer ber von ber Stranfenlafje zu ge- 
währenden Sirantenunteritügung Hinaus- 
reicht, zu erteilen. Tie gleihe Verpflidy 


tung liegt rüdfichtlich folder Perjonen, 
welche zur Zeit ber Erkrankung einer der 
bezeichneten Krankenkaſſen oder ber Ge- 
miendefranlenverjicherung nicht angehört 
habeı, fowie für die Dauer einer Krank⸗ 
heit, welche über die Dauer der von den 
betreffenden Kaffen zu gemährenden Kran⸗ 
tfenunterftügung Hinausreicht, der Ge 
meindebehörde (Hiffer 1) dezjenigen Ortes 
ob, an welchem der Erkrankte während 
ber Krankheit feinen Wohn- oder Aufent- 
halt3ort gehabt hat. Für die in Reichs⸗ 
oder Staatsbetrieben beichäftigten ‘Per- 
onen können dieſe Beſcheinigungen audı 
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—— er bie norgeiehte Dienftbehörde aus⸗ 
ge 

erfofgt Die Beisein ng einer Fenc 

[gt nur für die Belt vom 1. Januar 
mr ab. Sie hat dahin zu lauten, da 
ber Beteiligte während des mit bem Datum 

bed Beginnd und dem Datum der Beendi⸗ 
gung zu bezeichnenden Yeitraums an einer 
mit GErwerböunfähigleit verbundenen 
Krankheit gelitten hat. 

9. Die Uusftellimg der Beicheinigung 
darf nur erfolgen, jomeit bie Thatſachen, 
deren Beſcheinigung beantragt wird, der 
erſuchten Stelle amtlid; belannt oder 
glaubhaft nachgemwiejen And, Sie iſt zu 
berjagen: 


a. wenn die Dauer ber Krankheit und 
ber mit derjelben verbundenen Er- 
werbsunfähigfeit einen Heitraum von 
meniger al3 jieben aufeinander fol- 
genden Bogen umfaßt Hat, 

b. wenn der Erfranfte j Mar die Krank⸗ 
vorfäglid; oder bei Sepehung eines 
durch jtrafgerichtliche3 Urteil feftge- 
ftellten Xerbrechend, Durch ſchuld⸗ 
hafte Beteiligung bei [ägereien 
oder Raufereien, durch Trunffällig- 
feit oder durch gefchlechtlihe Yun 
\ümeihungen zugezogen hat. 

Die Vorfchrift der Ziffer 4 Abſ. 3 
findet auch hier Unmendung. 


D. Gemeinfames. 


10. Für die Zeit vor Vollendung des 
16. Lebensjahres werden Beſcheinigungen 
ober Be egraudigumgen nidjt erteilt. 

ie Deicheinigungen und Deglur 
Sigungen find unter Angabe de3 Orts 
und de3 Datums auszuftellen und von 
der ausſtellenden Perſon unter Angabe 
ber Eigenſchaft, in welcher fie die Aus⸗ 
ftellung vornimmt, 
drũckung des Dienftiiegel2 zu unterzeichnen. 

12. Für die Beſcheinigungen wird bie 
Verwendung ber nadjtehenden Yormu- 
lare*) empfohlen. 


fowie unter Bei⸗ 


13. Beſchwerden über bie Verweige⸗ 
rung von Belcheinigungen oder Beglau- 
bigungen oder über den Inhalt einer er⸗ 
teilten Beſcheinigung find an bie der er- 
juchten Stelle unmittelbar vorgefeßte 
Auffichtöbehörde zu richten. Dieſe ent- 
ſcheidet endgültig. 

14. Schreib- oder fonftige Gebühren, 
Stempel ober Abgaben irgend welcher 
Art dürfen für Ausſtellung ber Beichei- 
nigungen ober laubigungen ſowie für 
die hierbei entitehenden Verhaudlunegn 
nicht erhoben werden. 


IV. 
Beſchaffung der Nachweiſe über die Beſchäftigung in der 
vorgeſetzlichen Zeit. 





Nach dem Neichsgeſetz, betreffend die Invaliditätg- und Ulters- 
"verficherung, vom 22. Juni 1889 (Meichd-Gefehbl. S. 97) werden 
Invaliden⸗ und Altersrenten erft nach Zurücklegung einer Wartezeit ge- 
währt. Die Wartezeit beträgt für Invalidenrenten 5, für Wltersrenten 
30 Beitragsjahre; ein Beitragsjahr ift gleich 47 Beitragswochen, d. 5. 
Kalenderwochen, in denen die gejeglichen Beiträge entrichtet worben find. 
Hiernach würden Snvalidenrenten erſt nach Ablauf von nahezu fünf 
Jahren, Altersrenten erjt nach Ablauf von nahezu 30 Jahren nach dem 
Inkrafttreten des Geſetzes bewilligt werden können. 

Um jedoch die Wohlthaten des Geſetzes auch denjenigen 


*, Die Formulare werden bier nicht mit abgedruci. 
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Berfonen zuzumenden, welche in ben eriten fünf Jahren invalide 
werben, oder in ben erften dreißig Jahren das 70. Lebensjahr über- 
fchreiten, find Übergangsbeftimmungen getroffen worden, durch 
welche für dieſe Perjonen die Wartezeit abgekürzt wird. 

Wer nämlich in der Zeit, bevor das Gefje in Kraft getreten ift 
— letzteres wird vorausfichtlid am 1. Januar 1891 gefchehen Lön- 
nen —, in einer Beichäftigung geftanden bat, in welcher er Beiträge 
hätte entrichten müflen, wenn das Geſetz damals jchon gegolten hätte, 
fol ebenfo behandelt werben, als ob er während diefer Beit Beiträge ' 
entrichtet hätte; und bag Gleiche gilt für diejenigen, welche durch Krant- 
beit oder militärifche Dienftleiftungen an der Fortfegung einer folchen 
Beichäftigung verhindert worden find. 

Hierüber müffen aber Nachweiſe geliefert werden. Wer 
ih die aus den Übergangsbeitimmungen folgenden Vergünſtigungen 
fihern will, muß daher rechtzeitig dafür Sorge tragen, daß er dieſe 
Nachteile Iiefern Tann, und es tft Borforge dafür getroffen, daß Die 
Beicheinigungen, durch welche dieſe Nachweile erbracht werben follen, 
ſchon jetzt befichafft werden können. 

Aus dem Nachfolgenden kann ſich jedermann unterrichten, für welche 
Nachweiſe er zu ſorgen hat und auf welche Weiſe er ſich dieſelben ver- 
ſchaffen kann. 

J. Eine Beſchäftigung (Arbeits- oder Dienſtverhältnis), 
welche nach dem Geſetz die Verſicherungspflicht mit der Ver— 
bitiatung, Beiträge zu entrichten, begründet, welche alſo während 
der Übergangszeit auf die Wartezeit auch dann angerechnet wird, wenn 
fie in der Beit vor bem Inkrafttreten des Geſetzes beftanden hat und 
bemgemäß Beiträge für diefelbe nicht entrichtet worden find, liegt Dann 
bor, wenn es fich handelt 

um eine gegen Lohn ober Gehalt, nicht bloß gegen freien Unter- 

halt, gewährte Beichäftigung 

ara Arbeiter, Gehülfe, Gejelle, Lehrling oder Dienft- 

ote, 

als Perſon ber Schiffsbejfagung deuticher Seefahrzeuge ober 
von Fahrzeugen der Binnenjchiffahrt, 

als Betriebsbeamter, Handlungsgehülfe oder Hand- 
Iung3lehrling, bier jedoch nur dann, wenn der regelmäßige 
Sahresarbeitsverbienft an Lohn oder Gehalt 2000 ME. nicht 
überfteigt. 

Bu den die Verficherungspflicht begründenden Beichäftigungen ge- 
bören nicht: | 
die Beichäftigung in Upothelen ala Gehülfe oder Lehrling; 

die Beichäftigung der Beamten des Reichs und der Bundesſtaaten, 

der dienftlich als Arbeiter beichäftigten Perfonen des Soldaten- 
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ftande3 und der mit Penfionsberechtigung angeltellten Beamten 

von Kommunalverbänden 
(88 1, 3 Abſ., 2, 4 Ubf. 1). Jede in Betracht zu ziehende Bejchäfti- 
gung muß jedoch in bie Beit nach Vollendung des 16. Lebens- 
jahres fallen ($ 1), und der Beichäftigte darf während der Beichäf- 
tigung nicht bereits nahezu erwerbsunfähig, d. h. derart in feiner 
Erwerbsfähigkeit beſchränkt geweſen fein, daß er infolge feines körper⸗ 
lichen oder geiftigen Zuftandes dauernd nicht mehr im ftande war, durd) 
eine feinen Kräften und Fähigkeiten entiprechende Lohnarbeit mindeſten⸗ 
ein Drittel des für den Beichäftigungsort nach 8 8 des Krankenver⸗ 
ſicherungsgeſetzes feſtgeſetzten ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher Tage⸗ 
arbeiter zu verdienen (84 Abſ. 2). 

U. Die Nachweije, welche für die Zeit vor dem Inkraft— 
treten des Geſetzes zur Sicherung von nvaliden- oder Altersrenten 
von Wichtigkeit werben können, find folgende: 

1. Der Nachweis über die Dauer jeder unter Ziffer I fallenden 
Beihäftigung, welche in der Zeit nach dem 1. Januar 1886 
— fchon von diefem Zeitpunkt ab Tönnen derartige Nachmweife 
möglichermweije nüglich fein — oder Doch vom November 1886 
ab biß zu dem Zage, mit welchem das Geſetz demnächſt in 
Kraft treten wird, ausgeübt worden ift, weil hiervon ber An⸗ 
ſpruch auf Invaliden- oder Altersrenten abhängig fein Tann; 

2. in folhen Fällen, in denen die Beichäftigung in einem feften 

Urbeits- oder Dienftverhältnis zu einem bejtimmten Ar— 
beitgeber beitanden hat, aber zeitiveije unterbrochen und dem- 
nächft wieder aufgenommen worden ift, ein bejonderer Nach- 
weiß auch über die Dauer diefer Unterbredung, teil Die 
leßtere, wenn fie nur nicht über vier Monate im Jahre be- 
tragen bat, als Beichäftigungszeit mitgerechnet wird. Diefe 
Beitimmung kommt insbejondere den fjogenannten „Saijon- 
arbeitern” zu ftatten, d. 5. folchen Perfonen, deren Beichäf- 
tigung, wie 3. B. diejenige der Maurer, Winzer u. a., ihrer 
Natur nach in gewiſſen Zeiten des Jahres Unterbrechungen er- 
leidet. Stehen folche Perjonen zu beitimmten Arbeitgebern in 
feftem Arbeitsverhältniffe, jo daß fie nach. ſolchen Unterbrechun. 
gen regelmäßig in die Arbeit bei ihm zurückkehren, jo werden 
diefe Zwiſchenzeiten, joweit fie im Jahre nicht über vier Mo- 
nate betragen haben und nicht durch andermweite Lohnarbeit 
ausgefüllt worden find, als Beichäftigungszeit mitgerechnet. 
Wichtig find ferner: 

3. Für alle diejenigen Perſonen, welche am 1. Januar 1890 da8 
59. Lebensjahr ſchon zurüdgelegt haben, Nachweile über 
die Höhe des Lohnes, welchen fie in ihren verjchiedenen 
Arbeits- oder Dienftverhältniflen feit bem 1. Januar 1888 be- 
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zogen haben, weil von ber durchichnittlichen Höhe dieſes Lohnes 
für fie die Höhe der Altersrente abhängt; 

4. Rachweife über die Dauer jeder mit Erwerbsunfäbigfeit 

verbundenen Krankheit, durch welche jemand. nach dem 
1. Januar 1886 (oder doch November 1886) verhindert worden 
ift, eine berufsmäßige VBeichäftigung der unter Ziffer I gedachten 
Urt, welche er damals nicht lebiglich vorübergehend aufgenom- 
men batte, fortzujeßen, wenn eine ſolche Krankheit minbeftens 
7 aufeinander folgende Tage gedauert bat. . Ausgenommen find 

‘ jedoch folche Krankheiten, welche ber Beteiligte ficy vorſätzlich 
oder bei Begehung eines durch ftrafgerichtliches Urteil feftge- 
ftellten Verbrechens, durch fchuldhafte Beteiligung bei Schläge- 
reiten oder Raufhändeln, durch Trunkfälligkeit oder durch ge- 
ichlechtliche Ausfchweifungen zugezogen bat, denn Derartige 
Krankheiten gelten niemals als Beitragszeit; 

5. Nachweiſe über jede militärische Dienftleiftung im Heere 
oder in der Marine, zu welcher jemand nach dem 1. Januar 
1886 (oder doch November 1886) behufs Erfüllung der Wehr- 
pflicht herangezogen ift, wenn er durch dieſelbe verhindert worden 
iit, eine berufsmäßige Beichäftigung ber unter Ziffer I gedachten 
Art, welche er damals nicht Lediglich vorübergehend aufgenom- 

men hatte, fortzujeben. 

Bun dieſen Nachweifen follen diejenigen über militäriiche Dienft- 
leiftungen (5.) durch die Militärpapiere geführt werden. Die übrigen 
Nachweife müflen in der Negel durch bejondere Beſcheinigungen 
geführt werden, welche gebühren- und ftempelfrei find, und die fidy 
jedermann ohne große Mühe ausſtellen laſſen Tann. Dies ergiebt fich 
aus folgendem: 

Bu 1. Der Nachweis einer verficherungspflichtigen Beichäftigung 
(berg. Biffer I) und ihrer Dauer kann auf zweierlei Weile geführt 
werden: 


entweder durch eine Beicheinigung der unteren Bertwaltungs- 
behörde besjenigen Orts, an mwelchem bie Beichäftigung: ftatt: 
gefunden hat. Handelt es fi) um eine Beichäftigung als See- 
mann auf deutichen Seeichiffen, fo tritt an die Stelle der 
unteren Bermwaltungsbehörde im Inlande das Seemannsamt 
des Heimatshafen® des betreffenden Schiffs. Als untere Ver- 
waltungsbehörden find die Ortspolizeibehbörden und bie 
Vorſtände der Gemeinden beftellt; 
oder durch Beicheinigungen bes betreffenden Arbeitgebers, 
welche aber von einer öffentlichen Behörde beglaubigt fein 
müflen. 
Wer in der ganzen Beit, über welche er Nachweife beibringen will, 
nur bei einem Urbeitgeber oder bei wenigen beichäftigt geweſen iſt, 
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braucht ſich nur von diefem Arbeitgeber oder, wenn e3 mehrere find, 
von jedem derfelben eine Beicheinigung, in welcher Unfang und Ende 
der Beichäftigung bei ihn nach dem Datum angegeben find, außftellen 
und die Unterfchrift von dem Gemeindevorfteher oder der Polizei- oder 
einer anderen öffentlichen Behörde beglaubigen zu laſſen. 

Hat jemand aber in der Zeit, über welche er Nachweiſe haben will, 
bei einer größeren Zahl von Urbeitgebern in Beichäftigung geftanden, 
fo wird er wohl thun, die Befcheinigungen jämtlicher Arbeitgeber dem 
Ortsvorſteher ober der Polizeibehörde vorzulegen und fich von dieſen 
eine Beſcheinigung über jämtliche Urbeitsverhältniffe, in welchen er ge- 
ftanden bat, geben zu laſſen. Er braucht dann ftatt der mehreren Be- 
icheinigungen der Arbeitgeber nur die eine des Gemeindevorſtehers ober 
ber Polizeibehörde aufzubewahren. Ebenſo wird zu verfahren fein, 
wenn der Arbeitgeber oder die Urbeitgeber, bei welchen jemand in Ar- 
beit gejtanden Hat, nicht mehr leben, oder fonft behindert find, ihrerfeits 
eine Bejcheinigung auszuftellen, das Urbeitsverhältnis aber dem Semeinbe- 
vorfteher oder der Polizeibehörde belannt ift oder auf irgend eine Art 
nachgewieien werden Tann. 

Zu 2. und 3. Dieje Nachweife werden zwedmäßig ebenſo geführt, 
wie Diejenigen unter 1. 

Bu 4. Über die Dauer einer Krankheit (Ziffer 4), während 
welcher ber Erkrankte von einer Orts⸗, Betriebs- (Fabril-), Bau-, In⸗ 
nungskrankenkaſſe, von einer Knappſchaftskaſſe, aus der Gemeindekranken⸗ 
verficherung, von einer eingejchriebenen oder einer auf Grund landes⸗ 
rechtlicher Borfchriften errichteten Hülfskaſſe Krankenunterftügung bezogen 
hat, bat der Kaſſenvorſtand Beicheinigungen auszuſtellen; für diejenige 
Beit aber, welche über bie Dauer der von ber betreffenden Kalle zu 
gewährenden Krankenunterftügung binausreicht, ſowie für diejenigen Er- 
frantten, welche einer derartigen Kafje während ihrer Krankheit nicht 
angehört haben, erfolgt die Beicheinigung Durch den Gemeindevorftand 
($ 18 Ubi. 1). Für die in Neiche- und Staatsbetrieben bejchäftigten 
Perſonen können dieſe Bejcheinigungen auch durch die vorgefehte Dienft- 
behörde ausgeftellt werben ($ 18 Abi. 2). 

IH. Aus dem Borjtehenden ergiebt fich, daß alle Berjonen, welche 
nach Vollendung des 16. Lebensjahres jeit dem jahre 1886 eine Be- 
ſchäftigung der in Ziffer I bezeichneten Art ausgeübt haben und mwäh- 
rend berjelben nicht bereits in dem daſelbſt angegebenen Maße in ihrer 
Erwerbsfähigleit beſchränkt waren, ein dringendes Intereſſe daran 
haben, die Nachweiſe über die Dauer der vorbezeichneten, vor 
dem Inkrafttreten des Gejehes durchlebten Arbeits- oder 
Dienftverhältnifie, Krankheiten, militärischen Dienftleiftungen, Unter- 
brechungen eines mit einem beftimmten Arbeitgeber eingegangenen Dienit- 
verhältnifjes fich rechtzeitig zu ſichern und für deren forgfältige 
Aufbewahrung Sorge zu tragen. Das gleiche Intereſſe haben 
die vorbezeichneten Berjonen, jofern fie am 1. Januar 1890 


224 Beſchaffung der Nachweife fiber die Beichäftigung in der vorgejeglichen Zeit. 


da8 59. Lebensjahr ſchon vollendet Hatten, an der recht— 
zeitigen Beſchaffung und forgfältigen Aufbewahrung ber 
Nachweife über die Höhe bes Lohns, weldhen fie während der 
jeit dem Jahre 1888 durchlebten Arbeits- oder Dienftver- 
bältniffe thatſächlich bezogen haben. 

Denn niemand Tann wiſſen, ob er nicht das Unglüd haben wird, 
bald nach dem Inkrafttreten bes Geſetzes invalide zu werden. Tritt 
dies aber ein, fo können diejenigen PBerjonen, welche in der Beichaffung 
und Aufbewahrung diejer Nachweiſe nachläffig geweſen find, infolge ihrer 
Nachläſſigkeit die Vorteile der Übergangsbeitimmungen und damit ben 
Anſpruch auf Invalidenrente leicht verlieren. Ähnliche Verlufte drohen 
binfichtlich des Anſpruchs auf Altersrente oder deren Höhe. Zur Er- 
lauterung mögen die folgenden Beifpiele dienen: 


Beifpiele. 


a. Ein Arbeiter, welcher zur Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes, 
alſo etwa am 1. Januar 1891, in einem Arbeits- oder Dienft- 
verhältnis der in Ziffer I gedachten Art fteht, dieſes Verhältnis 
mindeftens 47 Wochen hindurch fortfegt und demgemäß Die ge- 
ſetzlichen Beiträge entrichtet, wird etwa in ber 52. Woche auf 
der Straße von einem herabfallenden Ziegel getroffen oder von 
einer fchweren Krankheit befallen und dadurch erwerb2- 
unfähig. Er würde dann nach ber Regel bes Geſetzes feinen Un- 
fpruch auf Invalidenrente haben, weil er noch nicht während der 
vorgeichriebenen Wartezeit von 5 >< 47 = 235 Wochen Beiträge 
entrichtet Hat. Trogdem wird ihm eine Anvalidenrente 
gewährt, wenn er nachweiſen kann, daß er vor dem Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes und innerhalb ber lebten fünf Jahre vor 

. dem Eintritt der Erwerbsunfähigkeit, alfo in ber Seit vom 
Beginn des Yahres 1887 bis zum Schluß bes Jahres 1890, 
thatjächlicd während fo vieler Wochen, als ibm an der Bahl 
bon 235 Beitragswochen fehlen, aljo während 235 — 47 = 
188 Wochen in einem Wrbeits- oder DVienftverhältnis der in 
Biffer I bezeichneten Art geſtanden oder in einer, folchem Ar⸗ 
beit3- oder Dienftverhältnis gleich geachteten Lage (Krankheit, 
Militärverhältnis, Unterbrechung eines ftehenden Arbeitsverhäft- 
niffe® zu einem beitimmten Wrbeitgeber) fich befunden bat. 
Sofern er diefen Nachweis führen kann, erhält er, je 
nachdem für ihn nach dem Inkrafttreten des Geſetzes Beiträge 
zur 1., 2., 3. oder 4. Lohnklaſſe entrichtet worden find, eine 
jährliche Sinvalidenrente von 110,94, bezw. 112,82, bezm. 
114,23, bezw. 116,11 ME., obwohl er an Beiträgen zur In⸗ 
validitätg- und Wltersverficherung aus eigenen Mitteln ing- 


2 
gefamt nur 47 X - — 3,29 Mt., bezw. 47 X = — 4,70 Mt, 
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24 
bezw. 47 X „= 5,64 Mt., bezw. 47 x = — 7,05 ME. ent- 


richtet bat. Diefen großen Gewinn verfcherzt fich ber Ber- 
ſicherte durch eigene Nachläffigleit, wenn er nicht für Beichaffung 
und Aufbewahrung ber bezeichneten, für die Beit vor dem In- 
trafttreten des Geſetzes erforderlichen Nachweife geforgt bat. 


b. Ein Urbeiter, welcher bei bem Inkrafttreten bes Geſetzes 
(1. Sanuar 1891) über 40, alſo am 1. Januar 1890 über 
39 Sabre alt mar, erreicht da8 zum Bezuge der Alter3- 
vente berechtigende 71. Lebensjahr, nadıdem er feit dem In⸗ 
frafttreten des Gefehes etma 100 Wochen Hindurch in einem 
die Verficherungapflicht begründenden Arbeits⸗ oder Dienftver- 
hältnis (vergl. Ziffer I) geitanden und die geieblichen Beiträge 
entrichtet hat, etwa am 10. $anuar 1894. Er Hat denigemäß 
die für die Altersrente vorgefchriebene Wartezeit von 30 X 47 
— 1410 Beitragswochen noch nicht erfüllt und aus dieſem 
Grunde an fi) keinen Anſpruch auf Altersrente. Trotzdem 
wird ihm eine Altersrente gewährt, wenn er nad- 
weifen Tann, dab er während der dem Inkrafttreten bes Ge⸗ 
fees unmittelbar vorangegangen drei Kalenderjahre, alfo in 
der Zeit vom Beginn bes Jahres 1888 bis zum Schluß bes 
Sahres 1890, indgefamt mindeſtens 141 Wochen hindurch that- 
fächlih in einem Arbeits- oder Dienftverhältnis der tn Biffer 1 
bezeichneten Axt geitanden, oder in einer, ſolchem Arbeits⸗ oder 
Dienftverhältnis gleichitehenden Lage (Krankheit, Militärver- 
hältnis, Unterbrechung eines ftehenden Urbeitsverhältnifjes zu 
einem beftimmten Arbeitgeber) fich befunden Hat. 


Kann ber Verſicherte nicht gleichzeitig auch die 
Höhe des während biefer 141 Wochen vor dem Inkrafttreten 
des Geſetzes von ihm bezogenen burchichnittlichen Jahres⸗ 
arbeitsverdienftes nachweifen, fo kommt bei Bemeſſung 
der Höhe der Ultersrente für die ganze vor dem Inkrafttreten 
des Geſetzes zu berüdfichtigende Zeit nur die niedrigite Lohn⸗ 
Hoffe in Rechnung. Die jährliche Altersrente beträgt dann, 
wenn nach dem Inkrafttreten des Geſetzes die Beiträge Der 
2. Lohnklaſſe entrichtet find, nur 50 ME. + (100 x 6) Pf. 
—+ [(1410—100) x 4] Pf. = 108,40 Mi. Rann der Ber- 
fiderte Dagegen nachweiſen, dab in den bezeichneten 
141 Wochen fein durchichnittlicher Sahresarbeitsverdienft nicht 
in die niedrigfte, fondern etwa in die 2. Lohnklaſſe gefallen ift, 
jo bemißt fiy die Höhe der jährlichen Altersrente fchon auf 
50M. 4 (100 x 6) Pf. + [(1410— 100) X 6] Pf. 134,60 Mt. 

Der Verſicherte fchädigt fich alfo, wenn er unterläßt, 
für Beichaffung und Aufbewahrung des Nachweijes über Die 

Nechtabuch. IL 15 
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Dauer feiner bisherigen Wrbeitsthätigleit zu forgen, durch 

eigene Nachläffigleit um den jährlichen Betrag von 108,40 ME, 

und wenn er es unterläßt, für Beichaffung und Aufbewahrung 

auch der Nächweife über die früher bezogene Lohnhöhe zu 

forgen, immer noch um jährlich (134,60 — 108,40) = 26,20 Mt. 

Es wird daher allen Perjonen, welche eine Bejchäftigung der in 

Ziffer I aufgeführten Art gegenwärtig ausüben, „in ihrem eigenen 

Intereſſe dringend empfohlen, für die baldige Beichaffung- 

und forgfältige Aufbewahrung der unter Ziffer II bezeidh- 
neten Nachweife Sorge zu tragen“. 


V. 
Verfahren bei der Ansftellung und dem Umtauſch, 
fowie bei der Ernenernug (Erjetung) von Quittungskarten 
(Preußische Anweifungen). 


Bom 17. Oktober 1890 und vom 27. November 1893. 
(83 101 fl. Des Geſetzes, betr. die Invaliditäts= und Altersperfigerung. vom 22. Zuni 1889.) 


I. Som 17. DOltober 1890*) 


in der Fafſung, die fie infolge der Abänderungen vun Ziffer 6 (Bel. vom 14. Zum 1893), und 
Biffer 7 (Bel. vom 6. Febr. 1895) erhalten hat. 


1. Nach $ 101 des Gefeges, betreffend | ort des Werjicherten zuftändige Stell: 
die Invalidität» und —— en Die Austellung erfolgt, foweit e3 fid, 
vom 22. Juni 1889 (ReichsGeſetzbl. 5.97) | um Die Vorbereitung Inkraftſetzung 
erſolgt für bie bei ben Verjicherungs- | des Geſetzes Handelt, von Amtswegen, 
anitalten 2 41 ff. a. a. ©.) berlicherten im übrigen in ber Regel auf Antrag. 
Perſonen die Entrichtung der Beiträge | Neben dem Xerficherten, feinem gejeb- 
der Arbeitgeber und der Verficherten burd) | lichen Vertreter oder Bevollmächtigten ifi 
Einkleben eines entiprechenben Betrages | auch der Wrbeitgeber auf Ansttellung 
von Marken in eine Quittungöfarte de3 | einer Duittungdfarte für benjelben anzu- 
Verficherten. Das Sormular diefer Duit- | tragen bereditigt (vergi. Biffer 386), jo- 
tungsfarten ift Durch Beichluß des Bundes- | term der V idherte ſelbſt es bisher unter- 
rats vom 14. Juni 1890 (Neichsanzeiger laſſen Hat, ſich eine ſolche anzuſchaffen 
Nr. 1) feitgejeßt worden. ($ 101 ba 1 bes Geſetzes). Die Zu⸗ 

Die Ausftellung der Quittungsfarten | verläfligleit des Untragitellerd, insbe 
erfolgt durch die auf Grund des Gejeges | ſondere des beantragenden Wrbeitgebers, 
begeichneten amtlichen Stellen (6 103, | wird häufig ausreichende Gewähr für bir 
105, 108 Ubfap 1, 113 Nr. 1, 125 ı Richtigkeit derjenigen Angaben bieten, Die 
“jap 3a a 2) HBuftändig ift die- | für die Ausftellung der Karte von Be 
jenige Stelle, in deren Bezirk fich bie | deutung jind. 

Wrbeitöftätte bes Werjicherten befindet, Bei dem Verfahren find folgende Ber- 
ober fofern ber Verjicherte eine dauernde | richtungen zu untericheiden: 
Arbeitsjtätte nicht Hat, diejenige Stelle, A. die Ausftellung der erjten Quittung: 
in beren Bezirt er fi aufhält. Dieſe karte, 

Stellen ſind zur Ausſtellung verpflichtet. B. der Umtauſch von Quittungskarten, 
Berechtigt zur Ausftellung ıft aber auch C. die Erneuerung (Erjegung) von 
die für den Wetriebsfiß oder den Wohn- ' Duittungsfarten. 


— — — —— 





*) Im weſentlichen gleichartige Vorſchriften find auch für andere Bunbeöftaaten erlaſſen. 
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A. Pie Ausfielung der erflen Quitiungskarte. 


2. Bei Ausftellung ber erften Quit⸗ 
tung3farte handelt e8 fih um den Ein- 
tritt des Inhabers der letzteren in die 
Invaliditäts⸗ und Ulteröveriicherung nad) 
WHaBgabe des Geſetzes vom 22. Juni 1889, 
joweit dieſe Verſicherung bei einer Ber- 
Iicherungsanftalt (8 di a a O.) ſtatt- 
findet. Denjenigen Perſonen, welche biefen 
Berfiherungsanftalten nicht angehören, 
jondern ihrer —— — durch 
Zuge hörigkeit zu einer vom Bundesrat zur 
jelbitändigen Durchführung ber Inba⸗ 
liditätd- und Altersverſicherung zuge 
laſſenen bejonderen Kafjeneinrichtung ge- 
nügen (8 5 und 7 a. a. 2% —* 
denjenigen Perſonen, welche auf i An⸗ 
trag von der Verſicherungspflicht befreit 
worden find (8 4 Abſatz 3 a. a. 2. 
wird Daher eine Quittungskarte nidt 
ausgeſtellt. 

Bei anderen Perſonen muß der Aus⸗ 
ftellung ber Karte eine Prüfung ber 
Yegitimation des Empfängers vorangehen. 
Die Prüfung Hat ſich zunächſt auf d.e 
Identität der Perſon, d. h. darauf zu 
eritredfen, ob die Perſon, auf beren 
namen die ae Per —* auch wirk⸗ 
lich diejenige iſt, wet ie ausgegeben 
wird. Yür Biefe Prüfung genügen bie üb⸗ 
lichen Legitimationsnachweiſe. Sodann iſt 
zu prüfen, ob dieſe Perſon fähig iſt, nach 
Maßgabe des Geſetzes vom 22. Juni 1889 
in die Verſicherung einzutreten. In dieſer 
Beziehung kommt Folgendes in Betracht. 

3. Eine Quittungskarte darf erſtmalig 
nur für ſolche Perſonen ausgeſtellt wer⸗ 
den, welche 

1. bad 16, Lebensjahr vollsndet haben 

un 


2. nicht bereit3 al3 dauernd erwerbs⸗ 

unfähig anzufehen find. 

Ber in biefem Sinne ald dauernd er- 
werbsunfähig anzuſehen ift, ergiebt ſich 
aus 8 4 Ubſatz 2 bes Geſetzes. 

Aber aud) benjerigen Berlonen, welche 
den vorjtehenden aligemeinen Bedingun⸗ 
gen genügen, darf erjtmalig eine Qui⸗ 
tungs nur unter ber weiteren Voraus⸗ 
ſetzung ausgeitellt werben, daß ſie ent- 
weder: 

a. ‚zu denjenigen Stategorien von Per⸗ 

onen gehören, für welche die Ver- 
jiherungdpflidht beiteht, ober 


— 


b. zu denjenigen Perfonen, welchen 
das Geſetz das Recht zur Eelbitver 
ſicherung eingeräumt hat. 

4. Bu a. Der Verficherungspflicht 
unterliegen, folange der Bundesrat biefen 
Zwang nicht auf die im $ 2 des Gefehes 
bezeichneten Perſonen ausgedehnt hat, 
lediglich Die im ; 1 de Geſetzes ange 
führten Perſonen (Arbeiter, Gejellen, Ge 
hülfen, Lehrlinge, Dienftboten, Betriebs 
beamte, Yandlungsgehülfen, und Hand⸗ 
Iung3lehrlinge, Perſonen ber Schiffsbe⸗ 
fagung von Seeſchiffen und Binnenfahr- 
zeugen), jofern fie gegen Lohn oder Ge- 
halt beichäftigt find. Als Lohn oder 
Gehalt gelten auch Tantiemen und Na- 
turalbezüge, nicht aber bie ausschließliche 
Gewährung freien Unterhalt3 (8 3 
a. a. D.). Betriebsbeamten fowie Hand» 
Iungsgehülfen und Handlungslehrlingen 
iit eine Quittungskarte nur dann auszu- 
ftellen, wenn ihr regelmäßiger Jahres 
arbeitsverdienſt an Lohn oder Gehalt 
2000 Mark nicht überfteigt, ($ 1 Bilfer 2 
a. a. O.). Den in Upothefen beichäftigten 
Gehülfen und Sehrfingen, ben Beamten 
bes Neid)? und der Bunbezftaaten, ten 
mit Benfionsberechtigung angeitellten Ber 
amten von Slommunalverbänden ſowie 
den Perſonen de3 Soldatenftandes, welche 
dienſtlich als Urbeiter beid;äftigt werben, 
darf eine Quittungskarte nicht ausgeſtellt 
werden (8 1 Ziffer 2 beziehungsweiſe 
84 Abſaß 1a. a O.). 

5. Bu b. Soweit ae Fi 
Verficherungspflicht gemäß 8 2 des Ge 
ſetzes in A bie bajelbft bezeichneten 
Perfonen ausgebehnt hat, find dieje Per⸗ 
fonen unter der Vorausſetzung zur Selbit- 
verſicherung beredjtigt, daß ſe zur Zeit 
der Ausſtellung der Karte das 40. Lebens— 
jahr noch nicht vollendet haben. Dagegen 
ſind alle übrigen der Verſicherungspflicht 
nicht unterliegenden Perſonen von dem 
Rechte zur Selbſtverſicherung ausgeſchloſſen 
(8 8 des Geſetzes). 

Hiernach darf Perſonen, welche nich 
verſicherungspflichtig find, eine erſte Duit- 
tung3farte nur dann ausgejtellt werden, 
wenn biejelben: 


1. das 40. Lebensjahr noch nicht vol- 
endet haben, 
2. nit bauernb emverbäunfähig im 
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Sinne des 84 Abſ. 2 a. a. D. find, 
und wenn fie außerdem entweder 
3. Betrichsunternehmerjind, mwelchenicht 
regefmäßig menigitend einen Yohn- 
arbeiter befchäftigen, d. h. gemöhnlich 
alfein, ohne bezahlte Gehülfen ar- 
beiten, 
oder weni fie 
4, Hausgewerbetreibende find. Hausge⸗ 
werbetreibende find folche jelbjtändige 
Gewerbetreibende, welche in eigenen 
Betriebsitätten im Auftrage und für 


Rechnung anderer Geverbetreibenden 
ınit der deriteltung oder Bearbeitung 


gewerblicher Erzeugniſſe beſchäftigt 
werden. Dabei macht es keinen Unter⸗ 
ſchied, ob dieſe Perſonen ſich Roh—⸗ 
oder Hülfsſtoffe ſelbſt beſchaffen oder 
ob ſie dieſelben geliefert erhalten, ob 
ſie vorübergehend für eigene Rech— 
nung arbeiten, oder nicht. Ebenſo⸗ 
wenig wird die Berechtigung Haus⸗ 
gewerbtreibender zur Selbſtverſiche⸗ 
rung dadurch ausgeſchloſſen, daß ſie 
einen oder eine größere Zahl von 
Lohnarbeitern beſchäftigen. 

6 Thattachen, welche ſich hiernach auf 
das Recht zum Eintritt in die Verſicherung 
und demgemäß zum Empfange einer erſten 
Quittungkarte beziehen, hat bie um Yu» 
itellung der Karte erfuchte Stelle zu be- 
berüdjtchtigen, ſoweit fie ihr amtlich be 
fannt find. Im übrigen ift die Stelle 
zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet, 
von Amtswegen weitere, da8 Borhanden- 
fein ſolcher Thatfachen betreffende Er 
mittelungen anzuftellen. Soweit derartige 
Ermittelungen vorgenommen werben, find 
ite auf dem Türzeiten Wege unter thun⸗ 
—5 Vermeidung von Weiterungen und 
Koften zu veranlaffen. 

Nach Maßgabe ihrer amtlichen Kenntnis 
oder nad) dem Ergebnis ihrer Ermitte⸗ 
(ungen hat fi) die Ausgabeſtelle darüber 
ſchlüſſig zu machen, ob fie bie Duittungs- 
arte ausjtellen oder die Ausſtellung ab⸗ 
lehnen will. Dabei iſt grundbfäßlich 
thunlichſtes Entgegenfommen zu 
bethätigen. Bleibt demgemäß die Zu⸗ 
täffigfeitt der Ausſtellung zmeifelhaft und 
laſſen ſich die Zweifel nicht alsbald be» 
jeitigen, fo bleibt es bem Ermeſſen ber 
Ausgabeftelle überlafjen, entweder bie 
Ausſtellung der Karte auszuſetzen und 
der für ihren Bezirk zuftändigen Verſiche⸗ 
umgsanjtalt unter Witteilung ber bie 


Ä 
| 


) 
] 
| 


Bweifel begründenden Umftänbe Gelegen- 
heit zur Yeußerung binnen einer kurz be 
mefjenen Friſt zu geben, oder bie Karte 
audyufteller und ber Berficherungs- 
anftalt unter Dlitteilung der Bedenken 
von der Auaftellung ber Karte Kenntnis 


eu geben. 

Sit im eriteren Falle bie Verſicherungs⸗ 
anftalt mit ber Ausſtellung der Starte 
einverjtanden ober geht eine Aeußerung 
von ihr binnen der gejegten Friſt nicht 
ein, jo hat die Ausgabeſtelle die Karte 
alsbald auszuftellen. 

Biberfprict Dagegen bie Verjicherungs- 
anjtalt der Austellung, fo iſt die Sad;e 
in beiden Fällen al3 Etreitigleit im Sinne 
der 88 122, 123 a. a. DO. zu behandeln, 
turzer Hand an die zur Entſcheidung zu⸗ 
ftändige Verwaltungsbehörde abzugeben 
und die endgültige Erledigung dieſer 
Streitigleit abzımvarten. Je nad dem 
Ergebnis diejes Verfahrens ift die Aus- 
ftellung der Quittungstarte, fofern fie nocıı 
nicht erfolgt war, borzunehmen oder end⸗ 
güftig abzulehnen. War bie Karte aber 
bereits —— ſo iſt nötigenfalls die 
Einziehung der Karte und die Vernichtung 
der verwendeten Marten nad) Maßgabe 
des 8 125 a. a. O. (vergl. Ziffer II 8 
der Bekanntmachung vom 24. Dezember 


' 1891, Reichs⸗Geſetzbl. ©. 399) zu ver- 


anlaffen. 
Wird die Ausftellung der Karte aus 
anderen Gründen als megen beitehenber 
HBimeifel über die Verjicherungspflicht oder 
ericherung ab» 
dem Untragiteller die 
ejchwerde im Auffichtäwege zu. 
Soll die Karte ausgeitellt werden, fo 


‚ it ein Sormular der Quittungskarte, wie 


| 


t 





dasfelbe vom Bundesrat feitgeftellt worden 


‘ ift, auf ber Wußenfeite in der aus dem 


beigefügten Mufter erfichtlichen Weiſe aus⸗ 
zufüllen. Hierbei ift nad) Maßgabe ber 
nachſtehenden Vorſchriften zu verfahren. 

7. Neben dem am Kopf der Karte be-* 
findlichen Vermerk „Verſicherungsanſtalt“ 
iſt der Name derjenigen Berficherungs- 
anftalt einzutragen, in deren Bezirk der 
Sitz des Wetriebed, in welchem der In⸗ 
haber der Quittungskarte beichäftigt wird, 
belegen if. Sofern jedod) diejer Wetriebd- 
fig nidht im Inlande liegt, oder ſoſern 
die Beſchaͤſtigung überhaupt nicht in einem 
„„Betriebe” Sattlinbet (dies ift z. B. der 
Fall bei Dienſtboten zur perſönlichen 
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Dienftleiftung), entfcheidet der im Inlande 
beiegene Beihäftigungsort (die Betriebs⸗ 
Nätte, der Wrbeitdort, 8 41 bj 5 3 
a. a. D.). Bei ben Perfonen der Schiffs⸗ 
beſaßung beutfcher Geejahrzeuge bejtimmt 
fih die zuftändige Werficherungsanitalt 
nad) dem Heimathafen des Sarit (8 136 
Abſatz 1 co. a. D.). Der Wohnort bes 
Berlicherten ift nicht enticheidend. 
Sodann ift die Bezeichnung der bie 
Quittungsłarte ausftellenden Stelle (3.8. 
„Die Ausgabeſtelle in Burghaufen“, „ber 
Amtsvoriteher in Schöneberg”) und das 
Datum der Ausgabe (Husftellung) einzu- 
tragen. Der Unterjchrift des ausitellenden 
Beamten bedarf es nicht. Neben biefe 
Eintragungen ift rechts oben an ber durd) 
den Bordrud bezeichneten Stelle der Stem- 
pel der auöjtellenben Stelle abzubruden. 


Unter das Datum ift ein Vermerk über ' 


die Gultigkeitsdauer der Karte zu fepen. 
Nach 8 104 des Gejegez verliert Die Karte 
ihre Oültigleit, wenn fie nicht bis zum 
Schluffe des dritten Jahres, welches dem 
am Kopfe der Starte verzeichneten Jahre 


folgt, zum Umtaujche eingereicht worben 
iſt. * im Jahre ausgeſtellte 


Karte verliert demgemäß ihre Gültigkeit 
mit dem Ablaufe des Jahres 1894. Man 
findet aljo dasjenige Jahr, welches an 
ber in Rede ftehenden Stelle einzutragen 


it, dadurch, daß man bem Sahre, in ! 


welchem bie Austellung erfolgt, die Zahl 


3 Hinz 
ie Aektungätarte erhält darauf eine 
Kummer. Diefe Nummer richtet ſich nicht 
etwa nad) der Zahl und Reihenfolge ſämt⸗ 
lidyer von der betreffenden Stelle ausge⸗ 
ftellter Quittungskarten verjchiedener In⸗ 
haber, jondern ausſchließlich nach der Zahl 
und der Reihenfolge der Quittungskarten 
desjenigen Verficherten, für melden die 
betreffende Quittungstarte ausgeſtellt wird. 
Die erfte Quittungskarte eines jeden In⸗ 
habers erhält aljv bie Nr. 1, mährend 
demnäachſt die zehnte Starte besfelben In⸗ 
habers die Nr. 10 erhalten wird u. |. w. 
Sodann find Bor- und Buname, Be 
tufsftellung, Geburtsort und Geburtözeit 
des Inhabers einzutragen. Bei Teit- 
ftellung derjelben it zur Unterſcheidung 
des icherten von anderen Perſonen 
beſondere Zorgfalt geboten. Bei Ungabe 
der „Berufsftellung” ift neben ber allge» 
meinen Bezeichnung „Arbeiter“, 
halle”, „Gejelle“ u. ſ. w. thunlichſt auch 


| 


„Ger ‚ 


der bejondere Berufszweig, in welchem 
der Verſicherte bei Ausftellung der Karte 
beichäftigt ift, eingetragen, z. B. „land 
wirtichaftlicyer Arbeiter”, „Schloiierge 
ſelle“ u. ſ. w.; bei denjenigen Perjonen, 
welche Hausgewerbetreibe oder Be⸗ 
triebsunternehmer ſind und von dem Recht 
der Selbſtverſicherung Gebrauch machen 
(vergl. Ziffer 5), iſt dies Verhältnis etwa 
in folgender Weife: „Echlofjer (Betriebs⸗ 
unternehmen)”, ‚Weber (Hausgewerb⸗ 
treibender)“ erſichtlich machen. Im 
übrigen iſt zu beachten, daß Eintragungen 
ober Bermerfe, weldye durch das Geiep 
nit vorgejehen find, unzuläliig un 
ftrafbar jind 3 108,.151 a. a. 9.). 
Insbeſondere darf die Perſon des Arbeit» 
geber3 niemald in die Starte eingetragen 
werden. 

Die Eintragungen ſollen handſchriftlich 
erfolgen, doch iſt es zuläſſig, die Bezeich- 
nung der ausſtellenden Stelle und die 
ng der Verjicherungsanitalt am 
Kopfe der Karte durch Druck oder durch 
Verwendung eines Stempeld zu venvirken. 

. In die Innenjeite ber Quittungs- 
farte, -inäbefondere in den für die Auf- 
rechnung ber Quittungsfarte beftimmten 
Vordrud find Eintragungen nicht ſchon 
bei der Austellung diejer Karte, ſondern 
erit dann zu machen, wenn biefelbe zum 
Umtauſch eingereicht ift ‚(vergleiche unten 
Biffer 16 ff). | 

9. Insbeſondere bei ber eritmaligen, 
die Inkraftſetzung des Geſetzes vorbe- 
reitenden Austellung von Quittungskarten 
kann die Mitwirkung zuverddäffiger Ar⸗ 
beitgeber derart in Anſpruch genommen 
werden, daß denſelben mit ihrer Zuſtim⸗ 
mung die Ausſüllung des Vordrucks, ſo⸗ 
weit er ſich auf die Perſonalien ihrer 
Betriebsbeamten, Arbeiter, Dienſtboten ꝛc. 
bezieht, jowie die demnächſtige Aushändi⸗ 
gung der Quittungskarten an die Ver 
liherten überlajjen wird. Dem pflicht- 
mäßigen Ermeſſen der ausftellenden Stelle 
bleibt es überlajien, zu emvägen, inwie— 
weit derartige Eintragungen einer befon- 
deren Prüfung bedürſen. Jedenfalls aber 
it die Beredjtigung zum Eintritt in Die 
VBerjicherung von dem ausftellenden Be⸗ 
amten feitzuftellen; derſelbe hat aud) die 
Ausfüllung der übrigen Teile de3 Nor 
drud3 fowie die Stempelung der Slarte 
ſelbſt zu bewirken. 

10. Nachdem die Karte folchergeftalt 
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auögefüllt ift, wird fie dem Verſicherten 
zugeſtellt. Sofem die nit durch un- 
mittelbare Aushändigung ober durch Ver⸗ 
mittelung zuverläjjiger Wrbeitgeber ge- 
heben kann, ift die Zuſtellung burd) 
Boten oder durch bie Poſt oder ander- 
weit, jedenfalls aber dergejtalt zu bewirlen, 


baß dem Berficherten bare Auslagen dar⸗ 
aus nicht erwachſen. Xebteres findet feine 


‚Anwendung, wenn ber Verjicherte e3 unter- 


fajfen bat, einer Pabung zur Empfang- 
nahme der Karte Folge zu leiften. 





B. der Amtauſq der Qnitiungsharte. 


11. Bei dem Umtaufh einer Duit- 
tungskarte handelt es ſich um die Sorte 
jegung der Verjicdherung bes Inhabers 
der Starte. Der Umtauufch findet der Regel 
nad) erit dann ftatt, wenn bie für Die 
Einklebung von Wiarlen beitimmten Yelder 
der Quittungsfarte gefüllt find oder b.e 
Gültigkeit ber Quittungsfarte erloſchen iſt 
(8 104 a. a. D.). Auf feine Koſten darf 
jedoch der Verſicherte jederzeit die Aus- 
jtellung einer neuen Quittungskarte gegen 
vtüdgabe der älteren Karte beanſpruchen 
(8 102 Abſatz 2 a. a. O.). 


Bei dem Umtauſch der Quittungskarte 
find folgende Ceſchäſte zu unterſcheiden: 

a. die Wusjtellung der neuen 

Rarte; 

b. die Aufrehnung ber 
Rarte; 

c. die Ausſtellung der Beſcheini— 
gung über die aud der Aufrechnung 
ji ergebenden Endzahlen ; 

d. die Einfendung der übergebc- 
nen Karte an die zuftändige 
Verſicherungsanſtalt. 


alten 





di a. 


12. Die Wusftellung der neuen 
Quittungskarte erfolgt der Regel nad) 
nur gegen Rückgabe ber älteren Karte, und 
Zug um Bug mit diefer Rüdgabe Im 
Intereſſe der Yeteiligten, insbejondere um 
zu ‚verhüten, daß die Verwendung von 
Waren infolge unzureichenden Raumes 
auf der alten Karte eine unerwünſchte 
Unterbrechung erjahre, darf jedoch Ver—⸗ 
fiherten, weldje in einem ftändigen Ar- 
beit3> oder Dienftverhältni3 ftehen, ſchon 
vor der Uebergabe der alten Karte eine 
neue Karte ansgeitellt nierden, ſofern da⸗ 
bei die Ältere Quittungskarte vorgelegt 
wird und nad) den Umjtänden die An— 
nahme mißbräuchlicher Verwendung der 
neuen Karte ausgeſchloſſen iſt. 

Damit ferner nicht die mit dem Um⸗ 
tauſch der Quittungskarte verbundencit 
Geſchäfte auf einzelne Tage (Anfang, Mitte 
cd:r Ende des Monats) in unerwunſchter 
Weiſe ſich zujammendrängen, können in 
ſolchen Bezirken, wo die örtlichen Ber- 
hältnifje dies enrünfcht erſcheinen Tafjen, 
ingbefondere für die in einem jtändigen 
Arbeist oder Dienfiverhältniffe flehenden 
Verficherten, zum regelmäßigen Umtaufc) 
der Karten beitimmte Tage im voraus 
feitgejegt werden. Die Weihenfolge der 
Tage lann nad) dem Anfangsbudjitaben 


— — 


des Namens des Verſicherten oder nach 
anderen Geſichtspunkten geregelt werden. 
Derartige Beitimmungen ſind durd) bici« 
benden Aushang an der Geſchäſtsſtelle jo- 
wie andermweit nad) Ortögebraudh zur 
öffentlichen Kenntnis zu bringen. 

13. Die Augftellung der neuen Karte 
erfolgt nach den für die Ausſtellung der 
eriten Karte oben unter A. (Yiffer 6 bis 10) 
erörterten Regeln, jedod) mit folgenden 
Waßgaben: - 

a. Die AUusftellung der neuen Uuit- 
tungskarte darf in der Pegel nicht 
von einer bejonderen Yeititellung, ob 
ur Beit eine Verſicherungspflicht oder 
Recht zur Selbitverlicherung ber 
fteht, abhängig gemadjt werden. Biel- 
mehr hat im allgemeinen jeder, mel- 
chem eine Quittungsfarte einmal aus⸗ 
geitellt tworden iſt, das Recht, den 
Umtaufch berjelben zu verlangen, und 
nur in ſolchen Fällen ift der Um- 
taufch ausnahmsweiſe zu verfagen, 
wenn die Ausgabejtelle die Pflicht 

mäßige Iteberzeugung gervinnt, daß 
der Kuınaber zum Eintritt in bie 
Verſicherung bisher nicht berechtigt 
ewejen iſt ?äiffer 3 bi8 ö). 

Ferner iſt in der Rubrik „Verſiche⸗ 
rungsanſtalt“ nicht diejenige Ver 
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fiherungsanftalt, in deren Bezirk ber 
VBerfiherte zur Zeit ber Ausitellung 
ber neuen Karte beichäftigt ijt, fon- 
bern diejenige Verſicherungsanſtalt 
einzutragen, welche auf ber eriten 
Duittungslarte des Verjicherten ver- 
ne war. Als diefe gilt diejenige 
icherungsanſtalt, w auf der 
Der Kummer nach nächſtvorhergehen⸗ 
den Karte, alſo in der Regel auf der 
zum Umtauſch übergebenen Karte ver⸗ 
ann ift, ſofern N als erite Ver⸗ 
icherungsanſtalt nicht eine beftimmte 
anbere ergiebt ($ 102 a. a. D.). 


die Zahl der für den Verficherten zulept 
auögeitellten Karte, ſoweit biefelbe zu er» 
mitteln ift, folgt. Enthält dieſe beifyicl- 
weife die Zahl 3, fo ift bie neue Starte 
mit der Nummer 4 zu bezeichnen. Als 
„Berufsftellung” ift, wie Gm aus dem 
Vordruck ergiebt, bieiemige Berufsitellung 
einzutragen, welche ber Anhaber zur Bei 
der Außitellung der neuen Quittungslarte 
bekleidet, auch wenn auf der früheren 
Quittungsfarte eine andere Beruföftellung 
angegeben war. Verartige Verſchieden⸗ 
heiten werden ſich 3. B. dann ergeben, 
wenn aus Lehrlingen Cejellen geworden 


14. Die neue Uuittungzlarte erhält , find, ein anderes Gewerbe begonnen wor⸗ 
al3 Nummer diejenige Bahl, weldje auf . den ift xc. 
3u b. 


15. Die Aufrehnung ber zurüd- 
jegebenen Karte foll in der Regel in 
unmittelbavrem Anſchluß an deren Rück⸗ 
gabe erfolgen. Sofern bie3 wegen Ueber- 
häufung mit Gejchäften oder aus anderen 
erhebli Gründen nicht gefchehen Tann, 
ft die Aufrechnung doch fpäteitend inner- 
halb einer Woche nach der Nüdgabe zu 
bewirfen. 

Duittungslarten, welche erft nach dem 
Schluffe des britien auf das am Kopf ber 
Karte verzeichnete Jahr folgenden Jahres 
zum Umtaufc, eingereicht werben und da⸗ 
ducch ungültig geworben find, werben nur 
dann aufgerechnet, wenn der Inhaber 
nachweift, daß ber Boritand ber für den 
Beichäftigungsort zuftändigen Verſiche⸗ 
rungsanjtalt die fortdauernde Gültigkeit 
der Karte anerkannt Hat (3 104 a. a. O.). 

Die Aufrehnung erfolgt auf der In⸗ 
nenfeite der zurüdgegebenen Quittungs⸗ 
farte an ber durch den’ Vordruck bezeich- 
neten Stelle; eine Webertragung diejer 
Aufrechnung in die neu auögeftellte 
Dmtttungafarte tft unftatthaft. Dabei ift 
Folgendes zu beachten. 

16. Die in die aufzurechnete arte 
eingeflebten Marken find ohne KRüdficht 
darauf, dar fie Ku) veriehiebene or 

anitalten lauten, Tediglich nad) Lohn⸗ 
tlaffen zufammenzurechnen; as Bahlen- 
ergebni3 ift für jede Lohnklaffe getrennt 
in die für bie betreffende Lohnklaſſe be- 
itimmte Rubrik der Tabelle einzutragen. 
Die in die Quittungskarte eingeflebten 
Toppelmarten (Marken der Lohnklafje II 
und Zuſatzmarken bed Reichs) find hierbei 
„nicht bejonders zu berüdficdhtigen, ſondern 





| 


ala Marken der Lohnklaſſe II du behan- 
deln und mit den übrigen in die Quit 
tungsfarte eingellebten Marken ber Lohn⸗ 
Kaffe II, in einer Summe einzutragen. 

17. Auherdem find an der dafür an- 
gegebenen bejonderen Stelle beicheinigte 
Krankheiten und militärifche Dienftleijtun- 
gen, ſoweit fie für die Zeit zwiſchen dem 
Ausftellungstage der zurüdgegebenen und 
dem Ausſtellungstage der neu auögejtellten 
Duittimgslarte nachgewieſen werden und 
nad) den in Biffer 19 ff. angegebenen 
Geſichtspunkten zu berüdjichtigen find, 
nach dem Datum bed Beginns und ber 
Beendigung ber einzefnen Stranfheit ober 
militaͤriſchen Dienſtleiſtung zu vermerfen. 
Die Einrechnung diefer Zeiten in die Zahl 
der ordentlichen Beitragswochen ſowie die 
Zuſammenrechnun Dauer der ein⸗ 
zelnen Krankheitsfälle oder militäriſchen 
Dienſtleiſtungen iſt bei Aufrechnung der 
Karte nicht zuläſſig. Reicht der Vordruck 
für Krankheitszeiten um deswillen nicht 
aus, weil mehr als fünf Krankheitsfälle 
einzutragen find, fo können unter ent⸗ 
Iprechender handſchriftlicher Aenderung de3 
Vordrucks auch die für militärische Dienft- 
leiſtungen beitimmten Nubrilen, ſoweit 
dieſe für die letzteren nicht verwendet zu 
werden brauchen, zur Eintragung von 
Krankheitzfällen benugt werden. Dasſelbe 
gilt für ben umgelehrten Fall. 

18. Zum Nachweiſe einer Krankheit 
enügt Die Beicheinigung bed Vorſtandes 
Derjenigen Orts⸗, Betriebs- (Fabrik⸗), 
Bau⸗ oder Innungskrankenkaſſe, derjeni⸗ 
gen Knappſchaftskaſſe, eingeſchriebenen 
oder auf Grund landesrechtlicher Vor⸗ 
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Ihriften errichteten Hülfslaſſe, Eeziehungs- 
weije derjenigen Gemeinbefranfenverfiche- 

oder landesrechtlichen Einrichtung 
ähnlicher Urt, welcher ber Verſicherte an⸗ 
ehört Hat (88 18 Abfap 1, 135 a. a. O.). 
Fr diejenige Zeit, weldye über die Dauer 
der von den betreifenden Kaſſen zu ge- 
währenden Krankenunterſtützung hinaus⸗ 
reicht, ſowie für diejenigen Perſonen, 
welche eine derartige Kaſſe nicht ange⸗ 
hört haben, genügt die Beſcheinigung ber 
@emeindebehörbe (8 18 aba 1 0.0.98.) 
Auch können für die in Neichd- und 
Gtaatöbetrieben beichäftigten Perſonen bie 
Beicheinigung über die Krankheit durch) die 


| 
| 
| 
| 


| 


! 
! 


vorgejegte Dienſtbehörde ausgeftellt wer- - 


den (8 
bringung jonftiger Nachweiſe (z. B. ärzt- 
licher Ätteſte, Beugmifie von Kranlen⸗ 
häufern über die Strankheit u. f. m.) ijt 
jedoch nicht ausgejchloffen. Der Rad) 
weis geleifleter Wiilitärbienfte erfolgt durch 
Borlegung der Militärpapiere (8 18 Mb- 
ſatz 3a. a. O.). 


15 Abſatz 2 a. a. O.). Die Bei- 


| 


19. Die Dauer von rankheitöfällen 


und militärischen Dienftleiftungen iſt num 
aber nicht in allen Fällen al3 Beitrags- 
zeit anzurechnen und bemgemäß bei Auf- 
rechnung der Duittungslarte einzutragen. 
Die Anrehnung hat vielmehr ver- 
ihiebene Borausjegungen [$ 17 a. 
a. O. 

Mauttig wird darüber, ob dieſe Vor⸗ 
ausſetzungen vorliegen, zwar erſt bei dem⸗ 


——— — — — — — 


nächſtiger Bewilligung von Renten ent | 


ſchieden. Für die Aufrechnung der Quit⸗ 
tungskarte aber hat ſchon vorher die auf⸗ 
rechnende Stelle zu prüfen, ob Krank⸗ 
heiten und militäriſche Dienſtleiſtungen 
rechmumgöfäbi erſcheinen; je nad) dem 
Ergebnis dieſer Prüfung tft eine derartige 
Beit bei der Aufrechnung ber Quittung 


larten zu berüdjichtigen oder deren Be⸗ 


rucſichtiguns abzulehnen. 
ei dieſer Prüfung müſſen diejenigen 
Thatſachen berüdjichtigt werden, welche 
der aufrechnenden Stelle amtlich bekannt 
ſind oder aus den vorgelegten Beſcheini⸗ 
ngen und Urkunden ſich ergeben. Sind 
ie Beicheinigungen von den Borftänden 
der vorjtehend bezeichneten Krankenkaſſen 
oder Gemeinden von ftaatlichen oder kom⸗ 
munalen Dienftbehörden oder von Mili» 
tärbehörden auögeftellt, jo it die auf⸗ 
rechnende Stelle zur Anftellung weiterer 
Ermittelumgen über die in Betracht kom⸗ 


— — — 


menden Thatſachen, zur Behebung etwaiger 
Zweifel zwar beredjtigt, aber nicht ver- 
pjlichtet. Handelt es fich dagegen um 


jonftige Beſcheinigungen, jo ift Die auf 
rechnende Stelle verpflichtet, etwaige 


Yweifel wegen der Anrechnungsfähigkeit 
duch amtliche Feftjtellung der in acht 
kommenden Thatſachen aufzullären. 

20. Die Eintragung einer Krankheit 
bei der Aufrechnung der Quittungskarte 
iſt demgemäß zu verſagen: 

a. wenn feine Beſcheinigungen ober 
fonftige nad) dem Ermeſſen der auf: 
rechnende Stelle ausreichende Nach 
Ki banebrasit werden (Biffer 1° 

ag 2); 

b. wenn ſich ergiebt, daß bie Frank. 
heit eine Erwerbsunfähigkeit über- 
haupt nicht oder nur eine Erwerbö- 
unfähigfeit von weniger als jieben 
auf einander folgenden Tagen ver 
urſacht hat; 

c. wenn ſich ergiebt, daß der Erkrankte 
fi) Die Krankheit vorſätzlich oder bei 
Begehung eines durch jtrafgerichtliches 
Urteil feitgeftellten Verbrechens, durch 
ſchuldhafte Beteiligung bei Schläge- 
reien oder Raufbändeln, durch Trunt- 
älli * * durch nat 

usjchweifungen zugezogen hat; 
wenn e3 fi —— fheitsfätle bei 

Selbitverjicherten oder während der 

freiwilligen Fortſetzung eined Ber- 

ficherung3verhäftnifje handelt; 

e. wenn fich ergiebt, daß der Inhaber 
der Quittungskarte vor Beginn der, 
Krankheit eine die Verjicherungspflicht 
begründende Belchäftigung überhaupt 
nicht oder nur borübergehenb gehabt 


hat; | 
f. wenn fich ergiebt, daB der Erkrankte 
durch die Krankheit nicht verhinbert 
worden iſt, feine bie Berficherungs- 
pflicht begründende Beichäftigung 
fortzufegen. Hierhin gehört aud) ber 
Fall, daß für bie Dauer der Kranf- 
De wegen Fortſetzung des die Ver⸗ 
icherungspflicht begründenden Ur- 
beits⸗ oder Dienſtverhaͤltniſſes Bei⸗ 
tragsmarlen entrichtet worden ſind 
Ferner iſt bei Krankheiten, welche 
ununterbrochen länger als ein Jahr 
gewährt haben, die über dieſen Zeit- 
raum binausreidiende Dauer ber 
Krankheit als Beitragszeit nicht an- 
zurechnen, alſo auch nicht einzutragen. 
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21. Die Eintragung einer militärifchen 
Dienftleiftung bei Aufrechnung einer 
Quittungslarte ift En verfagen: 

a. wenn zum Nachweiſe ber Dienft- 
leiſtung feine Militärpapiere vorge- 
legt worden find (Biffee 17 Abſ. 1); 
wenn e3 jid) um militärifche Dienit- 
feiftungen handelt, die nicht zur Er 
füllung der Wehrpflicht ftattgefunden 
haben; für die Dauer von Mobil 
madhungd- oder Kriegszeiten kommen 
jedoch aud) ſolche Militärbienfte in 
Anrechmung, bie nicht zur Erfüllung 
der Wehrpflicht, jondern freiwillig 
geleitet worden find; 

. wenn e3 ſich um militärische Dienſi⸗ 
leiltungen von Selbftnerficherten oder 
während ber freiwilligen —— 
eines Verſicherungsverhältniſſes han⸗ 

t; 


beit; 

. wenn fid) ergiebt, daß der Inhaber 
der Quittungslarte vor Beginn ber 
militärifchen Tienjtleiftungen eine bie 
Berlicherungspflicht begründende Be 
Ihäftigung überhaupt nicht oder nur 
vorübergehend gehabt hat. 

22. Zn allen anderen Fällen find die 
Zeiten einer Krankheit oder militärifchen 
Dienftleiftung bei der Wufrechnung der 
Ouittungsfarte zu berüdficdjtigen. Dies 
hat auf) dann zu geichehen, wenn über 
die Anrechnungsfähigkeit derartiger Bei- 
im a dar deren alsbaldige 

ung t gelingt. 

Darr en hat die aufrechnende Stelle 
beim Xorftegen folcher Zweifel, ebenio 


3 


25. Weber da3 (Ergebnis ber Aufrech⸗ 
nung ift dem Inhaber der Duittungslarte 
eine Beſcheinigung zu erteilen, welche bie 
aus der Aufrechnung fich ergebenden End- 
zahlen wiedergiebt. Für dieſe Befchei- 
nigung wird das in der Anlage mitgeteilte 
Formular, welches der Aufrechnungstabelle 
in der Quittungstarte entſpricht, empfohlen. 

Die Beidyeinigung ift in unmittelbarem 
Anihluß an die Aufrechnung auszuftellen 
und demjenigen, auf deſſen Namen bie 
aufgerechnete Quittungslarte lautet, oder 
jeinen Beauftragten zuzujtellen. Sofern 
Die Zuſtellung nicht durch unmittelbare 
Aushändiguug erfolgen Tann, ift fie durch 
Boten oder durch die Poſt mittelft ein- 
geichriebenen Briefe (8 139 a a O.) 


I 
) 


| 
t 


aber auch dann, wenn die Anrechnung 
bon ihr verjagt worden ift, dem Ber- 
ſicherten einerjeit3 fowie andererfeit3 ber 
für ihren Bezirk zuftändigen Verficherungs- 
anftalt ober ertrauendömann oder 
einem Beamten ber lepteren von ber er 
mittelten Thatfachen und ben obmwaltenben 
Bedenken mit bem Unheimftellen Mit- 
teilung zu machen, für Die Zwecke ber 
demnächftigen Feititellung von Renten bie 
etwa erforderlich erjcheinenden ander 
weiten Feſtſtellungen herbeizuführen. 
Die Kojten der angejtellten bejonberen 
Ermittelumgen ſowie der Mitteilungen an 
die Verficherungsanftalt hat die letztere zu 
erjegen (8 141 bes Geſetzes), fojern die 
jelben nicht nach allgemeinen Grundfären 
anderen Beteiligten zur Laft fallen. 

23. Sofern die aufrechnende Stelle 
Grund zu der Annahme bat, baß bei. der 
Aufrechnung militärische PDienftleiftungen 
ober Krankheitsfälle zu berüdjichtigen jind, 
fo hat fie dem Inhaber ber Quittungs- 
farte, jofern 'derjelbe deren Anrechnung 
nicht felbit beantragt hat, bie Beibringung 
ber erforberlichen Nachteile von Amts- 
wegen zu empfehlen und die Aufrechnung 
einftweilen auögnjehen. 

24. Unter Die Aufrechnung Hat bie 
aufrechnende Stelle ben Drt und das Da- 
tum, ſowie ihre bienftlihe Bezeichnung 
3. B. der Magiitrat in Bromberg) zu 
een; der Unterichrift des aufrechnenden 
Beamten bebarf e3 nicht. Neben die Be- 
zeichnung der aufrecdjnenden Stelle ift 
Deren Stempel abzubruden. 

“ 


oder anderweit, jebenfall3 aber bergeitalt 
au bewirken, baß dem Xerficherten feine 
ren Auslagen daraus erwachſen, die 


Thatſache der Zuftellung aber aftenmäßig 


nachgeiwiefen werden Tann. Wenn ber 
Berficherte e3 unterlaffen hat, einer La⸗ 
dung zur Empfaugnahme der Beld;eini- 
gung Folge zu leiten, fo kann die BZu- 
jtellung der Beicheinigung auf feine often 
erfolgeıt. 

26. Gegen den Inhalt der Beicheini- 
gung fteht nad) 8 106 des Gejekes- dem 
Berjicherten binnen zwei Wochen nad) 
deren Aushändigung der Einſpruch zu. 
Der Einipruch iſt unter Vorlegung der 
Beicheinigung bei derjenigen Stelle zu er- 
heben, welche die Quittungskarte aufge- 
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rechnet und die Beſcheinigung ausgeftellt - 
au über den 


hat; dieſelbe Stelle hat 
Einfprudy zu befinden. 

Das sahen über den Einſpruch if 
an bejondere Formen nicht gebunden. 
Wirb der Kinipruc) al3 begrünoct aner- 
fannt, fo iſt die Aufrechnung unb bie 
Beicheinigung entfprechend zu berichtigen. 
Die Zuruͤckweiſung des Einſpruchs it dem 
Einfprechenden mitzuteilen. Dies kann 
heiklide oder durch Yufertigung eine3 
ſchriftlichen Beſcheides geichehen, auf deſſen 
Zuſtellung die obigen Vorſchriften über 
bie Zuſtellung der Beſcheinigung An—⸗ 
wendung finden. Sind der Entſcheidung 
förmliche Beweiserhebungen vorausge- 
angen, ſo iſt dem Einſprechenden auf 
nen Untrag und feine Koften Abſchrift 
ber Beweisverhandlungen zu erteilen. 

27. Gegen die (völlige oder teilweiſe) 
Zurückweiſung bes Einfpruchs findet bin» 
nen zwei Wochen nad 
Entſcheidung unter Vorlegung ber Be- 
fcheinigung und des auf den Einſpruch 
etwa erteilten fchriftlichen Bejcheibes Re⸗ 
fur3 an die der beicheinigenben Stelle 
unmittelbar vorgejegte Dienſtbehörde ftatt. 
Der Rekurs Tann Jowohl bei fen, als 
aud) bei der Stelle, gegen beren Beſcheid 
ſich der Rekurs richtet, eingelegt werben. 

Das Verfahren über ben Rekurs ift 
an bejondere Formen nicht gebunden. Die 


itteilung ber | 


in bemfelben ergangene Entſcheidung iſt 
errdgültig @ 106 a. a. O.). Wird ber 
Rekurs als begründet anerfannt, fo ift bie 
Aufrechnung und die Beſcheinigung nöti- 
enfall3 auf einem beſonderen mit ber- 
elben zu verbindenden Blatt Bapier, mit 
Inrbiger Zinte entiprechenb zu berichtigen. 
Die Ieibung Äf bem Beiäwe ver 
unter Rüdgabe etwa berichtigten Be⸗ 
(beinigung mitzuteilen, bie aufgerechnete 

uittungslarte aber der aufrechuenben 
Stelle urldgugeben. 

28. dem Einſpruch follen Dem 
Berlicderten in ber Negel feine Koften 
erwachſen. Die über den Einſpruch ent- 
fheidende Stelle iſt jebod befugt, bem- 


Bu den voritehend bezeichneten Koſten ge 
hören auch Portoauslagen. Die Aufer- 
legung von Koften ift zu begründen. Die 
ſelbe kann mit dem gegen den Einfprud 
angelafjenen Rekurs angefochten werben. 
uf bie Koſten des Rekursverfahrens 
finden die allgemeinen Regeln über die 
Koften der Berähverben in Verwaltungs⸗ 
angelegenheiten Anwendung. 


3n d. 


29. Die abgegebenen Quittungslarten 
find forgjältig aufzubewahren und ſpäte⸗ 
tend in Beiträumen von drei zu Drei 

onaten an die Verſicherungsanſtalt des 
Bezirks, in welchem bie aufred)nende Stelle 
ihren Sitz hat, zu überjenden. Dabei ift 
auf thunlichſte Eriparung von Koften und 
demgemäß auf bie gleicd)zeitige Ueber⸗ 
jendung einer größeren Anzahl von arten 
Debadıt u nehmen. Etwaigen Wünſchen 
der erficjerungsanftalt wegen Einhal⸗ 
tung fürzerer Einjendungstermine ift zu 
entiprechen. Bor Ablauf der Einfprud)3- 
beziehungsweiſe der Rekursfriſt, und, ſo⸗ 
fern Einſpruch beziehungsweiſe Rekurs 
eingelegt iſt, vor Erledigung desſelben iſt 
die betreffende Karte nicht abzuſenden. 

. Auf Antrag bes betreffenden Ver⸗ 
ſicherten oder ſeines Arbeitgebers haben 
die Ausgabeſtellen mit einer Quittuugs⸗ 
farte juglei die in $ 156 ff., 8 161 
a a. D. bezeichneten Beicheinigungen und 


Nachweiſe über Beichäftigungen und Krant- 
beitögeiten (vergl. Biffer 17) des betreffen- 
den Xerficherten, welche in die Zeit vor 
dem Inkrafttreten des Geſetzes fallen, an⸗ 
unehmen unb mit der Quittungskarte an 
te Verjicherungsanftalt de Bezirks be- 
hufs Weiterjendung und Aufbewahrung 
bei derjenigen Verſicherungsanſtalt, an 
welche dic betreffende Quittungsfarte ab- 
zugeben iſt, zu überjenden. Dabei find 
die einzelnen Quittungslarten mit den für 
den betreffenden Inhaber außgeftellten 
Nachweiſen derart zu verbinden, daß bie 
Zuſammengehörigkeit Jofort erjichtfich 
wird; aud) iſt zur „Bahrung ber letzteren 
auf den Nachweiſen die Nummer der 
Quittungskarte und ber Name ber Ber- 
verficherungsanftalt, für welche jie ausge⸗ 
jtellt find, anzugeben. Das Gleiche gilt 
in Anſehung derjenigen Beicheinigungen, 
welche nah 8 6 Abſatz 2 Des Beiege: 
ſolchen Perſonen auszuftellen find, Die 
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aus einer vom Bundesrat zur Durd- 
führung der Invaliditäts⸗ und Alters- 
verjicherung zugelafjenen bejonderen Kafjen- 
einrihtung ausſcheiden. Wilitärpapiere 
jind in der Regel nicht anzunehmen, weil 
diefelben auch zu anderen Bmeden ge- 
braucht werden und aus beren etwaiger 
Rüdforderung aus dem Gewahrjam der 
Berficherungsanftalten Koften und Weite- 
rungen entitehen würden. 


Die mit der Ausſtellung und dem Um- 
tauſch von Quittungskarten betrauten 
Stellen Haben in geeigneter Weife darauf 
hinzuwirken, daß von ben Berficherten 
jene Nachweiſe und Beſcheinigungen be 
hufs ficherer Aufbewahrung kei den Ver 
jiherungsanitalten abgegeben werben. 


— e — 


C. Die Ernenerung (Erſetzung) von Quitlungsſtarten. 


31. Hat der Inhaber feine Quittungs⸗ 
farte verloren, oder ift bie Quittungsfarte 
ganz ober teilweile zerftört oder aus 
einem anderen Grunde ala wegen Füllung 
mit Beitragsmarken zur weiteren Ber- 
wendung unbrauchbar geworben, fo ift 
der Inhaber berechtigt, die Erſetzung diefer 
Quittungstarte durch eine neue Quittungs- 
farte zu beanſpruchen G 105 a. a. O.). 
Bei dieſer Erneuerung ſind in die neue 
Quittungslarte „bie bis zum Verluſt der 
Karte entrichteten Beiträge, ſoweit Diejelben 
nachiveisbar geleiftet worden find, in be- 
glaubigter Form zu übertragen” (8 105 
des eges) Für das Verfahren muß 
ziſchen Außenſeite und der Innen⸗ 
ſeite der Karte unterſchieden werden. 

32. a. Die Außenſeite erhält genau 
die Auffchriften der alten Karte, Fomeit 
diefelben nachweisbar find, alſo auch die 
Nummer derſellen. Oben am Kopf ber 
Karte oder an einer anderen, den genü⸗ 
genden Raum barbietenden Stelle ihrer 
Außenjeite ift (bandfchriftlich oder dumm) 
Aufdrüden eines Stempels) der Vermerk 
„Emeuert” zu fegen; an dem für ben 
Stempel beitinmten Platze ift ber Stem- 
pel derjenigen Stelle abzudruden, weld)e 
die Emeuerung vornimmt, aud) wenn 
das frühere Eremplar von einer anderen 
Stelle ausgeftellt gemwejen ift. Einer B.⸗ 
zeichnung der erneuernden Stelle oder 
der Unterjchrift des erneuernden Beamten 
bedarf e3 nicht 

33. b. In die Innenſeite ber Karte 
ift auf den zur Aufnahme von Marken 
beftimmten Feldern, oben links beginnend, 
mit thunlichſter Raumerſparnis einzu- 
tragen, wieviel Marfen in ber erjegten 
Duittungäfarte nachweislich für die ein- 
einen Lohnklaſſen und Verſicherungsan⸗ 
Halten enthalten waren. Doppelmarken 
iind Hierbei befonders aufgnführen. Diele 
leberfragung, der in alten Karte 


| 


Dabei bebeuten di 
„Doppelmarken“, V. U. 
anſtalt“, die römiſchen Ziffern (IL, I, 
die Lohnklaſſen, die arabiſchen 
ie Anzahl von Marken, welche 


ſicherungsanſtalt beigebracht waren. Die⸗ 
ſer Vermerk ſoll von dem Übertragenden 
Beamten durch feine Unterſchrift beglau⸗ 
bigt werden. Cine Entfernung der auf der 
unbrauchbar gewordenen QDuittungsfarte 
vorhandenen Marken und deren ander- 
weite Einflebung in die neue Karte iſt 
unftatthaft. 

34. Der Nachweis des Inhalts der 
u erneuernden Karte iſt Sache des In⸗ 
—* Iſt dieſe Karte ganz ober teil- 
weije noch vorhanden, fo iſt beren In⸗ 
alt, fowelt ex erkennbar ift, ohne weitere 

rüfung in bie neue Karte einzutragen. 
Am übrigen bedarf ed eines glaubhaften 
Nachweiſes. Zu einem glaubhaften Rad) 
weis ift in ber Negel bie Borlegung 
der Lohnliften des Arbeitgebers oder eine 
zuverläjfige Auskunft des Arbeitgebere 
oder der Vlitarbeiter des Verficherten für 
ausreichend zu erachten. 

Die erneuerte Karte ift bem Ver⸗ 
ficherten, feinem Beauftragten oder Ber- 
treter auszuhändigen. ar bie ältere 
Karte, welche durch die neue erfegt ill, 
ganz oder teilweije noch vorhanden, jr 
i biefeibe von der Ausgabeſtelle eingı: 
behalten und mit dem Xermert: „nad 
Erneuerung eintehalten” oder mit einen 
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äfmlichen Vermerk und dem Stempel ber 
erneuernden Stelle zu verjehen. Die Aus⸗ 
ändigung der neuen Karte foll der Hegel 
ug um Bug mit ber Uebergabe der alten 
arte gejheben. 
36. Rad ? 106 des Geſetzes ilt der 
Verſicherte befugt, binnen zwei Wochen 
nach Aushändigung der neuen Quittung’ 
farte gegen den Inhalt ber Uebertragung 
Einſpruch zu erheben. Bor dem Ein⸗ 
ſpruch und dem weiteren Verfahren gilt 
bas, was oben (Bilfeu 26 bis 28) über den 
Einſpruch gegen den Inhalt ber Beſchei⸗ 
nigung gefagt it. Nach Ablauf der Ein- 
ſpruchs⸗ beziehungsweiſe Rekursfriſt, even- 
tuell nach Beendigung des Einſpruchs⸗ 


37. Eine Erneuerung der Karte findet 
abgeſehen von den Faͤllen bes 8 105 
des Geſetzes, noch ftatt: 

a. wenn die Karte wegen einer unzu⸗ 
läſſigen Eintragung ſeitens einer 
Behörde angehalten wird (5 108 Ab- 
ſatz 1a. a. O.); 

b. wenn im Falle des 8 125 die untere 
Berwaltungsbehörde an Stelle der 
Vernichtung der irrtümlich beige- 
brachten Marken die Einziehung der 
Quittungskarte und die Uebertragung 
be3 Inhalts derjelben auf eine neue 
Karte angeordnet. 

Iſt die VBehörbe zur Ausftellung von 
Karten nicht berechtigt, fo hat fie wegen 


beziehungsweiſe Rekursderfahrens ift die | Auäftellung der neuen Sarte eine zu- 
alte Karte der für den Bezirk der erw | ftändige Stelle zu erſuchen. 
neuernden Stelle zuftändigen Berjiche- Wegen bes ahrens gilt bag oben 
rungsanftalt einzujenden (Bitter 29). Bemerlte. 

Schlußbeitimmungen. 


38. Die Ausitellung, der Umtauſch 
und die Erneuerung der Quittungskarte 
jowie die Erteilung ber Bejcheinigung er- 
jolgen koſten⸗ und gebührenfrei. 

ie Koften der Quittungskarten trägt 
die Verficherungsanftalt, in deren Bezirk 
die mit der Ausſtellung und dem Umtauſch 
der Karten betraute Stelle ihren Sig hat 
(g 101 Abſaß 3 a. a. D.). Nur in geei 
Fällen hat fie Ausgabeftelle für die Aus- 
itellung einer Quittungsfarte von den 
Beteiligten Koften zu beanfpruchen, welche 
letzteren auf fünf Pfennig für jede Karte 
jejtgejegt werden, nämlich dann: 

a. wenn der Verſicherte, bevor feine arte 
mit mindelten3 30 Marken gefüllt 
oder bie Gültigfeit der Karte gemäß 

104 des Gejeted erloſchen ijt, die 
Ausftellung einer neuen Quittungs⸗ 
karte gegen Rückgabe der älteren Karte 
beantragt ($ 102 Abſatz 2 a. a. D.); 

b. wenn bie wöellung er Karte um 
deswillen, weil ber Berjicherte ſelbſt 
bie rechtzeitige Beſchaffung einer 
Karte zu Unrecht unterlafjen bat, 
von bent Arbeitgeber beantragt wird 
N) 101 des Gejeßes). Iſt dagegen ber 

Ä rbeitgeber bei einem Antrage auf 
Ausftellung einer Quittungskarte als 

freiwilliger Geſchäftsführer oder als 
Beauftragter des Berjicherten anzu— 
fehen, wie die3 3. B. dann ber Yall 
ijt, wenn Unternehmer größerer Be- 
triebe für ihre jämtlichen Arbeiter 


ı 
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die Anſchaffung ber Quittungskarten 
übernommen haben, fo jind Koſten 
nich zu fordern. 

m Zweifelsfalle hat der Um⸗ 
tauſch der Karte Toftenfrei zu er- 


folgen. 

39. Mle Eintragungen find beutlic) 
und ohne Rafuren mit einer Tinte zu be- 
wirfen, welche weder verbleidht, noc) ver- 
wiſcht oder abdrudt. Unentbehrlicdhe Kor⸗ 
relturen dürfen nur durch einfaches Durdy 
jtreihen bewirkt werben. 

40. Bei allen mit ber Austellung, 
dem Umtauſch und der Erneuerung von 
Duittungskarten zufammenhängenden Ge- 
ichäften ift barauf zu achten, daß bem 
Berjicherten wieberholtezeitraubende Gänge 
und fonftige Weiterungen erjpart bleiben. 

41. Den Ausgabeitellen wird von der 
für ihren Bezirk zuftändigen Verfiche- 
rungsanftalt die erforderlicdye Anzahl von 
Formularen zu Quittungsfarten tee 
zur Verfügung geftellt werben. Die |pätere 
Ergänzung de3 Vorrat3 Hat die Au 
gabeitelle bei der Verſicherungsanſtalt 
rechtzeitig zu beantragen; dabei jind Die 
für nittungsfarten von den Beteiligten 
erhobenen Beträge 6 101 Abſatz 1 und 
102 Abſatz 2 a. a. D., vergl. vorſtehend 
unter 38) zu verrechnen. 

42. Ergiebt ſich bei der Aufrechnung 
oder Erneuerung von Quittungslarten 
Grund zu der Annahme, daß von den 
Beteiligten zu Unrecht unterlaffen worden 
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fei, Marken in vorſchriftsmaͤßi er Be⸗ 
ſchaffenheit und in u reichenber Höhe zu 
verwenden, jo bat Ausgabeftelle die 


Berichtigung nad) Maßgabe des 4 127 
a. a. D. herbeizuführen, 








II. Bom 27. November 1893. 


In Ergänzung bee Anweiſung, be- , wielen werben. Weber bas Ergebnis ber 
treffend bad Berfahren bei der Austellung Aufrechnung ift gemäß Ziffer 25 ber 
und dem Umtauſch, ſowie bei ber Erw | Unmeilung vom 17. Oktober 1890 eine 
nenerung Kerne) 8) von Quittungslarten | Beicheinigung auszuftellen, auf deren Vor- 
& 101 Seieged, betreffend die | derſeite unten der Vermerk: „Eine neue 

nvalidität3- und AlterSverficherung, vom Quittungsklarte ift nicht außgeftellt wor⸗ 
22. uni 1889, Rei —— S. 97 ff.) | den“ zu ſetzen iſt. 
vom 17. Oftober 1 beitimmen wir: Eine neue Quittungsfarte it erſt beim 

Berfiherungspflichtigen Mitgliedern Ausſcheiden des Werjicherten aus ber 
einer auf Grund ber 88 5 bi 7 des Kaſſeneinrichtung auf Grund dieſer Ber 
Geſetzes, betreffend bie Invaliditäts⸗ unb ſheinigung auszuſtellen. Hierbei iſt in 
Altersverſicherung, vom 22. Juni 1889, | die neue Quittungslarte die Zahl einzu⸗ 
vom Bundesrate anerlannten befonberen tragen, bie auf be in der Beſcheini 
Kajjeneinrichtung, bei der bie Beiträge | bezeichnete Karte folgt. Wird die B einer 
nicht in ber nach 88 39 ff. a. a. D. vor | nigung nicht vorgelegt, jo erhält die neue 
geichriebenen Form erhoben werben, ift | 
die Quittungälarte auf ihren Antrag Zahl der für den Berjicherten zuletzt aus- 
jederzeit aufzurechnen. (Biffer 15 15 ff. der | geitellten Starte, fomweit dieje zu ermitteln 
Anweifung vom 17. Ofto 890.) Be- : ilt, folgt, eventuell die Ziffer 1. (Ziffer 14 
icheinigte Strankheiten * mifickrifere der Anmweifung vom 17, Dftober 1890.) 
Dienftleiftungen find bei der Uufrehnung | Die Ausftellung und bie Aufrechnung 
der Quittungskarte nur infomweit zu ber ber Karten erfolgt in biefen Fällen jtet3 
rüdfichtigen, als fie für die Zeit zwiſchen hier unb gebührenfrei. 
dem Ausſtellungstage ber aulante nenben Im übrigen finden bie Beltimmungen 
Duittimgälarte und dem Tage des Ein- | der Anveilung vom 17. Oftober 18 
tritt3 in Die Raffeneinrichtung nachge- | entiprechende Anwendung. 


Quittungsfarte die Yahl, welche auf bie 
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Berorduung, betreffend das Verfahren vor den Schiedögerichten. 


Vom 1. Dezember 1890. 


Diele Verordnung entipricht im weſentlichen den Grundſatzen, welde in der Verordnung vom 

2. November 1885 bezüglich des Unfallverſicherungogeſetzes gegeben find. Es wird Daher au! 

den Iväter bei Dem Unfallverfiäerungögelet hen, xest der Verordnung bom 2. Nobember 
verwielen. 


vo. 


Verordnung, betreffeud die Formen des Verfahrens und den 
Gefgätsgeng des Reichs⸗Verſicherungsauits. 
Bom 20. Dezember 1890. 





1. Für bie An een der In» | fondere Wbteilung errichtet, deren Ber- 
validitäts⸗ und Witeröverjicherung wird fügungen und Entideibungen unter der 
im Neichö-Berficherunggamt eine ber | Bezeichnung: 
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Das Neichs-Berjicherungsamt. 
Wbteilung für Invaliditäts⸗ und Alters 
verficherung. 

ergehen. 


2. Der Kaifer ernennt den Vorſitzen⸗ 
ben dieſer Abteilung. Der Iebtere leitet 
die bejonderen Gejchäfte ber Abteilung 
unter der Oberleitung des Präfidenten 
des Reichs⸗Verſicherunggamts. Dem Ub- 
teitungs- orfigenden ftehen innerhalb des 
Seicäitäberei 8 der Abteilung die durch 
die Berorbnungen vom 5. Wuguft 1885 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 255) und vom 13. No- 
vember 1887 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 523) 
dem Dorfigenben des Reichs⸗Verſiche⸗ 
rungsamts beig:legten Befugniſſe zu. 

3. Auf das Verfahren 
ſchäftsgang des Reichs⸗Verſicherungsamts 
bei Durchſührung der Invaliditäts⸗ und 
Altersverſicherung finden die Verord⸗ 
nungen vom 5. Auguſt 1885 und vom 
13. November 1887, foweit fie nicht aus 
den folgenden Beſtimmungen etwas an- 
deres erpiebt, mit ber Maßgabe entfpre- 
hende Anwendung, daß al3 Kollegium 
de3 Reichs⸗Verſicherungsamts die Abtei⸗ 
lung gilt. 

Der Prälident des Reichs⸗Verſicherungs⸗ 
amt3 ift befugt, in der Abteilung den 
Borfig zu übernehmen. 

4. Bei Nevifionen gegen bie Entichei- 
dungen der Schiebögerichte (8 80 bes Ge⸗ 
fees), bei Berhanblungen über bie Wieder- 
aufnahme des Verfahrens (8 82 a.a.D. 
unb bei vermögensrechtlichen Streitigleiten 
aus Anlaß von Veränderungen des Be- 
ſtandes der Berfiherungsanftalten (88 68 
und 69 a. a. D.) entfcheidet die Spruch⸗ 
fımmer in der Bejegung von vier Mit- 
— 5 des Reichs⸗Verſi gsamts mit 

inſchluß des Vorſitzenden nach näherer 
Beſtimmung des 8 133 Abſatz 1 a.a.dD. 
und unter Buziehung eines richterfichen 
Beamten. 


6. Handelt es fich bei ben in Ziffer 4 
bezeichneten Entſcheidungen um eine noch 
nicht don einer Spruchlammer feftgeftellte 
Auslegung folcher gejeglichen Beitimmuns- 
gen, nach dem Ermeifen ber Sprudy 
fammer von erheblicher grundläplicder Be⸗ 
deutung find, oder foll in einer Rechts⸗ 
frage von einer früheren Entſcheidung 
einer Spruchlammer abgemwichen werben, 
fo ijt bie ſcheidung durch Befchluß 


und den Ge⸗ 


| 
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auszuſetzen und vor eine erweiterte Sprud)- 
kammer zu bringen. Letztere entjcheibeı 
in der Befegung von ſechs Mitgliedern 
des Reichs⸗ —— —— einſchließ⸗ 
lich des Vorſitzenden, unter denen ſich ein 
von dem Bundesrat aus feiner Mitte ge- 
mähltes nichtjtändiges Mitglied ſowie je 
ein ®Bertreter der Ürbeitgeber unb ber 
Berficherten befinden müljen, unter Zu⸗ 
giebung bon einem richterlichen Beamten. 

n Stelle des Mitgliedes aus dem Bun- 
desrat ift im Behinderungsfalle ein ftän- 
diges Mitglied des Neich3-Verficherungs- 
amts zuzuziehen. 

Sind Berichterſtatter und Vorſitzender 
darüber einverſtanden, daß es ſich bei der 
Entſcheidung um die noch nicht feſtgeſtellte 
Auslegung geſetzlicher Beſtimmungen von 
erheblicher grundfäßlicher Bedeutung han⸗ 
det, fo Hat die Spruchkammer zunächſt 
ohne Anberaumung einer mündlichen Ber- 
handlung darüber Beichluß zu faſſen, ob 
bie Verweifung an eine erweiterte Sprudj 
fammer eintreten folf. 


6. Bon Terminen zur Rerhandlung 
über Renutenanſprüche ift dem Staat 
Iommifjar derjenigen Verfiherungsanftalt, 
weldje die Rente feſtgeſetzt hatte, unter 
Mit:eilung der eingsreichten Parteifchrif- 
ten a ann Kenntnis zu geben, wenn 
ſich elbe an dem Verfahren über bie 
Feſtſetzung der Rente nicht beteiligt hatte. 

Der Staatskommiſſar ift befugt, an 
ſolchen Verhandlungen felbft oder durch 
einen Vertreter fich zu beteiligen, Anträge 
zu ftellen und Einlicht in die Alten zu 
nehmen. Der Staatskommiſſar ober fein 
Vertreter ijt auf fein Derlangen jeder- 
zeit zu hören. 

7. Bei Nevifionen gegen die Entſchei⸗ 
dungen der Sciebögerichte und bei Ber- 
handlungen über bie Wiederaufnahme bes 
Verfahrens it, ohne daß es eines Un- 
trages bedarf, auch Darüber zu entſcheiden, 
ob und in welchem Betrage eine unter- 
liegende Partei dem Gegner die ihm in 


| dem erfahren vor bem Reichs⸗Verſiche⸗ 


| h 


rungsamt erwachſenen Koſten zu erſtatten 


at. 

Dem Staatskommiſſar werden Koſten 
nicht erſtattet; ebenſowenig ſind ihm Koſten 
zur Erſtattung aufgulegen. War die Ne 
pifion von dem Staatslommiffar eingelegt 
worden, fo find bie dem objiegenben 
Nentenberedhtigten etwa zuzuſprechenden 
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Koften von ber Verficherungsanftali zu 
eritatten. i | 


Die von einer Kartei zu erftattenben 
außergerichtlichen Koften werben durch 
Bermittelung des Neid &-Berficherungs- 
amt3 in derielben Weiſe beigetrieben, wie 
Gemeindeabgaben. 


8. Entideibungen über Einfprüd;e 
gegen bie Berteilungen des Rechnungs⸗ 
—* 90, 94, 95 des Geſetes), 
wie Beſchluͤſſe über bie Berlüdfichtigung 
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— prühen aus Anlaß ber Ber 

Ang —3— des Geſetzes) ergehen ohne 
mündn Verhandlungen in Sigungen 
der Abteilung, an mweldyen in ber Regel 
drei Mitglieder einjchließlih des Vor⸗ 
figenden teilnehmen. Mitglieder, welche 


bei der Verteilung mitgewirkt haben, bür- 
fen mit berat timme zugezogen 
werden. 


Dem Staatskommiſſar (Ziffer 6) if 
unter Mitteilung ber Alten Gelegenheit 
zur Aeußerung zu geben. 


—— — —— 





D. 
Unfallverficherungsgeleh. 


Bom 6. Juli 1884. 
(R.G.BL. 1884, Nr. 19, €. 69 ji.) 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutfcher Kaifer, 


König von Preußen zc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Buftimmung 
des Bundesrat und des Reichstags, was folgt: 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 
Umfang der Verfiherung. 


8 1. WUle in Bergwerken, Gali- 
nen, Yufbereitungsanftalten, Steinbrüd;en, 
Gräbereien —— auf Werften und 
Bauhdjen, ſowie in Fabriken und Hütten⸗ 
werten beſchäftigten Arbeiter und Be— 
triebsbeamten, letztere, ſofern ihr Zahres- 
arbeitsverdienſt an Lohn oder Gehalt 
zweitauſend Mark nicht überfteigt, werden 

egen die Folgen der bei dem Betriebe 
fi ereignenden Unfälle nah Mafgabe 
N Beitimmungen dieſes Geſetzes ver- 
ichert. 

Dasſelbe gilt von Arbeitern und Be— 
triebsbeamten, welche von einem Gewerbe⸗ 
treibenden, deſſen Gewerbebetrieb ſich auf 
die Ausführung von Maurer⸗, Bimmer-, 
Dachdeder-, Steinhauer- und Brumnen- 
arbeiten erjtredt, in dieſem Betriebe be- 
Ihäftigt werden, fowie von den im 
Scornfteinfegergemerbe beichäftigten Ar⸗ 
beitern. 

Den in Abſatz 1 aufgeführten gelten im 
Sinne biejeg Öeiepra diejenigen Betriebr 
gleich, in melden Dampfleſſel oder durch 


elementare Kraft (Wind, Waffer, Dampf, 
Gas, heiße Luft u. f. m.) beivegte Trieb- 
werke zur Verwendung lommen, mit Aus⸗ 
nahme der land» und foritnietfchaftlichen 
nicht unter den Abſatz 1 fallenden Neben- 
betriebe, ſowie derjenigen Betriebe, für 
welche nur borübergehenb eine nicht zur 
Betriebsanlage gehörende Kraftmaſchine 
benutt wird. 

Im übrigen gelten als Yabrifen im 
Einne dieſes Geſetzes insbejondere bir 
jenigen Betriebe, in welchen die Bear- 
beitung oder Verarbeitung von Gegen- 
ftänden gewerbsmäßig ausgeführt wird, 
und in welchen zu dieſem Zweck min⸗ 
beitens zehn Wrbeiter regelmäßig beidhi f- 
tigt werben, ſowie Betriche, in welchen 
Erplofivftoffe oder explodierende Gegen- 
ftände gemerb3mäßig erzeugt ıverden. 

Welche Betriebe außerdem als Fabriken 
im Sinne biejes Gejeged anzufehen find, 
entſcheidet das Neichg-Verficherungsamı 


(88 87ff.. 
Auf gewerbliche Anlagen, Eiſenbahn 





Unfafiverficherungdgejeß. 88 2 bis 5. 


und Schiffahrtsbetriebe, welche wejentliche | 


triebe find, finden die Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes ebenfalls Anwendung 


Beitandteile eines der borbezeichneten Be⸗ | Perf 


Yür ſolche unter Die Vorſchrift des 81 | 
fallende Betriebe, welche mit Unfallgefahr | 
für bie darin befdäftigten Perjonen nicht | 
verfnüpft find, kann durch Beichluß des 
Bunbesrat3 die Verſicherungspflicht aus- 
geichloffen werden. 

rbeiter und Betriebsbeantte in anbe- 
ren, nicht unter Abſaz 2 fallenden, auf 
die Aus ührung von Bauarbeiten ſich er- 
ftredenden Betrieben können durch Be⸗ 
ſchluß des Bundesrats für verficherungs- 
pilidytig erflärt werden. 


82. Durch ftatutarifche Beitimmung 
(88 16ff.) Tann die Verjicherungspflicht 
auj Betriebsbeamte mit einem zweitauſend 
Mark überfteigenden Te 
dient erftredt werden. In diefem Yalle 
ift bei ber Feſtſtellung der Entjchädi- 
ng der volle Sahresarbeitönerdienft zu 

| 
| 





runde zu legen. 

Durh Statut Tann ferner beftimmt 
werben, daß und unter welchen Bebin- 
gungen Untrnehmer der nach 8 1 verfid)r- 
rungspflichtigen Betriebe berechtigt find, 
jich jelbft oder andere nad) 81 nicht ver- 
jicherungspflichtige Perſonen gegen bie 
Folgen von Betrieböunfällen zu ver- 
ſichern. 


Grmittelung 
des Jahresarbeitsverdienſtes. 


8 8. Als Gehalt oder Lohn im Sinne 
dieſes Geſetzes gelten auch Tantiemen und 
Naturalbezüge. Der Wert ber Iegteren 
it nah Ortsdurchſchnittspreiſen in An⸗ 
fag zu bringen. 

13 Sahresarbeitöverdienft gilt, ſoweit | 
ſich derjeibe nicht auß mindeſtens wochen⸗ 
weife firierten Beträgen zujammenjegt, 
das Dreihunbertfade des durchſchnitt⸗ 
lichen täglichen Arbeitsverdienſtes. Für 
Arbeiter in Betrieben, in welchen die üb⸗ 
liche Betriebsweiſe für den das ganze 
Jahr regelmäßig beſchäftigten Arbeiter 
eine höhere oder niedrigere a bon 
Arbeitätagen ergiebt, wird dieſe Zahl ftatt 
der Zahl dreihundert ber Berechnung des 
Jahresarbeitsverdienſtes zu Grunde ge 
leat. 


Retbıiebud. LU. 
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Bei jugendlichen Arbeitern und folchen 
onen, we wegen noch nicht be 
endigter Ausbildung feinen oder einen 
geringen Lohn beziehen, gilt ald Jahres 
arbeitöverdienft dad Dreihundertfache des 
von ber höheren Verwaltungsbehörde nad 
Anhörung der Gemeindebehörde für Er⸗ 
wachſene fejtgefegten ortsüblichen Tage⸗ 
lohnes gewöhnlicher Tagearbeiter (8 8 des 
Gefepes, betreffend bie Kranlenverfiche 
rung ber Wrbeiter, vom 15. Juni 1883). 


— — 


Reichs⸗, Staats⸗ und Kommunalbeamte. 


8 4. Auf Beamte, welche in Betriebs⸗ 
verwaltungen bed Reichs, eined Bundes⸗ 
ſtaates oder eines Kommunalverbandez 
mit feftem Gehalt und Penſionsberech 
tigung angeſtellt find, findet dieſes Geſetß 
keine Anwendung. 





Gegenſtand der Berfiherung und lm- 
fang der Entihädigung. 


8 5. Gegenſtand ber Verſicherung iſt 
der nad) Maßgabe der nadhfolgenben Be 
ftimmungen zu bemeijende fab des 
Schadens, teldher durch Körperverlegung 
oder Tötung entiteht. 

Der Schadenerjag joll im Yalle ber 
Verlegung beftehen: 

1. in den often des Seilverfahreng, 
welche vom Beginn der vierzehnten 
Woche nad Eintritt des Unfalls an 
entjteyen; 

2. in einer dem PBerlegten vom Be 
inn der biergehnten Woche nad) 
inteitt des Unfall an für Die 

Dauer ber Erwerbsunfähigleit zu ge- 
währenden Rente. 

Die Rente ift nach Maßgabe desjenigen 
Ürbeitöverbienjtes zu berechnen, den Der 
Verletzte während des legten Sahres feiner 
Beichäftigung in dem Betriebe, in welchen 
der Unfall ſich ereigneie, an Gehalt oder 
Lohn —— für den Arbeitstag 
bezogen hat (83), wobei ber vier Mart 
überjteigende Betrag nur mit einem 
Drittel zur Anrechnung kommt. 

War der Verlegte in dem Betriebe 
nicht ein volles Jahr, von bem Unfalle 
zurückgerechnet, beichäjtigt, fo ift ber Be⸗ 
trag zu Grunde zu legen, welchen während 
dieſes Beitraums Wrbeiter berfelben Urt 
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in bdemfelben Betriebe ober in benad- 

barten gleichartigen Betrieben durch⸗ 

ſchnittlich begogen baben. 

Erreicht dieſer Arbeitsverbienft (Abſ. 3 
und 4) den von der Löheren Dernaltungd- 
behörde nach Anhörung ber Gemeinde- 
bekörde für Erwachſene feitgeiegten orts⸗ 
üblihen Zagelohn gewöhnlicher Tage- 
arbeiter (3 8 des Geſetzes, betreifenb Die 
Kranfenverficherung der Wrbeiter, von 
15. Juni 1883) nicht, fo ift der "Ießtere 
der Berechnung zu Grunde zu legen. 

Die Rente beträgt: 

a) im Falle völliger Ermerböunfähig- 
feit für Die Dauer berjelben ſechs⸗ 
undjechzigzmweidrittel Prozent des Ar⸗ 
beitsverdienſtes; 

b) im Falle teilweiſer Erwerbsunfähig⸗ 
feit filr die Dauer berjelben einen 
Bruchteil der Rente unter a, welcher 
nach bem Maße ber verbliefenen Er⸗ 
werbsfähigfeit zu bemeſſen ift. 

Dem Verlepien und feinen Hinter⸗ 
bliebenen fteht ein Anſpruch nicht zu, 
wenn er den WBetrieb3unfall vorſätzlich 
. herbeigeführt bat. 

Die Berufsgenoffenfchaften (89) find 
befugt, der Kranlenkaſſe, welcher der Ver- 
egen Grltattumg der ihr 

ie Für⸗ 


ſſ hen, wer⸗ 
ben nach Maßgabe des 8 58 Abſatz 2 des 
Krankenverficherungsgeſetzes entſchieden. 
Von Beginn ber fünften Woche nach 
Eintritt des Unfall® bis zum Wblauf 
ber bdreizehnten Woche ift das Kranken⸗ 
geld, meldyes ben durch einen Betrieb3- 
unfall verlegten Perfonen auf Grund bes 
Krantenverficherungsgeiches gewährt wirb, 
auf mindeſtens zwei Drittel bes bei der 
Berechnung desſelben zu Grunde gelegten 
rn Au bemeſſen. Die Diffe- 
ren; zwiſchen dieſen zwei Dritteln und 
dem geſetzlich oder ftatutengemäß zu ge- 


Unfallverfiherungdgejeb. 8 6. 


währenden niedrigeren Krankengelde if 
der beteiligten Krankenkaſſe (Gemeinde 
Krantenv icjerung), von dem Unter 
nehmer desjenigen Betriebes zu erftatten, 
in welchem der Unfall fich ereignet bat. 
Die zur Ausführung tiefer Beitimmung 
erforderlichen Vorſchriften erläßt das 
Reichs⸗Verſicherungsamt. 

Den nach 8 1 verjicherten Perſonen, 
welche nicht nach den Bellimmungen 
de3 Kranlenverſicherungsgeſetzes verfichert 
find, hat ber Betriebsunternehmer Die in 
den 88 6 und 7 de3 Kranfenverficde- 
rungsgeſetzes vorgejehenen Unterftülgungen 
einjchließlich bes au3 dem vorhergehenden 
Abſatze fich ergebenten Mehrbetrages für 
die eriten dreizehn Wochen aus eigenen 
Mitteln zu leiſien. 

Streitigfeiten, welche aus Anlaß ber 
in den beiben vorhergehenden yoltpen 
enthaltenen Beſtimmungen unter ben 
teiligten een werden nad Maßgabe 
des 8 58 Ubja 1 des Srantenverjiche- 
rungsgeſetzes entichieden, und zwar in 
den Fallen des Ießtuorhergehenden Ab⸗ 
ſatzes von der für Ortskranlenlaſſen des 
Beichäftigungsortes zuftändigen Aufjichts- 
behörbe. 





86. Im Falle der Tötung ift ala 
Schabenerjag außerdem zu leiflen: 

1. als Erfa der Beerdigungstoften das 
Bmwanzigfache bed nad) 85 Abſatz 3 
bis 5 für den Arbeitstag ermittel- 
ten Verdienſtes, jedoch mindeſtens 
dreißig Marf; 

2. eine den Hinterbliebenen des Ge 
töteten vom Todestage an zu ge 
währeude Rente, welche nad) den 
Vorichriften des 8 5 Abſatz 3 bis 5 
zu berechnen ift. 

Diejelbe beträgt: 

a) für die Witwe des Getöteten bis zu 
deren Tode oder Wiederverheiratung 
zwanzig Prozent, für jedes hinter» 
bliebene vaterloje Kind big zu deſſen 
zurüdgelegten fünfzehnten Lebend- 
jahre fünfzehn Prozent und, wenn 
das Kind auch mutterlos ift oder 
wird, zwanzig Prozent des Arbei:d- 
verdieites. 

Die Nenten der Witwen und der 
Kinder dürfen zufammen ſechzig 
Prozent des Arbeitsperdienftes nich 
überjteigen; ergiebt ſich ein höherer 
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Betrag, jo werden die einzelnen Ren⸗ 
ten in gleihem Verhaͤltniſſe gefürzt. 

Im Falle der Wieberverheiratung 
erhält die Witwe ben breifacdhen Be- 
Irag ihrer Jahresrente als Abfin- 


ung. 
Der Anſprnuch der Witwe iſt aus- 
eſchloſſen, wenn die Ehe erit nad) 
em Unfalle geſchloſſen worden ift; 
b) fie Afcendenten bes Verſtorbenen, 
wenn diejer ihr einziger Ernährer 
war, für die Zeit bis zu ihrem Tode 
oder bi8 zum Wenfall der Bedürf- 
tigleit zwanzig Prozent bed Arbeits 
verdienites, 


Wenn mehrere ber unter b be 
nannten Berechtigten vorhanden 
find, jo wird die Rente ben Eltern 
vor den Großeltern gewährt. 

Wenn bie unter b bezeichneten mit 
ben unter a bezeichneten Berechtigten 
fonfurieren, jo haben bie erfteren 
einen Anfpruch nur, fomeit fir bie 
tegteren der Höchitbetrag der Rente 
nicht in Anſchruch genommen wird. 

Die Hinterbliebenen eines Aus 
länderd, welche zur Beit des Unfalls 
nicht im Inlande wohnten, haben 
feinen Anſpruch auf die Nente., 





87. An Stelle der ine 8 5 vorge⸗ 
jchriebenen Leiſtungen kann bis zum be» 
endigien Heilverfahren freie Kur und 
Berrflegung in einem Srantenhaufe ge 
- währt werden, und zwar: 

1. für erunglüdte, welche verheiratet 
ſind oder bei einem Mitgliede ihrer 
Yamilie wohnen, mit ihrer Zuſtim⸗ 
mung ober unabhängig von der 
jelben, wenn Die Urt der Verlegung 

. Anforderungen an die Behandlung 

oder Berpflegung jtellt, benen in der 

Familie nicht genügt werben Tamm; 


2, Er fonfiige Verunglüdte in allen 
ällen. 


Für die Zeit der Verpflegung bes 
Berunglüdten in tem Krankenhauſe ſteht 


den im 8 6 Biffer 2 begei neten An⸗ 
gehörigen besfelben bie. (bit ange» 


zebene Rente injoweit zu, als jie auf 
diejelbe in alle bes Todes des Ber- 
tegten einen Anſpruch haben würden. 





ud 


Verhältnis zu Krantentaflen, Armen 
berbänden ıc. 


8 8. Die Verpflichtung ber ein- 
Denen Sitfstatfen, fowie ber ſon⸗ 
igen Kranlen-, Sterbe⸗ Invaliden⸗ und 
anderen Unterftügungstafien, den von Be 
triebsunfaͤllen betroffenen Ürbeitern und 
Betrieböbeamten, ſowie deren Angehörigen 
und Hinterbliebenen Unterftügungen zu 
ewähren, ſowie die Verpflichtung von 
emeinden oder Armenverbänben zur 
Unterftüägung Hilfsbebürftiger Perfonen 
wird Durch dieſes Geſetz nicht berührt. 
Someit auf Grund folder Verpflichtung 
Unterftägungen in Fällen gewährt find, 
in welchen tem Unterftügten nad) Maß— 
gabe dieſes Ceſetzes ein Entiehäbigungs- 
anfprud) zuiteht, geht der Iebtere bis 
zum Betrage ber geleifteten Unterftügung 
auf die Kaſſen, die Gemeinden oder be 
Urmenpverbände über, von welchen bıe 
Unterftügung gewährt worden ift. 

Das Gleiche gilt von den Betriebs⸗ 
unternehmern und Kaſſen, welche die ben 
bezeichneten Gemeinden und Urmenprw 
bänden obliegende Berpflichtung zur 
Unterſtützung auf Grund gefeglicher Bor 
Schrift erfüllt haben. 





Zröger der Berfiherung (Berufs- 
genoſſenſchaften). 


89 Die Terficherung erfolgt auf 
Gegenfeitigleit Durch die Unternehmer der 
unter 8 1 füllenben Betriebe, welche zu 
dieſem Zweck in Berufsgenofjenjchaften 
bereinigt werden. Die Berufsgenoflen- 
ſchaften jind für beſtimmte Bezirke zu 
bilden und umfaſſen innerhalb derjelben 
alle Betriebe derjenigen Induſtriezweige, 
für melde jie errichtet find. 

Als Unternehmer gilt derjenige, für 
befien Rechnung der Betrich erfolgt. 

Betriebe, welche weſentliche Bejtand- 
teile verjchiedenartiger Induſtriezweige 
umfafjen, jind derjenigen Beruf3genofjen- 
haft zuzuteilen, weldyer der Hauptbe⸗ 
trieb angehört. 

Die Berufsgenoſſenſchaften fönnen unter 
ihrem Namen Rechte erwerben und Ber- 
bindlicjfeiten eingeben, vor Gericht Hagen 
und verklagt werden. 

Für die Verbindlichleiien der Beruß- 
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genoijenidy-ft hafıet den Gläubigern der⸗ 


jelben nur das Genoſſenſchaftsvermögen. 





Aufbringung der Mittel. 


8 10. Die Mittel zur Deckung der 
von den Berufsgenofjenichaften zu leiſten⸗ 
den Entihädigungsbeträge und ber Ver⸗ 
waltungskoſten werben durch Beiträge 
aufgebracht, weiche von den Mitgliedern 
nach Maßgabe der in ihren Betrieben 
von den Berjicherten verdienten Löhne 
und Gehälter deziehungsweile des Jahres⸗ 
arbeitäverdienfted jugendlicher und nicht 
ausgebildeter Arbeiter (83 Abf. * ſowie 
der ſtatuienmäßigen Gejahrentarife ($ 28) 
jährlich umgetcgt werden. 

Löhne und halter, welche während 
der Beitragöperiode durchſchnittlich den 
Sa von vier Mark täglich überfteigen, 
kommen mit dem vier 
den Betrage nur zu einem Drittel in 
rechnung. 


arf überſteigen 
n⸗ 


| 
| 
| 
| 
| 
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Zu anderen Zwecken al zur Dedung 
ber von der Cenojjenichaft zu leiftenden 
entichäbigungäbeträge und Der Verwal⸗ 
tungstoften, zur Gewährung von Prä⸗ 
mien zur Rettung Berunglüdter und für 
Abwendung von ngariauen ſowie zur 
Anſammlung des Reſervefonds (8 18) 
dürfen weder Beiträge von den Mit- 
gliedern der Genoſſenſchaft erhoben mer- 
den, noch Verwendungen aus bem Ber 
ınögen der Genoſſenſchaft erfolgen. 

Vehufs Beichafjung ber zur Beſtrei⸗ 
tung der Bermwaltungstoften erforderlichen 
Mittel können die erufagenoffenjchaften 
von ‚den Mitgliedern für das erite Jahr 
einen Beitrag im voraus erheben. Yallz 
ba3 Statut hierüber nichts anderes be- 
ftimmt, exjoigt die Aufbringung Diejer 
Mittel nad aßgabe der geht ber von 
den Mitgliedern in ihren Betrieben br- 
ichäftigten verſicherungspflichtigen Ber- 
ſonen (8 11). 





U. Bildung und Veränderung der Bernfsgenofenfchaften. 


Ermittelung der verfiherungspflidtigen 
Betriebe. 


8 11. Jeder Unternehmer eines unier 
den 81 jullenden Betriebes hat den letzte⸗ 
ren binnen einer von dem NReichd-Ver- 
jiherungsamt zu beſtimmenden und 
Sitentiig befannt 


unter Angabe des Gegenftandes und der 


Urt dezjelben, ſowie der Zahl ber durch⸗ 


ſchnittlich darin beichäftigten verfiche 
rung3pflichtigen Perfonen bei der unteren 
Verwaltungsbehörde anzumelden. 

Für die nicht angemeldeten Betriebe 
hat die untere Verwaltungsbehörde Die 


ber barin beichäjtigten verſicherungspflich- 
tigen Perſonen aufzuftellen. Das Ber: 
geichnid iſt der höheren Verwaltunge⸗ 
ehörbe einzureichen unb von bieler er- 
forderlichenfalls hinſichtlich der Einreih- 


' ung ber Betriebe in bie Gruppen, Klaſſen 
| und Ordnungen ber Neich3-Berufsftatijtil 


u madenden Friſt 


ugaben nach ihrer Kenntnis der Ber- Ä 


hältniffe zu ergänzen. 


Dieſelbe it befugt, die Unternehmer 


nicht angemeldeter Betriebe zu einer Yus- 
funft darüber innerhalb einer zu be- 
ſtimmenden Yrift durch Geldftrafen im 
Betrage bis zu einhundert Marl anzu- 
haften. 


ein nad) den Gruppen, Klaſſen und Orb 
nungen ber Reichs-Berufsſtatiſtik geord- 
need Verzeichnis Jämtlicher Betriebe ihres 


zu berichtigen. 

Die höhere Bermaltungsbehörde hat ein 
gleiches Verzeichnis ſämtlicher verſiche⸗ 
rungspflichtigen Betriebe ihres Bezirks 
dem Neihs-Verficherungsamt einzureichen. 


Freiwillige Bildung der Berufs- 
genoffenichaften. 


8 12. Die Bildung der Beruföge- 
nofienfchaften erjolgt auf dem Wege der 
Zereinbarung ber Betriebsunternehmer 
unter Zuſtimmung des Bundesratd, Die 
Bujtimmung des Bundesrats lann verjagt 


werden: 
Die untere Verwaltungsbehörde hat 


Bezirks unter Angabe des Gegenſtandes 


und der Urt des Betriebes, fowie der Zahl 


| 


1. wenn bie Unzahl ber Betriebe, für 
welche die Bergufsgenoſſenſchaft ge 
bildet werden joll, oder bie naeh 
der in denſelben beichäftigten Ar⸗ 
beiter zu gering ift, um die dauernde 
Leiftungsfähigfeit der Beruftgeno)- 





Unfallverſicherungsgeſetz. 88 13 bis 14. 


fenichaft in Bezug auf die bei der 


Unfativerfiherung ihr obliegenden 
Pflichten zu gemwährleiften; 

2. wenn Betriebe von der Aufnahme 
in die Berufsgenoffenfchaft ausge- 
ſchloſſen werben folfen, welche megen 
ihrer geringen Zahl oder wegen ber 
eringen Zahl der in "ihnen be 
häfteaten Yrbeiter eine einene Ici- 
ftungsfähige Berufsgenofjenichaft zu 
bilden außer ftande find, und auch 
einer anderen Verufsgenoſſenſchaft 
zweckmäßig nicht zugeteilt werden 
können; 

3. wenn eine Minderheit der Bildung 
der Berufsgenoſſenſchaft wideripr.cht 


und für einzelne Induſtriezweige 


ober Bezirke eine beiondere Berufs⸗ 
genoſſenſchaft zu bilden beantragt, 
welche als dauernd leiſtungsfähig zu 
erachten iſt. 





8 18. Die Beſchlußfaſſung über die 
Bildung der Berufsgenoſſenſchaften er⸗ 
folgt durch tie zu dieſem Zwed zu einer 
Generalverſammlung zu berufenden Be— 


—— — 
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zu ber Generalverſammlung mit einzu 
laden. 


8 14. Auf Grund der unter 811 er- 
wähnten Berzeichuijje werben die Ber 
trieb3unternehmer von dem Neidj3-%er- 
jiherungsamt unter Angabe der ihnen 
zuſtehenden Stimmenzahl zur General. 
verfammlung ein;ein eingeladen. 

Leder Unternehmer ober Bertreter 





eines Betriebes, in welchem nicht mehr 


— — —  — 


— — — — 


triebsunternehmer mit Stimmenmehrheit. 


Auträge auf Cinberufung der Gencral- 
verfammlung find an das Reichs⸗Ver⸗ 
jijerungsamt zu richten; Dasfelbe hat, ſo⸗ 
jern e8 nicht den Tall des 812 Ziffer 1 
Lie vorliegend eradjtet, den Anträgen 
ttattzugeben, wenn dieſelben innerhalb 
vier Monaten nad) dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes und mindejtend bon den 
wanzigiten Teil der Unternehmer der⸗ 
jenigen Betriebe, für welche die Berufs⸗ 
genoſſenſchaft gebildet werden foll, oder 
von joldyen Unternehinern, welche min- 
deitens den zehnten Zeil der in dieſen 
Betrieben vorhandenen verſicherungspflich⸗ 
tigen Perſonen beſchäftigen, geitellt 


werden. 

Erachtet das Reichs⸗Verſicherungsamt 
die Vorausſetzungen des 8 12 Ziffer 1 
für vorliegend, ſo iſt von demſelben die 
Entſcheidung des Bundesrats einzuholen. 

Findet das Reichs⸗Verſicherungsamt 
bei der *unmg bon Anträgen auf Ein- 
berufung der @eneralverfammlung, daß 
der unter 812 Biffer2 vorgejehene Tall 
vorliegt, jo hat Dasjelbe die Unternehnter 
ber babei in Betracht kommenden Be— 
triebe zum Zweck der Beſchlußfaſſung über 
die Abgrenzung ber Berufsgenoſſenſchaft 


al3 20 verjicherungspflichtige Yerfonen 
beſchaͤftigt werden, hat eine, darüber Hin. 
aus Dis zu 200 für je 20 und von 200 
an für je 100 mehr verſicherungspflich- 
tige Perjonen eine weitere Stimme. 

Abweſende Betriebunternehmer lönnen 
fi) durch ſtimmberechtigte Berufsgenofien 
oder durd) einen bevoflmächtigten Leiter 
ihres Betriebes vertreten lajjen. 

Die Generalverijammlung findet in 
Gegenwart eines Vertreter des Neiche- 
Verſicherungsamts ftatt, welcher biejelbe 
zu eröffnen, die Wahl des aus einem 
Borjigenden, zwei Scriftführern und 
mindejtend zwei Beijigern beitehenden 
Vorſtandes herbeizuführen und, bi3 die 
jeibe erfolgt ift, die Verhandlungen zu 
leiten hat. 

Die Generalverſammlung bat unter ber 
Leitung ihres Vorſtandes aufer über den 
auf Bildung der Berujägenoijenichaft ge⸗ 
richteten Antrag, welcher zu ihrer Ein 


berufung Anlaß gegeben hat, aud) über 


| 
| 
| 
Ä 


| 


die aus ihrer Mitte dazu etwa geitell- 


Air Abänderungsanträge Beihluß zu 
aſſen. 
Auf Verlangen des Vertreters des 


Reichs⸗Verſicherungsamts, welcher jedem 
eit gehört werden muß, erfolgt die Ab⸗ 
mmung über die in’ Bezug auf die Ab» 
grenzung der Berufsgenoffenichakt geſtell⸗ 
ten Anträge getreunt nach Induſtrie 
zweigen oder Bezirken. 

Ueber die Verhandlungen der Gene—⸗ 
ralverſammlung iſt ein Protokoll auf 
zunehmen, welches die gefte:l cır Anträge, 
ſowie die gefaßten Beichlüffe — legtere 


unter Angabe des S:iimmv:rhättnijfes j0- 


wie ber Art der Abſtimmung — enthalten 
muß. Das Protokoll ijt innerhals acht 
Tagen nad) der Generalverjanmlung 
durch ben Vorſtand dem Reid,3-Veriiche- 
rungdamt einzureichen und demnächſt drin 
Bundesrat (8 12) vorzulegen. 


— — 


—J 


Bildung der Berufsgenoſſenſchaften 
durch den Bundesrat. 


8 15. Fur diejenigen Induftriezweire, 
fir welche innerhalb der im 8 13 feit- 
reegien Friſt genügend unterftügte An⸗ 
träge auf Einberufung ber Generalver- 
ſammlung zur freiviticen Bildung ciner 
Verufsgenoſſenſchaft nicht geſtellt worden 
ſind, werden die Berujsgenoſſenſchaften 
durch den Bundesrat nach Anhörung von 
Vertretern der beteiligten Induſtriezweige 
gebildet. Dasſelbe geſchieht, wenn ben 
ag Anträgen in Rüdficht auf 8 12 

iffer 1 nicht frattgegeden, oder wenn ten 
Beſchlüſſen, welche in einer nah 8 14 
berufenen Oeneralverjammlung gefaßt 
iind, Die Genehmigung verfagt worben ilt, 
jofern nicht der Bundesrat ben Beteiligten 
eine weitere Friſt für die Faſſung ander- 
neitiger Beſchlüſſe gewährt. 

Die Beichlüffe des Bundesrats, durch 
welche TVerufsgenojienichaften errichtet, 
joivie Die beantragte Bildung freiwilliger 
Berufsgenoſſenſchaften genehmigt werben, 
iind unter Bezeichnung ter Bezirke und 
Snduftriezweige, für welche die einzelnen 
Berufsgenofiertichafien gebildet find, durch 
ten Reichsanzeiger zu veröffentlichen. 





Etatut der Berufsgenoffenfchaften. 


816. Die Berufsgenoffenfchaften 
regeln ihre innere Verwaltung ſowie ihre 
Gejchäftsordnung durch ein von ber Ge- 
neralverſammlung ihrer Mitglieder (Ge⸗ 
:ofjenichaftöverfanmlung) zu beichließen- 
des Statut. Bis zum LBıftanteiommen 
cines gültigen Genoſſenſchaſtsſtatuts (8 20) 
finden die im 8 14 enthaltenen Beltim- 
nungen über die Cinladung zur General- 
verjammlung, die Ausübung des Stimm- 
vecht3 der Genofjenichaftsmitglieber und 
tie Beteiligung eines Wertreter3 des 
Reichs⸗Verſicherunggamts an ben Ber- 
handlungen auch auf die Genoſſenſchafts- 
verfammlungen Unmendung. 

Die Seno'fenfchaftäverfammfung wählt 
bei ihrem erſtmaligen Bufammentreien 
einen aus einem Vorſitzenden, einem 
Schriftführer und mindejlens brei Bei— 
ligerit bejtehenden proviſoriſchen Ge— 
noſſenſchaſtsvorſtand, welcher bis zur 
llebernahme ter Geſchäfte durch ten auf 
iBrund des Statuts gewählten Vorftand 


| 
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die Genoſſenſchaſtsverſammlung leitet und 
die Geſchaͤfte der Genoſſenſchaft führt. 

Die Mitglieder ber nn 
Ihaften können fich in der Genoifenfchafts- 
verfammlung durch andere ſtimmberech- 
tigte Diitglieder oder durch einen bevoll- 
mädjtigten Leiter ihres Betriebes ver- 
treten Lajjen. 


8 17. Das Cenofjenichaftsftatut muß 
Bellimmung treffen: 
I. über Kamen und Sit der Genoſſen⸗ 


ſchaft; 

2. über bie Bildung des Genoſſenſchafts⸗ 
vorſtandes und über den Umfang 
feiner Befugnijje; 

3. über die Berufung ber Genofien- 
ſchaftsverſammlung, ſowie über bie 
Urt ihrer —— 

4, über dad Stimmrecht der Mitglieder 
der Genoljenichaft und die Prüfung 
ihrer Vollmachten; 

5. über da3 von den Organen der Ge 
nofjenfchaft bei der Einſchätzung der 
Betriebe in die Klaffen des Ge 
fahrentarij8 zu beobachlende Ver 
jahren (8 28); 

6. über das Verjahren bei Betricht 

veränderungen, ſowie bei Aenderun⸗ 

en in der Perfon des Unternehmers 

iss 37 letzter Abj., 38, 39); 

über die Folgen ber Betriebsein- 

ftellungen, insbejondre über bie 

Sicherftellung der Beiträge der Un⸗ 

ternehmer, welche den betrieb ein- 

fteflen ; 

8. über die ben Vertretern ber ver 
ſicherten Arbeiter zu gewährenden 
rohtungsfäge (58 44 Abſ. 4, 49, 
Ubf. 2, 55, Abſ. 1.); 


9. über die Aufitellung, Prüfung umd 
Abnahme der Yahresrechnung; 

. über die Wusübung der der Gew 
noſſenſchaft zuftehenden Befugniſſe 
um Erlaß von Vorſchriften behufe 
er sen Lug und zur Ueber⸗ 
wachung der Betriebe (88 78ff.); 

, über die Vorausfegungen einer Ab⸗ 
änderung des Statuts. 


818. Die Berufsgenoſſenſchaften haben 
einen Nefervefonde anzufammelı. Un 
Zuſchlägen zur Bilbung besfelben find 
bei der erftmaligen Unilegung der Ent- 
ihädigungsbeträge dreihundert Prozent, 
bei der ziveiten zweihundert, bei der 
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dritten einhundertfünfzig, bei der vier- 
ten einhundert, bei der fünften achtzig, 
bei der jechften fechzig und von da an 
big zur cliten Umlegung jedesmal gehn 
Brozent weniger als Zuſchlag zu den Ent- 
Ihädigungsbeträgen au erheben. Rad) 
Ablauf der eriten elf Jahre find die 
Binfen bes Mefervefvub3 dem letzteren 
jolange meiter zuzuſchlagen, bis dieſer 
den doppelten Jahresbedarf erreicht hat. 
Iſt das legtere der Tall, jo können bie 
Binfen infoweit, al3 ber Beitand des Re⸗ 
jervefonds den laufenden boppelten 
Sahresbedarf überfteigt, zur Dedung der 
Genoſſenſchaftslaſten verwendet werben. 

Auf Untrag des Genoſſenſchaftsvor⸗ 
ftandes lann die Genojjenfchaftsperfamm- 
{ung jederzeit weitere Zuſchläge zum Ne- 
ſervefonds beichließen, ſowie beitimmen, 
daß derjelbe über ben boppelten Jahres⸗ 
bedarf erhöht werde. Derartige Beichlüffe 
bedürfen der Genehmigung des Neid)s- 
Berfiherungsamts. 

In dringenden Bedarfsfällen kann bie 
Genoſſenſchaft mit Genehmigung des 
Reichs⸗Verſicherungsamts ſchon vorher 
die Binjen und erforderlichenfalls auch 
den Kapitalbeſtand des Reſervefonds an⸗ 
greifen. Die Wiederergänzung erfolgt 
alsdann nach näherer Unordnung bes 
Reichs⸗Verſicherungsamts. 





8 19. Das Statut Tann die Zuſam⸗ 
menfegung der Genoſſenſchaftsverſamm⸗ 
(ung aus Vertretern, die Einteilung der 
Berufsgenvjjenfchaft in örtlich abgegrenzte 
Seltionen, fowie die Einfegung von Ver⸗ 
trauenämännern als örtliche Genoſſen⸗ 
ſchaftsorgane vorſchreiben. Enthält das⸗ 
ſelbe Vorſchriften dieſer Art, jo iſt darin 
zugleich über die Wahl der Vertreter, 
über Sitz und Bezirk der Sektionen, über 
die Bildung der Seltionsvorſtände und 


über den Umfang ihrer Befugmiffe, fowie 


über die Wbgrenzung der 
Bertrauendmänner, die Wahl ber tepte- 
ren und ihrer Gtellvertreter und den 
len ihrer Befugniſſe Befiimmung zu 


ir . 

Die Abgrenzung der Bezirke ber Ver- 
trauensmänner, ſowie die Wahl ber letzte⸗ 
ren und ihrer Stellvertreter kann von 
der Genofjenichaftöverfammlung den Ge- 
noſſenſchaftsvorſtande übertragen werben. 


Bezirke der 
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8 20. Das Genofjenichaftsftatut bedarf 
u feiner Gültigleit der Genehmigung des 

eichs⸗Verſicherungsamts. 

Gegen die Entſcheidung desſelben, durch 
welche die Genehmigung verſagt wird, 
ſindet binnen einer Friſt von vier Wochen, 
vom Tage der Zuſtellung an den provi⸗ 
ſoriſchen Genoſſenſchaftsvorſtand (8 16), 
die Beſchwerde an den Bundesrat ſtatt. 

Wird innerhalb dieſer Friſt Beſchwerde 
nicht eingelegt oder wird die Verſagung 
der Genehmigung des Statuts vom Bun⸗ 
desſsrat aufrecht erhalten, jo bat das 
NReich-Verfiherungdamt innerhalb vier 
Wochen die Mitglieder der Genoſſenſchaft 
u einer neuen Genofjenfchaftsverfamm- 
ung behufs andermweiter Beichlußfaffun 
über das Statut einzuladen, Wird au) 
dem von dieſer Verſammlung bejchlofie 
nen Statut die Genehmigung endgültin 
verfagt, fo mird ein folches von dem 
Reichs⸗Verſicherungsamt erlaffen. 

Abänderungen bed Statut3 bedürfen der 
Genehmigung des NReich3-Verficherungs- 
amt3, gegen deren Derlagung binnen teiner 
Frift von vier Wochen die Beſchwerde an 
den Bundesrat zuläjjig ift. 





Beröffentlihung des Namens und 
Sites der Genoſſenſchaft zr. 


8 21. Nach endgültiger Feſtſtellung bes 
Statut3 hat ber Genoſſenſchaftsvorſtand 
durch den Meichdanzeiger belannt zu 
machen: 

1. den Namen und den Sig ber Ge 

noſſenſchaft, 

2. die Bezirle der Sektionen und dei 
Vertrauendmänner, 

3. die Bufammenfegung des Genofjen- 
ſchaftsvorſtandes und ber Seltions⸗ 
vorftände, forwie die Namen der Ver⸗ 
trauenämänner und ihrer Gtellver- 
treter. . 

Etwaige Aenderungen find in gleicher 

Weife zur öffentlichen Kenntnis zu 
bringen. 





Genoffenihaftsporftände. 


8 22, Dem Genojfenfchaftsvorftand 
liegt die geſamte Verwaltung der Ge 
—5 — ob, ſoweit nicht einzelne An⸗ 
gelegenheiten durch Geſetz oder Gtatu' 
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der Beſchlußnahme der - Genoffenfchafts- 
— vorbehalten oder anderen 
Organen der Genoſſenſchaft übertragen 


Die Beſchlußfaſſung der Vorſtände 
farm in eiligen Fällen durch ſchriftliche 
volimmmung erfolgen 

Beiditußnakme der Genojjenfchafts- 
— müſſen vorbehalten werden: 
Wahl der Mitglieder des Ge⸗ 
—* svorſtandes, 
2. Die Prüfung und Abnahme ber 
Sahresredmung, 
. Wbänderungen des Gtatuts. 


8 28. Die Genoſſenſchaft wird durch 
ihren Vorſtand gerichtlich und außerge- 
richtlich vertreten. Die Vertretung er- 
ftredt ſich auch auf biejenigen Geſchäfte 
ımd Nechtshendlungen, für welche nad) 
den Gefegen eine Spezialvollmacht er- 
forderlich ift. 

Durch die Gefchäfte, weldhe der Vor—⸗ 
ya der Genofjenihaft und bie Vor- 
änbe der Seltionen, ſowie die Bertrau- 
endmänner innerhalb ber Grenzen ihrer 
gejeplien und ftatutariihen Vollmacht 
amen der Genoſſenſchaft abſchließen, 
En die letztere berechtigt und verpflichtet. 
Zur Legitimation ber Vorſtände bei 
—— —— genügt die Beſcheini⸗ 
gung beren Bermwaltungsbehörbe, | 
daß bie arm bezeichneten Perjonen ben 
Vorftand bilden. 


8 24. Wählbar zu Mitgliedern ber 
Vorftände und zu Vertrauensmännern 
find nur bie ftimmberechtigten Mitglieder 
der Genoſſenſchaft beziehungsmweife deren 
geſetzliche Vertreter. Nicht wählbar ift, 
iver Beim gerihtlihe Unorbnung in ber 

— über fein Vermögen be 
ſchraͤnkt it 


Die Ablehrung der Wahl ift nur aus 
denfelben Gründen zuläſſig, aus welchen 
ben Amt eines Vormundes abgelehnt wer⸗ 

n „enm. ne Wiederwahl kann abge- 


—— itglieder, welche eine 

lohne ſolchen Grund ablehnen, kön⸗ 

nen Nat Beihluß der Genoſſenſchaftsver⸗ 

femmlung für Die Dauer der Wahlperiode 

u erhöhten Beiträgen bis zum boppelten 
trage amgepogen werden. 

atut Tann beitimmen, baß bie 

von den Unternehmern bevollmachtigten 





Anfaltverfigerungegeieg 88 23 bis 28. 


Leiter ihrer Betriebe zu Mitgliedern ber 
Vorſtände und Bertrauenämännern ge- 
wählt werden Tönnen. 


8 25. Die Mitglieder der Vorftände 
und die Vertrauendmänner verwalten ihr 
Amt als unentgeltliche Ehrenamt, fofern 
nicht Durd) da3 Statut eine Entſchädigung 
für den duch Wahrnehmung der Ge 
noſſenſchaftsgeſchaͤfte ihnen ertwacfenben 
Beitverluft beitimmt wird. Bare Aus- 
lagen werden ihnen von ber Genofien- 
{haft erjett, und zwar, ſoweit fie in 
Reiſekoſten beitehen, nad) feſten, von ber 
Genoſſenſchaftsverſammlung zu  beitim- 
menden Süßen. 





8 26. Die Mitglieder der Borftände, 
fowie die Vertrauensmänner haften bei 
Genoſſenſchaft für getreue Geidäftzver- 
maltung, wie Bormünder ihren Dlündeln. 

Mitglieder der Vorſtände, jowie Ver⸗ 
trauensmänner, welche abjichtlih zum 
Nachteil der Genoſſenſchaft handeln, un- 
terliegen der Strafbeſtimmung des 8 266 
des Strafgeſetzbuchs. 


827. Solange die Wahl der geſetz⸗ 
lichen Organe einer Genoſſenſchaft richt 
u Stande kommt, folange ferner dieſe 

rgane die Erfüllung ihrer geſetzlichen 
oder ſtatutariſchen Obliegenheiten ver⸗ 
weigern, hat das Reichs⸗Verſicherungsamt 
die letzteren auf Koſten der Genoſſenſchaft 
wahrzunehmen oder durch Beauftragte 
wahrnehmen zu Taffen. 








Bildung der Befahrenklafien. 


8 28. Durch die Genoſſenſchaftsver⸗ 
jammlung find für die zur Genoſ ten het 
gehörigen Betriebe je nad dem Gra 
der mit demfelben verbundenen — — 
fahr entſprechende Gefahrenklaſſen zu 
bilden und über die Höhe der in den⸗ 
ſelben zu leiſtenden Beiträge (Gefahren⸗ 
tarif) Beſtimmungen zu treſfen. 

Durch Beſchluß der Genoſſenſchaftsver⸗ 
—— kann Die Aufſtellung und Aen⸗ 

des Gefahrentarifs einem Aus⸗ 
—* oder dem Vorſtande übertragen 


Die Aufſtellung und Abänderung des 


Gefa rifs bedarf der Genehmi 
8 ae He nlerfichernngdemt®, drin 








Unfallverficherungsgeieb. 88 28 bis 31. 


Gefahrentarif von der Genoſſenſchaft in⸗ 
nerhalb einer vom Reidj3-Verjicherungs- 
amt zu beitimmenden Friſt nicht aufge 
ſtellt, oder dem aufgeitellten die Geneh⸗ 
migung verjagt, jo hat das Neihö-Ber- 
fiherımggamt nad) Anhörung ber mit der 
Auffiellung beauftragten Organe der Ce- 
noſſenſchaft den Tarif felbjt feſtzuſepen. 

Die Dermlagung der Betriebe zu ben 
einzelnen Gefahrenklaſſen liegt nach nähe 
rer Beitimmung de3 Statuts (8 17) ben 
Organen der Genoſſenſchaft ob. Gegen 
die Veranlagung fieht dem Betrieböunter- 
nehmer binnen einer Friſt von zmei 
Wochen die Beſchwerde an das Reichs⸗ 
Verſicherungsamt zu: 

Der —— iſt nach Ablauf von 
längftend zwei Rechnungsjahren und fo- 
dann mindeſtens von fünf zu fünf Jahren 
unter Berüdjihtigung ber in den ein- 
zelnen Betrieben Vorgelommenen nfäite 
einer Reviſion zu unterziehen. Die Er- 
gebniſſe derfelben find mit dem Berzeid 
niffe der in den eingelnen Betrieben vor- 

gelommenen, auf Grund dieſes Geſetzes 
zu entichäbigenden Unfälle der Genoſſen⸗ 
Ihaftsverfammlung zur Beſchlußſaſſung 
über die Beibehaltung oder Aenderung ber 
bisherigen Gefahrenklaſſen cder Sefahren- 
tarife vorzulegen. Die Genofjenjchafts- 
berfammlung Iomn den linternehmern 
nad Maßgabe der in ihren Betrieben 
vorgelommenen Unfälle für die nächite 
eriobe Zuſchlãge auflegen oder Nad;- 
läſſe beiwilligen. Die über die Aenderung 


__ — — ——. 


der bisherigen Gefahrenklaſſen oder Ge⸗ 


jahrentarife gefaßten chlüſſe bedürfen 
F r Gültigkeit der ehmigung de3 
3 Berficjerungsamts; demſelben iſt 


da3 Verzeichnis der vorgelommenen Un⸗ 


fälle vorzulegen. 


Teilung des Riſilos. 


8 29. Durch das Statut Tann vorge 
fchrieben werben, daß bie Entſchaͤdigungs⸗ 
beträge bis zu fünfzig Prozent von ben 
Seltionen zu tragen jind, in deren Be 
zirlen Die er eingetreten find. 

Die hiernach 


on IE Laſt 
fallenden Beträ oh end auf die Mitglieber 
derjeiben nad) Wahgabe ber für bie Ge | 


haft fefgejegten Gefahrenklafien 
n diejen zu leiftenden Beiträge 
(28 0 28) umzulegen. 


m um 
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Gemeinſame Tragung des Nifilos. 


8 80. Vereinbarungen von Geno Ien- 
ſchaften, die von ihnen zu leifteuden 
Ihädigungsbeträge ganz oder zum Teil 
gemeinjam zu tragen, ſind zuläjlig. Der⸗ 
artige Vereinbarungen bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Buftimmung ber beteiligten 
Genofienichaftänerfammlungen, fowie ber 

igung bes Reichs-Verſicherungs- 
amtd. Diejelben bürfen nur mit bem 
Beginn eine3 neuen Nechnungsjahres in 
Wirkſamkeit treten. 

Die Vereinbarung fih barauf zu 
eritreden, in weldyer Weije der gemeinfam 
pr tragende Eutſchädigungsbetrag au] 

e en ten Genoffenidyaften zu ver 
teilen ift 

lieber bie Verteilung des auf eine jede 
Genofſſenſchaft entjalfenden Anteils an ber 
gemeinfam * tragenden Entſchädigung 
unter die itgfieber ber Genojienjchaf! 
entſcheidet die Genoſſenſchaftsverſamm⸗ 
lung. Mangels einer anderweiten Beſtim 
mum erfolgt die Umlage dieſes Betrages 

gleicher Weiſe, wie bie der von der 
Gennffentchaft nad; Maßgabe dieſes Ge- 
ſetzes gu leiftenden Entſchädigungsbeträge 
(8 10, 28). 


— 


Abänderung des Beltandes ber 
Berufsgenoffenichaften. 


881. N erfolgtem Abſchluß der 
Drganifation der Berufsgenoſſenſchaften 
find Wenberungen in dem Beſtande der 
fegteren mit dem Beginn eines neuen 
Nedmungsjahten 1 Tr Thachtegenben Vor⸗ 
ause ungen zulä 

ie Ver Amin "mehrerer Genoſſen⸗ 

Gaten erfolgt auf übereinſtimmen⸗ 

den Beſchluß der Genoſſeunſchaftsver⸗ 
ſammlungen mit Genehmigung des 

Bundesrats. 

. Das Ausſcheiden einzelner Induſtrie⸗ 
zweige oder örtlich abgegrenzter Teile 
aus einer Genoſſenſchaft und die Zu⸗ 
teilung derjelben zu einer anderen 
Genoſſenſchaft erfolgt auf Beſchluß 
der beteiligten Genoſſenſchaftsver— 
ſammlungen mit Genehmigung des 
Bundesrat. Die Genehmigung lann 
verjagt werden, wenn burd) das Aus⸗ 
(rien der Veiftungöfähigteit einer 

r beteiligten Genoſſenſchaſſen un 


Unfallverjicherungdgeieb. 88 82 bis 54. 


Bezug auf die ihr obliegenben Pflich- | digen, welder bie Genoſſenſchaftsteile 


ten gefährdet wird. 

3. Wird die Vereinigung mehrerer Ge- 
noffenfchaften ober das Ausſcheiden 
einzelner Induſtriezweige oder ört⸗ 
lic) abgegrenzter Teile aus einer Ge- 
nojfenfhaft und die Buteilung der- 
feiben zu einer anderen Genoſſen⸗ 
ſchaft auf Grund eines Genoſſen⸗ 
ſchaftsbeſchluſſes beantragt, dagegen 
von der anderen beteiligten Genoſſen⸗ 
ſchaft en jo enticheidet auf 
Unrufen Bundesrat. 

4. Anträge auf Ausfcheidung einzelner 
— oder örtlich abge- 
renzter Teile aus einer Genojjen- 
—* und Bildung einer beſonderen 
Genoſſenſchaft für dieſelben ſind Ei 
nächſt der Beichlußfaffung der 
nojjenichaftsverjammlung zu unter- 
breiten und fodann dem Bundesrat 
ur Entſcheidung vorzuiegen. Die 

nehm.gung zur Bildung der neuen 
Genoſſen hatt kann verjagt werben, 
wenn einer der im $ 12 Ziffer 1 
und 2 angegebenen Gründe vorliegt. 

Wird die Genehmigung erteilt, fo 
erfolgt die Beſchlußſaſſung über das 
Statut für die neue Genofienichaft 
nad) Maßgabe der Beitimmungen in 
den 88 16 bis 20, 


8 32. Werben mehrere Genoſſenſchaf⸗ 
ten zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, fo 
gehen mit dem Zeitpunfte, zu welchem 
de Veränderung in Wirffamleit tritt, 
alle Rechte und Pflichten der vereinigten 
Genoſſenſchaften auf die neugebildete Ge» 
nojfenidjaft über. 

Wenn einzelne Induſtr.ezweige oder 
Örtlid) abgegrenzte Teile aus einer Ge- 
noſſenſchaft ausſcheiden und ciner anderen 
Genoſſenſchaſt angeſchloſſen werden, fo 
jind von dem Eintritt diejer Veränderung 
ab die Entſchäd gungsanſprüche, welche 
gegen die erſtere Genoſſenſchaft aus den 
ın Betrieben der ausſcheidenden Genoſſen⸗ 
ſchaftsteila eingetretenen Unfälle erwachſen 
ind, von der Genojjenichaft zu befrie- 





nmmehr angeſchloſſen find. 

Scheiden einzelne Induſtriezweige oder 
örtlich abgegrenzter Teile aus einer Ge— 
noſſenſchaft unter Bildung einer neuen 
Genoſſenſchaft aus, ſo ſind von dem Zeit⸗ 
punkte der Ausſcheidung ab die Entichä- 
digungsanfprüche, welche gegen die erjtere 
Genoſſenſchaft aus den in Betrieben ber 
ausfcheidenten Genoſſenſchaftsteile einge- 
tretenen Unfälle erwachſen find, von bei 
neugebildeten Genoffenjchaft zu befriedigen. 

Inſoweit zufolge des Ausſcheidens von 
Induſtriezweigen oder örtlid) abgegrenzten 
Teilen Entfhädigungsanjprüche auf andere 
Genoſſenſchaften übergehen, haben die legte- 
ren Anspruch auf einen —— Teil 
des Reſervefonds und des ſonſtigen Ver— 
mögens derjenigen Genoſſenſchaft, aus 
welcher d.e Ausſcheidung ſtattfindet. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen kön⸗ 
nen durch übereinſtimmenden Beſchluß der 
beteiligten Genoſſenſchaftsverſammlungen 
abgeändert oder ergänzt werden. 

Streitigkeiten, welche in betreff der 
Vermögensauseinanderſetzung zwiſchen ben 
beteiligten Genoſſenſchaften entſtehen. 
werden mangels Verſtändigung derſelben 
über eine ſchiedsgerichtliche Entſcheidung 
von dem ReichsVerſicherungsamt ent 
Ichieden.. 





Auftöfung bon Berufsgenoflenichaften. 


8 83. Berufögenoffenfchaften, welche 
zur Erfüllung dir ihnen durch diefes Ge⸗ 
ſetz auferlegten Verpflichtungen leiſtungs 
unfäh:g werden, können auf Antrag dei 
Reichs Berfihjerungsamt3 von dem Bun⸗ 
desrat aufgelöjt werden. Diejenigen In- 
duftriezweige, welche die aufgelöfte Ge⸗ 
noffencchaft gebildet haben, find anderen 
Berufsgenofjenichaften nach deren An- 
hörung zuzuteilen. Mit ber Wuflöfung 
dir Genoſſenſchaft geben deren Rechtsan— 
jprüde und Verpflichtungen, vorbehalt- 
lid) der Beltimmung in $ 92, auf das 
Neid) über. 





Il. Mitgliedfchaft des einzelnen Betriebes. Betriebsueränderungen. 


Mitgliedſchaft. 
8 84. Mitglied der Genoſſenſchaft iſt 


\elben belegenen Betriebes derjenigen In 
duftrieziweige, für melde die Genofjen- 


teder Unternehmer eines im Bezirke der- ſchaft errichtet ift. Die Mitgliedichaft be- 








Unfallverficherungsgefeh. 88 85 bis 87. 


ginnt für die Unternehmer der zur Zeit 
des Inkrafttretens des Geſetzes verſiche⸗ 
rungspflichtigen Betriebe mit dieſem Zeit⸗ 
punkte, für die Unternehmer ſpäter ent⸗ 
ſtehender oder verſicherungspflichtig wer⸗ 
dender Betriebe mit dem Zeitpuntte ber 
Eröffnung beziehungsweiſe des Beginns 
der Verſicherungspflicht derſelben. 

Stimmberechtigt iſt jedes Mitglied der 
Genoſſenſchaft, ſofern es ſich im Bejike 
der bürgerlichen Ehrenrechte befindet. 


Betriebsanmeldung. 
8 35. Der Betriebsunternehmer, wel⸗ 


cher feinen Betrieb nid)t bereit nad) Maſi⸗ 
gabe des 8 11 angemeldet hat, ift ver- 


pflichtet, binnen einer Woche, nachdem er. 


Deitglied einer Genoſſenſchaft geworden 
ift (8 34), der unteren Verwaltungs 
behörde, in deren Bezirk der Betrieb be 
legen iſt, eine zaße zu erſtatten, welche 

1. den Gegenſtand und bie Art des 


—3 ber. verf Berl 
ie berjicherten one, 
be Se snenoftent aft, weldder ber 
Betrieb angehört, 
falls es fid) um einen nad) dem In⸗ 
frafttreten des Geſetzes neu begon- 
nenen oder verjicherungspflichtig ge⸗ 
wordenen Betrieb handelt, ben Tag 
der Seöffmung, beziehungsweiſe be3 
Beginns der Verficherungspflicht 
angiebt. Die Anzeige it in yuei Erem- 
plaren upon — Ueber dieſelbe et 
eine an inigung zu erteilen. 
Wird Die Anzeige nicht seht s n 
8 


2. 
3. 
4. 


itattet, p findet die Vorſchrift 
Abſatz Anwendung. 


8 36. Die untere Verwaltungsbehörde 
hat jeden im ihrem Bezirk befegenen Be- 
trieb, über weldjen bie eingeige (8 Wi 
erſtattet ift, binnen einer de na 
ben Eingauge ber Iebteren durch Ein- 
iendung eine3 Cremplard derjelben bem 
Vorſtande der in der Unzeige bezeichneten 
Genoſſenſchaft zu überweiſen. 

Gehört der Betrieb nach Anſicht der 
unteren Verwaltungsbehörde einer an⸗ 
beren al3 ber in der Anzeige bezeichneten 
—— en — — ift Dem —5— 

Geno t, unter gleichzeitiger 
Benachrichtigung des Vorſtandes — in 
der Anzeige bezeichneten Genoſſenſchaft 





— — — — — — — — — — — 
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und des Be ä eine Ab. 
ſchrift der Anzeige zuzuſtellen. 

Fur Betriebe, über welche eine Anzeige 
nicht erſtattet iſt, hat die untere Verwal ˖ 
tungsbehörde die Ueberweiſung binnen 
einer Woche nach Ablauf der von ihr in 
Gemaͤßheit bes 8 35 Abſatz 2 beſtimmten 
Friſt dadurch zu bewirken, daß fie bie im 
8 Biffer 1 bis 4 bezeichneten An⸗ 
gaben jelbit macht. 


Genoffenicdhaftstatafter. 


58 87. Die Genofienihaftsporftände 
haben auf Grund der von dem Reichs⸗ 
Verfiherungsemt ihmen mitzuteilenben 
der Verſicherungspflichtigen 
Betriebe ' 11) und ber fpäter erfolgenden 
Ueberweilungen (8 36) Genoſſenſchafts⸗ 
fatafter zu führen. 

Die Aufnahme der einzelnen Genofien 
in das Satafter erfolgt nach vorgängiger 
a, ihrer Bugehörigleit zur Ge. 
noſſenſchaft. 

Den in das Kataſter aufgenoͤmmenen 
Genoſſen werden vom Genoſſenſchaftsvor⸗ 
ſtande durch Vermittelung der unteren 
pattngebehord⸗ Mitgliedſcheine zuge⸗ 
ſtellt. Iſt d.e Genoflenichaf in Seltionen 
eingeteilt, fo muß der Mitgliedfchein dic 
Seltion, welcher der Unternehmer ange: 
hört, bezeichnen. Wird die Aufnahme in 
das Kataſter abgelehnt, fo ijt hierüber 
ein mit Gründen verjehener Beicheid dem 
Betriebsunternehmer durch Vermittelung 
der unteren Vermwaltungsbehörde zuzu⸗ 


ellen. 

Gegen die Aufnahme in das Kataiter, 
ſowie gegen die Ablehnung berjelben fteht 
dem Unternehmer binnen einer Frift von 

vei Wochen nad) erfolgter !Zuftellung des 

itgliedfcheines beziehungsmweife des ab- 
lehnenden Beſcheides die Beſchwerde an 
das Reichs⸗Verſicherungsamt zu. Tieſelbe 
iſt bei der unteren Verwaltungsbehörde 
einzulegen. Stellt ſich bei der Verhand⸗ 
lung der Beſchwerde heraus, daß der 
Betrieb keiner ber vorhandenen Genoſſen⸗ 
fchaften zugehört, fo iſt derſelbe durch 
das Reichs⸗Verſicherungsamt derjenigen 
Genoſſenſchaft zuzuweiſen, der er feine 
Natur nah am nädjiten ſteht. 

Wird gegen einen ablehnenden Beicheib 
von dem Betriebsunternemmer innerhalb 
der angegebenen Friſt Beſchwerde nicht 
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erhoten, fo Hat die untere Verwaltung 
behörde den Full dem Reichs-⸗Verſiche⸗ 
rungsamt gr Entſcheidung vorzulegen. 

Wird in Falle des 8 36 Abſatz 2 
die Dlitgliedichaft de8 Unternehmers von 
dent Voritande in ber Ungeige be 
zeichneten Genoſſenſchaft anerkannt, fo 
liegt Diefem die Verpflichtung ob, hier⸗ 
von dem Boritande ber anderen Genoſſen⸗ 
haft Mitteilung zu machen. Xebterer 
iit berechtigt, innerhalb zwei Wochen nad) 
dem Empfange ber Mitteilung gegen bie 
Anerfennung der Deitgliebfegeft beim 
Reichs⸗Verſicherunggamt die Beſchwerde 
zu erheben. 

Den Sektionsvorſtänden find Auszüge 
aus dem Kataſter in betreff der zu ihren 
Sektionen gehörenden Unternehmer mit- 
zuteilen. - 

Seder Wedjfel in der Perſon desjenigen, 
für deſſen Nennung der Betrieb erjolgt, 
ift von dem Unternehmer binnen einer 
durch das Statut feitzujegenden Friſt dem 
Genoffenidyaftsporitande behufs Berid)- 
tigung des Statajterd anzuzeigen. Si} bie 

nzeige von dem Wechſel nicht erfolgt, 
jo werden die auf die Genoſſenſchajtsmit⸗ 
glieder umzulegenden Beiträge von dem 
in das Satafter eingetragenen Unterneh» 
mer bis für dasjenige Rechnungsjahr cine 
Ichließlidy forterhoben, in welchem die An- 
jeige geſchieht, ohne daß dadurch der neue 

nternehmer von der auch ihm geiesic 
obliegenden Verhaftung für die Beiträge 
entbunden ift. 


Vetriebsperänderungen. 


8 88. Jeder Betrieböunternehmer ift 
verpflichtet, Aenderungen jeines Betriebes, 
welche für die Bugehörigleit zu einer 
Genoſſenſchaft von Bedeutung fınd, dem 
Genoſſenſchaftsvorſtande binnen einer durch 
das Statut feſtzuſetzenden Friſt anzı- 


eigen. Erachtet letzterer infolge dieſer 


nzeige, oder ohne den Empfang einer 
foldjen von Amtswegen die Uebermweifung 
des Betriebes an eine andere Genofien- 
ichaft für geboten, fo teilt er Died unter 

ngabe der Gründe dem Betriebsunter⸗ 
nehmer durch Bermittelung der unteren 
Verwaltungsbehörde und dent beteiligten 
Genoſſenſchaftsvorſtande mit. Somohl der 


fegtere, al3 auch der Betrieböunternehmer ' 


fönnen innerhalb zwei Wochen gegen die 
Ueberweiſung bei dem übermeilenden Ge⸗ 
noſſenſchaftsvorſtande Widerfprud) erheben. 


| 
| 
U 
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Wird innerhalb diejer Frift fein Wider- 
ſpruch erhoben, fo erfolgt die Ab⸗ be 
ziehumgsweiſe Bufchreibung bes Betriebes 
ın den Genoſſenſchaftskataſiern, ſowie bie 
Ausſtellung eines anderweiten Mitglied» 
ſcheins für den Betriebunternehmer. 

Wird gen die Ueberweiſung Wider 
pruch echo ,‚ ober beanfprucht der Vor⸗ 

and einer dritten Genoſſenſchaft unter 
dem Widerſpruch des Betriebsunterneh⸗ 
mers oder des Vorſtandes ber Genoſſen⸗ 
ſchaft, welcher der Betrieb bisher ange 
hörte, die Ueberweiſung des letzteren, 
fo hat ber Vorſtand ber Genoſſen⸗ 
ſchaft, welcher der Betrieb bisher ange⸗ 
hört hat, die Entſcheidung des NWeid)s- 
Verfiierungsamts beantragen. Das⸗ 
felbe enticheidet nad, Anhörung des be- 
teiligten Betriebsunternehmers, ſowie ber 
Boritände der beteiligten Genoffenichaften. 

Wird dem Uebeniveijungsantrage ftait- 


ehe jo tritt Die Wenderung in der 


ugehörigfeit Ai Genoſſenſchaft von dem 
Tage ab in Wirkſamkeit, an welchem der 
Antrag dem beteiligten Genoſſenſchafts⸗ 
vorſtande zugeitellt tft. 


8 89. In betreff ber Anmeldung von 
enderungen in dem Betriebe, weld;e für 
deifen Einſchätzung in den Gefahrentarif 
($ 28) von Bedeutung find, ſowie im 





betreff des weiteren Verfahrens hat das 
Genoſſenſchaftsſtatut Beſtimmung zu tref- 
en den auf b.e Unmelbung der 
oder von Amtswegen erfol- 
nben Beſcheid des ——— 
* oder des Ausſchuſſes (8 28) fteht. 
dem Betriesunternehmer binnen einer Fri 
von zwei Wochen die Beidjiwerde ar das 
Reichs⸗Verſicherungsamt zu. 


$ 40. Binmen vier Wochen nad) Ab- 
fauf des Nechmingsjähres hat der Ge 
Sim he 0 ein Verzeichnis der 


en. 
Aenderun 





beim uſſe des Rechnungsjahres zur 
Genoſſenſchaft gehörenden Mitglieder dem 
Reichs⸗Verſicherungsamt nad) einem von 
dieſem vorzuſchreibenden Formular ein⸗ 
zureichen. Ein gleiches Verzeichnis iſt 
binnen derſelben Friſt der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde, ſowie jedem Miitgliede 
der Genoſſenſchaft mitzuteilen. 

Das Reichsverſicherungsamt lann den 
Vorſtand von dieſen Verpflichtungen ganz 
ober teilweiſe entbinden. 








Unfallverſich rungsgeſetz. 88 41 bis 46. 
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IV. Vertretung der Arbeiter. 


Bertretung der Arbeiter. 

8 41. gum Zweck der Wahl von Bei- 
figern gm Schiedsgericht (8 46), der 
Bequtadjtung der yır Verhütung von Un⸗ 
fällen zu erlaſſenden Vorſchriſten (88 78, 
81) und der Teilnahme an der Wahl 
garen nichtſtändiger Mitglieder des 

nee (3 87) werben 
für jede Genoſſenſchaftsſektion und, ſofern 
die Genoſſenſchaft nicht in Sektionen ge⸗ 
teilt iſt, für die Genoſſenſchaft Vertreler 
der Arbeiter gewählt. 

Die Zahl der Vertreter muß der Kahl 
der don den Betrichdimternehmern in ben 
Vorſtand der Seltion begiehungäieife der 
em tieufcheft gewählten. Mitglieder gleich 

n. 





8 42. Die Wahl erfolgt durch die 
Vorſtände derjenigen Orts⸗-, Betriebd- 
(Fabril-) und Junungs⸗Krankenkaſſen, fo- 
wie derjenigen Knappſchaftskaſſen, welche 
im Bezirle der Sektion beziehungsweiſe 
der Genoſſenſchaft ihren Sit haben und 
weichen minbeftens zehn in den Betrieben 
der Genoſſenſchaftsmitglieder bejchäftigte 
berjicherte Perjonen angehören, unter 
Ausschluß der Vertreter der Arbeitgeber. 
Wählbar find nur männlidye, großjährige 
auf Grund dieſes Geſetzes ver licherungs- 
pftichtige Kafjenmitglieder, welche in 
trieben der offenfchaftsmitglieder und 
im Bezirke der Seltion beziehungsweife 
der Genoſſeuſchaft beichäftigt find, * im 
Beſitze der buͤrgerlichen Ehrenrechte be- 
finden und nicht durch richterliche Anord⸗ 
nung in der ec lägung über ihr Ber- 
mögen beichräntt find. 


* 





8 48. Die Verteilung der Vertreter 
der Arbeiter auf örtlich abzugrenzende 
Teile der Genoſſenſchaſt wird mittelft eines 
Regulauivs beſtimmt, welches durch das 
NReichs⸗Verſicherungsanit oder, ſofern es 
ſich um eine Genoſſenſchaft oder Seltion 
handelt, welche über die Grenzen eines 
Landes nicht hinausgeht, durch die Lan⸗ 
de3-Bentralbehörde oder die von derjelben 


I zu beſtimmende höhere Verwaltungsbe⸗ 
hörde zu erlaſſen iſt. 


8 44. Die Wahl ber Vertreter ber 
Urbeiter erfolgt nach näherer Beſlimmung 
des Negulativs unter der Leitung eines 

: Beauftragten derjenigen Behörde, bon 
welcher das Regulativ erlaſſen worben ift. 
| Für jeden Vertreter find ein erjter und 
| ein zweiter Erfagmann zu mählen, welche 
denjelben in Schinberumgäfällen zu er 
| fegen und im Falle bes ſcheidens für 
| den Reit ber Wahlperiode in der Reihen⸗ 
| ſotg i Wahl einzutreten haben. 
ie Wahl erfolgt auf vier Jahre. Alle 
| zwei Sahre fcheidet die Hälfte Ver⸗ 
| treter und Erfagmänner aus. Die erft- 
| 





malig ausfcheibenden werden durch dag 
203 beftimmt, bemmächlt enticheidet Das 
Dienftalter. Die Wusjcheidenden können 
twiedergewählt werben. 

Die Vertreter erhalten aus der Ge⸗ 
noſſenſchaftslaſſe auf Anweiſung des Ge 
noſſenſchaftsvorſtandes nach den durch das 
Genoſſenſchaftsſtatut zu beſtimmenden 
Sätzen Erſatz für notwendige bare Aus 
lagen und entgangenen Wrbeitöverbienft. 
Gegen die Anweiſung ift die Beſchwerde 
an diejenige Behörde, melde das Re 
gulativ erlaffen hat (8 43), zuläfjig. Vie 
ſelbe entſcheidet endgültig. 





8 45. Die Vorſtände der Kranlen⸗ 
tajien und der Knappſchaftskaſſen, wel⸗ 
chen mindeſtens zehn in ben Betrieben 
der Genoſſenſchaftsmitglieder bejchäftigte 
verjicdyerte Perfonen angehören, wählen 
alle zwei Sabre aus der Bahl der 
Rajfenmitglieder zum Bed der Teilnahme 
an den Unfallunterfuchungen (8 54) füı 
den Bezirk einer oder mehrerer Orts 
polizeibehörden je einen Bevollmächtigten 
und zwei Erfagmänner, deren Name uni 
Wohnort den beteiligten Ortspolizeibehör- 
ben mitzuteilen iſt. 

Die —* Vorſtande der Kaſſe ange 
hörenden Vertreter der Arbeitgeber uch 
men an der Wahl nicht teil. 


— — — — — —— — — — — — — 


V. Schiedsgerichte. 


Schiedsgerichte. 
8 46. Für jeden Bezirk einer Berufs⸗ 
genoſſenſchaft oder, fofern diejelbe in Set: 


tionen geteilt ift, einer Sektion, wird eir 
| Schiedsgericht errichtet. 
Der Bundesrat ann anordnen, daß 
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ftatt eines Schiedsgerichts deren mehrere | berfelben die Stellverfreter in der Reihen⸗ 

nad) Bezirken gebildet werben. folge ihrer Wahl für ihn ein. Ausſchei⸗ 
Der Sitz des Schiebsgerkcht3 wird von | dende Beifiter und Gtellvertreter find 

der Bentralbehörbe bes Bundesſtaates, zu wieder wählbar. 

er ber a neuen gehört, oder, _— 

ofern i er die Grenzen eines : 

Bundesſtaates hinausgeht, im Einverneh⸗ — Bag rar gr * 

men mit don eetigten Hentvalbehörben | GSchiehagerichts und der Ctellnertreter 

bon eihö-Serfiherungsamt ber | periefben ift von ber Kanbed-Bentralbe- 


ſtimmt. Börde (8 47 Ubfep 2) in dem gı ber 
8 47. Jedes Schiebögericht befteht aus | Amiiihen Heröfientfihungen ten 
einem, einigen erben Te ou | Wiatte öffentlich befannt zu mochen 
bier Beifikern. 
Der B igende wirb aus ber — 8 49. Der Vorſitzende und deſſen 
der öffentli Beamten, mit Ausſchluß | Stellvertreter, die Beiſitzer und deren 
ber derjenigen Betriebe, weld;e | Stellvertreter find mit Beziehung auf ihr 
unter dieſes Gejeh fallen, von ber Ben- | Amt zu beeidigen. 
tralbehörde des Landes, in welchem ber An? 
Sitz de Depebagerichte belegen it, er- i 
nannt. Für —— in gleicher 
Der ein Stellvertreter zu ernennen, 
welcher ihn in Behinberungstälfen vertritt. 
Bivei iger werben von der Senoffen- 
fchaft oder ſoſern die Genoſſenſchaft in 
Seltionen geteilt ift, von ber beteiligten | an den Verhandlungen entgangenen Ar⸗ 
Geltion gewählt. —*8 find bie ſiimm⸗beitsverdienſt. Die Feſtſetzung des Er⸗ 
berechtigten ſſenſchaftsmitglieder jo» ſatzes, ſowie der baren Auslagen erſolgt 
| 
| 








— zu beſtimmenden Sätzen Er⸗ 
ſatz für den ihnen infolge ihrer Teilnahme 


wie die von denſelben bevollmächtigten durch den Vorſitzenden. 

Leiter ihrer Betriebe, ſofern ſie weder Die Behörde, welche das im 8 43 
dem Vorſtande der Genofienfchaft, noch | vorgejehene Regulativ erlaſſen hat, ift 
dem Vorſtande ber Sektion, noch den Ber- | berechtigt, die Mebernahme und bie Wahr- 
trauendmännern angehören und nicht | nehmung der Obliegenheiten des Amts 
durch richterliche" Anordnung in der Ber- | eines Beijigerd oder Stellvertreterd durch 
fügung über ihr Vermögen beichräntt find. | Gelbitrafen bis zu fünfhundert Marl 

Die beiden anderen Beiliger werden | gegen bie ohne gejegliden Grund ſich 
nach näherer Beitimmung des Regulativs igernden zu erzwingen. Die Geld⸗ 
($ 43) von ben im 8 41 bezeichneten Ber- 
tretern ber Wrbeiter aus der Zahl ber 
in den Betrieben der Genofjenichaft ber ' 
ſchäftigten, dem Wrbeiterflande ange» | nicht zu Stande, jo hat, jolange und fo- 
hörenden verficjerten Perſonen, welche den | meit Dies ber Fall iſt, die untere Ver⸗ 
im $ 42 genannten Kaſſen angehören, | waltungsbehörde, in deren Bezirf ber Gig 

ählt. bes Schiedsgerichts belegen H die Bei- 

Yür jeden Beifiper find ein erfter und | fier aus der Zahl der Wrbeitgeber und 
ein zmeiter Gtellvertreter zu wählen, , Arbeitnehmer zu ernennen. 
welche ihn in Behinderungsfällen zu ver- | 
treten . 

Die Beifiter und Stellvertreter werben | Verfahren vor dem Schiedsgericht. 
auf vier Sehe gewählt. Alle zwei Sahre | 
icheibet die Hälfte der VBeifiber und ihrer | 850. Ber Sorfipenbe beruft das 
Stellvertreter aus. Die —ze* us⸗Schiedsgericht und leitet die Verhand⸗ 
cheidenden merden durch das Loos ber lungen desſelben. Das Schiedsgericht ifı 
jtimmt, demnächſt enticheidet das Dienjt- befugt, denjenigen Teil des Betritbes, in 
alter. Schjeidet ein Beiliper während ber | weldiem der Unfall vorgefommen jft, iv 
Wahlperiode aus, fo treten für den Net | Augenfchein zu nehmen, fowie Zeugen 


ftrafen fließen zur Genoſſenſchaftskaſſe. 
Bermweigern die Gewählten gleichwohl 
ihre Dientileiftung, oder fommt eine Wahl 





Unfallverficherungsgejeß. 88 51 bis 55. 


und Sachverſtändige — auch eidlih — 
zu vernehmen. 

Das Schiebögeriht ift nur beichluß- 
fähig, wenn 5 — dem Vorſitzenden eine 
iche Anzahl von Arbeitgebern und Ar⸗ 
beitnehmern und zwar mindeſtens je einer 
als Beiſitzer mitwirken. 

Die Entſcheidungen des Schiedsgerichts 
erfolgen nach Stimmenmehrheit. 

Im übrigen wird das Verfahren vor 
dem Schiedögericht buch Kaijerliche Ter- 
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ordnung mit Buflimmuny bes Bunbes- 
rat3 geregelt. 

Die Koiten des Schiebögerichts, ſowie 
die Koſten tes a vor bemielbe:ı 
trägt die Genoſſenſchaft. 

en Vorſitzenden des Schiedsgerichts 
und deſſen Stellvertreter darf eine Ver⸗ 
gütung von der Genofjenjchaft nicht ge- 
währt werben. 


— — 


VI. FSeſtſtellung und Auszahlung der Entſchädigungen. 


Anzeige und Unterſuchung der Unfälle. 


8 51. Bon jedem in einem verjicherten 
Betriebe vorlommenden Unfäll, durch wel⸗ 
chen eine in demſelben beſchäftigte Perſon 
getötet wird oder eine Sörperverlegung 
erleidet, welche eine Arbeitßunfähtgleit 
bon mehr als drei Tagen oder den Tod 
zur Folge bat, ift von tem Betriebsunter⸗ 
nehmer. bei ber Ort3polizeibehörde ſchrift⸗ 
lihe Anzeige zu erftatten. 

Diefelbe muß binnen zwei Tagen nad 
dem Tage crjolgen, an welchem ter Be⸗ 
trieb3unternehmer von bem Unfell Kennt⸗ 
nis erlangt hat. 

Für den DVetrieb3unternehmer kann der- 
jenige, melcher zur geit des Unfalls den 
Betrieb oder den Betriebgteil, in mel- 
chem fich der Unfall ereignete, zu leiten 
hatte, die Anzeige erjtatten; im Falle der 
Abmejenheit oder Behinderung des Be- 
triebsunternehmers iſt er Dazu verpflichtet. 

Das Formular für die Anzeige wird 
vom Reichs⸗Verſicherungsamt feitgeftellt. 

Die Borftände der unter Reichs⸗- oter 
Staatöverwaltung ftehenden Betriebe 
haben die im Abſatz 1 vorgeichriebene 
Anzeige der vorgejepten Dienſtbehörde 
Aa näherer Anweiſung derjelben zu er- 

atten. 


8 52. Die Ortspolizeibehörde, im 
Falle bes 5,51 Abjak 5 bie Betriebsvor⸗ 
ftände, ha über bie dur Anzeige ge- 
fangenden Unfälle ein Unfallverzeichnis 
zu führen. 


8 58. Jeder zur Anzeige gelangende 
Unfall, durch weiden eine verlicherte Per- 
ſon getötet iſt oder eine Körperverletzung 





erlitten hat, die vorausjihtlich den Tod | 


ober eine Ermwerbsunfähigfeit von mehr 


! 


al3 dreizehn Wochen zur Folge haben 
wird, ijt von der Ortöpolizeibehörbe ſo⸗ 
bald mie möglid; eine Unterfuchung zu 
unterziehen, durch welche feftzuftellen. f 

1. dig Veranlaſſung und Art des Un- 


2 die getöteten oder verlegten Perſonen, 

3. die Urt der vorgelommenen Ber- 

Iegungen, 

4. der Verbleib der verlegten Perſonen, 

5. dia Hinterbliebenen der durch ben 
Unfall getöteten Perſon, welche nach 
8 6 dieles Geſetzes einen Entichäti- 
gung3anipruch erheben Tönnen. 


8 54. An den Unterjuchungsverhant- 
lungen fönnen teilnehmen: Bertreier dir 
Senojlenihaft, der von dem Vorſtande 
der Krankenkaſſe, welcher der Getötete 
oder Berlebte zur Beit des Unfalls ang:- 

ört hat, gewählte Bevollmächtigte (8 4%), 
owie der Betriebsunternehmer, Tebterer 
entweder in Perjon oder durch einen Ver⸗ 
treter. Zu dieſem Zweck iſt dem Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtande, dem Bevollmächtigten der 
Krankenkaſſe und dem Betriebsunterneh⸗ 
mer von der Einleitung der Unterſuchung 
rechtzeitig Kenntnis zu geben. Iſt die 
Genoſſenſchaft in Sektionen geteilt, oder 
ſind von der Genoſſenſchaft Vertrauens⸗ 
männer beſtellt, ſo iſt die Mitteilung 
von der Einleitung der Unterſuchung an 
den Sektionsvorſtand beziehungsweiſe an 
den Vertrauensmann zu richten. 

Außerdem ſind, ſoweit thunlich, die 
ſonſtigen Beteiligten und auf Antrag und 
Koſten der Eensjjenichaft Sacverjtändige 
zuzuziehen. 


8 55. Dem Bevollmächtigten der 
Krankenkaſſe, welcher an ber Unterſuchung 
des Unfall3 teilgenommen hat, wird nad) 





ind: ' 


gebühren 


256 Unfallverſicherungsgeſetz. 88 56 bis 59. 


den durch das Genoſſenſchaftsſtatut zu be» 

ftimmenden Sätzen für den entgangenen 

Arbeitsverdienit Erf geleifet ie Feſt⸗ 

ne erfolgt durch die Ort3polizeibe- 
rde 


Bon dem über bie Unterſuchung auf- 
enommenen Protokolle, jowie von ben 
Ionftigen Unterſuchungsverhandlungen iſt 
den Beteiligten auf ihren Antrag Ein- 
fir und g en Eritattung ber Schreib- 
N rift zu erteilen. 


856. Bei dem im 8 51 Abſatz 5 
bezeichneten Betrieben beitimmt bie vor- 
geiegte Dienſtbehörde diejenige Behörde, 
welche die Unterfuchung nad) den Beſtim⸗ 
mungen der 88 53 bis 55 vorzunehn:en 
und die Xergütung für den Bevollmäd)- 
tigten der Krankenkaſſe (8 45) feitzu- 
jegen hat. 





Entiheldung der Borftände. 


857. Die Seftfegung ber Entſchadi⸗ 
gungen für die Durch nfall verlegten 

rſicherten und für die Hinterbliebenen 
der duch Unfall getöteten Berficherten 
erfolgt 

1. jofern die Genoſſenſchaft in Gel. 

tionen eingeteilt ift, Durch den Bor 

ſtand der Seltion, wenn e3 ſich 
handelt 

a. um ben Erfah der often bes 
Heilverfahrens, 

b. um bie für die Dauer einer vor- 
ausſichtlich vorübergehenden Er⸗ 
werbsunfähigkeit zu gewährende 
Rente, 

c. um ben Erſatz ber Beerdigungs⸗ 
koſten; 

2. in allen übrigen Fällen durch ben 

Vorſtand der Gemnoſſenſchaft. 

Das Genoſſenſchaftsſtatut kann beſtim⸗ 
men, daß die Feſtſtellung der Entſchädi⸗ 
gungen in den Fällen der Ziffer 1 und 2 
duch einen Ausſchuß des Seltionsvor⸗ 
ftandes oder durch eine bejundere Kom⸗ 
milfton oder durch Örtliche Beauftragte 
(Bertrauengmänner) und in den Yyällen 
der Ziffer 2 auch durch den Sektionsvor⸗ 
ſtand oder durch einen Ausschuß bes Ge- 
nofienfchaftsvoritandes zu bewirken ift. 

Bor der Feliftellung der Entſchädigun 
it dem Entichädigungsberechtigten —* 
Mitteilung der Unterlagen, auf Grund 


deren dieſelbe zu bemeſſen iſt, Gelegenheit 
gu geben, fich binnen einer Frift von einer 
oche zu äußern. 


8 58. Sind verjidyerte Berfonen in- 
folge des Unjall3 getötet, jo haben bi: 
im 8 57 bezeichneten Genoſſenſchafts 
organe jofort nad) Abſchluß ber Unter: 
judung (88 53 bis 56) ober, fall3 dei 
Tod 'erft jpäter eintritt, fobald fie von 
demjelben Kenntnis erlangt haben, bir 
geititellung der Entſchädigung vorzu⸗ 
nehmen. 

Sind verficherte Terfonen infolge des 
Unfalls körperlich verlept, jo ift fobald als 
möglid) die ihnen zu gewährende Entfdjä- 
digung feitzuitellen. 

Für diejenigen verlegten Berfonen, für 
welche noch nad Ablauf von dreizehn 
Wochen eine weitere ärztliche Behandlung 
behufs Heilung der erlittenen Berlegungen 
notwendig ift, hat ſich bie Feſtſtellung 
zunächft mindeſtens auf bie bi3 zur Be 
endigung des Heilverfahren zu leiſten⸗ 
den Entichädigungen zu erftreden. Die 
weitere Entichädigung ift, fofern Deren 
Feſtſtellung früher nicht möglich iſt, nad 
Beendigung des Heilverfahrenz unverzüg- 
lich zu bewirken. 

An ben Fällen bes ve 2 und 3 
iſt bis zur definitiven ejtitellung ber 
Entihädigung noch vor Beendigung des 
Heilverfahrens vorläufig eine Entichä- 
digung zuzubilligen. . 


8 59. Entſchädigungsberechtigten, für 
welche die Entichädigung nicht von Amts 
megen  feitgeftellt ie —* ihren Ent 
ſchaͤdigungsanſpruch bei Vermeidung bes 
Ausſchluſſes vor Ablauf von zwei Safıen 





+ 


nad) dem Eintritt des Unfalls bei 
zuftändigen Borftande anzumelden. 

Nach Ablauf biefer Friſt ift ber Anmel- 
bung nur dann Folge zu geben, wenn 
zugleich glaubhaft beſcheinigt wird, bafı 
die Folgen de3 Unfalls erſt jpäter bemer!- 
bar geworben find oder daß ber Ent- 
Ihädigung3beredjtigte von der Verfolgung 
ſeines Anſpruchs durch außerhalb feines 
Willens liegende Verhältniffe abgehalten 
worden ift. i 

Wirb der angemeldete Entichädigungs- 
anſpruch anerfannt, fo ift die Höhe Der 
Entihädigung foiort feftzuftellen; andern. 
falls ift der Entichädigungsanipruch durch 
ſchriftlichen Beſcheid abzulehnen. 





Unfallverficherungsgefeb. $8 60 bis 63. 


Ereignet ſich ber Unfall, infolgebefich 
ber Entſchädiguungsanſpruch erhoben 
wird, in einem Betriebe, für melchen ein 
Mitgliebihein von einer Genoffenfchaft 
nicht erteilt war, jo hat die Anmeldung 
des Entſchädigungsanſpruchs bei der un- 
teren Verwaltungsbehörde zu erfolgen, in 
beren Bezirk der Betrieb belegen iſt. Die 
felbe hat ben Entſchädigungsanſpruch 
mittelft Beſcheides zurüdzumeiien, wenn 
ben Betrieb, in welchem der Unfall ſich 
ereignet hat, für nicht unter ben 8 1 
fallend erachtet; anderenfall3 Hat fie die 
Feſtſtellung der Genofjenichaft, welcher der 
Betrieb angehört, nah Maßgabe ber 

34 bis 37 herbeizuführen, und, nad) 

dieſe tellung erſolgt iſt, den an⸗ 
gemeldeten tihädigungsaniprudy) dem 
zuftändigen Vorſtande zur weiteren Ver⸗ 
anlaffung zu überweijen, aud) dem Ent- 
ſchaͤdigungsberechtigten Hiervon fchriftlic) 
Nachricht zu geben. 


8 60. Die Mitglieder der Genoſſen⸗ 
Khalten find berpilichlet, auf Erfordern 
der Behörden und Vorſtände (Vertrauens⸗ 
männer) (3 57) binnen einer Woche bie- 
jenigen Lohn⸗ und Gehaltsnachweiſungen 
u Jiefern, welche zur Seititellung ber Ent» 

igungen erforderlich find. 


—** — ‚ie er 
igung er or usſchuß, 
Vertrauensmann), welcher dieſelbe vor⸗ 
genonmnen hat, dem Entſchädiguungs⸗ 
erechtigten einen jchriftlichen Beicheid zu 
erteilen, au3 welchem die Höhe ber Ent- 
häbigung und bie Urt ihrer Berechnung 
zu erichen it. Bei Entſchädigungen für 
erwerbsunfähig gewordene Derlegte iſt 
namentlich anzugeben, in welchem ‘Maße 
a ann igleit angenommen wor⸗ 
i 











Berufung gegen die Entſcheidung Der 
Behörden und Genofſenſchaftsorgane. 


8 62. Gegen den Beicheib der unteren 
Verwaltungsbehörde, durch welchen der 
Entfchädigungsanfprud) au dem Grunde 
abgelehnt wirb, weil der Betrieb, in wel- 
chem ber Unfall ſich ereignet hat, für nicht 
unter ben 8 1 falfend erachtet wird (8 59 
Abſ. 4), Steht dem Perlegten und feinen 
Dinterbliebenen die Beſchwerde an das 


Nedtsbud. IL. 
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Neiche-Verficherungsamt zu. Diefelbe if 
binnen vier Wochen nad) ber Buftellung 
des ablehnenden Beſcheides bet ber un« 
teren Verwaltungsbehörbe einzulegen. 

Gegen den Beicheib, durch welchen ber 
Entihädigungsanipruch aus einem an- 
deren als bem borbezeichneten runde 
abgelehnt wird ($ 59 Abi. 3), jowie gegen 
den Beſcheid, burd) welchen bie Ertidä 
digung fejtgeftellt wird H 61), findet die 
Berufung auf fjchiedsrichterliche Entjchei- 
dung ftatt. 

Die Berufung ift bei Wermeibung bed 
Ausſchuſſes binnen vier Wochen nad ber 
Suftellung bes Beſcheides bei dem Vor⸗ 
jigenden desjenigen Schiebögericht3 (8 47) 
u erheben, in deſſen Bezirk der Betrieb, 
in welchem ber Unfall jich ereignet bat, 
belegen iſt. 

Der Beicheid muß bie Bezeichnung der 
für bie Berufung zuftändigen Stelle be» 
en ed Vonibenben des 

iedsgerichts, ſowie die Belehrung über 
bie einzuhaltenden Yriften ich 

Die Berufung hat feine aufichiebende 


Wirkung 





Entſcheidung des Schiedsgerichto. 
Rekurs an das Reichsverſicherungsamt. 


8 68. Die Entſcheidung des Schieds⸗ 
gerichts iſt dem Berufenden und dem⸗ 
jenigen Genoſſenſchaftsorgane, welches 
den angefochtenen Beſcheid erlaſſen hat, 
zuzuſtellen. Gegen die igeibung fteht 
in ben Fällen bed 8 57 Biffer 2 dem 
Verlegten oder beifen Hinterbliebenen, jo- 
wie dem Genofjenichaft3voritande binnen 
einer Friſt von vier Wochen nach ber 
Buftellung. ber Enticheidung der Rekurs 
an das Reichs⸗Verſicherungsamt zu. Der⸗ 
ſelbe hat feine aufidyiebende Wirkung. 

Bildet in dem alle bes 8 6 Ziffer 2 
die Unerlennung oder Nichtanerlennung 
des Rechtsverhältniſſes zwiſchen dem Ge⸗ 
töteten und dem die Entſchädigung Bean⸗ 
ſpruchenden die Vorausſetzung des Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruchs, ſo kann das Schieds⸗ 
gericht ben Beteiligten aufgeben, zuvör⸗ 
derſt die Teititellung des betreffenden 
Nechtsverhältniffes im ordentlichen Rechts⸗ 
wege herbeizuführen. In biefem Falle 
ift die lage bei Vermeidung des Aus⸗ 
ſchluſſes des Entſchädigungsanſpruchs bin- 
nen einer vom Schiedsgericht zu beitim- 
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menden, mindeſtens a.ıf vier Wochen zu 
bemeifenden Friſt nach der Zuſtellung 
“ de hierüber erteilten Beſcheides des 
Schiedsgerichts zu erheben. 

Rad) erfolgter vechtäteäftiger Entichei- 
dung des Gerichts hat das Schiedsgericht 
auf erneuten Antrag über den Entſchä⸗ 
bigungsanfpruch zu entjicheiden. . 


— — — 


Berechtigungsausweis. 


8 64. Nach erfolgter Feſtſtellung der 
Entſchädigung (8 57) iſt dem Berechtigten 
von feiten des Genoſſenſchaftsvorſtandes 
eine Beicheinigung fiber die ihm zuftehen- 
den Bealge unter Angabe der mit der 
Bahlung beauftragten Poftanftalt (8 69) 
und ber Hahlungstermine auszufertigen. 

Wird infolge des fchiedögerichtlidyen 
Verfahrens der Betrag der Entſchädigung 
geänbert, fo ift dem Entſchädigungsberech⸗ 
tigten ein anderweiter Berechtigungsaus⸗ 
weis zu erteilen. 





Veränderung der Verhättniffe, 


65. Tritt in den Verhäͤltniſſen, 
welche für die Feſtſtellung ber Entichä- 
digung maßgebend geweſen find, eine 
mweientliche Veränderung ein, jo Tann eine 
anderweitige Ifıng berfelben auf 
Untrag oder von Amtswegen eriolgen. 

Iſt der Verlepte, für melden eine Ent⸗ 
1dinung auf Grund de3 8 5 feitgeftellt 
war, nfolge der Verlegung geitorben, jo 
muß ber Antrag auf Gewährung einer 
Entfhäbigung für die Hinterbliebenen, 
fall3 deren Feſtſtellung nicht von Amts- 
wegen erfolgt ift, bet Vermeidung des 
Ausſchluſſes, vor Ablauf von zwei Jahren 
nad) dem Tode des Berlegten bei dem 
puitändigen Vorſtande angemeldet wer⸗ 
en. Nach Ablauf dieſer Friſt iſt der An⸗ 
meldung nur dann Folge zu geben, wenn 
gunleic) laubhaft beicheirrigt wird, daß 
er Entlhäbiqungäberechtigte von der 
Verfolgung feines Anfpruch3 durch auber- 
halb feines Willens liegende Verhältnijje 
abgehalten worden ift. Im übrigen finden 
auf das Verfahren die Vorfchriften ber 
88 57 bis 64 entiprechende Anwendung. 

Eine Erhöhung der int 8 5 beftimmten 
Nente Tann nur für die Beit nad) Aı- 
meldung des höheren Anſpruchs gefor- 
bert werben. 


Unfallverficherungsgefeb. 88 64 bis 69. 


Eine Minderung ober Aufhebung ber 
Nente tritt von dem Tage ab in Wirffam- 
feit, an welchem der diejelbe ausfprechende 
Beicheib (8 61) ben Entichädigungsberech- 
tigten zugeitellt ift. 





Fulligkeitstermine. 


866. Die Koſten des Heilverfahrens 
(8 5 Biffer 1) und die Koſten der Be- 
erdigung (8 6 Biffer 1) find binnen acht 


gen nad) ihrer Feſtſtellung (8 67) au 
zahlen. 
Die Entfhädigungsrenten der Ber 


legten und der Hinterbliebenen der Ge⸗ 
töteten find in monatlichen Raten im 
voraus zu zahlen. Diejelben werben Be 
volle fünf. Pfennig für ben Monat n 
oben abgerundet, 





Auslundiſche Entihädigungsberedtigte. 


8 67. Die Genojjenihaft kann Aus⸗ 
fänbder, welche dauernd dad Reichsgebiet 
verlaffen, durch eine SKapitalzahlung für 
ihren Entichädigungsaniprud abfinden. 





Unpfändbartleit der Entihädigungs- 
forderungen. 


8 68. Die ben Entjchädigungsbered- 
tigten auf Grund biefes Geſetzes zuftehen- 
den Forderungen fönnen mit rechtlicher 
Wirfung weder verpfändet, noch auf 
Dritte übertragen, nod) für andere ala 
die im 8 749 Abſatz 4 ber Civilprozeß⸗ 
ordnung bezeichneten Forderungen der 
Chefrau und ehelichen Kinder und bie des 
erjapberedhtigten Urmenverbandes ge 
pfändet werben. 





- Auszahlungen durch die Poſt. 


8 69. Die Auszahlung ber auf Grund 
dieſes Geſe zu leiſtenden tſchaͤ⸗ 
digungen wird auf Anweiſung des Ge—⸗ 
noſſenſchaftsvorſtandes vorſchußweiſe durch 
die Poſtverwaltungen, und zwar in der 
Regel durch dasjenige Poſtamt, in deſſen 
Bezirk der Entſchädigungsberechtigte zur 
Zeit des Unfalls ſeinen Wohnſitz hatte, 
bewirkt. 
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„nertegt ber Entjchäbigungäberechtigte 
feinen ohnfih, jo hat er die leber- 
weilung der Auszahlung ber ihm zu⸗ 
ſtehenden Entidjädigung an das Boftamt 
feines neuen Wohnorte3 bei dem Vor- 
ande, von weldiem die Bahlungsanıvci- 
ſung erlafjen worden ift, zu beantragen. 





Liquidationen der Poſt. 


8 70. Binnen acht Wochen nad) Ab⸗ 


lauf jedes Nechnungsjahres haben bie 
Bentral-Poftbehörben den einzeluen Ge- 
noſſenſchaftsvorſtänden Nachweilungen ber 
auf Anweiſung der Vorftände gelcijteten 
Zahlungen zuzuſtellen und gleichzeitig die 
Foitfajien zu bezeichnen, an welche bie 
zu eritattenden Vıträge einzuzahlen find. 





Umlage» und Grhebungsperfahren. 


8 71. Die von ben Bentral-Poftver- 
maltungen zur Erſtattung liquidierien Be⸗ 
träge jind von den Genoſſenſchaftsvor⸗ 
ftänden gleichzeitig mit den Verwaltungs 
foiten unter Berüdjichtigung der auf 
Grund der 88 29 und 30 etwa vorliegen- 
ben Verpflichtungen oder Berechtigungen 
nach dem fejtgeitellten Verteilungsmaßſtab 
auf Die Genoffenichaftsmitglieder umzu⸗ 
legen und von denſelben einzuziehen. 

Zu dieſem Zweck hat jedes Mitglied 
der Genoſſenſchaft binnen ſechs Wochen 
nach Ablauf des Rechnungsjahres dem 
Genoſſenſchaftsvorſtande eine Nachweiſung 
einzureichen, welche enthält: 

1. die während des abgelaufenen Rech— 
nungsjahres im Betriebe beſchäftigten 
verſicherten Perſonen und die von 
denſelben verdienten Löhne und Ge⸗ 
hälter 

2. eine Berechnung ber bei der Um⸗ 
legung ber Beiträge in Unredinung 
zu bringenden Beträge ber Löhne 
und Gehälter, 

8. die Gejahrenkiajje, in welche ber Be- 
trieb ein Ehen worden iſt (8 28). 

Für Genojjenjchaftsmitglieder, ie 
mit der rechtzeitigen Einfendung der N 
im Nüdjtande find, erfolgt die 
Teitftellung der legteren durch den Ge- 
noſſenſchaſts⸗⸗ be ich Zmweife Sektions⸗ 
vorftand auf Vorſchlag etiva beftellten 
Vertrauensmannes. 


nn 


8 72. Bon dem Genoſſenſchaftsvor⸗ 
ſtande wird auf Grund ber ihm vor- 
liegenden Nachweiſungen (8 71) eine fun 
mariihe Geſamtnachweiſung der im ab» 
gelaufenen Rechnungsjahre von den Mit» 
gliedern der Cenoſſenſchaft befchäftigten 
verficherten Perſonen und der von den⸗ 
jeiben verdienten anrechnungsfähigen Ge» 
hälter und Löhne aufgeſtellt und dem⸗ 
nächſt für jedes Genoſſenſchaftsmitglied 
der Beitrag berechnet, welcher auf das- 
jelbe zur Dedung des Gejamtbedarfs 
(8 71 Abſ. 1) entfällt. 

Jedem Genojjenichaftsmitgliebe ift cin 
Auszug aus der zu dieſem Zweck aufzu- 
jtelfenden Heberolfe mit der Aufforderung 
auauftellen, ben fetgejegten Beitrag zur 

ermeidung der zwangsweiſen Beitrei⸗ 
bung binnen zwei Wochen einzuzahlen. 
Der Yuszug muß Diejenigen Angaben 
enthalten, weiche den Batlungspflichtigen 
in den Stand jegen, die Richtigkeit der 
angeftellten Beitragsbercchnung zu prüfen. 


8 78. Die Mitglieder der Genofien- 
ſchaften können gegen die Feſtſtellun 
ihrer Beiträge binnen zwei Wochen n 
Buftellung des Auszuges aus der Hebe⸗ 
tolle unbeichadet ber Verpflichtung zur 
vorläufigen Zahlung Widerſpruch bei dem 
Genoſſenſchaftsvorſiande erheben. Wird 
demjelben entweder überhauupt nid)t, 
oder nicht in dem beantragten Umjfange 
Folge gegeben, jo fteht ihnen innerhalb 
mei Boden nach ber Zuftellung der Ent» 
eidung des Genojjenjchaftsvoritanbes 
die Beichwerde an das Reichs-⸗Verſiche⸗ 
rungsamt zu 

Die Beſchwerde ift nur zuläffig, wenn 
diefelbe fich entweder auf Nechenfchler, 
oder auf die unrichtige Feſtſtellung bes 
anrechnungsfühigen Betrages der Löhne 
und Gehälter, ober auf ben irrtümlichen 
Anfag einer anderen Gejahrenklajje, als 
wozu ber Betrieb eingeichägt Hu gründet. 

us den lepteren beiden Gründen it 
die Beſchwerde jeboch nicht zuläfiig, wenn 
bie Feſtſtellung in dem {alle der von dem 
Genoſſenſchaftsmitgliede unterlafjenen Ein⸗ 
ſendung ber Nachweiſung durch den Vor⸗ 
ſtand —*— worden war (8 71 Ab 
ab 3). 
N infolge bes erhobenen Wider⸗ 
ſpruchs oder der erhobenen Beſchwerde 
eine derabminberung des Beitrages ein, 
fo ift dee Ausfall bei dem Umlagever⸗ 


17” 
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fahren bes nächiten Rechnungsjahres zu 
deden. | 





8 74. Rückſtaͤndige Beiträge, fowie bie 
im alle einer Betriebseinftellung etwa 
u Jeiftenden SKautiondbeträge (8 17 
Biker 7) werben in berfelben Weiſe bei- 
etrieben, wie Gemeindeabgaben. Das⸗ 
Felbe it von Gtrafzuichlägen in dem 
Galle der Ablehnung von Wahlen (8 24 
Abſatz 3). 

Uneinziehbare Beiträge fallen ber Ge⸗ 
famtheit der Berufögenojjen zur Laſt. 
Sie find vorſchußweiſe aus dem Betriebs- 
[onbe ober erjorberlichenfalls aus dem 
urelervefonbs der Berufögenoijenichaft zu 

en und bei dem Umlageverfahren des 
nädhften Nechnungsjahres zu berüdjich- 
tigen. 





Abfuͤhrung der Beträge an die 
Poſtkaffen. 


8 75. Die Gennoſſenſchaftsvorſtände 
aben die von ben Bentral-Bojtbehörden 
iquidierten Beträge inerhan drei Mo⸗ 
naten nach Empfang der Liquidation an 
bie ihnen bezeichneten Poſtkaſſen abzu- 


ren. 

Gegen Genoffenfchaften, welche mit ber 
Fritattung ber Beträge im Rückſtande 
bleiben, ih auf Untrag der Bentral-Pojt- 
behörben von dem Reichs⸗Verſicheruungs⸗ 
amt, vorbehaltlich der Veſtimmungen des 
8 33, Bmwangäbeitreibungsverfahren ein- 
zuleiten. 

Das Reichs⸗Verſicherungsamt ift befugt, 
zur Dedung der Unfprüce der oftver- 
waltungen zunächſt über bereite Bejtände 
der Genoſſenſchaftskaſſen zu verfügen. So- 
weit dieſe nicht ausreichen, hat das⸗ 
ſelbe das Beitreibungsverfahren gegen die 
Mitglieder ber Genofjenichaft einzuleiten 
und bis zur Dedung der Rüditände duvch⸗ 
zuführen. 


Unfallverficherungsgefeh. 88 74 bis 78, 


Rechnungsführung. 


8 76. Die Einnahmen und Ausgaben 
der Genoſſenſchaften ſind von allen den 
Zwecken ber letzteren fremden Verein⸗ 
nahmungen und Verausgabungen geſon⸗ 
dert feſtzuſtellen und zu verrechnen; ebenſo 
ſind die Beſtände geſondert zu verwahren. 
Verfügbare Gelder dürfen nur in öffent— 
lichen Sparlajfen oder wie Gelber bevor⸗ 
mundeter Perſonen angelegt werden. 

Sofern beſondere geſetzliche Vorſchrif⸗ 
ten über die Anlegung der Gelder Bevor⸗ 
mundeter nicht befteben, kann die An⸗ 
legung der verfügbaren Gelder in Schuld» 
verfchreibungen, welche von dem Beut- 
ſchen Reich, von einem beutichen Bundes 
ftaate oder dem Reichslande Elſaß⸗ 
Lothringen mit geſetzlicher Ermächtigung 
ausgeftellt find, oder in Schuldverfchrei- 
bungen, deren Berzinjung von bem Deut- 
ichen Neich, von einem beutichen Bundes 
itante oder dem Neidylande fjab- 
Lothringen gefeglich garantiert ift, oder in 
Schuldverfchreibungen, welche von beut- 
ihen kommunalen Sorporationen (Pro« 
pinzen, reifen, Gemeinden 2c.) oder von 
deren Sreditanftalten ausgeftellt und ent» 
weder feitend der Inhaber Fündbar find, 
oder einer regelmäßigen Umortifation un⸗ 
terliegen, ertol en. Auch können bie 
Gelder bei der Reichsbank verzinslid) an- 
gelegt werden. 





8 77. Ueber die gefamten Rechnungs 
ergebniffe eines Rechnungsjahres iſt nad) 
Abͤſchluß desfelben alljährlich dem Reichs⸗ 
tag eine vom Neich3-Berficherungdamt 
aufzuftellenbe Nachweiſung vorzulegen. 

eginn und Ende bes Rechnungsjahres 
wird für alle Genojienichaften überein- 
ftimmend durch Beſchluß des Bundesrats 


feſtgeſtellt. 


VD. Unfallverhütung. 
Überwachung der Betriebe durch die Genoffenfchaften. 


Unfallverhũtungsvorſchriften. 


8 78. Die Genoſſenſchaften find be⸗ 
fugt, für den Umfang des Genoſſenſchafts⸗ 
bezirkes ober für bejtimmte Induſtrie⸗ 


zweige oder Betriebsarten oder beitimmt | 


: abzugrenzende Bezirke Vorſchriften zu er» 
falten: 


1. über die von den Mitgliedern zur 
Verhütung von Unfällen in ihren 
Betrieben zu treffenden Einrichtungen 
unter Bedrohung der Bumiderhan- 


Bde "ud ZBEEL ZZ 


Unfallverficherungegejeß. 88 79 bis 83. 


beinden mit ber Einſchätzung ihrer 
Betriebe in eine höhere Gefahren- 
Hafje, oder falls fich die letzteren be- 
reit3 in der höchſten Gefahrenklaſſe 
befinden, mit Zuſchlägen bis zum 
doppelten Betrage ihrer Beiträge. 

Tür die SHerftellung der vorge- 
Iciriebenen Einrichtungen ift den 
Mitgliedern eine angemeifene Frift 
zu bewilligen; 

2. über das in den Betrieben von ben 
DVerficherten zur Verhütung von Un 
fällen Er beobacdhtende Berhalten 
unter Bedrohung ber ee 
delnden mit Geldftrafen bis zu ſechs 

Mare. 
Diefe Borfchriften bebürfen der Ge- 
nehmigun des Reichs⸗Verſicherungsamts. 
ntrage auf Crteitung der Ge⸗ 
nehmigung ift Die gutachtliche Yeußerung 
ber Borftände derjenigen Geltionen, für 
welche die Vorſchriften Gültigkeit Haben 
follen, oder, fojern bie Genoſſenſchaft in 
Sektionen nicht eingeteilt if, Des Ge- 
noljenjchaft3vorjtandes beizufügen. 





8 79. Die im 8 41 bezeichneten Ber- 
treter der Wrbeiter jind zu der Beratung 
und Beſchlußfaſſung ber Genoffenichaftz- 
oder Seltionsdorftände über dieſe Vor⸗ 
ſchriften augugiehen. Diefelben haben da- 
bei volles Stimmrecht. Das über die 
Berhandlungen aufzunehmende Protokoll, 
aus welchem bie Abftimmung ber Xer- 
treter der Arbeiter erfichtlih fein muß, 
it dem Reichs⸗Verſicherungsamt vorzu- 
egen. 

Die genehmigten Borfchriften find ben 
öheren Vermwaltungsbehörben, auf beren 

ezirke biejelben fi 
Genoſſenſchaftsvorſtand mitzuteilen. 


8 80. Die im 8 78 Biffer 1 vorge- 
fehene höhere, Einſchätzung des Betriebes, 
fowie die Feſtſetzung von Zuſchlägen er- 
folgt durch den Vorſtand der Genofjen- 
ſchaft, bie Feitfegung der im 8 78 Hiffer 2 
vorgejehenen Geldftrafen durch den Vor⸗ 
ftand der Betriebs⸗ (Fabrik⸗) Kranken⸗ 
lafſe, oder wenn eine ſolche für ben Be- 
trieb nicht errichtet ijt, durch die Orts⸗ 
polizeibehörbe. In beiden Fällen findet 
binnen zwei Wochen nad) ber gufteltung 
der bezüglichen Verfügung die Beſchwerde 
ftatt. Ueber dieſelbe enticheidet im eriten 
Valle das Weichd-Verjicherungsamt, im 





eritreden, durd) ben .. 
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zweiten alle bie ber Ortspolizeibehörde 
unmittelbar vorgejegte Aufſichtsbehörde. 
Die Geldftrafen ($ 78 Biffer 2) fließen 
in die Krankenkaſſe, melcher ber zu ihrer 
Bahlung verpflichtete zur Zeit der Zu 
widerhandlung angehört. 


8 81. Die von ben Nanbezbehörben 
für beftimmte Induſtriezweige oder Be 
triebdarten zur Verhütung von fielen 
zu erlajjenden Anordnungen follen, jofern 
nicht Gefahr im Verzuge ift, den be 
teiligten Genoffenichaftsvorftänden oder 
Sektionsvorſtänden zur Begutachtung nad) 
Maßgabe des $ 78 vorher mitgeteilt mer- 
den. Dabei findet der 8 79 entiprechende 
Anwendung. 








Überwadhung der Betriebe, 


8 82, Die Genofienfchaften find be 
fugt, dur; Beauftragte die Befolgung 
der zur Verhütung von Unfällen erlafje- 
nen Borichriften zu überwadjen, von ten 
Einrichtungen der Betriebe, foweit fie für 
die Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft oder 
für die Einfhägung in den Gefahrentarif 
von Bedeutung find, Kenntnis zu nehmen 
und behufs Prüfung ber von ben Be- 
trieb3unternehmern auf Grund geſetzlicher 
oder ftatutarifcher Beſtimmungen einge 
reichten Arbeiter und Lohnnachweiſungen 
diejenigen Geſchäftsbücher und Liften ein» 
zujehen, aus welchen bie Zahl der beichäf- 
tigten Arbeiter und Beamten und Die 
Beträge der verdienten Löhne und Ge- 
hälter erſichtlich merben. 

Die einer Genoffenichaft angehörenden 
Vetrieb3unternehmer find verpflichtet, den 
al3 ſolchen legitimierten Beauftragten der 
ae Genoſſenſchaft auf Erforbern 


den BYZutritt 8 ihren Betriebsſtätten 
während der Betriebszeit zu geſtatten 
und Die bezeichneten Bücher und 


Liſten an Ort und Gtelle zur Einſicht 
vorzulegen. Sie können hierzu, borbe- 
Haltlich der Beftimmungen de 8 83, 
auf Antrag der Beauftragten von ber 
unteren Bermaltungsbehörde durch Geld- 
jtrafen im Betrage bi zu dreihundert 
Mark angehalten werben. 


8 88. Beſurchtet der Betriebsunter⸗ 
nehmer die Verletzung eines Yabrikge- 
heimniſſes oder die Schädigung feiner Ge⸗ 
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ſchäftsintereſſen infolge der Befichtiging 
des Betriebes durch den Beauftragten ber 
Genofienfchaft, fo kann derſelbe die Beſich⸗ 
tigung durch andere Sadjverftändige be» 
anipruchen. In diefem Falle hat er bem 
Genofienihaftsvorftande, jobald er ben 
Kamen de3 Beauftragten erfährt, eine 
entiprechende Mitteilung zu madjen und 
einige geeignete Perſonen zu bezeichnen, 
welche auf feine Soften bie erforberliche 
Einficht in den Betrieb zu nehmen und 
dem Borjtande bie für bie Bmede ber 
Genoſſenſchaft notwendige Auskunft über 
die Betriebseinrichtungen zu geben bereit 
ind. In Ermangelung einer Verftän- 
Digung zwilchen ben Betrieböunternehmer 
und dem Borftande enticheidet auf An- 
rufen des letzteren das Reichs⸗Verſiche⸗ 
rungsamt. 


8 84. Die Mitglieder ber Dorltände 
der, Genoſſenſchaften, ſowie deren Beauf- 
tragte (88 82, 83) und die nah 8 83 
ernannten Sachverſtändigen haben über 
die Thatſachen, welche durch die Ueber- 
wachung und Kontrolle der Betriche zu 
ihrer Kenntnis fommen, Verfchwiegenheit 
zu beobachten und ſich der Nachahmung 

bon den Betrieböunternehmern ge 
beim gehaltenen, zu ihrer Kenntnis ge- 
langten Betriebseinrichtungen und Be» 
triebsweiſen, folange als dieje Betriebs⸗ 
geheimniſſe find, zu enthalten. Die Be- 
auftragten der Genoſſenſchaften und Sach⸗ 
veritändigen find hierauf von ber unteren 





Verwaltungsbehörde ihres Wohnortes zu 
beeidigen. | 





D 


8 85. Namen unb uf der Ber 
aujtragten find von dem Genoſſenſchafts⸗ 
porftande ben höheren Verwaltungsbehör- 
den, auf deren Bezirke fich ihre Thätigleit 
eritredt, anzuzeigen. 

Die Beauftragten find verpflichtet, den 
nad) Maßgabe des 8 139b ber Ge- 
mwerbeorbnung beitellten jtaatlichen Auf⸗ 
fidjtsbeamten auf Erfordern über ihre 
Ueverwachungsthätigfeit und deren Er- 
gebniffe Mitteilung zu machen, umd kön⸗ 
nen dazu bon dem Kieichs⸗Verſicherungs⸗ 
amt durch Geldftrafen bis zu einhundert 
Mark angehalten werben. 


8 86. Die dur) die Veberwachung 
und Kontrolle der Betriebe entitehenden 
Koiten gehören zu den Berwaltungstoiten 
ber Genofienichaft. Someit biefelben in 
baren Auslagen beftehen, fönnen jie burd) 
den Vorftand ber Genoſſenſchaft dem Be- 
trieböunternehmer auferlegt werden, wenn 
derſelbe durch Nichterfüllung der ihm ob- 
liegenden Xerpflichtungen zu ihrer Auf⸗ 
wendung Anlaß begeben hat. Gegen die 
Auferlegung der Koſten findet binnen 
wei Boden nad) Buftellung bed Be 
—* die Beſchwerde an das Reichs- 
Verſicherungsamt ſtatt. Die Beitreibung 
derſelben erfolgt in derſelben Weiſe, wie 
die der Gemeindeabgaben. 








VII. Das Reichs-Verſicherungsamt. 


Organiſation. 


8 87. Die Genoſſenſchaften unterliegen 
m Bezug auf die Befolgung dieſes Ge— 
feges der Beauffichtigung des Neichö-Ver- 
ſicherungsamts. 

Das Reeichs⸗Verſicherunggamt hat 
feinen Sit in Berlin. Es befteht aus 
‚ mindeftend drei ftändigen Mitgliebern, 
einſchließlich bes Vorſitzenden, und aus 
acht nichtitänbigen Mitgliedern. 

Der Vorfigende und die übrigen ftän- 
bigen Mitglieder werden auf Vorſchlag 
bed Bundesrats vom Raifer auf Lebens- 
geit ernannt. Von den nichtjtändigen 

itgliedern werden vier vom Bundes- 
rat aus feiner Mitte, und je zwei mitteljt 
ſchriftlicher Abſtimmung von den Ge- 


noffenfchaftsvorftänden und von den Ver⸗ 
tretern ber verjicherten Wrbeiter (3 41) 
au ihrer Mitte in getrennter Wahl⸗ 
ng unter Leitimg des Reichs⸗Ver⸗ 
iherungsamts gewählt. Die Wahl er- 
folgt nad) relativer Stimmenmehrheit; bei 
Stimmengleichheit enticheidet das Los. 
Die Umtsdauer der nichtſtäͤndigen Mit- 
glieder währt vier Jahre. Das Stimmen- 
verhältnis der einzelnen Wahlkörper bei 
der Wahl der nichtſtändigen Mitglieder 
beftimmt ber Bundesrat unter Berüͤchſich⸗ 
tigung ber Zahl der verjicherten Perſonen. 

Für bie nichtſtändigen Mitglieder bes 
Neichd-Verjicherungsamt3 find in ber 
gleichen Weile nad Bedürfnis Gtellver- 
treter zu bejtellen, welche die Mitglieder 
in Behinderungsfällen zu vertreten haben, 





Unfallverfiherungdgefeg. 88 88 bis 91. 


Scheidet ein ſolches Mitglieb während der 


Wahlveriode aus, fo haben für den Neft | 


berjeiben die Stellvertreter in der Neihen- 
rolge ihrer Wahl al3 Mitglied einzutreten. 

ie übrigen Beamten bes Reichs⸗Ver⸗ 
fiherungsamt3 werben vom Reichskanzler 
ernannl. 





Buftändiglelt. \ 


8 88. Die Aufiicht des Reichs⸗Ver⸗ 
fiyerungsamts über den Geſchäftsbetrieb 
der Genoſſenſchaften hat ſich auf die Be⸗ 
tung der geieglichen und flatuta- 
riſchen Vorſchriften zu eritreden. Alle 
Entſcheidungen desſelben ſind endgültig, 
ſoweit in dieſem Geſetze nicht ein anderes 
beſtimmt iſt. 

Das dieichs⸗Verſicherungsamt iſt befugt, 
jederzeit cine Prüfung der Geſchäſtsfüh⸗ 
rung der Genojjenichaften vorzunehmen. 

Die Vorftandsmitglieder, Vertrauen 
männer und Beamten der Genojjenjchaf- 
ten find auf Erfordern des Reichs⸗Ver⸗ 
fiherungsamt8 zur Worlegung ihrer 
Bücher, Beläge und ihrer auj den Inhalt 
ber Bücher bezüglichen Korreiponbengen, 
fowie der auf bie Feſtſetzung der Ent» 
Schädigungen und SJahresbeiträge bezüg- 
lien Scriftftüde an die Beauftragten 
des Reichs⸗Verſicherungsamts oder an das 
letztere ſelbſt. verpflichtet. Dieſelben Lön- 
nen hieran durch Geldftrafen bis zu ein- 
taufendb Markt angehalten werben. 





8 89. 
enticheidet, unbejchabet der Rechte Dritter, 
über Streitigkeiten, welche ſich auf bie 
Rechte und Pflichten ber Inhaber ber 
Senoffenihaftsämter, auf die Auslegung 
der Statuten und die Bültigleit der voll» 
pen Wahlen beziehen. Dasfelbe kann 

te Inhaber der Genoſſenſchaftsämter zur 

Befolgung der geieglihen und ftatu- 
tariſchen Vorſchriften durch Gelditrafen 
bis zu eintauſend Mark anhalten. 





Geſchaͤftsgung. 


8 90. Die Beichlubiafung des Reichs⸗ 
Berliherungsamts iſt durch die Anweſen⸗ 
Fe von mindeitens fünf Dlitgliedern (cin 
chließlich des Sorfigenben), unter denen 
ſich je ein Bertreter der Genoſſenſchafts⸗ 


Das Reichs⸗Verſicherunggamt 
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borjtände und ber Wrbeiter befinden 
müſſen, bedingt, wenn es ſich hanbelt 

a. um die Vorbereitung der Beichluß- 
faljung des Bundesrats bei ber Be- 
ftimmung, welche Betriebe mit einer 
Unfiligefahe nicht verbunden und 
deshalb nicht verſicherungspflichtig 
jind (8 1) bei ber Genehmigung von 
Veränderungen bed Beſtandes ber 
Genoſſenſchaften (8 31) bei der Auf 
löjung einer leiitungsunfäßigen Se 
noljenichaft (8 33), bei der Bildung 
von Schiedsgerichten (8 46); 

b. um die Entſcheidung vermögensrecht⸗ 
licher Streitigteiten bei Verände⸗ 
rungen des Beitanbes ber Genoifen- 
fejaften (8 32); 

c. um bie Entſcheidung auf Rekurſe 
gegen die Entfdyeidungen ber Schied8- 
nerichte 8 63); 

d. um bie Öenehmigung von ularr 
Fi Ari Verhütung von Unfällen 

18); 

e. um bie Entſcheidung auf Beſchwer⸗ 
den genen Gtrafverfügungen der 
Genoſſenſchaftsvorſtände (8 106). 

Solange die Wahl der Vertreter der 
Genoffenichaftsvorftände und der Arbeiter 
nicht zu ftande gelommen ift, genügt bie 
Anweſenheit von fünf anderen Weitgliedern 
(einichließlich des Vorſitzennden). 

Sn den Fällen zu b und c erfolgt die 
Beſchlußfaſſung unter Zuziehung von 
zwei tichterlichen Beamten. 

Im übrigen werden bie Formen bed 
Verfahren? und der Geidjäiägang bed 
Reichs⸗Verſicherungsamts durch iſer⸗ 
liche Verordnung unter Zuziehung des 
Bundesrats geregelt. 





Koſten. 


8 91. Die Koften des Reichs⸗Verſiche⸗ 
rungsamts unb jeiner Verwaltung trägt 
das Neid. 

Die nichtftändigen Mitglieder erhalten 
für die Teilnahme an ben Arbeiten und 
Sigungen bed Reichs-Verſicherungsamts 
eine nad) dem Sahresberrage feltzujepende 
Vergütung, und diejenigen, weldie außer 
patb Berlin wohnen, außerdem Erfup ber 
often der Hin⸗ und Nüdreije nad) den 
für die vortragenden Räte der oberften 
Reichsbehörden gelienden Sätzen (Ver⸗ 
ordnung vom 21. Juni 1875, Reichs- 
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Geſetzbl. S. 249). Die Beltimmungen 
im 8 16 bes @efehes, betreffend bie 
Nechtöverhältniffe der Neichöbeamten, vom 
31. März 1873 (Reichs⸗Geſetzbl. ©. 61) 
finden auf fie feine Anwendung, 





Zandes-Berfiherungsänter. 


8 92. In ben einzelnen Bundesſtaaten 
fönnen für das Gebiet und auf Roften 
berjelben Landes⸗Verſicherungsämter von 
ben Zandeöregierungen errichtet werben. 

Dev Beauffichtigung des Landes⸗Ver⸗ 
ſicherungsamts unlerſtehen biejenigen Be- 
rufsgenoſſenſchaften, welche ſich nicht über 
das Gebiet des betreffenden Bundesſtaates 
hinaus erſtrecken. In den Angelegen⸗ 
heiten dieſer Berufſsgenoſſenſchaften gehen 
die in den 88 16, 18, 20, 27, 28, 30, 32, 
33, 37, 38, 39, 40, 62, 63, 73, 75, 78, 
80, 88, 85, 86, 88, 89, 106 dem Reidjs- 
Verſicherungsamt übertragenen Buftändig- 
Teiten auf das Landes-Verjicherungsamt 

er. 

Someit jedoch in den Fällen der 88 30, 
32, 37 unb 38, 62, 63 eine der Yuf- 
fiht eine3 anderen Landes⸗Verſicherungs⸗ 
amts oder des Reichs⸗Verſicherungsamts 
unterſtellte Berufsgenoſſenſchaft mitbe⸗ 
teiligt iſt, entſcheidet das Reichs⸗Verſiche⸗ 
rungsamt. Das Landes⸗Verſicherungsamt 
hat in derartigen Fällen bie Akten an 
das Reichs⸗Verſicherunggamt zur Ent- 
ſcheidung abzugeben. 

Tresen für eine ber im Waaß 2 ge⸗ 
nannten, ber Aufſicht eines Landes⸗Ver⸗ 
ſicherunggamts unterftellten Berufsge⸗ 
noſſenſchaften die Vorausſetz des 
8 33 ein, jo gehen die Rechtsanſprüche 
und Verpflichtungen auf ben betreffenden 
Bunbesitant über. 


— — 


Unfallverſicherungsgeſetz. 88 92 biz 94. 


8 95. Das Landes-Verficherungsamt 
beiteht aus mindeſtens drei ftändigen Mit- 
gliedern, einfchließlich des Sortigenben, 
und aus vier nichtftändigen Mitgliedern. 

Die jtändigen Mitglieder werden von 
dem Landesherrn des betreffenden Bun⸗ 
desſtaates auf Lebenszeit ernannt; die 
nichtitänbigen Mitglieder werben von ben 
Genoſſenſchaftsvorſtänden derjenigen Ge⸗ 
noſſenſchaften, welche ſich nicht über das 
Gebiet des betreffenden Bundesſtaates 
hinaus erſtrecken, und von den Vertretern 
der verſicherten Arbeiter (3 41) aus ihrer 
Mitte mittelft fchriftlicher Abjtimmung 
unter Leitung de3 Landes⸗Verſicherungs- 
amt3 gewählt. Das Stimmenverhältnig 
der einzelnen Wahlförper beftimmt die 
Kanbesreglerung unter Berüdjichtigumg 
ber Zahl der in den betreffenden Ge- 
noſſenſchaften verficherten Perjonen. Im 
übrigen finden die Beſtimmungen de g 87 
über die Wahl, die Amtsdauer und die 
Stellvertretung diejer nichtftändigen Mit- 
glieder gleichmäßig Unmendung. Solange 
eine Wahl der Vertreter der Genoſſen⸗ 
Ihaftsvorftände und ber Wrbeiter nicht 
u Stande fommt, werben Vertreter ber 

etriebunternehmer und der Verficherten 
von ber Lanbeö-Bentralbehörde ernannt. 

Die Beſchlußfaſſung des Landes⸗Ver⸗ 
jiherungsamt3 in den im $ 90 unter 
b biß e bezeichneten a er iſt 
durch die Anweſenheit von drei ſtändigen 
und zwei nichtſtändigen Mitgliedern be 
dingt, zu welchen in ben Fällen zu b 
unb c außerbem zwei richterliche Beamte 
zuguziehen jind. 

Die Formen bed Verfahrens und ber 
Gefchäftsgang bei dem Landes-Verfiche- 
rungsamt, ſowie die den nichtitändigen 
Mitgliedern zu gemährende Bergütung 
werden buch die Landesregierung ge 
regelt. 


IR. Schluß- und Strafbeſtimmungen. 


Knappſchafts⸗Berufsgenoſſenſchaften. 


8 94. Unternehmer von Betrieben, 
welche Ianbeögejeglich beftehenden Knapp⸗ 
fchaft3verbänden angehören, können auf 
Untrag der Vorftände ber letzteren nad) 
Dtabgabe ber 88 12 ff. vom Bundesrat 
zu Snappicafts - Berufsgenojjenichajten 
bereinigt werden. 


Die Knappſchafts-Berufsgenoſſenſchaf⸗ 

ten können durch Statut beftimmen: 

a. daß die Entichädigungsbeträge aud) 
über fünfzig Prozent hinaus ($ 29) 
von denjenigen Sektionen zu tragen 
find, in deren Bezirfen bie Unfälle 
eingetreten find; 

b. daß bie Knappſchaftsälteſten die Yunle 
tionen ber im $ 41 bezeichneten Ger 





an ve 


Unfallverfiherungsgefeb. 88 95 bis 100. 


treter der Arbeiter übertragen wer⸗ 


en; 

o. daß Knappſchaftsälteſte ſtimmberech- 
tigte Mitglieder des Genoſſenſchafts⸗ 
vorſtandes oder, ſofern die Knapp⸗ 
ſchafts⸗Berufsgenoſſenſchaft in ©el- 
tionen geteilt ift, der Sektionsvor⸗ 
ftände find; . 

d. daß die Auszahlung der Enticdhä- 
digungen durch bie Knappſchafts⸗- 
fallen bewirkt (8 69). 





Haftpfliht der Betriebsunternehmer 
und Betriebsbeamten. 


8 95. Die nach Maßgabe diefes Ge- 
ſetzes verjicherten Perjonen und deren 
Ointerbliebenen Tönnen einen Anſpruch 
auf Erfag des infolge eines Unfalls er- 
iittenen Schadens nur gegen diejenigen 
Betriebäunternehmer, evollmädhtigten 
oder Nepräjentanten, Betrieb» oder 
Arbeiteraufjeher geltend? machen, gegen 
welche durch ftrafgerichtliches Urteil feit- 
geitellt worden it, daß jie den Unfall 
vorjäglich herbeigeführt haben. 

In dieſem Falle beichräntt ſich der An- 
ſpruch auf den Betrag, um welchen bie 
den Berechtigten nad) ben beſtehenden Be 
jeglichen Vorſchriften gebührende Entidjä- 
dDigung diejenige überfteigt, mr welche 
ſie nach dieſem Geſetze Anſpruch haben. 





8 96. Diejenigen Betriebsunternehmer, 
Bevollmächtigten oder Nepräfentanten, 
Betriebs⸗⸗ oder Wrbeiteraufjeher, gegen 
welche durch ftrafgerichtliches Urteil feit- 
gejtellt worden iſt, daß jie den Unfall 
vorjäglich oder durch Yahrläfiigkeit mit 
Außerachtlaſſung derjenigen Aufmerkſam⸗ 
keit, zu der ſie vermöge ihres Amtes, 
Berufes oder Gewerbes beſonders ver⸗ 
pflichtet ſind, herbeigeführt haben, haften 
für alle Aufwendungen, welche infolge 
des Unfalls auf Grund dieſes Geſetzes 
ober des Geſetzes, betreffend die Kranfen- 
verjicherung der Arbeiter, vom 15. Juni 
1883 (Reichs⸗Geſetzbl. ©. 73) von ben 
Genoſſenſchaften oder Kranlenlaſſen ge- 
macht morden find. 

Sn gleicher Weife haftet al3 Betriebs. 
unternehmer eine Wltiengejellichaft, eine 
Innung oder eingetragene Genoſſenſchaft 
für die durch ein Mitglied ihres Bor» 
ſtandes, ſowie eine Handelsgeſellſchaft, 


— — 
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eine Innung oder eingetragene Genoſſen⸗ 
ſchaft für die durch einen der Liquidatoren 
herbeigeführten Unfälle. 

Als Erſatz für die Rente kann in dieſen 
Fallen deren Kapitalwert geforbert werden. 

Der Anſpruch verjährt in achtzehn Mo⸗ 
naten von dem Tage, an welchem das 
ſechzᷣtiche Urteil rechtskräftig gewor⸗ 


den i 





8 97. Die in den 88 95, 96 bezeich⸗ 
neten Anſprüche können, auch ohne baß 
die dajelbft vorgeſehene Feſtſtellung Durch 
ftrafgerichtfiche3 Urteil ftattgefunden Hat, 

eltend gemacht werben, fall3 dieſe Feſt⸗ 

Feflung wegen bed Todes oder ber Ub- 
weſenheit bes Betreffenden oder aus einem 
anderen in ber Perſon desſelben Tiegen- 
den Grunde nicht erfolgen Tann. 





Haftung Dritter. 


8 98. Die Haftımg dritter, in ben 
88 95 und 96 nicht bezeichneter Perfonen, 
welche den Unfall vorjäglich Herbeigeführt 
ober durch Verſchulden verurſacht haben, 
beitinmt ſich nad) den beitehenden gejeß- 
lihen Vorſchriften. Jedoch geht die For⸗ 
berung ber Entihädigungsberecdhtigten an 
den Vritten auf die Genoſſenſchaft injo- 
weit über, ala die Verpflichtung, der letz⸗ 
teren zur Entihädigung durch dieſes Ge⸗ 
ſetz begründet ift. 





Verbot 
bertragsmäßiger Beſchränkungen. 


8 99. Den Berufögenoffenichaften for 
wie ben Betriebsunternehmern iſt unter- 
jagt, die Anwendung der Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes zum Nachteil der Verlicher- 
ten durch Verträge (mitteljt Reglements 
oder bejonderer Uebereinkunft) auszu⸗ 
ſchließen oder zu bejchränfen. Vertrags⸗ 
beitimmungen, welche dieſem Verbote zu⸗ 
widerlaufen, haben keine rechtliche Wir⸗ 
kung. 





Altere Verſicherungsvertraͤge. 


8 100. Die Rechte und Pflichten aus 
Berficherungsverträgen, welche von Unr 
ternehmern der unted $ 1 fallenden Be 
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triebe oder von den in bemfelben be» 
ſchäftigten verficherten Perſonen gegen bie 
Folgen der in dieſem Geſetze bezeichneten 
Unfälle mit Verſicherungsanſtalten abge- 
Iloffen finb, gehen nad) dem Sintrait- 
treten dieſes Geſetzes auf die Berufs- 
enoffenichaft, welcher ber Betrieb ange- 
ja, über, wern die Verficherungsnehnter 
tefes bei dem Vorſtande der Genoffen- 
ſchaft beantragen. Die ber Genofjenfchaft 

hieraus erwachſenden Bahlungsverbind- 
licjleiten werben durch Umlage auf die 
Mitglieder derjelben (88 10, 28) gedeckt. 


Necitsnütfe, 


8 101. Die öffentlichen Behörden find 
verpflichtet, den im Vollzuge dieſes Ge- 
fege3 an jie ergehenden Erſuchen des 
Neich3-Verficherungsanıtö, anderer öffent- 
licher Behörden, ſowie der Genoſſenſchafts⸗ 
und Seltionsvorſtände und ber Scieds- 
gerichte zu entiprechen und ben bezeich— 
neten Vorftänden auch unaufgefordert alle 
Mitteilungen zukommen zu laſſen, welche 
für den Geſchäftsbetrieb der Genoſſen— 
ſchaften von Wichtigleit ſind. Die gleiche 
Verpflichtung liegt den Organen ber Ge⸗ 
noſſenſchaften untereinander ob. 

ie duch die Erfüllung dieſer Ver— 
pflichtungen entjtehenden Kojten find von 
den Genojjenfchaften ala eigene Verwal- 
tungskoſten ($ 10) infomweit zu erftatteı, 
al3 ſie in Zagegeldern und Reiſekoſten 
von Beamten oder Genofjenichaftäorga- 
nen, jowie in Gebühren für Zeugen und 
Sachverftändige oder in fonftigen baren 
Auslagen beitehen. 





Gebühren und Stempelfreiheit. 


8 102. Ulle zur Begründung und Ab⸗ 
widelung der Necdhtsverhältnifje zwiſchen 
den Berufsgenojjenichaften einerfeit3 und 
den Berjicherten anbererjeit3 erforder⸗ 
lichen fchiedsgerichtlichen und außergericht- 
Iihen Verhandlungen und Urkunden find 

ebühren- und ftempelfrei. Dasſelbe gilt 
Air die behuf3 Vertretung von Berufs» 
genofien ausgeftellten 


privatichriftlichen 
olfmachten. 





Strafbeſtimmungen. 
8 108. 


Die Genoſſenſchaftsvorſtände 


Unfallverfiherungsgefeg.- 88 101 bis 106. 


Ordnungsſtrafen bis au fünfhundert Marl. 
zu verhängen: 

1. wenn die von benjelben auf Grund 
ejeglicher oder ftatutarifcher Be- 
N mmung eingereichten Arbeiter- umd 

Lohnnachweiſungen unridhtige that- 
ſächliche Angaben enthalten; 

2. wenn in der von ihnen gemäß 8 35 
erftatteten Anzeige als Zeitpunkt der 
Eröffnung oder des Beginnens der 
Verſicherungspflicht des Betriebes 
ein ſpäterer Tag angegeben iſt als 
der, an welchem dieſelbe ftattgefim- 
den bat. 





8 104. Betriebsunternehmer, welche 
den ihnen obliegenben Verpflichtungen in 
betreff ber Unmeldung der Betriebe und 
Betriebänderungen (88 11, 35, 38 und 
39), in betteff Ber Einreihung der Ar⸗ 
beiter- und Lohnnachweiſungen (88 60 
und 71) oder in betreff der Erfüllung 
der für Betriebseinftellungen genebenen 
ſtatutariſchen Vorſchriften (8 17 Kiffer 7) 
nicht rechtzeitig nad)fommen, können von 
dem Genojjenichaftsvoritande mit einer 
Ordnungsſtrafe bis zu dreihundert Marl 
belegt werden. 

Die gleiche Strafe kann, wenn bie An⸗ 
eige eines Unfalls in Gemäßheit des 

51 nicht rechtzeitig erfolgt ift, gegen den- 
jenigen verhängt werden, welcher zu der 
Unzeige verpflichtet war. 





8105. Die Strafoorfchriften ber 
83 103 und 104 finden auch gegen bie 
aejeplichen Vertreter handlungsunfähiger 
Betriebdunternehmer, besgleichen gegen 
die Mitglieder des Vorſtandes einer Ale 
tiengefellichaft, Inmung oder eingetrage- 
nen Genojjenidyaft, ſowie gegen ie Li 
quibatoren einer Handelsgeſellſchaft, In⸗ 
nung ober eingetragenen Genofjenfchaft 
Anmendung. 





8 106. Zum Erlaß ber in den 88 103 
bis 105 bezeidyneten Strafverfügungen 
it der Vorſtand derjenigen Genoſſenſchaft 
zuftändig, zu welcher der Betriebsunter⸗ 
nehmer gemäß 8 34 gehört, 

Gegen die Strafverfügung des Ge- 
noffenichaftsvorftandes fteht den WBetei- 
(igten binnen zwei Wochen, von Deren 
Zuftellung an, die Beſchwerde an das 


find befugt, gegen Wetriebsunternehmer Reichs-Verſicherungsamt zu. 





Unfallverſicherungsgeſetz. $8 107 bis 111. 


Die Etrafen fließen in bie Genojjen- 
ſchaftslaſſe. 


8 107. Die Mitglieder ber Vorſtände 
ber Genojjenfchaften, deren Beauftragte 
(88 82 und 83) und die nach $ 83 er 
nannten Sarchverftändigen werden, wenn 
fie unbefugt Betriebsgeheimniſſe offen- 
baren, welche Traft ihres Amtes oder 
Auftrages zu ihrer Kenntnis gelangt jind, 
nit Geloftirafe bi zu eintaufendfünf- 
hundert Dart oder mit Gefängnis bis zu 
drei Monaten beitraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag 
des Betrieböunternchmerg ein. . 


8 108. Die Mitglieder der Voritände 
ber Genofienicdhaften, die Beauftragten 
berjefben (88 82 und 83) und bie nad) 
8 83 ernannten Sacdjverftändigen werden 
mit Gefängnis, neben welchem auf Ver- 
Iuft ber bürgerlichen Ehrenrechte erfannt 
werben Tann, beitraft, wenn fie abſicht⸗ 
lid) zum Nachteile der Betrieböunterneh- 
mer Betriebsneheimniffe, welche kraft ihres 
Amtes oder Auftrages zu ihrer Kenntnis 
gelangt ſind, offenbaren, oder geheim 
gehaltene Betriebseinrichtungen oder Be 
triebsmeifen, welche kraft ihres Amtes 
oder Auftrages zu ihrer Kenntnis ge- 
langt find, Hera al3 bieje Betriebs⸗ 
gebeimnijfe fi men. 





ind, nadah 

fie dies, um Sich oder einem 
anderen einen Vermögensvorteil zu ver- 
ſchaffen, ſo kann neben der Gefängnis- 
ftrafe auf Gelöftrafe bis zu breitaufenb 
Mark erlannt werden. 





Zuftändige Landesbehörden. Ber- 
-  waltungserefution. 


8 109. Die Bentralbehörben der Bun- 
desſtaaten beitimmen, von welchen Staats- 
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oder Gemeindebehörben die in dieſem Ge⸗ 
fee den höheren Veriwvaltungsbehörden, 
ben unteren Bermwaltungsbehörben und ben 
Ortöpolizeibehörben zugemiejenen Verrich- 
tungen mahrgunehmen find und zu mel- 
chen Kaſſen die in 88 11 Abſatz 3, 35 
Abſatz 2, 82 Abſatz 2 und 85 Abſatz 2 
bezeicdyneien Strafen fließen. Dieje, ſowie 
bie auf Grund ber 49 Abſatz 3, 103 
bi3 105 erfannten Strafen, beögleichen 
die von den Vorſtänden ber Betriebs⸗ 
(Fabril⸗) Krankenkaſſe verhängten Strafen 
8 80 Wbjag 1) werden in derſelben 

eiſe beigetrieben, wie Gemeindeabgaben. 

Die von den Zentralbehörden der Bun⸗ 
desſtaaten in Gemäßheit vorſtehender Vor⸗ 
ſchrift erlaſſenen Beſtimmungen ſind durch 
den Deutſchen Reichs⸗Anzeiger befannt zu 
machen. 





Zuftellungen. 


8 110. Buftellungen, melde ben Lauf 
von Friſten bedingen, erfolgen durch die 
Poſt mittelft eingeſchriebenen Vriefes 
gegen Empfangsſchein. 





Geſetzeskraft. 


8 111. Die Beſtimmungen der Ub- 
fchnitte II, IIL, IV, V und VIII, bie 
auf dieſe Abſchnitte bezu gichen Straf⸗ 
beſtimmungen, ſowie Diejenigen Vor— 
ſchriften, welche zur Burhfühnn der 
in dieſen Abfchnitten getrofjenen Anord⸗ 
nungen bienen, treien mit dem Tage 
der Verkündung dieſes Geſetzes in Kraft. 

Am übrigen wird ber Beitpuntt, mit 
welchem bag Geſetz in Kraft tritt, mit 
Buftimmung des Bundesrats durch Kaiſer⸗ 
lihe Verordnung beftinmt. 


| A. 
Ausdehnungsgefeb. 


Geſetz 
über die Ausdehnung der Unfall- und Kranlenverſicherung. 


Vom 28. Mai 1885 (R.G. Bl. ©. 159). 


J. Unfallverficherung. 


Ausdeßnung der Anfallverfißerung. 





8 1. Das Unfallverficherungsgejeh vom 2. den Baggereibetrieb; 
6. Juli 1884 (Reiche-Sejepbl ©. 69) | 8, dengemerbsmäßigen Fuhrwerks-⸗ Bin- 
findet mit den aus nachftehenden Be— nenjdjiffahrte-, Slößerei-, Prahm- 


ſtimmungen ſich ergebenden Abänderungen 
Anwendung auf 

1. den geſamten Betrieb ber Poſt⸗, Tele- 

aphen- unb Eifenbafnwerwaltungen, 

owie jämtliche Betriebe der Marine⸗ 

und Heeresverwaltungen, und zwar 

einjchließlich der Bauten, melde von 

biejen Verwaltungen für eigene Nech- 
nung auögeführt werden ; 


Keichs und SHiaatsbetrieße. 
82. Für bie Poft-, Telegraphen-, | beziehungsmweife Staatörechnung verwal- 


und Fährbetrieb, ſowie den Gemwerbe- 
betrieb de3 Schiffsziehens (Treibelei) ; 
4. ben gewerbämäßigen Speditions⸗, 
Speicher⸗ und Kellereibetrieb; 
5. den Gewerbebetrieb der Güterpader, 
Güterlader, Schaffer, Brader, Wäger, 
Meſſer, Schauer und Stauer. 


Marine- und Heereöverwaltungen, ſowie 
für die vom Neid) oder von einem Bun⸗ 
desſtaate für Reichs⸗ beziehungsweiſe 
Staatsrechnung verwalteten Eiſenbahn⸗ 
betriebe, ſämtlich einſchließlich der Bauten, 
welche von denſelben für eigene Rechnung 
ausgeführt werden, tritt an die Stelle 
der Berufsgenoſſenſchaft das Reich ber 
siebungämeile der Staat, für deſſen Rech— 
nung die Verwaltung geführt wird. 
Dasjelbe gilt Hinfichtlic) der vom Neid; 
oder von einem Bundesſtaate für Reichs— 


teten Baggerei⸗, Binnenſchiffahrts⸗, Flö⸗ 
Berei-, Prahm⸗ und Fährbetriebe, ſofern 
nicht die Reichs⸗ beziehungsweiſe Landes⸗ 
regierung vor ber Beſchlußfaſſung des 
Bundesrats über die Bildung der Berufs- 
genoffenfchaften (88 12 ff. des Unfall- 
verjicherungsgejeßes) erflärt, daß dieſe Be- 
triebe benfeiben angehören jollen. 
Soweit hiernach das Reich oder ein 
Bundesſtaat an die Gtelle der Berufs- 
genoſſenſchaft tritt, werden die Befug- 
niffe und Thliegenheiten der Genojjen- 


Unfallverfiherung. — Ausdehnungsgeſetz. 88 3 bis 10. 


ſchaftsverſammlung und bes Vorſtandes 
der Genoſſenſchaft durch Ausführungs- 
behörden wahrgenommen, welche für bie 
Heeresvenwaltungen von Der obe 
Militärvderwaltungsbehörde bes Kontin⸗ 
gent3, im übrigen für die Reichsverwal⸗ 
timgen vom Reichskanzler, für die Landes⸗ 
- verwaltungen von der Landes⸗Zentral⸗ 
behörde zu bezeichnen find. Dem Reichs⸗ 
Verfiherungdamt ift mitzuteilen, welche 
Behörden ala Wusführungsbehörben be- 
zeichnet worden find. 





8 3. Someit bas Reich ober ein Bun⸗ 
desſtaat an bie Stelle der Berufögenofjen- 
Kdeft tritt, finden bie 8 10 bis 31, 

bis 40, 59 Abſatz 4, 60, 62 Abſatz 1, 
71 bis 74, 75 Abſatz 2 und 3, 76, 78 
bis 86, 87 Abſatz 1, 88 89, 90 Ubfag 1 
lit. a, d, e, 94, 103 bis 108 bes Unfall- 
verficherungögejebes feine Anwendung. 





8 4. Perſonen bes Soldatenſtandes find 
von ber Berficherung ausgeſchloſſen. 

Die Eritredumg der Verſicherungspflicht 
auf Betriebbeamte mit einem zivei- 
taufenb Mark überjteigenden Jahres. 
arbeitäverdienft (8 2 Abſatz 1 bes Unfall- 
verſicherungsgeſetzes) Tann durch die Aus⸗ 
führungdvorfchriften erfolgen, ſoweit dieſe 
Beamten nicht nady 8 4 a. a. D. von ber 
m enbung des Geſetzes ausgeichloffen 





85. Die Wahl der Vertreter der Ar⸗ 
beiter (8 41 a. a. O.) erfolgt für ben 
Geſchäftsbereich jeder Ausführungsbehörbe. 

Das Negulativ ($ 43 a. a. D.) wird 
durch die für den Erlaß der Ausfüh— 
rungsvorſchriften „gufändige Behörbe er- 
laffen. In demjelben find die Zahl ber 
Vertreter und bie denfelben zu gewäl- 
venben Dergiitungslüge (88 f. 4, 
49 Abſatz 2, 55 Abſatß la. a. ©.) feit- 


zuftellen. 

Ueber Streitigkeiten, welche ſich auf 
die Gültigkeit der bollgagenen Wahlen 
beziehen, entſcheidet das Reichs⸗Verſiche⸗ 
rungsamt beziehungsweiſe das Landes⸗ 
—— 





86. Für den Geſchäftsbereich jeder 


Ausführungsbehörde iſt mindeſtens ein 
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Schiedsgericht 6— 46 a. a. D.) zu errichten. 
Die im 8 47 Abſ. 3 a. a. O. bezeidjneten 
Beiſitzer werden von ber Husführunge 
behörde ernannt. 





87. Die Seittellung ber Entichädi- 
gungen (8 57 a. a. OD.) erfolgt durch 
die in den Wusführungsvorichriften zu 
bezeichnende Behörbe. 





88. Gegen ben Beſcheid der zuitän- 
digen Behörbe, burch melden ein Ent- 
Ihäbdigung:anfprud) aus dem Grunde ab» 
gelehnt wird, weil der Betrieb, in welchem 
der Unfall ſich ereigmet hat, für nicht 
unter ben 8 1 fallend erachtet wird, 
fteht dem Verletzten und feinen Hinter- 
bliebenen die Beſchwerde an das Neichs- 
Verſicherungsanit beziehungsweiſe Landes⸗ 
Verſicherungsamt zu, welche bei demſelben 
binnen vier Wochen nach der Zuſtellung 
des ablehnenden Beſcheides einzulegen iſt. 


89. Vorſchriften ber Ausführungs⸗ 
behörden über das in den Betrieben von 
den Verſicherten zur Verhütung von Un- 
fällen zu beobadjtende Verhalten jind, 
ſofern die Strafbejtimmungen enthalten 
jollen, vor dem Erlaß mindeſtens brei 
Vertretern der Urbeiter zur Beratung und 
qutachtlichen Aeußerung vorzulegen. Die 

eratung findet unter Leitung eines Be⸗ 
auftragten der Ausführungsbehörde ftatt. 
Der Beauftragte darf kein unmittelbarer 
Vorgeſetzter der Vertreter der Arbeiter 


ein. 

Die auf Grund folder Vorſchriften ver- 
hängten Gelditrafen fließen in bie Kran⸗ 
kenkaſſe, welcher ber zu ihrer Zahlung 
Verpflichtete zur Beit der Zuwiderhand⸗ 
lung angehört. 





8 10. Die zur Durchführung der Be- 
ſtimmungen in k} 2 bi3 9 erforderlichen 
Ausführungsvorſchriften find für bie 
Heeresverwaltungen vom der oberiten 
Militärverwaltungsbehörde des Kontin- 
gents, im übrigen für die Reichsverwal⸗ 
tungen vom Reichskanzler, für die Landes⸗ 
verimaltungen von der Landes-Beutral- 
behörde zu erlaffen. 
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Unfallverfiherung. — Ausdehnungsgeſetz. 35 11 bis 17. 


»Srivatbetriebe. 
8 11. Someit nicht die 2 bis 10 ı $ des a ee den abge- 
Anwendung finden, erfolgt die Verfiche- | jehen werden, wonad bie für einen be- 
rung * Berufsgenoffenfehaften nad) | ftimmten Bezirk gebildeten Berufsgenoſſen⸗ 


den Seltimmungen des Unfallverjiche- 
rungsgeſetzes. Bei der Erridtung von 
Berufsgenoſſenſchaften für Eifenbahnen 
ober die im $ 1 Biffer 3 bezeichneten 
Betriebe kann von der Beitimmung bes 


ſchaften er desſelben alle Betriebe 
Desjenigen nduſtriezweiges umfafjen 
müffen, für welchen fie errichtet find. 





Gemeinfame Beflimmungen. 


8 12. Someit Betriebe der Poſt⸗, Tele 
graphen- und Eifenbahnvenvaltungen, for 
wie Betriebe der Marine⸗ und Heeresver⸗ 
waltungen bereit3 auf Grund de3 Unfall» 
verficherumgögejeges einer Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft zugeteilt find, ſcheiden diejelben aus 
der letteren mit ven aus 8 32 a. a. 0, 
jih ergebenden Rechtswirkungen aus. 
Dasſelbe gilt von Anlagen, welche Beitand- 
teile eines Binnenſchiffahrtsbetriebes find. 

Auf dem 81 Abſatz. 6 a. a. O. ber 
jeidimeten Eifenbahn- und Schiffahrts⸗ 
tebe findet dieſe Beitimmung keine An⸗ 
wendung. 





8 18. Greignet ſich ein Unfall auf der 
Fahrt, fo ift die nad 8 51 Abſ. 1a. a. O. 
zu eritattende Anzeige an diejenige Orts⸗ 
polizeibehörbe im Inlande ge richten, in 
deren Zezirt ſich der Unfall ereignet hat 
oder ber erjte Aufenthalt nach demſelben 
genommen wird. Die Unterſuchung des 
Unfall3 (8 53 a. a. O.) erfolgt durch die- 
jenige Ort3polizeibehörde, an welche bie 

ige erftattet if. Auf Antrag Be- 
teiligter ($ 54 a. a. O.) kann jedoch die 
der Ortspolizeibehörde vorgejegte Behörde 


die Unterſuchung durch eine andere Orts⸗ 
polizeibehörde herbeiführen. Die zur Füh⸗ 
rung ber Unterfuchung berufene Orts- 
polizeibehörbe hat der Kranfenfaffe, wel⸗ 
cher der Terlegte angehört, rechtzeitig von 
dem SBeitpunfte, in welchem die Unter- 
fuchung vorgenommen werden wird, Kennt» 
nis zu geben. Der Borftand Bat das 
Recht, zum Zweck der Teilnahme an ben 
Unterfuchungsverhanblungen einen Xer- 
treter für die im $ 54 des linfallver- 
ſicherungsgeſetzes bezeichneten Bevollmäch⸗ 
tigten zu beſtellen und iſt hierbei nicht auf 
den Kreis der Safjenmitglieder bejchräntt. 

Hinfihtlid der unter Reichs⸗ oder 
Staatöverwaltung ftehenden Betriebe be- 
wendet e3 bei ben Borfchriften in 88 51 
Abſatz 5, 52, 56 a. a. O. 





8 14. Auf Unfaliverhütungsvorfichriften, 
welche fich auf die Sicherheit des Eiſen⸗ 
bahnbetriebes beziehen, finden die Be— 
ftinmungen de3 8 9 dieſes Geſetzes, ſowie 
der 88 9, 81 des Unfallverjicherungs- 
geſetzes feine Unmendung. 





IL Srankenverfiherung.”) 


II. Schlußbeſtimmungen. 
Geſetzeskraft. 


8 17. Mit ben aus dieſem Geſezgee ſich 
ergebenden Abänderungen treten die Ver 
flimmungen der Abfchnitte IT, III, IV, V 
und VIII des Unfallverjicherungsgefeges, 
die auf dieſe Abſchnitte bezüglichen Straf 
beftimmungen und diejenigen Vorſchriften, 
welche zur Durdjührumg der in dieſen 
Abſchnitten getroffenen Anordnungen die- 


nen, in Betreff der im 8 1 bezeichneten 
Betriebe mit bem Tage ber Verkündigung 
dieſes Geſetzes in Sraft. 

Im übrigen wird der Zeitpunkt, mit 
welchem die Beitimmungen biefeg Geſetzes 
anz oder teilweife in Kraft treten, mit 
—3— des Bundesrats durch Kaiſer⸗ 
lie Verordnung beſtimmt. 


*) Die 83 15 und 16 fowie $ 17 Abſ. 3 find durch Urt, 32 der Novelle zum Krankenverſiche⸗ 
rungsgeſeß (vom 10. April 1892, R.G.Bl. S. 379) außer Wirtſamkeit geſett worden. 








B 


Banunfallver 


herungsgefek, 


Geſetz, betreffend die Unfallverfiherung der bei Bauten 
beihäftigten Perſonen. 
Bom 11. Juli 1837 (R.GBL. ©. 287). 


I. Allgemeine 


8 1. Arbeiter, welche bei der Ausfüh- 
rung von Bauarbeiten befcjäftigt und nicht 
Ihon auf Grund des Unfallverjiherungs- 
geiepen vom 6. Juli 1884 (Reichs⸗Geſeßbl. 
©. 69), de8 Geſetzes, betreffend die Aus- 
Dehnung ber Unfall» und Krankenverjiche- 
rung, vom 28. Mai 1885 (Reichs⸗Geſetzbl. 
©. 159), des Gejehes, betreffend bie 
Unfale und Strantenverficherung ber in 
land» und forjtwirtfchaftlichen Betrieben 
befchäftigten Perſonen, vom 5. Mai 1886 
(Reichs⸗Geſetzbl. ©. 132), oder der auf 
Grund des $ 1 Abſatz 8 des Unfall» 
verlicherungägeleges von bem Bundesrat 
erlajjenen Beſtimmungen gegen Unfall ver» 
fihert jind, werden gegen die Folgen ber 
bei dieſen Bauarbeiten ſich ereignenden 
Unjälle nad) Maßgabe der Beltimmungen 
dieſes Geſehes verjichert. 

Dasſelbe gilt von den bei derartigen 
Bauarbeiten beſchäftigten Betriebsbeamten, 
iofem ihr Jahresarbeitsverdienſt an Lohn 
oder Schalt 2000 Mark nicht überfteigt. 

Auf die im $ 1 des Geſetzes, betreffend 
die Hürforge für Beamte und Perſonen 
des Soldatenſtandes infolge von Betriebs- 
unjällen, vom 15. März, 1886 (Reichs- 
Bejeybl. S.53) bezeichneten Perſonen, auf 
Beamte, welche in Betriebsverwaltungen 
eines Bundesitaaten ober eine Fommu- 


Beflimmungen. 


nalverbandes mit feften Gehalt unb 
Penſionsberechtigung angeſtellt find, ſo⸗ 
wie auf andere Beamte eines Bunbes- 
ſtaates oder eined Kommunalverbandes, 
für welche Die im 8 12 a. a. D. vorgefehene 
Fürforge in Kraft getreten ift, findet Diejes 
Deieh, Teine Anwendung. Pie Ausführung 
von Bauarbeiten gilt al3 Betrieb im Sinne 
des Gejeßes vom 15. März 1886. 

Die laufenden Reparaturen an den zum 
Betriebe der Land» und Forſtwirtſchaft 
dienenden Gebäuden und bie zum Wirt- 
Ichaftsbetriebe gehörenden Bodenkultur- 
und ſonſtigen uarbeiten, insbejondere 
die diejem Zweck dienende Herftellung oder 
Unterhaltung von Wegen, Dämmen, Ka⸗ 
näfen und Sgafierläufen, gelten als Teile 
des land» und foritwirtfchaftlichen Betrie- 
be3, wenn fie von Unternehmern land⸗ 
und forjtwirtichaftlicher Betriebe ohne 
Uchertragung an andere Unternehmer auf 
ihren Grundſtücken ausgeführt werben. 





2. Unternehmer von Bauarbeiten 
(8 1 Abſatz 1) find berechtigt, andere nadı 
8 1 nicht verficherte, bei der Bauausfüh— 
rung beichäftigte Perſonen und, ſofern 
ihr Sahresarbeitsverdienft zweitauſend 
Mark nicht überfteigt, ſich jelbjt zu ver— 
jichern. Dieje legtere Berechtigung Tann 
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dur; Statut auf Unternehmer mit einem 
zweitaufend Mark überfteigendben Jahres⸗ 
arbeitöverdienfte erjtredt werben. 

Auch Tann durch Statut die Verſiche⸗ 
rungspflicht auf Betriebsbeamte mit einem 
zweitaufend Mark überfteigenden Jahres⸗ 
arbeitsverdienſte und auf Gewerbetreibende 
ausgedehnt werden, welche nicht regel- 
Br: wenigſtens einen Lohnarbeiter ber 

ältigen. 

Die Höhe bes ber Verficherung der 
Unternehmer zu Grumde zu Tegenben 
Sahresarbeitäverdienftes bekimmt das 
Statut. Bei der Verſicherung von Be- 
trieb3beamten ift der volle Yahresurbeitä- 
verdienft zu Grunde zu legen. 


‘ 


3. Als Unternehmer im Sinne dieſes 
Geſetzes gilt. 

1. bei Bauarbeiten, melde in einem 
ewerbömäßigen Baubetriebe ausge⸗ 
rn werden, der Baugemerbetrei- 
bende, für deſſen, Rechnung biejer 
Betrieb erfolgt; 

2. bei anderen Bauarbeiten derjenige, 
für defien Rechnung biefelben ausge» 
führt werden. 








84. Die Verjiherung erfolgt: 

1. bei der gewerbsmäßigen Ausführung 

. von — 5*— n⸗, Kanal⸗, Wege⸗, 
Strom⸗, Deich⸗ und anderen Bau⸗ 
arbeiten, welche nicht unter die Be⸗ 
ftimmungen des le 
ejeged oder unter die nad) 8 1 Ab⸗ 
’ 8 a. a. D. vom Bundesrat er- 
laſſenen Unorbnungen fallen, unbe- 
fhadet der Beitimmungen in den 
Ziffern 2 und 3, auf Gegenfeitigfeit 
duch bie Unternehmer. Die legteren 

, werden zu diefem Zweck in eine Be- 
rufögenojjenichait vereinigt (88 9 
bis 15); 


2. bei Bauarbeiten, welche von bem 
Reich oder von einem Bunbesftaate 
al3 Unternehmer ($ 3) ausgeführt 
werden und nicht zu den Bauten der 
im 8 2 Abſatz 1 des Geſetzes über 
die Ausdehnung der Unjall- und 
ſtrankenverſicherung vom 28. Mai 
1885 aufgeführten Neid und 
Staatsverwaltungen gehören, vorbe⸗ 
rd der Beitimmung de3 $ 5 Ab⸗ 
ab 1 durch dag Heid) beziehungs- 


Unfallverfiherung. — Bauunfallverficherungsgeieg. 88 3 bis 5. 


weiſe den Staat, für deſſen Rechnung 
die Bauarbeit erfolgt (88 46, 47); 

3. bei Bauarbeiten, welhe in anderen 
al3 Eijenbahnbetrieben von einem 
Kommunalverbande oder einer an- 
deren öffentlihen Korporation als 
Unternehmer (8 3) ausgefhürt werben, 
vorbehaltlich der Bejtimmung bes 85 
Abſatz 3 durch den Kommunalverband 
beziehungsweife die Korporation, ſo⸗ 
fern die LZandes-Bentralbehörbe auf 
deren Antrag erflärt, daß diejer om- 
munalverband beziehungsweiſe biefe 
Korporation zur Webernahme ber 
duch bie Verſicherung entitehenben 
Laſten für leiftungsfähig zu erachten 
it (88 46, 47); 

4, bei Bauarbeiten, deren Ausführung 
entweder von anderen al3 den in 
Biffer 2 und 3 bezeichneten Xer- 
bänden und Slorporationen, oder 
deren Ausführung nicht gewerbs⸗ 
mäßig erfolgt, auf Koften der Unter- 
nehmer G 3) beziehungsweiſe Ge⸗ 
meindeverbände nach näherer Be⸗ 
ſtimmung der 16 ff. durch die Be⸗ 
nufsgenoffenfcha ten der Baugewerbe⸗ 
treibenden (8 1, 84 Siffer 1, 89 ff. 
dieſes Gejege3, 88 1, 9 fi. des Unfall- 
verſicherungsgeſetzes). 

Bezuglich der Bauten, welche von 
Eiſenbahnverwaltungen für eigene 
Rechnung ausgeführt werden, ſowie 
bezüglich ſolcher Bauarbeiten, welche 
als Nebenbetriebe oder Teile eines 
anderen Betriebes anderweit verſiche⸗ 
rungspflichtig find, behält es bei ben 
bisherigen Veltimmungen jein Be— 
menden. 





5. Das Reich und die Bundesſtaaten 
find berechtigt, bezüglich aller oder ein- 
einer Arten ber unter $ 4 Biffer 2 
Follenben, von ihnen ald Unternehmer 
ausgeführten Bauarbeiten berjenigen Be⸗ 
zufsgenoffenichaft, welche in bem betreffen⸗ 
den Bezirke für die Gemerbetreibenden 
der betreffenden Urt erricjtet if, durch 
eine bon dem Reichskanzler beziehungs- 
weiſe der Lanbes-Hentralbehörbe ahpı 
gebenbe entſprechende Erflärung als Mit⸗ 
glied beizutreten. 

Diefe Erflärung ift, auch ſoweit es fich 
um die Ausführung von Maurer-, Bim- 
mer- und ähnlichen Bauarbeiten ($ 1 Ub- 





Unfellverfiderung. — Bauunfallverficherungsgeieß. 88 6 bis 9. 


fa 2 des Unfallverſicherungsgeſetzes) han- 
beit, vor ber Genehmigung de Ge 
noſſenſchaftsſtatuts für die ud; 4 Biffer 1 
Mfag 1 zu errichtende Berufägenofjen- 
[haft abzugeben. 

Diefelde Berechtigung fteht ben Kom⸗ 
munalverbänden und anderen öffentlichen 
Korporationen zu. Die Erflärung ift von 
dem Vorſtande berjelben abzugeben und 
darf auch nach dem in dem vorftehenden 
Abſatze beitimmten Termine erfolgen. 





86. Die Ermittelung des Sahres- 
arbeitsverdienſtes, ber Gegenſtand ber 
Verſicherung, ber Umfang ber Entichäbdi- 
gung und ba3 Verhältnis ber Unfall- 
verficherung zu den eingefchriebenen Hülfs⸗ 
kaſſen, zu den fonftigen Kranken⸗, Sterbe-, 
Invaliden⸗ und anderen Unterjtügungs- 
kaſſen, zu den Leitungen ber zur Unter- 
ſtützung bhülfsbedürftiger Perjonen ver- 
pflichteten Gemeinden ober Armenver⸗ 
bänbe, ſowie ber Unternehmer und Kaſſen, 
welche bie ben Gemeinden unb Urmen- 
verbänden obliegende Verpflichtung zur 
Unterftägung auf Grund gejeglicher Vor⸗ 
fchrift erfüllt Haben, beftimmt jich, vorbe⸗ 
haltlih der Vorfchriften der 5 7 und 8 
dieſes Geſetzes, nach den 88 3, 5 biß 8 
be3 Unfallverſicherungsgeſetzes. 

Ueber die Ermitteling des Jahres 
arbeitöverdienfte8 der Unternehmer hat 
da3 Statut Beſtimmungen zu treffen. 





7. Bei Unfällen eines Arbeiters, 
welche fich bei Bauarbeiten der im $ 4 
Biffer 4 Abſatz 1 bezeichneten Art er- 
eignen, finden die Beitimmungen bed 85 
Abſatz 9 His 11 des Unfallverjicherungd- 
geſetzes feine Anwendung. 

Bei derartigen Unfällen hat die Ge- 
meinde, in deren Bezirk der verlegte Ar⸗ 
beiter befchäftigt war, demjelben während 
ber eriten dreizehn Wochen Werd bem Un⸗ 
falle die Koften des Heilverfahrens in 
dem im 6 Mbſatz 1 Ziffer 1 des 
Krankenverſicherungsgeſetzes vom 15. Juni 
1883 (Reichs⸗Geſetßbl. S. 73) bezeichneten 
Umfange zu gewähren, fofern nicht ber 
verlegte Arbeiter ſich im Auslande auj- 
hält ober auf Grund der Kranfenverfiche- 
rung ober anderer Necht3verhältniffe An⸗ 
ſpruch auf eine mindeſtens gleiche Für⸗ 

Nechtsbuch. II. 
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ſorge hat. Soweit aber ſolchen ſonen 
die im 86 Abfag1 Ziffer 1 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſehes — Leiſtun⸗ 
gen von dem zunäcft Verpflichteten nicht 
Be Ohrt werben, hat die Gemeinde bie- 
elben mit Borbehalt bes Erſatzanſpruchs 
zu Übernehmen. Die zu dieſem Zweck 
emachten Aufwendungen find von den 
erpflichteten zu erftatten. 

Tür außerhalb des Gemeindebezirks 
mohnhafte verjicherte Perfonen bat auf 
Berlangen ber verpflichteten Gemeinde bie 
Gemeinde ihres Wohnortes bie im Ab- 
fat 2 bezeichneten Leiſtungen unter Vor⸗ 
behalt bes Anſpruchs auf Erfag ber 
Koiten u übernehmen. 

Die Verjicherungsanftalt (8 16) ift be» 
fugt, bie im Abſatz 2 bezeichneten Leiftun- 
gen jelbit zu übernehmen. 

Als Erſatz ber Kojten bes Heilverfahrend 
gilt die Hälfte de nach dem Kranfen- 
verſicherungsgeſetze zu gewährenden Min⸗ 
deſtbetrages des ankengeldes, ſofern 
nicht Höher Aufwendungen nachgemiefen 
werben. 





8. Streitigfeiten über Unterftägungs- 
aniprüche, welche aus ber Beitimmung des 
B zwiichen den Verletzten einerjeit3 und 

Gemeinden andererfeit3 entitehen, 
werben von der Aufſichtsbehörde entſchie⸗ 
den. Die Entſcheidung ift vorläufig voll⸗ 
ftredlbar. Dieſelbe kann im Verwaltungs 
ftreitverfahren, wo ein ſolches nicht befteht, 
im Wege des Rekurſes nad; Maßgabe der 
Borfchriften der 88 20, 21 ber Gewerbe 
ordnung angefochten werden. 

Streitigfeiten über Crfapanjprüche, 
welche aus ben Beitimmungen bed 8 7 
entftehen, werden im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren, mo ein ſolches nicht befteht, von 
der Auffichtzbehörbe der in Anſpruch ge 
nommenen Gemeinde, Gemeindekranken⸗ 
verficherung oder Krankenkaſſe entichieben. 
Gegen die Entſcheidung der legteren findet 
der Refurs nach Maßgabe der Vorſchrif⸗ 
ten der 88 20, 21 der Gewerbeordnung 


att. 

N Der Landes-Bentralbehörbe bleibt über- 
faffen, vorzufchreiben, daß anjtatt Des 
Rekursverfahrens die Denufung auf den 
Rechtsweg mittelit Erhebung Klage 
ſtattfindet. 


— — — 


18 
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Unfallverfiherung. — Pauunfallverfiherungsgefeg. 88 9 bis 12. 


Il. Bernfsgenoffenfdaft. 


9. Die Berufsgenoffenichaft ($ 4 
giſe 1) umfaßt, imbeſchadet der Be 
immun en de3 8 5, alfe Baubetriebe 
der im 5 4 Biffer 1 Eezeichneten Art. 

Bei Baubetrieben, welche ſich auf ver- 
ſchiedene Arten von Bauarbeiten erftreden, 
entjcheidet für die Zugehörigkeit zur Be— 
rufsgenoſſenſchaft der Bauptbetrieb. Auch 
im übrigen folgen Nebenbetriebe ben 
Oauptbetrieben. 

Unternehmer, deren Hauptbetrieb unter 
das vorliegende Geſetz fällt, welche aber 
mit Rückſicht auf Nebenbetriebe bereits 
einer anderen Berufsgenojjenichaft ange 
hören, fcheiden aus ber leßteren mit den 
aus 8 32 de3 Unfallverjicherungsgefeßes 
jid) ergebenden Rechtswirkungen zu dem 
Zeitpunfte aus, mit welchem dieſes Geſetz 
füd die im $ 4 Biff 


iffer 1 bezeichneten 
Betriebe feinem ganzen Umfange nad) 
in Kraft tritt. " 





8 10. Die Mittel zur Deckung der von 
der Berufsgenoffenichaft zu leiſtenden Ent⸗ 
ſchädigungsbeiträge und der Verwaltungs- 
foften werden, vorbehaltlich der Beftim- 
nungen der 88 21 ff., von ben Mit- 
gliedern dur; Zeiträge aufgebradit. Die 

eiträge find fo zu berechnen, daß durch 
diejelben außer ben fonftigen Leiſtungen 
der Berufsgenofienjchaft der Kapitalwert 
der ihr im abgelaufenen Rechnungsjahre 
aur Laft gefallenen Renten gededt wird. 

te Grundfäße für die Berechnung des 
Kapitalivertes werden durch das Reichs— 
Berficherungsamt feitgeitellt. Die Aus— 
ſchreibung der Beiträge erfolgt nad; Maß- 
gabe der in den Betrieben ber Mitglieder 
von ben Verſicherten verdienten Löhne 
und Gehälter, beziehungsweiſe des Jahres⸗ 
arbeitsverdienſtes jugendlicher und nicht 
ausgebildeter Arbeiter ($ 3 Abſatz 3 des 
Unfallverſicherungsgeſetzes), ſowie des ſta⸗ 
tutenmäßigen Gefahrentarifs (828a.a.D.). 

Auf die Beiträge ſind von den 
Genoſſenſchaftsmitgliedern vierteljährliche 
Vorſchuſſe zu leiſten. Tieſelben bemeſſen 
ſich für die einzelnen Mitglieder nach der 
Höhe der für das letzvergangene Rech— 
nungsjahr auf Die verteilten Beiträge und 
betragen jedesmal den vierten Teil der 


legteren, jolange nicht die Genoſſenſchafts⸗ 
verjamnilung einen niedrigeren Betrag ' 


ejegt hat. Für neu eintretende Mit- 

find die Vorſchüſſe nach demieni- 
gen Betrage zu bemeifen, welchen dieje 
Mitglieder nad) Mafgabe ber Unmeldung 
ihrer Betriebe ($ 11) zu den Zahreslaften 
des Teivergangenen Rechnungsjahres 
Den beitragen mäljen, wenn fie in dem⸗ 
efben ſchon Mitglied ber Berufsgenofjen- 
dert gewejen wären. Diejen lebteren 

itgliedern hat ber Vorſtand die Höhe 
de3 von ihnen zu entrichtenden Vor⸗ 
ſchuſſes mitzuteilen. 

Für die Zeit bis zum Abſchluß der 
eriten Jahresrechnung wird ter Betrag 
der Vorſchüſſe der einzelnen Mitglieder 
durch ben Vorſtand mit Genehmigung be3 
Reich3-Verjicherungsamt3 feitgefett und 
durch das zu den Bekanntmachungen ber 
Genoſſenſchaft Lejtimmte Blatt veröffent- 
licht. In gleicher Weiſe find Beſchlüſſe 
der Genoſſenſchaftsverſammlung wegen 
Ermäßigung der Vorſchüſſe zur Kenntnis 
der Beteiligten zu bringen. 

Die Vorſchüſſe find binnen zwei Wochen 
nah den durch das Etatut oder die 
Senoffenfchaftsverfammlung beſtimmten 
Tälligleitsterminen von den Mitgliedern 
ar Genoſſenſchaftsvorſtand einzu- 
zahlen. Auf die Xeitreibung der Vor⸗ 
ſchüſſe findet $ 74 Abſatz 1 des Unfall« 
verficherungsgefegeg Unmendung. | 


8 11. Die Betriebe der im 84 Ziffer 1 
bezeichneten Art find nad den Beltim- 
mungen de3 8 11 des Unfallverficherungs- 
Nur innerhalb einer von dem Neid)3- 

iherungsamt zu beitimmenden unb 
öffentlich befannt zu madjenden Friſt an- 
zumelben. 

Bei Unternehmern von Betrieben diejer 
Art, weldhe ſchon gegenwärtig einer Be— 
rufsgenoſſenſchaft angehören, ift in ber 
Anmeldung anzugeken, ob der angemel- 
dete Betrieb ben Hauptbetrieb oder ben 
Nebenbetrieb bildet unb welcher Berufs- 
genoſſenſchaft der Betrieb bereit3 ange- 
hört. 


teit 
gli 





— — 


g 12. Auf die Berufsgenoſſenſchaft 
finden bie Beſtimmungen des 89 Abt 4 
und 5, des $ 10 Abi. 3 und der 8816, 
17, 19 bi3 33 des Unfallverjicdjerungs- 
gefepes3 Anwendung, und zwar die be& 


— — — 
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3 31 Ziffer 2 und 4 mit der Maßgabe, 
daj der Bundesrat aud) ohne Beſchluß 
der Senoffenfchaftsverfammlungen die im 
81Abſatz 8 a.a.D. Eezeichneten Betriebe 
aus der nah 8 4 Zilfer 1 des gegen- 
märtigen Gejeges gebildeten Berujäge- 
noſſenſchaften ausſcheiden und einer an- 
deren: Berufsgenofjenichaft zuteilen kann. 

Das Senoffenfhaitäftaht muß aud) über 
die Anmeldung und das Ausſcheiden der 
nad) 8 2 verjicherten Unternehmer Bor- 
Ichriften enthalten, fofern nicht von der 
Beſtimmung des $ 16 Abſatz 3 Gebraud; 
gemadjt wird. 





8 13. Die Berufsgenoffenichaft Hat 
einen Reſervefonds anzufammeln. ur 
Bildung desſelben jind den nad) $ 10 Ab- 
jag 1 aufzubringenden Beträgen fünf 
Prozent berjelben folange zuzufchlagen, 
bi3 der Reſervefonds unter Hinzurech⸗ 
nung der Binfen ſeines Beftandes die 
Höhe der erferderlihen Jahresbeiträge 
erreiht. Iſt das Iepiene der Fall, 5 
fönnen die Binfen, ſoweit der Beſtand 
des Reſervefonds nicht niedriger it ala 
der Gefamtbetrag ber aufzubringenden 
Sahresbeiträge, zur Dedung der Genojjen- 
Ichaftslaften verwendet werben. 

Auf Antrag des Genojjenfchaftspor- 
ſtandes kann die Genoſſenſchaftsverſamm⸗ 
lung jederzeit weitere Zuſchläge zum Re— 
ſervefonds beſchließen, ſowie — 

ß derſelbe über den Geſamtbetrag der 
Jahresbeitrãge hinaus erhöht werde. Der⸗ 
artige Beſchlüſſe bedürfen ber Genehmi- 
gung des Reichs⸗Verſicherungsamts. 

In dringenden Bedarfsfällen kann die 
Genoſſenſchaft mit Genehmigung des 
Reichs⸗Verſicherungsamts ſchon vorher die 
inſen und erforderlichenfalls auch ben 
apitalbeſtand des Reſervefonds angreifen. 
Die Wiederergänzung erfolgt alsdann 
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nad) näherer Anordnung bes Reichs⸗Ver⸗ 
jiherungsamt3. 


8 14. Mitglied ber Cenoſſenſchaft iſt 
jeder Unternehmer eine3 Betriebes der in 
$ 9 bezeichneten Urt, ſowie das Neid), 
Die Bundesitaaten, Kommunalverbände 
und anbere öffentliche Korporationen, fo- 
weit dieſe auf Grund ber Beitimmungen 
be3 8 5 ber Berufsgenoffenfchaft beige- 
treten find. 

Die Mitgliedfehaft beginnt für dag 
Neid, und die Bundezftaaten, für Kom⸗ 
munalverbände und andere öffentliche 
Korporationen (8 4 Biffer 2 unb 3), ſo⸗ 
wie für bie Unternehmer der zur Zeit 
ber Genehmigung des Genoffenichafts- 
ftatut3 verfiherungspflichtigen Betriebe 
der im 8 4 Biffer 1 bezeichneten Art 
mit diejem Zeitpunkte Eeziehungsmeife im 
Falle des 8 5 Abſatz 3 mit ber fpäteren 
Beitrittzerflärung, für die Unternehmer 
[päter entitehenber ‘Betriebe ber im 8 4 
Ziffer 1 gedachten Art mit ber Eröffnung 
de3 Betriebe 


8 15. Jedes Mitglied der Genofien- 
Ichaft, welches feinen Betrieb nicht bereits 
nach) $ 11 angemeldet hat, ift verpflichtet, 
binnen einer Woche nach dem Beginn der 
Mitgliedſchaft ($ 14) der unteren Xer- 
waltung3behörbe, in deren Seel der Ber 
trieb belegen ift, über benfelben Anzeige 

u erftatten. Auf die Anzeige unb die 

eberweifung des Betriebes finden bie 
Beltimmungen ber 88 35, 36 des Unfall- 
Bone entiprehende An⸗ 
wendung. Dasſelbe gilt von den Be 
ftimmungen ber a 37 bis 40 a. a. O. 
über die Eenoſſenſchaftskataſter, die Be- 
trieböveränderungen und das Mitglieder 
verzeichnis. 











III. Unfollverfiherungsanftalt, 


816. In jeder Berufsgenoſſenſchaft 
von Baugewerbetreibenden wird für die 
Verſicherung derjenigen Perſonen, welche 
von den in 8 4 Ziffer 4 Abſatz 1 be- 
eichneteit Unternehmern bei Bauarbeiten 
Derjenigen Art, für welche die Berufs— 
genojjenichaft errichtet ift, in deren Be- 
zirklen befchäftigt werden, einſchließlich ber 


ſelbſtverſicherten Unternehmer diefer Art, ı 


unbejchadet der Beitimmungen des 8 1 
Abi. 4 eine Xerfiherungsanitalt errichtet. 

Den Verjicherungsanftalten ber auf 
Grund des Unfallverſicherungsgeſetzes er- 
richteten Berufsgenoſſenſchaften von Bau⸗ 
gewerbetreibenden werden außer denjent- 
gen Kategorien von Bauarbeiten, für 
welche jie errichtet find, die Eifenbahnz, 
Kanal-, Strom», Deid- und andere Baur 


18” 
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arbeiten (berg, ‚8 4 Biffer 1), gu deren 
Ausführung, einge! n genommen, Ip 
mehr ala Geh rbeitötage ſ 
verwendet worden ſind (vergl. $ 21 lit. )) 
fofern biele 7 Bauarbeiten von den im 8 4 
Hiffer 4 Abſatz 1 bezeichneten Unter 
nehmern ausgeführt werben, innerhalb 
ihrer Bezirke zugewieſen. 

Durch das ee moflenfhaftäftatut kann 
beſtimmt werden, daß auch die Verſicherung 
von Unternehmern (8 2), welche ald Bau» 
Pate find font Mitglieder der Genoffen- 
—— ſind, enbexer von biefen Bau⸗ 
— en 1, "1 nicht veriderten 

tigten, n nicht verjicherten 
Perjonen ($ 2) bei ber eeug: 
anitalt zu erfol ii hat. 

Zräger ber Berfiherungsanftalt i 
Berufsgenofjenichaft. Der Senoffenfe aftse 
vorſtan und die Genoſſenſchaftsverſamm⸗ 
lung, forie die ſonſtigen Organe ber Be- 
augen ſenſchaft ie net bie Sertmaltung 

unbejchabet ber 


Betimmn 3 8 19 dieſes Geſetzes, 
nad Maßgabe der 5 22, 23, 26, 27 des 
Unfallverficherungäge ches. 





8 17. Die Einnahmen und Ausgaben 
ber Derlicherungäaniiait find bejonbers 
zu verrechnen und ihre Beſtände gefonbert 
zu verwahren. 

Für die Verfiherungsanftalt ift ein be 
fonderer Rejervefonds anzujammeln Die 
Verwendung besjelben zu Bmeden ber 
—— — aft iſt unftatthaft. 

Das für die Zwecke der Verſicherungs⸗ 
anſtalt beſtimmte ſonſtige Vermögen darf 
für die übrigen Zwecke der Genoſſenſchaft 
nicht verwendet werden, ſofern nicht das 
Reichs⸗ Verſiche rungsamt auf den Antrag 
des Genoſſenſchaftsvorſtandes eine ſolche 
Verwendung genehmigt. Die Genehmigung 
barf nur erteilt iwerden, wenn der Nach⸗ 
wei erbracht ift, daß der für die Zwecke 
der Verficherungsanjtalt verbleibende Teil 
dieſes Vermögens zur dauernden Befrie- 
Digung der bisher feitgeftellten, von ber 
legteren zu zahlenden Renten und ber 
ſonſtigen Verbindlichleiten ber Verfiche- 
anftalt —— ausreichen wird. 

Die für den Geſchäftsbetrieb der Ver⸗ 
fiherungsanftalt etwa erforderlichen Mittel 
hat die Derufegenofienichaft, jomweit nötig 
aus ihrem Nejervefonds, vorzufchießen. 

Die Berfiherimgsanitalt darf andere 


— ll nn — — 
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als die im 8 16 bezeichneten Verſicherungen 
nicht übernehmen. 

Die von ber Verficherungsanftalt aufzu- 
bringenden „., emmaltungsloiten beitimmen 
ſich nad) ben durch die beſondere Ber- 
waltimg derſelben thatfächlich erforderlich 
geweienen Aufwendungen ; neben benjelben 

ann nach näherer Beltimmung des Reichs⸗ 
Verſicherungsamts als Erſatz des auf die 
————— entfallenden Anteils 

einſamen Verwaltungskoſten 
ein —— erhoben werden. 


8 18, Yür bie Verficherung Sanftalt Hat 
die Genofjenfchaftsverf —— ein Neben⸗ 
ſtatut zu errichten. Dasſelbe muß Beitim- 
mungen treffen 

1. über die Erforderniffe ber An⸗ und 

Abmeldung der im 84 Biffer 4 Abj. 1 
bezeichneten Unternehmer, welche bon 
der Befugnis des 8 2 Ubi. 1 

brauch machen wollen; 

2. über die Abgrenzung der ande 
de3 Boritandes und ber Genofien- 
fchaft3verfammlung bei der Verwal⸗ 
tung der Berjiherungsanitalt ; 

3. über die Anfammlung des vorge 
fchriebenen Reſervefonds; 

4. über die Aufitellung, Prüfung unb 
Abnahme der Sahveeredmung; 

5. über die Veröffentlihung der NRedyr 
nungsabſchlüſſe; 

6. über die Vorausſetzungen einer Ab⸗ 
änberung des Nebenſtatuts. 

Sofern von ber Beſtimmung des 8 16 
Abſat 3 Gebrauch gemacht iſt, muß das 
Nebenſtatut über die An- und Abmeldung 
der demnach verlidjerten Perjonen, ſowie 
über die Einzahlung der für dieſelben zu 
ala renben rämien Vorſchriften ent- 

ten. 


8 19. Duch ba3 Nebenftatut können 
für die Verwaltung ber PVerficherungs- 
anftalt beſondere Organe beitimmt werben. 
Enthält dasſelbe Vorjchriften diefer Art, 
io ift zugleich über ben Sitz dieſer Organe, 
über ihre Zufammeniegung, über bie Ab⸗ 
grenzung ihrer Bezirke, —* über den 
lang ihrer Beugniffe Beltimmung zu 
tve 


Die Abgrenzung der Bezirke dieſer 
Organe und die Wahl ihrer Mitglieder 
kann von der Genoffenichaftsperfammlung 
dem Genojjenichaftsvorjtande übertragen 
werden. 
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Die Bezirfe und die Zufammenfegung ı 
dieſer beionderen Drgane hat ber — 


noſſenſchaftsvorſtand duch den Reiche 
anzeiger befannt zu machen. 





8 20. Das Nebenftatut, ſowie die Ab⸗ 


änderungen beafelben bebürfen ber Ge⸗ 
nehmigung des Reich3-Verjicherungsamts. 
Gegen die Entſcheidung besjelben, durch 
weiche die Genehmigung verfagt wird, 
findet binnen einer Friſt von vier Worhen 
vom Tage der Zuftellung ber Entfcheibung 
an ben Genojjenfchaftsporftand ab bie 
Beſchwerde an den Bundesrat Statt. 
Wird innerhalb diefer Friſt Beſchwerde 
nicht erhoben, oder wirb die Verjagung 
der Genehmigung des Nebenftatut3 vom 
Bundesrat aufrecht erhalten, jo hat das 
Reichs⸗Verſicherungsamt binmen einer von 
ihm zu beitimmenden Friſt eine ander- 
weite Beichlußfajjung ber Genofjenichafts- 


verktmmlung über das Nebenftatut herbei- . 
ren. 


nmt binnen einer von dem 
ichs⸗Verſicherungsamt zu beitimmenden 
Friſt eine Beichlußfaffung über das Neben- 
ftatut nicht zu ftande, oder wird ben über 
dasſelbe gefaßten Beichlüffen die Gench- 


migung wiederum endgültig verjagt, fo | 


wird das Nebenitatut von den Reichs⸗ 
Verſicherungsamt erlajjen. 


Die Beratungen ber Genoffenichafts- 
über das Nebenjtatut | 


verſammlungen 
finden in Gegenwart eines Vertreters 


des Reichs⸗Verſicherungsamts ftatt, wel- | 


cher auf fein Verlangen jederzeit gehört 
werben muß. 





8 21. In ber Berjicherungganitalt er- 

folgt die Unfaliverjichenung: 

a. bei Bauarbeiten, zu deren Auzfüh- 
rung, einzeln genommen, mehr als 
ſechs Arbeitstage thatſächlich verwen⸗ 
det worden ſind, auf Koſten des 


Unternehmers (58 Ziffer 2) gegen | 


fefte, im voraus bemejjene Prämien 
nad 2 ee eine Prämientarifs 
(88 22 fi); 

b. bei Bauarbeiten von geringerer 
Dauer auf Koften ber Perbände 
(8 30), über deren Bezirke die Be- 
rufsgenoſſenſchaft jich erjtredt, geoen 
Beiträge, welche auf dieje Berbänbe 
na aßgabe der in den einzelnen 
3 en für Unfälle bei bern tigen 

auarbeiten thatiächlich erforberlich 
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gewordenen Bahlungen jährlich um⸗ 
gelegt werden. 


22. Die im $ 4 Ziffer 4 Abſatz 1 
aufgeführten Unternehmer, welche Bau- 
arbeiten der im 8 21 lit. a bezeichneten 
Art ausführen, haben von einem von dem 
Reichd-Verfiherungsamt zu beſtimmenden 
und öffentlich bekannt zu machenden Zeit» 
punkte ab der von der Landes⸗Zentral⸗ 
behörde beitimmten Behörbe nach einem 
bon dem Neichöverjicherungsamt vorzu⸗ 
Ichreibenden Formular Tängftens binnen 
drei Tagen nach Ablauf eines jeden Mo— 
nat3 eine Nachweiſung der in dieſem 
Donate bei Ausführung der Bauarbeiten 
verwendeten Wrbeitötage und der von 
den Berjicherten dabei verdienten Löhne 
und Gehälter vorzulegen. 

Someit bie Berpflichteten die Nady 
weiſung nicht zecitgeitig oder nicht volle 
jtändig einreichen, hat die in Gemäßheit 
des eriten Abſatzes von ber Landes 
Bentralbehörbe beſtimmte Behörde dieſe 
Nachweiſungen nad) ihrer Kenntnis der 
Verhältniſſe ſelbſt aufzuftellen oder zu 
ergänzen. Sie kann zu dieſem Zweck 
bie Verpflichteten zu einer Auskunft inner- 
Halb einer zu bejtimmenden Friſt durch 
Gelöftrafen bis zu einhundert Mark an- 
halten. 

Die Nachmeifungen find binnen zwei 
Wochen nad) Ablauf des Salenderbiertel- 
jahre an ben Genoſſenſchaftsvorſtand 
ober das von biefem bezeichnete Organ 
der Genoſſenſchaft einzureichen. Dabei hat 
die in Gemäßheit des erjten Abſatzes 
von dee Landes⸗Zentralbehörde beitimmte 
Behörde zu beicheinigen, daß ihr über 
Die Ausführung weiterer Bauarbeiten, für 
weiche nach den vorftehenden Vorfchriften 
in ihrem Bezirke Nachweifungen vorzue 
legen wären, nichts belannt geworben ſei. 





u legenden Einheitsjäge nad) 
erhältnis3 der bei der Bauausführung 
von den Berjicherten verdienten Löhne 
oder Gehälter (vergl. 8 25 Abſatz 2) be» 
iehungsweiſe de3 in Betracht Tommenden 
Rnhregarbeitänerbienfteg (8 2) dergeitalt 

ichtlich machen, daß fid) ergiebt, wie⸗ 
viel für jede angefangene halbe Mark 
des in Betracht kommenden Lohnez an 
Prämie zu entrichten iſt. 
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Sofern no dem für die Berufsge— 
nojjenjchaft beitehenden Gefahrentarif die 
einzelnen Arten von Bauarbeiten zu ver- 
jhieden bemeijenen Beiträgen herange- 
gogen werben, jind auch die Einheitsfäße 
er an die Berficherungsanftalt zu ent- 
rihtenden Prämien nach dem durch den 
Sefahrentarif ber Genoſſenſchaft feftge- 
ftellten Verhältniſſe verjchieben zu be- 
rechnen. 





8 24. Der Prämientarif wird alle 
drei Jahre von dem Reichs⸗Verſicherungs⸗ 
amt für jede Berufsgenoſſenſchaft nad) 
Anhörung des Vorſtandes berfelben im 
voraus feſtgeſetzt. Als Grundlagen dienen 
der Sapitalmert derjenigen Xeiftungen, 
weile der Verficherungsanftalt aus den 
bei Bauarbeiten der im $ 21 lit. a be- 
zeichneten Art im Jahre durchſchnittlich 
zu erwartenden Unfällen vorausfichtlich 
erwachlen werben, ferner bie zur Bildun 
des vorgejchriebenen Nejervejondz (8 17 
erforderlichen Zuſchläge, fowie ein Pauſch⸗ 
betrag für Verwaltungskoſten, welcher 
nad) der Höhe der in der vorangegangenen 
Periode im Jahresdurchſchnitt für Die 
Verjicherungsanitalt entitandenen Verwal⸗ 
tungstoften (8 17 Abſatz 6) unter Berüd- 
Nfigung des auf die Gemeinden nad) 
i 1 entfallenden Betrages derfelben zu 

erechnen ift. In Abzug zu bringen find 

die Zinſen des Refernefonbs, joweit die» 
felben nicht nach den De limmumgen des 
Nebenſtatuts (8 18 Ziffer 3) dem Reſerve⸗ 
fonds ſelbſt zufließen. 

Die näheren Beſtimmungen über die 
Berechnung des Zuſchlages für Verwal⸗ 
tungskoſten hat das Rei — 
amt zu erlaſſen. Für die erſtmalige 
rechnung wird der Zuſchlag für Ber- 
waltungskoſten von dem Neichd-Berjiche- 
rungsamt nach Anhörung des Genojjen- 
ſchaftsvorſtandes beitimmt. 

Der Prämientarif ift durch den Reichs⸗ 
anzeiger und diejenigen Blätter zu ver- 
Öffentlichen, welche zu ben amtlichen Be- 
kanntmachungen der Landes⸗Zentralbehör⸗ 
ben, ober der höheren Verwaltungsbe⸗ 
hörden, in beren Bezirfen er Geltung 
haben ſoll, bejtimmt find. Die Beröifent- 
lihung erfolgt durch das Reichs⸗Verſiche⸗ 
rungsamt. 

Die Veröffentlichung muß minbefteng 
pei Wochen vor demjenigen Beitpunfte er- 
olgt fein, mit welchem der Zarif in Kraft 
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treten joll. Bis zu diefem Beitpunfte find 
die Prämien nad) dem bisherigen Tarif 
zu erheben. 


8 25. Nach Ablauf des Kalenderviertel- 
jahres wird auf der Grundlage bes Prä- 
mientarifd und der nad) $ 22 Abſ. 3 
eingereichten Nachweifungen vom Ge- 
nojjenfhaftsvorftande die Prämie berech⸗ 
net, melde auf jeden Unternehmer ent- 
fällt, und die Heberolle aufgeftellt. 

Für diejenigen Perfonen, deren bei ber 
Ausführung der Bauarbeit verdiente Löhne 
und Gehälter für ben Arbeitstag ben 
Betrag de3 von der höheren Verwaltungs- 
behörde für den Ort ber Belchäftigung 
feftgejegten ort3üblichen Tagelohnes ge- 
wöhnlicher erwachſener Tagearbeiter nicht 
erreichen, iſt dieſer letztere Betrag der 
—— nung der Prämie zu Grunde zu 
egen. 

Den Gemeindebehörden find bezüglich 
der dem Gemeindebezirke angehörenden 
Unternehmer Auszüge aus ber Heberolle 
mit der Aufforderung zuzuftellen, bie Bei- 
träge einzuziehen und in ganzer Summe 
binnen vier Wochen an den Genoffen- 
ſchaftsvorſtand oder das nad) 8 19 zu- 
ftändige andere Organ der Genoffenichaft 
nad) Abzug ber Portoauslagen einzu- 
jenden. 

Den Gemeinbebehörden ift hierfür von 
ber Berufsgenoffenichaft eine Vergütung 
w gewähren, deren Höhe von ber Landes⸗ 
Bentrafbehörbe im Einvernehmen mit dem 
Reichs⸗Verſicherungsamt feitzuf iſt. 
Für Bauarbeiter, welche von Ge⸗ 
meinde ſelbſt für eigene Rechnung aus⸗ 
geführt werden, wird dieſe Vergütung 
nicht gezahlt. 

Die Gemeinde haftet für diejenigen 
Prämien, bei denen ſie den wirklichen 
Ausfall oder bie fruchtlos erfolgte Zwangs⸗ 
vollftredung nicht nachweiſen Tann, und 
muß fie vorſchußweiſe mit einfenden. 








8 26. Der Auszug aus ber Heberolle 
(8 25) muß diejenigen Angaben enthalten, 
welche die Bahlungspflichtigen in ben 
Stand fegen, die Richtigkeit der ange- 
ftellten Prämienberenung zu prüfen. Die 
—— — hat, be uagıı alioten 
eier n zur Einficht ber Beteiligten 
uagulegen und den Beginn dieſer Friſt 
auf ortsübliche Weiſe bekannt zu machen. 


Binnen einer weiteren Friſt von zwei 
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Boden kann der Zahlungzpflichtige, un⸗ 

beichadet der Verpflichtung zur vorläufi« 

gen Zahlung, gegen die Prämienberech⸗ 

nung bei dem Genojjenfchaftsporftande 

oder dem nach $ 19 zuftändigen anderen 

organe der Senoffenthait Einſpruch er» 
en. 


Der Einſpruch ift nur autälig, wenn 
ſich derjelbe auf unrichtigen Anſatz ber 
Löhne, auf unrichtige Anwendung bez 
Prämientariis, auf Nechenfehler oder auf 
die Behauptung rüpt, daß der in Anspruch 
Genommene zur Entrichtung von Prä- 
mien für die von ihm beicjäftigten Per- 
jonen nicht verpflichtet fei. Auf unrich⸗ 
richtigen Anſatz ber Löhne kann der Ein- 
ſpruch in den Fällen nicht geftügt werben, 
in welchen die Nachweiſung wegen Säum- 
ni3 des Verpflichteten von der Gemeinde» 
behörde aufgejtellt worden mar. 

Wird dem Einfpruch überhaupt nicht 
oder nicht in dem beantragten Umfange 
Folge gegeben, fo fteht dem Bahlungs- 
pflichtigen binnen zwei Wochen nach der 
Buftellung der Sntkheibung des zuftändi- 
gen Genoſſenſchaftsorgans die Beſchwerde 
an bie untere Bermwaltungsbehörde zu. 
Gegen die Enticheibung derjelben ift bin⸗ 
nen zwei Wochen nach der Buftellung Re 
fur3 an da3 Neich3-Berficherungsamt zu- 
läſſig. Derjelbe darf aber nur auf Die 
Behauptung geſtützt werben, daß eine Ver- 
pflichtung zur Entrichtung von Prämien 
nicht vorliege. 


8 27. Für die Prämien und die fon- 
ftigen den unter 8 4 Biffer 4 Abſatz 1 
fallenden Unternehmern in diefem Gejebe 
auferlegten Leiftungen haftet im Falle 
der Hahlungsunfähigleit des Bauunter- 
nehmer® der Bauherr während eines 
Jahres nach der enbakittigen Feſtſtellung 
der betreffenden Verbindlichkeit. 

Sind Zwiſchenunternehmer vorhanden, 
ſo haften dieſe vor dem Bauherrn. 


28. Weitere Zahlungen als die nach 
dieſem Geſetze zu entrichtenden Prämien 
und die wegen Verletzung beſtehender 
Verpflichtungen einzuziehenden Strafen 
und Koften können ſeitens ber Beruf 
genoſſenſchaft von den Unternehmern nicht 
gefordert werden. 


8 29, Für Rommunalverbände, öffent» 
fihe Sorporationen und andere Bau 
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herren, melde regelmäßig ohne Weber- 
tragung an andere Unternehmer Bau- 
arbeiten ausführen, kann auf ihren An⸗ 
trag der Betrag der der Berechnung der 


"Prämien zu Grunde zu legenden Arbeits 


löhne und Gehälter nad) Maßgabe der 
Zahl der im Jahresdurchſchnitt verwen⸗ 
beten Arbeitstage in Pauſch und Bogen 
feitgejegt werden. Derartige Feſtſetzungen 
möüjjen Beftimmungen über die Termine, 
zu weldjen die Prämien einzuzahlen find, 
enihalten. Someit folche Feſtſetzungen ge 
troffen find, finden bie Beltimmungen 
ber 88 22 und 25 keine Anwendung. 





8 30. Die Mittel zur Dedung der 
Entihädigungsbeträge und Verwaltung 
toften, welche der Verſicherungsanſtalt aus 
Unfällen bei ber im $ 21 lit. b bezeich- 
neten Bauarbeiten erwachſen find, werben 
durch Beiträge ber Gemeinden, über deren 
Bezirke die Berufsgenoſſenſchaft ſich er- 
ſtreckt, aufgebracht und auf dieſelben nach 
dem Verhaͤltniſſe der Bevöllkerungsziffer 
jährlich umgelegt. Als Bevölkerungszifſer 
gilt diejenige Zahl von Einwohnern, welche 
aus Anlaß der nächſtvorhergegangenen 
Bollszählung von der zuftändigen Behörde 
amtlich fejtgefegt ift, und zwar von Dem 
auf die Feititellung folgenden Rechnungs⸗ 
jahre ab. 

Durh die Landes-Bentralbehörde kann 
beftimmt werden, baß an Stelle der Ge- 
meinden weitere Kommunalverbände treten, 
oder daß innerhalb bejtimmter Bezirke 
einzelne Gemeinden pur emeinfchaftlichen 
Uebernahme ber aus der Unfallverjicherung 
bei der Verficherungsanftalt ihnen er- 
wachſenden Laft bereinigt werben. Be 
ftimmungen ber legteren Art müſſen Feſt⸗ 
jegungen über bie Vertretung und Ber- 
waltung biefer Vereinigung, ſowie darüber 
enthalten, nad) welchen Grundſätzen bie 
diefen Vereinigungen zur Laft fallenden 
Beträge auf bie einzelnen Gemeinden zu 
verteilen find, 

Die Landes⸗Zentralbehörde kann ferner 
beftimmen, daß die Untegung ftatt auf 
Gemeinden oder weitere Kommunalver- 
bände auf Vermwaltungsbezirfe erfolge, und 
wie von den lehteren die auf fie umgeleg- 
ten Beträge a die einzelnen Gemeinten 
zu verteilen find. | 

Soweit derartige Beltimmungen ber 
Landes⸗Zentralbehoͤrde nicht erlaften jind, 
können Gemeinden Durch übereinftinımende 


280 


Beichlitffe zur gemeinfamen Uebernahme 
der gemäß 8 21 lit. b ihnen zufallenden 
Laften ich vereinigen. Solche Rerein- 
barımgen müſſen Bejlimmungen über bie 
Vertretung und Verwaltung biefer Ver⸗ 
einigungen enthalten und bedürfen ber 
Genehmigung ber Lanbez-Bentralbehörbe. 

Dieje Beltimmungen und Vereinbarun- 
Ben find den betreffenden Berufsgenojjen- 
haften, ſowie dem —— — 
amt mitzuteilen. 





8 81. Der Betrag der auf die Ver⸗ 
bände umgulegenden Verwaliungskoſten 
wird nach Maßgabe der Borichriften bes 
8 24 feitgefept. 

8 32. Innerhalb der einzelnen Ge- 
meinden oder weiteren Kommunalverbänbe 
werben bie aus den Beitimmungen bes 
dl lt. b auf diefelben entfallenben 

jten wie Gemeinbeabgaben aufgebracht. 

Durd) die Lanbeögefeggebung ober 
durch ftatutarische Beſtimmung der ein- 


Unfallverfiderung. — Bauunfallverſicherungsgeſetz. 88 81 bis 36. 


zelnen Gemeinden beziehungsweiſe weite⸗ 
ren Kommunalverbände, welche ber Ge⸗ 
nehmigung ber höheren Verwaltungs⸗ 
behörde bedarf, kann ein anderer Ber 
teilung3maßjtab feitgeftellt, insbeſondere 
beftimmt werden, daß die Laſten von 
den Grund» ober Gebäubebejigern zu 
tragen find. 





833. Auf den bejonderen Reſerve⸗ 
fonds der Verficherungdanftalt haben bie 
Verbände rüdjichtlich ber aus ber Beſtim⸗ 
mung de 821 lit. b ihnen erwachſenden 
Laſten leinen Anfprud). 





8 84. Den Gemeinden im Sinne dieſes 
Cbelegen ftehen die jelbftändigen Guts⸗ 
bezirfe und Gemarkungen gleih. Someit 
den Gemeinden aus dieſem Gejehe Rechte 
oder Berbindlichfeiten erwachſen, tritt an 
die Stelle der Gemeinden der Gutsherr 
oder der Gemarkungsberechtigte. 





IV. Vertretung der Arbeiter. 


85. Für ben Bezirk der auf Grund | 


dieſes Geſetzes errichteten Genoffenjchaft 
oder, fofern biejelbe in Seltionen geteilt 
ift, jeder Seltion werben zum Zweck ber 
Wahl von Beilitern zum Schiebögericht, 
der Begutachtung der zur Verhütung von 


Unfällen zu erlafjenden Vorſchriften und 


der Teilnahme an der Wahl der beiden 
aus der Bahl ber Verficherten zu wäh- 


enden Mitglieder des Neiche-Berfiche 


at Vertreter der "Arbeiter ge- 
wählt. 

Wahlberechtigt find unter den im 8 42 
des Unfallverſicherungsgeſetzes angegebe- 
nen Borausfegungen aud) die Vorjtände 
der Bautcantentaflen (88 69 ff. des Kran⸗ 


Wählbar find nur männlidye, groß- 
jährige, gegen Unfall verjicherte, einer 


wahlberechtigten Krankenkaſſe angehörende 
Deutſche, welche bei Bauarbeiten der Ge⸗ 


der bürgerlichen 


kenverſicherungsgeſetzs vom 15. Juni 


1883, Reicha-Gejegbl. ©. 73). 


noflenfchaftsmitglieder und im Bezirke der 
Geltion beziehungsweiſe der Genofjenfchaft 
dauernd beichäftigt find, fih im Beſitze 

hrenrechte befinden und 
nicht durch richterliche Anordnung in der 
ugmns über ihr Vermögen beſchränkt 
ind. 

Im übrigen finden auch bie Vertreter 
ber Wrbeiter und die Bevollmächtigten 
der Krankenlaſſen i den Unfallunter- 
ſuchungen die 88 41 bis 45 a. a. O 
Anwendung. 


V. Schiedsgerichte. 


836. Tür ben Bezirk der auf Grund 
dieſes Geſetzes errichteten Berufsgenofjen- 
{haft oder, fall3 biejelbe in Sektionen 
geteilt ift, jeder Sektion wird ein Schieds⸗ 

ericht errichtet. Die Yuftändigleit des- 
Fefben erſtreckt ſich auf alle Betriebsun- 
jälle, welche fi in dem Bezirke bes 


1 
j 


Schied3gericht3 bei Bauarbeiten derjenigen 
Urt, für welche die Genoſſenſchaft errichtet 
ift, ereignen, einſchließlich der Unfälle 
ſolcher Perſonen, iveldye in der Verfiche- 


| rungsanftalt verfichert find. 


| 


Die von den 2ertretern ber Wrbeiter 
(8 35) zu mählenben Beiſitzer bes Schieds⸗ 


Unfallverfiherung. — Bauunfallverfiherungsgeieb. 88 37 bis 41. 


gericht3 und deren Stellvertreter müſſen 
den im & 35 Abſatz 3 vorgejehenen Bor- 
ausjegungen genügen und dem Arbeiter 
jtande angehören. 
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Am übrigen finden auch die Schieds 
gerichte die Beitimmungen ber 88 46 bis 
50 des Unfallverſicherungsgeſetzes An- 
wendung. 


VI. Feſtſtellung und Auszahlung der Entfchädigungen. 


87. Auf die Anzeige und Unter 
fuhung der Unfälle, ſowie auf die Yelt- 
ftellung der Entſchädigungen finden die 
Beitimmungen der 8$ 51 bis 58, 59 
Abſatz 1 bis 3, 60, 61 des Unfallverfiche- 
rungsgeſetzes entfprechende Anwendung. 

Die Beitimmung des 8 59 Abſatz 4 
a. a. D. tritt außer Kraft für Betriebs⸗ 
unfälle, weldje Sich bei Bauarbeiten er- 
eignen, nachdem dieſes Geſetz jeinem gan⸗ 
zen Umfange nad) in Kraft getreten ift. 

Die Verpflichtung zur Einreihung von 
Lohn⸗ und Gehaltsnachweifungen ß 8 60 
a. a. O.) eritredt ſich auch auf Unter- 
nehmer, welche nicht Mitglieder der Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaft find. 


8 38. Gegen ben Beicheid, durch wel⸗ 
chen ber Entichädigungsanfpruch abgelehnt 
wird, fowie gegen ben Beſcheid, durch 
welchen die Entſchädigung feitgeitellt wird, 
findet die Berufung auf fchiedsrichterliche 
Entſcheidung ſtatt. Der Beſcheid muß 
Namen und Wohnort des Vorſitzenden des 
für die Berufung zuftändigen Schieds- 
gericht, fowie die Belehrung über bie 
einzubaltende Friſt enthalten. 

Auf die Berufung, auf die Entfcheidung 
des Schiedsgerichts, ſowie auf den Rekurs 
an da3 Reichs⸗Verſicherungsamt finden 
die Beitimmungen der 88 62 — 3 
und 5, 63 a. a. O. entſprechende An⸗ 
wendung. Dasſelbe gilt von den Beſtim⸗ 
mungen ber 8$ 64 bis 66, 68, 69 a. a. O. 
über ben Berecdhtigungsausmweis, die Ver⸗ 
änderung ber erhältniffe, die Yällig- 
feitötermine, die Unpfänbbarfeit der Ent- 
ſchädigungen und die Auszahlungen durch 
die Poſt. 








8 39. Solange der Berechtigte nicht im 
Inlande wohnt, ift die Genoſſenſchaft be- 
fugt, die Zahlung ber Entſchädigungs⸗ 
renten einzuftellen. 

Iſt der Berechtigte ein Ausländer, fo 
fann ihn die Genoſſenſchaft für feinen 
Entſchädigungsanſpruch mit dem drei⸗ 
tachen Betrage ber Yahresrente abfinden. 





— — — — — — — — — 


8 40. Binnen acht Wochen nach Ablauf 
jedes Rechnungsjahres haben die Zentral- 
Poitbehörden dem Genoſſenſchaftsvorſtande 
Nachweiſungen der auf Anweiſung des⸗ 
ſelben geleiſteten Zahlungen zuzuſtellen 
und geihgeitig Die Bottafien zu be 
genen, an welche die zu eritattenden 

eitröge einzuzahlen find. 


8 41. Der Genoſſenſchaftsvorſtand ſtellt 
jeit, welcher Teil der von den Bentral- 
Poftbehörden Tiquidierten Beträge den 
Mitgliedern der Berufsgenoffenichaft, und 
welcher Teil der Verficherungsanftalt zur 
Laſt Fällt. 

Der eritere Teil ift aus den verfügbaren 
Mitteln der Berufsgenoſſenſchaft zu ent- 
nehmen. Sreichaeitig iftn n Be 
ftimmungen ded 8 10 ber Kapitalwert ber 
im vergangenen Rechnungzjahre neu ent- 
ftandenen, der Berufsgenoſſenſchaft er⸗ 
wachlenen Laften zu berechnen und unter 
Berüdfichtigung ber auf Grund bes 8 13 
dieſes Geſehes beziehungsweife ber £8 29 
und 30 des Unfallnerficherungägeiepes 
etma vorliegenden befonderen Verpflich- 
tungen oder Berechtigungen nad) bem 
jejtgeitellten Werteilungsmaßftabe und 
unter Verrechnung ber erhobenen Bor- 
ihüffe (8 10) von den Mitgliedern ein- 
zuziehen. Im übrigen finden die Bejlim- 
mungen ber 88 71 Abſatz 2 und 3, 72, 
73 a. a. O. Unmwendung. 

Der der Verfiherungsanftalt zur Laft 
fallende Teil ift, foweit er durch Um 
fälle verurjacht ift, die fich bei Bauarbeiten 
der im 8 21 lit. a bezeichneten Art er- 
eignet haben, aus ben verfügbaren Be 
ftänden an Prämien zu entnehnen. So— 
weit der Betrag aber durch Unfälle ver- 
urſacht ift, die fich bei Bauarbeiten ber 
im 8 21 lit. b bezeichneten Art ereignet 
haben, ift derjelbe nach dem im 8 30 feit- 
gejegten Maßſtabe auf die im Bezirke 
ber Beruufsgenoſſenſchaft belegenen Ge 
meinden, beziehungsmeije weiteren Kom⸗ 
munalverbände oder Vereinigungen von 
Gemeinden, welche an bie Stelle der Ge⸗ 
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meinden gejegt jind, umzulegen und von 
ihnen einzuziehen. Denfelben it zu dieſem 
Zweck ein Auszug aus der aufzuftellen- 
den Heberolle mit der Aufforderung zur 
zuftellen, den feitgelegten Betrag bei Ver⸗ 
meidung ber ggmangstweilen Betreibung 
binnen zwei Wochen einzuzahlen. ®er 
Auszug muß diejenigen Angaben ent- 
halten welche die Gemeinden ꝛc. in den 
Stand ſetzen, bie Richtigkeit der ange- 
ftellten Veitragsberechnung zu prüfen. 
. Den Gemeinden ꝛc. flehen gegen bie Feſt⸗ 

jtellung ihrer Beiträge, unbefchadet ber 
Verpflichtung zu fofortigen Zahlung, bie 
im 8 73 a. a. 
mittel zu; die Beſchwerde iſt jedoch nur 
zuläſſig, wenn ſich dieſelbe entweder auf 
Rechenfehler oder auf Irrtümer bei Anſatz 
der Bevölkerungsziffer gründet. 


8 42, Rückſtändige Beiträge und Prä- 
mien, jowie die im Falle einer Betriebg- 
einjtellung von Geimerbetreibeuden etwa 
zu leijtenden Kautionsbeträge 6 12 dieſes 
Geſetzes beziehungsweiſe 8 17 Ziffer 7 
des Unfallverſicherungsgeſetzes) werden in 
derſelben Weiſe beigetrieben, wie Ge⸗ 
meindeabgaben. Dasſelbe gilt von ben 
Strafzufchlägen in dem alle der Ub- 
lehnung von Wahlen ($ 12 dieſes Geſetzes 





D., angegebenen Rechts⸗ 


Unfallverſicherung. — Bauunfallverfiherungsgeieg. 88 42 bis 44. 


beziehungsweife 8 24 Abſatz 3 des Un- 
fallverficherungsgejeßes). 

Uneinziehbare Beiträge und Präm.en 
fallen der Ceſamtheit der Berufägenofien 
beziehungsweiſe der in der Verſicherungs⸗ 
anjtalt verjicherten Unternehmer zur Lait. 
Sie find voridußreije aus dem Betrieb 
fonds oder erfjorderlicyenfall3 aus dem 
Nefervefonds der Berußßgenofienfchaft be⸗ 
ziehungsweiſe der Xerficherungsanftalt zu 
decken und bei den Beiträgen des nächjten 
Sahres, beziehungsweife bei Feſtſtellung 
de3 neuen Prämientarif3 zu berüdlichtigen. 

Die Beitimmungen des 8 
ſauverſicherungsgeſebes finden Anwen⸗ 
ng. 





848. Verfügbare Gelder und Wert- 
papiere find bei einer zur Aufbewahrung 
von Geldern oder Wertpapieren befugten 
öffentlichen Behörde oder Kaſſe nieder- 
zulegen. 

Das Rechnungsjahr beginnt nit dem 
1. Samuar und endet mit dem 31. De- 
zember. 

Im übrigen finden die Beitimmungen 
der 88 76 und 77 des Unfallverjicherungs 
geſezes Anwendung. 





VI. Unfallverhütung. Beaufſichtignng. 


8 44. Die Beſtimmungen bes 88 78 
bi3 86 des Unfallverſicherungsgeſetzes 
finben mit folgenden Maßgaben Anwen⸗ 
una: 


g: | 

1. Unfallverhütungsvorichriften können 
auch Für die Bauarbeiten derjenigen 
Unternehmer erlaffen werben, welche 
nicht Mitglieder der Genojfenichaft 
find, aber in dem Bezirke derfelben 
Bauarbeiten ausführen. 

Sn ben Unfelberhütungsvorihrif- 
ter, welche auf derartige Bauarbeiten 
Anwendung finden follen, find für 
bie Zuwiderhandelnden Zuſchläge bis 

.zum boppelten Betrage der Prämie 
oder, fofern e3 ſich um Bauarbeiten 
ber im 8 21 lit. b. bezeichneten 
Art Handelt, Erelutivftrafen bis zu 
einhundert Mark anzubrofen. Die 
Vorichriften find von der höheren 
Verwaltungsbehörde in geeigneter 
Weile zu veröffentlichen. 


2. Zur Feſtſetzung der im 8 78 Bilfer 2 
0.0.0. borgelehenen Geldſtrafen find 


neben den Boritänben der Betrieb3- 
(Bebrit) Krankenkaſſen aud) Die 
orftände ber Baukrankenkaſſen 


(88 69 ff. des Krankenverſicherungs- 
geſetzes) befugt, ſofern eine folche * 
die Bauarbeit oder den ieb, bei 
dem ber Zuwiderhandelnde beſchäftigt 
war, errichtet iſt 

Die Berechtigung der Genoſſenſchaft 
zur Ueberwachung der Betriebe und 
die Verpflichtungen der Unternehmer 
wegen Geſtattung des Zutritts zu 
ben Betriebsſtätten und wegen Vor⸗ 
legung ihrer Bücher und Nachweiſun⸗ 
gen erſtrecken ſich auch auf Unter- 
nehmer, welche, ohne Mitglied der 
Genoſſenſchaft zu ſein, in dem Bezirke 
derſelben Bauarbeiten ausführen. 


75 des Un⸗ 





Unfallverjiherung. — Bauunfallverficherungsgefeg. 88 45 bis 49. 382 


8 45. Wegen der Organiſation und 
Buftändigfeit des Reichs-Verſicherungs⸗ 
amt3 und der Landes⸗Verſicherungsämter 
bewenbet e3 bei ben Beltimmungen der 
88 87 bi3 93 des Unfallverjicherungg- 
geieges, ſowie des 101 Abjag 2 bis 5 
des Gefepes, betreifend die Unfall- und 
Krantenverjicherung der in land- und 
forftwirtichajtlichen Betrieben beſchäftigten 
PVerjonen, vom 5. Mai 1886 (Reichs 
Geſetzbl. ©. 132). 


Soweit hiernach ein Landes-Verficze- 
rung5amt zur Beaufficdhtigung der Ge 
noſſenſchaft und zur Entſcheidung der in 
Bezirfe derſelben vorkommenden Strei- 
tigleiten befugt ift, gehen Die in den 88 10, 
17, 20,.24, 25, 26, 30, 31, 38, 41 dem 
Reichs⸗Verſicherungsayit übertragenen Zu⸗ 
ftändigleiten auf däs Landes-Verſiche⸗ 
rungsamt über. 


VII. Bauarbeiten für Rechnung -des Reichs, der Bundesſtaaten, 
von Kommunalverbänden und Korporationen. 


8 46. Tür Bauarbeiten des Reichs, 
eined Bundesſtaates, eines nad) den Be- 
ſtimmungen des 8 4 Biffer 3 für Iel- 
ſtungsfähig erflärten Konımunalverbandes 
oder eimer anderen öffentlichen Korpora⸗ 
tion, bei welden nad) 4 Ziffer 2 
und 3 bei Anwendung dieſes Gejeped an 
Die Stelle ber Verursgenoffenichaft das 
Neich, der betrejiende Bundesjtaat, der 
betreifende Kommunalverband oder die 
Korporation tritt, werben die Befugniſſe 
und Obliegenbeiten der Genoſſenſchafts⸗ 
verfiammlung und des Genofjenfchafts- 
vorjtandes dur Audführungsbehörden 
wahrgenommen, weldje für die Reichs⸗ 
verwaltungen von dem Neichölungier, im 
übrigen von der Landed-Bentralbehörbe 
zu bezeichnen find. Dem Reichs-⸗Verſiche⸗ 
rungsamt ift mitzuteilen, welche Behör- 


Fand al3 Ausjührungsbehörden bezeichnet 
ind. 





8 47. Soweit das Reich oder ein Bun- 
desitaat, ein ommunalverband oder eine 
andere öffentliche Korporation an bie 
Stelle der Berufsgenoſſenſchaft tritt & 4 
Ziffer 2 und 3), finden die 889 bis 34, 
41, 42 Wbjag 1 und 2, 43 Übjap 1, 44 
dieſes Geſetzes, ſowie die , 71 bis 
74, 75, Yet 2 und 3, 76, 87 Ubf. 1, 
88, 89, |} Wbfag 1, lit. a, d, e, 103 
bi8 108 des Unfaliverficherungsgejepes 
feine Anwendung. Dagegen find die Be- 
ftimmungen der 88 3 bis 10 des Gejeges, 
betreffend die Ausdehnung ber Unfall 
und Sranlenverjicherung, vom 28. Mai 
1885 (Reichs⸗Geſetzbl. ©. 159) entſpre⸗ 
chend anzıımenden. 


I. Schluß- und Strafbefiimmungen. 


re Die Beitimmungen ber 88 2, 5, 
9 iop 2, 12 Abſaß 2, 35 bis 40, 41 
Abſatz 1 und 3, 42 bis 45, 49, 50 finden 
ebenfo wie die Vorſchriften ber 88 16 
bi 34 bei den im Geltung3bereidye des 
Unfallverficherungsgefeges errichteten Be⸗ 
rufsgenofienichaften für WBaugewerbetrei- 
bende gleichfall3 Anwendung. Die Be- 
ftim en bed 8 10 Abſatz 2 und 4 
innen für diefe Berufögenoifenfchaften 
buch d das Genofjenichaftzitatut eingeführt 


wer 

Die Vorſchriften des 8 39 gelten aud) 
fir die nach) bem Gelege, betreffend bie 
Ausdehnung der Unjall- und Krankenver⸗ 
fiherung, vom 28. Mai 1885 (Reichs⸗ 


Geſetzbl. S. 159) verjicherten, bei Bau⸗ 
arbeiten bejchäftigten Perſonen. 


8 49. Tür Urbeiter, welche bei Bau- 
arbeiten ber im 8 4 Ziffer 4 Abjap 1 
bezeichneten Art beichäftigt, aber nicht 
nad) den Beſtimmungen des Krankenver⸗ 
ſicherungsgeſetzes gegen Krankheit ver- 
ſichert Find, bleiben die auf landesge- 
feglihen Beitimmungen beruhenden Un- 
iprüche auf erg des infolge eines Un⸗ 
fall3 erlittenen Schadens für die Dauer 
der erften dreizehn Wochen nach bem 
Unfalle vorbehalten. 

Im übrigen finden die Vorjchriften ber 
88 95 bis 109 des Unfallverjicherungs- 
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geieges entiprechende Anwendung, bie 

teafbeftimmungen ber 185 103 bis 108 
a. a. O. insbeſondere bezüglich der 
Einreichung und Richtigkeit der für die 
Berechnung der Prämien maßgebenben 
Nachmeijungen ($ 22). 





8 50. Suftelungen, weiche den Lauf 
bon Friſten bedingen, erfolgen durch Die 
Pott mittelſt —— — Briefes. Der 

Beweis der Zuſtellung kann auch durch 


behördliche Beglaubigung geführt werden. 


Unfallverfiherung. — Bauunfallverficherungsgefeg. 88 50 bis 51. 


8 51. Die Vejtimmungen der 88 9 bis 
24, 30, 32 Abfab 2, 34, 35, 36, 39, 45 
bis 48, 50 und bie auf biefe Paragraphen 
bezüiglichen Gtrafbeitimmungen, ſowie 
jenigen Vorichriften, welhe zur Durch⸗ 
führung der in diefen Paragraphen ge- 
teoffenen Anordnungen dienen, treten mit 
dem Tage ber Berkündung biefed Geſetzes 
in Kraft. 

Sm übri wird ber Zeitpunkt, mit 
welchem dieſes Gejeß ganz oder teilmeije 
für den Umfang des Reichs oder einzelner 
Zeile desjelben in Sraft tritt, mit Zur 
ftimmung des Bundesrat3 ducch Kaiſer⸗ 
liche Verordnung beſtimmt. 





Ü. 
Ausführungsßeffimmungen. 


I. Anleitung (a) des Reichs⸗Verſicherungsamts, betreffend die 
Anmeldung der nad) dem Unfallverficherungögejet verſicherungs⸗ 
pilichtigen Betriebe. 

(8 11 des Unfallverfiderungsgefetes.) 

Bom 14. Juli 1884 (U. N. 85 ©. 374, 346). 


— — — 


1. ae — erſtreckt ſich 
auf alle IE Serficherum pflichtigen, d. 
unter ben 8 1 be3 Unfallv erficherungs- 
gefeges fallenden Betriebe. Zu dieſem 
gehören: 

a. Bergwerte, Salinen und Aufberei- 

tungsanftalten, 

b. Stembrüdhe, Sräbereien (Gruben), 

Werften und Bauhöfe 
c. Yabriten aller Art und Hüttenierfe. 
us Fabrilen gelten insbeſondere — 
auch wenn bied nach dem Sp ebrauch 
peifefbeft fein follte — alle Betriebe, 
welchen die Bearbeitung oder Verarbei- 
mg bon enftänden gemerbömäßig 
hrt wird ımd zu dieſem Zwecke 
end „sen Arbeiter regelmäßig be 

— 5* werden. 

muß 3. B. ein Bäder, welcher 
in feinem Vädereibetriebe mindeſtens zehn 


Arbeiter re elmäßig beichäftigt, diefen Be- | 


trieb anme 
d. alle Berriee, in weldiem Dampf- 
fejfel oder durch elementare Kraft 


ar afler, zempt, $ Gag, 
tuft 2.) beivegte Tri e zur Ber- 
wendung Tommen. ; 
Hiernach muß z. B. ein Schneider, wel⸗ 
cher mit einem Gasmotor und einem 


°® 





rins arbeitet, ſeinen Betrieb anmel⸗ 


den Betriebe, in welchen Exploſivſtoffe 
ober explodierende Gegenſtãnde ge⸗ 
werbömäßig erzeugt werden; 

f. jeder Gewerbebetrieb, welcher fich auf 
eine der nadjitehend bezeichneten Ar⸗ 
beiten: Maurer⸗, Bimmer-, Dad. 
beder-, Steinhauer-, Brunnen- ober 
Schomiteinfegerarbeiten eritredt. 

2. Richt verierungs Spflichtig und da» 
her aud) nicht anzumelden find, Vetriebe 
aller Art, in welchen ber Unternehmer 
allein und ohne Gehitfen, Lehrlinge ober 
Ionffige Arbeiter thätig ift. 

odenn fallen nicht unter das Geſetz: 
a. bie Land» und Forſtwirtſchaft ein- 

Schließlich der Gärtnerei, des Obſt⸗ 

| und Weinbaues, bie Viehzucht und 

Fiſcherei. 





Die Benutzung einer feſtſtehenden oder 
transportablen Kraftmaſchine (Lokomo⸗ 
bile zc.) zu landwirtſchaftlichen Arbeiten, 
z. B. zum Pflügen, Mäaähen, Dreſchen, 
he Pedienung einer Entwälferungsanlage 
macht an lichen Betrieb 
ni verjicherungspflichtig 
and» und fortirtfchaftfiche Nebenbe- 
triebe, d. h. geiverbliche Anlagen zur Ver⸗ 
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arbeitung der in der Land⸗ und Forſtwirt⸗ 
ſchaft gewonnenen rohen Naturprodukte, 
wie Brennereien, Ziegeleien, Stärkefa⸗ 
brifen ꝛc. find nur dann anzumelden, wenn 
ſie unter den 1 oder 4 des 
Geſetzes fallen, insbelondere alfo, wenn 
fie nad) der Art und dem Umfang be3 
Betriebes als Fabriken anzujehen find. 
Hiernad) find die Brennereien auf großen 
Gütern als Fabrilen zur Anmeldung zu 
bringen, nicht dagegen die als landiwirt- 
ſchaftliche Nebengewerbe vorkommenden 
Heinen Haus-Brennereien und⸗Brauereien, 
weiche den fjogenaunten Haustrunk be- 
reiten oder nur in ganz geringem Um—⸗ 
fange betrieben werben. 

etieider, Del- und Walkmühlen, welche 
zu einem Gute gehörig, in ber Hauptſache 
gegen Entgelt für Dritte arbeiten und da- 
neben ben Bedarf des Gutsbeſitzers und 
feiner Leute mitbeden, jind anzumelden. 

Nichtverſicherungspflichtig ift ferner: 

b. das Handwerk, foweit nicht die un⸗ 
ter 1 c big £ bezeichneten Merfmale 
für den Betrieb zutreffen. Außerdem 
ift zu beachten, daß handwerksmäßige 
Betriebdanlagen, welche weſentliche 
Beſtandteile eines der unter 1 be— 

zeichneten Betriebe ſind, z. B. eine 

Schloſſerei in einer Baumwollſpin- 
nerei, mit dem Hauptbetriebe ver⸗ 
ſicherungspflichtig find. 

Endlich: 

c. ſind nicht verſicherungspflichtig Das 
Handels⸗ und Transportgewerbe, ſo⸗ 
wie die Gaſt- und Schankwirtſchaft. 
Eiſenbahn- und Schiffahrtsbetriebe 
jedoch, welche weſentliche Beſtandteile 
eines der unter 1 bezeichneten Be- 
triebe ſind, z. B. ein Eiſenbahnbetrieb 
auf einem Hüttenwerke, fallen mit 
dem Hauptbetrieb unter das Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetz. 

3. Nach Ziffer 1 A werden Betriebe, 
in welchen Dampffelfel oder durch elemen- 
tare Kraft bewegte Motoren zur Ber- 
wendung kommen, als verficherungs- 
pflichtig angefehen. Gleichwohl bleiben 


befreit, wenn die Motoren nur vorüber» 
gehend und ohne daß fie zur Betrichs- 
anlage gehören, benugt werden, — vor⸗ 
ausgeſetzt, daß ſolche Betriebe nicht ohne 
hin nach den übrigen Beſtimmungen der 
Ziffer 1 veriicherungapflichtig find. 


| 
| 


Anleitung (a), betreffend die Anmeldungen. 8 35 U.V.G. 


ſolche Betriebe von der Verſicherungspflicht 


Die vorübergehende Denupung eined 
zur Betriebsanlage gehörenden, durch 
elementare Sraft betriebenen Motors, 
3. B. die vorübergehende Benupung einer 
zur Betrieb3anlage gehörenden Turbine 
ur Winterszeit, macht den Betrieb ver 
Fherungapffschtig, Ebenſo begründet bie 
Dauernde Benugung eine3 nicht zur Der 
triebsanlage gehörenden Motors, 3. B. 
einer Xolomobile oder einer gemieteten, 
aus einem Nachbarhauſe berrührenden 
ftationären Kraft die Verſicherungspflicht 
des Betriebes. 

4. Als ‚„Aufbereitungsanftalten” find 
anzumelden: gewerblide Anlagen zur 
mechanischen Reinigung bergmänniſch ge 
wonnener Erze, 

als „Steinbrüche“: ſolche Anlagen, in 
denen bie Gewinnung von Steinen ge 
werbsmäßig und nad) technifd;en Regeln 
über oder unter ber Erde erfolgt, 

als „Gräbereien (Gruben)”: die auf 
die Gewinnung der in den jogenannten 
oberflächlichen Xagerjtätten vorkommenden 
Mineralien (Mergel, Kies, Sand, Thon, 
Lehm ꝛc.) gerichteten lagen, in denen 
ein gewerbsmäßiger und nad) technifchen 
Regeln auögeführter Betrieb jtattfindet. 
Die Ausbeutung eined eigenen Mergel- 
oder Torflager3 zum Gebraud) auf dem 
eigenen Acker oder in der eigenen Haus 
haltung, ſowie der nicht nad) technifchen 
Regeln erfolgende üblidye Torfitich bäuer- 
licher Befiger, auch wenn ber Torf ver- 
fauft wird, fällt nicht unter das Geſetz. 
— Rad) technischen Negeln gewerbsmäßig 
betriebene Bernſtein⸗, Torfe, Kies⸗ ıc. 
Baggereien jind als Gräbereien (Gruben) 
anzumelden. 

As „Bauhöfe“ find anzumelden: Die 
auf eine gewifle Dauer berechneten An- 
lagen für Bauarbeiten (3. B. für Bor 
richtung von Zimmerungen ıc.). 

5. Wer die Straft feines ftationären 
Motord an verſchiedene Geiverbetreibende 
vermictet, muß, auch wenn er felbit bie 
Kraft nicht benugt, diefen Gewerbebetrieb 
mit Beziehung auf feinen Maſchinen⸗ 
wärter, Heizer 2c. anmelden. Desgleichen 
ſind die einzelnen Unternehmer der von 
dieſem Motor bewegten Betriebe für ihre 
Unternehmungen anmeldungspflichtig. 
(Bol. Ziffer 3 Schlußſatz.) 

6. Die gewerbömäßigen Betriebe der 
Maurer, Zimmerer, Dachdecker, Stein 








Anleitung (a), betreffend die Anmeldungen. 8 351.8 ©. 


hauer, Brunnenmacher und Echornftein- 
feger find anzumelden, wenn in denfelben 
aud) nur ein Lehrling befchäftigt wird, 
einerlei, ob es fi um Neubauten ac. 
oder Reparaturen ıc. hanbelt. 

Perjonen, welche nicht gewerbsmäßig 
Maurer- ⁊xx. Arbeiten ausführen, unter- 
liegen der Anmeldungspflicht nicht, wenn 
jie einen Bau durch direft angenommene 
Arbeiter im Regiebetriebe ausführen laffen. 

Andererſeits brauchen die Unternehmer 
das Bauhandiverf nicht perfönlich erlernt 
zu haben oder felbft auszuüben, um wegen 
ihrer Maurer⸗, Zimmer, Dachdederge- 
jellen anmeldungäpftichtig fein. Zur Be- 
gründung der Anmeldungspflicht genügt 
e3, daß der betreffende Wrbeitgeber ge— 
werbsmäßig Maurer- 2c. Arbeiten aus⸗ 
führen läßt. 

Nur die Zahl der im Maurer-, Bim- 
mer», Dadjd.der-, Eteinhauer-, Brunnen- 
macher⸗, Schornfteinfeger-Gewerbe durch⸗ 
ſchnittlich beſchäftigten Arbeiter iſt anzu- 
melden. Die Zahl der von dem Bau- 
unternehmer etwa mitbeſchäftigten Tiſch⸗ 
ler, Glaſer, Anſtreicher, ꝛ⁊c. iſt nicht mit 
anzumelden, es ſei denn, die Tiſchlerei ꝛc. 
von ihm fabrikmäßig (oben Ziffer 1c,d) 
betrieben wird und deshalb für ſich ver- 
ſicherungspflichtig ift. 

Erdarbeiter für Wege, Kanal⸗, Eiſen⸗ 


bahn 2c. Bauten find nicht anzumelden. | 


. Bei der Anmeldung iſt der, Öegen- 
ftand des Betreibe3 genau zu bezeichnen. 
E3 genügt & 
Spinnerei, Weberei, Mühle anzumelden, 
fondern es muß aus der Angabe hervor- 
gehen, was gejiponnen, gemwebt oder auf 
der Mühle verarbeitet wird. 

Umfaßt ein Betrieb wejentlidye Beſtand⸗ 
teile verjchiedenartiger Induſtriezweige, 
3 B. Baummoll-Spinnerei, «Weberei und 
«Färberei, jo find dieſe Beltanbteile bei 
der Anmeldung ſämtlich anzugeben, und 
geichzeitig ijt derjenige WBeltandteil her- 
porzuheben, welcher al3 der Yauptbetrich 
anzufehen ijt. 

8 In. der Anmeldung ift ferner bie 
Urt des Betriebes genau zu bezeichnen, 
insbejondere ob derjelbe lediglich ein 
Handbetrieb ift oder unter Benutzung ele⸗ 
mentarer Kräfte (Wind, Waller, Dampf, 
Gas, heiße Luft 2c.) erjolgt. 

9. Zur Unmeldung verpflichtet ift der 
Unternehmer des Betriebes oder fein gc» 
ſetzlicher Vertreter. Als Unternehmer gilt 





B. nicht, den Betrieb ala | 
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derjenige, für deſſen Rechnung der Betrieb 
erfolgt, demnach bei verpacdhteten Betrie- 
ben der Pächter, bei Betrieben, welche im 
Nießbrauch befeffen werden, der Nieb- 
raucher. 

Für die Anmeldbungspflicht iſt es ein⸗ 
flußlos, ob ber Betrieb im Beſitze von 
phyſiſchen ober juriftifchen Perfonen, des 
Reichs, eined Bundesſtaats, eines Kom⸗ 
munalverbandes oder einer Privatperſon 


10. Die Bahl aller in dem Betriebe 
durchſchnittlich beſchäftigten verficherungs- 
pflichtigen Perſonen muß in der Anmel⸗ 
dung angegeben ſein, einerlei, ob dieſelben 
Inlaͤnder oder Ausländer, männlichen oder 
weiblichen Gefchlechts, ob fie ermachfene 
Ürbeiter, junge Leute oder Kinder, Lehr⸗ 
linge mit oder ohne Kohn find, ob fie 
dauernd oder vorübergehend beſchäftigt 
werben. Beamte mit mehr als 2000 Mart 
Jahresverdienſt find nicht mitzuzählen. 
11. Bei Betrieben, welche regelmäßig 
nur eine beitimmte Zeit des Jahres ar- 
beiten (‚Zuderfabrifen, Brauereien, Bau⸗ 
betriebe 2c.), ift Die angumelbende („burd- 
ſchnittliche“) Arbeiterzahl diejenige, welche 
ſich für die Beit des regelmäßigen vollen 
Betriebes, alſo bei Maurern während des 
Sommers, ergiebt. ‘ 

12. As „in dem Betriebe beichäftigt” 
find diejenigen anzumelden, welche in dem 
Betriebsdienſte ftehen und Wrbeiten, Die 
zu dem Betriebe der Fabrik 2c. gehören, 
zu verrichten haben, ohne Rüdficht dar⸗ 
auf, ob die Verrichtung innerhalb oder 
außerhalb der Betriebsanlage (der Yabrif- 
höfe 2c.) erfolgt. 

13. Gelbitändige Gewerbetreibende, 
welde in eigener Betricbsitätte im Auf 
trage oder für Rechnung anderer Gewerb⸗ 
treibenden mit der Heritellung ober Be- 
arbeitung gewerblicher Erzeugniſſe (d. h. 
in der Hausinduftrie) beichäftigt werden, 
find bei der Anmeldung nicht mitzuzählen. 
Ein Kaufmann (Fabrikat), welcher 100 
Hausweber beſchäftigt, hat deshalb allein 
noch keinen verjicherungspflichtigen Be» 
trieb. 

Sollte dagegen ein Hausweber an ſei— 
tem mitteljt clementarer Kraft betriebc- 
nen Mebjtuhl einen Arbeiter bejchäjtigen, 


ſo müßte der Hausweber vun der Fabri⸗ 


lant, für den er arbeiter) diejen BBetrich 
gemäß Ziffer 1 d anmelden. 
14. Für Die Unmeldung wird die Be- 
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— des nachſtehenden Formulars em⸗ 
pfo 


15. Iſt ein Unternehmer zweifelhaft, 
ob er ſeinen Betrieb anzumelden habe 
oder nicht, ſo wird derſelbe gut thun, die 
Anmeldungsfriſt nicht unbenutzt verſtrei⸗ 
chen zu laſſen, wenn er ſicher ſein will, 
ben aus der Nichtanmeldung eines ver⸗ 
feherungäpilichtigen Betriebes ſich er — 

Nachteilen zu entgehen. Hi 
ee ihm unbenommen, in dem For 


mulare, Spalte „Bemerkungen“, die 
Gründe anzugeben, aus denen er bie An⸗ 
melbumgantticht bezweifelt. 
Schließlich werden bie beteili ten 

Betrichönmiermehrner noch bejonbers 
auf aufmerkſam gemacht, daß, wenn fie 
bie vorgeichriebene Anmeldung nicht bis 
um 1. Geptember 1884 .eritatten, fie 
terzu durch Geldftrafen im Betrage bis 
u einhundert Mark angehalten werben 
Önnen. 


II. Anleitung (b) des Neich3-Berfiherungsamts, betreffend die 
Anmeldung der nad) dem Ausdehnungsgeſetz verſicherungspflichtigen 
Betriebe. 


(8 1 des Geſetzes vom 28. Mai 1885 und 8 11 des Unfallverfiherungsgeieges 
bom 6. Zuli 1884.) 


Bom 5. Juni 1885 (RU. Nr. 130). 


P Die Ammeldungspflicht erſtreckt ſich 
au 
a. Pc gewerbömäßigen Fuhrwerksbe⸗ 


b. den gemwerbsmäßigen Speditions⸗, 
Speicher⸗ und Sellereibetrieb, 
c. den Gewerbebetrieb der Güterpader, 
Güterlader, Schaffer, Brader, Wäger, 
Mefjer, Schauer und GStauer, 
ad. den Geiverbebetrieb des Gchifis- 
ziehens (Treidelei), endlich 
r auf die folgenden Betriebe, fofern 
beren Verwaltung nicht vom Reich 
oder bon einem Bunbesjtaat für 
Reichs⸗ besichumgäiveife Staatsrech⸗ 
nung geführt wir 
. ben Betrieb der Eiſenbahnverwal⸗ 
waltungen einfchließlich der Baus 
ten, welche von dieſen Verwal⸗ 


aggereibetrieb, 
Y. den Binnenjchffapete-, Flößerei⸗, 
Prahm⸗ und Fährbetrieb. 

2. Gewerbsmäßig iſt ein Fuhrwerks⸗ 
betrieb, wenn aus dem Betriebe des Fuhr⸗ 
werls ein Gewerbe gemacht wird, das 
Fuhrwerk alſo zu Zwecken des Erwerb, 
als unmittelbare Einnahmequelle, fůr 
einige Dauer betrieben wird. Hierher ge- 
hören insbejondere die Betriebe der 


Drofchten- und Ommibusinhaber, der 
Pofthalter und Frachtfuhrleute, auch die 
jogenannten Hotelwagen, melde gegen 
Entgelt. die Reiſenden von ben Gafthöfen 
nach den Bahnhöfen bringen und von 


dort a hr 
hrwerk dagegen, welches von 
einem _Geiverbetreibenden (Kaufmann, 
Urzt, Mepger, Bäder) zu Biveden feines 
fonjtigen Gewerbebetriebe verwandt wird 
und nicht ala unmitbe bare Einnahmequelle 
dient, iſt nicht ald gewerbsmäßig betrieben 
im Sinne de3 Geſetzes aufzufaſſen. Eben- 
joiveni gehören hierher die zum gemöhn- 
hen Öebrande dienenden Kutſchfuhrwerke 
von —— — ſowie dad Fuhrwerk 
eines Landmanns, welcher gelegentlich 
gegen Ent igelt Perfonen befördert oder 
etwa zur Winterzzeit feine für Me Land» 
wirtichaft entbehrlichen Geſpanne vorüber⸗ 
gehend zu GSteinfuhren für einen Chauifee- 
bau oder degeiden egen Entgelt dar⸗ 
bietet, es ſei er für einen ſol⸗ 
chen Erwerb befonbere Einrichtungen trifft, 
aus denen ſich die Kriterien eines ge 
werbömäßigen Fuhrwerksbetriebes ergeben. 
3. Der Speicher- unb Stellereibetrieb 
muß gleih dem Speditiondbetrieb, mit 
weichem berfelbe im unmittelbaren Zu⸗ 
fammenhang im Geſetz genannt wird, 
ebenfall8 ein geiwerb3mäßiger jein, wenn 
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der linternehmer zu beifen Anmeldung 
verpflichtet fein joll. Auch Hier kommt 
es aljo darauf an, daß ber Betrieb zu 
Zweden bes Erwerbs für einige Dauer 
erfolgt, fei e8, indem and der Speicherei 
ober Rellerei ein jelbitändiges Gewerbe 
gemacht wird, wie beim Dod- oder PBad- 
hofsbetriebe in großen Städten, bei Altien- 

i ꝛc., ſei es, indem bie übrige 
Gewerbebetrieb bes Speicherei⸗ oder Kelle⸗ 
reibeſitzers ſo meienttich mit dem Betriebe 
ber Speicherei oder Kellerei zujammen- 
hängt ober von diefem jo jehr abhängt, 


Daß ber Speicdherei- unb Kellereibetrieb 


einen hervorjiechenden Beitandteil, wenn 
nicht den YHauptbeftandteil des Gejamt- 
unternehmens bildet, wie bei den Korn⸗ 
fpeichern ber Getreidegroßhändler und den 
Kellereien der Weingroßhandlungen. 

Trifft feine diefer Vorausſetzungen zu, 
fo kann e3 fi wohl um einen im Be— 
lige eines Gewerhetreibenden befindluhen 
„Speicher“ ober „Keller“, nicht aber um 
einen gewerbsmäßigen „Speicher“⸗ oder 
„Sellereibetrieb”“ handeln. 

Insbeſondere fallen die gewöhnlichen 
Keller der Krämer und Höfer, der Gaſti⸗ 
und Bierwirte nicht unter ben Begriff 
der gewerbsmäßigen Stellerei, und Die 
Lagerräume, wie jie die Manufakturwaren⸗ 
cder Kolonialwarenhändfer zu befigen 
pflegen, nicht unter Begriff des ge» 
werbömäßigen Speicherbetriebes. 

4. Der Begrifi „Eifenbafm” ift im 
mweitejten Sinne zu verjtehen. Derjelbe 
umfaßt alle zur Beförderung von Per- 
fonen oder Sachen auf Schienen mitteljt 
elementarer oder tierijcher Kraft beitimm- 
ten Transportmittel, alfo. nicht nur bie 
Lolomotivbahnen, jondern auch die Pferde- 
und eleftriiden Bahnen. Es iſt nicht 
notwendig, daß die Eifenbahn dem öfjent- 
lichen Berlehr dient. 

Eifenbahnbetriebe, welche weſentliche Be» 
ftandteile eines nach dem linfallverjiche- 
zımgögefe vom 6. Juli 1884 verjiche- 
rungapflichtigen Betriebes find (vgl 8 1 
Abſ. 6 jenes Geſetzes), fallen nicht unter 
das neue Geſetz und find daher nicht 

umelden. 


anz 
b. Zur Binnenfdi ehört au 
die —— — een niit 
Kähnen und Gondeln. 

as vorſtehend zu Hiffer 4 Wbjag 2 
Gefagte gilt auch non ben Ediifjaprts- 
betrieben. 


Nechtebuch. L 
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6. Nicht verſicherungspflichtig und da⸗ 
Kr nicht anzumelden And Betricbe aller 
tt, chen ber Unternehmer allein 
und ohne ‚Gehülfen, Lehrlinge ober ſon⸗ 
ſtige Arbeiter thätig ift. So iſt ein Fuhr- 
werläbefiger, welcher gewerbämäßig Per- 
jonen oder Suchen beförbert, nicht zur 
Unmeldung feines Betriebes verpflichtet, 
wenn er ben lesteren allein verfieht und 
feinen Kutjcher, Poſtillon, Knecht in dem⸗ 


ſelben chatige J 
Dagegen iſt die Verſicherungspflicht be⸗ 
gründet, wenn ein Familienangehöriger 

3 Unternehmer? als Gehülfe, Lehrling 
oder fonftiger Arbeiter in dem Betriebe 
beſchäftigt wird: mit Ausnahme ber Be⸗ 
ſchäftigung der Ehefrau, welche niemals 
als eine von ihrem Ehemanne befchäftigte 


Arbeiterin gilt. 

Am übrigen it Die Anmeldungspflicht 
weder von der Zahl in dem Betriebe br- 
ſchäftigten Wrbeiter, noch von ber Art 
desſelben (Handbetrieb, Diotorenbetrieb ıc. ) 
abhängig. | 

7. Zur Unmeldung verpflichtet ift der 
Unternefmer des Betriebes oder fein ge⸗ 
jeglicher Vertreter. Als Unternehmer gilt 
derjenige, für deſſen Rechnung ber Betrieb 
erjolgt, demnach bei verpadhteten Betrie⸗ 
ben der Pächter, bei Betrieben, weldye im 
Nießbrauch bejejjen werden, ber Nieh- 
braucher. 

Fur die Anmeldungspflicht iſt es ein- 
flußlos, ob der Betrieb im Beſitze von 
pönfiichen oder juriftiichen ‘Berfonen, des 

eichd, eined Bundesſtaats, eines Kom⸗ 
nnmmalverbandes oder einer ‘Brivatperjon 
(ft (vorbehaltlid) der zu Ziffer le Hin- 
fihtlih der vom Neidye oder von einem 
Bundesitaaten verivalteten Eifenbahnen ıc. 
gemachten Ausnahme). 

8. Die unter das neue Geſeztz fallenden 
Betriebe find aud) dann anzumelden, 
wenn jie in. Gemäßheit des Unfallver- 
ſicherungsgeſetzes vom 6. Juli 1884 ſchon 
früher angemeldet worden waren, 5 B. 
Eiſenbahn⸗Reparaturwerkſtätten, mit Mo⸗ 
toren betriebene Aufzüge in Speichereien 
und Kellereien, Dampfkrahnbetriebe auf 
Packhö In ſolchen Fällen iſt in der 
neuen Anmeldung auf die frühere Anmel⸗ 
dung Bezug zu nehmen. 

9. Bei der Anmeldung iſt der Gegen⸗ 
ſtand des Betriebes genau zu begeichnent 

Umfaßt ein Betrieb weſentliche Beſtand⸗ 
teile verfchiedenartiger Gewerbszweige, 
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B. Spebitiond» und Fuhrwerksbetrieb, 
8 ſind die ſämtlichen Beſtandteile anzu⸗ 
geben, dabei der Hauptbetrieb beſonders 
hervorzuheben. 

10. Die Zahl aller in dem Betriebe 
durchſchnittlich beſchäftigten verſicherungs⸗ 
pflichtigen onen muß in der Unmel- 
dung angegeben werden, einerlei, ob bie- 
felben Inlaͤnder ober Ausländer, männ- 
lichen oder weiblichen Geſchlechts, ob fie 
erwachjene Ürbeiter, junge Leute ober 
Lehrlinge mit oder ohne Lohn find, ob 
te dauernd ober vorübergehend beichäf- 
tg werben. Beamte mit mehr ala 2 

art Zahresverdienit find nicht mitzu⸗ 
gählen. Tantiemen und Naturalbezüge, 
legtere nach Ortsdurchſchnittspreiſen be» 
rechnet, bilden einen Zeil des Jahres⸗ 
verdienſtes. 

11. Bei Betrieben, welche regelmäßig 
nur eine beitimmte Zeit bed Jahres ar- 
beiten, ift bie anzırmeldende „durchſchnitt⸗ 
lie” Arbeiterzahl diejenige, welche fich 
für die Zeit bes regelmäßigen vollen Be- 
triebes ergiebt. 

12. Als in dem Betriebe beichäftigt 
find diejenigen an n, welche in bem 
Betriebödienfte jtehen und Arbeiten, welche 
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zu bem Xetriebe ber Speicherei ıc. ge- 
hören, zu verrichten haben, ohne Rückſicht 
Darauf, ob die Verrichtung innerhalb ober 
außerhalb ber etwa vorhandenen Betriebs⸗ 
anlage (der Padhöfe ze.) erfolgt. 

13. Für bie Unmeldung wirb bie Be 
nußung Des nachſtehenden Formulars em- 
pfoblen. 

14. St ein Unternehmer zweifelhaft, 
ob er feinen Betrieb anzumelden habe 
ober nicht, fo wird derfelbe mut thun, Die 
Unmelbungsfrift nicht unbenutzt verſtrei⸗ 
hen zu laffen, wenn er ficher fein will, 
den aus der Nichtanmeldung eined ver- 
jiherung3pflichtigen Betriebes fich erge- 
benden Nachteilen zu entgehen. Hierbei 


bleibt ihm umbenommen, in dem Sor- 


mulare, Spalte „Bemerkungen“, Die 
Gründe anzugeben, aus denen er die Un- 
meldungspflicht bezweifelt. 

15. Schließlich merden bie beteiligten 
Betriebsunternehmer noch beſonders dar- 
auf aufmerljam gemadt, dab, wenn fie 
bie vorgeichriebene Unmelbung nicht bis 

m 20. Juli 1885 bewirken, fie hierzu 

ucch Gelditrafen im Betrage bis u ein⸗ 
hundert Mark angehalten werden lönnen. 


IIL Belanntmachnng über den bei Unfällen zu leiſtenden Mehrbetrag 
des Krankengeldes (S 5 Abi. 9 U. V. G.). 
Bom 30. September 1885 (U.R. 85 ©. 283). 





Auf rund des 85 Abfak 9 des Unfallverfiderungsgelekes erläbt bas Reichs-Verſiche⸗ 
rungsamt die nachſtehenden Ausführungsvorſchriften: 


81. Als Krankenkaſſen im Sinne 
des 85 Abſatz 9 bes Unfallverfide- 
rungsgeſetzes gelten: Die Öemein- 
befranlenverfiherung die Orts», 
Betriebs (Bebrit?), Innungs⸗, 
Baukranken alten die Knapp— 
ſchaftskaſſen, ſowie bie auf Grund 
Des Geſetzes vom 7. April 1876 
(NReich3-Gefepblatt ©. 125) errid- 
teten eingejhriebenen Hülfstaffen 
und bie auf Grund landesrecht⸗ 
liher Borfdriften erricdteten 
Hülfskaſſen fofern die Mitglieder 
diejer Hülfskaſſen gemäß $75 des 
rantenverfiherungögefeges von 
der Berpflihtung, einer der vor— 
genannten Kaſſen beizutreten, be- 
—* find, 


8 2. Der im 8 5 Abſatz 9 cit. bor- 
ehene Mehrbetrag an Krankengeld iſt 

Tünften Woche (dem 
29. Tage) nad) Eintritt des Unfalls an 
bis zum Wblauf ber dreizehnten Woche 
für jeden Tag zu gewähren, für melden 
en Anſpruch auf Kranken eſetzlich 
oder ftatutengemäß beſteht. —* des 
Unfalls iſt bei ber g des Zeit⸗ 
ablaufs nicht mit zu zahlen. 

Der Mehrbetrag iſt nur dann zu ge⸗ 
währen, wenn ber Verletzte geſeßl 5 oder 
ftatutengemäß gegen Unfall verjichert und 
der Unfall beim Betriebe eingetreten ift. 
( ri 2 bes Unfallverficherung?- 

eheB), 
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3 3. Sit der Berlegte in einem Kran- 
fenhaufe untergebracht, und hat berfelbe 
Angehörige, deren Unterhalt er bißher 
aus feinem Arbeitsverdienſt "beitritten 
(vgl, 8 7 Abhſatz 2 des Krankenverſi 
rungsgeſetzes), * iſt demſelben ein Me 
betrag auf Grund bes 8 5 Abſatz 9 
des unfelnverſi cerngegeſors inſoweit An 
Lille, wi das ne Äh: F Kur 
un erpflegung gewährte 
ein Drittel des bei der ar 
felben zu Grunde gelegten Arbeitslohnes 
nicht erreicht. 

Hat dagegen der in einem Kranken⸗ 
hauſe untergebrachte Verlegte ſolche An⸗ 
gehörige nicht, ſo iſt demſelben ein Mehr⸗ 
betrag auf Grund bed 85 Abſ. 9 a. a. O. 
nur inſoweit zu leiſten, als ihm nach 
8 21 Biffer 3 des Krankenverſicherungs 
geieded itatutengemäß ein Anſpruch anf 

anfengelb zufteht, und o bieies den Betrag 
von einem Sechſtel bes bei der Bevechnung 
ee Grunde gelegten Wrbeits- 

nit erreicht. 





8 4 Hülfskaſſen, welche an” Stelle 
freier Ärztlicher Behandlung und freier 
Arznei ein erhöhtes Kranlengeld gewähren 
(8 75 letter Satz des Kranlenverſiche⸗ 
rungsgeſetzes) haben dem verlegten Kaſ er 
mitgliede für die im! $ 2 angegebene 
a3 Mehrbetrag auf Grund de 8 5 
Abſ. 9 eit. fo viel zu gewähren, als 
pur eng von elf Zmölfteln bes bei 

Berechnung des SKranlengelde3 zu 
Grunde gelegten Arbeitslohnes erforder- 
lich iſt. 


8 5. Beträgt, abgeſehen von dem Falle 
des 8 4, das geichliche oder Iintuten- 
mäßige Frantengeld, welches der Verletzte 
aus einer Krankenkaſſe allein oder aus 
mehreren Krankenkaſſen zuſammen zu be 
anipruchen hat, bereit3 zwei Drittel beö 
bei der Berechnung desſelben zu Grunde 
gelegten Arbeitslohnes Der meh, jo jteht 
dem Berlegten aus $ 5 Abſaß 9 cit. 
ein Anſpruch auf einen Mehrbetrag nicht 
zu. Ebenſowenig hat in biefem alle 
die Krankenkaſſe auf Grund dieſer Be- 
ſtimmung einen Anſpruch auf Erjtattung 
gegen ben Betriebsunternehmer. 





8 6. Beſtehen Bebenlen gegen ben An⸗ 
ſpuch des Verletzten auf ben in $ 5 Ab⸗ 
fa 9 cit. vorgeſehenen Renee: jo 
hat bie Vertvaltung der Krankenkaſſe dem 
Unternehmer besjenigen Betriebes, in wel⸗ 
em fi) ber Unfall ereignet hat, von 
dem —x Aare zu madıen 

en er einzuholen. 
Körmen bierbur De Bedenlen nicht be» 
feitigt werben, fo hat bie Bermofbung 
auch bie Ortö-SBofigeibehörbe fowie die 
Organe ber beteiligten Berufsgenoſſenſchaft 
um eine Aeußerung zu erjudyen und nach 
dem Ergebniſſe, borbehattlich der Ent. 
ſcheidung der für GStreitigleiten dieſer Art 
auftänbigen Behörde (85 Abſ. 114. a. O.), 
über den Anſpruch nach beſtem Ermeſſen 
zu beſchließen. 





d9 7. Die U g des Mehrbe⸗ 
trages ſeitens ber Krankenkaſſe hat in 
der gleichen Weiſe und an Arne Bahl- 


terminen erfolgen, welche für das 
a ober en zu gewäh- 
rende Krankengeld der Kaſſe einge 
führt find, 





8 Bes Die ber Sranlenkaffe in Befol- 
g> Abſatz 9 cit. erwachſene 
— — e an Krankengeld iſt pae 
fäumt nach ber ‚ZBieberheriteilumg bed Der» 
en Rafferrmitgliedes, nach dem etiva 
rjolgten Ableben desſelben, beziehungs- 
weife nach Ablauf der breigehnten Woche 
nad Eintritt bed Unfalls bei dem Unter- 
nehmer desjenigen Betriebes, in welchem 
der Unſall ſich ereignet hat, zur Erftat- 
tung zu liquibieren. 





9. Der Liquidation ift dad nach⸗ 
ftehende Formular zu Grunde zu legen. 





10. Bei Betriebs⸗ to Kranken⸗ 
kaſſen und bei — chaftslaſſen aug 
von den Beſtimmun un 888 
und 9 die Liquidation nad er» 
einbarung zwiſchen ben — 
nehmern und den Kaſſenverwaltungen 
auch in beitimmten Biviichenräumen und 
für mehrere Hafjermitglieder gemeinfd,aft- 
id) erjolgen. 
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IV. Kaiferlihe Berordunug über das Verfahren vor den auf Grund 
des Unfallverfiherungsgejetes errichteten Schiedsgerichten 
($ 50 U. V. G.). 


Vom 2. November 1885 (R.G. Bl. ©. 279). 


I. Allgemeine Befimmungen. 


Beeidigung der Mitglieder des 
Schiedsgerichts. 


81. —— —— Schiedsgerichts 
uind deſſen Stellvertreter werden von 
einem Beauftragten der Landes⸗Zentral⸗ 
behörde (8 47 Abſ. 2 des Unfallver⸗ 


Dienftleiftung in öffentliher Sitzung; fie 
gilt für die Dauer der Wahlperiode. 

Im übrigen finden auf die Beeibigung 
die Vorjchriften des 851 des Gerichtö- 
veriafiungägejebe3 entiprechende Wruven- 
ung. 





Befugniſſe des Vorſitzenden. 


82. Die Leitung und Beauffichtigung 
bes Geichäftäganges bei bem Schiedögericht 
liegt dem BVorfigenden ob. Er eröffnet 
bie eingehenden Sendungen, verteilt die 
Geichäfte, bejtimmt die Sipungen, zeichnet 
die Verfügungen, vollzieht die Reinfchriften 
und trifft in Bezug auf die Führung der 


Geichäftstontrolen die erforderlichen An⸗ 
ordnungen. 





Ablehnung der Mitglieder des 
Schiedsgerichts. 


88. Die Beſtimmungen in ben 88 41 ff. 
ber Civilprogeßordnung über die Hug 
ſchließung und Ablehnung der Richter 
finden auf die Mitglieder der Schieds⸗ 
geräte nfpeehenbe A —— ge 

ließt über ein ehnungsgeſuch in 
betveff des Sorjipenben das le 
—5 — in betreff Beiſitzer der Vor⸗ 
itzen 

Bei dem Beſchluß über ein Able ⸗ 
geſuch in betreff des Vorſitzenden hat 
dieſer nicht mitzuwirken. An ſeiner Stelle 
führt dabei der dem Dienſtalter oder bei 
gleichem Dienſtalter dem Lebensalter nach 
aͤlteſte Beiſitzer den Vorſitz. Ergiebt ſich 


bei der Abſtimmung über das Geſuch 
Stimmengleichheit, r gilt Dasfelbe für 
abgelehnt. 


er Beichluß kann, wenn das Ab- 
lehmungsgeſuch für unbegründet erflärt 
wird, nicht für fich allein, fondern nur 
mit ber Entfcheidbung in der Hauptſache 
angefochten werden. 


I. Vorfcriften über das Verfahren. 


Erhebung der Berufung. 


84. Die Berufung auf ſchiedsrichter⸗ 
fiche Enticheibung muß nad) Maßgabe bes 
8 62 Ubjag 3 des Unjallverfi g8- 
geſetzes jchriftlich erhoben merben. 
dem ae iſt der — 

nſpru ezeichnen, beögleichen 

ſind bie Hr die Enticheibung maßgebenden 

hatjahen unter Angabe der Beweis⸗ 

eve 
r iſt eine 

Schriftſates beizufügen. 


Zuſtändigkeit der Schiedsgerichte. 


85. Sit bie Berufung irrtüntlich bei 
einer nicht zuftändigen Stelle eingelegt, 
pt der Schriftfaß unter Benachrichtigung 

Berufenden unverzügli) an den 
Vorfigenden des zuftändigen Schieds⸗ 
gerichts abzugeben. 

Entſteht unter mehreren Schiedsge⸗ 
richten Streit über ihre Zuſtändigkeit, 
o entſcheidet hierüber dad Neichd- oder 

Verſicherungsamt. 


— — 
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Abwelfung durch Beſcheid. 


36. Iſt Die Berufung nicht in der 
geſetzlichen Friſt eingelegt, oder ift das 
Schiedsgericht gefeglich zur Entſcheidung 
:über die Berufung nicht zuftändig, weil 
feiner der im u 62 Abſatz 2 des Unjall- 
verſicherungsgeſetzes bezeichneten Fülle 
vorliegt, ſo kann der Vorſitzende die Be⸗ 
rufung durch einen mit Gründen zu ver⸗ 
ſehenden Beicheib zurückweiſen. 

Sm dem Beſcheide iſt dem Verufenden 
zu eröffnen, daß er befugt ſei, innerhalb 
zwei Wochen vom Tage der Zuſtellung 
ab bie Anberaumung der mündlichen Ver⸗ 
handlung zu beantragen. 





Einſendung der Vorverhandlungen. 


8 7. Die Genoſſenſchaft⸗ und Sektions⸗ 
borjtände, die Ausſchuſſe und Vertrauens⸗ 
männer ($ 57 bes Unfallverſicherungs⸗ 
geiches) aben ben Vorſitzenden des 

chiedsgerichts u deſſen Erfordern die 
auf den flreitigen Entichädigungsanfprud) 
bezüglichen Borverhanblungen einzınenden. 





Beantwortung der Berufnumg. 


5,8. Sofern ber all des $ 6 nid 
vorliegt, Hat der Borjigende die Abichrift 
ber Berufung dem Gegner mit ber Auſ⸗ 
forderung mitzuteilen, binnen einer bc» 
jtimmten, von einer Woche bis zu vier 
Wochen zu bemeifenben Friſt eine Gegen- 
ſchrift einzureichen. In Aufforderung 
iſt zugleich die Verwarnung auszuſprechen, 
daß, wenn die ee eilt — ber 

iſt nicht eingeht, die cheidung nad) 
—* der Arten erfolgen werde. Die Friſt 
kann auf Untrag aus wichtigen Gründen 
verlängert werben. 

Der Gegenſchrift ift eine Abſchrift bei⸗ 
puffigen, welche dem Berufenden feiteng 

orfigenden des Schiedögericht3 zu⸗ 
zuftellen i 


— — — 


Unterzeichnung der Schriftſätze. Be⸗ 
vollmachtigte. 
89. Berufungen und Gegenſchriften 


nrüfjen entweder von den Beteiligten ſelbſt 
oder von ihren gefeblichen Vertretern 
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oder von ihren Bevolimächtigten unter- 
zeichnet fein. Die Vollmacht muß fchrijt- 
lich erteilt werben. 

Das Schiedsgericht kann Vertreter, 
weldje, ohne Rechtsanmälte zu fein, Die 
Vertretung geichäftsmäßig betreiben, zu- 
rückweiſen 





Mundliche Verhandlung. 


8 10. Die Entſcheidung erfolgt auf 
Srund mimdlicher Verhandlung vor dem 
Sciedsgeriht. Ter Termin hierzu wirb 
von dem Vorſitzenden anberaumt. 

Die Beteiligten werden mitteljt einge 
hriebenen Briefes von bem Termin mit 

Bemerken in Kenntnis gejept, daß 
im alle ihres Ausbleibens nach Lage 
der Ulten werde entichieden werben. 

Hält dad Schiedägerid)t das perjönliche 
Ericheinen eines Beteiligten für ange 
mejjen, jo hat dasſelbe die nad) Lage des 
Falles an das Nichterfcheinen ſich knüpfen⸗ 
den Nachteile in der Vorladung bejon- 
ders zu bezeichnen. 


— — 


Ert der Verhandlung. 


8 11. Die mündliche Verhandlung fin⸗ 
det in der Regel am Site des Schieds⸗ 
gerichts Statt. Der Rorjigende ift jedoch 
befugt, das Schiedsgeriht zu einer 
Sigung an einen anderen Ort feines 
Bezirks zu berufen, wenn ein Fall vor- 
liegt, weldjer eine Beweisaufnahme an 
diejem Orte oder in deilen Nähe erjor- 
derlih macht. 





Deffentlichleit des Verfahrens. 


8 12. Die münblihe Verhandlung er- 
folgt im Öffentlicher Sitzung. Die Teffent- 
lichkeit kann durch eimen öffentlich zu 
verfündenden Beſchluß ausgeſchloſſen wer- 
den, wenn das Schiedsgericht died aus 
Gründen des äffentlihen Wohles oder 
der Sittlichkeit für angemejjen eradıtet. 

PBarteien, Zeugen, Sadyverjtändige oder 
bei der ®Berhandlung nicht beteiligte 
Merfonen, melde den zur Aufrechterhal⸗ 
tung der Ordnung erlafjfenen Befehlen 
des PVorjigenden nicht gehorchen, können 
auf Beſchluß des Echiedsgericht3 aus dem 
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Sitzungszimmer entfernt werben. Gegen 
die Parteien wird fobann verfahren, wie 
wenn fie jich freitvillig entfernt hätten. 


8 13. Die mündliche Verhandlung be- 
ginnt mit der Darftellung bes Sachver⸗ 
halt durch den Vorſitzenden ober durch 
einen bon dieſem ernannten Bericht- 
eritatter. Demnächſt find bie erjchienenen 
Beteiligten zu hören. 

Der Borfigened hat jedem Beiſitzer auf 
Verlangen zu gejtatten, Fragen zu ftellen. 





Sitzungsprotokoll. 


8 14. Die mündliche Verhandlung er- 
folgt unter Zuziehung eines vereibigten 
Protofollführers. 

Bon bdemielben ift ein Protololl auf- 
zunehmen, welches die Namen der Bor» 
ſitzenden unb der mitwirkenden Beiſ iper, 
jowie deren Eigenſchaft als Vorſiztzender, 
Arbeitgeber oder Arbeitnehmer enthält, 
und den Gang der Verhandlung im 
allgemeinen angiebt. 

nerfenntniffe, Verzichtleiſtungen, Ver⸗ 
gleiche und ſolche Anträge und Erklä⸗ 
rungen der Beteiligten, welche von den 
Schriftſätzen abweichen, Beſchlüſſe des 
Schiedsgerichts ſowie die Formel der Ent⸗ 
ſcheidung ſind ın das Protokoll aufzu- 


nehmen. 

Das Protokoll iſt von dem Vorſitzen⸗ 
den und dem Protokollführer, in Fällen 
der Entſcheidung außerdem von ben Bei⸗ 
ſißern zu unterzeichnen. 





Beratung und Beſchlußfaffung. 


15. Die Beratung und Beſchluß⸗ 
faflung bes ae bagerichtd erfolgt in 
nichtöffentlicher Sitzung 

Wenn nur brei Beiſitzer erfchienen find, 
jo wirft einer der Beiliger aus ber bop- 
pelt bejegten Sategorie wicht mit, unb 
zwar fdjeidet der dem Pienftalter ober 
bei gleichem Dienftalter dem Lebensalter 
nah jün aus, fofern derſelbe nicht 
zum Bertchterftatter ernannt it. 





Bemeisaufnahme. 


8 16. Der Borfitenbe ift befugt, zur 
mündlichen Verhandlumng LBeugen And 


Sadjverftändige, welche von ben Parteien 
benannt worden find, vorzulaben. 

Die Beweiserhebung erfolgt in der 
Negel in der mündlichen Verhandlung. 
Das Schiedsgericht ift jeboch befugt, ben 
Beweis durch ein Mitglied oder in Ge— 
mäßheit de8 8 101 des Unfallverfiche- 


rungsgeſetzes durch eine öffentliche Behörde 


erheben zu lafien. In dringenden Fällen 
ſteht —82— Befugnis auch dem Vor—⸗ 
ſitzenden des Schiedsgerichts zu. 

g ich Beweisverh umgen Ib —F 
uziehung eines vereidigten oder dur 
Handſchlag zu verpflichtenden Protokoll⸗ 
führers aufzunehmen; die Parteien ſind 

zu denſelben zu laden. 


817. Hinſichtlich der Verpflichtung, 
fi) als Zeuge oder beritändiger ver- 
nehmen zu lajjen, finden bie Vorſchriften 
ber Civikprogehorbiumg entſprechende An⸗ 
wendung. Gegen die von dem Schieds⸗ 
gericht uͤber bie Rechtmäßigkeit der Weige⸗ 
gerung getroffene Entſcheidung findet 
binnen einer Friſt von zwei Wochen nach 

uſtellung derſelben Beſchwerde an das 

eich⸗⸗ beziehungsweiſe Landes⸗Verſiche⸗ 
rungsamt Hat: iejelbe ift ſchriftlich bei 
dem Schiebögericht einzulegen. 

Die Verhängung von Zwangsmaß—- 
regeln, ſowie bie Feitiegung von Strafen 
gegen Zeugen und Sachverjtändige, welche 
ausbleiben ober ihre Ausfage oder deren 
Beeidigung verweigern, erfolgt auf Er- 
fuchen durch das Amtsgericht, in deſſen 
Bezirk diefelben ihren Wohnfig oder in 
Ermangelung eines ſolchen ihren Aufent- 
halt Haben. Auf Militärperjonen, melche 
Dem aktiven Heere oder ber aftiven Marine 
angehören, finden bie Beltimmungen ber 
& 345 Ubjah 4 und 355 Abfag 4 der 

iwilprozeßordnung Unmendung. 

Die Zeugen und Sachverſtändigen er- 

Iten Gebühren nad) Maßgabe der Gr 

ührenordnung vom 30. Juni 1878 
(Reichs⸗Geſetzbl. ©. 173). 








Entſcheidung. 


8 18. Das Schiedsgericht entſcheidet 
innerhalb der erhobenen Anſprüche nad) 
freiem Ermeſſen. Bilden ſich in Beziehung 
auf Summen, über mweldye zu enttiheiben 
ift, mehr al3 zwei Meinungen, beren 
feine die Mehrheit für ſich hat, jo werden 


Verordnung über das Verfahren vor den Schiedögerichten. 88 19 bis 27. 205 


die für die größte Summe abgegebenen 
Stinmen den für bie zunächjt geringere 
abgegebenen fo Tarıge hinzugerechnet, bi 
ide eine Mehrheit ergiebt. 

Das Schiedsgericht enticheidet auch dar- 
über, ob und in welchem Betrage bie 
unterfiegende Partei dem Gegner bie ihm 
in dem Berfahren vor dem iedsgericht 
erwachſenen Sofien zu erſtatten hat. 

Bei ben cheidungen bürfen nur 
Mitglieder mitwirten, vor meldyen bie 
münbliche Berhandlung ftattgefunden hat. 





819 Die Entſcheidung kann ohne 
vorgängige Unberaumung einer münd- 
lichen Verhandlung ergehen, wenn beide 
Teile auf eine jolche ausdrücklich verzichten. 





Abſtimmung. 


8.20. Bei der Abſtimmung ſtimmt der 
Berichterftatter feel Im übrigen richtet 
jih bei der Abſtimmung ber Beiſitzer 
die Neihenfolge nad) dem Dienjtalter und 
bei gleichem ienftalter nach dem Lebens⸗ 
alter bergefhalt, aß der Jüngſte zuerft 
jtimmt. Vorſitzende ftimmt zulept. 





Verkündung. 


8 21. Der Vorſitzende verkündet den 
Beichluß oder die Entſcheidung in öffent- 
liher Sigung durch Berlefung des Be- 
jchyluffes ober der Enticheidungsformel, 

Wird die Verkündung der Gründe für 
angemeifen gehalten, fo erfolgt fie durch 
Berlejung derjelben oder durdy mündliche 
"Mitteilung des wejentlichen Inhalts. 

Die Verkündung kann auch auf eine 
jpätere Sigung vertagt werben, welche in 
ver Regel binnen einer Woche ftattfinden 
jo 





Ausfertigung. 


8 22, Entſcheidungen find mit Grün- 
den zu verjehen, in der Urfchrift von 
dent Borjipenden und den Beiſitzern, welche 
bei denfelben mitgewirkt haben, zu unter- 


fchreiben unb den Parteien in je einer 
Ausfertigung zuzuftellen. 





23. Im Eingange der Ausfertigung 
find die Mitglieder des Schiedögerichts, 
welche an der Entſcheidung teilgenommen 
haben, nad) Maßgabe des $ 14 nament- 
lich aufzuführen und der Sitzungstag, an 
weldyem die Entjcheidung erfolgt ift, zu 
bezeidjnen. 

Die Yusfertigun enthalten neben 
dem Giegel bes Sihiebögerichts ($ 24) 
die Schlußformel: 

„Urkundlich unter et und Unter- 

rift.“ 


„Das Schiedsgeridt für. . . ." 

Die Vollziehung erfolgt "durch den Vor⸗ 
figenden. 

8 24. Das Schiedsgericht führt ein 
Siegel, welches in ber Mitte ben Reichs⸗ 
abler und in ber Umſchrift die Bezeich⸗ 
nung bes Schiedögerichts enthält. 








Beſchwerden. 


8 25. Auf Beſchwerden über den Ge⸗ 
jchäftsbetrieb bei den Schiebögerichten 
enticdjeidet das Reichs⸗ beziehungsweiſe 
LandesVerſicherungsamt. 





Geſchäftsſprache. 


826. In betreff der Geſchäftsſprache 
vor dem Schiedsgericht finden die Be— 
ſtimmungen in den 88 186 if. des Ge 
Tichtöverfeitungägelehes vom 27. Sanuar 
1877 entjprechende Anwendung. Eingaben, 
welche nicht in deutſcher Spradje abgefaßt 
find, werden nicht berüdjichtigt. 





Geſchäftsbericht. 


8 27. Am Schluſſe eines jeden Jahres 
hat ber Vorſitzende des Seyiebögerichts 
dem Reichs⸗ beziehungsmweije Landes⸗Ver⸗ 
jidyerungsamt zu dem von dDemjelben zu 
bejtimmenden Seitpuntt und nad) einem 
von Ddemijelben vorzufchreibenden Yor- 
mular einen Geſchäftsbericht einzureichen. 
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V. Kaiſerliche Verordnung, betreffend die Formen des Verfahrens 
und den Geſchäftsgang des Neiche-Verfiherungsamts ($I0 U. V. G.). 
Vom 5. Auguft 1885 (R.G. Bl. ©. 255). 


Mit den aus der Novelle vom 18. November 1887 (R..B1. ©. 523) fi ergebenden 
Abänderungen. 





I. Derfahren und Gefhäftsgang im allgemeinen. 


8 1. Die nichtjtändigen Mitglieder bes 
Reich3Verficyerungsamts und deren Stell⸗ 
vertreter werben Hr bie Erfüllung‘ der 
Obliegenheiten ihre® Amts von dem 
Staatdjefretär des Innern mitteljt Hand» 
ſchlags an Eidesftatt verpflichtet. 

Die von dem Bundesrat aus feiner 
Mitte gewählten Mitglieder nehmen ihre 
Stelle nad) dem Vorſitzenden oder deſſen 
Vertreter, alfo vor ben übrigen Mit- 
gliedern, in derjenigen Reihenſolge ein, 
weiche für fie im Bundesrat beiteht. 


8 2. Das Reichs⸗Verſicherungsamt hält 
an bejtinmten Tagen und zu beftimmten 
Stunden Sigungen. Die Verfügung dar- 
über fteht dem Vorfigeuden zu. Der 
Borfigeide ift befugt, nach Bedarj außer- 
ordentlidye Sigungen anzuberaumen. 

Zu den Sizungen jind die in Berlin 
anweſenden Dlitglieber unter Mitteilung 
der Beratungsgegenſtände einzuladen. 

Der Beratung und Beichtuhfafiung in 
ben Sigungen unterliegen: 

1. die im 8 90 des Unfallverficyerungs- 

aufgeführten Angelegenheiten ; 

2. diejenigen Angelegenheiten, deren 

Tollegialifche Beratung der Borfigende 
oder das mit der Bearbeitung ber 
——— Mitglied wünſcht. 

Die cheidung iſt, ſoſern nicht ge 
ſetzlich etwas anderes beſtimmt iſt, durch 
die Anweſenheit von mindeſtens drei Mit⸗ 
gliedern (einſchließlich des Vorſitzenden) 
bedingt. 








88. Im übrigen erfolgt die Erledi- 
gung der Geſchäfte durch den Vorjigenden 
oder unter dejjen Mitzeichnung durch die- 
jenigen Beamten des Heidha-Verfijerungs- 
amts, weichen die Bearbeitung ber Sache 
von dem Borjigenden übertragen wor- 
den ilt. 

Im Yulle einer Meinungsverfchiedenheit 
zwiſchen dem Vorſitzenden und den mit 


ber Bearbeitung der Sache beauftragten 
Mitgliedern enttcheibet dad Kollegium. 





8 4. Die Gigungen find, vorbehaltlich 
ber Vorfchriften bes 8 15 biefer Berorb- 
nung, nicht öffentlich). Stimmberedjtigt 
jind die anweſenden Mitglieder des Reiche— 
Verſicherungsamts fowie die zugezogenen 
tichterlihen Beamten. Die Beſchluſſe 
werden nach Stimmenmehrheit geiakt; bei 
Stinmengleichheit giebt ber Vorſitzende 
ben Ausſchlag. 

Bilden ſich in Beziehung auf Summen, 

über welche zu enticheiben ift, mehr als 
zwei Meinungen, beren leine bie Wiehr- 
heit für fich hat, jo werben bie für die 
rößte Summe abgegebenen Stimmen den 
Fir bie zunächſt geringere abgegebenen jo 
lange Hinzugerechnet, bis ſich eine Mehr- 
heit ergiebt. 

Die Stimmen werden in nachſtehender 

Reihenfolge abgegeben: 

1. von den Berichterftattern; 

2. von den Mitgliedern, welche durch 
Die Vertreter der verjicherten Arbeiter 
gewählt find; 

3. von ben Mitgliedern, welche von ben 

Öeno ſſenſchaftsvorſtänden gemählt 

jind; 

. von den beiden richterlichen Beamten ; 
. von den ftändigen Mitgliedern; 
. von den vom Bunbesrat aus feiner 

Mitte gewählten Mitgliedern; 

. von dem Vorfigenden. 

Die een ee een 

in der im $ 1 en Neihenfolge. 

Die Reihenfolge der Abftimmung ber 

Mitglieder inmerhalb der übrigen Klaſſen 
richtet fich nad) dem Dienitalter dergeftalt, 
dab das jüngfte Mitglied zuerft ſtimmt; 
bei gleichem Dienftalter hat das dem 
Lebensalter nach jüngere Mitglied zuerſt 
zu ſtintmen. 


I DO > 
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85. Für ben mündlichen Bortrag in 
den Gigungen ernennt der Borjikende 
einen oder, fall er dies aus bejonderen 
Gründen für erforderlich erachtet, zivei 
Berichterftatter. 

Die Verfügungen und Enticdjeidungen 
erge unter ber Bezeidnung: „Das 
Reichs⸗Verſicherungsgamt“ und werden in 
ber Ausfertigung vom Borfigenden voll- 
zogen. 


86. Der Vorſitzende leitet die Ver⸗ 
handlungen und Beratungen in den 
Sitzungen, er ſtellt die Fragen und 
ſammelt die Stimmen. 

Meinungsverſchiedenheiten über den 
Gegenſtand, bie Faſſung und die Neihen- 
folge der Tragen oder über das Ergebnis 
der Abſtimmung werden in Gemäßheit 
des 8 4 entichieden. | 





IL. Verfahren und Geſchäftsgang in den Fällen des 8 90 
zu b und c des Unfallverficherungsgefeßes. 


8 7. Das Reichs⸗Verſicherungsamt ent- 
icheibet in ben Fällen des 8 90 zu b 
und c des Unfallverjicherungägejeped in 
der Beſetzung von fünf Mitgliedern mit 
Einſchluß des VBorligenden, ſowie von zwei 
richterlicjen Beamten. Unter den fünf 


Mitgliedern mu Wr je ein Bertreter der‘ 


Genoſſenſchaftsvorſtände und ber Arbeiter 
befinden. 

Die zu den Entfcheidungen des Neichs- 
Berjiherungsamt3 zuguziehenden richter« 
lien Beamten werden in ber erforder- 
lichen Auzahl für bie Dauer der zur Zeit 
ihrer Ernennung von ihnen bekleideten 
Reichs⸗ oder Staatsämter auf Vorſchlag 
des Bundesrats vom Kaiſer ernannt. In 
gleicher Weiſe kann die Ernennung von 
Stellvertretern erfolgen. Sofern eine 
vorübergehende Vermehrung der richter⸗ 
lichen exliger erforderli) wird, können 
durch den Reichskanzler für die Dauer 
dieſes Bedarfs weitere richterliche Beamte 
beitimmt werden, welche aushüljsweife zu 
den Entſcheidungen des Reichs⸗Verſiche⸗ 
rungsamts nach näherer Beſtimmung des 
Vorſitzenden zuzuziehen ſind. 


48. Der Borfigende ſetzt bei Beginn 
des Jahres — zum eritenmal mit dem 
Inkrafttreten der im $ 111 Ublap 2 
des Unfallverſicherungsgeſetzes erwähnten 
Raijerlichen Verordnung — die Neihen- 
folge feit, in welcher die nichtftändigen 
Mitglieder des Reichs⸗Verſicherungsamts 
zu den Sitzungen einberufen werden. 
Gleichzeitig find die Stellvertreter zu be» 





zeichnen. 

Die Einberufung zu den einzelnen 
Sigimgen muß in der Regel mindeitens 
mei Wochen vor benfelben erfolgen. 





8 9. Die Beitimmungm in den 88 41 ff. 
der Civilprozeßordnung über die Aus⸗ 
ſchließing und Ablehnung der Richter 
finden auf die Mitglieder des Reichs- 
Derficherungöamts entiprechende Anwen⸗ 


ung. 

Ueber das Ablehnungsgeſetz entjcheidet 
das Neichg-Verjicherungsamt mitteljt Be 
ſchluſſes (8 2 ff.) 

8 10. Der Antrag auf Entſcheidung 
des Reichs⸗Verſicherungsamts (5 32 des 
Unfallverſicherungsgeſetzes) ſowie der Re 
furs an dasſelbe ($ 63 a. a. D.) muß an 
das Reich3-Berjicherungsamt jchriftlic) ge 
richtet werden. 

In dem Edıriftjage iſt der Gegenſtand 
des Anſpruch zu bezeichnen, des leihen 
find die für die Enticheidung maßgeben⸗ 
den Thatſachen mit Ungabe der Berveig- 
mittel für dieſelben anzujühren. 

Für jeden Gegner ıjt eine Abſchrift 


| des Schriftiapes beizufügen. 





8 11. Das Reichs⸗Verſicherungsamt 
hat die Abjchrift des Antrages dem Gegner 
zur Einreichung einer Gegenjchrift binnen 
einer bejtimmten, von einer Woche bis 
zu vier Wochen zu bemejjenden Friſt 
mitzuteilen. In der Aufforderung iſt zu⸗ 
gleich die Verwarnung auszuſprechen, daß, 
wern die Segenfchrift innerhalb der Friſt 
nicht eingeht, die Eutjcheidung nad) Lage 
der Alten erfolgen werde. Die Friſt kann 
auf Antrag aus wichtigen Gründen ver» 
(ängert werben. 

Der Gegenjchrift ift eine Abſchrift bei- 

ufügen, weldye dem Gegner von dem 
Neichs-Rerficerungsamt zuzuſtellen iſt. 
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8 12. Unträge und Gegenſchriften 

$ 10, 11) müjjen entweder von ben 

eiligten jelbft oder von ihren gejeh- 
lichen tretern oder von ihren Bevoll⸗ 
mädhtigten unterzeichnet fein. Die Voll» 
macht mu —— erteilt werden. 

Das Reichs⸗Verſicherungsgamt kann 
Vertreter, welche, ohme Rechtsanwälte zu 
fein, die Vertretung geſchäftsmäßig be 
treiben, zurückweiſen 


8 13. Die Entſcheidung erfolgt auf 
Grund münblider Verhandlung vor dem 
Reichs ⸗ Berficherungsamt. Der Termin 
hierzu wird von dem Borfigenden an- 
beraumt. Die Beteiligten werben mittelft 
eingeichriebenen Briefes von dem Termin 
mit dem Bemerfen in Kenntnis geſetzt, 
dag im Falle ihres Ausbleibens nad) Yage 
ber Ulten werde entjchieben werben. Hält 
Das Neichd-Verficherungsamt das perſön⸗ 
liche Erſcheinen eines Beteiligten für an- 
gemefien, jo hat dasſelbe die nad, Lage 
des Falles an das Nichterjcheinen ſich 
knüpfenden Nachteile in der Borlabung 
befonder zu bezeichnen. 


8 14. Die Berichteritatter (6) haben, 
fofern die von dem Borfigen ange 
ordnet wird, vor dem Termin eine jchrift- 
lide Sadjdaritellung vorzulegen. 











8 15. Die mündliche Verhandlung er- 
folgt in öffentlidyer Sitzung. Die Deffent- 
lichleit kann durch einen öffentlich zu ver⸗ 
fünbigenden Beſchluß ausgeſchloſſen wer⸗ 
den, wenn das Reichs⸗Verſicherungsamt 
dies aus Gründen des öffentlichen Wohls 
oder der Sittlichkeit für angemeſſen er- 


achtet. 
Die zur Verhandlung gelangenden 
Sadyen werben der Regel nad) in ber 


durch ben Borfitenden beftimmten durch 
Wushang vor dem Sitzungszimmer be- 
fannt zu machenden Reihenfolge erledigt. 


8 16. Die mänbtiche Verhandlung be- 
ginnt mit der Darftellung des Sachver⸗ 
haͤltniſſes durch den erjten Berichterftatter; 
demnächſt find die erjchienenen Beteiligten 
zu hören. 

Der Vorſitzende hat jedem beifigenden 
Mitgliede des Reichs⸗Verſicherungsamts 
uf Verlangen zu geftatten, Fragen zu 
tellen. 








8 17. Die münblide Verhandlung er- 
folgt unter Zuziehung eines vereidigten 
Protokollführers. Von bemjelben ift ein 
Protofoll aufzunehmen, weiches den Gang 
der Verhandlung im allgemeinen angiebt. 
Anerkenntniſſe, Derzicheiftungen, Ber- 
gleide und folde Anträge und Erklä⸗ 
rımgen ‚ber Beteiligten, welche von den 
Schriftjägen abweichen, ſowie ber Tenor 
des Urteils find in dad Protokoll aufzu- 


nehmen. 

Die Protokolle find von dem Vorfigen- 
den und bem Protofollführer, in Fällen 
der Urteilsſprechung außerdem von den 
Berichterftattern und mindeſtens einen 
anderen Mitgliede, welches an ber Urteils- 
ſprechung teilgenommen hat, zu vollziehen. 


8 18. Die Beratung und Entſcheidung 
des Reichs⸗Verſicherungsamts erfolgt in 
nichtöffentlicher Sitzung. 








19. Das Reichs⸗Verſicherungsamt 
enticheibet innerhalb der erhobenen An⸗ 
ſprüche nach freiem Ermeſſen. 

Die Entſcheidung erſtreckt ſich auch auf 
die dem —— — dem ale 
Verfiherunggamt arteien erwachſe⸗ 
nen often, und auf bie Trage, welcher 


Koftenbetrag zur ent{prechenben Wah⸗ 
rung der Anſp und Rechte notwendig 
geweſen iſt. 


Bei den Entſcheidungen, welche auf 
Grund der mündlichen erhandlung er- 
gehen, bürfen nur Mitglieder mitwirken, 
bor welchen dieſe Verhandlung jtattgefun- 

hat. 





8 20. Das Verfahren vor dem Reich” 
Verjicherungsamt ift koftenfrei; ein Erſatz 
der durch biefes — dem Reichs⸗ 
Verſicherungsamt verurſachten baren Aus⸗ 
lagen durch die Parteien findet nicht ſtatt. 





8 21. Die Entſcheidung kann ohne vor⸗ 
ängige Unberaumung einer mündlichen 
Berhanbfun ergehen, wenn beide Teile 
auf eine folihe ausdrüdlich verzichten. 

8 22. Der Vorjigende findet die erw 
gangene Enticheidtung in öffentlicher 
Sigung durch Verlefung des Beſchluſſes 
oder der Urteilsformel. 

Wird die Verkündung der Gründe für 
angemeſſen gehalten, fo erfolgt jie durch 
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Berlefung berfelben oder durch mündliche 
Mitteilung des mwejentlichen Inhalts. 

Die Sendung der Eitſcheidung kann 
auf eine ſpätere Sitzung vertagt werden, 
welche in der Regel binnen einer Woche 
ſtattfinden ſoll. 

In dem Falle des 8 90 zu c des Un— 
fallverſicherungsgeſetzes iſt dem Schieds 
gericht, gegen deſen Entſcheidung Rekurs 
eingelegt worden iſt, Abſchrift des Urteils 
zu erteilen. 





8 23. Die Urteile werden nebſt Grün⸗ 
den von den Beridhterftattern entworfen 
und in ber Urjdrift von dem Borjigenden, 
den Bericjterftattern und mindejteng einem 
anderen Piitgliede, welches an der Urteils⸗ 
ſprechung teilgenommen hat, unterzeichnet. 





8 24. Im Eingange bed Urteild find 
die Mitglieder, welche an der Entſcheidung 
teilgenommen haben, namentlich aufzu- 
führen; auch iſt der Sigungstag zu be 
eichnen, an welchem bie Entſcheidung er 
* iſt. 

Die Ausfertigung der Urteile werden 
mit der Ueberſchrift verſehen: 

„Im Namen des Reichs“. 
Sie enthalten neben dem Siegel des 


Reichs⸗Verſicherunggaemis die Schluß⸗ 
formel: 
„Urkundlich unter Siegel und 


Unterſchrift“ 
„Das Reichs⸗Verſicherungsamt“. 
Die Vollziehung erfolgt durch den Vor⸗ 
ſitzenden 


III. Beſondere Befugniſſe des Vorſitzenden. 


5 25. Dem Vorſitzenden ſteht bie Lei⸗ 
tung und Beaufficdhtigung des gefamten 
Dienſtes zu; er trifjt die nähere Beitim- 
mung über bie Verteilung der Gefchäfte 
und erneunt insbejondere in den Fällen 
ver 88 14, 16, 27 und 88 bes Unſall⸗ 
Verſicherungsgeſetzes die Vertreter und 
Beauftragten des NReidy3-Berficherungs- 
amts. 





8 26. Der Vorſitzende ordnet die Ein- 
richtung des Burcaus, ver Alten und 
Geſchäftsregiſter; ihm fteht die Verfügung 
in allen Beriwaltungdangelegenheiten des 
Amts, insbefondere in denjenigen zu, 


IV. Innerer 


8 28. RVorladungen und Buftellungs- 
jchreiben werben durch die Unterſchrift 
des von dem Vorfigenden dazu beftimmten 
Beamten und unter Beifügung des Siegels 
des Reichs⸗Verſicherungsamts beglaubigt. 

In gleicher Weiſe erfolgen die in ben 
88 14 und 16 des linfallverjicherungs- 
geſetzes vorgeichriebenen Einladungen zu 
den General» und Genoſſenſchaftsverſamm⸗ 
fungen. Dieſelben Tonnen mittelft eit- 
jachen Briefes duch die Poſt bewirkt 
werden. 


welche das Etats⸗ und Kaſſenweſen, das 
Dienſtgebaͤude und deſſen Einrichtung, die 
Bervollftändigung der Bibliothel und ſon⸗ 
ftige Anfchaftungen betreffen. 





8 27. Mit Genchmigung ded Reid) 
fanzler3 kann der Vorfitende einen Teil 
jeiner Befugniffe einem ftändigen Mit⸗ 
gliede des Reichs⸗Verſicherungsamts über- 
tragen. Der Borjigende wird im Behin- 
derungsjalle von dem nädıftälteften ftän- 
digen Mitgliede vertreten. 


—— | —, 


Geſchäftsgang. 


8 29. Das Reeichsverſicherungsamt 

führt zwei Siegel: 

1. ein großes Siegel, welches dem von 
dem Reichsgericht geführten entſpricht 
und nur bei förmlichen Ausfertigun⸗ 

, inöbefondere ber Urteile, ge- 
raucht wird; 

2. ein Heinered Giegel, welches den bei 
den Gefandtichaften des Deutjchen 
Reichs eingeführten Siegeln entſpricht 
mit der Umſchrift: „Reichs-Verſiche⸗ 
rungsamt”. 


nn 
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V. Geſchäftsſprache. 


8 30. In betreff der Geichäftsiprade | nuar 1877 entfprechende Anwendung. Ein- 
bor dem Bteichd-Berjicherun mi finden | gaben, welche nicht in deutſcher Epradje 
die Beitimmungen in ben 85 186 fi. des | abgefaßt find, werben nicht berüdfichtigt. 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes * 27. Ja⸗ 


VL Geſchäfsbericht. 


8 81. Um Schluſſe eines jeden Jahres | Reichskanzler einen Geſchaͤftsbericht einzu- 
hat das Meidys-Verficherungsamt bem | reichen. 








V. 
Die reichsgeſetzlichen Beſtimmungen 


über das 


Urheber- und Erfinderrecht 


über 
den Schuß von 


Datenten, Bebrauds: und Beihbmadsmuitern 


insbefondere 


die Beftimmungen über Anmeldung, Veräußerung, Schuß und Verwertung der Er: 

Andungen, über den Schuß von Schriftwerten, Abbildungen, muftlaliihen Kom: 

pofitionen und dramatischen Werten, von Werten der bildenden Künfte und von 
Photographien, fowie von Muftern und Modellen. 


— —— —— 


Cext⸗Ausgabe mit volkstümlichen Erläuterungen 
zur 


Selbſtbelehrung und zum praktiſchen Gebrauche 


für 


Jedermann. 
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Die reichsgefeglichen Beitimmungen 


über das 


Hrbeber- und Grfinderredt. 





Cine eigentümliche und bebdeutfame Errungenſchaft ift der Schuß 
ber geiftigen Crzeugniffe, des fogenannten Urheberrechts. Die vollftän- 
dige Entwidelung und Durchführung dieſer rechtlichen Gefichtspunfte ift 
erſt in den legten fünf Jahrzehnten erfolgt. Denn während man fchon 
zu allen Beiten und bei allen Völkern den Gedanken findet, daß niemand 
da8 einem anderen gehörige materielle Gut wegnehmen, bejchädigen 
oder für fich in Benutung nehmen darf und daß ein folches Verhalten 
zum Erfah verpflichte und ftrafbar mache, ift man bis in unfer Jahr- 
Hundert hierin nicht zu der Auffaffung gelangt, daß Doch auch der 
geijtige Arbeiter ebenjofehr Anſpruch auf ungeichmälerten Genuß der 
durch feine Unftrengung gewonnenen Refultate hat wie derjenige, welcher 
jeinen ungeltörten Befid aus dem Eigentumsrechte an einer Sache her- 
leitet. Es war daher bis in Die neuefte Zeit ein Abdrud fremder 
Verle und Nachahmung fonftiger geiftiger Erzeugnifie geftattet, und nur 
auf dem Wege bejonderen Privilegiums, welches von den einzelnen 
Zandesherren verliehen werben mußte, erlangte ein Autor das Recht 
auf ausſchließliche Vervielfältigung feiner geiftigen Produkte. 

Die Folge dieſes Zuſtandes war, daß meiftens der geiftige Urbeiter 
um feinen Lohn kam, daß die hervorragendften Dichter, Künftler, Ges 
lehrten und Erfinder in großer Armut leben mußten und die verdienten 
finanziellen Belohnungen ihrer Thätigkeit nicht fanden. 

Heute liegen erfreulicherweife die Verhältnifie anders. Wir haben 
eine kraftvoll geregelte Reichsgeſetzgebung, welche den Schub des geiftigen 
Eigentums gemwährleiftet. Naturgemäß kann aber der durch die Deutiche 
Reichsgeſetzgebung erlangte Schug des Urheberrechts fich vorerft nur auf 
das Gebiet des Deutſchen Neiches beziehen; es find aber Maßregeln in 
allerneuefter Zeit getroffen, welche e8 ermöglichen, Daß ein in Deutich- 
land geſchütztes Urheberrecht auch im Auslande reipeltiert werde. Im 

Nechtabuch. II 20 
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Jahre 1883 ift zu diefem Zwecke die Berner Konvention geichlofjfen 
worden, welcher Stalien, Frankreich, Belgien, Spanien und die Schweiz 
beigetreten find. Dieſe Konvention bezweckt einen internationalen Schug 
des Urheberrechtt. Die Ungehörigen jedes einzelnen Diejer Staaten 
haben in den übrigen Staaten benjelben Anſpruch auf Schub ihres gei- 
ftigen Eigentums, wie er den Angehörigen des fremden Staates gewährt 
wird. Nötig ift Dazu aber, daß die Vorfchriften über Anmeldung zc., 
wie fie im Auslande vorgejchrieben find, auch von jedem Angehörigen 
eine® anderen Staates erfüllt werden. 

Deutichland ift zwar Diejer Konvention nicht beigetreten, hat dafür 
aber mit verichiedenen einzelnen Staaten Verträge geichloffen, auf Grund 
deren bie beiderjeitigen Unterthanen im Auslande Diefelben Schutrechte 
binfichtlich ihrer geijtigen Erzeugniffe genießen, wie Die eigenen An- 
gehörig en des betreffenden Staates. Solche Verträge find 3.8. mit 

fterreich-Ungarn, Stalien, der Schweiz, Serbien ıc. geichloffen. 

Wir befchäftigen ung naturgemäß nur mit den Beitimmungen des 
Deutfchen Reiches über den Schub des geiftigen Eigentums. 

Es kommt hierbei zunächſt in Betracht das grundlegende Geſetz 
vom 11. Juni 1870. Dies beſchäftigt ſich mit dem Urheberrecht an 
Schriftwerken, muſikaliſchen Kompoſitionen und dramatiſchen Werfen. 

Das Recht, ein Schriftwerk auf mechanischen Wege zu vervielfäl- 
tigen, fteht dem Urheber desſelben allein und ausſchließlich zu. Es ijt 
hierbei auch gar nicht erforderlich, daß ein ſolches „Schriftwerk“ ftets 
ein hervorragendes Produkt geiftiger Thätigleit ſei, um gejchüßt zu 
werden; es find vielmehr auch folche geiftige Erzeugniffe geichüßt, welche 
nicht gerade Meifterwerle der Litteratur find, auch ohne Rückſicht dar- 
auf, ob fie überhaupt fähig find, Gegenftand bes litterarifchen Verkehrs 
zu werden, 3. B. Kalender, Sachregilter von Werfen, Nurgbücher, Ta- 
rife zc., weil doch immerhin eine gewiſſe geiltige Thätigleit dabei ent- 
midelt werden muß. 

Möglich ift auch der Schu einer Zuſammenſtellung von einzelnen 
litterarifchen Werken, von denen jedes einzelne nicht geſchützt ift, 3. B. 
bei Anthologien, Liederbüchern, Lejebüchern, Gefangbüchern ꝛc. Hier 
wird eben die Bufammmenftellung als folche gefchüßt, zu melcher 
auch eine gewiſſe geiftige Arbeit und eine bejondere Gefchiclichtett gehört. 
Zu derartigen Werken können auch Produkte fremder Schriftiteller be- 
nut werden, wenn die Duelle bei jedem einzelnen der aufgenommenen 
Schriftwerfe angegeben und der Abdrud in mäßigen Grenzen gehalten 
it; es Tann 3. B. in dieſer Urt ein Pädagoge ein Lejebuch für Kinder 
zufammenftellen aus verjchiedenen Schriftftelleen, ohne deren Erlaubnis 
zum Abdruck zu haben. Erlaubt ift ferner die Anführung von Teilen 
des Werkes eines fremden Schriftftellers in einem anderen Werke, wel⸗ 
ches in fich ein eigenes jelbitändiges geiltiges Produkt bildet. 

Geſchieht ein Nachdrud, jo iſt derjenige, welcher ihn verübt Hat, 
erfagpflichtig. Iſt der Nachdrud aus böjem Willen oder infolge grober 
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Sahrläffigkeit erfolgt, jo fann außerdem noch auf eine Seldftrafe big zu 
3000 M. erfannt werden. Letztere ift aber dann ausgefchloffen, wenn 
glaubhaft gemacht wird, daß der Betrefjende in gutem Glaub 'n, auf 
Grund eines entichuldbaren Irrtums gehandelt hat; diefer Irrtum kann 
thatſächlicher oder rechtlicher Natur fein. Irrtum erfterer Art liegt 
3.38. vor, wenn ich glaube, daß Herr N., welcher mir den Abdrud ge- 
ftattet hat, thatfächlich der geiltige Urheber des von mir abgedrudten 
Schriftiverles mar, während dies gar nicht der Fall ift; Irrtum vecht- 
lijer Act würde 3. B. dann vorliegen, wenn ich ein Inhaltsverzeichnis 
zu einem Geſetzbuche abdrude, in dem Ölauben, died wäre geitattet und 
fei feine Berlegung des Urbeberrecht3. 

Statt der Entihädigung kann auch im Anjchluß an dag Strafver- 
fahren eine Buße verlangt werden. Die erkannte Buße jchließt aber 
dann jeden weiteren Schadenerjah aus. 

Ganz felbftverftändlich find dagegen Abdrude von folchen Schrift- 
werten geftattet, welche gerade nach der Abficht der Urheber zur Kenntnis 
des ganzen Volkes beſtimmt find, 3. B. Gefehesterte, Abdrude ber öffent- 
lichen Verhandlungen des Reichſtags und der Kammern der einzelnen 
- Bundesftanten, der kommunalen Selbftverwaltungstörper ıc., auch) Wahl- 

reden, Barteiprogramme ꝛc. 

Wichtig ift noch die Frage, wie lange da8 Urheberrecht gejchübt 
wird. Hierbei find zwei fich Ereuzende Erwägungen maßgebend. Ciner- 
ſeits ift das geiftige Erzeugnis ducch die Arbeit und Mühe einer be- 
ftimmten Perſon entftanden, und ihr gebührt daher der Erfolg und die 
Ausnutzung desſelben; andererjeit3 Tann der Schriftiteller, der Erfinder, 
der Komponift und der bildende Künftler feine Werke nur fchaffen unter 
den Eindrüden, welche er von den anderen Menfchen erhält, mit ihrer 
Beihülfe und ihrem Mitwirken. Taher ift es gerechtfertigt, daß nach 
einer beftimmten Friſt das Geiftesproduft wieder an die ganze Nation 
zurüdfällt, aus deren Schoß der Urheber hervorgegangen ift. 

Daher it die Zeit der ausschließlichen Vervielfältigung für Die 
Lebensdauer des Urhebers und auf 30 Zahre nach defien Tode feft- 
gefegt. Werke, welche erſt nach dem Tode des Verfaſſers erfcheinen, 
find 30 Zahre lang vom Tode des Urhebers an gejchügt. 

Anonyme und pfeudonyme Werke, d. 5. folche, welche ohne Namen 
oder unter einem angenommenen (Schriftftellernamen) erjcheinen, find 
nur 30 Sabre feit dem Erſcheinen geſchützt. Es giebt aber cin Mittel, 
um die Schußfrift auf 30 Jahre nach dem Tode des Verfaſſers zu er- 
Itreden; man meldet nämlich den wirklichen Namen bei dem Stadtrat 
zu Leipzig an, welcher eine Rolle über die bei ihm angemeldeten anony- 
men und pſeudonymen Schriften führt. Dann genießt das Wert ben- 
jelben Schuß wie die unter den wirklichen Namen erfchienenen Schrift- 
werte. 

Das Urheberrecht geht auch mit ber oben erwähnten, von der 
Perjon des Urheber abhängigen zeitlichen Bejchränfungen auf die Erben 
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über, e8 Tann auch 3. B. an Buchhändler verfauft werden auf Grund 
eines jogenannten Verlagövertrages, an andere abgetreten werden ꝛc. 

Die oben bezeichneten Grundſätze finden auch auf muſikaliſche 
Kompofitionen und dramatilche Werte entfprechend Anwendung. 

Nach den obigen Grundſätzen find auch die fpäter angeführten Ge— 
lege, deren Text unten abgedrudt ijt, bearbeitet. Die wichtigften Grund- 
züge find folgende. 

Patente werden erteilt für Erfindungen, welche eine gewerbliche 
Bermwertung gejtatten. Es muß fich ſtets um eine wejentliche Neue- 
rung im Bergleich zu dem bisher Beitehenden handeln. Die Schupfrift 
für Patente beträgt 15 Jahre nach erfolgter Eintragung beim Batent- 
amt. Die VBorichriften über Patentverlegung find denen über Nachdruck 
entiprechend, es Tann aber auch auf Gefängnisftrafe erkannt werben. 

Daneben Tennt das Gejeh noch ben Schub des fogenannten Ge- 
brauchſsmuſters. Dieſes unterjcheibet fi) vom Patent dadurch, dab e8 
fi hier meift nur um Lleine Erfindungen handelt, für welche Die be- 
deutenden Roften, welche die Anmeldung eines PBatentes erfordert, nicht 
lohnend erfcheinen. Denn ein Patent Eoftet, wenn es Die gejehliche Zeit 
von 15 Jahren dauern foll, über 5000 Mt. Die Schupfrift beträgt aber 
bei Gebrauchamuftern auch nur 3—6 Jahre. Derartige Gebrauch3- 
puger werden erteilt für Arbeitsgerätſchaften und Gebrauchsgegenſtände, 

B. Fahrradſtänder, Bleiſtiftanſpitzer ꝛc. 

Verſchieden hiervon ſind die ſogenannten Gef chmacksmuſter, d. 5. 
\olche, weiche nicht praftiichen Zwecken dienen, fondern als graphifche 
oder plaftiiche Formenfchöpfungen nur den Schönheitafinn befriedigen 
jollen, 3. B. Zapeten- und Teppichmufter, Stucdlornamente x. Die 
Scupfrift beträgt hier 1—15 Sabre. 

Auch Photographien, in denen künftlerifcher Wert fteckt, find geſchützt. 

Im übrigen wird auf den nachfolgenden Text vermiefen. 











1. 


Patentgeleß, 


Vom 7. Upril 1891. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Raifer, 


König von Preußen ze. 


verordnen im Namen des Reiche, nach erfolgter Zuftimmung 
des Bundesrats und des Reichdtagd, was folgt: 


Erfter Abſchnitt. 
Patentrecht. 


5 1. Patente werben erteilt für neue 
Erfindungen, welche eine gewerbliche Ver⸗ 
wertung geitatten. 

Ausgenommen jmd: 

t. Erfindungen, deren Verwertung ben 

Gejegen oder guten Sitten zumider- 

laufen würde; 

. Erfindungen von Nahrungs-, Ge- 
nuß⸗ und Arzeneimitteln, ſowie von 
Stoffen, welche auf chemiſchem Wege 
hergeſtellt werden, ſoweit die Er—⸗ 
findungen nicht ein beſtimmtes Ber- 
fahren jur Heritellung der Gegen- 
jtänbe betreffen. 





82. Cine Erfindung gilt nicht als neu, 
wenn fie zur Beit der auf Grund diefes 
Geſetzes erfolgten Unmeldung in öffent- 
lichen Druckſchriften aus den legten hun⸗ 
dert Jahren bereit3 derart beichrieben oder 
im Auslande bereit3 jo offenfundig be- 
nußt ift, daß danach die Denupung durch 
andere Sachverſtaͤndige möglich erſcheint 


Die im Auslande amtlich herausge- 
gebenen Pateutbefchreibungen ftehen den 
öffentlichen Drudicriften erft nad) Ab- 
lauf von drei Monaten feit dem Tage 
der Herausgabe gleich), fpfern das Patent 
von demjenigen, welcher die Erfindung 
im Auslande angemeldet hat, oder von 
jeinem Rechtsnachfolger nadıgejucht wird. 
Diefe Begünftigung erftredt ſich jeboch 
nur auf die amtlidden Ratentbeichrei- 
bungen derjenigen Staaten, in welchen 
nach einer im Reichs Geſetzblatt enthalte- 
nen Belanntmadhung die Gegenfeitigfeit 
verbürgt ift. - 





83. Auf die Erteilung des Patents 
hat derjenige Anſpruch, welcher bie Er- 
findung zuerſt nad) Maßgabe diefe3 Ge— 
jege3 angemeldet hat. Eine ſpätere An— 
meldung kann den Anſpruch auf ein Pa— 
tent nidjt begründen, wenn die Erfindung 
Gegenſtand des Patents des früheren An- 
melders iſt. Trifft dieſe Vorausſetzuug 
teilweiſe zu, ſo hat der ſpätere Anmelder 
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nur Anſpruch auf Erteilung eines Pa⸗ 
tent3 in entfprechender Bejchräntung. 

Ein Anfpruch des Patentjucherd auf 
Erteilung be3 Patent? findet nicht ftatt, 
wern der weientiiche Inhalt feiner An⸗ 
meldung den Befchreibungen, Beichmungen, 
Modellen, Gerätichaften oder inrich- 
tungen eines anderen oder einem von 
Diefem angemenbeten Verfahren ohne 
Einwilligung besfelben entnommen und 
von dem lekteren aus biefem Grunde 
die Zurüdnahme oder Zurückweiſung ber 
Einſpruch erhoben ift. Hat der Einfprud) 
Anmeldung zur Folge, fo kann der Ein- 
prechende, falls er innerhalb eines Mo- 
nat3 feit Mitteilung des hierauf beziig- 
lichen Beicheides de3 Patentamtz die Er- 
findung jeinerfeit3 anmeldet, verlangen, 
daß als Tag feiner Anmelbung ber Tag 
vor Bekamntmachung der früheren An—⸗ 
meldung feitgefegt werde. 


84 Dad Patent hat die Wirkung, 
daß der PBatentinhaber ausfchlieglich be- 
fugt ift, gewerbamäßig ben Gegenftanb 
der Erfindung hHerzuftellen, in Verkehr 
zu bringen, feilzuhalten oder zu ge 
brauchen. Iſt das Patent für ein Ver⸗ 
fahren erteilt, jo erftredt fich Die Wir- 
fung auch auf die duch das Verfahren 
unmittelbar hergeftellten Erzeugniſſe. 





85. Die Wirkung bes Patents tritt 
gegen denjenigen nicht ein, meldjer zur 
Zeit der Anmeldung bereit3 im Inlande 
die Erfindung in Berrukung enommen 
oder die zur an erforderlichen Ver⸗ 
anftaltungen getroffen hatte. Derſelbe ijt 
befugt, die Erfindung für die Bebürfnifie 
eined eigenen Betriebes in eigenen oder 
emden Werfftätten auszunugen. Dieſe 
Befugnis kann nur zufammen mit dem 
Betriebe vererbt oder veräußert werden. 

Die Wirkung des Patentd tritt ferner 
infomweit nicht ein, al3 die Erfindung nad) 
Beitimmung bes Reichskanzlers für das 
Heer oder die Flotte oder ſonſt im In⸗ 
tereſſe der öffentlichen Wohlfahrt benußt 
werden foll. Doch hat der Patentinhaber 
in diefem Falle gegenüber dem Reid) oder 
dem Staate, welcher in feinem befonderen 
Intereſſe die Beſchränkung des Patents 
beantragt hat, Anjpruch auf angemeſſene 
DBergütung, welche in Ermangelung einer 
‚Seditänbigung im Rechtswege feſtgeſetzt 
wird. 


Patentgeſetz. 38 4 bis 8. 


Auf Einrichtungen an Fahrzeugen, 
melde nur vorübergehend in bag ⸗ 
land gelangen, erſtreckt ſich die Wirkung 
des Patents nicht. 


86. Der Anſpruch auf Erteilung des 
Patents und das Recht aus dem Patent 
gehen auf die Erben über. Der Anſpruch 
und das Recht kömen beſchränkt oder 
unbeſchränkt durch Vertrag oder durch 
Verfügung von Todeswegen auf andere 
übertragen werden. 


87. Die Dauer des Patents iſt fünf- 
zehn Jahre; der Lauf diefer Zeit beginnt 
mit dem auf die Anmeldung ber Erfin- 
dung folgenden Tage. Bezwedt eine Er⸗ 
findung die Merbejjerung oder fonftige 
weitere Ausbildung einer anderen, zu 
gunſten des Patentſuchers durch ein Ra- 








tent geſchützten gar fo kann dieſer 


die eilung eines Zuſatzpatents nach⸗ 
ſuchen, welches mit dem Patent für bie 
ältere Erfindung fein Ende erreicht. 
Bird durch die Erflärung der Nichtig- 
feit des Hauptpatents ein Bufaßpatent 
gu einem jelbitändigen Patent, jo be- 
jtimmt ſich deifen Dauer und der Fällig- 
feitötag der Gebühren nad) dem An— 
fangstage des Hauptpatents. Für ben 
Sahresbetrag der Gebühren iſt der An⸗ 
fangstag bed Zuſatzpatents maßgebend. 
Dabei gilt dad erfte Patentjahr der ZBeit- 
abſchnitt zwiſchen dem Tage der Unmel- 


dung des Bufaßpatent3 und dem rädhit- 
folgenden Jahrestage des Anfangs bes 
Hauptpatent3, 





88 Für jedes Patent ift vor ber 
Erteilung eine Gebühr von dreißig Mart 
zu entrichten ($ 24 Abſatz 1). 

Mit Ausnahme der BZufagpatente ($ 7) 
ift außerdem für das Patent mit Beginn 
des zweiten und jedes folgenden Jahres 
der Dauer eine Gebühr zu entrichten, 
welche das erſte Mal fünfzig Mark be- 
trägt und weiterhin jedes Jahr um fünf⸗ 
zig Mark fteigt. 

Diefe Gebühr (Abſatz 2) iſt innerhalb 
ſechs Wochen nad) der Fälligkeit zu ent- 
richten. Nach Ablauf der Friſt kann die 
Zahlung nur unter Zuſchlag einer Ge— 
bühr von zehn Mark innerhalb ſechs 
Wochen erſolgen. 

Einem Patentinhaber, welcher ſeine Be⸗ 
dürftigkeit nachweiſt, können die Gebühren 











Patentgeſetz 


für das erſte und zweite Jahr der Dauer 
des Patents bis zum dritten Jahre ge⸗ 
ſtundet und, wenn das Patent im dritten 
Sabre erlifiht, erlaffen werden. 

‚Die Zahlung der Gebühren kann vor 
Eintritt der Fälligkeit erfolgen. Wirb 
auf da3 Patent verzichtet ober dasſelbe 
für nichtig erflärt oder zuridgenommen, 
fo erfolgt bie Rüdzahlung der wicht fällig 
geivordenen Gebühren. 

* Durch Beſchluß bes Bundesrats Tann 
eine Herabſetzung der Gebühren ange- 
ordnet werden. 





89. Das Patent ertlät, wenn ber 
Poatentinhaber auf dasſe 

oder wenn die Gebühren nicht rechtzeiti 
bei der Kaſſe des Patentamt Oder que 
Veberweifung an dieſelbe bei einer Rojt- 
anftalt int Gebiete des Deutfchen Reiches 
eingezahlt find. 





8 10. Das Batent wird für nichtig 
erklaͤrt, wenn fid) ergiebt: 
1. daß der Gegenitand nad) SS 1 und 
2 nicht patentjähig war, 
2. dab die Erfindung Gegenftand des 
Patents eines früheren Unmelders tft, 


3. da3 der weſentliche Inhalt der An- 
meldung den Beichreibungen, Zeich⸗ 
nungen, Modellen, Gerätfchaften ober 
Einrichtungen eine3 anderen oder 
einem von diefem angewendeten Ber- 
jahren ohne Einwilligung besjelben 
entnommen tar. 

Trifft eine diejer Borausjegungen (1 
bi3 3) nur teilweije zu, jo erfolgt die 
Erklärung der Nichtigkeit durch ent- 
ſprechende Beſchränkung des Patents. 





.. 88.9 bis 18, 


e verzichtet, ' 
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8 11. Das Patent kann nach Ablauf 
bon brei Zahren, von bem Tage der über 
die Erteilung bes Patents Fi Be- 
kanntmachung (8 27 Ubjag 1) gerechnet, 
zurüdgenommen werden: 

1. wenn der Patentinhaber es unter» 
läßt, im Inlande die Erfindung in 
angemejjenem Umfange zur Aus⸗ 
führung zu bringen, oder 8 alles 
Bu thun, was erforderlih üt, um 
iefe Ausführung zu fichern; 

2. wenn im öjfentlien Intereſſe Die 
Erteilung der Erlaubnis zur Ber 
nugung ber Erfindung an andere 
geboten erjcheint, der Patentinhaber 
aber gleichwohl fid) weigert, dieſe 
Erlaubnis gegen angemejjene Ver—⸗ 
gütung und genügende Sicherſtellung 
zu erteilen. 


8 12. Wer nicht im Inlande wohnt, 
kann ben Anſpruch auf die Erteilung 
eines Batent3 und die Rechte aus dem 
Patent nur geltend madyen, wenn er im 
Inlande einen Vertreter bejtellt hat. Der 
legtere ift zur Vertretung in dem nad) 
Maßgabe dieſes Geſetzes jtattfindenden 
Verfahren, ſowie in den das Patent be- 
treffenden bürgerlichen Nechtsjtreitigleiten 
und zur Stellung von Strafanträgen be» 

Der Ort, wo der Vertreter jeinen 
Wohnſitz hat, und in Ermangelung eines 
jolhen wo das Patentamt jeinen Siztz 
hat, gilt im Sinne des 8 24 der Civil- 
prozeßordnung ala der Ort, wo jich der 
Vermögendgegenitand befindet. 

Unter Zuſtimmung de3 Bundesrats 
fann durch Anordnung des Reichskanzlers 
beftimmt werden, day gegen bie Ange— 

Örigen eines ausländiicyen Staates ein 
ergeltungsrectt zur Anwendung ge» 
bradjt werde. 





Bweiter Abſchnitt. 
Patentamt. 


818. Die Erteilung bie Erflärung 
der Nichtigkeit und die Zurüdnahme der 
Batente erfolgt durch das Patentamt. 

Das Patentamt hat jeinen Gig in Ber- 
fin. Es befteht aus einem Bräfidenten, 
aus Mitgliedern, welche die Befähigung 
zum Nichteramt oder zum höheren Ber- 
waltungsdienſt beſitzen (rechtskundige Mit- 
glieder), und aus Mitgliedern, welche in 


einem Zweige der Technik ſachverſtändig 
jind (techniihe Mitglieder). Die Mit— 
glieder werden, und zwar ber Präſident 
auf Vorfchlag des Bundesrats, von Kaiſer 
ernannt. Die Berufung der redhtsfun- 
digen Mitglieder erfolgt, wenn fie im 
Reichs⸗- oder Staatsdienſt ein Amt be- 
fleiden, auf die Dauer dieſes Amt3, an— 
derenfalls auf Lebengzeit. Die Verufung 
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der technifchen Mitglieder erfolgt entweder 
auf Lebenszeit ober auf fünf Yahre In 
legterem alle finden auf fie die Beſtim⸗ 
mungen im 8 16 des Geſetzes, betreffend 
die Rechtsverhältniſſe der Neichöbeamten, 
vom 31. März 1873 feine Anmenbung. 





8 14. In dem Patentamt werden 

1. Nbteilungen für die -Patentanmel- 
dungen (Unmeldeabteilungen), 

2. eine Übteilung für bie Anträge auf 
Erklärung der Nidjtigleit oder au 
Zurüdnahme von Patenten (Nid)- 
tigfeitsabteilung), 

3. Abteilungen für die Beſchwerden 
(Beichwerbeabteilungen), 

gebildet. 

In den Unmelbeabteilungen bürfen nur 
ſolche techniſche Mitglieder mitwirken, 
welche auf Lebenszeit berufen ſind. Die 
techniſchen Mitglieder der Anmeldeabtei⸗ 
lungen dürfen nicht in ben übrigen Ab- 
teilungen, die techniichen Mitglieder der 
legteren nicht in den Anmeldeabteilungen 
mitwirken. 

Die Beſchlußfähigkeit der Anmeldeab⸗ 
teilungen iſt durch die Anweſenheit von 
mindeſtens drei Mitgliedern bedingt, 
unter welchen ſich zwei techniſche Mit- 
glieder befinden müſſen. 

Die Entſcheidungen der Nichtigkeits⸗ 
abteilung und der Beſchwerdeabteilungen 
erfolgen in der Beſetzung von zwei rechts⸗ 
kundigen und drei techniſchen Mitgliedern. 
Bu andern Beichlußfafjungen genügt bie 
Anweſenheit von drei Mitgliedern. 

Die Bellimmungen der Civitprogeii 
ordnung über Ausſchließung und Ab- 
lehnung der Gerichtsperſonen finden ent- 
fprechende Anwendung. 

Zu den Beratungen können Sadjver- 
ftändige, weiche nicht Mitglicder find, zu- 
gröogen werden; diejelben Dürjen an den 

jtimmungen nicht teilnehmen. 





8 15. Die Belchlüjfe und die Entjchei- 
dungen der Abteilungen erfolgen im Na- 
men des Patentamt3; fie find mit Grün- 
den zu verjehen, jchriftlich auszufertigen 
urd allen teiligten von Amtswegen 
zuzuſtellen. 


16. Gegen die Beſchluſſe der An⸗ 
meldeabteilungen und der Nichtigkeits- 
abieilung findet bie Beſchwerde ftatt. Un 
der Beſchlußfaſſung über die Beſchwerde 





Patentgejeb. 


88 14 bis 19. 


darf fein Mitglied teilnehmen, welches 
bei dem angefochtenen Bejchlufje mitge- 
wirkt hat. 





8 17. Die Bildung ber Wbteilungen, 
die Beitimmung feines Geſchäftskreiſes, 
die formen des Verfahrens, einichließlich 
des Buftellungsmwefens, und der Gefchäjtz- 
gang des Patentamt3 werden, infomeit 
dieſes Geſetz nicht Beltimmungen darüber 

trifft, durch Raiferliche Verordnung unter 
Zuſtimmung deö Bundesrat geregelt. 





8 18. Das Patentamt ift verpflichtet, 
auf Erjudyen ber Gerichte über Fragen, 
welche Patente betreffen, Gutachten abzu- 
geben, fofern in bem gerichtlichen Ver⸗ 
fahren voneinander abweichende Gut- 
achten mehrerer Gadjverjtändiger vor- 
liegen. 

Im übrigen ift das Patentamt nicht 
befugt, ohne Genehmigung des Neid)s- 
kanzlers außerhalb feines geleglichen Ge- 
ſchäftskreiſes Beſchlüſſe zu fajien oder 
Autachten abzugeben. 





819. Bei dem Patentamt wird eine 
Rolle geführt, welche den Gegenftand und 
die Dauer der erteilten Ratente, ſowie 
ben Namen und Wohnort der Yatent- 
inhaber und ihrer bei der Anmeldung der 
Erfindimg etiva befiellten Vertreter an- 
giebt. Der Anfang, der Ablauf, das Er- 
Löfchen, die Erffärung der Nichtigkeit und 
die Zurüdnahme der Patente find, unter 
leichzeitiger Bekanutmachung durd) ben 
—— in der Rolle zu vermerken. 

Tritt in der Perſon des Patentinhabers 
oder ſeines Vertreters eine Aenderung 
ein, ſo wird dieſelbe, wenn ſie in beweiſen⸗ 
der Form zur Keuntnis des Patentamts 
gebracht iſt, ebenfall3 in der Rolle ver- 
merkt und durch den Reichsanzeiger ver- 
öffentlicht. Solange dieſes nicht gejchehen 
it, bleiben der frühere Patentinhaber und 
fein früherer Vertreter nad; Maßgabe 
dieſes Geſetzes berechtigt und verpflichtet. 

Die Einliht der Rolle, der Belchrei- 
bungen, Beicdynungen, Modelle und Probe- 
ftüde, auf Grund deren die Erteilung 
der Patente erfolgt ift, fteht, jomeit es 
ſich nicht um ein ım Namen ber Reichs⸗ 
verwaltung für die Zwecke des Heeres 
ober der Flotte genommenes Patent han⸗ 
beit, jedermann frei. 


— 





Patentgeſetz. 88 20 bis 28. 


Das Patentamt veröffentlicht die Be- 
fchreibungen und Zeichnungen, ſoweit 
deren Einjicht jedermann freifteht, in ihren 
wejentlichen Zeilen durch ein amtliches 
Blatt. In dajjelbe find auch die Bekannt⸗ 
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machungen aufzunehmen, melde durch 
ben Reichsanzeiger nad) Maßgabe biejes 
Geſetzes erfolgen müſſen. 





Dritter Abſchnitt. 
Verfahren in Pateniſachen. 


8 20. Die Anmeldung einer Erfin⸗ 
dung behufs Erteilung eine Patents ge» 
Ihicht jchrijtlidy bei dem Patentamt. Für 
jede Erfindung iſt eine bejondere An⸗ 
meldung erforberlid. Die Anmeldung 
muß den Antrag auf Erteilung bes Pa- 
tent$ enthalten und in dem Antrage den 
Gegenſtand, welcher durd) dag Tatent ge- 
ihügt werden foll, genau bezeicynen. I 
einer Anlage ift die Erfindung dergeftailt 
zu befcdjreiben, daß danad) die Benutzung 
derjelben durch andere Sacjverjtändige 
möglid) erideint. Am Schluſſe der Be— 
ihreibung iſt dasjenige anzugeben, was 
al3 patentfähig unter Schuß geitellt wer- 
den joll (Patentanſpruch). Auch jind die 
erforderlichen Beichnungen, bitdlichen Dar- 
ftellungen, Modelle und Probejtüde bei- 


zufügen. 

Das Patentamt erläßt Beltinmungen 
über die fonjtigen Erfordemijje der An- 
meldung. 

Bis zu dem Beichlufje über die Be— 
fanntmachung der Anmeldung find Ab⸗ 
änderungen der darin enthaltenen An- 
gaben zuläjjig. Gleichzeitig mit der An⸗ 
meldung jind für Die Koſten bes Ver⸗ 
jahrens zwanzig Marf zu zahlen. 





8 21. Die Anmeldung unterliegt einer 
Borprüfung duch ein Mitglied der An⸗ 
meldeabteilung. 

Erſcheint hierbei die "Anmeldung als 
den vorgeichriebenen Anforderungen($ 20°) 
nicht genügend, jo wird durd) Vorbeſcheid 
der Patentſucher aufgefordert, die Mängel 
innerhalb einer beftimmten Friſt zu be- 


jeitigen. 

Inſoweit die Vorprüfung ergiebt, daß 
eine nad) 88 1,2, 3 Abſatz 1 patentfähige 
Erfindung nicht vorliegt, wird der Patent⸗ 
ſucher hiervon unter Angabe der Gründe 
mit der Aufforderung benadyrichtigt, ſich 
binnen einer beftimmten Friſt zu äußern. 

Erflärt ſich der Patentſu cher auf den 
Vorbeſcheid (Abſatz 2 und 3) nicht recht⸗ 


zeitig, fo gilt die Anmeldung als zurüd- 

genommen; erffärt er ſich innerhalb der 

aa fo faßt die Anmeldeabteilung Be⸗ 
up. 





8 22. Iſt durd) die Anmeldung den 
vorgejchriebenen Anforderungen ($ 20) 
nicht genügt oder ergiebt ſich, daß eine 
nach den 88 1, 2, 3, Abſaß 1, patent- 
fähige Erfindung nicht vorliegt, jo wird 
die Anmeldung von der Abteilung zurüd- 
gewieſen. An der Beſchlußfaſſung darf 
das Mitglied, welches den Xorbejcheid 
erlaſſen hat, nicht teilnehmen. 

Soll die Zurücdweilung auf Grund von 
Umftänden erfolgen, welche nicht bereits 
durch den Vorbeſcheid dem Batentfucjer 
mitgeteilt waren, fo ift demjelben vorher 
Gelegenheit zu geben, jich über diefe Um- 
itände binnen einer beitimmten Frift zu 
äußern. 





8 28. Erachtet das Patentamt die An⸗ 
meldung für gehörig erfolgt und bie Er- 
teilung eine Patents nicht für ausge— 
ichloffen, fo beichließt es die Belannt- 
madjung der Anmeldung. Mit der Be- 
fanntmachung treten für den Gegenjtand 
der Anmeldung zu gunften des Patent⸗ 
ſuchers einftweilen die gejeglidden Wir⸗ 
fungen des Patents ein (88 4 und 5). 

Die Bekanntmachung geſchieht in ber 
Weife, daß der Name des Patentſuchers 
und der wejentlic)e Inhalt des in feiner 
Anmeldung enthaltenen Antrag durch 
den Reichs⸗Anzeiger einmal veröjfentlicht 
wird. Mit der Veröffentlichung iſt die 
Anzeige zu verbinden, daß der Gegen- 
itand der Anmeldung einſtzveilen gegen 
unbefugte Benußung geigjüßt jet. 

Gleichzeitig it die Unmeldung mit 
jämtlichen Beilagen bei dem Patentamt 
ur Einſicht jüc jedermann auszulegen. 
—* dem durch 8 17 des Geſetzes be- 
ſtimmten Wege kann angeordnet werden, 
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daB die Auslegung aud) außerhalb Ber- 
ind zu erfolgen hat. 

Die Belanntmadung kann auf Untrag 
des Patentſuchers auf Die Dauer von 
höchſtens ſechs Monaten, vom Tage bes 
Beftäluffes über die Bekanntmachung an 
gerechnet, ausgeſetzt werben. Bid zur 
Dauer von 3 Monaten barf die Aus- 
ſetzung nicht verfagt werben. 

Handelt e3 ih um ein im Namen 
ber Neichövermwaltung für bie Zwecke des 
Heere3 oder der Flotte nachgeluchtes Pa- 
tent, jo erfolgt auf Antrag die Ratent- 
erteilung .ohne jede Bekanntmachung. In 
diefem Falle unterbleibt auch die Ein- 
tragung in die Patentrofle. 


8 24. Innerhalb der Friſt von zwei 
Monaten nach der —— — 23 
ift die erfte ahreägebübr ($ 8 Abi. 1 
einzuzahlen. Erfolgt die Cinzehlung nicht 
binnen dieſer ehrt, fo gilt die Unmel- 
dung als zurüdgenommen. 

Snnerhalb der gleichen Friſt Tann 
gen bie Erteilung des Patents Cin- 
pruch erhoben werden. Der Einfprud) 
muß Va erfolgen und mit Gründen 
verjehen fein. Er lann nur auf die Be— 
hauptung geftüßt werben, daß ber Ge— 
enftand nach) 88 1 und 2 nicht patent- 
ähig fei, oder daß dem Patentſucher ein 
Anſpruch auf das Patent na , nicht 
zuſtehe. Im Falle des 8 5 Abſatz 2 iſt 
inſpruch berech⸗ 


tigt. 

Nach Ablauf der Friſt Hat das Patent⸗ 
amt über die Erteilung des Patents Be- 
ſchluß zu faſſen. An der Beſchlußfaſſung 
darf das Mitglied, welches ben Vorbe— 
kheid ($ 21) erlaflen hat, nicht teil- 
nehmen. 


8 25. Bei ber PVorpräfung und in 
bem Rerfahren vor der Anmeldeabtei⸗ 
Iung kann jederzeit Die Ladung und An— 
börung ber Beteiligten, Die Vernehmung 
bon Zeugen und Sachverſtändigen, ſowie 
die Vornahme fonftiger zur Aufflärung 
der Sache erforderlicher Ermittelungen an- 
geordnet werden. 


8 26. Gegen den Beſchluß, durch 
welchen die Anmeldung zurücdgeiviefen 
wird, fann ber Patentjudjer, und gegen 
ben Beichluß, durch welchen über die Er- 
teilung de3 Patents entjchieden wird, der 





nur der Verletzte zum 
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Batentfucher oder ber Einfprechende inner⸗ 
halb eines Monat? nad) der AZuftellung 
Beſchwerde einlegen. Mit der Einlegimg 
ber Beſchwerde Sind für die often des 
Beſchwerdeverfahrens zwanzig Mark zu 
jeblen erjofgt die Zahlung nicht, jo gilt 
ie Beſchwerde als nicht erhoben. 

Iſt die Beſchwerde an ſich nicht ftatt- 
haft oder iſt dieſelbe verſpätet eingelegt, 
o wird ſie als unzuläſſig verworfen. 

Wird die Beſchwerde Tür zuläſſig be» 
funden, jo richtet ſich das meitere Ver⸗ 
fahren nach $ 25. Die Ladung und An⸗ 
hörung ber iligten muß auf Antrag 
eines berjelben erfolgen. Dieſer Antrag 
kann nur abgelehnt werben, wenn die 
Ladung des Antragſtellers in bem Ber- 
fahren vor der Anmeldeabteilung bereits 
erfolgt war. 

Soll die Entſcheidung über die Ber 
ſchwerde auf Grund anderer al3 ber in 
dem angegriffenen Beichluffe berüdlich- 
tigten Uenfände erfolgen, fo iſt den Be» 
teiligten zuvor Gelegenheit zu geben, ſich 
hierüber zu äußern. 

Das Patentamt kann nad) freiem Er⸗ 
meſſen bejtimmen, inwieweit einem Bes 
teiligten im alle des Unterliegens die 
Koſten de3 Beſchwerdeverfahrens zur Lait 
fallen, jowie anordnen, daß dem Be— 
teiligten, deifen Beſchwerde für geredt- 
fertigt befunden ijt, die Gebühr (Ab- 
ſatz 1) zurüdgezahlt wird 


8 27. Sit die Erteilung des Patent3 
endgültig bejchlofien, jo erläßt das Ra- 
tentamt darüber durd, ben Reichs⸗An⸗ 
zeiger eine Bekanntmachung und fertigt 
demnächſt für den Patentinhaber eine Ur⸗ 
funde aus. 

Wird die Anmeldung nad) der Der» 
öffentlichung (8 23) zurüdgenommen vder 
wird das Patent vertagt, lo ift dies eben⸗ 
fall3 befannt zu machen. Die eingezahlte 
Sahresgebühr wird in biefen Fällen er- 
ftattet. Mit der Verſagung des Patents 
gelten die Wirkungen des einftweiligen 
Schutzes als nicht eingetreten. 





8 28. Die Einleitung des Verfahrens 
wegen Erflärung der Nichtigkeit oder 
wegen Zurüdnahme des Patents erfolgen 
nur auf Antrag. 

10 Nr. 3 ift nur der 


Sm Falle des 
Verletzte zu dem Uhrtrage berechtigt. 





Patentgeſetz. 


Im Falle des 8 10 Nr. 1 iſt nad) 
Ublauf von fünf Jahren, von dem Tage 
der über bie Erteilung des Patents er- 
folgten Belanntmadjung — 27 Abſatz 1) 
gerechnet, der Antrag unſtatthaft. 

Der Antrag iſt ſchriftlich an das Pa⸗ 
tentamt zu richten und hat die Thatſachen 
anzugeben, auf welche er geſtützt wird. 
Mit dem Antrage iſt eine Gebühr von 
fünfzig Mark zu zahlen. Erfolgt die S% 
lung nicht, jo gilt der Untrag als nicht 
geitellt. Die Gebühr wird erftattet, wenn 
das Berfahren ohne Unhörung ber Be- 
teifigterr beendet wird. 

Wohnt der Untragiteller im Uuslande, 
fo hat er dem Gegner auf beffen Ver- 
langen Sicherheit wegen der Kojten bez 
Verfahrens zu leiften. Die Höhe der 
Sicherheit wird von bem Patentamt nad) 
freiem Ermeſſen feitgefegt. Dem Untrag- 
fteller wird bei Anordnung der Sicher⸗ 
heitäfeiftung eine Friſt beftimmt, binnen 
welcher die Sicherheit zu leiften ift. Er- 
folgt die Sicherheitsleiſtung nicht vor Ab⸗ 
lauf der Friſt, jo gilt der Antrag als 
zurücdgenommen. 





8 29. Nachdem die Kinleitung des 
Verfahrens verfügt ilt, fordert das Ra- 
tentemt den Tatentinhaber unter Mit- 
teilung des Antrags auf, ſich Über dau- 
felben innerhalb eines Monat zu er- 
Härten. 


Erflärt der PBatentinhaber binnen der 
Friſt ſich nicht, Jo fanın ohne Yadung und 
Anhörung ber iligten fojort nad) dem 
Antrage entichieden und bei diejer Ent» 
ſcheidung jede von dem Antragſteller be- 
Hauptete Thatſache für erwieſen ange- 
nommen Werben. . 





8 30. Widerfpricht der Patentinhaber 
rechtzeitig, oder wird im Falle des 8 29 
Ubfap 2 nicht jofort nad) dem Antrage 
entichieden, jo trifft da3 Patentamt, und 
zwar im erjteren alle unter Mitteilung 
des Widerfpruchd an den Antragiteller, 
. die zur Aufklärung der Sadje erforder- 
lichen Verfügungen. Es kaun die Ber- 
nehmung von Zeugen und Gadjverjtän- 
digen anordnen. Auf diefelben finden die 
Borjchr, ten der Civilprozeßordnung ent- 
fprehende Anwendinig. Die Beiveisver- 


88 29 biß 34. 
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handlungen find unter Susiehung eine 
beeidigten Protofollführerd aufzunehmen. 

Die Entſcheidung erfolgt nach Ladung 
und Anhörung der Beteiligten. 

Wird die Zurücknahme des Patents auf 
Grund des 11 Nr. 2 beantragt, fo 
muß der diejem Antrage entjprechenden 
Entſcheidung eine Undrohung ber BZu- 
rüdnahme unter Ungabe von Gründen 
und unter Teitiegung einer angemefjenen 


Friſt vorausgehen. 


8 81. In der Entſcheidung (88 29, 
30) hat das Patentamt nad) freiem Er- 
meifen zu bejtimmen, zu welchem Anteile 
die Koften des Verfahrens den Beteiligten 
zur Laſt fallen. 





8 32. Die Gerichte find verpflichtet, 
dem Patentamt Rechtshülfe zu leiften. 
Die Feitfegung einer Strafe gegen Zeugen 
und Sacverftändige, welche nicht erſchei⸗ 
nen oder ihre Auslage oder beren Beeidi- 
gung verweigern, ſowie bie Vorführung 
eine nicht erjchienenen Zeugen erfolgt 
auf Erfuchen durch die Gerichte. 





8 88. Gegen die Entſcheidung des 
Patentamts (SS 29, 30) ift die Berufung 
uläſſig. Die Berufung geht an das 
Meichögeri t. Sie ift binnen ſechs Wochen 
nad) der Yuftellung bei dem Patentamt 
ichriftlid) anzumelden und zu begründen. 
Durdy das Urteil des Gerichtshofs iſt 
nach Maßgabe des 8 31 aud) fiber bie 
Koften des Verfahrens zu bejtimmen. 
übrigen wird das Verfahren bor 
bem Gerichtshof durch ein Regulativ be- 
jtimmt, weldje3 von dem Gerichtshoſ zu 
entwerfen ift und durch Kaijerliche Ver⸗ 
orbnung unter Yuftimmung ded Bundes⸗ 
rats feitgejtellt wird. 





8 34. Sn betreff der Geichäftsiprache 
vor dem Patentamt finden die Beltim- 
mungen bed Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
über die Gerichtsſprache entfpredjende An⸗ 
wendung. Eingaben, welche nit in 
deutfcher Spradye abgefaßt jind, werden 
nicht berücjichtigt. 


— 
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Vierter 


Strafen und 


8 85. Wer wiſſentlich oder aus grober 
Fahrläſſigkeit den Beſtimmungen ber 
$ 4 und 5 zuwider eine Erfindung in 

enugung nimmt, ift dem Verletzten zur 
Entſchädigung verpflichtet. 
ı Handelt e8 ſich um eine Erfindung, 
welche ein Verfahren zur Heritellung eines 
neuen Stoffes zum Gegenſtand Hat, fo 
gilt bis zum Beweiſe des Gegenteils jeber 
Stoff von gleicher Beſchaffenheit als nach 
dem patentierten Verfahren hergeſtellt. 


836. Wer wiſſentlich den Beſtim⸗ 
mungen der 88 4 und 5 zuwider eine 
Erfindung in Benugung nimmt, wird 
mit Selbitrafe bis zu fünftaufend Mark 
oder mit Gefängnis bi zu einem Jahr 





beftraft. 

Die Strafverfolgung tritt nur auf An- 
trag ein. Die Zurücknahme bes Antrags 
ift ‚geläfiig 

ird auf Strafe erfannt, fo ift zugleich 
dem Berlegten bie Befugnis zuzufprechen, 
bie Verurteilung auf Koſten des Ber- 
urteilten öffentlih befannt zu machen. 
Die Art der Belanntmachung, fowie die 
Friſt zu derſelben ift im Urteil zu be- 
ftimmen. 


8 37. Statt jeder aus dieſem Geſetze 
entjpringenden Entichädigung kann auf 
Verlangen bed Beſchädigten neben ber 
Strafe auf eine an ihn zu erledigende 
Buße bis zum Betrage von zehntaufend 
Mark erkannt werden. Für dieſe Buße 
haiten die zu derjelben Berurteilten als 
Vejamtjchuldner. 





88 35 bis 40. 


Abſchnitt. 
Entfchädigung. 


Eine erkannte Buße Ichließt die Geltend- 
machung eined tmeiteren Entſchädigungs⸗ 
anſpruchs aus. 


838. In bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
feiten, in mel dur) Klage oder 
Widerflage ein Anſpruch auf Grund der 
Beftimmungen dieſes Geſetzes geltend ge 
macht ift, wird die Verhandlung und 
Enticheidung letzter Inſtanz im Sinne 
des: $ 8 bes Einführungsgefeged zum Ge- 
richtöverfaffungsgelege dem Reichsgericht 
zugewieſen. 








8 39. Die Klagen megen Berlehung des 
Batentrecht3 verjähren rüdjichtlidy jeder 
einzelnen diefelbe begründenden Handlung 
in drei Jahren. 


8 40. Mit Gelditrafe bis zu eintaufend 
Mark wird beitraft: 

l. wer Gegenftände oder deren Ber- 
padung mit einer Bezeichnung ver- 
ſieht, weldje geeignet ift, den Irr⸗ 
tum zu erregen, daß die Gegenjtände 
durch ein Patent nad) Maßgabe 
dieſes Geſetzes gejchügt jeien; 

2. wer in öffentlichen Anzeigen, auf 
Aushängeichildern, auf Empfehlungs⸗ 
farten oder in ähnlichen SKundge- 
bungen eine Bezeichuung arıveidet, 
welche geeignet ılt, den Irrtum zu 
erregen, daß die darin erwähnten 
Gegenſtände durch ein Patent nad) 
Maßgabe dieſes Geſetzes geſchützt 
ſeien. 
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nn. 
Geſet, 


betreffend den Schutz von Gebrauchsmuſtern. 
Vom 1. Juni 1891. 





8 1. Modelle von Arbeitögerätfchaften | Die Einſicht ber Rolle ſowie ber An⸗ 
ober Gebrauchägegenftüinden oder von | meldungen, auf Grunb deren bie Ein- 
Teilen berjelben werben, infoweit fie dem | tragungen erfolgt find, fteht jedermann 
Arbeits⸗ uder Gebrauchszweck durch eine | frei. 
neue Geftattung, Anordnung oder Vor⸗ 
rihtung dienen follen, ala Gebrauchs⸗ 84 Die Eintranmg eines Gebraud)3- 
mufter nach Maßgabe dieſes Gefepes ge- | mujterd im Sinne 8 1 Hat bie Wir⸗ 

akt. fung, daß dem Eingetragenen ausſchließ⸗ 

odelle gelten inſoweit nicht al3 neu, | lic) das Recht zufteht, gewerbsmäßig das 

al3 fie zur Zeit der auf Grund diefes Ge- | Mufter nadyzubilden, die durch Nachbil- 

ſetzes erfolgten Unmelbung bereit3 in | bung hervorgebrachten Gerätjchaften und 

Öffentlichen Drudichriften beichrieben oder | Gegenftände in Verkehr zu bringen, feil- 
im Snlande offenkundig benugt find. zuhalten oder zu gebrauden. 

a3 durch eine Tätere Anmeldung be» 

82. Modelle, für welche ber Scup ründete Recht darf, fomweit ed in da3 

al3 Gebrauchsmuſter verlangt wird, fin echt des auf Grund früherer Anmeldung 

bei dem Patentamt fchriftlic) anzumelden. | Eingetragenen eingreift, ohne Erlaubnis 

Die Anmeldung muß angeben, unter | de3 legteren nicht ausgeübt werben. 
welcher Bezeichnung dad Modell einge- Wenn ber weſentliche Inhalt der Ein 
tragen werben und welche neue Geftattung | tragung den Beichreibungen, Zeichnungen, 
oder Vorrichtung dem Arbeits⸗ oder Ge | Modellen, Gerätichaften oder Einrid)- 
braucjegmed dienen ſoll. tungen eine anderen ohne Einwilligung 

J Anmeldung iſt eine Nach⸗ und desſelben entnommen iſt, jo tritt dem 
Abbildung des Modelles beizufügen. Verletzten gegenüber der Schutz des Ge⸗ 

Ueber die ſonſtigen Erforderniſſe der ſetzes nicht ein. 

Anmelding trifft das Patentamt Beſtim⸗ 
mung. 

Gleichzeitig mit der Anmeldung iſt für 
jedes angemeldete Modell eine Gebühr 
von fünfzehn Mark einzuzahlen. 


83 Entfpridt die Anmeldung den 
Anjorberungen bes $ 2, fo verfügt das 
Tatentamt die Eintragung in die Nolle 
für Gebrauchömufter. 

Die Eintragung muß den Namen unb 
MWohnfig des Anmelders, ſowie bie Beit 
der Anmeldung angeben. 

Die Eintragungen find buch den 
Neich3-Anzeiger in beitimmten Frijten bes 
fannıt zu machen. 











8 5. Someit ein nach $ 4 begründetes 
echt in ein Patent eingreift, deijen An⸗ 
ung vor der Anmeldung des Mo- 
belle erfolgt ift, darf der Eingetragene 
da3 Recht ohne Erlaubni3 des Patent- 
inhabers nicht außüben. 
Spmgleihen darf, fomweit in ein nad 
g 4 nbeted Recht durch ein fpäter 
angemeldete8 Patent eingegriffen wird, 
das Recht aus diefem Patent ohne Er- 
faubni3 des Eingetragenen nicht ausge» 
übt werden. 








86 Li die Erforberniffe des 81 

4 ngen in der Perfon des Ein- | nicht vor, jo hat jedermann gegen Den 
getragenen werden auf Antrag in der | Eingetragenen Anſpruch auf Löſchung bes 
Rolle vermerft. Gebrauchsmuſters. 


— — — — — — — —— — — — — 
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Sm alle des } 4 Abſatz 3 fteht dem 
Verlegten ein Anſpruch auf Löſchung zu. 


87. Das durch die Eintragung be- 
gründete Recht geht auf die Erben über 
und fann bekpräntt oder unbeſchrãnkt 
durch Vertrag oder Verfügung von Todes- 
wegen auf anbere übertragen werben. 


8. Die Dauer des Schuges iſt brei 
Jahre; der Lauf biefer Zeit beginnt mit 
dem auf die Unmeldung folgenden Tage. 
Bei Sahlung einer weiteren Gebühr von 
jechzi art vor Wblauf ber Zeit tritt 
eine Verlängerung der Schupfrift um drei 
Jahre ein. Die Verlängerung wird in 
der Rolle vermerft. 

Wenn der Cingetragene währenb ber 
Dauer der Friſt auf den Schu Verzicht 
feiltet, fo wird bie Eintragung gelötcht. 

Die nicht infolge von Ablauf der Friſt 
ftattfindenden Löſchungen von Eintra- 
gungen find durch den Reichs⸗Anzeiger 
in beitimmetn Friſten befannt zu machen. 











89. Wer wiſſentlich oder aus grober 
Fahrläſſigkeit den Beitimmungen ber $$ 4 
und 5 zumibder ein Gebrauchsmuſter in 
Genupung nimmt, ift dem Verletzten zur 
Entihädigung verpflichtet. 

Die Klagen wegen Perlegung des 
Saupredhtes verjähren rüdjichtlid) jeder 
einzelnen diefelbe begründenden Handlung 
in drei Jahren. 


8 10. Wer wiſſentlich den Beitim«- 
mungen der 83 4 und 5 zuwider ein Ge⸗ 
brauchsmuſter in zu nimmt, wird 
mit Geldftrafe bis zu in kaufenb Mari 
oder mit Gefängnis bis zu einem Jahre 
beitraft. ‚ 

Die Strafverfolgung tritt nur auf Un- 
trag ein. Die Zurüdnahme de3 Antrags 
iſt „guräflig: 

gl 





ird auf Strafe erkannt, jo ift zu- 

eich dem Verlegten die Befugnis zuzu- 

(prechen, die serurteilung auf Koſten des 
erurteilten öffentlich belannt zu machen. 

Die Art der Bekanntmachung, fowie Die 
iſt zu derſelben ift im Urteil zu be- 
immen. 


11. Statt jeder aus biefem Gejeße 
entipringenden Entfhädigung kann auf 
Verlangen des Beſchädigten neben ber 





Strafe auf eine an ihn zu erlegenbe Vuße 
bis zum Betrage von gehntan end Dart 
erfannt werden. Für diefe Buße haj.en 
die zu derjelben Berurteilten als Geſamt⸗ 
Schuldner. 

Eine erfannte Buße ſchließt die Gel- 
tendmadjung eined weiteren Entſchä⸗ 
digungsanſpruchs aus. 





8 12. In bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten, in welchem durd) Klage oder Wider- 
Hage ein Anſpruch auf Grund der Be- 
I dieſes Geſetzes geltend ge- 


macht ijt, wird die Verhandlung und 
Entteidung lenter Snftanz im Sinne 
des 8 des Einführungsgeſetzes zum 


Gerichtsverfaſſungsgeſetze dem Reichsge⸗ 
richt zugewieſen. 


8 13. Wer im Inlande einen Wohn⸗ 
ſitz oder eine Niederlaſſung hat, kann 
nur dann den Anſpruch den Schutz 
dieſes Geſetzes geltend machen, wenn in 
dem Staate, in welchem ſein Wohnſitz 
oder ſeine Niederlaſſung ſich befindet, 
nad) einer im ReichsGeſetzzblatt enthalte⸗ 
nen Bekanntmachung deutiche Gebrauchs 
mufter eiren Schuß genichen. 

er auf Grund dieſer Beltimmungen 
eine Unmeldung bewirkt, muß gleichz:ttig 
einem im Inlande mohnhaften Vertreter 
beitellen. Name und Wohnjig des Ber 
treter3 werden in die Rolle eingetragen 
Der eingetragene Vertreter ift zur Ver⸗ 
tretung des Schupberechtigten in den das 
Gebrauchsmuſter betreifenden Rechtsſtrei⸗ 
tigkeiten und zur Stellung von Etraj- 
anträgen bejugt. Der Ort, wo ber Ver⸗ 
treter feinen Wohnſitz hat, und in Er— 
mangelung eines jolchen der Ort, mo das 
Patentamt jeinen Sitz hat, gilt im Sinne 
des $ 24 der Civilprozeßordnung als der 
Ort, wo der Bermögensgegenitand fich 
befindet. 








8 14. Die zus Ausführung dieſes Ge 
jete erforderlichen Beſtimmungen über 
die Einrichtung und den Geihäftägang 
des Patentamt3 werben durd) Kaijerlid;e 
Verordnung unter Zuftimmung de3 Bun- 
desrats getroffen. 





8 15. Dieſes Gejeg tritt mit dem 
1. Oftober 1891 in Kraft. 


Zn 7 zu 


Urheberrecht an Schriftwerfen, Mbbildungen 2c. 8SS 1 bis 6. 
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II. 


Geſehz, 
betreffend das Urheberrecht au Schrijtwerken, Abbildungen, muſila⸗ 
lichen Kompofitionen und dramatiichen Werfen. 


Dom 11. Juli 1870. 


[Dieles Seſetz gilt im ganzen Deutfihen Reiche. fiberall, wo vom Norddeutſchen Bunde Die 
Nede, ift darunter das Deutſche Rei zu verftehen]. 





I. Schriftftüde. 
a. Ausſchließliches Recht des Arhebers. 


81. Das Recht, ein Schriftwerk auf 
mechaniſchem Wege zu vervielfältigen, 
ſteht dem Urheber desſelben aus— 
ihließlidh zu. 


8 2. Dem Urheber wird in Beziehung 
auf den Pu das gegenwärtige Geſeß 
gewährten Schutz der Herausgeber eines 
aus Beiträgen mehrerer ehe Wer⸗ 
kes gleich —5 wenn dieſes ein ein⸗ 


heitliches Ganzes bildet. 


Das Urheberrecht an den einzelnen Bei⸗ 
trägen ſteht ben lUrhebern derſelben zu. 





8. Das Recht des Urhebers geht 
auf deſſen Erben über. Dieſes Recht kann 
beſchränkt oder unbeſchränkt durch Ver⸗ 
trag oder durch Verfügung von Todes⸗ 
wegen auf andere übertragen werden. 


— teen, 


b. Berbot des Rahdruds. 


8 4. Jede mechaniſche Vervielfältigung 
eine3 Schriftmerfes, welche ohne Geneh- 
migung Berechtigten (88 1, 2, l 
hergeftellt wird, heißt Nachdruck und i 
verboten. 

Hinſichtlich dieſes Verbotes macht es 
feinen Unterſchied, ob das Schriftwerk 
ganz oder nur teilweiſe vervielfältigt wird. 

13 mechaniſche Vervielfältigung iſt auch 
das Abſchreiben anzufehen, wenn es dazu 
beitimmt ift, den Drud zu vertreten. 


8 5. Als Nahdrud (8 4) ift auch an⸗ 

zuſehen: 

a. der ohne Genehmigung des Urhebers 
erfolgte Abdrud von noch nicht ver⸗ 
öffentlichten Schriftwerlen (Manu⸗ 
ſtripten). 

Auch der rechtmäßige Beſitzer eines 
Manuſkriptes oder einer Abſchrift 
desſelben bedarf der Genehmigung 
des Urhebers zum Abdruck; 

b. der ohne —— des Urhebers 
erfolgte Abdruck von Verträgen, 





welche zum Zwecke der Erbauung, 
der Belehrung oder der Unterhaltung 
gehalten ſind; 

c. der neue Abdruck von Werken, 
welchen der Urheber oder ber Ver⸗ 
leger dem unter ihnen bejtehenden 
Vertrage zumider veranitaltet; 

d. die Anfertigung einer größeren An⸗ 
ahl von Eremplaren eines Werkes 
—** des Verlegers, als demſelben 
vertraggmäßig o geſetzlich ge⸗ 
ſtattet iſt. 


8 6. Ueberſetzun 
be3 Urheber des 
als Nachdruck: 

a. wenn von einem, zuerſt in einer 
toten Sprache erſchienenen Werle eine 
Ueberſetzung in einer lebenden Sprache 
herausgegeben wird; 

b. wenn von einem gleichzeitig in ver⸗ 
Iejiebenen Sprachen herausgegebenen 

erfe eine Weberfekung in einer 
diefer Sprachen veranitaltet wird; 





ohne Genehmigung 
riginalwerles gelten 
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c. wenn der Urheber ſich das Recht der 
Ueberſetzung auf dem Titelblatte oder 
an der Spibe des Wertes vorbehalten 
hat, vorausgeſetzt, daß die Veröffent» 
lihung der vorbehaltenen Weber- 
fegung nah dem Erſcheinen des 
Originalwerkes binnen einem Jahre 
begonnen und binnen drei Jahren 
beendet wird. Das Kalenderjahr, in 
weldjem das Originalwerk erichienen 
ift, wird Hierbei nicht mitgerechnet. 

Bei Originalwerken, weiche in mehreren 

Bänden oder Abteilungen ericheinen, wirb 
jeder Band oder jede Abteilung im Sinne 
dieſes Paragraphen als ein beſonderes 
Werk angeſehen, und muß der Vorbehalt 
der Ueberſetzung auf jedem Bande oder 
jeder Abteilung wiederholt werden. 

. Bei dramatiſchen Werfen muß bie 


Urheberreht an Echrifimerfen, Abbildungen ꝛc. 8$ 7 bi3 10. 


Heberlehung innerhalb. ſechs Monaten, 
vom Tage der Veröffentlichung des Origi⸗ 
Men an gerechnet, vollitändig erfchienen 
ein. 

Der Beginn und beziehungsweife die 
Bollendung der Ueberſetzung muß zugleid) 
innerhalb ber angegedenen Friſten zur 
Eintragung in die Eintragungsrolle 
(88 39 ff.) angemeldet werben, widrigen⸗ 
An chutz gegen neue Ueberjegungen 
erlilcht. 

Die Heberjegung eined noch unge 
drudten gegen achdruck gefcdjügten 
Scriftwerfes ($ 5. Littr. a und b) iſt 
al? Nachdruck anzufehen. 

Ueberjegungen genießen ges Drigi- 
nalwerken den Schuß dieſes Geſeßes gegen 
Nachdruck. 





c. Was nicht als RNachdruck anzuſehen if. 


87. Us Nachdruck ift nicht anzujehen: 

a. das wörtliche Anführen einzelner 
Stellen oder kleinerer Teile. eines 
bereit3 veröffentlichten Werkes oder 
die Aufnahme bereit3 veröffentlichter 
Schriften von geringerem Umfang 
in ein größeres Ganzes, jobald diejes 
nad) jeinem Hauptinhalt ein jelbit- 
ſtändiges wiſſenſchaftliches Werk ift, 
ſowie in Sammlungen, welche aus 
Werken mehrerer Schriftiteller zum 
Kirchen-, Schul- und Unterricht er 
braud) oder zu einem eigentüm ichen 
litterarifchen Zwecke veranitaltet wer⸗ 
den. Vorausgeſetzt iſt jeboch, dal; 
der Urheber oder die benugte Quelle 
angegeben ilt; 

b. der Abdruck einzelner Artikel aus 
Zeitfchriften und anderen öffentlichen 


Blärtern mit Ausnahme von novelli⸗ 
ſtiſchen Erzeugniſſen und wiljenfchaft- 
lihen Wusarbeitungen, fowie von 
fonftigen größeren Mitteilungen, fo- 
fern an der Spige der letzteren dei 
Abdruck unterfagt iſt; 


c. der Abdruck von Geſetzbüchern, Ge⸗ 
Iehen, amtiichen Erlaffen, difentfid;en 
hr tenftüden und Verhandlungen aller 

rt 


0 


d. der Abdruck von Reden, welche bei 
den Verhandlungen der Gerichte, der 
politiſchen, kommunalen und fird)- 
lichen Vertretungen, ſowie der poli- 
tiſchen und ähnlichen VBerfammlungen 
gehalten werden. 


— ey 


d. Dauer des ausſchließlichen Rechtes des Ardebers. 


8. Der Sanp des gegenmärtigen 
Geſetzes gegen Nachdruck wird, vorbehalt- 
(ih der folgenden bejonderen Beltim- 
mungen für die Lebensdauer bes Ur⸗ 
hebers (88 1 und 2) und breikig Jahre 
nach dem Tode desjelben gewährt. 





89. Bei einem von mehreren Per⸗ 
fonen als Miturhebern verfaßten Werte 
erſtreckt ſich bie Schugfrift auf die Dauer 
von breißig Sahren nad) dem Tode des 
Leptlebenden berjslben. 


Bei Werfen, welche durch Beiträge 
mehrerer Mitarbeiter gebildet werden, 
richtet fi) die Schußfrift für die einzelnen 
Beiträge danach, ob die Urheber derſelben 
genannt find oder nicht (88 8, 11). 


8 10. Einzelne Aufſätze, Abhandlungen 
2c., welche in periodifchen Werken, als: 
Beitfchriften, Taſchenbüchern, Kafenderi:c., 
erichienen find, darf der Urheber, falls 
nicht3 anderes verabredet ift, auch ohne 





| Einwilligung des Herausgebers oder Bir 











i 


Urheberrecht an Schriftwerlken, 


legers des Werkes, in welches dieſelben 
aufgenommen ſind, nach zwei Jahren vom 
Ablauf des Jahres des Erſcheinens an 
gerech itig abbruden. 





8 11. Bei Schriftwerlen, welche bereits 
veröffentlicht find, iſt Die im 8 8 vo 
fchriebene Dauer des Schubes an bie Be- 
bingung üpft, daß der wahre Name 
bes Urheber8 auf bem Titelblatte ober 
unter der Zueignung ober ımter ber Vor⸗ 
rede angegeben iſt. 

Bei Werken, welche durch Beiträge 
mehrerer Mitarbeiter gebildet werden, ge⸗ 
nügt es für den Schutz der Beiträge, wenn 
der Name des Urhebers an ber Spitze 
ober am Schluß des Beitrags angege- 


iſt 

Ein Schriftwerk, welches entweder unter 
einem anderen, als dem wahren Namen 
des Urhebers veröffentlicht, oder bei wel⸗ 
chem ein Urheber gar nicht angegeben iſt, 
wird dreißig Jahre lang, von ber erſten 
Herausgabe an gerechnet, gegen Nach⸗ 
druck geihigt (8 28). 

Wird inmerhalb dreißig Jahren, von 
ber erften Herausgabe an geredjnet, ber 
wahre Name be3 Urheber von ihm 
ſelbſt oder feinen hierzu legitimierten 
Nechtönachfolgern zur Eintragung in Die 
Eintragsrolle (88 39 ff.) angemeldet, fo 
wirb dadurch dem Werke die im 8 8 be» 
ſtimm znte längere Dauer des Schutzes er- 
worben. 





12. Die erft nad dem Tode bes 
Urbeber3 erjichienenen Werle werden brei- 
Big Jahre lang, vom Tode des Urheber 
an geredet, gegen Nachdruck geſchützt. 


8 18. Akademien, Univerfitäten, fon- 





ſtige 

terrichtsanſtalten, ſowie gelehrte oder an⸗ 

dere Geſellſchaften, wenn ſie als Heraus⸗ 
dem Urheber gleich zu achten ſind 

(8 2), genießen für bie von ihnen heraus⸗ 


das Kalenderjahr des eriten 
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egebenen Werke einen Schub von breißig 
&chren nad) deren Erfcheinen. 


814 Bei Werken, bie in mehreren 
Bänden oder Abteilungen ericheinen, wirb 
die Schugfrift von dem erften Erfcheinen 
eine jeben Banbes oder einer jeden Ab⸗ 
teilung an berechnet. 

Bei Werken jedoch, bie in einem ober 
mehreren Bänden eine einzige Yufgabe 
behandeln und mithin ald ın ſich di 
fammenhängend gu betrachten find, 

innt die —2— erſt nach dem Er⸗ 
einen des letzten Bandes oder der legten 
Abteilung. 

Wenn indeifen zwiſchen der Herauögabe 
einzelner Bände ober Übteilungen ein 

eittaum von mehr als drei Jahren ver- 
fiofjen ift, fo find die vorher erichienenen 
Bände, Abteilungen ıc. als ein für id) 
beſtehendes Werl und ebenſo die nad 
Ublauf der drei Sahre ericheinenden 
weiteren Fortſetzungen als ein neues Wert 
zu behandeln. 


8 15. Das Verbot der Herausgabe 
von Ueberſetzungen dauert in dem Falle 
des 8 6 Littr. b fünf Jahre vom Er- 
fcheinen bes Originalwerles, in bem alle 
des 8 6 Littr. c. fünf Jahre vom erſten 
Erſcheinen der rechtsmäßigen Ueberjegung 
ab gerechnet. 


8 16. In ben Zeitraum ber geieh- 
fichen Schugfrift (83 8 ff.) wird bad Zo- 
desjahr des Verſaſſers, nen 








heinens 


des Werles ober ber Ueberſetzung nicht 


PA Perjonen, öffentliche Un- 


eingerechnet. 


3 

8 17. Ein Heimfalldrecht des Fiskus 
oder anderer gu herrenlojen Verlaſſen⸗ 
ichaften berechtigter Perſonen findet auf 
das ausſchließliche Recht des Urhebers 
und ſeiner Rechtsnachfolger nicht ſtatt. 








o. Entfhädigung und Strafen. 


8 18. Wer vorjäglich ober aus 
Läjtigfeit einen Nachdrud (88 4 ff.) in 
Abficht, denfelben innerhalb oder außer- 
halb des Norbdeuticden Bundes zu ver- 
breiten, veranftaltet, ijt ben Urheber ober 
beiten Rechtsnachfolger zu entichädigen 
verpflichtet und wird außerdem mit einer 


Nechts buch. IL 


deg Geldſtrafe bis zu dreitauſend Mark be⸗ 
ſtra 


Die Beſtrafung des Nachdrucks bleibt 
jedoch a —*358 wenn der Veran⸗ 
ſtalter desſelben auf Grund entichuld- 
baren, thatjächlichen ober rechtlichen Irr⸗ 
tims in gutem Glauben gehandelt hat. 


21 
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Kann bie verwirkte Geldſtrafe nicht bei» 
etrieben werden, jo wird dieſelbe nad 

aßgabe der allgemeinen Strafgeſetze in 
eine entiprechenbe Freiheitsſtrafe bis zu 
ſechs Monaten umgemanbelt. 

Gtatt jeder aus dieſem Geſetze ent- 
fpringenden Entſchädigung kann auf Ver⸗ 


langen bed Bejchäbigten neben ber Strafe 
auf eine an den Beichädigten zu erl 
Geldbuße biß zum Betrage von ee | bi 


taujend Dark erlannt werben. Für dieie 
Zube galten die Kin berjelben Berurteilten 
Geſamtſchuldner. 

eine erlannte Buße ſchließt bie Gel⸗ 
tenbmachung eine weiteren Entſchaͤ⸗ 
digungsanſpruchs auß. 

Wenn den Veranitalter des Nachdrucks 
fein Verſchulden trifft, fo haftet er bem 
Urheber oder deſſen a um 
ben entitandenen Schaden nu 
Höhe feiner Bereicherung. 


8 19. Darüber, ob ein Schaden ent- 
ftanden ift, und mie body Sich derſelbe 
beläult, beögleichen über ben Beſtand und 
die Höhe einer Bereicherung, enticheidet 
das Gericht unter 1 arbigung aller Um⸗ 
ftände nach freier Ueberzeugung. 


20. Wer vorjäglich oder aus Fahr⸗ 
1ä] igfeit einen anderen zur Veranſtal⸗ 
tung eines Nachdrucks veranlaßt, hat bie 

m $ 18 feitgelegte Strafe verwirkt, und 
if den Urheber oder deſſen Rechtsnach⸗ 
folger nah Maßgabe der 88 18 und 19 
u entichädigen verpflichtet, und zwar 
ort dann, wenn ber Veranitalter des 
Nachdrucks nad 8 18 nicht firafbar ober 
erfagverbindlih fein follte. 

ern der Veranjtalter des Nachdrucks 
ebenfalld vorjäglich oder aus Sahrläffig- 
teit gehandelt hat, jo haften Beide dem 
Berechtigten ſolidariſch. 

Die Strafbarleit und bie Grfapverbind- 
fichfeit der übrigen Teilnehmer am Nach⸗ 
drud richtet ſich nad) den allgemeinen ge- 
jeglichen Borfchriften. 


8 21. Die vorrätigen Nachdrucks- 
Cremplare und bie zur widerrechtlichen 
a oieliäftigung ausſchließlich beftimmten 

Vorrichtungen, wie Formen, “Blatten, 
Steine, Stereotypabgüfje 2c., unterliegen 











— — — — — — — — 


— — — — — — ——— — — — — —— — — —— — — — — nn — — — — 


der Einziehung. Dieſelben find, nachdem 


die Einziehung dem Eigentümer gegenüber 
—— erfannt iſt, entweder zu ver- 


Urheberrecht an Schriftwerlen, Abbildungen ꝛc. 88 19 bis 24. 


nichten ober ihrer gefährbenden Form zu 
entfieiden und alsdann bem Eigentümer 
zurüdzugeben. 

Denn nur ein Teil bes Werlkes als 
Nachdruck anzufehen ift, fo erftredt ſich 
die Einziehung nur au den als Nachdruck 
erkannten Teil des Werles und die Vor⸗ 
richtungen zu bieem weile 

ect ſich auf alle 


Die en 

diejeni ru a Eremplare und 
—— ı welche fich im Eigentum 
des Veranſtalters des Nachdrucks, Des 
Druckers, ber Sortimentsbuchhaͤndler, ber 
gemerbömdbi en Berbreiter und: be&- 

gen, welder den Nachdruck veranlaßt 
hat s 20), befinden. 

Die Einziehung tritt auch dann ein, 
wenn der Beranitalter oder Veranlaſſer 
des Rachdrud weder ARE noch fahr- 
läſſig Fran hat ($ 18). Sie erfolgt 

‘die Erben elben 
ht dem Belchädigten Frei, die 
Nahdrudd-Eremplare und Vorrichtungen 
gen ober teilmeije gegen bie Herftellungd- 
jten zu übernehmen, infofern nicht Die 
Nechte eines Dritten dadurch verlegt ober 
gefährdet werben. 


8 22, Das Vergehen bed Nachdrucks 
tft vollendet, fobald ein Nachbruds-Erem- 
plar eines Werkes den Borichriiten des 
gegenmärtigen Geſetzes zuwider, fei es im 

iete des. Norddeutſchen Bundes, ſei e3 
außerhalb desſelben, gjergeitelt worben iſt. 

Im Falle des bloßen Verſuchs des 
Nachdrucks tritt weder eine Beſtrafung 
oh eine Entſchaͤdigungsverbindlichleit des 

druders ein. Die Einziehung ber 
R rudsporrihtungen (8 21) erjolgt 
auch in diefem alle, 


8 28. Wegen Rüdfall3 findet eine Er- 
nr öhung der Strafe über das höchſte ge- 
etzliche Maß ($ 18) nicht ftatt. 


8 24 Dem in den Fällen des 8 7 
Littr. a. die Ungabe der Quelle oder 
des Namens des Urheberd vorjäglich oder 
aus Fahrläſſigkeit untertalfen wird, Io 
haben der Beranitalter und der Verau⸗ 
laffer des Abdrucks eine Geldſtrafe bis 
zu este Mark verwirkt. 

Eine Umwandlung der Gelbftrafe in 
Greipeitäitraie findet nicht ftatt. 
ne CEntichädigungspflicht tritt wicht 











—* 





Urheberrecht an Schriftwerten, Abbildungen ıc. 88 25 bis 31. 928 


5 25. Wer vorjäglich Eremplare eines Die Einziehung ber zur geverbemäßigen 
Werkes, welche ben Worichriften be3 ge | Berbreitung b eftimmten Nachdrucks⸗Exem⸗ 
genwarti n Geſetzes zuwider angefertigt plare iv aßgabe bes 8 21 findet aud) 
worden find, inmerhalb ober außerhalb | dann ftatt, wenn der Berbreiter nicht 
bes Norbbeutf en Bundes gewerbemäßi nnd hat. 

ält, verlauft oder in fonftiger Weiſe tihädigungspflicht, ſowie ber 
reitet, ift nad) —S— e des von ihm Beſtrafung wegen Verbreitung unterliegen 
—— Schebe n Urheber oter auch die Veranſtalter und Veranlaſſer 
deſſen echtänachjolger zu entichädigen | des Nachdrucks, wenn fie wicht Me ſchon als 
verpflichtet, und wird außerdem mit Geld- — „entihäbigungäpflichtig und ftraf- 
ftrafe nach 8 18 beitraft. 


f. Yerfaßren. 


8 26. Sowohl die Enticheibung über , Richter, ohne an pofitive Regeln über 
ben Entjchädigungdanfprud, als auch, die | die Wirkung ber Beweismittel gebunden 
Verhängung der im gegenwärtigen Ge- | zu fein, ben Thatbeitand nad) jeiner freien, 
jege angedrohten Strafen und bie Ein- EB dem Snbegriff der Verhandlungen 
ziehung der Nachdrucks⸗Exemplare ıc. ge en a —— feitzuftellen. 
hört _ sur Kompetenz ber ordentlichen Ge⸗ h bern Biden ji bei Entfcheibung 

in ob der 


cker oder der 
—* Einziehung ber Nachbruds-Erem- 
plare ıc. an omohl im Strafredhts- 
—— beantragt, als im Civilrechtswege 
olgt werden. 


—* er des — 26 18, 20) 
— gehandelt hat, e in den 

beats fegen vorg hriebenen verſchie⸗ 
—* rade ber Fahrläſſigkeit nicht ge 
bunden. 








8 27. Das gerihttiche Strafverfahren 

ift nicht von Amtswegen, fondern nur 8 30. - technifche Fragen, von 
auf den Antrag des BVerlegten einzuleiten | welchen der Thatbeitand des Nachdrucks 
Der Antrag auf Beſtrafung ann bis zur | oder ber Betrag des Schabend ober ber 
—— — eines auf Strafe lautenden —— — — * — oder 


Erlenntnijjes zurückgenommen werben. jtreitig, ſo befugt, da3 Gut⸗ 


achten bel kubiger einzuholen. 

8 28. Die Der tolgung des Nachdrucks 
ftebt jedem zu, defjen Urheber- oder Ver⸗ 8 81. Jr allen Staaten des Nor 
lagsrechte durch die mwiderrechtliche Ber- been undes follen aus Gelehrten, 
vieljältigurig beeinträchtigt oder gejährbet —— Buchhändlern und anderen 
ſind. geeigneten Perſonen Sacverftändigen- 

Bei Werken, welche bereit3 veröffent- Vereine t werden, melde, auf Err 
licht find, gilt bis zum Gegenbeweiſe ber- ! fordern des Richter, Gutachien über de 
jenige al3 Urheber, welcher nah Maß- : an fie gerichteten ragen abzugeben ver⸗ 
gabe bes $ 11 iöfag ! 1, 2 auf dem Werte | pflichtet find. Es bleibt den einzelnen 
als Urheber angegeben tft. Staaten überlajjen, ſich zu dieſem Be⸗ 

Bei anonymen und pieudonymen Wer⸗ | Yufe an anderen Staaten bes Norddeut⸗ 
fen iſt der Veraußgeber, und wenn ein ſchen Bundes anzufchließen, oder auch mit 








folder nicht ange — en iſt, der Ber- denſelben ſich zur Bildung gemeinſchaft- 
Icger berechtigt, die Dem Urheber äufteben- | licher Sacverftändigen-Bereine zu ver- 
den Rechte wahrzunehmen. Der auf dem binden. 
Werle angegebene Verleger gilt t ohne wei⸗ Sacveritänbigen Vereine find be- 
kur auf Anrufen Beteiligten über 
Ireitige — — und die 
Einziehung nad) Maßgabe ber 88 18 
bis En als Schiedsrichter zu verhandeln 
und zu enticheiden. 
Das Bundeskanzleramt erläßt bie Sn 
ftruftion über die Zuſammenſetzung und 


21” 


teven Nachweis als ber Rechtsnachfolger 
des anonymen ober pſeudonymen Ur⸗ 


hebers 





g 29. Sn den Rechtsſtreitigkeiten wegen 
Nachdruds einſchließlich der Klagen wegen 
Bereicherung aus dem Nachdruck, hat der 
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den Geichäftöbetrieb der Sachverftändigen- 
Vereine. 


8 Re meicher die ide 0.2 
eichs⸗) Oberhandelägericht3 für die 
aus Diefem before entjpringenben 
Rechtsſtreitigkeiten regelte, hat durch 
die neuen Reichsjuſtizgeſetze infofern 
feine Gelhung berloren,al8 in Straf- 
ſachen an Stelle des rei) Ober⸗ 
handelsgerichts das Reichsgericht 
tritt, deſſen Zuſtändigkeit neu 
regelt iſt; von Einfluß ſind die de 
Kintmungen des 8 32 noch infofern, 
als die Vorſchrift des 8 8 des Ein- 
führungsgeſetzes zum Gerichtsver⸗ 





Urheberrecht an Schriftwerken, Abbildungen ꝛc. 88 32 bis 40, 


faffungsgefeb (vom 27. Jannar 1877), 
wonady in einem Bundesſtaate mit 
mehreren Oberlandesgeridyten Die 
Berhandlung und Enticheidung ber 
zur Suftänbigteit des Reichager gu⸗ 
en evifionen und Be- 
Pr werben in bürgerliden 
Rechtsſtreitigkeiten einem ober- 
ften Landesgerichte zugewieſen wer⸗ 
den Tann, auf die zur Zuſtändigkeit 
des (Reichs⸗) Oberhandelsgerichts ge- 
hörigen bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten (alſo auch auf die aus dieſem 
Geſetz entſpringenden) keine Anwen⸗ 
dung findet. 


g. Berjäßrung. 


8 83. Die Strafverfolgung des Nad)- 
brud3 und die lage auf Entſchädigung 
wegen Nachdrucks, einjchließlich der Klage 
wegen Bereicherung ($ 18), verjähren in 
drei Jahren. 

Der Lauf ber Verjährung beginnt mit 
dem Tage, an mweldyem die Berbreitung 
der Nachdrucks⸗Exemplare zuerft ftattge- 
funden hat. 





8 84. Die Gtrafverfolgung ber Ver⸗ 
brei:ung von Nadıdruds-Eremplaren und | 


bie Klage auf Entichäbigung wegen biejer 
Verbreitung ($ 25) verjähren ebenfalls in 
brei Jahren. 


Der Lauf der Verjährung beginnt mit 


bem Tage, an weldyem bie Verbreitung 
zulegt jtattgefunden hat. 


8 35. Der Nachdruck und die Verbrei- 
tun 
ſtraflos bleiben, wenn der zum Gtraf- 
entage Berechtigte den Antrag binnen 
drei Mo 





von dem begangenen Vergehen und von | 
F Perſon des Thäters zu machen unter- | verfahren?. 
übt. 


von Nachdrucks⸗Exemplaren follen 


naten nach exlangter Kenntnis 


! 





| ® 


| 


j 
! 
| 
| 
| 


8 36. Der Untrag auf Einziehung 
und Bernichtung der Nachdrucks⸗Exem⸗ 
plare, ſowie ber zur widerrechtlichen Ver⸗ 
vielfältigung ausſchließlich beſtimmten 
orrichtungen (8 21), iſt ſolange zu- 
läſſig, als ſolche Exemplare und Vorrich⸗ 
tungen vorhanden ſind. 


837. Die Uebertretung, welche da⸗ 
durch begangen wird, daß ın ben Fällen 
des $ 7 Littr. a. Die Ungabe ver Quelle 
oder des Namend bed Urhebers unter- 
blieben it, verjährt in drei Monaten. 

Der Lauf der Verjährung beginnt mit 





: dem Tage, an welchem ber Abdruck zu- 


erit verbreitet worden iſt. 





8 38. Die allgemeinen geſetzlichen Bor- 


‚ Schriften beitinnmen, durd) melde Hand» 


lungen die Berährung unterbrodyen wird. 

Die Einleitung des Strafverfahren? 
unterbricht die Verjährung der Entidjä- 
Digungsflage nicht, und ebenjomwenig un- 
terbricht die Anſtellung ber Entſchädi⸗ 
gungsklage die Verjährung bes Straf 


— — 


h. Einfragsrofle. 
8 89. Die Eintragungsrolfe, in welche , bie Eintragung zu bewirken, ohne bafı 


bie in den 88 6 unb 11 vorgefchriebenen 
Eintragungen ftattzufinden haben, mirb 
bei dem Stadtrat zu Leipzig geführt. 


8 40. Der Stadtrat zu Leipzig ifl 
verpfiichtet, auf Antrag der Beteiligten 


| 


eine zuborige Prüfung über die Berech- 
tigung bes Untragfteller3 oder über bie 
Nichtigkeit der zur Eintragung angemel- 
beten Thatſachen ftattfinbet. 


Urheberreht an Schriftwerlen, Wbbildungen x. 88 41 bis 48. 


. 8 41. Da Bunbeslanzler-Amt erläßt 
die Snftruftion über die Führung der 
Eintragsrolle. Es iſt jedermann geitattet, 
von der Eintragsrolle Einficht zu nehmen 
und ſich beglaubigte Auszüge aus ber- 
jeiben erteilen zu laſſen. Die Eintra- 
gingen werden im Börjenblatt für ben 

eutihen Buchhandel und, fall basfelbe 
zu ericheinen aufhören follte, in einer 
anderen vom Bundeskanzleramte zu be 
Beitung öffentlich belannt ge- 
macht. 


> 
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8 42. Alle Eingaben, Verhandlungen, 
Üttefte, Beglaubigungen, Zeugniffe, Uus- 
züge u. |. w., welche die Eintragung in 
die Eintragsrolle betreffen, find jtempel- 


ei. 

Dagegen wird für jede Eintragung, 
für jeden Eintragsſchein, ſowie für jeden 
lonftigen Auszug aus der Eintragsrolle 
eine Gebühr von je 1,50 Mark erhoben, 
und außer hat ber Untragjteller die 
etwaigen Koſten für die Öffentliche Be⸗ 
farmtmadjung ber Eintragung (8 41) zu 
entrichten. 


II. Seographiiche, topographiiche, naturwiſſenſchaftliche, 
architektoniſche, techniiche und ähnliche Abbildungen. 


8 48. Die Beſtimmungen in ben 881 
bis 42 finden auch Anwendung auf geo- 
graphiſche, topographilche, nabrerifen: 
ſchaftliche, architeftonifche, techniſche und 
ähnliche Zeichnungen und Abbiidungen, 
welche nach ihrem Hauptzwecke nicht als 
ſeunſtwerle zu betrachten find. 


8 4. WU Nachdruck iſt es nid 
anzujeben, wenn einem Schriftwerke ein- 








jeine Abbildungen aus einem anderen 
erle beigefügt werben, vorausgeſetzt, daß 
da3 Schriftwerl als die Hauptſache er- 
ſcheint und die Ubbildungen nur zur Er⸗ 
läuterung bed Terted u. |. w. bienen. 
Auch muß der Urheber ober bie benupte 
Duelle angegeben jein, widrigenſalls De 
Strafbeitimmung im 8 24 Platz greift 


IH. Mufifatiihe Kompofitionen. 


8 45. Die Beſtimmungen in ben 881 
bis 5, 8 bis 42 finden auch Anwendung 
auf das ausichließlihe Recht des Ur- 
eberz zur Vervielfältigung mufifalifcher 

mpofitionen. 





847. Als Nachdruck find alle ohne 
Genehmigung bes Urhebers einer muſi⸗ 
kaliſchen Kompofition herausgegebenen 
Bearbeitungen derjelben anzujehen, welche 
nicht als eigentümliche Kompofitionen be» 
trachtet werden koͤnnen, insbeſondere 
Auszũge aus einer muſikaliſchen Kom⸗ 
poſition, Arrangements fuͤr einzelne oder 
mehrere Inſtrumente oder Stimmen, ſo⸗ 
wie der Abdruck von einzelnen Motiven 
oder Melodien eines und desſelben Werles, 
die nicht künſtleriſch verarbeitet ſind. 


847. Us Nachdruck ift nicht anzu⸗ 
fehen: das Wnführen einzelner Stellen 
eines bereit3 veröffentlichten Werkes ber 
Tonlunft, die Aufnahme bereit3 ver- 
öffentlichter Heinerer Kompofitionen in 





ein nad) jeinem Hauptinhalte felbftändiges 
wiſſenſchaftliches Werk, jowie in Samm- 
[ungen von Werfen verjchiedener Stom- 
poniften zur Benutzung in Schulen, aus- 
ſchließlich der Mufiffäufen. Bormudge- 
jet ift jedoch, daß der Urheber ober Die 
benutte Duelle angegeben iſt, mwibrigen- 
us bie Strafbeitimmung des 8 24 Plap 
greift. 


848. Us Nachdoruck ift nicht anzu- 
ſehen: die Benugung eines bereit3 ver- 
Öffentlichten Schriftwertes als Text zu 
mufifalifchen Kompofitionen, fofern ber 
Tert in Verbindung mit ber Kompoſition 
abgedrudt wird. 

usgenommen find folche Terte, meidıe 
ihrem Wefen na, nur jür den Zweck 
der Rompofition Bedeutung haben, na- 
menttich Terte zu Opern oder Dratorien. 
Terte diefer Urt dürfen nur unter Ge⸗ 
nehmigung ihres Urhebers mit den mujı- 
Talifchen tpojitionen zujammen abge- 
drudt werben. 





826 
Zum Abdruck des Tertes ohne Muſik 


ift die Einwilligung des Urheber? oder 
feiner Rechtänachfolger erforderlich. 


849. Die Sacverftändigen-Vereine, 
weile nah) Maßgabe be3 g sı Gut⸗ 





| 


' aus Komponiften, 


Urheberrecht an Echriftwerten, Abbildungen ic. 88 49 bis bb. 


achten über den Nachdruck muſikaliſcher 
Kompojitionen abzugeben en, follen 
uſikverſtãndigen und 


Muſikalienhändlern beitehen. 


IV. Öffentliche Aufführung dramatiicder, mufitotifcher oder 
dramatiſch⸗muſilaliſcher Werte, 


; 50. Dad Macht, ein bramatifches, 
mu a Han ober dramatifch-mufilalifches 
Wert öffentlich aufzuführen, fteht dem 
Urheber unb deſſen Rechtsnachfolgern 
(8 3) ausſchließlich zu. 

Sn betreif ber dramatifchen und dra⸗ 
matiſch⸗muſikaliſchen Werte tft es hier- 
bei gleichgültig, ob da8 Wert bereit3 burd) 
den Druck ac. veröffentlicht worden ift 
oder nit. Muſikaliſche Werke, melche 
duch Druck veröffentliht worben find, 
!önnen ohne Genehmigung bed Urhebers 
öffentlich aufgeführt werden, falld nicht 
der Urheber auf dem Titelblatt oder an 
der Spite bed Werkes ji das Necht 
der öffenilichen Aufführung vorbehalten 

t. 


a 
Dem Urheber wird ber Verfaſſer einer 

rechtmäßigen Ueberſetzung des drama—⸗ 

tiſchen es in Beziehung auf das 

ausſchließliche Recht zur öffentlichen Auf- 

führung dieſer Ueberſetzung gleich ge- 
tet 


Die öffentliche Suifährung einer rechts⸗ 
wibrigen Neberjegung (8 6) oder einer 
rechtäwidrigen Bearbeitung (8 46) bes 
Originalwerkes ift unterfagt. 


8 51. Sind mehrere Urheber vorhan- 
den, jo iſt zur Veranſtaltung der öffent- 
lichen Aufführung die Genehmigung jedes 
Urhebers erforberlid). 

ei muſikaliſchen Werken, zu denen 
ein Text gehört, einichließlih Der bra- 
matiichemuffotifchen Werle, genügt bie 
Genehmigung des Komponiſten allein. 


8 52. Sn betreif der Dauer des aus- 
ichließlichen Rechts zur öffentlichen Auf⸗ 
ührung kommen Die 88 8 bis 17 zur 

nivendung. 

Anonyme und pfeudonyme Werte, welche 
zur Zeit ihrer erjten rechtmäßigen L£ffeit- 
lichen Wufführung nod) nidjt durch den 
Drud veröffentlicht ſind, werben brei- 








| 
| 


Big Jahre vom Tage der erſten recht⸗ 
mäßigen Aufführung an, pofthume Werte 
dreißig Jahre dom Tode des Urhebers 


an gegen unbefugte öffentliche Aufführung 
—2 — 


Wenn der Urheber des anonymen oder 
pſeudonymen Werkes ober fein hierzu legi⸗ 
timierter Nechtsnachfolger immerhalb ber 
Friſt von dreißig Sahren den wahren 
Kamen des Ur 3 vermittelt Eintra- 
gung in die Eintragsrofle ($ 39) befannt 
macht, oder wenn der Urheber das Werk 
innerhalb derjelben it unter feinem 
wahren Namen veröffentlicht, jo gelangt 
bie Beitimmung de3 8 8 zur Anmwen- 
Dung. 

853. Bei bramatiichen, muſikaliſchen 
und Ddramatifch » mufilaliichen Werfen, 
weiche noch nicht mechanisch vervielfältigt, 
aber öffentlich aufgeführt worden find, 

itt bi zum Gegenbeweiſe derjenige als 

rheber, welcher bei der Ankündigung ber 
Aufthrung als ſolcher bezeichnet wor⸗ 
iſt. 





54. Wer vorfäglicd) oder aus Fahr⸗ 
läfjigkeit ein dramatifches, mufilalifches 
oder dramatifcmufifaliiches Wert voll- 
ftändig oder mit unmelentlicden Aende⸗ 
rungen unbefugter Weiſe öffentlich auf- 
führt, ift den Urheber ober el Rechts⸗ 
nachfolger zu entſchädigen verpflichtet und 
wird außerdem mit einer Geldſtrafe nach 
Maßgabe ber 88 18 und 23 beſtraft. 
Auf den Veranlaffer der unbefugten 
Aufführung findet der 20 mit ber 
Mabgabe Anwendung, daß Die Höhe ber 
Entihädigung nad) 8 55 zu bemeffen ift. 





8 55. Die Entichädigung, weiche bem 
Berechtigten im alle des 8 54 zu & 
währen ijt, beiteht in dem ganzen Be⸗ 
trage der Einnahme von jeber Yuffüh- 








Urheberrecht an Schriftiverfen, Abbildungen ꝛc. 88 56 bis 60. 927 


rung ohme Abzug ber auf biefelbe ver- : Trifft ben Reranftalter ber Huffüh- 
Ivenbeten Ko | rung fein Verſchulden, fo haftet er dem 
Berechtigten auf Höhe feiner Bereiche 
rung. 
856. Die Beſtimmungen in ben 
Entihädigung feftzufeßen. | 26 bis 42 finden auch in betreff der 
Benn Die ufführung von bramatilchen, muſika⸗ 
ober eine folche nicht vorhanden ift, jo liſchen und dramatiſch⸗muſikaliſchen Wer⸗ 
wird der Betrag ber Entidyäbigung vom : Ten Unmwenbung. 
Richter nad) freiem Ermefien feitgeftellt. | 





V. Allgemeine Beitimmungen. 


8 57. Das gegenwärtige Geſetz tritt , amtlich aufitellen und bieje Vorrichtungen 
mit dem 1. Januar 1871 in Kraft. Ulle | mit einem gleuhförmigen Stempel be- 
früßeren, in den einzelnen Staaten des | bruden lafien. Ebenfo follen alle Exem⸗ 
Norddeutichen Bundes geltenden, recht- | plare von GSchriftwerlen, melde nad 
lichen Beftimmungen in Beziehung auf Maßgabe dieſes Paragraphen aud) ferner- 
das Urheberrecht an Schriftwerlen, Ub- | in verbreitet werben bürfen, mit einem 
bildungen, mujilaliichen Kompofitionen tempel verfe werben. 
und dramatiſchen Werfen treten von dem⸗ Nach Wblauf der für die Legalifierung 

| 





felben Tage ab außer Wirkſamkeit. angegebenen Frift unterliegen alle mit 


—— dem Stempel nicht verjehenen Vorrich- 
Di Das gegenwärtige Geje findet tungen und Eremplare der bezeichneten 
auf alle vor dem Inkrafttreten besfelben 


Werle, auf Untrag des Werlepten, ber 
erihienenen Schriftwerle, Abbildungen, | Einziehung. Die nähere Inſtruktion über 
mujilaliihen Kompofitionen und drama- | ba3 bei der Unfftellung bes Inventariums 
tiihen Werle Anwendung, jelbft wenn die⸗ 


und bei der Stempelung zu beobachtende 
jelben nad) den biöherigen Landesgefeg- ' Verfahren wird vom Bunbestanzleramte 
gebungen feinen Schub gegen Nachdruck, erlaſſen. 
Nachbildung oder öffentliche Aufführung | 
genofien haben. | 859. Inſofern nad den bisherigen 
Die bei dem Inkrafttreten dieſes Ge⸗ Lan ſetzgebungen für den Vorbehalt 
ſetzes vorhandenen Exemplare, deren Her- bed U a anbere Yörmlidy- 
ftellung nach der bisherigen Gefebgebung feiten und für das Erfcheinen der erften 
geitattet war, follen auch fernerhin ver- Ueberſetzung andere Friſten, al3 im $ 6 
breitet werden Dürfen, jelbft wenn ihre Littr. c. vorgefchrieben find, Hat es bei 
Herftellung nach dem gegenmärtigen Ge⸗denſelben in betreff derjenigen Werte, 
lebe unterfagt i welche vor dem Snfrafttreten bes gegen- 
Ebenjo jollen bie bei dem Inkraft-⸗ märtigen Geſetzes bereit3 erjchienen jind, 
treten dieſes Geſetzes vorhandenen, bisher | fein Berenben, 
rechtmäßig angefertigten Vorrichtungen, ' 
wie Formen, Hatten, Steine, Stereotpp⸗ 860. Die Erteilung von Privilegien 
abguſſe 2c., auch fernerhin zur Anfer⸗ zum eine des Urheberrechts ift nicht 
tigung von Exeinplaren benußt werben | mehr zult) ig. 
bürfen. Inhaber eines vor dem Inkraft⸗ 
Auch dürfen bie beim Inkrafttreten : treten bed gegentoärtigen Geſetzes bon 
de3 Geſetzes bereit3 begonnenen, bisher | bem Deutichen Bunde oder ben Regie⸗ 
geſtatteten Bervielfältigungen noch volle rungen einzelner, jetzt zum Norddeutſchen 
endet werden. Bunde gehörigen Staaten erteilten Pri⸗ 
Die Regierungen der Staaten bes Nord» vilegiums fteht e3 frei, ob er von dieſem 
3 werben ein Snven- | Privilegium Gebrauch machen oder den 
Schub bed gegenwärtigen Geſetzes an- 
rufen will 








tarium über bie Vorrichtungen, beren 
fernere Venutzung hiernach Mlter iſt, 
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Der Privilegienfhug kann indeß mur 
für den Umfang derjenigen Staaten gel- 
tend werden, von welchen derſelbe 
erteilt worden iſt. 

Die Berufung auf den Privilegien- 
ſchutz ift dadurch bedingt, daß das Privile- 

ium entweder ganz oder dem weſentlichen 

36 nach dem Werke vorgedruckt oder 
auf oder Hinter dem Titelblatt desſelben 
bemerft if. Wo dieſes nad) der Natur 
des Gegenjtandes nicht ſtattfinden Tann, 
ober biöher nicht geichehen ift, muß das 
Privilegium, bei Vermeidung be3 Er- 
löſchens, binnen drei Monaten nach dem 
Inkrafttreten dieſes Gejeges zur Ein- 
tragung in die Eintragsrolle angemeldet 
und von dem Kuratorium berjelben öffent- 
lich befannt gemacht werben. 


8 61. Das gegenwärtige Gefep findet 
Anwendung ur alle Werke inländifcher 
Urheber, gleichviel ob die Werke im In⸗ 
ande oder Uuslande erichienen ober über⸗ 
haupt noch nicht veröffentlicht find. 





— — — — — — — — — — — nn 


Urheberrecht an Werken ber bildenden Künſte. 881 bis 5. 


Wenn Werke auslänbiicher Ur bei 
Derlegern ericheinen, die ım iete bed 
Norddeutichen Bundes ihre Handelsnieder⸗ 
laſſun haben, fo ſtehen bieje Werke ımter 
bem Sanıpe bes gegenwärtigen Geſetzes. 





862. Diejenigen Werke ausländiſcher 
Ur , weldye in einem Orte erfchienen 
ind, ber zum ehemaligen Deutf 
Bunde, nicht aber zum Norddeutſ 
Bunde, gehört, genießen den Schuß dieſes 
Geſetzes unter ber Vorausſetzung, daß 
das Recht bes betreffenden Staates ben 
inmerhalb des Norbdeutichen Bundes er- 
Schienenen Werfen einen den einheimifchen 
Werfen gleichen Schuß gemährt; jedoch 
dauert der Schub nicht Tänger als in dem 
betreffenden Staate ſelbſt. Dasſelbe gilt 
von nicht veröffentlichten Werken Folder 
Urheber, welche zwar nicht im Norddeut- 
ichen Bunde, wohl aber im ehemaligen 
Alien Bundesgebiete ftaatsangehörig 
ind. 


t 


IV. 
Geſetz, 
betreffend das Urheberrecht an Werken der bildenden Künſte. 
Vom 9. Januar 1876. 





A. Ausſchließliches Recht des Urhebers. 


81. Das Recht, ein Werk ber bilden- 
den Künſte gan oder teilmeife nachzu⸗ 
bilden, ſteht Urheber besfelben aus- 
Schließlich zu. 


8 2. Das Hecht des, Uchebers geht auf 
deſſen Erben über. Dieſes Necht Tann 
beichränft oder unbeſchränkt durch Ver⸗ 
trag oder durch Verfügung von Todes⸗ 
wegen auf andere übertragen werden. 


88 Auf die Baulunft findet das 
gegenwärtige Gejeg feine Anwendung. 


84 Ws Nagpilbung iſt nicht anzu⸗ 
ſehen bie freie Benutzung eines Werkes 








ber. bildenden Künſte zur Hervorbringung 


| geteitt wird, ift verboten. 
| 
| 


eine? neuen Werkes. 





85. Jede Nachbildung eines Werkes 
ber bildenden Künſte, welche in ber Ab⸗ 
fit, dieſelbe zu verbreiten, ohne Ge 
nehmigung des Berechtigten 0 1,2) her- 

13 verbotene 
adybifdung ift e8 auch anzujehen: 

1. wenn bei SHerborbringung berfelben 
ein anderes Rerfahren endet 
worden ift, alö bei dem Original⸗ 
werk; 

2. wenn bie Nachbildung nicht unmittel- 
bar nach dem Originalwerke, ſondern 








Ürheberreht an Werten der bildenden Fünfte. 88 6 bis 9. 


mittelbar nach, einer Nachbildung des⸗ 
felben geichaifen ift; 

3. wenn die Nachbildung eines Wertes 
der bildenden Fünfte fi) an einem 
Werle ber Baukunſt, der Induſtrie, 
der Fabrilen, Handwerke oder Ma⸗ 
nufalturen befindet; 


4. wenn ber Urheber oder Verleger dem 


unter ihnen beitehenden Bertrage Bi 
wider eine neue Vervielfältigung 
Werles veranftalten; 

5. wenn der Verleger eine größere Un- 


oh bon Eremplaren eined Wertes 


anfertigen läßt, ala ihm Vertrags⸗ 
mäßig oder gefeßlich geitattet ift. 


586. Als verbotene Nachbildung ift 

nicht anzuſehen: 

1. die Einzellopie eines Werkes ber bil- 
benden Kunſte, fofern biefelbe ohne 
die Abficht der Verwertung ange: 
fertigt wird. Es iſt jeboch verboten, 
den Namen oder das Monogramm 
des Urhebers des Werkes in irgend 
einer Weife auf der Einzellopie an- 

ubringen, midrigenfall3 eine Geld- 

cafe bis zu fü i 





nihundert Mark ver- 
wirkt ift; | 
2. die Nachbildung eines Werles der 
zeidmienden ober malenden Kunft 
durch die plaftifche Kunſt, ober um- 
xt . 


7 
3. die Nachbildung von Werken der bil⸗ 
denden Künſte, welche auf oder an 
Straßen oder öffentlichen Plätzen 
bleibend ſich befinden. Die Nad)- 
bildung darf jedody nicht in derjelben 
Kunſtſorm erfolgen; 
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4. die Aufnahme von Nachbildungen 
einzelner Werke ber bildenden Künſte 
in ein Schriftwerk, vorausgeſetzt, dab 
das letztere als die Hauptſache er- 
ſcheint, und die Abbildungen nur 
ur Erläuterung des Textes dienen. 
—* muß der Urheber des Origi⸗ 
nals oder bie benutzte Duelle ange" 
eben werben, widrigenfall3 Die 

teafbeitimmung im 8 24 de3 Ge- 
ſetzes vom 11. Juni 1870, betreffend 
das Urheberrecht an Schriftwerten ꝛc. 
Bundes⸗Geſetzbl. 1870 ©. 339), 
Platz greift. 


-—— — — 


I; 7. Wer ein von einem anderen her⸗ 
ihrendes Werk ber bildenden Fünfte aui 
rechtmäßige Weife, aber mittelit eines an- 
deren Kunſtverfahrens nachbilbet, hat in 
Beziehung auf da3 von ıhm herborge- 
brachte Bert das Recht eines Urhebers 
(8 1), aud wenn das Original bereits 
emeingut geworden: ift. 





8 8. Wenn ber Urheber eined Werkes 
der bildenden Künſte das Eigentum am 
Werte einem anderen überläßt, jo iſt 
darin die Uebertragung des Nachbildungs⸗ 
recht3 fortan nicht enthalten; bei or 
träts und Barträtbüften geht dieſes Recht 
jedoch auf den Beſteller über. 

Der Eigentümer des Werkes iſt nicht 
verpflichtet, dasſelbe jum Zweck ber Ver⸗ 
anſtaltung von Nachbildungen an den 
Urheber oder deſſen Rechtsnachfolger her⸗ 
auszugeben. 





B. Dauer des Urheberrechts. 


PR 9 Der Schub des gegenmärtigen 
etzes gegen Nachbildung wird für die 
Lebensdauer bes Urheber und 
dreißig Jahre nach dem Tode des— 
jelben gewährt. 

Bei Werken, welche veröffentlicht find, 
it Diefe Dauer des Schupes an bie Be- 
dingung geknüpft, daß der wahre Name 
bed Urheber ua bem he 8 vollſtändig 
genannt o ntli eichen aus⸗ 
gedrückt iſt. 


Werle 


, we 
anderen, 


Idye entweder unfer einem 
als den wahren Namen bes 


ein Urheber gar nicht angegeben ift, 
werden breißig Jahre lang, von ber 
Veröffentlichung an, gegen Nachbildung 
eſchützt. Wird inmerba b dieſer dreißig 
Sabre der wahre Name des Urhebers 
von ihm felbjt oder feinen hierzu legiti- 
mierten Rechtsnachfolgern zur Gintra- 
gung in bie Eintragsrolle ($ 39 des 
Gejeßes vom 11. Juni 1870, betreffend 
das Urheberrecht an Schriftwerlen zc., 
— Bunbes-⸗Geſetzbl. 1870 ©. 339) ange 
meldet, jo avird dadurd) dem Werfe die 
im Ubjag 1 beitimmte längere Dauer 


Urhebers veröffentlicht, oder bei weldjen | des Schutzes errvorben. 


980 


810. Bea Werken, Die in teren 
Bänden Den 


— b betrachten kn be» 
u ⸗ 
innt die — ſt erſt nach dem Er⸗ 
(einen be des legten Bandes oder ber legten 

Abteilumg. 


Wenn indeflen zwifchen ber Herausgabe 


einzelner Wände oder Abteilungen ein 
Beitraum von mehr als brei Jahren ver- 
Iofien ift, jo find die vorher erjchienenen 
, Übteilun n x. al ein für fi 

—— Wert und ebenſo bie 
Ablauf der drei Jahre erfcheinenben wei⸗ 
teren Fortſetzungen als ein neues Werl 
zu behandeln. 


8 11. Die erit nad dem Tobe bes 
Urheberd veröffentlichten Werte werben 
— Jahre lang, vom Tode des Ur⸗ 
hebers an gerechnet, gegen Nachbildung 


8 12. Einzelne Werte ber bildenden 
Fünfte, weiche in periodiſchen Werfen, 
ald Zeitichriften, Taf ‚ Ka. 
lendern 2c. erfchienen find, darf der Ur⸗ 
heber, falls nichts anderes verabredet ift, 


C. Sicherſtellung 


8 16. Die Beitimmungen in a , 
bis 42 des Geſetzes dom a Sum 
betreffenb ba3 Ur n Sg 
werfen ıc. (Bundes Beleg 6 ‘1870 S. 339), 
finden auch auf die Nachbildung von 


Werfen der bildenden Künſte entſprechende 


Anwendung 
Die Die Safverftändigen-Vereine, welche 





Urheberrecht an Merten ber bildenden Künſte. 88 10 bis 18. 


o rpin ng bes Herausgebers 
——— F de 05 Berta, — 
ieſelben au —— zwei 
ahren, vom Ablaufe des Jahres des 

inens an gerechnet, anderweitig ab⸗ 
bruden. 

ide 13. In ben Seitraum ber geſetz⸗ 
Eee wird das Tobesjahr des 
Bere eziehungsweiſe das Kalender- 


r ber eriten Beröffentlichung ober bes 
edlen Erſcheinens des Werkes nicht einge⸗ 








g 14. Wenn der Urheber eines Werkes 
ber bildenden Künſte geſtattet, daß das⸗ 
ſelbe an einem Werke der Induſtrie, der 
Fabriken, Handwerke oder anufalturen 
nachgebilbet wird, fo genießt er den Schup 

weitere Nachbilbungen an Werfen 

Ber Smbuftrie 2c. nicht nach) Maßgabe 
de3 gegenwärtigen Geſetzes, ſondern nur 
nah Maßgabe bes Geſetzes, betreffend 
deurheberrecht an Wuftern und Mor 





8 15. Ein Heimfallgrecht des Fiskus 
ober anderer zu herrenloſen Berlafjen- 


t 
—— —— 





des Urheberrechts. 


nach Maßgabe des 8 31 des genannten 
Geſetzes —** er die Nachbildung 
bon Werken ber bildenden Künſte abzu- 
—* haben, follen aus Künſtlern ver⸗ 
iedener Kunfigiveige, aus Kunfthändlern, 
—5 rbetreibenden und aus and 
—— beſthen. 


een 


D. Allgemeine Beltimmungen. 


817. Das gegenwärtige Geſeß tritt 
mit bem 1. Juli 1876 in Sraft. Wille 
früheren in den einzelnen Staaten des 
Deutichen Reichs geltenden Beltimmungen 
in Beziehung auf das Urheberredit an 
Werken der bildenden Fünfte treten von 
bemfeiben“ Tage ab außer Wirkſamkeit. 


8 18. Das gegenwärtige Geſetz findet 
auch auf alle vor dem Inkrafttreten des⸗ 
felben erfchienenen Werfe ber Bilbenben 
Künfte Anwendung, felbit wenn biejelben 
nad) den bisherigen 2nbeägeiehachungen 
Haben Schutz gegen Nachbildung genofjen 
Die bei bem Inkrafttreten biefe Ge⸗ 





Urheberreht an Werken der bildenden Künſte. 88 19 bis 21. 


fees vorhandenen Exemplare, beren Her- 
ftellung nach ber biöherigen Gejehgebung 
attet war, jollen auch fernerhin ver» 
reitet werden dürfen, fjelbjt wenn ihre - 
Heritellun Beni: dem gegenwärtigen Ge⸗ 
jege u iſt. 
Ehenfo —E die bei dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes vorhandenen, bisher recht⸗ 
mäßig angefertigten orrichbungen, wie 
Formen, —5* Steine, Stereotypab⸗ 
güſſe u. ſ. w., auch jermerhin zur Unfer- 
tigung von Exempla ren benutzt werden 
dürfen. 
Auch dürfen die beim Inkrafttreten be 
Geſetzes bereit3 begormenen, bisher 
Ratteten Verwieſauignger noch vollen er 


De fen ngen ber Staaten bed 
eich werden ein Inventarium 

Aber en Vo deren fernere Be⸗ 
upung hi gene i it, amtlich auf 
edlen und biefe Vorrichtungen mit einem 
—— 3: bedruden laſſen. 


Nach Ablauf ber die Legaliſierung 
angegebenen ft ımterliegen alle 
bem 5 tempel nicht verfehenen gorrihtung 


Berlesien, ber Singefung, Die he 

t Aufitellung 

des Inventariums und bei der Stempe- 

fung zu beobachtende Verfahren wird vom 
Neicstangleramt erlaſſen. 


u 19. Die — von Privilegien 
A Urheberrechts ift nicht 
—— 


eines vor dem Inkraft- 
treten — gegenwärtigen Geſetzes von 
den Regierungen einzelner tſcher 
Staaten erteilten Privilegiums ſteht es 
frei, ob er von dieſem Privilegium Ge⸗ 
brauch machen oder den Schuß des gegen- 
mwärtigen Geſetzes anrufen will. 

Der Privilegienihug kann indeß mur 





—— — — — — — — — — — — — — — — — — — — 
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tend gemacht werden, von welchen der⸗ 
ſelbe erteilt worden if. 

Die Berufung auf ben Privilegien- 
ug ift babırah bedingt, dab das Privi⸗ 
legium entweder ganz ober dem mejent- 
lichen Inhalte nach em Werle vorge 
drudt oder auf ober hinter dem Titel- 
blatt desſelben bemerft if. Wo biefes 

nach der Natur bed Gegenſtandes nicht 
ftattfinden Tann oder bisher nicht ger 
Iceben, it, muß u Frivilegium, wei 


—— —* —— | —* 
Geſetzes zur Eintragung in bie Eintrags- 


tolle angemeldet werden. Das Puratorium 
der Eintragsrolle Hat das Privilegium 
öffentlich befannt zu machen. 





8 20. Du ärtige Geſetz findet 
Anmwenbun alle Texte inländifcher 
Urheber, g eichiel ob die Were im Zur 


e ober Auslande erichienen oder über- 


' Haupt noch nicht veröffentlicht find. 


für den Umfang derjenigen Staaten gel» 


Wenn Werke ausländiicher Urheber bei 
inländifchen Verlegern erfcheinen, jo jtehen 
dieſe Werke unter dem Schutze des gegen- 
wärtigen Gele 


u 21. enigen ven Werke auslaͤndiſcher 
geber er weide in einem Orte erfchienen 
ind, 


ehört, nich den Schuß dieſes Ge⸗ 
—* unter der Vorausſetzung, daß das 


= des ‚ Deutichen Reichs erjchienenen 
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Schutz von Photographien gegen unbefugte Nachbildung. 88 1 bis 9. 


V. 


Geſeh, 
betreffend den Schutz der Photographien gegen unbefugte Nachbildung. 
Vom 10. Januar 1876. 





81. Das Recht ein durch Photo- 
graphie hergeitelltes Werl ganz ober teil» 
“ weile auf mechanifhem Wege nachzubil- 
ben, ſteht bem Verfertiger der pho- 
tographifhen Aufnahme aus— 
ſchließlich zu. 

Auf Photographien von ſolchen Wer- 
fen, welche geſetzlich gegen Nachdruck und 
Nachbildung noch geſchuͤtzt find, findet das 
gegenwärtige Geſetz keine Anwendung. 


82. Us Nachbildung iſt nicht anzu⸗ 
ſehen bie freie Venutzung eines durch 
Photographie hergeſtellten Werkes zur 
Hervorbringung eines neuen Werkes. 








8 8. Die mechaniſche Nachbildung eines 
photographiſchen Werkes, welche in der 
Abſicht, dieſelben zu verbreiten, ohne Ge⸗ 
nehmigung der Berechtigten (8 1 unb 7) 
bergeftellt wird, iſt verboten. 





84 Die Nadybildung eines photo- 
geappilcien Werkes, werm ſie fich an einem 

erfe der Induſtrie, der Fabriken, Hand» 
werfe oder Manufalturen befindet, ift 
als eine verbotene nicht anzufehen. 





85. Jede rechtmäßige photogra- 
phiſche oder ſonſtige mechaniſche Abbil⸗ 
dung der Originalaufnahme muß auf der 
Abbildung ſelbſt oder auf dem Karton 
a. ben Namen beziehungsweiſe die Fir⸗ 
ma des Verfertigers der Original- 
aufnahme oder des Verlegers, und 
b. den Wohnort des Verfertigerd oder 
Verlegers, 
c. das Kalenderjahr, in welchem die 
rechtmäßige Abbildung zuerſt erſchie⸗ 


nen iſt, 
enthalten, widrigenfalls ein Schutz gegen 
Nachbildung nicht ſtattfindet. 


6. Der Schutz des gegenwärtigen 





Verfertiger des photographiſchen Werkes 
fünf Jahre gewährt. Dieſe Friſt wird 
vom Ablaufe desjenigen Kalenderjahres 
ab gerechnet, in welchem die rechtmaͤßigen 
phofographiſchen ober ſonſtigen mecha⸗ 
niſchen Abbildungen ber Originalauf⸗ 
nahme zuerſt erſchienen ſind. 

enn ſolche Abbildungen nicht erſchei⸗ 
nen, fo wird bie fünfjährige Friſt von 
dem Wblauf desjenigen Kalenderjahres ab 
gerechnet, in welchem das Negativ ber 
photographifchen Aufnahme entitanden ift. 

Ber Werten, die in mehreren Bänden 
oder Abteilungen erfcheinen, findet ber 

14 bed Geſetzes vom 11. Juni 1870, 

etreffend das Urheberrecht an Schrift⸗ 
werfen ıc. Anwendung. 

87. Das im S1 bezeichnete Recht des 
Verfertigers eine photographilden Werkes 
geht deſſen Erben über. Auch Tann 
biefe8 Recht von bem Xerfertiger oder 
beffen Erben ganz oder teilmweite durch 
Bertrag oder durch Verfügung von Todes⸗ 
wegen auf andere übertragen werben. Bei 
photographiichen Bilbnifien (Porträts) geht 
das Recht auch) ohne Vertrag von felbit 
auf den ‚Belteller über. 


8 Re —* —A— ren 
verfertigte photographiiche ufnahme 
durch en Wert der malenden-, zeichnen⸗ 
den ober plaſtiſchen Kunſt nachbilbet, ge- 
nießt in Beziehung auf das von ihm 
hervorgebrachte Werl das Recht eines 
Ur 3 nach Maßgabe des 8 7 bed 
Geſetzes vom 9. Sanuar d. J., betreifend 
das Urheberrecht an Werken ber bildenbrir 
Fünfte. 


89. Die Beitimmungen in ben 8818 
bis 38, 44, 61 Abſatz 1 Geſetzes vom 
11. Juni 1870, betreffend das Urheber⸗ 

t an Schriftwerken ⁊c., finden aud 








FRA gegen Nachbildung mwirb dem | Anwendung auf das ausſchließliche Nach- 











Ureberreht an Muftern und Modellen. 88 1 bis 5. 


bildungs- und Verpielfätigungsrecht des 
Berfertigerdö photographiider Werte. 


810. Die Sachverftänbigen- Sereine, 
welche Gutachten über bie Nachbildung 
photographiicher Aufnahmen abzugeben 
haben, follen aus Künſtlern verjdjiedener 
Kunftzweige, dus Kunſthändlern, aus an⸗ 
deren Kunſtverſtändigen und aus Photo⸗ 
graphen beſtehen. 








8 11. Die Beſtimmungen des gegen⸗ 
waͤrtigen Geſehes finden auch Auwendung 
auf ſolche Werle, welche durch ein der 
Photographie ähnliches Verfahren herge- 
heilt werben. 


— — — — — — — — 
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8 12. Das gegenwärtige Gefeh tritt 
mit dem 1. Juli 1876 in Kraft. Auf 
photographiſche Aufnahmen, welche vor 
dieſem Tage angefertigt find, findet 
bagfelbe nur dann Anwendung, wenn 
die erfte rechtmäßige „nhotographtiche oder 
jonftige mechaniſche Abbildung der Drigi- 
nalaufmahme nad) dem Inkrafttreten bes 
gegenwärtigen Geſetzes erſchienen ift. 

Photographiihe Aufnahmen, melde 
ſchon bisher landesgefeglich gegen 
Nachbildung geihügt waren, behalten 
dieſen us; jedoch kann derſelbe nur 
für denjenigen räumlichen Umfang geltend 
— werden, für welchen er durch die 
tandesgeſetzgebung erteilt mar. 


VI. 
Geſeh, 


betreffend das Urheberrecht an Muſtern und Modellen. 
Vom 11. Januar 1876. 





8 1. Das Recht, ein gewerbliches 
Muſter oder Modell ganz oder teilweiſe 
nachzubilden, ſteht dem Urheber bei 
ſelben ausfchlieglid zu. 

Us Mufter oder Modelle im Sinne 
dieſes Geſetzes werben nur neue und eigen- 
tümliche Erzeugniſſe angesehen. 


82. Bei folden Muften und Mo- 
beilen, welche von den in einer inlän- 
bischen gewerblichen Anftalt beichäftigten 

eichnern, Malern, Bildhauern ⁊c. im 

uftrage oder für Rechnung de3 Eigen- 
tümerd der gewerblichen Anſtalt ange» 
fertigt werden, gilt ber Iebtere, wenn 
dur) Vertrag nicht? anderes beftimmt 
it, alö der Urheber ber Mufter und 
Modelle. 


8. Das Hecht des Urheber geht 
auf deſſen Erben über. Diefes Hecht kann 
beichräntt oder unbeſchränkt durch Ver- 
trag oder durch Verfügung von Todes⸗ 
wegen auf andere übertragen werden. 








84. Die freie Benutzung einzelner 
Motive eines Muſters oder Modelles zur 


Herftellung eine® neuen Muſters ober 
PA ih al3 Nachbildung nicht anzu- 
eben. 





85. Sebe Racjbilbung einee Mufters 
ober Modell, welche in der Abficht, die- 
ſelbe zu verbreiten, ohne Genehmigung 
des Berechtigten (88 1 bis 3) hergeltelit 
wird, ift verboten. Als verbotene Nad;- 
bildung ift e8 auch anzujehen: 

1. wenn bei Hervorbringung berfelben 
ein anderes PVerfahren angewendet 
worden ift, als bei dem Lriginal- 
werfe, oder wenn Die Nachbildung 
für einen anderen Gewerbszweig be 
ftimmt iſt, ald das Original; 
wenn die Nachbildung in anberen 
räumlichen Abmeſſungen oder Farben 
hergeltelit wird, al3 da3 Original, 
oder wenn fie fih vom Driginal 
nur durch ſolche Abänderungen unter- 
fcheidet, welhe nur die Anwendung 
bejonderer Aufmerffamleit mahrge- 
nommen werden können; 


3. wenn die Nachbildung nicht unmittel- 
bar nad) dem Uriginalmwerfe, ſondern 


2. 
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mittelbar nad) einer Nachbildung be3- 
ſelben geſchaffen ift 


86. br a otene Nachbildung ift 
nicht —— 
Adli⸗ eines Rufe oder 





Bebe fofern biefelbe ohne die 
Ubjicht der gewerbsmäßigen ebrei- 
tung und Verwertung angefertigt: 


wird; 
2. die Nachbildung von Muſtern, welche 


für Flaͤchenerzeugniſſe beftimmt find, 
bus plaſtiſche gniſſe, und um⸗ 
gele 


3. die Aufnahme von Nachbildungen 
einzelner Dlufter oder Modelle in ein 
Schriftwerk. 


8 7. Der Urheber eines Muſters ober 
Modells genießt ben Schuß gegen Nach⸗ 
bildung nur dann, wenn er dasſelbe zur 
Eintragung in das Muſterregiſter ange⸗ 
meldet und ein Exemplar oder eine 
bildung des Muſters ⁊c. bei ber 3 
Führung bed Muſierregiſters beauftragten | 
Behörde niebergelegt hat. 

ie Anmeldung und Prieberfegung muß 
erfolgen, bevor ein nach dem Mufter oder 
modelle geiertigted Erzeugnis verbreitet 








8. Der Schub bed gegenwärtigen 
Geſetzes gegen Nachbildung wird dem Ur- 
bed Mufterd oder Modells nad) 

einer Wahl ein bis brei Jahre lang, vom 


Tage der Anmeldung in 7) ab, gewährt. 
er Urheber ijt ber — gegen Zah⸗ 
lung der im 8 12 Ab beſtimmten 


Gebühr, eine —8 ber en 
bis auf höchſtens fünfzehn Jahre zu ver- 
langen. Die Berlänge rung der Schup- 
frift m wird in dem Muſterregiſter einge- 


tra 
Ser pr er Tann das I nad Ab⸗ 
— uſtehende Precht außer bei ber 
meldung auch bei Ablauf der drei⸗ 
—* und zehnjährigen Schutzfriſt aus⸗ 





9. 
be mit der Yühru 
beauftragten Lerichtäbehörden 


Ürheber hat die U * ind 


i 


— — — — — — — — m —— — — — 


Das Muſterregiſter wird von 
ng ber er | 
beanſprucht 


grieberfegn des Muſters oder Modells Ä 


bei ber —— ſeines Wohnortes 
zu bewirken. 
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Urheberreht an Muftern und Modellen. 88 6 bis 12. 


Urheber, teiche im Inlande weder eine 
Kiederlaffung, einen D Wiebe haben, 
mölflen 1 die me ng und Niederlegung 
bei bem Handelsgericht in Xeipzig be 
wi 


Die Muſter der Modelle können offen 
oder verſiegelt, einzeln oder in Packeten 
niedergelegt werden. Die Packete dürfen 
jedoch nicht mehr als 50 Muſter oder 
Modelle enthalten und uch mehr als 
10 Kilogramm wiegen. Die näheren Bor- 
Ihriften über die Führung bes Muiter- 
regiſters erläßt Da eich3tanzleramt. 

Die Eröffnung der verfiegelt nieber- 
gelegten Mufter erfolgt drei Jahre mac) 
ber Fer 67 a nm 
die uß eine Türzere iſt, na 
Ablaufe —2* 

Die Eintragung und die Verlängerung 
der gie Si (88 Ulinea 2) wird monat» 
lich hen Neichdanzeiger befannt 
gemacht Die Koften der Bekanntmachung 
hat der Unmeldende Zu tragent. 


8 10. Die Eintragungen in das Mufter- 
regiſter werben bewirkt, one daß eine 
zuborige Prüfung über die Berechtigung 
os Antragftellers ober über die Richtig. 

der zur untrogung angemeldeten 
hatjaden ſtattfindet. 


de 1 Es ift jedermann geitattet, von 
ufterregiiter und ben nicht ver- 
——ã— duſtern und Modellen Einſicht 
zu nehmen und ſich beglaubigte Auszüge 
aus dem Muſterrregiſter erteilen zu laſſen. 
Sn Streitfallen barüber, ob ein Muſter 
oder Modell gegen — geſchũtzt 
iſt, können zur Herbeifuͤhrung der Ent⸗ 
ſcheidung aus die verjiegelten Padete von 
der mit ber Führung des Mujterregifterd 
Gen fragten Behörbe geöffnet werden. 


8 12. Alle Eingaben, Ber den blungen, 
Atteſte Beglaudigngen Zeugniſſe, 











züge ⁊c., welche die Eintragung in Bas 
GR terre egiher —— ſind ſtempelfrei. 

Für j eintragung und Niederlegung 
eines Muſters ober eines Packets 


mit Muſtern mx. 8 9) wird, injofern bie 

Schutzfriſt auf nicht Länger als brei Jahre 

wirb (8 3 Abſatz 1), eine 

Öebüßt von 1 Mark für jedes Jahr er- 
en 

Aimmt ber Urheber in Gemäßheit bes 

Wſatz 2 eine längere Schugmrift in 











Urheberrecht an Muſtern und Modellen. 88 13 bis 17. 


Anſpruch, fo Hat er für jedes weitere 
Jahr bis zum zehnten Jahre einſchließlich 
eine Gebühr von 2 Marl, von elf bis 
fünfzehn Sahren eine Gebühr von 3 Mark 
für jeded einzelne Mufter oder Modell 

u entrichten. Für jeden Eintra anungd- 

in, ſowie as jeden fonitigen Auszug 
aus dem Mufterregifter wird eine Gebühr | 
von je 1 Markt erhoben. 


8 18. Derjenige, welcher nad) Map- 
gabe des 8 7 das Mufter oder Mobell 
zur Eintragung in das Muflervegifter 
angemeldet und niedergelegt hat, gilt bis 
zum Gegenbeweije al3 Urheber. 


8 14. Die Beitimmungen in den 88 18 
bis 36, 38 bes Geſetzes vom 11. Juni 
1870, betreffend das Urheberrecht a 
—2 ꝛc. (Bundes⸗Geſetzbl. 1870. 

339), finden auch auf das Urheber⸗ 
ect an Muſtern und Modellen mit der 
Maßgabe entiprechende Anwendung, da 
bie vorrätigen Nachbildungen und die zur 
twiberrechtlichen Vervielfältigung beitimm- 
ten Borrichtungen nicht vernichtet, ſondern 
auf Koften des Eigentümer und nad 
Wahl desjelben entweder ihrer gefährden- 
ben Form entlleibet, oder bis zum Ab⸗ 
uf ber Schupfrift amtli aufbewahrt 
were n. 

Die Sachpverftändigen-Bereine, welche 
nad 8 31 des ‚genannten Geſetzes Gut⸗ 
achten über die Nachbildung von Muſtern 
oder Modellen abzugeben haben, ſollen 
aus Künſtlern, aus Gewerbetreibenden 
verſchiedener Gewerbzweige und aus ſon⸗ 
ſtigen Perſonen, welche mit dem Muſter⸗ 
und Modellweſen vertraut ſind, zuſam⸗ 
mengeſetzt werd en. 


— — 
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8 15. Bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten, 
in wel auf Grund Beſtimmungen 
biejed jege3 eine lage wegen Entſchä- 
8, Bereicherung oder Einziehung an- 
he wird, gelten im Sinne der Reichs⸗ 
und Landesgeſetze ala dandelsſochen. 





816. Das gegenwärtige Geſetz findet 
Anwendung auf alle Muſter und Modelle 
inländiſcher Urheber, ſofern die nach den 
Muſtern oder Modellen hergeiteilten Er⸗ 
zeugniſſe im Inlande oder Auslande ver⸗ 
breitet werden. 

Wenn ausländiſche Urheber im Gebiete 
be3 Deutidien Reichs ihre gewerbliche 
Niederlajfung haben, jo geniehen fie für 
bie im Inlande gefertigten Erzeugniſſe 
. den Schuß bed gegenwärtigen Geſehes. 

Im übrigen richtet ſich der Schug der 
ausländiichen Urheber nad den beitehen- 
den Staatsverträgen. 





817. Da gegenwärtige Gejek tritt 
mit dem 1. Upril 1876 in Kraft. Es 
findet Anwendung auf alle Mufter und 
Modelle, welche nach dem Inkrafttreten 
desfelben angefertigt worden jind. 

Mufter und Modelle, welche por diefem 
Zuge Aare worden jind, genießen 
bed Geiepes nur dann, wenn 

u 


er —3 — N dem ſter ıc. gefertigte 
enguie nach dem Inkrafttreten 
ſetzes verbreitet worden iſt. 


Mufter und Modelle, welche ſchon bis⸗ 
her landesgeſetzlich gegen ae bung 
geihügt waren, behalten biejen Schuß; 
jedoch kann derielbe nur für denjenigen 
räumlichen Umfang geltend gemacht wer⸗ 
den, für welchen er durch die -anbeögeieh, 
gebung erteilt war. 


336 


am 


Anmeldung von Erfindungen. 88 1 bis 4. 


v1. 


Beflimmungen 
über die Anmeldung von Erfindungen. 


Auf Grund des $ 20 Abf. 2 des Watentgefches vom 7. April 1891 
(R.-.-Bl. ©. 79) werben bie nachfolgenden Beftimmungen über die Er- 
forderniffe einer Patentanmeldung erlajjen. Die Beftimmungen treten 


1. Januar 1899 in Kraft. 


8 1. Die Anmeldung einer Erfindung 


m 
dem 


behufs Erteilung eine3 Patents geſchieht 
in der Form. nes ſchriftlichen —* 


uchs, 
die ſonſt erforderlichen Stücke als 


Anlagen beizufügen ſind. 


8 
a 


— 


g. 


8 





2. Das Gefuh muß enthalten: 


. die Ungabe de Namen? und be3 


Wohnorts oder der Yauptnieber- 
— des Anmelders; 


. eine für die Veröffentlichung (8 23 
as hung ($ 


des Patentgeſetzes) geeignete 
Benennung ber Erfindung; 


. die Erflärung, daß für bie Erfin⸗ 


dung ein Patent nachgeſucht merbe. 
Bei Qufagtmmelbungen it die An⸗ 
abe des Hauptpaient3 nach Gegen- 
Hand und Nummer oder der Haupt 
anmeldung nah Gegenſtand und 
Aktenzeichen erforderlid) ; 


, die Erflärung, daß die gejehliche Ge» 
bihr von 20 Darf an die Kalle bes 


Kaiſerlichen Patentamt3 gezahlt wor⸗ 
ben jet oder gleidyzeitig mit der An⸗ 
—A ezahlt werde; 


die Aufführung der Anlagen unter 
Angabe ihrer Nummern und ihres | 


Inhalts; 


falls ber. Anmelder einen Vertreter 


beſtellt hat, die Angabe der Perfon, 
der Berufsſtellung und des Wohn- 
orts de3 Bertreter3; al3 Anlage iſt 
eine Vollmacht beizufügen (8 28 
ber Kaiſerlichen Verordnung vom 
11. Zuli 1891); 

die Unterichrift des Anmelders ober 
ſeines Vertreters. 





3. Die Beichreibung ift in zwei 


Ausfertigungen einzureichen. Dasſelbe 


| gilt für alle Nachträge, Pie Schriftftüde, 
welche die Beichreibung bilden, müſſen 
| ſowohl am Rande al3 auch zwiſchen den 
| deilen, berunnen Krei Taf für Zuſätze 
: und Wenderungen frei lafien. 
| Maße, Gervichke, jowie eleftrifche Ein 
| eiten müſſen nad) den gefeglichen Bor- 
‚ Schriften, Temperaturen nad) Eeljius an- 
. 
| gegeben werben. Bei chemiſchen Yormeln 
| find bie in Deutſchland üblichen Atom- 
| gewichtägeithen und Molelularformeln an⸗ 
zumenben. 
Die Einfügung von Figuren in bie 
Beichreibung ift nicht zuläffig. 


84 Die für die Veranichaulichung 
der Erfindung bejtimmten eiämungen 
find auf dad zur Marftellung der Er—⸗ 
findung Erforderliche zu beſchraͤnken. Sie 
find in zwei Ausfertigungen einzureichen. 
a. m die Hauptzeichnung ift weiße, 
tarkes und glattes Bei apier, ſo⸗ 





Ä 

| 

| 

| 

| 

| 

| 

| enanntes Kartonpapier, für die 

| tebenzeichnung Zeichenleinwand zu 

| verivenden. 

Das Blatt der Hauptzeichnung fol 
| 33 cm hoch und 21 cm breit fein. 
| In Ausnahmefällen ift, fall die 
| Deutlichleit es erfordert, ein Blatt 

in ber Höhe von 83 cm und in 
| der Breite von 42 cm zuläffig. Die 

Rebazeihmung muß bei be iebiger 
| Breite 33 cm hoch fein. Yür die 

Vauptzeichtung wie für die Neben- 
| zeichnung ift Die Verwendung meh⸗ 
| rerer Blätter zuläffig. 

ı b. Die Figuren und Scriftgeichen find 
in tiefſchwarzen, Träftigen, ſcharf be⸗ 
grenzten Linien auszuführen. Auf 

| der Oauptzeichnung find Querſchnitte 








Anmeldung von Erfindungen. 88 5 bis 6. 


entweder tiefſchwarz anzulegen oder 
durch Schrägftriche in tiefſchwarzen 


inien zum Ausdruck zu bringen. 
St zur Daritellung unebener Flächen 
ausnahmsweiſe eine Schattierung er- 


forberlih, fo darf fie ebenfall3 nur 
in tieffchwarzen Linien ausgeführt 
werden. Die Anwendung bunter 
Farben ift bei der Hauptzeichnung 
unguläilie. 
Ile auf ben Zeichnungen ange- 
brachten Schriftzeichen müjfen ein- 
fah unb deutlich fein. Die Haupt⸗ 
zeichnung muß fi zur photo 
gephiicen Verfleinerung eignen. 
c. Die einzelnen Figuren müſſen durch 
einen angenteijenen Zwiſchenraum 
von einan trennt fein. 
d. Die Figuren Find nach ihrer Stel⸗ 
lung fortlaufend und ohne Rüdjicht 
auf bie Anzahl ber Blätter mit 


ahlen zu verichen. 
—e Fa in die Beidh- 


nung nit aufzunehmen. Ausge⸗ 
nommen find kurze Angaben mie 
„Waſſer“, „Dampf“, „Ocmitt nad) 
A B (fig. 3)”, ſowie Inſchriften, 
die auf den dargeſlellten Gegenitän- 
ben angebracht werben follen, 3. B. 
„often“, „zu. , 
f. In ber rechten unteren Ecke jede 
latte3 ift der Name des Anmelders 
anzugeben. 
g. Die Hauptzeicmungen dürfen weder 
gejaltet noch gerollt werden, fondern 
find in gfattem Buftande vorzulegen. 


85. Die für bie Veranfchaulichung 
der Erfindung beflinnmten Modelle und 
Probeitüde brauchen nur in einer Aus⸗ 
führung eingereicht zu werben. 

Proben find ſtets einzureichen zu ben 
Anmeldungen, melde die SHeritellung 
neuer chemiſcher Stofje betrejfen. Aus⸗ 
genommen jind erplojive und leicht ent- 
zündliche Stoffe, deren Einjendung nur 
auf beiondere Aufforderung zuläffig fit. 

Bilbet ein chemijches Verfahren von 
allgemeiner Unmwenbbarkeit, nah) dem 
ganze Gruppen von Stoffen hergeftellt 
werben Lönnen, den Segenitanb der An⸗ 
melbung, fo jind Proben der typiichen 
Vertreter ber Gruppen einzureichen. Wer 
jedoch bejondere Ausführungsformen eines 
chemiſchen erfahrene unter Aufzählung 
der einzelnen nad ihnen entjtehenden 

Nechtsbuch. IL 





— — — — — — — — — — — — — mm — 
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Stoffe beanſprucht, ſo ſind die Stoffe 
ſämtlich mit Proben zu belegen. Bei 
Farbſtoffen ſind außerdem Ausfärbungen 
auf Wolle, Seide oder Baumwolle in je 
einer Ausführung beizufügen. 

Ueber bie Beichaffenheit ber Modelle 

und Probeftüde gilt Folgendes: 

a. Modelle und Probeitüde, bie leicht 
beihäbigt mwerden können, find in 
feiten Hüllen einzureichen. Gegen⸗ 
ſtaͤnde von Hleinem Umfange find auf 
fteifem Papier zu befeltigen. 

b. Proben von giftigen, üb ‚ erplo» 
jven ober leicht entglinblichen 
Stoffen find auf der Umhüllung und, 
fomeit möglich, auf bem Ge enttanbe 


jelbft durch eine deutliche Aufichrift 
als folche zu Termzeichnen. 

c. Proben iiher Stoffe find in 
Glasflaſchen ohne vorjpringenden 


Fuß von etwa 3 cm äußerem Dur’ 
meljer und 8cm Gejamthöhe einzu- 
reichen; bie Flaſchen finb mit einem 
haltbaren Siegel zu verichließen 
und mit einer dauerhaft beieltigten 
Inhaltsangabe zu verjehen. Den 
Proben ift ein nad) ber Beichreibung 
oder dem Patentanſpruche geord⸗ 
netes Verzeichnis beizulegen. 

Ausfärbungen müjjen möglich flach 
auf ſteifem Papier von 33 cm Höhe 
und 21 cm Breite dauerhaft be 
feitigt unb mit genauen, den Uns» 
gaben der Beichreibung entiprechen- 
den Aufichriften verjehen fein. Den 
Ausfärbungen ift eine Beſchreibung 
be3 angemenbeten Yärbeverjahrend 
beizulegen mit genauen Angaben über 
ben Gehalt der Flotte an Yarbitoff, 
die etwa gebrauchten Beizen, bie 
Temperaturen u. }. w., ſowie aud 
barüber, ob die gebrauchte Flotte 
erihöpft war oder echeblidyere Men⸗ 
gen von Yarbitoff zurüdgehalten hat. 


8 6. Die Anlagen des Geſuchs müffen 
mit einer ihre Zugehörigkeit zur Anmel⸗ 
dung kennzeichnenden Aufſchrift verjehen 
fein. Dasfelbe gilt für Mobelle und 
PBrobeitüde. 

Schriftitüde, bie zur Mitteilung an 
andere Perſonen beſtimmt find, find in 
der dazu erforderlichen Zahl von Aus⸗ 
fertigungen einzureichen. 

Zu allen riftftüden ift bauerhaftes 
nicht durchicheinendes, weißes Papier, gu 


22 
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9738 Unmeldung von Gebrauchsmuſtern. 88 1 bis 4. 


Schriftſtücken, die Anträge enthalten Der find, müjjen beutfihe Drudzeichen unb 

wur Beichreibung der Erfindung zwiſchen ben einzelnen Buchitaben, Worten 

Papier in ber Deitengrößt Don "em und Beilen einer angemejjenen Zwiſchen⸗ 

z raum aufzuweiſen. 

Alle Schriftſtücke müſſen leicht lesbar Auf den ſpäter eingerei Anmelde⸗ 

Die —— möüffen en an bunfier füden ift er ae — elders und 
ar uöge rt jean, titüde, Die 3 Alten anzu 
Pia —e hergeſtellt 





VIII. 
Beſtimmungen 
über die Anmeldung von Gebrauchsmuſtern. 





Auf Grund des 82 Ubi. 4 des Geſetzes, betreffend den Schub von 
Gcehrauchamuftern, vom 1. Juni 1891 (R.G.⸗Bl. S. 290) werden bie 
nachfolgenden Beftimmungen über die Erforbernifie einer Gebrauchs⸗ 
mujter-Unmeldung erlafien. Die Beitimmungen treten am 1. Januar 
1899 in Kraft. 


8 1. Die Unmeldung eines Mobell3 ; g. falls der Anmelder einen Vertreter, 
behufs Eintragung in die Rolle für Ge- beitelft hat, bie Ungabe ber Kerlon, 


brauchämufter geicdjieht in ber Form eines der Berufsſtellung unb bes Wohn- 
ſchriftlichen Geſuchs, dem bie ſonſt er- orts des Vertreters; als Unlage iſt 
een Stüde als Unlagen beizu- eine Vollmacht beizufügen ® 28 
en find. ber Kaiſerlichen Verordnung vom 

Für jebe3 Modell ift eine beſondere 11. Juli 1891); 
Anmeldung erforderlich, B. die nterfchrift des Anmelders ober 


feines Vertreters. 





8 2. Das Geſuch muß enthalten: 
a. die Angabe des Namens und des 8 8. Erachtet ber Unmelber eine Be⸗ 
Wohnort3 oder ber Hauptnieber- | jchreibung des Modells für erforderlich, . 
laſſung des Anmelders; fo iſt ſie entweder in das Geſuch aufzu- 
d. eine für die Eintragung, und Ver- | nehmen oder als Anlage beizufügen. 
öffentlidhung geeignete Bezeichnung, 
die bejondere Eigentümlichkeit 8 4. Dem Geſuch iſt eine Abbildung 








weiche 
des Modell in kurzer Yorm zum |, oder eine Nachbildung bes Modells bei- 
Uusdrud bringt; ' zufügen. 

e. bie Angabe, mweldje neue Gejtaltung a. Die Ubbildung ift in zwei Aus- 
oder Borrichtung dem Ürbeitd- ober ' ferigum gen einzureichen. 
Gebrauchszwed dienen fol; r die Wbbildung ift meißes, 

d. den Untrag, daß bag Mobell in bie hartes und glatte Beichenpapier, fo- 
Rolle für Gebrauchämuiter einge- | genanntes Kartonpapier, oder Zeichen- 
tragen werde; | leinwand zu verwenden. Das Blatt 

e. bie Srffärung, daß die gefebliche u | der Abbildung auf Kartonpapier muß 
bühr von 15 Mark an die Kaſſe des 33 cm hoch und 21 cm breit fein. 
Kaijerlihen Patentamts gezahlt wor- | Das Blatt der Abbildung auf Zeichen- 
den jei oder gleicdjzeitig mit der Un- leinwand 2 ‚Bei ‚beliebiger Breite 
melbung gezahlt werde; | 33cm pn fe 

f. die A urkihrung der Anlagen unter | guten und Schriftzeichen 


Angabe ihrer Nummern ımd ihres 


Inhalts; find in tiefihtvargen, fräftigen, ſcharj 


begrenzten Linien auszuführen. 


— 
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b. Die Nachbildung braucht nur in einer 
Ausführung eingereicht zu werden. 
Sie muß janber und dauerhaft jein 
und darf in Höhe, Breite und Tiefe 
50 cm nicht überfchreiten. 
Nachbildungen, die leiht beſchäͤ— 
digt werden lönnen, gend in feiten 
Hüllen einzureichen. (be genftänbe von 
feinem Umfange. find af ſteiſem 
Papier zu igen. 


8 5. Die Anlagen des Geſuchs müſſen 
mit einer en —— zur Anmel⸗ 
ung leunzeichnenden Auffchrift verſehen 
fein. Dasſelbe gilt für bie Nachbildun 

Bu allen Schriftſtücken ift Dauerhafte, 
nicht burdjfcjeinendes, weißes Papier, zu 
Scrifthäder, bie Anträge enthalten ober 





1 


| 
| 


= 


33) 


die Anmeldung jelbft betreffen, Savier 
in der Sritengröße von 33cm zu 21cm 
zu verwenden. 

Alle Schrijtftüde müffen leicht lesbar 
fein. Die Schriftzüge mülfen in bunter 
Farbe ausgeführt fein. Schriftftüde, bie 


mittel3 ber Schreibmaſchine hergeftellt 
find, müſſen deutliche Druckzeichen und 
zwiſchen ben einzelnen Buch Worten 


gwiſchen⸗ 


und Zeichen einen angemeſſenen 
raum aufweiſen. 


56. Die die Anmelbung bildenden 
—** muſſen in bopp ter Ausfer⸗ 
tigung eingereicht werden. Auf den nach- 
träglich eingereichten Unmeldeftüden if 
der Rome bes Anmelderd und bad Alten⸗ 
zeichen anzugeben. 





IX. 
Beflimmungen 
über die Anmeldung von Warenzeichen. 


Auf Grund des 8 2 Abi. 2 des Geſetzes zum Schub der Waren- 
bezeichnungen vom 12. Mai 1894 (R.G.⸗Bl. ©. 441) werden bie nad)- 
folgenden Beſtimmungen über die Erfordernifie einer Warenzeichen- 


anmeldung erlaſſen. 
in Kraft. 

81. Die Unmeldung eine Waren- 
ee geichi eht in der Yorm cines 
(ae eſuchs, dem die ſonſt er- 

Stüde ald Anlagen beizufügen 


Für jebe3 Leichen iſt eine befonbere 
Anmeldung er orderlich. 
82. Das Geſuch iſt in einer Ausfer⸗ 
tigung einzureichen und muß enthalten: 
a. die Angabe des Namens und des 
Wohnorts oder der Hauptnieder⸗ 
laſſung des Anmelders; 


b. die Angaben des Geſchäftsbetriebes, 
in bem daB Zeichen vermenbet wer⸗ 





c. den — daß das Warenzei 


in die Zeichenrolle eingetragen werde 
d. bie Erklärung, daß bie ge Ge | 
bühr von Mark an die Kaſſe 


Die Beftimmungen treten am 1. Januar 1899 - 


des Kaiſerlichen Patentamts gezahlt 
worden ſei oder gleichzeitig mit der 
Anmeldung gezahlt werde; 

e. die Aufführung der Anlagen unter 
Ungabe ihrer Nummer und ihres 
Inhalis; 

falls ber Unmelder einen Vertreter 
beitellt hat, die Angabe ber Perſon, 
der Derufsftellung und des Wohnorts 
des Vertreters; ala Anlage iſt eine 
Vollmacht bei ufüg en 

g. bie Unterfchrit Der Des Anmelders ober 

ſeines Vertreters. 


8 3. Dem Geſuch ift eine Darftellung 
bes Beichens in zwölf Ausführungen bei- 
zufügen. Zwei davon find derart auf 

mei mit SHeftrand verjehenen halben 

anzubringen, daß jeder ber beiden 
Sale Bogen nur eine Ausführung auf- 


> 
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Die Ausführungen müſſen fauber und 
dauerhaft fein und bie mejentlichen Be⸗ 
ftandteile des Zeichens deutlich erfennen 
laſſen. Wirb die Darſtellung im Laufe 
des Verfahrens verändert, N, ſind vor 
dev Eintragung neue Ausführungen ein« 
ureichen, ober es ilt zu erflären, baß 
er Abdruck des Drudftod3 als Dar- 
ftellung gelten foll. 

Die Größe der Darſtellung darf 33 cm 
in ber Höhe und 25 cm in der Breite 
nicht überfteigen. Größere Darftellungen, 
wie Tlafate u. bergl., werden ald Probe» 
ftüde behandelt. In dieſem Falle find 
entweder Wusführungen in Heinerem 
Mapitab nachzureichen, oder es ijt zu 
erflären, baf; der Abdrud bes Drudftods 
als Darftellung gelten joll. 

Die Darſtellung darf nur einjeitig ber 
druckt jein. 

Der Zeichen, bie ausfchließlich in Wör- 
tern bejtehen, lann die Deifügung der 
Darftellung durch Yupnafme es Wortes 
in das Gejuch und bie Erilärung erjegt 
werben, daß Abdruck des Druditode 
al3 Darftellung gelten foll. 


8 4. Dem Geſuch iſt ein Verzeichnis 
ber Waren, für bie dad Beichen bejtimmt 
it, in zwei Wußfertigungen beizufügen. 

ft das Serzeichni3 von geringem Um⸗ 
ang, fo kann e3 in das Geſuch aufge 
nommen merben. 

Das Warenverzeichni® darf nur bie 
in ben beteiligten Verlkehrskreiſen ge= 
bräudlihen Warennamen aufführen. 


8 5. Eine Beichreibung des Beichens 
ift, wenn der Abmelder fie für erforderlich 
—* oder wenn das Patentamt ſie er- 
ordert, dem Geſuch in zwei Wusfer- 
tigungen beizufügen. 











8 6. Unter ber gleichen Vorausſetzung 
ſind Modelle und Probeſtücke der mit 
dem Zeichen verſehenen Ware, ſowie Nach⸗ 
bildungen des Zeichens in der Form, 
wie es im Verlehr verwendet wird, und 
war in einer Ausführung vorzulegen. 

egenſtände, bie Icicht beſchädigt werden 
können, find in feſten Hüllen einzureichen. 
Segenftände von Heinerem Umfange find 
auf jteifem Papier zu befeitigen. 


8 7. Bugleidyg mit der Anmeldung ober 
auf frätere Aufforderung ijt ein für bie 





Anmeldung von Warenzeichen. 88 4 bis 8. 


Vervielfältigung des Zeichens beitimmter 
Drudftod einzureichen, ber das Zeichen 
in allen wejenfliden Zeilen, einſchließ⸗ 
lid} der Sniäriften, beutlid) und fauber 
wiedergiebt. Auch bei Beiden, bie aus- 
ſchließlich in Wörtern bejtehen, ift ein 
Druditod Fer 

Der Drudftod muß ein Holzſchnitt, eine 
Sinfägung oder ein Galvano fein umd 
eine Scrifthöhe von 2,4 cm beſitzen. 

Seine Größe darf 6,5 cm in Höhe 
und Breite nicht überfteigen. In Aus 
nahmefälfen Tann, falls die Deutlichkeit 
c8 nad) dem Ermeſſen des Putentants 
erfordert, eine größere Ausführung zuge- 
lajfen werden. 

Der Druditod muß in allen Fällen aus 
einem Stück beftehen. " 

Soll ein Zeichen mehrfach eingetragen 
werden, fo ijt für jede Eintragung rin 
bejonderer Brudito einzureichen. 

Auf Untrag kann die Anfertigung bes 
Druditod3 oder bie Nachbildung eines 
fon vorhandenen Drudiods auf Koj.en 
0:3 Unmelder3 durd) das Yatentamit ver- 
arlaßt werben. 

Ein mitteld de3 Trudjtod3 g:[ertigter 
Abdruck des Zeichens ift in zwei Ausfüh⸗ 
rungen beizufügen, 


8 8. Die Unlagen bes Geſuchs, ins- 
beſondere auch Modelle, Probeftüde, Nad) 
bildungen und der Druditod, müfjen mit 
einer ihrer Zugehörigfeit zur Unmeldung 
fennzeichnenden Wufichrift verjehen fein. 

Schriftitüde, bie zur Mitteilung an 
andere Terfonen beitimmt find, find in 
der dazu erforberlihen Zahl von Aus⸗ 
fertigungen einzureichen. 

Zu allen Schriftftüden ift bauerhaftes, 
nicht durchicheinendes, weißes Papier, zu 
Schriftſtücken, die Unträge enthalien oder 
die Unmeldung ſelbſt Letrefien, Papier 
in ber Geitengröße von 33 cm zu 21 cm 
au berivenden. 

Alle Schriftſtücke müjjen leicht lesbar 
fein. Die Schriftzüge müljen in dunller 
Farbe ausgeführt fein. Schriftftüde, die 
mittel3 der Schreibmaichine hergeſtellt 
find, müffen deutlihde Drudzeichen und 
wiſchen den einzelnen Buchſtaben, Worten 
und Beilen einen angemeifenen gwiſchen⸗ 
raum aufweiſen. 

Auf den ſpäter eingereichten Anmelde⸗ 
ſtücken iſt der Name des Anmelders und 
das Aktenzeichen anzugeben. 





_— 0 — — 
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Strafgeſetzbuch 


für das 


Deuffche Reich 


und 


die wichtigſten Strafbeftimmungen der übrigen Reichsgeſetze. 





Cert-2lusgabe mit vollstümlichen Erläuterungen - 
" zur 
Selbfibelehrung und zum prakfifchen Gebrauche 
M | 
Jedermann. 


Alle Rechte vorbehalten! 


Snbaltsverzeicdnis. 





A. Reichsſtrafgeſehbuch. 
Ginfüßrungsgefeb. 


VBom 81. Mai 1870. 
Sg 1 bis 8, 
Ginlettende Beltimmungen. 88 1 bis 12. 








Erfter Ceil: 
Don der Beftrafung der Verbrechen, Vergehen und Übertretungen 
im allgemeinen. 


86 VParagraphen) 88 (Varagraphen 
Erſter Abſchnitt. Vierter Abſchnitt. 
Strafen .. 2.2.2000. 13 bis 42 | Gründe, welche bie Strafe aus. 
Zweiter Abſchnitt. fließen oder mildern. . . 51 biß 72 
Bed . .» 22 2 000. 43 , 46 Fünfter Abſchnitt. 
Dritter Abſchnitt. . Zufammentreffen mehrerer ſtraf⸗ 


Zeiltahme . 2. 20000 47 „50 barer Handlungen . ... 73,70 


Zweiter Teil: 


Don den einzelnen Verbrechen, Vergehen und Übertretungen und 
deren Beftrafung. 
68 (Paragraphen) ' 88 (Baragrapben) 

Erſter Abſchnitt. Dritter Abſchnitt. 

Hochverrat und Landesverrat. 80 bi 93 Beleidigung von Bundesfürſten 98bis 101 
Vierter Abſchnitt. 

Zweiter Abſchnitt. Feindliche Handlungen gegen be- 

Beleidigung des Bandeshern . 94 „ 97 freundete Staaten . . . 10° „ 104 
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88 (Paragrapben) 


Fünfter Abſchnitt. 


Verbrechen und Vergehen in Ber 
‚siehung auf bie Ausübung 
ftaat8bürgerlicher Rechte . 


Sechſter Abſchnitt. 


Widerſtand gegen die Staats⸗ 
gewalt....... 


Siebenter Abſchnitt. 


Verbrechen und Vergehen wider 
bie offentliche Orbnung 


Achter Abſchnitt. 


Müngverdrechen und aRüngver 
gehen . . 


Neunter Kiänitt 
Mened . . 2.2.2000. 
Zehnter Abfchnitt. 

Falſche Unfchulbigung . . 
Elfter Abſchnitt. 
Vergehen, welche ſich auf die Re- 

ligion beziehen . . . .. . 
Zwolfter Abſchnitt. 
Verbrechen und Vergehen in Be: 
ziehung auf den Perſonenſtand 
Dreizehnter Abſchnitt. 
Verbrechen und Vergehen wider 
die Sittlichkeit 
Vierzehnter Abſchnitt. 
Beleidigung...... 
Fünfzehnter Abſchnitt. 
Zweikampf . 
Sechzehnter Abſchnitt. 


Verbrechen und Vergehen wider 
das Leben 


Inhaltsverzeichnis. 


85 (Weragraphen) 
Siebzehnter Abſchnitt. 
Körperverletzung. . .. . 

105518109 | Achtzehnter Abſchnitt. 
Verbrechen und Vergehen wider 
| die perſonliche Freiheit. . . 281, 241 

110 „122 | Meungehnter Abſchnitt. 

Diebſtahl und Unterſchlagung. 

Zwanzigſter Abſchnitt. 

Raub und Erpreſſung.... 2490, 266 

Einundzwanzigſter Abſchnitt. 

Begünſtigung und Hehlerei . . 257 „ 262 

Zweiundb gwanzigfter Abſchnitt. 

Betrug und Untreue. . . . . 263 „ 266 

 Dreiundzwanzigfter Abſchnitt. 

Urkundenfälfhung. . . . . 267, 
Vierundzwanzigſter Abſchnitt,. 
Bankerott, 88 209 bis 214 ber 

Nonkursordnung. 

Füäünfundzwanzigſter Abſchnitt. 

Strafbarer Eigennutz und Ver⸗ 

letzung fremder Geheimniſſe. 284, 3020 

Sechßundzwanzigſter Abſchnitt. 

Sahbefhäbigung . . ... -» 803 , 

SiebenundzwanzigſterAbſchnitt. 

Gemeingefährliche Verbrechen und 

Vergehen 806 „ 330 

Achtundzwanzigſter Abſchnitt. 

Verbrechen und Vergehen im Amte 331, 359 

Neunundzwanzigſter Abſchnitt. 

Übertretungen 860 „370 


228 58233 


242 , 248 
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280 


166 


169 „170 


„18% 505 


5 „200 


„210 


211 „222 





B. Die kleineren Reichsgeſehe mil vorwiegend 
ſtrafrechtlichem Inhalt. 





I. 
Das Geſetz über die Prefle. 
Bom 7. Mai 1874. 
88 (Baragraphen) 
I. Einleitende Beftimmungen 1 bi8 5 
II. Drdnung der Preffie. .. 6,19 firafbaren Handlungen. . 20 5i8 21 
III. Berantwortlichleit für bie IV. Berjährung . . . . . . 22 


V. Befchlagnahme 88 28 bis 20 — VI. Edhlußbeftimmungen $$ 80 biß B1. 


88 (Baragrapbem 
burch die Preſſe begangenen 
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II. 
Das Gefeh, betreffend den Berlehr mit Nahrungsmitteln, Genuß⸗ 
mitteln und Gebraudsgegenfländen. 
Vom 14. Mai 1879. 
8 1 bis 17, 


—, 








II. 
Das Impfgefeh. 
Bom 8. April 1874. 
88 ı biß 17. 





IV. 
Schanligefäß · Geſetz. 
Vom 20. Juli 1881. 

66 1 bis 6. 





V. 
Das Geſetz über den Seingehalt der Gold- und Silberwaren. 
Bom 16. Juli 1884. 
86 1 bi8 9. 





VI. | 
Maf- und Gewichtsordnung. 
Bom 27. Auguſt 1888. 
46 1 bis 20. 





| vo. 
Das Gelch, betreffend den Shut von Bögen. 
Bom 22. März 1888. 
95 158 9. 





VII. 
Das Geſetz über das Telegrapheuweſen des Deutſchen Reichs. 
Vom 6. April 1892. 
65 1 biß 15. 





A. 
Reidisitrafgefet; buch. 


Strafrecht. 


Im Gegenfag zu ben bisher behandelten Gejeten, welche vor⸗ 
wiegend einen privatrechtlichen Inhalt Hatten, alſo über Vermögens- 
anfprüche entjchieden, erörtern wir jetzt einen ebenfo wichtigen wie inte- 
- reffanten Teil des Öffentlichen Rechtes, das Strafredht. 

Unter Strafrecht verfteht man die Befugnis des Staates, gewiſſe 
Handlungen, welche die öffentliche Ordnung, Ruhe oder Sicherheit ge- 
fährden, mit Strafe zu belegen, und den Inbegriff derjenigen NRechts- 
ſätze, welche hierüber aufgeſtellt find. 

Das Reichsſtrafgeſetzbuch, welches diefe Strafrechtsjäge enthält, zer- 
fällt in einen allgemeinen Teil (8$ 1—79) und einen befonderen 
Teil ($$ 80— 370). Erfterer giebt die allgemeinen, grundlegenden 
Prinzipien des Strafrechts, während letzterer die einzelnen ftrafbaren 
Handlungen umfaßt. Eine lichtvolle Darftellung des allgemeinen Teils 
wird den Laien in ben Stand feben, ben befonderen Zeil ohne jebe 
weitere Erläuterung, nur an der Hand des Tertes felbit, zu veritehen. 
Wir geben daher im folgenden eine Erörterung des allgemeinen Teils. 

Dan teilt die ftrafbaren Handlungen einin Berbrechhen, Vergehen 
und Übertretungen. Erftere find folche, welche mit Tod, Zuchthaus 
oder Feſtungshaft von mehr als fünf Jahren, Vergehen folche, welche 
mit Feſtungshaft bis zu fünf Jahren, mit Gefängnis oder mit Geld⸗ 
ittafe von mehr al® 150 ME., Übertretungen folche, welche mit Haft 
oder mit Geldftrafe bis 150 ME. bedroht find. Für die Verbrechen ift, 
wie wir fpäter bei der Erörterung bes Strafprozeßrechts ſehen werden, 
in der Regel das Gefchtworenengericht, für einzelne Verbrechen und für 
die Mehrzahl der Vergehen bie Straflammern, für einzelne Vergehen 
und die Mehrzahl der Übertretungen das Schöffengericht zuftändig. 

Auch die Strafgefege haben ebenfowenig wie bie Civilrechtsſätze 
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rückwirkende Kraft, d. 5. es Tann jemand nicht wegen einer Handlung 
beftraft werden, Die zur Beit ihrer Wusführung noch nicht mit einer 
Strafe bedroht war; wenn 3. B. jemand vor dem im Jahre 1880 und 
1893 erfolgten Erlaß der fogenannten Wuchergejete, ber 88 302 a—f 
des Reichsſtrafgeſetzbuchs, ſich der mucherifchen Ausbeutung eines an- 
deren fchuldig gemacht bat, fo kann er deswegen jest nicht beftraft 
werden. Die Berfagung der rückwirkenden Kraft des Strafgefeges äußert 
fih auch dann, wenn nach Begehung einer an fich ftrafbaren Handlung 
eine fchärfere Strafe durch das Geſetz angebroht wird. Das Reichs⸗ 
ftrafgejeghbuch geht fogar noch einen Schritt weiter und beftimmt, daß, 
wenn zur Beit der Begehung eine härtere, nachher eine mildere Strafe 
angedroht ift, dieſe Milderung auch dem unter der Herrichaft des firen- 
geren Strafgefege8 begangenen Handlung zu gute kommen fol. 

Bezüglich der räumlichen Anwendung des Strafgeſetzbuchs ſtehen 
fich zwei Grundjäbe gegenüber. Das erfte Prinzip lautet dahin, daß 
das deutſche Strafrecht auf alle Deutjche (mögen fich diefelben im 
Snlande oder im Auslande befinden) Anwendung findet, während 
der andere Grundſatz dahingeht, dab alle in Deutichland lebenden 
Perſonen (alſo nicht die im Auslande lebenden Deutfchen, mohl 
aber die in Deutſchland Lebenden Ausländer) dem deutichen 
Strafrechte unterworfen jeien. Im großen und ganzen bat Das beutfche 
Strafrecht das letztere Prinzip angenommen, indem es beitimmt, daß 
das Neichzitrafgefegbuch Anwendung findet auf alle im Inlande be- 
gangenen ftrafbaren Handlungen, auch wenn der Thäter ein Ausländer 
ift, und daß wegen der im Auslande begangenen ftrafbaren Handlungen 
eine Strafverfolgung nicht ftattfinde-e Bon dieſem allgemeinen Grundfat 
werden aber wieder wichtige Ausnahmen gemacht: Deutfche, welche 
im Auslande eine ftrafbare Handlung begehen, welche nach den Geſetzen 
des Deutichen Reiches als Verbrechen oder Vergehen anzujehen und aud) 
zugleich durch die Gejehe bes Drtes, an welchem fie begangen murde, 
mit Strafe bedroht ift, werden, wenn fie nach Deutichland kommen, beftraft, 
ebenjo dann, wenn fie fich im Auslande einer Ianbdesverräterifchen Handlung 
gegen Deutichland oder der Beleidigung eines deutichen Fürften fchuldig ge- 
macht haben, letzteres ohne Rüdficht darauf, ob dieſe landesverräterifche 
Handlung auch im Uuslande beftraft wird (was in der Regel nicht oder 
doch nicht in genügendem Maße der Fall fein wird). Deutiche und Aus- 
länder werden dann auch wegen ber im Auslande begangenen ftraf- 
baren Handlungen verfolgt, wenn es fich um Hochverräteriiche Handlun- 
gen gegen die Sicherheit des Deutſchen Reiches oder eines deutſchen 
Bundesitaates handelt, um ein Münzverbrechen (auch gegen ein außer- 
deutſches Münzfyftem) oder um ein Amtsverbrechen. Über die Begriffe 
„Hochverrat“ und Landesverrat (der übrigen® auch nur von einem 
Deutichen, nicht von einem Ausländer begangen werden Tann) ift ber 
nachjolgende Text des befonderen Teiles des Reichsſtrafgeſetzbuchs zu 
vergleichen. 


948 Reichsſtrafgeſetzbuch. 


Handelt es ſich um andere ſtrafbare Handlungen als bie in 8 4 
unter Nr. 1 und 2 aufgeführten, alſo nicht um Verbrechen gegen die 
Sicherheit des Staates, fo wird dann von einer Strafe abgejehen, wenn 
das Strafverfahren fchon im. Auslande feine Erledigung gefunden, 
alſo entweder mit einer Verurteilung oder Freifprechung geendet bat, 
fowie dann, wenn Die Handlung nach den Geſetzen des Auslandes 
ichon verjährt oder wenn ein nach den Geſetzen des Auslandes er- 
forderlider Strafantrag nicht geftellt iſt. Bei den übrigen firaf- 
baren Handlungen ift die im Auslande erfammte Strafe wenigftens an- 
zurechnen. 


Am Auslande begangene Übertretungen find in der Negel nicht im 
Inlande zu beftrafen. 


Ein Deutſcher, welcher im Auslande eine ſtrafbare Handlung be- 
gangen bat und fih in Deutichland befindet, darf einer ausländiichen 
Regierung zur Beitrafung nicht überantiwortet werben, er wird vielmehr 
vor die Strafgerichte des Deutjchen Reiches geitellt, dba eine Ausliefe⸗ 
rung an bie auswärtigen Behörden ein Borgreifen der ausländijchen 
Strafrechtspflege vor der inländiichen bedeuten würde und jeder Staat 
das Recht zur Beitrafung feiner eigenen Angehörigen in erfter Linie für 
ſich beanipruchen Tann. 

Wichtig für den Schuß der parlantentarifchen Redefreiheit ift Die 
Beftimmung, dab ein Abgeordneter des Reichstags ober einer Kammer 
eine8 Deutichen Bundesftaates ftrafrechtlich nicht zur Verantwortung ge- 
zogen werden kann wegen feiner Abftimmung oder wegen der in Aus- 
übung feines Berufes gejchehenen Hußerungen. Er ift aljo nur ben 
innerhalb dieſer Verſammlung beftehenden, vom Borfibenden ausgeübten 
Disziplinarmaßregeln (zue Ordnung rufen 2c.) unterworfen. Auch muß, 
wie wir hier gleich Hinzufügen können, eine ftrafrechtliche Unterjuchung 
jo lange ruhen, als die Situngsperiode der gejehgebendben Körperſchaft 
dauert, und Tann erſt nach Schluß der Seifion wieder aufgenommten 
werden. Strafen aber, zu denen der Abgeordnete noch vor Einberufung _ 
der geießgebenden Körperichaft rechtöträftig verurteilt ift, muß er ab- 
büßen wie jeder andere. Auch während der Sibungsperiode kann ein 
Abgeordneter dann belangt werden, wenn er auf frifcher That ober un- 
mittelbar darauf. ergriffen wird. 


Auch wahrheitsgetreue Berichte über Verhandlungen der Kammern 
bleiben von jeder Berantmwortlichkeit frei. 


Das Strafgejegbuch Hat ſehr verfchiedene Strafen. Die Hauptart 
derjelben find die Freiheits ſtrafen. Bon den Körperitrafen iſt nur 
bie fchmwerfte, die Tobesftrafe, beibehalten, und zwar für den Mord 
($ 211) und für ſchwere Fälle des Hochverrat® ($ 80). Die fonftigen 
barbarifchen Körperftrafen, die in Verftümmelungen und in ber Erdul- 
dung ſchwerer Martern beitanden, find abgeichafft, auch die Prügelftrafe, 
die nur ald Mittel zur Aufrechterhaltung der Disziplin in Buchthäufern 
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unter beſtimmten Vorausſetzungen noch Anwendung finden darf. Unter 
den Freiheitsſtrafen iſt zu unterſcheiden 

1. Zuchthaus, 

2. Gefängnis, 

3. Feſtungshaft, 

4. Einfache Haft. 

Die Zuchthausſtrafe kann entweder eine lebenslängliche oder nur 
eine zeitige (1 bis 15 Jahre) fein. Die Gefängnisſtrafe kann einen Tag 
bis 5 Jahre betragen. Auf Haft darf nur bis zur Höhe von 6 Wochen 
erfannt werden. Bei den zu Buchthaus oder Gefängnisftrafe Verurteil- 
ten berricht Arbeitszivang, bei der Haft aber nicht. Eine Befchäftigung 
außerhalb der Anftaltsräume darf bei den Inſaſſen der Gefängnifje aber 
nur mit ihrer Zuftimmung erfolgen. Auf Haft wirb vielfach nur bei 
Übertretungen erfannt, fie dient auch als Zmangsmittel, um eine Beugen- 
ausfage zu erzwingen oder um die Wbleiftung des Dffenbarungseids 
herbeizuführen. Feſtungshaft wird nur dann verhängt, wenn die That 
nicht aus ehrlofer Gefinnung entjprungen ift, 3. B. bei Zweikampf 
(88 201 ff.), auch bei einigen Fällen des Hochverrats, ba bei dieſen mit- 
unter auch nicht gerade ehrlofe Motive mitjpielen. 

Neben der Zuchthaugftrafe kann auch ftet3 auf Uberlennung der 
bürgerliden Ehrenrechte erfannt werden. Diele hat die im $ 34 
normierten Folgen. Es muß dagegen neben der Buchthausftrafe auf 
Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden bei Meineid ($ 161), 
ſchwerer Auppefei (8 181) und bei Wucher, wenn derfelbe gewerbs⸗ oder 
geroohnheitsmäßig betrieben wird ($ 3024). Die Dauer des Verluſtes 
der bürgerlichen Chrenredhte Tann bei der Zuchthausftrafe 2 bis 10, 
neben der Gefängnisftrafe 1 bis 5 Jahre betragen. Neben Iehterer darf 
aber nur dann Ehrverluft außgeiprochen werden, wenn dies im Straf- 
geſetzbuch beſonders angeführt ift (3. B. 88 49a, 108, 109, 133, 142, 
160, 164, 168, 289 ꝛc.). Die Zeit des Ehrverluftes wird erſt von 
der Verbüßung der Strafe an gerechnet. 

Eine andere, neben einer Freiheitsſtraſe vorkommende Nebenftrafe 
it Die Stellung unter Polizeiaufſicht. Dieſe findet fich vielfach 
neben Zuchthaus⸗ oder Gefängnisſtrafe und dient zur Verhütung von ftraf- 
baren Handlungen durch die Möglichkeit ftändiger Überwachung. Die 
Dauer derfelben ift nicht beftimmt, ba die Bolizeibehörde, der die Über- 
wachung obliegt, am beiten wiflen muß, mie lange dieſe nötig fein wird. 
(Zuläſſigkeit von Polizeiaufficht 3. B. bei den $$ 147, 181, 248, 256, 
180 ıc.) Sie bat die in $ 39 feftgejebten Wirkungen. 

Sodann kennt das Strafgefehbuch auch noch die Einziehung von 
Gegenftänden, welche Durch ein vorfägliches Verbrechen vder Vergehen 
hervorgebracht find (3. B. faliche Münzen, gejundheitsichädliche Nah- 
rung3mittel) ober welche zur Begehung eines Verbrechens benußt oder 
beitimmt find, 3. B. ein Gewehr, eine Art ꝛc. Auch Schriftiverle und 
bildliche Darftellungen mit jtrafbarem Inhalt unterliegen der Einziehung, 
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womit auch Vernichtung der zur Heritellung dienenden Platten und 
Formen verbunden it. Auf die Schriften, welche ſchon in der Hand des 
PBrivatpublitums find, bezieht ſich aber diefe Borfchrift nicht. Diefe 
Maßnahmen find auch dann zuläffig, wenn die Verurteilung einer be- 
ftimmten Perjon nicht ausführbar ift. Ä 
Damit eine Handlung gejtraft werde, muß mindeftens ein Anfang 
zu ihrer Uusführung vorliegen. Dies nennt man Berfud. Derfelbe 
iit bei Verbrechen ftets, bei Übertretungen niemals, bei Vergehen nur 
dann ftrafbar, wenn dies im Gefeß beſonders ausgeiprochen if. Der 
Verſuch ift milder zu beitrafen ala das vollendete Verbrechen oder Ver⸗ 
gehen, und es kommen in Diejer Hinficht die Vorjchriften des $ 44 zur 
Unmendung. Er bleibt fogar ftraflos bei freimilligem Rücktritt, 3. 8. 
wenn jemand, der fchon das Gewehr zum Schießen angelegt Hatte, frei- 
willig feine: Abficht wieder aufgiebt, oder wenn er, noch ehe eine Ent- 
deckung erfolgt ift, durch eigene Thätigleit den Erfolg abwendet, z. B. 
nachdem er vorher ald Zeuge vereidet iſt, feine anfängliche unwahre 
Ausſage noch vor Schluß der Vernehmung berichtigt. 

Das Strafgeſetzbuch Tennt drei Arten der Teilnehmer mehrerer 
Perfonen an einer ftrafbaren Handlung, Mitthäterjchaft, Anftiftung und 
Beihülfe. Die beiden erjten Arten der Teilnehmer werden ebenjo be- 
ftraft, wie der Einzelthäter reſp. der Ungeitiftete, doch ift die Beitrafung 
wegen Anftiftung dann erit zuläffig, wenn der AUngeftiftete die That 
vollbracht Hat. Ausnahmen hiervon finden ſich aber (3. B. im 
$ 49a, 8 159), bei denen der Anſtifter ſchon als folcher, ohne Rückſicht 
auf die Vollendung der ftrafbaren Handlung, zu der die Anftiftung er- 
folgte, geitraft wird. | 

Der Gehülfe, d. h. derjenige, welcher einem anderen mit Rat oder 
That bei der Begehung einer ftrafbaren Handlung Beiftand leiſtet, wird 
nach den Grundjägen des Verfuchs beitraft. Stets ift feine Strafbarfeit 
aber davon abhängig, daß die Handlung, zu der er wiſſentlich Hülfe ge- 
feiftet hat, auch wirklich begangen wird. Beihülfe liegt 3. B. dann vor, 
wenn jemand einem anderen eine Leiter hält, vermittelit derer dieſer in 
eine Wohnung eindringt und ftiehlt, oder wenn jemand einen Brief be- 
leidigenden Inhalts fchreibt, den biefer an einen Dritten abjendet. 

Zur Strafbarkeit einer Handlung wird in der Regel Abfichtlichkeit 
(dolus), alfo böjer Vorſatz, erfordert; nur felten ift auch ſchon Fahrläffig- 
feit zur Beitrafung ausreichend, 3. B. bei Tötung eines Menjchen infolge 
einer Unachtſamkeit. Aus diejem Standpunkt unferes Gejehbuchs, aus der 
Notwendigkeit der böjen Abſicht zur Strafbarkeit, folgt auch die Reihe 
der Schuld- und Strafausfchließungsgründe, welche in den 88 51ff. auf 
gezählt find. 

Zunächſt ift beftimmt, daß eine ftrafbare Handlung dann nicht vor- 
handen ift, wenn die That in einem Buftande von Bemußtlofigleit oder 
krankhafter Störung der G©eiftesthätigfeit begangen twurde, wodurch bie 
freie Willensbeftimmung aufgehoben wurde. Ein folcher Fall wäre 3. 8. 








Reichöftrafgefegbuch. 351 


in der Urt denkbar, daß jemand in eine Hypnoſe verfegt und ihm dann 
die Begehung ber ftrafbaren Handlung fuggeriert wird. Damm würde 
aber derjenige als Thäter haften, der den Betreffenden durch die Hyp- 
noje zu jeinem Werkzeug mißbraucht bat. 

Auch Trunkenheit fällt unter diejen Baragraph. Dann aber wird 
der Thäter trotzdem beftraft, wenn er fich abfichtlich vorher trunken 
gemacht bat, um dann in diefem Zuſtande die That zu begehen. 

Auch dann Liegt Leine ftrafbare Handlung vor, wenn ber. Thäter 
duch Drohung mit gegenmwärtiger Gefahr für Leib oder Leben feiner 
jelbjt oder eines Angehörigen zu ber Handlung beftimmt if. Der Be- 
griff „Angehörige wird im $ 52 Abſatz 2 dann noch näher beftimmt. 
Dasſelbe iſt dann der Fall, wenn jemand durch unmwiderftehliche Gewalt 
eine Handlung vollbracht Hat; 3. B. A. ftößt mich’gegen einen anderen 
Menfchen, jo daß ich dieſen verletze. Dann bin ich nicht der Schuldige, 
fondern A. haftet als mittelbarer Thäter. Außerdem tennt das Straf- 
gejegbuch noch zwei andere Schuldausfchliekungsgründe, nämlich 

1. Notwehr, 
2. Notſtand. 

1. Notwehr iſt diejenige Verteidigung, welche erforderlich iſt, um 
einen gegenwärtigen, rechtswidrigen Angriff von ſich oder einem anderen 
abzuwenden. Wenn z. B. mich jemand widerrechtlich angreift oder mir 
irgend eine mir gehörige Sache unbefugterweiſe wegnehmen will, ſo kann 
ich ihm Widerſtand leiſten, und wenn ich ihn Dabei verwunde oder irgend⸗ 
wie verlege, fo bin ich ftraflos. Die Notwehr ift aber begrenzt durch 
den Bwed ber Abwehr; barüber hinaus ift fie ftrafbar, wenn fie nicht 
etwa aus Furcht, Beftürzung oder Schreden geichab. 

2. Notftand ift eine gegenwärtige, nur burch eine an fich firafbare 
Handlung abzumendende Gefahr für Leib oder Leben des Thäters jelbft , 
oder eines Angehörigen; 3. B. ich kann mic) aus einem Brande nur 
retten, indem ich ein fremdes Fenſter zertrümmere, ‚ich jchieße einen 
tollen Hund, der mich anfällt, nieder. Notftand iſt aber auch dann er- 
laubt, wenn ich dabei ein fremdes Leben opfere, 3. B. ich ftoße den B., 
der fi mit mir auf eine Planke des gefcheiterten Schiffes gerettet Hat, 
ind Mecr, weil der Ballen nur einen zu tragen vermag. 

Ein Strafausſchließungsgrund ift jugendliches Alter. Hierbei müſſen 
zwei Wltersgrenzen unterjchieden werden. Wer noch nicht 12 Jahre 
alt ift, kann überhaupt unter Teinen Umſtänden ftrafrechtlich zur Ver⸗ 
antwortung gezogen werden; nur kann er zur Verhütung weiterer 
Berwahrlojung in Erziehungs- oder Beflerungs- Anftalten untergebracht 
werden. Begeht jemand, der ſchon 12, aber noch nicht 18 Jahre alt 
ift, eine firafbare Handlung, fo ift von den Richtern zu unterjuchen, 
ob der Thäter wohl Schon die Erkenntnis der Strafbarteit feiner Hand- 
lung gebabt bat. Hierbei wird vor allen Dingen auf den Charafter der 
begangenen Handlung und auf den Eindrud des Thäter zu ſehen fein. 
Hat derſelbe 3. B. einen Diebftahl begangen, fo wird fich feine Bu- 
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rechnungsfähigkeit wohl annehmen laſſen, nicht dagegen beifpielsweiſe 
bei Vorliegen einer Wechſelfälſchung. Auch in dieſem Alter iſt noch 
die Unterbringung in eine Erziehungs- oder Beſſerungsanſtalt zuläffig. 
Sit als feitgeitelt zu erachten, daß der jugendliche Thäter die zur Er- 
tenntnis der Strafbarkfeit erforderliche Einficht bejeflen Hat, fo kommen 
trogdem noch befondere Strafmilderungen in Anwendung. Dieje find 
im 8 57 feftgejett. Die ſchwerſte Strafe, die einen jugendlichen Ver⸗ 
brecher treffen fann, ift danach 15 Jahre Gefängnid. 

Den Berbrechern, im Alter von 12 bis 18 Jahren ftehen gleich 
die Taubftummen, da deren geiftige Entwidelung erfahrungsmäßig hinter 
der normalen zurüdbleibt. 

Berichiedene ftrafbare Handlungen werden nur auf Untrag verfolgt 
(3. 8. 88 102 bis 104, 123, 182, 189, 194 bis 196, 263 x.). Eine 
Burüdnahme des Antrags ift nur in ben beſonders bezeichneten Fällen 
zuläffig (3. B. 8 102, 194). 

Sodann Tennt das Strafgeſetzbuch auch eine Straflofigkeit infolge 
eingetretener Verjährung. Dieſe Tann fich beziehen auf die Straf- 
verfolgung und bie Strafvollftredung. Letztere liegt dann vor, 


‘ wenn der Thäter zwar rechtsfräftig verurteilt, aber die Vollſtreckung 


der Strafe eine beftinmte Beit hindurch nicht erfolgt iſt. Die einzelnen 
Verjährungsfriiten find in den 88 67 und 70 beitimmt. Unterbrochen 
wird die Verjährung der Strafverfolgung durch jede hierauf abziefende 
Thätigkeit des Nichter® (3. B. Haftbefehl), Bie der Strafvollftredung 
durch eine diesbezügliche Thätigleit der Staatsawaltſchaft, welcher nach 
der Strafprozeßordnung die Strafvollſtreckung obliegt. 

Schließlich betrachten wir noch zwet eigentümliche Fälle des Zu- 
fammentreffens mehrerer ftrafbarer Handlungen. Died Tann 
in doppelter Weife erfolgen. | 

a. Durch eine und dieſelbe ftrafbare Handlung werben meh⸗ 
tere Strafgejete zugleich oder es wird dasſelbe Strafgeſetz mehreremale 
verlegt (ſog. Idealkonkurrenz). Beifpiele dafür find, daß jemand an 
feiner eigenen Tochter Notzucht begeht oder daß jemand durch ein 
Schimpfwort eine ganze Berfammlung von Perjonen beleidigt. Es foll 


Her nur ein Strafgejeg reſp. dasfelbe Strafgejeg nur einmal zur An⸗ 
/ wenbung gelangen, obwohl mehrere verlebt find, reſp. dasfelbe Straf- 


⸗ 
V 


geſetz mehreremale, und zwar kommt dasjenige Strafgeſetz zur Anwen⸗ 
dung, welches die ſchwerſte Strafe, reſp. bei ungleichen Strafarten 
dasjenige Geſetz, welches die ſchwerſte Strafart androht. Im obigen 
Beiſpiel würde alſo der Betreffende nur wegen Notzucht, nicht noch 
wegen der begangenen Blutſchande beſtraft werden. | 

b. Ein zweiter Fall des Zuſammentreffens mehrerer ftrafbarer 
Handlungen ift: die fogenannte Realkonkurrenz. 

Sie liegt dann vor, wenn mehrere Strafgefete (reſp. dasſelbe Straf- 
gejeß mehreremale) durch mehrere felbftändige Handlungen verlegt 
werden. Beiſpiele dieſer Art find z. B., wenn A. zuerft einen Diebftahl, 
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ſodann aber eine Körperverletzung begeht, oder wenn er zuerſt einen Dieb- 
ftahL bei Heren N., fodann nad) einiger Zeit einen Diebftahl bei Herrn Z. 
begeht. Dann kommt gegen A. eine jogenannte Gefamtfirafe zur An- 
wendung. Diefe befteht in einer Erhöhung der verwirkten ſchwerſten Strafe 
(der fogenannten Einfasftrafe). Zu diefer Einſatzſtrafe tritt dann noch 
als Erhöhung die Zufapftrafe. Die Berechnung gejchieht in der Art, 
daß bie aus der Einfat- und Zuſatzſtrafe fich ergebende Gejamtftrafe 
ben Betrag der verwirkten Einzelftrafen nicht erreichen darf, fich alſo 
zwiſchen der Einjabftrafe und der Summe der Einzelitrafen halten muß. 
Nehmen wir an, A., ber einen Diebftahl und eine Körperverlegung be- 
gangen bat, jei wegen des erften Delilts zu 2 Yahren, wegen bes leh- 
teren zu 1'/, Jahren Gefängnis für fchuldig befunden; die Einjahftrafe 
beträgt dann 2 Jahre, hierzu kann als Zuſatzſtrafe kommen 1 Tag Ge- 
fängnis bis 1), Jahre Gefängnis abzüglich eines Tages; je nach der 
Schwere ber Verfchuldung wird dann eine geringe oder eine größere 
Zuſatzſtrafe gemählt. 

Die Grundſätze der Realkonkurrenz finden übrigens auch dann An- 
wenbung, wenn die Verurteilung wegen einer ftrafbaren Handlung er- 
folgt, welche vor einer früheren Verurteilung begangen ivar, wenn Die 
zuerft erkannte Strafe nicht fchon ganz verbüßt if. Wuch dann, wenn 
zwei Gericht&höfe wegen zweier Strafthaten derſelben Perjon erkannt 
haben, welche vor der Verurteilung wegen der erften begangen find, 
tritt nach der Strafprozeßordnung durch richterliche Entſcheidung eine 
Gefamtitrafe ein. 


Nechtsbuch. 11. 23 


Einführungsgefeb 


zum 


Reichsſtrafgeſeßbuch. 


Vom 31. Mai 1870. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 


König von Preußen ꝛc. 


verordbnnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuftimmung 
bes Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 


81. Das Strafgefebbuhh für das 
Deutiche Neich tritt im ganzen Umfange 
des Bunbesgebiete3 mit dem 1. Januar 
1872 in Kraft. 


82. Mit diefem Tage tritt das Reichs» 
und Landesſtrafrecht, inſoweit basfelbe 
Materien betrifft, welche Gegenitand des 
Strafgeſetzbuchs für da3 Deutjche Reich 
find, außer Kraft, 

In Kraft bleiberr die bejonderen Bor- 
ſchriften des Reichs⸗- und Landesſtraf⸗ 
rechts, namentlich über ſtrafbare Ber- 
letzungen ber Preßpolizei- Poſt⸗, Steuer⸗, 
Zoll⸗, Fiſcherei-⸗, Jagd⸗, Forſt⸗ und Feld⸗ 
polizei⸗Geſetze, über Mißbrauch des Ver- 
eins⸗ und Verſammlungsrechts und über 
den Holz⸗ (Forſt⸗) Diebſtahl. 








88 Wenn in Landesgeſetzen auf 
ftrafrechtlihe Vorſchriften, welche burd) 
das Strafgejeßbud) für da3 Deutfche Reich 
außer Kraft gefekt jind, verwieſen wird, 
jo treten die entfprechenden Borjdjriften 
de3 letzteren an die Stelle ber erjteren, 


v 





8 4. Bis zum Erlaffe der in den Ar- 
tifeln 61 und 68 ber Verfaſſung des 
Deutichen Reichs vorbehaltenen Reichs⸗ 
gefege find die in den 88 81, 88, 90, 
307, —— 322, 32 und 324 
e3 Gtrafgefegbuhs für das Deutſche 
Neich mit a en olieem Zuchthaus Ir 
drohten Verbrechen mit dem Tode zu be- 
ätrafen, wenn fie in einem Teile des 
Bundesgebietes, welchen der Kaiſer in 
Kriegszuftand (Artikel 68 deu Verfafjung) 
erflärt hat, oder während eines gegen da3 
Deutfhe Neid) ausgebrochenen Krieges 
auf dem Rriegsfdhauplape begangen 
werden. 





8 5. In landesgeſetzlichen Vorſchriften 
über Materien, welche nicht Gegenſtand 
des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche 
Reich ſind, darf nur Gefängnis bis zu 
zwei Jahren, Haft, Geldſtrafe, Einziehung 
einzelner Gegenſtände und die Entziehung 
öffentlicher Aemter angedroht werden. 


86. Vom 1. Januar 1872 ab darf 
nur auf die im Strafgeſetzbuche für das 
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Deutfhe Reich enthaltenen Strafarten er⸗ 
kannt werden. 

Venn in Landesgefeßen anftatt ber 
Gefängnis⸗ ober Gelditrafe Forſt⸗ oder 
Gemeindearbeit angedroht oder nachge- 
lafien ift, jo behält es hierbei fein Be⸗ 
wenden. 





87. Bom 1. Januar 1872 ab ver- 
jähren Zuwiderhandlungen gegen bie Bor- 
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fchriften über die Entrichtung ber Brannt⸗ 
weinſteuer, der Bierjteuer und ber Poſt⸗ 
gejälle in drei Jahren. 





88. Der Lanbeögefebgebung bleibt 
vorbehalten, Uebergangsbeſtimmungen zu 
treffen, um bie in Kraft bleibenden Lan⸗ 
desitrafgefege mit den Vorſchriften des 
Strafgeſetzbuchs für das Deutſche Reich 
in Uebereinſtimmung zu bringen. 


— |. 


gr nenne wu Dh, Sem 2) Fr» Euer od > a. SE zw. 


Einleitende Beſtimmungen. 


8 1. Eine mit bem Tode, mit Rudt- | 


haus ober mit Feſtungshaft von mehr 
als fünf Jahren bebrohte Handlung fit 
ein Verbrechen. 

Eine mit Feſtungshaft bis zu fünf 
Sahren, mit Gefängnis oder mit Geld- 
ftrafe von mehr als einhundertfünfzig 
Mark bedrohte Handlung ift ein Ner- 


gehen. 

Eine mit Haft ober mit Gelbitrafe bis 
au einhundertjünfzig Mark bedrohte Hand» 
ung ift eine Webertretung. 





82. Eine Handlung kann nur bann 
mit einer Strafe belegt werden, wenn 
biefe Strafe geſetzlich beitimmt mar, bevor 
bie Handlung begangen wurde. 

Bei Verſchiedenheit der Geſetze von ber 
Beit ber begangenen Handlung bis zu 
deren Wburteilung ift das mildeſte Geſetz 
anzumenden. 





8 8. Die Strafgefege bed Deutſchen 
finden Unmwendung auf alle im 
Gebiete beajelben begangenen ftrafbaren 
Sanblungen, auch wenn ber Thäter ein 
Ausländer ift. 





84. Wegen ber im Auslanbe begange- 
nen Verbrechen und Vergehen findet in 
der Segel feine Verfolgung ftatt. 

Jedoch Tann nach den traigelegen des 

Deutichen Reichs verfolgt werden: 

1. ein Deutſcher oder ein Ausländer, 
welcher im Auslande eine hochver- 
räterifche Handlung gegen das Deut- 
Ihe Neid) oder einen Bundesſtaat, 
oder ein Münzverbrechen, oder als 


Beamter des Deutichen Reichs ober 
eines Bundesſtaats eine Handlung 
begangen hat, die nad) ben Geſetzen 
des Deutichen Reichs als Berbreden 
oder Vergehen im Amte anzufehen 


ut, 

2. ein Deuticher, lee Ai Senne 
eine lanbdesverräteri a 
gegen Deutihe Reich oder 
einen Bunbesftaat, oder eine Be 
feidigung gegen einen Bunbesfürjten 
begangen hat; 

3. ein Deutſcher, welcher im Auslande 
eine Handlung begangen hat, bie 
nah ben Geſetzen des Deutſchen 
Reichs als Verbrechen ober Bergehen 
anzujehen und durch die Gefege des 
Ortes, an welchem fie begangen 
wurde, mit Strafe bedroht ift. 

Die Verfolgung ift auch zuläjjig, 
wenn der Thäter bei Begehung ber 
un noch nidyt Deuticher war. 

n dieſem alle bedarf e3 jedoch 
eine Antrages der zuftändigen Be- 
hörde des Landes, * wel⸗ die 
ſtrafbare Handlung begangen wor⸗ 
den, und das ausländiſche Straf- 
geſetz iſt anzuwenden, fomeit dieſes 
milder iſt. 

85. Im Falle des 8 4 Nr. 3 bleibt 

die Verfolgung ausgeichloffen, wenn 

1. von den Gerichten bes Auslandes 
über die Handlung rechtskräftig er- 
kannt und entweder eine Frei⸗ 
ſprechung erfolgt oder bie auöge- 
ſprochene Strafe vollzogen, 

2. bie Strafverfolgung oder bie Straf⸗ 
vollitredung nach den Geſetzen des 





Neicheftrafgefehbudl. 88 6 bis 12. 


Auslandes verjährt ober bie Strafe 
erlafjen, oder 

3. ber nad) den Gejeken bes Auslandes 
ur Berfolgbarleit der Handlung er- 
—— Antrag des Verletzten 
nicht geſtellt worden iſt. 


86. Im Auslande begangene Ueber⸗ 
tretungen ſind nur dann zu beſtrafen, 
wenn dies durch beſondere Geſetze oder 
durch Verträge angeordnet iſt. 


87. Eine im Auslande vollzogene 
Strafe ift, wenn wegen bderfelben —* 
lung im Gebiete des Deutſchen Reichs 
abermals eine Verurteilung erfolgt, auf 
die zu erkennende Strafe in Anrechnung 
zu bringen. 


88. Ausland im Sinne dieſes Straf⸗ 
geſetzes ik jebes nicht zum Deutichen Reid) 
gehörige Gebiet. 


— — 
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89. Ein Deutſcher darf einer aus⸗ 
ländiichen Regierung zur Verfolgung ober 
Beitrafung nicht überliefert werden. 


8 10. Auf deutihe Militärperjonen 
finden bie allgemeinen Strafgejege des 

cih8 injomweit Anwendung, als nicht bie 
Militärgeiege ein anderes bejtimmen. 


8 11. Rein Mitglied eines Landtags 
oder einer Kammer eined zum Reich ge- 
hörigen Staats darf außerhalb der Ver⸗ 
jammlung, zu melcher da3 Mitglied ge- 
hört, wegen feiner voftimmung oder 
wegen der in Ausübung feines Berufes 
gethanen Weußerungen zur Berantivor- 
tung gezogen werden. 


8 12. Wahrheitägetreue Berichte über 
Verhandlungen eines Landtags ober einer 
Kammer eined zum Weich gehörenden 
Staats bleiben von jeder Verantwortlich 








feit frei. 


‘ 
-— -— — — — — 





Erfter Teil. 


on der Reſtrafung der Verbrechen, Bergehen und 
Abertrefungen im allgemeinen. 





Erfter Abſchnitt. 
Strafen. 


8 18. Die Tobesftrafe ift buch Ent- 
bauptung zu vollitreden. 


814. Die Zuchthausſtrafe ift eine 
lebenslängliche oder eine zeitige. 

Der Höchitbetrag der zeitigen Zucht⸗ 
hausftrafe iſt fünfzehn Sabre, ihr Min- 
beitbetrag ein Jahr. 
Wo das Geſetz die Zuchthausſtrafe nicht 
ausdrüdlich ala eine lebenslaͤngliche an⸗ 
droht, ift biefelbe eine zeitige. 


815. Die zur Buchthausftrafe Ver⸗ 
urteilten find in der Strafanitalt zu den 
eingeführten Arbeiten anzuhalten. 

ie Tönnen auch zu Arbeiten außerhalb 
ber Unftalt, insbeſondere zu öffentlichen 
von einer Staatsbehörbe beaufjichtigten 
Ürbeiten verwendet werben. Diefe Art 
der Beichäftigung iſt nur dann zuläffig, 
wenn bie Gefangenen dabei von anberen 
[reien Ürbeitern getrennt gehalten wer⸗ 





8 16. Der Höchitbetrag ber Gefäng- 
nisftrafe ift fünf Jahre, ihr indei- 
betrag ein Tag. 

Die zur Gefängnizitrafe Verurteilten 
können in einer Gefangenanftalt auf eine 
thren Säfigfeiten und Verhältniſſen an⸗ 
gemeſſene Weiſe beſchäftigt werden; auf 


ihr Verlangen ſind ſie in dieſer Weiſe 
zu beichäftigen. 

Eine Beihäftigung außerhalb "der An⸗ 
rn (8 15) it nur mit ihrer Buftimmung 
zulaſſig. 





817. Die Feſtungshaft iſt eine 
lebenslãngliche oder eine zeitige. 


Der Höchjitbetrag der zeiti en Feſtungs⸗ 
haft fünfzehn Jahre, ihr Mindeſtbetrag 
ein Tag. 


Wo das Gejep die Feſtingehaft mich 
ausdrücklich al3 eine Tebenslängliche an- 
droht, iſt dieſelbe eine zeitige. 

Die Strafe ber Feftungshaft befteht in 
Freiheitsentziehung mit Beaufjichtigung 
der Beſchäftigung und Lebensweiſe ber 
Gefangenen; fie wird in Feſtungen oder 
in anderen dazu beitimmten Näumen voll- 
zogen. 


en ie Der Höcftbetrag ber Haft iſt 
ſechs Wochen, ihr Mindeſtbetrag ein Tag. 
Die Strafe der Haft beiteht in ein- 
facher Yreiheitsentziehung. 








8 19. Bei Treiheitäftrafen mwirb ber 
Tag zu vierundzwanzig Stunden, bie 
Woche zu fieben Tagen, der Monat und 
das Jahr nad) der Stalenderzeit gerechnet. 
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Die Dauer einer Zuchthausftrafe darf 
nur nad) vollen Monaten, die Dauer 
einer anderen Freiheitsſtrafe nur nad 
vollen Tagen bemejjen merben. 


8 20._ WVo das Geſetz die Wahl 
iihen Zuchthaus und Feſtungshaft ge- 
— darf auf Zuchthaus nur dann 
erfannt werden, wenn feſtgeſtellt wird, 
daß die ſtrafbar befundene Handlung aus 
einer ehrloſen Geſinnung entſprungen iſt. 


8 21. Achtmonatliche Zuchthausſtrafe 








iſt einer einjährigen Gefängnisſſtrafe, 


achtmonatliche Gefängnisſtrafe einer ein- 
jährigen Feſtungshaft gleich zu achten. 


8 22. Die Zuchthaus⸗ und Gefäng— 
nisſtrafe können ſowohl für die ganze 
Dauer, wie für einen Teil der erkannten 
Strafzeit in der Weiſe in Einzelhaft voll⸗ 
zogen werden, daß der Gefangene unaus- 
gejett von anderen Gefangenen gejondert 
- gehalten wird. 

Die Einzelhaft darf ohne Zujtimmung 
des Gefangenen die Bauer von brei 
Fahren nicht überjteigen. 








8 23. Die zu einer längeren Zucht⸗ 
haus⸗ oder Gejängnigitrafe Berurteilten 
förmen, wenn fie brei Pierteile, min- 
deitend aber ein Jahr der ihnen aufer- 
legten Strafe verbüßt, jich auch während 
Diefer Zeit gut geführt haben, mit ihrer 
Zuſtimmung vorläufig entlaffen werden. 





8 24. Die vorläufige Entlajjung kann 
bei fchledjter Führung bes Entlaſſenen 
oder, wenn berjelbe den ihm bei der Ent- 
laffung auferlegten Verpflichtungen zur 
widerhandelt, jederzeit widerrufen werden. 

Der Widerruf hat die Wirkung, daß 
die feit der vorläufigen Entlafjung bis 
zur Wiedereinlieferung verflojfene Zeit 
auf die feitgejegte Strafdauer nicht an- 
gerechnet wird. 


8 25. Der Beihluß über bie vor⸗ 
läufige Enttalfung ſowie über einen Wider- 
ruf ergeht von der oberiten Juſtiz⸗Auf—⸗ 
fichtäbehörbe. Vor bem Beſchluß über die 
Entlaffung ift die Gefängnisvermaltung 
zu hören. 

Die einfimeilige Feſtnahme vorläufig 
le kann au dringenden Gründen 
des Öffentlichen Wohl3 von ber Polizei— 
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behörde des Orts, an welchem ber Ent- 
laſſene ſich aufhält, verfügt werden. Der 
Beſchluß über den endgültigen Wiberruf 
it fofort nachzuſuchen. 

Führt Die einjtweilige Teilnahme zu 
einem Widerrufe, jo galt diefer al3 am 
Tage ber Feſtnahme erfolgt. 


8 26. Sit die feſtgeſetzte Strafzeit ab- 
gelaufen, ohne dab ein Widerruf ber 
vorläufigen Entlafjung erfolgt ift, jo gilt 
die Freiheitsſtraſe al3 verbüßt. 


8 27. Der Mindejtbetrag der Geld» 
ftrafe ift bei Verbrechen und Vergehen 
drei Marf, bei Uebertretungen eine Marf. 











8 28, Cine nidjt beizutreibernde Geld⸗ 
ftrafe ijt in Gefängnis und, wenn jie 
wegen einer Uebertretung erkannt worden 
ift, in Haft umzuwandeln. 

ft bei einem Vergehen Gelöftrafe 
allein oder an erfter Stelle, oder mwahl- 
weije neben Daft angedroht, jo Tann die 
Gelditrafe in Haft umgewandelt werden, 
wenn die erfarmte Strafe nicht den Be- 
trag don jechshundert Mark und bie an 
ihre Stelle tretende Freiheitzjtrafe nicht 
die Dauer von ſechs Wochen überftei 

War neben der Gelditrafe auf Yucht- 
haus erkannt, fo iſt die an beren Stelle 
tretende Gefängnisftrafe nach Maßgabe 
des 21 in Zuchthausſtrafe umzu⸗ 
wandeln. 

Der Verurteilte kann ſich buch Er— 
legung des Straſbetrages, ſoweit dieſer 
durch die erſtandene Freiheitsſtrafe noch 
nicht getilgt iſt, von der letzteren frei- 
machen. 





8 29. Bei Umwandlun 
eines Verbrechens oder Vergehens er⸗ 
kannten Geldſtrafe iſt der Betrag von 
drei bis zu fünfzehn Mark, bei Umwand⸗ 
lung einer wegen einer Uebertretung er» 
fannten Geldſtrafe der Betrag von einer 
bi3 zu fünfzehn Mark einer eintägigen 
cFreifeitäftrate gleich zu achten. 

Der Mindejtbetrag der an Stelle einer 
Geldftrafe tretenden Freiheitsſtrafe ift ein 
Tag, ihr Höchſtbetrag bei Haft Mia 
Wochen, bei Gefängnis ein Jahr. Wenn 


einer wegen 


jedoch eine neben ber ek wahl- 
weile angedrohte Freiheitsſtrafe ihrer 


Dauer nad) den vorgedachten Höchſtbetrag 
nicht erreicht, fo darf die an Gtelle der 
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Gelditrafe treteride Freiheitöftrafe den an- 


Fan Höchftbetrag jener Treiheitz- 
trafe nicht überjteigen. 





880. Sn ben Nadlaß Tann eine 
Geldftrafe nur dann vollftredt werden, 
wenn da3 Urteil bei Lebzeiten des Ver- 
urteilten vechtöfräftig geworden tar. 





8 31. Die Verurteilung dur Zucht⸗ 
hausſtrafe hat die dauernde Unfähigleit 
zum Dienſte in dem Deutſchen Heere und 
der Kaiſerlichen Marine ſowie die dau—⸗ 
ernde Unfähigkeit zur Bekleidung öffent- 
licher Aeniter von Rechts wegen zur Folge. 

Unter öffentlichen Aemtern im Sinne 
dieſes Stratgeebes ſind die Advokatur, 
die Anwaltſchaft und das Notariat, ſowie 
der Geſchworenen⸗ und Schöffendienſt mit- 
begriffen. 


8 382. Neben der Todesſtrafe und ber 
Zuchthausſtrafe kann auf den Verluft der 
bürgerliden Ehrenrechte erfannt werden, 
neben der Gefängnisftrafe nur, wenn die 
Dauer der erfannten Strafe drei Monate 
erreicht und entweder das Geſetz den 
Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte aus⸗ 





drücklich zuläßt oder die Gejängnisftrafe 
wegen Annahme mildernder Umitände an 
Splle von Zuchthausſtrafe ausgeſprochen 
wird. 


Die Dauer dieſes Verluſtes beträgt bei 
zeitiger Zuchthausſtrafe mindeſtens zwei 
und höchſtens zehn Jahre, bei Gejängnis- 
ſtrafe mindeſtens ein Sahr und höchſtens 
fünf Jahre. 


8 33. Die Aberkennung ber bürger- 





lichen Ehrenrechte bewirkt den dauern» 


den Verluſt der aus öfjentlihen Wahlen 
für den Berurteilten hervorgegangenen 
Nechte, ingleichen den dauernden Verluft 
der öffentlichen Aemter, Würden, Titel, 
Orden und Ehrenzeichen. 


8 34. Die Aberkennung ber bürger- 
lichen Ehrenrechte bewirkt ferner die Un- 
fühigfeit, während der im Urteile be> 
ſtimmten Zeit 

1. die Landeskokarde zu tragen; 

2. in das Deutſche Heer oder in die 

Kaiſerliche Marine einzutreten; 
3. öffentliche Aemter, Würden, Titel, 
Orden und Ehrenzeichen zu erlangen; 
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4. in öffentlichen Angelegeuheiten zu 
jtimmen, zu mählen oder gemählt 
in werden oder andere politiiche 

echte auszuüben; 

5. Zeuge bei Aufnahmen von Urkunden 


in fein; 

6. Vormund, Gegenvormund, Pfleger, 
Beiltand der Mutter, Mitglied eines 
Familienrats ober Kurator zu fein, 
e3 jei denn, daß es fih um Ber- 
wandte abfteigender Linie handele und 
die obervormundfchaftlidie Behörde 
oder der Yamilienrat die Geneh- 
migung erteile. 


5 35. Neben einer Gefängnisitrafe, 
mit welcher die Aberkennung ber bürgere 
lihen Ehrenrechte überhaupt hätte ver- 
bunden werden Tönnen, kann auf die Un⸗ 
fähigkeit zur Belleidung öffentlicher 
Aemter auf die Dauer von einem bis zu 
fünf Sahren erfannt werben. 

Die WÜberfennung der Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Aemter hat den 
dauernden Berlujt der befleideten Aemter 
bon Rechts wegen zur Folge. 


8 36. Die Wirkung ber Aberfennung 
der bürgerlichen Chrenrechte überhaupt, 
jowie der Fähigkeit zur Bekleidung öffent- 
licher Aemter insbejondere, tritt mit der 
Rechtskraft des Urteils ein; die Zeitdauer 
wird von dem Tage berechnet, an dem 
die Yreiheitftrafe, neben welcher jene 
Überfennung auögefprochen wurde, ver⸗ 
büßt, verjährt oder erlaſſen ift. 


8 87. Sit ein Deutjcher im Auslande 
wegen eines Verbrechens oder Vergehens 
beſtraft worden, de nad) ben Geiegen 
des Deutſchen Reichs den Berluft 
bürgerlichen Ehrenrechte überhaupt oder 
einzelner bürgerlichen Ehrenrechte zur 
Folge hat oder zur Folge haben kann, ſo 
iſt ein neues Strafverfahren zuläſſig, um 

gen den in dieſem Verfahren für —* 
Erklärten auf jene Folgen zu erkennen. 


8 38. Neben einer Freiheitsſtrafe kann 
in ben durch das Geſetz vorgefehenen 
vällen auf die Zuläjjigleit von Polizei- 
Auffiht erfannt werden. 

Die höhere Landespolizeibehörbe erhält 
duch ein folches Erkenntnis die Befugnis, 
nad) Anhörung der Gejännnisverwaltung 
den Berurteilten auf die Zeit von höch- 
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ſtens fünf Jahren ımter Polizei-Wufficht 
zu ftellen. 

Dieſe Zeit wird von dem Tage be 
rechnet, an welchem bie Freiheitsſtrafe 
verbüßt, verjährt oder erlaſſen ift. 


8 89. Die Polizei-Aufficht Hat fol- 
gende Wirkungen: 

1. dem PBerurteilten kann ber Aufent⸗ 
halt an einzelnen bejtimmten Orten 
von ber höheren Zandespoligeibehörbe 
unterjagt werden; 

2. bie höhere Landespolizeibehörde ift 
befugt, den Ausländer aus dem Bun- 
deögebiete zu verweiſen; 

3. Hausfuchungen unterliegen Teiner 
Beſchränkung hinſichtlich der Zeit, 
zu welcher jie jtattjinden bürfen. 

8 40. Gegenſtände, welche durch ein 
vorſätzliches Berbredhen ober Vergehen 
hervorgebracht, oder welche zur Begehung 
eines vorſãtzlichen Verbrechens oder Ber- 
gehens gebraucht oder beſtimmt find, kön⸗ 
nen, jofern fie dem Thäter oder einem 
Teilnehmer gehören, eingezogen werden. 

Die Einziehung ijt im Urteile auszu- 
Iprechen. 
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8 41. Benn der Inhalt einer Schrift, 
Abbildung oder Darftellung ſtrafbar iſt, 
fo ijt im Urteile auszusprechen, daß alte 
Eremplare ſowie die zu ihrer Derftellung 
beitinnmten Platten und Formen uns 
braudybar zu machen find. 

Diefe Borfchrift bezieht fich jedoch nur 
auf die im Beſitze des Verfaſſers, Druckers, 
Herausgebers, Verlegerd oder Buchhänd- 
ler3 beiindlichen und auf die öfjentlid) 
auögelegten oder öffentlich angebotenen 
Eremplare. 

Sit nur ein Teil der Schrift, Abbildung 
oder Varftellung ftrafbar, fo lg infofern 
eine Ausſcheidung möglid iſt, auszu- 
zujprechen, daß nur bie Itrafbaren Stellen 
und derjenige Teil der Platten und For» 
men, auf welchem ſich dieje Stellen be» 
finden, unbrauchbar zu madjen find. 





8 42. Iſt in den Fällen der 88 40 
und 41 die Verfolgung oder die Verurtei- 
fung einer bejtimmten Perfon nicht aus 
führbar, fo können die dafelbft vorge- 
jchriebenen Maßnahmen jelbjtändig er- 
fannt werben. 





Zweiter Abſchnitt. 
Verſuch. 


8 48. Wer ben Entſchluß, ein Ver—⸗ 
brechen oder Vergehen zu verüben, durch 
Handlungen, melde einen Anfang der 
Ausführung diefes Verbrechens oder Ver⸗ 
gehene enthalten, bethätigt hat, ift, wenn 

3 beabfichtigte Verbrechen oder Ver⸗ 
gehen nicht zur. Vollendung gelommen ift, 
ivegen Berjuches zu beitrafen. 

Der Verſuch eines Vergehens wird 
jedoch nur in den Fällen beſtraft, in 
welchem das Gejeg dies ausdrücklich ber 
ſtimmt. 


8 44. Das verſuchte Verbrechen ober 
Vergeben ifl milder zu befttafen als das 
vollendete. 

Iſt das vollendete Verbrechen mit bem 
Tode oder mit lebenslänglichem LZucht- 
Haus bedroht, fo tritt Zuchthausſtrafe nicht 
unter drei Jahren ein, neben welcher 
auf BZuläffigfeit von Polizei⸗Aufſicht er- 
fannt werden kann. 





Sit das vollendete Verbrechen mit 
lebenslänglicher Feſtungshaft bebroht, jo 
tritt Feſtungshaft nicht unter drei Jahren 
ein. 

In den übrigen Fällen kann die Strafe 
bi3 auf ein Vterteil des Mindeſtbetrages 
der auf da3 vollendete Verbrechen oder 
Vergehen angedrohten Freiheit3- md 
Gelditrafe ermäßigt werden. Iſt hiernad) 
Zuchthausſtrafe unter einem Jahre ver- 
wirkt, fo ift biejelbe nach Maßgabe des 
8 21 in Gefängnis zu verwandeln. 





8 45. Wenn neben ber Strafe be3 
vollendeten Verbrechens ober Vergehens 
die Aberlennung der bürgerlichen Ehren⸗ 
echte zuläfjig oder geboten ift, oder auf 
Buläffigfeit von Polizei⸗Aufſicht erkannt 
werben Tann, fo gilt gleiches bei der 
Verſuchsſtrafe. 
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8 46. Der Berfuch ala folcher bleibt 
ftraflos, wenn ber Thäter 

1. die Ausführung der beabfichtigten 
Handlung aufgegeben hat, ohne daß 
er an diefer Ausführung durch Um- 
ftände gehindert worden ift, welche 
von feinem Willen unabhängig 
waren, oder 
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2. zu einer Zeit, zu welcher bie Hand- 
lung nod nicht entbedt war, ben 
Eintritt des zur Vollendung des Ver⸗ 
brechens oder Vergehen gehörigen 
Erfolges durch eigene Thätigleit ab- 
gewendet hat. 


Dritter Abjchnitt. 
Teilnahme, 


8 47. Wenn mehrere eine ftrafbare 
Handlung gemeinſchaftlich ausführen, jo 
wird jeder als Thäter beitraft. 


8 48, Als Anftifter wird beitraft, mer 
einen anderen zu der von demſelben be- 
angenen ftrajbaren Handlung durch Ge⸗ 
heute oder Berjprechen, durch Drohung, 
buch Mißbrauch des Anſehens oder Der 
Gewalt, durch abfichtliche Herbeiführung 
ober Beförderung eines Irrtums oder 
duch andere Mittel vorfäglich beſtimmt 
t 


hat. 

Die Strafe des Anſtifters iſt nach dem⸗ 
jenigen Geſetze feſtzuſetzen, welches auf 
ie Oandkung Anwendung findet, zu wel⸗ 
cher er wiljentlich angeitiftet hat. 


8 49. Als Gehülfe wird beftraft, wer 
dem Thäter zur Begehung bes Ber- 
brechen? oder Vergehens durch Nat oder 
That wiſſentlich Hülfe geleiftet hat. 

Die Strafe des Gehülfen iſt nad 
demjenigen Gelege feitzujegen, welches auf 
die Handlung Anwendung findet, zu wel⸗ 
cher er willentlich Düfte geleiltet hat, 
jedoch) nad) den über die Beitrafung des 
Verſuches aufgeftellten Grundſätzen zu er- 
mäßigen. 











8 490, Der einen anderen zur Be- 
gehung eines Verbrechens oder zur Teil- 
nahme an einem Verbrechen auffordert, 
oder wer eine ſolche Aufforderung ans» 


nimmt, wird, foweit nicht das Geſetz eine 
andere Strafe androht, wenn das Ver⸗ 
brechen mit dem Tode ober mit leben3- 
länglicher Zuchthausftrafe bedroht ijt, mit 
Gefängnis nicht unter brei Monaten, wenn 
das Verbrechen mit einer geringeren 
Strafe bedroht if, mit Gefängnid bis 
zu zwei Sahren oder mit Feſtungshaft 
von gieicher Dauer beitraft. 

Die gleie Strafe trifft denjenigen, 
welcher ji zur Begehung eines Ver—⸗ 
brechen3 oder zur Teilnahme an einem 
brechen erbietet, ſowie denjenigen, welcher 
ein ſolches Erbieten anninmt. 

Es wird jedoch da3 lediglich mündlicd) 
ausgedrückte Auffordern oder Erbieten, To- 
wie die Annahme eines ſolchen nur dann 
beitraft, wenn die Uufforberung oder da 
Erbieten an bie Demährun von Vorteilen 
irgenb welcher Art geknüpft worden ift. 

Neben der Gefängnizitrafe kann auf 
Berluft der bürgerlidyen Ehrenrechte und 
auf Zuläffigkeit von BPolizei-Aufjicdht er⸗ 
fannt werden. 


8 50. Wenn ba3 Gejeg die Strafbar⸗ 
feit einer Handlung nad) den perfönlichen 
Eigenfchaften oder Berhältnijfen bes 
jenigen, welcher dieſelbe begangen hat, 
erhöht oder vermindert, fo find diefe be 
fonderen Thatumftände dem Thäter oder 
demjenigen Teilnehmer (Mitthäter, An⸗ 
ftifter, Gehülfe) zuzurechnen, bei we 
fie vorliegen. . 





Bierter Abſchnitt. 
Gründe, welche die Strafe 


8 51. Eine ftrafbare Handlung ift 
nit vorhanden, wenn der Thäter zur 
Zeit der Begehung der Handlung fich in 
einem Zuſtande von Bermußtlofigfeit oder 


anschließen oder mildern. 
franfhafter Störung ber Geiftesthätigfeit 
befand, durch welchen feine freie Willens⸗ 
beſtimmung ausgeſchloſſen war. 
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8 52. Eine ftrafbare Handlung ift 
nicht vorhanden, wenn der Thäter durch 
unwiderſtehliche Gewalt oder durch eine 
Drohung, welche mit einer gegenwärtigen, 
auf andere Weife nicht abwendbaren Ge- 
fahr für Leib oder Leben feiner felbit 
oder eine WUngehörigen verbunden ivar, 
zu der Handlung gen ägt worben iſt. 

AS Angehörige im Sinne dieſes Straf» 
a — find anzufehen Verwandte unb 

chwägerte ante unb abfteigenber Linie, 
Adoptiv⸗ und P ltern und ⸗Kinder, 
Ehegatten, Geſchwiſter und deren Ehe⸗ 
gatten, und Verlobte. 


8 58. Eine ſtrafbare Handlung iſt 
nit vorhanden, wenn bie Handlung 
durch Notwehr geboten war. 

Notwehr ift diejenige Verteidigung, 
welche erforberlich ift, um einen gegen- 
wärtigen, rechtäwidrigen Ungriff von ſich 
oder einem anderen abzuwenden 

Die lieberichreitung der Notwehr ift 
nicht ftrafbar, wenn Thäter in Be— 
ſtürzung, Furcht oder Schreden über bie 
Grenzen ber Berteidigung hinausge⸗ 
gangen ift. 


8 54. Eine ftrafbare Handlung ift 
nicht vorhanden, wenn die Handlung 
dem Falle der Rotmehr in einem 
umverjchufdeten, auf andere Weile nicht 
zu bejeitigenden Notitande Nettung 
aus einer gegenmwärtigen dehn für Leib 
ober Leben bes Thaͤters ober eines An⸗ 
gehörigen begangen worden iſt. 


8 55. Wer bei Begehung der Hand⸗ 
fung das zwölfte Lebensjahr nicht voll- 
endet hat, kann wegen berjelben nicht 
firafrechtlich verfolgt werben. Gegen den- 
felben können jedoch nad) Maßgabe ber 
landesgeſetzlichen Borfchriften die zur 
Beſſerung und Beaufſichtigung geeigneten 
Maßregeln getroffen werben. Die Unter. 
bringung in eine Yamilie, Erziehungs- 
anftalt oder Beiferungsanftalt Tann nur 
erfolgen, nachdem durch Beichluß des 
Pe bie ‚Degebun ber 
Handlung eſtellt und die Unterbrin⸗ 
gung für —8 erllärt iſt. 


8 56. Ein Angeſchuldigter, welcher zu 
einer Jeit, als er da3 wölfte, aber nicht 
das e dehenajaht vollendet hatte, 
eine ftrafbare Handlung begangen hat, ift 
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freizufprechen, wenn er bei Begehung der⸗ 
jelben die zur Erkenntnis ihrer traf- 
barkeit erforderliche Einjicht nicht beſaß. 

Sn dem Urteile ift zu beitinmen, ob 
der Angefchuldigte feiner Familie über- 
wiefen oder in eine Erziehungs oder 
Beijerungsanitalt gebracht werden ſoll. 
In der Anftalt ift er fo lange zu be 
galten, ala die der Unftalt vorgejepte 

erwaltungsbehörde ſolches für —2 
in erachtet, jedoch nicht über dag voll» 
endete zwanzigſte Lebensjahr. 





8 57. Wenn ein Ungefchuldigter, wel⸗ 
her zu einer Zeit, als er das zmölfte, 
aber nicht das achtzehnte Sebensjahr voll» 
endet Hatte, eine ftrajbare Handlung bes 
gangen hat, bei Begehung derielben bie 
ur Erlenntnis ihrer Strafbarkeit erfor⸗ 
erlihe Einficht bejaß, fo kommen gegen 
ihn folgende Beitimmungen zur Anwen⸗ 
dung: 

1. ift die Handlung mit dem Tode oder 
mit lebenslänglichem Zuchthaus be 
droht, fo ift auf Gefängnis von brei 
bi3 zu fünizehn Jahren zu erkennen; 

2. iſt die Handlung mit lebenzläng- 
licher Feſtungshaft bedroht, fo it auf 
Feſtungshaft von drei bis zu fünf 
zehn Jahren zu erlernen; 

3. if? die Handlung mit. Zuchthaus oder 
mit einer anderen Gtrafart bedroht, 
fo ift die Strafe zwiſchen dem geleh- 
lichen Mindeitbetrage der ange- 
brobten Strafart und der Hälfte bes 
Hödjftbetrages der angedrohten Strafe 
zu beitimmen. 

Sit die fo beitinmte Strafe Zucht⸗ 
haus, fo tritt Gefängnisſtrafe von 
gleicher Dauer an ihre Stelle; 

4. iſt die Handlung ein Vergehen oder 
eine Webertretung, jo Tann in be 
ſonders leichten Fällen auf Verweis 
erlannt werden; 

b. auf Verluſt der bürgerlichen Ehren- 
rechte überhaupt oder einzelner bür- 
gerlichen Ehrenrechte, ſowie auf Zu- 
läffigleit von Polizei⸗Aufſicht iſt 
nicht zu erkennen 

Die Freiheitsſtrafe iſt im beſonderen, 
zur Verbüßung von Strafen jugendlicher 
Perſonen beſtimmten Anſtalten oder Räu⸗ 
men zu vollziehen. 
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8 58. Ein Taubftummer, welcher die 
zur Erfenntnis der Strafbarleit einer von 
ihn begangenen Handlung erjorderlidje 
Einficht nicht beſaß, iſt freizuſprechen. 


859. Wenn jemand bei Begehung 
einen ftrafbaren Handlung dad Borhan- 
denjein von Thatumjtänden wicht Tannte, 
welche zum gejeplichen Thatbejtande ge 
hören oder die Strajbarleit erhöhen, fo 
find ihm dieſe Umjtände nicht zuzurechnen. 

Bei der Beitrafung fahrläjiig be- 
gangener Handlungen gilt dieje Beitim- 
mung nur infoweit, al3 die Unkenntnis 
a duch Fahrläffigkeit verjdhul- 

iſt. 








8 60. Eine erlittene Unterſuchungs⸗ 
haft lann bei Fällung des Urteild auf 
die erlannte Strafe ganz oder teilweiſe 
angerechnet werben. 





8 61. Eine Handlung, beren Ver- 
folgung nur auf Antrag eintritt, iſt nicht 
zu verfolgen, wenn der zum Antrage Be- 
vechtigte es unterläßt, den Antrag binnen 
drei Monaten zu ftellen. Dieje —*— be⸗ 
ginnt mit dem Tage, ſeit welchem der 
zum Antrage Berechtigte von der Hand- 
lung und von der Perſon des Thäters 
Kenntnis gehabt hat. 





8 62. Wenn von mehreren zum An⸗ 
trage Berechtigten einer die dreimonatliche 
Friſt verläumt, fo wird hierdurch das 
Recht der übrigen nicht ausgeſchloſſen. 





8 63. Der Antrag fann nicht geteilt 
werden. Das gerichtliche Verfahren findet 
gegen fämtlihe an der Handlung Be— 
teiligte (Thäter und Teilnehiner) jowie 
gegen den Begünftiger ftatt, auch wenn 
nur gegen eine diejer Kerjonen auf Be- 
itrafung angetragen worden ift. 


. — 

8 64. Die Zurücknahme des Antrages 
iſt nur in den gejeplich befonder3 vorge» 
jehenen Fällen und nur bis zur Ver— 
fündigung eines auf Strafe lautenden Ur- 
teils zuläſſig 

Die rechtzeitige Zurücknahme des An- 
trages gegen eine der vorbezeichneten 
Perſonen Hat die Einſtellung des Ver⸗ 
fahrens auch gegen die anderen zur Folge. 





Neichsſtrafgeſetzbuch. SS 58 bis 69. 


8 65. Der Berlegte, welcher das acht⸗ 
ehnte Lebensjahr vollendet hat, ift felbit- 
anbig zu dem Antrage auf Beitrafung 


berechtigt. 
Solange er minbderjährig ilt, at un. 
abhängig von feiner eigenen Befugnis 
auch jein geſetzlicher Vertreter da3 Recht, 
den Antrag zu Stellen. 

Iſt der Verletzte geichäftsunfähig oder 


hat er das anche Lebensjahr noch 
nicht vollendet, jo ijt fein gejeglicher Ver⸗ 





treter ber zur Stellung bes Antrags Be⸗ 
vechtigte, 

8 66. Durch Verjährung wird die 
Stuafverfolgng und die Gtrafvoll- 


itredung ausgeſchloſſen. 


S 67. Die Strafverfolgung von Ber- 
brechen verjährt, 

wenn fie mit dem Tode oder mit lebens⸗ 

länglihem Zuchthaus bedroht find, 
ın zwanzig jahren; 

wern fie im Höchſtbetrage mit einer 

Freiheitsftrafe von einer längeren als 
zehnjährigen Dauer bedroht find, in 
fünfzehn Jahren; 

wenn jie mit einer geringeren frei» 

ietzefe bedroht ſind, in zehn 
ahren. 

Die Strafverfolgung von Vergehen, die 
im Höchſtbetrage mit einer längeren als 
dreimonatlichen Gefängnisſtrafe bedroht 
ſind, verjährt in fünf Jahren, von an- 
deren Vergehen in drei Jahren. 

Die Gtrafverfolgung don Uebertre- 
tungen verjährt in drei Monaten. 

Die Verjährung beginnt mit dem Tage, 
an welchem die Handlung begangen ilt, 
ohne Rüchkſicht auf ben Zeitpunkt des ein- 
getretenen Erfolges. 

8 68. Jede Handlung bes Nichters, 
welche wegen ber begangenen That gegen 
ben Thäter gerichtet ift, unterbricht bie 
Verjährung. 

Die Unterbredung findet nur rüdficht- 
lich bezjenigen ftatt, auf welchen die Hand» 
tung ſich bezieht. 

Nach der Unterbrechung beginnt eine 
neue Verjährung. 


8 69. Die Verjährung ruht während 
der Zeit, in welcher auf Grund gejeh- 
licher Vorſchrift die Strafverfolgung nicht 
begonnen oder nicht fortgeſetzt werden 














Reichsſtrafgeſetzbuch. 88 70 bis 76. 


fann. Iſt der Beginn oder die Yort- 
jegung eines Strafverfahren? bon einer 
Borfrage abhängig, deren Entſcheidung 
in einem anderen erfahren erfolgen 
muß, jo ruht die Berjährung bis zu 
deſſen Beendigung. 
ft zur Strafverfolgung ein Antrag 
oder eine Ermächtigung nach dem Straf. 
eſeß erforderlich, 5 wird der Lauf der 
erjährung durch den Mangel des Un- 
tragd oder der Ermächtigung nicht ge- 
hindert. 


8 70. Die Vollitredung rechtskräftig 
erfannten Strafen verjährt, wenn 
1. auf Tod ober auf Tebensfängliches 





Zuchthaus ober auf lebenslängliche 


ftung3haft erfannt ift, in dreißig 


abren; 

2. auf Zuchthaus oder Feſtungshaft von 
mehr als zehn Jahren erfannt ift, in 
zwanzig Jahren; 

3. auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren 
oder auf Feſtungshaft von fünf bis 
zu zehn Jahren oder Gefängnis von 
mehr al3 fünf Jahrem erfannt ift, in 
fü n Sahren; 

4. auf Feſtungshaft ober Gefängnis von 
zwei bis zu fünf Jahren oder auf 
Geldſtrafe von mehr ala jechstaufend 
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Mark erfannt ift, in gehn Sahren; 

5. auf Feltungshaft oder Gefängnis bis 

zu zwei Jahren oder auf Gelditrafe 

von mehr als einhundertfünfzig bis 

zu ſechſstauſend Mark erkannt ült, in 
fünf Jahren; 

6. auf Haft oder auf Geldſtrafe bis au 
einhundertfünfzig Mark erkannt & 
in zwei jahren. 

Die Berjährung beginnt mit dem Tage, 

an welchem das Urteil rechtskräftig ge- 


. worden ift. 





8 71. Die Volliiredung einer wegen 
derjelben Handlung neben einer Treiheitz- 
ftrafe erkannten Gelditrafe verjährt nicht 
Kae: al3 die Vollſtreckung ber Freiheitz- 
jirafe, 





872. Jede auf Bollitredung ber 
Strafe gerichtete Handlung berjenigen Be» 
hörde, welcher die Vollſtreckung obliegt, 
jowie die zum Zwecke der Rollittedung 
erfolgende —* des Verurteilten un⸗ 
terbricht die Verjährung. 

Nah der Unterbrediung der Boll- 
ftredung der Strafe beginnt eine neue 
Verjährung. 





Fünfter Abſchnitt. 
Zuſammentreffen mehrerer ftrafbarer Handlungen. 


8 73. Wenn eine und biefelbe Hand» 
fung mehrere m aelehe verlegt, fo 
kommt nur basjenige Geſetz, welches die 
ſchwerſts Strafe ımb bet ungleichen Straf⸗ 
arten dasjenige Geſetz, welches Die 
qwerſte Strafart androht, zur Anwen⸗ 
ung. 





8 74. Gegen denjenigen, welcher durch 
mehrere ſelbſtändige Handlungen mehrere 
Berbrechen oder Vergehen, oder basjelbe 
Verbrechen oder Vergehen mehrmals be 
gangen und dadurch mehrere zeitige Frei⸗ 
heitsſtrafen verwirkt hat, iſt auf eine 
Geſamtſtrafe zu erkennen, weldhe in einer 


Erhöhung der verwirkten ſchwerſten 
Strafe beiteht. 
Bei dem BZufammentreffen ungleich⸗ 


artiger Freiheitsſtrafen tritt dieſer Er- 
Böhung bei der ihrer Art nad) fchweriten 
trafe ein. 


Dad Maß ber Gejamtftrafe barf ben 
Betrag der verwirkten Cinzelitrafen nicht 
erreichen und fünfzehnjägriges Zuchthaus 
zehnjährige® Gefängnis over fünfzehn- 
jährige Feſtungshaft nicht überfteigen. 


8 75. Trifft Feſtungshaft nur mit 
Gefängnis zujammen, fo iſt auf jede diejer 
Strafarten gejondert zu erkennen. 

Iſt Teitungshaft oder Gefängnis mehr- 
fach verwirkt, jo iſt Hinjichtlich der meh⸗ 
teren Strafen gleicher Urt jo zu ber- 
fahren, als wenn diejelben alleın ver- 
wirkt wären. 

Die Gejfamtdauer der Strafen barf in 
diefen Fällen fünfzehn Jahre nicht über- 
jteigen. 








8 76. Die Verurteilung zu einer Ge 
jamtftrafe jchließt die Aberlennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte nicht aus, wenn 
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dieſe aud) nur neben einer ber verwirkten 
Einzeliteafen zuläſſig oder geboten ift. 

Sngleihen kann neben ber Gefamtftrafe 
auf Zuläſſigkeit von Polizet-Aufficht er- 
fannt werden, wenn dieſes auch nur megen 
einer der mehreren ftrafbaren Handlungen 


ftatthaft ift, 


877. Trifft Haft mit einer anberen 
Sreiheitsftrafe zufammen, jo ift auf bie 
eritere geſondert zu erfennen. 

Auf eine mehrfach verwirkte Haft ift 
ihrem Gefamtbetrage nad, jedoch nicht 
über die Dauer von drei Monaten zu 
erkennen. 





8 78. Auf Geldſtrafen, welche wegen 
mehrerer ſtrafbarer Handlungen allein 


oder neben einer Freiheitsſtrafe verwirkt 
ſind, iſt ihrem vollen Betrage nach zu 
erlennen. 

Bei Umwandlung mehrerer Geldſtrafen 
iſt der Höchſtbetrag der an die Stelle der⸗ 
ſelben tretenden Freiheitsſtrafen zwei 
Jahre Gefängnis und, wenn die mehreren 
Geldſtrafen nur wegen Uebertretungen er⸗ 
kannt worden ſind, drei Monate Seht. 





8 79. Die Vorichriften der 88 74 bis 
78 finden auch Anwendung, wenn, bevor 
eine erkannte Strafe verbüßt, "verjährt 
oder erlaſſen ift, die Verurteilung wegen 
einer jtrafbaren Handlung erfolgt, melche 
bor ber früheren Zerurteilung begangen 
ivar. 








weiter Teil, 


Fon den einzelnen Berbreden, Bergeden und 
Übertrefungen und deren Beflrafung. 


Erſter Abichnitt. 
Hochverrat und Yandesverrat. 


8 80. Der Mord und der Verſuch 
be3 Mordes, welche an bem Kaiſer, an 
dem eigenen Landesherrn, oder während 
des Zuſten lts in einem Bundesſtaate 
an dem Landesherrn dieſes Staates verübt 
worden ſind, werden als Hochverrat mit 
dem Tode beſtraft. 


8 81. Wer außer den Fällen des 8 80 

e3 unternimmt, 

1. einen Bundesfürften zu töten, ge 
fangen zu nehmen, in Feindes Ge- 
walt zu liefern oder zur Regierung 
Anjäbig zu machen, 

2. bie Verfaſſung des Deutfchen Reichs 
oder eines Bunbezfürften oder bie 
in demjelben beftehende Thronfolge 
gewalfiam zu ändern, 

3. das Bundesgebiet ganz oder teilmeife 
einem fremden Staate gewaltfam ein- 
zuverleiben oder einen Teil desjelben 
vom Ganzen loszureißen, oder 

4. das Gebiet eines Bundesſtaates ganz 
oder teilmeije einem anderen Bundes⸗ 
ftaate gewaltſam einzuverleiben oder 
einen Zeil Ddesjelben vom Ganzen 
loszureißen. 

wird wegen Hochverrats mit lebensläng— 
lichem Zuchthaus oder lebenslänglicher 
Feſtungshaft beſtraft. 


Sind mildernde Umſtände vorhanden, 
ſo tritt Feſtungshaft nicht unter fünf 
Jahren ein. 

Neben der a kann auf Ber- 
fuft der befleideten öffentlichen Aemter 
ſowie der aus Öffentlichen Wahlen hervor- 
gegangenen Rechte erfannt werden. 


8 82, Als ein Unternehmen, durch 
welches das Verbrechen des Hochverrats 
poffendet wird, ift jede Handlung anzu- 
jehen, durch welche das Borhaben un- 
mittelbar zur Ausführung gebradjt wer» 
ben Soll. 


8 83. Haben mehrere die Ausfüh- 
rung eined hochverräterifhen Unterneh- 
men3 verabredet, ohne daß es zum Be» 
ginn einer nad 8 82 ftrafbaren Hand⸗ 
lung gefommen üt, jo werden dieſelben 
mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren 
oder mit Feitungshaft von gleicher Dauer 
beitraft. 

Sind mildernde Umjtände vorhanden, 
jo tritt Feſtungshaft nicht unter zwei 
Sahren ein. 

Neben der Feſtungshaft kann auf Ber- 
luft der beffeideten öffentlichen Aemter 
fowie der aus öffentlichen Wahlen her- 
borgegangenen Rechte erfannt werden. 
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8 84. Die Strafvorfchriften des 8 883 
jinden auch gegen denjenigen Anwendung, 
welcher zur orbereitung eine Hochver⸗ 
rats entweder fi) mit einer auswärtigen 
Regierung einläßt oder die ihm von dem 
Reich oder einem Bundesſtaate anver⸗ 
traute Macht mißbraucht oder Mannſchaf⸗ 
ten anwirbt oder in den Waffen einübt. 





8 85. Wer öffentlich vor einer Men- 
fchenmenge, ober wer durch Verbreitung 
oder öffentlichen Anſchlag oder öffent— 
lihe Austellung von Schriften oder an- 
deren Darftellungen zur Ausführung einer 
nah 8 82 ftrafbaren Handluung auf. 
fordert, wird mit Buchthaus bis zu zehn 
Sahren oder Feitungshaft von gleicher 
Dauer beitraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, 
fo tritt Feſtungshaft von einem bis zu 
fünf Jahren ein. 


8 86. Jede anbere, ein hochver⸗ 
rätiiches Unternehmen vorbereitende Hand- 
lung wird mit Zuchthaus bis zu Drei 
Jahren oder Feitungshaft von gleicher 
Dauer beitraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, 
fo tritt Feſtungshaft von ſechs Monaten 
bis zu drei Jahren ein. 





8 87. Ein Deuticher, welcher ſich mit 
einer ausländiſchen Regierung einläßt, um 
Diefelbe zu einem Kriege gegen das Deuter 
ſche Weich zu veranlaffen, wird wegen 
Zanbesverrat3 mit Zuchthaus nicht unter 
fünf Jahren und, wenn der Krieg aus- 
gebrochen ift, mit lebenslänglichem Zucht⸗ 
haus beitraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, 
fo tritt Feſtungshaft von ſechs Monaten 
biz zu fünf Jahren und, wenn der Krieg 
ausgebrochen ift, Feſtungshaft nicht unter 
fünf Jahren ein. 

Neben der en, kann auf Ber- 
luſt der befleideten öffentlichen Aemter, 
fowie der aus öffentlichen Wahlen her- 
borgegangenen echte erfannt werden. 





8 88. Ein Deuticher, welcher während 
eines gegen das Deutſche Neid) ausge, 
brochenen Krieges in ber feindlichen 
Kriegsmacht Dienſte nimmt, ober die 
Baften gegen das Deutſche Meich oder 
bejien Bunbesgenofjen trägt, wird wegen 


rReichsſtrafgeſetzbuch. 88 84 bis 90. 


Landesverrats mit Iebenslänglichem Zucht⸗ 
haus oder lebenslänglicher Feitungshaft 
beitraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, 
jo tritt Feſtungshaft nicht unter fünf 
Sahren ein. 

Ein Deutfcher, welcher ſchon früher in 
fremden Kriegsdienſten ftand, wird, wenn 
er nad) Ausbruch des Krieges in ber feind- 
lihen Kriegsmacht verbleibt, oder bie 
Waffen gegen das Deutiche Reich oder 
deſſen Bundesgenofjen trägt, wegen Lan- 
desverrats nit Zuchthaus von zwei bis zu 
zehn Jahren oder mit Feſtungshaft von 
gleicher Dauer beſtraft. Sind mildernde 
Umſtände vorhanden, jo tritt Feſtungs⸗ 
haft bis zu zehn Jahren ein. 

Neben ber Feſtungshaft kann auf PVer- 
luſt der befleideten öffentlichen Aemter 
ſowie ber aus öffentlichen Wahlen her» 
borgegangenen Nechte erlannt werden. 


8 89. Ein Deutfcher, welcher vorſätz⸗ 
lih während eine gegen das Deutſche 
Reich ausgebrochenen Krieges einer jeind- 
lichen Macht Vorſchub Ieiftet oder der 
iemach des Deutſchen Reichs oder 
der Bundesgenoſſen desſelben Nachteil zu⸗ 
fügt, wird wegen Landesverrats mit 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren ober mit 
Teitungshaft von gleicher Dauer beitraft. 
Sind mildernde Umftände vorhanden, fo 
tritt Feſtungshaft bis zu zehn Jahren ein. 

Neben der Feſtungshaft kann auf Ver⸗ 
luft der befleideten öffentlichen Aemter 
ſowie der aus öffentlihen Wahlen her- 
vorgegangenen Rechte erkannt werben. 


8 90. Lebenslängliche Zuchthausſtrafe 
tritt im alle des 8 89 ein, wenn ber 


häter 

1. Zeitungen, Päſſe, beſetzte Pläbe ober 
andere Berteidigungspoften, ingleichen 
Teile oder Angehörige ber deutfchen 
oder einer verbündeten Kriegsmacht 
in feindliche Gewalt bringt; 

2. Feſtungswerke, Schiffe oder Fahr⸗ 
zeuge der Kriegsmarine, öffentliche 
Gelder, Vorräte von —7— Schieß⸗ 
bedarf oder anderen Kriegsbedürf⸗ 
niffen, jowie Brüden, Eiſenbahnen, 
Zelegraphen und Transportmittel 
zum Xorteile des Feindes zerjlört 
oder unbrauchbar macht; 

3. dem Feinde Mannjchaften zuführt 
oder Angehörige der beutichen oder 








Reichsſtrafgeſetzbuch. SS 91 bis 95. 


einer verbündeten Kriegsmacht ver- 


keitet, zum Feinde he 

4. Operationzpläne oder Pläne von 
Feſtungen oder feiten Stellungen dem 
Feinde mitteilt; 

5. dem Feinde als Spion bient ober 
feindliche Spione aufnimmt, verbirgt 
oder ihnen Beiſtand leiftet, oder 

6. einen Aufſtand ımter Angehörigen 
der beutichen ober einer verbündeten 
Kriegsmacht erregt. 

In minder jchweren Fällen kann auf 
Zuchthaus nicht unter zehn Jahren er- 
fannt werben. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, 
jo tritt Feſtungshaft nicht unter finf 
Jahren ein. 

Neben der Feitungshaft kann auf Ber- 
fuft der beffeideten öffentli Aemter 
ſowie der aus öffentlichen Wahlen her⸗ 
vorgegangenen Rechte erkannt werden. 


8 91. Gegen Ausländer iſt wegen 
ber in ben 88 87, 89, 90 bezeichneten 
engen nach dem Sriegögebrauche zu 
verfahren. 

Begehen fie aber folhe Handlungen, 
während fie unter dem Schube des Deut- 
fchen Reichs oder eines Bundesſtaats ſich 
innerhalb des Bundesgebietes aufhalten, 
jo kommen die in den 88 87, 89 und 90 
beftimmten Strafen zur Anwendung. 


8 92. Wer vorjählich 
1. Staatögeheimnijie oder Teltungs- 
pläne, oder jolde Urkunden, Akten⸗ 
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ftüde oder Nachrichten, von benen 

er weiß, daB ihre Geheimhaltung 
einer anderen Negierung gegenüber 
für das Wohl bes Deutichen Reichs 
oder eines Bundesſtaats erforderlich 
ift, Diefer Regierung mitteilt oder 
öffentlich befannt madt; 

2. zur Gefährdung ber Rehte des 
Deutfchen eich3 oder eines Bundes- 
ſtaats im Verhältnis zu einer an- 
deren Regierung bie über ſolche 
Nechte ſprechenden Urkunden oder 
Beweismittel vernichtet, verfäljcht oder 
unterdrildt, ober 

3. ein ihm von Geiten des Deutfchen 

Reichs oder von einem Bundesitaate 

aufgetragenes Staatsgeſchãft miteiner 

anderen Regierung zum Nachteil 
deſſen führt, der ihm den Auftrag 
erteilt Ba 

i chthaus nicht unter zwei 

Jahren beſtraft. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, 
ſo tritt Feſtungshaft nicht unter ſechs 

Monaten ein. 





8 93. Wenn in ben Fällen ber 88 80, 
81, 83, 84 87 bis 92 die Unterſuchung 
eröffnet wird, fo kann bis zu deren rechts⸗ 
kräftigen Beendigung das Vermögen, 
welches ber Angefchuldigte bejitt, oder 
—5* ihm fpäter anfällt, mit Beſchlag 
belegt werden. 


— — 


Zweiter Abſchnitt. 
Beleidigung des Landesherrn. 


8 94. Wer einer Thätlichfeit gegen 
ben Sailer, gegen feinen Landesherrn 
oder während jeined Aufenthalt3 in einem 
Bundesftante einer Thätlichleit gegen den 
Landesherrn dieſes ats ſich ſchuldig 
macht, wird mit lebenslänglichem Zucht⸗ 
Haus oder lebenslaͤnglicher Feſtungshaft, 
in minder ſchweren Fällen mit Zucht⸗ 

us nicht unter fünf Jahren oder mit 

aft von gleicher Dauer beſtraft. 

Neben der Feſtungshaft kann auf Ver- 
fuft ber belleibeten öffentlichen Aemter 
fowie ber aus öffentlidien Wahlen here 
porgegangenen Nechte erfanıt werben. 


Nechtabuch. II. 


Sind mildernde Umjtände vorhanden, 
fo tritt Feſtungshaft nicht unter fünf 
Fahren ein. 





8 95. Wer den Sailer, feinen Landes⸗ 
heren oder während ſeines Aufenthalts 
in feinem Bundesftaate deſſen Landes⸗ 
herrn beleibigt, wird mit Gefängnis nid)t 
unter zwei Monaten oder mit Yeitungs- 
haft von zwei Monaten bi3 zu fünf 
Jahren beitraft. 

Neben der Gefängnisitrafe kann auf 
Berluft der beffeideten öffentlichen Acmter 
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fowie der aus öffentlichen Wahlen her» 
vorgegangenen Rechte erfannt werben. 


8 96. Wer eine Thätlichleit gegen ein 
Mitglied bes Ianbeöherrlihen Hauſes 
feines Staat3 oder gegen den Negenten 
ſeines Staats oder während feines Auf- 
enthalt3 in einem Bundesftnate einer 
Zhätlichleit gegen ein Mitglied de3 lan⸗ 
des herrlichen —* dieſes Staats oder 

egen den Regenten dieſes Staats ſich 
dig macht, wird mit Zuchthaus nicht 
unter fünf Jahren oder mit Feitungshaft 





bon gleicher Dauer, in minder ſchweren 
Fallen mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren 


oder mit Feſtungshaft von gleidyer Dauer 
beftraft. 


Reichsſtrafgeſebuch. 88 96 bis 102. 


Sind mildernde Umſtände vorhanden, 
ſo tritt Feſtungshaft von einem bis zu 
fünf Sahven ein. 


8 97. Wer ein Mitglieb bes landes⸗ 
herrlichen Hauſes feines Staats oder ben 
Regenten jeine3 Staats oder während 
feines Aufenthalt3 in einem Bundesſtaate 
ein Mitglied landesherrlichen Hauſes 
biejes Staats oder den Regenten dieſes 
Staat3 beleidigt, wird mit Gefängnis 
von einem Monat bi3 zu drei Jahren 
ober mit Feitungshaft von gleicher Dauer 
beftraft. 


Dritter Abſchnitt. 
Beleidigung von Bundesfüriten. 


8 98. Wer außer dem Falle des $ 94 
fih einer Thätlichleit gegen einen Bun⸗ 
desfürſten ſchuldig madıt, wird mit Zucht⸗ 
haus von zwei bis zu zehn Jahren oder 
al ft von gleicher Dauer be- 

aft. 

Sind mildernde Umſtände borhanben, 
fo tritt Feftungshaft von ſechs Monaten 
bis zu zehn Jahren ein. 


8 99. Wer außer dem Tsalle des 8 95 
einem Bundesfürſten beleidigt, wird mit 
Gefängnis von einem Monat bis zu brei 
Jahren oder mit Feſtungshaft von gleicher 
Dauer bejtraft. 

Die Derfolgung tritt nur mit Ermäch⸗ 
tigung des Beleidigten ein, 








8 100. Wer außer dem alle des 

96 fich einer Thätlichfeit gegen ein 

itglied eines bundesfürftlichen Hauſes 
oder den Negenten eine Bundesſtaats 
Ihuldig macht, wird mit Zuchthaus bis 
zu fünf Jahren oder mit Feſtungshaft 
von gleicher Dauer beitraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, 
jo tritt Feſtungshaft von einem Monat 
bi3 zu drei Jahren ein. 


8 101. Wer außer dem Falle bes 
i 97 den Negenten eines Bundesſtaats 
beleidigt, wird mit Gefängnis von einer 
Woche bis zu zwei Sahren ober mit 
re von gleicher Dauer beftraft. 

Die Verfolgung tritt nur mit Ermäd- 
tigung des Beleidigten ein. 





Vierter Abſchnitt. 
Feindliche Haudlungen gegen befreundete Staaten. 


8 102. Ein Deutjcher, welcher im In⸗— 
lande oder Auglande, oder ein Ausländer, 
melcher während ſeines Aufenthalt3 im 
Inlande gegen einen nicht zum Deutfchen 
Neid) gehörenden Staat oder deifen Lan⸗ 
desherrn eine Handlung vornimmt, Die, 
wenn er jie gegen einen Bundesſtaat ober 
einen Bundezfürjten begangen Hätte, nach 
Vorſchrift der 83 81 bis 86 zu beitrafen 
fein würde, wird in den Fällen ber 


88 81 bi3 84 mit Feſtungshaft von einem 
bis zu zehn Jahren oder, wenn mil 
dernde Umjtände vorhanden find, mit 
Teltungshaft von ſechs Monaten bis zu 
zehn Fahren, in den Fällen ber 5 

und 86 mit en bon einem Mo⸗ 
nat bis zu drei Jahren beſtraft, fojern 


in dem anderen Staate dem Deutſchen 


Reich die Gegenſeitigkeit verbürgt ift. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag 





Reichsſtrafgeſetzbuch. SS 103 bis 109. 


ber auswärtigen Regierung ein. Die Bu 
rüdnahme des Untrages In zuläffig. 


8 103. Wer ſich gegen ben Lanbes- 
oder den Regenten eines nicht 
tihen Reich gehörenden Staats einer 
Beleidigung jchuldig macht, wird mit Ge⸗ 
fängnis von einer Woche bis zu zwei 
N akren ober mit Feſtungs haft von gleicher 


Dauer beitraft, fofern in biefem Staate. 


dem Deutichen Reich bie Gegenjeitigfeit 
verbürgt ift. 

Die Verjolgung tritt nur auf Antrag 
der auöwärtigen Regierung ein. Die Zu- 
rüdnahme des Untrages iſt zuläfjig. 


8 108a. Wer ein öffentliches Sen 
der Wutorität eines nicht zum Deutſchen 
Neid, gehörenden Staats oder ein Hoheit3- 
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zeichen eines ſolchen Staat3 böswillig 
mwegnimmt, zeritört ober befchädigt ober 
beigimpfenden Unfug daran verübt, wird 
mit Gelditrafe bis zu ſechshundert Marf 
oder mit Gefängnis bis zu zwei Jahren 
beitraft. 


8 104. Wer ſich gegen einen bei dem 
Reich, einem bundesfürſtlichen Hofe oder 
bei dem Senate einer der freien Hanſe⸗ 
ſtädte beglaubigten Geſandten ober Ge⸗ 





ſchäftsträger einer Beleidigung ſchuldig 


macht, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahre oder mit Feſtungshaft von gleicher 
Dauer beſtra 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag 
des Beleidigten ein. Die Zurücknahme 
des Antrages iſt zulaͤſſig. 





Fünfter Abſchnitt. 


Verbrechen nnd Vergehen in Beziehung anf die Ausübung ſtaats⸗ 
bürgerlicher Rechte. 


8 105. Wer e3 unternimmt, ben 
Senat oder die Bürgerfchaft einer der 
freien Hanfeftäbte, eine gejeggebende Ver⸗ 
fammlung bes Reichs ober eines Bundes⸗ 
ftaat3 auseinander fprengen, zur 
Faſſung oder Unterfaffing bon eichtüffen 
zu nötigen oder Mitglieder aus ihnen 
gewaltfam zu entfernen, wirb mit Zucht⸗ 
Beust unter ee ren ea 

shaft von auer beitra 
i — Umſtände vorhanden, 
tritt Feſtungshaft nicht unter einem 


ahre ein. 





8 106. Wer ein Mitglied einer ber 
vorbezeichneten Berfammlungen durch Ge⸗ 
oder durch en — 

afbaren Handlung verhindert, an 
den Ort der Verſammlung zu begeben 
oder ——— wird wit ehe 

Sahren oder mit Yeitungsha 
Bam gleicher Dauer beitaft 


Sind milbernde Umſtände vorhanden, 
fo trift Feſtungshaft bis zu zwei Jahren 
ein. 





8 107. Wer einen Deutſchen durch 
Gewalt ober durch Bebrohung mit einer 
ftrafbaren Handlung verhindert, in Aus⸗ 
übung jeiner gerlichen Rechte zu 


wählen ober zu ftimmen, mirb mit Ge⸗ 
fängnig nicht unter ſechs Monaten oder 
mit Feſtungshaft bis zu fünf Jahren 


eitraft. 
Der Verſuch ift firafbar. 


8 108. Wer in einer dffentlichen An⸗ 
gelegenbeit mit ber Sammlung von 
ahl⸗ oder Stimm-Betteln oder - Zeichen 
oder mit ber Führung der Beurkundungs- 
verhenbLung beauftragt, ein wmrichtiges 
Ergebnis ber Wahlhandlung vorjäglic 
herbeiführt oder da3 Ergebnis verfälicht, 
wırb mit Gefängnis von einer Woche big 
zu drei Jahren beitraft. 
Wird die Handlung von jemanb be- 
gangen, welcher nicht mit ber Sammlung 
Bettel oder Zeichen ober einer an⸗ 
deren Berrichtung bei dem Wahlgeſchäfte 
beauftragt iſt, jo tritt Gefängnisitrafe 
bi3 zu zwei Jahren ein. 
Auch kann auf Verlujt der bürgerlichen 
Ehrenrechte erfannt werden. 


8 109. Wer in einer öffentlichen An⸗ 
gelegenheit eine Wahljtimme Tauft oder 
verlauft, wird mit Gefängnis von einem 
Monat bi? zu zwei Jahren beitraft; auch 
kann auf Verluft ber bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte erfannt werden. 
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Reichsſtrafgeſetzbuch. 88 110 bis 116. 


Sechſter Abſchnitt. 
Widerſtand gegen die Staatsgewalt. 


8 110. Wer öffentlich vor einer 
Menfchenmenge, oder wer buch Ver—⸗ 
breitung ober öffentlihen Anfchlag oder 
öffentliche Ausftellung von Schriften oder 
anderen Barftellungen zum Ungehorfam 
gegen Gelege oder rechtsgültige ord⸗ 
nungen oder gegen die von der Obrigkeit 
innerhalb ihrer Zuſtändigleit getroffenen 
Ano gen auffordert, wird mit Geld⸗ 
ftraje bis zu ſechshundert Mark oder mit 
Gefängnis bis zu zivei Jahren beftraft. - 


8 111. Wer auf bie vorbezeichnete 
Weiſe zur Begehung einer ftrajbaren 
Handlung auffordert, ift gleich dem An⸗ 
ftifter zu beftrafen, wenn die Auf—- 
forderung bie ftrafbare Handlung oder 
einen ftrafbaren Verſuch derjelben zur 
Folge — Hi 

St Die Aufforderung ohne Erfolg ge- 
blieben, jo tritt Geldftrafe bis zu od 
hundert Marl oder Gefängnizitrafe bis 
zu einem Jahre ein. Die Strafe darf 
jedoch, ber Art oder dem Maße nad), 
feine fchmwerere fein, al3 die auf die Hand» 
fung jelbft angedrohte 


8112.. Wer eine Perſon des Soldaten⸗ 
jtande2, e3 jei des Deutichen Heeres oder 
Kaiſerlichen Marine, auffordert oder 
anzeizt, dem Befehle des Oberen nicht 
en zu leiten, wer insbeſondere 
eine Perſon, Ve zum Beurlaubten- 
ftande gehört, auffordert oder anreizt, 
der Einberufung im Dienite nicht zu 
folgen, wird mit Gefängnis bis zu zwei 
Sahren beitraft. 


8 118. Wer einem Beamten, welcher 
zur Vollfttedung von Gejegen, von Be- 
fehlen und Anordnungen der Der 
twaltungsbehörden oder von Urteilen und 
Verfügungen ber Gerichte berufen ift, in 
ber rechtmäßigen Ausübung feines Amtes 
durch Gewalt oder durch tohung mit 
Gewalt Widerjtand leiftet, oder wer einen 
folhet Beamten während ber redjt- 
mäßigen Ausübung feines Amtes thätlich 
angreift, wird mit Gefängnis von vier» 
zehn Tagen bis zu zwei Jahren beftraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, 











tritt Gefängni bis einem 
Sabre ober Gelhtrafe Bis gu intaufen 
Mark ein 


Dieſelben Strafvorkhriften treten ein, 
wenn die Handlımg gegen Perſonen, 
welche zur Unterftügung des Beamten zu⸗ 
gigogen waren, oder gegen Mannſchaften 
due beivaffneten Macht, oder gegen Mann⸗ 
ſchaften einer Gemeinde, Schutz⸗ oder 
Bürgerwehr in Ausübung des Dienſtes 
begangen wird. 





8 114. Wer e3 unternimmt, durch 
Gewalt oder Drohung eine Behörde oder 
einen Beamten zur Bornahme oder Unter- 
fajjung einer Amtshandlung zu nötigen, 
wird mit Gefängnis nicht unter drei Mo⸗ 
naten beitraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, 
jo tritt Gefängnisſtrafe bis zu zwei 
Jahren ein. 





g 115. Wer an einer öffentlichen Zu 
fammenrottung, bei welcher eine ber in 
den 88 113 und 114 bezeichneten Hand⸗ 
Lungen mit vereinten Kräften begangen 
wird, teilnimmt, wird wegen Aufruhr 
mit Gefängnis nicht unter —— Monaten 
beſtraft. | 

Die Rädelsführer fowie diejenigen Auf- 
rührer, welche eine der in den 88 113 
und 114 bezeichneten Handlungen begeben, 
werden mit Auchthaus bis zu zehn 
Sahren beitraft; auch kann auf Zuläſſig⸗ 
keit von Bolizet-Auflicht erfannt werden. 
Sind mildernde Umjtände vorhanden, 
fo tritt Gefängnisftrafe nicht unter ſechs 
Monaten ein. 





8 116. Wird eine auf öffentlichen 
Wegen, Straßen ober Plägen verſammelte 
Dienjcjenmenge von bem guftänbigen Be⸗ 
amten oder Befehlshaber der bewaffneten 
Macht aufgefordert, ſich zu entſernen, 
jo wird jeder der Verjammelten, welcher 
nad) ber dritten Aufforderung ſich nicht 
entfernt, wegen Auflaufs mit Gefängnis 
bis zu drei Monaten oder mit Geldſtrafe 
Fa ze eintauſendfünfhundert Mark be- 

raft. 





Reichsſtrafgeſetzbuch. 88 117 bis 123. 


Iſt bei einem Auflaufe gegen bie Be- 
amten oder die bewaffnete Macht mit 
vereinten Sräften thätliher Widerſtand 
gefeiftet oder Gewalt verübt morben, jo 
treten, gegen diejenigen, welche an diefen 

andlungen teilgenommen haben, Die 
Strafen des Wufruhrs ein. 


8 117. Wer einem Forft- oder Jagd⸗ 
beamten, einem Waldeigentümer, Forſt⸗ 
oder Sagdberechtigten, oder einem von 
dieſen beitellten Aufſeher in der recht⸗ 
mäßigen Ausübung feines Amtes oder 
Rechtes durd; Gewalt oder durch Be 
drodung mit Gewalt Wideritand leiſtet, 
oder wer eine diefer Perjonen während 
der Ausübung ihres Amtes oder Rechtes 
thätlich angreijt, wird nılt Gefängnis von 
vierzehn Tagen bis zu drei Jahren be 

ajt 


vaft. 

Sit der Wiberftand oder ber Angriff 
unter Drohung mit Sjiehgeiveht, Üerten 
oder anderen gefährlidhen Werkzeugen er- 
folgt, oder mit Gewalt an der Perſon 
begangen worden, jo tritt Gefängnizitrafe 
nicht unter drei naten ein. 

Sind mildernde Umjtände vorhanden, 
jo tritt in den Fällen des Abſatz 1 Ge- 
fängnizitrafe bis zu einem „Jahre, in 
den Fällen de Abſatz 2 Gefängnizftrafe 
nicht unter einem Monat ein. 


8 118. Sit durch den Wiberftand oder 
ben Angriff eine örperverlegung deifen, 
gegen weichen die Handlung begangen ilt, 
verurſacht worden, jo ift auf Zuchthaus 
bis zu zehn Jahren zu erfennen. 

Sind mildernde Umjtände vorhanden, 
jo tritt Gefängnisftrafe nicht unter drei 
Monaten ein. 








119. Wenn eine der in den 88 117 
und 118 bezeichneten Handlungen von 
mehreren gemeinſchaftlich begangen mor- 
den ift, fo kann bie Strafe bis um bie 
Hälfte des angedrohten Höchitbetrages, bie 
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Gefängnigftrafe jedoch nicht über fünf 
Jahre erhöht werben. 


8 120. Wer einen Gefangenen aus 
ber Gefangenanftalt ober aus der Ge- 
malt der bewaffneten Macht, des Beamten 
oder desjenigen, unter deſſen Be— 
aufſichtigung, Begleitung oder Bewachung⸗ 
er ſich befindet, vorſätzlich befreit oder 
ihm zur Sefbftbefreiung vorjäglich behülf⸗ 
lich ıft, wird mit Gefängnis bis zu drei 


Sahren beitra 
D iſt ſtrafbar. 


er Verſu 
8 121. Wer vorſätzlich einen Ge 
jangenen, mit deifen Beauflichtigung oder 
egleitung er beauftragt ift, entweichen 
läßt ober deſſen geiteiung befördert, wird 
mit Gejängnis bis zu drei jahren be- 
aft 


ſtraft. 

Iſt die Entweichung durch Fahrläſſig⸗ 
keit befördert worden, fo tritt Gefängnis- 
ftrafe biß zu brei Monaten oder Geld 
ftrafe bis zu dreihundert Marf ein. 


8 122. Gefangene, welche fi zu- 
fammenrotten und mit vereinten Kräften 
die Anftaltöbeamten oder die mit ber Be 
auflichtigung Beauftragten angreifen, ben- 
jelben Widerſtand leijten oder e3 unter- 
nehmen, fie zu Handlungen oder Unter- 
lfafjungen zu nötigen, werden wegen 
Meuterei mit Gefängnis nicht unter ſechs 
Monaten beitraft. 

Sleihe Strafe tritt ein, wenn Ge- 
fangene fi} zufanrmenrotten und mit ver- 
einten Kräften einen gewaltſamen Aus- 
bruch unternehmen. 

Diejenigen Meuterer, welche Gewalt- 
thätigfeiten gegen die Wnftaltöbeamten 
oder die mit ber Beauflihtigung Beauf- 
tragten verüben, werden mit Yuchthaus 
bis zu zehn Jahren beitraft; auch kann 
auf Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht er- 
fannt werden. 














Siebenter Abfchnitt. 
Verbrechen und Vergehen wider die öffentlihe Ordnung. 


128. Wer in bie Bohrung, in Die 
Geſchäftsräume ober in das befriedete 
Beligtum eines anderen oder in abge- 
ſchloſſene Räume, welche zum öffentlichen 
Dienſt beitimmt find, widerrechtlich rin- 


dringt, oder wer, wenn er ohne Befugnis 
darin vermweilt, auf die Aufforderung des 
Berechtigten ſich nicht entfernt, wird 
wegen Hausfriedensbruches mit Gefäng- 
nis bi3 zu drei Monaten oder mit Geld- 
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ftrafe bis zu dreihundert Marf beitraft. 
‚ Die Bertolgung tritt nur auf Antrag 


ein. 

At bie Handlung von einer mit Waffen 
verjehenen Perfon oder von mehreren 
gemeiniche ti begangen worden, fo tritt 

efängnisitrafe von einer Woche bis zu 
einem Jahre ein. 


8 124, Wenn ſich eine Menſchenmenge 
Öffentlich zuſammenrottet und in der U 
ficht, Gewaltthätigleiten gegen Perfonen 
ober mit vereinten Kräften Ri 
begehen, in bie Wohnung, in die Ge- 
ſchäftsräume oder in das befriedete Be⸗ 
htm eined anberen ober in abge 
ſchloſſene Räume, welche jum öffentlichen 
Dienft bejtimmt find, widerrechtlich ein- 
bringt, fo wird jeber, welcher an dieſen 
Handlungen teilnimmt, mit Gefängnis 
bon einem Monat bis zu zwei Jahren 
beſtraft. | 


8 125. Wenn fich eine Menichenmenge 
Öffentlich zufammenrottet und mit ver- 
einten Kräften gegen P 








g erjonen oder 
Saden Gemalttbätigfeiten begeht, fo wird 
jeder, welcher an dieſer Zufammenrottung 
teilnimmt, wegen Landfriedensbruches 
mit Gefängnis nicht unter brei Monaten 
beitrait. 

Die Näbelsführer, ſowie biejenigen, 
welche Gewaltthätigleiten gegen Perjonen 
begangen oder Sachen geplitubert, ver- 
nichtet oder zerjlört Haben, werden mit 
Zuchthaus bi zu zehn Jahren beitraft; 
auh kann auf Buläffigleit von Polizei- 
aufſicht erkamt werden. Sinb mildernde 


Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnis- . 


ftrafe nicht unter jeh3 Monaten ein. 


8 126. Wer durch Androhung eines 
emein erährfichen Berbrechens ben öffent- 
ichen Frieden ftört, wirb mit Gefängnis 
big zu einem Sabre beitraft. 


127. Wer unbefugtermeife einen be- 
waffneten Saufen bildet oder befehligt 
oder eine Mannfchaft, von der er weiß, 
daß fie ohne gejetliche Befugnis ge» 
fammelt ift, mit Waffen oder Kriegsbe⸗ 
dürfnijfen verfieht, wird mit Gefängnis 
bis zu zwei Jahren beitraft. 

Wer Gi einem ſolchen bemaffneten 
Haufen anichließt, wird mit Gefängnis 
bis zu einem fahre beitraft. 





Sabre, an den Stiftern und 


Reichsſtrafgeſetzbuch. 88 124 bis 130. 


8 128. Die Teilnahme an einer Ber- 
bindung, deren Daſein, Verfaſſung oder 
Zweck vor ber Staatöregierung geheim- 
gehalten werben foll, oder in welcher 
gegen unbelannte Obere Gehorfam oder 
egen befannte Obere unbedingter Gehor- 
—* verſprochen wird, iſt an den Mit⸗ 
gliedern mit Gefängnis bis zu ſechs Mo⸗ 
naten, an ben Stiftern und Borftehern 
der Verbindung mit Gefängniß von einem 
Monat bis zu einem Jahre zu beftrafen. 

Gegen Beamte kann auf Berluft ber 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Yemter auf die Dauer von einem bis zu 
fünf Sahren erfannt werben. 


8 129, Die Teilnahme an einer Ber- 
bindung, zu beren eden ober Be 
Ihäftigungen gehört, Maßregeln der Ber- 
mwaltung oder die Vollziehung von Ge 
jegen durch ungeſetzliche Mittel zu ver- 
ginbern oder zu entfräften, ift am ben 

itgltedern mit Gefängnis bis zu einem 
orftehern 
der Verbindung mit Gefängnis von brei 
Fa bi3 zu zwei Sahren zu be 

afen. 

Gegen Beamte Tann auf Verluſt der 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Aemter auf die Dauer von einem bis zu 
fünf Jahren erfannt werben. 


8 130. Wer in einer den öffentlichen 
Srieben gefährbenben Weiſe verfchiedene 

afjen der Bevöflerung zu Gemaltthätig- 
feiten gegeneinander öffentlich anreizt, 
wird mit ©eldftrafe bis zu ſechshundert 
Mark oder mit Gefängnis bis zu zwei 
Sahren beitwaft. 


8 130a, Ein Geiftlicher oder anderer 
Neligionsdiener, welder in Wusübung 
ober in Veranlaſſung der Wusübung 
ſeines Berufes öffentlid vor einer 
Menichenmenge, oder welder ‚in einer 
Kirche oder an einem anderen zu reli« 
giöfen Verfammlungen beitimmten Orte 
vor mehreren Angelegenheiten des Staats 
in einer den öffenkfichen Frieden ge 
ihrbenben Weile zum Gegenftande einer 
? erfünbigung oder Erörterung madıt, 
wird mit Gefängnis oder Feſtungshaft 
bi3 zu zwei Jahren beitraft. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen Geift- 
liden oder anderen Religionsdiener, 
welcher in Wusübung oder in Veran⸗ 
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faffung ber Wusübung feine Berufes 
Schriftitüde ausgiebt oder verbreitet, in 
welchen Angelegenheiten des Staats in 
einer ben öffentlichen Frieden gefähr- 
denden Weife zum Gegenitande einer Ver⸗ 
fündigung oder Erörterung gemacht find. 


8 131. Wer erbichtete oder entitellte 
Thatſachen, wiſſend, daß fie erdichtet oder 
entitellt find, öffentlich behauptet oder 
verbreitet, um dadurch Staat3einrich- 
tungen oder Anordnungen ber Obrigteit 
verächtlich zu machen, wird mit Geld⸗ 
ftrafe biz zu fechöhundert Mark oder mit 
Gefängnis bis zu zwei Jahren beitrait. 


8 132. Wer unbefugt fih mit Aus- 
übung eines öffentlichen Amtes bejaht 
oder eine Handlung vornimmt, welche 
nur kraft eines öffentlichen Amtes vor- 
genommen iverden darf, wird mit Ge- 
fängnis bi3 zu einem Jahre oder mit 
—— bis zu dreihundert Mark be— 
traft. 


8 133. Wer eine Urkunde, ein Re 
giſter, Alten oder einen Ionftigen Gegen- 
jtand, welche fi) zur amtlichen Aufbe— 
wahrung au einem dazu beftimmten Orte 
bejinden, oder welche einem Beamten 
oder einem dritten amtlich) übergeben 
worden jind, vorſätzlich vernichtet, bei- 
feite ſchafft oder befcyädigt, wird mit 
Gefängnis beitraft. 

Iſt die Handlung in gemwinnfüchtiger 
Abſicht begangen, fo tritt Gefängnizitrafe 
nicht unter drei Monaten ein; aud) kann 
auf Verluſt der bürgerlichen Chrenrechte 
erlannt werden. 


134. Wer öffentlih angefchlagene 
Belanntmahungen, Verordnungen, Be- 
fehle oder Unzeigen von Behörden oder 
Beamten böswillig abreißt, beſchädigt 
oder verunftaltet, wird mit Gelditrafe bis 
gu dreihundert Mark oder mit Gefängnis 

i8 zu ſechs Monaten beftraft. 


8185. Wer ein öffentliches Beichen 
ber Autorität be3 Reichs oder eines 
Bundesſtaats —— — wegnimmt, zer⸗ 
ſtört oder beſchädigt oder beſchimpfenden 
Unfug daran verübt, wird mit Geldſtrafe 
bis zu ſechshundert Mark oder mit Ge- 
fängnid bis zu zwei Jahren beitrait. 
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8 136. Wer unbefugt ein amtliches 
Siegel, welches von einer Behörbe ober 
einen: Beamten angelegt ift, um Sachen 
a verjchließen, zu bezeichnen ober in 
Beſchlag zu Der vorfäglich erbricht, 
ablöjt oder beichädigt oder den durch 
ein ſolches Giegel bewirften amtlidjen 
Verſchluß aufhebt, wird mit Gefängnis 
bis zu ſechs Monaten beitraft. 


5 137. Wer Sadıen, welche burd) bie 
zuftändigen Behörden oder Beamten ge 
pfändet oder in Beichlag genommen 
worden find, borfäglich beijeite jchafit, 
eritört oder in anderer Weile der Ber» 
Strichung ganz oder teilweiſe entzicht, , 
wird mit Gefängnis bi3 zu einem Jahre 
beitraft. 


8 138. Wer ald Zeuge, Gefchtvorener 
oder Schöffe berufen, eine wummahre 
Thatſache als Entſchuldigung vorſchützt, 
wird mit Gefängnis bis zu zwei Monaten 
beſtraft. 

Dasſelbe gilt von einem Sachver⸗ 
ſtändigen, welcher zum Erſcheinen gejeß- 
lich verpflichtet iſt. 

Die auſ das Nichterſcheinen geſetzten 
Ordnungsſtrafen werden durch —5— 
Strafbeſtimmung nicht ausgeſchloſſen. 


8 139. Wer von dem Vorhaben eines 
Hochverrats, Landesverrats, Münzver- 
brechens, Mordes, Raubes, Menſchen⸗ 
raubes oder eines gemeingefährlichen Ver⸗ 
brechens zu einer Zeit, in welcher die 
Verhütung des Verbrechens möglich iſt, 
glaubhafte Kenntnis erhält und es unter- 
läßt, hiervon der Behörbe oder ber durch 
da3 Verbrechen bedrohten Perfon zur 
rechten Zeit Anzeige zu machen, ift, wenn 
das Verbrechen odes ein jtrafbarer Ver- 
ſuch desjelben begangen worden iſt, mit 
Gefängnis zu beitrafen. 


8 140. Wegen Verlegung der Wehr- 

pfliht wird beitraft: 

1. ein Wehrpflichtiger, welcher in ber 
Abſicht, ſich dem Kintritte in den 
Dienit des jtehenden Heeres oder 
der Ylotte zu entziehen, ohne Er- 
laubni3 entweder das Bundesgebiet 
verläßt ober nach erreichtem militär- 
pflichtigen Alter ſich außerhalb bes 

undesgebietes aufhält: mit Geld- 
ftrafe von einhundertundfünfzig bis 
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u breitaufend Mark oder mit Ge- 
—* von einem Monat bis zu 
einem Jahre; 
‘2. ein Offizier ober im Offizierrange 
jtehender Urzt des Beurlaubten- 
ftandes, mweldjer ohne Erlaubnis aus- 
wandert: mit Geldſtrafe bis zu drei» 
taufend Mark oder mit Haft ober 
mit Gefängnis bis zu ſechs Mo- 
taten; 
3. ein jeder Wehrpflichtige, welcher nad) 
öffentlicher Bekanntmachung einer 
vom Kaiſer für die Zeit eines 
Krieges oder einer Kriegsgefahr er- 
lajjenen bejonderen Anordnung in 
Widerſpruch mit berjelben aus- 
wandert: mit Gefängnis bis zu zwei 
Sahren, neben meldyem auf Gelb- 
ftrafe bis zu dreitaufend Mark er- 
fannt werden kann. 
Der Verſuch ift ftrafbar. 
Dad Vermögen des Angefäufbi ten 
fan, injoweit als es nach dem Ermeilen 
des Richters zur Dedung der ben An⸗ 
eihuldigten möglicherweife treffenden 
öchſten Geldftrafe und ber often be3 
erfahren erforderlich ift, mit Beichlag 
belegt werben. 


8 141. Wer einen Deutſchen zum 
Milttärdienfte einer usländijcen Madıt 
anmwirbt oder den Werbern der letzteren 
zufühet, ingleihen wer einen beutjchen 

oldaten vorjäglich zum Bejertieren ver- 
leitet oder die Deiertion desſelben vor⸗ 
fäglich beförbert, mwirb mit Gefängnis von 
drei Monaten bis zu drei Sahren be- 


ftraft. 
Der Verſuch iſt ftrafbar. 


8 142, Ber ji vorfäglih durch 
Gelbftverjtümmelung ober auf anbere 
Weife zur Erfüllung der Wehrpflicht un- 
tauglidy macht oder durch einen anderen 
untauglid machen läßt, wird mit Ge- 
in ni3 nicht unter einem Jahre be- 
trajt; auch Tarın auf Verluſt der bürger- 
lichen Ehrenrechte erfannt merben. 





Reichsſtrafgeſetzbuch. 88 141 bis 146. 


Dieielbe Strafe trifft denjenigen, welcher 
einen anderen auf deſſen Verlangen zur 
Sluns der Wehrpflicht untauglich 
m 


— — 


8 143. Wer in ber Abſicht, ſich der 
Erfüllung der Wehrpflicht ganz oder teil- 
weile zu entziehen, auf Sun 
rechnete Mittel anmendet, wird mit Ge- 
fängnis beftraft; auch kann auf Berluft 
ber bürgerliden Ehrenrechte erfannt 
werden. 

Dieſelbe Strafvorſchrift findet auf den 
Teilnehmer Anwendung. 


8 144. Wer es ſich zum Geſchäfte 
macht, Deutſche unter Borfjpiegelung 
falicher Thatjachen oder wiffentlich mit 
unbegrün Angaben ober durch a 
auf Zäufchung berechnete Diittel zur Aus⸗ 
wanbderung zu verleiten, wird mit Ge⸗ 
—5 von einem Monat bis zu zwei 
Jahren beſtraft. 


8 145, Wer die vom Kaiſer 

zur Verhütung des Zuſammenſtoßens 
ber Schiffe auf See, über das Ber- 
An der Schiffer nad einem Zur 
ammenftobe von Schiffen auf See, 


0 
in betreff der Not--und Lotjenfignale 
für Schiffe auf See und auf ben 
Küftengemäfjern 
erlaffenen Verordnungen übertritt, wird 
mit Gelditrafe bis zu eintaufendfünf- 








hundert Dart beitraft. 
1458. Wer im Inlande Schulbver- 
; — denen 


qrepunen auf den 
ie Zahlung einer beſtimmten Geldſumme 
verſprochen wird, ohne die erforderliche 
[aatlicie Genehmigung ausſtellt und im 

n Verkehr bringt, wırb mit einer Geld⸗ 
ſtrafe beftraft, bie dem fünften Teile bes 
Nennwert der ausgegebenen Schulbver- 
ichreibungen gleihfommen kann, min 
deſtens aber breihundert Mark beträgt. 





Achter Abſchnitt. 
Münzverbrehen und Münzvergehen. 


8 146. Wer inlänbifhes oder aus- 
laͤndiſches Metallgeld oder Papiergeld 
nadhmadıt, um das nachgemachte Geld als 


echte zu gebrauchen ober ſonſt in Xer- 
kehr Bingen, ober h 


wer 
a be — 
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an demfelben den Schein eines höheren 
Werts ober verrufenem Gelde durch Ver⸗ 
änderung an demſelben das Anjehen eines 
noch geltenden giebt, wird mit Zuchthaus 
nicht unter zwei Sahren beitraft; aud) 
iſt Polizeiaufficht zuläffig. 

Sind mildernde Umjtände vorhanden, 
fo tritt Gefängnizftrafe ein. 


8 147. Diejelben Strafbeflinmmungen 
finden auf denjenigen Anwendung, Ieldher 
3 von ihm auch ohne die borbezeichnete 
Abſicht nachgemachte oder verfälichte Gelb 
als echtes in Berlehr bringt, Er auf 
denjenigen, we nachgemadjte8 oder 
verrälfchtes Geld ſich verſchafft und 
ſolches entweder in Verlehr bringt oder 
gum Zwecke ber Verbreitung aus dem 
uslande einführt. 


148. Wer nachgemachtes oder ver⸗ 
fälſchtes Geld als echtes empfängt und 
nach erkannter Unechtheit als echtes in 
Verkehr bringt, wird mit Gefängnis bis 
zu drei Monaten oder mit Geldſtrafe bis 
zu dreihundert Mark beſtraft. 

Der Verſuch iſt ſtrafbar. 


8 149. Dem Papiergelde werben 
nleih geachtet die auf den Inhaber 
fautenden Schuldverfchreibungen, Bank⸗ 
noten, Wltien oder en Stelle ver- 
tretende Interimsſcheine oder Quittungen, 
fowie die zu diefen Papieren gehörenden 
Bing, Gerwinnanteil- oder Erneuerungs⸗ 
jcheine, welche von dem Reich, dem Nord⸗ 
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beutfhen Bunde, einem Bundesſtaate 
oder fremden Staate ober von einer au 
Ausgabe folcher Papiere berechtigten Ge⸗ 
meinde, SKorporation, Gefellichaft oder 
Privatperfon ausgeftellt find, 


8150. Wer echte, zum Umlauf be 
ftimmte Metallgeldſtücke durch Bejchneiden, 
Abfeilen oder auf andere Art verringert 
und al vollgültig in Verkehr bringt, 
oder wer ſolche verringerte Deüngen ge⸗ 
wohnheitsmäßig oder im Einverſtändniſſe 
mit dem, wel fie verringert hat, als 
vollgültig in Verkehr bringt, wird mit 
Gefängnis beftraft, neben welchem auf 
Gelditrafe bis zu dreitaufend Marl fo 
wie auf Verluſt der bürgerlicdden Ehren- 
rechte erlannt werben Tann. 


Der Verſuch iſt ftrafbar. 


8 151. Wer Stempel, Siegel, Stiche, 
Platten ober andere zur Anfertigung von 
Metaligeld, Papiergeld oder dem legteren 

leid geadjteten Papieren bienliche 
ormen zum Bmede eines Münzver- 
brechens angeichafft oder aeg hat, 
wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren 
beitvaft. 











8 152, Auf bie Einziehung des nad 
gemachten oder verfälichten Geldes fo- 
wie ber im 8 151 bezeichneten Gegen- 
ſtände ift zu erfennen, auch wenn bie 
Verfolgung oder Verurteilung einer be 
ftinmten Berjon nicht ftattfindet. 





Neunter Abſchnitt. 
Meineid. 


8 153. Wer einen ihm zugeſchobenen, 
zurüdgeichobenen ober auferlegten Eid 
wiljentlih faljch ſchwört, wirb mit Bucht. 
haus bis zu zehn Jahren beitraft. 


8154. Gleiche Strafe trifft denjenigen, 
welcher vor einer zur Abnahme von Eiden 
uftändigen Behörde wiſſentlich ein falſches 
Deugnis oder ein faljches Gutachten mit 
einem Eide beräjti t oder den vor feiner 
Dernehmung 8 teten Eid eg 
durch ein faliches Zeugnis oder ein falfches 

v 


Iſt das falſche Zeugnis oder Gutachten 





in einer Strafſ zum Nachteile eines 
Angeſchuldigten abgegeben und biefer zum 
Tode, zu Zuchthaus oder zu einer anderen 
mehr als fünf Jahre betragenden Frei⸗ 
eitöftrafe verurteilt morden, fo tritt 
uchthausftrafe nicht unter drei Jahren 
ein. 





8 155. Der Ableiſtung des Eides wird 
gleich geachtet, wenn 

1. ein Mitglied einer NReligionsgejell- 

fchaft, welcher das Geſetz den Ge- 

braug) „geriier Beteuerungsformelu 

an Stelle des Eides gejtattet, eine 


Erffärung unter der Beteuerungd- 
formel feiner Neligionsgefellichaft ab⸗ 
giebt; 

2. derjenige, welcher als Partei, Zeuge 
oder Sachverſtändiger einen Eid ge» 
Jeijtet hat, in gleicher Eigenjchaft eine 
Verjiherung unter Berufung auf den 
bereit früher in derjelben Ange— 
fegenheit geleifteten Eid abgiebt, oder 
ein Sachverſtändiger, welcher ala 
folder ein für allemal vereidet ift, 
eine Berjidjerung auf den von ihm 
geleijteten Eid abgiebt; 

3. ein Beamter eine amtlihe Ber 
icherung unter Berufung auf feinen 
Dienfteid abgiebt. 





8 156. Wer vor einer zur Abnahme 
einer VBerfiherung an Eidesitatt zur 
ftändigen Behörde eine ſolche Verſicherung 
wiſſentlich falſch abgiebt oder unter Be⸗ 
rufung auf eine ſolche Verſicherung 
wiſſentlich falſch ausſagt, wird mit Ger 
ängnis von einem Monat bis zu drei 
Jahren beſtraft. 





8 157. Hat ein Zeuge ober Sadjver- 
ftändiger fid) eines Wieimeides (SS 154, 
155) oder einer falſchen Verſicherung an 
Eidesftatt ſchuldig gemacht, fo ift die an 
fi) verwirkte Strafe auf die Hälfte bis 
ein Biertel zu ermäßigen, wenn 

1. bie Angabe der Wahrheit gegen ihn 
jelbft eine Xerfol; 
Verbrechens oder Vergehens nad) ſich 

ziehen konnte, oder 

2. der Ausſagende die falſche Ausſage 
zu gunſten einer Perſon, rückſichtlich 
welcher er die Ausſage ablehnen 
durfte, erſtattet hat, ohne über ſein 
Recht, die Ausſage ablehnen zu 
dürfen, belehrt worden zu ſein. 

Iſt hiernach Zuchthausſtrafe unter 
einem Jahre verwirkt, ſo iſt dieſelbe 
Maßgabe des 8 21 in Gefängnisitrafe 
zu verwandeln. 





8 158. Gleiche Strafermäßigung tritt 
ein, wenn derjenige, welcher * eines 
Meineides oder einer falſchen Verſicherung 
an Eidesſtatt ſchuldig gemacht hat, bevor 
eine Anzeige gegen ihn erfolgt oder eine 
Unterfuhung gegen ihn eingeleitet und 
bevor ein Rechtönachteil für einen anderen 
aus der falj Ausjage entjtanden ijl, 


Reichsſtrafgeſetzbuch. 


ng wegen eines 


88 156 bis 163. 


dieſe bei derjenigen Behörbe, bei welcher 
er fie abgegeben hat, widerruft. 


8 159. Wer e3 unternimmt, einen 
anderen zur Begehung eines Meineides 
u verleiten, wird mit Zuchthaus bis zu 
* Jahren, und wer es unternimmt, 
einen anderen zur wiſſentlichen Abgabe 
einer falſchen Verſicherung an Eidesſtatt 
u verleiten, mit Gefängnis bis zu einem 

ahre beſtraft. 


8 160. Wer einen anderen zur Ab⸗ 
leiſtung eines faljchen Eidez verleitet, wirb 
mit Gefängnis bis zu zwei Sahren bes 
ftraft, neben welchem auf Berluft der 
bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden 
fan, und wer einen anderen zur Ab⸗ 
leitung einer faljchen Berficherung an 
Eidesftatt verleitet, wird mit Gefängnis 
bi3 zu ſechs Monaten beftraft. 

Der Verſuch iſt ftrafbar. 








8 161, Bei jeder Verurteilung wegen 
Meineides, mit Uusnahme der Fälle in 
den 88 157 und 158, iſt auf Berluft ber 
bürgerlichen Ehrenrechte und außerbem 
auf Die dauernde Unfähinfeit des Ber- 
urteilten, al3 Zeuge oder Sachverſtändiger 
eidli” vernommen zu werden, zu er- 
kennen. 

In den Fällen der 88 166 bis 159 
kann neben der Sejängniöftrafe auf Ber- 
luft „oer bürgerliden Ehrenrechte erfannt 
werden. 


8 162. Wer vorjäglid einer durch 
eidlichen Ungelöbnis vor Gericht beftellten 
Sicherheit oder dem in einem Offen⸗ 
barung3eide gegebenen Berjprechen u 
widerhanbelt, wirb mit Gefängnis bis 
zu zwei Sahren beitraft. 


8 163. Wenn eine der in ben 88 153 
bi8 156 bezeichneten Yandlungen aus 
Sahrläffigleit begangen worden iſt, fo 
tritt Gefaͤngnisſtrafe bis zu einem Jahre 


ein. 

Straflofigfeit tritt ein, wenn ber 
Thäter, bevor eine Unzeige gegen ihn er⸗ 
folgt oder eine Unternu ung gegen ihn 
eingeleitet und bevor ein eil 
für einen anderen aus ber faljchen Aus- 
ſage entitanben ift, diefe bei berjenigen 
Behörde, bei welcher er jie abgegeben 
hat, mwidernift. 














Reichsſtrafgeſetzbuch. 88 164 bis 170. 
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Behnter Abſchnitt. 
Falſche Auſchuldigung. 


8164. Wer bei einer Behörde eine An⸗ 
zeige macht, burch welche er jemand tiber 
beſſeres Wiſſen der Begehung einer ftraf- 
baren Handlung oder ber Verlegung einer 
Amtspflicht beihulbigt, wird mit Gefäng- 
nis nicht unter einem Monat beitraft; 
auch Tann gegen denjelben auf Verluſt 
der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werben. | 

Solange ein infolge ber gemachten An⸗ 
eige eingeleitetes Verfahren anhängig ift, 
ie mit dem erfahren und mit ber 
Entiheidung über die falſche Unfchuldi- 
gung innegehalten werben. 


8 165. Wird wegen falſcher An- 
ſchuldigung auf Strafe erfannt, jo iſt 
zugleich dem Verletzten die Befugnis zu- 
ujprechen, die Verurteilung auf Koſten 
es Schuldigen öffentlich befannt zu 
machen. Die Urt der Bekanntmachung fo- 
wie bie Friſt zu berfelben ift in dem 
Urteile zu bejtimmen. 

Dem Verlegten ift auf Koſten bes 
Schuldigen eine Ausfertigung ded Urteils 
zu erteilen, 


Elfter Abichnitt. 
Bergehen, welche ſich auf die Religion beziehen. 


8 166, Wer dadurch, daß er öffent- 
lich in beſchimpfenden Weußerungen Gott 
fäftert, ein ergernid giebt, oder wer 
öffentlih eine chriſtlichen Kirchen 
oder eine andere mit Korporationsrechten 
innerhalb des Bundesgebietes beftehende 
nefigtonägeiettichait oder 7 Einrich⸗ 
tungen o Gebräuche beichimpft, in- 
gleichen wer in einer Kirche oder in 
einem anderen zu religiöjen Verſamm⸗ 
Iungen bejtimmten Orte beichimpfenden 
Unfug verübt, wird mit Gefängnis big 
zu drei jahren beitraft. 


8167. Wer durch eine Thätlichleit 
oder Drohung jemand Hindert, ben 
Gottesdienft einer im Staate beftehenden 
Religionsgeſellſchaft auszuüben, ingleichen 
wer in einer Kirche oder in einem anderen 





| gu religiöfen Berfammlungen beitimmten 
| 


rte durch Erregung von Lärm ober 
Unordnung den Gottesdienſt oder ein- 
zelne ottesdienſtliche Verrichtungen einer 
im Staate beſtehenden Religionsgeſell⸗ 
ſchaft vorſätzlich verhindert oder ſtört, wird 
Pu Geſangnis bis zu drei Jahren be- 
raft. 





8 168. Wer unbefugt eine Leiche aus 
dem Gewahrſam der dazu berechtigten 
Perſon wegnimmt, ingleichen wer unbe 
fugt ein Grab zerſtört oder beſchädigt, 
oder wer an einem Grabe beſchimpfenden 
Unfug verübt, wird mit Gefängnis bis 
u zwei Jahren beſtraft; auch kann auf 
* ber bürgerlichen Ehrenrechte er- 
fannt werden. 





Bwödlfter Abfchnitt. 
Verbrechen und Vergehen in Beziehung auf den Perfonenitand. 


8169. Wer ein Sind unterjchieht 
oder vorſätzlich vermwechielt, oder wer auf 
andere tie den Perſonenſtand eines 
anderen vorjäplich verändert oder unter- 
drüdt, wird mit Gefängnis bis zu brei 
Jahren und, wenn die Yanblung in ge 


winnjüchtiger Ubficht begangen wurbe, mit ' 


Zuchthaus bis zu zehn Jahren beitraft. 
Der Verſuch iſt ſtrafbar. 


8 170. Wer bei Eingehung einer Che 
dem anderen Teile ein geſetzliches Che 
Dinbernid arglijtig ver t, oder wer 

en anberen Teil zur —2 arg⸗ 
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liſtig mittels einer folchen Täufchung ver- 
leitet, welche den Getäufchten berechtigt, 
die Gültigkeit der Ehe anzufechten, wird, 
wenn aus einem biejer Gründe bie Che 


Reichsſtrafgeſetzbuch. 


88 171 bis 176. 


aufgelöft worden ift, mit Gefängnis nicht 
unter drei Monaten beitraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag 
be3 getäufchten Zeil ein. 


Dreizehnter Abjchnitt. 
Verbrechen und Vergehen wider die Sittlidfeit. 


8 171. Eine Ehegatte, welcher eine 
neue (Ehe eingeht, bevor feine Che auf- 
gelöft oder für nichtig erklärt worden 
iſt, ingleichen eine unverheiratete Perſon, 
welche mit einem Chegatten, wilfend, daß 
er verheiratet ijt, eine Ehe eingeht, . wirb 
F Zuchthaus bis zu fünf Jahren be— 


raft. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, 
jo tritt Gefängnisſtrafe nicht unter ſechs 
Monaten ein. 

Die Verjährung ber Strafverfolgung 
beginnt mit dem Tage, ar welchem eine 
der beiden Ehen aufgelöft, für ungültig 
oder nichtig erflärt worden ift. 


8 172. Der Chebruch wird, wenn 
wegen desſelben die Ehe geſchieden ift, 
an dem ſchuldigen Ehegatten ſowie beijen 
Mitichuldigen mit Gefängnis bis zu ſechs 
Monaten beftraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf An- 
trag ein. 


8 178. Der Beilchlaf zwiſchen Ber- 
wandten auf und abfteigender Linie 
wird an den erfteren mit uchthaus bis 
u fünf Jahren, an den leßteren mit Ge- 
Pan nis big zu zwei Jahren beitraft. 

er Beilchlaf zwiſchen Verſchwägerten 
auf- und abjteigenber inie jowie zwiſchen 
Geichwiftern mird mit Gefängnis bis zu 
zwei Sahren bejtraft. 

Keben der Gejängnisftrafe kann auf 
Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte er- 
fannt werben. 

Verwandte und Verſchwägerte ab- 
fteigender Linie bleiben ftrajlos, wenn 
fie das achtzehnte Lebensjahr nicht voll- 
endet haben. 


8174. Mit Zuchthaus bis zu fünf 
Jahren werben beitraft: 

1. Vormünber, welche mit ihren Pflege- 
befohlenen, Adoptiv⸗ und Pflege⸗ 
eltern, melde mit ihren Kindern, 
Geiltfide, Lehrer und (Erzieher, 











welde mit ihren minderjährigen 
Schülern oder Zöglingen unzüchtige 
Handlungen vornehmen; 

2. Beamte, die mit Perſonen, gegen 
melde fie eine Unterfuhung zu 
führen haben oder welche ihrer Ob⸗ 
hut amvertraut find, unzüchtige 
Handlungen vornehmen; 

3. Beamte, Uerzte oder andere Medi—⸗ 
zinalperfonen, welche in Gefängniſſen 
oder in öffentlichen, zur Pflege von 
Kranken, Armen oder anderen Hilf- 
Iojen beitimmten Anftalten beichäftigt 
oder angeltellt find, menn fie mit den 
in das Gefängnis oder in bie Un- 
ftalt aufgenommenen Perſonen un- 
züchtige Handlungen vornehmen. 

Sind mildernde Umjtände vorhanden, 

fo tritt Gefängnisſtrafe nicht unter ſechs 
Monaten ein. 





8 175. Die widernatürliche Unzucht, 
welche zwiſchen Perfonen männlichen Ge- 
Ichledht3 oder von Menfchen mit Tieren 
begangen wird, iſt mit Gefängnis zu 
Beittafen: auch kann auf Verluft Der bür- 
gerlichen Ehrenredhte erfannt werden. 





8176. Mit Zuchthaus bis zu zehn 
Sahren wird beitraft, mer 

1. mit Gewalt unzücdhtige Handlungen 

an einer Frauensperſon vornimmt 

oder dieſelbe durch Drohung mit 

egentvärtiger Gefahr für Leib ober 

ben zur Duldung unzüchtiger 
Handlungen nötigt; 

2. eine in einem tillen- ober bewußt⸗ 

Iofen Buftande befindliche oder eine 


geiltesfranfe Frauensperfon zum 
außerehelichen Beilchlafe mißbraucht, 
ober 


3. mit Perjonen unter vierzehn Jahren 
unzüchtiger Handlungen vornimmt 
oder biejelben zur Verübung oder 
Duldung unzüdtiger Danblumgen 
verleitet, 
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Sind mildernde Umftände vorhanden, 
fo tritt Gefängnisftrafe nicht umter ſechs 
Monaten ein, 


8 177. Mit Zuchthaus wird beitraft, 
wer dur Gewalt oder durch Drohun 
mit gegenmwärtiger Gefahr für Leib un 
Leben eine Frauensperſon zur Duldung 
des ee lichen Beilchlaf3 nötigt, oder 
wer eine Frauensperſon zum auberehe- 
lichen Pe mißbraudjt, nachdem er 
fie zu diefem Zwecke in einen willenlofen 
oder bewußtloſen Zuftand verjest hat. 

Eind milbernde Umjtände vorhanden, 
fo tritt Gefängnisftrafe nicht unter einem 
Sahre ein. 








8 178. Iſt duch eine der in ben 
Ds 176 und 177 bezeichneten Handlungen 
Tod der verlegten Perjon verurjacht 
worden, jo tritt Buchthausftrafe nicht 
unter zehn Sahren oder —— 
Zuchthausſtrafe ein. 


8 179. Wer eine Frauensperſon zur 
Geſtattung des Beiſchlafs dadur —* 
leitet, daß er eine Trauung vorſpiegelt 
oder einen anderen Irrtum in ihr erregt 
oder benutzt, in welchem ſie den Beiſchlaf 
für einen ehelichen hielt, wird mit Zucht⸗ 
haus bis zu fünf Jahren beſtraft. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, 
o tritt Gefängniſsſtrafe nicht unter ſechs 

onaten ein. 

Die Verfolgung tritt nur auf An 
trag ein. 








8 180. Wer gewohnheitsmäßig oder 
aus Eigennutz durch feine Vermittelung 
ober duch Gewährung oder Verſchaffun 
bon Gelegenheit ber Unzucht Vorſchu 
leiſtet, wird wegen Kuppelei mit Gefäng⸗ 
nis beſtraft; auch kann auf Verluſt der 
bhürgerlichen Ehrenrechte ſowie auf Zuläf- 
ſigkeit von Polizei⸗Aufſicht erlannt werden. 


8 181. Die Kuppelei iſt, ſelbſt wenn 
fie weder gemohnheit3mäßig noch aus 
Eigennug betrieben wird, mit Zuchthaus 
bis zu —* Jahren zu beſtrafen, wenn 
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1. um der Unzucht Vorſchub zu leiſten, 
hinterliſtige Kunſtgriffe angewendet 
worden ſind, oder 

2. der Schuldige zu den Perſonen, mit 
welchen die Unzucht getrieben worden 
iſt, in dem Verhältnis von Eltern 
u Kindern, von Vormündern zu 
— von Geiſtlichen, 

ehrern oder Erziehern zu den von 
ihnen zu unterrichtenden oder zu er⸗ 
ziehenden Perſonen ſteht. 

Neben der Zuchthausſtrafe iſt der Ver⸗ 
luſt der bürgerlichen Ehrenrechte aus 
zuſprechen; auch kann auf Zuläſſigkeit 
von Polizei⸗Aufſicht erkannt werden. 


8 182 Wer ein unbeſcholdenes Mäd⸗ 
chen, welches das ſechzehnte Lebensjahr 
nicht vollendet hat, zum Beiſchlafe ver⸗ 
führt, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Sahıe beitraft. 

ie Verjolgung tritt nur auf Untrag 
ber Eltern oder des Vormundes der Ver- 
führten ein, 


8 183. Wer duch eine unzüchtige 
Handlung Öffentlich ein Aergernis giebt, 
wird mit Gefängnis biz zu zwei Jahren 
oder mit Gelditrafe bis zu fünfhundert 
Mark beitraft. 

Neben der Gefängnisitrafe Tann auf - 
Verlujt der bürgerlichen Ehrenrechte er- 
kannt werben. 


8 184. Wer unzüdjtige Schriften, Ab⸗ 
bildungen ober Barftellungen verkauft, 
verteilt ober ſonſt verbreitet, oder an 
Orten, welhe dem Publilum zugänglich 
jind, außftellt oder anjchlägt, wird mit 
Gelditrafe bis zu dreihundert Marf oder 
mit Gefängnis big zu ſechs Monaten: 
beitraft. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher 
aus Geridjtsverhandlungen, für welche 
wegen Gefährdung der Gittlichkeit Die 
Derfentlichteit ausgeſchloſſen war, ober 
aus ben diejen Verhandlungen Fi Grunde 
Tiegenden amtlichen Schriftftüden öffent 
fi Deitteilungen macht, meldje geeignet 
find, Aergernis zu erregen, 











Vierzehnter Abſchnitt. 
Beleidigung. 


8 185. Die Beleidigung wird mit 
Seldftrafe bis zu ſechshundert Mark oder 


mit Haft oder mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre und, wenn die Beleidigunn 


332 


mittel3 einer Thätigfeit begangen wird, 
mit Geldſtrafe bis zu eintaujendfünf- 
Hundert Mark ober mit Gefängnis bis 
zu zwei Jahren beitraft. 


8 186. Wer in Beziehung auf einen 
anderen eine Thatſache behauptet ober 
verbreitet, welche denſelben verächtlich zu 
machen oder in ber öffentlichen Meinung 
herabzumürdigen geeignet it, wird, wenn 
nicht dieje Thatfahe eriveislich wahr ift, 
wegen Oeleibigung mit Geldftrafe bis zu 
jechöhundert Mark oder mit Haft ober 
mit Gefängnis bis zu einem Jahre und, 
wenn die Beleidigung öffentlich oder durch 
Berbreitung von Schriften, Abbildungen 
oder Darjtellungen begangen ift, mit 
Gelditrafe bi3 zu eintaufendfünfhundert 
Mark oder mit Gefängeis bis zu zwei 
Jahren beitraft. 


8 187. Wer wiber beiferes Wiffen in 
Beziehung auf einen anderen eine un 
wahre Thatſache behauptet oder verbreitet, 
welche denfelben verädtlih zu machen 
oder in der Öffentlichen Meinung herab- 
umürdigen oder deſſen Kredit zu ge 
— 5* eeignet iſt, wird wegen ber- 
leumderiſcher Beleidigung mit Gefängnis 
bis zu zwei Jahren und, wenn bie Ver⸗ 
leumdung öffentlich oder dur DBer- 
breitung von Schriften, Abbildungen oder 
Darftellungen begangen ift, mit Gefäng- 
nis nicht unter einem Monat beftraft. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, 
fo tann die Strafe bis auf einen Tag 
Gefängnis ermäßigt oder auf Geldftrafe 
bi3 zu neunhundert Dark erlannt werben. 


8 188. In den Fällen der 88 186 
und 187 Tann uf, Berlangen bes Be- 
Yeidigten, wenn bie Beleidigung nachteilige 
Folgen für die Vermögensverhältnifſe, 
den Erwerb oder das Fortlommen des 
Beleidigten mit ſich bringt, neben ber 
Dirafe auf eine an den Beleidigten zu er- 
Iegende Buße big pium ‚detrage vom ſechs⸗ 
tauſend Mark erlannt werden. 

Eine erkannte Buße ſchließt bie Geltend⸗ 
machung eines weiteren Entihädigungs- 
anſpruches aus. 


8 189. Wer das Andenlen eines Ver⸗ 
ſtorbenen dadurch beſchimpft, daß er wider 
beſſeres Wiſſen eine unwahre Thatſache 
behauptet oder verbreitet, welche denſelben 











Reichsſtrafgeſetzbuch. 88 186 bis 198. 


bei feinen Lebzeiten verächtlich zu machen 

oder in ber öffentlichen Meinung herab- 

zumürbigen geeignet geweſen wäre, wird 

—F— Sejängnib bis zu jech Monaten be 
a 


Sind milbernde Umftände vorhanden, 
fo kann auf Geldſtrafe bis zu neunhundert 
Mark erkannt werden. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag 
der Eltern, der Kinder oder bes Ehe 
gatten des Verftorbenen ehr. 


8190. Sit bie behauptete ober ver- 
breitete Thatſache eine ftrafbare Hand⸗ 
lung, fo ijt der Beweis der Babrheit als 
erbracht anzujehen, wenn ber Beleidigte 
wegen dieſer Handlung rechtäfräftig ver- 
urteilt worden ift. Der Beweis der Wahr- 
eit ift, dagegen offen wenn ber 

eleidigte wegen dieſer Handlung vor 
der auptung oder Berbreitung rechts⸗ 
Träftig freigefprochen worden ift. 


8 191, Iſt megen ber ftrafbaren 
Handlung zum Zwecke ber Herbeiführung 
eines Strafverfahren? bei der Behörde 
Unzeige gemacht, fo ift bid zu bem Be 
ſchluſſe, daß die Eröffnung der Unter 
juhung nicht ftattfinde, oder bi zur Be 
enbigung der eingeleiteten Unterjuchung 
mit Verfahren und ber Enticheidung 
über bie Beleidigung innezuhalten. 


8 192, Der Beweis der Wahrheit der 
behaupteten oder verbreiteten Thatſache 
fließt die Beitrafung nah Vorſchrift 
des 8 185 nicht aus, wenn das Bor 
ein einer Beleidigung aus der 

orm ber Behauptung oder reitung 
unter melden 











oder aus den Umſtä 
fie geſchah, hervorgeht. 


8 198. Tadelnde Urteile über wilfen- 
fchaftliche, künſtleriſche oder gewerbliche 
Zeiftungen, ingleichen Yeußerungen, melche 
zur Ausführung oder Verteidigung von 
Rechten oder zur Wahrnehmung ch⸗ 
tigter Intereſſen gemacht werden, ſowie 
Vorhaltungen und Rügen der — ten 
gegen ihre Untergebenen, dienſtli n⸗ 
zeigen oder Urteile von ſeiten eines Be⸗ 
amten und ähnliche Fälle find nur inſo⸗ 
fern ftrafbar, als das ebenen 
einer Beleidigung aus der Form ber 
Weußerung oder aus den Umitänben, 
unter welchen fie geſchah, hervorgeht. 





Reichsſtrafgeſetzbuch. 88 194 bis 205. 


8 198. Die Verfolgung einer Be- 
feidigung tritt nur auf Antrag ein. Die 
Zurücknahme des Untrages (88 185 bis 
193) iſt zuläffig. 


8 195, Sit eine Ehefrau beleidigt 
worden, fo hat ſowohl fie al3 ihr Ehe 
mann das Recht, auch Beſtrafung an- 
zutragen. 


8 196. Wenn die Beleidigung ger 
eine Behörde, einen Beamten, einen 
ligionsdiener oder ein Mitglied der be- 
waffneten Macht, während fie in ber 
Ousübung, ihre Berufes begriffen find, 
oder in Beziehung auf ihren Beruf be- 
gangen iſt, haben außer den unmittel⸗ 
ar Beteiligten auch deren amtliche Qor- 
ſrt das Recht, den Strafantrag zu 

en. 











8 197. Eines Antrages bedarf es 
nicht, wenn die Beleidigung gegen eine 
gejebgebende Verſammlung de3 Reichs 
ober eines Bundesftaat3, oder gegen eine 
andere politiihe Körperſchaft begangen 
worben tft. Diejelbe darf jedoch nur mit 
Ermädtigung der beleidigten Körperfchaft 
verfolgt werben. 


8 198. Iſt bei mechjelfeitigen Be- 
leidigungen von einem Teile auf Be 
ftrafung angetragen worden, jo ijt ber 
andere Teil bei VBerluft feines Necht3 ver» 
pflichtet, den Antrag auf Beitrafung 
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fpäteftens vor Schluß der Verhandlung 
in erfter Inſtanz zu ftellen, hierzu aber 
auch dann beredjtigt, wenn zu jenem 
Zeitpunkte die dreimonatlidde Friſt bes 
reit3 abgelaufen iſt. 





8 199. Wenn eine Beleidigung auf 
der Gtelle erwibert mwird, fo farm der 
Nichter beide Beleidiger oder einen der» 
ſelben für jtraffrei erklären. 





8 200. Wird wegen einer öffentlich 
oder durch Verbreitung von Schriften, 
Darftellungen oder Wbbildungen be 
gangenen Beleidigung auf Strafe erfannt, 
jo iſt zugleich dem Beleibigten die Be- 
fugnis zuzufprechen, die Verurteilung auf 
Koſten des Schuldigen öffentlich bekannt 
u machen. Die Art der Bekanntmachung 
—* die Friſt zu derſelben iſt in dem 
Urteile zu beſtimmen. 

Erfolgie die Beleidigung in einer Zei⸗ 
tung oder Zeitſchrift, fo ift der verfügende 
Teil des Urteils auf Antrag des Be 
leidigten durch die öffentlichen Blätter 
belannt zu machen, und zwar wenn mög- 
ih durch biejelbe Zeitung oder Beit- 
Schrift und in bemjelben Teile und mit 


derſelben Schrift, wie der Abdrud der 


Beleidigung gejchehen. 

Dem Beleidigten ift auf Koften des 
Schuldigen eine Ausfertigung des Ur 
teil3 zu erteilen. 





Fünfzehnter Abjchnitt. 
Zweikampf. 


8 201. Die Herausforderung zum 
Zweikampf mit tödlichen Waffen ſowie 
die Annahme einer ſolchen Heraus⸗ 
forderung wird mit Feſtungshaft bis zu 
ſechs Monaten beitraft. 


8 202, Feſtungshaft von zmei Mo- 
naten bis zu zivei Sahren tritt ein, wenn 
bei der Herausforderung die Abficht, daB 
einer von beiden Teilen das Leben ver- 
lieren foll, entweder ausgeſprochen iſt 
oder aus der gewählten Art des Hivei- 
lampfes erhellt. 


8 203. Diejenigen, welche ben Auf⸗ 





trag zu einer Herausforderung über- | 


nehmen und ausrichten (Kartellträger), 
werden mit Feitungshaft bis zu ſechs 
Monaten beitraft. 





8 204. Die Strafe der Heraus 
forderung und ber Amahme derfelben, 
ſowie die Strafe der Kartellträger fällt 
weg, wenn bie Parteien ben Zweikampf 
vor deifen Beginn freiwillig aufgegeben 
haben. 





8 205. Der Bmeilampf wird mit 
Teftungshaft von drei Monaten bis zu 
fünf Jahren beitraft. 





334 Reichäfttafgefegbuch. 88 206 bis 210. 


8 206. Wer jeinen Gegner im Zwei⸗ 
fampf tötet, wird mit Feitungshaft nicht 
unter zwei jahren, und wenn ber Zwei⸗ 
fampf ein folcher war, welcher ben Tod 


des einen von beiden herbeiführen follte, | 


bei Sefungsbeit nicht unter drei Jahren 





5 207. Sit eine Tötung ober Körper⸗ 
verlegung mittel3 vorjäglicher Ueber- 
tretung der vereinbarten oder herge- 
brachten Regeln des Bweilampfes bewirkt 
worden, fo ift ber Webertreter, jofern 
niht nad den borhergehenben Be 
ftimmungen eine härtere tale verwirft 
it, nad) den allgemeinen Vorſchriften 
über da3 Verbrechen der Tötung oder ber 
Körperverlegung zu beitrafen. 





8 208. Hat der Zmeilampf ohne Se 
kundanten flattgefunden, fo kann die ver- 
wirkte Strafe big um bie Hälfte, jedoch 
nicht über fünfzehn Jahre erhöht werben. 


8 209. SKartellträger, welche ernftlich 
bemüht gewejen find, den Zweikampf zu 
verhinbern, Selunbanten ſowie zum Zwei⸗ 
fampf zugezogene Zeugen, Aerzte und 
Wundärzte ſind ſtraflos. 


8 210. Wer einen anderen zum Zwei⸗ 
fampf mit einem Britten abfihtlich, in- 
jonderheit buch Bezeigen und An⸗ 
drohung von Verachtung anreizt, wird, 








Sechzehnter Abſchnitt. 
Verbrechen und Vergehen wider das Leben. 


8 211. Wer vorſätzlich einen Menſchen 
tötet, wird, wenn er die Tötung mit 
Veberlegung auögeführtt Hat, wegen 
Mordes mit dem Tode beitraft. 


8 212. er vorjäglich einen Menſchen 
tötet, wird, wenn er bie Tötung nicht 
mit Weberlegung ans hat, wegen 
Er mit Zudthaus nicht unter 
fünf Sa beitraft. 


8 213. War ber Totichläger ohne 
eigene Schuld durch eine ihm oder einem 
Engehörigen ugefügte Mißhandlung oder 
ſchwere idigung bon dem Getöteten 
gum Zorne gereizt und hierdurch auf der 

telle zur That Hingerifien worden, ober 
find andere mildernde Umftände vor- 
Banden, jo tritt Gefängnisſtrafe nicht 
unter ſechs Monaten ein. 


8 214. Wer bei Unternehmung einer 
ftrafbaren Handlung, um ein ber Aus- 
führung derjelben entgegentretendes Hin- 
dernis zur bejeitigen oder um fich der Er- 
greifung auf frücdher That zu entziehen, 
vorjäplich einen Menſchen tötet, wird mit 
Zuchthaus nicht unter zehn Fahren ober 
mit lebenslänglichem Yuchthaus beftraft. 


8 215. Der zoffälag an einem Ver⸗ 
wandten aufjteigender Linie wird mit 














Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder 
mit Tebenslänglidem Zuchthaus beftraft. 


8 216. Sit jemand durch das au“ 
drüdfihe und ernſtliche Verlangen des 
Getöteten zur Tötung beitimmt worden, 
fo iſt auf Gefängnis nicht umter drei 
Sahren zu erkennen. 


8 217, Eine Dlutter, melde ihr un⸗ 
i Kind in oder gleich And 
eburt vorjäglich tötet, wird mit Zucht⸗ 
Haus nicht unter drei Jahren beftraft. 
Sind mildernde Umſtände vorhanden, 
jo tritt Gefängnisſtrafe nicht unter zwei 
Jahren ein. 


8 218. Eine Schwangere, welche ihre 
Frucht vorjäglich abtreibt oder im Mutter- 
leibe tötet, wird mit Zuchthaus bis zu 
fünf Jahren beftraft. 

Sind mildernde Umijtände vorhanden, 
fo tritt Gejängnisftrafe nicht unter ſechs 
Monaten ein. 

Diefelden Strafvorfchriften finden auf 
denjenigen Anwendung, welder mit Ein- 
willigung ber Schwangeren die Mittel 
zu der Übtreibung oder Tötung bei ihr 
angewendet oder ihr beigebradht hat. 


8 219. Dit Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren wird beitraft, wer einer —** 




















Reichsſtrafgeſetzbuch. 88 220 bis 227. 


geren, melde ihre Frucht abgetrieben 
oder getötet Hat, gegen Entgeld bie 
Mittel hierzu — bei ihr ange- 
wendet oder ihr beigebracht hat. 


8 220. Wer die Leibesfrucht einer 
Schwangeren ohne deren Wilfen oder 
Willen vorſätzlich abtreibt oder tötet, wird 
mit Zuchthaus nicht unter zwei Jahren 
beitraft. 

Iſt durch die Handlung der Tod ber 
Schwangeren verurſacht worden, fo tritt 
Zuchthausſtrafe nicht unter zehn Jahren 
oder lebenslängliche Zuchthausſtraſe ein. 








$ 221. Ber eine wegen jugendlichen 
Alters, Gebrechlicjleit oder Krankheit 
bilflofe Perjon ausfegt, oder wer eine 
ſolche Perſon, wenn diejelbe unter feiner 
Obhut flieht fteht, oder wenn er für die 
Unterbringung, Fortſchaffung oder Auf- 
nahme derjelben zu forgen hat, in Hilf- 
loſer Lage vorfäglich verläßt, wirb mit 
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a aid nicht unter brei Monaten bee 
aft 


raft. 

Wird die Handlung von leiblichen 
Eltern gegen ihr Kind begangen, ſo tritt 
Gefängnisſtrafe nicht unter ſechs Monaten 
ein 

Iſt durch die Handlung eine ſchwere 
Körperverletzung der auögelebten ober 
verlaffenen Perſon verurſacht worden, fo 
tritt Buchthaugitrafe bis zu zehn Sahren 
und, wenn durch die Handlung ber Tod 
verurfadht worden iſt, BZuchthausitraje 
nicht unter drei Jahren ein. 


8 222, Wer burd) Fahrläſſigkeit den 
Tod eines Menſchen verurfad)t, wird mit 
Gefängnis bis zu drei Jahren beitraft. 

Wenn der Thäter zu ber Aufmerkſam⸗ 
feit, welche er aus den Augen jchte, ver- 
möge jeined Amtes, Berufes oder Ge- 
werbes bejonder3 verpflichtet war, jo Tann 
die Strafe bi3 auf fünf Jahre Gefängnis 
erhöht werden. 





Siebzehnter Abſchnitt. 
Körperverlegung. 


8 223. Wer vorjäglid) einen anderen 
körperlich mißhandelt oder an der Ge— 
Jundheit bejchädigt, wird wegen Körper- 
verlegung mit Gefängnis Dig zu Drei 
Jahren oder mit Gelditrafe bis zu ein- 
taufend Mark beitraft. 

Sit die Handlung gegen Verwandte 
aujiteigender Linie begangen, fo ift auf 
Gefängnis nicht unter einem Monat zu 
erfennen. 


8 223a. Iſt die Körperverlehung 
mittel einer Waffe, imsbejondere eines 
Meſſers oder eines anderen gefährlichen 
Werkzeuge, oder mittel3 eines hinter« 
Lijtigen Ueberfalls, oder von mehreren ge⸗ 
meinfchaftlih, oder mittel einer das 
Leben gejährdenden Behandlung begangen, 
'o tritt Gefängnisſtrafe nicht unter zwei 
Monaten ein. 








8 224. Hat die Körperverlegung zur 
Folge, daß der Verletzte ein wichtiges 
Glied des Körpers, das Sehvermögen auf 
nem oder beiden Augen, das Gehör, die 
Spracdje oder die Zeugungsfähigkeit ver» 
liert, oder in erheblicher Weile dauernd 
entjtelft wird, oder in Siechtum, Lähmung 


Nechtebucb n 


oder Geiftesfrantheit verfällt, jo ift auf 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder Ge- 
fängnis nicht unter einem Jahre zu er- 
fernen. 


8 225. War eine der borbezeichneten 
Tolgen beabjichtigt und eingetreten, jo ift 
auf Zuchthaus von zwei bis zu zehn 
Jahren zu erkennen. 


8 226. Sit durd) die Körperverleßung 
der Tod des Verletzten verurjacht worden, 
jo iſt auf Zuchthaus nicht unter Drei 
Sahren oder Gefängnis nicht unter drei 
Jahren zu erkennen. 











8 227. Iſt durch eine Schlägerei oder 
durch einen von mehreren gemachten Arts 
griff der Tod eines Menſchen oder cine 
ſchwere SKörperverlegung ($ 224) verurs 
ſacht worden, fo ijt jeder, welcher jic an 
der Schlägerei oder dem Angriffe be- 
teifigt hat, fchon wegen diejer Veteiligung 
mit Gefängnis bis zu drei Jahren zu be— 
ſtrafen, falls er nicht ohne fein Ber- 
ſchulden Hineingezogen worden ift. 

Iſt eine der vorbezeichneten Folgen 
mehreren PBerlegungen zuzuſchreiben, 
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welche dieſelbe nicht einzeln, fondern nur 
dur ihr Bufammentrefjen verurjacht 
haben, fo ijt jeder, meldyem eine dieſer 
Berlegungen zur Laft fällt, mit Zuchthaus 
bi3 zu fünf Sahren zu beitrafen. 


8 228. Sind mildernde Umftände 
vorhanden, fo ijt in ben Fällen bes 
Ser Abſatz 2, und des 8 223a auf 

efängnis bis zu brei Jahren oder Geld- 
jtrafe bi8 zu eintaufend Mark, in ben 
Vüllen der 88 224 und 227, Abſatz 2, 
auf Gefängnis nicht unter einem Monat, 
und im alle des 8 226 auf Gefängnis 
nicht unter drei Monaten zu erfennen. 








8 229, Wer vorjäglich einem anderen, 
um deſſen Gejundheit zu beſchädigen, Gift 
oder andere Stofje beibrüngt, welche bie 
Sefundheit zu zeritören geeignet find, 
wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren 
beftraft. 

Sit durd) die Handlung eine ſchwere 
Körperverlegung verurfacht worden, fo ift 
auf Zuchthaus nicht unter fünf Jahren 
und, wenn durd) die Handlung ber Tod 
verurfacht worden, auf Zuchthaus nid)t 
unter zehn Fahren oder auf Tebensläng- 
liches Zuchthaus zu erkennen. 


8 230. Wer durd Yahrläjfigfeit die 
Körperberiehun eine3 anderen verurfacht, 
wird mit Seiditrafe bis zu neunhundert 
Mark oder mit Gefängnis bis zu zivei 
Jahren beitraft. Ä 

War der Thäter zu der Aufmerkſamkeit, 
welche er aus den Augen feßte, vermöge 
feines Amtes, Berufes oder Gewerbes 





Reichsſtrafgeſetzbuch. 88 228 bis 236. 


beſonders verpflichtet, ſo kann die Strafe 
auf drei Jahre Gefängnis erhöht werden. 


8 231. In allen Fällen der Körper⸗ 
verlegung kann auf Verlangen des Ber- 
legten neben der Strafe auf eine an 
denfelben zu erlegende Buße bis zum 
Betrage von fechstaufend Mark erkannt 
werden. 

Eine erfannte Buße ſchließt Die Geltend⸗ 
machung eines weiteren Entſchädigungs⸗ 
anſpruches aus. 

Für dieſe Buße haften die zu derſelben 
Verurteilten als Geſamtſchuldner. 


8 232. Die Verfolgung leichter vor⸗ 
ſätzlicher ſowie aller durch dahraſigteit 
verurſachter Körperverletzungen (88 223, 
230) tritt nur auf Antrag ein, inſofern 
nicht die Körperverletzung mit Ueber⸗ 
tretung einer Amts⸗ ufs⸗ oder Ge⸗ 
werbspflicht begangen worden iſt. 

Sit das Vergehen gegen einen Ange—⸗ 
hörigen verübt, jo ift die Burüdnahme 
des Antrages zuläjfig. 

Die in den 88 195, 196 und 198 ent- 
haltenen Vorſchriften finden auch Hier 
Anwendung. 


8233. Wenn leichte Körperver- 
legungen mit folchen, Beleidigungen mit 
leichten örperverlepungen oder letztere 
mit erfteren auf der Gtelle ermibert 
werden, jo kann der Richter für beide 
Angefhuldigte oder für einen berfelben 
eine der Art oder dem Maße nach mildere 
Im überfaupt feine Strafe eintreten 
laſſen. 











Achtzehnter Abſchnitt. 
Verbrechen und Vergehen wider die perſönliche Freiheit. 


8 234. Wer ſich eines Menſchen durch 
Liſt, Drohung oder Gemalt bemädhtigt, 
um ihn in Hilfiofer Lage auszufepen oder 
in Sklaverei, Leibeigenſchaft oder in aus⸗ 
wärtige Kriegs⸗ oder Schiffsdienſte zu 
bringen, wird wegen Menjchenraubes mit 
Zuchthaus beftraft. 


8 285. Wer eine minberjährige Per 
fon durch Lift, Drohung oder Gewalt 
ihren Eliten, ihrem Vormunde oder ihrem 
Pfleger entzieht, wird mit Öcjängnid und, 
wenn die Handlung in ber Abſicht ge 


Ihieht, die PBerfon zum Betteln oder zu 
gewinnjüchtigen ober unſittlichen Zwecken 
oder Beidjäftigungen zu gebrauchen, mit 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren beftraft. 





8 286. Wer eine Frauensperſon 
wider ihren Willen duch Lift, Drohung 
oder Gewalt entführt, um fie zur Ungucht 
zu bringen, wird mit Zuchthaus bis zu 
zehn Fahren und, menn bie Entführumg 
begangen wurde, um die Entführte zur 
Ehe zu bringen, mit Gefängnis beitraft. 


Reichsſtrafgeſetzbuch. 88 237 bis 243. 


Die Verfolgung tritt nur auf Un, 
trag ein. 


8 237. Wer eine minderjährige, un⸗ 
verehelichte Baden mit ihrem 
Willen, jedoch ohne Einwilligung ihrer 
Eltern, ihres Vormundes ober ihres 
Pflegerd entführt, um fie zur Unzucht 
oder zur Ehe zu bringen, wird mit Ge⸗ 
ſängnis beitraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Un 
trag ein, 


8 288. Hat ber Entführer die Ent- 
führte geheiratet, fo findet die Verfolgung 
nur jtatt, nachdem die Ehe für nichtig er- 
Härt worden ift. 


8 239. Wer vorſätzlich und miber- 
retlih einen Menſchen einfperrt oder 
auf andere Weile des Gebrauches ber per- 
fönlichen Freiheit beraubt, wird mit Ge⸗ 
längnis beitraft. 

enn bie Sreiheitdentziehung über eine 
Woche gebauert hat, ober wenn eine 
fchwere Körperverlegung des der Freiheit 
Beraubten durch bie Sreiheitgentziehung 
oder die ihm mährend derſelben wider⸗ 
fahrene Behandlung verurſacht worben ift, 
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jo ift auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren 
zu erfennen. Sind mildernde Umſtände 
vorhanden, fo tritt Gefängnisftrafe nicht 
unter einem Dlonat ein. 

Iſt der Tod bes der Freiheit Beraubten 
duch die Tyreiheitentziehung oder die 
ihm mährend berjelben wiberfahrene Be⸗ 
—5 verurſacht worden, ſo iſt auf 

uchthaus nicht unter drei Jahren zu er⸗ 
kennen. Sind mildernde Umſtände vor⸗ 
Banden, jo tritt Gefängnisſtrafe nicht 
unter drei Monaten ein. 





8 240. Wer einen anderen wiber- 
rechtlich durch Gewalt oder durch Be 
drohung mit einem Verbrechen oder Ber- 
gehen zu einer Yanbiung, Duldung oder 
Unterlafjung nötigt, wird mit Gefängnis 
bi3 zu einem Jahre oder mit Geldſtrafe 
bi3 zu jechöhundert Mark beitraft. 

Der Verſuch ift ftrafbar., 





8 241. Der emen anderen mit der 
Begehung eines Verbrechens bedroht, wird 
mit Öefängnis bis zu ſechs Monaten oder 
mit Geldſtrafe bis zu breihundert Mark 
beitcaft. 





Neunzehnter Abichnitt. 
Diebftahl und Unterjchlagung. 


8 242, Wer eine frembe bewegliche 
Sache einem anderen in der Abſicht weg- 
nimmt, Diejelbe ſich rechtswidrig zuzu⸗ 
eignen, wird wegen Diebſtahls mit @e- 
fängnid beitraft. 

er Verſuch ift ftrafbar. 


8 248. Auf Zuchthaus bis zu zehn 
Sahren ift zu erlennen, wenn 

1. aus einem zum Gottesdienſte be» 
fimmten Gebäude Gegenjtände ge- 
ſtohlen werden, mweldje dem Gottes⸗ 
Dienfte gewibmet find; 

2, aus einem Gebäude oder umſchloſſe⸗ 
nen Raume mittel® Einbruchs, Ein- 
fteigend oder Erbrechens von Be 
hältniſſen geſtohlen wird; 

3. ber Diebſtahl dadurch bewirkt wird, 
daß gur Eröffnung eines Gebäudes 
oder der Yugänge eines umſchloſſenen 
Raumes, ober zur Eröffnung der im 
Innern befindlichen Thüren oder Be- 





hältniſſe ſolche Schlüffel ober andere 
zur ordnungsmäßigen Eröffnung 
nicht beitiimmte Werkzeuge ange 
wendet werden; 

4. auf einem Öffentlichen Wege, einer 
Straße, einem öffentlichen “Plate, 
einer Wafferſtraße oder einer Eiſen⸗ 
bahn, oder in einem Poſtgebäude 

. oder dem dazu gehörigen — 
oder auf einem Eiſenbahnhofe eine 
zum Reiſegepäck oder zu anderen 
Gegenſtänden der Beför g ge 
hörende Sache mitiel3 Abſchneidens 
oder Ablöſens der Befeftigungs- oder 
Bermahrungsmittel, oder durch An⸗ 
wendung falſcher Schlüffel oder an⸗ 
derer zur ordnungsmäßigen Eröff— 
nung nicht beitimmter Werkzeuge ge- 
ftohlen wird; 

5. der Dieb oder einer der Teilnehmer 
am Diebitahle bei Begehung der That 
Waffen bei fi führt; 


25° 
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6, zu dem Diebftahle mehrere mit- 
wirfen, welche ſich zur fortgejeßten 
Begehung von Ranb oder Diebſtahl 
verbunden Haben, oder 

7. der Diebftahl zur Nachtzeit in einem 
bevohnten Gebäube, in weſches jidh 
der Thäter in diebitcher Abſicht ein⸗ 
geichlichen, oder in welchem er fich in 
gleicher Abſicht verborgen Hatte, be» 
gangen wird, aut) wenn zur Zeit 
des Diebftal3 Bewohner in dem Ge- 
bäude nicht anmwejend find. Einem 
bervohnten Gebäude werden ber zu 
einem bewohnten Gebäude gehörige 
unſchloſſene Raum und die in einem 
folhen befindlichen Gebäude jeder 
Art, jowie Schiffe, welche bewohnt 
werden, gleich gead)tet. 

Sind mildende Umftände vorhanden, 

fo tritt Gefängnisftrafe nicht unter brei 

Monaten ein. 





S 244, Wer im Inlande ala Dieb, 
Näuber oder gleic) einem Näuber oder 
als Hehler beitraft morden ift, darauf 
abermal3 eine diefer Handlungen be- 
gangen hat und wegen berjefben beitraft 
worden ill, wird, wenn er einen 'ein- 
fachen Diebſtahl (8 242) begeht, mit 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren, wenn er 
einen ſchweren Diebitahl ($ 243) begeht, 
mit Zuchthaus nicht unter zwei Sahren 
beitraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, 
fo tritt beim einfachen Diebſtahl Gefäng- 
nijtrafe nicht unier drei Monaten, beim 
ſchweren Diebſtahl Gefängnisftrafe nicht 
unter einem Jahre ein. 





8 245, Die Beſtimmungen bes 8 244 
finden Anwendung, auch wenn die früheren 
Strafen nur teilweife verbüßt oder gan 
odev teilweije erlajjen find, bleiben —* 
ausgeſchloſſen, wenn ſeit der Verbüßung 


Reichsſtrafgeſetzbuch. 88 244 bis 249. 


oder dem Erlaſſe der letzten Strafe bis 
ur Begehung des neuen Diebſtahls zehn 
—** verfloſſen ſind. 


8 246. Wer eine fremde bewegliche 
Sache, die er in Beſitz oder Gewahrſam 
hat, ſich rechtswidrig zueignet, wird wegen 
Unterſchlagung mit Gefängnis bis zu drei 
Jahren und, wenn die Sache ihm anver⸗ 
traut iſt, mit Gefängnis bis zu fünf 
Jahren beſtraft. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, 
ſo kann auf Geldſtrafe bis zu neunhundert 
Mark erkannt werden. 


Der Verſuch iſt ſtrafbar. 


/$8 247. Ber einen Diebſtahl oder eine 
Unterſchlagung gegen Angehörige, Bor- 
münder oder Erzieher begeht, oder mer 
einer Perjon, zu der er im Lehrlingsver- 
hältnifje jteht, oder in deren häuslicher 
Gemeinjchaft er al3 Gefinde fid) befindet, 
Sachen von unbedeutendem Werte ftiehlt 
oder unterjchlägt, ift nur auf Antrag 
zu verfolgen. Die Zurücknahme des Un- 
trage iſt zuläſſig. 

in Diebſtahl oder eine Unterſchlagung, 
welche von Bermandten auffteigender 
Linie gegen Verwandte abfteigenber Linie 
oder von einem Ehegatten gegen den 
anbern begangen worden ijt, bleibt ſtraf⸗ 

3 


Diefe Beitinnmungen finden auf Teil- 
nehmer oder Begünitiger, welche nicht in 
einem der vorbezeichneten perjönlichen 
Berhältniffe ftehen, Teine Anwendung. 


8 248, Neben ber wegen Diebftahld 
oder Unterſchlagung erfannten Gefängnis 
itrafe Tann auf Verluſt der bürgerlichen 
Ehrenreihte und neben ber wegen Dieb» 
jtahl3 erfannten nn auf Zu⸗ 
Läftigteit von Molizeiaufficht erkannt 
werben. 








Zwanzigſter Abſchnitt. 
Raub nud Erpreſſung. 


8 249, Wer mit Gewalt gegen eine 
Perſon oder unter Anwendung von 
Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für 
Leib oder Leben eine fremde bewegliche 
Sache einen anderen in der Ubficht weg- 
nimmt, ſich diejelbe rechtswidrig zugu- 


eignen, wird megen Raubes mit Bucht- 
haus bejtraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, 
fo tritt Gefängnisſtrafe nicht unter ſechs 
Monaten ein, 











Reichsſtrafgeſetzbuch. 88 250 bis 257. 


8 250. Auf YZuchthaus nicht unter 

fünf Jahren iſt zu erkennen, wenn 

1. der Räuber oder einer ber Teil- 
nehmer am Raube bei Begehung der 
That allen bei jich führt; 

2. zu dem Naube mehrere mitwirken, 
welche ſich zur fortgeſetzten Be⸗ 
gehung von Raub oder Diebſtahl 
verbunden haben; 

3. der Raub auf einem öffentlichen 
Wege, einer Straße, einer Eiſenbahn, 
einem öfientlichen Plage, auf offener 
See oder ei 
gangen wird; 

4, der Raub au Nachtzeit in einem 
bewohnten Gebäude (8 243, Nr. 7) 
begangen wird, in meldyes ſich der 
Thäter zur Begehung eine Raubes 
oder Diebſtahls eingejchlihen ober 
ih gewaltiam Eingang verſchaift 
oder in welchem er jich in gleicher 
Abſicht verborgen hatte, ober 

5. der Mäuber bereits einmal ala 
Käuber oder gleid) einem Näuber 
im Inlande befiraft worden ift. Die 
im 8245 enthaltenen Vorſchriften 
finden auch hier Anwendung. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, 

jo tritt Gefängnisſtrafe nicht unter einem 

Fahre ein. 


8 251. Wit Zuchthaus nicht unter 
ehn Sahren oder mit Tebenslänglichem 
—2R wird der Räuber beſtraft, wenn 
bei dem Raube ein Menſch gemartert, 
oder durd) die gegen ihn verübte Gewalt 
eine ſchwere Körperverlegung oder ber 
Tod desſelben verurſacht worden ift. 





einer Waſſerſtraße be⸗ 
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8 252. Wer, bei einem Diebſtahle 
auf friiher That betroffen, gegen eine 
Berfon Gewalt verübt oder Drohungen 
mit gegenmwärtiger Gefahr für Leib oder 
Leben anwendet, um ſich im Beſitze des 
geſtohlenen Gutes zu erhalten, iſt gleich 
einem Räuber zu beſtrafen. 





8 253. Wer, um ſich oder einem 
dritten einen rechtswidrigen Vermögens 
vorteil zu verichafien, einen anderen durch 
Gewalt oder Drohung zu einer Handlung, 
Dulbung oder Unterlaffung nötigt, Ai 
wegen Erpreſſung mit ängnis nicht 
unter einem Monat zu beitrafen. 

Der Verſuch ift ftrafbar. 





8 254. Wird die Erpreijfung dur) 
Bedrohung mit Mord, mit Brandftiftung 
oder mit Verurſachung einer Ueber⸗ 
ſchwemmung begangen, 4 ift auf Zucht⸗ 
Haus bis zu fünf Jahren zu erfennen. 





8 255. Wird die Erpreflung durch 
Gewalt gegen eine Perfon oder unter 
Anwendung von Drohungen mit gegen- 
twärtiger Gefahr für Leib oder Leben 
begangen, fo iſt der Thäter gleich einem 
Näuber zu beitrafen. 





8 256. Neben der wegen Erpreſſung 
erfannten Gefängnisſtraſe kann auf Ber- 
luſt ber bürgerlichen Ehrenrechte und 
neben ber wegen Raubes oder Erprefiung 
erfannten Zuchthausſtrafe auf Zuläſſigkeit 
von Molizeiaufjiht erkannt merden. 





Einundzwanzigfter Abſchnitt. 
Begünftigung und Hehlerei. 


8 257. Ber nad; Begehung eines 
Verbrechens oder Vergehens dem Thäter 
oder Teilnehmer wiſſentlich Beiſtand 
leitet, um denſelben der Beſtrafung zu 
entziehen oder um ihm die Vorteile de3 
Verbrechens oder Vergehens zu ſichern, 
it wegen Begünftigung mit Geldſtrafe 
bis zu ſechshundert Mark oder mit Ge- 
fängni3 bis zu einem Jahre und, wenn 
er diefen Beiftand feines Vorteils wegen 
feiftet, mit Gefängnis zu beftrafen. Die 
Strafe darf jedoch, der Art oder dem 


Maße nach feine ſchwerere fein, al3 bie 
auf die ganblung ſelbſt angebrohte. 

Die Begünftigung iſt ftraflog, wenn 
diefelbe dem Thäter ober Teilnehmer von 
Angehörigen gewährt worden ift, um ihn 
der Beitrafing zu entziehen. 

Die Begünftigung ift al3 Beihilfe zu 
beitrafen, wenn fie vor Begehung der 
That zugejagt worden ilt. Diefe Be- 
ffimmung leidet auch auf Angehörige An— 
wendung. 
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5 258. Wer feines Vorteil wegen 
fih einer Begünftigung fchuldig macht, 
wirb als Hehler beitraft, wenn der Be— 
günftigte 
1 einen einfachen Diebftahl oder eine 

Unterfchlagung begangen hat, mit 
Gefängnis, 


2. einen jchweren Diebitahl, einen Raub 


oder ein dem Raube gleich zu be 
ftrafendes Verbrechen begangen hat, 
mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren. 
Sind mildernde Umftände vorhanden, 
jo tritt Gefängnisſtrafe nicht unter drei 
Monaten ein, 
Diefe Strafvorfchriften finden aud) 
dann Anmwendung, wenn ber Hehler ein 
Angehöriger ift. 





8 259, Wer feines Vorteils menen 
Sachen, von denen er weiß oder Den 
Umftänden nach annehmen muß, daß fie 
mittelS einer ftrafbaren Handlung erlangt 
find, verheimlicht, anlauft, zum Pfande 
nimmt oder fonjt an fich bringt oder zu 
deren Abſatze bei anderen mitwirkt, wird 
als Hehler mit Gefängnis beftraft. 





Reichsſtrafgeſetzbuch. 88 258 bis 265. 


8 260. Wer bie Hehlerei gemwerbö- 
oder gewohnheitsmäßig betreibt, wird mit 
Buchthang bi3 zu zehn Jahren beitraft. 


8 261. Der im Inlande wegen 
Hehlerei einmal und megen barauf be- 
angener Hehlerei zum ziveiten Male be- 
— worden iſt, wird, wenn ſich die 
abermals begangene Hehlerei auf einen 
ſchweren Diebſtahl, einen Raub oder ein 
dent Raube gleich zu beſtrafendes Ber- 
brechen bezicht, mit Zuchthaus nicht unter 
wei jahren bejtraft. Sind milbernde 
mftände vorhanden, fo tritt Gefängnis- 
Iteole nicht unter einem Jahre ein. 

ezieht ſich die Hehlerei af eine 
andere jtrafbare Yandlung, jo ilt auf 
Zuchthaus bis zu zehn Fahren zu er- 
fennen. Eind mildernde Umftände vor- 
handen, fo tritt Gefängnisitrafe nicht 
unter drei Monaten ein. 

Die in dem 8245 enthaltenen Bor- 
Iriften finden auch hier Anwendung. 


8 262. Neben der wegen Hehlerei 
erfannten Gefängnisitrafe kann auf Ver- 
{uft der bürgerlidien Ehrenrechte und 
neben jeder erurteilung wegen Hehlerei 
auf Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht er- 
kannt werben. 


Bweiundzmwanzigfter Abichnitt. j 
Betrug und Untrene. 


8 263. Wer in ber Abſicht, fich ober 
einem britten einen vechtswidrigen Ver⸗ 
mögensvorteil zu verichaffen, das Ber- 
mögen eines anderen dadurch beichäbigt, 


daB er durch Vorjplegelung falicher oder 


durch Entjtelung oder Unterdrüdung 
wahrer Thatſachen einen Irrtum erregt 
oder unterhält, wird wegen Betruges mit 
Gefängnis bejtraft, neben welchem auf 
Gelditrafe bis zu breitaufend Mark, for 
wie auf Verluſt der bürgerlichen Chren- 
rechte erkannt werden Tann. 

ind mildernde Umftände vorhanden, 
fo fann ausschließlich auf die Geldftrafe 
erlannt werden. 

Der Verſuch iſt firafbar. 

Wer einen Betrug gegen Angehörige, 
Vormünder oder Erzieher begeht, iſt nur 
auf Antrag zu verfolgen. Die Zurück⸗ 
nahme des Antrages ift zuläjlig. 


8 264. Wer im Inlande wegen Be- 
truge3 einmal und wegen darauf be- 
gangenen Betruges zum zweiten Male 
beitraft worden ijt, wird wegen aber- 
mal3 begangenen Betruges mit Zucht⸗ 
haus bis zu zehn Sahren und zugleich 
mit Gelditrafe von einhundertfünfzig bis 
zu jechstaujend Mark beitrait. 

Gind mildernde Umjtände vorhanden, 
fo tritt Gefängnisftrafe nicht unter Drei 
Monaten ein, neben welcher zugleid) auf 
Gelditrafe big zu dreitaufend Mark er- 
fannt werden lann. 

Die im 8245 enthaltenen Borfchriften 
finden auch hier Anwendung. 


8 265. Wer in betrügeriiher Ab⸗ 
jicht eine gegen Feuersgefahr verjicherte 
Sache in Brand fegt, oder ein Schiff, 
weldyes als folches oder in feiner La- 
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dung oder in feinem Frachtlohn ver 
ſichert ift, finfen oder ftranden macht, 
wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren 
und zugleich mit —E8WB von ein⸗ 
hundertfuͤnfzig bis zu jedjstaufend Mark 
beſtraft. | 

Sind milbernde Umſtände vorhanden, 
jo tritt Gefängnisftrafe nicht unter ſechs 
Monaten ein, neben meldyer auf Geld» 
Iirafe bi3 zu bdreitaufend Mark erfannt 
werden Tann. 





8 266. Wegen Untreue werben mit 
Sefängnis, neben welchem auf Berluft 
der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden Tann, beitraft: 

1. Zormünder, Kuratoren, Güter- 
pfleger, Sequefter, Mafjenvermwalter, 
Vollſtrecker letztwilliger Verfügungen 
und Verwalter von Stiftungen, wenn 
ſie abſichtlich zum Nachteile der ihrer 
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Aufſicht anvertrauten Perſonen oder 

Sachen handeln; 

2. Bevollmächtige, welche über For⸗ 
derungen oder andere Vermögens 
ſtücke des Auftraggebers abſichtlich 
um Nachteile desſelben verfügen; 
Keibmeffer, Derfleigerer, Wtäfler, 
Güterbeftätiger, Schafjner, Wäger, 
Meſſer, Brader, Schauer, Stauer 
und andere zur Betreibung ihres 
Gewerbes von der Obrigkeit ver- 
pflichtete Perfonen, wenn fie bei ben 
ihnen übertragenen Geſchäften ab- 
fihtlih Diejenigen benachteiligen, 
deren Geichäfte jie beforgen. 

Wird bie Untreue begangen, um ſich 
oder einem anderen einen Vermögensvor⸗ 
teil zu verfchaffen, jo kann neben der Ge- 
fängnisftrafe auf Geldittafe bi3 zu Drei» 
taufend Mark erfannt, werben. 





Dreiundzmwanzigfter Abſchnitt. 
Urkundenfälſchung. 


8 267. Wer in rechtswidriger Ab- 
ſicht eine inländiſche oder ausländiſche 
öffentliche Urkunde oder eine ſolche Pri— 
vaturfunde, melde zum Beweiſe von 
Nechten oder Nedhtsverhältniffen von Er- 
beblichkeit ift, verfälicht oder fälſthlich an 
fertigt und von berfelben zum Bivede 
einer Zäufhung Gebrauch macht, mwirb 
wegen Urkundenfälſchung mit Gefängnis 
beitraft, 

8 268. Eine Urkundenfälichung, welche 
in der Abſicht begangen wird, ſich oder 
einem anderen einen Vermögensvorteil 
zu verichaffen oder einen anderen Schaben 
zuzufügen, wird beitraft, wenn 

die Urkunde eine Privaturfunde ijt, 
mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren, 
neben welchem auf Geldſtrafe bis 
au dreitaufenb Mark erfannt werden 
ann; 

2, die Urkunde eine öffentliche ift, mit 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren, neben 
welchem auf Gelditrafe von ein- 
Hundertfünfzig bis zu fecdhstaufend 
Mark erkannt werden Tann. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, 

fo tritt Gefängnisſtrafe ein, welche bei 
ber Fälſchung einer Privaturkunde nicht 


unter einer Woche, bei ber Fälſchung 
einer öffentlichen Urkunde nicht unter drei 
Monaten betragen foll. Neben der Ge— 
fängnisftrafe kann zugleich auf Gelditrafe 
bi3 zu dreitaufend Mark erlannt werden, 


8 269. Der fäljchlichen Anfertigung 
einer Urkunde wird e3 gleich geadıtet, 
wenn jemand einem mit der Unterfchrift 
eined anberen verjehenen Papiere ohne 
deffen Willen oder dejien Anordnungen 
umider durch Ausfüllung einen urkund- 
ichen Inhalt giebt. 


8 270, Der Urkundenfälihung mird 
e3 gleich geachtet, wenn jemand von einer 
falichen oder verfälſchten Urkunde, wiſſend, 
daß fie falſch oder verfälicht ift, zum 
Zwede einer Täuſchung Gebraud; madıt. 


8 271. Wer vorfäglich bewirkt, daß 
Erflärungen, Verhandlungen oder Thate 
fachen, welche für Rechte oder Necht3- 
verhältnijfe von rheblichkeit find, im 
Öffentlichen Urkunden, Büchern oder Ne 
giitern al3 abgegeben oder gejchehen be» 
urfundet werden, während fie überhaupt 
nicht oder in anderer Weiſe oder von 
einer Perjon in einer ihr nicht zujtchenden 
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Eigenfchaft ober von einer anberen Per- 
fon abgegeben ober geſchehen find, wird 
mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten 
oder mit Gelditrafe bie zu breihumbert 
Mark beitraft. 


8 272, Wer die vorbezeichnete Hand- 
lung in der Abſicht begeht, fi oder 
einem anderen einen Bermögendporteil 
zu verſchaffen oder einem anderen Schaden 
zuzufügen, wirb mit Zuchthaus bis zu 
achn Sahren beitraft, neben weldyem auf 

elöftrafe von einhundertfünfzig bis zu 
jech3taufend Mark erkannt werden Tann. 

ind mildernde Umjtände vorhanden, 
jo tritt Gejängnisftrafe ein, neben welcher 
auf Gelditrafe bis zu dreitaufend Mark 
erfannt iverden Tann. 








8 273. Wer wiſſentlich von einer 
falfcyen Beurfundung ber im 8 271 be 
zeichneten Art zum Zwecke einer Täuſchung 
Gebrauch macht, wird nad; Vorſchrift 
jenes Paragraphen und, mweın die Ab⸗ 
licht dahin geridjtet war, fid) oder einem 
anderen einen Vermögensvorteil zu ber- 
fhaffen oder einem anderen Schaden zu- 
Aufsoen, nad) Vorſchrift des 8 272 be- 
traft. 





8 274. Mit Gefängnis, neben welchem 
auf Gelditrafe bis zu dreitaufend ‘Mark 
erlfannt werden kann, wird beitraft, wer 

1. eine Urkunde, welche ihm entiveder 

überhaupt nidjt oder nicht ausſchließ⸗ 
fi) gehört, in der Abſicht, einem 
anderen Nachteile zuzufügen, ver- 
nichtet, befchädigt oder unterbrüdt, 
oder 

2. einen Örenzjiein oder ein anderes 
zur Degeichmn einer Grenze oder 
eines aſſerſtandes beſtimmtes 

Merkmal in der Abſicht, einem an— 

deren Nachteil zuzufügen, wegnimmt, 

vernichtet, unleuntlich macht, verrückt 
oder fälſchlich ſetzt. 


8 275. Mit Gefängnis nicht unter 
drei Monaten wird beſtraft, wer 

1. wiſſentlich von falſchem oder ge— 
fälſchtem Stempelpapier, von falſchen 
oder gefälſchten Stempelmarken, 
Stempelblanketten, Stempelabdrücken, 
Poſt- oder Telegraphen-Freimarken 
oder geſtempelten Briefkouverts Ge— 
brauch macht, 
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2. unehte8 Stempelpapier, unedhte 
Stempelmarken, Stempelblankette 
oder Stempelabdrücke für Spiel⸗ 
karten, Päſſe oder ſonſtige Drud- 
ſachen oder Schriftſtücke, ingleichen 
wer unechte Poſt⸗ oder Telegraphen⸗ 
Freimarken oder geſtempelte Brief⸗ 
kouverts in der Abſicht anfertigt, 
ſie als echt zu verwenden, oder 

3. echtes Stempelpapier, echte Stempel⸗ 
marken, Stempelblankette, Stempel⸗ 
abdrücke, Poſt⸗ ober Telegraphen⸗ 
Freimarken oder geſtempelte Brief- 
kouverts in der Abſicht verfälſcht, 
ſie gu einem höheren Werte zu ver- 
wenden 





8 276. Wer wiſſenllich ſchon einmal 
u ſtempelpflichtigen Urkunden, Schrijt- 
den ober Formularen vermendetes 
Stempelpapier oder ſchon einmal ver- 
wendete Stempelmarfen oder Stempel» 
blanfette, ingleihen Stenipelabdrüde, 
welche zum deichen ftattgehabter Ver- 
jteuerung gedient haben, zu ftempelpflid;- 
tigen Schriftſtücken verwendet, wird, außer 
der Gtrafe, welche durch die Entziehung 
der Stempelftener begründet ift, mit Geld“ 
ftrafe bis zu ſechshundert Mark bejtraft. 

feihe Strafe trifft denjenigen, welcher 
wiffentlich ſchon einmal verwendete Poſt⸗ 
oder Telegraphenwertzeichen nach gänz- 
licher. oder teilmeifer Entfernung des Ente 
wertungszeichens zur Sranfierung benugt. 
Neben dieſer Strafe iſt die etwa wegen 
Entziehung der Poft- oder Telegraphen⸗ 
gebühren begründete Strafe verwirkt. 





277. Wer unter ber ihm nidjt zu- 
jtehenden Bezeichnung als Arzt oder al3 
eine andere approbierte Medizinalperjon 
oder unberedjtigt unter dem Nanıen jolcher 
Berfonen ein Zeugnis über feinen oder 
eines anderen Gejundheit3zuftand augftellt 
oder ein derartiges echtes Zeugnis ver- 
fälfcht, und davon zur Täuſchung von Be- 
hörden oder Verſicherungsgeſellſchaften 
Gebrauch macht, wird mit Gefängnis bis 
zu einem Jahre beſtraft. 





8 278. Aerzte und andere approbierte 
Mebdizinalperfonen, welche ein unridjtiges 
Zeugnis über den Geſundheitszuſtand 
eines Menſchen zum Gebrauche bei einer 
Behörde oder Verjicherungsgejellichaft 





Reichsitrafgefegbud. 88 279 bis 280. 


wider beſſeres Wiffen außftellen, werden 
mit Gejängnid don einem Monat bis zu 
zwei Sahren beſtraft. 


8 279. Wer, um eine Behörbe ober 
eine Berjicherungsgefellichaft über feinen 
ober eined anderen Geſundheitszuſtand zu 
täufchen, von einem Beugnijfe der in den 
85 277 und 278 bezeichneten Art Ge- 
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brauch macht, wirb mit Gefängnis bis zu 
einem Sabre beitraft. 


8 280, Neben einer nach Vorſchrift 
ber 88 267, 274, 275, 277 bis 279 er- 
fannten Gejängnisitrafe kann auf Ber- 
hult, ber bürgerlichen Ehrenrechte erfannt 
werden. 








Vierundzmwanzigfter Abichnitt. 
Banterutt, SS 209 bis 214 der Konkursordnung. 


Die ben Banferıtt behandelnden 
88 281 — 283 find aufgehoben und durd) 
die nachftchend abgedrudten 88 209 — 214 
der Kontursordnung von 10. Februar 
1877 erjegt worden. 


5 209. Schuldner, mweldje ihre Bah- 
lungen eingejteilt haben, oder über deren 
Vermögen das Konkursverſahren eröjfnet 
morden ijt, werden wegen betrüglichen 
Banterutt3 mit Zuchthaus beitraft, wenn 
jte in der Abficht, ihre Gläubiger zu be- 
nachteiligen, 

1. Vermögensſtücke verheimlicht 

oder beiſeite geſchafft haben, 

2. Schulden oder Rechtsgeſchäfte 

anerkannt oder aufgeſtellt 
haben, welche ganz oder teil— 
weiſe erdichtet ſind. 

3. Handelsbücher zu führen un— 

terlaſſen haben, deren Füh— 
rung ihnen geſetzlich oblag, 


oder 
4. ihre Handelsbücher vernichtet 
oder verheimlicht oder ſo ge— 
führt oder verändert haben, 
daß dieſelben keine Ueberſicht 
des Vermögenszuſtandes ge— 
währen. 
Sind mildernde Umſtände vorhanden, 
ſo tritt Geſängnisſtrafe nicht unter drei 
Monaten ein. 


8 210. Schuldner, welche ihre Bah- 
lungen eingejtellt haben, oder über deren 
Bermögen das Konkursverfahren eröffnet 
worden ijt, werden wegen einfadjen 
Bankerutts mit Gefängnis bis zu zwei 
Jahren beftraft, wenn fie 

1. durch Aufwand, Spiel oder Differenz- 

handel mit Waren oder Börjenpa- 
pieren übermäßige Summen ver- 








it haben ober ſchuldig geworden 

ind, 

2. Handelsbücher zu führen unterlaffen 
haben, deren Führung ihnen gejeß- 
lid) oblag, oder diejelben verheimlicht, 
vernichtet oder fo unordentlich ge» 
führt haben, daß fie feine Weberficht 
ihres Vermögenszuſtandes gewähren, 
oder 

3. es gegen die Beitimmung des Han- 
delsgeſetzbuchs unterlaffen haben, die 
Bilanz ihres Vermögens in der vor⸗ 
geichriebenen Zeit zu ziehen. 


8 211. Schuldner, welche ihre Bah- 
lungen eingejtellt haben, oder über deren 
Vermögen das Konfursverjahren eröjinet 
worden ijt, werden mit Gefängnis bis 
u zwei Jahren beftraft, wenn fie, obwohl 
tie ihre Bahlungsunjähigfeit kaunten, 
einem &läubiger in der Abficht, ihn vor 
den übrigen Gläubigern zu begünjtigen, 
eine Sicherung oder Befriedigung geivährt 
haben, welche derjelbe nicht oder nicht 
in der Urt oder nicht zu der Zeit zu 
beanſpruchen hatte. 

8 212. Mit Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren wird beitraft, wer 

1. im Intereſſe eines Schuldners, 

weldyer feine Zahlungen eingefiellt 
at, oder über defjen Vermögen das 
Konfursverfahren eröffnet worden ift, 
Bermögensitüde besjelben verheim- 
licht oder beijeite gejchafft hat, oder 

2. im Intereſſe eines foldyen Schuld— 

nerd, oder, um fich oder einem an- 
deren Vermögensvorteil zu ver. 
ſchaffen, in dem Berfahren erdichtete 
Forderungen im eigenen Namen 
oder durch vorgejchobene Perſonen 
geltend gemacht hat. 
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Sind milbernde Umftände vorhanden, 
fo tritt Gefängnisftrafe ober Gelbitrafe 
bis zu fjechstaufend Mark ein, 


8 218. Ein Gläubiger, welcher ſich 
bon dem Gemeinſchuldner oder anderen 
Perfonen bejondere Vorteile dafür hat 
gewähren oder verfprechen Iaffen, daß er 
bei den Abjtimmungen ber Konkursgläu⸗ 
Diger in einem gewiſſen Sinne ſtimme, 
wird mit Geldftrafe big zu breitaujend 
Mark oder mit Gefängnis bis zu einem 
Sabre beitraft. 





8 214. Die Gtrafvorfchriften ber 
55,203 — 211 finden gegen die Mitglieder 
Borjtandes einer Altiengefellichaft 
oder eingetragenen Genojjenihaft und 
gegen die Liquidatoren einer Handelsge⸗ 
jellichaft oder eingetragenen Genoſſen⸗ 
ſchaft, melde ihre Zahlungen eingeitellt 
bat, oder Über beren Vermögen das Kon⸗ 
furöverfahren eröffnet worden iſt, An- 
wendung, wenn fie in dieſer Eigenſchaft 


. die mit Strafe bedrohten Handlungen be- 


gangen haben. 





Fünfundzwanzigſter Abfchnitt. 
Strafbarer Eigennut und Verletung fremder Geheimniffe. 


8 284. Wer auß bem Glücksſpiele 
ein Gewerbe macht, wirb mit Gefängnis 
bi3 zu zwei Jahren beitraft, neben 
welchem auf Geldjtrafe von dreihundert 
bis zu fechötaufend Mark ſowie auf Ver- 
luft der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt 
werben Tann. 

Sit der Verurteilte ein Ausländer, fo 
ift die Landespolizeibehörde befugt, den- 
jelben aus bem WBunbesgebiete zu ver- 
weile. 





8 285. Der Inhaber eines öffent- 
lichen Verſammlungsorts, welcher Glücks⸗ 


ſpiele daſelbſt geſtattet oder zur Ver⸗ 


mit Geldſtrafe bis zu eintaujendfünf- 


mit Gut jolder Spiele mitwirft, wirb 
dark beitraft. 


Hundert 





8 286. Wer ohne obrigfeitlie Er- 
laubni3 öffentliche Lotterien veranftaltet, 
wird mit Gefängnis bis zu zwei Fr 
oder mit Gelditrafe bi zu dreitaujend 
Mark betraf. 

Den Lotterien find a ider ober 
ftaltete Ausſpielungen bemegli ober 
unbeiweglicher Sachen gleich zu achten. 





8 287 it buch 88 14—18 bes Ge- 
fettes über den Marlenihug vom 30. No» 
vember 1874 erſetzt worden. 





8 288. Wer bei einer ihm drohenden 
Zwangsvollſtreckung in der Wbficht, bie 
Befriedigung de3 Gläubiger zu vereiteln, 
Beitandteile feines Vermögens veräußert 


oder bei Seite jchafft, wirb mit Gefängnis 
bis zu zwei Sahren beftraft, 

Die erfolgung, tritt nur auf Antrag 
des Gläubigers ein. 


8 289. Wer ſeine eigene bewegliche 
Sache oder eine frembe bewegliche Sache 
u gunften be3 Cigentümers derſelben, 
em Nutznießer, Pfandgläubiger oder bem- 
jenigen, welchem an der Sache ein Ge⸗ 
brauchs⸗ oder Zurückbehaltungsrecht zu- 
ſteht, in rechtswidriger Abſicht wegnimmt, 
wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren 
ober mit Geidſtrafe bis zu neunhundert 
Mark beſtraft. 

Neben der Gefängnisſtrafe kann auf 
Verluſt der bürgerlicgen Ehrenrechte er- 
fannt werden. \ 

Der Verſuch ift ftrafbar. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag 


ein. 
Die Beitimmungen bed 8247, Abſatz 2 
und 3 finden auch hier Anwendung. 


8290. Oeffentliche Pfandleiher, welche 
bie von ihnen in Tfand genommenen Ge- 
genftände unbe in Gebrauch nehmen, 
werben mit Gejängnig bis zu einem 
Jahre, neben welchem auf Geldſtrafe bis 

u neunhundert Mark erlannt merden 
ann, beitraft. 


8 291. Wer die bei ben Uebungen ber 
Artillerie verjchojfene Munition, oder wer 
Bleitugeln aus den Sugelfängen ber 
Schießſtände der Truppen ſich widerrecht- 
lich zueignet, wird mit Gefängnis bis 











\ 
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zu einem Jahre oder mit Gelditrafe bis 
zu neunhundert Mark beftraft. 





. 8292, Wer an Orten, an denen zu 
jagen er nicht berechtigt ift, die Jagd 
ausübt, wird mit Gelditrafe bis zu drei- 
Hundert Markt oder mit Gefängnis big 
zu drei Monaten beftraft: 

Iſt ber Thäter ein Angehöriger bes 
Jagdberechtigten, fo tritt die Verfolgung 
nur auf Antrag ein. Die Burüdnahme 
des Untrages iſt zuläffig. 





8 298. Die Strafe Tann auf Geld- 
ftrafe bis zu fechshundert Mark oder auf 
Gefängnis bis zu ſechs Monaten erhöht 
werden, wenn dem Wilde nicht mit 

ießgewehr ober Hunden, fondern mit 

lingen, Negen, Failen oder anderen 
Vorrichtungen nachgeftellt oder, wenn das 
Vergehen während der geieplicen Schon⸗ 
zeit, in Wäldern, zur Nachtzeit oder ge⸗ 
meinſchoftlich von mehreren begangen 
wird. 





8 294. Wer unberechtigtes Jagen ge- 
werbsmaͤßig betreibt, wird mit Geſängnis 
nicht unter drei Monaten beitraft; aud) 
fann auf Verluſt der bürgerlicdyen Chren- 
rechte, ſowie auf Zuläſſigkeit von Polizei- 
Aufſicht erfannt werden. 


8 295. Neben der ducch das Jagd⸗ 
vergehen verwirkten Strafe ift auf Ein— 
ziehung des Gewehrs, des Jagdgeräts 
und der Hunde, welche der Thaͤter bei 
dem unberedjtigten Jagen bei fich geführt 
hat, ingleiden der Schlingen, Netze, 
Fallen und anderen Vorrichtungen zu er- 
fernen, ohne Unterſchied, ob fie dem Ber- 
urteilten gehören oder nicht. 


8 296. Der zur Naditzeit, bei 
Tadelliht oder unter Anwendung ſchäd- 
fiher oder erpflodierender Stoffe unbe- 
rechtigt fiicht oder krebſt, wird, mit Geld- 
jtrafe bis zu ſechshundert Marl ober 
a gi bis zu ſechs Monaten be- 
traft. 


8 296a. Ausländer, welche in beutfchen 
Kültengemäffern unbefugt fiſchen, werden 
mit Geldftrafe bis zu jechshundert Mark 
oder mit Gejängnis bis zu ſechs Monaten 
beitraft. 

Neben der Geld» oder Gefängnisftrafe 
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ift auf Einziehung ber Fanggeräte, melde 
der Thäter bei dem unbefugten Fiſchen 
bei ſich geführt hat, ingleichen der in 
dem Yahrzeuge enthaltenen Fifche zu er- 
fennen, oh Unterfcjied, ob die Fang⸗ 
eräte und Fiſche dem Verurteilten ge- 
—* oder nicht. 


8 297. Ein Reiſender oder Schiffs⸗ 
mann, welcher ohne Vorwiſſen Des 
Schiffers, ingleihen ein Schiffer, welcher 
ohne Vorwiſſen des Rheders Gegenftände 
an Bord nimmt, welche das Schiff oder 
die Ladung gefährden, indem ſie die Ber 
Ichlagnapme oder Einziehung des Schiffes 
oder der Ladung veranlajjen können, 
wird mit Geldſtrafe bis zu eintaufend- 
fünfhundert Mark oder Gefängnis big 
zu zwei Jahren beitrait. 


8 298. Ein Schifiänann, welcher mit 
der Heuer entläuft, oder ſich verborgen 
hält, um jid) dem übernommenen Dienjte 
u entziehen, wird, ohne Unterjdjied, ob 
dns Vergehen im Inlande oder im Aus» 
ande begangen worden ijt, mit Gefängnis 
bis zu einem Jahre beitraft. 








8 299. Wer einen verichlojjenen Brief 
oder eine andere verichlojfene Urkunde, 
die nicht zu jeiner Kenntnisnahme be» 
ſtimmt ift, vorſätzlich und unbefugter 
Weiſe eröffnet, wird mit Gelditrefe bis 
zu dreihundert Mark oder mit Gefängnis 
bis zu drei Monaten beſtraft. 

‚Die Verfolgung tritt nur auf Antrag 
ein, 


8 300. Rechtsanwälte, Advokaten, 
Notare, Verteidiger in Strafjachen, Aerzte, 
Wundärzte, Hebammen, Apotheker ſowie 
die Gehilfen Ddiefer Perjonen werben, 
wenn jie unbefugt Privatgeheimnifje 
offenbaren, bie ihnen kraft ihres Amtes, 
Standes oder Gewerbes anvertraut find, 
mit Geldftrafe bis zu eintaufendfünf- 
hundert Mark oder mit Gefängnis bis zu 
drei Monaten beitraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag 
ein. 


8 301. Wer in gemwinnfücdtiger Ab— 
ficht und ımter Benutzung bes Leichtſinns 
oder der Iinerfahrenheit eines Minder— 
jährigen fich von demſelben Schuldjcheine, 
Wechſel, Empfaugsbetenntnijje, Bürg 
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Ihaftsinftrumente oder eine andere, eine 
Verpflichtung enthaltende Urkunde aus- 
ftellen oder aud) nur mündlid) ein Zah— 
lungöverfpredyen erteilen läßt, wird mit 
ÖefängniB bi3 zu fechd Monaten ober 
mit Gelditrafe bis zu eintaufendfünfe 
hundert Mark beitrajt. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag 
n. 


4 


ei 





8 802. Wer in gewinnſüchtiger Ab⸗ 
fiht und unter Benugung des Leicht 
ſinns oder der Unerfahrenheit eines Min 
derjährigen fid) von bemfelben unter Ver⸗ 
pfändung der Ehre, auf Ehrenwort, eid» 
lich oder unter ähnlichen Verficherungen 
oder Veteuerungen die Zahlung einer 
Geldfumme oder die Erfüllung einer ar- 
deren, auf Gewährung geldwerter Sachen 
gerichteten Verpflichtung aus einem 
Rechtsgeſchäfte verjprechen läßt, wird mit 
Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit 
ale bi3 zu dreitaufend Mark be- 
traft, 

eben der Gefängnisftrafe Tann auf 
Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte er- 
fannt werden. 

Diejelbe Strafe trifft benjenigen, welcher 
jid) eine Forderung, von ber er meiß, 
daß Deren Beridjtigung ein Minber- 
jähriger in der vorbezeichneten Weife ver- 
. jprochen hat, abtreten läßt. 

Die Verfolgung tritt nur auf Untrag 
n. 


ei 





8 302u. Wer unter Ausbeutung ber 
Notlage, des Leichtfinnd oder der Un⸗ 
erfahrenheit eines anderen mit Bezug 
auf ein Darlehen oder auf die Stundung 
einer Geldforderung oder auf ein anderes 
weiſeitigis Nechtsgejchäft, welches ben- 
eben wirtichaftlichen Zwecken dienen foll, 
jih oder einem dritten Vermögensvor⸗ 
teile verjprechen oder gewähren läßt, 
welche den üblichen Zinsfuß dergeſtalt 
überjchreiten, dab nad) den Umitänden 
des Falles die Vermögensvorteile in aufe 
fälligem Mißverhältniſſe zu der Leiftung 
heben, wird wegen Wuchers mit Ges 


fängnis bis zu ſechs Monaten und zugleid) 
mit Geldſtrafe bis zu breitaufend Marl 
beftraft, Auch Tann auf Verluſt der bür- 
gerliden Ehrenrechte erfannt werben. 





8 802b, Wer fich ober einem britten 
die wucherlichen Vermögensvorteile 
3022) verſchleiert ober wechſelmaͤßig 
oder unter Verpfändung der Ehre, auf 
Ehrenwort, eidlich oder unter ähnlichen 
Verſicherungen oder Beteuerungen ver- 
ſprechen läßt, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre und zugleich mit Geldftrafe 
bis zu jedjstaufend Mark beftraft. Aud) 
fann auf Berluft der bürgerlichen Ehren- 
rechte erkannt erden. 





8 3020. Dieſelben Strafen (8 8022, 
302b) treffen denjenigen, wel mit 
enntnis bes Sachverhalts eine Forde⸗ 
rung der vorbezeichneten Art erwirbt 
und entweder dieſelbe weiter veräußert 
oder die wucherlichen Vermögensvorteile 
geltend macht. 





8 3024. Wer ben Wucher (88 302a 
bi3 3020) geiverbb- oder gewohnheitgr 
mäßig betreibt, wird mit Geſängnis nicht 
unter drei Monaten und zugleih mit 
Selditrafe don einhundertjünfzig bis zu 
fünfzehntaufend Mark beitraft. Auch tit 
auf Berlujt ber bürgerlichen Chrenred)te 
zu erlennen. 


8 302e. Diefelde Straje ($ son) 
trifft denjenigen, weldjer mit Bezug au 
ein Nechnögeichäft anderer als der im 
$ 3023 bezeichneten Art gewerbs⸗ oder 
gemobnbeitsmäßig unter Ausbeutung der 

otlage, des Leichtſinns oder ber Un— 
erfahrenheit eines anderen fid) oder einem 
dritten Vermögensvorteile veriprechen 
oder gewähren läßt, welche den Wert der 
Leiſtung dergeftalt übericjreiten, daß nad) 
den Umjtänden des Yalies die Vermögen: 
vorteile in auffälligem Mißverhältnis zu 
der Leiſtung ftehen. 








Sechsſsundzwanzigſter Abſchnitt. 
Sachbeſchädigung. - 


8 303. Wer velihig und rechts⸗ 
widrig eine fremde Sache beidjädigt oder 
zerjtört, wird mit Gelditrafe bis zu ein. 





taujend Mark oder mit Gejängnis biß zu 
zwei Jahren bejtraft. 
Der Verſuch iſt ftrafbar. 








Reichsſtrafgeſetzbuch. 88 304 bis 309. 


‚ Die Verſolgung tritt nur auf Untrag 
ein. 
Sit das sehen gegen einen Un- 


gehörigen verübt, jo ift die Zurücknahme 
ntrages zuläffig. 





8 804. Mer vorjägfih und rechts 
widrig Gegenftände der Berehrung einer 
im Staate beitehenden Religionsgeſell⸗ 
ſchaft oder Sachen, die dem Gottesdienſte 
gewidmet find, oder Grabmäler, öffent- 
lihe Dentmäler, Gegenjtände der. it, 
der Wiſſenſchaft oder des Gewerbes, welche 
in Öffentliden Sammlungen aufbewahrt 
werben ober öffentlich aufgeitellt find, 
oder Gegenftänbe, welche zum Öffentlichen 
Nipen oder zur Verſchoͤnerung öffent. 
fiher Wege, Plätze oder Unlagen dienen, 
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beichäbigt oder zerjtört, wirb mit Ge⸗ 
fängni3 bis zu Drei —7 oder mit 
Geldſtrafe bis zu eintauſendfünfhundert 
Mark beſtraft. 

Neben der Gefängnisftrafe kann auf 
Verluft ber bürgerlichen Ehrenrechte er- 
kannt merben. 


Der Verfuch ift ftrafbar. 


8 305. Wer vorſätzlich und rechts 
Wwidrig ein Gebäude, cin Schiff, eine 
Brüde, einen Damm, eine gebaute Straße, 
eine Eifenbahn oder ein anderes Bauwerk, 
welche fremdes Eigentum find, ganz oder 
teilmeife zeritört, wird mit Gefängnis 
nicht unter einem Monat beitraft. 

Verſuch iſt ftrafbar. 








Siebenundzwanzigſter Abſchnitt. 
Gemeingefährliche Verbrechen und Vergehen. 


g306. Wegen Brandſtiftung wird mit 
Zuchthaus beitraft, wer vorjäglih in 
Brand feßt: 

1. ein zu gottesdienftlichen Verſamm⸗ 
lungen bejtimmte3 Gebäude, 

2. ein Gebäude, ein Schiff oder eine 
Hütte, welde zur Wohnung von 
Menfchen dienen, oder 

8. eine Räumlichteit, welche zeitmweije 
zum Aufenthalt von Menfchere dient, 
und zwar zu eimer Zeit, während 
welcher Menjchen in berjelben ſich 
aufzuhalten pflegen. 





8 307. Die Brandſtiftung ($ 306) 
wird mit Zuchthaus nicht unter zehn 
Jahren oder mit lebenslänglichem Zucht⸗ 
haus beftraft, werm 

1. der Brand den Tod eines Menfchen 

dadurch verurſacht hat, daß dieſer 
ur Zeit der That in einer der in 
—* geſetzten Räumlichkeiten ſich 
befand, 

2. die Brandſtiftung in ber Abſicht ber 

gangen worden ifl, um unter Be 
nitigemg derfelben Mord oder 
aub zu begehen oder einen Aufruhr 
w erregen, oder 
3. der Brandftifter, um das Löſchen 
des Feuers zu verhindern oder zu er⸗ 
ſchweren, Xöfchgerätichaften entfernt 
oder unbrauchbar gemacht Hat. 


8 308. Wegen Branbitiftung wird mit 
Zuchthaus bis zu zehn Sahren beftraft, 
wer vorjäglid) Gebäude, Schiffe, Hütten, 
Bergwerke, Magazine, Warenvorräte, 
welde auf dazu beitimmten öffentlichen 
Plätzen lagern, Vorräte von landivirte 
ſchaftlichen Erzeugnijfen oder von Bau- 
oder "Brennmaterialien, Früchte auf dem 
Felde, Waldungen oder Torfmoore in 
Brand jept, wenn diefe Gegenjtände ent- 
weder fremdes Eigentum find, oder zivar 
dem Branpdftifter eigentümlic) gehören, je- 
doch ihrer Beichaffenheit und Lage nad) 
eeignet find, Dad euer einer der im 
i 306 Nr. 1 bi3 3 bezeichneten Räum- 
fichfeiten ober einem der vorjtehenb be- 
zeichneten fremden Gegenftände mitzu- 
teile. 

Sind mildernde Umjtände vorhanden, 
fo tritt Befängnisftrafe nicht unter ſechs 
Monaten ein. 





8 309. Wer durd, Yahrläjfigfeit einen 
Brand der in den 88 306 und 308 be- 
zeichneten Urt herbeiführt, wird mit Ge- 
fängnis bis zu einem Jahre oder mit 
Gefbfirafe bi3 zu neunhundert Mark und, 
wenn durch den Brand der Tod eines 
Menſchen verurſacht worden ift, mit Ge⸗ 
fängnis von einem Monat bis zu brei 
Jahren beitraft. 


— DÜD D — 
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8 310. Hat ber Thäter den Brand, 
bevor berjelbe entdeckt und ein weiterer 
als der durch die bloße Inbrandſetzung 
bewirkte Schade entftanden war, wieder 
gelöicht, jo tritt Strafloſigkeit ein. 


8 311. Die gänzliche oder teilmeife 
Beritörung einer Sache burd) Gebraud) 
von Pulver oder anderen erplodierenden 
Stoffen ift der Snbrandfegung ber Sache 
gleich zu achten. 


8 312. Wer mit gemeiner Gefahr für 
Menfchenleben vorſätzlich eine Ueber 
ſchwemmung herbeiführt, wird mit Zucht⸗ 
haus nicht unter drei Kahren und, wenn 
dur die Ueberſchwemmung der Tod 
eine3 Menſchen verurjacht worden ift, mit 
Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder 
mit lebenzlänglichem Zuchthaus beftraft. 


8 813. Wer mit gemeiner Gefahr für 
das Eigentum vorſätzlich eine Ueber- 
ſchwemmung herbeiführt, mwirb mit 
Zuchthaus beitraft. 

Sit jedoch die Abficht des Thäters nur 
auf Schuß feines Cigentumä gerichtet ge⸗ 
toefen, jo ift auf Gefängnis nicht unter 
ernem Sahre zu erlennen. 


8 314. Wer eine Ueberſchwemmung 
mit gemeiner Gefahr für eben oder 
Eigentum durd) Yahrläffigfeit herbeiführt, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre 
und, wenn durch die Ueberſchwemmung 
der Tod eines Menfchen verurfacht wor⸗ 
der ift, mit Gefängnis von einem Monat 
bi3 zu drei Jahren beitraft. 


8 315. Wer vorfäglih Eifenbahnan- 
lagen, Bejörderungämittel oder fonjtiges 
Zubehör derjelben dergeitalt bejchädigt, 
oder auf der Fahrbahn durch falfche 
Zeichen oder Signale‘ ober auf andere 
Weije ſolche Hindernifje bereitet, daß da- 
duch der Transport in Gefahr geſetzt 
wird, wird mit Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren beitraft. 

Sit durd) die Handlung eine ſchwere 
Körperverlegung verurſacht worden, jo 
tritt Zuchthaus nicht unter fünf Jahren 
und, wenn der Tod eines Menſchen ver- 
urjadht worden iſt, Zuchthaugftrafe nicht 
unter zehn Jahren oder lebenslängliche 
Zuchthausſtrafe ein. 




















Reichsſtrafgeſetzbuch. 88 310 bis 319. 


8 316. Wer fahrläffigermweife durch 
eine der vorbezeichneten Handlungen den . 
Transport auf einer Eifenbahn in Ge 
fahr fest, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre und, wenn durch die Hand» 
lung ber Tod eined Menſchen verurjacht 
worden ift, mit Gefängnis von einem 
Monat bis zu drei Jahren beftraft. 

Gleiche Strafe trifft die zur Leitung. 
der Eiſenbahnfahrten und zur Aufſicht 
über die Bahn und ben Beförderungs- 
betrieb angeitellten Perſonen, wenn fie 
durch Vernadjläfjigung der ihnen ob» 
liegenden Pflichten einen Transport in 
Selahr fegen. 


8 317. Wer vorfäglih und rechts⸗ 
widrig den Betrieb einer zu öffentlichen 
Zwecken dienenden Telegraphenanlage da- 
durch verhindert oder gefährdet, daß er 
Teile oder Bubehörungen berjelben be- 
ſchädigt oder Beränderungen daran bor-' 
nimmt, wird mit Gefängnis von einem 
Monat bis zu drei Jahren beftraft. 





8 8318. Wer fahrläffigerweife durch 
eine ber vorbezeichneten Handlungen den 
Betrieb einer zu öffentlichen Zwecken 
dienenden Telegraphenanlage verhindert 
oder gefährdet, wird mit Gefängnis bis 
zu einem Jahre oder mit Gelditrafe bis 
zu neunhundert Mark beitraft. 

Gleiche Strafe trifft die zur Beauf- 
fihtigemg und Bedienung ber Tele 
graphenanlagen ımd ihrer Bubehörungen 
angeitellten Perſonen, wenn fie durd) 
Vernachläſſigung der ihnen obliegenden 
Pilichten den Betrieb verhindern oder ge 
fährden. 





8 318a. Die Vorſchriften in ben 
88 317 und 318 finden gleichmäßig An⸗ 
wendung auf die Verhinderung oder Ge- 
führbung des Betriebes der zu öffentlichen 
Bweder dienenden Rohrpoftanlagen. 

Unter Telegraphenanlagen im Ginne 
der 88 317 und 318 find Fernſprechan⸗ 
lagen mitbegriffen. 


8 819. Wird einer der in den $8 316 
und 318 erwähnten Ungeitellten wegen 
einer der in ben 8$ 315 bis 318 bezeuh- 
neten Handlungen verurteilt, fo Tann der⸗ 
jelbe zugleich Fir unfähig zu einer Be 
Khäftigung im Eiſenbahn⸗ ober Tele 








Reichsſtrafgeſetzbuch. 88 320 big 327. 


graphendienſte oder in beitummten 
Zweigen biefer Dienite erflärt werben. 


8 320. Die Vorfteher einer Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft jorwie bie Vorſteher einer 
zu öffenflichen Bmweden dienenden Tele- 
geaphenanftat, melde nicht fofort nad) 

itteilung des vechtöfräftigen Erkennt⸗ 
niſſes die Entfernung des Berurteilten bes 
wirfen, werden mit Welbitrafe bis zu 
dreihundert Markt ober mit Gefängnis 
big zu drei Monaten beftraft. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher 
für unfähig zum Eifenbahn- oder Tele- 
graphenbienfte erflärt worden iſt, wenn 
er ſich nachher bei einer Eifenbahn oder 
ZTelegraphenanitalt wieder anjtellen läßt, 
fowie diejenigen, welche ihn wieder an⸗ 
gejtellt haben, obgleich ihnen die erfolgte 
Unfähigleitserflärung belannt war. 


8 821. Wer vorfäglich Wajjerleitun- 
gen, Schleufen, Wehre, Deiche, Dämme 
oder andere Waflerbauten, oder Brüden, 
Fähren, Wege oder Schuptuehre, oder dem 
Bergwerksbetriebe dienende Vorrichtungen 
zur Wafjerhaltung, {ut Wetterführung 
ober zum Ein- und Ausfahren der Ur- 
beiter zerftört oder befchädigt, oder in 
ichiffbaren Strömen, Flüſſen oder 
Ranälen das Fahrwaſſer jtörb und durd) 
eine diejer Handlungen Gefahr für das 
Leben oder die Gejundheit anderer her⸗ 
beiführt, wird mit Gefängnis nicht unter 
drei Monaten beitraft. 

Iſt durch eine diejer Handlungen cine 
ſchwere Körperverlegung verurſacht wor⸗ 
den, ſo tritt Zuchthausſtrafe bis zu fünf 
Jahren und, wenn der Tod eines Men⸗ 
ſchen verurſacht worden ijt, Zuchthaus» 
jteafe nicht unter fünf Jahren ein. 


8 322, Wer vorfäglich ein zur Siche— 
zung ber Schiffahrt beitimmtes Teuer 
eichen ober ein anderes zu diejem Zwecke 
aufgeftelltes geidien zeritört, wegſchafft 
oder nnbraudybar macht, oder ein ſolches 
Feuerzeichen auslöfcht oder feiner Dienjt- 
pflicht zuwider nicht aufitellt, oder ein 
falihes Zeichen, welches geeignet ijt, die 
Schiffahrt unficher zu machen, aufftellt, 
inäbejondere zur Nachtzeit auf ber 
Stranbhöhe Teuer anzündet, welches die 
Schiffahrt zu gefährden geeignet ijt, wird 
art Zuchthaus bis zu zehn Jahren be- 
ſtraft. 
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Iſt durch die Handlung die Strandung 
eines Schiffes verurſacht worden, ſo tritt 
Zuchthausſtrafe nicht unter fünf Jahren 
und, wenn der Tod eines Menſchen ver⸗ 
urſacht worden iſt, Zuchthausſtrafe nicht 
unter zehn Jahren oder lebenslängliche 
Zuchthausſtrafe ein. | 





8 323. Wer vorfäglic; die Strandung 
eines Schiffes oder das Sinken eines 
Schiffes bewirkt und dadurch Gefahr für 
dag Leben eine? anderen herbeiführt, wirb 
mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren 
und, wenn durch die Handlung der Tod 
eine3 Menſchen verurſacht worden ijt, mit 
Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder 
mit lebenslänglichem Zuchthaus beitraft. 





8 324. Wer vorſätzlich Brunnen oder 
Wafjerbehälter, welche zum Gebraud) 
anberer dienen, oder Gegenftände, melche 
zum öffentlichen Verkaufe oder Ver—⸗ 
brauche beſtimmt ſind, vergiftet oder den⸗ 
ſelben Stoffe beimiſcht, von denen ihm 
bekannt iſt, daß fie die menſchliche Ge 
ſundheit zu zerjtören geeignet find, in⸗ 
gleichen wer folche vergiftete oder mit 
gefährlihen Stoffen vermiſchte Sachen 
wiſſentlich und mit Berfchiveigung Diefer 
Eigenſchaft verkauft, feilhält oder ſonſt 
in Verfehr bringt, wird mit Zuchthaus 
bi3 zu zehn Sahren und, wenn durch) bie 
Handlung der Tod eines Menſchen ver- 
urſacht worden ift, mit Zuchthaus nicht 
ımten zehn Jahren oder mit lebensläng- 
lichem Zuchthaus beftraft. 





8 325. Neben der nah ben Bow 
Schriften der 88 306 biz 308, 311 bis 
313, 315, 321 bis 324 erfannten Zucht⸗ 
hausftrafe Tann auf Zuläſſigkeit von Po— 
lizeiaufficht erkannt werden. 





8 326. Sit eine ber in ben 88 321 
bis 324 bezeichneten Handlungen aus 
Fahrläjligfeit begangen worden, ſo ilt, 
wenn durch die Handlung ein Schaden 
verurſacht worden ift, auf Gejängnis big 
zu einem Jahre und, wenn ber Tod eines 
Menſchen verurfacht worden fit, auf Ge- 
fängnis von einem Monat bis zu brei 
Sahren zu erfennen. 


8 327. Wer die Abſperrungs- oder 
Aufſichtsmaßregeln oder Einfuhrverbote, 
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weldye von der zuſtändigen Behörde zur 
Verhütung des Einführens oder Ber- 
breitend einer anftedenden Krankheit an- 
geordnet worden find, wiſſentlich verlegt, 
wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren 
beitraft. 

Fit infolge diefer Verlegung ein Menfd) 
von der anftedenden Krankheit ergeifien 
worden, fo tritt Gefängnisſtrafe von Drei 
Monaten bi3 zu drei Jahren ein. 





8 328. Wer bie Wbiperrungs- oder 
Auffichtsmaßregeln oder Einfuhrverbote, 
welche von der zuftändigen Behörde zur 
Verhütung des Einführend oder Ver—⸗ 
breitend von Viehjeuchen angeordnet wor- 
den fimd, wiffentfid) verlegt, wird mit 
Gefängnis bis zu einem Sale beitraft. 

Iſt infolge diefer Verlegung Bieh von 
ber Seuche ergriffen worben, fo tritt Ge⸗ 
fängnis von einem Monat bi zu zei 
Sahren ein. 





8 329. Wer die mit einer Behörde ge» 
ſchloſſenen Lieferungsverträge fiber Be— 
dürfniſſe des Heeres oder der Marine 
zur Zeit eines Krieges, oder über Lebens⸗ 
mittel zur Abwendung oder Beſeitigung 


Reichsſtrafgeſetzbuch. 88 328 bis 334. 


eines Notſtandes vorſätzlich entweder nicht 
zur beſtimmten — oder nicht in der 
vorbedungenen iſe erfüllt, wird mit 
Gefängnis nicht unter ſechs Monaten be- 
ftrait; auch kann auf Berluft der bür- 
gerlichen Ehrenrechte erkannt werben. 

Liegt der Nichterfüllung des Vertrages 
Fahrläſſigkeit zu Grunde, fo if, wenn 
duch die Handlung ein Schaden verur- 
ſacht worden ift, auf Gefängnis bis zu 
zwei Jahren zu erkennen. 

Dieſelben Strafen finde auch gegeı 
die Unterlieferamten, Vermittler und Bo 
vollmächtigten des Xieferanten Anwen⸗ 
dung, welche mit Kenntnis des Zweckes 
der Lieferung die Nichterfüllung derjelben 
vorjägli oder aus Fahrläſſigkeit ver« 
urſachen. 





8 330. Wer bei der Leitung oder 
Ausführung eines Baues wider die all- 
gemein anerkannten Regeln der Baukunſt 
dergeitalt handelt, daß Hieraus für 
andere Gefahr entiteht, wird mit Geld» 
ftrafe bi8 zu neunhundert Mark oder mit 
Gefängnis bis zu einem Jahre bejtraft. 





Achtundzwanzigſter Abfchnitt. 
Verbrechen und Vergehen im Amte. 


8 831. Ein Beamter, welcher für eine 
in jein Amt einjchlagende, an ſich nicht 
pflichnvidrige Handlung Gefchenfe oder 
andere Vorteile annimmt, fordert oder 
ſich verſprechen läßt, wird mit Geldftrafe 
bi3 zu dreihundert Mark ober mit Ge- 
jängnis bis zu jeds Monaten beitraft. 





8 332. Ein Beamter, weldyer für eine 
Handlung, die eine Verlegung einer Amts- 
oder Tienftpflicht enthält, Geſchenle oder 
andere Vorteile annimmt, fordert oder 
ſich verſprechen läßt, wird wegen Be— 
ſtechung mit Zuchthaus bis zu fünf 
Jahren beſtraft. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, 
jo tritt Gefängnisftrafe ein. 


8333. Wer einem Beamten ober 
einem Mitglieder der bewaffneten Madjt 
Geſchenke oder andere Vorteile anbietet, 
verjpricht oder gewährt, um ihn zu einer 





Handlung, die eine Verlegung einer 
Amts» oder Dienftpfficht enthält, zu be 
ftimmen, wird wegen Beftechung mit Öe- 
fängnis beftraft; auch kann auf Verluſt 
ber bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden. 

Sind mildernde Umjtände vorhanden, 
fo fann auf Gelditrafe bis zu eintaufend« 
fünfhundert Dart erkannt werden. 


8 334. Cin Richter, Schiedäriditer, 
Geſchworener oder Scüffe, welcher Ge- 
ihyenfe oder andere Bortetle fordert, an- 
nimmt oder fich verjprechen läßt, um einc 
Rechtsſache, deren Leitung oder Ent- 
ſcheidung ihm obliegt, zu gunften oder 
zum Nachteile eines Beteiligten zu leiten 
oder zu entjcheiden, wird mit Zuchthaus 
befkrait 

Derjenige, welcher einem Richter, 
Schiedsrichter, Geſchworenen oder Schöf 
fen zu dem vorbezeichneten Zwecke Ge⸗ 








Reichsſtrafgeſetzbuch. 88 335 bie 346. 


ſchenke oder andere Borteila anbietet, ver⸗ 
fpricht oder gewährt, wird mit Zuchthaus 
beitraft. 

Eind mildernde Umſtände vorhanden, 
fo tritt Gefüngnisftrafe ein. 





8 835. In ben Fällen der ss 331 
bis 334 iſt im Urteile das Empfangene 
oder der Wert tesfelben für dem Staate 
verfallen zu erklären. 


336. Ein Beamter oder Scieds- 
ricyter, welcher. ſich bet der Leitung oder 
Entſcheidung einer Rechtsſache —** 
u gunſten oder zum Nachteile einer 
tartei einer Beugung bes Rechtes ſchuldig 
madjt, wirb mit Zuchthaus bi3 zu fünf 
Sahren beitraft. 

8337 ift durch $ 67 des Geſetzes über 

die Beurkundung de3 Perjonenjtandes und 
und die Eheſchließung vom 6. Februar 
1875 erſetzt worden. 


8 338. Ein Religionsdiener ober Per⸗ 
jonenftand3beamter, welcher, wiljend, daß 
eine Perjon verheiratet it, eine neue Che 
derſelben ſchließt, wird mit Zuchthaus bis 
zu fünf Jahren beftraft. 





. 








8 389. Ein Beamter, welcher burd) 
Mißbrauch feiner Amtsgewalt oder durch 
Androhung eines beſtimmten Mißbrauchs 
derſelben jemand zu einer Handlung, 
Duldung oder Unterlajfung widerrechtlich 
nötigt, wird mit Gefängnis beitraft. 

Der Verſuch iſt ftrafbar. 

In den Fällen der 88 106, 107, 167 
und 253 tritt bie daſelbſt angedrohte 
Strafe ein, wenn die Handlung bon einem 
Beamten, wenn auch ohne Gewalt oder 
Drohung, aber duch Mißbrauch feiner 
Amtsgewalt oder Androhung eines be 
Kamen Mißbrauchs derſelben begangen 
i 

8 340. Ein Beamter, welcher in Aus 
übung oder in Peranlaffung der Aus 
übung feine® Amtes vorjäglicd) eine 
Körperverlegumg, begeht ober begehen 
fäßt, wirb mit tängni nicht unter drei 
Monaten beftraft. Sind mildernde Um« 
ftände vorhanden, fo kann die Etrafe big 
auf einen Tag Gefängnis ermäßigt oder 
auf Belbfiraje bis zu neunhundert Mark 
ertannt werben. 


Rechtabuch UI. 
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Iſt die Körperverlegung eine ſchwere, 
fo iſt auf Zuchthaus nicht unter zwei 
Jahren zu erkennen. Sind mildernde Um- 
ftände vorhanden, jo tritt Gefängniäftraje 
nicht unter drei Monaten ein. 


8 341. Ein Beamter, welcher vor⸗ 
ſätzlich, ohne Hierzu berechtigt zu fein, eine 
Verhaftung oder vorläufige Crgreifung 
und® Feſtnahme oder Zwangsgeſtellung 
vornimmt oder vornehmen läßt, oder bie 
Dauer einer Freiheitsentziehung ver⸗ 
längert, wird nad) Vorjchrift des 8 239, 
jedod) mindejteng mit Gefängnis von drei 
Monaten beitraft. 








8 342. Ein Beamter, ber in Yu 
übung oder in Beranlafjung ber Yus- 
übung jeines Amtes einen Hausfriedenz- 
bruch ($ 123) begeht, wird mit Gefäng- 
nis bi3 zu einem Jahre oder mit Gel" 
ftrafe bis zu neunhundert Mark beitrait. 





8 343. Ein Beamter, welcdyer in einer 
Interfuhung Zwangsmittel anwendet 
oder anwenden läßt, um Geſtändniſſe 
oder Auslagen zu erprejlen, wird zit 
Zuchthaus big zu fünf Jahren beitraft. 


8 344. Ein Beamter, welcher vor- 
ſätzlich zum Nachteile einer Derfon, deren 
Unſchuld ihm befannt tft, die Eröffnung 
oder Yortjegung einer Unterfuchung be- 
antragt oder beſchließt, wird mit Zucht⸗ 
Haug beitraft. 


8 345. Gleiche Strafe trifft ben Bo 
amten, welcher vorfäglid) eine Strafe 
polfjtreder läßt, von der er weiß, daß 
fie überhaupt nicht oder nicht ber Art 
ee dem Maße nach volljtredt werden 
darf. 

Iſt die Handlung aus Fahrläſſigkeit 
begangen, fo tritt Gefängnisftrafe oder 
Feſtungshaft bis zu einem jahre oder 
Geldftrafe bis zu neunhundert Mark ein. 


8 846. Ein Beamter, welcher ver⸗ 
möge ſeines Amtes bei Ausübung der 
Strafgewalt oder bei Vollſtreckung der 
Strafe mitzuwirken hat, wird mit Zucht⸗ 
haus bi zu fünf Jahren beitraft, wenn 
er in der Abficht, jemand ber gejeplichen 
Strafe rechtswidrig zu entziehen, die Ver⸗ 
folgung ciner jirajbaren Handlung unter- 
läßt, oder eine Handlung begeht, mwelche 


26 
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eeignet ift, eine Freiſprechung oder eine 
em Geſetze nicht entiprechende Beftrafung 
zu bewirken oder die Vollſtreckung der 
ausgeiprochenen Strafe nidyt betreibt, 
oder eine gefindere al3 bie erkannte 
Strafe zur Vollſtreckung bringt. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, 
fo tritt Gefängnisſtrafe nicht unter einem 
Monat ein. 





847. Ein Beamter, welcher einen 
Gefangenen, beifen Beauflichtigung, Be- 
gleitung ober Bewachung ihm anvertraut 
if, vorfäglich entweichen läßt ober beifen 
Befreiung vorfäglich bewirkt ober be 
fördert, wird mit guathaus bis zu fünf 
Sahren beitrafı Sind milbernde Um- 
fände vorhanden, fo tritt Gefängnis nicht 
gr einem Dronat u Fehrlaſ 

ie veichung rläſſig⸗ 
keit befördert oder erleichtert oben! jo 
tritt Gefängnisftrafe bis zu ſechs Mona⸗ 





ter oder Geldſtrafe bis zu fechöhundert 
Mark ein. 
8 848. Ein Beamter, welcher, zur 


Aufnahme öffentliher Urkunden befugt, 

innerhalb feiner Zuftändigfeit vorſätzlich 

eine rechtlich erhebliche Thatſache falſch 

beurkundet oder in öffentliche Regiſter 

oder Bücher falſch einträgt, wird mit 

Gefängnis nicht unter einem Monat be- 
aft. 


Dieſelbe Strafe trifft einen Beamten, 
welcher eine ihm amtlich anvertraute Ur⸗ 
kunde vorjäglich vernichtet, beiſeite ſchafft, 
beſchädigt oder verfälſcht. 


8349. Wird eine der im 8 348 be⸗ 
zeichneten Handlungen in der Abſicht be⸗ 
angen, ſich oder einem anderen einen 
ermögensvorteil zu verſchaffen oder 
einem anderen Schaden zuzufügen, ſo iſt 
auch Zuchthaus bis zu zehn Jahren und 
ugleih auf Gelditrafe von einhundert- 
Bfzig bis zu breitaufend Mark zu er- 
fennen. 


8 350. Ein Beamter, welcher Gelber 
oder andere Sachen, die er in amtlicher 
Eigenſchaft empfangen ober in Gewahr⸗ 
fam hat, unterfchlägt, wird mit Gefängnis 
nid ımter drei Monaten beitraft; aud) 
kann auf Berluft der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte erfannt werden, 

Der Berjuch iſt ftrafbar. 








Reichsſtrafgeſetzbuch. 


88 347 bis 3334. 


p 351. Hat der Beamte in Beziehung 
auf die Unterfchlagung bie zur Ein- 
tragung oder Stontrolle der Einnahmen 
oder Ausgaben beitimmten Rechnungen, 
Negifter oder Bücher umrichtig geführt, 
verfälicht oder unterdrüdt, oder una e 
Abſchlũſſe oder Auszüge ad biefen * 
nungen, Regiſtern o Büchern, oder 
unrichtige Belege zu denſelben vorgelegt, 
oder iſt in Beziehung auf bie Unter⸗ 
ſchlagung auf Fällen, Beuteln ober 
Paketen ber Geldinhalt Fälfchlich bezeich- 
net, fo ift auf Zuchthaus bis gu zehn 
Jahren zu erfenneıt. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, 
fo tritt Gefängnisſtrafe nicht unter ſechs 
Monaten ein. 


852. Ein Beamter, Advokat, An⸗ 
malt oder fonjtiger Rechtsbeiſtand, welcher 
Gebühren oder andere Vergütungen für 
amtliche Verrichtungen zu feinem Vorteile 
zu erheben hat, wird, wenn er Gebühren 
oder Vergütungen erhebt, von denen er 
weiß, daß der Zahlende fie überhaupt 
nicht oder nur in geringerem Betrage ver- 
ſchuldet, mit Gelditrafe bis zu dreihundert 
Mark oder mit Gefängnis bis zu einem 
Jahre beitraft. 

Der Verfuch ift ftrafbar. 


8 8358. Ein Beamter, welcher Steu- 
erıt, Gebühren oder andere Abgaben für 
eine öffentliche Kaffe zu erheben hat, wirb, 
wern er Wbgaben, von denen er weiß, 
daß ber Bahlende fie überhaupt nicht oder 
nur in geringerem Betrage verjchuldet, 
erhebt, und das rechtswidrig Erhobene 
ganz oder zum Teil nicht zur Kaſſe 
bringt, mit Gefängnis nicht unter brei 
Monaten beitraft. 

Gleiche Strafe trifft ben Beamten, 
welcher bei amtlichen Ausgaben an Gelb 
—— — dem ee wer 
ſätzlich oder rechtäwidrig macht 
und bie Ausgaben als volifänbig geleiftet 
in Rechnung ftellt. 


8 3588. Ein Beamter im Dienſte des 
Auswärtigen Amtes des Deutfchen Reichs, 
welcher bie Amtsverſchwi eit dadurch 
verlegt, daß er ihn amtlich anvertraute 
oder zugängliche Schriftſtücke oder eine 
ihm von feinem Xorgejegten erteilte An- 
weijung oder deren Anhalt anderen wider» 
rechtlich mitteilt, wird, fofern wicht nach 

















Reichsſtrafgeſetbbuch. 88 354 bis 360, 


anderen Bellimmungen eine fchiverere 
Strafe verwirkt ift, mit Gefängnis ober 
mit Geldſtrafe bis zu fünftaufend Mark 
beitraft. 

Gleiche Strafe trifft einen mit einer 
audwärtigen Miffion betrauten oder bei 
einer ſolchen beichäftigten Beamten, tmel- 
cher den ihm durd feinen Vorgeſetzten 
amtlicy erteilten VWrmeifungen vorſäßzlich 
zuwiderhandelt, oder welcher in ber 
een feinen Borgefebten in beifen amt- 
li Handlungen irre zu leiten, dem⸗ 
ſelben erdichtete oder entſſellte Thatſachen 
berichtet. Ä 


8 354. Ein Poftbeamter, welcher bie 
der Poſt anvertrauten Briefe oder Pakete 
in anderen, al3 den im Geſetze vorge 
ichenen Fällen exöffnet oder unterbrüdt, 
oder einem anderen wifjentlich eine folche 
Handlung geitattet, oder ihm babei 
wiſſentlich Hilfe leiftet, wirb mit Gefäng⸗ 
nis nicht unter drei Monaten beitraft. 


8 855. Tele — oder an⸗ 
dere mit der Beaufſichtiging und Be— 
bienung einer zu öÖffentlihen Zwecken 
dienenden Telegraphenmmftalt Detraute 
Perſonen, weldye die einer Telegraphen- 
anftalt amvertrauten Depeſchen ver- 
fälfchen oder in anderen, al3 den im Ge- 
ſetze vorgejehenen Fällen eröffnen oder 
unterdrüden, oder von ihrem Inhalte 
dritte rechtswidrig benachrichtigen, oder 
einem anderen wiſſentlich eine ſolche 
Handlung geftatten oder ihm babei 
wiflentlicy Hilfe leiften, werden mit Ge 
fängnis nicht ımter drei Monaten beitraft. 


8 356. Ein Advokat, Anwalt ober 
ein anderer Rechtsbeiſtand, welcher bei 
den ihm bermöge jener amtlicjen Eigen- 
Schaft anvertrauten Angelegenheiten in 
berfelben Rechtsſache beiden Parteien 
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duch Rat oder Beiſtand pflichtwibrig 
bient, wird mit Gefängnis nicht unter 
drei Monaten beitraft. 

Handelt derjelde im Einverſtändniſſe 
mit ber Gegenpartei zum Nachteile feiner 
Partei, fo tritt Yuchthausftrafe bis zu 
fünf Jahren ein, 


8 857. Ein Amtsvorgeſetzter, welcher 
feine Untergebenen zu einer ftrafbaren 
Handlung im Umte vorfäglich verleitet 
oder zu verleiten unternimmt, oder eine 
ſolche ftrafbare ae; feiner Unter 
gebenen wiſſentlich geichehen läßt, hat Die 
auf biefe jtrafbare Handlung angebrohte 
Strafe verwirkt, 

Diefelbe Beſtimmung findet auf einen 
Beamten Anwendung, welchem eine Auf 
ficht ober Kontrolle über bie Amtöge- 
ichäfte eines anderen Beamten über 
tragen ift, fofern die von diejem letzteren 
Beamten begangene ftrafbare Handlung 
Die zur auflicht oder Kontrofle gehörenden 
Geſchäfte betrifit. 


8358, Neben der nad Vorfchrift der 
38 331, 339 bi 341, 352 his 355 und 
7 erkannten Gefängniäftrafe kann auf 
ur Belleidung 
öffentlicher Aemter auf die Dauer von 
einem bis zu fünf Jahren erfannt werden. 








8 359. Unter Beamten im Ginne 
dieſes Skuaipefeben jind zu veritehen alle 
im Dienfte des Reichs oder in unmittel- 
barem ober mittelbarem Dienſte eines 
Bundesftaat? auf Xebenzzeit, auf Zeit 
oder nur vorläufig angeftellte Perfonen, 
ohne Unterſchied, ob fie einen Dienſteid 
geleiftet haben ober nicht, ingleichen 
Notare, nicht aber Advokaten und An⸗ 
walte. 





Neunundzwanzigfter Abſchnitt. 
fÜbertretungen. 


8 860. Mit Geldftrafe bis einhunbert- 
fünfzig Mark oder mit Haft wird beftraft; 
1. wer ofme bejondere Erlaubnis Riſſe 
von Feſtungen oder einzelnen Yeit- 
ungswerken aufnimmt oder ver 
öffentlicht ; 


2. wer außerhalb ſeines Gewerbebe 
triebe3 heimlich oder wider das Ver⸗ 
bot ber Behörde Vorräte von Waffen 
oder Schießbebarf auffammelt ; 

3. wer als beurlaubter Reſerviſt ober 
Wehrmann der Land» oder Seerscht 


26* 
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Reichsſtrafgeſetzbuch. 88 360 bis 361. 


ofme Erlaubnis ausmwandert, ebenfo 

wer al3 Erſatzreſerviſt erſter Klaſſe 

auswandert, ohne von ſeiner bevor⸗ 

ſtehenden Auswanderung ber Mifi- 

tärbehörde Anzeige erſtattet zu 
en: 


. wer ohne ſchriftlichen Auftrag einer 


Behörde Stempel, Giegel, Stide, 
Platten oder andere formen, welche 
zur Anfertigung von Metall» oder 
Papiergeld, oder von folchen Papie⸗ 
ren, welche nad) $ 149 dem Bapier- 
gelde gleidy geachtet werden, oder 
bon Stempelpapier, Stempelmarlen, 
Stempelblanfetten, Stempelabdrüden, 
Poſt⸗ oder neiegranhenmwertzeichen, 
öffentliden Beidjeinigungen ober 
VBeglaubigungen dienen können, an- 
fertigt ober an einen anderen uls Die 
Behörbe verabfolgt; 


. wer ohne jchriftlichen Auftrag einer 


Behörde den Abdruck der in Nr. 4 
genannten Stempel, Siegel, Stiche, 
Platten oder Formen, oder einen 
Drud von Formularen zu ben ba- 
jeibjt bezeichneten öffentlichen Papie- 
ren, Beglaubigungen oder Beicheini- 
gungen unternimmt, oder Abdrüde 
an emen anderen als die Behörde 
verabfolgt; 


. wer Waren-Empfehlungsfarten, An- 


fündigungen oder andere Drudjachen 
oder Wbbildungen, welche in ber 
Form oder Verzierung dem Papier- 
gelde oder den dem Papiergelde 
nad 8 149 gleich geachteten Pa— 
pieren ähnlich find, anfertigt oder 
verbreitet, oder iver Stempel, Stiche, 
Platten oder andere Formen, welde 
zur Unfertigung von folden Druck⸗ 
jahen oder Wbbildungen dienen 
fünmen, anfertigt; 


. mer wmbefugt bie Abbildung des 


faijerlihen Wappen? oder bon 
Wappen eined Bundesfürjten oder 
Landeswappen gebraudit; 


. wer unbefugt eine Uniform, eine 
Amtskleidung, ein Amtszeichen, einen. 


Drden oder ein Chrenzeicyen trägt, 
oder Titel, Würden oder Adelsprädi⸗ 
fate annimmt, ingleichen wer jich 
eines ihm nicht zulommenden 
Namens einen zujtändigen Beamten 
gegetrüber bedient; 


. wer geieglichen Beftimmungen qu- 


wider ohne Genehmigung der Staats⸗ 


10. 


11. 


12. 


13. 


behörde Ausſteuer⸗, Sterbe- oder 
Witwenkaſſen, Berficherungsanftalten 
oder andere dergleichen Gejellfchaften 
oder Anitalten errichtet, weldye be 
jftimmt find, gegen Zahlung eines 
Einfaufögeldes oder gegen Xeiftung 
von Veldbeiträgen beim Eintritte ge 
wiffer Bedingungen oder Friſten, 
Bahlungen an Kapital oder Rente zu 
leiften; 

wer bei Unglüdsfälfen oder gemeiner 
Gefahr oder Not von ber Rolizeibe- 
hörde oder deren Stellvertreter zur 
Hülfe aufgefordert, feine folge leiftet, 
er der Aufforderung ohne 


bgleich 
erhebliche eigene Gefahr genügen 
te; 


D 
e 
fonnte; 
wer ungebührlichermweife ruheftören- 
den Lärm erregt ober wer groben 
Unfug verübt; 

wer ald Pfandleiher ober Nüdlaufs- 
händler bei Ausübung feines Ge 
werbes den darüber erlajjenen An⸗ 
ordnungen zuwiderhanden insbe⸗ 
ſondere den durch Landesgeſetz oder 
Anordnung der zuſtändigen Behörde 
beſtimmten Zinsfuß überſchreitet; 
wer öffentlich oder in Aergernis er⸗ 
regender Weiſe Tiere boshaft quält 


J oder roh mißhandelt; 
14. 


wer unbefugt auf einem öffentlichen 
Wege, einer Straße, einem öffent⸗ 
lichen Plage oder in einem öfjent« 
lihen Derfammlungsorte Glücks— 
jpiele hält. 


Sn den Yällen der Nummern 1, 2, 4, 


5, 6 und 14 kann neben der Gelditrafe 
oder der Haft auf Einziehung der Riſſe 
von Feſtungen oder Feſtungswerken, ber 
Borräte von Waffen oder Schießbedarf, 
der Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder 
anderen Formen, der Ubdrüde oder Ab- 
bildungen, oder der auf dem Gpieltijche 
oder in der Bank befindlichen Gelder cr- 
faınt werden, ohne Unteridjied, ob jie 
dem Berurteilten gehören oder nicht. 





8 3861. Mit Haft wird beitraft: 
1. wer, nachdem er ımter Rolizeiauf- 


ficht geftellt worden ift, den infolge 
berjelben ihm auferlegten Belchrän- 
fungen zuwiderhandelt; 


. wer, nachdem er des Bundesgebietes 


ober des Gebietes eined Bumdesitanis 
vertviefen ijt, ohne Erlaubnis zurüd« 
fehrt; 





=] 


. wer fi 


. ver, 


Reichsſtrafgeſetzbuch. 88 262 bis 368. 


. wer als Landſtreicher umberzieht; 
. wer bettelt ober Arber zum Betteln 


anleitet ober audjchidt, oder Per⸗ 
foren, welche feiner Gewalt und, Huf 
ſicht untergeben find und zu feiner 
Hausgenofjenichaft gehören, vom 
Betteln abzuhalten unterläßt; 

m Spel, Trunk oder 
Müßiggang dergeitalt hingiebt, daß 
er in einen Zuſtand gerät, in wel⸗ 
djem zu jeinem Unterhalte oder zum 
Unterbatte derjenigen, zu deren Er⸗ 
nährung er berprfichte: iſt, durch 
Vermittelung der Behörde fremde 
air in Anſpruch genonmen werben 
muß; 


. eine Weibsperſon, welche wegen ge⸗ 


werbsmäßiger Unzucht einer polizei- 
lichen Aufſicht unterſtellt iſt, wenn 
fie den in dieſer Hinſicht zur Siche- 
rung ber Gefundheit, der öffentlichen 
Ordnung und bes Öffentlichen An⸗ 
ftandes erlafjenen polizeilidyen Bor- 
Schriften zumiderhandelt, oder welche, 
ohne einer ſolchen Aufſicht unterftellt 
zu fein, gewerbsmäßig Unzucht 


treibt; 

er aus öffentlichen 
Wrmenmitteln eine Unterftügung 
empfängt, ſich aus Arbeitsſcheu 
weigert, die ihm von ber Behörde 
angeiviejene, jeinen Kräften ange- 
mejjene Arbeit zu verrichten; 


went 


. mer nad) Verluſt jeines bisherigen 


Unterkommens binnen der ihm von 
der zuftänbigen Behörde beftimmten 
Friſt ſich kein andenwveitiges Unter- 
kommen verſchafft hat und auch nicht 
nachweiſen kann, daß er ſolches der 
von ihm angewandten Bemühungen 
ungeachtet nicht vermocht habe; 


. wer Kinder oder andere unter feiner 


Gewalt ftehende Perſonen, welche 
ſeiner Aufſicht untergeben find und 
zu ſeiner Hausgenoſſenſchaft gehören, 
von der Begehung von Diebſtählen 
ſowie von der Begehung ſtrafbarer 
Verletzungen der Zoll⸗ oder Steuer⸗ 
geſetze, oder der Geſetze zum Schutze 
der Forſten, der Feldfrüchte, der 
Jagd oder der Fiſcherei abzuhalten 
unterläßt. Die Vorſchriften diefer 
Geſetze über die Haftbarleit für bie 
ben Thäter treffenden Geldftrafen 
oder anderen Geldleiſtungen werden 
hierdurch nicht berührt. 
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m ben Füllen der Nr. 9 kann 
ftatt der Haft auf Geldftrafe bis zu 
einhundertfünfzig Mark erfannı 
werden. 





9 362. Die nach Vorſchrift des 8361 
Nr. 3 bis 8 Verurteilten Tönnen zu Ar 
beiten, welche ihren Fähigkeiten und Ver⸗ 
hältniffen angemeſſen find, innerhalb und, 
jofern jie von anderen freien Arbeitern 


- getrennt AR werden, auch außerhaib 


der Strafanitalt angehalten werden 

Bei der Verurteilung zur Haft kann 
zugleid) erkannt werden, daß bie ver- 
urteilte Perſon nach verbüßter Strafe ber 
Wandeöpolizeibehörde zu überweiſen ſei. 
Die Landespolizeibehörde erhält baburch 
bie Befugnis, bie verurteilte Perſon ent- 
weder bi3 zu zmei Jahren in ein Arbecit3- 
haus unterzubringen oder zu gemein» 
wübigen Ürbeiten zu verwenden. "Im 
Falle des 8 361 Nr. 4 ift dieſes jedoch 
nur dann zuläflig, wen der Verurteilte 
in den legten drei jahren wegen diefer 
Uebertretung mehrmals rechtskräftig ver- 
urteilt worden ift, oder wenn berjelbe 
Fr Drohung oder mit Waffen gebettelt 

at. 

Sit gegen einen Ausländer auf Ueber- 
meijung an bie Lanbespolizeibehörbe er- 
kannt, fo kann an Stelle der Unterbrin- 
gung in ein Arbeitshaus Verweiſung aus 
dem Bundesgebiete eintreten. 


363. Wer, um Behörden ober 
Privatperfjonen zum Zwecle feines beſſeren 
Fortlommend ober de3 bejjeren Furt- 
fommen3 eime3 anderen zu täujchen, 
Päſſe, Militärabjchiede, anderbücher 
oder fonftige Xegitimationspapiere, Dienſt⸗ 
oder Arbeitsbucher oder ſonſtige auj 
Grund bejonderer Borjchriften auszus 
jtellende Zeugniſſe ſowie Führungs- oder 
Fähigkeitszeugniſſe falſch ausfertigt oder 
verfälſcht, oder wiſſentlich von einer 
ſolcher falſchen oder verfälſchten Urkunde 
Gebrauch macht, wird mit Haft oder mit 
Geldſtraſe bis zu einhundertfünfzig Mark 
beitraft. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher 
zu demjelben Zwecke von ſolchen für einen 
anderen auögeitellten echten Urkunden, als 
ob fie für ibm ausgeſtellt feien, Gebrauch 
macht, oder welcher ſolche für ihn ausge— 
ſtellte Urkunden einem anderen zu dem 
gedachten Zwecke überläßt. 
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8 864. Mit — bis zu ein⸗ 
hundertfünfzig Mark wird beſtraft, wer 
wiſſentlich —* einmal verwendetes 
Stempelpapier nad) gänzlicher ober teil⸗ 
weifer Entfernung der darauf gejeßten 
Schriftzeichen, ober ſchon einmal ver- 
wenbete Stempelmarfen, Stempelblantette 
oder ausgeichnittene oder ſonſt abge 
trennte Stempelabbrüde ber im 8276 be- 
zeidmeten Art veräußert ober feilhält. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher 
wiſſentlich ſchon einmal verwendete Poſt⸗ 
oder Telegraphenwertzeichen na) gänz- 
liher oder teilweifer Entfernung des Ent- 
wertungszeichens veräußert oder feilhält. 


8 865. Wer in einer Scanfitube 
oder an einem öffentlichen Vergnügungs- 
orte über die gebotene Polizeiſtunde 
Anand berweilt, ungeachtet ber Wirt, fein 

ter oder ein Polizeibeamter ihn 
zum Fortgehen aufgefordert hat, wird 
mit Geldſtrafe bis zu fünfzehn Mark 
beitraft. 

Der Wirt, welcher das Verweilen feiner 
Bälte Aber die gebotene Polizeiftunde hin⸗ 
aus duldet, wird mit Gelditrafe bis zu 
ſechzig Mark oder mit Haft bis zu vier- 
zehn Tagen beitraft. 


8 866. . Mit Gelbitrafe bis zu fechzig 
Markt oder mit Haft bis au ® Diergehn 
Tagen wird beftraft: 

1. wer den gegen die Störung ber Feier 
der Sonn- und Feſttage erlafjenen 
Anordnungen zumiberhanbelt; 

2. wer in Städten oder Dörfern über- 
mäßig ſchnell fährt oder reitet, ober 
auf öffentlichen Straßen oder Plätzen 
ber Städte oder Dörfer mit gemeiner 
Gefahr Pferde einfährt oder zureitet; 

3. wer auf öffentlichen Wegen, Straßen, 
Plätzen oder Waſſerſtraßen das Vor⸗ 
beifahren anderer mutwillig ver⸗ 
hindert; 

4. wer in Städten mit Schlitten ohne 
feite Deichjel oder ohne Geläute oder 
Schelle fährt; 

5. wer Tiere in Stäbten oder Dörfern, 
auf Öffentlichen Wegen, Straßen ober 

Aläpen, oder an anderen Orten, imo 
fie durch Ausreißen, Schlagen ober 
auf undere Weile Schaben anrichten 
lönnen, mit Bernadjläffigung ber 
erforberlihen Sicherheitsmaßregeln 
ſtehen läßt ober jührt; 
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6. wer Hunde auf Menichen het; 

7. wer Steine ober andere harte Körper 
oder Unrat auf Menſchen, auf Pferde 
oder andere Zug ober Laſttiere, 
gegen fremde Häufer, Gebäude oder 
Einſchließungen, oder in Gärten oder 
eingeichloffene Räume wirft; 

8. wer nach einer öffentlichen Straße 
oder Waſſerſtraße, ober nach Orten 
hinaus, wo Menſchen zu verlehren 
pflegen, Sacden, durch deren Um⸗ 
I: en oder Herabfallen jemand be- 
hädigt werden Tann, ohne gehörige 
Sefeftigung aufitellt oder aufhängt, 
oder Sachen auf eine Weiſe aus- 
gießt oder auswirit, daß dadurch 
jemand beichädigt oder verunreinigt 
werden Tann; 

9. wer auf öffentlichen Wegen, Straßen, 
Tlägen oder Waſſerſtraßen Gegen- 
ftände, durch welche ber freie Ver⸗ 
kehr gehindert wird, aufftellt, hin- 
legt oder liegen läßt; 

10. wer die zur Erhaltung der Sicher⸗ 
heit, Bequemlichkeit, Neinlichleit und 

uhe auf ben öffentlichen Wegen, 
Straßen, Plätzen oder Waſſerſtraßen 
erlaſſenen olizei ⸗Verordnungen 
übertritt. 





8 3664. Wer die zum Schutze ber 
Dünen und der Fluß- und Dieerezufer 
jowie ber auf benfelben vorhandenen An- 
pflanzungen und Unlagen erlaffenen Boli- 
zeisVerordnungen übertritt, wird mit 
Gelditrafe bis zu einhundertfünfzig Mark 
oder mit Haft beitraft. 





8 367, Mit Geldftrafe bis zu ein- 
hundertfünfzig Mark oder mit Haft wird 
beitraft: 


1. wer opme Vorwiſſen ber Behörde 
einen Leichnam beerdigt ober bei- 
feite jchafft, oder wer unbeiugt einen 
Teil einer Leiche aus dem ahr⸗ 
ſam der dazu berechtigten Perſon 
wegnimmt; 

2. wer den polizeili 
über vorzeitige 
gegenhandelt; 

3. wer ohne polizeiliche Erlaubnis Gift 
oder Wrzeneien, ſoweit der Handel 
mit benjelben nicht [reigegeben ift, 
zubereitet, feilhält, verlauft oder ſonſt 
an andere fiberlüßt; 


n Anordnungen 
eerbigungen ent- 











4. 


Neichsitrafgefegbuch. 88 367 bis 368. 


wer ohne die vorgeichriebene Erlaub- 
nis Schiepulver oder andere erplo- 
dierende Stoffe oder Feuerwerle zu⸗ 
bereitet ; 


. mer bei der Aufbewahrung oder bei 


der Beförderung bon Giftwaren, 
Schießpulver oder Feuerwerken, oder 
bei ber Aufbewahrung, Beförderung, 
Berausgabung oder Verwendung von 
Sprengitoffen oder anderen erplo- 
dierenden Stoffen, oder bei Yus- 
übung der Vefugnis zur Zubereitung 
oder Feilhaltung biefer Gegenjtände 
fowie der Arzeneien die beshalb er- 
gangenen Verordnungen nit be 
folgt; 

wer Lei Berjendung oder Beförderung 
von Licht entzündlichen oder ägenben 
Degenjtänben durch die Poſt die des⸗ 
halb ergangenen Verordnungen nicht 
beſolgt; 


. wer Waren, Materialien ober an⸗ 


dere Vorräte, welche jich leicht von 
jelbit entzünden oder leicht Teuer 
fangen, an Orten oder in NBehält- 
nijjen aufbewahrt, wo ihre Entzün«- 
dung gefährlich werden Tann, oder 
wer Stoffe, die nicht ohne Gefahr 
einer Entzündung bei einander liegen 
fünnen, ohne Abſonderung aufbe- 
wahrt; 


. wer verſälſchte ober verdorbene Ge⸗ 


tränfe oder Eßwaren, insbeſondere 
trihinenhalfiges Fleiſch feilhält oder 
verlauft; 


. wer ohne pol:zeilie Erlaubnis an 


beivohnten oder von Menſchen be- 
ſuchten Orten Selbſtgeſchoſſe, Schlag⸗ 
eiſen oder Fußangeln legt, oder an 
ſolchen Orten mit Feuergewehr oder 
anderem Schießwerkzeuge ſchießt, 
oder Feuerwerkskörper abbrennt; 


. wer einem gejehlichen Verbot zu- 


wider Stoß⸗, Hieb⸗ ober Schuß 
waffen, . welche in Stöden over 
Röhren ober in ähnlicher Weije ver- 
borgen find, feilhält oder mit jich 
führt; 


„wer bei einer Schlägerei, in welche 


er nicht ohne fein Verſchulden hin— 
eingezogen worden ift, oder bei einem 
Angriff fi) einer Waffe, insbejon- 
dere eines Meſſers oder eines an— 
deren gefährliden Werkzeuges be- 
dient ; 
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11. mwer ohne polizeiliche Erlaubnis 


12. 


13. 


fährliche wilde Tiere hält, oder toilde 
oder bösartige Tiere frei umbher- 
laufen läßt, oder in Anſehung ihrer 
bie erforderluher Vorſichtsmaß⸗ 
regeln zur Verhütung von Beſchädi⸗ 
gungen unterläßt; 

wer auf öffentlichen Straßen, Wegen 
oder Pläten, auf Höfen, in Häuſern 
und überhaupt an Orten, an mweldyen 
Menſchen verkehren, Brunnen, Keller, 
Gruben, Oeffnungen oder Abhänge 
dergeilalt unverdedt oder unvermwahrt 
läßt, daß daraus Gefahr für andere 
entjichen Tann; 

wer troß der polizeilichen Auffor⸗ 
berung es unterläßt, Gebäude, welche 
den Einſturz drohen, auszubejjern 
oder niederzureißen ; 


14. wer Bauten oder Ausbeſſerungen von 


Gebäuden, Brunnen, Brüclen, 
Schleuſen oder anderen Bauwerlen 
vornimmt, ohne die von der Polizei 
angeordneten oder ſonſt erforderlidyen 
Sicherungsmaßregeln zu treffen; 


15. wer als Bauherr, Baumeiſter oder 


16. 


Bauhandwerler einen Bau oder cine 
Ausbejjerung, wozu die polizeiliche 
Genehmigung erforderlich ift, ohne 
diefe Genchmigung oder mit eigen- 
mächtiger Abweichung von dem durch 
die Behörde genehmigten Bauplane 
ausführt oder ausjühren läßt; 
wer den über das Wbhalten von 
öffentlichen Verjteigerungen und über 
das Verabjolgen geiſtiger Getränfe 
vor und bei öffentlichen Seriteige 
rungen erlaffenen polizeilichen . 
ordnnungen zumiderhandelt. 


In den Fällen der Nr. 7 bis 9 kann 


neben ber Geldſtrafe oder der Haft auf 
die Einziehung der verjäljchten oder ver- 
Dorbenen Getränfe oder Eßwaren, in« 
gleichen der Selbitgeichoffe, Schlageijen 
oder Fußangeln fowie der verbotenen 
Waffen erfannt werden, ohne Unterfdjied, 
ob fie dem Verurteilten gehören oder 
nicht. 





8 368. Mit Geldſtrafe bis zu ſechzig 


1. 


Markt oder mit Haft bis zu vierzehn 
Tagen wird beitraft: 


wer den polizeilichen Anordnungen 
über die Schließung der Weinberge 
zuwiderhandelt; 
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zeilide Anordnungen gebotene Rau⸗ 
peu unterläßt; 


. wer ohne polizeiliche Erlaubnis eine 


neue erjtätte errichtet oder eine 
bereit3 vorhandene an einen anderen 
Ort verlegt; 


. wer ed unterläßt, dafür zu forgen, 


daß die Feuerſtätten in feinem Hauſe 


“in baulidjem und branbjicherem Zu- 


jtande unterhalten, oder daß bie 


Scornfteine zur rechten Zeit ge 
teinigt werben; 


. wer Scheunen, Ställe, Böden ober 


andere Räume, welche zur Aufbe⸗ 
wahrung feuerfangender Sachen 
dienen, mit unverwahrtem Feuer 
oder Licht betritt, oder ſich denſelben 
mit unverwahrtem Feuer oder Licht 
nühert; 


wei an gefährlidhen Stellen in Wäl- 


n oder Heiden, oder in gefähr- 
lider Nähe von Gebäuden oder 
feuerfangenden Saden Yeuer an⸗ 
zündet; 


. wer in gefährluher Nähe von Ge- 


bäuden oder feuerfangenden Sachen 
mit Yeuergewehr jchiept oder Yeuer- 
werte abbreint; 


. wer die polizeilih vorgejchriebenen 


Teuerlöjchgerätichaften überhaupt 
nicht oder nicht in brauchharem Zu- 
ftande hält oder andere feuerpolizei- 
liche Anordnungen nicht befolgt; 

wer unbefugt über Gärten oder 
Weinberge, oder vor beendeter Ernte 
über Wieſen oder beftellte Weder, 
oder über folde Weder, Wiejen 


Weiden oder Schonungen, weldje mit - 


einer Einfriedigung verjehen find, 
oder beren Betreten dDurd) Warnung 
zeichen unterjagt ijt, oder auf einen 
durch Warnungszeichen geſchloſſenen 
Privatwege geht, fährt, reitet oder 
Vieh treibt; 

wer ohne Genehmigung des Jagd- 
berechtigten oder ohne jonftige Be- 
fugnis auf einem fremden agdye- 
biete außerhalb des öffentlichen, zum 
emeinen Gebrauche beſtimmten 
Weges, wenn auch nicht jagend, doch 
zur Jagd ausgerüſtet, betrofjen wird; 


‚wer unbefugt Gier oder Junge von 


jagdbarem Yederwild vder von Sing- 
vögeln ausnimmt. 
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8 369. Mit Geldftrafe bis zu ein- 
hundert Mark oder mit Haft bi3 zu vier 
Wochen werden beftraft: 

1. Schlojier, welche ohne obrigleitliche 
Unweijung oder ohne Genehmigung 
des Inhabers einer Wohuung 
Sclüjjel zu Zimmern oder Behält- 
nijjen ın der legteren anfertigen oder 
Schlöſſer an denjelben öffnen, ohne 
Genehmigung de3 Yausbeigerd oder 
jeines Gtellvertreter3 einen Haus 
Ihlüfjel anfertigen, oder ohne Er- 
laubnis der Hot: eibehörde Nach⸗ 
ſchlüſſel oder Dietriche verabfolgen; 

2. Gewerbtreibende, bei denen zum Ge 
brauche in ihrem Gewerbe geeignete, 
mit dem gejeglichen Eichungsſtempel 
nicht verjehene oder unridytige Maße, 
Gewichte oder Wagen vorgefunden 
werden, oder welche jich einer an⸗ 
beren Verlegung der Vorſchriften 
über die Maß- und Gewichtspolizei 
ſchuldig madıen; 

3. Gewerbetreibende, welche im Feuer 
arbeiten, wenn jie die Borjchriften 
nicht Lejolgen, welche von ber Poli⸗ 
zeibehörde wegen Unlegung und Ver⸗ 
wahrung ihrer Feuerſtätten ſowie 
wegen der Art und ber Zeit, ſich bes 
Teuer? zu bedienen, erlafjen find. 

Sm Valle der Nr. 2 ift neben der 
Geldjtrafe oder der Haft auf die Ein- 
iehung der vorjchrifismwidrigen Maße, 
ewichte, Wagen ober jonftigen Meßwerk⸗ 
zeuge zu erfennen. 





8 870. Mit Gelditiafe bis zu ein" 
hundertfünjzig Mark oder mit Halt wird 
beitraft: 

1. wer unbefugt ein fremdes Grund» 
ftüd, einen öffentlichen oder Privat- 
weg oder einen Grenzrain Durch Ab⸗ 
graben oder Abpflügen verringert; 


2. wer unbefugt von Öffentlichen oder 
Privatmegen Erde, Steine ober 
Raſen, uder aus Grundſtücken, welche 
einem anderen gehören, Erde, Lehm, 
Sand, Grand oder Mergel gräbt, 

laggen oder Bülten haut, Raſen, 

teine, Mineralien, zu deren Ge— 
winnung es einer Verleihung, einer 
Konzeſſion oder einer Erlaubnis der 
Behoͤrde nicht bedarf, oder ähnliche 
Gegenſtände wegnimmt; 








3. wer von einem 3 
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um Vienſtſtande 
gehörenden Unteroffizier oder Ge⸗ 
meinen des Heeres oder der Marine 
ohne die fchriftlihe Erlaubnis des 
borgejepten Kommandeurs Mon- 
tierungd- oder Armaturſtücke kauft 
oder zum Bfande nimmt; 

. wer unberechtigt filcht ober frebit; 
, wer Rahrungs- oder Genußmittel 
von unbedeutendem Werte oder in 


Verwandten auffteigender Linie ge 
Verwandte abfteigender Linie oder 
von einem Ehegatten gegen ben an- 
deren begangen worden ift, bleibt 
ftraflo3; 


. wer Getreibe oder andere zur Yütte- 


rung bed Viehes beſtimmte ober ge⸗ 
eignete Gegenjtände wider Willen des 
Eigentümers mwennimmt, um bdelfen 
Vieh damit zu füttern, 


geringer Menge zum alöbaldigen In den Fällen ber Nr. 5 und 6 tritt 
sereaneie entivendet. die Verfolgung nur auf Antrag ein. Die 
Eine Entwendung, melde von ! Zurüdnahme des Antrages ift zufällig. 








B. 
Die kleineren Reichsgeſehe 
mit vorwiegend ſtrafrechtlichem Inhalt. 


I. 


Das Gefek über die Yreffe. 


Bom 7. Mai 1874. 


J. Einleitende Beitimmungen. 


81. Die Freiheit der Preſſe unterliegt 

nur denjenigen Beſchränkungen, welche 
durch das gegenwärtige Geſetz vonge- 
ſchrieben oder zugelaſſen ſind. 





8 2. Das gegenwärtige Geſetz findet 
Anwendung auf alle Erzeugniſſe der 
Buchdruckpreſſe, ſowie auf alle anderen, 
durch mechauiſche ober chemiſche Mittel 
bewirkten, zur Verbreitung beſtimmten 
Vervielfältigungen von Schriften und 
bildlihen Darſtellungen mit oder ohne 
Schrift, ımd von Mufilalien mit’ Text 
oder Crläuterungeit. 

Was im folgenden von „Druchkſchrif⸗ 
ten” verordnet ift, gilt für alle vorſtehend 
bezeichneten Erzeugniife. 





8 8. UBS Verbreitung einer Druck⸗ 
ſchrift im Sinne dieſes Gejeges gilt and) 
das Anſchlagen, Yusftellen oder Aus— 


legen twrielben an Orten, wo jie der | 


Kenntnisnahme durch das Publikum zu⸗ 
gänglich find. 


84. Eine Entziehung der Befugnis 
um felbjtändigen ‘betriebe irgend eines 
reßgemwerbed ober ſonſt zur Herausgabe 
und zum Vertriebe von Brudicriften 
fann weder im abminiftrativen, nod) im 
richterlichen Wege ftattfinden. 
Im übrigen find für ben Betrieb im 
Preßgewerbe die Beitimmungen der Ge 
werbeorbnung maßgebend. 


8 5. Die nichtgewerbsmäßige öffent- 
liche Verbreitung von Druchſchriften kann 
durch die Ortspolizeibehörde denjenigen 
Perſonen verboten werben, melden nad) 
8 57 ber Gewerbeordnung ein Legiti- 
mationsſchein verſagt werden barf. 

Zuwiderhandlungen gegen ein ſolches 
Verbot werden nach 8 148 der Gewerbe⸗ 
ordnung beſtraft. 








Das Geſet über bie Preſſe. 88 7 bis 18. 
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I. Ordnung der Brefie. 


‚86. Auf jeber im Geltungsbereich 
dieſes Geſetzes erſcheinenden Drudichrift 
muß der Name und Wohnort des Druckers 
und, wenn ſie für den Buchhandel oder 
ſonſt zur Anbreitung beftimmt ift, ber 
Name und Wohnort des Verlegers, oder 
— beim Selbjtvertriebe der Drudichrift 
— des Verfaſſers oder Herausgebers ge- 
nannt jein. An Stelle de3 Namens des 
Druder3 oder Berlegerd genügt bie An- 
gabe der in das Handelsregiſter einge- 
tragenen Firma. 

Ausgenommen von biefer Vorſchrift 
find die nur zu ben Zwecken des Ge— 
werbes und Verkehrs, des häuslichen und 
geſelligen Lebens dienenden Drudicrif- 
ten, als: Formulare, Preiszettel, Vi⸗ 
fitenkarten und dergleichen, ſowie Stimm⸗ 
zettel für öffentliche Wahlen, ſofern ſie 
nichts weiter als Zweck, Zeit und Ort 
der Wahl und die Bezeichnung der zu 
waͤhlenden Perſonen enthalten. 


8 7. Zeitungen und Zeitſchriften, 
welche in monatlichen oder fTürzeven, 
wenn auch unregelmäßigen Friſten er- 
ſcheinen —S Druckſchriften im 
Sinne dieſes Geſetzes), müſſen außer⸗ 
dem auf jeder Nummer, jedem Stücke 
oder Hefte den Namen und Wohnort des 
verantwortlichen Redakteurs enthalten. 

Die Benennung mehrerer Perſonen als 
verantwortliche Redakteure iſt nur dann 
zuläſſig, wenn aus Form und Inhalt 
der Benennung mit Beſtimmtheit zu er⸗ 
ſehen iſt, für welchen Teil der Druck⸗ 
ſchrift jede der benannten Perſonen die 
Redaktion beſorgt. 


8 8. Verantwortliche Redakbeure peri⸗ 
odiſcher Druckſchriften dürfen nur Per⸗ 
ſonen ſein, welche berfügimgsfähig, im 
Deitge ber bürgerlichen Ehrenrechte und 
im tichen Reiche ihren Wohnſitz ober 
gewöhnlichen Aufenthalt Haben. 


8 9. Bon jeder Nummer (Heft, Stüd) 
einer periodiichen Druckſchrift muß der 
Verleger, fobald bie Austeilung oder 
Verſendung beginnt, ein Exemplar gegen 
eine ihm fofort zu erteilende Beſchei⸗ 
nigung an bie Bolizeibehörde des Aus- 
gabeorts unentgeltlich abliefern. 











Diefe Vorſchrift findet keine Anwen⸗ 
dung auf Brudichiften, melde aus 
ſchließlich Zwecken der Wiſſenſchaft, der 
Kunit, des Gewerbes oder ber Induſtrie 

en. 





8 10. Der verantwortlide Redakteur 
einer periodiſchen Drucdidhrift, melde An⸗ 
zeigen aufninimt, ift verpflichtet, Die ihm 
von öffentlichen Behörden mitgeteilten 
amtlichen Belanntmadjungen auf deren 
Verlangen gegen Zahlung der üblidyen 
Einrüdungsgebühren in eine der beiden 
nächiten bed Blattes aufzu⸗ 
nehmen. . 





8 11. Der verantwortlicdye Redakteur 
einer periodiſchen Druchkſchrift ift ver⸗ 
pflichtet, eine Berichtigung der in letzterer 
mitgeteilten Thatſachen auf Verlangen 
einer beteilicten Öffentlichen Behörde oder 
Privatperſon ohne Einſchaltungen oder 
Weglaſſungen aufzunehmen, ſofern die 
Berichtigung von dem Einſender unter- 
zeichnet ift, Teinen ſtrafbaren Inhalt Hat 
und fih auf thatfädlihe Angaben be 

änkt. 

Der Abdruck muß in ber nah Em- 
pfang der Einfendung nächſtfolgenden, 
für den Drud nicht bereitö abgeſchloſſenen 
Nummer und zwar in bemjelben Teile 
der Drudichrift und mit derielben Schrift 
wie ber Abbrud des zu beridjtigenden 
Artifel3 geſchehen. 

Die Aufnahme erfolgt Toftenfrei, fo- 
weit nicht bie Entgegnung ben Raum der 
zu berichtigenden Mitteilung überjcjreitet; 
für die über diefe3 Maß hinausgehenden 
Beilen find die üblichen Cinrüdungsge- 
bühren zur entrichten. 


8 12. Auf die von den deutſchen 
Reichs⸗, Staats⸗ und Gemeindebehörden, 
von dem Reichstage oder von der Yandes- 
vertretung eines deutſchen Bundesjtaats 
ausgehenden Drudicriften finden, ſoweit 
fi) ihr Inhalt auf amtlide Mitteilungen 
beichräntt, die Norfchriften der 88 6 bis 
11 feine Anwendung. 








8 13. Die auf mechaniſchem oder che⸗ 
miſchem Wege vervieljältigten perivdifchen 
Mitteilingen (fithographierte, autogra- 
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phierte, metallographierte, burchichriebene 
Korrefpondenzen) ımterliegen, fofern fie 
ausſchließlich an Redaktionen verbreitei 
werden, den in biejem Geſetze für perio- 
diſche Drudichriften getroffenen Beitim- 
mungen nicht. 


8 14. Iſt gegen eine Nummer (Stüd, 
Heft) einer im Auslande ericheinenden 
periodischen Druckſchrift binnen Zahres- 
frift zweimal eine Berurteilung auf 
Grund der 88 41 und 42 des Strafgefeh- 
buchs erfolgt, fo Tann der Neichsfanzler 
innerhalb zwei Monaten nad) Eintritt der 
Rechtskraft des letzten Erfenniniffes das 
Verbot der ferneren Verbreitung dieſer 
Druckſchrift bis auf zwei Jahre durch 
öffentliche Bekauntmachung ausſprechen. 

Die in den cinzelnen Bundesſtaaten auf 
Grund der Yandesgefetgebung bisher er⸗ 
lafjenen Verbote ausländiſcher periodifcher 
Druchſchriften treten außer Wirffamleit. 


815. In Zeiten der Kriegsgefahr 
ober be3 Krieges Tonnen Beröffent- 
lichungen über Truppenbewegungen oder 
Berteidigungsmittel durd) den Reichs⸗ 
fanzlev mittels Öffentlicher Belannt- 
machung verboten werden. 





8 16. Oeffentliche Aufforderungen 


mittel3 der Preife zur Aujbringung der 
wegen einer ftrafbaren Handlung erkann⸗ 
ten Gelditrafen und Koften, ſowie öffent» 
fiche Befcheimigungen mittel der Preſſe 
über den Empfang der zu ſolchen Zwecken 
gezahlten B:iträge find verboten. 

Das zufolge - folder Aufforderungen 
Empfangene oder der Wert desfelben ift 
der Armenkaſſe de Orts der Sammlung 
für verjallen zu erflären. 

8 17. Die Antklageſchrift oder andere 
amtliche Schriftftüde eines Strafprozeſſes 


Das Geſet Über die Prefie. 88 14 bis 24. 


dürfen durch bie Preſſe nicht cher ve 
öffentlicht werben, als big biefelben in 
öffentliher Verhandlung Fund gegeben 
worden find oder das Berfahren jein 
Ende erreicht hat. 


S 18. Mit Gelditrafe bis zu ein- 
taufend Mark oder nıtt Haft oder mit 
Gefängnis bis zu ſechs Monaten werden 
beitraft: 

1. Zuwiderhandlungen gegen bie in den 
88 14, 15, 16 und 17 enthaltenen 
Berbote ; 

2. Buwiderhandfungen gegen. die Be 
ſtimmungen ber 88 6, 7 und 8, 
welche durch falſche Angaben mit 
Kenntnis der. Unrichtigkeir begangen 
iverben. 

Diefelbe Strafe trifft den Verleger 
einer periodtichen Drudichrift aud) dann, 
wenn er wiſſentlich geichehen läßt, daß 
auf derielben eine Perſon fälſchlich ala 
Redakteur benannt wird. 








8 19. Mit Gelditrafe bis zu ein 
hundertfünfzig Mark oder mit Haft wer- 
den beitraft: 


1. Zuwiderhandlungen gegen bie 886, 
7 und 8, welche nicht durch 8 18 
iffec 2 getroffen find; 
2. Zuwiderhandlungen gegen den $9; 
3. Suriberhanblungen gegen die 8$ 10 
md 11. 


In den Fällen der Biffer 3 tritt bie 
Verfolgung nur auf Untrag ein, und hat 
da3 Strafurteil zugleic, die Aufnahme des 
eingefandten Artifel3 in die nächſtfolgende 
Nummer anzuorimen. Iſt die unberech 
tigte Verweigerung im guten Glauben ge- 
ſchehen, fo ift ımter Freiſprechung von 
Stra und Koften lediglich die nad) 
trägfidye Aufnahme anzuordnen. 





III. Berantwortlichleit für die durch die Preſſe begangenru 
ftrafbaren Handlungen. 


‚3 20. 
Handlungen, deren Strafbarfeit durch den 
Inhalt einer Drudichrift begründet wird, 
bejtimmt fid) nad) ben beitehenden all» 
gemeinen Strafgeſetzen. 

Ft die Druckſchrift eine periodifche, fo 
ift der ‚verantwortliche Nebalteur als 


Die LVerantwortlicjleit für | Thäter zu beftrafen, wenn nicht burch 


bejondere Umftände die Annahme feiner 
Thäterſchaft ausgeſchloſſen wird. 


8 21. Begründet der Inhalt einer 
Druckſchrift den Thatbeſtand einer ſtraf⸗ 
baren Handlung, fo find 





» 


Das Geſetz über die Preffe. 88 22 bis 25. 


der verantwortliche Redakteur, 

ber Verleger, 

der Druder, 

derjenige, welcher die Drudichrift 
geiwerbsmäßig vertrieben oder fonjt 
Öfjentlid) verbreitet hat (Verbreiter), 
foweit fie nit nad) $ 20 ala Täter 
oder Teilmehmer zu beitrafen find, wegen 
Fahrläſſigkeit mit Geldjtrafe bi3 zu ein⸗ 
taufend Markt ober mit Haft oder mit 
Feſtungshaft oder Gefängnis bis zu einem 
Sahre zu belegen, wenn fie nicht die An⸗ 
wendung der pflichtgemäßen Sorgfalt 
oder Umftände nachweiſen, welche dieſe 
Anwendung unmöglich gemacht haben. 
Die Beſtrafung bleibt jedoch fir jede 
der benannten Berfonen ausgeſchloſſen, 
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wenn ſie als den Verfaſſer oder den 
Einſender, mit deſſen Einwilligung die 
Veröffentlichung geſchehen iſt, oder, wenn 
es ſich um eine nicht periodiſche Druck⸗ 
ſchrift handelt, als den Herausgeber der⸗ 
ſelben oder als einen der in obiger 
Reihenfolge vor ihr Benannten eine Per⸗ 
ſon bis zur Verkündigung des erſten 
Urteils nachweiſt, welche in dent Bercich 
der richterlichen Gewalt eines deutſchen 
Bundesſtaats ſich befindet, oder falls ſie 
verſtorben iſt, ſich zur Zeit der Ver⸗ 
öffentlichung bejunden hat; hinſichtlich 
des Verbreiters ausläudiſcher Druckſchrif⸗ 
ten außerdem, wenn ihm dieſelben im 
Wege des Buchhandels zugekommen ſind. 


IV. Berjährung. 


.. 8 22. Die Strafverfolgung derjenigen 
Verbrechen und Bergehen, welde durch 
Die Verbreitung von Druchkſchriften ſtraf⸗ 
baren Inhalts begangen werden, ſowie 


derjenigen ſonſtigen Vergehen, welche in 
dieſem Geſetze mit Strafe bedroht find, 
verjährt in ſechs Monaten. 





V. Beſchlagnahme. 


8 23. Eine Beſchlagnahme von Druck⸗ 
ſchriften ohne richterliche Anwendung 
findet nur ftatt: 

1. wenn eine Drudichrift den Borfchrif- 
ten der. 88 6 ımd 7 nicht entipricht, 
oder den Vorſchriften des 8 14 zu- 
wider verbreitet wird, 

2. wenn durch eine Druchkſchrift einem 
auf Grund de 8 15 dieſes Ge⸗ 
fees erlaffenen Verbot zumider ge 
handelt wird, 

3. wenn der Inhalt einer Drudijchrift 
den Thatbejtand einer der in den 


88 85, 95, 111, 130 oder 184 des 


deutſchen Strafgeſetzbuchs mit Strafe 
bedrohten Handlungen begründet, in 
den Fallen der 88 111 und 130 
jedoch num dann, wenn bringende 
Gefahr befteht, daß bei Verzögerung 
der Beſchlagnahme die Aufforderung 
oder Unreizung ein Verbrechen oder 
Vergehen unmittelbar zur Folge 
haben werbe. 

8 24. Ueber bie Beftätigung ober 

Aufhebung ber vorläufigen Beſchlagnahme 

hat das zuftändige Gericht zu enticheiden. 
Dieſe Entiheidung muß von ber 


Staatsanwaltfchaft binnen vierundzwan⸗ 
ig Stunden nad Anordnung der Be- 
—2* beantragt und von dem Ge⸗ 
richt binnen vierundzwanzig Stunden 
nach Empfang des Antrages erlaſſen 
werden. 

Hat die Polizeibehörde die Beſchlag⸗ 
nahme ohne Unordnung der Staatsau⸗ 
waltſchaſt verfügt, jo muß fie die Ubjen- 
dung der Verhandlungen an dia letztere 
ohne Verzug und ſpäteſtens binnen zwölf 
Stunden bewirken. Die Staatsanivalt- 
ſchaft hat entweder die Wiederaufhebung 
ber Beſchlagnahme mittelft einer fofort 
vollitredbaren Verfügung anzuordnen, 
oder die gerichtliche Beftätigung binnen 
zwölf Stunden nach Empfang der Ber 
handlungen zu beantragen. 

Wenn nidjt bi3 zum Ablaufe des fünf- 
ten Tages nach Anordnung ber Beichlag- 
nahme der bejtätigende ichtsbeſchluß 
der Behörde, welche die Beſchlagnahme 
angeordnet hat, zugegangen ijt, erliſcht 
bie Tebtere und muß bie Freigabe der 
einzelnen Stüde erfolmen. 


8 25. Gegen den Beſchluß des Go 
richt, welcher die vorläufige Beſchlag⸗ 
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nahme aufhebt, findet ein Rechtsmittel 
nicht ſtatt. 





8 26. Die vom Gericht beitätigte, vor- 
läufige Beichlagnahme iſt wieder aufzu- 
heben, wenn nicht binnen zwei Wodjen 
nad) der Beftätigung bie Strafverfolgung 
in der Hauptſache eingeleitet worden iſt. 


8 27. Die Belilagnahme von Drud- 
Khriften trifft Die Eremplare nur da, 
wo dergleichen zum Bwede der Berbrei- 
tung fid) befinden. Sie kann [ich auf die 
zur Vervielfältigung bienenden Platten 
und Formen eritreden; bei Drudichrif- 
ten im engeren. Sinne hat auf Antrag 
de3 Beteiligten jtatt Beſchlagnahme des 
Gates da3 Ablegen des lehteren zu ge 
ſchehen. 

Bei der Beſchlagnahme ſind die dieſelbe 
veranlaſſenden Stellen der Schrift unter 
Anführung der verletzten Geſetze zu be⸗ 
eichnen. Trennbare Teile der Druck⸗ 
* (Beilagen einer Zeitung ꝛc.), welche 
nichts Strafbares enthalten, find von der 
Beichlagnahme auszuschließen. 





Das Geſeh über die Preſſe. 88 26 bis 31. 


8 28. Während der Dauer der Be- 
ſchlagnahme iſt die Verbreitung ber von 
derſelben betroffenen Druchkſchrift oder 
der Wicderabbrud der die Beichlagnahme 
veranlajfenden Stellen unftatthaft. 

Wer mit Kenntnis der verfügten Be 
ſchlagnahme biefer Beftimmung entgegen- 
handelt, wird mit Geldftrafe bis fünf- 
hundert Mark ober mit Gefängnis bis 
zu ſechs Monaten beitraft. 





8 29. Zur Entſcheidung über bie 
duch die Preſſe begangenen Uebertre⸗ 
tungen jind die Gerichte auch in ben- 
jenigen Bundesitaaten ausſchließlich zu⸗ 
ftändig, wo zur Beit noch deren Aburtei- 
lung den Verwaltungsbehörden zufteht. 

oweit in einzelnen Bunbesftaaten eine 
Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft bei 
den Gerichten unterfter Inſtanz nicht vor⸗ 
geichrieben ift, find in den Fällen ber 
ohne richterficde Anordnung erfolgten Be- 
fchlagnahme die Alten unmittelbar dem 
Gerichte vorzulegen. 


VI. Schiußbeftimmungen. 


8 30. Pie fir Seiten der Kriegs⸗ 
gefahr, des Krieges, des erflärten Kriegs- 
(Belagerimgs⸗) Zuſtandes oder innerer 
Unruhen (Aufruhrs) in Bezug auf die 
Preſſe beftehenden bejonderen geſeßlichen 
Beitimmungen bleiben auch diefem Gelege 
gegenüber bi3 auf meitered in Kraft. 

Das Recht der Landesgejepgebung, 
VBorkhriften über das öffentlufe An⸗ 
fchlagen, Anheften, Ausftellen, ſowie die 
öffentliche, unentgeltlidye Verteilung von 
Belanntmacdnngen, Plakaten und Xurfr 
rufen zu erlaffen, wird durch dieſes Ge⸗ 
ſetz nicht berührt. 

Dasſelbe gilt von den Vorſchriften ber 


Landesgefepe über Abgabe von Freierem- 
plaren an Bibliothefen und öffentlidye 
Sammlungen. 

Borbehaltlih der auf ben Vandesge⸗ 
fegen beruhenden allgemeinen Gewerbe 
ftewer findet eine bejondere Beſteuerung 
Der Preffe und ber einzelnen Preßerzeug- 
niffe (Beitungd- und Salenderftempel, 
Abgaben von Inſeraten 20.) nicht ftatt. 


8 81. Diefes Gefeh tritt am 1. Juli 
1874 in Kraft. Seme Einführung in 
Elſaß⸗Lothringen bleibt einem befonderen 
Geſetze vorbehalten. 











Das Nahrungsmittelgefeh. 88 1 bis 5. 


I. 
Das Geſetz, 
Betreffend den Berkehr mit Rahrungsmitteln, 
Genußmitteln und Geßraudsgegenfländen. 


Bom 14. Mai 1879. 





8 1. Der Verkehr mit Nahrungs⸗ und 
Genußmitteln, ſowie mit Spielivaren, Ta- 
peten, Yarben, Eß⸗, Trink⸗ und Koch⸗ 

efchirr ımb mit Petroleum unterliegt der 
Benufictigmg nach Maßgabe diefes Ge⸗ 
. 1} 





8 2. Die Beamten ber Polizet find be- 
fugt, in die NRäumlidjkeiten, in melden 
Gegenitände ber in 8 1 bezeichneten Art 
feilgehalten werden, während der üblichen 
Geſchäftsſtunden oder während die Räum- 
keiten dem Verlkehr geöffnet find, ein- 


rüdzulaffen. Für die entnommene Probe 
it Entihädigung in ber Höhe des üb- 
lichen Kaufpreiſes zu leiften. 


88 Die Beamten der Polizei find 
befugt, bei Perſonen, welche auf Grund 
der 88 10, 12, 13 dieſes Geſetzes zu einer 
Freiheitsſtrafe verurteilt find, in ben 
ber in 8 1 Begeiineten Mt feigehalten 

in ezeichneten Urt feilgehalten 
werden, ober welche zur Kufberaafnusn 
ober Herftellung folcher zum Berfaufe be 
fiimntter Gegenjtänbe dienen, während der 
in 8 2 angegebenen Zeit Nevifionen vor 
zunehmen. | 
Dieje Befugnis beginnt mit der Rechts⸗ 
kraft des Urteild und erliicht mit dem 
Ablauf von brei Jahren von dem Tage 





an geredjnet, an melchem bie Freiheits⸗ 
ſtrafe verbüßt, verjährt oder erlaſſen iſt. 


8 4. Die Zuſtändigleit der Behörden 
und Beamten zu ben in 88 2 und 3 
bezeichneten Maßnahmen ridytet fi) nad) 
den einfchlägigen landesrechtlichen Be⸗ 
ffimmungen. 

Zandesrechtlice Beitimmungen, welche 
der Polizei meitergehende Befugniſſe als 
die in 88 2 unb 3 bezeichneten geben, 
bleiben unberührt. 


85 Für das Neich können durd) 
kaiſerliche Verordnung mit Buftimmung 
de3 Bundesrat3 zum Schutze der Gefund- 
heit Vorſchriften erlaffen werben, welche 
verbieten: 

1. beftimmte Urten ber SHerftellung, 
Aufbewahrung und Verpadung von 
Nahrungs⸗ und Genußmitteln, Die 
hm Verlaufe beftimmt find; 

gewerb3mäßige Verkaufen und 

Teilhalten von Nahrungs⸗ und Ge 

nufmitteln von einer bejtimmten Be⸗ 

fenheit ober unter einer der 
wirflihen Belchaffenheit nicht ent» 

Iprechenden Bezeichnung; 

3. da3 PVerlaufen und Yeilhalten von 
Tieren, welde an beftimmten Krank⸗ 
heiten leiden, zum Zwecle des Schlach⸗ 
tens, ſowie da3 Verlaufen und Yeil- 
halten des Fleiſches von "Tieren, 
welche mit beitimmten Krankheiten 
behaftet waren; 

4. die Verwendung beftimmter Stoffe 
und Farben zur Heritellung von Be 
Heibungäge enftänden, Spielmaven, 
Tapeten, Eß⸗, Trint- und Kochgeſchirr, 
fowie das gewerbsmäßige Verkaufen 
und en von Vegenitänden, 
welche dieſem Verbote zumider her⸗ 
geſtellt ſind; 
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5. das gewerbsmäßige Verlaufen und 
Feilhalten von Petroleum von einer 
- beitimmten Beſchaffenheit. 


8 6. Tür das Neid) kann durch Taifer- 
fihe Verorbnung mit Zuſtimmung bes 
Bımbesrat3 das gewerbsmäßige Herftellen, 
Berfaufen und Teilhalten von Gegen— 
ftänden, welche zur Fälſchung von Nah- 
rungs⸗ oder Genußmitteln beitimmt find, 
verboten oder befchränft werden. 


87. Die auf Grund der 83 5, 6 er- 
laſſenen kaiferlichen Verordnungen find 
dem Reichstag, fofern er verfammelt iſt, 
jofort, anderenfall3 bei beifen nächſtem 
Bufammentreten vorzulegen. Diefelben 
ind außer Kraft zu feben, ſoweit der 
Reichſtag dies verlangt. 


8 8. Ver den auf Grund der 88 5, 6 
erlafjenen Verordnungen zuwiderhandelt, 
wird mit Gefbitrafe bi3 zu einhimbert- 
fünfzig Mark oder mit Haft beitraft. 

Zandesrechtliche Vorſchriften dürfen eine 











höhere Strafe nicht androhen. 





9 9; Wer den Vorſchriften der 95 2 
bi3 4 zumider den Eintritt in die Räum- 
lichleiten, die Entnahme einer Probe oder 
die Revifion verweigert, wird mit Geld- 
ftrafe von fünfzig big zu einhunbertfünf- 
zig Mark oder mit Haft beitraft: 


8 10. Mit Gefängnis bis zu ſechs 
Monaten unb mit Gefdjirafe bis zu ein- 
taufendfünfhundert Marl ober mit einer 
diejer Strafen wird beftraft: 

1. wer zum Bmede der Täuſchung im 
Handel und Verkehr Nahrungs ober 
Senußmittel nachmacht oder ver- 
fälſcht; 

2. wer wiſſentlich Nahrungs⸗ oder Ge⸗ 
nußmittel, welche verdorben oder 
nachgemacht oder verfälfcht "find, 
unter Verſchweigung diejes Umftan- 
de verkauft oder unter einer zur 
Tänfchung geeigneten Bezeichnung 
feitpäft. 


8 11. Sit die in 8 10 Nr. 2 bezeich- 
nete Handlung ans Fahrläſſigkeit ber 
gangen worden, jo tritt Gelöftrafe bis 
zu einhunbdertfünfzig Mark over Haft ein. 








Das Nahrungsmittelgefeg. 88 6 bis 14. 


8 12. Mit Gefängnis, neben welchem 
auf Berluft der bürgerlichen Chrenrechte 
erfaunt werden Tann, wird beftraft: 

l. wer vorſätzlich Gegenitände, welche 

beftimmt rd anderen als Nah 
rung3- oder Genußmittel zu dienen, 
derart herftellt, daß der Genuß der⸗ 
jelben die menschliche Gefundheit zu 
beichädigen geeignet ift, ingleichen 
wer wiſſentlich Gegenjtände, deren 

Genuß die menſchliche Gefundheit zu 

beichädigen geeignet ift, als Nah 

rungs⸗ oder Genußmittel verkauft, 
feifhält oder fonft in Verkehr bringt ; 
. wer vorfäglih Bekleidungsgegen⸗ 
jtände, Spielwaren, Tapeten, Eß⸗, 

Trink⸗ oder Kochgeſchirr oder Betro- 

feum derart heritellt, daß ber be- 

ſtimmungsgemäße oder vorauszı- 
jehende Gebrauch diefer Gegenftände 

Die menſchliche Geſundheit zu be— 

ſchädigen geeignet iſt, ingleichen wer 


IV 


wiſſentlich ſoſche Gegenjtände ver- 
Bauft, feılhält oder * in Ver⸗ 
lehr bringt. 


Der Verſuch iſt ſtrafbar. 

Iſt durch die Handlung eine ſchwere 
Körperverletzung oder der Tod eines 
Menſchen verurſacht worden, ſo tritt 
Zuchthausſtrafe bis zu fünf Jahren ein. 





8 13. War in den Fällen des 8 12 
der Genuß oder Gebrauch) des Gegen- 
ftandes die menſchliche Gejundheit zu zer 
ftören geeignet und war diefe Eigenſchaft 
dem Thäter befannt, fo tritt Zuchthaus- 
ſtrafe bis zu zehn Fahren, und wenn 
durch die Handlung ber Tod eines Men—⸗ 
ſchen verurſacht worden iſt, Zuchthaus⸗ 
ſtrafe nicht unter zehn Jahren oder 
lebenslängliche Zuchthausſtrafe ein. 

Neben der Strafe kann auf Zuläſſig- 
feit von Polizeiaufſicht erkannt werden. 


— 


8 14. Sit eine ber in den 88 12, 13 
bezeichneten Handlungen aus Yahrläfjig- 
feıt begangen worden, jo ijt auf Geld⸗ 
itrafe bis zu eintaufend Mark oder Ge 
jängnizfteafe bis zu ſechs Monaten und, 
mern burd) die Handlung ein Schaden an 
der Gefundheit eines Menfchen verurfadht 
worden ift, auf Gefängnigitrafe bis zu 
einem Xahre, wenn aber ber Tod eine: 
Menſchen verurſacht worden ift, auf Ge 











Das Impfgeſetz. 88 1, 5,7, 8. 
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Kingmisfteaße von einem Monat bis zu | die Verurteilung auf Koften de Schiul⸗ 


Sahren zu erfermen. 


8 15. In den Fäaͤllen ber 88 12 bis 
14 ift neben ber Strafe auf Einziehung 
ber Gegenſtände zu erfennen, welche den be 
zeidmeten Vorſchriften zumider hergeſtellt, 


verkauft, feilgehalten oder ſonſt in Ver⸗ 
kehr gebracht find, ohne Unterſchied, ob 


ſie dem Verurteilten gehören ober nicht, 
in ben Fällen der 88 8, 
die Einziehung erfannt werben. 


Iſt in den Fällen der 88 12 bis 14 bie | 


Berfolgimg oder bie Berurtetlung einer 


beitimmten PBerfon nicht ansführbar, fo | 
kann auf bie Einziehung jelbftändig er | 


fannt werben. 
8 16. 





— — 


10, 11 kann auf 


digen öffentlich bekannt zu machen ſei. 

Auf Untrag des freigeſprochenen An⸗ 

ſchuldigten hat da3 Gericht die öfjent- 
iche Bekanntmachung der Freiſprechung 
anzuorimen; die Staatskaſſe trägt die 
Koiten, injofern biefelben nicht dem Un- 
zeigenden auferlegt worden find. 

der Unordnung ift die Urt der Be- 

kanntmachung zu bejtinnmen. 





8 17. Beſteht für den Ort der That 
eine öffentliche Anftalt zur technifchen 
Unterfuching von Nahrung®- und Ge 
mußmitteln, jo fallen die auf Grund biefes 
Geſetzes auferlegten Gelditrafen, ſoweit 


' | diefelben dem Staate zuftehen, der Kaffe 
Sn dem Urteil ober dem 
Strafbefcht kann angeordnet werben, daß 


zu, melde die Koften der Unterhaltung 
der Unitali trägt. 


II. 
das Impfgeſetz. 


Vom 8. April 1874. 





8 1. Der Impfung mit Schugpoden 

joll unterzogen werden: 

1. jedes Kind vor dem Ablaufe des auf 
fein. Geburtsjahr folgenden Kalender⸗ 
jahres, fofern es nicht nad) ärzt- 
lichen Zeugnis (8 10) die natürlichen 
Blattern überftanden hat; 

2. jeder Yögling einer öffentlichen Lehr⸗ 
anitalt oder einer Privatſchule, mit 
Ausnahme ber Sonntag3 und Abend⸗ 
ſchulen innerhalb des Jahres, in 
welchen ber Bögfing das zwölfte 
Lebensjahr zurüdgelegt, foferner nicht 
nach ärztlichem Zeugnis in den lep- 
ten fünf Jahren die natürlichen Blat⸗ 
tern überjtanden hat ober mit Er- 
folg geimpft worden ift. 


55. Jeder Impfling muß früheſtens 
am ſechſten, ſpätſtens am achten Tage 
nach der Impfung dem impfenden Arzte 
vorgeſtellt werben. 





Reststus,. IL 


87. Für jeden Smpfbegirt wird vor 
Beginn der Impfzeit eine Lifte der nad) 
8 1, Biffer 1 der Impfung unterliegen» 
den Kinder von ber zuftändigen Behörbe 
wufgeftellt. Ueber die auf Grund bes 
— 1, Ziffer 2 zur Impfung gelangenden 
dinder haben die Vorſteher der betreffen⸗ 
den Lehranſtalten eine Liſte anzufertigen. 

Die Impfaͤrzte vermerken in den Liſten, 
ob die Impfung mit oder ohne Erfolg 
vollzogen, oder ob und weshalb ſie ganz 
oder vorläufig ımterblieben ift. 

Nach dem Schluffe bed Kalenberjahres 
find die Liſten der Behörde einzureichen. 

Die Einrichtung der Lilten wird durch 
den Bundesrat feitgeftellt. 





88. Außer den Impfärzten finb aus⸗ 
ſchließlich Aerzte befugt, Impfungen vor» 

nehmen. 

Sie haben über die ausgeführten Im⸗ 
pfungen in ber im $ 7 vorgeſchriebenen 
Form Lilten zu führen und diefelben am 


27 
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Jahresſchluß der zuftändigen Behörde vor- 
zulegen. 


10. Ueber jede Impfung wird nach 
Feſtſtellung ihrer Wirkung (K 5) von bem 
Hirzte ein Impfſchein ausgeſtellt. 

dem Impfſcheine wird, unter Angabe bes 
Bor und Zunamens bes Smpflings, for 
wie bed Jahres und m zaged feiner Ge⸗ 
burt, bejcheinigt, entive 

daß durch die —5— ber geſetz⸗ 

lichen Pflicht genügt iſt, 


"of die Impfung im nächſten Jahre 
wiederholt werden muß 
Sn ben ärztlichen Beugnifien, bu) 
weiche bie gänzliche oder vorläufi 
freiung von der Impfung (88 1, nude | im 
gewieſen werben foll, wird, unter fü 
den Impfſchein vor efchriebenen Bezeid)- 
nung der Perſon befcheinigt, aus welchem 
Grunde und auf wie lange bie Impfung 
unterbleiben darf. 








8 18. Die Borfteher derjenigen Schul- 
anftalten, beren Böglinge dem Impf- 
wange unterliegen (8 1, Biffer 2), haben 
bei bet Aufnahme von Schülern durch 
—2 der borgeicheiebenen Beichei- 
nigungen ſeſtzunellen ob die geſetzliche 
Smplung erfolgt 

Sie haben er zu forgen, daß 5ög- 
linge, weiche ee des Bejuches be 

Anitalten nad} & 1, Biffer 2 tmpfpflichtig 
en bien erpflichtung genügen. 


Dad Impfgeſetz. 


88 10, 12 bis 17. 


Iſt eine Impfung ohne geſchlichen 
Grund unterblieben, fo haben fie auf 
deren Nachholung zu dringen. 

Sie find verpflicztet, vier Wochen vor 
Schuß des Schuljahres der zuftändigen 
Behörde ein Verzeidmis berjenigen Schüler 
vorzulegen, für melde der Nachweis ber. 


Impfung nidyt erbradit ift. 


8 14. Eltern, Pflegeeltern und Vor⸗ 
münber, melde den nach g 12 ihnen ob» 
- fiegenben Nachweis zu führen unter- 
lafjen, werden mit einer Geldſtrafe bis 
zu zwanzig Dark beitraft. 

Eltern, Pflegeeltern und Vormünder, 
deren Kinder und Pflegebefohlene ohne 

gefeglihen Grund und trog erfolgter 
amtlicher — der Smpfung ober 
ihe folgenden Geitellung, ($ * 
er ook find, werben mit 

18 Bm fünfzig Mark oder mit Haft bi 

Drei Tagen beitraft. 





— — — m ng — — 





—— 


8 16. Wer unbefugter: Delle 


bis I —ã Mark be⸗ 


a 7% 
vornimmt, 

— zu —— Marl 

Fe Haft bis zu vierzehn Tagen be 


8 17. Wer bei der Wusführung Iahr- 
läffig handelt, wird mit Gelbftrafe 
zu Fnfundert Mart ober mit Gef 
nisſtrafe bis zu Drei Monaten beftraft, , 
fofern nicht nos dem Strafgejegbucd eine 
härtere Strafe eintritt. 


IV. 
Schanfgefäß-Gefek. 


Bom 20. Juli 1881. 





1. 
Su 


von 


Sjantgefähe (Siäjer, Krüge, 
welche jur n Verabreihung 
o 


in bitiwein, ober Bier in 


' Safe und after bienen, 
| müjfen mit einem et Bei fſtellung des 
Gefaͤßes auf einer horizontalen Ebene den 





Geſetz Über ben Feingehalt der Golb- und Silberwaren. 88 1 bis 2. 


Sollinhalt b Strich (Füll⸗ 
ſtrich) und in ber Ye de3 Strichs mit 
der — des ——— nach 
Litermaß verſehen ſein. Der Bezeichnung 
des Sollinhalts bedarf es nicht, wenn 
derſelbe ein Liter oder ein halbes Liter 
beträgt. 

Der Stri und die Bezeichnung müffen 


durch Schnitt, Schliff, Brand oder Ae * | 


äußerlich und in leicht erfennbarer 
angebradt fein. 

Bugeloffen jind nur Schanfgefäße, vu 
Sollinhalt einem Liter oder einer Maß- | 
größe entipricht, welche vom Liter auf- 
wärt3 durch Stufen von 1/, Liter, vom 
Liter abwärtd durch Stufen von Behn- 
teilen bes Liters gebilbet wird. Außer⸗ 
dem find angelafien Gefäße, deren Soll- 
inhalt 1/, Liter beträgt, 


8 2. Der Abſtand bes Füllftrichs von 
dem oberen Rande der Schanfgefäße muß 
a) bei Gefäßen mit verengtem Halle, 
auf dem lehteren annehrent zwiſchen 

2 und 6 BHentimeter, 
b) bei anberen „Gefäben zwiſchen 1 und 





betragen 
Der Maximalbetrag bieges Ahſtands 
kann durch die zuftändige höhere Verwal⸗ 
peertzae hinſichtlich ſolcher Scanl- 
e, in welchen eine ihrer Natur nach 
Ki Khäumende Flüſſigkeit | 
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wird, über die vorftehenb bezeichneten 
Gcenzen binaus feitgejtellt werben. 


8 8. Der durch den Fullſtrich be 
becpuꝛe Raumgehalt eines Schaulgefaßes 


bei Gefäßen mit verengtem Halſe 


b) ——e Gefäßen —— "Iso, 
geringer fein al3 der Sollinhalt. 


84 Gafl und Schanfwirte haben 
gehörig gejtempelte Fluͤſſigkeitsmaße von 
einem zur fung Ü ihrer Scmntgeiähe 











geeigneten Einzel» oder Gelamtinhalt be 
reit zu halten. 
I. 5. Gaſt⸗ und Schankwirte, welche 


ben vorjtehenden Borichriften zumider- 
handeln, werden mit Gelbitrafe bis zu 
einhundert Mark oder mit Haft bis zu 
vier Wochen beittaft. Gleichzeitig iſt aui 
Einziehun vorſchriftswidrig be⸗ 
fundenen enfgefähe zu erlernen, auch 
kann bie Vernichtung derjelben ausge⸗ 
ſprochen werben. 


8 6, Die vorfiehenden Beſtimmungen 
finden anf feitverichlojfene (verfie cite 
verfapfelte, feifberforkte u. ſ. w.) Flaſchen 
und Krüge, ſowie auf Schan nigefäbe bon 
1/,0 Liter oder weniger nicht Anwendung. 








nv. 


Das Geſetz üßer den Feingehalt der Gold- und 
SHilberwaren. 
Bom 16. Juli 1884. 





OL eier — —— — 

zu | ngehalte an eiertigt un eil⸗ 

gehalten werden. Die gabe des Fein⸗ 
gehalt3 auf benfelben iſt nur nad Map- 

8 abe ber folgenden Bellimmungen ge 
atte 


82. Wuf goldenen Geräten darf der 

Inge nur in 585 oder mehr 
Zaufendt teilen, auf filbernen Geräten nur 
in 800 ober mehr Zaujendteilen ange» 
geben werben. 





Der wirkliche Feingehalt Darf weder 
im Ganzen der Ware noch auch in deren 
einzelnen Beſtandteilen bei goldenen Ge- 
räten mehr al3 fünf, bei filbernen Ge⸗ 
räten mehr ala acht Taujendteile unter 
bem angegebenen Feingehalte bleiben. 
Vorbehaltlich diefer Abweichung muß ber 
Gegenitand im Ganzen und mit ber 
Löthung eingeſchmolzen ben angegebenen 
Feingehalt haben. 
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420 Geſetz Aber den Feingehalt der Holb- und Silberwaren. 88 2 bi2 9. 


8 3. Die Angabe bes Feingehalts auf * Dasſelbe gilt von Gold und Eilber- 
golbenen und filbernen Geräten gefchieht ; waren, mit welchen aus anberen Metallen 
urch ein Stempelzeichen, welches die Zahl | beitehende Verftärkfungsvorrichtungen me- 
ber Zaufendteile und die Firma des Ge» | talliich verbimden find. 
Mhäfts, für melches bie. Stempelung be- Bei Ermittelung des Feingehalts bleiben 
wirft iſt, Tenntlic macht. Die Form bes | alle von dem zu ftempelnden Metalle 
Stempelzeichend wirb burch den Bundes⸗ | verichiedenen, äußerlich als ſolche erkenn⸗ 
rat beitimmt. baren Metalle außer Betracht, welche: 
1. zur Verzierung der Ware dienen; 
2. zur Herſtellung mechanijcher Vor⸗ 
richtungen erforderlich find; 
3, als Verftärkungsporrichtungen ohne 
metallifche Verbindung fich darftellen. 
| 
| 


89 Mit Geloftrafe bis zu eintaufend 
Mark ober mit Gefängnis bis zu ſechs 
Monaten wird beitraft: 

1. wer Gold» oder Silberwaren, welche 
nach dieſem Geſetze mit einer Angabe 
be3 Tyeingehalts nicht verjehen fein 
bürfen, mit einer folchen, Angabe 
verjieht; 

2. wer Gold» oder Silberivaren, welche 
nad) dieſem Geſetze mit einer Angabe 
des Feingehalts verjehen fein dürfen, 

. mit einer anderen, al ber nad) 

dieſem Gejege zuläfjigen Feingehalts⸗ 
angabe verjieht; 

3. wer gold» ober filberähnliche Waren 
mit einem durch dieſes Geſetz vor⸗ 





84. Goldene und filberne Uhrgehäufe 
unterliegen den Beſtimmungen ber 88 2 
und 3, 








8 5. Schmuckſachen von Gold und 
Silber dürfen in je Feingehalte ge- 
ftempelt werden und ift in dieſem “alle 
der legtere in XTaufendteilen anzugeben. 

Die Fehlergrenze darf zehn Taufend- 
teile nicht überfchreiten, wenn der Gegen- 
ftand im Ganzen eingejchmolgen wirb. 

Das vom Bundesrat gemäß 8 3 be 
Knie Stempelzeichen darf auf Schmud- 
achen von Gold und Silber nicht ange- 
bracht werden. 


86. Aus dem Wuslande eingeführte 
Gold» und Gilberwaren, deren Yeinge- 
Dr durch eine dieſem Geſetze nicht ent- 
prechende Bezeichnung angegeben iſt, 
dürfen nur dann feilgehalten werben, 








wenn fie außerdem mit einem Ötempel- gejehenen Stempelzeicden oder mil 

eichen nad) Maßgabe dieſes Geſetzes ver- einem Stempelzeichen verfieht, welches 

* ſind. nach dieſem geſen als Feingehalts⸗ 
bezeichnung für Gold⸗ und Silber⸗ 

87. Für die Richtigkeit des ange⸗ waren nicht zulöſſig iſt; 

gebenen Feingehalts haftet der Berfäuer 4. wer Waren feilhält, meldye mit einer 

der Ware. Iſt deren Stempelung im In⸗ egen die Beſtimmungen dieſes &e- 

lande erfolgt, jo haftet gleich dem Ver⸗ ß e3 verjtoßenden Bezeichnung ver- 

täufer ber Inhaber des Gejchäfts, für fe ind, 

welche? die Stempelung erfolgt iſt. Mit der Verurteilung ijt zugleich auf 





Vernichtung der geſetzwidrigen Bezeich⸗ 
88 Auf Gold und Gilberwaren, | nung oder, wenn dieje in anderer Weiſe 

welche mit anderen metalliihen Stoffen , nicht möglich ift, auf Zerſtörung ber 

ausgefüllt find, darf der Feingehalt nicht | Waren zu erfennen. 

angegeben werben. | 


— —— 


VI. 
Maß und Gewichtsordnung. 


Vom 27. Auguſt 1868. 





1. Die Grundlage des Maßes und 2. Als Urmaß gilt derjenige Platin⸗ 
Gewichtes iſt das Meter oder der Stab, ſtab, welchex im Beſitze ber löniglich 
mit dezimaler Teilung und Berviel- | wreußiichen Regierung a befindet, im 
fachung. Jahre 1683 durch eine von dieſer und 








Maf- und Gewichtsordnung. Hiff. 8 bis 12. 
der kaiſerlich franzöjiichen Regierung be» ; 


er 
ſtellte Kommiſſion mit dem in dem taijer- 
lichen Urdive zu Paris aufbewahrten 
Metre des Archives verglichen und bei 
der Temperatur des ſchmelzenden Eijes 
fie l,ooooosoı Meter befunden worden 
iſt. 


3. Es gelten folgende Maße: 
A. Längenmaße. 
Die Einheit bildet das Meter oder 
der Stab 


Der hundertſte Teil des Meters heißt 
das Zentimeter oder ber Neu-Holi. 

Der taufendite Teil bes Meters heißt 
das Millimeter oder der Strich. 

Zehn Dieter heißen das Delameter 

oder bie fette. 

Tauſend Meter heiten das Silometer. 

B. Flähenmaße. 

Die Einheit bildet dad Quadrat⸗ 
meter oder der Quatratſtab. 

vrndert Quadratmeter heißen das 


C. Körpermaße. 

Die Grundlage bildet das Kubikmeter 
oder der ifitab. 

Die Einheit ift der tauſendſte Teil 
des Kubikmeters ımb heißt das 
Liter oder bie Kanne. 

Das 

Hundert Liter oder der zehnte Teil 


— 
| 
| 
| 
| 
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Das Kilogramm wird in 1000 Gramme 
geteilt, mit bdezimalen Unterabteilungen. 

den Gramme heißen da3 Delagramm 
ober das Neu-Lot. 

Der zehnte Teil eines Gramms heißt 
das Dezigramm, ber hundertſte da3 Zenti⸗ 
gramm, der taufendite bag Milligramm. 

Ein halbes Kilogramm heißt Das 


nd, 
50 Kilogramm oder 100 Pfund heißen 
der Bentner. 

1000 Kilogramm oder 2000 Pfund 
heißen bie Tonne. 

7, Ein von biefem Gewichte (6) ab⸗ 
neenbed Medizinalgemwicht findet nicht 
att. 

8. In betrefi des Münzgewichts ver- 
bleibt e3 bei den im Ürtifel 1 des Münze 
vertrage8® vom 24. Sanuar 1857 ge 
gebenen Beitimmungen. 

9. Nach beglaubigten Kopien des Ur- 
maßes (2) und de3 Urgewichts (5) werden 
die Normalmaße und Normalgemichte her- 


t gr 
Kehntaufenb Quadratmeter heißen . geteilt und richtig erhalten. 
das Yeltar. 


10. Im Bumeljen und Bumägen im 
öffentli Verfehre dürfen nur in Ger 
mäßheit diefer Maß⸗ und Gemidytäorb- 
nung gehdrig geitempelte Maße, Ge 
wichte und Wagen angewendet werden. 

Der Gebrauch unrichtiger Maße, Ge 
wichte und Wagen ift unterjagt, auch 


‘ wenn biejelben im übrigen den 


halbe Liter heißt der Schoppen. 


des Kubifmeters heißt dag Helkto- 


liter oder das Faß. 
Fünfzig Liter find ein Scheffel. 

4. Ws Entfernungsmaß dient bie 
Meile von 7500 Metern. 

5. Als Urgemi ilt da3 im Beſitze 
der Tönialih preu iicen Megierung be» 
indliche Platinfilogramm, welches mit 

r. 1 be ‚ im Sabre 1860 durch 


eine bon der BE preußifchen und ber ' 


laiſerlich franzöſiſchen Regierung nieder- 
gejegte Kommiſſion mit dem in dem faijer- 
lien Archive zu Paris aufbewahrten 
Kilogramme prototype verglichen und 
gleich O,ggggposus Kilogramm befunden 
worden it 

6. Die Einheit des Gewichts bildet dad 


das Gewicht eined Liters beftillierten 
Waſſers bei + 4 Gr. des hunbertteiligen 
Thermometers, 


— nn —— — — — - _ 


fimmungen biefer Maß⸗ und Gewichts⸗ 
ordnung entſprechen. Die näheren Be 
ſtimmungen über bie äußerjten Grenzen 
der im öffentlichen Verlehr noch zu dul- 
denden Abmeidyungen von der abjoluten 
Nichtigkeit erfolgen nad) Vernehmung der 
in Nr. 18 bezeichneten tedmijchen Be⸗— 
hörde durch den Bundesrat. 

11. Bei dem Verlaufe meingeiftiger 
Flüſſigkeiten nach Stärlegraden dürfen 
zur Ermittelung des Alkoholgehaltes nur 
ehörig geſtempelte Alloholometer und 
hermometer angewendet werden. 

12, Der in Fällen zum Verkauf 
kommende Wein darf dem Käufer nur 
in folchen Fäſſern, auf welchen bie den 
Naumgehalt bildende Bahl der Liter durch 
Stempelung beglaubigt ift, überliefert 


‚ werden. 
Kilogramm (gleich zwei Pfund). Es iſt 


Eine Wusnahme hiervon findet nur 
bezüglid) desjenigen ausländifchen Weines 
ftatt, welcher in den VOriginalgebinden 
weiter verfauft wird. 
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13. Gasmeſſer, nach welchen bie Ver⸗ 
tung für den Verbrauch von Leuchtgas 
t wird, follen gehörig geitempelt | 


jein 

14. Zur Eichung und Stempelung find 
nur Diejenigen Maße und Gewichte zu- 
Kuallen welhe den in Wr. 3 und 6 

eſer Maß⸗ und Gewichtsordnung be» 
nannten Größen, oder ihrer Hälfte, fo- 

ihrem Bmei-, Fünf Behn- und 
Bivanzigfachen entſprechen. Zulaͤſſig iſt 
ſerner die Eichung und Stempelung des 
Viertel⸗Hektoliter, ſowie —— 
Halbierungen des Liter. 

15. Das Geſchäft der Eichung und 
Stempelung wird ausſchließlich durch 
Eichungsämter ausgeübt, deren Perſonal 
von der Obrigkeit beſtellt wird. Dieſe 
Aemter werden mit den erforderlichen, 
nach den Normalmaßen und Gewichten 


| 


(Nr. 9) hergeſtellen Eichungsnormalen, 


Geſetz, betreffend ten Schuß von Vögeln. &8 1 6i8 2. 


beziehungsmweife mit den erforberlichen 
Normalapparaten verfehen. Die für die 
—— und d Stembelung zu erhebenden 

werden durch eine allgemeine 
en geregelt (Nr. 18). 


19. Sämtlide Eichungsſtellen des 
Bundesgebiets haben ſich, neben dem jeder 
Stelle eigentümlichen Zeichen, eines über- 
einftimmenben Stempelzeichens zur Be⸗ 
glaubigung der von ihnen geeichten Ge⸗ 
genftände A bedienen. 

Dieje Stempelzeichen werben von ber 
Normal-Eidyungstommiffion beftimmt. 


20. Maße, Gewichte und Meßwerk⸗ 
geuge, welche von einer Eichungsftelle des 

Bundeögebietz geeicht und mit dem vor⸗ 
Ihriftömäßigen Stempelzeichen beglaubigt 
{ind, dürfen im ganzen Umfange bes 
undesgebiet3 im Ö rien Verlehr an- 
geivendet werben, 


Vo. . 
Das Gefeß, Hetreffend den Schuß von Vögeln. 


Bom 22. März 1888. 


81. Das Berflören und das Aus 


hebe n von Neſtern ober Brutftätten ber | 
ögel, das Zerſtören und Uusnehmen | 
von Eiern, das Ausnehmen und Zöten | 


bon Jungen, das Seilbieten und ber Ver⸗ 
fauf der gegen dieſes Gebot erlangten 
Neiter, Eier und Jungen ift unterfagt. 
Dem Eigentümer und bem Nutzun 
tigten und beren —— ſteht 
frei, Neſter, weiche ih an ober 
in Goluben, oder in Hofraͤumen be 
n zu bejeitigen. 

Auh findet das Verbot Feine An- 
wendung ai das Einſammeln, Feilbieten 
und den Verlauf der Eier von Strand- 
vögeln, Seejchwalden, Möven und Sie- 
bigen, jedoch kann durch Landesgeſetz oder 
fer Alben lanbe3polizeilie Unordnung das 

n 


beftimmte Orte oder für bejtinmte Zeiten | 
unterfagt werben. 


— — 


eln der Eier dieſer Vögel für | 


82. Verboten ift ferner: 


a) dad Yangen unb bie Erl von 
Bögeln zur Nachtzeit mittelit Leimes, 


Schlingen, ober Waffen; nis 
nacht eit gilt eitraum, welcher 
tunbe onnenuntergang 
beginnt und eine Stunde vor Sonnen» 

aufgang endet; 
b) jede Art bes Bangend. bon Bögen, 
fo ni ber Boden mit Schnee be 

1 ’ 


c) das Fangen von Vögeln mit Un- 
g don Körmern ober anberen 
Futterftoffen, denen betäubende oder 
giftige Veitanbteile beigemifcht find, 
oder unter Anwendung geblen 
—— 
d)d mg no ron Vögeln mittelfi 
Seth Falllälten, Reufen, 
—Se und Zu ee ee ie 
— — beweglicher u 


Geſetz, betreffend den Schug von Vögeln. 88 8 bis 8. 


auf dem Boden oder quer über das 
Held, das Niederholz, dad Rohr oder 
den Weg gejpannter Nee. 

Der Bundesrat ift ermächtigt, aud be» 
ftimmte andere Urten des Fangens, fo- 
wie da3 Fangen mit Vorkehrungen, welche 
eine ‚raflenvertilgung von Vögeln er- 
möglichen, zu verbieten. 


8 In der Zeit vom 1. März bis 
zum 15. September iſt das Fangen und 
die Erlepmg von Vögeln ſowie das Feil- 
bieten und der Verlauf toter Vögel üler- 
haupt unterfagt. 

Der Bundesrat iſt ermädjtigt, das 
Fangen und die Erlegung be timmter 
Logelarten, jowie dag Yeilbieten und den 
Verkauf derfelben auch außerhalb bes im 
Abſatz 1 beitimmten Beitraums allgemein 

oder für gewijje Zeiten oder Bezirke zu 
unterfagen. 





5 4. Dem Fange im Simme bieje® Ge⸗ 
ſetzes wird jede Nachſtellen zum Bed 
de3 Tan der Tötens vn Vögeln, 
insbeſondere bag Aufftellen von Neben, 
Schlingen, Zeimruten oder anderen Yang- 
vorrichtungen gleichgead)tet. 





5. Bögel, welche bem iegbbazen | 


Feder⸗ ober Haarwilde und 
und Jungen, fowie Fiſchen und beren 
Brut nadıt 

der landeögejehlichen Beitimmungen üb 
Jagd er ern von ben Jagd⸗ ober 
Siihereiberehtigten und deren Beauf- 


fragten getötet werben. 
enn Vögel in Weinbergen, Gärten, 
beſtellten 
Saatkämpen und Schomungen 
anrichten, Tönnen bie von Den Landes- 
regierungen bezeicyneten Behörben ben | 
Eigentümern und Nubımgöberedjtigten 
der Grundſtücke und deren Beauftragten 
oder öffentlichen Schugbeamten (Forte 
und Yeldhütern, Flurſchützen zc.), ſoweit 
bied zur Abwendung dieſes Schadens not- 
——— das Tüten folcher Vögel inmer- 
betroffenen Dertlichkeiten auch 
—** der in $ 3 Abſatz 1 bezeichneten 
Frift pten Das —5* und der 
Verkauf der auf Grund ſolcher Erlaubnis 
erle Vogel find unzulälfig. 
nen tönnen bie im Abſatz 2 bezeich- 
ehörben einzelne Uusnahmen von 


— bürfen nad) Deaigabe | 
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ben Beitinumungen in 88 1 bis 3 biefes 
Geſetzes zu wiſſenſchaftlichen ober Lehr⸗ 
zwecken, ſowie zum Fang von Stuben⸗ 
vögeln für eine beſtimmte Zeit und für 
beſtimmte Oertlichkeiten bewitigen 

Der Bundesrat beſtimmt die näheren 
Vorausſetzungen, unter melden bie im 
Abſatz 2 und 3 bezeidmeten Ausnahmen 
jtatthaft fein folfen. 

Bon ber Borfchrift unter 8 2b Tann 
ber Bundesrat für beitimmte Bezirke eine 
allgemeine Ausnahme geftatten. 





8 6. Zuwiderhandlungen gegen bie Be- 
ffimmungen dieſes Geſetzes ober gegen die - 
von dem Bundesrat auf Grund berjelben 
erlajjenen WUnordnungen werden mit 
Geldftrafe bis 1 beneat einhundertfünfzig Mark 
ober mit 
Der hen a unterliegt, wer es 
unter[äbt, Finder oder andere unter feiner 
Gewalt ftehende Berjonen, welche —* 
Aufſicht untergeben ſind und zu ſeiner 
Hausgenoſſenſchaft gehören, von ber 
allen ang diefer Vorſchriften abzu- 


7. Neben ber Gelbditrafe oder der 
kann auf bie Einziehung der ber- 
enommenen, feil- 
ebotenen ober a ten Vögel, Reiter, 


gun 
botätvibrig in Belig 


| Gier, jowie auf Einziehung der Werkzeuge 


erkannt werden, welche zum Wangen oder 
Töten ber Vögel, zum Zerjtören oder 

Ausheben der Neſter, Brutjtätten oder 
Eier gebramcht oder beitimmt maren, ohne 


| Unterſchied, ob die einzugiehenden Gegen- 


Feldern, —— — en, 
ein 


jtände dem Verurteilten gehören ober 


nicht. 

Iſt die Verfolgung oder Berurteilung 
ner bejtimmten Perjon nicht ausführ- 
‚ bar, fo können bie im vorftehenden Abſatz 
| Begeicmeten Maßnahmen jelbjtändig er- 
kannt werben. 





58. Die Beſtimmungen dieſes Ge⸗ 
ſetzes finden leine Anwendung 
a) ide eh im ihtivateigentum befind⸗ 
b) a) N nad She abe ber Lanbes- 
e jagbbaren nügel 
Verzeichnis 


0) au ie im nachſtehendem 
aufgeführten Vogelarten: 

1. Zagraubvögell mit Ausnahme 

der Thurmfalfen, 
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2. Uhus, 14. Taucher (Eistaucdher und Hau⸗ 
3. Würger (Neımtöter), bentaucher). 
4. Freuzidynäbel, Auch wird ber in ber bisher üblichen 
5. Sperlinge (Hau und Tyeld- | Weije betriebene Krammetsvogelfang je 
iperlinge), doch nur in der Zeit vom 21. September 
6. eißer, bi3 31. Dezember je einſchließlich, durch 
7. Rabenartige ge Kolkraben, | die Borjchrijten dieſes Geſetzes nicht be 
Rabenfrähen, Nebellrähen, Saat- | rührt. 


trähen, Dohlen, Elftern, Eichel- Die Berechtigten, melde in Ausübung 
gehen, Nuß- ober Tarmenheher), | de Krammetsvogelfangs auber den 
ildtauben, (Ringeltauben, eigentlichen Krammetsvögeln auch andere, 
——— Turteltauben), nach dieſem Geſetze geichügte Vögel un- 
aſſerhühner (Rohr⸗ und Bleß⸗beagbſichtigt mitfangen, bleiben ſtraflos. 


ühner), 
10. Reiher (eigentliche Reiher, Nacht⸗ 89. Die landesrechtlichen Beſtimmun⸗ 
reiher oder Rohrdrommeln), den, welche zum Schutze der Vögel weiter⸗ 
11 Säger (Sägetaucher, Taucher⸗ gehende Verbote enthalten, bleiben unbe 


gänfe), rührt Die auf Grund derjelben zu er 
12. alle nicht im Binnenlande brü- | Tennenden Strafen bürfen jedocdy den 
tende Möven, Höchitbetrag der in diefem Gejege ange 
13. Kormorane, . drohten Strafen nicht überjteigen. 
VIII. 


Das Geſetz 
über das Telegraphenweſen des Deutfdien Reichs. 


Vom 6. Avpril 1892. 





8 1. Das Recht, Telegraphenanlageı ! Reichskanzler ober bie von ihm Hierzu 
für die Bermittelung von Nachrichten zu | ermädhtigten Behörden. 
—5— und ee last En | Die Bedingungen der Verleihung find 
jließli ı Neich zu. >14 
graphenanlagen finb Ki Yernfpreigan- in ber Verleihungsurfunde feftzuftellen. 
lagen mit begriffen. 
— 88 Ohne Genehmigung des Reiche 
. können errichtet und betrieben werden: 
8 2. Die Ausübung bed im 8 1 be 
zeichneten Rechts kann für einzelne 1. Telegraphenanlagen, melde aus 


Streden ober Bezirfe an Privatunter- ieplih dem inneren Dienfte von 
nehmer und muß en Gemeinden für ben Kunden oder Kommunalbehörden, 








Verkehr innerhalb des Gemeindebezirks Deichlorporationen, Giel- und Ent. 
verliehen werben, wenn bie nachſuchende wäfjerungsverbänben gewibmet find; 
Gemeinde die gerrügende Sicherheit für 2. Telegraphenanlagen, welche von 
einen ordnungsmäßigen Betrieb bietet Transportanſtalten auf ihren Linien 
und das Reich eine ſolche Anlage weder ausſchließlich zu Zwecken ihres Be⸗ 
errichtet hat, noch ſich zur Errichtung und triebes oder Ur die Qermittelung 


zum Betriebe einer foldyen bereit erklärt. von Nachrichten innerhalb der bis 
Die Verleihung erfolgt dur den herigen Grenzen bemußt werden; 








Geſetz Über das Telegraphenweſen. 88 4 bis 12. 


3. Telegraphenanlagen 

a) innerhalb der Grenzen eine? 
Grundſtücks, 

b) zwiſchen mehreren einem Be⸗ 
ſitzer ‚gebörigen oder zu einem 
Betriebe vereinigten Grund» 
ftüden, beren keines von Dem 
anderen über 25 Kilometer in 
ber Luftlinie entfernt ift, wenn 
biefe Anlagen ausſchließlich für 
ben ber Benutung der Grund» 

ftüde entſprechenden unentgelt⸗ 
lichen Verkehr beſtimmt ſind. 





8 4. Durch die Landes⸗Zentralbehörde 
wird, vorbehaltlich der Neich3aufficht die 
Kontrole darüber geführt, daß die Er- 
rihtung und der Betrieb ber im 8 3 be 
zeichneten Telegraphenanlagen ſich inner 
Halb der geſetzlichen Grenzen halten. 





85. Sebermann Hat gegen Bahlung 
der Gebühren das Recht auf ‚Seförberung 
von ordirungämäßigen. Telegrammen um 
auf Zulaffung zu einer ordnungsmäßigen 
telephonifchen Unterhaltung durd) die Hr 
ben öffentlichen Verkehr beitimmten Yır- | 
V der 

orrechte bei der Benutzung dem 
öffentlichen Verkehr dienenden Anlagen 
und Ausſchließzungen von ber Benutzung 
find nur aus Gründen des öffentlichen 
Intereſſes zufällig. 


86. Sind an einem Dre Tele 
qraphenlimien für den Ortsverlehr, fei 
e3 von der Neidj3-Telegraphenverwaltung, 
ſei ed von der Gemeindeverwaltung oder 
von einem anderen Unternehmer, zur Be 
nugung gegen Entgelt errichtet, jo Tann - 
jeder Eigentümer eines Grundftüds gegen | 
Erfüllung der von jenen zu erlaffenden 
jund öffentlich befannt zu machenden Ber | 
dingungen den Anſchluß an das Lolalnetz 
verlangen. | 

Die Benugung jolger Privatitellen 
an Unbefugte gegen Entgelt ift unzu⸗ 
laͤſſig 





bie Benutzung von 


7. Die 
Rz — — und Fernſprech⸗Au⸗ 


Perſonen 
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lagen beſtehenden Gebühren können nur 
auf Grund eines Geſetzes erhöht werden. 
Ebenſo iſt eine Ausdehnung der gegen⸗ 
wärtig beſtehenden Befreiungen von 
ſolchen Gebühren nur auf Grimd eines 
Geſetzes zuläſſig. 





98. Das Telegraphengeheimnis iſt 
umverleglich, vorbehaltlich ber geſeztzlich 
für ſtrafgerichtliche Unterſuchungen, im 
Konkurſe und in zipvilprozeſſualiſchen 
Faͤllen oder ſonſt durch Reichsgeſetz feſt⸗ 
geſtellten Ausnahmen. Dasſelbe erſtreckt 
ſich auch darauf, ob und zwiſchen welchen 
telegraphiſche Mitteilungen 
ſtattgefunden haben. 





89. Mit Geldſtrafe His zu eintauſend⸗ 
fünfhunbert Mark oder mit Haft oder mit 
Gefängnis bis zu ſechs Monaten wird 
beitraft, wer vorjählich entgegen ben Be» 
ftimmungen dieſes Gejete eine Tele- 
graphenanlage errichtet oder betreibt. 





8 10. Mit Geldftrafe bis zu eim- 
Hundertfünfzig Mark wird beitraft, wer 
ben in Gemäßheit des 8 4 erlafjenen 
Kontrolvorichriften zuwiderhandelt. 





g11l. Die ng errichteten oder 
betriebenen Anlagen find außer Betrieb 
zu ſetzen oder zu bejeitigen. Untrag 
auf Einleitung de3 Hierzu nad Maß» 
abe der Zandesgejepgebung erforderlichen 
gsverfahrens jtellt der Reichskanzler, 
oder die vom Reichskanzler dazu ermäch⸗ 
tigten Behörden. 
Der Rechtsweg bleibt vorbe- 
halten. . 





8 12, Elektriſche Anlagen find, wenn 
eine Störung des Betriebe der einen 
Leitung durch die andere eingetreten oder 

befürchten ift, auf Koſten desjenigen 
Deiles, welcher durch eine fpätere An« 
lage oder durch eine fpäter eintretende 
Aenderung feiner beitehenden Anlage dieſe 
Störung oder die Gefahr bderfelben ver- 
anlaft, nad) Möglichkeit jo auszuführen, 
daß jie ſich nicht ftörend beeinfluſſen. 
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8 18. Die auf Grund ber vorftehenden | inZbefondere über Öffentliche Wege und 
Beſtimmung entitehenden Streitigfeiten | Straßen. 
gehören vor die ordentlichen Gerichte. 
Das gerichtlihe Verfahren ift zu be 8 15. Die Bellimmungen diefed Ge⸗ 
fchleunigen; ber Rechtsſtreit gilt als | feged gelten für Bayern und Württen- 
Ferienſache. | berg mit ber Maßgabe, daß für ihre Ge- 
biete dic für das Reich feitgeftellten 
8 14. Das Neich erlangt durch dieſes Nechte diefen Bundesjtaaten zuftehen und 
Geſetz feine weitergehenden als die bis- | daß bie Relimmmgen. bes 8 7 auf den 
her beitchenden Anſprüche auf die Ber- | engeren Verkehr diefer Bundesſtaaten 
fügung über fremden Grund und Boden, | feine Anwendung finden. 











VII. 
Die Livilprozegordnung 


für das 


Deuffche Reich 


nebft 


Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
in der Fafſung 
der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 


ferner die 


Straſproꝝessorduung, das Gerichtskostenwesen, das Verfahren vor 

den @ewerbegerichten, die Grumdbuchorduung, die Zwangsversteige- 

rung und Zwangsverwaltung, sowie das Gesetz über die Aingelegen- 
heiten der Treiwilligen Gerichtsbarkeit. 


Cert:2lusgabe mit volßstümlichen Erläuterungen 


zur 


Selbfibelehrung und zum prakfifchen Gebraude 


für 


Jedermann. 
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Alle Rechte vorbehalten! 
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Amtögerichte 
Schöffengerihte . 
Landgerichte 
Schwurgerichte 
Kammern für Han⸗ 
delsſachen......... 
Dberlandesgerichte 119 „ 
..125 , 


. Titel Nedishälfe. . 
. Titel. Öffentlicleit und 


. Titel, 
. Titel, Beratung unb Ab- 


. Titel, Gerichtsferin . . 


88 (Paragrapben) 


. Titel, Gerichtefchreiber . 154 
. Titel. 


und 
. . 155 bis 1686 
.157 „ 169 


Zuſtellungs⸗ 
Vollſtreckungsbeamte 


185 
193 


Sigungspoligei . . . . » 170 , 
Gerihtsfprade . 186 „ 


200 
„ 208 


ftimmung 


Einführungsgefeb zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze. 
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1518 11 
12 „ 87 
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63 (Baragrapben) 


weiter AbfgHnitt. 
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8. Titel. Beteiligung Pritter 
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Das RBrozeßweſen. 


Bevor man fich entichließt, im Wege einer Klage gegen jemanb 
vorzugehen, möge man ficy erft über bie Verhältniffe des Schulbners 
Rechenichaft ablegen und eingehend zu informieren fuchen. 

Ein altes deutſches Sprichwort Iautet: 

„Wo nichts ift, da hat der Kaijer fein Recht verloren,” 
und ieber Geſchäftsmann ſollte, bevor er in irgend einer Sache klagbar 
wird, ſich dieſes Wortes erinnern; er würde dann in vielen Fällen ſich 
unnüge Koſten, Zeitverſäumniſſe und Verdruß erſparen. 

Ja ſelbſt wenn der Schuldner ſich nicht in anerkannt ſchlechten, 
ſondern nur in zweifelhaften Verhältniſſen befindet, wird man gut thun, 
von jeder Klage Abſtand zu nehmen, denn es giebt kaum etwas Urger⸗ 
licheres, als zu ſeinem guten Rechte auch noch die Prozeßkoſten oben⸗ 
drein zu bezahlen. 

Auch der Betrag, um welchen es fich in ftreitigen Fällen handelt, 
iſt in Betracht zu ziehen, und iſt das Objekt ein wirklich geringfügiges, 
jo iſt es ratſam, den kleinen Poſten ohne weiteres auf Verluft-Ronto 
zu jchreiben und ohne weiteres ſtillſchweigend darüber hinweg zu gehen. 

Falls man ſeitens des Schuldners eine ſchriftliche Anerkennung der 
betreffenden Schuld beſitzt, in welcher derſelbe die außergerichtliche Er⸗ 
Märung abgegeben hat, daß er ſich der Ausflucht der Verjährung für 
Die betreffende Forderung begeben habe und ſolche alſo nicht geltend 
machen bürfe, jo ift dieſes von großer Wichtigfeit und Hat, fall8 der 
Schuldner das Schriftftüd nicht ableugnet, fondern als von ihm her- 
rührend anerlennt, oder dasſelbe nicht verloren geht, volle Beweiskraft 
und Gültigfeit. 

Man wird fich in folchem Falle alſo bie Frage vorzulegen Haben, 
ob es anzunehmen fei, daß ber Schuldner jene Verzichtleiftung auf das 
Recht ber Verjährung ableugnen werde, eventuell könne, und ob man in 
diejem Falle weitere Beweiſe für die Rechtmäßigkeit feines Klageanſpruchs 
beibringen ober benjelben durch Zeugen nachweiſen könne. 

Betreffs bes Zeugenbeweiſes muß man jehr vorfichtig fein, und es 
tft mit dieſen eine äußerft heikle Sache. 
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Derſelbe ift ſehr unzuverläffig und koſtſpielig und ift es Häufig da⸗ 
geweſen, daß Zeugen, welche vorher behauptet hatten, diefes oder jenes 
beftimmt zu wiſſen, in ber Gerichtöverhandlung unficher wurden und be- 
baupteten, fich der Sache nicht mehr erinnern zu Tönnen ꝛc. 

Die Zeugen felbjt müſſen unverdächtig fein. 

Man darf mit denſelben über ihr Zeugnis nicht [prechen, noch ba$- 
ſelbe zu beeifluffen fuchen, ihnen nicht fagen, wie fie außfagen follen, 
feine Geſchenke oder Verfprechungen machen, um fie zu einer der Klage 
günftigen Ausſage zu bringen, auch fie nicht bedrohen für den Fall, daß 
fie ungünftig ausjagen follten. 

Man kann fich in Diefer Beziehung kaum genug in acht nehmen, 
da man fonft leicht in Die unangenehme Situation kommen kann, wegen 
Verleitung zum Meineibe, ein Verbrechen, welches nach $ 159 des 
Strafgeſetzbuchs mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren beftraft wird, in 
eine Friminalunterfuchung verwidelt zu werden, und jelbft im Falle ber 
Freifprechung bleibt in den Augen vieler Leute dann immer das Dbium 
des Berdachtes auf dem Betreffenden haften. 

Auch iſt es nicht gut, wenn Die betreffenden Zeugen mit dem 
"Kläger in nahem verwandtichaftlichem Verhältnis ftehen, da die Gegen⸗ 
partei unter Umftänden infolgedeſſen den Antrag ftellen farm, Die Beugen 
nicht zu vereidigen, überhaupt in der Lage ift, deren Zeugnis zu ver- 
dächtigen. 

Auch ift es von großem Einfluß, ob die Zeugen hi— und ver⸗ 
ſtändige Leute ſind, die wiſſen, was ſie wollen und ausſagen und ſich 
nicht aus der Faſſung bringen laſſen, da es anderenfalls häufig dem 
Rechtsbeiſtand der Gegenpartei gelingt, die Zeugen zu verwirren, ſie 
durch geſchickte, ſcheinbar harmloſe Frageſtellung in Widerſpruch mit ihren 
eigenen Ausſagen oder mit denen anderer Zeugen zu bringen und ſie 
an ſich ſelbſt und ihren Wahrnehmungen unſicher zu machen. 

Schließlich muß man ſich noch die gewiſſenhafte Prüfung der Frage 
auferlegen, ob der Verklagte wohl im ſtande ſei, Gegenanſprüche gegen 
einen geltend zu machen, ſo daß das Reſultat der Klage ſchließlich auf 
eine teilweiſe oder gänzliche Kompenſation der gegenſeitigen Anſprüche 
hinauslaufen würde. 

Hat man alle dieſe Umſtände vor Erhebung einer Klage ſorgfältig 
‚in Erwägung gezogen und iſt zu dem Ergebnis gelangt, daß es richtig 
und vorteilhaft fei, die Klage anzuftrengen, fo erteile man, falls Die 
Sache nicht ſehr einfach liegt und man felbft in Rechtsfachen vollftändig 
au fait ift, einem tüchtigen, renomierten Rechtsanwalte Vollmacht und 
muß man in biefem Falle bemfelben, fowie auch bem Gerichte unb 
mel dem Gerichtsvollzieher einen entiprechenden Koſtenvorſchuß 
leiſten. 

Gewiß kommt — auch ſelbſt bei ſehr klar und günſtig liegenden 
Sachen — außerordentlich viel für den Ausgang des Prozeſſes auf die 
Perſon des gewählten Rechtsanwaltes an, und kann ſelbſt das klarſte 
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Recht durch eine Nachläffigkeit, durch einen Formfehler oder durch fonft 
. ungejchidte Wahrnehmung des Rechtsanmwaltes verloren gehen, während 
andererfeits ein an ſich auf einer ſchwachen Bafıs ruhender Prozeß durch 
die Gewandtheit und Intelligenz des eiger.n Anwalts, eventuell durch 
das Ungeſchick bes Vertreter der Gegenpartei gewonnen werben kann. 
Man nehme auch nur. einen Anwalt, der bezüglich feiner Gewiſſen 
baftigkeit und Ehrenhaftigleit von tadellofem Rufe und der in dem Re- 
nomee fteht, faule Sachen prinzipiell von der Hand zu teilen. 

Hat man viel auf dem Gerichte zu thun, fo aklordiere man mit 
einem tüchtigen Rechtsanwalt, baß derjelbe gegen eine beftimmte jährlich 
zu zahlende Summe alle im Laufe des Jahres vorkommenden gericht- 
lien Geichäfte, Prozeſſe 2c. übernehme. 

Sobald man zur Führung eines Prozeifed einen Anwalt angenom- 
men hat, muß man biefem auch ganzes, uneingejchräuftes Vertrauen ' 
entgegenbringen, man teile bemfelben alles auf die Sache Bezügliche 
nit, verjchweige ihm nicht die etwa bedenklichen Punlte der Sache, 
welche die Rechtmäßigkeit ber Forderung vielleicht in Frage ftellen Lönn- 
ten, mache ihn mit etwa in Betracht kommenden Gegenforderungen bes 
Berkllagten belannt und jege ihm diejenigen Gründe auseinander, welche 
Die Gegenpartei für die Verweigerung der Forderung geltend mache, jo 
daß ber Rechtsanwalt in jeder Beziehung in der fraglichen Sache voll- 
ftändig Har jehe. 

Nur in diefem Falle ift derjelbe im ftande, die Intereſſen jeines 
Mandatars wirkſam und mit Ausſicht auf Erfolg zu vertreten. 

Eine große Role in allen Prozeffen fpielt die Zufchiebung und 
Leiftung des Eides und es ift leider zu fonftatieren, daß troß der harten 
Strafe, welche auf einem Meineide ruht und melche nach 8 153 bes 
Strafgefehbuchs für das Deutſche Reich bis zu zehn Jahren Buchthaus 
betragen kann, dennoch die fahrläffigen und wiſſentlichen Meineide in 
den legten Jahrzehnten erichredlich zugenommen haben. 

Wird nun im Falle einer Klage dem Kläger der Eid zugejchoben, 
jo möge dieſer fich ernithaft prüfen, ob er bdenfelben auch mit gutem 
Gewiſſen leijten Tann. 

Genau achten muß man auch auf die Form, in welcher einem der 
Eid auferlegt wird, und biefe Formel gewiſſenhaft aufs Wort prüfen, 
um fich in feinem Gewiſſen darüber klar zu werden, ob man den Eid 
gerade in der gegebenen Form ableiften könne, ohne der Wahrheit zu 
nahe zu treten und ohne fich Gewiſſensbiſſe machen zu müfjen. 

Kann man diejed nicht, fo muß man eine Abänderung und Richtig- 
ftelung der Eibesformel beantragen. 


Bor allem aber ift e8 notwendig, fi) zu fragen und in reifliche 
Erwägung zu ziehen, ob nicht der Bellagte etwa im ftande fein follte, 
das Gegenteil von dem zu bemeilen, was man durch einen Eid er- 
härten fol. 
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Man laſſe fich ja unter keinen Umftänden in dieſer Hinficht zu einer 
Unvorfichtigkeit verleiten, denn felbft der fahrläfjige Meineid zieht harte 
Strafe nach ſich, und es iſt ein entjeglicher Gedanke, daß jemand um 
eine materiellen Vorteils Halber fein Gewiſſen mit einem Meineide be- 
laſten folle. 

Sit man feiner Sache nicht ganz ficher, jo leide man lieber einen 
Nechts- oder Vermögensnachteil, als daß man die Eidesleiftung über- 
nehme, wenn irgend möglich fuche man in folchen Falle dem Verklagten 
den Eid zuzufchieben. 

Wer einen Prozeß anfängt, ber muß von Unbeginn, auch felbft 

wenn er nach feiner innerften Überzeugung und augenfcheinlich bag klarſte 
Recht auf feiner Seite bat, immerhin mit der Möglichkeit rechnen, daß 
ber Prozeß dennoch verloren gehen könne. — Einerjeits kann der Unlaß 
hierzu in Nichtbeobachtung der vorgejchriebenen gejehlichen Formen ober 
in irgend einer Berfäumnis, einer Nachläffigfeit liegen, andererjeits kann 
der Verklagte bei ihm zugeſchobenen Eide dieſen Ieiften und Die Be- 
gründung der Klage abichwören. 
Man muß alfo bei einem folchen Prozeß auch mit dem Charalter 
des Gegners rechnen und wenn man mit einem gewiflenlofen Menfchen 
zu thun bat, dem man die Ubleiftung eine® Meineides wohl zutrauen 
Tann, jo thut man beffer, noch im legten Augenblid einen Vergfeich ein- 
zugeben und den Berklagten nicht zum Schwure Tommen zu laffen, es 
jei denn, daß man in ber Lage fei, den Verklagten wegen Meineides 
belangen und dieſen nachmweijen zu Tönnen. 

Hat man nun jchon in ſolchen Fällen, wo einem daß unzweideu⸗ 
tigite, klarſte Recht zur Seite fteht, dennoch Vorſicht und die gemifjen- 


baftefte, peinlichfte Erwägung aller ins Gewicht fallenden Umftände und 


Verhältniſſe walten zu lafjen, wie viel mehr erjcheint dann jolches ge- 
boten, wenn man im Begriff ilt, einen Prozeß zu beginnen, bei dem 
ne ae Rechtsanfpruch zweifelhaft und man feines Rechtes nicht ganz 
ſicher it. | 

Handelt es fich in ſolchem Yale um nicht allzu große Anfprüche, 
jo thut man entichieden bejier, von der Führung eines Prozefjes ganz 
abzufehen, zum ınindeften aber jeden nur einigermaßen billigen und zu- 
jriedenftellenben Vergleich anzunehmen; ſteht allerdings Bebeutendes auf 
dem Spiel, dann darf man von feinem vermeintlichen oder wirklichen 
Necht nicht fo leicht ablaffen, ſondern foll wenigftens den Berfuch 
machen, fein Recht im Wege der Klage durchzufechten, womit wir aller- 
dings niemand geraten haben wollen, einen Prozeß, der ohnehin an- 
fechtbar ift und auf einer ſchwachen Bafis ruht, bis in die legte Inſtanz 
zu treiben. 

Hat man einen gemwilfenhaften Nechtsbeiftand, fo wird einem dieſer 
feine offene Meinung über die Weiterführung eines folchen Prozefjes 


nicht vorenthalten und man wird gut thun, dem Rate desjelben zu folgen.’ 


“ 
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Wo, wie fchon gejagt, hohe Streitobjefte in Betracht fommen, wird 
man immer gut thun, Die Klage, jelbit wenn Diefelbe nicht auf dem 
ficherften Fundament ruht und der Ausgang zweifelhaft erjcheint, ein- 
zuleiten; denn ſehr häufig läßt e8 ber Berllagte nicht aufs äußerſte an- 
fommen und wird |chon im erften Termin ein Vergleich erzielt, mit 
weichen der Kläger nad) Lage der Sache mehr als zufrieden fein Kann. 

Wie wir fchon oben erwähnten, erfordert die Führung eines Pro- 
zefjeg vom Anbeginn gewifje Mittel, um den Gerichtskoſtenvorſchuß, den 
Vorſchuß für den Rechtsanwalt x. beftreiten zu Tönnen. 

Da nun Daß Nedit, vor Gericht feine Intereſſen zu vertreten, nach 
dem Geſetz jedem, auch dem Ürmften, nicht verfümmert werden fol, fo 
ift-in der Civilprozeßordnung der Fall vorgeiehen, daß jemand nicht im 
ftande fein jollte, feinen Prozeß aus eigenen Mitteln burchzuführen und 
kann derſelbe unter ſolchen Umſtänden das „Armenrecht“ in Anſpruch 
nehmen. 

Man muß ſich nun durchaus nicht vorſtellen, daß in dieſer Inan⸗ 
ſpruchnahme des „Armenrechtes“ etwas Demütigendes liegt und darf 
ſich an letzteren Ausdruck nicht ſtoßen. 

Man braucht durchaus nicht abſolut mittellos zu ſein, ſondern kann 
in ganz geordneten, wenn auch beſcheidenen Verhältniſſen leben, um 
dieſes Recht beanſpruchen zu dürfen, wie ſich aus dem Wortlaut des 
8 106 der Civilprozeßordnung für das Deutſche Neid) ergiebt. 

Diefer lautet: 

8 114. Wer außer ftande ift, ohne Beeinträchtigung des für 
ihn und feine Familie notwendigen Unterhaltes die Roften des 
Prozefjes zu beitreiten, .hat auf Bewilligung des Armenrechtes Unfpruch, 
wenn bie beabfichtigte Rechtsverfolgung oder Nechtsverteidigung nicht 
mutmillig oder ausſichtslos erjcheint. 

Ausländer Haben auf das Armenrecht nur injoweit Anſpruch, als 
die Gegenfeitigleit verbürgt ift. 

Man braucht fi) um fo weniger zu fcheuen, von dieſem Rechte 
Gebrauch zu machen, ala unter demjelben in feiner Weile eine bebin- 
gungalofe Befreiung von allen und jeden Koften zu verſtehen ift, jon- 
dern nur eine vorläufige Stundung derjelben, welche die Verpflichtung 
der Nachzahlung, beſonders im Falle, daß der Prozeß gewonnen wird, 
keineswegs ausſchließt. 

Bereits der nächſtfolgende 8 115, welchen wir nebft den $ 117 und 
8 118 der Civilprozeßordnung nachitehend folgen laſſen, fpricht dieſes 
unzweideutig aus. 

. Diefe Paragraphen lauten: 
8 115. Durch die Bewilligung des Armenrechtes erlangt die Partei: 
1. Die einftweilige Bewilligung von der Berichtigung ber rüd- 
ftändigen und Der künftig erwachjenden Gerichtstoften, einjchließ- 
ih der Gebühren der Beamten, ber den Zeugen und den Sach- 
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veritändigen zu gewährenden Bergütung und der jonjtigen baren 
Auslagen fowie der Stempelfteuer; 

2. bie Befreiung von ber Sicherheitsleiftung für die Prozeßkoſten; 

3. das Recht, daß ihr zur vorläufigen unentgeltlichen Bewirtung 
von Zuſtellungen und von Vollſtreckungshandlungen ein Ge- 
richtsvollzieher und inſoweit eine Vertretung durch Unmälte 
geboten ift, zur vorläufigen unentgeltlichen Wahrnehmung ihrer 
Rechte ein Rechtsanmalt beigeordnet werbe. 

8 117. Die Bewilligung des Urmenrechte® Hat auf die Verpflich- 
tung der dem Gegner zu erftattenden Koften Teinen Einfluß. 

8 118. Das Geſuch um Bewilligung des Urmenrechtes ift bei bem 
Prozeßgericht anzubringen; e8 Tann von dem Gerichtöfchreiber zu Pro⸗ 
tofoll genommen werben. 

Dem Geſuch ift ein von ber obrigkeitlichen Behörde ber Partei 
ausgeftellte® Zeugnis beizufügen, in welchen unter Angabe des Standes 
oder Gewerbes, der Vermögend- und Familienverbältniffe der Partei, 
fomie des Betrag® der von dieſen zu entrichtenden direkten Staats- 
fteuern das Unvermögen zur Beltreitung der Prozeßkoſten ausdrücklich 
bezeugt wirb. 

Für Perſonen, welche unter Vormundſchaft oder Kuratel ftehen, 
fann das Beugnis auch von ber obervormundichaftlichen Behörde auß- 
geftellt werben. 

Sn dem Gefuche ift das Streitverhältnis unter Angabe ber Beweis⸗ 
mittel darzulegen. 

Die weiteren Paragraphen befchäftigen fi) mit der Bewilligung, 
Entziehung und dem Erlöjchen des Armenrechts, ſowie mit der Ver⸗ 
pflichtung zur Nachzahlung der gejtundeten Beträge zc. 

Nachdem wir unferen werten Leſern dergeltalt dargethan haben, in 
welcher Art und Weife fie fich in Fällen zu verhalten haben, in benen 
fie als Kläger auftreten, liegt e8 ung nunmehr noch ob, ihnen zu fchil- 
dern, was fie zu beachten und zu thun haben in folchen Fällen, bei 
denen ſie al8 Verklagte beteiligt find. 

Einerjeit3 gelten ja auch in ſolchem falle ein großer Zeil der all- 
gemeinen Regeln, welche wir vorftiehend für ben Kläger entwickelt haben, 
anbererjeit aber find für den Verklagten ganz andere, neue Gefichtö- 
punkte maßgebend. 

Bei jeder Klageandrohung, welche meift darin befteht, daß der 
Nechtsvertreter des Gegners ben zu Verklagenden im Wuftrage feines 
Klienten auffordert, innerhalb einer gewiſſen Frift eine beftimmte Schuld 
zu berichtigen, widrigenfall® unverzüglich der Weg der Klage befchritten 
werden würde, muß man fich zunächit Die Frage vorlegen: „Beabfichtigt 
der Gegner wirklich den Weg der Klage zu beichreiten und ſolche bis 
zum Außerften durchzuführen, oder fol die Klageandrohung nur ein 
leerer Schreckſchuß fein, welcher den Verklagten veranlaſſen fol, um 
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allen unangenehmen Weiterungen und Koften zu entgehen, feine Schuld 
zu berichtigen oder einen annehmbaren Vergleichsvorſchlag zu machen. 

Muß man fich felbft eingeftehen, daß dem Kläger ein klares, un- 
zweifelhaftes Necht zur Seite fteht, fo Tann man fich auch ber Annahme 
nicht verichließen, daß derjelbe in der That beabfichtigt, dieſes unzivei- 
deutige Recht bis zur lebten Inſtanz wenn notwendig Ducchzufechten und 
man wird in folddem Falle gut thun, fich fofort mit dem Gläubiger 
perfönlich in Verbindung zu fegen und ein möglichft günftige® Urran- 
gement zu treffen, um von feiner Schuld Loszulommen, ohne baß man 
bem Staate noch die jehr beträchtlichen Gerichtskoſten bezahlt. 

Der außergerichtliche Vergleich durch perjünliche Ausſprache und 
Abmachung mit dem Gläubiger legt einem Yeinerlei Koften auf, während 
Schon in dem Falle, daß die Ausgleichsverhandlungen durch einen Rechts⸗ 
anmwalt geführt werden, die Gebühren für deſſen Mühewaltung binzu- 
treten und man außerdem auch noch einem Rechtskundigen gegenüber 
auf härtere Bedingungen gefaßt fein muß. 

Wer feinem Gläubiger in ber richtigen befcheidenen Art und Weile 
und mit der reellen Abficht, feine Schuld allmählich zu berichtigen, ent- 
gegentritt, wird auch meiftens ein günftiges Gehör finden And auf Nach⸗ 
ficgt Hoffen Tönnen, die Fälle find nicht felten, wo nachjichtige gut- 
mütige Gläubiger jahrelang auf die Erfüllung der Schuldpflicht gewartet 
haben, bis der Schuldner dazu im fiande war. 

Unverantwortlich natürlich ift, wenn man einer unanfechtbaren, ge- 
rechten Schuld gegenüber bem Gläubiger mit Nichtachtung oder gar grob 
begegnet, feine Mahnbriefe gar nicht ober in ungebührlicher Form be- 
antwortet, ihn in Geſellſchaft gefliffentlich überfieht, ihm oftentativ aus 
bem Wege geht oder ihn ſonſt unhöflich und rückſichtslos behandelt. 

Einem folchen Verfahren gegenüber kann man es gewiß dem Gläu- 
biger nicht übelnehmen, wenn er feine Rechte energifch wahrnimmt und 
nachdem die Forderung ausgeklagt ift, mit rückſichtsloſer Härte vorgeht. 

Seinem Gläubiger in einer berartigen, allem Unftande Hohn fpre- 
chenden Art und Weife zu begegnen, ift aber nicht allein vom Stand- 
punkte ber guten Lebensart aus zu veriwerjen, fondern es ift auch un- 
Flug und fann unter Umftänden für den Schuldner ſehr verhängnisvoll 
werden. 

Wie häufig kommt eg vor, daß gewiſſenloſe Schuldenmacher den 
Gläubiger nur durch Vorjpiegelung falſcher Thatfachen zum Kreditgeben 
veranlaft haben und daher alle Urjache haben, fich mit ihren Gläubigern 
auf einen guten Fuß zu ftellen. 

In derartigen Fällen joll man ficy wohl hüten, feine Gläubiger 
buch ungebührliches Betragen zu reizen, benn wenn dieſe den Fall 
richtig auszunuben verftehen, fo kann man beftimmt darauf gefaßt fein, 
nicht allein feine Schuld rebit Koften bezahlen zu müllen, fondern auch 
noch wegen Schwindel und Betrug auf längere Beit ind Gefängnis zu 
wandern. 
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Diefe VBorjpiegelungen, unter welchen es dreiften Betrügern gelingt, 
Geichäftsleute zum Kreditgeben zu bewegen, find gar mannigfadhe, als 
reiche Heiraten, in Ausfichit ſtehende Erbichaften, angebliche Hohe Außen- 
ftände ꝛc. 

Bei vielen derartigen Schuldllagen jpielt die Frage der Verjährung 
eine große Nolle, ein anftändiger Schuldner aber wird fich diefe nur in 
beitimmten Fällen zu Nube machen. 

Iſt die Forderung an fich eine rechtliche, nicht zu bejtreitende, jo 
wird fich ein anftändiger, ehrlich denfender Menſch der Einrede der Ber- 
jährung nicht bedienen, und dieſes um jo weniger thun, wenn der Gläu⸗ 
biger an fich kein wohlhbender Mann ift, fondeın in bedrüdenden Ber- 
bältnifjen lebt. 


Noch viel weniger wird man diefen Vorteil ausnützen dürfen, wenn 
die Verjährung der Schuld nur eine Zulge der Nadjficht eines Tang- 
mütigen Gläubigers ift. 

Iſt allerdings die Forderung eine unverhältnismäßig hochgeftellte, 
eine ziemlich ungerechte oder zweifelhafte, jo fan man es dem Schutd- 
ner kaum verargen, wenn er gegebenen Falls von der Ausflucht ber 
Berjährung Gebrauch macht. 

Wer in guten geficherten Verhältniſſen lebt und trogdem minder 
gut fituierten, vielleicht bedürftigen Handwerkern gegenüber, die für ihn 
gearbeitet haben, nachdem er ihnen jahrelang ihren Kohn vorenthalten 
und fie vertröftet bat, im alle einer Klage ſich auf das Recht der Ber- 
jährung beruft, ift ein „Lump“, deſſen Beftrafung bedauerlicher Weife 
nicht möglich. ift. 

Sit es nun dem mit einer Klage Bebruhten nicht möglich gemwejen 
mit dem Gläubiger durch perjönliche Anfpracdye einen Ausgleich zu ftande 
zu bringen, jo kann es unter Umſtänden ratfam erfcjeinen und von Bor- 
teil jein, wenn man dem Rechtsbeiſtande ſeines Gegner? unter Mittei- 
lung etwaiger in® Gewicht fallender Einwendungen entjprechende Ver⸗ 
gleichsvorſchläge macht. 

Der Rechtskundige ift jedenfalls im ftande ben Wert folcher Ein- 
mwendungen richtiger zu würdigen al® der Gläubiger und wird auch bei 
diefem mit feiner Meinung eher Gehör finden, fo daß es keineswegs 
ausgefchlofjfen ericyeint, daß noch auf dieſem Wege ein Vergleich zu ftande 
fommt, und ein rein verdrießlicher Prozeß vermieden wird. 

Fällt auch ein folcher Verfuch fruchtlos aus und ift man zur vollen 
Befriedigung des Gegners außer ftande oder nicht willens, jo muß man 
eben ber Sache ihren Zauf lafjen und wird gut thun, Die Verteidigung 
gegen Die Klageanſprüche vertrauensvoll in die Hand eines tüchtigen 
Rechtsanwalts zu legen. 


Wird man von jemand mit einer Klage bedroht, der infolge feiner 
dürftigen Verhältniffe auf Grund bes Armenrechtes Lagt, fo wird man 
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— bejonder8 wenn es fih um größere AUnfprüche handelt — in den 
meijten Fällen gut thun, einen fchleunigen Vergleich einzugehen. 

Zunächſt muß man bedenken, daß das Armenrecht für Klagen, 
weiche mutmwillig ins Wert gejeht werden, oder vorausſichtlich ausfichtz- 
108 find, überhaupt nicht bewilligt roird, ferner aber iſt man in ber 
wenig beneibenswerten Lage, fjelbit im denkbar günftigiten Falle 
die Koften für den eigenen Rechtsanwalt unter allen Umſtänden ſelbſt 
tragen zu müflen, da die Öegenpartei nicht einmal ihren eigenen, ge- 
ſchweige denn den gegneriichen Anwalt bezahlen Tann. 

Kommt in folchen Fällen ein annehmbarer Vergleich zu ftande, jo 
erjcheint es vätlich, den Vergleichdbetrag nicht dem Kläger ſelbſt aus- 
zuhändigen, fondern an Gerichtzftelle zu bezahlen, Damit alle diejenigen, 
welche an den Kläger Ansprüche geltend zu machen haben, fpeziell aud) 
die beteiligten Rechtsanwälte folche aus diefem bei Gericht deponierten 
Betrage befriedigen künnen. 

Zu Vergleichen mit Ehefrauen oder Bevormundeten iſt die Ein- 
willigung des Ehemannes, reſpektive Vormundes erforderlich, da folche 
Abkommen fonjt der Gültigkeit entbehren. 

Bei allen Vergleichdverhandlungen muß man den Koftenpunft gleich 
mit in den Bereich der Abmachung ziehen, da es jehr häufig vorgelom- 
men ift, daß, nad) dem die Barteien fich bereitß geeinigt hatten und 
ber Hauptvergleich aufgeſetzt und gejchlofien war, dieje Frage hinterher 
zu neuen Streitigfeiten Anlaß gab und da8 ganze Vergleichdergebnis 
wieber über den Haufen warf. 

Es ift dieſes um fo mehr notwendig, ba die entitandenen Kojten, 
beſonders wenn ber Bergleich erſt nach Einleitung der Klage zc. zu 
ftande kommt, oft jehr bedeutende find, was ganz erflärlich if, wenn 
man Gerichtstoften, Beugengebühren, Sachverftändigengebühren, Gerichts- 
vollziehergebühren, ſowie die Koften der beiderjeitigen Nechtsanmälte 
dabei in Betracht zieht. — 

Im Falle alfo ein Vergleich in feiner Weife zu erzielen ift, wird 
es ſehr oft für den Ausgang des Prozefle® von enticheidendem Einfluß 
fein, ob der Verklagte im ftande ift, den ihm zugejchobenen Reini- 
gungseid mit gutem Gewiſſen leijten zu können. 

Wir können auch an diefer Stelle nur wieder vor der Leiſtung 
eine Meineides auf das eindringlichfte warnen und vermweijen auf das . 
bereits bei früherer Gelegenheit in dieſer Beziehung Geſagte. 

Bei der Leiftung des Eides fuchen fich viele Perſonen felbit zu 
täufchen, indem fie da8 Gewicht auf Unmejentliches legen und einen 
Reinigungseid leiften, weil vielleicht in dem ihnen auferlegten Eide irgend 
etwas Nebenfächliches falſch angegeben ift, während in der Hauptfacdhe 
dasjenige, was fie abſchwören, jeine thntlächliche Richtigkeit Hat. 

Man laſſe fich durch derartige Sophismen ja nicht verleiten und 
befteche fein Gewiſſen nicht durch Scheingründe; es Yönnte fich ein folches 
Verhalten fpäter bitter rächen und ſchwere Reue nach fich ziehen. 
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Die Motive zu einem Meineide find fehr verfchiedene, und Dumm- 
Heil, Habſucht, Niedertracht, Leichtfertigleit 2c. fpielen hierbei eine große 

olle. 

Iſt eine Schulb ausgeklagt und auf Antrag des Klägers zur Pfän- 
dung gefchritten worden und bat dieſe ein negatives Reſultat ergeben, 
jo kann der Gläubiger beantragen, daß laut 8 807 der Civilprozeß- 
ordnung für dag Deutiche Reich dem Schuldner ber „Dffenbarungs- oder 
Manifeftationgeid“ zu leiten auferlegt wird, welchem Antrage Folge ge- 
leiltet werden muß. 

Der 8 807 lautet: 

„Hat bie Pfändung zu einer vollftändigen Befriedigung bes 
Gläubigers nicht geführt, oder macht biefer glaubhaft, daß er 
durch Pfändung feine vollftändige Befriedigung nicht erlangen 
fönne, fo ift der Schuldner auf Untrag verpflichtet, ein Ver⸗ 
zeichniß feines Vermögens vorzulegen, in betreff feiner Forde- 
rungen den Grund und die Beweismittel zu bezeichnen, ſowie 
den DOffenbarungzeib zu leiften: 

daß er nach beftem Willen fein Vermögen jo vollitändig an- 

gegeben babe, als er dazu im Stande ei, 

Wer vor Ubleiftung des Manifeftationgeides fich feines 
Vermögen! entäußert, Waren verfichleudert, Wertjachen und 
Bermögenzftüde bei Seite fchafft oder nachweisbar zum Scheine 
cediert oder verkauft, macht fich einer ſtrafbaren Handlung 
ſchuldig; wegen Meineides wird beftraft, wer bei Leiftung bes 
Manifeftationgeides auf Grund des eingereichten Verzeichniſſes 
etwas ihm Gehöriges verſchwiegen oder ihm zuftchende Forde⸗ 
rungen nicht oder unrichtig angegeben hat. 

Der Gläubiger Hat übrigens das Recht, den Schuldner, wenn er 
glaubt, daß fich deſſen Bermögensverhältniffe gebefjert haben, aufs neue 
manifejtieren zu laffen. j 

Die Gläubiger werben leider nur zu oft die Erfahrung machen, 
Daß die meiften Zwangsvollſtreckungen Leinen Erfolg haben und ihnen 
nur unnüße Koften und Gebühren für den Gerichtsvollzieher auferlegen. 

Es liegt da8 zum Teil darin, daß nach der Civilprozeßordnung für 
das Deutiche Reich eine Pfändung in vielen Fällen unzuläffig ift unb 
liegt e8 deshalb im dringenden Intereſſe des Publikums, fich mit den 
diesbezüglichen Beftimmungen vertraut zu machen. | 

Einer Pfändung unterliegen nicht nach $ 811 der CPO.: 

1. die Kleidungsftüde, die Betten, die Wäſche, das Haus- und Küchengerät, 
in3befondere die Heiz- und Kochöfen, foweit diefe Gegenftände für den Bes 
darf des Schuldner oder zur Erhaltung eines angemefjenen Hausſtandes 
unentbehrlich find; 

2. die für den Schuldner, feine Familie und fein Geſinde auf bier Wochen er- 
forderlichen Nahrungs=, Feuerungs- und Beleuchtungsmittel oder, ſoweit 
ſolche Vorräte auf zwei Wochen nicht vorhanden und ihre Beſchaffung für 














12. 


13. 
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diefen Zeitraum auf anderem Wege nicht gefichert ift, ber zur Beichaffung 
erforderliche Geldbetrag; 

eine Milchkuh oder nad der Wahl des Schuldners flatt einer folchen zwei 
Biegen oder zwei Schafe nebft den zum Unterhalt und zur Streu für bie- 
jelben auf vier Wochen erforderlichen Yutter- und Streuborräten oder, fo> 
weit folche Vorräte auf zwei Worhen nicht vorhanden, dem zur Beichaffung 
erforderlichen Geldbetrage, wenn bie bezeichneten Tiere für die Ernährung 
des Schuldners, feiner Familie und feines Gefindes unentbehrlich find; _ 
bei Perfonen, welche Landwirtſchaft betreiben, da8 zum Wirtfchaftäbetrieb 
erforderliche Gerät und Vieh nebſt dem nötigen Dünger, jomwie die land⸗ 
wirtichaftlihen Erzeugnifie, joweit fie zur Yortführung der Wirtfchaft bis 
zu der Zeit erforderlich find, zu welcher gleiche oder ähnliche Erzeugnifie 
poraugfichtlic) gewonnen werden; 


. bei Künftlern, Handwerkern, gewerblichen Arbeitern und anderen Berfonen, melde 


aus Handarbeit oder jonftigen perjönlichen Leiftungen ihren Erwerb ziehen, die 
zur perjönlichen Fortjegung der Erwerbsthätigkeit unentbehrlichen Gegenitänbe; 
bei den Witwen und den minderjährigen Erben der unter Nr. 5 bezeichneten 
Perjonen, wenn fie das Erwerbsgeſchäft für ihre Rechnung durch einen 
Stellvertreter fortführen, die zur perjönlichen Fortführung bes Geichäfts 
durch den Stellvertreter umentbehrlihen Gegenftände; 

bei Offizieren, Dedoffizieren, Beamten, Geiftlichen, Lehrern an dffentlichen 
Unterrihtsanftalten, Rechtsanwälten, Notaren ſowie Degen und Hebammen 
die zur Verwaltung des Dienftes oder Ausübung bes Berufs erforberlichen 
Gegenftände, ſowie anftändige Kleidung; 


. bei Offizieren, Militärärzten, Detoffigieren, Beamten, Geiſtlichen, bei Aerzten 


und Lehrern an Öffentlichen Unftalten ein Geldbetrag, welcher bem ber 
Pfändung nicht unterworfenen Teile des Dienſteinkommens oder der Penſion 
für Die De von ber Pfändung bis zum nächften Termine der Gehalts- 
oder Penſionszahlung gleihlommt; 


. die zum Betriebe einer Apotheke unentbehrlichen Geräte, Gefäße und Waren; 


die Bücher, welche zum Gebrauche des Schuldnerd und feiner Yamilie in 
der Kirche. oder Schule ober einer fonftigen UnterrichtSanftalt oder bei ber 
haͤuslichen Andacht beftimmt find; 


. die in Gebrauch genommenen Haushaltungs⸗ und Geſchäftsbücher, bie 


Samilienpapiere, fowie die Trauringe, Orden und Ehrenzeichen; 

fünftlide Gliedmaßen, Brillen und andere wegen Zörperlicher Gebrechen 
notwendige Hülfsmittel, foweit dieſe Gegenftände zum Gebrauche des Schulb- 
ner3 und feiner Yamilie beftimmt ; 

die zur unmittelbaren Verwendung für die Beftattung beftimmten Gegenftänbe. 


gerner find der Pfändung nad) $ 850 ber neuen Civilprozeßord⸗ 


nung ni 
1. 


2 


O >, | 


cht unterworfen: 


der Arbeitd- oder Dienftlohn nach den Beftimmungen des Reichsgeſetzes dom 

21. Juni 1869 (Bundes-Gejegbl. 1869 ©. 242 und 1871 ©. 63, Reichs⸗ 

Geſetzbl. 1897 ©. 159); 

die auf gejeglicher VBorfchrift beruhenden Alimentenforderungen und die nach 
844 des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen ber Entziehung einer folchen 
orderung zu entrichtende @eldrente; 


. bie fortlaufenden Einfünfte, welche ein Schuldner aus Stiftungen oder fonft 


auf Grund der Fürforge und Freigebigkeit eined Dritten bezieht, infomeit 
der Schuldner zur Beltreitung des notdürftigen Unterhalts für fi, feinen 
Ehegatten und feine noch unverforgten Finder diefer Einkünfte bedarf; 


. die aus Kranken⸗, Hülfs- oder Sterbefaffen, insbejondere aus Knappicafts- 


tofien und Kaſſen der Knappſchaftsvereine zu beziehenden Debungen 1; 
oldaten; 


. der Sold und die Invalidenpenſion ber Unteroffiziere oder ber 
. das Dienfteinlommen der Diilitärperfonen, welche zu einem mobilen Truppens 


teil oder zur Veſatzung eines in Dienft geftellten Seriegsfahrzeuges gehören; 
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7. die Benjion der Witwen und Waifen und die denfelben aus Witwen⸗ und 
Waiſenkaſſen zukommenden Bezüge, die Erziehungsgelder und die Studien- 
jtipendien, fomwie die Penfionen invalider WUrbeiter; 

8. das Dienfteintommen der Offiziere, Militärärzte und Dedoffiziere, der Be⸗ 
amten, ber Geiitlichen fowie der Aerzte und Lehrer an öffentlichen Anital- 
ten; die Penfionen dieſer Perfonen nach deren Verſetzung in einjtweiligen 
oder dauernden Ruheſtand, ſowie der nad) ihrem Tode den Hinterbliebenen 
zu gewährende Sterbe- oder Gnadengehalt. 

Ueberfteigen in den Fällen Nr. 7 und 8 da3 Dienfteinftommen, die Benfion oder 
die fonftigen Bezüge die Summe von fünfzehnhundert Mark für das Sahr, jo ift der 
dritte Teil de Mebrbetrags der Pfändung unterworfen. 

Die nach 8 843 des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen einer Verlegung des Körpers 
oder der Geſundheit zu entrichtende Geldrente ift nur foweit der Pfändung unterworfen, 
als ber Gejamtbetrag die Summe von fünfzehnhundert Mark für das Jahr überfteigt. 

Sn den Fällen der beiden vorhergehenden Ubjäge tft die Pfändung ohne Rück⸗ 
fiht auf den Betrag zuläflig, wenn fie wegen der dem Verwandten, dem Ehegatten 
und dem früheren Ehegatten für die Beit nach Erhebung der Klage und für das dieſem 
Beitpunfte vorausgehende letzte Vierteljahr kraft Gelege zu entrichtenden Unterhalts- 
beiträge beantragt wird. Das Gleiche gilt in Anſehung der zu gunften eines unehe⸗ 
lichen Kindes von dem Vater für den bezeichneten Heitraum kraft Geſetzes zu ent- 
richtenden Unterhaltsbeiträge; dieſe Vorfchrift findet jedoch injoweit feine Anwendung, 
al3 der Schuldner zur Beftreitung feines notdürftigen Unterhalt3 und zur Erfüllung 
ber ihm feinen Berwandten, feiner Ehefrau ober jeiner früheren Ehefrau gegenüber 
geſetzlich obliegenden Unterhaltöpflicht der Bezüge bedarf. Hierbei werden ausſchließlich 
die Leiſtungen berüdfichtigt, welche vermöge einer ſolchen Unterhaltspflicht für den 
nämlichen Beitraum oder, falls die Klage zu gunften des unehelichen Kindes nad ber 
Klage eined Unterhaltäberechtigten erhoben tft, für die Beit von dem Beginne des ber 
Klage diejed Berechtigten voraußgehenden legten Bierteljahres ab zu entrichten find, 

- Die Einkünfte, welche zur Beftreitung eines Dienjtaufmandes beitimmt find, und 
der Servis der Offiziere, Militärärzte und Militärbeamten find weder der Aändung 
unterworfen noch bei der Ermittelung, ob und zu. weichem Betrage ein BDienftein- 
tonımen der Pfändung unterliege, zu berechnen. ' 

Endli hat nad) 3 803 Ne 2 jede Pfändung zu unterbleiben, 
wenn fich von der Verwertung der zu pfänbdenden Gegenftände 
ein Überfchuß über die Koften ber Bmangsvollftredung 
nicht erwarten läßt. 

Sehr beacdhtenswert ift endlich eine erſt in neuerer Beit erfolgte 
Verfügung bes Juſtizminiſters, welche das Verfahren der Gerichts- 
vollzieher bei Bfändungen manchen wichtigen und einfchneidenden 
Veränderungen untermwirft. 

Zunächſt wird durch dieſelbe beftimmt, daß, falls ber Gläubiger 
dem Schulbner eine Frift von unbeftimmter Dauer oder von mehr als 
ſechs Monaten zugefteht, ohne im Iebteren Falle feitzufegen, daß nad 
Ablauf diefer Frift die Zwangsvollſtreckung ohne weiteres fortgejeht 
werden fol, der Auftrag unbeſchadet des für den Gläubiger durch die 
Pfändung ertvorbenen. Bfandrechtes, jofort als erledigt anzufehen ift. 

Falls jedoch der Gerichtsvollzieher die betreffenden Pfandftüde in 
eigenen Gewahrſam genommen bat, gilt der Auftrag erit dann für er- 
ledigt, wenn für die Aufbewahrung ber Piandftüde an anderer Stelle 
geeignete Vorlehrung getroffen ift. 

Falls nicht bei einer einftweiligen Einftellung des Zwangsvollſtreckungs⸗ 
perjahrens oder Stundung feitens des Gläubigers ein beftinmter, im 
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höchften Falle ſechs Monate betragender Termin feftgejeht ift, nach deſſen 
Ablauf die Zwangsvollſtreckung ohne weiteres fortgejeht werden ſoll, hat 
der Gerichtsuollzieher zur Wiederaufnahme der Vollſtreckung nicht eher 
zu fchreiten, bevor nicht ein neuer Diesbezüglicher Untrag des Gläubigers 
vorliegt. 

Man wird als Gläubiger auf Grund dieſer Vorfchriften gut thun, 
wenn man bem Schuldner höchiten® immer auf einen Zeitraum von 
ſechs Monaten Indult (Nachficht) gewährt. 

Ein Novum in ber Praxis der Gerichtsvollzieher und mit dem bis- 
herigen Verfahren in direktem Widerfpruch ftehend, ift endlich die Beftim- 
mung, nach welcher ber Gerichtsvollzieher auf ſchon gepfändete Sachen 
eine Anfchlußpfändung vorzunehmen hat, ſelbſt wenn fich eventuell an- 
nehmen läßt, daß nach Dedung der Forderung desjenigen Gläubigers, 
welcher bereit3 die erite Pfändung veranlaßte ſowie der Koften Diefer 
erften Vollſtreckung ein Überſchuß über dieſe Koften kaum zu erwarten ift. 

Strafbar find: 

1. Die Widerfehlichleit gegen die Pfändung; 

2. Bedrohungen des Gerichtönollzieherd ſowie Gemaltthätigfeiten 
gegen benfelben; 

3. das unberecdhtigte Abreißen der von dem Gerichtsvollzieher auf- 
gellebten Siegel; 

4. das Fortichaffen oder Veräußern von Gegenftänden, welche 
ſeitens des Gerichtsvollzieherd gepfändet und unter Siegel ge- 
legt find. 

Das unberechtigte Abreißen der Siegel von gepfändeten Gegenftänden 
wird, falls nicht mildernde Umftänbe geltenb gemacht werden können, 
mit einigen Tagen Gefängnis beitraft, während die anderen vorſtehend 
angeführten Handlungen härtere Strafen nach fich ziehen und bejon- 
ders Bedrohungen und Gemaltthätigleiten gegen Gerichtsvollzieher in 
Ausübung ihres Amtes aufs ftrengite geahndet werben. 

Betreff der Buftändigkeit der Gerichte beftimmt das Gerichtsver- 
faffungsgejeb für das Deutfche Reich jeder Inſtanz beftimmte Grenzen, 
über welche fie nicht hinaus Tann. 

Bon allgemeinen Beitimmungen iſt nachitehendes von Intereſſe: 

Die richterliche Gewalt wird durch unabhängige, nur dem Geſetz 
unterworfene Gerichte ausgeübt. 

Die ordentliche ftreitige Gerichtsbarkeit wird durch Amtsgerichte, 
Zandgerichte, Oberlandesgerichte und durch bag Reichsgericht 
ausgeübt. 

Bor die ordentlichen Gerichte gehören alle bürgerlichen Rechts— 
ftreitigleiten. 

Die Gerichte find Staatägerichte. 

Ausnahmegerichte find unftatthaft. 

Niemand darf. feinem gejehlichen Richter entzogen werben. 

99. 
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Der Wirkungskreis der Amtsgerichte ift, wenn er auch nur Die 
weniger bedeutenden Prozeſſe umfaßt, ein außerordentlich großer, denn 
die Mehrzahl der Streitigkeiten find eben Bagatellfachen und bie weiteren 
Inſtanzen erhalten ja infolge der gegen die Urteile der Amtsgerichte 
eingelegten Berufungen ebenfalld einen großen Teil derjelben zur fpäteren 
Behandlung und Erledigung. | 

Die Zuftändigkeit der Umtsgerichte umfaßt in bürgerlichen 
Nechtsftreitigkeiten, ſoweit diefelben nicht ohne Rüdficht auf den 
Wert des Streitgegenftandes den Landgerichten zugewieſen ind: 

1. Streitigleiten über vermögensrechtliche Unfprüche, deren Gegen- 

ftand an Gelb ober Geldesmert die Summe von 300 Mi. 
nicht überfteigt: 

2. ohne Rückſicht auf den Wert bes Streitgegenftandes: 

Streitigfeiten zmifchen dem Vermieter und dem Mieter oder 
Untermieter von Wohnräumen oder anderen Räumen oder 
zwiſchen dem Mieter und dem Untermieter folcher Räume 
wegen Überlaffung, Benugung oder Räumung, fowie 
wegen Burüdbaltung der von dem Mieter oder bem Unter- 
mieter in die Wohnräunte eingebrachten Sachen; 

Streitigleiten zwifchen Dienftherrichaft und Geſinde, 
zwiichen Arbeitgebern und Arbeitern Hinfichtlich des Dienft- 
oder Arbeitsverhältniffes, ſowie die im $ 3 Abſ. 1 des Geſetzes, 
betreffend die Gewerbegerichte, vom 29. Juli 1890 bezeichneten 
Streitigkeiten, infofern diefelben während der Dauer des Dienft-, 
Ürbeit3- oder Lehrverhältniſſes entftehen. 

Gtreitigfeiten zwiſchen Reifenden und Wirten, Fuhrleuten, 
Schiffern, Flößern oder Ausmanderungserpedienten in Den Ein- 
Ihiffungshäfen, welche über Wirtszechen, Fuhrlohn, Überfahrts- 
gelder, Beförderung der Reiſenden und ihrer Habe, und über 
Berluft und Beichädigung der Iebteren, ſowie Streitigkeiten 
zwiſchen Neifenden und Handwerkern, welche aus Unlaß der 
Reife entftanden find; 

Streitigkeiten wegen Viehmängel; 

Streitigleiten wegen Wildichadens, 

ſowie endlich noch 

Uniprüche aus einem außerebelichen Beilchlaf und’ das Auf 
gebotsverfahren. 

Ale übrigen, nicht zur Buftändigleit dev Amtsgerichte gehörigen 
bürgerlichen Streitigfeiten werden durch 

die Eivillammern der Landgerichte erledigt, und find dieſe 
ohne Rüdficht auf Die Höhe des Streitobjettes ausſchließlich 
zuſtändig: 

1. für die Anſprüche, welche auf Grund des Geſetzes vom 1. Juni 
1870 über die Abgaben von der Flößerei oder auf Grund des 
Geſetzes über die Rechtsverhältniſſe der Reichsbeamten vom 
31. Mai 1873 gegen den Reichsfiskus erhoben werden; 
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2. für die Unfprüche gegen Reichs- und Öffentliche Beamte wegen 
Überfchreitung ihrer amtlichen Befugniffe oder megen pflicht- 
widriger Unterlajlung von Amtshandlungen; 

3. für die Anſprüche der Staatsbeamten gegen den Landesfiskus 
aus ihrem Dienftverhältnifie; 

4. für die Anſprüche gegen den Landesfisfus wegen Verſchuldung 
von Staatsbeanten; 

5. für die Unfprüche gegen den Landesfiskus betreffs der Verpflich- 
tung zur Entrichtung einer Erbichaftsfteuer, eines Wertftempels 
oder eines nicht nach dem Betrage des Gegenftandes zu be- 
merfenden Bertragsitempelg; 

. für Ehejachen; . 

. für die Unfechtungs- und Wiederaufhebungsflagen in Entmün- 
digungsfachen; endlich für alle diejenigen Sachen, in welchen . 
gegen Urteile der Amtsgerichte Berufung eingelegt oder Be» 
ſchwerde geführt wird. 

Ein Anmwaltszwang, d. 5. aljo die Verpflichtung, fich in einer 
Prozeßſache eines Rechtsanwaltes zu bedienen, befteht nur für alle beim 
Zandgerichte zuftändigen Sachen ſowie in den höheren Snftanzen. 

Bor den Amtsgerichten kann man jeden, zu dem man Vertrauen 
bat, zu feiner Vertretung bevollmächtigen, auch wenn derſelbe feine juri- 
ſtiſche Qualifikation befigt, jedoch hat das Gericht die Berechtigung, den 
Bevollmächtigten ohne Angabe von Gründen abzulehnen, und geichieht 
dieſes meiſtens Perſonen gegenüber, welche als Winfellonfulenten, ſo⸗ 
genannten Volksanwälten, aus dieſer juriſtiſchen Praxis ein Gewerbe 
machen, dieſelbe alſo geſchäftsmäßig betreiben. 

Man hüte ſich bei den in dieſer Beziehung jetzt beſtehenden Geſetzes⸗ 
vorſchriften in derartigen Fällen, in denen das entſcheidende Gericht nicht 
am Wohnſitz des einen der Beteiligten — gleichviel ob Kläger oder An⸗ 
geklagten — ſich befindet, falls man der auswärts Wohnende iſt, einen 
Bevollmächtigten hinzuſenden, da man nie ſicher ſein kann, ob derſelbe 
ſeitens des Gerichtshofes zugelaſſen wird und man eventuell Reiſe⸗ und 
Behrungstoften unnütz fortgeworfen Hat. 

Zum ſelbftändigen Auftreten vor Gericht, gleichviel ob als Kläger 
oder Verklagter, iſt jeder berechtigt, welcher nach dem Geſezz ſich ſelb⸗ 
ftändig durch Verträge verpflichten Tann. 

Diefe Berechtigung erleidet auch bei großjährigen Perſonen jelbft 
dann Teine Beſchränkung, wenn fie unter väterlicher Gewalt ftehen. 

Auch Frauen find prozekfähig und wird dieje Fähigkeit dadurch, daß 
fie Ehefrauen find, nicht behindert. 

Der erfte Schritt, um einen Prozeß vor dem Amtsgerichte einzu- 
leiten, befteht darin, daß man fich entweder nach der Gerichtsjchreiberei 
begiebt und Ddajelbft feine Klage zu Protokoll aufnehmen läßt oder die 
felbe jchriftlich einreicht, indem man fle Durch einen Rechtsanwalt mu8- 
arbeiten läßt, reſpektive jelbft ausarbeitet. 


— 
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Wo orbentliche Gerichtötage abgehalten werben, Tünnen Die Par⸗ 
teien an den in den Rreisblättern fowie in vielen Birtfchaften, dffent- 
lichen Amtern und fonjtigen geeigneten Stellen bes Amtsbezirkes des 
betreffenden Gerichts durch Aushang bekannt gemachten Tagen ohne vor- 
herige Ladung vor Gericht ericheinen, um mündlich ihre Klagen an- 
zubringen. 

Eine eingereichte Klageſchrift muß enthalten: 

1. Die genaue Bezeichnung der Parteien nach) Namen, Stand, Ge- 
werbe, Wohnort und, wenn nötig, Wohnung durch Bezeichnung 
der Straße und Hausnummer; 

2. eine are und genaue Auseinanderjehung des Klagegrundes und 
Unführung derjenigen Thatjachen, welche zur Begründung und 
Unterftügung der Klage dienen können; 

3. Angabe ber Beweismittel für die behaupteten Thatfachen unter 
Beifügung der etwa biejelben bemeifenden oder unterftüenden 
Dokumente im Original oder in Abſchrift ſowie Angabe der 
Beugen nach Namen, Stand, Gewerbe, Wohnort und eventuell 
Wohnung unter Bezeichnung von Straße und Hausnummer; 

4. der Wert des Streitobjelts, falls es fich nicht um eine be- 
ftimmte bare Geldfumme handelt; 

5. das Erfuchen zur Anfegung eines Termin und Vorladung bes 
gel agten zu Demfelben zur Verhandlung vor dem zuftändigen 

ericht. 

Dem Original der Klage find zwei Abſchriften beizufügen, von benen 
eine ſeitens des Gerichts dem Verklagten nebſt ber Terminsvorladung 
zugejandt wird. 

Nach Zugang der Klage ſetzt der Amtsrichter den Termin zur 
mündlichen Verhandlung an und muß zwiſchen der Zuſtellung der Klage 
an den Berklagten und dem anberaumten Termin eine Frift von 

mindefteng drei Tagen liegen, wenn ber Verklagte feinen Wohn- 
fig im Bezirke des Amtsgerichts hat, 

mindefteng einer Woche, wenn der Berklagte zwar außerhalb 
dieſes Bezirkes, aber innerhalb bes Deutſchen Reiches wohnt, 

von 24 Stunden in allen Meß⸗ und Marktjachen. 

Hat der Verklagte feinen Wohnfig im Auslande, fo beftimmt das 
zuftändige Gericht den Beitraum, welcher zwifchen der Buftellung ber 
Klage und dem feftzufegenden Termin zu liegen bat. 

Die Ausfertigung der Zuſtellung gefchieht feitens des Gerichts- 
ichreibers, welcher die Beſorgung berfelben durch ben Gerichtspollzieher 
veranlaßt. 

Ericheint der Verklagte in dem Verhandlungstermine nicht, läßt 
fi) auch durch Leinen Bevollmächtigten vertreten, jo ann die Klage 
in leiner Abweſenheit verhandelt und er in contumaciam berurteilt 
werden 


n 
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In ſolchem Falle bringt der Kläger feine Klage vor und beantragt, 
das Verſaumnisurteil zu erlaffen, indem durch die Abweſenheit des Ver- 
Hagten das mündliche Vorbringen des Kläger als „zugeltanden“ 
jeiten® des Erjteren angenommen wird. 

Sit der Gerichtshof nun der Anficht, daß die vorgebrachte Klage 
infolge der in der mündlichen Verhandlung beigebrachten Berveismittel 
des Klägers als begründet anzuerfennen ift, fo wird er dem Untrage 
des Klägers, das Urteil in Abweſenheit des Verklagten zu fällen, ent- 
ſprechen, anderenfall3 aber die Klage abiweilen, eventuell unter Zurlajt- 
fegung ber Termingkoften für den Verklagten einen neuen Termin an- 
Leraumen. 

Der Gerichtsyof Tann den Untrag auf Erlaß eine Berjfäummnis- 
urteils zurückweiſen, wenn 

1. die erſchienene Partei — alſo in dem hier angezogenen Falle 
der Kläger — von dem Gerichte geforderte Nachweiſe nicht 
beſchaffen kann; 

2. wenn die nicht erſchienene Partei — alſo in dem bier ange- 
zogenen Beifpiel ber Verklagte — nicht orbnungsmäßig, event. 
nicht rechtzeitig geladen war; 

3. wenn der nicht erjchienenen Partei eine von der Gegenpartei 
mündlich vorgebrachte Thatſache oder geftellter Antrag nicht 
rechtzeitig fchriftlich mitgeteilt war. 

Selbitverftändlih Hat im Halle des Ausbleibens der Tlägerifchen 
Partei der Bellagte das gleiche Recht auf ein Verfäumnisurteil, even- 
tuell Abweiſung der Klage anzutragen und gelten bBierjür genau die- 
jelben Beitimmungen. 

Um nun das Urteil rechtskräftig werden zu laſſen, muß die an« 
wejende Partei die Erteilung einer Ausfertigung des Verfäummisurteils 
und Zuftelung an die Gegenpartei bei dem Gerichtsichreiber bean- 
tragen und wirb berfelben fpäter hierüber eine Zuftellungsurkunde ein- 
gehändigt. 

Gegen ein Verſäumnisurteil Tann ſeitens ber abmwefend gemejenen 
Partei innerhalb zwei Wochen vom Tage der Buftellung des Urteils 
an gerechnet Einipruch erhoben werden. 

Sind in dem angejebten Verhandlungstermin beide Barteien 
nicht erfchienen, fo tft das Verfahren fo lange eingejtellt, bis der Kläger 
eine neue Ladung beantragt refp. ſelbſt neu lädt. 

Falls beide Parteien in dem angejegten Termine exjchienen find, 
haben dieſelben bie Berechtigung, in gebührender Weife ihre Intereſſen 
zu vertreten, Anträge zu ftellen zc. 

Wird feitens des Bellagten bie Kompetenz (Buftändigleit) bes Amts- 
gerichts für ben vorliegenden Fall in Frage gezogen, fo muß berjelbe 
jeine Gründe hierfür vor Eintritt in die Verhandlung borbringen. 

Derielbe bat ferner das Recht, bis zum Schluffe der Verhandlung 
Einreben, Widerklagen und alle zuläffigen Verteidigungsmitiel vor- 
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zubringen, ſowie zur Beibringung neuer Bemweife und Zeugen, wozu fich oft 
im Verlauf der mündlichen Verhandlung Veranlaſſung ergiebt, die An⸗ 
ſetzung eine neuen Termind zu beantragen oder fonft zur Aufklärung 
der Sachlage dienende Anträge zu ftellen. 

Ebenſo kam der Kläger bis zum Schluffe der Verhandlung An- 
griffsmittel vorbringen, Beweismittel und Beweiseinreden geltend machen, 
den Slageantrag erweitern, jowie auch die Klage ändern, wenn ber 
Verklagte mit Lebterem einverftanden ift. 

So Hat jede Bartei vollitändige Bewegungsfreiheit, ſich über bie 
bom Gegner behaupteten Thatjachen zu erklären, biefelben zu beftreiten, 
zu widerlegen, durch alle ihr zu Gebote ftehenden Beweismittel zu ent- 
fräften, Turz volle Freiheit zur Vertretung ihrer Intereſſen innerhalb 
der durch den Drt und die Sache gebotenen gebührenden Form. 

Ungebäbrlichleiten vor Gericht, Beleidigung von Beugen, Beleidigung 
der Gegenpartei oder gar bes Gericht#hofes können mit Ordnungsſtrafen 
geahndet werben. 

Als Beweismittel für Die jeitens einer Partei aufgeftellten Behaup- 
tungen, welche von der Gegenpartei beitritten werden, gelten: 

Feſtſtellung (3. B. bei Sachbeichädigungen); 
durch den Augenſchein; 

Zeugen; 

Urkunden; 

Eid; 

Sachverſtändige. 

Iſt die Sache nach Anſicht des Gerichtes zur Entſcheidung reif, ſo 
daß keine neuen Beweismittel zur Aufklärung des Thatbeſtandes mehr 
erforderlich ſind, ſo fällt dasſelbe Urteil. 

Dieſes kann einer Partei etwas zuſprechen, was ſeitens keiner 
Partei beantragt iſt, d. h. alſo das Gericht iſt bei ſeiner Entſcheidung 
keineswegs innerhalb der Grenzen ber Unträge der Parteien auf bloße 
Annahme oder Ablehnung derjelben beichräntt. 

Die Buftellung des Urteils erfolgt in der bereits angegebenen Weife. 

Gegen bie Endurteile ber Amtsgerichte tft innerhalb Monatsfrift 
vom Tage der Zuftellung an gerechnet bie Berufung zuläffig. 

Beſchwerden als Rechtsmittel find nur unter ganz beftinnmten Be⸗ 
dingungen zuläffig. 

Man Bat einfache und ſofortige Beichiverden, von denen die 
eriteren an Teine Friſt gebunden find. 

Zum Schluffe dieſes Kapitel® wollen wir unferen werten Lefern 
noch einige Winke Darüber geben, wie fie fi ſäumigen Schuldnern 
gegenüber zu verhalten haben, da diejes ber häufigfte Grund ift, welcher 
zu Prozeſſen Veranlafjung giebt. 

Man Tann mit Sicherheit behaupten, daß unfere Gejchäftsleute, 
welche ſich über die ſtarken Verlufte betreffs ihrer Uußenftände zu be 
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Hagen haben, bie Schuld an dieſem Übelfiand dreiſt auf ihr eigenes 
Konto feßen können. Be 

Nicht allein, daß viele Gejchäftsleute in betreff des Kreditgebens 
ſehr leicätfinnig verfahren, welches zuweilen durch die überhandnehmende 
Konkurrenz ja geboten und notwendig fein mag, ſondern diefelben be- - 
gehen dann noch den großen Fehler, mit dem Ausfchreiben und Bu- 
jenden ihrer Rechnungen äußerft nachläffig zu verfahren und folche ent- 
weder ihren Schuldern gar nicht oder nach einem jo langen Zeitraum 
zuzufenden, daß biefe beim beften Willen fich ihrer Schuld nicht mehr 
entjinnen Lönnen. 

Biele Gejchäftsleute erbliden in diefem ſpäten Bujenden ber Rech—⸗ 
nungen eine gewiſſe Gefchäftscoulang und wollen, wie fie jagen, ihre 
aan nicht durch zu fehnelle Überjendung der Faktura vor den Kopf 

oßen. 

Diefes Verfahren mag ja in einzelnen Fällen feine Berechtigung 
haben, im allgemeinen ift dasſelbe entichieden nicht zu billigen und fügt 
dem Beichäftsmann in vielen Fällen empfindlichen Schaden zu. 

Gerade diefe Handlungsweiſe ift ein Haupthindernis für den fchon 
fo oft von vielen erfahrenen und angejehenen Gefchäftsleuten gemachten 
Verſuch, daß alle Geichäfte ohne Ausnahme nur gegen bare Bahlung 
gemacht werben jollen. 

Wenn fich diefer Geſchäftsmodus durchführen ließe, jo wären Damit 
für jeden Geichäftsmann bedeutende Vorteile verbunden und vor allem 
würde mancher einer Handwerker, Schuhmacher und Schneider, die oft, 
wo es gar nicht nötig if, monate⸗ und jahrelang warten müſſen, mwäh- 
rend fie ihr Geld doch notwendig brauchen und bie Lieferanten Drängen, 
ordentlich aufatmen können, wenn dieſes Syſtem ber unbedingten Bar- 
zahlung allgemein durchgeführt würbe. 

Die Borteile für den Gefchäftsmann liegen Mar auf der Hand. 

Er befommt feine Gelder umgehend wieder ein, die Buchführung 
wird ungemein vereinfacht, Betrieböfapital ift Durch ben fortwährenden 

Barumſatz ftet3 vorhanden, Binsverluft, ſowie fonftige Verlufte find aus- 
geichloffen, die Prozefie werben enorm vermindert und last not least 
auch das Bublitum Hat feinen Vorteil davon, denn der Verkäufer Tann 
fiy bei Barzahlung mit einem kleineren Nuten begnügen, als wenn er 
ins ungewiſſe hinein borgen muß und dabei noch riskiert, um jo und 
fo viel betrogen zu twerden. 

Immerhin thut der Geſchäftsmann klug, welcher e8 verfucht, feine 
Kundſchaft allmählich an Barzahlung zu gewöhnen, und ift es ihm ja 
unbenommen, jehr empfindliche Runden mit bejonderer Vorficht in Diejer 
Hinſicht zu behandeln. 

Wo das Prinzip der Barzahlung nicht innegehalten wird oder unter 
den gegenwärtigen Verhältniffen nicht innegehalten werden kann, thut 
man am richtigften, jeder Warenfendung eine Rechnung beizufügen. 
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Viele Gefchäftsleute haben den Gebrauch, bet jedem Quartalswechſel, 
alfo alle drei Monate ihren jämtlichen Kunden Rechnungen zuzujenden 
und die nicht beglichenen pro nächftes Duartal vorzutragen, um fie dann . 
abermal8 zur Verfendung zu bringen. 

Auch dieſes Verfahren ift noch als ein geichäftsmännifch richtiges 
anzuerkennen, ganz verlehrt aber ift, nur Jahresrechnungen zu verjenden 
und dieſes gejchieht gerade vielfach vom Heinen Handwerkerſtande, der 
folches am allerwenigften thun jollte. 

Zunächſt entzieht fih der Handwerker Dadurch einen bedeutenden 
Keil jeines Betriebslapitald und, wenn er nicht jehr gut geitellt ift, auch 
einen Teil der zu jeinem Lebensunterhalt fowie zum Einlauf von Ma- 
terialien notwendigen Einkünfte. 

Ferner find Berlufte und Irrungen bei einer jo langtivierigen Wb- 
rechnung nicht zu vermeiden, und Iebtere ziehen dann wieder ‘Differenzen 
und Prozeſſe nach fich. 

Endlih muß der Geichäftsmann noch in Betracht ziehen, daß auch 
ſelbſt für den wohlhabenden Mann fich Lleine Beträge Teichter und be- 
quemer bezahlen wie große, und er Darf endlich nicht außer acht laſſen, 
daß bei fo langen Bahlungsfriften die Gefahr ber Verjährung eine fehr 
nabeliegende ift. 

Die Auffaffung, als ob es beleidigend ober gemein fei, gleich bei 
Ablieferung der Ware die Rechnung mitzufenden, iſt einfach lächerlich 
und kann ſich außerdem der Geichäftsmann ja immerhin.noch feine Runden 
daraufhin anfehen und mit folchen, Die in diefer Beziehung ſehr em- 
pfindlich find, eine Ausnahme machen. 

Sn diefer Beziehung ift der Kaufmann dem Handwerker entichieden 
zu feinem Borteil voraus und liegt auch hierin mit ein Grund, mes- 
halb es dem Handwerker unmöglich ift, die Konkurrenz mit der Groß⸗ 
induftrie aufzunehmen. 

Ein beliebte® und fehr oft von Erfolg begleitetesg Mittel, das 
Publikum zur fofortigen Bezahlung zu veranlafien, it die Gewährung 
von Stonto für den Fall barer Ausgleichung. 

Salt immer ift dabei eine kurze Friſt gejebt, nach deren Verftreichen 
der Käufer eine Berechtigung mehr bat, irgend ein Skonto in Abzug 
zu bringen. 

Mit Mahnbriefen kurz nach überjandter Rechnung muß man fidh 
jehr in acht nehmen, wenn man ſich nicht wirklich gute Kunden dadurch 
vericherzen will. 

Die verlangte Barzahlung für gelieferte Ware als Prinzip Tann 
und wird Teinen einigermaßen vernünftigen Menfchen beleidigen, was 
jedoch durch einen Mahnbrief ſehr Leicht geichehen kann, und find folche 
auch nur Leuten gegenüber am Platze, die dem Geſchäftsmann entweder 
fehr zweifelhaft ericheinen oder ala notorifch ſchlechte Zahler be- 
fannt find. XLebteren Hätte er allerdbing® lieber gar nicht borgen 
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follen, weil von biefen in den meiften Fällen doch nichts zu holen 
fein wird. 

Da die nachläſſigen Bezahler oft in fehr gut fituierten Kreiſen 
zu fuchen find, wo e8 weniger an dem Nichtbezahlenmollen als an der 
Gedankenloſigkeit der Schuldner liegt, fo muß man folchen Leuten gegen- 
über viel Geduld und Nüdfichten erweifen und es kommt hierbei darauf 
an, daß man es veriteht, diejelben in taktvoller und geſchickter Weife, 
nicht aber durch Mahnbriefe an ihre Schuld zu erinnern. 

Auch bei Leuten, mit denen man in Gegenrechnung fteht, heißt es 
oft lange Nachficht haben. 

Sit die Sache aber einmal fo weit gediehen, daß man Doch ent- 
ſchloſſen ift, eventuell den Klageweg zu beichreiten, jo halten wir es 
immer für richtig, den Schuldner vorher duch ein Mahnverfahren in 
böfficher, angemefjener Form noch einmal an feine Schuld zu erinnern. 

Am wirkſamſten gejchieht diefes in der Negel durch einen Nechts- 
anmwalt, wie wir e8 überhaupt für ratfam halten, fchlechten Schuldnern 
gegenüber fich ein für alle Mal eines Anwaltes zu bedienen. 

Das Schreiben eines folchen Nechtsbeiftandes, in welchem dem 
ſäumigen Schuldner angefünbigt wird, daß wenn er nicht binnen einer 
gewiflen Frift feine Schuld begleiche, der Rechtsweg bejchritten werde, 
macht in feiner latonifchen, entichiedenen und Doch bhöflichen Form immer 
einen ganz anderen, wir möchten faft fagen, amtlichen Eindrud auf den 
Schuldner. 

Er fühlt nun wirklich, dab die Sache jetzt ernſt wirb. 

An Orten, an benen Schiedsmänner vorhanden find, wird man gut 
tbun, vor dem Beichreiten des Klageweges einen folchen Herrn um feine 
Bermittelung anzufuchen, umſomehr da einem hieraus Teinerlei Koften 
erwachlen, die Sache äußerft einfach einzuleiten, und jehr Häufig von 
Erfolg begleitet ift. 

Dan teilt dem Schiedsmanne in einem höflichen Schreiben ben 
Sachverhalt mit und erjucht denſelben behufs Ausgleich einen Termin 
anzuberaumen und dem Verklagten eine Aufforderung zum Erjcheinen 
zugeben zu laſſen. 

Wenngleich nun der folchergeitalt Worgeladene durchaus nicht 
verpflichtet ift, zu einem derartigen Termin zu ericheinen, jo wird er 
biefes Doch fchon aus Achtung vor dem Schiedsmanne, der meijt eine 
der angejehenften Berjonen des Ortes ift und bei welchem er fich wegen 
feines Nichterſcheinens zu entichuldigen hat, in den meiften Fällen thun. 

Da jehr oft auch der VBorgeladene zu dem Termine wirklich in der 


‚aufrichtigen Abficht kommt, Die Angelegenheit in irgend einer Weije in 


Ordnung zu bringen, fo ift ein folcher Verſuch Häufig von Erſolg be- 
gleitet und Hat einen vechtögültigen Ausgleich oder eine vechtögültige 
Anerlenntnis ber Forderung zur Folge 

Das eigentliche Mahnverfahren To nur empfehlenswert beifgorderungen 
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welche nicht mehr ftreitig, fondern von der Gegenpartei als richtig an- 
erkannt find. 

Die Höhe der Forderung iſt hierbei von keinem Einfluß, alfo nicht 
wie bei Klagen beim Amtsgerichte an einen Marimalfab von 300 DE. 
gebunden, jondern kann weit darüber betragen. 

Die Einreichung des Gejuches um Erlaß eines BZahlungsbefehls 
bat bei bemjenigen Amtsgerichte zu gejchehen, bei welchen Die Sache 
im Falle einer Klage anhängig gemacht werden müßte. 

Das Geſuch muß enthalten: 

die genaue Angabe der Parteien nach Name, Stand und Wohnung; 

die genaue Angabe des Betrages der Schuld oder des Gegenſtandes 

des Anſpruches; 

das Geſuch um Erlaß des Zahlungsbefehls. 


Iſt von dieſen Erforderniſſen eines vergeſſen, ſo wird das Geſuch 
zurückgewieſen. 


Ein ſolches Geſuch wäre demnach beiſpielsweiſe in folgender Form 
abzufaſſen: 
An das Königl. Amtsgericht 
zu N. 

Laut beigefügter in Gegenwart der mitunterzeichneten 
Zeugen ausgeſtellter und vom Schuldner eigenhändig unter⸗ 
ſchriebener ſchriftlicher Anerkennung ſchuldet mie der Dienft- 
mann Krauſe, wohnhaft hierſelbſt, Nikolaiſtraße 17 ILL, für einen 
am 15. Auguſt v. 3. ihm von mir gelieferten, jeinerjeitö be- 
ftellten Rammgarn-Anzug, beftehend aus Rod, Hofe und Wefte, 
für Stoff und Arbeitslohn den Betrag von 75 ME. und Hat 
derfelbe laut beiliegender Anerkenntnis mir veriprochen, biefen 
Betrag ſpäteſtens am 1. Januar d. J. an mich zu bezahlen. 
Da berjelbe troß erfolgter wiederholter fchriftlicder Mah- 
nung meinerjeit$ durch Briefe vom 15. Januar und 1. April 
d. J., welche in Abſchrift beifiegen, biß heute feine Schuld 
nicht beglichen bat, jo bitte ich ein Löbliches Umtögericht um 
den Erlaß eines Zahlungsbefehls über obigen Betrag unter Bu- 
rechnung von 4 Prozent Zinſen vom 2. Januar db. 3. an und 

den aus dieſem Verfahren erwachſenden Koften. 

Hochachtend 
Fritz Niemeyer, 
Schneidermeiſter, 
Alte Jakobſtraße 16 I. 
Ort und Datum. 


Der hierauf ſeitens des Gerichts zu erlaſſende Zahlungsbefehl ent⸗ 
Hält außer dem Geſuch des Gläubigers ben Befehl bes Gerichtes, bie 
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betreffende Schuld nebſt Zinfen und Kojten binnen einer Friſt von einer 
Woche vom Tage der Zuftellung bes Bahlungsbefehls an gererhnet an 
den Gläubiger bei Vermeidung fofortiger Zwangsvollſtreckung zu be- 
zahlen oder bei dem Gerichte Widerfpruch zu erheben. 

Die Zuftellung des Bahlungsbefehle an den Schuldner geichieht auf 
Beranlaffung des Gerichtsjchreibers durch Den Gerichtsvollzieher. 

Erhebt der Schuldner innerhalb der gejetlichen Frift von einer 
Woche gegen den erhobenen Anfpruch oder einen Teil desjelben Wider- 
ſpruch, jo ift derfelbe damit außer Kraft gejeht, während die Wirkung 
ber Rechtshängigkeit der Sache, welche mit dem Augenblid der Bu- 
ftellung des Zahlungsbefehls eintritt, beftehen bleibt. 

Iſt die Erhebung des Widerſpruchs nicht rechtzeitig erfolgt, fo 
wird berfelben weiter feine Folge gegeben, fondern auf Antrag bes 
Gläubigers die Vollſtreckbarkeit des Bahlungsbefehls erklärt und erfolgt 
die Buftellung des Vollſtreckbarkeitsbefehls. 

Hat der Schuldner jedoch feinen Widerfpruch rechtzeitig eingelegt 
und gehört die zu erhebende Klage zur Kompetenz eines Amtsgerichts, 
jo ift diejelbe bei demjenigen Amtsgerichte zu erheben, von welchem bie 
Buftellung des Zahlungsbefehla beantragt mar und erfolgt ift. 

Binnen drei Tagen Tann jede Partei den Gegner zur mündlichen 
Verhandlung laden. 


Bu diefem Zwecke wird keine fpezielle Klage erhoben, ſondern ge- 
ihieht die Ladung in folgender Form: 


Un das Königl. Amtsgericht 


zu N. 
In Sachen 
des Schneidermeiſters Fritz Niemeyer 
in N. N. 
e/a 


den Dienſtmann Ernſt Krauſe daſelbſt. 
Da der Beklagte gegen den Zahlungsbefehl vom 
auf Mark Widerſpruch erhoben hat, 
ſo lade ich benfefben hiermit zu dem von dem Königl. Amts⸗ 
gericht in diefer Sache anzuberaumenden Termin zum Zwecke 
der mündlichen Verhandlung. 
Hochachtungsvoll 
Fritz Niemeyer, 
Schneidermeiſter. 


Nachdem hierauf von dem Amtsgericht Termin zur mündlichen Ver⸗ 
handlung anberaumt iſt, wird dem Schuldner das betreffende Schriftſtück 
durch den Gerichtsvollzieher zugeſtellt und bie Zuſtellungsgurkunde dem 
Gläubiger übermittelt. 
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Gehört die Klage der Höhe ihres Wertobjektes nad) oder aus jon- 
fligen Gründen jedoch zur Zuftändigleit eines Yandgerichtes, fo muß 
feitend des Gläubiger binnen einer Friſt von ſechs Wochen von: 
Tage der Benachrichtigung von der Erhebung des Widerſpruchs an ge- 
rechnet Die Klage beim Landgericht eingereicht fein. 

Hat der Gläubiger diefe Frift verfäumt, fo gehen baburch die 
Wirfungen der NRechtshängigleit verloren, die Verjährung der Schuld 
wird nicht unterbrochen und dem Gläubiger fallen bie Koften des Mahn- 
verfahren? zur Laſt. 

Erfolgt die Erhebung des Widerfpruches rechtzeitig, jo werden die 
Koſten des Mahnverfahrens den Gerichtäloften des eintretenden Prozeſſes 
beigerechnet. 

Nach Ablauf der Frift, ohne daß Wideripruch ſeitens des Schuld⸗ 
ner8 erhoben wäre, wird der Zahlungsbefehl für vorläufig vollftredbar 
erflärt. Dieſe Bollitrecbarleitserklärung wird duch einen auf den 
Zahlungsbefehl zu fchreibenden Vollſtreckungsbefehl vollzogen. 

Eine diesbezügliche Eingabe würde ungefähr folgendermaßen ab- 
zufaſſen fein: 


. « 8 & 
An das Königl. an 1eriht 
zu N. 


Geſuch um Vollitredbarkeitserflärung in den Sachen des Schneider- 
meiſters Frig Niemeyer in N. 


c/a 
den Dienitmann Ernſt Rraufe in N. 

Hierdurch erjucht der ergebenft Unterzeichnete ein Löbliches 
Königl. Amtsgericht zu N. den am gegen den 
Dienſtmann Herrn Ernft Krauſe bierjelbft erlaffenen Zahlungs⸗ 
befehl, defjen mit der Zahlungsurfunde verjehene Ausfertigung 
ih dem Löblichen Königl. Amtsgerichte anbei überreiche, ge- 
neigtejt für vorläufig vollitredbar erklären zu laffen und in 
dem darunter auszufertigenden Vollſtreckungsbefehl folgende mir 
zu erftattende Koften aufnehmen zu wollen. 


Hochachtungsvoll 


Fritz Niemeyer, 
Schneidermeiſter. 
Ort und Datum. 

Ein derartiger Vollſtreckungsbefehl iſt vollſtändig gleichwertig mit 
einem für vorläufig vollſtreckbar erklärten Verſäumnisurteil und iſt gegen 
dieſen wie gegen jenes der gleiche Einſpruch ſtatthaft, wenn derſelbe 
binnen zwei Wochen, vom Tage der Zuſtellung des Vollſtreckungsbefehls 
an gerechnet, erhoben wird. 
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Mit dem Einipruch gegen einen Vollftredungsbefehl muß gleichzeitig 
die Ladung des Gegners zur mündlichen Verhandlung vor dem Amts- 
gericht verbunden jein und unterliegt diefe nicht dem Anwaltszwang. 

Die Entjcheidung über den Einfpruch wird getroffen durch richter- 
liche Urteil, gegen welches Berufung erhoben werden Tann. 

Der Einjpruch gegen ben Vollftredungsbefehl hemmt die Vollftred- 
barkeit desjelben nicht, dagegen Tann das Gericht auf Antrag die einft- 
weilige Sijtierung der Bmangsvollitredung gegen oder ohne Sicherheits- 
ftellung bejchließen. 

Hat das Umtsgericht den Einfpruch durch Urteil formell für be- 
gründet erffärt, jo wird damit gleichzeitig der Vollſtreckungsbefehl außer 
Kraft geſetzt und liegt die Sache dann genau ebenſo als wenn recht⸗ 
zeitiger Widerſpruch erfolgt wäre. 

Wird um die Erlaſſung des Vollſtreckungsbefehls, falls fein Wider- 
fprud erhoben ift, nicht. binnen einer Frift von ſechs Monaten von 
Ablauf der im Bahlungsbefehl feſtgeſetzten Frift angerechnet nachgefucht, 
jo verliert der BZahlungsbefehl feine Kraft und erlöſchen die Wirkungen 
ber Rechtshängigkeit. 

Ein Gleiches tritt ein, wenn das Geſuch um Erlaſſung des Voll⸗ 
ſtreckungsbefehls vom Gericht aus irgend einem Grunde zurückgewieſen 
ift, in welchem Falle der Kläger von neuem die Erlaſſung eines Zahlungs⸗ 
befehls nachjuchen muß. 

Bedeutend fchwieriger, eventuell Toftfpiefiger geftaltet fich ſelbſtredend 
die Eintreibung von Schuldforderungen im Auslande, und es iſt deshalb 
ratfam, alle Waren, welche nach dem Auslande gehen jollen, nicht eher 
verlaben zu laſſen, bevor Ddiejelben nicht vollftändig bezahlt find, es fei 
denn, daß man mit Firmen zu thun bat, mit denen man in langjähriger 
Geſchäftsverbindung fteht und die man genau kennt, oder mit folchen, die 
einen derartigen Weltruf haben, daß jedes Rifito abſolut ausgeſchloſſen ift. 

Handelt es fich bei einem überfeeifchen Geichäfte um Waren, welche 
erft angefertigt werden müſſen, jo wird man gut thun, fich vor Beginn 
der Unfertigung den Betrag bei einem womöglich deutfchen Bank⸗ 
Baufe Depanieren zu laſſen, da das Waffinement der ausländiichen 
Schindler in diefer Beziehung außerordentlich groß ift und zur äußerften 
Borficht Anlaß giebt. 

Ein befanntes und beliebtes Manöver ift e8, daB deutſche Fabri⸗ 
kanten eventuell Lieferanten durch ein bis zwei Tleinere Beftellungen, 
welche prompt bezahlt werden, erit ficher gemacht werben. — Hierauf 
erfolgt eine größere Beitellung, und ift diefe geliefert, fo Tan der Ver⸗ 
Täufer Tange auf Bezahlung warten, und etwaige Erkundigungen bei den 
zuftändigen Behörden twerden in den meiften Fällen ergeben, daß bie 
als Beftellerin angegebene Firma an dem betreffenden Orte gar nicht 
egiftiert. 

Bermeigert ein im Auslande wohnender Schuldner die Zahlung 
feiner Schuld und ift im Wege gütlicjer Unterhandlungen fein Ausgleich 
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zu erzielen, fo wird man fi) am beiten an das deutſche Konfulat 
des betreffenden Ortes oder Landes wenden mit der Bitte um entipre- 
chende Sintervention, und wird diefe in vielen Fällen von raſchem und 
günftigem Erfolg begleitet fein. 

Die Annahme eines Rechtsanwalts ift nur in Ausnahmefällen zu 
raten, ba diefelben in manchen Ländern — beiſpielsweiſe in den er- 
einigten Staaten von Nord-Umerila — an feinen Gebührentarif ge- 
bunden find und man fich auf einen Toftfpieligen und langwierigen Prozeß 
gefaßt machen muß. 

Hält man dennoch in fpeziellen Fällen die Unnahme eines Anwaltes 
für abjolut geboten, jo wende man fich behufs Empfehlung eines jolchen 
an die Deutichen Konfularämter. 

Die Flageeingaben und die Formulare hierzu befinden fich in dem 
nachfolgenden Formularbuche und wolle man ſich vorkommendenfalls bes 
Inhaltsverzeichniſſes bedienen. 


L 


Gerichtsverfaſſungsgeſeh. 


Vom 17. Mai 1898. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 


König von Preußen x. 


berordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Buftimmung 
des Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 


Eriter Titel. 
Richteramt. 


81. Die richterliche Gewalt wird durch 
unabhängige, nur dem Gefege unter- 
worfene Gerichte ausgeübt. 


82. Die Säßigfeit zum Nichteramte 
wird durch die Ablegung zweier Prü⸗ 
hungen erlangt. 
er eriten fung muß ein drei» 
jähriged Studium der Rechtswiſſenſchaft 
auf einer Univerfität vorange Bon 
dem dreijährigen Zeitraume jind min« 
deſtens drei Halbjahre dem Studium auf 
einer beutichen Univerjität zu widmen. 
tfchen der erſten und zweiten Prü- 
fung muß ein Beitraum von brei Jahren 
fiegen, welcher im ®Bienfte bei ben Ge 
richten und bei den Rechtsanwälten zu 
verwenden iſt, auch zum teil bei ber 
Dtaatsanivaltieiaft verwendet . werben 


nn. 

In ben einzelnen Bunbesftaaten fann 
beftimmt werben, daß ber für das Uni- 
—— — Fa en Borberei- 
tungs ichnete Zeitraum ver⸗ 
[ändert wird, ober dafı ein Teil beö lef- 


RNechtabuch TI. 


teren Beitraums, jedoch höchſtens ein 
Sabr, im ®Dienfte bei Verwaltungsbe⸗ 
börden Bu verwenden ift oder verwendet 
werden darf. 


8. Wer in einem Bunbesftaate bie 

Prüfung beitanden hat, kann in 
jedem anderen Bundesftaate zur Borbe- 
reitung für den Zuftizdienft und zur 
zweiten Prüfung zu elaffen werben. 

Die in einem Bundesſtaate auf bie 
Vorbereitung verivendete Zeit Tann in 
jedem anderen Bundesſtaate angerechnet 
werden. 


84 Zum Richteramte befähigt iſt 
ferner jeder ordentliche öffentliche Lehrer 
des Rechts an einer deutſchen Univerſität. 


85. Wer in einem Bundesſtaate bie 
Fahigleit zum Richteramte erlangt hat, 
ift, ſoweit dieſes Geſetz keine Ausnahme 
beſtimmt, zu jedem Richteramte innerhalb 
des Deutfoen Reichs befähigt. 
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2 Gerichte, welchen bie 


466 Serichtsverjaffungsgefeg. 88 6 bis 16. 


86. Die Ernennung ber Richter er- 
folgt auf Lebenzzeit. 


87. Die Richter beziehen in ihrer 
richterlichen Eigenſchaft ein feſtes Gehalt 
mit Ausſchluß von Gebühren. 








88 Richter können mider ihren 
Willen nur kraft richterlicher Entſcheidung 
und nur aus den Gründen und unter 
ben Formen, welche bie Geſetze beſtimmen, 
dauernd oder zeitiveife ihres Amtes eut⸗ 
hoben oder an eine andere Stelle oder 
in Ruheſtand verjegt werben. 

Die vorläufige Amtsenthebung, melche 
kraft Geſetzes cintritt, wird Hierdurch nicht 
berührt. | 

Dei einer Veränderung in ber Organi- 
fation der Gerichte oder ihrer Bezirke 
tönnen unfreimwillige Verſetzungen an ein 


andere3 Gericht oder Entfernungen vom 
Amte unter Belafjung des vollen Ge— 
halts durh die Landesjuſtizverwaltung 
verfügt werden. 


89. Ziegen vermögensrechtlicher An- 
fprüche der Richter aus ihrem Dienſtver⸗ 
hättnilje, insbejondere auf Gehalt, Warte 
geld oder Ruhegehalt darf der Rechtsweg 
nicht ausgeichlojfen werden. 


8 10. Die landesgeſetzlichen Beltim- 
mungen über bie Bejähigung zur zeit- 
weiligen Wahrnehmung richterlicher Ge⸗ 
ſchäfte bleiben unberührt. 


8 11. Auf Handelsrichter, Schöffen 
und Geſchworene jinden die Beſtimmungen 
ber 88. 2—9 feine Anwendung. 














Bweiter Titel. 
Gerichtsbarkeit. 


12. Die ordentliche ſtreitige Ge⸗ 
richtsbarkeit wird durch Amtsgerichte und 
Landgerichte, durch Oberlandesgerichte und 
durch das Reichsgericht ausgeübt. 


8 13. Bor die ordentlichen Gerichte 
gehören alle bürgerlichen Rechtsſtreitig- 
eiten und Straflachen, für welche nicht 
entweder die Zujtändigleit von Verwal⸗ 
tung3behörden oder Verwaltungsgerichten 
begründet ift, oder reichsgeſetzlich bejondere 
Gerichte beitellt oder — ſind. 


8 14. Als beſondere Gerichte werden 








zugelaſſen: 


1. die auf Staatsverträgen beruhenden 
Mheinſchiffahrts⸗ und Elbzollgerichte; 
tſcheidung 
von bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
bei der Ablöjung von Gerechtigkeiten 
oder Meallaften, bei Separationen, 
Konfolidationen, Berfoppelungen, 
gutSherrlid”bäuerlichen Auseinander⸗ 
jegungen und dergleichen obliegt; 

3. Öemeindegerichte, injomweit benfelben 
die Entidjeidung über vermögend- 
rechtlihe Ansprüche obliegt, Deren 
Gegenſtand in Geld oder Geldeswert 
die Summe von 60 Mark nicht über 
fteigt, jebog mit der Maßgabe, daf 
gegen die Entſcheidung der Gemeinbe- 


gerichte innerhalb einer geſetzlich zu 
beitinmenden ft ſowohl dem 
Kläger wie dem Beklagten die Ve- 
tufung auf den ordentlichen Rechts⸗ 
weg zufteht, und daß ber Gerichts⸗ 
barleit des Gemeindegerichts, als 
Kläger oder Bellagter, nur Perjonen 
unterworfen Iverben dürfen, welche in 
der Gemeinde den Wohnfik, eine 
Niederlaffung oder im Sinne der 
88. 16, 20 der Civilprozeßordnung 
den Aufenthalt haben; 
4. Gewerbegerichte. 


3 15. Die Gerichte find Staatögeridhte. 
Die Privatgerichtsbarleit ift aufgehoben ; 
an ihre Stelle tritt die Gerichtäbarfeit 
desjenigen Bundesſtaates, in welchem jie 
ausgeübt wurde. Präfentationen für An- 
ftellungen bei den Gerichten finden nicht 


att. 

Die Ausübung einer geiftlichen Ge⸗ 
richtsbarkeit in weltlichen ngelegenheiten 
ift ohne bürgerlihe Wirkung. Kies gilt 
ingbefondere bei Ehe» und Berlöbnis- 
ſachen. 


8 16. Ausnahmegerichte find unſtatt⸗ 
haft. Niemand barf feinem gejep- 
lien Richter entzogen werden. 
Die gejeglichen Beftimmungen über Kriegs⸗ 








Gerichtsverſaſſungsgeſeß. 88 17 bis 28. 


gerihte und Standrechte werden hiervon 
nicht berührt. 


8 17. Die Gerichte entfcheiden über bie 
Zuläjfigleit des Rechtswegs. 

Die Landesgeſetzgebung kann jedoch die 
Entſcheidung von Streiligkeiten zwiſchen 
den Gerichten und den Verwaltungs- 
behörben oder Bermaltungdgeridjten über 
die Zuläſſigkeit des Rechtswegs bejonberen 
Behörden nach Maßgabe der folgenden 
Beitimmungen übertragen: 

1. die Mitglieder werden für bie Dauer 
des zur Zeit ihrer Emenmung von 
ihnen befleideten Amts, oder, falls 
jte zu diefer Zeit ein Amt nicht be- 
Heiden, auf Lebenszeit ernannt. Eine 
Enthebung vom Amte kann nur 
unter benfeiben Dorausfegungen wie 
bei den Mitgliedern des Neichäge- 
richts ftattfinden. 

2. Mindeſtens die Hälfte der Mitglieder 
muß dem NReichögerichte oder dem 
oberften Landgerichte oder einem 
Oberlandesgeridyte angehören. Bei 
Entiheidungen bürfen Mitglieder 
nur in der gejeplich beftimmten An- 
zahl mitwirten. Diefe Anzahl muß 
eine ungerade fein und mindeſtens 
fünf betragen. 

3. Daß Verfahren ift geſetzlich zu regeln. 
Die Entiheidung erfolgt in öffent 

licher Sigung nad) Ladung 
Barkeien 

ofern die Zuläſſigkeit des Necht- 
wegs durch rechtäfräftiges Urteil bes 
Gerichts jeftiteht, ohne daß zuvor. 
auf bie Entjcheidung der bejonderen 
Behörde angetragen war, bleibt bie 
Enticheidung des Gerichts maßgebend. 
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8 18. Die inländiſche Gerichtsbarkeit 
erſtreckt fih nit auf die Chefs und 
Mitglieder der bei dem Deutichen Reiche 
beglaubigten Miflionen. Sind dieje Per- 
ſonen Staatsangehörige eine3 der Bundes 
itaaten, fo find fie nur injofern von der 
inländifchen Gerichtöbarfeit befreit, als ter 
Staat, dem jie angehören, ſich der Ge⸗ 
richtsbarkeit fiber fie begeben hat. 

Die Chefs und Mitglieder der bei 
einem Bundesſtaate beglaubigten Mij- 
fionen find der Gerichtäbarteit dieſes 
Staates nidjt unterworfen. Dasſelbe gilt 
bon den Mitgliedern des Bundesrates, 
welche nicht von demjenigen Staate abge⸗ 
ordnet find, in deifen Gebiete der Bundes- 
rat feinen Sig hat. 





Ren Auf die Samilienglieber, das 
Geſchäftsperſonal der im $ 18 erwähnten 
Perſonen und auf folche Bebienitete der⸗ 
ſelben, welche nicht Deutſche ſind, finden 
die vorſtehenden Beſtimmungen Anwen⸗ 
dung. 

8 20. Durch die Beſtimmungen ber 
8 18, 19 werben die Vorjchriften über 
den außsfchließlichen dinglichen Gerichts» 
fand in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
nicht berührt. 


21. Die im Deutichen Reiche ange- 
ftellten Konfuln find der inländijchen Ge⸗ 
richtöbarkeit unterworfen, jofern nicht in 
Verträgen des Deutſchen Reichs mit 
anderen Mächten Vereinbarungen über die 
Befreiung der Konfuln von der in. 
ländiſchen Gerichtäbarfeit getroffen jind. 





Dritter Titel. 
Amtsgerichte. 


8 22. Den Amtögerichten ftehen Ein- 
zelrichter vor. 

Iſt ein Umtögericht mit mehreren Rich⸗ 
tern bejegt, fo wird einem derfelben von 
der Landesjuftizverwaltung Die allge» 
meine Dienſtaufſicht übertragen; ift Die 
Bad ber Richter höher als fünfzehn 
o tann bie PDienftauffiht zwiſchen 
mehreren von ihnen geteilt werden. “jeder 
Umtsrichter erledigt die ihm obliegenden 
Geſchaͤfte als Einzelrichter. 


8 23. Die Zuſtändigkeit der Amtsge⸗ 
richte umfaßt in bürgerlichen Rechtsſtrei⸗ 
tigleiten, foweit Diejelben nicht ohne 
Rüdficht auf den Wert des Streitgegen- 
er den Landgerichten zugewieſen 
ind: 

1. Streitigleiten über vermögengrecht- 
liche Unfprüche, deren Gegenftand an 
Geld oder Geldeswert die Summe 
bon dreihumdert Mark nicht über 


gt; 
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ohne Rückſicht auf den Wert bed Ge⸗ 
genftandes: 

Gtreitigleiten zwiſchen dem Ver⸗ 
mieter und bem ieter oder 
Untermieter von Wohnräumen 
oder anderen Räumen oder zwilchen 
dem Mieter und bem Untermieter 
folder Röume wegen Ueberlaffung, 
Benug oder Räumung, jowie 
wegen Zurückhaltung ber von 
dem Mieter oder bein Untermieter 


herrſchaft und Gefinde, zwiſchen 
Arbeitgebern und Arbeitern hin⸗ 
ſichtlich des Dienſt⸗ und Arbeitsver⸗ 
ältniſſes, ſowie die im 8 3 Abſ.1 
Geſetzes, betreffend die Ge⸗ 
werbegerichte, vom 29. Juli 1890 
bezeichneten Streitigleiten, infofern 
diejelben während Der Dauer des 
Dienft-, Arbeit» oder Lehrverhält- 
niſſes entftehen. 
treitigfeiten zwiſchen Neifenden 


iſchen Dienſt⸗ 


und Wirten, Fuhrleuten, Schiffern, 
Flößern oder Auswanderungsex⸗ 
pedienten in den Einſchiffungs⸗ 
bäfen, welche über Wirtözechen, 
Fuhrlohn, Ueberfahrtsgelber, 

förderung der Neifenden und ihrer 
Habe u 


laß der Reife entftanben find; 
Streitigkeiten wegen Biehmängel ; 
Streitigleiten wegen Wildſcha⸗ 
ſchadens; 
Anſprüche aus einem außerehe⸗ 
lichen Beiſchlaf; 
das Aufgebotsverfahren. 





24. Im Uebrigen wird die Zu⸗ 


824. 
ſtändigkeit und der Geſchäftskreis der 
Amtsgerichte durch die Vorſchriften dieſes 
Geſetzes und der Prozeßordnungen be⸗ 
ſtimmt. 





Vierter Titel. 
Schöffengerichte. 


8 25. Für die Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung von Strafiachen werben bei den 
Amtsgerichten Schöffengerichte gebildet. 





26. Die Schöffengerichte beftehen aus 
Umtsrichter als Vorſitzenden und 
Schöffen. 


27. Die Schöffengerichte find zu- 





g: 
für alle Uebertretungen; 

für diejenigen Vergehen, weldhe nur 
mit Gefängnig von höchſtens drei 
Monaten, oder Geldftrafe von höch⸗ 
ſtens jehshundert Mark, allein uber 
neben Haft, oder in Verbindung mit 
einander, oder in Xerbindung mit 
Einziehung bedroht find, mit Aus⸗ 
nahme ber im 8 320 bes Gtrafgejeh- 
buchs und der im 8 74 biejes Ge» 
jepe8 bezeichneten Vergehen; 


. für bie nur auf Antrag zu verjolgen- 


den Beleidigungen und Sörperver- 
—X wenn bie Verfolgung im 
ber Privatklage geicjieht; 


4. für Das Bergehen des Diebftahls 


im alle des 8 bes Strafgeſetz⸗ 
buchs, wenn der Wert de Ge- 
ftohlenen fünfundzwanzig Mark nicht 
üiberfteigt ; 


. de das Vergehen ber Unterjchlagung 


m Yalle des yo des Strafgeſetz⸗ 
buchs, wenn ber Wert des Unter- 
ſchlagenen fünfundzwanziig Marl 
nicht überfteigt; 


>. für das Vergehen des Betruges im 


Talle des 8 263 des Gtraf eier 
buche, wenn der Schaden ünkı 
zwanzig Mark nicht übericigt; 


. jür das Vergehen der Sachbeſchädi⸗ 


gung im alle des $ 303 des Straf. 
gefepbuchs, wenn der Schaden fünf- 
und:wanzig Mark nicht überfteigt; 


. für dad Vergehen ber Begünftiguug 


und für das Vergeben der Hehieret 
in den Füllen des 8 258 Nr. 1 und 
bes 259 des Strafgeſcetzbuchs, 
wern Die Handlung, auf welche ſich 
die Begünftigung ober die Hehlerei 


Gerichtsverfaſſungsgeſet. 58 28 bis 35. 


bezieht, zur BZuftändigleit ber 
Shöffengerichte gehört. . 


28. Iſt die Buftändigfeit bes 
Schyöffengeriht3 durch ben Wert einer 
Sache oder den Betrag eines Schadens 
bedingt und ftellt fich in ber Hauptver⸗ 
andlung heraus, daß ber Wert oder 
haben mehr als fünfundzwanzig Dart 
beträgt, jo hat da3 Gericht feine Unzu⸗ 
Händigkeit nur dann auszuſprechen, wenn 
aus anderen Gründen die Ausjegung der 
Verhandlung geboten erjcheint. 


8 29. Bor die Schöffengerichte ge- 
hören auch diejenigen Straffachen, deren 
Verhandlung und Enticheidung ihnen nad) 
den Beitimmungen des fünften Titel von 
den Straflammern der Lanbgerichte über⸗ 
wieſen wird. | 








— — — — 


8 80. Inſoweit das Geſetz nicht Aus⸗ 
nahmen beſtimmt, üben die Schöffen 
während der Hauptverhandlung das 
Richteramt im vollen Umfange und mit 
gleichem Stimmrechte wie bie Amts⸗ 
richter aus und nehmen auch an den⸗ 
jenigen, im Laufe einer Hauptverhand⸗ 
lung zu erlaffenden Entſcheidungen teil, 
welche in feiner Beziehung zu ber Urteils⸗ 
fällung ftehen, und welche aud) ohne vor- 
gängige mündliche Verhandlung exlaffen 
werden lönnen. 

Die außerhalb der Hauptverhandlung 
erforberliden Entjcheibungen werben von 
dem Amtsrichter erlajjen. 


8 831. Dad Amt eined Schöffen ift 
ein Ehrenamt. Dasfelbe Tann nur von 
einem Deutſchen verjehen werben. 








82. Unfähig zu dem Umte eines 


Schöffen find: 

1. onen, welche die Befähigung in- 
olge ftrafgerichtlicher Berurteilung 
verloren haben; 

2. Perſonen, gegen welche das Yaupt- 
verfahren wegen eines Verbrechens 
ober Vergehens eröffnet ift, das bie 
Überfennung ber bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte ober der Faähigkeit zur Beklei⸗ 
dung öllentficher zur Folge 


ann; 

3. PBerfonen, welche in Folge gericht- 
licher Anordnung in ber Berfügung 
über ihr Vermögen beichräntt finh. 


469 


8 33. Bu dem Umte eines Schöffen 
follen nicht berufen werben: 
1. Berfonen, welche zur Zeit der Auf- 


Hung der Urliſte das breißigfte 
Lebensjahr noch” nicht vollendet 
m: 


, 
2. onen, welche zur Zeit der Yuf- 
eflung der Urlijte den Wohnfig in 
der Gemeinde noch nicht zwei volle 
Sabre haben; 

3. Perſonen, welche für ſich oder ihre 
Familie Armenunterftüßung aus 
öffentlichen Mitteln empfangen oder 
in den drei lebten Jahren, von Auf 
jtellung der Urlifte zurückgerechnet, 
empfangen haben; 

4. Perfonen, welche wegen geijtiger oder 
förperlicher Gebrechen zu dem Amte 
nicht geeignet find; 

5. Dienftboten. 


84. Bu dem Amte eines Schöffen 

foflen ferner nicht berufen werben: 
1. Minifter; 

2. Mitglieder der Senate ber freien 

Sanfeftädte: 

. Reich3beamte, welche jederzeit einft- 
weilig in den Ruheſtand verjegt 
werben Tönnen. 
Staatsbeamte, welche auf Grund ber 
Landesgeſetze jederzeit einftweilig in 
den Kubeltand berjegt werben können; 
richterliche Beamte und Beamte ber 
Staatsanmaltjchaft ; 
. gerichtliche und polizeilide Voll⸗ 

edungsbeamte; 
. Religionddiener; 
Volksſchullehrer; 
. dem altiven Heere oder ber altiven 
Marine angehörende Militärperjonen. 
Die Landesgeſetze koͤnnen außer den 
borbegeichneten Beamten Höhere Verwal⸗ 
tungsbeamte bezeichnen, welche zu dem 
Amie eines Schöffen nicht berufen werden 
follen. 


85. Die Berufung zum Umte eines 
Schöffen dürfen ablehnen: 

1. Mitglieder einer deutſchen gejeß- 
ebenben Berfammlung; - 

2. Berfonen, weiche im legten Geichäfts- 
jahre bie Rerpflichtung eines Ge⸗ 
—— ober an wenigſtens fünf 
Fa et die Verpflichtung eines 

ffen erfüllt haben: 

3. Aerzte: 





2 2 


ce 
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4. — welche feine Gehülfen 
abe 
erſonen, welche das fünfundſechzigſte 
eengiah zur Zeit der Aufſtellung 
der Urliſte vollendet haben oder 
dasſelbe bis zum Ablaufe des Ge⸗ 
ſchäftsjahres vollenden würden; 

6. Perſonen, welche glaubhaft machen, 
daß fie den mit der Ausübung des 
Amts verbundenen Aufwand zu 
tragen nicht vermögen. 





36. Der Vorfteher einer jeden Ge⸗ 
meinde oder eines landesgeſetzlich der Ge⸗ 
meinbe glei chitehenden ‚Verbandes hat alle 
jährlih ein Berzeichni3 ber in der Ge- 
meinbe mwohnhaften Perfonen, melche zu 
dem Schöjfenamte berufen werden können, 
aufzuftellen (Urlifte). 

ie Urlifte it in der Gemeinde eine 
Mode Ian ng zu jedermanns Einſicht aus⸗ 
zulegen. Der Zeitpunkt ber Auslegung 
* her öffentlich bekannt zu machen. 





837. Gegen die Richtigkeit oder Voll⸗ 
ſtändigkeit der Urliſte kann innerhalb der 
einwoöchigen sat ſchriftlich ober zu Proto- 
toll Einſprache erhoben. werden. 


838. Der Gemeindevorſteher ſendet 
die Urliſte nebſt erhobenen Ein⸗ 
ſprachen und ben ihm erforderlich er- 
fcheinenden Bemerkungen an den Umts- 
richter des Bezirke. 

Wird nach Abſendung der Urlifte die 
Keriätigung derſelben erforberlich, b o hat 
der Gemeindevorficher hiervon dem Amts- 
richter Anzeige zu machen.’ 


8 89. Der Amtörichter ftellt bie Ur- 
liften bes Bezirks zuſammen und be- 
reitet den Beſchluß über die Einſprachen 
ge en biefelben vor. Er hat die De 

achtung der Vorjchriften des 8 B6 Abſ. 
in prüfen und die Wbftellung en ger 

ängel zu veranlafjen. 








8 40. Bei dem Amtögerichte tritt all- 
iahrich ein Ausſchuß zuſammen. 

r Ausſchuß beſteht aus dem Amts⸗ 
eichter ald Vorſitzenden und einem von 
der Landesregierung zu beftimmenden 
Gtoatöverwaltungsbeamten, —*— ſieben 
Vertrauensmaͤnnern als Beiſitzern. 

Die Vertrauendmänner werben aus ben 


Gerichtöverfaffungsgeiep. 88 36 big 44. 


a ern des Umtögerichtäbezirtd ge⸗ 
w 
Die Wahl erfolgt nad nä Be⸗ 
ſtimmung der Landesgeſetze durch die Ver⸗ 
tretungen der Kreiſe, Aemter, Gemeinden 
oder dergleichen Verbaͤnde; wenn ſolche 
Vertretungen nicht —5 ſind, durch 
den Amätsrichter. epteret hat die Ver⸗ 
trauensmänner vornehmlich aus den Vor⸗ 
ſehern der —— — Verbände zu 
wählen. 
ur Beſchlußfähigkeit des Ausſchuſſes 
geri t die Anweſenheit des Vorſitzenden, 
taatöverwaltungsbeamten und dreier 
Vertrauensmänner Der Ausſchuß faßt 
ſeine Beſchlüſſe nach der abſoluten Mehr⸗ 
heit der Stimmen. Bei Stimmengleich- 
heit entjcheibet die Stimme bed Vor—⸗ 
jigenben. 





8 41. Der Ausſchuß enticheidet über 
die gegen die Urliſte &hobenen Ein 
Sprüchen Die Entiheidungen find zu 
Protokoll zu vermerlen. Beſchwerde findet 
nicht ſtatt. 





5 42. Aus ber beridjtigten Urliſte 
wählt der Ausſchuß für dad nächſte Ge 
ſchäftsjahr: 

1. bie erforberlihe Zahl von Schöffen, 

2. bie erforderliche Zahl berjenigen 

Perſonen, welche in der von dem 
Ausſchuſſe feftzujegenden Reihenfolge 
an die Stelle mwegfallender Schöffen 
treten (Hulfsſchöffen). Die Wahl ift 
auf Perjonen zu richten, welche am 
Sitze des Amtsgerichts oder in bejjen 
naͤchſter Umgebung wohnen. 





548, Die für jebes Amtögericht er- 
jorderfihe Zahl bon Hauptihöffen und 
Hülfsſchöffen wird durch die Lanbes- 
juftizperwaltung beſtimmt. 

Die Beſtimmung der ahl der Haupt⸗ 
ſchöffen erfolgt in der Art, daß voraus⸗ 
ſichtlich jeder höchſtens zu fünf ordentlichen 
Siäungätagen im Sahre herangezogen 
wird. 


8 44. Die Namen ber erwählten 
Hauptichöffen und —* werben 
bei jedem Amtsgerichte in gefonberte Ber- 
zeichniffe aufgenommen hen) 


— — 
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8 45. Die Tage der ordentlichen 
Situngen des Schöffengerichts werben 
für das ganze Jahr im voraus feitgeftellt. 

Die Reihenfolge, in welcher die —5*— 
ſchöffen an den einzelnen ordentlichen 
Sitzungen des Jahres teilnehmen, wird 
durch Ausloſung in öffentlicher Sitzung 
des Am ichts beſtimmt. Das Los 
zieht der Amtsrichter. 

Ueber die Ausloſung wird von dem 
GSerichtsfchreiber cin Protokoll aufge- 
nommen. 





Er Der Amtsrichter ſetzt Die 
Schöffen von ihrer Auslofung und von 
den Sigungdtagen, an melden jie in 
Thätigfeit zu treten haben, unter Hinweis 
auf die gejeglichen Folgen des Ausbleibens 
in Kenntnis. 

Sn gleiher Weife werben bie im 
. Rauje des Geſchaftsjahrs einzuberufenden 
Scöfien benachrichtigt. 

8 47. Eine Wenderung in ber be 
ftimmten Reihenfolge Tann auf überein» 
ſtimmenden Antrag der beteiligten Schöfien 
von dem WAmtörichter bewilligt werden, 
jofern die in den betreffenden Situngen 
u verhamdelnden Sachen noch nicht be- 

immt find. Der Untrag ımd die Be—⸗ 
willigung find altenfundig zu machen. 





848. Wenn die Veichäfte die Anbe- 
raumung außerordentlicher Sitzungen er- 
forberlie machen, jo werden die einzu- 
berufenden Schöffen vor dem Gitungs- 
tage in Gemäßheit des 8 45 auögeloft. 

Ericheint dies wegen Dringlichkeit un- 
thunlich, fo erfolgt die Auslofung durch 
ben Amtsrichter Lediglich aus. der Zahl 
der am Sitze bed Gerichts mohnenden 
Hüffsichöffen. Die Umftände, weldye ben 
Amtsrichter hierzu veranlaßt Haben, find 
aftenfundig zu machen. 





849. Wird zu einzelnen Sitzungen 
bie Busiebung anderer al3 der zunächſt 
berufenen Schöffen erforderlih, jo er- 
folgt dieſelbe aus der Zahl der Hülfe- 
h fien nach der Neihenfolge der Jahres» 


i 

Würde durch die Berufung der letzteren 
eine Bertagung ber Verhandlung oder 
eine erhebliche Verzö erung, ihres Be 
ainns notwendig, fo nd ie nicht am 
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Sitze des Gerichts wohnenden Hülfs- 
ihöfjen zu übergehen. 


8 50. Grftredt ſich die Dauer eitter 
Siyung über die Zeit hinaus, für welche 
ber Schöffe zunächſt einberufen it, Yo 
hat er bis zur Beendigung ber Sitzung 
feine Amtsthätigleit fortzufegen. 


8 51. Die Becidigung der Echöffen er- 
folgt bei ihrer erſten Dienjtleiftung in 
öffentlicher Sitzung. Sie gilt für bie 
Dauer d:8 Geſchäftsjahrs. 

Der Vorjigende richtet an die zu Be 
eibigenden die Worte: 

„Sie ſchwören bei Gott dem Ull- 
mächtigen und Wilmiljenden, die 
Pflichten eines Schöffen getreu» 
(ih zu erfüllen und Ihre Stimmen 
ach beſtem Wijjen und Gewiſſen 
abzugeben.” 

Die Schöffen Ieiften den Eid, indem 
‚eder einzeln die Worte ſpricht: 

„ich ſchwöre e8, fo wahr mir Gott helfe.” 

Der Schwörende foll bei der (ides- 
leiſtung die rechte Hand erheben. 

Iſt ein Schöffe Mitglied einer Heli» 
gionögeletichaft, welcher das Geſetz den 

ebrauch gemwilfer Beteucrungsformeln an 
Stelle bes Eides geftattet, jo wird bie 
Abgabe einer Erflärung unter der Be- 
teuerungsformel dieſer Weligionägejell- 
ichaft der Eidesleiſtung gleich geachtet. 

Ueber die Beeldigung wird von dem 
Gerichtöfchreiber ein —58— aufge⸗ 
nommen. 





8 52. Wenn die Unfähigfeit einer als 
Schöffe in die Zahresfijte aufgenommenen 
Perfon eintritt oder befannt wird, jo ift 
der Name berjeiben von ber Lifte zu 
jtreichen. 

Ein Schöffe, hinſichtlich deſſen nad) 
feiner Aufnahme in bie Sahresfifte andere 
Umftände eintreten oder belannt merden, 
bei deren Vorhandenſein eine Berufun 
zum Schöffenamte nicht erfolgen ſoll, iſi 
zur Dienftleiftung ferner nicht heranzu⸗ 


ziehen. 

ie Entjcheidung erfolgt duch den 
Amtsrichter nad) Anhörung der Staats- 
anwaltſchaft und des beteiligten Schöffen. 


Beichwerbe findet nicht ftatt. 


8 58. Üblehnungsgründe find nur zu 
berüdfichtinen, wenn fie innerhalb einer 
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Woche, nachdem ber beteiligte Schöffe von 
feiner Einberufung in Kenntnis geſetzt 
worden ift, von demjelben geltend gemacht 
werden. Faͤllt ihre Entftehung oder Be- 
fanntwerdung in eine jpätere Zeit, fo 
ift die Frift erft von diefem Zeitpunkt 


zu berechnen. 
Der Umtzrichter entjcheibet über das 
Geſuch nad Anhörung der Staatsanwalt⸗ 


ſchaft. Beſchwerde findet nicht ftatt. 


54. Der Amtärichter kann einen 
öffen auf befien Antrag wegen einge 
tretener Hinderungdgründe von der Dienft- 
Leitung an beitimmten GSigungstagen 


en en. 

Die Entbindung bes Schöffen von ber 
Dienftleiftung Tann davon abhängig ge 
s» macht werden, daß ein amberer für bas 
Dienitjahe beitimmter Schöffe für ihn ein- 


Der Antrag und bie Bewilligung jinb 
altenfundig zu ‚machen. 


8 55. Die Schöffen ımb bie Ber 
trauengmänner bes Ausſchuſſes erhalten 
Vergütung ber NReifeloften. 








Gerichtsverfaſſungsgeſeß. 88 54 bis 63. 


8 56. Schöffen und Vertrauendmänner 
des Ausſchuſſes, welche ohne genügende 
Entſchuldigung zu den Sitzungen nicht 
—— ſich einfinden oder iDren Ob- 
fiegenheiten in anderer Weiſe fich ent- 
iehen, find zu einer Ordnungsſtrafe von 
* bis zu eintauſend Mark, ſowie in die 
verurſachten Koſten zu verurteilen. 

Die Verurteilung wird durch den 
Amtsrichter nad) Anhörung Ler Staats⸗ 
anwaltſchaft ausgeſprochen. Erfolgt nad 
träglich genügende ntjchuldigung, jo 
kann Die Verurteilung ganz oder teil- 
weile zurüdgenommen werben. Gegen bie 
Entſcheidungen findet Beſchwerde von 
jeiten bed Verurteilten nad ben Bor 
ſchriften ber Strafprozeßordnung ſtatt. 





857. Bis zu welchem Tage die Ur⸗ 
liſten aufzuftellen und dem UUnutärichter 
einzureichen jind, der Ausſchuß zu berufen 
und die Ausloſung ber Schöjfen zu be 
wirken ifl, wird durch die Landesjuftiz- 
verwaltung bejtimmt. 


— —— — 


Fünfter Titel. 
Landgerichte. 


8 58. Die Landgerichte werben mit 
einem Präjidenten und ber erforberlichen 
— von Direktoren und Mitgliedern 

eb . 


8 59. Bei den Zandgerichten werben 


Civil- und Straflammern gebildet. 





60. Bel den Lanbgeri ind 
—— nach —E zu 


Die Beſtellung erfolgt durch die Landes⸗ 
verwaltung auf die Dauer eines Ge⸗ 


Sjahres. 

8 61. Den Borfig im Plenum führt 
der Praͤſident, ben Bee In ben Kammern 
führen der Präjident und die Direktoren. 
Bor Beginn bed Geichäftsjahres beitimmt 
der Praͤſident die Kammer, er 
id anjchließt. Ueber bie Verteilung bes 

orjiges in den übrigen Kammern ent- 
fcheiden ber PBräfibent ımb bie Direktoren 





nah) Stimmenmehrheit; im alle der 
Stimmengleichheit giebt die Stimme bes 
Präjidenten den Ausſchlag. 


8 62. Bor Begirm bes Geichäftsjahres 
werben auf die Dauer besjelben bie Ge⸗ 
ſchaͤfte unter bie Kammern derſelben Art 
verteilt und bie ftänbdigen Mitglieder der 
einzelnen Kammern ſowie für den Tall 
ihrer Verhinderung bie regelmäßigen 

treter beſtimmt. —8* Richter kann zum 
Mitgliede mehrerer Kammern beſtimmt 


werden. 

Die getroffene Unordnung kann im 
Laufe des Geihäftsjahres nur geändert 
werden, wenn bie wegen eingetretener 
Ucherlaftung einer Kammer oder infolge 
Wechſels o dauernder Verhinderung 
einzelner Mitglieder des Gerichts erforder⸗ 
lich wird. 


68. Die im vorſtehenden Para⸗ 
s en Anordnungen ex 


ur? Des Präfibium. 








Gerichtsverfafſungsgeſetz. 88 65 bis 72. 


Das Präfidium wird durch ben Dräfle 
denten als Vorſitzenden, die Direktoren 
und das dem Dienſtalter nach, bei gleichem 
Dienftalter das der Geburt nach ältejte 
Mitglied gebildet. Das Präſidium ent- 
ſcheidet nach Stimmenmehrheit; im Falle 
der Stimmengleichheit giebt bie Stimme 
des Bräjidenten ben ugſchlag 

64. Der Präſident kann beſtimmen, 
daß einzelne Unterſuchungen von dem 
Unterfuhun grichter, deſſen Beltellung mit 
bem Ablaufe bes Geſchäftsjahres er- 
liſcht, zu Ende geführt werden, ſowie 
daß in einzelnen Sacden, in melden 
während des Geichäftsjahre eine Ver⸗ 
handlung bereit8 ftattgefunden hat, bie 
Kammer in ihrer früheren Bulammen- 
jegung auch nach Ablauf bes Gejichäfts- 
jahres verhandle und entjcheibe. 


8 65. Im Falle der Verhinderung bes 
ordentlichen Vorfigenden führt ben Vor⸗ 
fig in der Kammer dasjenige Mitglied 
der Sammer, welches dem Vienſtalter 
nach und bei gleichem Bienftalter ber Ge⸗ 
burt nach ba3 ältefte it. 

Der Präjident wird in feinen übrigen 
durch biefes Geſetz beitimmten Geſchäften 
dur benjenigen Direktor vertreten, 
welcher dem ®ienftalter nah und bei 
gleihem Dienftalter der Geburt nach ber 
älteite iſt. 








8 66. Im Falle der Verhinderung bes 
regelmäßigen Vertreterd eines Mitgliedes 
wird ein zeitweiliger Vertreter Durch den 
Präfibenten beitimmt. 


99. Die Beftimmungen ber 88 61—66 
i auf die Kammern für Yanbdels- 
achen keine Anwendung. 


8 68. Innerhalb ber Kammer verteilt 
ber Borfipende bie Geſchaͤfte auf bie 
Mitglieder. 








869. Someit bie Bertreting eines Mit- 
liebes nicht durch ein Mitglied besjelben 
Gerichts möglid ift, erfolgt die Unorb- 
nung derjelben auf den Antrag bes Präfi- 
diums buch die Landesjuftizpertmaltung. 
Die Beiorbnung eines nicht ftändigen 
Nichterö barf, wenn fie auf eine be 
Beit te dor — dieſer 

it, wenn fie au mmte Zeit er⸗ 
olgte, ſo lange das urfnis durch 


473 


welches ſie veranlaßt wurde, fortdauert, 
nicht widerrufen werden. Iſt mit der Ver⸗ 
tretung eine Entſchaͤdigung verbunden, fo 
ift Diele für die ganze Dauer im vor⸗ 
aus feitzuftellen. 

‚ Unberührt bleiben diejenigen landesge⸗ 
jeglichen Beltimmungen, nad) melden 
richterliche Geſchäfte nur von ftändig 
angefteflten Richtern waßtgenommen 
werden können, ſowie biejenigen, welche 
die Vertretung duch ftändig angeftellte 
Richter regeln. 


8 70. Bor die Eivillammern, ein» 
hlieglih) der Kammern für Handels⸗ 
ſachen, gehören alle bürgerlichen Rechts⸗ 
jtreitigfeiten, welche nit den Amtsge⸗ 
richten zugemiefen find. 

tie Landgerichte find ohne Rüchſicht 
auf den Wert bes Streitgegenitandes aus⸗ 
ſchließlich zuftändig: 

1. für die Anfprüche, welche auf Grund 

Geſetzes vom 1. Juni 1870 über 
bie Abgaben von der Flößerei oder 
auf Grund bes Geſetzes über bie 
Nechtöverhältniffe der Reichsbeamten 
vom 31. März 1873 gegen den 
Neichafiskus ersoben werden; 

2. für bie Anſprüche gegen Reichsbeamte 
wegen Ueberſchreitung ihrer amt⸗ 
fihen Befugniſſe ober wegen pflicht- 
widriger Unterlaffung von Amts 
Handlungen. 

Der Landesgeſetzgebung bleibt über⸗ 
laſſen, Anſpruche ber StaatSbeamten gegen 
den Staat aus ihrem Bienftverhältniife, 
Unfprühe gegen Staat wegen Ber- 
fügungen der Berwaltungsbehörden, wegen 
Verihuldung von Staatsbeamten und 
wegen Aufhebung von Privilegien, An- 





71. Die Civilkammern find die Ber 
rufungs⸗ und Beichwerbegerichte in ben 
vor den Amtsgerichten verhanbelten 
bürgerlichen Nechtäftreitigleiten. 


8 7 be ‚otraflammern Ind. am⸗ 
enigen die Vorunt ad 
u beren Ergebniffe betreffenden : 
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ſcheidungen, welche nach den Vorſchriften 
der Strafprozeßordnung von dem Gerichte 
u erlaſſen find; fie enticheiden über Be- 
—— gegen Verfügungen des Unter⸗ 
ſuchungsrichtes und des Amätsrichters, 
ſowie gegen Entſcheidungen der Schöffen⸗ 
gerichte. Die Beſtimmungen über die Zu- 
jtändigfeit des Neichögericht3 werden hier- 
ducch nicht berührt. 

Die Straflammern erledigen aufßer- 
tem die in der Strafprozeßordnung den 
Landgerichten zugewieſenen Geſchäfte. 





8 73. Die Strafkammern find als er⸗ 
Icınende Gerichte zuſtändig: 
1. für die Vergehen, welche nicht zur 
Zuſtändigkeit der Schöffengerichte ge- 
ö 


ren; 

2. für diejenigen Verbrechen, welche mit 
Zuchthaus von höchftens fünf Jahren 
allein oder ig Berbindung mit 
anderen Strafen bedroht find. Diele 
Beitimmung findet nicht Anwendung 
in den Fällen der 88 86, 100 und 
106 de3 Strafgeſetzbuchs; 

9. für die Verbrechen der Berfonen, 
welche zur Zeit der That das adıt- 
zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet 
hatten; 

4. für das Verbrechen der Unzucht im 
Galle des 8 176 Nr. 3 des Straf. 
eſetzbuchs; 

5. für die Verbrechen des Diebſtahls 
in den Fällen der 88 243 und 244 
des Strafgeſetzbuchs; 

6. für das Verbrechen der Hehlerei in 
den Fällen ber 88 260 und 261 des 
eotraigelegbuchs ; 

7. für das Verbrechen bes Betruges im 
Falls des 8 264 des Strafgejepbuch. 





8 74. Die Straflammern find ala 
erkennende Gerichte ausſchließlich zu- 
Na: bie nach z h 

1. für bie na 145a be3 Gtrafgejeh- 
buchs ftrafbaren Handlungen; 

2. für Bumiberhandlungen gegen das 
Geſetz vom 25. Oktober 1867, be- 
treffend die Nationalität der Kaufe 
fahrteifchiffe 2c. ; 

3. für Bumiderhandlungen geoen die Be⸗ 
jtimmungen ber 88 1, 2 und 3 des 
Geſetzes vom 8. Juni 1871, be- 
treffend bie Snhaberpapiere mit 
Prämien; 


Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 88 73 bis 75. 


4. für die nad) 8 67 unb (9 de Ge 
ſetzes vom 6. Tebruar 1875, be- 
treffend die Beurlundung des Per— 
jonenjtande3 2c. ftrafbaren Hand» 
lungen. ° 

5. für die nad) 88 59 des Bankgeſetzes 
vom 14. März 1875 ftrafbaren Hand» 
lungen. 


8 75. Die Straflammer fann bei Er- 
öffnung des Hauptverfahrend wegen ber 
Dergehen: 

1. bes Widerſtandes gegen bie Staatöge- 
walt in den Sällen der 88 113, 114, 
117 Abf. 1 und des $ 120 des Straf- 
geſetzbuchs; 

2. wider die öffentliche Ordnung in den 
Fällen des 8 123 Abſ. 3 und des 
8 137 des Strafgeſetzbuchs; 

3. wider die Sittlichkeit im Falle des 
8 183 des Strafgeſetzbuchs; 

4. der Beleidigung und der Körperver- 

legung in den Fällen der nur auf 

Antrag eintretenden Verfolgung; 

. der Störperverlegung im Yalle des 

8 223a des Strafgeſegbuchs; 

. de3 Diebſtahls im Falle des 8 242 

bes Strafgeſetzbuchs; 

. ber Unterjcjlagung im alle bes 

246 des trafgelepbuche; 

er Begünftigung; 

. der Hehlerei in den Fällen bes 
8 258 Wr. 1 und des $ 259 des 
Strafgeſetzbuchs; 

10. des Betruges im Falle des 8 263 

des Strafgeſetzbuchs; 

11. des ſtrafbaren Eigennutzes in den 

Fällen der 88 288 und 298 bes 
Steafgelegbu 3 
12. der Sachbeſchädigung in den Fällen 
der 88 303 und bes Strafgejep- 
buchs; 

und 
13. wegen der gemeingefährlichen Ver⸗ 

geben in ben Fällen bes 8 827 
bf. 1 und des 8 328 Abſ. 1 des 
Strafgeſetzbuchs; 
ferner 
14. wegen berjenigen Vergehen, welche 
nur mit Gefängnisftrats bon höch⸗ 
ftens ſechs Monaten oder Geldftraje 
von höchſtens eintaufend fünfhundert 
Mark, allein oder in Verbindung mit 
einander oder in Verbindung mit 
Einziehung bedroht find, mit Aus⸗ 
nahme ber in ben 88 128, 271, 296a 





Sn A on © 


Gerichtsverfaſſungsgeſeh. 88 76 bis 88. 


301, 331 und 347 des Gtrafgefeß- 
buchs und der im 8 74 dieſes Ge⸗ 
jeges bezeichneten Vergehen ; 
fowie 
15. wegen folder LZumiderhandlungen 
gegen die Vorſchriften über die Er» 
Kung öffentficher Abgaben und Ge- 
älle, deren Strafe in dem mehr- 
[athen Vetrage einer hinterzogenen 
6 rg oder einer anderen Leiſtung 
eſteht, 
auf Antrag der Staatsanwaltſchaft bie 
Berhandlung und Entſcheidung bem 
Schöffengerichte, ſoweit dieſes nicht ſchon 
äuftänbig it, überweifen, wenn nach den 
mftänden bes Falles anzunehmen ih, daß 
wegen des Vergehens auf feine andere 
höhere Strafe, als auf die im 
27 Nr. 2 bezeicjnete und auf feine höhere 
uße ala ſechshundert Mark zu erfeimen 
fein werde " 
Beſchwerde findet nicht flatt . 
Sat im Yalle ber Nr. 15 die Ber- 
‘ mwaltungsbehörde bie öffentliche Klage er⸗ 
—* D Neht Ihe —*— auf Ueber⸗ 
weiſung an das Schöffengericht in gleicher 
" Weile wie ber Staatsanmvaltigaft” zu. 





— — ——— — — — — 
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Ah Die Kammern entfcheiden, in der 
Be 


ung von drei Witgliedern mit Ein- 
ſchluß des Vorſitzenden. Die Straf⸗ 
fammern find in der Hauptverhandlung 
mit fünf Mitgliedern, in der Berufungs- 
inftanz bei Uebertretungen und in ben 
Tällen der PRrivatflage aber mit drei 
Mitgliedern, einſchließlich des Xor- 
jigenden, zu bejeen. 





8 78. Durch Unordnung der Landes⸗ 
juftizpervaltung kann wegen großer Ent⸗ 
fernung des Land erichtäfiges bei einem 
Amtsgerichte für den Bezirk eines oder 
mehrerer Umtögerichte eine Straf{ammer 
gebildet und derjelben für dieſen Be— 
giet die gelamımte Thätigleit der Straf⸗ 
ammer bes Landgerichts ober ein Teil 
diefer Thätigleit zugewieſen werden. 

Die Beſeßung einer folden Straf- 
fammer erfolgt aus Mitgliedern des 
Landgericht3 oder Umtsrichtern des Be 
zirks, für welchen die Kammer gebildet 
wird. Der Vorjigende wird ftändig, die 
Umtörichter werden auf die Dauer des 
Geſchäftsjahres durd) die Landesjuſtiz- 
verwaltung berufen, bie übrigen Veit⸗ 
plieber werben nad) Maßgabe des 862 
urd) da3 Präfidium bed Landgerichts 
bezeichnet. 


— — 


Sechſter Titel. 
Schwurgerichte. 


8 79. Für die Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung von Strafſachen treten bei ben 
Landgerichten periodiih Schwurgerichte 
zuſammen. | 


8 80. Die Schwurgerichte find zuftän- 
dig für bie Verbrechen, weiche nicht pur 
Zuftändigfeit ber Straflanmer oder 

Reichsgerichts gehören. 

81. Die Schwurgerichte beftehen aus 
he richterlichen Mitgliedern mit Ein 
ſchluß des Vorjigenden und aus — zur 
Entſcheidung der Schuldfrage fenen 

renen. 

8 82. Die Entſcheidungen, welche na 
den Vorſchriften dieſes Geſetzes pr a 








Strafprozeßorbnung von bem erfennenden 
Gerichte zu erlaſſen find, erfolgen in den 
bei den Schwurgerichten anhängi en Sachen 
duch die richterlichen Mitglieder Des 
Schwurgerichts. Werben biefe Entſchei⸗ 
dungen außerhalb ber Dauer der Sitzungs⸗ 
periode erforderlich, fo erfolgen fie durch 
die Straflammern der Landgericte. 


8 88. Der Vorjigende des Schwurge- 
richts wirb für jede Sitzungsperiode von 
dem BPräfidenten des Oberlandesgerichts 
ernannt. Die Emennung erfolgt aus ber 
Bahl der Mitglieder des Oberlandeöge 
richts ober ber zu dem Bezirle bes Ober⸗ 
landeögericht8 gehörigen Landgerichte. 
Der Stellvertveter bes Vorjigenden und 
Nie fihrigen richterlichen Ditnlieher werben 
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bon dem Bräfibenten des Sanbgericht? 
aus der Bahl ber Mitglieder bes Landge- 
richts beftimmt. 

So lange die Emennung des Bor- 
ſitzenden nicht erfolgt ift, erledigt der Vor⸗ 
figende ber Strafkammer des Landgericht 
die in ber Strafprozeßordnung dem Bor- 
N ee des Gerichts zugewieſenen Ge⸗ 

äfte. 


884. Das Amt eines Geſchworenen 
iſt ein Ehrenamt. Dasſelbe kann nur 
von einem Deutſchen verſehen werden. 








85. Die Urliſte für die Auswahl ber 
Schöffen bient 6 leich als Urliſte für die 
Auswahl der Geſchworenen. 

Die Vorſchriften der N 32 5 über 
die Berufung zum Schoͤffenamte finden 
auch auf da3 Geichmorenenamt Anwen⸗ 
ung. 


8 86. Die Zahl ber jedes Schwur⸗ 
gericht erforderlihen Geſchworenen unb 
ie Verteilung dieſer Bahl auf die ein- 
keinen Umtögerichtöbezirfe wird durch Die 

ndesjuftizvertwaltung beitimmt. 








87. Der alljährlich bei dem Amtsge⸗ 
richte für die Wahl ber Schöffen zu- 
fanımentretende Ausſchuß (8 40) Hat 
gleichzeitig diejenigen Perſonen aus 
Urliſte auszuwählen, melde er zu Ge 
ſchworenen Mr das nächſte Geſchaͤftsjahr 
vorichlägt. Die Vorſchläge ſind nad) dem 
dreifachen Betrage der auf den Amts⸗ 
erichtöbezirt verteilten Zahl ber Ge- 
—— zu bemeſſen. 





8 88. Die Namen der zu Geſchworenen 
vorgeichlagenen Perfonen werden in ein 
Verzeichnis aufgenommen (Vorſchlagsliſte). 


8 89. Die Vorſchlagsliſte wird nebit 
Ben Einiprachen, welche ſich auf bie in 
diejelbe aufgenommenen Perjonen bes 
aichen, dem Präfibenten bes Landgerichts 


Der Bräfident beftimmt eine Sipung 
bes Landgerichts, an welcher fünf Mit» 
pliebe: mit Einſchluß des Präjibenten und 

Direktoren teil nehmen. Das Lanb- 
Pre und mi endgültig über bie Ein- 





pra und wählt jobann aus ber Vor⸗ 
chlagsliſte die für das Schwurgericht he- 


GSerichtöverfafiungsgefet. 88 84 bis 94. 


ftimmte Zahl von Hauptgeſchworenen und 
Hülfsgeſchworenen 

Als Hulfsgeſchworene find ſolche Per- 
ſonen zu wählen, welche an dem Sitzungs⸗ 
orte des Schwurgericht3 oder in beiten 
nächſter Umgebung wohnen. 


8 90. Die Namen der Haupt und 
Hülfsgeſchworenen werden in gefonderte 
Sahrestiften aufgenomnten. 


8 91. Späteftens zwei Wochen vor Be- 
ginn der Sitzungen des Schwurgerichts 
werben in öffentlicher Sipung des Land⸗ 
gericht3, an welcher ber Präfident und 
zwei Mitglieder teil nehmen, in Gegen⸗ 
wart der Staatsanwaltſchaft dreißig Haupt» 
eſchworene ausgeloft. Das Los wirb von 
em Prälidenten gezogen. 

Auf Geſchworene, welche in einer frü- 
heren Sigungsperiode besfelben Geſchäſts⸗ 
jahres ihre Verpflichtung erfüllt haben, 
erjtredt die Ausloſung fih nur dann, 
wenn dies von ihnen beantragt wird. 

Ueber die Auslofung wird von dem Ge» 
richtöfchreiber ein Protololl aufgenommen. 


8 92, Das Landgericht überjendet das 
Verzeichnis ber ausgeloften Hauptge⸗ 
ſchworenen (Sprucdlifte) dem ernannten 
Borfipenden des Schwurgerichts. 


8 98. Die in ber Spruchliſte ver 
zeichneten Geſchworenen werben auf Un- 
ordnung bed für dad Schwurgericht er- 
nannten Vorjigenden zur Eröffnungs- 
figung des Schwurgericht3 unter Hinweis 
auf Die gejeglichen Folgen bed Yus- 
bleibend geladen. 

Zwiſchen ber Zuſtellung der Ladun 
und der Eröfinungsiigen fo — * 
die Friſt von einer ode, jedoch min- 
deſtens von brei Tagen liegen. 











4 


I 94. Ueber die von Geſchworenen gel- 
gemachten Ablehnungs⸗ und Hinde⸗ 
rungögründe erfolgt die Entſcheidung na 

Unhörung ber Staatdanwaltichaft dur: 

bis richterlichen Mitglieder, und, jo lange 
das Schwurgericht nicht zufammengetreten 
ift, durch den ernannten Vorſißenden des 


Schwurgerichts. Beſchwerde findet nicht 
ftatt. 


ne, 2x unfelein 85 
orenen hat O went 
nnch geichehen kann, aus ber Yahreslifte 




















Serichtöverfaffungägefeß. 88 95 bis 101. 


durch Ausloſung andere Geſchworene auf 
die Spruchliſte zu bringen und deren 
Ladung anzuordnen. Ueber die Aus—⸗ 
lofung wird von dem Gerichtsſchreiber ein 
Protokoll aufgenommen. 


8 95. Erftredt ſich eine Gigungs- 
periode des Schwurgerichts über ben End» 
termin des aa eia bee hinaus, fo 
bleiben die Geichmorenen, welche zu ber» 
jelben einberufen find, bis zum Schtuffe 
der Sigungen zur Mitwirkung verpflichtet. 


‚8 96. Die Beitimmungen ber 58 55, 56 
fabe auh auf Geſchwoörene Anwen⸗ 


ng. 

Die im 8 56 bezeichneten Entſchei⸗ 
dungen werben in Bezug auf Geſchworene 
von den richterlichen Mitgliedern des 
Schwurgericht3 erlaffen. 


8 97. Niemand foll für dasſelbe Ge 

Khäftsiahr als Geichworener und al 
Schöffe beftimmt werben. 
‚ Iſt die dennoch geichehen, ober ift 
jemand für dasſelbe Geihäitsjahr in 
mehreren Bezirken zu diefen Wenttern be- 
flimmt worden, fo bat der Einberufene 
dasjenige Amt zu Übernehmen, zu welchem 
er Auer einberufen wird, 
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98. Die Straflammer des Landge 
richts Tann beitimmen, daß einzelne 
Sigungen des Schwurgericht3 nicht am 
Siße ded Landgerichts, Sondern an einem 
anderen Orte innerhalb des Schwurge- 
richtsbezirks abzuhalten ſeien. 

In dieſem Falle wird für 
Sitzungen von gerichte eine be⸗ 
jonbere Lifte von Hülfsgeichworenen ge 

e 


99. Die Sambesjuftigveripaltung kann 
beſtimmen, daß die Bezirke mehrerer 
Zandgerichte zu einem Schwurgerichtsbe⸗ 
giele di ammengelegt und die Sitzungen 

Schwurgerichts bei einem der Land» 
gerichte abgehalten werden. 

In diefem alle hat das Landgericht, 
bei welchem bie Sitzungen bes Schwurge- 
richt3 abgehalten werben, und ber Präli» 
dent desſelben die ihnen in den 88 82—98 
zugewieſenen Geihäfte für den Umfang 
es Schwurgerichtsbezirks wahrzunehmen. 

Die Mitglieder des Schwurgerichts mit 
Einſchluß Stellvertreters des Vor⸗ 
ſitzenden können aus der Zahl der Mit- 
glieder ber im Bezirke des Schmwurge- 
—A belegenen Landgerichte beſtimmt 
wer 


—— — — 


Siebenter Titel. 
Kammern für Handelsſachen. 


8 100. Soweit bie Sambesjuftiguerioal- 
tung ein Bedürfnis als vorha an⸗ 
nimmt, können bei den Landgerichten für 
deren Bezirke oder für örtlich abgegrenzte 
Zeile derſelben Kammern für Hand 
ſachen gebildet werden. 

Solde Kammern lönnen ihren Sitz 
innerhalb des Landgerichtsbezirks auch an 
Drten haben, an weichen da3 Landgericht 
jeinen Sig nicht hat. 





8 101. Bor die Kammern für Yan- 
delsſachen gehören nad; Maßgabe ber fol- 
genden Borfchriften diejenigen den Land⸗ 
gerichten in eriter Suftang zugewieſenen 

ürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, in weichen 
durch die Klage ein Anſpruch geltend ge- 
macht wird: 

1. gegen einen Raufmann im Sinne 
Handelsgeſetzbuchs aus Ge 


ichäften, welde für beide Teile 

Handelsgeſchäfte find; 

2. aus einem Wechſel im Sinne der 
Wechſelordnung oder auß einer Der 
im 8 363 des Handelsgeſetzbuchs be⸗ 
zeichneten Urkunden; 

3. aus einem der nachſtehend bezeichneten 
Rechtsverhältniſſe: 

&) aus dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen 
ben Mitgliedern einer Handelsgeſell⸗ 
ſchaft oder zwiſchen diefer und ihren 
Mitgliedern oder zwiichen dem ftillen 
Gejellichafter und bem Inhaber des 
Handelsgeſchäfts, ſowohl währen des 
Beſtehens als auch nach Auflöſung 
des Geſellſchaftsverhältniſſes, ine 
gleichen aus dem Rechtsverhältniſſe 

viſchen den Vorſtehern oder den 

iquidatoren einer Handelsgeſellſchaft 
und der Geſellſchaft oder deren Mit⸗ 
gliedern; 


— 


—w— 
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b) aus dem Rechtsverhältniſſe, welches 
das Recht zum Gebrauche der Han- 
beisfirma betrifft; 

0) aus den Rechtsverhältniſſen, welche 
ſich auf den Schutz der Warenbe⸗ 
zeichnungen, Muſter und Modelle be⸗ 


ziehen; 

d) aus dem Rechtsverhältniſſe, welches 

Durch den Erwerb eines beitehenden 

Handelögefhäftse unter Lebenden 
zwiſchen dem bisherigen Inhaber und 
dem Erwerber entiteht; 

e) aus bem Rechtsverhältniſſe zwiſchen 
dem Profuriften, Handlungsbevoll⸗ 
mächtigten, Handlungsgehülfen ober 
Handlungsichrling und dem Inhaber 
des Handelsgeſchaͤfts, ſowie aus dem 
Rehtäverhälimiffe zwiſchen einem 
Dritten und demjenigen, welcher 
wegen mangelnden Nachweiſes der 
Profura oder Handlungsvollmacht 


ùaftet; 
DD) aus den Rechtsverhältniſſen des See⸗ 


rechts oder des Rechts der Binnen⸗ 
ſchiffahrt, insbeſondere aus den⸗ 
jenigen, welche ſich auf die Rhederei, 
auf die Rechte und Pflichten des 
Rheders oder Schifſseigners, des 
Korreſpondentrheders und der Schiffs⸗ 
beſatzung, auf die Bodmerei und die 
Se auf den Schadenserfag im 
alle bes ufammenftoße3 von 
. Schiffen, auf die Bergung und Hülfe 
leiftung und auf die UAnſprüche der 
Schiffsgläubiger beziehen. 


8 102. Tie Verhandlung des Rechts⸗ 
ſtreits erfolgte: vor der Kammer für 
Handelsſachen, ıu.:n der Kläger dies 
in der Klageſchrift beantragt Hat. 

In den Fällen ber 88 505, 506 ber 
Civilprozepordnung hat der Kläger den 
Antrag auf Verhandlung vor der Stammer 
für Hanbel3fadhen in der mündlichen Ver» 
handlung vor dem Amtsgerichte zu 
ftellen. 


8 103. Wird vor der Kammer für 
andelsſachen eine vor diefelbe nicht ge» 
Be lage zur Verhandlung gebradit, 
o ift der Hedztäftreit auf Antrag des Be- 
Hagten an die Givillammer zu verweiſen. 
ehört die Klage oder die im Falle des 

ber Civilprozeßordnung erhobene 
Widerklage nicht vor die Kammer für 
Handelsſachen, jo ift diefe auch von Amts- 








Serihhtsverfuffungsgefeg. 38 lu2 dis 107. 


wegen befugt, den Rechtäftreit an die Eivil- 
fammer zu vermeilen, jolange nicht eine 
Verhandlung zur gauptiadhe erfolgt und 
auf biejelbe ein Beichluß verkündet iſt. 
Die Verweifung von Amtswegen kann nicht 
aus dem Grunde erfolgen, daß der 
Beklagte nicht Kaufmann ift. 


‚8104. Wird vor der Civilkammer 
eine vor die Kammer für Handels⸗ 
jahen gehörige Klage zur Verhandlung 
gebracht, jo üt der Rechtsſtreit auf Att- 
trag des Bellagten an die Kammer für 
Handelsfachen zu verweilen. Ein Be 
Hagter, welcher nicht in das Handelsre⸗ 
giſter eingetragen iſt, kann ben Antrag 
nicht darauf jtügen, daß er Kaufmann iſt 
Der Antrag iſt zurüdzumeilen, wenn 
die im Talle des 8 506 der Civilprozeß⸗ 
ordnung erhobene Widerklage als Sta e 
vor die Kammer jür Handelsſachen nicht 
gehören mwiürbe. 

Bu einer Verweifung von Amtswegen 
ift die Eivilfammer nicht befugt. 

Die Eivillammer ift zur Verwerfung 
des Antragd auch dann befugt, wenn ber 
Kläger demjelben zugeftimmt hat. 








8 105. Wird in einem bei der Kammer 
für Handelsſachen anhängigen Yiccht3- 
eite die Klage in Gemäßheit des 8 280 
Civilprozeßordnung durch den auf 
Feſtſtellung eines Rechtsverhältniſſes er- 
weitert oder eine Widerflage erhoben und 
gehört bie erweiterte Klage oder bie Wider- 
klage als Klage nicht vor die Kammer 
für andeöfaggen, jo ift der Nechtäftreit 
auf Antrag ded Gegner? an die Civil⸗ 
fammer zu verweijen. 

Unter der Befchränkung des 8 103 Abſ. 2 
ift die Kammer zu der Vermeifung aud) 
von Amtöwegen befugt. Dieje Behugnis 
tritt auch dann ein, wem durch eine 
Klagänderung ein: Unfpruc geltend ge- 
macht wird, welcher nicht vor die Sfammer 
für Handelsfachen gehört. 





8 106. Ter Antrag auf Verweiſung 
des Nechtsjtreit3 an eine andere Kammer 
ift nur vor der Verhandlung des Antrag 
fteller8 zur Sache zulällig. 

lleber di Antrag ift vorab zu ver 
handeln und zu entjdjeiden. 


8 107. Gegen bie Enticheibung über 
Berweifung eines Rechtsſtreits an bie 














Gerichtsverfaſſungsgeſeß. 88 1US bis 122. 


Civilkammer oder an bie Kammer für 
andelsiachen findet fein Nechtömittel 
tt. Erfolgt die Verweiſung an eine 

andere Sammer, fo ift dieje Entſcheidung 
für die Sammer, an melde ber Rechts⸗ 
ftreit verwiefen wird, bindend. Der Ter- 
min zur meiteren mimdlichen Berhand- 
fung wird von Umtswegen beftimmt und 
den Parteien bekannt gemad)t. 


108. Bei der Kammer für Handels- 
ſachen fann ein Anſpruch in Gemäßheit 
des 8 64 der Livilprozeßordnung nur 
dann geltend gemacht werden, wenn der 
Nechtsitreit nad) den Beitimmungen bes 
8 101 vor die Kammer für Handelsſachen 
gehört. 


3109. Die Kammern für Handels 
ſachen entficheiden in der Beſetzung mit 
einem Mitgliede des Landgerichts ala 
Borfigenden und zwei Handelsrichtern. 

Sämtliche Mitglieder der Kammer für 
Handelsſachen haben gleiches Stimmrecht. 

In Streitigleiten, welche fi auf das 
Nechtsverhältnis iſchen Rheder oder 
Schiffer und Schiffsmannſchaft beziehen, 
kann die Entſcheidung buch ben Vor⸗ 
ſitzenden allein erfolgen. 


8 110. Im Falle des 8 100 Abſ. 2 
kam ein Amätsrichter PVorjigender ber 
Kammer für Handeldjachen fein. 


8 111. Das Amt der Handelzrichter ift 
ein Ehrenamt. 


8 112. Die Hanbeldrichter werden auf 
gutadhtlichen Vorſchlag des zur Vertretung 
des Handeläftandes berujenen Organs für 
bie Dauer von drei Jahren ernannt; eine 
wiederholte Ernennung ift nicht ausge» 
ſchloſſen. 
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8 118. Zum Handelsrichier kann jeder 
Deutihe ernannt werden, welcher al 
Kaufmann oder als Borftand einer Altien- 
gejellihaft in da Handelsregiſter einge» 
tragen oder eingetragen geweſen ift, das 
dreißigfte Lebensjahr vollendet hat und in 
dem Bezirle der Kammer für Handels⸗ 
fachen wohnt. 

Perſonen, welche infolge gerichtlicher 
Anordnung in der Verfügung über ihr 
Vermögen beſchränlt jind, tönnen nicht zu 
Handelsrichtern emannt werden. 





8 114. Un Seeplägen lönnen Handels⸗ 
richter auch aus dem Kreiſe der Schiff⸗ 
ſahrtstundigen ernannt werden. 





8 115. Die Handelsrichter find vor 
ihrem Amtsantritte auf die Erfüllung der 
Thliegenheiten des ihnen übertragenen 
Amts eidlich zu verpflichtet. 





8 116. Die Handelärichter haben 
während der Tauer ihres Amtes in Be- 
iehung auf dasſelbe alle Rechte und 
flihten richterlicher Beamten. 





8 117. Ein Handeldrichter ift feines 
Amts zu entheben, wenn er eine ber für 
die Ernennung erforderlichen Eigenjchaften 
Br: verliert. 

Die E ebung erfolgt durch dein erien 
Eiviljenat des Oberlandesgerichts nach An⸗ 
hörung bes Betciligten. 





8 118. Ueber Gegenitände, zu deren 
Beurteilung eine kaufmänniſche Begut- 
achtung genügt, fowie dad Beſtehen von 
Handel ebräucdhen Tann die Kammer für 
Sandeisfachen A Grund eigener Sach⸗ 
funde und Wiſſenſchaſt entichriden. 


Achter Titel. 
Dberlandesgerichte. 


8 119. Die Oberlanbesgerichte werden 
mit einem Präfidenten und der erjorter- 
lihen Anzahl von Senatspräjidenten unb 
Näten befekt. 





8 120. Bei dem SOberlandeögerichten 


8 121. Die Beſtimmungen ber 88 61 
bis 68 finden mit ber Maßgabe Anwen⸗ 
dung, daß zu dem Präfibenten ſtets die 
beiden ältejten Mitglieder zuguziehen find. 


122, 8 Hüffsrichtern dürfen nur 





werden Givil- und Strajjenate gebildet. | jändig angeltellte Nichter berujen werden. 











« 
‘ 
4; 

« 

x. 
Dr, 
* 
Ta 
Hl 
w 
RX 
AIJ 
Pa 


480 Serichtsverfaffungsgefeb. 88 128 bis 181. 


128. Die Oberlandesgerichte find 
zuftändig für bie Verhandlung und Ent 
ıheidung über die Nechtömittel: 

l. der Berufung gegen die Enburteile 
ber Landgerichte in bürgerlichen 
Nechtöftreitigleiten; 

2. der Reviſion gegen Urteile der Straf« 
fammern in der Berufungsinftang;; 

8. der Reviſion gegen Urteile ber Straf- 
fanımern in erfter Inſtanz, fofern die 
Nevifion ausjchließli auf die Ber- 
legung einer in den Landesgeſetzen 
enthaltenen Rechtsnorm geftügt wird; 

4. der Belchiverde gegen Enticheibungen 


ber Landgerichte in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigleiten; 

6. der Beſchwerde gegen ſtrafrichterliche 
Entſcheidungen erſter Inſtanz, ſoweit 
nicht die Auftänbigteit der Gtraf- 
fammer begründet ift, und gegen 
Entfcheidungen der Straflammern in 
der Beichwerbeinftang und Beruf- 
ungsinftanz. 


Auge Die Senate ber Oberlandesge⸗ 
ri enticheiden in der Beſetzung von 
nf Mitgliedern mit Einjchluß des Vor⸗ 
igenden. 





Neunter Titel. 
Reichsgericht. 


125. D itz des Reichsgerichts 
wich durch —* Ar gern 


8 126. Das Neichögeriht wird mit 
einem Präfidenten und Der erforderlichen 
Pa von Senatspräfidenten und Räten 

ept. | 








8 127. Der Präfident, die Senats 

äfidenten und Mäte werden auf Vor⸗ 
chlag des Bunbesrat3 von dem Kaifer er- 
nannt. 

Zum Mitgliede des Reichsgerichts kann 
nur ernannt werden, wer bie Fähig⸗ 
keit zum Richteramte in einem Bundes⸗ 
ſtaate erlangt und das fünfunddreißigſte 
Lebensjahr vollendet hat. 





8 128. Iſt ein Mitglied einer 
Strafe megen einer entehrenden Handlung 
oder zu einer Freiheitsſtrafe von längerer 
als einjähriger Dauer rechtäfräftig ver⸗ 
urteilt, jo Tann dasſelbe durch Mlenar- 
beichluß des Neichägericht3 feines Amts 
und feines Gehalts für verluftig erflärt 


iverden. 
Bor der Beſchlußfaſſung jind das Mit⸗ 
glied und der Oberreichsanwalt zu hören. 


8 129. Iſt wegen eines Verbrechens 
ober Vergehen dad Hauptverfahren gegen 
ein Mitglied eröffnet, fo Tann die vor 
Läufige hebung desielben von feinem 
Umte nad) Unhörung des Oberreichdan- 
walts durch Plenarbeidhluß des Reichsge⸗ 
richts ausgeſprochen werben. 





Wird gegen ein Mitglied die Unter⸗ 
ſuchungshaft verhängt, ß tritt für die 
Dauer derſelben die vorläufige Ent- 
hebung von Rechtswegen ein. 

Durch die vorläufige Enthebung wird 
dad Recht auf den Genuß Gepatts 
nicht berührt. 


8 130. Wenn ein Mitgliet durch ein 
körperliches Gebrechen oder durch Schwäche 
jeiner körperlichen oder geiftigen Kräfte 
zur Erfüllung f"ner Umtspflichten dauernd 
unfähig wirb, fo tritt feine Verjegung in 
den Ruheſtand gegen Gewährung eines 
Nuhegebalts ein. 

Das jährlihe Ruhegehalt beträgt bis 
ur Vollendung des —** Dienſtjahres 
der Vollendung eines jeden folgenden 
Dienſtjahres und bis zur Vollendung des 
fünfzigſten Dienſtjahres um je? /des Ge⸗ 
halts. 

Bei Berechnung der Dienſtzeit wird die 

eit mitgerechnet, während de das 

itglied ſich im Dienjte des Reichs oder 
im Staat oder Gemeindedienite eines 
Bundesstaates befunden oder in einem 
BunbeBitaate als Anwalt, Advokat, Notar, 

atrimonialrichter oder als öffentlicher 

hrer des Rechts an einer deutſchen Uni⸗ 
verjität fungiert hat. 


8 181. Wird die Verfegung eines Mit- 
gliedes in den Ruheſtand nicht beantragt, 
obgleich die Vorausſetzungen derjelben vor» 
fiegen, jo hat ber Präjident die Auf⸗ 











Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 88 132 bis 138, 


rorderung zu erlafjen, binnen einer be 
jtunmten Friſt den Antrag zu Stellen. 
Wird diefer Aufforderung nidyt Folge 
geleiftet, jo ift die Verſetzung in ben 
Ruheſtand duch Plenarbeſchluß des 

Reichsgerichts auszuſprechen. 

Bor der Beſchlußfaſſung find das Mit- 
glied und der Oberreichsanwalt zu hören. 


8 132. Bei dem Meichögerichte werben 
Eivil- und Straffenate gebildet. Die Zahl 
derjeiben bejtimmt der Reichskanzler. 


8 133. Die Beitimmungen der 88 61 
bis 68 finden mit der Maßgabe Unicen- 
dung, daß zu dem Präjidium die vier 
ten Mitglieder des Gerichts zuguziehen 
ind. 











514. Die Buziehung von Hülfs⸗ 
richtern iſt unzuläjjig. 


8 135. In bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 


keiten iſt das Reichegericht zuſtändig für. 


die Verhandlung und Entſcheidung über 
die Rechtsmittel: 
1. der Reviſion gegen die Endurteile 
der Oberlandesgerichte; 
2. der Beſchwerde gegen Entſcheidungen 
der Oberlandesgerichte. 


8 136. In Strafſachen iſt das Reichs⸗ 

gericht zuſtändig: 

1. für die Unterſuchung und Entjchei- 
dung in eriter und letzter Inſtanz 
in den Fällen des Hochverrats und 
des Landesverrats, imjofern dieſe 
Verbrechen gegen den Kaiſer oder 
das Ne gerichtet find; 

2. für bie Verhandlung und , Entjdjei- 
dung über die Rechtsmittel der Re— 
vifion gegen Urteile der Strafkam⸗ 
men in erfter Inſtanz, infomeit 
nit die Zuſtändigkeit der Ober⸗ 
landesgeridyte begrimdet iſt, ımd 
gegen Urteile der Schwurgerichte. 

Mm Strafſachen wegen Bumiderhand- 

tungen gegen bie Vorfchriften über die 
Erhebung öffentlicher, in die Reichskaſſe 
fließender Abgaben und Gefälle ift das 
Neichögeriht aud für die Verhandlung 
und Enticheidung über das Necht3mittel 
der Reviſion gegen Urteile der Straf« 
fammen in ber Berufungsinitanz Bu 
ftändbig, fofern bie Entſcheidung bes 
Reichsgerichts von der Staatsanwaltichaft 


Rechtabuch. II. 
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bei der Einfendung der Ulten an das 
Nevifiondgericht beantragt wird. 





8 137. Will in einer Nechtäfrage ein 
Civilſenat von der Entſcheidung eines an- 
deren Civilſenats oder der hereinigten 
Civilfenate, oder ein Straffenat von der 
Entſcheidung eines anderen Straffenats 
ober der vereinigten Etrafjenate abweichen, 
jo ijt über die ftreitige Rechtsfrage im erjte» 
rn Galle eine Entſcheidung ber ver- 
einigten Civilſenate, im leteren Falle 
eine foldye der vereinigten Straffenate 
ernzuholen. 

Eimer Entſcheidung der Rechtsfrage 
durch das Plenum bedarf ed, wenn eın 
Civilfenat vor der Entſcheidung eines 
Strafſenats oder ber vereinigten Straf 
fenate, ober ein Straffenat von der Ent- 
ſcheidung eine Civilſenats oder der ver⸗ 
einigten Civilfenate, oder ein Senat von 
der früher eingeholten Entjcheidung bes 
Plenum abweichen mill. 

Die Entisheidung der Rechtsfrage burch 
die vereinigten Senate ober da3 Plenum 
ift in der zu entidjeidenben Sache bin- 
dend. Sie erfolgt in allen Fällen ohne 
vorgängige mündliche Verhandlung. 

or der Entſcheidung der vereinigten 
Straffenate oder derjenigen de3 Plenumg, 
jowie in Che- und Entmündigungsſachen 
und in NRecdtöftreitigfeiten, welche die Feſt⸗ 
ftellung bes Rechtsverhältniſſes zwiſchen 
Eliten und Kindern oder bie Untechtung 
einer Todeserklärung zum Gegenſtande 
haben, ift der Oberreichsanmalt mit feinen 
Ihriftlihen Unträgen zu hören. 

Someit die Enticheidung der Sache eine 
vorgängige mündliche Verhandlung er» 
fordert, erfolgt diefelbe durch den erfen- 
nenden Senat auf Grund einer erneuten 
mündlihen Verhandlung, zu welcher bie 
Prozeßbeteiligten von Amtswegen unter 
Mitteilung der ergangenen Entſcheidung 
der Rechtsfrage zu laden find. 


8 188. Der erite Straffenat bes 
Neichögericht3 Hat bei ben im $ 136 
Nr. 1 bezeidmeten Verbrechen diejenigen 
Geſchäfte zu erledigen, welche im 8 72 
Abſ. 1 der Strafkammer des Landgerichts 
zugewieſen ſind. 

Das Hauptverfahren findet vor dem 
vereinigten zweiten und dritten Straf⸗ 
ſenate ſtatt. 
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189. Bur Faffung von Plenar- 
entjheidungen und von Entſcheidungen 
der veremigten Civil- und Strafſenate, 
fomie ber beiden vereinigten Strafienate 
ift die Teilnahme von minbeitens zwei 
Drittteilen aller Mitglieder mit Einſchluß 
bed Borfigenden erforderlich. 

Die Zahl ber Mitglieder, welche eine 
enticheidende Stimme führen, muß eine 
ungerabe fein. Iſt bie Zahl ber anweſen⸗ 
den Mitglieder eine gerade, jo hat der- 
jenige Nat, welcher zulegt ernannt: ift, 
und bei gleichen Dienſtalter berjenige, 
weicher ber Geburt nach ber jüngere ift, 


oder, wemn dieſer Berichterftatter ift, der 
nädit ältere fein Stimmrecht. 





8 140. Die Senate de3 Reichägericht3 
enticheiben in der Belebung von ſieben 
Mitgliedern mit Einfhluß des PVor- 
figenden. 





8 141. Der Gefchäftsgang wird durch 
eine Geſchäftsordnung geregelt, welche das 
Tlenum auszuarbeiten und dem Bundes- 
rat zur Betätigung vorzulegen hat. 





Zehnter Titel. 
Staatsanwaltſchaft. 


8 142. Bei jedem Gerichte ſoll eine 
Staatsanwaltſchaft beitehen. 


8 143. Dad Umt der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft wirb ausgelit: 

1. bei dem Reichsgericht durch einen 
Oberreihsemwalt und buch einen 
oder mehrere Nechtsanmälte; 

2. bei den Gberlandesgerichten, ben 
Landgerihten und ben Schwurge- 

richten burd; einen oder mehrere 
Staatdanmälte; 

8. bei den Amtsgerichten und Den 
Schöfiengerihten durch einen oder 
Wh mtsanvälte. 
Die Zuftändigfeit der Amtsanwälte ew- 
ftredt fi nicht auf da3 amtsrichterliche 
Verfahren zur Borbereitung der dffent- 
lihen Klage in denjenigen Strafſachen, 
welche zur Zuſtändigkeit anderer Gerichte 
als der Schöffengerichte gehören. 


8 144. Die örtliche Buftändigleit der 
Beanten ber Staatsanmwaltichaft wird 
durch bie örtliche Zuſtändigkeit Ge 
Pa beitimmt, für welches fie beitellt 
mm 


Ein unzuftändiger Beamter der Staats⸗ 
anwaltſchaft Hat fich denjenigen inner- 
alb ſeines Bezirks vorzunehmenben 
mtöhandlungen zu unterziehen, in An⸗ 
jehung welcher Gefahr im Verzuge ob» 
waltet. 

Können die Beamten ber Staatsan⸗ 
waltſchaft verfchiebener Bımdesftaaten fich 
nicht darüber einigen, wer von ihnen 
die Berfolgimg zu übernehmen hat, jo 


enticheidet der ihnen gemeinfam vorge 
feßte Beamte ber Staatsanmwaltfchaft und 
im Ermangelung eines folchen Dber- 
reichſsanwalt. 


8 145. Beſteht die Staatsanwaltſchaft 
eines Gerichts aus mehreren Beamten, ſo 
handeln die dem erſten Beamten beige⸗ 
ordneten Perſonen als deſſen Vertreter; 
ſie ſind, wenn ſie für ihn auftreten, zu 
allen Amtsverrichtungen desſelben ohne 
den Nachweis eines beſonderen Auftrags 
berechtigt. 


8146. Die erſten Beamten der 
Staatöanmwaltichaft bei den Oberlandes- 
gerichten find befugt, bei allen Gerichten 
ihres Bezirks die Umtsverrichtungen ber 
Staatsanwaltichaft felbit gu übernehmen 
oder mit Wahrnehmung derjelben einen 
anberen al3 den zunächſt zuftändigen Be⸗ 
amten zu beauftragen. 

Umtsanwälte können das Amt ber 
Staatsanwaltſchaft nur bei den Amts⸗ 
aten und den Schöffengerichten ver- 
ehen. 


8 147. Die Beamten ber Staatsan⸗ 
waltfhaft haben ben bienitliden An⸗ 
weilungen ihrer Vorgeſetzten nachzu⸗ 
fommen. 

In denjenigen Sachen, für welche das 
Reichsgericht in erfter und lebter Inſtanz 
guftändig ift, Haben alle Beamte ber 

taatsanmwaltichaft den Anweiſungen des 
Oberreichsanwalts Yolge zu leiten. 








Gerichtöverfaffungsgefeg. 88 148 bis 156, 


8 148. Das Recht der Aufſicht und 
Leitung fteht zu: 

1. dem Reichskanzler Hinfichtlih bes 
Oberreichſsanwalts und der Reichs⸗ 
anwälte; 

2. der Landesjuſtizverwaltung hinficht- 
lich aller ftaatZanwaltfchaftlihen Be⸗ 


amten Des betrejfenden Bundes⸗ 
ſtaates; 
3. den erſten Beamten ber Staats- 


anwaltſchaft bei den Oberlandes 
richten und ben Landesgerichten hin⸗ 
ſichtlich aller Beamten der Staats 
anwaltſchaft ihres Bezirks. 


8 149. Der Oberreichsanwalt und bie 
Neich3anmälte find nicht richterliche Be⸗ 
antte. 

Bu diefen Aemtern fowie den Aemtern 
der Staatsanwaltſchaft bei den Ober 
landesgerichten und den Landgerichten 
können nur zum Richteramte befähigte 
Beamte ernannt werden. 


8 150. Der Oberreichsanwalt und die 
Reichsanwälte werden auf Vorſchlag des 
Bımdesratd? vom Kaiſer ernannt. 
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Diejelben lönnen durch Kaiferliche Ver- 
fügumg jederzeit mit Gewährung des ge— 
jeglihen Wartegeldes einjtweilig in ben 
Ruheſtand verfegt werben. 





8 151. Die Staat3anwaltfchaft ift in 
ihren Amtöverricdytungen von den Ve 
richten unabhängig. 





152. Die Staatsanwälte bürfen 
richterliche Geſchäfte nicht wahrnehmen. 
Auch darf ifmen eine Dienftaufficht über 
die Richter nicht Übertragen merden. 





8 153. Die Beamten bes Polizei» und 
Sicherheitsdienfteg find Hülfsbeamte der 
Staatsanwaltidaft und find m biejer 
Eigenfchaft verpflichtet, den Anordnungen 
der Staatsanwälte bei dem Landgerichte 
Ihres Bezirks ımd der dieſen vorgejegten 

eamten Folge zu leiten. 

Die nähere Bezeichnung derienigen Be⸗ 
amtenklaſſen, auf welche dieſe Beſtimmung 
Anwendung findet, erfolgt durch die Lanu⸗ 
desregierungen. 


— — 


Elfter Titel. 
Gerichtsſchreiber. 


8 154. Bei jedem Gerichte wird eine 
Gerichtsſchreiberei eingerichtet. Die Ge⸗ 
ſchäftseinrichtung bei dem Reichsgerichte 





wird durch den Reichskanzler, bei den 
Landesgerichten durch die Landesjufliz 
verwaltung bejtimmt. 


as 


Smwölfter Titel. 
BZuftellungs- und Vollſtreckungsbeamte. 


8 155. Die Tienjt- und Geſchäaͤfts⸗ 
verhältniffe der mit den Zuſtellungen, 
Ladungen und Vollſtreckungen zu ber 
trauenden Beamten (Gerichtsvollzieher) 
werden bei dem Reichsgerichte durd) den 
toner, bei den Landesgerichten 
durch bie Landesjuſtizverwaltung bes 
ſtimmt. 





&E 156. Der Gerichtsvollzieher ift von 
der Ausübung ſeines Umtes fraft Ge 
ſetzes ausgeſchloſſen: 

I in bürgerlichen Rechtsſtreitigleiten: 

1. wenn er jelbit Partei ober geſe 
fiher Vertreter einer Partei iX 


ober zu eimer Partei in bem Ver⸗ 
ältniſſe eines Mitberedjtigten, 
itverpflichteten oder Schadens⸗ 
erſatzpflichtigen ſteht 
2. wenn ſeine Frau Partei iſt, auch 
wenn die Ehe nicht mehr beſteht; 
3. wenn eine Perſon Partei iſt, mit 
welcher er in gerader Linie ver- 
wandt, berichtvägert oder dur 
Adoption verbunden, in der Gei- 
tenlinie bis zum Dritten Grade 
verwandt oder bis zum ziveiten 
Grade verfchmwägert ie aud) wenn 
die Ehe, durch welche die Schwä—⸗ 
geriaft begründet ift, nicht mehr 
eiteht; 
81* 
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II. in Straffachen: 

1. wenn er ſelbſt durd) die ftrafbare 
Handlung berfegt iſt; 

2. wenn er der Ehemann der Be— 
ichulbigten oder Verletzten ift oder 
geweſen ilt; 


Gerichtöverfaffungsgejeb. 88 157 bi3 169. 


3. wenn er mit dem Bejchuldigten 
oder Terlepten in dem vorſtehend 
unter Nr. I. 3 bezeichneten Ber- 
wandtſchaft⸗ oder Scjmwäger- 
ſchaftsverhältniſſe ſteht. 


Dreizehnter Titel. 
Rechtshülfe. 


8 157. Die Gerichte haben ſich in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und in 
Straffahen Rechtshülfe zu leiſten. 


8 158. Das Erſuchen um Rechtshülfe 
it an das Umtsgericht zu richten, in 
deſſen Bezirfe die Amtshandlung vor- 
genommen werden foll. Ä 





8 159. Das Erſuchen darf nicht ab- 
gelehmt iverden. 

Das Erſuchen eme3 nicht im In⸗ 
ſtanzenzuge vorgeſetzten Gerichts iſt je— 
doch abzulehnen, wenn dem erſuchten Ge⸗ 
richte die oͤrtliche Zuftändigfeit mangelt, 
oder die vorzunehmende Handlung nad) 
bem Rechte des erjuchten Gerichtö ver- 
boten: ift. 


8 160. Wird das Erfuchen abgelehnt, 
oder wird der Vorſchrift des 8 159 Ub- 
fat 2 zuwider dem Erſuchen jtattgegeben, 
jo entfcheidet dag Oberlandesgericht, zu 
deifen Bezirke das erjuchte Gericht gehört. 
Eine Unfechtung dieſer ntjcheidung 
- findet nur Statt, wenn diejelbe die Rechts- 
Die für unzuläflig erflärt, und da3 er- 
uchende und da3 erjuchte Gericht den Be⸗ 
zirken verjchiedener Oberlandesgerichte 
angehören. Ueber die Beſchwerde ent- 
ſcheidet das Reichsgericht. 

Die Entſcheidungen erfolgen auf An— 
trag ber Beteiligten oder des erjuchenden 
Gerichts ohne vorgängige mündliche Ver- 
handlung. 


8 161. Die Herbeiführung der zum 
Zwecke von Bolljtredungen, Ladungen 
und Zuſtellungen erforderlihen Yand- 
lungen erfolgt nach Vorſchrift der Bro- 
zeBordnungen ohne Nüdjicht darauf, ob 
die Handlungen in dem Bunbesftaate, 
welchem das Prozeßgericht angehört, oder 
in einem anderen Bundezftaate vorzu⸗ 
nehmen find. 








8 162, Gerichte, Staatsanmwaltjchaften 
und. Gerichtsfchreiber können wegen Er- 
teilung eine? Auftrags an einen Gericht3- 
vollzieher Die Mitwirkung des Gerichts⸗ 
ſchreibers des Amtsgerichts in Anſpruch 
nehmen, in deſſen Desire der Auftrag 
ausgeführt werden foll. Der von dem 
Gerichtsſchreiber beauftragte Gerichtsvoll⸗ 
zieher gilt als unmittelbar beauftragt. 


8 163. Eine Freiheitsſtrafe, welche die 
Dauer von ſechs Wochen nicht überſteigt, 
iſt im demjenigen Bundesſtaate zu voll- 
jtreden, in weldjem ber Berurteilte jich 
befindet. 


S 164. Soll eine Freiheitsſtrafe in 
dem Bezirk eines anderen Gerichts voll. 
ftredt oder in in dem Bezirfe eines an- 
deren Gerichts befinblicder Berurteilter 
zum Bivede der Strafverbüßung ergrijfen 
und abgeliefert werden, fo iſt die Staats⸗ 
anwaltſchaft bei dem Landgerichte des 
Bezirl3 um die Ausführung zu erjuchen. 


8165. Im Galle der Nechtshülfe 
unter den Behörden verichiedener Bun- 
desitaaten find die baren Auslagen, 
weldje durch eine Ublieferung oder Straf- 
vollftredung entitehen, der erjuchten Be⸗ 
hörbe von der erfuchenden zu eritatten. 

Im übrigen werden Koſten der Rechts⸗ 
hülfe von erſuchenden Behörde nicht 
erſtattet. 

Iſt eine zahlungspflichtige Partei vor⸗ 
handen, ſo ſind die Koſten von derſelben 
durch die erſuchende Behörde einzuziehen 
und der eingegogene Betrag der erfuchten 
Behörde zu überſenden. 

GStempel-, CinregiltrierungsSebühren 
oder andere öffentliche Abgaben, melden 
die von der erfuchenden Behörbe über- 
fendeten Scriftitüde (Urkunden, Proto« 
tolle) nad) dem Rechte der erjuchten Be- 
börde unterliegen, bleiben außer Anſatz. 











Gerichtsverfaſſuugsgeſetz. 88 166 bis 1785. 


8 166. Tür die Höhe der ben ge 
ladenen Sengen und Sadjverftäudigen ge- 
bührendern Beträge find die Beitimmun« 
gen maßgebend, weldje bei bem Gerichte 
gelten, vor welches bie Ladung erfolgt. 

Sind die Beträge nad) dem Rechte des 
Aufenthaltsortes der geladenen Perjonen 
- höher, jo Lönnen bie höheren Beträge ge 
fordert werden. 

Bei weiterer Entfernung des Aufent- 
Fi der geladenen Perſonen iſt den⸗ 
elben auf Antrag ein Vorſchuß zu be 
willigen. 


— —— 


8 167. Ein Gericht darf Amtshand⸗ 
fingen außerhalb ſeines Bezirks ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Amtsgerichts des Ortes 
nur vornehmen, wenn Gefahr im Ber- 
zuge obwaltet. In diefem alle iſt bem 
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Umtögerihte de3 Ortes Unzeige zu 
machen. 





8 168. Die Sicherheitsbeamten eines 
Bundesſtaates find ermächtigt, die Ner- 
jolgung eines Flüchtigen auf das Gebiet 
eine anderen Bundesſtaates fortzufegen 
und ben Tlüchtigen daſelbſt zu ergreifen. 

Der Ergriffene ift unverzüglid) an da3 
nächſte Gericht oder die —5 — Polizei⸗ 
behörde des“ Bundesſtaates, in welchem 
er ergriffen wurde, abzuführen. 


8 169. Die in einem Bundesſtaate 
beitehenden Borjchriften über die Mlit- 
:eilung von Alten einer öffentlichen Be— 
hörde an ein Gericht dieſes Bundesstaates 
tommen auch dann zur Anwendung, 
wern das erjuchende Gericht einem an⸗ 
deren Bunbezftaate angehört. 


Bierzehnter Titel. 
Deffentlichleit und Sitzungspolizei. 


8 170. Die Berhandlung vor bem 
erfennenden Gerichte, einfchließlich der 
Verlündung ber Urteile und Beſchlüſſe 
besjelben, erfolgt öffentlich. 





8 171. Sn Eheſachen ift die Oeffent⸗ 
lichkeit auszufchließen, wenn eine ber 
Parteien es beantragt. 





8 172. Im dem auf die Klage wegen 
Anfechtung oder ung der 
Entmündigng einer Perſon megen 
Seiftesfrantheit oder megen Geiſtes— 
ſchwäche eingeleiteten Berfahren (88 664, 
679 der Livilprogeßorbmung) it die 
Deffentlichfeit während der Vernehmun 
des Entmündigten auszujchließen, auc) 
kam auf Untrag einer der Parteien Die 
Deifentlichkeit der Verhandlung überhaupt 
ausgeſchloſſen werden. 

Das Verfahren wegen Entmündigung 
oder Wiederaufhebung der Entmündigung 

645663, 675678 der Eivilprozehe 
ordnung) it nicht öffentlich. 





8 173. In allen Saden Tann das 
Gericht für die Verhandlung oder für 
einen Zeil derfelben die Oeffentlichkeit 
ausgeichlojjen werden, wenn fie eine Ge⸗— 
fährdung der öffentlichen Ordnung, ins⸗ 


bejondere der Staatsſicherheit, oder eine 
Gefährdung der Sittlichkeit bejorgen läßt. 


8 174. Die Verlündung de3 Urteils 
erfolgt in jedem alle öffentlich. 

Durch einen bejonderen Beſchluß des 
Gerichts kann für die Verkündung der 
Urteilsgründe oder eines Teiles — 
die Befetihtei ausgeichloffen werden, 
wenn fie eine Gefährdung der Staats- 
ficherheit oder eine Gefährdung der Sitt- 
lichkeit bejorgen läßt. 


8 175. Die Verhandlung über die 
Ausſchließung der Oeffentlichkeit findet 
nicht in öffentlicher Sigung jtatt, wenn 
ein Weteiligter e3 beantragt, oder das 
Gericht e3 für angemejjen erachtet. Ver 
Beichluß, welcher die Deffentlicyteit aus— 
ſchließt, muß öffentlich verlündet werden. 
Bei der Verkündung iſt anzugeben, ob die 
Ausſchließung megen Gefährdung ber 
öffentlichen Orduung, insbejondere wegen 
Gefährdung der Staatsficherheit, oder ob 
lie wegen Gefährdung der Eittlicjleit er- 

t 


olgt. 

ir die Deifentlichfeit wegen Gefähr- 
dung der Staatsſicherheit ausgejchloiien, 
jo kann das Gericht deu anweſenden Per—⸗ 
onen die Geheimhaltung von Thatſachen, 
weldye durd) die Verhandlung, durch die 
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Anklagefchrift oder durch andere amtliche 
Schriftſtücke des Prozeſſes zu ihrer 
Kenntnis gelangen, zur Pflicht maden. 
Der Beſchluß ift in das Sipumgöprototst! 
aufzımehmen. Gegen benjelben findet Be- 
ichwerde jtatt. Die Beſchwerde hat feine 
aufichiebende Wirkung. 





8 176. Der Zutritt zug öffentlichen 
Verhandlungen kann unerwachſenen und 
folchen Berfonen verjagt werben, welche 
fih nit im Beſitze der bürgerlichen 
(Ehrenrechte befinden, oder welche in einer 
ber Würde bes Gerichts nicht entfprechen- 
den Weiſe erfcheinen. 

Bu nicht öffentlichen Berhandlungen 
lann der Zutritt einzelnen Perjonen vom 
Gerichte gejtattet werden. Einer An⸗ 
hörımg ber Beteiligten bedarf es nid. 

Die Ausſchließung der Deflentlichkeit 

eht der Anweſenheit der die Dienitauf- 
icht führenden Beamten der Juſtizver⸗ 
waltung bei ben Verhandlungen vor dem 
erfennenden Gerichte nicht entgegen. 





177. Die Wufrechterhaltung der 
Ordnung in der Sigung liegt dem Vor⸗ 
jigenden ob. 





8 178. Rarteien, Beichuldigte, Zeugen, 
Sachverſtändige oder bei der Verhandlung 
nicht beteiligte Perjonen, welche ben zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung erlajjenen 
Befehlen nicht gehorchen, können auf Be— 
Ihluß des Geridts aus dem Gibungs- 
zimmer entfernt, auch zur Haft abgeführt 
und mwährend einer in dem Beſchluſſe zu 
beftimmenden Zeit, welche vierundzmwanzig 
Stinden nicht überfteigen darf, feitge- 
balterı werden. 





8 179. Das Gericht Tann gegen Par⸗ 
teien, Beſchuldigte, Zeugen, Sachverſtän⸗ 
dige oder bei der Verhandlung nicht be- 
teiligte Perſonen, melde ſich in der 
Sitzung emer Ungebühr ſchuldig maden, 
vorbehaltlich der ſtrafgerichtlichen Ver⸗ 
folgumg, eine Orbnungzitrafe bis zu ein- 
hundert Mark oder bi zu drei Tagen 
un feftiegen und fofort vollitreden 
ajjen. 


Serichtsverfaffungsgefeß. 88 176 bis 185. 


8 180. Das Gericht kann gegen einen 
bei der Verhandlung beteiligten Rechts- 
anwalt oder Berteidiger, der fid) in der 
Eigung einer Ungebühr ſchuldig macht, 
vorbehaltlich der ſtrafgerichtlichen oder 
disziplinaren Verfolgung, eine Ordnungs- 
ftrafe bis zu einhundert Mark feitjegen. 


8 181. Die Bollitrefung der vor 
ftehend bezeichneten Ordnungsſtrafen hat 
der Vorfigende unmittelbar zu veran- 
laſſen. 








8 182, Die in den 88 177 bis 181 
bezeichneten Befugnijje jtehen aud) einem 
einzelnen Nichter bei der Vornahme von 
Amtshandlungen außerhalb der Sitzung 
zu. 





8 188. Sit in den Fällen der 88 179, 
180, 182 eine Ordnungsſtrafe feſtgeſetzt, 
jo findet ‘binnen ber ift von einer 
Woche nach der Bekanntmachung ber Ent- 
Iheidung Beſchwerde ftatt, fofern Die 
Entfheidung nicht von dem Reichsgerichte 
A einem Oberlandesgerichte getroffen 
iſt. 

Die Beſchwerde hat in dem Falle des 
8 172 feine aufichiebende Wirkung, in 

Tällen des 8 180 und des $ 182 
auffchiebenbe Wirkung. 

Ueber bie Beſchwerde entſcheidet das 
Oberlandesgericht. 





8 184. Sit eine Ordnungsſtrafe wegen 
Ungebühr feitgejegt, oder eine Perſon zur 
Saft abgeführt, oder eine bei ber Ber- 
handlung beteiligte Perſon entfernt wor⸗ 
den, fo iſt der Beſchluß des Gerichts und 
deſſen Veranlaſſung in das Protokoll auf- 
zunehmen. 





8 185. Wird eine ſtrafbare Handlung 
in der Eikung begangen, fo hat bas 
Gericht den Thatbejtand feitzuftellen und 
der zuftändigen Behörde dad darüber auf- 
genommene Protofolf mitzuteilen. In 
geeigneten Fällen ijt die vorläufige Feſt⸗ 
nahme de3 Thäterd zu verfügen. 











- Gerichtöverfaffungsgeieg. 88 186 bis 196. . 
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Fünfzehnter Titel. 
Gerichtsſprache. 


8 186. Die Gerichtsſprache iſt bie 
deutſche. 


8 187. Wird unter Beteiligimg von 
Perſonen verhandelt, welche der deutſchen 
Sprache nicht mächtig ſind, ſo iſt ein 
Dolmetſcher zuzuziehen. Die Führung 
eines Nebenprotokolls in ber fremden 
Sprache findet nicht ſtatt; jedoch ſollen 
Ausſagen und Erklärungen in fremder 
Sprache, wenn und ſoweit der Richter 
dies mit Rückſicht auf die Wichtigkeit der 
Sache für erforderlich erachtet, auch in 
der fremden Sprache in das Protokoll 
oder in eine Anlage niedergeſchrieben 
werden. In den dazu geeigneten Fällen 
ſoll dem Protokolle eine durch den Dol⸗ 
metſcher beglaubigende Ueberjegung bei- 
gefügt werden. 

Die Buziehung eines Dolmeticherd kann 
unterbleiben, wenn die beteiligten Per⸗ 
Im ſämtlich der fremden Sprache mäch⸗ 
tig find. 





8 188. Zur Verhandlung mit tauben 
oder ſtummen Perjonen ift, fofern nicht 
eine ſchriftliche Verſtändigung erfolgt, 
eine Perſon als Dolmeticher zuzuziehen, 
mit deren Hilfe die Verſtändigung in an⸗ 
berer Weije erfolgen Tann. 





8 189. Ob einer Partei, welche taub 
ift, bei der mündlichen Verhandlung der 

ortrag zu geitatten fei, bleibt dem Er⸗ 
meſſen des Gerichts überlaffen. 

Dasſelbe gilt in Unmwaltöprozejjen von 
einer Partei, bie ber beutichen Sprad)e 
nicht mächtig iſt. 


8 190. Perſonen, welche der deutſchen 
Sprache nicht mächtig ſind, leiſten Eide 
in der ihnen geläufigen Sprache. 





tragen werde. 
Sit der Dolmetſcher für Uebertragun⸗ 
gen der betreffenden Art im allgemeinen’ 
eeidigt, fo genügt die Berufung auf ben 
geleijteten Eid 





8 192. Der Dienſt des Dolmetichers 
kann von dem Gerichtöfchreiber wahrge⸗ 
nommen werden. Einer bejonderen Be 
eidigung bedarf es nicht. 


8 193. Auf den Dolmetfcher finden 
bie Beltimmungen über Ausſchließung 
und Ablehnung der Sachverſtändigen enı- 
Ipredyende Anwendung. Die Entſcheidung 
erfolgt durch das Gericht oder den Richter, 
von welchem der Dolmetjcher zugezogen ift. 





Sechzehnter Titel. 
Beratung uud Abftimmung. 


8 194. 
Richter nur in der gejeglich beitimmten 
Anzahl mitwirken. 

t Berhandlungen von längerer 
Dauer kann der Borfigende die Zur 
ziehwmg von ———— anord⸗ 
nen, welche der Verhandlung beizuwohnen 
und im Falle der Verhinderung eines 
Richters für denſelben einzutreten en. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden 
auch auf Schöffen und Geſchworene An⸗ 
wendung. 


8 195. Bei der Beratung und Wb- 
jftimmung bürfen außer den zur Ent- 





Bei Entſcheidungen bürfen ! fcheidung berufenen Richtern nur bie bei 


demjelben Gerichte zu ihrer juriftifchen 
Ausbildung bejchäftigten Perfonen zugenen 
jein, foweit der Borfigende deren An⸗ 
weſenheit geitattet. 


8 196. Der Vorfigende leitet Die Be- 
ratung, ftellt die ragen und jammelt die 
Stimmen. 

Meinungsverjchiedenheiten über den 
Gegenitand, die Faſſung urid die Reihen- 
folge der Tragen oder über das Ergeb- 
ei der Abſtimmung enticheidet da3 Ge- 

icht. 
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197. Kein Richter, Schöffe ober 

chworener barf die Abſtimmung über 
eine Frage berieigern, mweil er bei ber 
Abſtimmung über eine vorhergegangene 
Frage in ber Minderheit geblieben if 


8 198, Die Entideibungen erfolgen, 
fomeit dad Geſetz nicht ein anderes be- 
flimmt, nad) der abfoluten Mehrheit ber 
Stimmen. 
Bilden fi in Beziehung auf Summen, 
über welche zu entläheiben ift, mehr als 
i Meinungen, beren feine die Mehrheit 
ür fich hat, Yo werben die für bie größte 
Summe abgegebenen Stimmen ben für 
bie zumächit geringere abgegebenen folange 
"Binzugeresäuet, bis ſich eine Mehrheit er- 
seht. 


‚Bilden fi in einer Straffadje, von 
ber Scjulbfrage abgejehen, mehr als zwei 





Gerichtöverfaffungsgejeh. 88 197 bis 204. 


Meinungen, deren feine die Mehrkeit für 
fi) hat, fo werden bie dem Beichuldigten 
nachteiligiten Stimmen ben zunächſt min⸗ 
ber nadıteiligen ſolange hinzugerechnet, 
bis fich eine Mehrheit ergiebt. 


8 199. Die Reihenfolge bei der Ab⸗ 
ſtimmung richtet fich nad) dem Dienftalter, 
bei den Schöffengerichten unb ben Kam⸗ 
mern für Handelsſachen nad) dem Lebens⸗ 
alter; der Süngfte ftimmt zuerſt, der 
Vorfigende zuletzt. Wenn ein Bericht- 
erftatter ernannt ift, jo giebt biefer feine 





: Stimme zuerſt ab. 





8 200. Schöffen und Geſchworene find 
verpflichtet, Über den Hergang bei der 
Beratung und Abftimmung Stillſchweigen 
zu beobaditen. 


Stebzehnter Ditel. 
Gerichtsferien. 


8 201. Die Gerichtsferien beginnen 
am 15. Juli und endigen am 15. Sep⸗ 
teınber. 





8 202. Während der Ferien werden 
nur in Ferienſachen Termine abgehalten 
und Entſcheidungen erlaſſen. 

Ferienſachen ſind: 

1. a 

2. Urreitfacden unb bie eine einftmeilige 

Verfügung betreffenden Sadıen; 

8. Mei und Marftjachen; 

4. Streitigfeiten zwifchen dem Vermieter 
und dem Dieter oder Untermieter 
von Wohnräumen ober anderen 
Näumen ober zwildyen dem Mieter 
und dem Untermieter folder Räume 
wegen Ueberlaſſung, Benußung ober 
Näumung, jowie wegen —X 
tung der von dem Mieter oder dem 
Untermieter in die Mietsräume ein⸗ 
gebrachten Sachen; 

da. Streitigkeiten zwiſchen Dienſtherr⸗ 
ſchaft und Geſinde, zwiſchen Arbeil⸗ 
gebern und Arbeitern hinſichtlich des 


Dienſt- oder Arbeitsverhältniſſes, 
ſowie bie im $ 3 Abſ. I Nr. 1, 
2 bed Geſetzes, betreifend die Ge— 
merbegeridyte vom 29. Zuli 1890 
‚bezeichneten Gtreitigfeiten. 

6. Wechſelſachen; 

6. Bauſachen, wenn über Fortſetzung 
eine angefangenen Baues gejtritten 


wird. 

Da Gericht kann auf Untrag au 
andere Sachen, ſoweit fie bejondere Be— 
ſchleunigung bedürfen, ald Ferienſachen 
bezeicynen. Die gleiche Befugnis Hat vor- 
behaltlih der Entſcheidung des Gerichts 
der Vorſitzende. 


8 203. Zur Erledigung der Yerien- 
ſachen Tönnen bei den Xandgerichten 
Ferienfammern, bei den Oberlandesge⸗ 
richten und dem Reichsgerichte Tyerien- 
jenate gebildet werden. 


8 204. Auf das Mahıwerfahren, das 
Zwangsvollſtreckun verfahren und das 
Konkursverfahren ind die Ferien ohne 
Einfluß. 

















&inführungsgefeß 
Gerihtisperfallungsgelehe. 


Bom 17. Mai 1898. 





81. Das Gerichtäverfaffungsgefek tritt 
im ganzen Umfange des Reichs an einem 
durch Kaiſerliche Verordnung mit gu 
ftimmung des Bundesrats feſtzuſetzenden 
Tage, ſpäteſtens am 1. Oktober 1879, 
feichzeitig mit ber im $ 2 des Ein- 
Führungsgefeges der Civilprozeßordnung 
vorgejehenen Gebührenordnung in Krait. 


8 2. Die Borichriften des Gerid)töver- 
faſſungsgeſetzes finden nur auf die ordent«- 
liche }treitige Gerichtsbarkeit und beren 
Ausũbung Anwendung. 


83. Die Gerichtöbarkeit in bürger- 
lichen Rechtsftreitigleiten und Strafſachen, 
für welche befondere Gerichte zugelaſſen 
find, kann den ordentlichen Yandesge- 
rihten durch die Landesgeſetzgebung über- 
tragen werden. Die Uebertragung darf 
nac) anderen als den durch das Gericht3- 
verfaſſungsgeſetz vorgeſchriebenen Zuſtän⸗ 
digleitsnormen erfolgen. 

Auch kann die Gerichtsbarkeit letzter 
yıanz in ben vorerwähnten Sachen auf 

ntrag des betreffenden Bundesjtaates 
mit Buftimmung des Bundesrat3 durd) 
Taiferlice Verordnung dem Reichsge⸗ 
richte übertragen werden. 

Inſoweit für bürgerliche Redjtzitreitig- 
feiten eine von den Vorſchriſten der Civil» 
prozekorbiung abweichendes Verfahren 
geſtattet iſt, kann die Yujtändigleit ber 
ordentlichen Landesgerichte durch die 
Landesgeſetzgebung nach anderen als den 








durch das Gerichtsverfaſſungsgeſetz vorge⸗ 
ſchriebenen Normen beſtimmt werden. 


84 Durch die Vorſchriften des Ge⸗ 
richtsverfaſſungsgeſetzes über die Zuſtän⸗ 
digkeit der Bchörben wird die Landes⸗ 
—5* nicht gehindert, den betreffen⸗ 
den Landesbehörden jede andere Art der 
Gerichtöbarkeit, ſowie Geſchäfte der Juſtiz- 
verwaltung zu übertragen. Andere 
genſtände der Verwaltung dürfen den 
ordentlichen Gerichten nicht übertragen 
werden. 


85. Sn Anſehung der Landesherren 
und der Mitglieder der landesherrlichen 
Familien, ſowie der Mitgli.der der fürfte 
lihen Familie Hohenzollern finden die 
Beitimmungen des Gerichtsverfaſſungs- 
geſetzes nur inſoweit Anwendung, als 
nicht beſondere Vorſchriften der Hausver⸗ 
faſſungen oder der Landesgeſetze abıvei- 
chende Beltimmungen enthalten. Tas 
Gleiche gilt in Anſehung der Mit- 
glieder bed vormaligen Hauno— 
verſchen Königshaufes, bes vor- 
maligen Kurheſſiſchen und des 
vormaligen Herzoglich Naffau- 
iſchen Sürtenhaufes. 

8 6. Unberührt bfeiben die beitchenden 
fandesgejeglichen Worjchriften über die 
Buftändigfeit der Schwurgerichte für Die 
durch die Preſſe begangenen jtrajbaren 
Handlungen. 
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GT. Die Mititärgerihtöbarteit, ſowie 
das Ianbeggeieplishe den Standesherren 
De echt auf — We 

3 Gerichtsverfaſſungsgeſetz ni 
berührt 998 

88. Durh die Gejebgebung eines 
Bundesſtaates, in welchem mehrere Ober- 
fandesgerichte errichtet werden, kann bie 
Verhandlung und Entjcheibung der zur 
Buftänbigleit des Reichsgerichts gehören- 
den zeotionen und Bel den in bür⸗ 


— Gerlicen echtöftreitigfeiten einem oberften 
sanbesgerichte zugewieſen werben. . 


Diefe Borfchrift findet jedoch auf bür- 
erlihe WNechtöftreitigleiten, weiche zur 
Buftänbigfeit des Reichs Oberhandelsge⸗ 
richts gehören oder burch beſondere Reichs⸗ 
geſetze dem Reichsgerichte zugewieſen wer⸗ 
den, feine Anwendung. 





89. Durch bie Geſetzgebung eines 
Bundesftaates, in welchen mehrere Ober- 
(andeögerichte errichtet werden, Tann die 
Verhandlung und Enticheivung der zur 
Buftändigfeit der Oberlandeögerichte ge- 
hörenden Reviſionen und Beſchwerden in 
Straffa ausſchließlich einem ber mei" 
reren Oberlandesgeriht oder an Stelle 
eine ſolchen Oberlandesgerichts 
dem oberſten Landesgerichte zuge— 
wieſen werden. 





8 10. Die allgemeinen, ſowie bie in 
ben 88 126, 132, 133, 134, 183 Abſ. 1 
enthaltenen bejonderen Vorſchriften des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes finden auf Die 
oberiten Landeögerichte als Behörben der 
ordentlichen ftreitigen Gerichtsbarkeit ent- 
Iprechende Anwendung. Das Gleiche 
gilt, fofern ein Eivilfenat des 
oberften Lanbesgeridts von ber 
entiheibung eines anderen Civil— 
ſenats oder der vereinigten Civil— 
fenateabmweiden will, in Unjehung 
der Vorfchriften ber 88 137, 139 des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. 

Die Beſetzung der Senate be— 
ſtimmt ſich in Strafſachen nach 
$ 124, in bürgerlichen Rechtsſtrei— 
tigfeiten nach 8 140 des Gericht3- 
verfafjungsgefeges. 

Auf die Befegung ber Eipil- 
fenate des oberften Landesgerichts 
findet in ee ae fomwie 
in den nach 8 199 des Geſetzes über 


die Angelegenheiten der freimwil- 
ligen Gerichtsbarkeit bem oberften 
Landesgerichte zugemwiefenen An— 
gelegenheiten ber ; 124 des Ge⸗ 
richtzverfaſſungsgeſetzes Unwen- 
ung. 


8 11. Die landesgeſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen, durch welche die ſtrafrechtliche 
oder civilrechtliche Verfolgung öffentlicher 
Beamten we der in Wusübung oder 
in Veranlaſſung ber Ausübung ihres 
Amts vorgenommenen Handlımgen an be 
fonbere Borausfegungen gebunden ift, 
treten außer Kraft. 

Unberührt bleiben bie Ianbeögeiebtichen 
Borfchriiten, durch welche die Verfolgung 
ber Beamten entweder im Falle des Ver⸗ 
langens einer vorgelebten Behörde oder 
unbedingt an die Vorenticheidung einer 
bejonderen Behörde gebunden ift, mit der 
Maßgabe: ' 





1. daß die Vorentſcheidung auf die Feit- 
ftellung beichräntt ift, ob ber Beamte 
ich einer Leber Greitung feiner 

mtöbefugniffe oder Unterlafjung 
einer ihm obliegenden Amtshandlung 
ſchuldig gemacht habe; 

2. daß in den Bunderſagtm in — 
ein oberſter Verwaltungsgerichtsho 
beſteht, die Vorentſcheidung dieſem, 
in den anderen Bundesſtaaten dem 
Reichsgerichte zuſteht. 


812. Die für Eijab-Totgringen gel- 
tenden Beitimmungen über die Gerichtö- 
ſprache werden durch die Borfchrift des 

1 : beö Gerichtäverfaffungsgejeges nicht 
erührt. 


813. Die Beſtimmungen über das 
Nichteramt im 8 8 des Gerichtsverfaſ⸗ 
ſungsgeſetzes treten in denjenigen Staaten, 
in welchen Vorſchriften für die ridhter- 
lihe Entſcheidung über bie Enthebung 
eines Richters vom Amte oder über bie 
Verſetzung eines Nichterd an eine andere 
Stelle oder in Ruheſtand nicht beitehen, 
nur gleichzeitig mit der landesgeſetzlichen 
Regelung der Disziplinarverhältnilje der 
Richter in Wirkfamtleit. 


814 Die am Tage bed Inkraft⸗ 
tretens des Gerichtäverfalfun Zzgeſetzes bei 
dem Neichd-Oberhandelögeridhte anhängi- 











Einführungsgejeg zum Gerichtsverſafſungsgeſetze. 88 15 bis 22. 


gehen in ber 


age in m zeſſualiſchen 
—2 in melde | je ſich befi 


nben, auf das 


8 15. Durch Saiferliche —— — 
fann auf Antrag eines Bundesſtaates un 
mit Zuſtimmung des Bundesrats die Ver⸗ 
andlung und Entſcheidung derjenigen 
— welche nach den bisherigen Pro⸗ 
zeßgeſetzen von dem oberſten Lanbeöge- 
richte zu erledigen gewejen mären, bem 
eichögerichte zugemwiefen werben. 





8 16. Behufs Erledigung der nad) 
worieprit des vorftehenden Paragraphen 

Neichögerichte zugewieſenen Sachen 

Können mit gung bed Bundes⸗ 

rat3 durch Kaiſerliche Verordnung bei 

dem Meichägerichte Hülfsjenate eingerichtet 


Der Reichskanzler beitimmt die Bu- 
fammenfegung der Hülfsfenate und Die 
Verteilung der Geſchäfte berfelben. 

Mit der Wahrnehmung der richterlichen 
Geſchäfte in den Hülfsfenaten können nur 
Mitglieder der früheren oberjten Gerichte 
oder ber Oberlandesgerichte beauftragt 


werden. 
Die Anordnung iſt für ein nicht zum 
Reich ögerichte gehörenbes Mitglied bie zu 
eitpunft unwiderruflich, in welchem 
ee ahrnehmung ſeiner "Hätigteit in 
—X —A— nicht mehr erforder⸗ 
li 





17. a Untrag eines Bundesſtaates 
un t Zuſtimmung des Bundesrat 
kann ud; Kaiſerliche Verordnung die 
Perhandumg und Entſcheidung der im 
8 17 bes — —————— be⸗ 
nie Streitigfeiten dem Neichägerichte 

iejen werden. 

ür diejenigen Bunbesitaaten, in benen 
die im 8 17 des Derichtöverfalfungöge- 
ſetzes bezeichneten Behörden beitehen und 
nad Maßgabe der Vorfchriften im 2 
Nr. 14 einer Veränderung ihrer 
ridtung und des natagrene beblirfen, 
kann die Veränderung, ofern fie nicht 
bis zum Inkrafttreten dieſes Gejeges lan⸗ 
desgeſetzlich betroffen iſt, durch landes⸗ 

herrliche Verordnung eingeführt werden. 
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8 18. Die am Tage des Inkrafttretens 
bes Gerichtöverfafjungägejeged bei ben 
Landesgerichten anhängigen Sachen Tön- 
nen Den ordentlichen Landesgerichten 
ohne Rückſicht auf die im Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetze beſtimmten Grenzen der 
Zuſtändigkeit durch die Landesgeſetzgebung 
zugewieſen werden. 


8 19. Die Mitglieder des Reichs⸗Ober⸗ 
DanbeiBgericht werden durch Kaiſerliche 
erfügung mit Beibehaltung ihrer Bejol- 
bung entweber bei dem Reichsg e an- 
gefiel ober in ben Ruheſtand verjebt. 


8 20. Dei ber erſten Einrichtung ber 
van te, ber Oberfandeögerichte und 
einem Amtsgerichte gebildeten 
— — w Ba Dauer 
erften jahres erfo ie 
* — und die Be mung 
itglieder der Kammern und Senate, 
—* der regelmäßigen Vertreter der Mit⸗ 
glieder durch die Landesjuſtizverwaltung. 
Bei der eriten Einrichtung bed Reichs⸗ 
ts und während der Dauer des erſten 
hätejahred erfolgen die Geſchäftsver⸗ 
teilung und bie Beſtimmung der Mit⸗ 
ieder der Senate, ſowie der vegelm2Bi en 
ertreter derſelben durch den Reichs⸗ 
kanzler. 


8 21. Innerhalb Sahren nad) 
dem Inkrafttreten des es derihtöpefuffungs, 
geſetzes kann die Landesjuſtizverwaltung 
bei notwendiger Einziehung von Richter⸗ 
ſtellen die umfreiittige R Verſetzung eines 
Richters an ein Gericht von 
gleicher Ordnung unter Belaſſung des 
vollen Gehalts und Erſtattung der Um⸗ 
zugskoſten verfügen. 


8 22. Die Beſtimmungen des $ 2 bed 
ee ehen ide: die ea 
feit zum Nichteramte finden 
jenigen, welche vor bem Inkrafttreten bc 
Geſetzes die erfte Prüfung in einem Bun- 
desſtaate zurüdgelegt haben, nur inſoweit 
Unmwendung, ald nicht in dem Bundes⸗ 
ante abweichende Vorſchriften beitehen. 

Der für den Borbereitungsdienft vor- 
jchriebene Zeitraum Tann für bie erften 
vier Jahre nach dem Inkrafttreten des 
Geſetzes in den einzelnen Bundesſtaaten 
bis auf zwei Sabre abgekürzt werben. 














— ꝰ— — 


IL 
Civilprozeßordnung. 


Vom 17. Mai 1898. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 


König von Preußen x. 


berordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Buftimmung 
bes Bundesrat? und des Reichstags, was folgt: 


Erftes Bud. 
Allgemeine Beflimmungen. 





Erſter Abſchnitt. 
Gerichte. 


Erſter Titel. 
Sachliche Zuſtändigkeit der Gerichte. 


81. Die fachliche Suftänbigfeit ber 
Gerichte wird durch das Geſetz über die 
Gerichtäverfaffung beitimmt. 


8 2. Inſoweit nad) dem Geſetze über 
die Gerichtäverfaffung die Zuſtändigkeit 
der Gerichte von dem Werte des Gtreit- 
egenftandes abhängt, kommen die nach— 
Fofgenben Vorſchriften zur Anwendung. 








83. Der Wert des Streitgegenſtandes 
wird von dem Gerichte nach freiem Er- 
meſſen Ieligelebt dasjelbe kann eine be= 
antragte mweisaufnahme, fomie von 
Umtswegen die Einnahme des Wugen- 
ſcheins und die Begutachtung durch ©ad)- 
berftändige anordnen. 


5 4. Für die Wertsberechnung ift ber 
Beitpuntt der Erhebung der Klage ent- 
fcheidend,; Früchte, Nubungen, Sinfer, 
Schäden unb Coften bleiben unberüd« 
ihtigt, wenn fie als Nebenfordberungen 
geltend gemat werben. 

Bei Anfprüchen aus Wechfeln im Sinne 
der Wechſelordnung find Zinſen, Koften 
und Provifion, welche außer der Wechſel⸗ 
fumme gefordert werben, ald Nebenfor- 
derungen anzujehen. 





85. Mehrere in einer Klage geltend 
gemadjte Anſprüche werden zufammenge- 
rechnet; eine Zuſammenrechnung bes Ge- 
genftandes der Klage und der Widerfiage 
findet nicht Statt. 

















Civifprogekordnung. 88 6 bi3 16. - 


8 6. Der Wert bes Streitgegenſtandes 
wird beitimmt: durch den Wert einer 
Sache, wenn deren Befit, und durch den 
Betrag einer Torberung, wenn deren 
Sideritellung oder ein Pfandrecht Gegen- 
ſtand des Streits ift. Hat ber Gegenftand 
des Pfandrechts einen geringeren Wert, 
jo ift diefer maßgebend. 


87. Der Wert einer Grundbdienftbar- 
feit wird durch den Wert, welchen bdie- 
jelbe für das herrichende Grundftüd hat, 
und wenn der Betrag, um welchen fi) 
der Wert des dienenden Grundſtücks durch 
die Dienftbarleit vermindert, größer ift, 
durch Diefen Betrag beitimmt. 


88. Sit das beftehen ober die Dauer 
eine Pacht- oder Mietsverhäaltniſſes ftrei- 
tig, jo tft der Betrag des auf die gefamte 
jtreitige Beit fallenden Zinſes und, wenn 
der fünfundzmwanzigfache Detrag des ein. 
jährigen Zinſes geringer ift, dieſer Be— 
trag für die Wertöberechmung entſcheidend. 


8 9. Der Wert des Rechts auf wieder- 
kehrende Nubungen oder Xeiftungen wird 
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nad) dem Werte des einjährigen Bezugs 
berechnet und zwar: 
auf den zmölfundeinhalbfachen Betrag, 
wenn der fünftige Wegfall des Be- 
nosrechts gewiß, die Beit des Weg- 
* aber ungewi 
auf den fünfundzwanzigfachen Betrag, 
bei unbefchränfter oder beitimmter 
Dauer de3 Bezugsrechts. Bei be- 
ftimmter Dauer des Bezugsrechts iſt 
der Geſamtbettag der künftigen Be— 
züge maßgebend, wenn er der ge- 
ringere it. 





8 10. Das Urteil eines Landsgerichts 
fann nicht aus dem Grunde angefochten 
werden, weil die Buftändigfeit des Amts⸗ 
gerichts begründet geweſen ſei. 


811. Iſt die Unzuſtändigleit eines 
Gerichts auf Grund der Beſtimmungen 
über die ſachliche Zuſtändigleit der Ge- 
richte rechtskräftig ausgeſprochen, fo iſt 
dieſe Entſcheidung für das Gericht bin⸗ 
dend, bei welchem die Sache ſpäter an⸗ 
hängig wird. 





Zweiter Titel. 
Gerichtsſtand. 


8 12. Das Gericht, bei welchem eine 
Perſon ihren affgemeinen Gerichtäftand 
hat, ift für alle gegen diefelbe zu erheben- 
den Klagen zuftändig, fofern nicht für 
eine Klage ein ausſchließlicher Gerichts- 
ſtand begründet ift. 


813. Der allgemeine Gerichtsitand 
einer Perſon wird durch den Wohnlik 
beſtimmt. 


8 14. Iſt der für den Wohnſiztz einer 
Militärperſon maßgebende Garniſonort in 
mehrere Gerichtsbezirke geteilt, jo wird 
der als Wohnjig geltende Bezirk von ber 
Zandezjuftizverwaltung Durch allgemeine 
Unordnung beftimmt. 


8 15. Deutiche, welche das Recht ber 
Erterritorialität genießen, forte die im 
Ausland angeftellten Beamten des Reichs 
oder eined Bundesſtaates behalten in An- 
ſehung des Gerichtäftandes den Wohniig, 

weldyen fie in dem Heimatſtaate Hatten. 











Sn Ermangelung eines folden Wohn- 
jiged gilt die Hauptſtadt des Heimat- 
ftaat3 als ihr Wohnfig; ift die Hauptftadt 
in mehrere ®erichtsbezirfe geteilt, fo wird 
der als Wohnſitz geltende Bezirk von der 
Landesjuſtizverwaltung burd) allgemeine 
Anordnung beitimmt. " Gehört ein Deut- 
cher: einem Bundesjtaate nicht an, fo gilt 
als fein Wohnſitz die Stabt Berlin; ift Die 
Stadt Berlin in mehrere Gerichtsbezirke 
eteilt, jo wird der als oh geltende 
ezirt von dem Reichskanzler durch all» 
eine Unordnung bejtimmt. 

Auf Wahllonfuln finden dieſe Beitim- 

mungen feine Anmendung. 





8 16. Der allgemeine Gerichtsſtand 
einer Perfon, welche feinen Wohnſitz hat, 
wird burch den Wufenthalt3ort im Deut- 
ihen Reich und, wenn ein ſolcher nicht 
befannt ift, durch den Ichten Wohnſitz ber 
jtimmt. 
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817. Der allgemeine Gerichtsſtand 
der Gemeinden, ber Sorporationen, ſowie 
berjenigen Geſellſchaften, Genoſſenſchaften 
oder anderen Vereine und derjenigen Stif⸗ 
tungen, Anſtalten und Vermögensmaſſen, 
welche als ſolche verflagt werben können, 
wird durch den Sitz derſelben beſtimmt. 
Als Sitz gilt, wenn nicht ein anderes er⸗ 
heilt, der Ort, wo bie Verwaltung ge⸗ 
führt wird. 

Gewerfichaften Haben ben allgemeinen 
Gerichtsſtand bei dem Gerichte, in defien 
Bezirke das Bergwerk Tiegt, Behörden, 
wenn fie als ſolche verklagt werden kön⸗ 
nen, bei dem Gerichte ihres Amtsſitzes. 

Neben dem durch die Vorſchriften dieſes 
Taragraphen beitimmten Gerichtöftanbe i 
ein duch Statut oder in anderer Weiſe 
ders geregelter Gerichtsſtand zu⸗ 
äſſig 


818. Der allgemeine Gerichtsſtand 
des Fiskus wird durch den Sitz ber Be- 
hörde beſtimmt, welche berufen iſt, den 
Fisſskus in dem Rechtsſtreite zu vertreten. 


819. St der Ort, an welchem eine 
Behörde ihren Sitz Da in mehrere Ge- 
ruchtöbezirte geteilt, jo wird der Bezirk, 
weldger im Sinne ber * 17, 18 als 
Sig der Behörde gilt, für bie Neichd- 
behörden von dem Reichskanzler, im 
übrigen von der Landesjuſtizverwaltung 
bunch allgemeine Anordnung beitimmt. 











8 20. Wenn Perfonen an einem Orte 
unter Verhältniffen, welche ihrer Natur 
nad auf einem Wufenthalt von längerer 
Dauer hinmweifen, insbeſondere als Dienft- 
boten, Hand» und Fabrikarbeiter, Ge 
werbegehülfen, Stubierende, Schüler ober 
Lehrlinge ſich aufhalten, jo ift das Gericht 
des —— für alle Klagen zu- 
ſtändig, welche gegen dieſe Perjonen wegen 
vermögensrechtlicher Anſprüche erhoben 
werden. 

Dieſe Beſtimmung findet auf Militär⸗ 
perſonen, welche nur zur Erfüllung der 
Wehrpflicht dienen oder welche ſelbſtändig 
einen Wohnfig nicht begründen können, 
in ber Urt Anwendung, daß an bie Stelle 
des Gerichts des Aufenthaltsort das Ge⸗ 
richt des Garniſonorts tritt. Vie Vor⸗ 
ſchrift des 8 14 findet entſprechende An⸗ 
wendung. 


— D T— 
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8 21. Hat jemand zum Betriebe einer 
Fabrik, einer Handlung oder eines au- 
deren eine Niederlaffung, von 
welder aus unmittelbar Geſchäfte ge 
fchloffen werden, jo können gegen ihn 
alle Klagen, welche auf den Geichäftsbe 
trieb der Niederlaffung Bezug haben, bei 
dem Gerichte des Ortes erhoben werben, 
wo bie Nieberlaffung ſich befindet. 

Der Gerichtöftand ber Niederlafjung ift 
auch für Sagen gegen Perſonen begrün- 
det, welde ein mit Wohn- ımd Wirt- 
Ichaftögebäuden verjehenes Gut ala Eigen- 
tümer, Nutznießer oder Pächter beivirt- 
Ihaften, ſoweit diefe Klagen die auf Die 
Bewirtichaftung de3 Guts fich beziehen- 
ben Rechtöverhältniffe betreffen. 


8 22. Das Gericht, bei welchem Ge- 
meinden, SRorporationen, Gefellichaftent, 
Genoſſenſchaften oder andere Bereine ben 
allgemeinen Gerichtsftand haben, ift für 
die Klagen zuftändig, welche von den⸗ 
jelben gegen ihre Mitglieder als folche 
oder von.den Mitgliedern in diefer Eigen- 
Ichaft gegen einander erhoben werben. 








8 28. Für Plagen wegen vermögen‘ 
rechtlicher Unfprikde gen eine Perſon, 
welche im Deutichen Reich feinen Wohn- 
fiß Hat, ift das Gericht zuftändig, in 
bejien Bezirke fi) Vermögen berfeiben 
oder ber mit ber Klage in Anſpruch ge 
nommene @egenftand fich befindet. Bei 
Forderungen gilt als der Ort, mo ba3 
Vermögen fich befindet, der Wohnfit bes 
Schuldnerd und, wenn für die en 
eine Sade zur Gicherheit haftet, ad) 
der Ort, wo die Sache ſich befindet. 


8 24. Für lagen, burch welche bas 
Eigentum, eine dingliche Belaftung ober 
die Freiheit von einer foldyen ‚geltend 

acht wird, für Grenzſcheidungs⸗, Tei⸗ 
ung und Befitflagen ift, fofern es ſich 
um unbewegliche Sadyen handelt, das Ge⸗ 
richt ausſchließlich zuftändig, in beifen 
Bezirke die Sache belegen i 

Bei den eine Grunddienftbarkeit, eine 
Neallaft oder ein Worfaufsrecht betref- 
fenden lagen ift die Lage bed bienenden 
ober belajteten Grundſtucks entjcheibend. 


825. Sn dem binglichen Gericht» 
ftande kann mit ber Mage aus einer 
Hypothek, Grundſchuld oder Rentenfchulb 
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die Schuldflage, mit der Klage auf Um- 
fchreibung oder Löſchung einer Hypothek, 
Grundſchuld ober NRentenfchuld die Klage 
auf Befreiung von der perfönlichen Ver⸗ 
bindlichleit, mit der lage auf Anerken⸗ 
nung einer Reallaſt die Klage auf rüd- 
jtändige Leiltungen erhoben werben, wenn 
Die verbundenen Sagen gegen benfelben 
Bellagten gerichtet —* 


8 26. In dem dinglichen Gerichts⸗ 
ſtande können perſönliche Klagen, welche 
gegen den Eigentümer oder Beſitzer einer 
unbeweglichen Sache als folchen gerichtet 
werben, ſowie lagen megen Beihäbi ung 
eined Grundſtücks oder in betreff ber Ent⸗ 
ſchädi wegen Enteignung eines 
Grundſtücks erhoben werden. 


8 27. Klagen, welche bie Feſtſtellung 
des Erbrechts, Anſprüche des Erben gegen 
einen Erbſchaftsbeſitzer, Anſprüche aus 
Bermäcdtniffen ober Ionitügen Terfigungen 
von Todeswegen, Pflichtteiläanfprüche o 
die Teilung ber Erbſchaft gum Gegen- 
ftande Haben, können vor Gericht 
erhoben werben, bei weldem ber Erb- 
laſſer zur Leit feines Todes ben allge 
meinen Gerichtsſtand gehabt hat. 

Iſt der Erblaffer ein Deutfcher und 
hatte er zur Zeit ſeines Todes im In⸗ 
ande feinen allgemeinen Gerichtäftand, 
jo können die im Wbf. 1 bezeichneten 
Klagen vor dem Gericht erhoben werben, 
in deſſen Bezirke ber Erblaſſer fernen 
lebten inländiſchen Wohnfig hatte; in Er» 
mangelung eine3 folchen Wohnſitzes fin- 
den die Vorſchriften bes 8 15 Abſ. 1 
Satz 2, 3 entiprechende Anwendung. 


8 28. In bem Gerichtäftande der Erb» 
Ihaft lönnen auch lagen wegen anberer 
Nachlaßverbindlichkeiten erhoben werden, 
ſo lange ſich der Nachlaß noch ganz oder 
teilweiſe im Bezirke des Gerichts befindet 
oder die vorhandenen mehreren Erben 
noch als Geſamtſchuldner haften. 


29. Für lagen au ellung des 
Bes Ger Fr S eines Ver⸗ 
trags, auf Erfüllimg oder Auſhebung 
eines ſolchen, ſowie auf Entichädigung 

Nichterfüllung oder nicht gehöriger 
—**— if das * wi er zu⸗ 

g, wo bie ſtreitige Verpflichtung zu 

erfüllen ift. 











8 30. Für: Klagen auf den aus 
Meifen und Märkten, mit Ausnahme der 
Jahr⸗ unb ber Wochenmärkte, geiistoffe- 
nen Handelsgeſchäften (Meß⸗ und Markt⸗ 
ſachen) iſt das Gericht des Meß⸗ oder 
Marktorts zuftändig, wenn die Erhebung 
De Klage erfolgt, —5 — ber —5 
oder ein zur Prozeßfuͤhrung berechti 
Vertreter desſelben am Dite oder * 
Bezirke des Gerichts ſich aufhält. 





8 81. Für Klagen, welche aus einer 
Vermögensverwaltung von bem Geſchafts⸗ 
en ben Verwalter oder von bem 

ter gegen ben Geichäftöheren er- 

hoben werben, ift da3 Gericht bes Orts 
zuftändig, wo bie Verwaltung geführt ift. 





8 82. Für Sagen aus wumerlaubten 
Handlungen ift das icht zuftändig, 
in den Bezirke die Handlung began- 
gen iſt. 


8 83. Bei dem Gerichte der Klage 
kann eine Widerflage erhoben merben, 
wenn der Gegenanſpruch mit bem in ber 
Klage geltend gemachten Anſpruche oder 
mit den gegen benjelben vorgebradjten 
u oigungAmiliehn in Bufammenhang 
eht. 


ieſe Beſtimmung findet keine Anwen⸗ 
dung, wenn die Zuſtändigkeit des Gerichts 
für eine Klage wegen des Gegenanſpruchs 
auch durch Bereinbarung nicht würde be 
gründet werden Tönnen. 


8 84. Yür — der Prozeßbevoll⸗ 
maͤchtigten, der Beiſtände, ber Zuſtel⸗ 
Lungöbebolimächtinten und der Gerichts⸗ 
vollzieher wegen Gebühren unb Auslagen 
(ft das Gericht des Hauptprozeſſes zu- 
ftändig. 


85. Unter mehreren zuftändigen Ge⸗ 
richten hat ber Kläger die Wahl. 








8 36. Die Beitimmung bes zuftän- 
digen Gerichts erfolgt durch das im In⸗ 
ftanzenzuge zunächſt höhere Gericht: 

1. wenn ba3 an fich zuftändige Gericht 

in einem einzelnen ‘alle an ber 
Ausübung bes Richteramts rechtlich 
oder thatſächlich verhindert ift; 

2. wenn es mit Nüdficht auf die Gren⸗ 

zen verichiedener Gerichtäbezirte un⸗ 
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viß tft, welches Gericht für ben 

echtsſtreit zuftändig fei; 

8. wenn mehrere Perfonen, welche bei 
verichiedenen Gerichten ihren allge 
meinen Gerichtöftand haben, ala 
Gtreitgenoffen im allgemeinen Ge— 
richtsſtande verflagt werben follen 
und für den Nechtsitreit in gemein- 
ſchaftlicher befonderer Gerichtsſtand 
nicht begründet iſt; 

4. wenn die Klage in dem dingli 
Gerichtsſtande erhoben werden ſoll 
und die Sache in den Bezirken ver- 
chiedener Gerichte belegen ift; 

d. wenn in einem Nechtsftreite verſchie⸗ 


dene Gerichte ſich rechtskräftig für 
zuftändig erklärt haben; 
6. wenn verſchiedene Gerichte, von 
welchen eines für den Rechtsitreit zur 
ftändig ift, jich rechtskräftig für unzu— 
ftändig erflärt haben. 


8 87. Die Entſcheidung über das Ge- 
jud) um Beftimmung des zuftändigen Ge⸗ 
richts kann ohne vorgängige münbliche 
Verhandlung erfolgen. 

Eine Onfeihtung bes Beſchluſſes, weldjer 
das zuftändige Gericht beſtimmt, findet 
nicht ftatt. 


——— 


Dritter Titel. 
Vereinbarung über die Zuftändigleit der Gerichte. 


838. Ein an ſich unzuftändiges Ge⸗ 
richt eriter Inſtanz wird buch ausdrück⸗ 
lidje oder ſtillſchweigende Vereinbarung 
der Parteien zuftändig. 


8 39. Stillſchweigende Vereinbarung 
it anzunchmen, wenn der Beklagte, ohne 
die Unzuftändigfeit geltend zu machen, 
zur Hauptſache mündlich verhandelt hat. 








8 40. Die Vereinbarung hat keine 
rechtliche Wirkung, wenn jie nicht auf ein 
beſtimmtes Rechtsverhältnis und die aus 
demfelben entipringenden Rechtzitreitig- 
teiten ſich bezieht. 

Die Vereinbarung ift unzulällig, wenn 
der Nedhtsftreit andere als vermögens- 
rechtliche Anſprüche betrifft, oder menn 
für die Klage ein ausfchließlicher Gerichts⸗ 
ſtand begründet ift. 


Viertel Titel, 
Ausichliegung und Ablehnung der Gerichtsperſonen. 


8 41. Ein Richter ift von der Aus— 
übung de3 Richteramts kraft Geſetzes aus⸗ 
geſchloſſen: 

1. in Sachen, in welchen er ſelbſt Partei 
At, oder in Anſehung welcher er 

zu einer Partei in dem Berhältnifie 
eines Mitberechtigten, Mitverpffic- 
teten oder Negrebpflichtigen fteht; 

2. in Sachen feiner Ehefrau, aud) wenn 
die Ehe nicht mehr befteht; 

3. in Sachen einer Perjon, mit welcher 
er in gerader Linie verwandt, ber- 
ſchwägert oder durch Adoption ver- 
bunden, in der Seitenlinie bis zum 
dritten Grade verwandt oder bis zum 
zweiten Grade verſchwägert iſt, auch 
wenn die Ehe, durch welche di 
Schwägerſchaft begründet iſt, nicht 

mehr beſteht; 

4. in Sachen, in welchen er als Tro- 
zeßbevollmächtigter oder Beiſtand 


einer Partei beſtellt oder als ge⸗ 
ſetzlicher Vertreter einer Partei aufe 
htreten berechtigt iſt oder geweſen 
iſt; 
5. in Sachen, in welchen er als Zeuge 
oder Sachverſtändiger vernommen iſt; 
6. in Sachen, in welchen er in einer 
früheren Inſtanz oder im ſchieds⸗ 
tichterlicdhen erfahren bei der Er- 
lajjung der angefochtenen Entſchei⸗ 
dung mitgewirkt hat, jofern es fich 
nicht um die Thätigfeit eined beauf- 
tregten oder erſuchten Richters han⸗ 
tt. 





8 42, Ein Richter kann ſowohl in ben 
Fällen, in welchen er von ber Ausübung 
des Nichteramt3 kraft Geſetzes ausge 
ichlofjen ift, als auch wegen Bejorgnis 
der Befangenheit abgelehnt werben. 








Civilprozchordnung. 88 43 bis 51, 


Wegen Beforgnis ber Befangenheit fin⸗ 


bet die Ablehnung ftatt, wenn ein Grund 


vorliegt, weicher geeignet iſt, Mißtrauen 
gegen die Unparteilicjfeit eines Richters 
zu rechtfertigen. 

Das Ablehnungsrecht fteht in jedem 
alle beiden Parteien zu. 


8.43. Eine Partei kann einen Nichter 
wegen Bejorgnid ber Befangenheit nicht 
mehr ablehnen, wenn fie bei demjelben, 
ohne den ihr befannten Ablehnungsgrund 
Ha zu machen, in eine Verhandlung 
ich eingelafjen oder Anträge gejtellt hat. 








8 44. Das Üblehnungsgeiuch ift bei 
dem Gerichte, welchem der Richter ange 
hört, anzubringen; e3 kann dor dem 
richtsſchreiber zu Protokoll erflärt werden. 

Der Üblehnungsgrund ift glaubhaft zu 
machen; zur Verſicherung an Eidesſtatt 
darf die Partei nicht zugelalfen werden. 
Zur Glaubhaftmachung kann auf das 
Heugnis des abgelehnten Richters Bezug 
genommen werden. 

Der abgelehnte Richter hat fich über 
den Ablehnungsgrund dienſtlich zu äußern. 

Wird ein dihten bei welchem die 
Partei, in eine Verhandlung ſich einge⸗ 
laſſen oder Anträge geſtellt hat, wegen 
Beſorgnis der Befangenheit abgelehnt, ſo 
iſt glaubhaft zu machen, daß der Wbleh- 
nungagrumd erft Später entjtanden oder 
der Partei bekannt gervorden jei. 


45. Ueber das Ablehnungsgeſuch 
enticyeivet das Gericht, welchem der Ab⸗ 
geiehnte angehört; wenn daſſelbe durd) 

usſcheiden de3 abgelchnten Mitgliedes 
—— wird, das im Inſtanzen⸗ 
zuge zunächſt höhere Gericht. ' 
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Bird ein Amtsricditer abgelchnd, jo ent⸗ 
Icheidet das Landgeridjt. Einer Entſchei⸗ 
dung bedarf es nicht, wen der Amts⸗ 
richter das Üblehnungsgefuch für begrüns 
det hält. 


8 46. Die Enticheibung über das Ub- 
fehnungsgefuh kann ohune vorgängige 
mündliche Verhandlung erfolgen. 

Gegen ben Beſchluß, durch welchen das 
Geſuch für begründet erffärt wird, findet 
fein Rechtsmittel, gegen. den Beſchluß, 
Durch welchen das — für unbegrün⸗ 
det erklärt wird, findet ſofortige Ber 
ſchwerde ftatt. 








8 47. Ein abgelehnter Richter hat vor 
Erledigung des Ablehnungsgeſuchs nur 
ſolche Handlungen vorzunehmen, welche 
feinen Aufſchub geitatten. 





848. Das für die Erledigung eines 
Ablehnungsgeſuchs zuftändige Gericht hat 
aud; dann zu entfdyeiden, wenn ein fol- 
ches — nicht angebracht iſt, ein 
Nditer aber von einem Verhältniſſe An⸗ 

ige macht, weldjes feine Ablehnung red)t- 
ertigen Lönnte, ober wenn aus anderer 
Beranlafjung Zweifel darüber een 
ob ein Nichter kraft Geſetzes ausgeſchloſſen 


ei. 
Die Enticheidung erfolgt ohne vor⸗ 
gängige Gehör der Parteien 





8 49. Die Beitimmungen diefed Titel3 
finden auf den Geriditäfchreiber ent» 
Iprechende Anwendung; bie Entſcheidung 
erfolgt durd) das Gericht, bei welchem der 
Gerichtsſchreiber angejtellt iſt. 





Zweiter Abſchnitt. 
Parteien. 
Erſter Titel. 


Parteifähigkeit. 


8 50. Parteifähig iſt, wer rechts- 
fähig iſt | 0; 
Ein Verein, ber nicht rechtsfähig ift, 
kann verflagt werden; in dem Rechts- 
fireite hat der Verein die Stellung eined 
rechtsfähigen Vereins. 





Rechtsbuch. I. 


Prozeßfähigleit. 


8 51. Die Fähigkeit einer Partei, vor 
Gericht zu Stehen, die Vertretung nicht 
prozekfähiger Parteien durch andere Per- 
onen (gejetliche Vertreter) und die Not» 
wendigfeit einer bejonderen Ermächtigung 
zur — beſtimmt ſich nach 
den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts, 


32 
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foweit nicht bie nadjfolgenden Para- 
graphen abweichende Beſtimmungen ent- 
halten. 





8 52. Eine Perſon ift injomweit pro» 
zeßfähig, als fie ſich durch Verträge ver- 
pflichten Tann. 

Die Prozeßfähigkeit einer Frau wird 
dadurd), daß fie Ehefrau ift, nicht be- 
ſchränkt. 





8 53. Wird in einem Rechtsſtreit eine 
prozebfähige Perfon durch einen Pfleger 
vertreten, jo ſteht fie für den Rechtsſtreit 
einer nicht prozeßfähigen Perjon gleich. 





5 54. Einzelne Prozeßhandlungen, zu 
welchen nad) den Vorichriften des bür- 
gerlichen Rechts cine bejondere Ermäch- 
tigung erforderlich ift, find ohne Diefelbe 
gültig, wenn die Ermächtigung zur Pro— 
zeßführung im allgemeinen erteilt oder 
die Prozeßführung auch ohne eine ſolche 
Grmädtigung im allgemeinen ftatthaft iſt. 


8 55. Ein Ausländer, welchem nad) 
dem Rechte feines Landes Die Prozeh- 
fühigfeit mangelt, gilt als prozeßfähi 
wenn ihm nad dem Nechte bes Progehe 
gerichtö die Prozeßfähigkeit zufteht. 


856. Das Gericht hat den Mangel 
ber Parteifähigfeit, der Prozeßfähigkeit, 
ber Legitimation eines gejeblichen Ber- 
treterd und der erforderlichen Ermäd;- 
tigung zur Prozebjührung von Amt3- 
wegen zu berüdjichtigen. 
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Die Partei oder deren gefeglicdyer Ver⸗ 
treter kann ge Prozekführung mit Vor- 
behalt der Befeitigung des Mangel3 zu- 
gelaffen werden, wenn mit dem Verzuge 
Gefahr für die Partei verbunden ift. Da3 
Cndurteil darf erft erlaffen werben, nad 
dem die für die Befeitigung des Mangels 
zu beftimmenbe Friſt abgelaufen ift. - 


8 57. Soll eine nicht prozeßfähige 
Partei verflagt werden, weldye ohne ge- 
jeglichen Vertreter ijt, jo hat der Bor» 
jigende bes Prozeßgerichts derſelben, falls 
mit dem Verzuge Gefahr verbunden ift, 
auf Antag bis zu dem Cintritte des ge- 
feglichen Bertreter3 einen befonderen Ver⸗ 
treter zu beftellen. 

Der Vorjigende Tann einen foldyen Ber- - 
treter auch bejtellen, wenn in den Fällen 
bes 8 20 eine nicht prozehfähige Perſon 
bei Gericht ihres Aufenthaltsorts 
oder Garnifonort3 verflagt werben foll. 


8 58. Soll ein Recht an einem Grund» 
ftüde, dba3 von dem bisherigen Cigen- 
tümer nad) 8 928 des Bürgerlichen Ge- 
ſetzbuchs aufgegeben und von dem An⸗ 
eignungsberechtigten noch nicht erworben. 
worden ift, im Wege der Klage geltend 
gemacht. werben, jo Hat der Vorſitzende 
des Prozeßgerichts auf Antrag einen Ber- 
treter zu bejtellen, weichem biß zur Ein- 
tragung eine neuen Cigentümerd bie 
Wahrnehmung der fi) aus dem Eigen- 
tum ergebenden Rechte und Berpflid- 
tungen ım Rechtsſtreit obliegt. 


— — 








Zweiter Titel. 
Streitgenoſſenſchaft. 


8 59. Mehrere Perſonen können als 
Streitgenoffen gemeinjchaftlich Magen ober 
verflagt werden, wenn fie in Anjehung 
de3 Gtreitgegenitandes in Rechtsgemein⸗ 
ſchaft Stehen, oder wenn fie aus dem⸗— 
jelben thatſächlichen und rechtlichen Grunde 
berechtigt oder verpflichtet ſind. 


8 60. Mehrere Berjonen können auch 
dann .al3 Streitgenoffen gemeinschaftlich 
Hagen oder verklagt werden, ment gleid)- 
artige und auf einem im weſentlichen 
gleichartigen thatſächlichen und rechtlichen 
Grunde beruhende Anſprüche oder Ver- 





pflidtungen ben Gegenſtand des Rechts⸗ 
ſtreits bilden. 


861. Streitgenoſſen ſtehen, ſoweit 
nicht aus den —328 des bürger⸗ 
lichen Rechts oder dieſes Geſetzes ſich ein 
anderes ergiebt, dem Gegner dergeſtalt 
als einzelne gegenüber, daß die Hand» 
[ungen des einen Gtreitgenojjen dem an- 
deren weder zum Vorteile noch zum Nad- 
teile gereichen. 





8 62. Kann das ftreitige Rechtsver⸗ 
hältnis allen Streitgenojjen gegenüber nur 
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einheitlich feitgeftellt werden, oder ift Die 
Streitgenoffenichaft aus einem fonjtigen 
Grunde eine notwendige, jo werden, wenn 
ein Termin oder eine Friſt nur von ein- 
zelnen Gtreitgenoffen verfäumt wird, die 
ſäumigen Streitgenofjen als durch die 
nicht jäumigen vertreten angejehen. 
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Die jäumigen Streitgenoffen find auch 
in dem fpäteren Verfahren zuzuziehen. 
8 63. Das Recht zur Betreibung des 
Prozeſſes fteht jedem Streitgenoffen zu; 
er muß, wenn er den er zu einem 
Termine ladet, auch bie Übrigen Streit- 


genoſſen Iaden. 


Dritter Titel. 
Beteiligung Dritter am Nechtsftreite. 


8 64. Wer die Sache ober das Nedht, 
worüber zwiſchen anderen Perfonen ein 
Nechtzftreit anhängig gemorden ift, ganz 
oder teilmeife für fih in Unfpruch nimmt, 
it bis zur rechtskräftigen Entſcheidung 
dieſes Rechtsſtreits berechtigt, feinen Un 
ſpruch durch eine gegen beide Parteien 
gerichtete Klage bei demjenigen Gerichte 
geltend zu machen, vor welchem der 
Rechtsſtreit in erjter Inſtanz anhängig 
wurde. 


8 65. Der Hauptprozeß kann auf Un- 
trag einer Partei bis zur rechtsfräfttgen 
Enticheidbung über die Hauptintervention 
ausgeſetzt werben. 


8 66. Wer ein rechtliches Intereſſe 
daran hat, daß in einem guiigen anderen 
Perſonen anhängigen Rechtsſtreite Die 
eine Partei obſiege, kann dieſer Partei 
zum Zwecke ihrer Unterſtützung beitreten. 

Die Nebenintervention kann in jeder 
Lage des Rechtsſtreits bis zur rechtskräf⸗ 
tigen Entſcheidung desſelben, auch in Ver⸗ 
bindung mit der Einlegung eines Rechts⸗ 
mitteld erfolgen. 

8 67. Der Nebenintervenient muß ben 
Nechtzftreit in der Lage annehmen, in 
welcher fi) dieſer zur Zeit feines Bei⸗ 
tritt3 befindet; er ijt berechtigt, Angriffs- 
und Berteidigungsmittel geltend zu machen 
und alle Brozephandlungen wirkſam vor⸗ 
zumehmen, injoweit nicht feine Erfiä- 
rungen und Handlungen mit Erflärungen 
und Handlungen ber Hauptpartei in Wi- 

jtehen. 


8 68. Der Nebenintervenient wirb im 
Verhältniffe zu ber Hauptpartei mit ber 
Behauptung nicht gehört, daß der Rechts⸗ 
jtreit, wie derjelbe Richter vorgelegen 
habe, unrichtig entfdyieden fei; er wird 
mit der Behauptung, dab die Hauptpartei 








ben Rechtöftreit mangelhaft geführt habe, 
nur injoweit gehört, als er durch bie 
Lage des Rechtsſtreits zur Zeit ſeines 
Beitritts oder durch Erklärungen oder 
Handlungen der Hauptpartei verhindert 
worden R Angriffs oder Verteibigungd- 
mittel geltend zu machen, oder al3 An⸗ 
griff oder Rerteidigungsmittel, welche 
ihm unbelannt waren, von der Haupt⸗ 
partei abjichtlich oder Durch grobes Ver⸗ 
ſchulden nicht geltend gemacht find. 


8 69. Smfofern nach den Vorfchriften 
des bürgerlichen Rechts die Rechtskraft 
der in dem Hauptprozeſſe erlafjenen Ent- 
ſcheidung auf Das Heihtäverhältnig des 
Nebenintervenienten zu dem Gegner von 
Wirkſamkeit iſt, gilt der Nebenintervenient 
im Sime des 8 61 als Streitgenoſſe dei 
Hauptpartei. 


870. Der Beitritt des Nebeninter- 
venienten erfolgt durch Zuſtellung eines 
Schriftſatzes. Derſelbe muß enthalten: 
1. die Bezeichnung der Parteien und 
des Rechtsſtreits; 
2. die beſtimmte Angabe des Intereſſes, 
welches der Nebenintervenient hat; 
3. die Erklärung des Beitritts; 
Außerdem finden die allgemeinen Be— 
ſtimmungen über die vorbereitenden 
Schriftſäze Anwendung. 


8 71. Ueber den Antrag auf Zurück⸗ 
weiſung einer Nebenintervention wird 
nach vorgängiger mündlicher Verhandlung 
unter den Parteien und dem Nebeninter- 
venienten entfchieden. Der Nebeninter- 
venient ift zuzulaſſen, wenn er fein In⸗ 
tereffe glaubhaft macht. 

Gegen bad Biilchenurteil findet for 
fortige Beſchwerde ftatt. 

Solange nicht die Unzuläffigleit der 
Sintervention rechtskräftig außgejprochen 


32* 
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ift, wirb der Intervenient im Hauptver- 
fahren zugezogen. 





8 72. Eine Partei, welde für ven 
Gall des ihr ungünftigen Yusganges bes 
Nechtöftreits einen — auf —* 
leiſtung oder Schadloshaltung gegen einen 
Dritten erheben zu können glaubt oder 
den Anſpruch eines Dritten beſorgt, kann 
bis zur rechtskräftigen Entſcheidung des 
Rechtsſtreits dem Dritten gericht!.ich den 
Streit verkünden. 

Der Dritte iſt zu einer weiteren Streit⸗ 
verkündung berechtigt. 





878. Die Streitverkündung erfolgt 
durch Zuſtellung eines Schriftſatzes, in 
wel der Grund der Streitverkündung 
und bie Lage des Rechtsſtreits anzuge- 
ben ift. 

Ubichrift des Schriftſatzes ift dem 


Gegner mitzuteilen. 





8 74. Wenn der Dritte dem Gtreit- 
verkünder beitritt, fo beſtimmt fich fein 
Verhältnid zu den Parteien nad) ben 
Grundjägen über die Rebenintervention. 

Lehnt ber Dritte ben Beitritt ab, oder 
erflärt er fi nid)t, jo wird der Rechts- 
fireit ohne Rückſicht auf ihn fortgefegt. 

Sn allen Fällen dieſes Paragraphen 
fommen gegen den Pritten die Vor- 
Ichriften des $ 68 mit ber Abweichung 
zur Anwendung, daß ftatt ber Beit bes 
Veitritt3 diejenige Zeit entfcheidet, zu 
weicher der Beitritt infolge der Gtreit- 
verfündung möglich var. 





& 75. Wird von dem verklagten 
yuldner einem Dritten, weldjer bie gel- 
tend gemad)te Forderung für 5 in Un- 
ſpruch nimmt, der Streit vertündet, und 
tritt der Dritte in den Streit ein, fo ift 
der Bellagte, wenn er den Betrag ber 
Forderung zu gunften der ftreitenben 
Gläubiger unter Verzicht auf das Recht 
zur Rücknahme hinterlegt, auf feinen An⸗ 
trag aus dem Rechtsſtreit unter Verurtei- 
lung in die durch feinen unbegründeten 
Widerſpruch veranlaiten Koften zu ent—⸗ 
lajjen und der Rechtsſtreit über die Be— 
rechtigung an. der Forderung wilden 
den ftreitenden Gläubigern allein fort» 
zuſetzen. Dem Obfiegenden iſt der hinter- 
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legte Betrag zuzuſprechen und der Unter- 
liegende auch zur Erftattung der dem Be⸗ 
Hagten entitandenen, nicht durch deſſen 
unbegründeten Widerfprudy veranlaßten 
Koſten, einjchließlich der Kojten der Hin- 
terlegung, zu verurteilen. 





8 76. Wer als Befiber einer Sache 
verflagt ilt, die er auf Grund eines 
Nechtöverhältniffes der im 8 868 bes 
Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Art 
zu bejiten behauptet, kann, wenn er dem 
mittelbaren Befiger vor der Verhand⸗ 
lung zur Hauptſache den Streit verfündet 
und ihn unter Benennung an den Kläger 
zur Erflärung ladet, bis zu dieſer Er- 
Härung oder bis zum Schluſſe bes Ter- 
mins, in welchem fi) der Benannte zu 
erflären Hat, die Verhandlung zur Haupt» 
fache verweigern. 

Beitreitet der Benannte die Behaup- 
tung des Beflagten oder erflärt er ſich 
nicht, fo ift der Beklagte berechtigt, dem 
Klagantrage zu genügen. 

Wird die Behauptung des Bellagten 
von dem Benannten ald richtig aner- 
kannt, jo iſt diefer berechtigt, mit Zur 
jtimmung des Beklagten an deſſen Stelle 
den Prozeß zu übernehnen. Die Zujtim- 
mung des Klägers ift nur infoweit erfor» 
derlich, als derſelbe Anſprüche geltend 
macht, welche unabhängig davon ſind, 
daß der Beklagte auf Orund eincs Rechts- 
verhältniſſes Der im Abſ. 1 bezeichneten 
Art befigt. 

Hat der Benannte den Prozeß über- 
nommen, fo ijt ber Beflagte auf jeinen 
Untrag von ber Klage zu entbinden. Die 
Entſcheidung ift in Unjehung der Sache 
felbft auch gegen den Bellagten wirkjam 
und bollitredbar. 





8 77. Iſt von dem Eigentümer einer 
Sache oder von demjenigen, dem ein Recht 
an einer Sadje zuiteht, wegen einer Be⸗ 
einträdhtigung des Eigentums oder jeines 
Necht3 Klage auf Beleitigung der Beein⸗ 
träcdjtigung oder auf Unterlajjung weiterer 
Beeinträdhtigungen erhoben, jo finden Die 
Vorichriften des 8 76 entiprechende Un- 
wendung, fofern der Beklagte die Beein⸗ 
trächtigung in Yusübung des Rechts eines 
Tritten vorgenommen zu haben behauptet. 
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Vierter Titel. 
Prozeßbevollmächtigte und Beiftände, 


8 78. Bor ben Lanbgerichten und vor 
allen Gerichten höherer Inſtanz müſſen 
die Parteien ſich durch einen bei dem 
Togehgerichte zugelafjenen Rechtsanwalt 
als Bevollmächtigten vertreten laſſen 
(Anwaltsprozeß). 

Dieſe Vorſchrift findet auf das Ver—⸗ 
ahren vor einem beauftragten oder er- 
uchten Richter ſowie auf Prozeßhand- 
lungen, welche vor dem Gerichtsſchreiber 
vorgenommen werden können, leine An⸗ 
werbung. 

Ein bei dem Prozebgerichte zugelaffe- 
ner Rechtsanwalt kann fi — ver⸗ 
eten. 





8 79. Inſoweit eine Vertretung durch 
Unmälte geboten ift, Lönnen bie 
Parteien den Rechtsſtreit ſelbſt oder Durch 
jede proz-Bfähige Perſon als Bevollmäch- 


tigten führen. | 


8 80. Der Bevollmächtigte Hat die 
Bevollmädytigung durch eine fchriftliche 
Vollmacht nachzuweiſen und diefe zu ben 
Gerichtsakten abzugeben. 

Eine Brivaturfunde muß auf Verlangen 
de3 Gegners gerichtlich oder notariell be- 
glcubigt werden. Bei der Beglaubigung 

ebarf ed weder der Zuziehung von Beu- 
gen noch der Aufnahme eines Protokolls. 








8 81. Die Prozeßvollmacht ermächtigt 
zu allen den Rechtsſtreit betreffenden Pro- 
zebhandlungen, einfchließlich Derjenigen, 
welche durd) eine Widerflage, eine Wie 
beraufnabme des Verfahren? und bie 
Zwangsvollſtreckung veranlaßt werben; 
zur Beſtellung eines Wertreterd ſowie 
eines Bevollmächtigten für die höheren In⸗ 
ftanzen; zur Befeitigung des Rechtsſtreits 
durch Vergleich, Verzichtleiftung auf den 
Gtreitgegenitand oder Unerlennung des 
von dem Öegner geltend gemachten Un- 
ſpruchs; zur E 

Gegner zu erſtattenden Koſten. 


8 82. Die Vollmacht für den Haupt⸗ 
prozeß umfaßt die Vollmacht für ba3, 
eine Hauptintervention, einen Arreſt ober 
eine einjtweilige Verfügung betreffende 
Verfahren. 





Smpfangnahme der von dem 


8 88. Eine Beſchränkung bed gefeh- 
lichen Umfangs der Vollmacht Hat der 
Gegner nur gegenüber injomeit rechtliche 
Wirkung, als dieſe Beſchränkung die Be- 
jeit.gung des Rechtsſtreits durch Vergleich, 
Verzichtleiftung auf den Streitgegenftand 
oder Anerkennung des von dem Gegner 
geltend gemachten Anſpruchs betrifit. 

Inſoweit eine Vertretung buch An- 
wälte nicht geboten ift, Tann eine Boll 
macht für einzelne Prozeßhandlungen er- 
teilt werden. 


8 84. Mehrere Bevollmächtigte find 
berechtigt, ſowohl gemeinjchaftlich ala ein- 
zeln die "Partei zu vertreten. Eine ab- 
weichende Beitimmung der Vollmacht hat 
bem Gegner gegenüber keine rechtliche Wir- 

ng. 


8 85. Die von dem Bevollmächtigten 
vorgenommenen Prozeßhandlungen find 
für die Partei in gleicher Urt verpflic- 
tend, als wenn fie von der Partei jelbit 
norgenommmen wären. Dies gilt von Ge 
ſtändniſſen unb anderen thatjädjlichen Er» 
flärungen, inſoweit nicht dieſelben von 
der miterjchtenenen Partei fofort wider⸗ 
rufen oder beridjtigt werben. 


8 86. Die Vollmacht wirb weber Durch 
den Tob bed Vollmachtgebers, noch durch 
eine Veränderung in bet feiner Pro⸗ 
zebfähigfeit oder feiner gejeglichen Ver⸗ 
kretung aufgehoben; der Bevollmächtigte 
at jedoch, wenn er F Ausſetzung des 
Rechtsſtreits für den Nachfolger im Rechts⸗ 
ſtreit auftritt, eine Vollmacht desſelben 
beizubringen. 














8 87. Dem Gegner gegenüber erlangt 
bie Kündigung des Vollmachtvertrags erſt 
Durch bie Unzeige des Erlöſchens der 
Vollmacht in Anwaltsprozeſſen erjt burch 
die Unzeige der Beitellung eines anderen 
Anwalts rechtlihe Wirffamteit. 

8 88. Der Mangel der Dottmact kanm 
von dem Gegner in jeder Lage des Rechta⸗ 
ſtreits gerügt werben. 

Das Gericht Hat ben Mangel ber Voll- 
macht von Amtswegen zu berüdjichtigen, 
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injomweit eine Vertretung durch Anwälte 
nicht geboten ift. M 


8 89. Handelt jemand für eine Par- 
tei als Geichäftsführer ohne Auftrag oder 
als Bevollmächtigter ohne Beibringung 
einer Vollmacht, fo kann er gegen oder 
ohne Gicherheitgleiftung für Soften und 
Schäden zur Prozekführung einftweilen 
een werden. Das Endurteil darf 
erit erlajjen merden, nachdem bie für bie 
Veibringung der Genehmigung zu beitim- 
mende a abgelaufen iſt. Sit zu ber 
Beit, zu welcher das urteil erlajjen 
wird, die Genehmigung nicht beigebracht, 
jo ift der einjtweilen zur Prozeßführung 





- Bugelaffene zum Erſatze der dem Gegner 


infolge der Zulaſſung erwachſenen Kojten 


u verurteilen; auch hat er bem Gegner 
ie infolge der Zulaſſung entjtandenen 
Schäden zu erfeßen. 

"Die Partei muß die Prozekführun 
gegen fich gelten laffen, wenn fie ang) 
nur mündlid Vollmacht erteilt oder wenn 
fie die Prozeßführung ausdrüdlid) oder 
ſtillſchweigend genehmigt hat. 





8 90. Inſoweit eine Vertretung durch 
Unmälte nicht geboten ift, kann eine Par⸗ 
tei mit jeber prozehjähigen Perjon als 
Beiltand erjcheinen. 

Das von dem Beiltande vorgetragene 

ilt als von ber Partei vorgebracht, in- 
oweit e8 nicht von biefer fort wider- 
rufen oder berichtigt wird. 





Fünfter Titel. 
Prozeßkoſten. | 


8 91. Die unterliegende Partei hat 
die Koften des Nechtsitreit3 zu tragen, 
inöbefondere bie dem Gegner erwachjenen 
Koſten zu erjtatten, ſoweit dieſelben nach 
freiem Ermeſſen de3 Gerichts zur zimed- 
entiprecjenden Nechtsverfolguug oder 
Nechtöverteidigung notwendig tvaren. Die 
Koftenerftattung umfaßt aud) die Ent«- 
ſchädigung des Gegners für die durch not- 
wendige Reiſen oder durch die notivendige 
Bahrnehmung von Terminen entjtandene 
Beitverfäumnis; die für die Entſchä— 
digung von Zeugen geltenden Vorſchrif⸗ 


‘ten finden entiprecdjende Anwendung. 


Die Gebühren und Wuslagen bes 
Rechtsanwalts der obfiegenden Partei jind 
in allen Prozeſſen zu erjtatten, Reiſe⸗ 
fojten eines ausmärtigen Rechtsanwalts 
jedvod nur injoweit, ald die‘ Zuziehung 
nad) dem Ermeſſen des Gerichts zur 
zivedentiprechenden Rechtsverfolgung oder 
Nechtsverteidigung notwendig war. Die 
Koſten mehrerer Rechtsanwälte find nur 
injoweit zu eritatten, als fie die Kojten 
eined Rechtsanwalts nicht überjteigen, 
oder al3 in der Perjon des Rechtsanwalts 
ein Wechlel eintreten mußte. 


8 92. Wenn jede Partei teild ob- 
fiegt, teils unterliegt, fo find die Kojten 
gegen einander aufzuheben oder verhält. 
nismäßig zu teilen. Sind die Koſten 
gegen einander aufgehoben, jo fallen die 





an eöfoften jeder Partei zur Hälfte zur 
alt 


Das Geriht Tann der einen Wartei 
die geſamten Prozeßkoſten auferlegen, 
wenn die Yuvielforderung der anderen 
Partei eine verhältnismäljige geringfügige 
war und feine befonderen often veran- 
laßt hat, oder wenn der Betrag der For⸗ 
derung der anderen Partei von der Yeit- 
fegung durch richterliches Ermejjen, von 
der Ausmittelung durch Sadywerjtändige 
oder von einer gegenjeitigen Berechnung 
abhängig war. 


8 93. Hat ber Beklagte nicht durch 
fein Verhalten zur Erhebung der Klage 
Beranlafjung gegeben, jo fallen dem 
Kläger die Prozeßkoſten zur Yajt, wenn 
der Bellagte den Anſpruch fofort aner- 
fennt. 





8 94. Macht der Kläger einen auf ihn 
übergegangenen Anſpruch geltend, ohne 
daß er vor der Erhebung ber Klage dem 
Beflagten den Uebergang mitgeteilt und 
auf Verlangen nadjgewiefen hat, jo fallen 
ihm die Prozeßkoſten injomweit zur Laft, 
al3 fie dadurch entjtanden find, daß der 
Beklagte durch die Unterlaffung der Mit- 
teilung oder des Nachweiſes veranlaft 
worden ijt, den Anſpruch zu beftreiten. 

















Eivilprozeßorbnung. 88 95 bis 102. 


8 95. Die Partei, welche einen Ter- 
min oder eine Friſt verfäumt, oder bie 
Berlegung eines Termins, die Vertagung 
einer Verhandlung, die Unberaumung 
eines Termins zur Fortfegung der Ver- 
handlung oder die Verlängerung eüter 
Friſt durch ihr Verfchulden veranlaßt, Hat 
die dadurch verurfaditen Koften zu tragen. 





8 96. Die Koften eines ohne Erfolg 
gebliebenen Angrifjs- oder Verteidigungs⸗ 
mittel3 können der Partei auferlegt wer⸗ 
den, welche dasjelbe geltend ade hat, 
auh wenn fie in der Hauptſache ob⸗ 
ſiegt. 

8 97. Die Koſten eines ohne Erfolg 


eingelegten Rechtsmittels fallen der Par⸗ 
tei zur Laſt, welche dasſelbe eingelegt 
t. 





a 

Die Koſten der Berufungsinſtanz kön⸗ 
nen der obſiegenden Partei ganz oder 
teilweiſe auferlegt werden, wenn R, auf 
Grund eines neuen Vorbringens obf.egt, 
welches fie nach freiem Ermeſſen des de 
richt 3 in eriter Inſtanz geltend zu machen 
imjtande mar. 

Die Kojten der Nevifionsinftang in 
Rechtsftreitigleiten über Anſprüche, für 
weiche die Landgerichte ohne Rüdficht auf 
den Wert des Streitgegenjtandes aug- 
ſchließlich zuftändig find, Hat auch im 
Falle des Obſiegens die Reichs⸗ oder 
die Staatskaſſe zu tragen, wenn ber Wert 
des Gtreitge enitandes Die Summe von 
dreihundert Mark nicht überjteigt und ber 
Vertreter des Reichs oder des Staats 
die Reviſion eingelegt hat. 





8 98. Die Koften eines abgeſchloſſenen 
Bergleichs find als gegen einander aufge 
hoben anzujehen, wenn nicht die Barteien 
ein anderes vereinbart haben. Dasſelbe 
gilt von den Koften des durch Vergleich 
erfedigten Rechtsſtreits, jomweit nicht über 
biejeiben bereit3 rechtskräftig erkannt iſt. 


8 99. Die Anfechtung der Entſchei⸗ 
dung über den Koftenpunit ift unzuläffig, 
mern nicht gegen die Entjcheidung in der 
Yaupfjache en Rechtsmittel eingelegt 
wird. | 

Sit die Hauptſache durch eine auf 
Grund eine nerlenntniſſes ausge⸗ 
ſprochene Verurteilung erledigt, ſo kann 
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die Entſcheidung über den Koſtenpunkt 
ſelbſtändig angefochten werden. 

Iſt eine Entſcheidung in der Haupt- 
ſache nicht ergangen, jo findet gegen die 
Entiheidung über ben Stoftenpunft jo» 
fortige Beſchwerde ftatt. Vor der Ent- 
ſcheidung über bie Beſchwerde ijt ber 
Gegner zu hören. 


8 100. Beſteht der unterliegende Teil 
aus mehreren Berfonen, jo haften die⸗ 
jelben für die SKojtenerftattung nad) 
Kopfteilen. 

Bei einer erheblichen Verſchiedenheit der 
Beteiligung am Rechtsſtreite kann nach 
dem Ermeſſen des Gerichts die Beteiligung 
zum Maßſtabe genommen werden. 

Hat ein Streitgenoſſe ein beſonderes 
Angriff oder Berteidigungsmittel gel» 
tend gemacht, jo jind die übrigen Streil- 
genojjen für die durch dasſelbe veran⸗ 
laßten Koften nicht verhaftet. 

Werden mehrere Bellagte als Geſamt⸗ 
ſchuldner verurteilt, jo haften fie auch für 
die Koftenerftaitung, unbeichabet ber 
Borichriit des Abſ. 3, als Geſamtſchuld- 
ner. Die Vorjchriften des bürgerlichen 
Rechts, nad) denen jich die Haftung auf 
bie im Abſ. 3 bezeichneten Koſten er⸗ 
ftredt, bleiben unberüptrt. 


8 101. Die durch eine Nebeninter- 
vention verurſachten Koften jind Dem 
Gegner der Hauptpartei aufzuerlegen, ſo⸗ 
weit berjelbe nad) den Beitimmungen ber 
88 91—98 die often des Rechtsſtreits 
zu tragen hat; ſoweit dies nicht der Yall 
it, jind fie dem Nebenintervenienten auf- 
zuerlegen. 

Gilt der Nebenintervenient ala Streit- 
genofje der Hauptpartei Ge, jo jind 
die Vorjchriften des 8100 maßgebend. 


8 102. Gerichtsfchreiber, gefeliche 
Vertreter, Rechtsanwaͤlte und andere Be⸗ 
vollmächtigte ſowie Gerichtsvollzieher kön⸗ 
nen durch das Prozeßgericht auch von 
Amtswegen zur Tragung derjenigen 
Koſten verurteilt werden, welche ſie durch 
grobes Verſchulden veranlaßt haben. 

Die Entſcheidung kann ohne mündliche 
Verhandlung erfolgen. Vor der Entſchei⸗ 
dung ift der Beteiligte zu hören. 

Gegen die Entideidung findet jojor- 
tige Beſchwerde jtatt. 
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8 103. Am Verfahren vor den Amts⸗ 
ichten kann ber Betrag ber zu er- 
attenden Prozeßfoften, wenn er fofort 
zu ermitteln ift, in dem Urteile feſtgeſetzt 
werden. Gegen dieje Feſtſetzung Findet 


ausſchließlich die fofortige Beſchwerde 
ftatt 


Im übrigen erfolgt die Feſtſetzung ber 
zu erjtattenden Prozeßkoſten im bejon- 
deren Verfahren nad) Maßgabe ber 
88 104—106. 





8 104. Der Anſpruch auf Erftattung 
der Prozekloften kann nur auf Grun 
eined zur Zwangsvollſtreckung geeigneten 
Titel3 geltenb gemacht werben. 

Das Geſuch um Feſtſetzung des zu er- 
ftattenden Betrags ift bei dem Gericht 
erfter Inſtanz anzubringen; e8 Tann vor 
dem ®erichtöjchreiber zu Protokoll er- 
Härt werden. Die Koftenberechnung, bie 
ur Mitteilung an ben Gegner bejtimnite 

ſchrift derſelben und die zur Recht⸗ 
fertigung der einzelnen Anſätze dienenden 
Belege ſind beizufügen. 





8 105. Die Enticheibiing über das 
Feſtſetzungsgeſuch kann ohne vorgängige 
mündliche Verhandlung erfolgen. 

Das Gericht kann ſich bei ber Prüfung 
des Geſuchs der Hülfe des Verichts- 
ſchreibers bedienen. 

Bur Berückſichtigung eines Anſatzes ge- 
nügt, daß derſelbe glaubhaft gemacht ijt. 

den Feſtſetzungsbeſchluß findet 
fofortige Beſchwerde ftatt. 
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8 106. Sind bie Prozekkoften ganz 
oder teilweife nad) Quoten verteilt, fo 
hat die Partei ben Gegner vor Aubrin- 
gung des Feſtſetzungsgeſuchs aufzuforbern, 
bie Berechnung feiner Koften binnen einer 
einwöchigen Frift bei dem Gerichte einzu- 
reichen. Nach fruchtloſem Ablaufe der 
Fri ertofit die Enticeidimg ohne Rüd- 
licht auf die often des Gegners, un⸗ 
beichabet bed Nedjte des Iebteren, ben 
Anſpruch auf Erftattung nadıträglich gel- 
tend zu machen. Der Gegner haftet für 
die Mehrkoften, melde durch das nady 
trägliche Verfahren entjtehen. 





8 107. Ergeht nad) ber Koſtenfeſt⸗ 
fegung eine Entiheidung, Durch welche 
t des Gtreitgegenftanbes feitge- 
jegt wird, fo ift, falls dieſe Enticheidung 
von der Wertsberechnung abweicht, welche 
der Roftenfeftiegung zu Grunde liegt, auf 
Antrag die — * entſprechend 
abzuändern. Ueber ben Antrag entſcheidet 
dad Gericht erſter Inſtanz. 

Der Antrag iſt binnen der Friſt von 
einem Monat bei dem Gericht anzu⸗ 
bringen; er Tann vor dem Gerichtsſchrei⸗ 
ber zu Protokoll erklärt werden. Die 
Friſt beginnt mit der Zuſtellung und, 
wenn e3 einer ſolchen nicht bedarf, mit 
der Verkündung des ben Wert bes Streit. 
gegenftandes feitfegenden Beichluffes. 

Die Entſchei ung kann ohne vorgängige 
mündliche Verhandlung erfolgen. Gegen 
die Entſcheidung findet ſoſortige Be— 
ſchwerde ſtatt. 


— — — 


Sechſter Titel. 
Sicherheitsleiſtung. 


8 108. Die Beſtellung einer prozeſ⸗ 
ſualiſchen Sicherheit iſt, ſofern nicht die 
Parteien ein anderes vereinbart haben 
oder dieſes Geſetz eine nach freiem Er— 
meſſen des Gerichts zu beſtimmende 
Sicherheit zuläßt, durch Hinterlegung von 
Geld oder ſolchen Wertpapieren zu be— 
wirken, welche nach 8 234, Abſ. 1, 3 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs zur Sicher⸗ 
heitsleiſtung geeignet ſind oder nad) richter- 
lichem Ermeſſen eine genügende Dedung 

ähren. 


und des $ 235 bed Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch3 finden entſprechende Anwendung. 





8 109. Iſt die Veranlafjung für eine 
Sicherheitsleiſtung weggefallen, 0 hat auf 
Antrag das Gericht, weldjes die Beſtel⸗ 
lung der Sicherheit angeordnet oder zu⸗ 
gelaffen hat, eine Friſt zu beitimmen, 
binnen welcher ihm die Partei, zu deren 
gunften bie Sicherheit geleiftet iſt, die 
Einwilligung in die Rückgabe ber Sicher- 


Die Vorichriften des 8 234, Abſ. 2 | Heit zu erllären oder die Erhebung ber 
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Klage megen ihrer Anſprüche nachzu⸗ 
weilen hat. 

Nach Ablauf der Friſt hat das Gericht 
auf Antrag bie NRüdgabe der Sicherheit 
anzuordnen, wenn nicht inzmwilchen die 
Erhebung der Klage nachgewieſen ift. 

tie Anträge und die Einwilligung in 

die Nüdgabe der Sicherheit können vor 

dem Gerichtsfchreiber zu Protololl er- 

Märt werden. Die Entidjeidungen können 

ohne vorgängige mündliche Verhandlung 
olgen 


gen. 

en ben Beichluß, durch welchen der 
im Abſ. 1 vorgeiehene Antrag abgelehnt 
wird, fteht dem Untragfteller, gegen die 
im Abi. 2 begeichnete Entſcheidung fteht 
beiden Teilen die fofortige Beſchwerde zu. 





110. Ausländer, welche al3 Kläger 
auftreten, haben dem Beklagten auf beffem 
Berlangen wegen der Brozeplojten Sicher- 
heit zu leiften. 
Dieje Verpflichtung tritt nicht ein: 
1. wenn nad) den Geſetzen de3 Staates, 
welchem Kläger angehört, ein 
Deutfcher in gleichem alle zur 
a yetöleiftung nicht verpflich⸗ 
tet iſt; 

. im Urkunden⸗ oder Wechſelprozeſſe; 

. bei Widerklagen; 

. bei lagen, welche infolge einer 
Öffentlichen Wufforderung angeftellt 
werden ; 

6. bei Klagen aus Rechten, melde im 
Grundbuch eingetragen find. 


> 9 08 
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8 111. Der Bellagte kann auch dann 
Sicherheitzleiftung verlangen, wenn im 
Zaufe de3 Rechtsſtreits der Kläger bie 
Eigenſchaft eine Deutfchen verliert ober 
die Vorausſetzung unter welcher der Aus⸗ 
länder von der Sicherheitäleijtung befreit 
war, mwegfällt und nicht ein zur Dedung 
ausreichender Teil bes erhobenen An⸗ 
ſpruchs unbeftritten: ift. 


8 112. Die Höhe ber 
Gicherkeit wird von Dem 





u leiſtenden 
richte nach 





8 113. Das Gericht hat dem Kläger 
bei Unorbnung der Eicherheitäfeiltung 
eine Frift zu bejtimmen, binnen welcher 
die Sicherheit zu feiften fei. Nach Ub- 
fauf der Friſt ıft auf Antrag bes Be- 
Hagten, wenn die Sicherheit bis zur Ent- 
ſcheidung nicht geleijtet ilt, die Klage für 
zurüdgenommen zu erflären oder, wenn 
über ein Nechtömittel de Klägers zu 
verhandeln iſt, dasſelbe zu vermwerfen. 


Siebenter Titel. 
Armenredit. 


8 114. Wer außer ftande ift, ohne | 


Beeinträchtigung des für ihn und feine 
Familie notwendigen Unterhalt? Die 
Koften des Prozeſſes a" beitreiten, hat 
auf Bewilligung des WUrmenredjt3 An⸗ 
ſpruch, wenn die beabſichtigte Nechtöver- 
folgung ober Nehtöberteibigung nicht 
mutwillig oder ausſichtslos erſcheint. 

Ausländer haben auf da3 Armenrecht 
nur injoweit Anfpruch, als die Gegen- 
feitigfeit verbürgt ift. 


& 145. Dur die Bewilligung des 
Armenrechts erlangt die Partei: 


1. die einftweilige Befreiung von der 
Berichtigung der rüdjtändigen und 
fünftig erwachſenden Gerichtskoſten, 
einſchließlich der Gebühren der Be- 
amten, ber den Beugen und den 
Sachverſtändigen zu gewährenden 
Vergütung und Der fonftigen baren 
Auslagen, fowie der Stempelfteuer; 

2. bie eitelung von der Sicherheits⸗ 
leiltung für die Prozeßkoſten; 

8. dad Hecht, daß ihr zur vorläufig 
unentgeltlihen Bewirtung von Zu⸗ 
ftellungen und von Bollftredungs- 
handlungen ein Gerichtsvollzieher 
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und, infoweit eine Vertretung durch 
Unmälte geboten ift, zur vorläufig 
unentgeltlihen Wahrnehmung ihrer 
echte ein Rechtsanwalt beigeordnet 
werde. 





8 116. Inſoweit nidjt eine Vertretung 
durch Anwälte geboten ober ein Anwalt 
emäß $ 34 der Rechtsanwaltsordnung 
eigeorbnet ift, Tann einer armen Tartei, 
welche nicht im Bezirke des Prozeßgerichts 
wohnt, zur unentgeitlichen Wahrnehmung 
ihrer Nechte in der mündlichen Verhand- 
fung ein uftizbeamter, der nicht ala 

Richter angeftellt ift, oder ein Rechtskun⸗ 
diger, der die vorgeſchriebene erfte Prü- 
fung für den Juſtizdienſt beftanden hat, 
auf Antrag beigeorbnet werden. Die in- 
folge beffen erwachfenden baren Aus: 
lagen werden von ber Staatskaſſe be- 
ftritten und als Gerichtöfoften in Ans 
jap gebracht. 


8 117. Die Berilligung des Urmen- 
recht3 hat auf die Berpflitung zur Er⸗ 
ftattung der dem Gegner ermachlenden 
Koften feinen Einfluß. 


8 118. Das Geſuch um Bewilligung 
des Armenrechts ift bei dem Prozeßgerichi 
anzubringen; e3 kann vor dem Gerichts⸗ 
ſchreiber di Protokoll erflärt werben. 

Dem Geſuch ift ein von der obrigfeit- 
lihen Behörde der Partei ausgejtelltes 
geugmid beizufügen, in welchem unter 

gabe des Standes oder Gewerbes, der 
Vermögens und Yyamilienverhältniffe der 
Partei ſowie des Betrags der von dieſer 
zu entrichtenden Direlten Staatsſteuern 
das Unvermögen zur Beſtreitung ber 
Prozeßkoſten ausdruücklich bezeugt wird. 
Für Perjonen, welche unter Vormund- 
Ichaft oder Kuratel jtehen, kann das Zeug⸗ 
ni3 auch von der vormundichaftlichen Be⸗ 
hörde ausgeſtellt werden. 

In dem Geſuche ift das Streitverhält- 
nis unter Angabe der Beweismittel dar⸗ 
zulegen. 


119. Die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts erfolgt für jede Inſtanz beſonders, 
für die erſte Inſtanz einſchließlich der 
Zwangsvollſtreckung. 

In der höheren Inſtanz bedarf es des 
Nachweiſes des Unvermögens nicht, wenn 
das Armenrecht in der vorherigen Inſtanz 











bewilligt war. 
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Hat der Gegner bas 
Rechtsmittel eingelegt, fo iſt in der höher 
ren Inſtanz nicht zu prüfen, ob bie Rechts⸗ 
verfolgung oder Nechtöverteidigung ber 
Partei mutmwillig oder ausſichtslos er- 
ſcheint. 





8 120. Die Bewilligung des Arnten⸗ 
rechts für ben Kläger, den Berufungs⸗ 
kläger und den Reviſionskläger hat zu- 
leid) für den Gegner bie einjtweilige Ber 
—* von den im 8 115 Nr. 1 ber 
zeichneten Koften zur Folge. 


8 121. Das Armenrecht fann zu jeder 
Zeit entzogen werden, wenn fich ergiebt, 
daß eine Vorausſetzung der Beivilligung 
nicht vorhanden war oder nicht mehr 





vorhanden: ift. 





8 122. Das Armenrecht erlifcht mit 
bem ve ber Perſon, welcher es bewil- 
igt ift. | 


8 123. Die Gerichtäfoften, von deren 
Berichtigung die arme Partei einftmeilen 
befreit iſt, können von dem in die Pro- 
zehfoften verurteilten Gegner nad) Mah- 
gabe der für die Beitreibung rlüditän- 
diger Gerichtöfoften geltenden Porfchrif- 
ten eingezogen werden. 

Die Gerichtskoſten, von deren Berich⸗ 
tigung der Gegner der urmen Partei einft- 
weilen befreit iſt, find von bemfelben ein- 
zuziehen, joweit er in bie Prozeßkoſten 
verurteilt oder der Rechtsſtreit ohne Ur- 
teil über die Koſten beendigt ift. 


8 124. Die für die arme Partei be 
ftellten Gerichtöpollzieher und Rechtsan⸗ 
mwälte find berechtigt, ihre Gebühren und 
Auslagen von dem in bie Prozeßloſten 
verurteilten Gegner beizutreiben. 

Eine Einrede aus der Berfon der armen 
Partei ift nur infoweit zuläfjig, als die 
Aufrechnung von Koſten verlangt wird, 
welche nad der in demſelben Rechts⸗ 
ftreite über bie Roften erlaſſenen Eıtt- 
ſcheidung von der armen Partei zu er- 
itatten Farb 











1235. Die zum Ürmenrecdhte zuge 
laſſene Partei ift zur Nachzahlung der 
Beträge, von deren Berichtigung fie ne 
weilen befreit war, verpflichtet, ſobald jie 
ohne Beeinträchtigung des für fie und 
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ihre Familie notwendigen Unterhalt3 
dazu imjtande if. 

Dazfelbe gilt in betreff derjenigen Be- 
träge, von deren Berichtigung der Gegner 
einftweifen befreit war, joweit die arme 
Partei in die Prozeßkoſten verurteilt ift. 


8 126. Leber ba3 Geſuch um Bewil⸗ 
ligung des Armenrechts, über die Ent- 
ziehung desſelben und über die Berpflicd;- 
tung zur Nachzahlung der Beträge, von 
deren Berichtigung die zum Armenrechte 


zugelafiene Partei oder der Gegner einit- 
weilen befreit ift, fan ohne vorgängige 
mündliche Verhandlung entjchieden werden. 


8 127. Gegen ben Beſchluß, durch 
welchen das Armenrecht beroitigt wird, 
findet fein Nechtsmittel; gegen den Be 
\chluß, durch welchen das Armenrecht ver- 
weigert oder entzogen oder die Nah 

Hung von Koſten angeordnet wird, 
indet die Beſchwerde ſtatt. 





Dritter Abſchnitt. 
Verfahren. 
Erfter Titel. 
Mündliche Verhandlung. 


8 128. Die Verhandlung der Bar- 
teien über den Nechtsftreit vor dem er- 
fennenden Gerichte ijt eine münbfiche. 





8 129. In Amvaltsprozeijen wird Die 
mündliche Verhandlung durch Schriſtſätze 
vorbereitet; die Nichtbeachtung dieſer 
Borichrift Hat Rechtsnachteile in der Sache 
ſelbſt nicht zur Folge. 

Sn anderen Prozeſſen können vorbe- 
reitende Schriftfäße gewechſelt werden. 


5 130. Die vorbereitenden Schriftjäße 

jollen enthalten: 

1. die Bezeichnung der Parteien und 
ihrer gejeglichen Vertreter nad) Na⸗ 
men, Stand oder Gewerbe, Wohn- 
ort und Parteiſtellung; die Bezeich- 
nung des Gerichts und des Gtreit- 
gegenftandes; die Zahl der Anlagen; 

2. die Anträge, weldye die Partei in 
der Gerichtsfigung zu ftellen beab- 
fichtigt ; 

3. die Ungabe der zur Begründung der 
Anträge dienenden thatlächlichen Ver⸗ 
hältnijie; 

4. die Erffärung über die thatjächlichen 
Behauptunigen des Gegners; 

5. die Bezeichnung der Beiveismittel, 
welcher fi bie Partei zum Nad- 
weife oder zur Widerlegung thatiüd)- 
ficher Behauptungen bedienen mill, 
fowie die Erflärung über die von 
dem Gegner bezeidyneten Beweis— 
mittel; 





6. in Anwaltsprozeſſen die Unterfchrift 

Anwalts, in anderen Prozeſſen 

die Unterichrift der Partei jelbit oder 

desjenigen, welcher für dieſelbe als 

Bevollmäditiater oder als Gejchäftd- 
führer ohne Auftrag Handelt. 

8 131. Dem vorbereitenden Schrift- 
fate find die in den Händen der Partei 
befindlichen Urkunden, auf welche in bem 
GSchriftfage Bezug genommen wird, in 
Urschrift oder in Abfchrift beizufügen. 

tommen nur einzelne Teile einer Ur- 
funde in Betracht, jo genügt die Bei- 
fügung eines Wuszug3, welcher den Ein—⸗ 
gang, die zur Sache gehörende Stelle, 
den Schluß, ba3 Datum und die Unter- 
ſchrift enthält. 

Eind die Urkunden dem Gegner bereits 
befannt oder von bedeutendem Umfange, 
jo genügt bie genaue Bezeichnung der- 
jelben mit dem Erxbieten, Sinticht zu ge 
währen. 





8 132. Der vorbereitende Schriftſatz, 
welcher neue Thatſachen ober ein anderes 
neues Vorbringen enthält, ift mindeſtens 
eine Woche wenn er einen Zwiſchenſtreit 
betrifft, minbejten3 drei Tage vor der 
mündlichen Verhandlung zuauitellen. 

Der bvorbereitende Schriftſatz, welcher 
eine Gegenerklärung auf neues Vor— 
bringen enthält, iſt mindeſtens drei Tage 
vor der mündlichen Verhandlung zuzu- 
ftellen. Die Zujtellung einer fchriftlichen 
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Gegenerffärung ift nicht erforderlich, wenn 
es jih um einen Zwiſchenſtreit Handelt. 


8 133. Die Parteien haben eine für 
da3 Prozekgericht beftimmte Abſchrift 
ihrer vorbereitenden Schriftfäße und ber 
Anlagen auf ber Gerichtsfchreiberei nie— 
ee derl eich 

ieſe Niederlegung erfolgt zugleich mit 
ber Weberreichung ber Uefehrift, wenn 
eine Terminsbeſtimmung oder wenn die 
Zuſtellung unter Vermittelung des Ge— 
richtsſchreibers erwirkt werden ſoll, an⸗ 
derenfalls ſofort nach erfolgter Zuſtellung 
des Schrifiſatzes. 


8 134. Die Partei iſt, wenn fie recht⸗ 
zeitig aufgefordert wird, verpflichtet, Die 
in ihren "Händen befindfichen Urkunden, 
auf welche fie in einem borbercitenden 
Schriftfage Bezug genommen hat, vor 
der mündlichen Verhandlung auf der Ge- 
richtsſchreiberei nicderzulegen und den 
Gegner von der Niederlegung zu benad 
richtigen. 

Der Gegner hat zur Einficht der Ur- 
kunden eine Friit von drei Tagen. Die 
Friſt kann auf Antrag von dem Bor- 
figenden verlängert oder abgekürzt werben. 


8 185. Den Rechtsanwälten ftcht es 
frei, die Mitteilung von Urkunden von 
Hand zu Hand gegen Empfangsbeficei- 
nigung zu bewirlen. 

Giebt ein nechtäanmalt die ihm ein- 
chändigte Urkunde nicht binnen der be- 
N inumten Frift zurüd, jo it er auf Un- 
trag nach borgängiger mündlicher Ber- 
handfung zur unverzüglichen Zurückgabe 
zu verurteilen. 

Gegen das Zwiſchenurteil findet fofor- 
tige Beſchwerde jtatt. 


8 136. Der Vorſitzende eröffnet und 
feitet die mündfiche Verhandlung. 

Er erteilt das Wort und kann ed dem- 
jenigen, weldyer feinen Anordnungen nidjt 
Folge leiſtet, entziehen. 

Er hat Sorge zu tragen, daß die Sache 
erſchöpfende Erörterung finde und die 
Verhandlung ohne Unterbrechung zu 
Ende geführt werde; erforderlichenfalls 
hat er bie Sitzung zur Fortſetzung ber 
Verhandlung fofort zu befhmmen. 

Er ſchließt die Verkandlung, wenn nad) 
Anſicht des Gerichts die Sache vollitän- 
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big erörtert ift, und verkündet die Ur- 
teile und Beſchlüſſe des Gerichts. 


8 137. Die mündliche Verhandlung 
twird dadurch eingeleitet, daß die Parteien 
ihre Anträge ftellen. 

Die Vorträge der Parteien find in 
freier Rede zu halten; fie haben das 
Gtreitverhältni® in thatjädjlicher und 
rechtlicher Beziehung zu umfalfen. 

ine Bezugnahme auf Schriftitüde ftatı 
mündlicher rhand‘ung iſt unzuläflig. - 
Die Vorleſung von Schriftitüden findet 
nur infomeit jtatt, ald es auf den wört⸗ 
lihen Inhalt derjelben ankommt. 

In Anwaltsprozeſſen ift neben bem An⸗ 
malt auch der Partei felbft auf Antrag 
da3 Wort zu geitatten. 


8 138. Jede Bartei hat fi 
von dem Gegner behaupteten 
zu 'erflären. 

Thatjachen, melde nicht ausdrücklich 
beftritten iverden, find al3 zugeitanden 
anzufehen, wenn nicht die Wblicht, ſie be- 
jtreiten zu wollen, aus den übrigen Er- 
Härungen der Partei ir 

Eine Erffärung mit Nichtwiſſen ift mur 
über Thatſachen zufäjlig, welche weder 
eigene Handlungen ber Kartei nod Ge 
genitand ihrer eignen Wahrnehmung ger 
weſen find. 


8 139. Der Borjigende bat durch 
tagen darauf hinzuwirken, daß unklare 
nträge erläutert, ungenügende Angaben 
ber geltend gemachten Thatfadyen ergänzt 
und die Beweismittel bezeichnet, über⸗ 
haupt alle für die Feitftellung bes © 
verhältnilfes erheblichen Erklärungen a 
gegeben werden. 

Der Vorſitzende hat auf bie Bedenlen 
aufmerfiam zu machen, welche in Un- 
jehung der von Amtswegen zu berüd- 
jihtigenden Punkte obmalten. 

Er hat jedem Mitgliede bes Gericht 
auf Verlangen zu geftatten, Tragen zu 
itellen. 


8 140. Wird eine auf bie Sachleitung 
bezügfiche Anordnung des Vorſitzenden 
oder eine von dem Vorfigenden oder einem 
Gerichtsmitgliede geitellte Frage von einer 
bei ber Verhandlung beteiligten Perfon 
als unzuläjfig beanjtandet, fo entjcheibet 
das Gericht. 








über bie 
hatſachen 





Ce, 
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8141. Das Gericht kann das perjön- 
liche Erfcheinen einer Partei zur Auf 
Närung des Sachverhältniſſes anordnen. 


5 142. Das Gericht kann anorbnen, 
dab eine Partei die in ihren Hänben be» 
findfichen Urkunden, auf melde fie ſich 
bezogen hat, fowie Stammbäume, Pläne, 
Riſſe und fonftige Zeichnungen vorlege. 

Das Derict ann anorbmen, daß Die 
vorgelegten hriftſtücke während einer 
bon ihm zu beitimmenden Zeit auf ber 
Gerichtöfchreiberei verbleiben. 

Das Gericht kann anordnen, baß von 
den in fremder Sprache abgefabten Ur- 
funden eine durch einen beeidigten Dol⸗ 
meticher angefertigte Ueberjegung beige: 
bracht werde. 


143. Das Gericht farın anordnen, 
daß die Parteien die in ihrem Beſitze 
befindlichen Alten vorlegen, ſoweit die- 
jelben aus Schriftftüden beitehen, welche 
die Verhandlung und Enticheidung ber 
Sache betreffen. 


8 144. Das Gericht kann die Ein- 
nahme des Augenſcheins, ſowie die Be— 
gutachtung durch Sachverſtändige are 
ordnen. 

Das Verfahren richtet ſich nach ben 
Vorſchriften, welche eine auf Antrag an⸗ 
geordnete Einnahme des Augenſcheins 
oder Begutachtung durch Sachverſtändige 
zum Gegenſtande haben. 











5 145. Das Gericht kann anordnen, 
daß mehrere in einer Klage erhobene 
Anſprüche in getrennten Prozeſſen ver- 
handelt werden. 

Dasſelbe gilt, wenn der Beklagte eine 
Widerfiage erhoben Hat und der Gegen- 
anfpruch mit dem in der Klage geltend 

achten Anſpruche nicht in rechtlichem 
Sufommenhange iteht. 

Macht der Beklagte die Aufrechnung 
einer Gegenforderung geltend, welche m.t 
der in der Klage geltend gemachten Sor- 
Forderung nicht in rechtlichem Zuſam⸗ 
menhange ſteht, jo kann das Gericht an—⸗ 
ordnen, daß über die Klage und über die 
Aufrechnung getrennt verhandelt werde; 
die Vorſchriften des 8 302 finden An- 
wendung. 


— —— 


8 146. Das Gericht kann anordnen, 
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daß bei mehreren auf denſelben Anſpruch 
ſich beziehenden ſelbſtändigen Angriffs- 
oder Verteidigungsmitteln (Klagegruͤnden, 
Einreden, Repliken zc.) die Verhandlung 
zunächſt auf eines oder ein:ge dieſer An— 
riff⸗⸗ oder Verteidigungsmittel zu be- 
Pfcänten ſei. 





8 147. Das Gericht Tann die Verbin⸗ 
dung mehrerer bei ihm anhängiger Pro- 
zeſſe derjelben ober verſchiedener Par⸗ 
teien zum Zwecke der gleichzeitigen Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung anordnen, 
wenn die Anſprüche welche den Gegen⸗ 
ſtand dieſer Prozeſſe bilden, in recht⸗ 
lichem Zuſammenhange ſtehen oder in 
einer Klage hätten geltend gemacht werben 
önnen. 





8 148. Das Gericht kann, wenn bie 
Entiheidung des Nechtsftreit3 ganz oder 
zum Zeil von dem Beſtehen oder Nict- 
beitehen eines Rechtsverhältniſſes abhängt, 
welche8 den Gegenitand eines anderen 
nhäugigen Nechtsftreit3 bildet ober von 
einer erronikungabehörbe feftzuitellen tft, 
anordnen, daß bie Verhandlung bis zur 
ulebigung des anderen Rechtsſtreits oder 
bi3 zur Entſcheidung der Berwaltungs« 
behörde auszufehen Sei. 

8 149. Das Gericht Tann, wenn ſich 
im Laufe eines Rechtsſtreits der Verdacht 
einer ftrafbaren Handlung ergiebt, deren 
Ennittelung auf die Entidjeidung von 
Einfluß ift, die Ausſetzung der Verhand⸗ 
(ung bis zur Erledigung bes Strafper- 
ſahrens anordnen. 





8 150. Das Gericht Tann bie von ihm 
erlajjenen, eine Trennung, Berbindung 
ober Ausfeßung betreffenden Anordnungen 
wieder aufheben. 


8 151. Hängt die Enticheidung eine3 
Rechtsſtreits davon ab, ob eine Ehe ni 
tig ift, fo hat das Gericht, wenn die Rid)- 
tigkeit nur im Wege der Nichtigleitöflage 
geltend gemacht werden kann, auf An- 
trag dad Verfahren auszujegen und, falls 
die Nichtigkeitstlage noch) nicht erhoben 
ift, eine Friſt zur Erhebung der Klage zu 
bejtimnien. af bie Nichtigleitsflage er- 
ledigt oder wird fie nicht vor dem Ablaufe 
ber beſtimmten Friſt erhoben, fo ijt bie 
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Aufnahme des ausgefehten Verfahrens 
zuläſſig. | 


8 152. Hängt bie Enticheibung eines 
Jtechtäftreit3 davon ab, ob eine im Wege 
der Anſechtungsklage angefochtene Che an- 
jechtbar ift, hat dag Gericht auf Antrag 
dad Verfahren auszufegen. Sit der 
Nechtäftreit über die Anfechtungsklage er- 
Icdigt, fo findet die Aufnahme des ausge 
lebten Verfahrens ftatt. 


8 153. Hängt die Entfcheidung eines 
Rechtsſtreits davon ab, ob ein Kind deſſen 
Ehelicjteit im Wege der Anfechtungsklage 
angefochten worben ift, unehelich ift, e 
finden die Vorſchriften des 8 152 ent- 
Iprechende Unmwendung. 


8 154. Wirb im Laufe eines Nechts- 
ftreit8 jtreitig, ob zwiſchen den Parteien 
cine Che befiehe oder nicht beitehe, und 
hängt von der Enticheidung diefer Trage 
die Entfcheidung des Rechtsſtreits ab, jo 
hat da3 Gericht auf Untrag da3 Verfahren 
auszufegen, bis der Streit über da3 Be- 
ftehen oder Nichtbeftehen der Che im 
Wege der Feititellungsflage erledigt iſt. 

Diefe Vorfchrift findet entjprechende 
Anwendung, wenn im Laufe eines Recht3- 
jtreit3 jtreitig wird, ob ziwischen den Par⸗ 
teien ein Eltern- umd indesverhältnis 
beſtehe oder nicht bejtehe oder ob der 
einen Partei die elterliche Gewalt über 
die andere zuftehe oder nicht zuitehe, und 
von der Entſcheidung dieſer ragen Die 
Entſcheidung des Rechtsſtreits abhängt. 


8155. In den Füllen der 151 
bi3 153 kann da3 Gericht auf Antrag 
die Anordnung, ducch melde das Ber- 
fahren ausgeſetzt ilt, aufheben, wenn die 
Betreibung des Rechtsſtreits verzögert 
wird, welcher die Nichtigkeit oder bie Un 
fechtung der Ehe oder die Anfechtung der 
Chelicyfeit zum Gegenſtande hat. 


8 156. Das Gericht kann die Wieder- 
eröjfnung einer Verhandlung, weldye ge 
ſchloſſen war, anordnen. 


8 157. Das Gericht kann Parteien, 
Bevollmächtigten und Beiftänden, denen 
die Fähigkeit zum geeigneten Vortrage 
mangelt, den weiteren Vortrag unter» 
ſagen. 
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Das Gericht kann Bevollmächtigte und 
Beiftände, welche das mündliche Verhan- 
deln vor Gericht geſchäftsmäßig betreiben, 
zurüdmeifen. 

Cine Anfechtung: diefer Anordnungen 
findet nicht ftatt. 

Die VBorfchriften der Abſ. 1, 2 finden 
auf Rechtsanwälte, die Vorſchrift des 
Abſ. 2 findet auf Perfonen, denen bad 
mündliche Verhandeln vor Gericht durch 
eine jeitend der Juſtizverwaltung ge- 
troffene Unordnung neftattet iſt, Teine 
Unmendung. 





8 158, Iſt eine bei der Verhand⸗ 
fung beteiligte Perjon zur Aufrechthal⸗ 
tung der Ordnung von dem Orte der 
Verhandlung entfernt worden, jo kann 
auf Antrag gegen fie in gleicher Weiſe 
verfahren werden, ald wenn fie freimillig 
ſich entfernt hätte. Dasfelbe gilt in den 
Fällen des vorhergehenden Paragraphen, 
jofern die Unterjagung oder Zurüdweifung 
bereit3 bei einer früheren Verhandlung 
geichehen war. 





8 159. Ueber bie mündliche Verhand⸗ 
fung vor dem Gericht ift ein Protofoll 
aufzunehmen. 

Das Brotofoll enthält: 


1. den Ort und den Tag der Verhand- 

lung; 

2. die Vamen ber Richter, des Gerichts- 
chreiberö und des etiva zugezogenen 
Dolmetſchers; 

. die Bezeichnung des Rechtsſtreits; 

. die Namen der erichienenen Parteien, 
gejeglichen Vertreter, Bevollmäch⸗ 
tigten und Beiſtände; 

6. die Ungabe, daß öffentlich verhan- 

belt oder die Deffentlichleit ausge⸗ 
ſchloſſen iſt; 


8 160. Der Gang ber Verhandlung 

iſt nur im allgemeinen anzugeben. 

Durch Aufnahme in das Protololl find 

feſtzuſtellen: 

1. die Anerkenntniſſe, Verzichtleiſtungen 
und Vergleiche, durch welche der gel- 
tend gemachte Anſpruch ganz oder 
teilweiſe erledigt wird; 

2. die Anträge und Erklärungen, deren 
Feſtſtellung vorgeſchrieben iſt; 

3. die Ausſagen der Zeugen und Sach⸗ 
verjtändigen, ſofern biejelben früher 
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nicht abgehört waren oder von ihrer 
früheren Wusfage abweichen ; 
4. das Ergebnis eine Augenſcheins; 
5. die Entſcheidungen (Urteile, Be—⸗ 
ſchlüſſe und Verjügungen) des Ge— 
richts, ſofern ſie nicht dem Pro- 
tofolfe ſchriftlich beigefügt find; 
6. die Verlündung der Enticheidungen. 
Ter Aufnahme in das Protokoll jteht 
die Aufnahme in eine Schri t gleich, welche 
welche dem Protololle als 
gefügt und als ſolche in demſelben be- 
zeichnet iſt. 


8161. Die Feſtſtellung der Aus— 
ſagen der Zeugen und Sachverſtändigen 
kann unterbleiben, wenn die Vernehmung 





vor dem Prozeßgericht erfolgt und das 
Endurteil Berufung nicht unterliegt. 


In dieſem Falle iſt in dem Protokolle 
nur zu bemerken, daß die Vernehmung 
ſtattgefunden habe. 


8 162. Das Protokoll iſt inſoweit, 
als es die Nr. 1 bis 4 des 8 160 be- 
trifit, den Beteiligten vorzulejen oder zur 
Durchſicht vorzulegen. In dem Protofolle 





Einwendungen erhoben find. 


nlage bei-- 
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ift zu bemerken, daß dies gefchehen und 
die Genehmigung erfolgt ſei oder welche 


8 163. Das Protokoll iſt von dem 
Borligenden und dent Gerichtöfchreiber zu 
unterjchreiben. 

Iſt der Vorſitzende verhindert, jo unter« 
Ichreibt für ihn der ältejte beifigende 
Richter. Im Falle der Verhinderung des 
Amtsrichters genügt die Unterfchriit des 
Gerichtsſchreibers. 


8 164. Die Beobachtung der für die 
mündfide Verhandlung vorgefchriebenen 
Förmlicjleiten kann nur durd) das Proto⸗ 
toll bemwiejen werden. Gegen den dieſe 
Förmlichkeiten betreffenden Inhalt des— 
ſelben iſt nur der Nachweis der Fälſchung 
zuläſſig. 


165. Zu den Verhandlungen, welche 
außerhalb der Sitzung vor WUmtsrichtern 
oder vor beauftragten oder erfuchten 
Nichtern ftattfinden, ift der Gerichtsſchrei— 
ber gleichfalls zuzuziehen. 








Bweiter Titel. 
Zuftellungen. 
I. Zuſtellungen auf Betreiben der Parteien. 


8 166. Die von den Parteien zu be- 
treibenden YZuftellungen erfolgen durch 
Gerichtsvollzieher. 

In dem Verfahren vor den Amtsge— 
richten kann die Partei den Gerichtsvoll⸗ 
ieher unter Vermittelung des Gerichtö- 
— ** des Prozeßgerichts mit der Yır- 
ftellung beauftragen. Das Gleiche gilt 
für Anwaltsprozeſſe in Anjehung der dur 
jtellungen, durch weldye eine Notfrijt ge- 
wahrt werden joll. 


8 167. Die mündliche Erflärung einer 
Tartei genügt, um den Gerichtsvollzieher 





zur Vornahme der BZuftellung, den Ge- . 


richtafdyreiber zur Beauftragung eines Ge⸗ 
richtsvollziehers mit der Zuſtellung zu 
ermädjtigen. 

Sit eine Zuftellung durch einen Ge- 
tichtövollzieher bewirkt, jo wird bi3 zum 
Beweife des Gegenteild angenommen, daß 
dieſelbe im Auftrage der Partei erfolgt ei. 


8 168. Inſoweit eine Zuftellung unter 
Bermittelung des Gerichtsichreiber3 zu— 
fällig ift, Hat dieſer einen Gerichtsvoll⸗ 
zieher mit der erforderlichen Zuſtellung 
zu beauftragen, jofern nicht die Partei 
erflärt hat, daß fie ſelbſt einen Gerid)ts- 
vollzieher beauftragen wolle; in Unwalts- 
prozeijen ift die Erklärung nur zu berüd- 
fichtigen, wenn fie in dem zuauftellenden 
Schriftſatz enthalten iſt. 


8 169. Die Partei hat dein Gericht3- 
vollzieher und, wenn unter Vermittelung 
de3 Verichtsichreibers zuzuftellen ift, dieſem 
neben der Urſchrift des zuauitellenden 
Schrijtjtüd3 eine der Zahl der Kerfonen, 
welchen zuzuſtellen ijt, entiprechende Zahl 
von Abſchriften zu übergeben. 

Die Zeit der Uebergabe ift auf der 
Urſchrift und ben Abſchriften zu ver- 
merfen und der Partei auf Verlangen zu 
beicheinigen. 
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3 170. Die Buftellung bejteht, wenn 
eine Ausfertigung zugeftellt werben foll, 
in deren Uebergabe, in den übrigen Fällen 
„in der licbergabe einer beglaubigten Ab- 

Ihrift de3 zuzuſtellenden Schriftſtücks. 

Die Beglaubigung gefchieht durch den 
©erichtspollzieher, bei ben auf Betreiben 
von Mechtäamwälten oder in Anwalts⸗ 
prozelien zuzuſtellenden Schriftſtücken 
durch den Anwalt. 

8 171. Die Zuſtellungen, welche an 
eine Partei bemwirft werden follen, er- 
Kia für die nicht progekfähigen Per- 
onen an die gejeplichen Vertreter, der— 
jeiben. 

Bei Behörden, Gelneinden und Kor- 
porationen, ſowie bei DBereinen, welche 
al3 ſolche Flagen und verflagt werden 
können, genügt die Zuftellung an die 
Vorfteher. 

Bei mehreren gefeßlichen Vertretern, 
ſowie bei mehreren Vorſtehern genügt bie 
Buftellung an einen berjelben. 


8 172. Die Zuftellung für einen Un- 
teroffizier oder einen Gemeinen des aftiven 
Heeres oder der altiven Marine erfolgt 
an deu Chef ber zunächſt vorgefeßten 
Kommandobehörde (Chef der Kompagnie, 
Esladron, Batterie u. ſ. w.). 


8 173. Die Zuftellung erfolgt an ben 
Generalbevollmächtigten, jowie in den 
durch den Betrieb eined Handelsgewerbes 
hervorgerufenen Rechtsſtreitigkeiten an den 
Profuriften mit gleicher Wirkung, wie an 
die Partei ſelbſt. 


8174. Wohnt eine Partei weder am 
Dite des Prozeßgerichts nod) innerhalb 
be3 Umtsgerichtsbezirk3, in welchem das 
Prozeßgericht feinen Sitz hat, jo Tann 
das Bericht, fall fie nicht einen in biefem 
Drte oder: Bezirke wohnhaften Prozeß— 
bevollmächtigten beftellt hat, auf Antrag 
anordnen, day ſie eine dafelbjt wohn- 
hafte Perſon zum Cmpfange ber für jie 
beitimmten Cchriftjtüde bevollmächtige. 
Tiefe Anordnung kann ohne vorgängige 
mündlidje Xerhandlung erjolgen. Line 
—— des Beſchluſſes findet nicht 

att. 

Wohnt die Partei nicht im Deutſchen 
Reiche, ſo iſt ſie auch ohne vorgängige 
Anordnung des Gerichts zur Benennung 
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eincs Buftellungs-Bevollmäcdhtigten ver⸗ 
pflichtet, falls ſie nicht einen in dem durch 
den erſten Abſatz bezeichneten Orte oder 
Bezirke wohnhaften Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten beſtellt hat. 


8 175. Der Zuſtellungsbevollmächtigte 
ift bei der nächſten gerichtlichen Verhand- 
lung oder, wenn die Partei vorher dem 
Gegner einen Schriftſatz zuftellen läßt, 
in dieſem zu benennen. Geſchieht dies 
nicht, jo können alle ſpäteren Bujtellungen 
bis zur nachträglichen Benennung in ber 
Urt bewirkt werben, daß der Gerichts⸗ 
vollzieher da3 zu übergebende Schriftjtüd 
unter der Adreſſe der Bartei nad) ihrem 
Wohnprte hur al giebt. Die Zuftellung 
wird mit Aufgabe zur Bolt als be— 
wirkt angejehen, ſelbſt wenn die Sendung 
a3 unbejtellbar zurückkommt. 

Die Poſtſendungen find mit. der Be 
zeihnung „Einjchreiben" zu verfehen, 
wenn die Partei ed verlangt und zur 
Bahlung der Mehrkoſten ſich bereit erklärt. 








5 176. Auftellungen, welde in einem 
anhängigen Rechtsſtreite gejchehen follen, 
müjjen an ben für die Inſtanz bejtellten 
Prozepbevollmächtigten erfolgen. 





8 177. Iſt der Aufenthalt eines Pro- 
eibevollmächtigten unbelannt, fo hat das 

ozebgericht auf Antrag die Zuſtellung 
an den Zuſtellungsbevollmächtigten, in 
Ermangelung eines joldhen an ben Gegner 
ſelbſt zu bewilligen. 

Die Entſcheidung über den Untrag lann 
ohne vorgängige mündlidye Verhandlung 
erlajfen werden. Eine ae Die 
Buftellung bemilligenden Entjcheidung fin- 
det nicht jtatt. 


— — 


178. Als zu der Inſtanz gehörig 
ſind im Sinne Des 8 176 auch diejenigen 
eg — welche das 

erfahren vor dem In in⸗ 
folge eines Einſpruchs, einer Aufhebung 
des Urteils des Inſtanzgerichts einer 
Wiederaufnahme des Verfahrens oder 
eines neuen Vorbringens in der Zwangs⸗ 
vollſtreckungsinſtanz zum Gegenſtande 
haben. Das Verfahren vor den Voll⸗ 
ſtreckungsgerichte iſt als zur erjten In⸗ 
ftanz gehörig anzujchen. 
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8 179. Die Zuftellung eines Echrift- 
fages, durch welche ein Rechtsmittel ein- 
gelegt wird, erfolgt an ben Prozch- 
bevollmächtigten derjenigen Inſtanz, deren 
Entſcheidung angefochten wird, ın Er— 
mangelung eincs foldyen an den Prozeß⸗ 
bevollmädjtigten erjter Inſtanz. Iſt von 
dem Gegner bereit3 ein Prozeßbevoll- 
mädhtigter für die höhere, zur Berhanb- 
lung und Entfdjeidung über das Rechts⸗ 
mittel zuftändige Inſtanz beitellt, fo kann 
die Buftellung aud an dieſen Prozeh- 
bevollmäd)tigten erfolgen. 

Sit ein Prozeßbevollmächtigter, welchem 
nad; Maßgabe des Abi. 1 zugeftellt wer- 
den Tann, nicht vorhanden, fo erfolgt 
die Buftellung an den von dem Gegner, 
wenngleih nur für bie erfte Inſtanz, 
beſtellten Yuftellungsberollmädtigten; ın 
Ermangelung eine? folden an dem 

er felbit, und zwar an dieſen durch 
Aufgabe zur Poft, wenn er einen Zuſtel⸗ 
lungsbevollmãchtigten zu beitellen hatte, 
die Beltellung aber unterlafjen hat. 

St der Aufenthalt des Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten, welchem zuauftellen iſt, un⸗ 
bekannt, ſo finden die Vorſchriften des 
8 177 entſprechende Anwendung. 


8180. Die Zuſtellungen können 
an jedem Orte erfolgen, wo die 
Terfon, welcher zugeitellt werden 
foll, angetroffen wird. 

Hat die Terfon an biefem Orte eine 
Wohnung oder ein Geſchäftslokal, fo ift 
die außerhalb der Wohnung oder de3 
Beſchäftslokals an fie erfolgte Buftellung 
nur gültig, wenn die Annahme nicht ver- 
weigert iR 


8 181. Wird die Perſon, welcher zu- 
geitellt werben foll, in ihrer Wohnung 
nicht angetroffen, fo kann Die Buftellung 
in der Wohnung an einen zu der Fami⸗ 
he gehörenden erwachſenen Hausgenoſſen 
oder an eine in der Familie dienende er- 
wachſene Perſon erfolgen. 

Wird eine ſolche Perſon nicht ange⸗ 
troffen, jo kann die Zuſtellung an den 
in demſelben Haufe wohnenden Hauswirt 
oder Vermieter erfolgen, wenn dieſe zur 
Amahme des Schriftſtücks bereit find. 


8 182. ft die Zuftellung nach diefen 
Beſtimmungen nicht ausführbar, fo kann 
fie dadurch erfolgen, daß das zu überge⸗ 


Keuytobud. 11. 
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bende Schriftſtück auf der Gerichtsſchrei⸗ 
berei des Amtsgerichts, in deſſen Bezirle 
der Ort der Zuſtellung gelegen iſt, oder 
an dieſem Orte bei ber Poſtanſtalt oder 
ben Gerfleinbevorfteher ober dem Polizei- 
vorſteher niedergelegt und bie Nieder- 
Legund fowohl durch eine an ber Thür 
der Wohnung zu bejeftigende fcjriftliche 
unzeige, al3 aud), fomeit —* durch 
mündliche Mitteilung an zwei in ber 
Nachbarſchaft wohnende Berjonen bekannt 
gemacht wird. 


8 188. Für Gewerbetreibende, melde 
ein bejonderes Geſchaͤftslokal haben, Tann, 
wenn jie in dem Geſchäftslokale nicht an⸗ 
geteofjen werden, die Zuftellumg an einen 
darin anweſenden Gewerbegehülfen cr- 


Toigen. 

ird ein Rechtsanwalt, ein Notar oder 
ein Gericht8vollzieher in feinem Geſchäfts⸗ 
lolale nicht angetroifen, fo kann die Zu⸗ 
ftellung an einen darin anweſenden Ge⸗ 
hülfen oder Schreiber erfolgen. 


8 184. Wird, der gefebliche Vertreter 
oder der Borfteher einer Behörde, einer 
Gemeinde, einer Forporation oder eines 
Vereind, welchem zugeitellt werden foll, 
in dem Geſchäftslokale während der ge- 
a Hang Geſchaͤftsſtunden nicht anye- 
troffen, oder ilt er an der Annahne 
verhindert, fo Tann die Zuſtellung an 
einen anderen in dem Geſchäftslokale au⸗ 
weienden Beamten oder Bedienſteten be= 
wirft erden. 

Wird der gejehliche Vertreter oder ber 
Vorfteher in feiner Wohnung nicht an- 
getroffen, jo finden bie Beitimmungen 
er 88 181, 182 nur Anwendung, wenn 
ein bejondere3 Geſchäftslokal nicht vor⸗ 

nden ilt. 








8 185. Die Buftellung an eine der 
in den 88 181, 183 und im 8 184 Abſ. 1 
bezeichneten Perſonen hat zu unterbleiben, 
wenn die Berjon an dem Rechtsſtreit als 
Gegner der Partei, an weldje die Bu- 
ftellung erfolgen joll, beteiligt ift. 


8 186. Wird bie Unnahme ber Zu- 
ftellung ohne gejeglihen Grund ver 
weigert, fo ift das zu übergebende Schriit- 
jftüd am Orte der Zuftellung zurüdzue 
Lajjen. 
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a 187. Ergiebt ſich aus den Erflä- 
Berlesung ber * der 88 161 
8 orſchriften 
bis 2, geftellte L Sabu in ‚u ie Yände 
gelangt ih ir ift die Bu als mit 
ben Zeitpunlkte bewirkt anzulefen, in t 
welchem bie artei nad) ihren —2* 
ung ng erhalten hat. 


8 188. Bur Nachtzeit, ſowie an Sonn- 
tagen ımd allgemeinen Yeiertagen barf 
eine —— —5 — ſie nicht durch Auf⸗ 

—22 Bot bewirkt wird, nur mit 
richterlicher laubnis erfolgen. Die 
Nachtzeit Amiobt in bem Beittaume bom 
1. April bis 30. September die Stunben 
bon neun Uhr abend3 bi3 vier Uhr Mor⸗ 
gen3 und in dem Zeitraume vom 1. Ol⸗ 
tober bis 31. März die Stunden von 
neun Uhr abends bis ſechs Uhr morgend. 

Die Erlaubnis wirb von dem Borji 
* des Brogehnerichts erteilt; fie ann 


auch von dem Umtsrichter, im deſſen Be⸗ 
irfe die Zuſtellung erfolgen ı jet und in 
Ingelegen iten, welche durch einen be 


auftragten oder erjuchten Nichter zu er- 
fedigen find, von biejem erteilt werden. 

Die Verfügung, welche die Er- 
laubnis erteilt wird, jr ei der Buftellung 
abichriftlich mitzuteilen. 

Eine Buftellung, bei welcher die Be 
fimmungen —* Paragraphen nicht be⸗ 
obachtet ind, it gültig, wenn die Un- 
nahme nicht verweigert ift. 





8 189. Sft bei eimer Buftellung an 
ben Bertreter mehrerer Beteiligter oder 
an einen bon mehreren Bertretern bie 
Uebergabe der Ausfertigung ober un 
ſchrift eines Schriftſtücks erforberlich, | 
enügt die Uebergabe nur einer A 
Ietigung ober Aldi 

Einen Buftellungsbevollmächtigten meh- 
* Beteiligter ſind ſo Dicle Wusfer- 
ngen ober Abſchriften zu pndergeben, 

a eteiligte vorhanden jinb 





8 190. Ueber die Buftellung ift eine 
Urkunde aufzunehmen. 

Diejelbe ift auf die Urſchrift des zuzu⸗ 
ftelfenden Schriftjtüd3 oder auf einen mit 
berietben zu verbindenden Bogen zu jeßen. 

Cine bu u den Gerichtsvollzieher be- 
aus igte Ihrift der Buftellungsur- 
nde tft auf das bei der Buftellung zu 
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übergebende Schriftftüd oder auf einen 
mit bemfelben zu verbindenden Bogen 


zu ſetzen 
D kund de rtei, 
für ——— — Ag I über 


mitteln. 
8 191. Die Zuftellungsurkunde muß 


I * und Beit der Zuftellung; 
bie Bezeichnung ber Perſon, für 
„ Weide zugeitellt werden joll; 
bie Bezeichnung der Berjon, an 
, mie zugeteilt werben joll; 
4. bie nung ber Perfon, weicher 
gucke it; in den Tyällen 
181, 183, 184 die Angabe * 
ndeB, ducch welchen die Zuſtel⸗ 
lung an die bezeichnete Perſon ge 
rechtfertigt wird; wenn nach $ 182 
verfahren ift, bie Bemerkung, wie 
die darin enthaltenen Vorſchriften 
befolgt ſind 
5. im Falle ber Verweigerung der An⸗ 
Kalme die Erwähnung, ba bab die An⸗ 
nahme verweigert und das zu über- 
* Schriftſtück am Orte der Zu⸗ 
—A— aurädgelaifen it; 
6. bie Bemerkung, daß eine Ausfer⸗ 
ng oder eine beglaubigte Ab⸗ 
H ift de zuzuſtellenden Schriftſtücks 
und daß eine beglaubigte Wbfchrift 
der —— übergeben iſt; 
7. die Unterſchrift des die Zuſtellung 
vollziehenden Beamten. 


192. Iſt die Zuſtellung durch Auf⸗ 
gabe zur Poſt ro 1) eo t, fo muß 
die Buchungen Beitimmungen 
des vorjtehenden on raphen unter 
Nr. 2, 3, 7 entiprechen und außerdem er- 
geben, zu welcher Beit, unter welcher 

dreſſe und bei welcher Poſtanſtalt die 
Aufgabe geſchehen iſt. iſt. 


198. ellungen kö d 
N. Kot Ale ungen lönmen auch durch 


8 194. Wird durch bie Poſt zugeſtellt, 
ſo hat der Gerichtsvollzieher einen durch 
ſein Dienſtſiegel verſchloſſenen, mit der 
Adreſſe der Perſon, an welche zugeſtellt 
werden ſoll, verſehenen und mit einer Ge⸗ 
ſchaſtsnummer bezeidmeten Briefumſchlag, 
in welchem die zuzuſtellende „ubfertigung 
ober bie beglaubigte Abſchrift des zuzu⸗ 
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ſtellenden Schriftftüd3 enthalten ift, der 
Poſt mit dem Erjuchen zu übergeben, bie 
Zuftellung einem Poſtboten des Beilim- 
mung3ort3 aufzutragen. 

Der Gerichtsvollzieher hat auf dem bei 
der Zuftellung zu übergebenden Schrift- 
ftüde zu vermerken, für welche Perſon 
er basteibe der Poſt übergiebt, und auf 
der Urichrift des zuguitellenden Gchrift- 
ftüd3 oder auf einem mit berjelben zu 
verbindenden Bogen zu bezeugen, daß die 
Uebergabe in ber im Abi. 1 bezeichneten 
Art und für wen fie geichehen ift. 





8 195. Die Zuftellung durch den Poft- 
boten erfolgt in Gemäßheit der Bejtim- 
mungen der 180—186. 

Ueber die Zuftellung ift von dem Poſt⸗ 
boten eine Urkunde aufzunehmen, weiche 
den Beitimmungen des 8 191 Nr. 1, 3 
bi3 5, 7 entiprechen und außerbem bie 
Uebergabe des jeinem Berjchlujje, feiner 
Adreſſe und feiner Geſchäftsnummer nad 
bezeichneten Briefumfchlags, forwie ber Ab⸗ 
chriit der Zuſtellungsurkunde bezeugen 
muß. 
Die Urkunde iſt von dem Poſtboten 
der Poſtanſtalt und von dieſer dem Ge⸗ 
richtsvollzieher zu überliefern, welcher mit 
berjelben in Gemäßheit der Beitimmung 
des 8190 Abſ. 4 zu verfahren Hat. 


8 196. Inſoweit eine Zuftellung unter 
Vermittelimg des Gerichtsfchreibers zu- 
läſſig ift, kann derjelbe unmittelbar die 
Pot um Bewirtung der Buftellung er- 
ſuchen. In dieſem Falle finden die Bor- 
ichriften der 88 194, 195 auf den Ge- 
richtöjchreiber entjprechende Anwendung; 
die erforderliche Beglaubigung erfolgt 
duch den Gerichtäichreiber. 





8 197. Sit eine Bultellung durch einen 
Gerichtsvollzieher bewirkt, obgleich ſie 
durch die Poſt Hätte erfolgen können, fo 
hat die zur Erftattung ber Prozeßkoſten 
verurteilte ‘Partei die Mehrkoften nicht 
zu tragen. 


8 198. Sind die Parteien buch An⸗ 





— 


wälte vertreten, jo kann die Yuftellung | 


von Anwalt zu Anwalt erfolgen. 

Zum Nachweiſe der Zuftellung genügt 
da3 mit Datum amd Unterjchrift verjehene 
ſchriftliche Empfangsbelenntni3 des An⸗ 


| 
| 
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walts, welchen zugeftellt worden tft. Der 
Anwalt, welcher zuftellt, Hat dem anbercır 
Anwalt auf Verlangen eine Beſcheinigung 
über die Zuſtellung zu erteilen. 


8 199. Eine im Auslande 8 bewir⸗ 
fende Zuſtellung erfolgt mittels Erſuchens 
der zuſtändigen Behörde bes fremden 
Staates ober bes in diejem Staate reji- 
dierenden Konſuls oder Geſandten des 
Reichs. 








8 200. Suftellungen an Deutſche, 
weiche da3 Recht der Erterritorialität ge- 
nießen, erfolgen, wenn diejelben zur Mif- 
jion des Reichs gehören, mittel3 Erfuchens 
de Reichskanzlers; wenn bdiejelben zur 
Million eined Bundesſtaates gehören, 
mittel3 Erſuchens des Miniſters ber aus⸗ 
twärtigen Angelegenheiten dieſes Bundes- 
ſtaates. 

Zuſtellungen an die Vorſteher der 
Reichskonſulate erfolgen mittels Em 
ſuchens des Reichskanzlers. 


8201. Zuſiellungen an Perſonen, 
welche zu einem im Auslande befindlichen 
oder di einem mobilen Truppenteile oder 
aur ejagung eines in Dienſt geſtellten 
triegsfahrzeuges gehören, können mittels 

uchend der vorgejegten Kommando⸗ 
behörde erfolgen. 


8 202. Die erforderlihen Erſuchungs⸗ 
en erben von dem Vorſitzenden 

rozeßgerichts erlaſſen. 

Die Zuſtellung wird u das fchriit« 
fihe Zeugnis der erjuchten Behörde oder 
Beamten, dab die Zuſtellung erfolgt jei, 
nachgeiviejen. . 


8 203. Sit der Aufenthalt einer Bar- 
tei unbelannt, jo kann die Buftellung 
durch öffentliche Belanntmadnıng erfolgen. 

Die öffentliche Zuftellung iſt aud) damı 
zuläjjig, wenn bei einer im Auslande zu 
bewirfenben Sufteftung bie Befolgung der 
für dieje beftehenden Borjchriften unaus- 
führbar ift oder leinen Erfolg verfpricht. 

Das Gleiche gilt, wenn die Bujtellung 
aus dem Grunde nicht bewirkt merden 
kann, meil die Wohnung einer nad den 

8 18, 19 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
der Gerichtsbarkeit nicht untermorfenen 
Ferfon der Ort der Zuſtellung ift. 
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8 204. Die öffentliche Zuſtellung wird, 

nachdem fie auf ein Geſuch der Partei 
vom Prozebgerichte bemilligt ift, durch 
den Gerichtäfchreiber von Amtswegen be- 
jorgt. Die Entſcheidung über das Geſuch 
fann ohne vorgängige münblide Ver—⸗ 
handlung erlaffen werben. 
Die öffentliche Zuftellung erfolgt durch 
Anheftung ber zuzuitellenden Ausfertigung 
oder einer beglaubigten Abſchrift des zu- 
zuftellenden Schriftſtücks an die Gericht3- 
tafel. Enthält das Schriftſtück eine La⸗ 
dung, fo iſt außerdem die zmeimalige 
Einrüdung eines Auszugs des Schrift⸗ 
ſtücks in dasjenige Blatt, welches für 
den Sitz des Prozeßgerichts zur Veröffent⸗ 
lichung der amtlichen Bekanntmachungen 
beſtimmt iſt, ſowie die einmalige Ein» 
rückung des Auszugs in den Deutſchen 
Reichsanzeiger —— 

Das Prozeßgericht kann unordnien, daß 
der Auszug noch in andere Blätter und 
zu mehreren Malen eingerückt werde. 


8 205. In dem Auszuge des Schrift⸗ 
ſtücks müjjen da3 Prozeßgericht, Die Par- 
teien der Gegenſtand des Prozeſſes, der 
Untrag, der Zweck der Yadung und bie 
Zeit, zu welcher der Geladene erjcheinen 
joll, bezeichnet werden. 








8 206. Das eine Ladung enthaltene 
- Scriftftüd gilt al an dem Tage zuge- 
fteilt, an welchem feit der legten Ein⸗ 
rückung des Auszugs in Die öjfent— 
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lichen Blätter ein Monat verftrichen ift. 
Das Prozeßgericht kann bei Bewilligung 
der öffentlichen Zuſtellung den Ablauf 
einer längeren Friſt für erforderlich) er- 


ren. 

Enthält das Echriftſtück keine Ladung, 
fo ift dasjelbe als zugeitellt anzufchen, 
wenn feit der Anheftung des Schrift⸗ 
füd3 an die Gerichtötafel zwei Wochen 
verſtrichen find. 

Auf die Gültigkeit der Zuftellung hat 
e8 feinen Einfluß, wenn das anzuhef- 
tende Schriftitüd von dem Orte der An» 
heitung zu früh entfernt wird. 


8 207. Wird auf ein Geſuch, welches 
die Zuſtellung eines demſelben beigefügten 
Schriftſtücks mittel! Erſuchens anderer 
Behörden oder Beamten oder mittels 
öffentlicher Bekanntmachung betrifft, d.e 
Buftellung demnächſt bewirkt, fo treten, 
infomweit durch die Yuitellung eine Friſt 
gewahrt und der Yauf der Verjährung 
oder einer Friſt unterbrochen wird, die 
Wirkungen der Zuftellung bereitö mit ber. 
Ueberreichung des Gejuchs ein. 

Wird ein Schriftſatz, deſſen Zuſtellung 
unter Vermittelung des Gerichtsſchreibers 
erfolgen ſoll, innerhalb einer Friſt von 
zwei Wochen nach der Einreichung bei 
dem Gerichtsſchreiber zugeſtellt, ſo tritt, 
ſofern durch die Zuſtellung eine Notfrift 
gewahrt wird, die Wirkung der Zuſtel⸗ 
lung bereit3 mit der Einreichung ein. 








II. Zuſtellungen von Amiswegen. 


8 208. Auf die von Amtswegen zu 
bewirkenden Buftellungen finden die Vor⸗ 
ſchriften über die Yujtellungen auf DBe- 
treiben der Parteien entjprechende An⸗ 
wendung, fomweit nicht aus den nadjfol- 
genden Beitimmungen ſich Abweichungen 
ergeben. 


8 209. Für die Bewirtung der Zu— 
ftellung hat der Gerichtsſchreiber Eorge 
zu tragen. 


en Die Beglaubigung ber bei ber 
ultellung zu übergebenden Abichrift ge- 
hieht durd) den Gerichtsjchreiber. 


8 211. Der Gerichtsſchreiber hat das 
zu übergesende Schriftſtück in einem durch 











das Gerichtsfiegel verfchloffenen, mit ber 
Adreſſe der Perſon, an welche zugeitellt 
werden foll, verjehenen und mit einer 
Geſchäftsnummer bezeichneten Briefum- 
ſchlag einem Gerichtsdiener oder ber Bolt 
ur Buftellung auszuhändigen. Auf den 

riefumjchlag ift der Vermerk zu jegen: 
Vereinfachte Zuftellung: 

Die auf dem Briefumjchlag angegebene 
Geichäftsnummer ift in den Ülten zn 
vermerlen. 

Die Vorjchrift des $ 194 Abſ. 2 findet 
feine Anwendung. 


8 212. Die Beurkundung ber Zu- 
ftellung durch den Geridhtsdiener oder 
den Poſtboten erfolgt nach den Vorſchrif⸗ 
ten de3 8 195 WU. 2 mit der Dal 








gabe, daß eine Abſchrift der Zuftellungs- 
urkunde nicht zu ubergeben, der Tag der 
Zuſtellung jedod) auf dem Briefumſchlage 
zu vermerlen it. 

Die Zuſtellungsurkunde ift dem Ge- 
richtsſchreiber zu überliefern. 
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5 218. Sit die Zuſtellung durch Auf 
gabe zur Bot (8 175) erfolgt, jo hat der 
Gerichtsichreiber in den Alten zu ver 
merken, zu welcher Beit und unter welcher 
Adreſſe die Aufgabe geichehen ift. Ver 
Aufnahme einer Buftellungsurkfunde be 
darf es nicht. 


Dritter Titel. 
Ladungen, Termine und Friſten. 


8 214. Tie Ladung zu einem Termin 
erfolgt durch die Partei, welche über vie 
Hauptiache oder über einen Zwiſchenſtreit 
mündlich verhandeln will. 

Iſt mit der Ladung zugleich eine Klag⸗ 
fchrift oder ein anderer Schriftfas zuzu⸗ 
ſtellen, ſo iſt die Ladung in den Schrift- 
ſatz aufzunehmen. 


8 215. In Anwaltsprozeſſen muß bie 
Zadung zur münbdlidyen Verhandlung, 10- 
fern die Zuſtellung nidjt an einen Rechts⸗ 
anmwalt erfolgt, die Aufforderung an 
ben Gegner enthalten, einen bei 
dem Brozeßgerichte zugelajfenen 
Anwalt zu beitellen, 


8 216. Die Ladung ift zum Zwecke 
der Terminsbeſtimmung bei dem Gerichts⸗ 
ſchreiber einzureichen. 

Die Beitimmung der Termine erfolgt 
binnen vierundzwanzig Stunden burd) 
den Vorſitzenden. 

Auf Sonntage und allgemeine Feier⸗ 
tage jind Termine nur in Notfällen an- 
zuberanmen. 








8 217. Die Friſt, welche in einer an- 
hängigen Sache zwiſchen der Zuftellung 


der Zadung und dem Terminstage Liegen |. 


ſoll (Labungzfrift), beträgt in Anwalts- 
prozeiien mindeſtens eine Woche, in an⸗ 
deren Prozeſſen mindejtend drei Tage, 
in Meß- und Marktiachen mindeſtens vier- 
undzwanzig Stunden. 


8 218. Bu Terminen, weldye in Ver⸗ 
kündeten Entſcheidungen bejtimmt find, 
ift eine Ladung der Barteien nicht erfor- 
berlich. 








8 219. Die Termine werden an der 
Gerichtsſtelle abgehalten, jofern nicht die 
Einnahme des Augenſcheins an Ort und 





Stelle, die Verhandlung mit einer am 
Erſcheinen vor Gericht verhinderten Per- 
fon ober eine fonftige Handlung erfor- 
derlich ift, welche an ber Gerichtzitelle 
nicht vorgenommen werben Tann. 

ie Landesherren und die Mitglieder 
der landesherrlicdyen Familien ſowie die 
Mitglieder der Fürftiihen Familie Ho- 
henzollern find nicht verpflichtet, perfün- 
fih an der Gerichtsſtelle zu ericheinen. 
Das Gleiche gilt in Anfehung der Mit- 
glieder des vormaligen Hannoverſchen 
Königshauſes, des vormaligen Kurh.f- 
ae und des vormaligen Herzoglich 
Naſſauiſchen Fürftenhaufes. 


220. Der Termin beginnt mit dem 
Aufrufe der Sache. 
Der Termin ijt von einer Partei ver- 
fäumt, wenn fie bis zum Schluſſe des⸗ 
jeiben nicht verhandelt. 


8 221. Der Lauf einer richterlichen 
Friſt beginnt, fofern nicht bei Feſtſetzung 
derjefben ein anderes beftimmt wird, mit 
der Zuſtellung des Schriftſtücks, in mel- 
dyem bie Friſt feitgejegt it, und, wenn es 
einer folchen Zuſtellung nicht bedarf, mit 
der Verkündung der Frilt. 

Der Lauf einer gejeglicden oder richter⸗ 
(ichen Frilt, deren Beginn von einer Zu⸗ 
ftellung abhängig iſt, beginnt mit diejer 
aud) gegen diejenige Partei, welche bie 
Buftellung hat bewirken laſſen. 


8 222, 
gelten die 
Geſetzbuchs. 

Faͤllt das Ende einer Friſt auf einen 
Sonntag oder allgemeinen Feiertag, ſo 
endigt die Friſt mit Ablauf des nächſtfol⸗ 
genden Werltages. 

Bei der Berechnung einer Friſt, welche 
nach Stunden beſtimmt iſt, werden Sonn⸗ 











Für die Berechnung der Friſten 
v — 


zorſchriften ürgerlichen 
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tage und allgemeine Feiertage nicht mit- 
gerechnet. | 


8 228. Der Lauf einer Friſt wird 
duch die Gerichtöferien gehemmt. Der 
noch übrige Teil der Friſt beginnt mit 
dem Ende der Ferien zu laufen. Fällt 
der Anfang ber 
beginnt der Lauf 
berjelben. 

Die vorftchenden Beitimmungen finden 
auf Notfriften und Friſten in Ferienſachen 
feine Anwendung. 

Kotfriften In nur biejenigen Friſten, 
weiche in diefem Geje als folche bezcich- 
net werben. 





rift in die Serien, fo 
t Friſt mit dem Ende 





8 224. Durch, Vereinbarung ber Par- 


teien können Friſten, mit Uusnahme ber 
Notfriften, verlängert oder abgekürzt 
werden. 


Auf Antrag lönnen richterliche und 


gejegliche Friſten abgekürzt ober verlängert 


werden, wenn erhebliche Gründe glaub- 
haft gemacht find, geiegliche Friſten jedoch 
nur ın den bejonders beitimmten Fällen. 
Im alle der Verlängerung wird bie 
neue Frift yon dem Ablaufe der vorigen 
Friſt an berechnet, wenn nidyt im ein- 
zeinen Falle ein anderes bejtimmt ift 


8 225. Ueber da3 Gejud um Ab—⸗ 
fürzung oder Verlängerung einer geift 
fann ohne vorgängige mündliche Der- 
handlung entichieden werben. 

Die Üblürzung oder wiederholte Ver⸗ 
fängerung barf nur nad) borgängigem 
Gehör des Gegners bewilligt werben. 

ine Unfechtung des Beſchluſſes, durch 
welcdyen dad Gejuh um Rerlängerung 
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einer Friſt zurückgewieſen tft, findet nicht 
ftatt. 





8 226. Einlafjungsfriften, Ladungs⸗ 
friſten, ſowie biejenigen Friſten, melde 
die Zuſtellung vorbereitender Schrift- 
ätze beſtimmt ſind, können auf Antrag 
abgefürgt werden. 

ie Abkürzung der Einlaffungs- und 
ber Sadungstriften wird dadurch nicht 
ausgeſchloſſen, daß infolge der Abkürzung 
die mündliche Verhandlung durch Schrift⸗ 
fäge nicht vorbereitet werden fann. 

Der Borjigende kann bei Beitimmung 
des Termind die Abkürzung ohne vor 
ängiged Gehör bed Gegnerd und be3 
onjt Beteiligten verfügen; biefe Ber- 
fügung ijt dem Beteiligten abfchriftlich 
mitzuteilen. 


8 227. Die Parteien können die Auf⸗ 
hebung eines Termins vereinbaren. 

Wird die Verlegung eines Termins 
beantragt, jo finden die Beltimmungen 
über Verlängerung einer Friſt entjpre- 
chende Unmenbung. 


8 228. Die Verlegung eines Terming, 
die Vertagung einer Verhandlung unb 
die Wnberaumung eine® Termins zur 
dortiegung ber Verhandlung kann aud 
von Umtsmwegen erfolgen. 











229. Die in diefem Titel dem Ge⸗ 
ri u und dem Vorjitenden beigelegten 
B iſſe ſtehen dem beauftragten oder 

—* Richter in Bezug auf die von 
dieſen zu beſtimmenden Termine und 
Friſten zu. 


Vierter Titel. 
Folgen der Verſäumung. Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. 


8 230. Die Berfäumung einer Pro- 
zeßhandlung hat zur allgemeinen Folge, 
daß die Partei mit der vorzunehmenden 
Trozeßhandlung ausgeichlojjien wird. 


8 231. Einer Androhung ber gejeh- 
Iihe Folgen der Verfäumung bedarf es 
nicht; biejelben treten von ſelbſt ein, jo- 
jern nicht dieſes Gefeh einen auf Ver- 
wirtidung des Rechtsnachteils geridy 
teten Antrag erfordert. 





Im letzteren Falle kann, ſolange nicht 
der Antrag geſtellt und die mündliche 
Verhandlung über denfelben geſchloſſen 
ift, Die verjäumte Progeßhandlung nad 
geholt werben. 


8 232. Auf Grund der ben Minder- 
jährigen und ben ihnen gleichgeitellten 
Perſonen als jolchen zuftehenden Rechte 
findet die Aufhebung der Folgen einer 
Berfäumung nicht ſtatt. 














Civilproʒeßordnung. 88 238 bis 238, 


Inſofern die Aufhebung ber Folgen 
einer‘ unverſchuldeten Berfäumung Kutälfig 
it, wird eine PVerfäumung, melde in 
der Verſchuldung eines Vertreters. ihren 
Grund Hat, al3 eine unverſchuldete nicht 
angelehen. 


3 233. Einer Partei, welche durch 
Naturereigniffe oder andere unabwend⸗ 
bare gie verhindert worden ift, eine 
Notfriit einzuhalten, ift auf Antrag bie 
Wiedereinjegung in den vorigen Stand zu 
erteilen. 

Hat eine ‘Partei bie Einſpruchsfriſt ver- 
fäumt, fo tft ihr die Wiedereinſetzung auch 
dann zu erteilen, wenn ſie von der Zu⸗ 
ftelflung des Verſäumnisurteils ohne ihr 
Verſchulden keine Kenntnis erlangt hat. 








8 284. Die Wiedereinſetzung muß in⸗ 
nerhalb einer zweiwöchigen Friſt bean- 
tragt werden. 

ie Friſt beginnt mit dem Tage, an 
weichem das Hindernis gehoben iſt; fie 
Inn durch Vereinbarung der Parteien 
‚nicht‘ verlängert werden. 

Nach Ablauf eines Jahres, von bem 
Ende verjäumten Notfriſt an gerech⸗ 
net, kann die Wiedereinfegung nicht mehr 
beantragt werden. 





folgen joll, dem —— — zum 


Zwecke der Zuſtellung 
Das Gleiche gilt, wenn die Verſaͤumung 
der Notfriſt Dadurch veranlaßt worden ift, 


daB das angefochtene Urteil den Prozeß⸗ 
Denolimühtigten des Gegner unrichtig 
ezeichnet. 


Su den Fällen des Abſ. 1 muß bie 
Wiedereinfegung innerhalb einer ein- 
monatigen Friſt nach Ablauf der ver- 
fäumten Notfriſt beantragt werben. 


8 256. Die Wiedereinſetzung wirb 
duch Zuſtellung eines Dit atzes bean⸗ 
en: 





tragi. Derſelbe muß entha 
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1. die Angabe der bie Wiebereinfegung 
begründeten Thatjachen; 

2. die Ungabe der Mittel für beren 
Glaubhaftmachung; 

3. die Nachholung der verſaͤumten Pro- 
sebhanbiung oder, wenn bieje bereits 
nachgeholt ıjt, die Bezugnahme hier- 
auf; im falle der Ger läumung ber 
im 8 466 bezeichneten Notfriſt auch 
die Ladung deö Gegners zur Eides- 
leiftung und zur weiteren münblichen 
Verhandlung. 

Sit die Einlegung ber fofortigen Be 
ſchwerde verjäumt worden, jo wird ber 
Antrag auf Wiebereinfegung duch Ein 
reichung des Schriftſatzes bei Gericht ge 
ſtellt. Die Einreichung kann ſowohl bei 
dem Gerichte, von em bie angefoch⸗ 
tene Entſcheidung erlajien it, als auch 
bei bem Beſchwerdegericht erfolgen. 

Am Falle des $ 235 Abſ. 1 Tann bie 
Wiedereinfegung auch in dem für bie 
mündliche Handlung beitimmten Ter- 
mine ohne vorgängige Buftellung eines 
Schriftfages beantragt werden, wenn die 
Zuftellung der Ladung zu dem Termin 
innerhalb der einmonatigen Friſt nad 
Alauf der verfäumten Rotfrift erfolgt ift. 





? 237. Ueber den Antrag auf Wieder- 
ein gung entjcheidet das Gericht, welchem 
te Entſcheidung über die nachgeholte Pro⸗ 
zeßhandlung zufteht. | 


— — 


8 288. Das Verfahren über den Ur 
trag auf Wiebereinfegung ift mit Dem 
Verfahren über die nadjgeholte Prozeh- 
handlung zu verbinden. Das Gericht 
kann jedod, das Verfahren zunädjit auf 
die Verhandlung und Entſcheidung über 
ben umitag ve chränken. 

Auf die Entſcheidung über die Zuläſſig⸗ 
feit des Antrags und auf die Unfechtung 
ber Entſcheidung finden die Vorſchriften 
Anwendung, weldye in dieſen Beziehungen 
für die nachgeholte Prozeßhandlung gel- 
ten. Der Partei, welche den Untrag ge 
stellt hat, fteht jedoch der Einſpruch 
nicht zu. 

Die Koften der Wiedereinfegung fallen 
dem Untragfteller zur Laſt, ſoweit jie 
nicht durch einen unbegründeten Wider 
ſpruch des Gegners entitanden find. 


— — —⸗ 
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Civilprozekordnung. 88 239 bis 246. 


Fünfter Titel. 
Unterbrechung und Ausjezung des Verfahrens. 


5 289. Im Falle des Todes einer 
Partei tritt eine Unterbrechung des Ver⸗ 
fahrens bis zu deſſen Aufnahme durch 
die Rechtsnachfolger ein. 

Wird die Aufna verzögert, ſo lön⸗ 
nen die Rechtsnachfolger zur Aufnahme 
und zugleich zur Verhandlung der Haupt⸗ 
lade geladen werben. 

er die Labung enthaltende Schriftſatz 
it den Nechtönad)fol | zuzu⸗ 
ſtellen. Die Ladungsfriſt wird von dem 
Vorſitzenden beſtimmt. 








Borjehriften bes 8 239 entiprechende Um 
wendung. 

8 248. Wird im alle der Unter- 
brecum des Verfahrens durch den Tod 
einer —* ein —— beſtellt 
oder iſt ein zur Führung des Nechtsſtreits 
bererhtigter eitamentövollitreder vorhan- 

ben, jo fommen die Vorſchriften des 8 241 
und, wenn über den Nadjlag ber Konkurs 
eröffuet wird, bie Vorjchriften des 8 240 
in betveff der Aufnahme des Verfahrens 





Ericheinen die Rechtönachfolger in dem | zur endung. 
Zermine nicht, fo tft auf Antrag bie ber 
hauptete Rechtsnachfolge als zugeſtanden 244. Stirbt in Anwaltsprozeſſen 
anzunehmen und zur —* zu ver- | der Anwalt einer Partei oder wird der⸗ 
handeln. jelbe ımfähig, die Vertretung ber Partei 
Der Erbe ift vor ber Unnahme ber | fortzuführen, fo tritt eine Unterbrechung 
Erbſchaft zur Fortjegung des Rechtsſtreits des Verſahrens ein, bis der beftellte neue 
nicht verpflichtet. nie mat bon feiner Beitellung dem Gegner 
nzeige macht 

5 240. Im Talle der Eröffnung des ird dieſe Anzeige verzögert, jo arm 
Konkurjes über dad Vermögen einer Bar- | bie Partei felbft zur Verhandlung "der 
tei wird das WBerfahren, wenn es bie | Hauptſache geladen oder zur Beſtellung 
Konkursmaſſe betrifft, unterbrochen, bis | eined neuen Anwalts binnen einer bon 
dasjelbe nad) ben für den Konkurs gel- | dem Vorligenden zu beitimmenben Friſt 
tenden Beſtimmungen aufgenommen oder | aufgefordert werden. Wird biefer Auffor⸗ 
das Konkuröverjahren aufgehoben wird. derung nicht Folge geleiltet, jo iſt das 
Verfahren ald aufgenommen anzujeben:. 
8 241, Verliert eine Partei die Pro- is zur nachträglichen Anzeige der Be⸗ 
zeßfähigkeit oder ftirht der gefeplidhe Wer- | ftellung eines neuen Unmalts können alle 
treter einer Partei oder hört die Ver- uftellungen an die zur Unzeige ber- 
—— desſelben auf, ohme daj; | pflichtete Partei, ſoſern dieſe w am 
Partei ßfähig geworden ai jo | Orte bes Progeligerichts od) innerhalb 
ib as Bern ten unterbrochen, bi bed Amtsgerichtsbezirls wohnt, in welchem 


geſetzliche Vertreter von feiner Befteilung 
dem Wegner Unzeige macht, ober bis ber 
Gegner jeine Mblicht, das Berjaheen fort» 
zulegen, dem Vertreter anzeig 

Diefe Vorſchrift finbet ent entfpredienbe 

Unwendung, wenn eine Nachlabverival- 
tung angeordnet wird. 





5 242. Tritt während bes Rechts- 
reits — zwiſchen einem 
en über einen ber Nadyerbiolge uns 
terliegenben Gegenjtanb der Fall ber 
Nacerbfolge ein, jo finden, fofern ber 
—— befugt war, ohne Zuſtimmung 
acherben über ben 


zu 
—* dar me bes —— bie 


| 
Anw 
6 
Bi 
8 
8 ber 


dad Prozeßgericht jeinen Sit hat, Durch 
Aufgabe zur Poſt (8 175) erfolgen. 


8 245. Hört infolge eined Krieges 
oder eined anderen Ercigniſſes die Thü- 
tigleit des Gerichts auf, jo wird für Die 
Dauer dieſes Zuſtandes das Verfahren 
unterbrodyen. „ 








8 246. Fand in ben Fällen des — 
des Verluſtes der Prozeßfähigkeit, des 
Wegfalls des geſetzlichen Vertreters, der 
Anordnung einer Nachlaßverwaltung oder 
des Eintritts der —— (88 239, 
241, 242) eine Vertretung durch einen 
Wrogeibeno — ſtatt, ſo — 


Unterbrechung des Verfahrens nicht ein 


Eivilprozchorbnung. 88 247 bis 252. 


das Prozeßgericht hat 
bed Bevollmächtigten in den fällen bes 
Todes ımb der Nacherbfolge auch auf 
Antrag bes Gegners die Ausſetzung bes 
Verfahrens anzuordnen. 

Die Dauer der Ausſetzung und Die 
Aufnahme des Verfahrens richtet fid) nad) 
den Vorſchriften der 88 239, 241, 242, 
243; in den Fällen des Todes und der 
Nacherbfolge iſt der die Labung enthal- 
tende Schriftfag aud) dem Bevollmäch⸗ 
tigten zuauitellen. 


8 247. Befindet fid) eine Partei zu 
Kriegszeiten im Militärdienfte oder hält 
fih eine Partei an einem Orte auf, 
weldyer durch obrigkeitliche Anordnung 
oder durch Krieg oder durch andere Zu⸗ 
fälle von dem Verkehre mit dem Prozeß⸗ 

iht abgejchnitten ift, fo lann ba 
eibe aud) von Amtswegen bie Ausſetzung 
des Verfahrens bi3 zur Beſeitigung bes 
Hinderniſſes anordnen. 


8 248. Dad Geſuch um Ausſetzung 
des Verfahrens ift bei Prozeßgericht 
anzubringen; es kann vor dem Gerichts⸗ 
ſchreiber — Protololl erflärt werden. 

Die Entſcheid kann ohne vor⸗ 
erhandlung erfolgen. 





gängige mündliche 

8 249. Die Unterbrechung und Aus⸗ 
ſetzung bes Verfahrens hat die Wirkung, 
Daß auf einer jeden Friſt aufhört 
und nach Beendigung der Unterbrechung 


jebod) uf Antrag : 
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ober Ausſetzung die volle Zrift von neuem 
zu laufen beginnt. 

Die während ber Unterbrechung oder 

Ausſetzung von einer Rartei in Anlehung 
der Hauptfadye vorgenommenen Prozeß- 
handlungen find ber anderen Bartei gegen- 
über ohne rechtliche Wirkung. 
Durch die nach dem Schluſſe einer 
mündlichen Verhandlung eintretende Un⸗ 
terbrecjung wird bie Verkündung der auf 
Grund dieſer Verhandlung zu erlafjenden 
Entſcheidung nicht gehindert. 


8 250. Die Aufnahme eines unter⸗ 
brodyenen oder ausgeſetzten Verfahrens 
und bie in Diefem Titel erwähnten Un- 
geigent erfolgen durch Buftellung eines 

yriftjates. 





8 251. Die Rarteien können verein- 
baren, daß das Verfahren ruhen folle. 
Die Vereinbarung hat auf ben Lauf der 
Kotfriften teinen Einfluß. 

Erſcheinen in einem Termine zur mind» 
lichen handfung beide Parteien nid)t, 
jo ruht das Verfahren, bis eine Partei 
eine neue Ladung zuitellen läßt. 


252. Gegen bie Entfcheidung, durch 
welde auf Grund der Vorichriften Diejes 
Titel oder auf Grund anderer geſetzlicher 
Beitinmungen bie Ausſetzung des Der- 
fahrens angeordnet oder abgelehnt wird, 
findet Beichwerbe, im Falle der Ableh- 
nung fofortige Beſchwerde Statt. 


Zweites Buch. 
Berfaßren in erfler. Inſtanz. 





Erfter Abichnitt. . 
Verfahren vor den Landgeridten. 


Erfter Titel. 
Verfahren bis zum Urteil, 


8 253. Die Erhebumg ber Klage er- 

folgt durch Zuſtellung eines Schriftjahes, 
(Derjelbe muß enthatten: 
. die Bezeidmung ber Parteien umd 
des Gerichts; 

2. bie Beftimmte Ungabe des Gegen- 
ftande8 unb bed Grundes bes er- 
hobenen Anſpruchs, ſowie einen be- 
ftimmten Antrag; 

8. die Ladung des Bellagten bor das 
Prozebgericht zur mündlichen Ver⸗ 
handlung bes Rechtsſtreits. 

In ber Klagefchrift joll ferner der Wert 
bes nicht in einer beftinmten Geldſumme 
beitehenden Streitgegenitanbes angegeben 
werden, wenn die Buftändigfeit des Ge⸗ 
richts von dieſem Werte abhängt. 

uberdem finden die aligemeinen Be⸗ 
fimmungen über bie vorbereitenden 
Schriſtſätze auch auf die Klageſchrift An⸗ 
wendung. 


8 254. Wird mit der Klage auf Rech⸗ 
nungslegung oder auf Vorlegung eines 
Dermögendverzeichniffes oder auf Leiſtung 
des —5 — nbarungseides bie Klage auf der 
ausgabe besientgen verbunben, vun 
Neflagte aus dem Hegenben 
Rechtsverhaltniſſes —— jo kann die 
beitimmte Ungabe ber Xeiftungen, melde 





ber Kläger beanſprucht, vorbehalten wer⸗ 
ben, bis bie Rechnung mitgeteilt, Das 
Xermögendverjeichnis vorgelegt ober ber 
Offenbarungserb geleiftet iſt. 


255. Hat der er Kläger für den Fall, 
daß ber Beklagte nicht vor dem Ablauf 
einer ihm zu beitimmenden KR ben er⸗ 
bobenen Anſpruch befriedi Recht, 
Schadenserſatz wegen —E zu 
fordern oder die Aufhebung eines Ver⸗ 
trags herbeigufübren, jo kann er ver- 
langen, dab die Friſt im Urteile be 
ſtimmt wirb. 

Vas Gleiche ai, wenn bem Stläger 
das Recht, die Anordnung einer Ver- 
waltung zu verlangen, für den Fall & 
ſteht, dab der Bellagte nicht vor dem 
lauf einer ihm zu beitimmenden Fri 
bie beanfpruchte an leiſtet, few 
im alle des 8 2 des B 
—2 —2 für re Belimmuns 
einer Frift zur Vollziehung ber Auſlage 


8 256. Auf Feſtſtellung des Beſtehens 
oder Nichtbeſtehens eines Rechtsverhält⸗ 
niſſes, auf Anerkennung einer Urkunde 
oder auf Feſtſtellung der Unechtheit der⸗ 
ſelben kann Klage erhoben werden, wenn 
der Kläger ein rechtliches Intereſſe daran 








Civilprozeßordnung 88 257 bis 268. 


— daß das Rechtsverhältnis ober bie 
‚htheit ober Unechtheit der Urkunde durch 
richterliche Enticheibung alsbald feitgefteltt 
wer 





8 257. Iſt bie Geltendmachung einer 
nicht don einer Gegenleiftung abhängigen 
Geldforderung oder bie Geltendmachung 
des Anſpruchs auf Räumung eines Grund⸗ 
ſtücks, eines Wohnraums oder eine an- 
deren Raumes an den Eintritt eines Ka⸗ 
lendertags gefnüpft, fo kann KRlage auf 
fünftige Zahlung oder Räumung erhoben 
werben. 


8 258. Bei wieberfehrenden Leiſtungen 
kann auch wegen der erſt nach Erlafjung 
des Urteil3 fällig werdenden Leiſtungen 
oe auf Tünftige Entrichtung erhoben 
werden. 





8 259. Klage auf kuünftige Leiſtung 
kann außer den Fällen der 88 257, 268 
erhoben werden, wenn den lUmiftänben 
nad bie Beſorgnis gerechtfertigt ift, daß 
der Schuldner jich der rechtzeitigen Lei⸗ 
ſtung entziehen merde. 


8 260. Mehrere Unfprüche bes Kla⸗ 
ger3 gegen benfelben Bellagten Tönnen, 
auch wemn fie auf verfchiedenen Gründen 
beruhen, in einer lage verbunden wer⸗ 
den, wenn für fämtliche Anfprüde das 
Brozeßgericht zuftändig und diejelbe Pro- 
zeßart zufäfjig ift. 


8 261. Die Klagfchrift ift zum Zwecke 
der Beitimmung bed Termind zur münd- 
fihen Verhandlung bei dem Gericht3- 
ichreiber des Prozeßgerichts einzureichen. 

Der Termin foll nur joweit hinaus 
gerüdt werben, als e3 zur Wahrung ber 

inlaſſungsfriſt geboten erfcheint. 

Nach erfolgter Beitimmung des Ter- 
mind hat der SMäger für bie Zuſtellung 
der Klageſchrift Sorge zu tragen. 


8 262. Zwiſchen der Zuſtellung der 
Klageichrift und dem Termine zur münd- 
fichen ung muß ein Zeitraum 
end zwei Wochen liegen (Ein- 
laſſungsfriſt) In Meß⸗ und Marktſachen 
beträgt die Einlaſſungsfriſt mindeſtens 
vierundzwanzig Stunden. 

Iſt die 35*— im Auslande vor⸗ 
zunehmen, ſo hat der Vorſitzende bei Feſt⸗ 











von mi 
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fegung des Termins bie Einlaffungsfrift 
zu beitimmen. 


8 268. Durch bie Erhebung ber Mage 
wird die Rechtshängigleit der GStreitjad;e 
begründet. 

te Rechtshängigkeit hat folgende Wir⸗ 
ngen: 





1. wenn während der Dauer der Rechts⸗ 
bängi feit von einer Partei Die 
treitiahe andermweit anhängig ge- 
macht wird, fo kann der Gegner Die 
Einrede der Rechtshängigfeit er- 


heben ; . 

2. die Buftändigleit des Prozeßgerichts 
wird durch eine Veränderung ber fie 
begründenden Umftände nicht be- 
rührt. 





8 264. Nach dem Eintritte der Rechts⸗ 
hängigfeit ift eine Aenderung der Klage 
nur zuzulafjen, wenn ber Beklagte ein- 
willigt oder wenn nach dem Ermeſſen 
bes Gericht? durch die Aenderung die Ber- 
teidigung des Beklagten nicht wejentlich 
erſchwert wird. 





8 265. Die Nechtöhängigfeit fchlieht 
dad Recht der einen oder der anderen 
Partei nicht aus, die in Streit befangene 
Sade zu veräußern oder ben geltend 
gemachten Anfpruch abzutreten. 

Die Veräußerung oder Abtretung hat 
auf ben Prozeß feinen Einfluß. Der 
N tönacıfolger ift nicht berechtigt, ohne 
Buftimmung Gegners den —* ß als 
Hauptpartei an Stelle des edtövor- 
gängers zu übernehmen oder eine Haupt- 
intervention zu erheben. Tritt der Rechts⸗ 
nachfolger al3 Nebenintervenient auf, fo 
findet Der 8 69 feine Unmendung. 

Hat der Kläger. veräußert oder abge- 
treten, fo kann ihm, fofern das Urteil 
nad) 8 325 gegen den Nechtönachfolger 
nicht wirkſam jein würde, der Einwand 
entgegengelegt werben, daß er zur Gel⸗ 
tendmacdung des Anſpruchs nicht mehr 
befugt jei. 


8 266. Iſt über das Beſtehen ober 
Nichtbeftehen eined Rechts, welches für 
ein Grundftüd in Anſpruch genommen 
wird, oder einer Verpflichtung, welche auf 
einem Grundftüde ruhen ſoll, zwiſchen 
dem Beſitzer und einem Dritten ein 
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Rechtsſtreit anhängig, To it im Falle ber 
Veräußerung de3 Grundſtücks ber Rechts⸗ 
nachfolger berechtigt und auf Antrag des 
Gegners verpfluchtet, ben Rechtsſtreit in 
der Lage, in welcher er fich befindet, als 
Hauptpartei zu übernehmen. 

Diefe Beſtimmung kommt injomweit nidjt 
dur Anwendung, als ihr Vorſchriften bes 
ürgerlichen Rechts zu gunften derjenigen, 
weiche Rechte von einem Nichtberechtigten 
herleiten, entgegenftehen. In einem ſolchen 
alle findet, wenn ber Kläger veräußert 
bat, die Borfchrift des 8 Abi. 3 An- 
wendung. 





8 267. Die Vorſchriften des bürger- 
lichen Rechts über die Jonftigen Wirkungen 
der Rechtshängigleit bleiben unberührt. 
Diefe Wirkungen, fowie alle Wirkungen, 
weile durch die Borfchriften des bür- 
gerlichen Rechts an bie Anftellung, Mit- 
teilung ober gerichtliche Arnmelbung ber 
Klage, an bie Xadung oder Einlafjung 
des Beflagten gelnüpft werden, treten un⸗ 
beichadet der Borfchrift des 8 207 mit der 
Erhebung der Klage ein. 


8 268. Als eine Aenderung der Sage 
ift e8 nicht anzufehen, wenn ohne Aende⸗ 
rung des Klagegrundes 

1. die thatſächlichen oder rechtlichen An⸗ 
führungen ergänzt oder berichtigt 
werden; 
der degantrag in der Hauptſache 
oder in Bezug auf Nebenforderungen 
erweitert oder beſchraͤnkt wirb; 

. ftatt des urſprünglich geforberten 
Gegenſtandes megen einer fpäter ein- 
getretenen Veränderung ein anberer 
Gegenſtand oder das Intereſſe 
gefordert wird. 


8 269. Die Einwilligung des Ber 
Hagten in die Wenderung ber Klage tft 
anzunehmen, wenn berfelbe, ohne ber Aen⸗ 
derung zu widerſprechen, ſich in einer 
mündlichen Berhandlung auf bie abge 
änderte Klage eingelajjen hat. 


8 270. Eine Anfechtung der Entſchei⸗ 
dung, daß eine Wenderung der Sage 
nicht vorliege oder daß bie Wenberung 
zuzulaifen ſei, findet nicht ftatt. 


8 271. Die Mage kann ohne Einwil⸗ 
ligung bes Bellagten nur bi zum Ver 





2. 





Civilprozegordnung. 88 267 bis 274. 


inne der mündlichen Verhandlung bes 
Hagten zur Hauptſache zurüdgenom- 
men werden. 
Die Zurücknahme der Klage erfolgt, 
— ſie nicht bei ber u ai ner 
andlung erlärt wird, durch Buftellung 
eines —— — Abſchrift desſelben iſt 
olgte 


ſoſort nach r Zuſtellung auf der 
Gerichtsſchreiberei niederzulegen. 
Die Zurückna der Klage hat zur 


Folge, daß ber Pr pr in an⸗ 
hängig geworden anzuſehen iſt; fie ver⸗ 
pflihtet den KMäger, er Koften des’ 
Rechtsſtreits zu tragen, ſofern nicht über 
diefelben bereit3 rechtäfräftig erkannt iſt 
Auf Antrag des Bellagten ift biefe Ber- 
pflihtung dur Urteil auszuſprechen. 

Wird die Klage von neuem angeitellt, 
fo kann der Bellagte die Einlafjung ver- 
weigern, bis die Stoftenerjtattung er- 
folgt iſt. 


8 272. Jede Bartei hat dem Gegner 
ſolche thatfädjliche Behauptungen, Beweis 
mittel und Anträge, auf welche berfelbe 
vorausſichtlich ohne vorhergehende Erkun⸗ 
digung keine ärung abgeben kann, 
por ber mündlichen Verhandlung mittelft 
vorbereitenden- Schriftjages fo zeitig mit- 
uteilen, daß ber Gegner- die erforderliche 

undigung noch einzuziehen vermag. 

Tritt eine Berta ng ber münblichen 
Berhandlung ein, ßp ann das Gericht 
die Friſten beſtimmen, binnen welcher die 
noch erforderlichen vorbereitenden Schrift⸗ 
ſätze mitzuteilen ſind. 


8273. Die mündliche Verhandlung 
erjolgt nach den allgemeinen Vorſchriften. 


5 274, Prozeßhindernde Einreben find 
aleichzeitig und vor der Verhandlung bes 











Beklagten zur Hauptſache vorzubringen. 
(en folde Einreden find wur anzu- 
eben: 


1. die Eintebe ber Unzuftänbigfeit bes 


Gerichts, 
2. die — der Unzulaͤſſigkeit bes 


Rechts 

3. die Einrede, daß die Entſcheidung 
des Rechtsſtreits durch Schiedsrichter 
erfolgen habe, 

. die Einrede der Rechtshängigkeit, 

. die Einrebe der mangelnden Sicher⸗ 
heit für die Progehtoften, 

. bie Einrede, daß die zur Ernexerung 
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des Hechtöftreit3 erforderliche Er» 

ftattung der Koften be3 früheren Ber- 

fahrend noch nicht erfolgt fei, 

7. die Einrede ber mangelnden Partei» 
— der mangelnden Prozeß⸗ 
ähigfeit oder der mangelnden ge 
jeglihen Vertretung. 

Nach dem Beginne der mündlichen Ber- 
handlung des Bellagten zur Hauptſache 
können prozeßhindernde Einreden nur gei- 
tend gemacht werben, wenn biejelben ent- 
weber folche find, auf melche der Bellagte 
wirkſam nicht verzichten kann, oder wenn 
ber Bellagte glaubhaft macht, daß er 
ohne fein Berfchulden nicht imſtande ge- 
weſen fei, diejelben vor ber Verhandlung 
zur Hauptjache geltend zu machen. 


8 275. Weber progeßhindernde Ein- 
reden ift beſonders zu verhandeln und 
durch Urteil zu enticheiden, wenn der Be- 
Hagte auf Grund derjelben bie Berhand- 
lung zur Hauptjache verweigert, ober wenn 
das Gericht auf Antrag oder von Amts⸗ 
wegen die abgejuuderte Verhandlung an- 
"ordnet. 

Das Urteil, durd) welches die Prozeh- 
hindernde Einrede verworfen wird, iſt in 
betreff der Rechtsmittel al3 Endurteil an- 
zujehen; das Gericht kann jedoch auf An⸗ 
trag anordnen, daß zur Hauptſache zu 
verhandeln ſei. 


8 276. Wird die Unzuftändigleit bes 
Geriht3 auf Grund der Beſtimmungen 
über die ſachliche BZuftändigfeit der Ge⸗ 
richte ausgeſprochen, jo tft zugleich auf 
Antrag des Klägers der Rechtsſtreit an 
ein beſtimmtes Amtsgericht des Bezirks 
zu vermeijen. 

Iſt das Urteil vechtöfräftig, fo gilt 
der Rechtsſtreit als bei dem Amtsgerichte 
anhängig. | 


8 277. Nac Erledigung ber prozeß⸗ 
Hindernden Einreden kann das Gericht 
in Prozeſſen, welche bie Richtigkeit einer 
Rechnung, eine Vermögendauseinander- 
ſetzung oder ähnliche Verhältniffe zum 
Gegenitande haben, unter Vertagung der 
mündlichen Verhandlung ein vorbereiten» 
des Verfahren anordnen. 


8 278. Angriffs⸗ und Verteibigungs- 
mittel (Einreden, Widerflage, Repliken 
u. |. w.) Tönnen bis zum Schluſſe der⸗ 











| 


werden, wenn durch 


jenigen mündlichen Verhandlung, auf 
welche das Urteil ergeht, geltend gemacht 
merden. 

Da3 Gericht kann, wenn durch bas 
nadjträgliche Vorbringen eines Angriffs 
oder Berteidigungsmitteld die Erledigung 
des Rechtsſtreiis verzögert wird, ber ob⸗ 
fiegenden Partei, welche nach freier rich 
terlidyer Ueberzeugung imjtande war, das 
Angriffs» oder Verteidigungsmittel zeitiger 
geitend zu machen, die Prozekloften ganz 
oder teilweije aufer!.gen. 





8 279. Verteidigungsmittel, welche von 
dem Beklagten nachträglich vorgebrad)t 
werden, können auf Antrag zurückgewieſen 
deren Zulaſſung 
die Erledigung des Rechtsſtreits verzögert 
werden würde, und das Gericht die Ueber- 
zeugımg gewinnt, daß ber Bellagte in 
ber uch ‚ ben Prozeß zu verichleppen, 
oder aus grober Pachläffigleit die Ver⸗ 
teidigimgämittel nicht früher vorgebrad;t 
hat. 

8 280. Bis zum Schluffe derjenigen 
mündlichen Verhandlung, auf welche das 
Urteil ergeht, Tann der Kläger durch Er 
meiterung bes Mlagantrags der Beklagte 
durch Erhebung einer Wiberfiage bean⸗ 
tragen, daß ein im auf des Prozeſſes 
jtreitig ordenes Nechtsperhältnis, von 
deſſen Beſtehen oder NWichtbeitehen die 
Entfcheidung des Rechtsſtreits ganz ober 
zum Zeile abhängt, durch richterlidye Ent- 
ſcheidung feitgeitellt werde. 


8 281. Die Rechtshaͤngigleit eines erft 
im Laufe des Prozelies erhobenen An⸗ 
ſpruchs tritt mit dem Zeitpunkte ein, in 
weichem der Anſpruch in der mündlichen 
Verhandlung geltend gemacht wird. 





8 282. Jede Partei hat unter Bezeich- 
nung ber Beweismittel, deren ſie fich 
um Nachweife oder zur Widerlegung that- 
—* Behauptungen bedienen will, den 
Beweis anzutreten und die von der Gegen⸗ 
partei angegebenen Beweismittel ſich zu 
erflären. 

In beireff der einzelnen Beweismittel 
wird Die Beweisantretung und bie Er 
Härumg auf dieſelbe durch die Vorjchriften 
des fechiten bis zchnten Titels beſtimmt. 
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8 288. Beweismittel unb Beweisein- 
reden können bi8 zum Schluſſe derjenigen 
münblichen Verhandlung, auf weiche das 
Urteil ergeht, geltend gemacht werben. 

Auf das nachträgliche Vorbringen von 
Beweismitteln unb Beweiseinreden findet 
die Vorſchrift des 8 278 Ubi. 2 ent» 
fprechende Anwendung. 





8 284. Die Beweisaufnahme und die 
Unorbnung eine bejonderen Beweisauf⸗ 
nahmeverfahrene durch Beweisbeſchluß 
wird durch die Vorſchrfiten des fünften 
bis elften Titels beſtimmt. 





8 285. Ueber das Ergebnis ber Be 
weißaufnahme haben bie Parteien unter 
Darlegung bes Streitverhältnifjed zu ver- 


hanbein. 
Iſt die Beweißaufnahme nicht vor dem 
Prozeßgericht erfolgt, jo haben die Par⸗ 
teien das Ergebnis berjelben auf Grund 
der Beweisverhandlungen vorzutragen. 


8 286. Das Gericht hat unter Berüd⸗ 
fichtigung des gelamten Inhalts ber Ver- 
bandlungen und bes Ergebnifles einer et- 
waigen —* ufnahme nach freier Ueber⸗ 
zeugung zu entſcheiden, ob eine thatſäch⸗ 
liche Behauptung für wahr oder für nicht 
wahr Ai erachten fei. Zn bem Urteile find 
bie Gründe anzugeben, welche für bie 
iche Ueberzeugung leitend gemefen 


Un gefehliche Beweisregeln ift das Ge- 
richt Eh ben durch dieſes "eh be» 
zeicyneten Fällen gebunden. . 


8 287. Iſt unter ben Parteien ftreitig, 


ob ein Schaden entitanden fei, und wie 
a eetin u er⸗ 
etzendes Intereſſe belaufe, fo ent heibet 
hierüber das Gericht unter Würdigung 
aller Umjtände nach freier Ueberzeugung. 
Ob und inwieweit eine beantragte DBe- 
weißanfnahme oder von Amtswegen bie 
Begutachtung durch Sachverftändige an- 
zuordnen fei, bleibt dem Ermeſſen bes 
Gerichts überlaſſen. Das Gericht kann 
anordnen, daß ber Beweisführer ben 
Schaden oder das Intereſſe eiblich fchäbe. 
In dieſem alle bat da8 Gericht zu⸗ 
gleich den Betrag zu beitimmen, welchen 
F eidliche Schähung nicht überſteigen 
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Die Vorſchriften über ben Schägungs- 
eid. werden aufgehoben. 


8 2886. Die von einer Partei behaup- 
teten Thatfachen bebürfen injomweit Teines 
Beweiſes, als fie im Laufe des Rechts⸗ 
ftreit8 von bem Gegner bei einer münd- 
lichen uanend oder zum Protokolle 
eined beauftragten oder erfuckten Richters 
zugeitanden find. ' 

Zur Wirkſamkeit des gerichtlichen Ge⸗ 
ſtändniſſes it defien Unnahme nicht er- 
forderlich. 








8 289. Die Wirkfamleit bes gericht⸗ 
lichen Geftändnifjes wird dadurch nicht 
beeinträchtigt, daß bemfelben eine Be- 

uptung hinzugefügt wird, welche ein 
elbitändiges Ungrilfd- oder Verteidi⸗ 
gungsmittel enthält. 

Inwiefern eine vor Gericht erfolgte 
einräumenbe Erklärung ungeachtet anberer 
zufäglicyer oder einfchränfender Behaup- 
tungen als ein Geftändnis anzufehen fei, 
beitimmt fich nad) der Beicharfenbeit bes 
einzelnen alles. 

8 200. Der Widerruf hat auf bie 
Wirkſamkeit des gerichtlichen Geitänd- 
niſſes nur dann Einfluß, wenn die wider⸗ 
rufende Partei bemeift, Daß das Geſtäünd⸗ 
nis der Wahrheit nicht entipreche und 
duch einen Irrtum veranlaßt fei. In 
biefem Falle verliert bag Geftänbnig feine 
Wirkſamkeit 


— 


8 291. Thatjachen, weiche bei dem 
Gericht offenfundig find, bedürfen feine 
Beweiſes. 





8 292. Stellt das Geſetz für das Vor⸗ 
handenſein einer eine Ver⸗ 
mutung auf, ſo iſt der Beweis des Gegen⸗ 
teils zuläſſig, ſofern nicht das Geſetz ein 
anderes vorſchreibt. Dieſer Beweis kann 
auch durch Eideszuſchiebung nach Maß⸗ 
gabe der 88 446 ff. geführt werden. 


8 203. Das in einem anderen Staate 
geltende Hecht, bie Gewohnheitsrechte und 
Statuten bedürfen des Beweiſes nur im 
jofern, als jie dem Gericht ımbelannt 
find. Bei Ermittelung dieſer Rechtsnov⸗ 
men iſt ba3 icht auf die von ben 
Parteien beigebrachten Nachweiſe nicht ber 
ſchränlt; es ift befugt, auch andere Er⸗ 
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fermtniäquellen zu benußen unb zum Soweit vorbereitende Schriftfähe nicht 
Zwecke emer ſolchen Benutzung das Er | mitgeteilt oder bie anträge in folchen 
forderliche anzuordnen. nicht enthalten find, muß die Verleſung 
auB en ee —ã— rt 2 Unlage 

8 294. Wer eine thatfächliche Behaup⸗ ufügenden Schriftſa olgen. " 
tung glaubhaft zu machen hat, Pr fich „Base gilt von Unträgen, welche 
aller Beweismittel, mit Wusnahme der | Bon er verleſenen in mejentlichen 
Eibeszufchiebung bedienen, auch zur Wer- | Punkten abweiden. 
fiherung an Eibesitatt zugelaffen werben. Die —— dieſer Vorſchriften 

Eine Beweisaufnahme, welche nicht fo- | Hat bie Nicjtberüdfihtigung der Anträge 
fort erfolgen Tann, ift unftatthaft. zur Folge 








. g 208. Someit es ſich nicht um An⸗ 
8 295. Die Verletzung einer das Ver⸗ träne (8 297) handelt, find weſentliche 
fahren und insbeſondere die Form einer ärungen weiche in vorbereitenden 
Frogeßhanbfung betreffenden Vorſchriſt riftjägen nicht enthalten find, ober 
ann nicht mehr gerhat werben, wenn bie RA Ar Abweichungen von dem In⸗ 
Partei auf die Vefolgung ber Vorſchrift halte folcher Schriftfäße, mögen bie 3 
verzichtet, oder wenn jie bei ber nächſten weichungen in Bujäpen, Weglafiungen 
aränblichen Der anblung, welche auf | ober fonitigen Übänderungen beftehen, auf 
mb bed betreiienden erichreng Matte | Antrag durch Seriitjäge, weihe bem 
gefunden hat ober in welcher auf bad | mrutofoit ats Unlage beizufügen find, 
telbe Bezug genommen ift, den Dlangel | zent, uftellen. 

nicht. erligt „a a fie ericjienen gleicher Weife find auf Antrag aud) 
befannt fein mußt elannt Geſtaͤndniſſe ſowie die Erklärungen über 
Die vorftehenbe Beſtimmung kommt nahme ‚oder Burüdihiebung zuge. 

nicht zur Anwendung, wenn Borfchriften io Eibe feſtzuſtellen. 
8 299. Die Parteien können von den 


verlegt find, auf deren Bejolgung eine 
Partei wirffam nicht verzichten Tann. Brozehaften Einficht nehmen unb ſich aus 
9296. Das Gericht kann in jeder benjelben bu den br ar Aus 
Sage beB Nedhtöftreits bie gükfiche Beie | leiien Tciten. Auszage ſchriften er— 
legung desſelben oder einzelner Streit | | Dritten Perſonen kann der Vorſtand 
punkte verfuchen oder die Parteien zum | des Gerichts ohne Einwilligung ber Par⸗ 
| 





Zivede des Sühneverſuchs vor einen ber | teien bie Einficht der Alten nur geitatten, 
auftragten ober erfuchten Richter ver | mem ein — Intereſſe laubhaft 
weijen. gemacht wird. 

Die Entwürfe zu Urteilen, Beſchlüſſen 
und Verfügungen, die zur Vorbereitung 
derſelben gelieferten Urbeiten, ſowie bie 
Schriftftüde, welde Wbitimmungen ober 
Strafverfügungen betreffen, werden weder 
vorgelegt noch abichriftlic) mitgeteilt. 


Bum Zwecke des Sühneverſuchs Tann 
das perſoͤnliche Erſcheinen der Parteien 
angeordnet werden. 





8 297. Die Anträge müſſen aus den 
borbereitenben Schriftſätzen verlefen wer- 


Biweiter Titel. 
Urteil. 


8 300. Iſt ber Nechtöftreit zur Ent , Entfcheibung verbundenen Prozeffen nun 
fcheibung reif, jo Hat das Gericht diefelbe | der eine zur Endentſcheidung reif ift. 
durch rteil zu erlaſſen. — 

Dasſelbe gilt, wenn von mehreren zum | 8 301. Iſt von mehreren in einer 
Zwecke gleichzeitiger Verhandlung und | Klage geltend gemachten Anfprücden nur 
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der eine, oder ift mır ein Teil eines 
Anſpruchs, ober bei erhobener Wiberffage 
nur die lage oder die Widerflage 
zur Endentſcheidung reif, fo hat dad Ge⸗ 
“richt diefelbe durch Endurteil (Zeilurteil) 
zu erlajien. 

Die Erlajfung eines Teilurteild Tann 
unterbleiben, wenn das Gericht fie nad) 
Lage der Sache nicht für angemejjen er- 
achtet. 


— 


8 802. Hat ber Bellagte die Auf⸗ 
rechnung einer Gegenforderung geltend 
gemacht, welche mit der in ber Klage 
gestind gemachten Forderungen nicht 
recyilidem Bufammenhange fteht, fo 
fann, wenn nur die Verhandlung tiber 
die Forderung zur Entideidung reif ift, 
biefe unter Vorbehalt ber Entjcheidung 
über die Wufredinung erfolgen. 

Enthält da3 Urteil feinen Vorbehalt. 
fo kann die Ergänzung des Urteils nad 
Vorſchrift bes 8 321 beantragt werben. 

Da3 Urteil, weiches unter Vorbehalt 
der Entiheibung fiber die Aufrechnung 
ergeht, ift in betreff ber Rechtsmittel und 
der Smangdvollftrefung als Endurteil 
anzujehen. 

In betreff der Aufrechnung, über welche 
die Entfcheidung vorbehalten iſt, bleibt 
ber Rechtsſtreit anhängig. Soweit ſich in 
dem weiteren Verfahren ergiebt, daß ber 
Anſpruch bes Klägers unbegrünbet war, 
ift da8 frühere Urteil aufzuheben, der 
Kläger mit dem Anſpruch abzumeifen und 
über die Koften andermeit zu enticheiden. 
Der Kläger ift zum Erjage des Schadens 
verpflichtet, der dem Bellagten durch die 
Vollftredung des Urteils oder durch eine 
zur Abwendung ber Xollitredinig ge 
machte Leiſtung entftanden ift. Der Be 
tagte kann den Anſpruch auf Schabenz- 
eria in dem anhängigen Wechtäftreite 
geltend machen; wird der Anſpruch nel 
tend gemacht, fo ilt er al3 zur Zeit der 
Bahlung oder Leiſtung rechtshängig ge 
worden anzujehen. 





8 303. zit ein einzelnes ſelbſtändiges 
Angriffs oder Berteidigungsmittel o 
eın Zwiſchenſtreit zur Enticheidung reif, 
jo kann die Eutſcheidung durch Zwiſchen⸗ 
urteil erjulyen, 


— — 


— — 


| 


8 304. ft ein Anfpruch nach Grund 
und Betrag ftreitig, fo kann das Gericht 
über den rund vorab enticheiben. 

Das Urteil ift in betreif der Recht 
mittel als Endurteil anzufchen; das Ge 
richt Tann jedoch, wenn der Anſpruch 
für begründet erflärt ift, auf Antrag an⸗ 
ordnen, daß über den Betrag zu ver 
handeln fei. 





8 305. Durch die Geltendmachung ber 
dem Erben nad) ben 88 2014, 2015 de3 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zuitehenden Ein- 
reden wird eine unter dem Dorbehnlie 
der befchränkten Haftung ergehende Ver⸗ 
urteilung des Erben nicht ausgeſchloſſen. 

Das leide gilt für die Geltend⸗ 
macung ber Einveden, die im alle der 
fortgejegten Gütergemeinichaft dem über- 
lebenden Ehegatten nad dem 8 1489 
Ubi. 2 und den 88 2014, 2015 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zuftehen. 





8 306. PBerzidjtet der Kläger bei ber 
mündlidyen Verhandlung auf den geltend 
gemachten Anſpruch, fo ijt er auf Grund 
des zichts mit dem Anſpruch abzu⸗ 
weiſen, wenn der Vel.agte die Abweiſung 
beantragt. 





8807. Erkennt eine Partei den gegen 
fie geltend gemachten Anfpruch bei ber 
mündlichen Verhandlung ganz oder zum 
Teil an, ſo iſt ſie auf Antrag dem An⸗ 
erkenntniſſe gemäß zu verurteilen. 





8 808. Das Gericht ift nicht befugt, 
einer Partei etwas zuzuſprechen, was nid)t 
beauftragt ift. Dies gilt insbejundere von 
Früchten, Zinſen und anderen Nchenfor- 
derungen. 

Ueber die Verpflichtung, die Prozeß⸗ 
foften zu tragen, hat das Gericht auch 
ohne Antrag zu erlennen. 





8 809. Das Urteil Tann nur von 
denjenigen Richtern gefällt werd.n, welrle 
dem Urteile zu Grunde liegenden 
Verhandlung beigewohnt haben. 





8 310. Die Verfündung des Urteils 
erfolgt in dem Termine, in weichem bie 
mündliche Verhandlung geſchloſſen wird, 
pder in ejuem jojort auzuberaumenden 
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Termine, weicher nicht über eine Woche 
hinaus angeſetzt werden foll. 


8 811. Die Verkündung bes Urteils 
erfolgt durch Vorleſung der urteitaformel. 
Berfäummisurteife, Urteile, melde auf 
Grund eines Anerfenntrifies erlaſſen wer 
ben, fowie Urteile, weiche bie Folge ber 
Surlicnahme der Klage oder des Ber 
Di auf den Klaganſpruch oder welche 

Eintritt der in einem bedingten End⸗ 
urteil ausgedrückten Folgen ausſprechen, 
können verkündet werden, auch wenn die 
Par noch nicht ſchriftlich abge 
aßt i 

Wird die Berlindung ber Entſchei⸗ 
dungeennde für angemeſſen erachtet, ſo 
erfolgt ſie durch Vorleſung der Gründe 
oder durch mündliche Mitteilung bes we⸗ 
ſentlichen Inhalts. 


8312. Die Wirtſan amkeit der Verkün⸗ 
dung eines Urteils iſt von ber Anweſen⸗ 
heit der Parteien nicht abhängig. Die 
Verkündung gilt auch derjenigen Partei 
gegenüber als bewirkt, welche den Termin 
ver eu hat. 

Die Befugnis einer Partei, auf Grund 
eine verfünbeten Urteild da3 Verfahren 
Iortzufehen oder von dem Urteil in an⸗ 
derer Weiſe Gebrauch zu machen, ijt von 
ber Buftellimg an den Gegner nicht ab» 
hängig, jomweit nicht dieſes Geſetz ein an⸗ 
deres beitimmt. 


3 818. Das Urteil enthält: 

1. die Bezeichnung der Parteien, ihrer 
geſetzlichen Bertreter und ber Pro- 
zehbevollmäcdtigten nah Namen, 
Sand oder Gewerbe, Wohnort und 
Parteiftellung; 

2. die Bezeichnung des Gerichts und 
die Namen der Richter, welche bei 
der Enticheibung mitgewirkt haben; 

3. eine. gebrängte Varftellung des Sad 
und GStreitgegenftandes auf Grund» 
fage der mündlichen Vorträge ber 
Parteien unter Hervorhebung der ge 
ſtellten 2 nträge (Thatbeitand) ; 

4. die Entid jeibn ng3gründe; 

b. die von Da elfung des * 
beſtandes und der Entſcheidun 
ſcheidungsgründe äußerli 
dernde Urteilsformel. 

Bei der Darfiellung des Thatbeſtandes 

ift eine Bezugnahme auf den Inhalt ber 


Rechtabuch. IL 








zu —* | 
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vorbereitenden Schriftfäte und auf Die 
m Sitzungsprotokoll erfolgten Feſt⸗ 
—— nicht ausgeſchloſſen. 





8 814. Der Thatbeſtand des Urteils 
liefert rüdfichtlih des mündlichen Par- 
keinorbringend eweis. Dieſer Beweis 
kann nur ed) das Eigungsprotololl ent- 
fräftet werben 


8 318. Das Urteil iſt von den 
Richtern, welche bei der Entſcheidung mit⸗ 
gerviztt haben, zu unterfchreiben. Iſt ein 

ichter verhindert, feine Unterjchrift bei- 
zufügen, fo wirb Died unter Ungabe des 
Verhinderungsgrimded® von dem Bor» 
figenden und bei beilen Verhinderung von 
dem äfteften beifibenden Richter unter dem 
Urteile bemerft. 

Ein Urteil, welches bei ber Verkündung 
noch nicht in voltjtändiger Form abgefalt 


war, ift por Ablauf einer Woche, vom 
Tage der Verkündung an geredjnet, in 
volfftänbiger an etaflung dem Gerichts 
jchreiber zu übergeben. 

Der Gerichtichreiber hat auf dem Ur 
teile den Tag der Berfündung zu bes 
merlen und diefe Bemerkung zu unter⸗ 
Ichreiben. 





8 316. Der Geruhtsichreiber Hat bie 
verlündeten und unterfchriebenen Urteile 
in ein Verzeichnis gu bringen. Das Ber- 
geinis wird an beitimmten, von bem 

orjigenden im voraus ſeſtzuſetzenden 
Wocentagen mindeſtens auf Die Dauer 


. einer oe | in der Gerichtöfchreiberei aus- 


gehängt. 

der Gerichtsſchreiber hat auf dem Ur⸗ 
teile den Tag des Aushangs zu bemerken 
und dieſe Bemerkung zu unterſchreiben. 





8 317. Die Zuſtelung der Urteile 
erfolgt auf Betreiben der Parteien. 

Solange das Urteil nicht verkündet und 
nicht unterſchrieben iſt, dürfen Ausfer⸗ 
tigungen, Auszüge und Abſchriften des— 
ſelben nicht erteilt werden. 

Die Ausfertigungen und Auszüge der 
Urteile ſind von dem Gerichtsſchreiber 
u unterſchreiben und mit dem Gerichts⸗ 
Kegel zu bverjehen. 

8 818. Das Gericht ift an bie Ent⸗ 
ſcheidung, welde in dem von ihm cr 
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laſſenen End- und Bmwilchenurteilen ent⸗ 
halten iſt, gebunden. 


8319. Schreibfehler, mechnungẽefehler 
und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten, 
welche in dem Urteile vorkommen, ſind 
iebergeit ı von bem Gerichte aud) von Amt’ 
wegen zu berichtigen. 

Ueber bie Berici gung Taun ohne vor» 
gängige mündlide Verhandlung entſchie⸗ 
en werden. Der Beſchluß, welcher eine 
Berichtigung ausipricht, wird auf bem 

Urteil und den Uusfertigungen bemerkt. 

Gegen ben Beichluß, burch welchen ber 
Untrag auf Berichtigung zurldgemiefen 
wird, Findet fein tämittel, gegen ben 
Beſchluß, welcher eine Berichtigung aus⸗ 
fpricht, findet ſofortige Veſchwerde ſtatt. 








8 320. Enthält der Thatbeſtand des 
Urteil Unrichtigleiten, welche nicht unter 
die Beitimmung bes vorfiehenden Para- 
graphen fallen, Auslaffungen, Dunkel⸗ 
heiten ober Wider prũche, jo kann bie 


riſt ba Bene mit dem Tage bed 
ni es, in welches 


wegen Schriftſatz muß den Antrag auf 
Berichtigung und die Ladung bes Gegners 
zur mind! Verhandlung enthalten. 
Das Gericht entſcheidet ohne vorgängige 
Betveisaufnahme. Bei ber Entf&eibung 
mirfen nur diejenigen Richter mit, welche 
ei dem Urteil mitgewirkt haben. Iſt 
ein Richter berhinbert, fo giebt bei Stim- 
mengleichheit die Stimme bed Borfigen- 
ben und bei deſſen Verhinderung die 
Stimme be3 neften Dick erö ben Aus⸗ 
ſchlag. Eine Anf ung De Beſchluſſes 
finbet nicht ſtatt. eſchluß, welder 
Berichtigung ausſpricht, wird auf 
dem Urteil und den Uusfertigungen be 
merft. 
Die Berichtigung des Thatbeitandes hat 
eine Wenderung des übrigen Teils des 
Urteil nicht zur Folge 





8 821. Wenn ein nach bem urfprüng- 
lich feſtgeſtellten oder nachträglich beri 
tigten Thatbeſtand von einer Partei gel⸗ 
tend gem Haupt⸗ oder Nebenan⸗ 
ſpruch, oder wenn der Koſtenpunkt bei 
der Entſcheidung ganz ober teilweiſe über- 
gangen ilt, fo iſt auf Antrag das Urteil 


— nachträgliche ſcheidung zu er- 
8 

De nachträgliche Entſcheidung muß 
binnen einer einwöchigen Friſt, welche mit 


ber Zuſtellung des —* beginnt, durch 
Buftellung eines Schriftſatzes beantragt 


Der ritet muß den —& auf 
Ergänzung und die Ladung des Gegners 
zur mündlichen Verhandlung enthalten. 
te mündliche Verhandlung hat nur 
ben nicht erledigten Teil bed echtsſtreits 
zum Gegenſtande. 


8322. Urteile find ber Rechtskraft 
nur inſoweit fähig, als über den burd) 
die lage oder durch die Widerklage er- 
hobenen Anſpruch entſchieden iſt. 





Hat der Venagte die Aufrechnung einer 


Gegenforderung eltend gemacht, ſo iſt 
die Entſcheidung, daß die oe Ds Beraon 
nicht beiteht, hr ur Betrags, 
für welchen die Aufrechnung geltend ge⸗ 
macht worden iſt, der Rechtskraſt fähig. 


8 328, Tritt i cam Falle ber —— 
rn nfti ig werbenden wieder⸗ 
renden engen eine  wejentliche 
Yenberung derjenigen Berhältuilie © 3. 
welche für die Verurteilung te Betinm 
tung der Seiftungen, für die eimmung 
ber Höhe der Leiftungen. oder der Dauer 
ihrer Entrichtung maßgebend waren, fo 
iſt jeder Teil berechtigt, im Wege ber 
Klage eine entiprechenbe Abänderung des 
Urteil3 zu verlangen. 

Die Klage iſt nur infoweit zuläflig, als 
bie ©ründe, auf 55 ſie geſtützt wird, 
erſt mach dem Schluſſe ber mündlichen 
Verhandlung, in der eine Erweiterung 
bes Aagantrags ober ber Geltendmachung 
von Einwendungen fpäteftend Hätte er- 
folgen müſſen, entftanden find und durch 
Einip nicht mehr geltend gemacht 
werden Tönnen. 

Die Abänderung des Urteil darf nur 
er die Beit nad) Erhebung ber Klage 

olgen. 








Eioilprogekorbnung. 88 324 bis 328, 


8 824. Iſt bei einer nach den 88 8:3 
bis 845 oder nad) den 88 18781588 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs erjolgten 
Berurteilung zur Entrichtung einer Geld⸗ 
rente nicht auf Sicherheitäleihung erkannt, 
ſo kann Berechtigte gleichwohl Sicher 
heit3feiftung verlangen, wenn ſich Die Ber- 
mögendverhältniffe bed Verpflichteten er- 
heblich verichlechtert Haben; unter der 
gleichen Borausjegung kann er eine Er- 
höhung der in dem Urteile beitimmten 
Sicherheit verlangen. 


8 325. Das rechtskräftige Urteil wirkt 
für —A die Fe na und ae 
jenigen Berjonen, welche na n⸗ 
tritte der Rechtshaͤngigleit ehtznacen 

er der Parteien geworden ſind oder den 

eſißz der in Streit befangenen Sache 
in ſolcher Weiſe erlangt haben, daß eine 
der Parteien oder ihr Rechtsnachfolger 
mittelbarer Beſitzer geworden iſt. 

Die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts 
zu gunjten derjenigen, welche Rechte von 
einem Nichtberechtigten herleiten, finden 
entjprechende Anwendung. 

Betrifft dad Urteil einen Anſpruch aus 
einer eingetragenen Reallaſt, Hypothek, 
Grundſchuld oder Rentenſchuld, jo wirkt 
eö im Galle einer Veräußerung des be 
laſteten Grundſtücks in —** des 
Grundſtücks gegen den Rechtsnachfolger 
auch dann, wenn dieſer die Rechtshängig— 
keit nicht gekannt hat. Gegen ben Er⸗ 
ſteher eines im Wege der Zwangsver⸗ 
ſteigerung veräußerten Grundſtücks wirit 
das Urteil nur dann, wenn die Rechts⸗ 
haͤngigkeit ſpäteſtens im Berjteigerungs- 
termine vor der Aufforderung zur Ab« 
gabe von Geboten angemeldet worben ijt. 


8 326. Ein Urteil, das zwiſchen einem 
Vorerben und einem Dritten über cinen 
gegen den Vorerben al3 Erben gerichteten 

njpruch oder über ein der Nadjerbjolge 
unterfiegenden Gegenſtand ergeht, wirkt, 
fofern es vor bem Eintritte der Nadjerb- 
folge rechtöfräftig wird, für den Nach- 








Ein Urteil, da3 zwiſchen einem Vor⸗ 
erben unb einem Dritten über einen ber 
Nacherbfolge unterliegenden Gegenitand 
ergeht, wirkt gegen ben Nadjerben, 
fofeın ber Vorerbe befugt ijt, ohne Zu 

immung des Nadjerben über den Gegen- 

zu verfügen. 
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327. Ein Urteil, daß zwiſchen einem 
Teitament3voliftreder und einem Britten 
über ein ber Verwaltung de3 Teſtaments⸗ 
voltftreder8 unterliegende3 Recht ergeht, 
wirkt für umd gegen den Erben. 

Tas Gleiche gilt von einem Urteile, 
weiche zwiſchen einem Teſtamentsvoll⸗ 
fireder und einem Dritten über einen 
gegen den Nachlaß gerichteten Anſpruch 
ergeht, wenn der Teſtamentsvollſtrecker 
zur Sprung des Rechtsſtreits beredy 
tigt iſt. 


8 328. Die Unerlennung des Urteils 
eined ausländiihen Gerichts iſt ausge 
ſchloſſen: 

1. wenn die ichte des Staates, dem 
das ausländiſche Gericht angehört, 
nach den beuticen Geſetzen nicht zu⸗ 
ſtändig ſind; 

2. wenn der unterlegene Beklagte ein 
Deutſcher iſt und ſich auf den Bro» 
eb nicht eingelafien hat, fofern bie 

Prozeß einleitende “obung ober 
Verfügung ihm weder in bem Staate 
des Prozeßgerichts in Perſon noch 
durch Gewährung deutſcher Rechts⸗ 
hülfe zugeſtellt iſt; 

3. wenn in dem Urteile zum Nachteil 
einer deutſchen Partei von den Vor⸗ 
ſchriften des Artikels 13 Abſ. 1, 3 oder 
rungsgeſetzes zum Bürgerlichen Ge⸗ 
ber Artikel 17, 18, 22 des Einjüh- 
ſetzbuch oder von ber Verſchriſt des 
auf den Artilel 13 Abſ. 1 bezüg- 
liches Teiles des Artikel 27 Des- 
jelben Geſetzes oder im alle de 
Artifel 9 Abſ. 3 zum Nachteile der 
Ehefrau eines jür tot erflärten Auge 
länder von der Vorjchrift des Ur- 
tifef 13 Abſ. 2 abgewichen iſt; 

4. wenn bie Anerkennung des Urteils 
gegen die guten Gitten ober gegen 
den Zweck eines beutfchen Geſepes 
verſto würde; 

5. wenn die Gegenſeitigkeit nicht ver⸗ 
bürgt iſt; 

Die Vorſchriften der Nr. 5 ſteht der 
Anerkennung des Urteild nüht entgegen, 
wenn dag Urteil einen nicht vermögens- 
rechtlichen Unfpruch betrifft und nach den 
deutſchen Geſetzen ein Gerichtsjtand ım 
Inlande nicht begründet war. 


u — — — 
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8329. Tie auf Grund einer miünd- 
fihen Verhandlung ergehenden Befchlüfie 
des Gerichts müſſen verkündet werden. 

Die Vorſchriften der 88 309, 310 finden 
auf Beſchlüſſe des Gerichts, die Vor⸗ 
ſchriften der 88 312, 317 auf Beſchlüſſe 
des Gerichts ımd auf Verfügungen des 
Vorjigenden, ſowie eines beauftragten oder 


erjuchten Nichter3 entiprechende Anwen⸗ 
un 


g. 

Nicht verkündete Beſchlüſſe des Gerichts 
und nicht verkündete Verfügungen des 
Vorſitzenden und eines beauftragten oder 
erſuchten Richters ſind den Parteien von 
Amtswegen zuzuſtellen. 





Drirter Titel. 
Verſäumnisurteil. 


8 330. Erſcheint ber Kläger im Ter⸗ 
mine zur mündlichen Verhandlung nicht, 
fo it auf Antrag da3 Verſäumnisurteil 
dahin zu erlaſſen, dab der Kläger mit 
der Klage abzumeijen fi. 


8 831. Beantragt ber Kläger gegen 
den im Termine zur mündlidyen Verhand⸗ 
lung nicht erichienenen Beklagten das Ver⸗ 
läumnisurteil, fo ift das thatſächliche 
mündliche Vorbringen des Klägers als 
zugeitanden anzunehmen. 

Soweit dasſelbe Klagantrag rechte 
fertigt, ift nach) Dem Untrage zu erfennen; 
foweit dies nicht der Fall, Ni die lage 
abzuweiſen. 


8 832, Als Verhandlungstermine im 
Sinne der vorjtehenden Paragraphen find 
auch diejenigen Zermine anzujehen, auf 
welche die mündliche Verhandlung ber» 
tagt ijt, oder weiche zur Fortſetzung der- 
eiben vor ober nad) dem Erlafje eines 
Beweisbeſchluſſes beſtimmt jind. 


8 333. Als nicht erſchienen iſt auch 
diejenige Partei anzuſehen, welche in dem 
Termine zwar erſcheint, aber nicht ver⸗ 
handelt. 


8 334. Wenn eine Partei in dem 
Termine verhandelt, ſich jedoch über 
Thatjachen, Urkunden oder Eideszuſchie⸗ 
bungen nicht erffärt, jo finden die Bor 
Ichriften dieſes Titels feine Anwendung. 


8 335. Der Untrag auf Erlaſſung 

eine? Berfäumnisurteil3 ift zurüdzu- 
weilen, unbejdjadet des Rechts der er 
jhienenen Partei, die Vertagung der 
mündlihen Verhandlung zu beantragen: 
1. wenn die erfchienene Partei die vom | 

Gerichte wegen eines von UAmts⸗ 











— — — 











wegen zu berückſichtigenden Umſtan⸗ 
des erforderte Nachweiſung nicht zu 
beſchaffen vermag; 

2. wenn die nicht erſchienene Partei 
nicht ordnungsmäßig, insbeſondere 
nicht rechtzeitig geladen war; 

3. wenn der nicht erſchienenen Partei 
ein thatſächliches mümdliches Vor⸗ 
bringen oder ein Antrag nicht recht⸗ 
zeitig mittelſt Schriftſatzes mitgeteilt 


war. 

Wird die Verhandlung vertagt, ſo iſt 
die nicht erſchienene Partei zu dem neuen 
Termine zu laden. 

336. Gegen den Beſchluß, durch 
welchen der Antrag auf Erlaſſung des 
Verſaäummisurteils zurückgewieſen wird, 
findet ſofortige Beſchwerde ſtatt. Wird 
der Beſchluß aufgehoben, ſo iſt die nicht 
erſchienene Partei zu dem neuen Termine 
nicht zu laden. 


8337. Das Gericht kann von Amts⸗ 
wegen die Verhandlung über den Antrag 
auf Erlaſſung des Verſäummisurteils ver⸗ 
tagen, wenn es dafür hält, daß die von 
dem Vorſitzenden beſtimmte Sinlajfungd- 
oder Ladungsfriſt zu Turz bemefjen, oder 
daß die Partei durch Naturereigniife oder 
durch andere unabwendbare Zufälle am 
Erſcheinen verhindert worden ſei. Die 
nicht erſchienene Partei iſt zu dem neuen 
Termine zu laden. 








8 338. Die Partei, gegen welche ein 
Berfäumnigurteif erlajjen iſt, fteht gegen 
dasſelbe der Einſpruch zu. 


8 339. Die Einſpruchsfriſt beträgt 
zwei Wochen; fie ift eine Notfrift und 
beginnt mit der Zuſtellung des Ver 
ſäumnisurteils. 
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Muß die Zuftellung im Ausland oder 
durch öffentlihe Belanntmadıng er» 
folgen, jo hat da3 Gericht die Einſpruchs⸗ 
frift im Verfäumnisurteile oder nachträg⸗ 
lich durch bejonderen Beſchluß, weldjer 
ohne vorgängige mündliche Verhandlung 
erlaſſen werden kann, zu beſtimmen. 


8 340. Die Einlegung des Einſpruchs 
erfolgt durch Zuftellung eines Schrift- 
fages. Derjelbe muß enthalten: 

1. Die Bezeidmung bes Urteils, gegen 

welches der Einſpruch gerichtet wird; 

2. die Erflärung, daß gegen dieſes Ur 

teil Einſpruch eingelegt werde; 

3. die Ladung des Gegners zur münd⸗ 

fihen Verhandlung über die Haupt- 


ſache. 

Der Schriftſatz ſoll zugleich dasjenige 
enthalten, was zur Vorbereitung der Ver⸗ 
on über die Hauptſache erforder- 
ich iſt. 


8 341. Das Gericht hat von Amts- 
megen zu prüfen, ob der Einfprudy au 
fi) ftatthaft und ob er in der geſetzlichen 
Form und Friſt eingelegt ſei. Fehlt es 
an einem dieſer Erforderniſſe, ſo iſt der 
Einſpruch als unzuläſſig zu verwerfen. 


8342. Iſt ber Linſpruch zulälfig, ſo 
wird der Prozeß in die Lage zurüd« 
verſetzt, in weldyer er ſich vor Eintritt ber 
Berfäumnis befand. 


343. Inſoweit die Entſcheidung, 
welche auf Grund der neuen Verhandlung 
zu erlaljen ift, mit der in dem äums 
nisurteil enthaltenen Entſcheidung über- 
einitimmt, iſt auszufprechen, daß Diele 
Entſcheidung aufrecht zu erhalten jet. 
Inſoweit dieſe Borausjegung nicht zur 
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trifft, wird ba3 Verſäumnisurteil in dem 
neuen Urteil aufgehoben. 


8 344. Sit das Verſäumnisurteil m 
gejeglicher Weife ergangen, jo find bie 
durch bie Verſäumnis veranlaßten Koſten, 
oweit fie nicht durd) einen unbegründeten 

iderſpruch des Gegners entſtanden find, 
der ſäumigen Partei auch dann aufzuer- 
legen, wenn infolge des Einſpruchs eine 
abändernde Entſcheidung erlaſſen wird. 


8 345. Einer Partei, die den Ein⸗ 
hat, aber in der zur 
handlung beſtimmten 
Sigimg oder in derjenigen Sitzung, auf 
welche die Verhandlung vertagt ift, nicht 
erjcheint oder nicht zur Hauptſache ver- 
handelt, fteht gegen das Berjäumnisurteil, 
Duvd) welches der Einſpruch verworfen 
wird, ein meiterer Einſpruch nicht zu. 


8 346. In betreff des Verzichts auf 
den Einſpruch und der Zurücknahme des- 
jeiben finden die Vorſchriften über den 
Verzicht auf die Berufung und über die 
Zurücknahme berjelben entiprechende An⸗ 
wendung. 








ſpruch eingelegt 
mündlichen 





8 3417. Die Vorſchriften diejes Titels 
finden auf das Verfahren, welches eine 
Widerflage ober die Beſtimmung bed Be- 
trage eines dem Grunde nad) bereits 
feftgeitellten Unfpruch® zum Gegenftande 


hat, entjprechende Anwendung. 
War ein Termin nit, ur Ver⸗ 
nit bes 
erjäume 


handlung über einen Zwiſ 

jtimmt, jo beichräntt ji das 
nisverfahren und das Xerfäumnisurteil 
auf die Erledigung dieſes Zwiſchenſtreits. 
Die VBorfchriften diejes Titels finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


Vierter Titel. 


Vorbereitendes Verfahren in Rechnungsſachen, Auseinanderſetzungen 
und ähnlichen Prozeſſen. 


8 348. Stellt ſich in Prozeſſen, welche 
die Richtigkeit einer Rechnung, eine Ver⸗ 
moögensauseinanderſetzung oder ähnliche 


Verhältniffe zum Gegenftande haben, eine 
erhebliche Zahl von jtreitigen Anſprüchen 
oder von jtreitigen Erinnerungen gegen 


Redmung oder gegen ein Inventar her- 


aus, fo lann das Prozeßgericht ein vor- 
bereitendes Verfahren vor cinem beauf- 
tragten Richter anordnen. 





8 349. Bei ber Berfindung des Bo 
fchlujfes, durch welchen das vorbereitende 
Verfahren angeorbuet wird, ift durch den 
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Vorſitzenden ber beauftragte Nichter zu 
bezeidmen unb der Termm zur Erledi- 
gung des Beſchluſſes zu bejtimmen. Sit 
die Terminsbeitimmung unterblieben, fo 
erfolgt fie durch den beauftragten Richter; 
wird biefer verhindert, den Auftrag zu 
vollziehen, fo ernennt der Vorfigende ein 
anderes Mitglied. 


8 350. In dem vorbereitenden Ber 

fahren iſt zu Protokoll feitzuftellen: 

1. welche Anſprüche erhoben und welche 
Angriffe und Verteidigungsmittel 
mittel geltend gemacht werden; 

2. welche Anſprüche und melde An- 
griff und Verteidigungsmittel ftrei- 
tig oder unſtreitig Fb 

3. in Unfehung der beitrittenen An—⸗ 
ſprüche ımd ber beitrittenen An⸗ 
geilfe- und Verteibigungsmittel das 

achverhältnis nebit den von den 
Parteien bezeichneten Beweismitteln, 
den geltend gemachten Beweisein⸗ 
reden, ben abgebenen Erflärungen, 
über Beweismittel und Bemeisein- 
reden und den geftellten Unträgen. 

Das Berjahren richtet ſich nad) den 

Vorſchriften, weldde zur Anwendung kom⸗ 
men würden, wenn der Rechtsſtreit vor 
einem Umtögerichte anhängig wäre; bas«- 
ſelbe ift fortzufepen, bis der Rechtsſtreit 
ſelbſt oder ein Bwilchenftreit zur Er- 
laſſung eine Urteild oder eines Beweis⸗ 
beſchluſſes reif erjcheint. 


8 351. Ericheint eine Partei in einem 
Termine vor dem beauftragten Richter 
nicht, fo hat diejer das Vorbringen ber 
erihiemenen Partei in Gemäßheit der Be⸗ 
fimmmgen des vorftehenden Para- 
graphen zu Protokoll tejtauftelten und 
einen neuen Termin anzuberaumen. Die 
nicht erfchienene Partei ift zu dem neuen 
Termine unter Mitteilung einer Abfchrift 
bes Protofloll3 zu laden. 

Erſcheint die Bartei auch in dem neuen 





Termine nicht, jo gelten die in dem zus 
geftellten Protololle enthaltenen thatſäch- 
lien Behauptungen des Gegners als zu⸗ 
eitanden und ift das vorbereitende Ber- 
Ihren bezüglich berfelben nicht weiter 
ortzufegen. 


8 352. Nah bem Schluſſe des vor- 
bereitenden Verfahrens it der Termin 
ur mündlichen Verhandlung vor dem 
rogeßgerihte von Amtswegen zu be 
ſtimmen ımb ben Parteien belannt zu 
machen. 


& 358. Bei der mündlichen Verhand⸗ 
fung haben die Parteien das Ergebnis 
des vorbereitenden Verfahrens auf Grund 
des Protofoll3 vorzutragen. 

ft eine Partei nicht erfchienen, fo find 
Anſprüche, welche fich in dem borbereiten- 
ben Verfahren als unſtreitig ergeben 
haben, durch Teilurteil zu erledigen. Im 
übrigen ijt auf Antrag ein VBerjäumntis- 
urteil zu erlafjen. 


8 854. Eine vor bem beauftragten 
Richter ımterbliebene oder verweigerte Er- 
Härung über Thatjachen, Urkunden oder 
Eideszufhiebimgen lann in der münd- 
lichen Berhandlung nicht mehr nachgeholt 
werben. Erflärungen einer vor dem be- 
auftragten Nichter erfchienenen Partei 
md nur infomweit als unterblieben anzu- 
ſehen, ald die Partei von dem Richter 
ur Abgabe einer Erflärung aufge 
P ebert worden. ift. 

Anſprüche, Angriffe und Berteibi- 
gungömittel, Beweismittel und Beweis⸗ 
einreben, welche zum Protokolle des be 
auftragten Richter nicht teftgeftett find, 
fönmen in ber mündlidyen Berhandlung 
nur geltend gemacht werden, wenn glaub» 
haft gemadyt wird, daß diefelben erit 
Ipäter entitanden oder der Partei befannt 
geivorden feien. 











Fünfter Titel. 
Allgemeine Beftimmungen über die Beweisaufnahme. 


8 355. Die Beweisaufnahme erfolgt 


Eine Anfechtung des Befchluffes, durch 


por dem Prozekgerichte. Sie ift nur in | welchen die eine oder die andere Art 


den bus) biejes Geſetz beitimmten Fällen 
einem Mitgliede des Prozebgericht3 oder 
einem anderen Gerichte zu übertragen. 


Bemweisaufnahme angeorbnet wird, findet 
nicht Statt. 














Civilprogekordnung. 88 356 bis 368, 


8 356. Steht der Aufnahme des Be- 
weile ein Hindernis von ungewiſſer 
Dauer entgegen, jo iſt auf Antrag eine 


beitinmen, nach berem chte, 


Friſt u ' 

loſem Wblaufe das Beweismittel nur be» 
nußt werden Tann, wenn baburd) das 
Verfahren nicht verzögert wird. 


8 357. Den Parteien ift geftattet, der 
Bemweisaufnahme beizumohnen. 


8 358. Crfordert die Beweisaufnahme 
ein bejonderes erfahren, jo ift dasſelbe 
durch Beweisbeſchluß anzuordnen. 


8 359. Der Beweisbeſchluß enthält: 

1. die Bezeichnumg ber ftreitigen That» 
ſachen, über welche ber Beweis zu 
erheben ift; 

2. die Bezeidnung der Beweismittel 
unter Benennung ber zu vernehmen- 
den geugen und Sachverſtändigen; 

. Die Bezeichnung der Partei, welche 
fih zum Nachweiſe oder zur Wider- 
legımg thatjädjlicher Behauptungen 
auf das Beweismittel berufen hat; 

4. die Eibesnorm, wenn die Abnahme 
eine3 zurüdgeichobenen Eides ange⸗ 
ordnet wird. 


8360. Vor Erledigung des Beweis⸗ 
beſchluſſes Tann von feiner Partei eine 

















Wenderung besjelben auf Grund der 
früheren Verhandlungen beantragt wer⸗ 
den. 

8 861. Soll bie Beweisaufnahme 


duch em Mitglied des Prozeßgerichts 
erjolgen, jo wird bei der Verkündung 
des Beweisbeſchluſſes durch den Vor— 
ſitzenden der beauftragte Richter bezeichnet 
und der Termin zur Beweisaufnahme 
beſtimmt. 

Iſt die Terminsbeſtimmung unter⸗ 
blieben, fo erfolgt ſie durch den beauf⸗ 
tragten Richter; wird berjelbe verhindert, 
den Auftrag zu vollziehen, jo ernennt 
der Vorſitzende ein anderes Mitglied. 


8 362. Soll bie Beweisaufnahme 
duch ein ambderes Gericht erfolgen, fo 
iſt da3 Erſuchungsſchreiben von bem Bor- 
figenden zu erlajjen. 

Die auf die Beweisaufnahme ſich be- 
iehenden Verhandlungen werden in Ur- 
* von dem erſuchten Richter dem 
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Gerichtäjchreiber des Prozeßgerichts über- 
fendet, welcher die Tarteien von bem 
Eingange benachrichtigt. 


8 363. Soll die Beweisaufnahme im 
Auslande erfolgen, jo hat ber Borfigenbe 
die zuftändige Behörde um WUufnahme 
des Beweiſes zu erjuchen. 

Kann bie Beweisaufnahme durch einen 
Reichskonſul erfolgen, fo iſt das Erjuchen 
an diejen zu richten. 


8 864. Wirb eine ausländiihe Be 
yon erjucht, ben Beweis aufzımehmen, 








o kann eriht anordnen, daB ber 
Bemweisführer das Erſuchungsſchreiben zu 
bejorgen ımb die Erledigung bes 
juchen3 zu betreiben habe. 


Das Gericht kann U auf die Anord⸗ 
nung beichränfen, daß der Beweisführer 
eine den Geſetzen des fremden Staates 
entiprechende öffentlich Urkunde über bie 
Bemweisaufnahme beizubringen habe. 

In beiden Fällen ift in dem Beweis⸗ 
beichluffe eine Frift Ri beſtimmen, binnen 
welcher von dem Beweisführer die Ur- 
funde auf der Gerichtzfchreiberei nieder- 
äufegen it. Nach tloſem Wblaufe 
iefer Friſt kamm die Urkunde nur benugt 
werben, wenn dadurch das Verfahren 
nicht bergögert wird. 

er Beweisführer hat den Gegner, 
wenn möglich, von dem Orte und ber 
geit ber Beweisaufnahme fo zeitig in 
ennini3 zu ſetzen, daß berfelbe feine 
Nechte in geeigneter Weije wahrzunehmen 
vermag. Iſt die Benachrichtigung unter- 
blieben, fo hat das Gericht zu ermeilen, 
ob und inwieweit der Beweisführer zur 
—A der Beweisverhandlung berech⸗ 
tigt ſei. 


8365. Der beauftragte oder erſuchte 
Richter iſt ermächtigt, ana id) ſpäter 
Gründe ergeben, melde bie Beweisauf⸗ 
nahme durch ein anderes Gericht ſach⸗ 
gemäß erfcheinen laſſen, dieſes Gericht 
um bie Aufnahme bed Beweiſes zu er- 
juhen. Die Barteien find von dieſer 
Verfügung in Keuntnis zu jegen 


866. Erhebt fich bei ber Beweis⸗ 
aufnahme vor einem bemuftragten oder 
erjuchten Nichter ein Streit, von deſſen 
Erledigung die Fortfegung ber Beweis 
aufnahme abhängig und zu deſſen Ent⸗ 
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t. 

ermin zur mündlichen Verhand⸗ 
fung über ben Smifchenftreit ft von 
Umtsmwegen zu beftimmen unb den PBar- 
teien befannt zu machen. 


8 367. Erſcheint eine Bartei ober er- 
ſcheinen beide Parteien in dem Termine 
zur Beweisaufnahme nicht, fo ift die Be⸗ 
weisaufnahme gleichwohl injomweit zu be- 





wirken, als die nach) Lage.der Sache ge 
ſchehen kann. 
Eine nachtragliche Beweisaufnahme 


oder eine eunand gns der Beweis⸗ 
aufnahme iſt bis zum Schluſſe derjenigen 
mündlichen Verhandlung, auf welche das 
Urteil ergeht, auf Antrag anzuordnen, 
wenn das Verfahren dadurch nicht ver- 
zögert wirb oder wenn bie Partei glaub» 
haft macht, daß fie ohne ihr Verſchulden 
auper ftande geweſen jei, in dem früheren 
Termine zu erfcheinen, und im alle des 
Antrags auf Vervollftämdigung, daß durch 
ihr Nichterſcheinen eine weſentliche Un- 
vollſtändigkeit der Beweisaufnahme ver- 
anlaßt ſei. 

8 368. Wird ein neuer Termin zur 
Beweißaufnahme oder zur Fortſetzung 


Civilprozekordnung. 88 367 bis 374. 


derfeiben erforderlich, fo ift diefer Ter- 
min, aud) wenn der Beweisführer oder 
beibe Parteien in dem früheren Termine 
nicht erichienen waren, von Amtswegen 
zu beftimmen. 





8 369. Entſpricht bie von einer aus⸗ 
ländifchen Behörde vorgenommene Be⸗ 
weisaufnahme den für ba3 Prozeßgericht 
geltenden Geſetzes, jo Tann daraus, daß 
fie nah ben ausländiſchen Gejegen 
mangelhaft tft, fein Einwand entnommen 
iverden. 





8 370. Erfolgt die Beweisaufnahme 
vor dem Prozeßgerichte, jo ijt der Ter⸗ 
min, in meldyem bie Beweisaufnahme 
ftatifindet, auoleic) zur Fortſetzung der 
mündlichen erhandlung bejtimmt. 

Sn ben Beweisbeſchluſſe, welcher an- 
orbriet, daß die Beweisaufnahme vor 
einem beauftragten oder erjuchten Richter 
erfolgen folle, kann zugleich der Termin 
zur Fortſetzung ber mündlichen Verhand- 
lung vor dem Fengehgerichte beitimmt 
werden. Iſt dies nicht geichehen, jo wird 
nah Beendigung der Beweisaufnahme 
diefer Termin von Amtswegen beftimmt 
und den Parteien bekannt gemadit. 





Sechſter Titel. 
Beweis durch Augenicein. 


8 371. Die Untretung bes Beweiſes 
durch Augenſchein erfolgt durch Die 
eidmung des Gegenſtandes bed Augen⸗ 
—** und durch die Angabe der zu be 
weilenden Thatjachen. 


8 372. Das Prozeßgeriht kann an» 
ordnen, daß bei ber Cinnahme bes 





Augenſcheins ein oder mehrere Sadjver- 
findige zuzuziehen len, 
Es kann einem Dlitgliede des Prozeß⸗ 
gerichts oder einem anderen Gerichte die 
innahme des Augenfcheind übertragen, 
auh Die Emennung der zuzuziehenden 
Sachverſtändigen überlaſſen. 





Siebenter Titel. 
Zeugenbeweis. 


8373. Die Yintreiung beb Beugenbe- 
weijes erfolgt durch die ennumg ber 
Beugen und bie Bezeichnung der That- 
fachen, über melde Die Vernehmung der 
Beugen ftattfinden ſoll. 





874. Die VBernehmung neue: Brugen, 
m nad) Erlafjung eine Beweis⸗ 








befätufies bezüglich der in demjelben be⸗ 
zeidmeten ftreitigen Thatfachen benannt 
iverden, ift auf Antrag zurüdzumelfen, 
wenn burd) die Vernehmung die Erledi⸗ 
gung bes Vtechtöftreit® verzögert werben 
würde und das Gericht die Ueberzeugung 
gewinnt, daß die Partei in ber Abſicht, 
den Prozeß zu verfchleppen, oder aus 








Givilprozehorbiung. $$ 375 bis 381. 


grober Radjläffigleit die Zeugen nicht 
früher benannt hat. 


8 375. Die Aufnahme bes Beugen- 
beweijes kann einem Witgliede des —* 
zeßgerichts oder einem anderen Gericht 
übertragen werden: 
1. wenn zur Ausmittelung der Wahr⸗ 
heit die Vernehmung des Zeugen an 
Ort und Stelle dienlich erſcheint; 
2. wenn die tBaufmahme vor dem 
Prozeigericht erheblichen Schwierig⸗ 
teiten unterliegen würde; ° 
8. wenn der Beuge verhindert fit, vor 
dem Prozebgerichte zu ericheinen; 
3. wenn der Deuge in großer Ent⸗ 
fernung von dem Sitze des Prozei- 
gerichtd ſich aufhält. 
Die Landesherren und die Ditglieder 
der landesherrlidien Familien ſowie die 
Mitglieder ber Yürftlichen Familie Ho⸗ 
enzollern ie duch ein Mitglied des 
Srozeßgerihht3 oder durch ein anderes 
Gericht in ihrer Wohnung zu vernehmen. 
Das Gleiche gilt in Anjehung der Dit- 
glieber des vormaligen Hannoverſchen 
õnigshauſes, des rormaligen Kurheſſi⸗ 
ſchen und des vormaligen Herzoglich 
Naſſauiſchen Fürftenhaufes, 


8376. Deffentliche Beamte, auch 
wenn ſie nicht mehr im Dienſte 
ſind, dürfen über Umſtände, auf welche 
ſich ihre Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit 
bezieht, als Zeugen nur mit Genehmigung 
ihrer vorgeſetzten Dienſtbehörde oder der 
ihnen zuletzt vorgeſetzt geweſenen Dienft- 





behörde vernommen werben. Für den 
Neichstanzler bedarf es der Genehmigung 
de3 Kaiſers, für die Minifter der Genehmi- 


gung des Yandesherrn, für bie Mitglieder 
der Eenate der freien Hanfeltäbte ber 
nn des Senge 

ie Genehmigung darf nur verſagt 
werden, wenn die Üble ung bes Beuor 
nifje® dem Wohle bes Reichs oder eines 
Bundesflnates Nachteil bereiten mürbe. 
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1. die Bezeichnung der Parteien; 

2. den Gegenjtand der Dernehmung; ° 

3. die Anweiſung, zur Wblegung des 
Zeugniſſes bei Vermeidung der durch 
da3 Geſetz angedrohten trafen in 
dem nad, Zeit und Ort zu bezeid- 
nenden Termine zu erichemen. 





8 878. Die Ladung einer dem aktiven 
Heere ober ber altiven Marine ange 
örenden Berfon des Goldatenftandes ala 
euge erfolgt durch Erfuchen der Militär» 
behörbe. 





8 879. Das Gericht Tann die Ladung 
davon abhängig. machen, daß ber Be» 
weisführer einen Vorſchuß zur Dedung 
der Staatskaſſe wegen ber burd) die Ver⸗ 
nehmung bed Beugen erwachfenden Yus- 
lagen iptrest 

Erfolgt die Hinterlegung nicht binnen 
der beſtimmten Friſt, ſo unterbleibt die 
Ladung, wenn die Hinterlegung nicht ſo 
zeitig nachgeholt wird, daß die Verneh⸗ 
mung ohne Verzögerung des Verfahrens 
erfolgen Tann. 





5 880. Ein orbnungsmäßig geladener 
Beuge, weldyer nicht ericheint, iſt, ohne 
daß es eines Antrags bedarf, in die durch 
das Ausbleiben verurfachten Kojten ſowie 
in einer Gelditrafe bis au breihundert 

art, und für den all, daß dieje nicht 
beigetrieben werben Tann, zur Strafe der 
Salt bis zu ſechs Wochen zu verurteilen. 

Am Falle wiederholten Ausbleibens ift 
die Strafe noch einmal zu erfennen, aud) 
kann die zwangsweiſe Vorführung des 
Zeugen angeordnet werden. 

Gegen dieſe Beſchlüſſe findet die Be 
ſchwerde ſtatt. 

Die Feſtſetzung und die Vollſtreckung 
der Strafe gegen eine dem altiven Heere 
oder der aftiven Marine angehörende 
Militärperfon erfolgt auf Erju durch 
das Diilitärgericht, die Sorführung einer 


Die Genehmigung tft Durch bad Pro- ſolchen Perſon buch Erſuchen der 


jebgericht einzuholen und bem Beugen-, Militärbehörbe, 


elannt zu machen. 

8 877. Die Labung ber Beugen i 
von dem Gerichtöfchreiber * un 
name auf den Beweisbeſchluß auszu- 
ferfigen und von Amtswegen zuzuftellen. 

Die Ladung muß enthalten: 








— 


8 381. Die Verurteilung in Strafe 
und Koften ſowie die Anordnung der 
zwangsweiſen Borführuug unterbleiben, 
wern bas Ausbleiben des Zeugen. ge 
nügend entſchuldigt iſt. Erfolgt nad 
träglich genügende Entſchuldigung, je 
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werden bie gegen ben Zeugen getroffenen 
Unordnungen wieder aufgehoben. 

Die Unzeigen und Geſuche de3 Zeugen 
fönnen | ei oder zum Protololle 
des Gerichtsſchreibers oder mündlich in 
dem zur Vernehmung beſtimmten neuen 
Termine angebracht werden. 





8 382. Der Reichslanzler, die Dinifter 
eines Bundesſtaates, die Mitglieder der 
Senate der freien Hanfeftäbte, die Vor⸗ 
ftände der oberſten Reichsbehörden und 
die Vorftände der Minilterien jind an 
ihrem Amtsſitze ‚oder, wenn fie ſich außer- 
halb desſelben aufhalten, an ihrem Auf⸗ 
enthalt3orte zu vernehmen. 

Die Mitglieder des Bundesrats find 
während ihres Aufenthalt3 am Site des 
Bımdesrat3 an biefem Site, die Mit- 
lieder einer deutſchen geſetzgebenden Ver⸗ 
—— während der Sitzungsperiode 
und ihres Aufenthalts am Orte der Ver⸗ 

jammlung an dieſem Orte zu vernehmen. 
Zu einer Abweichung von ben vor- 
ftehenden Beitimmungen bedarf e8: 

in betreff des Reichskanzlers der Ge⸗ 

nehmigung des Kaijers, 

in betreif dev Miniſter und der Mit- 

glieder des Bundesrat? der Geneh- 
migung bed Landesherrn, 

in betreff ber Mitglieder der Senate 

der freien Hanjeftädte der Genehmi- 
gung des Senatß, 

in betreff der übrigen vorbezeichneten 

Beamten ber Genehmigung ihres un- 
mittelbaren Vorgeſetzten, 

in betreff der Mitglieder einer gr 

gebenden Berfammlung der Geneh⸗ 
migung der legteren. 





8 888. Zur Verweigerung be3 Zeug⸗ 
niſſes find berechtigt: 

1. der Berlobte einer Partei; 

2. der Ehegatte einer Partei, auch 
wenn die Ehe nicht mehr beiteht; 

3. diejenigen, welche mit einer Partei 
in gerader Linie verwandt, verjchwä- 
gert oder durch Adoption verbunden, 
oder in ber Geitenlinie bis zum 
dritten Grabe verwandt oder bis 
um zweiter Grabe verjchwägert 
* auch wenn die Ehe, durch 
welche die Schwagerſchaft begründet 
ift, nicht mehr — 2*— 


Civilproʒeßordnung. 88 382 bis 385. 


4, Beiltlihe in Anſehung besjenigen, 
was ilmen bei der Nusübung ver 
Seelſorge anvertraut ift; 

5. Perjonen, meld i 


anvertraut find, deren Geheimhal⸗ 
tung durch die Natur berjelben oder 
buch gejeglihe Vorſchrift geboten 
it, in betreif der Thatſachen, auf 
welche bie Verpflichtung zur Vers 
Ichiegenbeit ſich bezieht. 

Die unter Nr. 1—3 bezeichneten Per⸗ 
onen find vor der Vernehmung Aber ihr 
Recht zur Verweigerung bed Zeugniſſes 
zu belehren. 

Die Vernehmung der Nr. 4, 5 ich⸗ 
neten Perſonen iſt, auch wenn das Zeug⸗ 
nis nicht verweigert wird, auf Thatſachen 
nicht au richten, in Unfehung welcher er- 
heilt, dal; ohne Verlegung der Berpflic- 
tung zur Verfchwiegenheit ein Zeugnis 
nicht abgelegt werden Tann, 





8 384. Das Beugnid fann verweigert 
werden: 

1. über ragen, deren Beantivortung 
bem Beugen oder einer Perfon, zu 
welcher derſelbe in einem im 

Nr. 1—3 bezeichneten Berhält- 
niffe fteht, einen unmittelbaren ver- 
mögensrechtlichen Schaden verur⸗ 
ſachen würde; 

2, über — deren Beantwortung 
dem Zeugen oder einem der im 

383 Nr. 1-3 bezeichneten Ange 

rigen desſelben zur — e⸗ 
reichen oder die Seahr ſtrafgericht⸗ 
licher Verfolgung zuziehen würde; 

3. über Fragen, welche der Zeuge nicht 
würde beantworten können, ohne ein 
Kunſt⸗ oder. Gewerbegeheimnis zu 
offenbaren. 

8 385. Sm ben Fällen des $ 383 
Nr.1—3 und bes 8 384 Nr. 1 darf ber 
Beuge dad Zeugnis nicht verweigern: 

1. über bie Errihtung und ben Inhalt 
eines Nechtögeichäfts, bei deſſen Er- 
rihtung er als Zeuge zugezogen 


var; 

2. über Geburten, Verheiratungen oder 
a von Familiengliedern; 
8. über atjachen, welche die durch 
dag Tamilienverhältnis bedingten 
Vermögendangelegenheiten betreffen; 








Civilprozekorbnung. S& 386 bis 392, 


4. über Diejenigen auf das ftreifige 
NRecdhtöverhältnis Sich beziehenden 
Handlungen, welche von im ſelbſt 


als Rechtsvorgänger oder Vertreter 


einer Partei vorgenommen ſein 
ſollen. 
Die im 8 383 Nr.4, 5 bezeichneten 


Perfonen bürfen das Zeugnis nicht ver- 


weigern, wenn fie von der Verpflichtung | 


zur Verſchwiegenheit entbunden jind. 


8 886. Der Beuge, welcher ba3 Zeug⸗ 
nis verweigert, hat vor dem zu feiner 
Vernehmung beitimmten Termine fchrift- 
lih oder zum Protokolle des Gerichts⸗ 
ſchreibers oder m dieſem Termine die 
Thatſachen, auf welche er die Weigerung 
gründet, anzugeben und glaubhaft zu 
machen. 

Zur Glaubhaftmachung genügt in den 
Fällen des 8 383 Nr.4, 5 die mit Be 
rufung auf einen geleifteten Dienſteid ab- 
gegebene Verficherung. 

at der Beuge feine Peigang ſchrift⸗ 
li) oder zum Protolkolle bes Gerichts- 
ſchreibers erflärt, jo ift er nicht ver- 
pflihtet, m dem zu feiner Bernehmung 
beitimmten Termine zu erjcheiner. 

Ton dem ÜEingange einer Erflärung 
des Zeugen oder von der Aufnahme einer 
olhen zum Protofolle hat der Gerichts 
chreiber die Parteien zu benachrichtigen. 


8 387. Ueber die Rechtmäßigleit ber 
Weigerung wird von dem Prozehgerid)te 








nag Anhörung ber Parteien entſchieden. 


euge it nicht verpflichtet, fid) 

duch einen Anwalt vertreten zu laſſen. 

Gegen das Zwiſchenurteil findet ſo⸗ 
fortige Beſchwerde ſtatt. 


8 888. Hat ber Zeuge feine Weige⸗ 
zung ſchriftlich oder zum ‘Protokolle des 
Gerichtsſchreibers erflärt und ift er in 
dem Zermine nicht erfchienen, fo bat auf 
Grund feiner Erklärungen ein Mitglied 
des Prozeßgerichts Bericht zu erftatten. 


8 389. Erfolgt die Weigerung vor 
einem beantragten oder erfuchten Nichter, 
jo jimb bie Erklärungen bes Beugen, 
wenn fie nicht jchriftlich oder zum Proto- 
Iolle des Gerichtsſchreibers abgegeben 
find, nebft den ErHlärungen ber Pateien 
in dad Protololl aufzunehmen. 

Bur münbdlihen Verhandlung vor bem 
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Prozebgerichte werben ber Zeuge und 
die Parteien von Amtswegen gelaben. 

Auh Grund der von dem Zeugen und 
den Parteien abgegebenen Erklärungen 
hat ein Mitglied des Prozeßgerichts Be» 
richt zu erftatten. Nad) dem Vortrage 
des Berichterſtatters lönnen ber Beuge 
und bie Parteien zur Begründung ihrer 
Anträge dad Wort nehmen; neue That- 
ſachen oder Beweismittel dürfen nicht gel- 
tend gemacht werden. 





8 890. Wird das Zeugnis oder bie 
Eidesleiftung ohne Abgabe eines Grundes 
ober, nachdem ber borgeihligte Grund 
rechtöfräftig für umerheblich erflärt ift, 
veriveigert, fo ift der Zeuge, ohne daß 
e8 eines Antrags bedarf, in die durch die 
Weigerung verurfachten Koften ſowie zu 
einer Geldftrafe bis zu dreihumdert Mark 
und für ben Fall, daß diefe nicht beige 
trieben werben fann, zur Strafe ber Haft 
bis zu ſechs Wochen zu verurteilen. 

Sm Falle —— Weigerung iſt 
auf Antrag zur Erzwingung des drug 
niffes die Haft anzuordnen, jebod) nidjt 
über den Beitpunft der Beendigung Des 
Prozeſſes m Inſtanz hinaus. Die 
Borichriften über die Haft im Zwangs⸗ 
vollitredimgäverfahren finden entſpre⸗ 
chende Anwendung. 

Gegen dieſe Beichlüjfe findet die Be- 
ſchwerde  ftatt. 

Die Feſtſetzung und die Vollſtreckung 
der Strafe gegen eine dem altiven Heere 
oder ber altwen Marine angehörende 
Militärperfon erfolgt auf Erſuchen durch 
da3 Militärgericht. 





8 891. Jeder Zeuge iſt cinzeln und 
por feiner VBernehmung zu beeib, en; bie 
Beeidigung kann jedoch aus bejonderen 
Gründen, namentlid wenn Bedenken 
egen ihre Zuläffigfeit obwalten, bis nach 
Abſchuu der Vernehmung ausgeſetzt wer⸗ 

Die Parteien können auf die Beeidi⸗ 
gung verzichten. 


392. Der vor der Vernehmung zu 
leiſtende Eid Iautet; 

daß Beuge nad beitem Wiſſen die 

reine Wahrheit jagen, nichts ver- 

Iömeigen und nichts hinzuſetzen 

werde, 
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der nad) der Vernehmung zu leijtende 
Eid lautet; 
daß Beuge nach beſtem Wiſſen bie 
reine Wahrheit gejagt, nichts ver⸗ 
pegen und nichts hinzugeſetzt 





—X 


398. Unbeeidigt ſind een 
eit der Ver⸗ 


mangelnder Verſtandsreife oder 


feine genügende Rorftellung haben; 

2. Perjonen, welche nach den Beitim- 
mungen ber Strafgeſetze unfähig 
ind, als Beugen eidlich vernommen 
u werden; 


4. Perſonen, welche bei bem Ausgange 
des Rechtsſtreits unmittelbar be= 
teiligt find. 

Das Prozebgericht kann bie nadhträg- 
fihe Beeidigung ber unter ben beiden 
legten Nummern bezeichneten Perjonen 
norbnen. _ 





8 894. Seber Beuge ift einzeln und 
m Abweſenheit der fpäter abzuhörenden 
Beugen zu vernehmen. 


Beugen, beren Uusfagen ſich wiber- 


prechen, Können einander gegenüber ge- 
ftellt werben. 





8 395. Die Vernehmung beginnt da- 
mit, daß der Zeuge über Bomamen und 
unamen, Alter, Neligionsbelenntnig, 
tand oder Gewerbe Wohnort be- 
fragt wird. Erforderlichenfalls find ihm 
Tragen über ſolche Umſtände, welche ſeine 
Glaubwürdigkeit in ber vorliegenden 
Sache betreffen, insbejondere über feine 
Beziehungen zu deu Parteien vorzulegen. 





nn — — — — — — — 


8 366. Der Zeuge iſt zu veranlaſſen, 
Dasjenige, was ihm bon dem Gegenjtande 
feiner Vernehmung belannt iſt, im Zu⸗ 
ſammenhange anzuceben. 

Zur Yufllärung und zur Bervolljtän- 
Digung der Ausſage, jowie zur Er 
orfchung des rundes, auf welchem die 

iſſenſchaft des Zeugen beruht, jind 
nötigenfall3 meitere Fragen zu ſtellen. 

Der Borjigende har jedem Mitgliede 
des Gericht auf Verlangen zu gejtatten, 
ragen zu ftellen. 


8 397. Die Barteien find berechtigt, 
bem Zeugen diejenigen ragen vorlegen 
zu lafjen, melde fie jur Aufflärung der 
Sade oder der Verhältnijje des Zeugen 
für dienlich eradhten. 

Der Vorfigende Tann den Parteien ge- 
ftatten, und hat ihren Anwälten auf Ver⸗ 
langen zu geitatten, an den Zeugen un⸗ 
mittelbar Fragen zu richten. 

Bivcijel über die Zuläſſigkeit einer 
Frage entſcheidet das Gericht. 


8 888. Das Prozeßgericht kann nad) 
ſeinem Ermeſſen die wiederholte Verneh⸗ 
mung des Zeugen anordnen. 

Hat ein beauftragter oder erſuchter 





Richter bei der Vernehmung bie Stellung 


der von einer Partei angeregten Frage 
bermweigert, jo Tann das Prozepgericht bie 
nachtraͤgliche Vernehmung des Zeugen 
über dieje Frage anordnen. 

Bei der wiederholten oder der nad) 
träglihen Vernehmung kann der Richter 
ſtatt nochmaligen Beeidigung den 
Zeugen die Richtigkeit ſeiner Ausſage 
unter Berufung auf den früher geleiſteten 
Eid verſichern laſſen. 

8 309. Die Partei kann auf einen 
Beugen, welchen fie vorgeſchlagen Hat, 
verzichten, ber Gegner kann aber ver- 
langen, daß ber erſchienene Zeuge ver 
nommen und, wenn bie Vernehmung be 
reit3 begonnen bat, daß diejelbe fort- 
gejegt werde. 


8 400. Der mit ber Beweisaufnahme 
betraute Richter ijt ermächtigt, im alle 
des Nichtericjeinend oder ber Beugnis- 
verweigerung bie geielichen Zerfügungen 
zu treffen, auch dieſelben, ſoweit biejes 
überhaupt zufällig ift, felbit nad Er⸗ 
ledigung bed Auftrags wieder aufzußeben, 
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über bie Buläffigfeit einer dein Zeugen 
vorgelegten Trage vorläufig Ri entſchei⸗ 
den und die nochmalige Vernehmung 
eines Zeugen vorzunehmen. 


8 401. Jeder Zeuge hat nach Maß—⸗ 
gabe der Gebührenordnung auf Entjchä- 





Achter 
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digung für Zeitverſäumnis und, wenn 
ſein ſcheinen eine Reiſe erforderlich 
macht, auf Erftattung der often An⸗ 
ſpruch, welche durch Die Reife und ben 
Aufenthalt am Orte der Vernehmung ver» 
urſacht werden. 





Titel. 


Beweis durch Sachverſtändige. 


402. Auf ben Beweis durch Sach⸗ 
veritändige finden die Vorſchriften über 
ben Beweis durch Beugen entiprechende 
Unmwendung, injomeit nıcht in den nad 
folgenden Paragraphen abweichende Be 
ftimmungen enthalten find. 

-. 8403. Die Antretung des Beweiſes 
erfolgt durch die Bezeichnung der zu bes 
gutachtenden Punkte. 


8 404. Die Auswahl der Bigngichen- 
ben Sacdverftändigen und die Beſtim—⸗ 
mung ihrer Anzahl erfolgt durch das 
Prozeßgericht. Dnatelbe kann fich auf die 
Ernennung eines einzigen Sachverſtän⸗ 
digen befchränten. Es fann an Stelle 
der zuerit ernannten Sadjverjtändigen 
andere ernennen. 

Sind für gewiſſe Arten von Gutachten 
Js ir öffentlich beſtellt, jo follen 
andere fonen nur dann gewählt wer» 
ben, wenn bejondere Umftände e8 er- 
fordern. 

Das Gericht kann bie Parteien auf- 
fordern, Perjonen zu bezeichnen, welche 
geeignet jind, als Sachverjtändige ver- 
nommen zu werden. 

Einigen fid) Parteien über beftimmte 
Perſonen als Sadjverftändige, fo hat das 
Gericht biejer Einigung Folge zu geben; 
das Gericht kann jeboh die Wahl ber 
Parteien auf eine bejtinmte Anzahl be 
ſchränken. 

8 405. Das Prozeßgericht kam ben 
mit der Beweisaufnahme betrauten Richter 
zur Ernennung der Sachverſtändigen er- 
mächtigen. Derjelbe hat in dieſem Falle 
die in dem vorjtehenden Paragraphen 
dem Prozeßgerichte beigelegten Befugniſſe 
auszuüben. 


8 406. Ein Sachverſtändiger kann aus 
benjelben Gründen, welche zur Üblehnung 








eines Nichterd berechtigen, abgelahnt 
werden. Ein Ablehnungsgrund kann je 
doch nicht daraus entnommen werben, daß 
ber Sachverftändige ald Zeuge vernom⸗ 
men worden ift. 
Das Ablehnungsgeſuch ift bei dem⸗ 
t oder Richter, von welchem 
ennung des Sachverſtändigen er- 
folgt ift, vor dee Vernehmung besfelben, 
bei fchriftlicher Begutachtung vor erfolgter 
Einreihung des Gutachtens anzubringen. 
Nach diefem Zeitpunkt ift die Ablehnung 
mur u wenn glaubhaft gemacht 
wird, baß Ablehnungsgrund vorher 
nicht geltend gemacht werden konnte. Das 
Ablehnungsgeſuch kann vor dem Gericht3- 
fchreiber zu Protokoll erflärt werden. 
Der Ablehnungsgrund ift glaubhaft zu 
machen; zur Berfiherung an Eibezitatt 
barf bie artei nicht zugelajfen werben. 
Die Enticjeidung {gt von dem im 
weiten Wbjage bezeichneten Gericht oder 
ichter; eine borgännige mündliche Ver⸗ 
FR ber Beteiligten ift nicht er⸗ 
0 


jenigen Geri 
tie Ern 


Ablehmmg für begründet erllärt wird, 
i —— gegen den Be⸗ 


chwerde Statt. 


— — — 


8 407. Der zum Sachverſtändigen 
Ernannte hat der Emennung Folge zu 
feiften, wenn er zur Erſtattung von Gut» 
achten ber erforberten Urt Sfentfich be» 
ftellt ift oder wenn er bie Wiſſenſchaft, 
die Kunſt oder das Gewerbe, beren Kennt» 
nis Borausfegung ber Begutachtung ift, 
Öffentlich zum Erwerbe augübt, oder wenn 
er zur Ausubung derſelben öffentlich be- 


ftellt oder ermächtigt i 
Zur Erſtattung des Gutachtens iſt auch 
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derjenige verpflichtet, welcher fich zu der⸗ 
jelben vor Gericht bereit erflärt hat. 





8 408, Diefelben Grünbe, welche einen 
Beugen berechtigen, ba3 Zeugnis zu ver- 
iweigern, berechtigen einen Sachverſtän⸗ 
digen zur Verweigerung bed Gutachtens. 
Das Gericht kann aud) aus anderen 
Gründen eineit Cachverftändigen von der 
Verpflihtung zur Erftattung des Gut- 
achtens entbinben. 

Die Vernehmung eines Öffentlichen Be⸗ 
amten als Sachverftändigen findet nicht 
fatt, wenn bie vorgejeßte Behörde des 

eamten erflärt, dag die Vernehmung 
den dienitlihen Intereſſen Nachteile be 
reiten würde. 





8 409. Im Falle des Nichterfcheineng 
oder der Weigerung eines zur Erftattung 
des Gutachtend verpflichteten Sachver⸗ 
ftändigen wird biefer zum Erſatze ber 
Koften und zu einer Geldftrafe bis zu 
dreihundert Mark verurteilt. Im Falle 
wiederholten Ungehorfams kann noch ein- 
mal eine Geldftrafe bi3 zu ſechshundert 
Dark erkannt werde. 

Gegen den Beſchluß findet Beſchwerde 

tt 


ſtatt. 

Die Feſtſetzung und die Vollſtreckung 
der Strafe gegen eine dem aktiven Heere 
oder der aktiven Marine angehörende 
Nilitärperfon erfolgt auf Eriuden durch 
das Militärgericht. 





410. Der Sadjverjtändige hat, wenn 
nicht beide Parteien auf feine Beeidigung 
verzichten, vor Erftattung des Gutachten 
einen Eid dahin zu leiften: 

da er dad von ihm geforderte Gut- 
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achten unparteiih und nad beitem 

Wiſſen und Gewiljen erjtattet werde. 

Sit der Sa berftänbige für die Er⸗ 

ftattımg von Gutachten der betreffenden 

Urt im allgemeinen beeidigt, jo genügt . 
die Berufung auf den geleiteten Eid. 


8 411. Wird Schriftliche Begutachtung 
angeorbnet, jo hat der Sachverſtändige 
das von ihm unterfchriebene Gutachten 
auf der Gerichtäjchreiberei niederzulegen. 

Das Gericht Tann das Ericheinen des 
Sudperjtändigen anordnen, damit Der 
felbe das jchriftlihe Gutachten erläutere. 





8 412. Das Gericht kann eine neue 
Begutachtung durch dieſelben oder durd) 
andere Sachverftändige anorbnen, wenn 
eh da3 Gutachten für ungenügend er- ' 
achtet. 

Das Gericht kann bie Begutachtung 
durch einen anderen Sachverftändigen an- 
orbmen, wenn ein Sachverftändiger nad) 
Erftattung des Gutachten? mit Erfolg 
abgelehnt ijt. 


8 4138. Der Sachverſtändige hat nad) 
Maßgabe der Gebührenordnung aut Ent» 
Ihädigung für Zeitverſäumnis, auf Er» 
ftattung der ihm verurfachten Koften und 
außerdem auf angemefjene Bergütung 
feiner Mühewaltung Anſpruch. 





8 414. Inſoweit zum Beweiſe ver- 
gangener Thatſachen oder Yuftände, zu 
eren Wahrnehmung eine bejondere Sad)- 
kunde erforderlid) war, fachkundige Per- 
ſonen zu vernehmen find, kommen die 
Vorſchriften über den Zeugenbeweis zur 
Anwendung. 


Neunter Titel. 
Beweis Durch Urkunden. 


8 415. Urkunden, welche von einer 
öffentlichen Behörde innerhalb ber Grenzen 
ihrer Amtsbefugnijje oder von einer mit 
öffentlichem Glauben verjehenen Perſon 
innerhalb des ihr zugewiejenen Gejchäftg- 
freifes in der vorgejchriebenen Form en 

enommen ſind Wi entlide Urkunden), 
egründen, wenn jie über eine vor ber 
Behörde oder der Urkunbsperfon abge» 
gebene Erflärung errichtet find, vollen 


Beweis des dur) die Behörde oder bie 

Urkundsperjon beurkundeten Vorganges. 
Der Beweis, da der Vorgang un- 

richtig beurkundet jei, ift zuläſſig. 


8 416. Privaturfunden begründen, 
fofern fie von ben Ausſtellern unter 
fchrieben oder mittels gerhtig oder 
notariell beglaubigten Handzeichend unter- 
zeichnet jind, vollen Beweis dafür, daß 
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bie in demſelben enthaltenen Erklärungen 
von den Ausjtellern abgegeben find. 





8 417. Die von einer Behörbe aus- 
eitellten, eine amtliche Anordnung, Ver⸗ 

ung oder Entſcheidung enthaltenden 
öffentlichen Urkunden begründen vollen 
Beweis ihres JInhalts. 





8 418. Deffentliche Urkunden, welche 
einen anderen, als den in ben 88 415, 
417 bezeichneten Inhalt haben, begründen 
vollen Beweis der Darin bezeugten That- 
ſachen. 

Der Beweis der Unrichtigleit der be⸗ 
zeugten Thatſachen iſt zuläjlig, ſofern 
nicht die Landesgeſetze dieſen Beweis aus⸗ 
ſchließen oder beſchränken. 

Beruht das Zeugnis nicht auf eigener 
Wahrnehmung der Behörde oder der Ur⸗ 
Iund3perion, jo findet bie Vorſchrift bes 
eriten: Abſatzes nur dann Unmwendung, 
wenn ſich aus den Landesgeſetzen ergiebt, 
daß dic Beweiskraft bed 
der eigenen Mahmehmung unabhängig ift. 





419. Inwiefern Durchſtreichungen, 
Ra terumgen, Einſchaltungen oder Tonftige 
äußere Mängel bie Beweiskraft einer Ur- 
kunde ganz oder teifweife aufheben oder 
mindern, enticheidet dad Gericht nad 
freier Ueberzeugung. 


8 420. Die Antretung bed Beweiſes 
erfolgt duch die Vorlegung der Urkunde. 








8 421. Befindet fi) die Urkunde nad) 
der Behauptung des Beweisführers in 
den Händen des Gegners, jo erfolgt die 
Untretung des Beweiſes burch den An- 
trag, dein Gegner die Borlegung der Ur- 
Funde aufzugeben. 





8 422. Der Gegner ift zur Vorlegung 
der Urfunbe verpflichtet, wenn ber Be— 
meisführer nach) den DBorjchriften des 
bürgerlichen Rechts die Herausgabe oder 
bie Borlegimg der Urkunde verlangen 
ann. 


8 428. Der Gegner iſt aud) zur Vor⸗ 
legung derjenigen in feinen Händen be 
findlihen Urkunden verpflichtet, auf welche 
er im Prozeſſe zur Beweisführung Ber 
zug genommen bat, felbit wenn dieſes 





eugniſſes von. 
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nur in einem borbereitenden Schriftfage 


geſchehen iſt. 


8 424. Der Antrag ſoll enthalten: 

1. die Bezeicmung der Urkunde; 

2. die Bezeidmung ber Thatfachen, 
welche durch die Urkunde beiwiejen 
werden follen; 

3. bie moͤglichſt vollftändige Bezeichnung 
des Inhalts der Urkunde; 

4. die Ungabe der Umftände, auf welche 
die Behauptung ſich ſtützt, daß die 
Urkunde jich in dem Bejige des Geg- 
ners befindet; 

5. die Bezeichnung des Grundes, wel⸗ 
cher die Verpflichtung aus Borlegung 
der Urkunde ergiebt. Der Grund üt 
glaubhaft zu machen. 


425. Erachtet da3 Gericht die That- 
jadje, welche durch die Urkunde bewiejen 
werden foll, für erhebli und den An⸗ 
trag für begründet, jo orbnet es, wenn 
Gegner zufteht, daß die Urkunde fich in 
jeinen Händen befinde, oder wenn ber 
Gegner ſich Über den Antrag nicht er⸗ 
Härt, die Vorlegung der Urkunde an. 


426. Beltreitet ber Gegner, daß die 
Urkunde fid) in feinem Bejige befinde, fo 
hat er einen Eid dahin zu leiften: 

daß er nad; jorgfältiger Nachforſchun 

die Meberzeugung erlangt habe, bat 

die Urkunde in jeinem Belike ſich 
nicht befinde, bat er die Urkunde 
nicht in ber Abfidht abhanden ge- 
bracht habe, deren Benutzung dem 

Beweisführer zu entziehen, daß er 

auch nicht wilje, wo die Urkunde ſich 

befinde. - 

Das Gericht kann eine der Lage ber 
Sache entjprechende WUenderung der vor- 
ftehenden Eidesnorm beidjließen. 

uf die Leiltung des Eides durch 
Streitgenoffen, geſeßliche Xertreter und 
die im 8 473, Ubi. 2, 3 bezeichneten 
Perſonen finden die Vorſchriften der 
88 472 big 474 entiprechende Anwen⸗ 


dung. 

Hat eine öffentliche Behörde Urkunden 
vorzulegen, jo wird der Eid von dem 
Beamten geleiftet, welchem bie Verwah⸗ 
rung ber Urkunden übertragen ift. 


8 427. Kommt der Gegner der An- 
ordnung, die Urkunde vorzulegen ober 
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ben Eid zu leiften nicht nach, jo ift, wenn 
ber Beweisführer eine Abichrift der Ur- 
kunde beigebracht hat, dieje Abjchrift al3 
rihtig anzuſehen. Sit eine Abſchrift der 
Urfunde nicht beigebracht, fo können Die 
Behauptungen des ——— über 
die Beſchaffenheit und den Inhalt der 
Urfunde al3 bewieſen angenommen wer- 





8 428, Befindet ſich die Urkunde nach 
ber Behauptung bes eisführer8 in 
den Händen eines Dritten, jo erfolgt Die 
Antretung des Beweiſes durch den YUn- 
trag, zur Herbeiſchaffung der Urkunde 
eine Friſt zu bejlimmen. 


8 429. Der Dritte ift aus denſelben 
Gründen mie der Gegner des Beweis— 
führers zur Vorlegung einer Urkunde ver- 
pflichtet; er Tann zur Vorlegung nur 
im Wege der Stlage genötigt werden. 


8 430. —* Begründung des nach 

ee zu ſtellenden Antrags Hat ber 

eisführer den Erforderniſſen des 

8 424 Nr. 1 bis 3, 5 zu genügen und 

außerdem glaubhaft zu maden, daß bie 

Urtimde fid in den —* des Dritten 
befinde. 


8 431. ft die Thatjache, welche durch 
die Urkunde bemwiefen werden joll, er⸗ 
beblih, und ber Antrag ben Beſtim⸗ 
mungen des borftepenben Paragraphen 
entiprechend, fo hat das Gericht eine Frift 
zur Vorlegung ber Urkunde in einem von 
dem Beweisführer zu erwirkenden Ter- 
mine zu bejtimmen. 

Der Gegner kann bie Boctiepung des 
Verfahrens vor dem Ablaufe der Friſt 
beantragen, wenn die Klage gegen den 
Dritten erledigt ift oder wenn der Be- 
weißsjührer die Erhebung der Klage oder 
die Beitreibung des Prozeſſes over ber 
Zwangsvollſtreckung verzögert. 


8 432. Befindet fid) die Urkunde nad) 
ber Behauptung des Beweisführers in 
den Händen einer öffentlichen Behörbe 
oder eines öffentlichen Beamten, jo erfolgt 
die Antretung des Beweiſes durch den An⸗ 
trag, die Behörde oder den Beamten um 
die Mitteilung der Urkunde zu erſuchen. 

Diefe Vorſchrift findet auf Urkunden, 
welche die Parteien nach den gejeglichen 
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Vorſchriften ohne Mitwirfing des Ge- 
richts zu beſchaffen im ſtande ſind, keine 
Anwendung. 

Verweigert bie Behörde oder ber Be- 
amte die Mitteilung der Urkunde in 
Fällen, in welchen eine Verpflichtung zur 
Borlegung auf $ 422 geitügt wird, jo 
finden die Bejtimmungen der 88 428 bis 
431 Anwendung. 





8 483. Wird nad Erlaſſung eines 
Beweisbeichluffes fiber die in demſelben 
bezeichneten jtreitigen Thatſachen Beweis 
in Gemäßheit der 88 428, 432 ange 
treten, jo ijt die Beweisantretung auf 
Antrag zurüdzumeijen, wenn durch das 
pur Herbeiſchaffung der Urkunden erfor- 

rliche Verfahren die Erledigung des 
Rechtsſtreits bergögert werden würde und 
dag Gericht die Ueberzeugung gewinnt, 
daß die Partei m der Abjicht den Prozeß 
du verſchleppen, oder aus grober Nach⸗ 
äjligleit den Beweis wicht früher ange- 
treten hat. 





8 454. Werm die Porlegung einer 
Urtunde bei der mündlichen Verhandlung 
megen erheblicher Hinderniſſe nicht er- 
folgen kann, oder wegen der Wichtigkeit 
der Urkunde und der Bejorgnis des Ver- 
luſtes oder der Veſchädigung bebenflich 
ericheint, fo kann das Brozehgericht an⸗ 
ordnen, daß die Vorlegung vor einem 
ſeiner Mitglieder oder vor einem anderen 
Gerichte geſchehe. 


8 485. Eine öffentliche Urkunde kann 
im Urfchrift oder in einer beglaubigten 
Abſchrift, welche Hinjichtlich der Beglaubi- 
gung die Erforderniſſe einer öffentlichen 
Urkunde an ſich trägt, vorgelegt werden; 
das Gericht kann jedoch anordnen, daß 
der Beweisführer die Urfchrift vorlege 
oder die Thatjadjen angebe und glaub- 
haft mache, welche im an ber Borlegung 
der Urfjchrift verhindern. Bleibt die An⸗ 
ordnung erfolglos, jo enticheidet das Ge⸗ 
riht mach freier Ueberzeugung, welche 
Beweiskraft ber beglaubigten Abſchrift 
beizulegen jei. 


8 436. Der Beweizführer kann nad 
erjo! ter Vorlsgung einer Urkunde nur 
mit Ruftimmung des Gegners auf dieſes 
Beweismittel verzidjien. 
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8437. Urkunden, welde nad Form 
md Inhalt ala von einer öffentlichen 
Behörde oter von einer mit öffentlichem 
Glauben verfetenen Perſon errichtet ji 
baritellen, haben bie Bermutung ber 
Echtheit für ſich. 

Das Gericht kann, wenn e3 Die Echtheit 
für geiielhe t hält, auch von Umtswegen 
die Behörde ober die Kerfon, von welcher 
die Urkunde errichtet fein joH, zu einer 
Erflärung über die Echtheit reranlafjen. 


— — —— 


8 438. Ob eine Urkunde, welche als 
von einer ausländiichen Behörde oder 
bon einer mit öffentlidem Glauben rer- 
De Perſon des Auslandes errichtet 
ſich darſtellt, ohne näheren Nachweis als 
echt anzuſehen ſei, hat das Gericht nach 
den Umjtänben bes “alles zu ermejien. 

Zum Beweiſe ber Echtheit einer folchen 
Urkunde genügt bie 


egalifation durch 
einen Konjul oder Geſa 


ten. bes Reiche. 





8 439. Ueber bie Echtheit einer Privat⸗ 
urfunde hat ſich der Gegner be3 Bewcis⸗ 
Mihrers nach Vorſchrift des 8 138 zu er» 

ven 


Befindet ſich unter der Urkunde eine 
Namensunterſchrift, jo iſt Die Er.lärung 
auf die Echtheit der Unterjchrift zu 
icht 


en. 

folgt die Erflärung nicht, fo iſt tie 
Urkunde ala anerfannt anzujehen, wenn 
nicht die Abficht, die Echtheit beftreiten 
gu malen, aus den übrigen Erflärungen 

Partei hervorgeht. 





8 440. Die Echtheit einer nicht aner- 
Iannien Privaturkunde ijt zu beweiſen. 

Steht die Echtheit der Namensunter- 
Schrift feit oder iſt das ımter einer Ur- 
fınde befindliche Handzeichen gerichtfich 
oder notariell Geglaubigt, jo bat die über 
der Unterfchrift oder dem Yandzeichen 
ftehende Schrift die Vermutung der Echt⸗ 
heit für fich. 


8 441. Der Beweis der Echtheit oder 
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Unechtheit einer Urkunde kann auch durch 
Schriftvergleichung geführt werden. 

n diefem alle hat ver Bemeisführer 
zur Vergleihhung geeignete Schriften vor⸗ 
zulegen oder deren Mitteilung in Ge 
mäßheit der Beſtimmung des ö 432 zu 
beantragen und erforderlichenjall$ ben 
Beweis ter Echtheit derſell en anzutreten. 

Befinden ſich zur Vergleichung geeig- 
nete Schriften in den Händen des Geg⸗ 
ners, jo iſt dieſer auf Antrag des Be— 
weisführers zur Vorlegung verpflichtet. 
Die Beſtimmungen ber 88 421 bis 426 
inden entipred;ente Anwendung. Kommt 
er Gegner ter Anordnung, die zur Ver⸗ 
gleihung geeigneien Schriften vorzulegen 
oder ben im $ 426 beftiimmten Eid zu 
feiften, nicht nach, jo gilt der Echtheitd- 
beweis als gehinnt. 

Macht ber Berceisführer glaubhaft, daß 


im ben Händen eined Dritten geeignete 


Vergleichungsſchriften ſich befinden, deren 
Borlegung er im Wege ber singe zu er⸗ 
wirten im ftante fei, jo finten tie Vor⸗ 
ichriften bes 8 431 entiprechende An⸗ 
wendung. 


8 442, Ueber das Ergebnis der Schrift- 
vergleihung hat das Gericht nach freier 
Ueberzeugung, geeigneten Falls nach An- 
hörung von Sachverſtändigen zu ent⸗ 
ſcheiden. 


8 443. Urkunden, deren Echtheit ber 
ftritten. ift oder teren Inhalt verändert 
jein ſoll, werten bis zur Erledigung des 
Nechtsftreit3 auf der Gerichtzjchreiberei 
verwahrt, fofern nicht ihre Auslieferung 
an cine antere Behörde im Intereſſe der 
Öffentlichen Ordnung erforderlih i 


8 444, Iſt eine Urkunde von einer 
Bartei in ber Abficht, deren Benutzung 
den Gegner zu entziehen, bejeitigt oder 
zur Benugung untauglich gemacht, jo 
Tonnen die Behauptungen be3 Gegners 
über Die Beſchaffenhcit und ben Inhalt 
der Urkunde als bewiejen angejehen wer⸗ 
dent. 











Zehnter Titel. 
Beweis durd Eid. 


8 445. Die Eideszuſchiebung iſt nur 
über Thatfachen zuläjjig, welche in Hand» 
lungen de3 Gegners, jeiner Rechtsvor⸗ 

Rechtöbud. II. 


gänger oter Bertreter beitehen oder welche 
Gegenſtand der Wahrnehmung Diejer 


Perſonen geweſen find. 
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8 446. Tie Eideszuſchiebung über eine 
Zhatfache, beren Gegenteil ba3 Gericht 
“für erwielen erachtet, ift unzuläflig. 


447. € lichti 
Pe übernimmt —8 ——— 
die Beweispflicht 





— — — 


Die Zurũchkſchiebung bes Eides 

—— —* 
ie Zu 

begeben : äjlig fein wũ na 

t nicht Statt, Be bie Partei, 

wei: ber Eid —A— iſt, nicht aber 

kan ber —— en ehdten 

n 

—* nide g zu 





—— werben. Die Zuſchieb 





B 450 Gericht kann anorbnen, 
a die in Fe Map 448, e ent⸗ 
eb an für die Bufchie- 
—E des Eides nicht 
un nen ung fommen jollen, wenn die 
—— Deizeil N be au ae Eides 
auf That⸗ 

fachen bezieht. 


8 451. Die Untretung des Beweiſes 
erfolgt Dur bie —— daß dem 
Gegner über bie be Nimmt zu Degeidinenbe | ob 
Thatſache ber Eid zugefchoben werbe. 


8 452, Die Partei, welcher der Eib 

nacihuben ift, Hat ſich zu erflären, ob 
ie den Eid annehme oder zurüdichiebe, 
jelbjt wenn fie Einwendungen in Be— 
ziehung auf bie Eideszufchrebung vor⸗ 
bringt. 
Giebt die Partei feine Erflärung ab 
oder fchiebt fie in einem alle, in melchem 
bie Zurückſchiebung unzuläffig ift, den 
Eid zurüd, ohme benjelben bedingt anzu- 
nehmen, fo wird der Eid als verweigert 
angeſehen. 








8 453. Durch die Zuſchiebung, Un- 
nahme oder Burüdichiebung bes Eides 
wird die Geltendmachung anderer Beweis⸗ 


Sinilprogeßorbnung. 88 446 bis 459. 


mittel von feiten der einen oder ber au- 
deren Partei nicht ausgeſchloſſen. 
Berden andere Beweismittel g 
ra fo gilt der Eid wur für ben 
als zugeichoben, daß die Antretung 
des Beweiſes burch die anderen Beweis- 
mittel erfolglos bleibt. 


8 454. Werden andere Berweiämittel 
geltend a fo > at bie Partei, welcher 


t ver 
pilichtet, 





ben wurde, ni 

Kai über die Eideszuſchiebung 
Be ee 

iebung na u eo on iger 
Erledigung der anderen Beweismi 
wiederholt if. 

Sind andere Beweije aufgenommen, fo 
fann bie oe abgegebene Erklärung 
widerrufen werben. 


8 455. Wegen uniexbliebener Erklaͤ⸗ 
rung auf eine Eideszuſchiebung kann der 
Eid nur dann als verweigert angel 
werden, wenn die Bartei durch das 
richt zur Erllärung über ben Eid auf- 
gefordert iſt. 


8 456. Der zurüdgefhobene Eib gilt 
auch ohne ausdrüdlide Erklärung über 
die Annahme ald von dem Beweisführer 
angenommen. j 


8 457. Die Zurüdiiebung bes Eides 
kann außer dem alle des 8 454 Ubj.2 
wiberrufen werden, wenn der Schwur⸗ 
pflichtige wegen wifientlicyer Verlegung 
ber Eidespflicht red)täfräftig verurteilt 
oder wenn glaubhaft gemacht wird, daß 

— erſt nach erfolgter Burüd- 
ieh des Eides von einer jo Ber- 
urteilung Kenntnis is erlangt habe. 











5 458. Die Annahme ober Burüd- 
fhiebung des Eides Tann außer ben 
Tällen 8 454 Abſ.2 und bes 8 457 


nicht widerrufen werden. 


8 459. Ueber eine Thatfache, welche 
in einer Handlung bes Scrurpflichtigen 
beiteht oder Gegenitand feiner Wahrneh⸗ 
mung gewejen fit, wird ber Eib bahin 
geleitet: 

daß bie Thatſache wahr oder nicht 
wahr 


Sit F— ſolche Thatſache vom Fgee 





des Schwurpflichtigen behauptet und 


Civilprozeßordnung. 88 460 bis 468. 


dem letzteren nach den Umſtänden des 
galles nicht zugemutet werden, daß er die 
ahrheit oder Nichtwahrheit berfelben be» 
ſchwöre, jo lann das Gericht auf Antrag 
bie Leiſtung des Eides dahin anordnen: 
daß der Schwurpflichtige nach forg- 
jet er Prüfung und Erfundigung 

ie Ueberzeugung erlangt habe, daß 

die Thatſache wahr oder nicht wahr 


ei. 
Ueber andere Thatfachen wird der Eid 
dahin geleijtet: 
bob der Schwurpflichtige nad) forg- 
fältiger Prüfung und Erkundigung 
die Ueberzeugung erlangt ober nicht 
en angt babe, dab die Thatfache wahr 
ei 


8 460. Auf die Leiftung eines Eides 
ift durch bedingtes Endurteil zu erkennen. 
Die Eidezleiftung erfolgt erit nah Ein- 
tritt der Rechtskraft des Urteils. 


461. Sind die Parteien über bie 
Erheblichfeit ımb bie Norm des Eides 
einverjtanden oder bient ber Eib zur Er» 
ledigung eine Zwiſchenſtreits, jo Tann 
die Leitung des Eides durch Beweis⸗ 
beſchluß angeordnet werden. 

Haͤngt die Entſcheidung über einzelne 
ſelbſtändige Angriffs⸗ und Verteidigungs⸗ 
mittel von der Leiſtung eines Eides ab, 
ſo kann die Leiſtung des Eides durch 
Beweisbeſchluß angeordnet oder auf die⸗ 
ſelbe durch bedingtes Zwiſchenurteil er⸗ 
kannt werden. In dem letzteren Falle er⸗ 
folgt die Eidesleiſtung nur dann, wenn 
durch bedingte Endurteil rechtskrãftig er⸗ 
kannt iſt, daß es auf dieſelbe für die 
Endentſcheidung des Rechtsſtreits noch 
ankomme. 


8 462. In dem bedingten Urteil iſt 
die Eidesnorm und die Folge ſowohl der 
Leiſtung als der Nichtleiſtung des Eides 
fo genau, als bie Lage ber Sache dies ge- 
ftattet, feitzuftellen. 

Der Eintritt diefer Folge wird durch 
Endurteil ausgeſprochen. 


8 468. Durch Leiltung bes Eides 
wird voller Beweis der befchworenen 
Thatf ade begründet. 

Der Beweis des Gegenteil findet nur 
unter denſelben Borausfehungen ſtatt, 
unter welchen ein rechtskr 











ftiges Urteil 
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wegen Verletzung ber Eidespflicht ange 
fochten werben fann. 


8 464. Die Erlaſſung bes Eides von 
feiten des Gegnerd hat diejelbe Wirkung, 
wie bie Leiſtung des Eides. | 

Die Verweigerung der Eidesleiſtung 
jet zur Folge, daß da3 Gegenteil der zu 

worenden Thatſache als voll bewieſen 

t. 





8 





465. Ericheint ber Schwurpflichtige 
in dem zur Eidezleiftung beitimmten Ter- 
mine nicht, fo iſt auf Antrag der Eid ala 
vertveigert anzujehen und zur Dauptjache 
zu verhandeln. 


8 466. Ver Schwurpflichtige Tanır die 
Folge der Verſäumung des zur Eides⸗ 
leiſtung beſtimmten Termins dadurch be⸗ 
ſeitigen, daß er nachträglich bei dem Ge⸗ 
richte die Abnahme des Eides beantragt. 
Der Antrag iſt nur innerhalb der Not- 
frift von einer Woche nad) dem Termine 
autäiie: er Tamm zum Protokolle des 

erichtöfchreibers erfolgen. 


8 467. Gilt der Eid infolge ber Ber- 
fäumung bed Termind al3 verweigert, 
jo it, fall3 auf die Verhandlung in ber 
Hauptſache eim Urteil oder ein Beweis⸗ 
beichluß ergeht, dieſe Entſcheidung in 
einem befonderen, über eine Woche hin- 
aus anzujeßenden Termine zu verfünden; 
für den Fall, daß bie Abnahme des Eides 
rechtzeitig beantragt wird, ift der Ter 
min zur Eidesleiſtung und zur weiteren 
münblihen Verhandlung befimmt. Hat 
die Verhandlung die Erlafjung eined Ur- 
teil3 oder eines Beweisbeſchluſſes nicht 
ur Folge, jo ijt, wenn bie Abnahme bes 
Side rechtzeitig beamtragt wird, der 
nädjfte Termin zur mündlichen Verhand⸗ 
lung aud zur Eidesleiſtung beſtimmt. 

St die Abnahme des Eides einem Mit- 
gliebe des Prozeßgericht3 oder einem an⸗ 
deren Geright übertragen, ſo ilt, wenn der 
Schwurpflidytige in dem Termine nicht 
erjcheint, jedoch innerhalb der Notfrift 
die Abnahme des Eides beantragt, zu 
diefem Zwecke ein neuer Termin anzube- 
raumen. 


8 468. Erſcheint ber Schwurpflichtige 
auch in bem zweiten zur Eidesleiſtung be- 
ftimmten Termine nicht, fo iſt ein noch⸗ 

35* 
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maliger Antrag auf Ubnahme des Eides 
nicht zuläffig. 


reits durch bedingtes Urteil auferlegt iſt. 

Auh Tönnen unerhebliche lmftänbe, 
welche in die Eibesnorm aufgenommen 
ſind, berichtigt werben. 


8 470. Iſt der Eid burch bebingtes 
Urteil auferlegt, jo Tann, auch nad Ein- 
tritt ber Rechtskraft, bie Bufchiebung fo- 
wie die Zurückſchiebung des Eides wiber- 





rufen werben, wenn der Schwurpflichtige | 


wegen wiljentlicher Berlegung ber Eides⸗ 
pflicht rechtskräftig verurteilt oder wenn 
glaubhaft gemacht wird, daß der Gegner 
erit nach erfolgter Zuſchiebung oder Zu⸗ 
rüdfchiebung des Eides von einer folchen 
Verurteilung Kenntnis erlangt habe. 


8471. Wenn der Schwurpflichtige 
ſtirbt, wenn er zur Leiftung des Eides 
Imfähig, tmird oder wenn er aufhört gefe 
ficher Vertreter zu fein, fo können beide 
Barteien in njeung der betreffenden 
Bemeisführung e Rechte auzüben, 
welche ifmen vor ber Bufchiebung des 
Eides zuftanden. 

Dasjelbe gilt, wenn infolge der Ber- 
urtelung des Schmwurpflicätigen wegen 
wiſſentlicher Verlegung ber Eidespflicht 
die Bufchiebung oder Surücfchiebung des 
Eides widerrufen wird. 

Iſt der Eid durch bedingtes Urteil auf⸗ 
erlegt, ſo wird unter Aufhebung des Ur⸗ 
teils in der Sache anderweit erkannt. 


472. Der Eid über eine Thatſache, 
welche für ein allen Streitgenoſſen en⸗ 
über nur einheitlich feſtzuſtellendes ts⸗ 
verhältnis von Einfluß iſt, muß allen 
Streitgenoſſen zugeſchoben ober zurück⸗ 
geſchoben werden, ſofern nicht rückſichtlich 
einzelner Streitgenoſſen die Zuſchiebung 
oder Zurückſchiebung unzuläſſig iſt. In 
jedem Falle bedarf es zur Bufchiebur:j 
oder zur Zurückſchiebung der übereinitim- 
menden GErffärung aller Streitgenoifen. 
Ueber die Annahme de3 Eides haben fich 
nur diejenigen Gtreitgenofjen zu erflären, 
welchen der Eib zugeichoben iſt. 











Sivilprozeßorbnung. 88 469 big 475. 


Sit der von allen oder von einigen 
Streitgenofien zu leiſtende Eib von einem 
oder mehreren Derfelben, oder ift der von 
einem Teile ber Streitgenojjen zu leiftende 
Fid von allen Schmurpflicdhtigen ver» 
weigert ober als von ihnen verweigert 
enzulehen, fo entfcheibet das Gericht nad 
jeeier eberzeugimg, ob die Behauptung, 

en Beweis durch Eibeszujchiebung an- 
getreten ift, für wahr zu erachten fei. 

rflären einzelne Streitgenoffen, daB jie 
den Eid nicht leiften werben, jo ift in An⸗ 
Khımg der übrigen Gtreitgenofien die 
iſtung bed Eides nicht anzuordnen ober 
der Eid nicht abzımelmen, jofern Das 
Gericht benfelben für unerheblich eradıtet. 


8 478. Iſt eine Partei nicht Bach 
1% fo ift die Zuſchiebung oder Zurück⸗ 
hiebung des Eides nur an ihren ‚per 
lichen Vertreter und nur infoweit zuläffig, 
al3 die vertretene Partei, wenn fie den 
Prozeß in Perjon führte, oder der Ber- 
treter, wenn er felbit Partei wäre, die 
felbe zulaſſen müßte. 

Minderjährigen, welche das ſechzehnte 
Lebensjahr vollendet Haben, ſowie Voll- 





Ihe en, welche wegen Geiſtesſchwoͤche, 
—— oder Trunkſucht entmün⸗ 


digt ſind, Tann über Thatfachen, die in 
Handlungen berjelben- beftehen oder Ge⸗ 
enitand ihrer Wahrnehmung gewejen 
Find, der Eid zugefchoben oder purädge 
Ihoben werben, fofern dies von dem Ge⸗ 
tiht auf Antrag des Gegners nach bei: 
Umftänden des Falles für zuläffig erklärt 
wird. Das Gleiche gilt von einer prozeh- 
fähigen Partei, die in dem Rechtsſtreite 
—* einen Pfleger vertreten wird. 
Auf Volljährige, welche unter 00% 
läufige Vormundſchaft geiteltt find, finden 
tn befreff der Zuſchiebung oder Yurüd- 
ſchiebung des Eides diejenigen Vorſchriften 
Anwendung, welche nah Abſ.1, 2 bei 
eingetretener Entmündigung gelten. 


8 474. Sind mehrere gejepliche Ber» 
treter vorhanden, fo finden die Nor 
fchriften de3 8 472 entiprechende Anwen⸗ 
dung. Betrifft der Eid die eigenen Hand⸗ 
lungen oder Wahrnehmungen nur einiger 
oder eines der Dertreter, jo ift er von 
den übrigen nicht zu leiften. 


3 475. I das Ergebnis ber Ver⸗ 
haudlungen und einer etwaigen Beweis 














Civilprozeßordnung. 88 476 bis 484. 


aufnahme nicht ausreichend, um die Ueber» 

zeugung des Gerichts von der Wahrheit 

oder Unmahrheit der zu erweijenden That⸗ 

fadhe zu begrimben, * kann das Gericht 

der einen oder der anderen Partei über 

eine ftreitige Thatfache einen Eid aufer- 
gen. 





8 476. Der richterliche Eid kann allen 
Streitgenofjen oder gefeglichen Vertretern, 
er fann einigen oder einem berfelben auf- 
erlegt werden. 


— — — 


549 


8 477. Die Beſtimmungen der 88 457 
bis 471, 473 fimben auf den richterlichen 
Eid entiprechende Unmendung. 

Iſt der Schwurpflichtige wegen wiſſent⸗ 
licher Verletz der Eidespflicht rechts⸗ 
kräftig verurteilt, jo iſt der Antrag Des 
Gegners, den richterlichen Eid aurlcgu- 
nehmen, gerechtfertigt,” wenngleich 
Gegner (don vor der Uuferlegung des 
Eides von biefer Verurteilung Kenntnis 
gehabt hat. 

Der richterlihe Eid wird duch ber 
dingtes Urteil auferlegt. 





Elſfter Titel. 
Verfahren bei der Abnahme von Eiden. 


8 478 Der Eib muß von dem 
Srmwpfliätigen in Perſon geleiftet wer» 





8 479. Das rose ericht kann an- 
orbnien, daß die Eidesleiſtung vor einem 
feiner Mitglieder oder vor einem anberen 
Sric erfolge, wenn ber Schwurpflichtige 
am Erſcheinen vor bem ‚Frojehgerichte 
verhindert ift oder in großer Entfernung 
von dem Sitze besjelben ſich aufhält. 
Die Eidesleiftung der Landesherren und 
ber Mitglieder ber landesherrlichen Ya- 
milten fowie der Mitglieder ber Yürft- 
iihen Familie Hohenzollern erfolgt in 
der Wohnung derjelben vor einem Mit- 
gliede des Prozeßgerichts ober vor einem 
anberen Geige Das Gleiche gilt in 
Unfehung der Mitglieder bed vormaligen 
Hannoverſchen Königshaufes, bes vor- 
maligen —— und des vormaligen 
Herzoglich Naſſauiſchen Fürſtenhauſes. 


8 480. Vor ber Leiſtung des Eides 
hat der Richter den Schwurpflichtigen in 
angemeſſener Weiſe auf die Bedeutung 
des Eides hinzuweiſen. 


8481. Der Eid beginnt mit den 
Worten: 


rien: 
„Sc ſchwöre bei Gott dem Allm 
tigen hr Allwiſſenden a 
und ſchließt mit ben Worten: 
„So wahr mir Gott helfe”. 


8 482, Der Eid wird mittel Nach⸗ 
ſprechens ober Ableſens ber bie Eibes- 








norm enthaltenen Eidesformel geleiſtet. 
Der Schwörende foll bei der Eidesleiftung 
die rechte Hand erheben. 

Sit die Eidesnorm von großem Um- 
fange, jo genügt die Vorleſung der Eides- 
norm und die Verweiſung au die letztere 
in ber Eidesformel. 

Die Lanbesherren und die Mitglieder 
ber Iandesherrlihen Familien ſowie die 
Mitglieder der Fürſtlichen Familie 
Hohenzollern leiſten den Eid mittel? 
Unterfchreibena der bie Eidesnorm ert- 
haltenden Eidesformel. Das Gleiche gilt 
im Anſehung der Mitglieder des vor- 
maligen Hannoverſchen Königshauſes, des 
vormaligen Kurheifiihen und des vor- 
ee Herzoglich Nafjauifchen Fürjten- 

aufes. 


8 488. Stumme, welche ſchreiben 
können, leiſen den Eid mittels Abſchrei⸗ 
bens und Unterſchreibens der die Eides⸗ 
norm enthaltenen Eidesformel. 

Stumme, welche nicht fchreiben können, 
leiſten den Eid mit Hülfe eine Dolmet- 


ſchers durch Zeichen. 


8 484. Der Eidesleiſtung wird gleich⸗ 
geachtet, wenn ein Mitglied einer Reli⸗ 
ionsgeſellſchaft, welcher das Geſetz den 
ebrauch gewiſſer Beteuerungsformeln an 
Stelle bes Eides geſtattet, eine Erflärung 
unter ber Beteuerungdformel dieſer Reli- 
gionsgefellichaft abgiebt. 


—— — 
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Eivilprozeßordnung. 88 485 bis 498, 


8wölfter Titel. 
Sicherung des Beweiſes. 


8 485. Die Einnahme des Augen⸗ 
ſcheins und die Vernehmung von Beugen 
und Sahverftändigen lann zur Sidyerung 
bes Beweiſes erfolgen, wenn zu bejorgen 
iit, daß das Beweismittel verloren over 
die Benutzung besjelben erſchwert werde. 


486. Das Geſuch iſt bei ben Ge⸗ 
richt anzubringen, vor welchem der 
Rechtsſtreit anhängig if; es Tann vor 
dem Gerichtsſchreiber zu Brotofoll erflärt 
werben. 

In Yällen beingenber Gefahr kann da3 
Gejuch auch bei dem Amtsgericht ange- 
bracht werden, in deſſen Bezirle die zu 
vernehm erfonen ji aufhalten 
oder der in enfchein zu nehmende 
Gegenitand fi befindet 

ei dem bezeichneten Amtögerichte muß 
das Gefuch angebracht werden, wenn der 
Rechtsſtreit noch nicht anhängig it. 


8 487. Das Geſuch muß enthalten: 

1. die Bezeichnung Gegners; 

2. die Bezeichnung der Thatjachen, über 
welche die Beweisaufnahme erfolgen 








joll; 

8. die Bezeichnung ber Beweismittel 
unter Benennung ber zu vernehmen- 
den Zeugen und Sachverſtändigen; 

4. die Tarlegung de3 Grundes, wel⸗ 
cher die Beſorgnis rechtfertigt, daß 
bad Beweismittel verloren oder bie 
Semupung, desſelben erjchwert werde 
Dieſer Grund iſt glaubhaft zu 
machen. 


8 488. Die Beweisaufnahme kann, 
auch ohne daB die Vorausfegungen bes 
485 vorliegen, beantragt werben, wenn 
ängel einer Sache ober eines Werkes 
feftzuitellen find, aus denen ein Hecht 
gegen ben Gegner — werden ſoll, 
ober wenn ber Zuſtand eines Gutes feit- 
äuftellen ift, für beifen Beweis ein Kom⸗ 
millionär, Spebiteur, Sagerhalter ober 
Frachtführer di Toren verpflichtet ift. 
Dat ber erber einer Sache bem 
Beräußerer einen Mangel angezeigt ober 
die Unnahme ber Sache wegen Dlangel- 
beittgleit abgelehnt, jo kann auch ber 
eräußerer bie Beweisaufnahme nach 





Maßgabe des Abſatzes 1 beantragen. In 
eicher Weiſe ift ber Unternehmer eines 
erkes zu dem Antrage beredjtigt, wenn 

der Befteller ihm einen Mangel angezeigt 

oder die Abnahme des Werkes wegen 

Mangelhaftigleit verweigert hat. 


8 489. Mit Zuſtimmung des Gegners 
kann die beantragte Beweisaufnahme 
angeordnei werden, auch wenn bie Vor⸗ 
ausjegungen bed 8 485 nicht vorliegen. 


re Die Entjcheidung über das 
Geſuch kann ohne vorgängige mündliche 
Verhandlung erfolgen. 
In dem Beſchluſſe, durch welchen dem 
Geſuche ftattgegeben wird, jind die That- 
fachen, über welche ber Beweis zu erheben 
it, und die Beweismittel unter Benen⸗ 
nung ber zu vernehmenden Zeugen und 
Sadjverftändigen zu bezeichnen. Eing An⸗ 
[earung dieſes Beſchluſſes findet nicht 
att. 








8 491. Der Beweisführer iſt ver 
pflichtet, foferın e8 nad) den Umftänden 
des alles gejchehen kann, unter Zuſtel⸗ 
lung des Beſchluſſes umd einer Abſchrift 
bes Geſuchs zu dem für bie Beweisauf⸗ 
nahme bejtimmten Termine den Gegner 
To zeitig zu laben, daß derjelbe in diejem 
Termine jeine Nechte wahrzunehmen ver- 


mag. 
Die Nichtbefolgung biefer Vorſchrift 
ſteht der Beweisaufnahme nicht entgegen. 


8 492, Die Beweisaufnahme erfolgt 
nach den für die Aufnahme bes betreifen- 
ben Beweismittels überhaupt geltenden 
Vorſchriften. 

Das Protokoll über die VBeweisauf⸗ 
nahme iſt bei dem Gerichte, welches die⸗ 
ſelbe angeordnet hat, aufzubewahren. 


8 498. Jede Partei hat das Recht, 
bie Bemeisverhandlungen in bem Prozeſſe 
zu penußen. 

War der Gegner in bem Termine nicht 
erfchienen, in welchem die Beweisauf⸗ 
nahme erfolgte, fo ijt der Beweisführer 
zuc Benutzung ber Beweisverhandlungen 
nur bann berechtigt, wenn ber Gegner zu 
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bem Termine vechtgeitig geladen war ober 
wenn der Beweisführer glaubhaft macht, 
baß ohne fein ulden bie Ladung 
zrerblieben oder nicht rechtzeitig erfolgt 





8 494. Wird von dem Beweisführer 
ein Gegner nicht bezeichnet, ſo iſt das 
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Geſuch nur dann zuläffig, wenn ber Br- 
weisführer glaubhaft macht, daß er ohne 
fein Berfchulden außer ftanbe fei, den 


Gene u beseichnen. 

ird dem Geſuche ftattgegeben, fo Tann 
das Gericht den unbelannten Gegner zur 
Wahrnehmung feiner Nechte bei der Be 
weiSaufnahme einen Vertreter beftellen. 


Zweiter Abfchnitt. 
Verfahren vor den Amtsgerichten. 


8 495. Auf das Verfahren vor den 
Umtsgerihten finden die Vorſchriften 
über das Verfahren vor ben Landgerichten 
Unmenbung, ſoweit nicht aus den aflge- 
meinen Beflimmungen ed eriten Buches, 
aus ben nachfolgenden befonderen Ber 
ftimmungen und aus ber Verfaſſung ber 
Amtsgerichte ſich Abweichungen ergeben. 


H 496. Die Klage Tann bei dem Ge- 
richte | gug eingereicht oder zum Pro⸗ 
tokolle des Gerichlsſchreibers angebracht 
werden. 


8 497, Nah erfolgter Bellinunung 
de Termind zur mündlichen Berhand- 
fung hat der Gericht3fchreiber für die Zu⸗ 
jtellung der Mage Sorge zu tragen, jo- 
fern nıcht ber Kläger in ber Klageſchrift 
oder dem Protokoll erflärt hat, diejes 
jelbft thun zu wollen. 


8 498. Die Einlaſſungsfriſt beträgt 
mindeſtens brei Tage, wenn die Buftel- 
lung im Bezirke bes Prozeßgerichtö; min- 
beftens eine Woche, wenn fie außerhalb 
desjelben, jedoch im Deutjchen Reich er- 
folgt; in Meß⸗ und Marktſachen min- 
deitend vierundzwanzig Stunden. 

Iſt die Zuſtellung im Auslande vorzu- 
nehmen, jo hat Gericht bei Feitjegung 
des Termind bie Einlaſſungsſriſt zu ber 
flimmen. 

8499 Die Klage wirb durch Zu⸗ 

ung der Klageſchrift ober bes die 
Klage enthaltenen Protokolls erhoben. 


8 500. Un orbentlichen Gerichtätagen 

















lönnen die Parteien zur Verhandlung 
des Nechtsitreit3 ohne Ladung und Ter⸗ 
minzbeitimmung vor Gericht erfcheinen. 


Die Erhebung ber lage erfolgt in 
diefem alle durch den mündlichen Vor- 
trag berjelben. 


501. Die Vorfchriften der 88 496, 
497 finden entfprechende Anwendung, 
wenn eine Partei im Laufe des Rechts⸗ 
ftreit3 zu laden ift, insbefondere zur Ger- 
andlung über einen Bmifchenftreit, über 
en Untrag auf Berichtigung oder Er⸗ 
änzung eines Urteils, über den Ein- 
pruch, über den Untrag auf Wieberein- 
Iebung in den borigen Stand ober über 
die Aufnahme eines unterbrocdjenen ober 
auggejegten Verfahrens, oder wenn cine 
Intervention oder Streitverfündung er⸗ 
folgen, ober wenn bie Klage ober ber 
Einſpruch zurüdgenommen werden foll 








8 502. Auch wenn eine Partei nicht 
u laden ift, können ihr Anträge und Er- 
ärungen, auf welche fie ohne vorgängige 

Mitteilung vorausſichtlich eine Erklärung 
in einer mündlichen Verhandlung nicht 
abzugeben vermag, durch Zuſtellung eines 
Protokolls des Gerichtsſchreibers mitge- 
teilt werben. 

Diefe Mitteilung lann auch unr.ittel- 

bar und ohne bejondere Form geſchehen. 


—,— 


8 503. Bei ber mündlichen Verhand- 
fung bat das Gericht dahin zu mirken, 
daß die Parteien über alle erhebliche 
Thatſachen ſich vollftändig erflären und 
die fachdienlidhen Anträge ſtellen. 


g 508. Die Vorichrift, daB prozeß⸗ 
hin ernde Einreden gleichzeitig und vor 
er Verhandlung zur Hauptſache vorzu⸗ 
bringen jind, findet nur infomweit An⸗ 
wenbung, als die @inrede der Unzuftän- 
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digleit des Gericht vor der Verhandlung 
zur Hauptjache geltend zu machen ift, 

IR das Umtsgericht —** unzujtän- 
dig, fo hat e8 vor ber Verhandlung des 
Bellagten zur Hauptſache denfelben auf 
die Unzuftändigfeit aufmerffam zu machen. 

Auf Grund progeßhinbernber Einteden 
darf die Verhandlung zur Hauptſache 
nicht verweigert werben; das Gericht Tann 
jebody die abgejonderte Verhandlung über 
biele Einreden auch von Amtswegen an⸗ 
ordnen. 


8 505. Wird bie Ungujtänbigteit des 
Gerichts auf Grund ber Beitimmungen 
über die ſachliche Zuſtändigkeit ber Ge⸗ 
richte ausgeiprochen, fo ift zugleich auf 
Untrag bed Klägers der Rechtsſtreit an 
das Landgericht zu verweilen. 

Sit das Urteil rechtskräftig, fo gilt der 
Nechtöftreit als bei dem Landgerichte an- 
hängig. 


506. Wird in einem bei dem Umts- 
gericht anhängigen Prozeſſe durch Wiber- 
Hage oder durch Erweiterung bed Klage⸗ 
antrags (8 268, Nr. 2, 3) ein Anſpruch 
erhoben, welcher zur Buftändigkeit ber 
Landgerichte gehört, oder wird in Ger 
mäßheit bes $ 280 die Feſtſtellung eines 
Rechtsverhaͤltniſſes beantragt, für melches 
bia Landgerichte zuftändig find, jo Hat 
das Amtsgericht, Sem eine Partei vor 
weiterer Verhandlung zur Hauptjache dar⸗ 
auf anträgt, durch Beichluß feine Un- 
in ändigleit auszujprehen und ben 

echtzftreil an bad Landgericht zu ver⸗ 
” Gine Anfechtung des Befchtuffes, burd 
ne Anfechtung bes Be eö, bur 
weichen ben: Untrag entſprochen wirb, 
indet nicht ftatt; mit der Verkündung 

Beichluffes gilt der Rechtsſtreit als 
bei bem Landgericht erwachjenen SKoften 
werben als Zeil der bei dem Landgericht 
erwachſenden Koften behandelt. 








8 507. Wegen unterbliebener Erflä- 
rung ift eine Urkunde nur dann ala an- 
erfannt angujehen, wenn bie Partei durch 
das Gericht zur Erflärung über die Echt⸗ 
heit der Urkunde aufgefordert ift. 





508. Die Borjchriften des & 261 

.2, bes 8 297 und ber 88 348 bis 
354 finden auf das Verfahren vor den 
Umtsgerichten leine Anwendung. 





8 509. Anträge, fowie die Erflärun- 
gen über Annahme oder Yurüdichiebung 
äugelchobener ide find durch Das 

i ungäprototoll feſtzuſtellen; anftatt der 
Sein ung genügt bie Bezugnahme auf 
F Inhalt eines vorbereite Schrift⸗ 
atzes. | 
Sonftige Erklärungen einer Bartei, in3- 
bejondere Geſtändniſſe, find durch das 
Zretzn ee uftellen, al3 das 

ericht bei bem luſſe der münblichen 
Verhandlung die Feitftellung für ange 
meſſen erachtet. 





510. Wer eine Klage zu erheben be 
abitchtigt, Tann unter Angabe des Gegen- 
ftandes feines Anſpruchs zum Zwecke 
eines Suhneverſuchs ben Gegner vor das 
Amtsgericht Iaden, vor welchem biejer 
feinen allgemeinen Gerichtsſtand hat. 

Erjcheinen beide Parteien und wird ein 
Wergleich geichloffen, fo ift derjelbe zu 
Protokoll feſtzuſtellen. Kommt ein Ber 
gleich nicht zu ſtande, fo wird auf Untrag 

iber Parteien der Wechtöftreit fofort 
verhandelt; bie Erhebung der Klage er- 
folgt in biefem alle buch den münd- 
lihen Vortrag derfelben. 

Iſt ber Gegner nicht erjchienen, oder 
ber Sühnevertuch olglo8 geblieben, 
& werben bie ermwachienen SKoften als 

eilt der Koſten des Rechtsſtreits be 
handelt. . 








Drittes Buch. 
Rechtsmittel. 


— — — 


Erſter Abſchnitt. 
Berufung. 


‚ 8511. Die Berufung finder gegen bie 
Mr eriter Inſtanz erlalienen ndurteile 
att. 


8 512. Der Beurteilung bed Be- 
eufungBgerichtd unterliegen auch bie 
jenigen Entſcheidungen, welche dem End⸗ 
urteile vorausgegangen find, ſofern nicht 
dieſelben nach den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes unanfechtbar oder mit der Be- 
ſchwerde anfechtbar find. 


8 518. Kin Verſäumnisurteil kann 
von der Partei, gegen welche es erlaſſen 
ift, mit der Berufung nicht angefochetn 
werben. 

Ein Verſäumnisurteil, gegen welches 
der. Einſpruch an fich nicht ſtatthaft if, 
unterliegt der Berufung injomeit, ald die 
jelbe barauf geitügt wird, daß ber Fall 
der Berjäumung nicht vorgelegen habe. 


514. Die Wirkfamleit eines nad 
Erlafjımg bes Urteild erflärten Verzichts 
auf das Recht der Berufung iſt nicht da- 
von abhängig, daß der Gegner die Ver- 
zichtleiftung angenommen hat. 


515. Die Jurldnafme ber Be⸗ 
rufng ift ohne Einwilligung bes Be⸗ 
g3beflagten nur bis zum Beginne 
der münbli anlanblung des Be⸗ 
rufungsbellagten zuläffig. 














Die Zurücknahme erfolgt, wenn ſie nicht 
bei der mündlichen Verhandlung erklärt 
wird, burch Zuftellung eines Schriftjages. 
Abſchrift besjelben iſt ſofort nad) er- 
foigter Buflellung auf der Gerichtsſchrei⸗ 
berei nieberzulegen. 

Die Burüdnahme hat den Verluſt des 
Rechtsmittel und die Verpflichtung zur 
Folge, die durch das Rechtsmittel ent- 
jtandenen Koſten zu tragen. Auf Untra 
bed Gegners find dieſe Wirkungen durch 
Urteil auszufprecdhen. 


8 516. Die Berufungsfrift be- 
trägt einen Monat; fie iſt eine Not- 
frift und beginnt mit ber Buftellung des 
Urteils, 

Die Berufung kann gleichzeitig mit der 
Buftellung de3 Urteils eingelegt werden. 
Die Einlegung vor Zuſtellung des Ur- 
teils iſt wirkungslos. 


8517. Wird innerhalb der Berufungs⸗ 
friſt ein Urteil in Gemäßheit des 8 321 
durch eine nachträgliche Entſcheidung er⸗ 
gäuzt, jo beginnt mit der Buftellung der 
nachträglichen Entſcheidung der Lauf der 
Berufungsfriſt auch für bie Berufung 
gegen das zuerft ergangene Urteil von 
neuem. Wird gegen beibe Urteile von 
derſelben “Partei Berufung eingelegt, fo 
finb beide Berufungen mit einander zu 
verbinden. 
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8 518, Die Einlegung ber Berufung 
eine durch Buftellung eines Schrift- 
atzes 


Derſelbe muß enthalten: 

1. die Bezeichnung des Urteils, gegen 
welches bie Berufung gerichtet wird; 

2. die Erklaͤrung, baß gegen dieſes Ur 
teil Deeufung eingelegt werde; 

8. bie Ladung des fungsbellagten 
vor ba3 Berufungagericht zur münd«- 
en Verhandlung r die Be 


Bei der Einreichung ber Berufungs⸗ 
ſchrift zum Bwede der Termindbeitim- 
mung —* eine Ausfertigung oder ber 
glaubigte yelarit de3 Urteils, gegen 

welches die Verufung fich ridjtet, dem 
Berufungegerichte lach werben. 


8 519. Die allgemeinen Beltim- 
mungen über bie borbereitenben Schrift⸗ 
ehe enden auch auf die Berufungsſchrift 


ung. 

Als vorbereitender Schriftfag ſoll bie 
Berufungsfchrift insbeſondere enthalten: 
die Erflärung, inwieweit dad Urteil an⸗ 
gefochten werbe und welche Abänderungen 
beöfelben beantragt werben (Berufungs- 
anträge), jowie die Angabe derjenigen 
neuen Thatfachen und Beweismittel, welche 
bie Bartei geltend zu machen beabfichtigt. 


8 520. In betreſf der Friſt, melde 
Em ber Buftellung ber Berufungs- 
chrift und dem Termine zur mü lien 
erhandlung liegen muß, Fiben bie Vor- 
ſchriften des 8 263 entiprechenbe An 
wendung. 


rk Der Berufun sbetlagte Tann 
ſich der Berufung anichliegen, felbft wenn 
er auf bie Berufung verzichtet hat ober 
wenn bie Berufungsfriſt verftrichen iſt. 

Die Vorfchriften ber bie Anfechtung 
des Berjäumnisurteil3 buch Berufun 
finden auf bie Anfechtung desſelben burd 
Anſchließung Anwendung. 


8 522. Die Anfoticbung verliert ihre 
Wirkung, wenn bie Berufung zurüdge 
nommen ober al3 unzuläjfig ee borfen 


wid 

Berufungsbeklagt 
ben Berfun Sfrift fich der er ee 
rufung angeichlojien, fo wird es fo an- 
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ejehen, als habe er die Berufung ſelbſt⸗ 
ändig eingelegt. 


8 528. Auf das weitere Verfahren 
finden bie in erfter Inſtanz für das Ber- 
[ehren vor ben Landgerichten geltenden 

orjchriften entfprechende Anwendung, 
foweit nicht Abweichungen aus den Be 
ſtimmungen biefes Abienitts ſich ergeben. 


8 524. Die münbfiche Berbanbflung 
ift, wenn an dem für biejelbe beſtimmten 
— die — noch nicht ver⸗ 

ntrag bed Berufu junge 
beklanten in m Ablaufe der Frift, und 
wenn ber Berufungäbeflagte gegen das 
Urteil den Einſpruch erhoben hat, aud) 
von Umtswegen bis zur Erledigung bed 


Einſpruchs zu vertagen. 


8 525. Vor dem Berufung 
wird der Nechtöftreit in el ie 
— — beitimmien Grenzen von neuem 


verhandel 


8 526. Bei der mündlichen Verhand⸗ 
lung haben die Parteien das durch die 
Berufung angefochtene Urteil ſowie die 
dem Urteile voraus geoangenen Entfchei- 
dungen nebſt den —— rün 
und Den ‚Berveiäberhanblungen —** 
vorzutragen, als dies zum Verſtaͤndniſſe 
ber Berufungsanträge und gut Brüfung 
der Nichtigfeit der angefocdjtenen (Ent. 
ſcheidung erforderlich if. 

Im Falle der Unrichtigfeit oder Unvoll⸗ 
jtändigfeit be3_ortrags hat der Vor⸗ 
ſitzende deſſen —*— ee Vervoll⸗ 
—Ds nötigenfalls unter Wiederer- 
Öffnung der Verhandlung zu veranlajjen. 


8 527. Eine Uenberung ber Klage 
F mit Einwilligung des Gegners 
t. 




















8 528. Prozeßhindernde Einreden, auf 

die Partei wirkſam verzichten kann, 

gelten gemacht werden, wenn 

bie Partei glaubhaft daß fie ohne 

ihr —— — außer ſtande geweſen ſci, 

en in erſter Inſtanz —* — 
Das Geige it, wenn bei vermögend- 
rechtlichen Un een für bie Rlage 


ausichhentiher Serid Gerichts x Uni begran Fi 
ig leit e 
Gerichts, ſofern Be 
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Inſtanz zur Hauptſache mündlich verhan⸗ 
delt hat; eine Prüfung ie a andigleit 
von —*— findet a en barf 
e zur Hauptſa 
auf Grund progehfmbernber Green 
nicht verweigert werben; das Gericht kann 
jedoch bie abgefonberte Ver andfung über 
tolihe Einteden auch von tömegen an⸗ 
ordnen. 





8 529. Die Parteien können Angriffs 
und Verteibigungsmittel, welche in eriter 
Seftanz nicht y gdien gemadit find, ins⸗ 
befondere neue Thatjachen unb Beweis⸗ 
mittel vorbringen. 

Neue Unfprüche baren, abgejehen von 
den Füllen des 5 268 Nr. 2, 3, nur 
—e der Anvwilligung des Gegners er⸗ 

ben wer 

Macht * Beklagte die Aufrechnung 
einer Gegenforderung geltend, ſo iſt die 
— en micht mmenbüng zurüd- 

fen, wenn nicht der Kläger ın bie 
ung einmwilligt oder ber Be⸗ 
a gla haft macht, daß er ohne jein 

Ve chuiben außer ftanbe geivefen ift, bie 
Anfrechnung in erfter Inſtanz geltend zu 
machen. Im Falle ber Bur Eweifung 
finden die Vorfchriften der 88 540, 54 
Unmendung. 


8 580. Die Verlegung einer das Ver⸗ 
en eriter Yrltans betreffenden Vor⸗ 
Hrift Tann in ber Berufungsinftang nicht 
mehr gerügt werben, wenn in Gemäßheit 
der Sellimmung des 8 295 die Partei 

e 


das Rügerecht bereits in erjter Inſtanz 
verloren hat. 


8 581. Die in erfter Inſtanz 
bliebenen ober vermweigerten —— 
über Thatſ ‚ Urkunden und Eideszu⸗ 
ſchiebungen dunen in ber Berufungs- 
inſtanz nachgeholt werbi werben. 


8 552. Das in eriter Inſtanz abge- 

gs gerichtliche Geſtaͤndnis behält feine 

hamteit auch auch für die Berufungs- 
inftanz. 


8 583. Die in Inſtanz erfolgt 
ae oder ne: Io —SE 
beit ihre Wir famfeit aud für die Be 


göin 
— gilt von der Leiſtung, von 
der Verweigerung der Leiſtung und von 








der Erlaſſung eines Eides, wenn die Ent⸗ 
ſcheidung, durch welche bie Zeiftung des 
Eides angeorbnet ift, von bem Berufung 


. gerichte für gerechtfertigt eradjtet wird. 
8 584 Ein nicht ober nit unbe . 





dingt für vorläufig Pr ae erffärtes 
Urteil erfter Inſtanz üt, infoweit das⸗ 
jelbe durch ie Verufungdanträge nicht 
angefochten wird, auf den im Laufe ber 

mündlichen Berhandblung geitellten Un- 
trag von dem Berufungsgerichte für vor⸗ 
fäufig hun F ee en 6 

nfechtung er eidung 
findet nicht —* 


3 535. Das Berufungögericht hat von 
Pe —— —* die ‚Berufmg 
ttbaft und o 
—— en und — eingelegt A 
angelt ed an einem dieſer Erforderniſſe, 
ſo if bie Berufung als unzuläflig zu ver⸗ 
werfen. 


8.586. Das Urteil erſter Inſtanz darf 
nur infoweit abgeändert werben, als eine 
Übänderung beantragt ift. 


587. Gegenftand der Verhandlung 

der Entſcheidung bed Berufungsge 
richt find alle einen zuerlannten oder 
aberlannten Anſpruch beit fenden Streit» 
punkte, über welche äßheit der 
Unträge eine —5 — und Entſchei⸗ 
dung erfo bei | —3— wenn ht dieſe 
Streitpunkte in er ſtanz nicht ver⸗ 
handelt oder nicht entſchieden iſt. Das 
Berufungsgericht hat ein von ihm er⸗ 
lajfene bedingte Urteil zu erledigen. 
Dasſelbe kann ein in erſter Suflang ev er⸗ 
laſſenes bedingtes Urteil erledigen, wenn 
die Berufung zurückgewieſen iſt. 


588. Das B bi 
ng infofern ——e— —E 
derſelben ——ã— it an das —** 

erweiſen: 

En Dusch bad angefochtene Urteil 
ein Einſpruch als unzuläffig ver 

2 en uch 8 das er Urteil 
. wenn bu ingefocht ei 


nur 
entſ ieben Be 

8. De im alle eines Grund 
und Betrag ftreitigen Anſpruchs 
burch das angefocjtene Urteil über 











ö— — — — — — ıLıL 
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den Grund bes Efeu vorab ent- 
fhieden ober die Mage abgemiejen 


ift; 
4. wenn ba8 angefochtene Urteil im 
Urlunden⸗ oder Wechſelprozeſſe unter 
Vorbehalt der Rechte erlaffen it; 
6. wen das angefochtene Urteil ein 
Berfäumnisurteit if. 
Am Galle der Nr. 2 Hat das Be 
rufungsgericht die ſämtlichen prozeßhin⸗ 
dernden Einreden zu erledigen. 


539. Leidet das Berfahren exfter 
Inſtanz an einem mejentliden Dan nad, 
ſo fan bad Berufungsgericht unter Auf 
hebung be3 Urteild und des Verfahrens, 
ſoweit dad Tebtere durch ben Dan Hi be» 
teoffen wird, die Sadye an das icht 
erfter Inſtanz zurückverweiſen. 


8 540. Werden nach Vorſchriften des 
? 279 Verteibigungsmittel zurückgewieſen, 
o ift die Geltendmachung berfelben bem 
Beklagten vorzubehalten. 

Enthält da3 Urteil Leinen Vorbehalt, 
fo kann die Ergänzung des Urteild nad) 
Borichrift des $ 321 beantragt werben. 

Das Urteil, weiches unter Vorbehalt 
ber Seltenbmadhung von Verteidigungs⸗ 
mitteln ergeht, iſt in betreif der Rechts⸗ 
mittel und Bivangsvollitredung ala 
Enbdurteil anzufehen. 


8 541. Sn betreff ber Berteibigun > 
mittel, deren Geltenbmadung bem 
Aagten vorbe ‚en ift, bleibt der Nechts- 
freit in ber ngsinſtanz anhängig. 

Inſoweit fi in weiteren Verfahren 
ergiebt, dab der Hagenb geltend gemachte 
Anſpruch unbegründet war A bad a [rübere 
Urteil aufzuheben, ber 
Anſpruch abzumeifen und —— * zur 
Erſtattung des von dem Beklagten auf 
Grund des Urteils Gezahlten oder Ge 

leiſteten puberurteilen, ſowie über die 
Koften anderweit zu enticheiben. Die Er- 
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ftattungspfficht bes Klägers beſtimmt ſich 
nach den Vorſchriften über die Heraus- 
gebe einer ungerechtfertigten Bereicherung. 
ird der Antrag geftelit, jo ift der An⸗ 
ſpruch auf Erftattung als zur Zeit ber 
Bahlung ober Seiten de ge- 
wordenen anzufjehen; die mit der 
hängigfeit nad) ben Vorfchriften AT * 
gerlichen Rechts verbundenen Wirkungen 
treten mit der Zahlung oder Leiſtung 
auch dann et wenn ber Antrag nicht 


‚ geitellt wird, 


8 542, Die Vorſchriſten über das 
Verſäummisverfahren in erſter Inſtanz 
finden entſprechende Anwendung. 

Beantragt ‚der Berufungslläger gegen 
den im Termine zur mündlichen Berbanb- 
(ung nicht erſchienenen Berufun —— 
das Verſäumnisurteil, ſo iſt, * das 
feſtgeſtellte Sadjverhäftnis nicht ‚entgegen 
hebt, das thatfächlihe mündlide Vor⸗ 
bringen des Berufungsklägers für zu- 
geſtanden zu erachten und in Anſehung 
einer lat gerweiſe Ste Bervcid- 
aufnahme anzunehmen, daß fie das in 
Ausficht geftellte Ergebnis gehabt habe. 


3 548. Bei ber Darftellung bes 
—— teil hans Ei 
au voriger Inſtanz ni 
geichlofien. 


8 544. Der Gerichtöfchreiber bed Be 
rufungsgerichts hat innerhalb vierund- 
wanzig Stunden, nadjbem die Berufungs- 
— zum hwede ber ber Terminsbeſtim⸗ 
mung einger iſt, von dem Gerichts⸗ 
ſchreiber bed Gerichts erſter Inſtanz die 
Progebalien einzufofordern. 

Nach Erledigung ber Berufung find bie 

— — ** ſchreiber des ts 

Kong nebſt einer beglaubigten 

is ber Berufungsinjtanz er- 
rn Urteils zurüdzujenden, 


—— — 


Fr 





Zweiter Abſchnitt. 
all 


in ber Berufungdinftang von ben Ober 


8 545. Die fan findet gegen bie 
landesgerichten exlaſſenen Enbdurteile ftait. 








—— — —— 
n ei e 
5* der —5 ” N u Du 


Betrag don Kinfaehmbunbert” Marl. über 
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ſteigenden Wert des Beſchwerdegegenſtan⸗ 
des bebingt. 


In betreff des Werts des Beſchwerd⸗ 


egenſtandes kommen die Vorſchriften der 
3-9 zur Anwendung. 
Der Reviſionskläger hat diefen Wert 
laubhaft zu machen; zur Verlicherung an 
idesſtatt Darf er nicht zugelaffen werben. 


8 547, Ohne Rüdjicht auf den Wert 
des Beſchwerdegegenſtandes findet bie 
Reviſion Statt: 

1. infomweit e8 ſich um die Unzuftändig- 
feit des Gerichts ober die Unzuläflig- 
feit des Rechtswegs ober die Unzu⸗ 
läffigleit der Berufung hanbelt; 

2. in ben Nechtöftreitigleiten über An⸗ 
iprücde, für welche bie Landgerichte 
0 Rückſicht auf ben Wert bes 

re nſtandes ausſchließlich zu⸗ 
ſtaͤndig ſind. 


i 

8548. Der Beurteilung des Re 
viſionsgerichts unterliegen auch diejenigen 
Entfcheidungen, welche bem Endurteile 
bovanägegengen find, fofern nicht Die 
felben nach den Borichriften dieſes Ge⸗ 
jege8 unanjechtbar ober mit ber Beichwerde 
anfechtbar find. 


8 549. Die Revifion lann nur darau 
geftügt werden, daß bie Entjicheibung au 
der Verletzung eines Reichsgeſetzes 
oder eines Geſetzes, deſſen Gel— 
tungsbereich ſich über den Bezirk 
des Berufungsgerichts hinaus er— 
ſtreckt, beruhe. 


8 550. Das Geieh iſt verletzt, wenn 
eine Rechtsnorm nicht oder nid richtig 
angewendet worden it 


8 551. Eine Entſcheidung iſt ftet3 als 
auf einer Verlegung be3 Geſehes beruhend 
anzufehen: 

1. wenn das erfennende Gericht mcht 

borichriftämäßig beſetzt mar; 

2. wenn bei ber Enticheidung ein Richter 
mitgewirkt hat, welcher von ber Aus⸗ 
übung bed Nichteramt3 kraft Go 
ſetzes ausgeſchloſſen war, fofern nid)t 
diejes Hindernis mitteld eines Ableh⸗ 
nungsgeſuchs ohne Erfolg geltend ge- 


it 
3. wenn bei ber Entfcheidung ein Richter 
mitgewirkt hat, obgleich derſelbe wegen 














Beorgnid ber Befangenheit abgelehnt 

und daß Alehnungsgeſuch für be 
gründet erflärt war; 

4. wenn das Gericht feine Zuftänbigfeit 
oder Unzuftändigleit mit Unrecht an- 
genommen bat; 

5. wenn eine Partei in bem Verfahren 
nicht nach Vorſchrift ber Geſetze ver⸗ 
treten war, ſofern fie nicht bie Pro- 
ebführung mmreahk ober ſtill⸗ 
— *** genehmigt at; 

6. wenn bie Enticeibung auf Grund 
‚einer mündlichen Verhandlung er⸗ 

angen iſt, bei welcher bie Bor- 
File über die Deffentlichkeit bes 
Verfahrens verlebt find; 

7. wenn bie Entſcheidung wicht mit 

Gründen verfehen ift. 





8 552. Die Nevifionzfrift beträgt einen 


' Monat; fie ift eine Notfriit und beginnt 


mit der Zuſtellung des Urteils. 
Die Revifion Tann gleichzeitig mit ber 
Qutelung des Urteild eingelegt werden. 
ie Einlegung vor Buftellung des Urteils 
it wirkungslos. 
8 553. Die Einfegung ber Nevifion 
erfolgt duch Zuſtellung eined Schrift- 
ſages, Derſelbe muß enthalten: 
. die Bezeichnung des Urteils, gegen 
weiches die Reviſion gerichtet wird; 
2. bie Erffärung, daß gegen biefed Ur 
teil die Reviſion eingelegt werde; 
3. die Ladung des Reviſionsbeklagten 
vor dad Reviſionsgericht zut münd- 
li Verhandlung über die Reviſion. 
Bei Einreichung der Revifionzichriit 
zum Zwecke ber Terminsbeſtimmung fuli 
eine Wusfertigung oder beglaubigte Ab⸗ 
ihrift des Urteils, gegen welches bie Re⸗ 
viſion ſich richtet, dem Reviſionsgerichte 
vorgelegt werden. 





z 554. Die allgemeinen Beſtimmungen 
über bie vorbereitenden Schriftfäße finden 
auch auf die Reviſionsſchriſft Anwendung. 

Als vorbereitender Schriftfa foll bie 
Neviftonzichrift insbeſondere bie Er⸗ 
Närung, inwieweit das Urteil angefochten 
und deſſen Aufhebung beantragt werde 
(Revifionsanträge), und zur Begründung 
der Nevijiondanträge enthalten: 

1. infomeit die Revifion darauf gejtütt 

wird, daß eine Rechtsnorm nicht oder 
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nicht richtig angewenbet fci, die Be 
zeichnung ber Rechtsnorm; 

2. inſoweit die Reviſion darauf geftügt 
wird, daß das Weich in Bezug auf 
bad Verfahren verlegt fei, Die Be⸗ 
eichmung ber Thatfachen, welche ben 

angel ergeben; 

8. infoweit die Revifion darauf geſtützt 
wird, daß unter Verletzung bed Ge 
ſetzes Thatſachen feitgeitellt, über- 
gangen oder. als vorgebracht ange 
nommen feien, bie Bezeichnung dieſer 


hat] 

In der Reviſionsſchrift ſoll ferner bei 
Bert des nicht in einer beitimmten Geld» 
ſumme bejtehenden Befchwerbegegenftandes 
angegeben werben, wenn die Zuläſſigkeit 
ber Hevilion von biefem Werte abhängt. 


Mi 558. Sin betreff ber Friſt, welche 





ſchen der Buftellung ber Neviſions- 
chrift und bem Termine zur münblichen 
Verhandlung liegen muß, finden bie Bor- 


hriften des 8 262 entſprechende Anwen⸗ 





8 556. Der Revifionsbeflagte kann ſich 
ber Reviſion anſchließen. u biefe An⸗ 


jhtieh ‚finden bie Vorſchriften über 
e Anjhichung bes gebe atem 
an bie Jung. entiprechende Anwen⸗ 
dung. Dem Reviſionskläger find die Re- 
bifiondanträge und beren Begründung 
nach Maßgabe des 8 554 mitzuteilen. 


‚8557. Auf das weitere Berfahren 
bie in erjter Inſtanz für das Ver⸗ 
{ehren bor ben Landgerichten geltenden 
en entjprechende Anwendung, fo- 
weit Abweichungen aus ben Beltim- 
mungen dieſes Abſchnitts fich ergeben. 


8 558. Die Verlebung einer das Ver⸗ 
Iabeen ber VBerufungsinftang betreffend. n 

orſchrift kann in der Reviſionsinſtanz 
Mi gerügt werden, wenn in Ges 

mäpßheit Der Befimmung des 8 295 bie 
Partei dad Rügerecht bereitö in der Be 
rufungsinftang verloren hat. 


8 559. Der Prüfung des Reviſions⸗ 
gerichts eeiegen nur die von den Par⸗ 
teien geſtellten VWUnträge. 








8 560. Ein nicht ober nicht unbebingt 
für vorläufig vollftredbar erflärtes Urteil 
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de3 Berufungsgerichts ift, infoweit das⸗ 
felbe durch bie Revijionsanträge nicht am- 
gefochten wird, auf dem im Laufe der 
mundlichen Verhandlung geftellten Antrag 
von dem Reviſionsgerichte für vorläufig 
boliftredbar zu erfiären. 





8 561. Für die Entſcheidung bes Re 
viſionsgerichts find die in dem angefodjte- 
nen Urteile gerichtlid) feitgeitellten That- 
jachen maßgebend. Außer benjelben Fön- 
nen nur die im 8 554 Wr. 2, 3 er 
wähnten Thatfachen berüdjicytigt werden. 





562. Die Enticheidung bed Be— 
rufungsgerid)tö über Das eltehen und 
den Inhalt non Geſetzen, J 
letzung bie Reviſion nah $ 549 nicht 
* r bie auf bie 


be ügt werben kann, 
epilion ergebende cheidung maß 
gebend. 





8 568. Ergeben bie Entſcheidungs⸗ 
nde zwar eine Geſetzesverletzung, ſicllt 
Entiheibumg ſelbſt aber aus anderen 

Gründen fich al3 richtig dar, jo ift bie 
Revifion zurückzuweiſen. 

8 564. Inſoweit die Revifion für ber 
grünbet erachtet wird, ift dad angefochtene 
Urteil aufzuheben. 

Erfolgt die Aufhebung des Urteils 
wegen eined Mangels bed Verfahrens, 
fo iſt zugleich das Verfahren injoweit auf- 
zuheben, als es durch den Mangel be 
troffen wird. 


8 565. Im alle der Uufhebung des 
Urteils ift die Sache zur anderweiten Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung an das Be 
rufungägericht zurũckzuverweiſen. Die Zu- 
rüdverweifung kann an eiten anderen 
Senat des Berufungsgerichts erfolgen. 

Das Berufungsgericht Hat bie rechtliche 
Beurteilung, welche ber —— zu 
Grunde gelegt iſt, auch ſeiner Entſcheidung 
zu Grunde zu legen. 

Das Reviſionsgericht hat jedoch in der 
Sache ſelbſt zu entſcheiden: 

1. wenn die Aufhebung des Urteils nur 
wegen Geſetzesverleßung bei Anwen⸗ 
dung des Geſetzes auf das feſtgeſtellte 

verhältnis erfolgt und nad) lege 
terem die Sache zur Erdentſcheidung 
reif if; 


Civilprogekorbnung. 88 566 bis 572. 


2. wern bie Aufhebung des Urteils 
wegen Zuſtändigkeit bes Gerichts 
ober wegen Unzuläffigfeit bes Rechts⸗ 
wegs erfolgt. 
Kommt in den Fällen der Nr. 1 und 2 
Kr die in der Sache ſelbſt zu erlaſſende 

tideibung die Unmenbbarfeit von Ge⸗ 
fegen, auf deren Verlegung bie Reviſion 
nah 8 549 nicht geität werben lann, 
in Trage, jo lann die Sache zur anber- 
weiten Verhandlung und Entſcheidung 
an daB Berufungägeridht zuruckverwieſen 
werden. 


— — — 
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8 566. Die für die Berufung ‚gelten 
den PVorfdjriften über bie Unfechtbarkeit 
der Verfäumnidurteile, über die Verzicht⸗ 
leiſtung auf das Rechtsmittel unb bie 
Zurücknahme desſelben, über bie Ber 
gung der miünblichen Verhandlung, 
über die Verhandlung prozekhinbernber 
Einreden, über bie Prüfung der Buftän- 
bigfeit des Gerichts und ber Zuldſſigkeit 
des Rechtsmittels, über den nortrag ber 
Parteien bei ber mündlichen Verhandlung 
und über die Cinforberung und Zurück 
jenbung ber Prozeßakten finden auf bie 
Reviſion entiprechenbe Anwendung. 


Dritter Abſchnitt. 
Beſchwerde. 


8 567. Das Rechtsmittel ber Bo 
ſchwerde findet in ben in biefem Geſetze 
bejonder8 hervorgehobenen Fällen und 
gegen folde eine vorgängige mänbfid)e 

erhandlung nicht ertarderube Entichei- 
dungen ftatt, Durch welche ein das Ver⸗ 
Pin betreffende8 Geſuch zurückgewie⸗ 
en iſt. 

Gegen die in betreff der Prozeßloſten 
erlaſſenen Entſcheidungen ber Oberlan⸗ 
desgerichte iſt die Beſchwerde nur zulaäͤſſig, 
wenn die Beſchwerdeſumme den Betrag 
von einhundert Mark überſteigt. 


8568. Ueber bie Beſchwerde ent⸗ 
ſcheidet das im Inſtanzenzuge zunächſt 


höhere —5 

n die Entſcheidung des Beſchwerde⸗ 
gerichts iſt, ſoweit nicht in derſelben ein 
neuer ſelbſtaͤndiger Beſchwerdegrund ent⸗ 
— iſt, eine weitere Beſchwerde nicht 

äſſig. 

Entfheibungen der Landgerichte in be 
treff der Prozekloften unterliegen einer 
weiteren Beſchwerde nur, wenn die Be 





f deſumme den Betrag von fünfzig 


art überfteigt; auf die weitere De 
ſchwerde gegen die Entſcheidungen ber 
Oberlandesgericyte findet die Vorſchrift 
bes & 667 Abſ. 2 entiprechende Anwen⸗ 


bung. 
Gegen die Enticheidungen der Ober 
landes ” N 


über dad Rechtsmittel der 
weiteren Beſchwerde findet eine winere 
Beſchwerde nicht ftatt. 





8 569. Die Beſchwerde wird bei dem 
Gericht eingelegt, von welchem ober von 
deſſen Vorſitzenden bie angefodjtene Ent 
ſcheidung erlafien ift; fie Tann in bringen- 
ben Faͤllen aud) bei Beſchwerdegericht 
eingelegt werben. 

ie Cinfegung erfolgt buch Ein 
reihung einer Beſchwerde Se die Gin 
legung kann auch durch Erklaͤrun 


Protololle des Gerichtsſchreibers er den, 


echt i in yeri one 
gericht anhaͤngig oder anhaͤngig war, 
die —58 das Armenrecht betrifft 
ober von einem gengen oder Sachver⸗ 
ftändigen erhoben wird. 


8 570. Die Beſchwerde kann auf neue 
Thatfachen und Beweiſe geitügt werden. 


. 8 571. Crachtet das Gericht oder ber 
Borfigende, deſſen Entfcheibung ange 
ar wird, bie Beſchwerde für begründet, 
o haben fie berjelben abzuhelien; an- 
derenfalls ijt die Beſchwerde vor Ablauf 
einer Woche dem Beſchwerdegerichte vor⸗ 
zulegen. 


572. Die Beſchwerde hat nur dann 
aufſchiebende Biung wenn ſie gegen 
eine der in den 88 109, 380, 890, , 
619, 656, 678 erwähnten Entſcheidungen 
gerichte iſt. 

Das Gericht ober der Vorſitzende, deſſen 
Entſcheidung angefochten wird, klann an- 
ordnen, dab die Vollziehung berjelben 


auszuſetzen jei 


to⸗ 
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Das Beſchwerdegericht Tann vor ber 
Entſcheidung eine einſtweilige Anorbnung 
erlafien; e3 Tann insbejondere anordnen, 
daß bie Vollziehung ber angefochtenen 
Entſcheidung auszujegen fei 


3 578. Die Entigeibung über die Be- 
de kamm ohne vorgüngige münd- 
liche Verhandlung erfolgen. 

Ordnet das Gericht eine fchriftliche Er» 
Närung an, fo kann die Abgabe berjelben 
durd) einen Anwalt erfolgen, ber bei dem 
Berichte zugelaſſen ift, von mweldyem ober 

von een —— die angefochtene 
— en iſt. In ben Faͤllen, 

in ie Beſchwerde zum Protokolle 
des Gerichtsſchreibers eingelegt werden 
barf, lann auch die Erklaͤrung zum Pro⸗ 
— des Gerichtsſchreibers abgegeben 








8574. Das eidnverbegericht hat von 
Amtswegen zu prüfen, ob eſchwerde 
am — —R und & ße in der geſetz⸗ 

Form und eingelegt ſei. 
—— es an einem ler fr rbdernifje, 
jo iſt die Beſchwerde als unzuläflig zu 
berwerfen: 


8 575. abe fie das slimertegeridht 





* —— r begründet, jo kann es 
ienigen t ober Vorſißenden, 
bon welchem die bejchiwerende Entſcheidung 


erlaffen war, die er orberlice Anordnung 
übertragen. 


8576. Wird die Uenderung einer Ent- 
ſcheidung bed beauftragten oder erjuchten 
Nichterd oder des Gerichtsſchreibers ver⸗ 
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—* fo na bie ee nung bed Pro⸗ 


— bung ba Ma ga abet oe bie Ent 
Si e Sei I Br I: * Abſatzes 
gilt — für das Reichsgericht. 


377. Für die Fälle der ſofortigen 
Beſchwerde gelten bie nachfolgenden be 
jonderen Beltimmungeft. 

Die Beſchwerde ift binnen einer Not 
frift von * Zochen welche mit der 
Zuſtellung 88 336 
und 952 2 al. * mit 
Entichei Geibung beginnt, einzulegen. Die 





wenn 


Er: we ber 


vn barf nur in ben Se 
bes 8.208 9 j. Lund des 8 106 4 
feine Gntieibung gemäß ber —* 
des 8 571 abändern; zu einer weiteren 
Aenderung ber auf Grund dieſer Vor⸗ 
Ka erlaffenen Entſcheidung ift es nicht 


t. 
den Faͤllen des 8 576 muß auf 
ben Ser bie GEinlegung ber Be 
vorgeichriebenen 6 Bien bie Ent eibun 
des Be eher bier tfri 
gericht 
hat das Geſuch, wenn * —* en nicht 
entſprechen will, dem Beſchwerdegerichte 
vorzulegen. 


— —— — — — — 


8 578. 


Diertes Buch, 
Wiederaufnahme des Verfahrens. 


— — 


Die Wiederaufnahme eines 


durch rechtkraͤftiges Endurteil geſchloſſe⸗ 
nen Verfahren kann durch Nichtigleits- 
Mage und buch Reſtitutionsklage er⸗ 


folgen 

erden beiden Klagen von derſelben 

Partei oder von verichiebenen Parteien 

erhoben, fo ift die Verhandlung und Ent 

ſcheidung über bie Reſtitutionsklage bis 

gur rechtskräftigen Enticheidung über bie 
ichtigleitäflage auszuſetzen. 


5.579. Die Nichtigfeitäffage findet 
att: 


1. 


vorſchriftsmäßig beſetzt ma 
2. ichter ir ber 





wenn das erlennende Gericht nicht 


* 
wenn ein Nichte Entjcheir 
bung mitgewirkt hat, welcher von ber 
Ausübung des Richteramts Traft des 
Geſetzes ausgeſchloſſen mar, jofern 
richt dieſes Sindernig mittel3 eines 


Ablehnungsgeſuchs oder eines Rechts⸗ 
mittel3 ohne olg geltend ge 
macht ift; 


8, 
. wenn bei der Entſcheidung ein 


Nichter mitgewirkt hat, obgleich ber- 
jelbe wegen Beſorgnis ber Befangen- 
heit abgelehnt und das Ablehnungs- 
geſuch * begründet erllärt war; 


. wenn eine Partei in dem Verfahren 


nicht nad) Vorjchrift der Geſetze ver- 

Wr Ha Iofen ie nicht bie ir 
ng au ich oder 

— gene dit 


igt 
In ben Fällen ei 1, 3 findet bie 


Mage nicht ftatt, wern bie Nichtigkeit 


Rehtäbud. II. 


nıittel3 eines Rechtsmittels geltend ge 
macht werden Tonnte. 





R 8 580. Die Reſtitutionsklage findet 
att: 
1. wenn ber Gegner durch Leiſtung eines 


Parteieibes, auf welche das Urteil 


gegründet ift, jich einer borjäplicen 


oder fahrlälfigen Verletzung 
Eidespflicht ſchuldig gemacht hat; 


. wenn eine Urkunde, auf welche das 


Urteil gegründet ift, fäljchlich ange- 
fertigt ber beefätfeh war; ng 


. mern durch Beeidigung eines Zeug⸗ 


niſſes oder eines Gutachtens, auf 


de 
Berlegung ber ibeapfticht, Tantbig 
gemacht Hat; 


. wenn ba3 Urteil von dem Pertreter 


ber Partei oder von dem Gegner 
ober beilen Bertreter durch eine in 
Beziehung auf den Rechtsſtreit ver- 
übte Vanbfung erwirkt ijt, welche 
mit einer im Wege des gerichtlichen 
Strafverfahrend zu verhängenden 
öffentlichen Strafe bedroht ift; 


. wenn ein Richter bei dem Urteile 


mitgewirkt hat, welcher ſich in Ber 

giebumg auf den Rechtsſtreit einer 

erlegung feiner Amtspflichten gegen 

die Partei ſchuldig gemacht hat, ſo⸗ 

fern bieje Verlegung mit einer im 

Wege des gerichtlichen Strafverfah- 
36 
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rend zu berhängenden öffentlichen 
Gtrafe bedroht ift; 
6. wenn ein ftrafgerichtliches Urteil, auf 
welches das Urteil gegründet ift, 
durdy ein anderes rechtskräftig ge 
wordened Urteil aufgehoben ift; 
7. wenn die Bartei 
a. ein in derſelben Sache erlaffenes, 
früher rechtöfräftig gewordenes 
Urteil, oder 

b. eine andere Urkunde auffinbet oder 
uw benu in den Stand ge 
ehe wird, eine ihr günjtigere 
Enticheidung herbeigeführt haben 
würde. 

Diefe Beſtimmung fommt in 
dem unter bezeichneten Falle 
nicht zur Anwendung, wenn das 
angef e Urteil Darauf beruht, 
day auf Grund einer Eidesleiſtung 
des Gegners bie betreffende That- 
fache oder deren Gegenteil für be 
wieſen erachtet iſt. 


8 581. In den Fällen bes vorher⸗ 
gchhnden Paragraphen Nr. 1—5 findet 
die viellitutiongklage nur ftatt, wertn wegen 
der itrafbaren Handlung eine rechtsfräj- 
tgie Verurteilung ergangen ift, oder wenn 
die Cinleitung oder Durchführung eines 
Strafverfahrend aus anderen Gründen, 
al3 wegen Mangels an Beweis nicht er- 
jolgen kann. 

er Beweis der Thatſachen, welche die 
Reſtitutionsklage begründen, lann durch 
Eideszuſchiebung nicht geführt werben. 

8 582. Die Neftitutionsfiage ift nur 
uläjlig, wenn bie Partei ohne ihr Ver⸗ 
—*8 außer ſtande war, ben Reſti⸗ 
tutionsgrund in üheren Verfahren, 
insbeſondere durch Einſpruch oder Be⸗ 
rufung oder mittels Anſchließung an eine 
Berufung geltend zu machen. 


8 588. Mit den Klagen können An⸗ 
fechtungsgründe, Durch welche eine dem 
angejodytenen Urteile vorausgegangene 
Entjcheidung berfelben oder einer unteren 
Inſtanz betroffen wird, geltend gemacht 
werden, jofern das angefochtene Urteil 
auf dieſer Enticheidung beruht. 


8 584. Tür die Klagen ift ausfchließ- 
lich zuftändig: das Gericht, welches in erfter 
Juſtanz erlannt hat; wenn das angefody 








tene Urteil oder auch nur eines von 
mehreren angefochtenen Urteilen von 
dem Berufungsgericht erlaffen wurde, 
oder wenn ein in Der Nevifionsinftan 


erlaſſenes Urteil auf Grund bes 8 5 


Nr. 1-3, 6, 7 angefochten wirb, das 
Berufungsgericht; wenn ein in ber Re 
viſionsinſtanz erlaſſenes Urteil auf Grund 
der 679, 5680 Nr. 4, 5 angefochten 
wird, das Reviſionsgericht. 

Sind die Klagen gegen einen Voll⸗ 
jtredungsbefehl gerichtet, fo gehören jie 
ausfalichtic vor das Umtögericht, welches 
den Befehl erlaffen hat; wem der An⸗ 
ſpruch nicht zur Yuftändigleit der Amts⸗ 
gerichte gehört, vor das Air ben Rechts⸗ 


jtreit über den Anſpruch zuſtändige Ge» 
richt, 





m 585. Auf bie Erhebung ber Sagen 
dad meitere Verfahren finden bie 
allgemeinen Vorſchriften entiprechende 
Anwendung, fofern nicht aus ben Be 
flimmungen biefes @ejeges fich eine Ab⸗ 
weichung ergiebt. 


8 586. Die Klagen find vor Wblauf 
der Notfrilt eines Monats zu erheben, 

Die Friſt beginnt mit bem Tage, an 
welchem die Bartei von bem Anfechtung 
grunde Kenntnis erhalten hat, jedoch 
nicht dor eingetretener Rechtskraft des 
Ürteild. Nach Ablauf von fünf Jahren, 
von dem Tage der Rechtskraft des Urteils 
an gerechnet, find die Klagen unftatthoit 

Die Vorſchriften des vorjtehenden Ab⸗ 
fapes finden auf bie Nichtigleitsfinge 
wegen mangelnder Vertretung feine An- 
wendung: die Friſt für Erhebung ber 
Klage Läuft von bem Tage, an welchem 
ber Tartei und bei mangelnder Bropei 
— eit dem geſetzli Vertreter 
elben als Urteil zugeſtellt iſt. 








8 587. In der Klage muß die Be⸗ 
ji ng des Urteild, gegen welches bie 
idtiglets- oder Reſtitutionsllage ge 
richtet wird, und die Erflärung, melde 
niet Sagen erhoben werbe, enthalten 
et. 


8 588. Als vorbereitender Schriftfag 
ſoll bie Sage enthalten: 
1. die Bezeichnung des Unfechtungs- 
grundes; 














Givilprogeßordnung. 88 589 bis 591. 


2. — Ip abe ber. Beweismittel für bie 
be den Grund und 
Einbaltung ir Notfriit ergeben; 
8. bie rung, inwieweit bie Ne 
feitigung des angefochtenen Urteils 
und welche andere Entſcheidung in 

der Hauptſache beantragt werde. 
Dem Schriftſatze, durch welchen eine 
Neſtitutionstlage erhoben wird, find Die 
Urkunden, auf welche diefelbe geftügt wird, 
in —* oder in Abſchrift beizufügen. 
Befinden jich die Urkunden nicht in ben 
Händen bes Klägers, fo hat er erw 
fären, welchen Antrag er wegen Herbei⸗ 
ichaffueng derjeiben zu "Reiten beabjtchtigt. 


—* 589. Das Gericht hat von Amts⸗ 
gen zu prüfen, ob die Klage an id 
Makthaft md ob fie in der geſetzlichen 
Form und Frift erhoben fe. Mangelt 
es an einem biefer Erforderniffe, fo ift 
die ge al3 unzuläflig zu Derwerfen. 
hatjachen, welche ergeben, daß die 
Klage vor Ablauf der — erhoben iſt, 
ſind glaubhaft zu machen. 
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5 590. Die Hauptſache wird, inſo⸗ 
weit jie von dem Anſechtun Sgrunbe be 
troffen ift, von neuem verhandelt. 

a3 Gericht kann anordnen, daß die 
Verhandlung und Entſcheidung über 
Grund mb, Buläffigleit ber Wieberauf- 
nahme des le vor der Verhand⸗ 
lung über bie auptjache erfolge. In 
biefem Falle ift die Verhandlung über 
bie Hauptſache ald Fortſehung der Ver⸗ 
handlung über Grund und Zuläſſigkleit 
der Wicderaufnahme de3 Verfahrens an- 
zuſehen. 

Das für bie Klagen zuſtändige ie 
viftondgericht hat die Verhandlun Tr Im 
Grund und Buläffigfeit der Wi erauf- 
nahme ded Beriahrend zu erledigen, auch 
wenn biefe Erledigung von der Tell 
Rellung und Würbigung beftrittener That- ' 
ſachen abhängig ift. 


591. Berhtömittel Yin inſoweit zu⸗ 
aſis als die Entſcheidungen 

mit den — det Gerichte 
—ẽz ſtattfinden. 





Sünftes Bud. 
Hrkunden- und Wedfelprozeß. 


8 592. Ein Anſpruch, welcher bie Zah⸗ 
{ung einer bejtimmten Geldſumme ober 
die Leiſtung einer beitimmten Quantität 
anderer vertretbarer Sachen oder Wert- 
papiere zum Gegenſtand hat, kann in Ur 
kundenprozeſſe geltend gemacht werben, 
wenn bie imttichen zur Begründung bed 
Anſpruchs erforderlichen Thatſachen durch 
Urkunden bewieſen werden können. Als 
ein Anſpruch, welcher die Zahlung einer 
Geldſumme zum Gegenſtande hat, gilt 
auch der —2 aus einer Hypothek, 
— Grundſchuld oder einer Renten⸗ 


8 593. Die Klage muB bie Erklärung 
enthalten, daß im Urkundenprozefie ge 
Ringe werde. 

ie Urkunden müſſen in Urſchrift oder 
in Übjchrift der lage ober einem vorbe⸗ 
reitenden Schriftfage beigefügt werben. 
Im legteren Falle muß zwifchen der Zu⸗ 
jtellung des Schriftfages und dem Ter⸗ 
mine zur mündlichen Verhandlung ein 
ber Einlaffungsfriit gleicher Zeitraum 
iegen. 


8 594. Auf Grund prozeßhindernder 
Einreden darf bie Verhandlung zur Haupt- 
lache nicht verweigert werben ; Das Geridjt 
kann jedoch die abgefonderte Verhand- 
fung über dieje Einreden aud) von Umts⸗ 
wegen anordnen. 


5 505. Widerflagen find nicht ftatt- 
haft. 











Als Beweismittel find besügtich der 
Echtheit ober Unechtheit einer Urkunde, 
ſowie bezüglich anderer al3 ber im 8592 
erwähnten Thatjachen nur Urkunden und 
Eideszuſchiebung zuläffig. 

Die Untretung des Urkunbenbemeiled 
kann nur durch Vorlegung der Urkunden 
erfolgen. 

Die Leitung eines Eibes ift durch Be 
weisbeſchluß anzuorbnen. 








8 597. Inſoweit ber in ber Klage 
geltend gemachte Unjprud an ſich ober 
infolge einer Einrede des Bellagten ala 
unbegründet fich darftelit, ift der Klaͤger 
mit dem Anſpruche abzumeijen. 

Sit der Urtunbenprogen unftatthaft, ift 
insbefondere ein bem Kläger obfiegender 
Beweis nicht mit den im Urkundenprozeſſe 
zuläjligen Beweismitteln angetreten oder 
mit ſolchen Beweismitteln nicht vollſtän⸗ 
dig geführt, ſo wird die Klage als in 
ber gewählten Prozeßart unſtatthaft ab⸗ 
gewieſen, ſelbſt wenn in dem Termine 
zur mündlichen Verhandlung der Beklagte 
nicht erſchienen iſt oder der Klage nur 
auf Grund von Einwendungen wider 
ſprochen hat, welche rechtlich unbegründet 
oder im Urkundenprozeſſe unſtatthaft ſind. 
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598. Einmenbungen bed Beklagten 
jind, wenn der dem Bellagten obliegenbe 
Berveiß derſelben nüht mit ben im Ur 
kundenprozeſſe rain Beweismitteln 
an etreten oder mit jo Beweismitteln 

vollſtaͤndig geführt iſt, als im Ur⸗ 

kundenprozeſſe —28 — zurückzuweiſen. 





8 599. Dem Beklagten, w 

eltend gemachten Unjpruche wide —2* 

t, iſt in allen Salem, in denen er ver⸗ 
urteilt wird, die Ausführung feiner Rechte 
bo ubehalten. 

thält 4 Fade leinen Vorbehalt, 

fo Tann bie g des Urteild nad) 
Vorſchrift bes U 321 Geantragt werben. 

Das Urteil, welches unter Vorbe alt 
ber Rechte ergeht, ift in betreff ber R 
mittel und der Zwangsvollſtreckung A 
Endurteil anzuſehen. 





8 600. Wirb dem Bellagten bie Aus⸗ 
führung feiner * vorbehalten, jo 
bleibt ber Rechtsſtreit im orbentlichen 
Verfahren anhängi Big 

Someit fih in diefem V 
giebt, daß der Anſpruch beB — um 
begrünbet war, finden bie Borfchriften 
bed 8 302 Abſ. 4 Sag 2—4 Anwendung. 

Crideint in biefem erfahren eine 
Partei nicht, fo finden die Borfchriften 
über das erfäummisurteif entiprechende 
Anwendung. 





601. Die Vorſchriften der 88 540, 
finden im Urkundenprozeſſe feine 
nierbun ng. 
8 602. Werben im Urkundenprozeſſe 
Anſprüche aus Wechſeln im Sinne der 


Wechſelordnung geltend gemacht (Wechſel⸗ 


—5— jo kommen bie nachfolgenden Le 
fonderen Vorfchriften zur Anwendung. 


ge 608. a chfeftlagen können ſowohl 
ei dem Gerichte des Zahlungsorts als 
bei dem Gericht angeitellt werden, bei 
welchem ber Bellagte, jeinen allgemeinen 
—— Wechſelverpflichtet 
n e ete 
u verflagt werden, jo iſt außer 
chte des Zahlungsorts jedes Ge- 
ruht zuſtaͤndig, bei welchem einer ber 
Bellagten feinen allgemeinen Gerichts- 
ftand Hat. 


8 604. Die Stage muß bie Erklärung 
enthalten, daß im Wechſelprozeſſe geklagt 


a AR de wenn bie 
Klage am Eike Prozeßgerichta zuge- 
ftellt wird, mindeſtens vieru amanäiß 
; wenn fie an einen 
Orte innerhalb des Landg —* 
in welchem das Jroxsgego ericht ſeinen Sp 
hat, zugeſtellt wird, mind indefens — 
wenn ſie an einem ander deutſchen Orte 
gegenent wird, minbeftens eine Woche. 
Gleiche gilt bon ber Labungsfrift, 
jomeit fie nicht nach ben allgemeinen Be 
—— — ich 3 eriten Sape 
jeltgejegte aſſungsfri 
"are bad Verfahren in ben höheren 
—I nzen finden die Vorſchriften des 
2 entiprechende U ung. 











8 605. Someit es zur Erhaltung des 
mwechfelmäßigen Anſpruchs ber vechtzeiti en 
Protefterhebung nicht bebarf, ift als 
weismittel bezüglich der Präfentation bes 
Wechſels Eideszuſchiebung zuaſis 

Zur Berückſichtigung einer Nebenfow 
berung genügt, daß ſie glaubhaft ge 
macht ift. 





- = _ 





Sechſtes Buch. 


Eheſachen. Feſtſtelſung des Rechtsverhältniſſes 
zwiſchen Eltern und Kindern. Entmündigungsſachen. 





Erſter Abſchnitt. 
Verfahren in —6 


606. Tür bie Rehtöftreitigleiten, 
bie Scheidung, Nichtigkeit ober 
— Ehe oder die Feſtſtellung 
eier aber Mi 


Ehemann feinen 
Yigencinen —2— hat, ausſchließ⸗ 


lich zuftänbi 
gi} dr Epemann ein Deuticher und 
‚er im feinen allgemeinen 
——e— — jo Tanın die Klage bei dem 
ben werben, in deſſen Bo 
Es er den * — im ee 
o 
—— 
prechende An⸗ 


Gerichtsſtand — in dem Falle, daß ber 
Ehemann bie Reichsan mgehöri feit ver⸗ 
Ioren, die Ehefrau fie hat 
ober daß beide Ehegatten bie Reichsange⸗ 
hörigleit verloren haben, ber Ehemann 
aber eine andere Staatsangehörigkeit nicht 
erivorben bat, 

Iſt eine Deutiche eine Ehe mit einem 
Ausländer eingegangen und hat dieſer 
im Inlande feinen allgemeinen 


ſtand, jo Finnen die Nuchtigfeitsflage und | 


Unfechtungsffage von ber Ehefrau bei 
be La 9 erhoben iwerben, in beifen 
Degirte jie ben ‚esten Wohnſitz im In⸗ 
angelung eines 


obnfiges finden die ie Borfrifen 
—— Gleiche gi t 
nach Abſ. Sa 2 = en fand be 


—S Ge⸗ 
Geſetzen des Staates 
hemann angahört. 


ein —8 Ze 
Ih er ift, dem ber 


8 ati — * E achen iſt de 
—— vor dem —— 
ſowie vor einem beauftragten 
anwalt beiivohnen. 
minen bon Amtswegen in Kenntnis zu 
EE bonn —e— —— — 
ſcheidung und, ſofern 
es ſich um die Aufrechterhaltung an 








Civilprozeßorbnung. 88 608 bis 617. 


Che Banbelt, neue Thatſachen und Be 
meismittel vorbriugen. 

Im Sigung3protofoll ijt ber Name des 
Staatsanwalts anzugeben, auch ſind in 
dasſelbe die von dem Staatsanwalte ge⸗ 
ſtellten Anträge aufzunehmen. 


8 608. Der Vorſitzende darf den Ter⸗ 


min zur mündlichen Verhandlung über 
eine idungsklage oder über eine Klage 


auf Herftellung des ehelichen Lebens erit 
feitiegen, wenn den’ nachjolgenden Vor⸗ 
ſchriften über ben Sühneverjuch genügt iſt. 


609. Der Kläger hat bei dem Amts⸗ 
gerichte, vor welchen der Ehemann feinen 
allgemeinen ichtsftand Hat, bie An⸗ 
beraumung eined Sühnetermind zu bean⸗ 
tragen zu Diefem Termine den Be—⸗ 
Hngten zu laden. 

eitimmt ſich das für die Klage zur 
Rönbige Landgericht nach den Borfchriften 

3 8 606 Abſ. 2, fo finden dieſe Vor 
ſchriflen auf bie Beitimmung de3 für ben 
Br ‚jeiändigen Amtsgerichts 
entſprechende Anwendung. 


8 610. Die Parteien müſſen in dem 
Sühnetermine perjönlich erfcheinen; Bei⸗ 
fände können zurücdgemwiejen werden. 

int der Kläger oder ericheinen 
beide Parteien im Sühnetermine nid)t, 
fo muß der Kläger die Unberaumung eines 
neuen Sühnetermins beantragen und 
den Bellagten zu dem Termine laden. 
Erjcheint der Kläger aber nicht ber Be 
Hagte, fo ift der Sühneverſuch al3 miß⸗ 
fungen anzufehen. 


8 611. Der Sühneverjuh ift nicht 
erforderlich, wenn der Aufenthalt des Be- 
Hagten unbelannt oder im Auslande ijt, 
wenn dem Gühneverfude ein ander. 
ſchwer zu bejeitigendes Hindernis ent» 
gegenfteht, welches von dem Kläger nicht 
verichuldet ift, oder wenn die Erfolglofig- 
feit des Sühneverſuchs mit Beſtimmthcit 
vorauszuſehen iſt. 

Ueber das Vorhandenſein dieſer Bor» 
ausjegungen enticheidet der Vorfigende des 
Landgerichts ohne vorgängiges Gehör des 
Bellagten. 


8 612. In Eheſachen ift ein in ber 
Veihäftsfähigfeit beſchränkter Ehegarte 
prozeßfähig; dies gilt jedoch inſoweit nicht, 
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als nach 81336 Abſ. 2 Satz 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs nur fein geſetz⸗ 
licher Vertreter die Ehe anfechten Tann. 

‚dir einen geſchäftsunfähigen Ehegatten 
wird der Rechtsſtreit durch den geſeßlichen 
Vertreter gefuͤhrt. Der geſetzliche Vertreter 
iſt jedoch zur Erhebung der Klage auf 

erfteflung des ehelichen Lebens nicht ber 

gt; zur Erhebimg der Scheidungsklage 
oder der Unfechtungsffage bedarf er ber 
Venehmigung des Vormundſchaftsgerichts. 

3 613. Der Bevollmächtigte bed Fa» 
genden Ehegatten bebarf einer befonberen, 
auf den Rechtsſtreit gerichteten Vollmacht. 
Das icht den Mangel der Voll⸗ 
macht von Amtswegen zu berüchſichtigen. 





8 614. Bis zum Schluſſe derjenigen 
mündlichen Verhandlung, auf melde da3 
Ürteil ergeht, Lönnen andere als bie in 
ber Klage vorgebradhten Klagegründe 
geltend gemacht werben. 

Das neue Borbringen und die Er- 
bebung einer Widerfiage ift von cinem 
Sühneverſuche nicht abhängig. 


8 615. Die Klage auf Herftellung bes 
ehelichen Lebens, die Scheidungsflage und 
die Anfechtungsffage können verbunden 
werden. 

Die Berbindung einer anderen lage 
mit den erwähnten Klagen fowie die Er⸗ 
hebung einer Widerklage anderer Urt iſt 
unftatthaft. - 


8 616. Der Kläger, melcher mit ber 
Scheidungsklage oder der Anfechtungsftage 
abgewieſen ift, kann das Recht, die Schei⸗ 
dung zu verlangen oder die Ehe anzu⸗ 
fechten, nicht mehr auf Thatſachen gruͤn⸗ 
ben, welche er in dem früheren Rechts⸗ 
ftreite geltend gemacht hat oder welde 
er in dem früheren Rechtsſtreit oder durch 
Verbindung der Klagen geltend machen 
konnte. Tas Gleiche gilt im Falle der 
Abweiſung ter Scheidungsklage oder der 
Anfechtungsklage für den Bellagten in 
Anſehung der Thatſachen, auf welde er 
eine Widerklage zu gründen imftande war. 


8 617. Die VBorjchrift über die Wir 
fung eines Anerkenntneſſes kommt nid;t 
zur Anwendung. 

Die Vorſchriften über die Folgen der 
unterbliebenen over verweigerten Er⸗ 
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Märung über Thatſachen ober über bie 
Echtheit von Urkunden, die Vorfchriften 
über den Verzicht ber Parteien auf die 
Beeidigung von Zeugen und Sacperllän- 
digen, die Vorichriften über die Wirkung 
eines gerichtlichen Geſtändniſſes und der 
Erlaffung eines Eides, fowie bie Vor⸗ 
ſchriften über die Eideszuſchiebung und 
Untrag, dem Gegner die Bor egung 
einer Urkunde aufzugeben, finden feine 
Unmendung in Unjehung joldyer Zar 
ſachen, welche die Scheidung oder bie An⸗ 
ng ber Ehe oder das Recht, bie 
deritellung be3 ehelichen Lebens zu ver⸗ 
weigern, begründen ſollen. 

In einem Rechtsſtreite, welcher bie Nidy 
tigfeit der Ehe oder die Feititellung des 
Beſtehens - oder Nichtbeſtehens einer Ehe 
zwiſchen ben Parteien zum Gegenſtande 
het, finden die im It 2 ‚bezeichneten 

orichriften ſowohl in Smehung olcher 
Thatfachen, weldye bie Nichtigfeit ober 
das en der Ehe, al3 auch in 
Unfehung folder Thatfachen feine An⸗ 
wendung, weiche die Gültigfeit oder das 
Beſtehen ber Ehe begründen follen. 


ir Die Vorſchrift bes 8 261 
Abſ. 2 kommt nicht zur Anwendung. 

Erſcheint der Bellagte in dem auf die 
Klage zur mündlichen Verhandlung ande 
raumten Termine nicht, jo kann erit in 
einem neuen auf Untrag de3 SMäyers 
zu beitimmenden Termine verhandelt 
werben. 

Der Beklagte ift zu jedem Termine, 
tveldyer micht in feiner Gegenwart anbe 
raumt wurde, zu laden. 

Die Borfehriften der Ubf. 2, 3 finden 
feine Unmendung, wenn ber Bellagte 
durch Öffentliche gorſtellung geladen, aber 





n ienen ilt. 

in Verfäumnidurteil gegen ben Be 
Magten iſt unzuläffig 

ie Vorichriiten der Abſ. 2—5 finden 
auf den Widerbellagten entiprechende Un- 
werbung. ’ 


8 619. Das Gericht kann das perjön- 
liche Erſcheinen einer Partei anordnen 
und Diejelbe über die von ihr, von bem 
Gegner oder von bem Staatdanwalte ber 
haupteten Thatſachen vernehmen. 

bie zu vernehmende Partei am 
djeinen vor dem Prozeßgerichte ver 
hindert oder hält fie fh in großer Eit- 





Eivilprozeßordnung. 88 618 bis 684. 


fernung von dem Eite besfelben auf, jo 
faın Die Vernehmung durch einen be 
auftragten oder erfuchten Richter erfolgen. 
Gegen die nicht erjchienene Partei iſt 
wie gegen einen im Vernehmungdtermine 
icht erjchienenen Zeugen zu verfahren; 
auf Haft darf nicht erfannt werben. 


8 620. Hat ber Kläger bie Ausſetzung 
bed Rerfahrend über eine Scheidungs⸗ 
Mage beantragt, jo darf ba8 Gericht auf 
Scheidung nicht erfennen, bevor bie Aus⸗ 
jegung ftatt gefunden hat. Die Ausſetzung 
it don Amtswegen anzuorbnen, wenn 
die Scheidung auf Grund des 8 1568 des 
Bürger Geſetzbuchs beantragt ift und 
bie Ausfiht auf Ausſöhnung der Par- 
teien mich ausgeicjofien ericheint. 

Auf Grund diefer Beſtimmungen barf 
die Ausſetzung im Laufe des Rechtsſtreits 
nur einmal und höchſtens auf zwei Jahre 
angeorbnet werden 


8 621. Die Ausſ des Verfahrens 
über eine Klage auf erfetlung des che 
lichen Lebens kann das Gericht von Amis⸗ 
wegen anorbnen, wenn eine Ausjöhnung 
der Parteien nicht unmahrjcheinlid if. 

Auf Grund dieſer Beftimmung darf bie 
Ausſetzung im Laufe bes Rechtsſtreits 
nur einmal und höchſtens auf ein Jahr 
angeorbnet werden. 








- 8 622. Zum Zwecke ber’ Hufrechterhal- 
tung ber de kann da8 Gericht That 
facyen, welche von den Parteien nicht 
vorgebracht jind, berüdjichtigen unb bie 
Uumahme von Dereijen bon Amtswegen 
anordnen. Bor der Entſcheidung find die 
Parteien zu — 
r 





ſtſtellung des 

einer Ehe zwi 
den Parteien zum Gegenſtande hat, auch 
zum Zwecke der Ermittelung, ob die Che 
nichtig ift, ober nicht beſteht, Anwendung. 


8 628. Auf Scheibung wegen Geiſtes⸗ 
krankheit darf nicht erlannt werben, be 





vor das Gericht einen ober mehrere Sad 
veritändige über ben Geiſteszuſtand des 
Bellagten gehört hat. 


8 624, Wird wegen Ehebrudß auf 
Scheidung erfannt und —8* ſich aus 
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den Verhandlungen, mit welcher Perſon 
der Ehebruch begangen worden ijt, fo ilt 
diefe Perſon in dem Urteile feitzuflellen. 


8 625. Urteile, durch welche auf Schei- 
dung ober Nichtigfeit ber Ehe erfannt ift, 
find von Amtswegen zuzuitellen. 


8 626. Die Vorfchrift des $ 279 findet 
in der Berufungdinitanz feine Anwen⸗ 
ng. 


3 627. Hat der Rechtsſtreit die Schei- 
dung, Nichtigfeit oder Anfechtung der Ehe 
gm Gegenitanbe, fo Tann das Gericht auf 

ntrag eines ber Fan durch einſt⸗ 
weilige Verfügung für die Dauer des 
Rechtsſtretts des Getrenntleben der Che 
gatten geſtatten, die gegenſeitige Unter⸗ 
hettapiticht der Ehegatten nad) Maßgabe 
des 8 1361 bes Bürgerlichen Geſetzbuchs 
ordnen, wegen der Sorge für die Perſon 
der gemeinjchafllihen minderjährigen Kin⸗ 
der, joweit e3 fich nicht um die gejeh- 
lide Vertretung handelt, Anordnungen 
treffen und bie Unterhaltspflicht der Che 
gatten den Kindern gegenüber im Ber 
hältnifje der Ehegatten zu einander regelt. 

Die einjtweilige Verfügung iſt zuläflig, 
fobald der Termin zur mündlichen Ver- 
handlung oder im Falle einer Scheibungs- 
flage der Termin zum Sühneverſuche be 
ſtimmt oder im Wege ber Widerliage bie 
Scheidung beantragt oder bie Ehe am 
gefochten ift. 

on der einjtweiligen Verfügung hat 
das Prozeßgericht, wenn ein Semeinfchafts 
liches minderjähriges Kind der Chegatien 
vorhanden iſt, Dem Bormundichaftgerichte 
Deitteilung zu m . 

Sm übrigen gelten für die einftweiligen 
Serlägungen ie Beitimmungen der 
88 936— 944. 














3628. Stirbt einer ber Ehegatten 
vor der Rechtskraft des Urteils, if iſt 
der Rechtsſtreit in Anſehung der Haupt⸗ 
ſache als erledigt anzuſehen. 


8 629. Das auf eine Nichtigleitsklage 
oder eine Anſechtungsllage ergehende Ur⸗ 
teil wirkt, ſoſern es bei Lebzeiten beider 
Ehegatten rechtskräftig wird, für und gegen 
alle. Iſt jedoch die Nichtigkeitsklage auf 
Grund des 8 1326 des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs erhoben, ſo wirkt das Urteil, 
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durch welches ſie abgewieſen wird, gegen 
den Dritten, mit dem die frühere Ehe 
geichloffen war, nur dann, wenn er an 
dem Nechtöftreite teil genommen hat. 
Diefe Vorjchriften gelten auch für ein 
Urteil, bucch weiches das Beſtehen oder 
Nichtbeftehen einer Ehe feltgeitellt wird. 


8 680. Nach dem Eintritte der Rechts⸗ 





kraſt des Urteils hat das —— 


wenn ein gemeinſchaftliches minderjähriges 
Kind der Ehegatten ——— dem 
Vormundſchaftsgerichte Mitteilung zu 
machen. 


8 631. Für die Nichtigleitöflage gelten 
die in den nadjfolgenden Paragraphen 
enthaltenen bejonderen Vorjchriften. 


8 632. Die Klage kann von jedem ber 
Chegatten jowie von dem Staatsanwalt 
erhoben werben, im alle des $ 1326 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs aud) von 
dem ®Pritten, mit bem bie frühere Che 
geichloffen war. Im übrigen kann die 
Klage von einem Dritten nur erhoben 
werden, wenn für ihn von ber Niditig- 
feit der Ehe ein Recht ober von ber 
Gültigkeit der Ehe eine Verpflichtung ab- 
ängt. 

Die von dem Staatsanwalt ober einem 
Dritten erhobene Klage iſt gegen beibe 
Ehegatten, die von einem Ühegatten er⸗ 
hobene lage ift gegen den anderen Ehe 
gatten zu richten. 


8 688. Mit der Nichtigleitsklage kann 
nur eine Klage auf Feſtſtellung des Be⸗ 
ftehens oder Nichtbeitehens einer Ehe 
zwiſchen ben ‘Parteien verbunden werben. 

Eine Wiberflage ift nur ftatthaft, wenn 
fie eine Nichtigleitäflage oder eine Yeit- 
Delungaflage der im Abſ. 1 bezeichneten 

rt iſt. 











8 634. Der Staatsanwalt Tann, aud) 
wenn er bie Klage nicht erhoben hat, ben 
Nechtzftreit betreiben, insbeſondere ſelbſt⸗ 
ftändig Anträge ftellen und Rechtsmittel 
einlegen. 


8 635. Das PVerjäumnigurteil gegen 
im Termine zur mündlichen Ber- 
handlung nicht erſchienenen Kläger ijt da⸗ 
hin zu erlafjen, daß die Klage ala zurüd- 
genommen gelte. 
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I 686. Wird ein Rechtsmittel von 
dem Staatsanwalt oder einer Privatpartei 
eingelegt, jo find im eriteren Yalle die 
Privatparteien, im letzteren Falle bie 
übrigen Privatparteien und ber Staats 
anwalt, ſofern berjelbe Partei ift, für 
das Rechtsmittelverfahren als bie Gegner 
anzujehen. 


8 687. In den Fällen, in welchem ber 
ald Partei auftretende Staatsanwalt un» 
terticgt, ift bie Staatskaſſe zur Erſtattung 

obliegenden Gegner erwadjjenen 
—A in äßheit der Beſtimmungen 
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bes fünften Titel3 des zweiten Abſchnitts 
des erjten Buchs zu verurteilen. 


88 Die — 2 der 58 638, 
been auf die Klage, w bie 
— 2*— des Beſtehens ober Nichtbe⸗ 
einer Ehe zwiſchen den Jartgen 

zum m, Gegen hat, entſprechende 








Aa 689. Im Sinne diejed Abſchnitts 
—— dung auch die Aufhebung 
her ehelichen Gemeinſchaft zu verſtehen. 


Zweiter Abſchnitt. 


Verfahren in Rechtsſtreitigkeiten, welche die Sefflellung des 
Rechtsverhältniffes zwifhen Eltern und Kindern zum 
Gegenſtande haben. 


9 6409. Auf einen Rechtsſtreit, der 
bie ung des Beſiehens ober Nicht- 
beitehend eined Eltern⸗ und Slinbesver- 
haltniſſes zwiſchen den Parteien ober die 

ftellung des Beſtehens ober Nichtbe⸗ 

tehens der elterlichen Gewalt ber einen 

a über die andere zum Gegenſtande 

18, 005 die Vorſchriften ber 83 607, 

617 Abſ. 1, 3 und ber 618, 

619, 622, 26, 86. 628, 635 ent{predjende 
Anvendung. 

Mit einer ber im Abſ. 1 begeichneten 
Klagen kann eine Klage anderer Urt nicht 
verbunden werben. Eine Widerfiage an- 
bever Urt kann nicht erhoben werben. 


8641. Wird die Ehelichkeit eines Kin⸗ 
des oder bie Anerkennung der Ehelichkeit 
bon dem Ejemanne ber Mutter burd) 





Erhebung der Anfechtungsklage ange 
fochten, jo finden die Vorſchriften der 
607 bes 8 617 Ubf. 1, 2, der 


‚613, 
& 618, 619, bes 8 622 Abſ. 1 und 
der 88 635, 626, 628 entiprechende An- 
wendung. 

Der  ehemann ift progebfähig, auch 
wenn er in ber „Geraptsfänigle be- 
—— iſt. Fur einen ee ähigen 

—— Se der A burd) den 
r — Vertreter geführt; der geſetz⸗ 
iche Vertreter kann KA nfechtungstta e 
nur mit Genehmigung des Vormund⸗ 


ſchaftsgerichts erheben. 


Mit der einen Anfechtungsklage kann 
nur die andere Anfechtungsklage verbun- 
ben werben. Eine Widerklage kann nicht 
erhoben werden. 


5 642 a in ben Fällen ber 88 640, 
64 Beklagte ein Deutſcher und Hat 
er im ——— keinen allgemeinen Ge⸗ 
richtsſtand, ſo kann die Klage bei dem 
Landgericht erhoben werben, in deſſen Bo⸗ 
irk er den letzten Wohnfih im Inlande 
* in —— eines ſol 

opmii ir finden die —* 
—* Sup, ? 3 entiprechende 
niDenbung, Da leiche gilt, ſofern der 
Beklagte im Inlande keinen allgemeinen 
Gerichtsſtand hat, in dem Falle, daß der 
Beklagte die eichangehöri feit verloren, 
der Kläger fie aber behalten Hat ober 
daß beide Parteien die Reichsangehörig⸗ 
teit verloren haben, ber Bellagte aber 
eine andere Staat3angehörigleit nich? ew 
worben hat. 


8 643: In den Fällen ber 88 640, 
641 wirkt das Urteil, jofern e3 bei Leb⸗ 
eiten der Parteien rechtskräftig wird, 
ür und gegen alle. Ein Urteil, welches 
das Beftehen bes Eltern⸗ und Kindesver⸗ 
ältniffes oder der elterlidyen Gewalt feit- 
—* wirkt jedoch gegenüber einem 
Dritten, welcher das elterliche Verhältnis 
oder bie elterliche Gewalt für fih in 
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Anſpruch nimmt, nur dam, wenn er 
an dem Nechtzftreite teilgenommen hat. 


8 644. Die Vorfchriften der 88 640 
bis 643 gelten nicht für einen Rechts⸗ 





58 644 bis 658, 571 


jtreit, ber bie Feſtſtellung des Beſtehens 
oder Nichtbeftehend ber ‚ehelichen Bater- 
a 


ſchaft zum Gegenitande 5 


Dritter Abſchnitt. | 
Verfahren in Entmündigungsfachen. 


8 645. Die Entmünbung wegen 
Geiſteskranlheit oder megen Geiſtes⸗ 
—— erfolgt durch Beſchluß des Amts⸗ 


gerichts. 
Der Beſchluß wird nur auf Antrag er⸗ 
laſſen. 





5 646. Der Antrag kann von dem 
Chegatten, einem Verwandten ober dem⸗ 
jenigen gefeglichen Bertreter des zu Ent- 
mäündigenden geſtellt werden, wel die 
Sorge für die Perſon zufteht. Gegen eine 

erjon, die unter elterlicher Gewalt oder 
unter Bormundichaft fteht, Tann ber Uns 
trag von einem Berwandten nicht ge 
ftellt werden. Gegen eine Ehefrau Tann 
der Antrag von einem Verwandten nur 
geftellt werben, wenn auf Aufhebung ber 
ehelichen Gemeinſchaft erfannt ift ober 
wenn der Ehemann bie Ehefrau verlajjen 
Hat ober wenn der Ehemann zur Stellung 
des Antrags ba außer ſtande oder 
ſein Wufenthalt dauernd unbelannt iſt. 

In allen Fällen iſt auch der Staats⸗ 
anwalt bei dem vorgejegten Lanbdgerichte 
zur Stellung ded Antrags befugt. 


8 647. Der Untrag kann bei dem 
Gerichte Marti eingereicht oder zum 
Protololle des Gerichtsſchreibers ange 
bracht werden. Er foll eine Ungabe der 
ihn begründenden Thatſachen und die Be» 
zeichnung der Beweismittel enthalten. 


8 648. Für die Einleitung bes Ver- 
fahren iſt Dad Amtsgericht, bei welchem 
der zu Entmündigende feinen allgemeinen 
Gerichtsſtand hat, ausschließlich zuftändig. 

Gegen einen Deutjchen, welcher im In⸗ 
lande feinen allgemeinen Gerichtsſtand 
hat, Tann der Untrag bei dem Amts⸗ 
gerichte gereit werden, in deſſen Bezirfe 
der zu Entmündigende ben legten Wohn⸗ 
jig im Inlande Hatte; in Ermangelung 
eines folchen Wohnjiges finden die Bor- 








ſchriften des 8 15 Abſ. 1 Sap 2, 3 
entiprechenbe — 

8 649. Das icht Tann vor ber 
Einleitig bes Verfahrens bie BVei- 
bringung eines ärztlichen Zeugniſſes am 
ordnen. 





8 650. Das Gericht kann nach ber 
Einleitung bed Verfahrens, wenn ed mit 
Nüdficht auf die Verhältniffe des zu Ent- 
mündigenden erforberlih erjcheint, bie 
Berhanbfung und Enticheidbung dem Amts- 
gericht überweiſen, in deſſen Bezirke ber 
zu ändigende fih aufhält. 

Die Ueberweifung iſt nicht mehr zw 
lällig, wenn das Gericht den zu Entmän- 
Digenden vernommen hat (8 Abſ. 1). 

ird Die Uebernahme abgelehnt, jo ent- 
kheidet das im Inſtanzenzuge zunächſt 
höhere Gericht. 


8 651. Wenn nach der Uebernahme 
des Verfahrens duch das Gericht, an 
welches bie Weberweifung erfolgt fit, ein 





| Wedel im Wufenthaltäorte bes ir ar 
e8 Ver 


miündigenden eintritt, jo tft di 
richt zu einer weiteren 


ie Vorichriften des 8 650 finden ent- 
fprechende Anwendung. 


8 652. Der Staatsanwalt kann in 
alten Fällen das Verfahren durch Stel- 
lung von Anträgen betreiben und ben 
Terminen beiwohnen. Er ift von ber 
Einleitung des Verfahrens, ſowie von 
einer nach den 88 650, 651 erfolgten 
Meberweifung und von allen Terminen 
in Kenntnis zu ſetzen. 


8 658. Das Geruht Hat unter Be 
nugung der in dem Antrag angegebenen 
Thatjachen und Beweismittel von Amts⸗ 
wegen die zur Selljuhlung des Grijteg- 


Ueberweifung be 
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zuftandes erforberlihen Ermittelungen zu 
beranftalten und die erheblich ericheinen- 
den Beweiſe aufgunehmen. Zuvor ift dem 
zu Entmündigenden Gelegenheit zur Be 
—— von Beweismitteln geben, 


gleichen demjenigen geſetzlichen Ver⸗ 


treter des ündigenden, welchem 
die * bie Perſon zuſteht, ſofern 
er nicht die Entmündigung beantragt hat. 

Kür die Vermehrung und Beeidigung 
der gengen und Sadywerftändigen kom⸗ 
men bie Beitimmungen im fiebenten und 
achten Titel des erjten Wbfchnitt3 bes 
zweiten Buchs zur Anwendung. Die An- 
ordnung der Haft im Falle des 8 390 
fann von Amtswegen erfolgen. 


8 654. Der zu Entmünbigenbe ift per- 
fönlich unter Buziehung eincs ober mehr 
rerer Sachveritändigen zu vernehmen. 
Zu dieſem druede farm Die Vorführung 
des der ündigenden angeordnet 
wer 


Die Vernehmung kann auch durch einen 
erſuchten Richter erfolgen. 

Die Vernehmung darf nur unterbleiben, 
wenn ſie mit beſonderen Schwierigleiten 
verbunden oder nicht ohne Nachteil für 
den Geſundheitszuſtand des zu Entmuͤn⸗ 
digenden ausführbar iſt. 


8 655. Die Entmündigung darf nid; 
ausgejprocdhen werden, bevor das Geri 
einen oder nichrere Sachverſtändige über 
ben Geiſteszuſtand des zu Entmündigen- 
ben gehört hat. 


8 656. Mit Buftimmung des Antrag 
[elier kann da3 Gericht anorbnen, bag 
zu Entmündigende auf die Dauer 
bon höchſtens ſechs Wochen in eine Heil- 
anſtalt gebradyt werde, wenn bie nadı 
ärztlihem Gutachten zur Feſtſtellung des 
Geiſteszuſtandes geboten erſcheint und ohne 
Nachteil für den Gefunbheitzuftand des 
su Entmündigenden ausführbar ift. Vor 
ber Entideibung find die im 8 646 be 
Iameien Perjonen joweit thunlih zu 
ten. 

Gegen ben Beichluß, durch welchen bie 
Unterbringung angeorbnet wird, fieht dem 
zu Entmünbigenden, dem Staatsanwalt 
und binnen ber für den zu Entmündigen- 
ben laujenden Frift ben fonjtigen im 
8 646 bezeichneten Berjonen bie Pofortige 
Beſchwerde zu. 
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8 657. Sobald das Gericht die An- 
ordnung einer Fürjorge für bie Perſon 
oder das Vermögen des zu Entmündigen- 
den für erforderlich hält, ift der Bormund- 
ſchaftsbehörde zum Zwecke dieſer Anord⸗ 
nung Mitteilung zu machen. 





658. Die Koſten des Verfahrens 
find, wenn bie Entmündigung erfolgt, 
bon dem Entmünbigten, anderenfalld von 
der GStaatölaffe zu tragen. 
bejesimeen Sintragfieiler be} Gieftung be 

ichneten Antragſteller bei Stellung des 
Antrags nach dem Ermeſſen bes — 
ein Verſchulden trifft, Eönnen demſelben 
die Koften ganz oder teilmweije zur Laſt 
gelegt werden. 


8 659. Der über die Entmündiguug 
u erlafiende Beſchluß ift dem Untrag- 
elfer und dem Staatsanmwalte von Amts⸗ 
wegen zuzuftellen. 

8 660. Der die Entmündigung aus 
fpredjende Beſchluß ift von Amtswegen 
ber Bormundichaft3behörde mitzuteilen 
und, wenn der Entmündigte unter elter- 
ne Gewalt oder unter —— ft 
teht, auch demjenigen gefeblichen 
treier zuzuftellen, welchem die Sorge für 
die Perjon des Enmündigten zufteht. Im 
Talle der eng wegen ſtes⸗ 
ſchwäche iſt der Beſchluß außerdem dem 
Entmündigten ſelbſt zuzuſtellen. 








661. Die Entmündigung wegen 
—— 


Geiſteskrankheit tritt, wenn 


digte unter elterlicher Gewalt oder unter 
VBormundichaft fteht, mit der Zuſtellung 
des Beſchluſſes an denjenigen geſetzlichen 
Vertreter, welchem die Sorge für bie Ber 
fon zufteht, anberenjalls mit ber Be 
ftellung des Vormundes in Wirkſamkeit. 

Die Entmündigung wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche tritt mit Buftellung des Be 
ſchluſſes an den Entmündigten in Wirk 
famtleit. 


8 662. Der die Entmündigung ab- 
lehnende Beſchluß ift von Amtswegen aud) 
demjenigen zuguftellen, deſſen Entmün⸗ 
Digung beantragt war. 


weichen bie Entmündigung nbgelchut wird, 
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fteht dem Untragiteller und dem Staats 
anmwalte die fofortige Beſchwerde zu. 
bem Verfahren vor bem Befdhiperber 
finden die Soriäriiten ber 88 6582, 
entiprechende Anwendung. 


8 664. Der die Entmündigung au 
ſprechende Beſchluß kann im Wege ber 
flage binnen der Frift eines Monats 
angefochten ‚erben. 

ur Erhebung der Klage find ber Ent- 
münbigte jelbft, berjenige gejetliche Ver⸗ 
treter des Entmündigten, welchem bie 
Sorge für bie Dem erfon zufteht, und bie 
nor ae im 8 bezeichneten Perjonen 

2% Friſt beginnt im Falle ber Ent 
münbigung wegen Geiſteskrankheit für 
den Entmünbdigten mit dem Beitpunlt, in 
welchem er von ber Entmünbigung Stennt- 
nis gr für die übrigen Perſonen mit 
—— 
igung in Wirkſamkeit tritt. 

———— wegen Geifteöfcnäce 
— die Friſt dir den gefe eisen Vers 
treter des unter elterlicher alt oder 
unter Vormundſchaft ſtehenden Entmün- 
digten mit dem Beitpimit, in welchem ihm 
der Beſchluß zu Jugeiteit wird, für den Ent- 
mündigten ſelbſt und die übrigen Per⸗ 
fonen mit ber Suftellung des Beſchluſſes 
an ben Entmündigten. 





Für Die Klage iſt das Land» 
rer — — 5— in beifen 
ezirle das Amtsgeri ches ü 
die Entmünbigung entf ieben hat, —* 
Si Bat. 





8 666. Die Klage iſt gegen den 
Staatsanwalt zu richten. 

Wird die Klage von dem Staatdan- 
walt erhoben, fo ift fie gegen gen denjenigen 
gejeplichen Vertreter des Entmünbigten zu 
richten, welchem die Sorge für bie Perſon 


zuſteht. 
Hat eine der im 8 646 Abſ. 1 ber 
zeichneten Perjonen die Entmündigung 


beantragt, jo ift diefelbe unter Mittei⸗ 
mg der Plage zum Termine zur münd⸗ 
ihen Verhandlung zu laben. Dieſelbe 

er im Fatle des Beitritt im Gimme des 
i 62 als Streitgenojje ber Hauptpartei. 
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8 667. Mit ber bie Entmündigung 
aufedjtenben Klage Tann eine andere 





la verbunden werden. 
iderffage ift unzulaͤſſig. 
8 668. Will der Eintmündigte die 


Mage erheben, fo ift ihm auf feinen An⸗ 
trag von dem Xorjitenden des Prozeh- 
erichts ein Rechtsanwalt als Vertreter 
—— 





8 669. Bei der mündlichen Verhand⸗ 
fung haben die Parteicn bie Ergebniſſe 
der bei dem UUmtsgerichte ftattgehabten 
Sachunterſuchung, —* es zur —** 
ber Nichtigkeit des angefochtenen Be 
ſchluſſes erforderlich ift, vollitändig vor 


tragen. 

Sm Falle ber Unrichtigfeit ober Un- 
bollftändigfeit des Vortrag hat der Vor⸗ 
jtgende deſſen Deichtigung oder Vervoll⸗ 
jtändigung, nötigenfall® unter Wicder- 
eröffnung ber Verhandlung, zu veran⸗ 
laſſen. 


670. Die Lori 
Abſ. 1, 3 und ber ; 
entiprechenbe Un 





617 
Inden 


riften bes 
618, 622 
vendung. 





4 671. Die Sellimunungen ber 88 654 
inden in dem Verfahren über die 
An tungsfiage entjprecdyende Anwen⸗ 


ng. 

Bon der Vernehmung Sacdverjtändiger 
barf das Gericht Abſtand nehmen, wenn 
eö das vor dem Amtsgerichte abgegebene 


Gutachten für genügend eradıtet. 





8 672. Wird die Unfechtungsflage für 
begründet erachtet, fo ift der die Ent 
mündigung au rechne Beſchluß auf 

ubeben. Die hebung tritt exit mit 
Ber Rechtskraft Urteils in Wirkſam⸗ 
teit. Auf Antrag können jedoch zum 
Schutze der Perſon oder des Vermögens 
des Entmundigten einſtweilige Ver⸗ 
fügungen nad) Lahgabe ber 88 936 biß 
944 getroffen werben. 





8 678. Unterliegt ber Stantsanmalt, 
lei ift die Staatskaſſe zur ann 
obfie he Gegner 
Folien in heit ber Befimmungen 
des fünften Se es zweiten Abſchnitts 
des erften Buchs zu verusteilen. 
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Iſt Die Klage 
erhoben, fo jet Die Stanteteiie in allen 
Fällen die Koften bes Rechtsſtreits zu 


tragen. 


8 674. Das Progeßger gericht Dei bat ber 
Vormundſchaftsbehörde und dem Amts⸗ 
geriche | von jedem in der Sache erlafjenen 

durteife Mitteilung zu madıen. 








8 675. Die Wiederaufnahme ber Ent- 
mänbdigung erfolgt auf Untrag bes Ent- 
mimdigten ober desjenigen geieslichen 
Vertreters des Cntmündigten, 
die Sorge für die Perſon — ober 
des Staatsanwalt? durch Beſchluß des 
Amtsgerichts. 


8 676. Für bie MBieberauffebung ber 
Entmündigung ift das Amtsgericht aus- 
ſchließlich — bei welchem der Ent⸗ 
münbi feinen allgemeinen Gerichts⸗ 


ftand 

Iſt der Entmünbdigte ein Deutfcher und 
Dt er im Inlande feinen allgemeinen 

tsſtand, fo Tann der Antrag bei 

om tögerichte geitellt werben, welches 
über die Entmündigung entichieben Fan 
Das Gleiche gilt, wenn ein Auslän 
welcher im Inland entmündigt worden 
iſt, im Inlande keinen allgemeinen Ge⸗ 
richtsſtand hat. 

sg 6 a unfen n bes F 647 und er 

entiprechende A 

5. dam 





677. Die Koften des Verfahrens 
ſind von dem Entmündigten, wenn das 
Verfahren von dem Staatsanwalt ohne 
Erfolg beantragt if, von ber Staats 
fafje zu tragen. 


8 678. Der über die Wieberau ulbehm 
ber Entmünbigung zu erlajiende Beſchlu 
dem Untragjieller und im alle ber 
Wiederau ung dem Entmündigten jo- 
wie dem Staatsanwalte von Amtswegen 
zuzuſtellen. 

Gegen den Beſchluß, durch welchen die 
Entmundigung aufgehoben wird, ſteht dem 
Staatsauwalte Die Jofortige Bei Awerbe zu. 

Die rechtskräftig erfolgte Wiederauf- 
hebung ift der Vormundſchaftsbehörde 
mitzuteilen. 


| |— 


bon bem Staatsanwalt | 


Eivilprogekordnung. 88 674 bis 683. 


8 679. Wird ber Untrag auf Wieder- 


auipebung von dem Amtsgericht abge 
Iehmt, Io jo kann bielelbe im Were ber Klage 
ean 


Zur —E der Klage iſt derjenige 
geſetzliche Vertreter des Entmündigten, 
welchem bie Sorge für bie Perſon zuſteht, 
und der Staatsanwalt befugt. 

Will ber geieh) iche Vertreter bie Klage 
nicht erheben, jo kann der Borfiken 


des Prozeßgerichts dem Cntmündigten 


einen Rechtsanwalt als Vertreter bei⸗ 
ordnen. 

Auf das Verfahren finden bie Bow 
ſchriften ber 88 665—667, 669—674 cnt- 
ſprechende Anwendung. 


(a sa. Die Entmündigung wegen Ver⸗ 
ober wegen Trunkſucht er 





— durch Beſchluß Amtsgerichts. 
Beſchluß wird nur auf Antrag 
erlaſſen. 
Auf das 2 oerfahren giinben die Bor. 
fchriften bes Abf. 1 und ber 
647, 648, 653, Gen, 663 entiprechende 
"endung, 
Eine Ditiekung der Staatsanwali⸗ 


ſchaft findet nicht ftatt. 

Die Ianbeögejeglichen Vorſchriften, nad) 
welchen eine Gemeinde oder ein der 
meinde gleichitehender Verband oder ein 
Urmenverband berechtigt ift, die Entmüm 
bigung wegen Verſchwendung ober wegen 
srum ſucht zu beantragen, bleiben um 

berührt. 


8 681. Iſt die Cutmündigung ivegen 
Trunffuht beantragt, jo Tann das 
ticht Die Beihlubfatfung über die Ent» 
münbigung ausfeben, wenn Ausſicht be 
fteht, dab der zu Entmünbdigende jich 
beſſern werde. 


8 682, Die Koſten des amtögeridt- 
lien Verfahrens find, wenn die Ent⸗ 
münbdigung erfolgt, von dem Cntmün- 
bigten, anberenfall3 von dem Wntrag- 
fteller zu tragen. " 











8 683. Der über die Entmündigung 
u erlafiende Beſchluß ift dem Autrag- 
Netter und dem zu Entmündigenten von 
Amtswegen zuzu elten. 

Der die Entmündigung ausſprechende 
Beichluß tritt mit der Zuſtellung an den 
Entmündigten in Wirlſamkeit. Der Vor⸗ 





Givilprozgeßorbnung. 88 684 bis 687. 


munbfchaftsbehörbe ift ein folcher Beſchluß 
von Amtswegen mitzuteilen. 


8 684. Der bie Entmünbigung aus 
ſprechende Beſchluß Tann binnen ber Friſt 
eined Monat? von dem Entmündigten im 
Wege ber Sage angefochten werben. 

e Friſt beginnt mit der Zuſtellung 
bes Beſchluſſes an den Entmünbdigten. 

Die lage gegen benjenigen, welcher bie 
Entmünbigung beantragt hatte, jet 
aber dieſer verftorben, ober fein Yuf- 
enthalt unbelannt ober im Auslande ift, 

gegen den Staatsanwalt zu richten. 

f das Berfahren finden die Bor- 
fchriften der 88 665, 667, 669, 670, 672 
bis 674 entiprechende Anwendung. 


8 685. Die Wieberaufhe ung der Ent 
münbigung erfolgt auf Untrag des Ent- 
mänbigten ober beöjenigen gefeglicyen Ben 
treterd bed Entmünbigten, 

Sorge für bie —— zuſteht, durch Ber 
(hub bes Amtsgeriht unter ent⸗ 
647, 653, 
7 und des 








Dreenber Unmendung der 
Ar 2 Sr Abſ. 1, 2, 8 
8 678 Abſ. 1,3. 


575 


8 686. Wirb der Antrag auf Wieder 
aufhebung von dem Amtsgericht abgelehnt, 
fo Tann tele im Wege ber lage be 
—— erben. ber £ iR de 

ur bung age ift derjenige 
ejegliche reter des Entmünbigten be» 

t, weldyem bie Sorge di bie Berjon 
zu jeht ill dieſer die Klage nicht er- 
pe n, jo kann ber Borfigende des Pro- 
je Entmünbigten einen 

aa Bertveler —— — 

ie Klage iſt gegen denjenigen, wel 
die Entmündigung beantragt hatte, falls 
aber biefer verftorben, ober ſein Aufent⸗ 
halt unbelannt oder im Auslande ift, 
gegen ben Staatsanwalt zu richten. 

f ne Verfahren finden bie Vor 
ichriften ber 898 ‚ 667, 669, 670, 
672—674 entiprechende Anwendung 





8 687. Die Entmündigung einer Per⸗ 
fon wegen Verſchwendung ‘ober megen 
Trunkſucht, ſowie die Wieberaufhebung 
einer ſolchen Entmünbigung ift von bem 
Amtsgeridyt öffentlich bekannt zu machen. 


Siebentes Bud). 
Mahnverfahren. 





8 688. Wegen eines Anspruchs, wel⸗ 
cher die Zahlung einer beftimmten Geld⸗ 
fumme oder bie Leiſtung einer beitimmten 
Quantität anderer vertretbarer Sachen 
oder Wertpapiere zum Gegenftande hat, 
ift auf Geſuch des Gläubiger ein be 
bingter Zahlungsbefehl zu erlaſſen. Wis 
ein Unfpruch, welcher die Bahlung einer 
Geldfumme zum Gegenitande Hat, gilt 
auch der —2 aus einer Hypothek, 
einer Grundſchuld oder einer Renten⸗ 


Das Mahrwerfahren findet nicht ftatt, 


wenn nach Inhalt des Geſuchs die Gel⸗ 


tenbmachung des Anſpruchs von einer 
noch nicht erfolgten Gegenleiſtung ab- 
Eye ift oder wenn die Zuſtellung bes 

ahlungsbefehls im Musland ober durch 
öffentliche Befanntmacdjung erfolgen müßte. 


8 689. Die Bahlungsbefehle werden 
von den Amätsgerichten erlafjen. 

Ausſchließlich zuftändig ift dad Amts⸗ 
ericht, bei welchem der allgemeine per- 
P önliche Gerichtsſtand, der Gerichtäftand 
des Aufenthalts 6 20) oder der dingliche 
Gerichtsſtand für Die im ordentlichen Ver- 
jahren erhobene Stage begründet fein 
würde, wenn die Amtsgerichte in erjter 
Suftanz ſachlich unbeſchränkt zuftändig 
waͤren. 


8 690. Das Geſuch muß enthalten: 

1. Die Bezeichnung der Parteien nad 
Namen, Stand oder Gewerbe und 
Wohnort: 








2. Die Begeichnung des Gerichts; 

3. Die beftimmte Ungabe des Betrags 
oder Gegenſtandes und des Grunbes 
des ———— 

4. Das Geſuch um Erlaſſung des Bar 
lungsbefehls. 


8 691. Entſpricht das Geſuch nicht 
den Beſtimmungen vorſtehenden Pa⸗ 
ragraphen oder ergiebt ſich aus dem Big 
halte des Geſuchs, daß ber Anſpruch über- 

upt oder zur Leit nicht begründet ift, 
o wird —** zurückgewieſen 

Das Geſuch iſt auch dann zurückzu⸗ 
weiſen, wenn der ahtungebelebt nur in 
Unfehung eines Teils des Anſpruchs nicht 
eriajfen werben fann. 

ine Unfechtung ber zurüdmeijenden 
Verfügung findet nicht ftatt. 


8 692. Der Bahlungsbefehl enthält 
bie im 8 690 Nr. I bis 3 bezeichneten 
Erforbernijfe des Geſuchs und außerdem 
ben Befehl an den Schuldner, binnen 
einer vom Tage der Buflellung laufenden 
Friſt von einer Woche bei Vermeidung ſo⸗ 
fortiger Zwangsvollſtreckung ben Gläu—⸗ 
biger wegen bed Unfpruchs nebſt den dem 
Betrage nach zu bezeichnenden Koſten des 
Verfahrens und den geforberten Zinſen 
zu befriedigen ober bei dem Gerichte Wir 
derfpruch zu erheben. 


8 698. Mit der Zuftellung des Zah⸗ 
lungsbefehls an ben {diter treten die 
Wirkungen der Rechtsfaͤhigkeit ein. 











- m... “ 1 
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Civilprozejordnung. 88 694 bis 703, 


8 694. Der Schuldner kann gegen den 
Anſpruch oder einen Teil desſelben Wiber- 
ſpruch erheben, folange der Bollftredungs- 
befehl nicht verfügt iſt. 

Das iht hat den Gläubiger von 
dem rechtzeitig erhobenen Widertprud) in 
Kenntnis zu feßen und dem Schuldner 
auf Verlangen eine Beſcheinigung darüber 
zu erteilen, daß er rechtzeitig Widerſpruch 
erhoben habe. 

Einer Zurückweiſung des nicht red;t- 
— erhobenen Widerſpruchs bedarf es 
nicht. | 


— —— 


8 695. Durch bie rechtzeitige Erhebung 
bes Widerſpruchs gegen den Anſpruch oder 
einen Teil desſelben verliert ber Zah⸗ 
Iungsbefeht feine Kraft. Die Wirkungen 
der Rechtshaͤngigleit bleiben bejtehen. 





8 696. Gehört eine wegen des Un- 
ſpruchs zu erhebende Sage vor die Amts» 
erichte, jo wird, wenn redjtzeitig Wider- 
rc erhoben ift, die lage al3 mit ber 
Qufteilung des Zahlungsbefehls bei bem 
— erhoben angeſehen, welches 
den Beſehl erlaſſen hat. | 
Sede Bartei kann den Gegner gut 


mündli Verhandlung laden; die 
dungsfriſt beträgt mindeſtens drei Tage. 





8697. Gehört eine wegen des Un- 
ſpruchs zu erhebende Klage vor die Land- 
gerichte, jo erlöjchen bie Wirkungen der 

echtöhängigfeit, wenn nicht binnen einer 
"fehömonatigen Frift, melde von dem 
Tage ber Benadyrihtigung von ber Er- 
hebung des Widerfprudy3 läuft, bie Klage 
bei dem zuftänbigen Gericht erhoben wird. 





8 698. Die Koften des Mahnverfah- 
rend find im Falle der recjtzeitigen Er- 
— des Widerſpruchs als ein Teil der 

oſten des entſtehenden Rechtsſtreits an⸗ 
aulchen: 

ird im Falle bed 8 697 bie Sage 
nicht binnen ber beftimmten Friſt erhoben, 
fo Hat der Gläubiger die Koſten des 
Mahmverfahrend zu tragen. 





8 699. Der Zahlungsbeſehl iſt nad 
Ablauf ber darin beitimmten Friſt anf 
Geſuch des Gläubigers für vorläufig voil- 
ftrefbar zu erflären, jofern nicht vor 


Nechtabuch 11. 
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der Bollftredbarfeitserffärung von bem 
Schuldner Widerjprud erhoben ift. Tie 
Bollitredbarfeitöcrllärung erfolgt durch 
einen auf den Zahlnungsbefehl zu jehen- 
den Bollftredungsbejehl. In den Voll 
ſtreckungsbefehl nnd Die von dem Gläu⸗ 
biger zu beredjnenden Stojten des bis 
herigen Verfahrens aufzunehmen. 

Gegen den Beſchluß, durd) welchen ba3 
Geſuch des Gläubigerd zurüdgemieien 
wird, findet fofortige Beſchwerde ftatt. 


8 700. Der Vollſtreckungsbefehl ſteht 
einem für vorläufig vollitredbar er- 
Tärten auf Verſäumnis erlaffenen End» 
urteile glei, Gegen benf:Iben findet ber 
Einiprud) nach den Vorſchriften der 
83 338—346 ftatt. Gehört der Anſpruch 
nicht vor bie Amtögeridhte, fo wird bei 
bem Umtögerichte nur darüber verhan⸗ 
delt und entichieben, ob der Einſpruch 
in der geieplichen Form und Frijt ein- 
gelegt fei. Die im $ 697 beitimmte Frift 
beginnt in dielem Falle mit der Rechts⸗ 
kraft des Urteils, durch welches ber Ein- 
ſpruch für zuläſſig erflärt iſt. 


8 701. Wird in dem falle, wenn 
Widerſpruch nicht erhoben iſt, die Er- 
lafjung des Vollſtreckungsbefehls nicht 
binnen einer ſechsmonatigen Friſt, welche 
mit Ablauf der im Bahlungsbejehle ber 
ftimmten Friſt beginnt, nachgeſucht, jo 
verliert der Bahlungsbefehl dergeſtalt 
jeine Kraft, daß aud die Wirkungen der 
Rechtshängigkeit erlöſchen. Dasſelbe gilt, 
wenn die Erlaſſung des Vollſtreckungsbe⸗ 
fehls rechtzeitig nachgeſucht iſt, das Ge⸗ 
ſuch aber zurückgewieſen wird. 


8 702. Das Geſuch um Erlaſſung 
eines Zahlungsbefehls oder eines Voll⸗ 
ſtreckungsbefehis, ſowie der Erhebung 
eines Widerſpruchs werden der anderen 
Partei abſchriftlich nicht mitgeteilt; im 
Falle ihrer mündlichen Anbringung iſt 
die Aufnahme eines Protokolls nicht er 
forderlid). 


8 708. Des Nachweiſes einer Voll⸗ 
madjt bedarf es nicht, wenn für den 
Gläubiger die Erlaſſung eines Zahlungs: 
befehl nachgeſucht oder für den Sculd- 
ner Widerſpruch gegen einen BZahlungs- 
befehl erhoben wird. 
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Zlchtes Such. 
Swangspollfirediung. 


— N N —— 


Erſter Abſchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


8 704. Die Zwangsvollſtreckung findet 
ftatt aus Endurteilen, welche rechtskräftig 
oder für vorläufig vollſtreckbar erklärt 


find. 

Urteile in Eheſachen und in Rechts⸗ 
jtreitigfeiten, welche die Feſtſtellung des 
Rechtsderhältniſſes zwiſchen Eltern und 
Kindern zum Gezenftande haben, bürfen 
nicht für vorläufig vollftreddar erflärt 
Iverden. 





8 705. Die Rechtskraft ber Urteile 
tritt vor Ablauf ber für die Einlegung 
bes zuläffigen Rechtsmittels oder de3 zu- 
läſſigen Einſpruchs beſtimmten Frift nicht 
ein. Der Eintritt der Rechtskraft wird 
durch rechtzeitige Einlegung des Rechts⸗ 
mittels oder des Einſpruchs gehemmt. 

8706. Zeugniſſe über die Rechtskraft 
der Urteile ſind auf Grund der Prozeß⸗ 
akten vom Gerichtsſchreiber erfter * 
ſtanz und, ſolange der Rechtsſtreit in 
einer höheren Inſtanz anhängig iſt, von 
dem Gerichtsſchreiber dieſer Inſtanz zu 
erteilen. 

Inſoweit die Erteilung des Zeugniſſes 
davon abhängt, daß gegen das Urteil ein 
Rechtsmittel nicht eingelegt iſt, genügt ein 
Zeugznis des Gerichtsſchreibers des für 
das Rechtsmittel guſtandigen Gerichts, 
daß imerhalb der 





zum Zwecke der Terminsbeſtimmung nicht 
eingereicht ſei. 

& von einer Partei ein Schriftfag be» 
hufs Cinlegung eines Rechtsmittels oder 
des Einſpruchs zur Terminsbeſtimmung 
eingereicht, ſo kann nach Ablauf der Not⸗ 
friſt und, ſofern die Vornahme ber Zu⸗ 
ſtellung unter Vermittelung des Gerichts- 
ſchreibers eingeleitet war, nach Ablauf 
der im 8 207 Abſ. 2 beſtimmten Friſt 
der Gegner beantragen, daß der Partei 
von dem Gerichtsſchreiber eine Friſt zum 
Nachweiſe der Zuſtellung beſtimmt merbe. 
Nach fruchtloſem —* dieſer Friſt iſt 
bob Zeugnis über die Rechtskraft zu er⸗ 
teilen. 


8707. Wird die Wiedereinfchung in 
den vorigen Stand ober eine Wiederaufe 
nahme des Verfahrens beantragt, jo kann 
dad Gericht auf Antrag anordnen, baß 
die Zwangsvollſtreckung gegen oder ohne 
Sidyerheitsleiftung —3* en eingeſtellt 
werde oder nur gegen Sicherheitsleiſtung 
ftattfinde, und daß bie erfolgten Voll⸗ 
ftredungsmaßregeln gegen Sicherheits- 
leiitung aufzuheben feien. Die Einftellung 
ber Zwangsvollſtreckung ohne Eidjerheitg- 
leiſtung ift nur uiälig, wenn glaubhaft 
gemacht wird, dat die Vollſtreckung einen 

zu erjegenden‘ Nachteil Bringen 





nicht 


otfriſt ein Schriftſatz würde 





Eivilprogegorbnung. 88 708 bis 718. 


Die Entfcheidung kann ohne borgängige 
mündliche Verhandlung erfolgen. Cine 
a tung des Beſchluſſes findet nicht 
att. 





8 708. Auch ohne Antrag find für 
vorläufig volljtredbar zu erklären: 


1. Urteile, welche auf Grund eines An⸗ 
reden eine Berurteilung aus 
Iprechen (3 307); 

2. Urteile, welche den Eintritt ber in 
einem bedingten Endurteil ausge- 
drüdten Folgen ausſprechen; 

3. ein zweites oder jermered in der« 
ſelben Inſtanz gegen biejelbe Partei 
zur Hauptſache erlajjenes Verſäum⸗ 
niöurteil; 

4. Urteile, weldhe im Urkunben- ober 
Wechſelprozeß erlafien werben ; 

5. Urteile, durd; welche Arreite ober 
einſtweilige Qerfügungen aufgehoben 
werden; 

6. Urteile, welche die Verpflichtung zur 
Entrihtung von Alimenten oder zur 
Entrichtung einer nach den 88 843, 
844 de3 Bürgerlichen Geſetzbuchs ge- 
ſchuldeten Geldrente ausſprechen, ſo⸗ 
weit die Entrichtung für die Zeit 
nach der Erhebung der Klage und 
für das der Erhebung der Klage 
vorausgehende letzte Vierteljahr zu 
erfolgen hat. 





8709. Urteile ſind auf Antrag für 
vorläufig vollſtreckbar zu erklären, wenn 
ſie betreffen: 

1. Streitigleiten zwiſchen dem Ber- 
mieter und dem Mieter oder Unter- 
mieter von Wohnräumen ober an- 
deren Räumen oder ziwijchen bem 
Mieter und dem Untermieter folcher 
Räume wegen Ueberlafjung, Be- 
nugung oder Räumung, ſowie wegen 
Burüdhaltung der von dem Mieter 
oder dem Untermieter in die Miets- 
räume eingebradhten Sachen; 

2. Gtreitigfeiten zwiſchen BDienftherr- 
ihaft und Gefinde, zwiſchen Arbeit- 
nebern und Arbeitern hinſichtlich des 
Dienſt- oder Arbeitöverhältniffes, 
ſowie die im 83 Abſ. 1 des Gejeges, 
betreffend die Gewerbegerichte, vom 
29. Juli 1890 (Reichagefegbl. ©. 141) 
bezeichneten GStreitigfeiten, injofern 
diefelben mährend der Dauer des 


"die VBollftredung bes Urteils dem 
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Dienjt-, Arbeit3- ober Lehrverhält- 
niſſes entjtehen; 

3. Streitigkeiten zwiſchen Reiſenden 
und Wirten, Yuhrleuten, Scifiern, 
Flößern oder Auswanderungsexpe⸗ 
dienten in den Einſchiffungshäfen, 
welche über Wirtszechen, Fuhrlohn, 
Veberfahrtögelder, Beförderung der 
Neifenden und ihrer Habe und über 
Berlujt und Beichädigung ber letzte⸗ 
ven, ſowie Streitigfeiten zwiſchen 
Neifenden und Handwerkern, welche 
aus Anlaß der Reiſe entftanden find; 

4. andere vermögensrechtliche Anſprüche, 
fofern der Gegenſtand der Berur- 
teilung an Geld oder Geldeswert die 
Summe von dreihundert Mark nicht 
überfteigt; in betreff des Wertes des 
Gegenſtandes kommen die Borjchriften 
der 88 3 bi3 9 zur Anmwenbung. 





8 710. Urteile find auf Antrag für 
vorläufig vollſtreckbar zu erflären, wenn 
glaubhaft gemacht wird, daß die Aus⸗ 
jegung ber Bollitredung dem Gläubiger 
einen ſchwer zu erfegenden ober einen 
ſchwer zu ermittelnden Nachteil bringen 
würde, oder wenn jid) der Gläubiger er- 
bietet, vor der Vollſtreckung Sicherheit 
zu leiften. 


711. Urteile der Oberlandeögerichte 
find auf Untrag auch ohne Sicherheits“ 
feiftung für vorläufig vollitredbar zu er- 
Hären, menn die Borausjegungen der 

546, 547 für bie Buläfligfeit der Ne- 
vijion nach dem Ermeſſen des Gerichts 
unzweifelhaft nicht vorliegen. 


8 712. Wird glaubhaft gemach A bob 

uld⸗ 
ner einen nicht zu erſetzenden Nachteil 
bringen würde, ſo iſt in den Fällen des 
8 708 auf Antrag des Schuldners aus- 
zufprechen, daß dasfelbe nicht vorläufig 
vollſtreckbar jei; in den Fällen der 88 709, 
710 ift der Antrag des Gläubigerd zu- 
rüdzumeijen. 











8 713. Das Gericht kann auf Antrag 
die vorläufige Vollftredbarkeit von einer 
vorgängigen Sicherheitsleiftung abhängig 
machen. 

Das Gericht Hat auf Antrag bem 
Schuldner nachzulaſſen, durd) Sicherheits- 
leijtung oder durch Hinterlegung bie Voll⸗ 
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580 Eivilprozeßorbnung. 88 714 bis 724. 


ftrefung abzuwenden, wenn nicht der 
Stäubiger ſich erbietet, vor ber Voll⸗ 
ſtreckung Sicherheit zu leiſten. 


8 714. Die in ben 88 709 bis 713 
erwähnten Anträge find vor bem Schluſſe 
der mündlichen Verhandlung zu jtellen, 
auf weldye das Urteil ergeht. 








8 715. In den Fällen ber 5 710, 
713 kann das Gericht, weldyes bie Sicher⸗ 
heitöleitung angeordnet oder zugelaifen 
hat, auf Antrag die Nüdgabe der von 
dem Gläubiger geleiteten Sicherheit an- 
ordnen, wenn ein Beugni3 über bie 
Nechtöfraft des für vorläufig vollitredbar 
erflärten Urteil3 vorgelegt mwird. Die 
Borfchriften bes 8 109 Abſ. 3 finden ent- 
fprechende Anwendung. 


8 716. Iſt der Untrag, das. Urteil 
für vorläufig vollftredbar zu erflären, 
fbergangen oder ift in Fällen, in melden 
ein Urteil ohne Antrag ſur vorläufig 
vollſtreckbar zu erklären iſt, eine Gilt» 
ſcheidung fiber die vorläufige Vollſtreck- 
barfeit nicht erfolgt, jo fommen megen 
Ergänzung des Urteils bie Borfchriften 
des 8 821 zur Anwendung. 


8 717. Die vorläufige Vollſtreckbarkeit 
tritt mit der Verkündung eines Urteils, 
weldyes die Entſcheidung in ber Haupt- 
fadje oder die Vollſtreckbarkeitserklärung 
aufhebt oder abändert, inſoweit außer 
Kraft, ala die Aufhebung oder Abände- 
rung erfolgt. 

Wird ein für vorläufig vollitredbar 
erflärted Urteil auigehoben oder abgeän- 
bert, fo ift der Kläger zum Erſatze bes 
Schadens verpflichtet, der dem Bellagten 
durch die Vollitredung des Urteild oder 
durch eine zur Abwendung der Boll- 
ftredung gemachte Leiſtung entftanden ift. 
Der Bellagte kann ben Anſpruch auf 
Schabenserfnp in dem anhängigen Rechts⸗ 
ftreite geltend machen; wird der Anſpruch 
geltend emacht, jo it er als zur Zeit 
er Zahlung ober Leiftung rechtshängig 
geworden anzufchen. 


8 718. In der Berufungsinftanz ift 
über die vorläufige Xollftredbarfeit auf 
Antrag vorab zu verhandeln und zu ent- 
ſcheiden. 

Die Beſtimmung des 8 524 über die 





Vertagung der mündlichen Verhandlung 
findet in dieſem Falle keine Anwendung. 

Eine Anfechtung der in der Berufung 
inftanz über die vorläufige Volljtredbar- 
at erlafjenen Entſcheidung findet nicht 
att. 





8 719. Wird gegen ein für vorläufig 
bollitredbar erflärtes Urteil der Einſpruch 
oder ein NedjtSmittel eingelegt, jo finden 
die Vorſchriften des 8 707 entfprecjende 
Unmenbung. 


8 720. Sit in Gentäßheit des 8 713 
Abſ. 2 dem Schuldner nad)gelajien, durch 
Sicherheitsleiftung‘ oder durch YHinter- 
legung die Vollſtreckung abzumenden, fo 
iſt gepfändetes Geld oder der Erlös ge 
pfändeter Gegenflände zu hinterlegen. 








8 721. Wird auf Räumung einer 
Wohnung erfannt, fo kann da3 Gericht 
auf Untrag dem Schuldner eine den Um⸗ 
ftänden nad) angemeſſene Friſt zur Räu⸗ 
mung gewähren. 

Auf den Antrag finden die Vorſchriften 
ber 88 714, 716 entjpredjende YUnmwen- 
ung. 





8 722. Aus bem Urteil eines aus 
ländifchen Gericht? findet bie Zwangs⸗ 
bollitrefung nur ftatt, wenn ihre Yu 
läjfigkeit duch ein Bolfitredungs.rteit 
auögefprocdhen ijt. 

Für die Klage auf Erlaſſung desſelben 
it da8 Amtsgericht oder Landgericht, bei 
welchem der Schuldner feinen allgemeinen 
Gerichtöftand hat, und in Ermangelung 
eines ſolchen das Amtsgericht oder Land⸗ 
gericht zuftändig, bei welchem in Gemäß- 
heit des 8 23 gegen den —— Klage 
erhoben werden tann. 


8 723. Das BVollitredungsurteil ift 
ohne Prüfung der Geſetzmäßigkeit ber 
Entfcheidung zu erlafien. 

Das Bollitredungsurteil ift erſt zu er- 
laffen, wenn da3 Urteil des ausländifchen 
Gerichts nach dem für dieſes Gericht gel- 
tenden Rechte die Rechtskraft erlangt hat. 
Es ift nicht zu erlaffen, wenn bie Uner- 
fennung bed Urteil nad $ 328 aus- 
geſchloſſen iſt. 


8 724. Die Zwangsvollſtreckung er⸗ 
folgt auf Grund einer mit der Voll- 








Civilprozeßordnung. 88 725 bis 731. 


ſtreckungsklauſel verjehenen Ausfertigung 
des Urteils (vollſtreckbare Ausfertigung). 

Die vollſtreckbare Ausfertigung wird 
von dem Gerichtsſchreiber des Gerichts 
erſter Inſtanz und, wenn der Rechtsſtreit 
bei einem höheren Gericht anhängig iſt, 
von dem Gerichtsſchreiber dieſes Gerichts 
erteilt. 


8 725. Die Vollſtreckungsklauſel: 
„Vorſtehende Ausfertigung wird dem 
u. ſ. w. Bezeichnung der Partei) zum 
Zwecke der Zwangsvollſtreckung er⸗ 
teilt.‘ 
it der Wusfertigung des Urteils am 
Schluſſe beizufügen, von .dem Gerichts— 
ichreiber zu unterjchreiben und mit dem 
Gerichtsjiegel zu verjehen. 








& 726. Bon Urteilen, deren Boll- 
ftredung nad) ihrem Inhalte von dem 
durch den Gläubiger zu”’beiveijenden Ein- 
tritt einer anderen Thatſache als einer 
dem Gläubiger obliegenden Sicherheit3- 
leiftung abhängt, dar eine vollitredbare 
Ausfertigung nur erteilt werden, mein 
der Beweis durch öffentliche oder öffent- 
li) beglaubigte Urfunden geführt wird. 

Hängt die Volljtrefung von einer Zug 
um Bug zu bewirfenden Xeijtung bes 
Gläubigers an den Schuldner ab, jo ift 
der Beweis, daß der Schuldner befriedigt 
oder im Verzuge der Appahme iſt, nur 
dann erforderlich, wenn die dem Schuld— 
ner obliegende Leiſtung in der Abgabe 
einer Willenserklärung beſteht. 





8 727. Eine vollſtreckbare Ausferti- 
gung kann für den Nechtsnacdhfolger des 
in dem Urteile bezeichneten Gläubigers 
jowie gegen denjenigen Rechtsnachfolger 
des in dem Urteile bezeichneten Schuld» 
ner3 und denjenigen Beſitzer der in Streit 
befangenen Sadje, gegen welche da3 Ur 
teil nach & 325 wirkſam ijt, erteilt wer- 
den, fojern die Rechtsnachfolge oder das 
Beſitzverhältnis bei dem Gericht offen- 
hundig it oder durch öffentliche oder 
öffentlich beglaubigte Urkunden nachge- 
gewieſen wird. 

Sit die Rechtsnachfolge oder das Be- 
jigperhältnis bei dem Gericht offenkundig, 
jo iſt dies in der Vollſtreckungsklauſel zu 
erwähnten. 


— — 
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5 728. Sit gegenüber dem Vorerben 
ein nad 8 326 dem Nadjerben gegen- 
über wirkſames Urteil ergangen, jo Fnben 
auf die Erteilung einer volljtredbaren 
für und gegen ben Nacherben die Bor» 
ſchriften des 8 727 entjprechende An» 
wendung. 

Das leide gilt, wenn gegenüber 
einem Teftamentövollitreder ein nad) 
8 327 dem Erben gegenüber wirkſames 
Urteil ergangen ift, für die Erteilung 
einer vollitredbaren Ausjertigung für und 
egen den Erben. Eine vollitredbare 

usjertigung kann gegen ben Erben er» 
teilt werden, auch wenn die Verwaltung 
des Teſtamenisvollſtreckers nod) befteht. 





5 729. Dat jemand dad Vermögen 
eines anderen durch Vertrag mit diejem 
nach der rechtäfräftigen Feititellung einer 
Schuld des anderen übernommen, jo 
finden auf die Erteilung einer vollſtreck— 
baren Wusfertigung des Urteil3 gegen 
ven MUebernehmer die Borjchriften des 
8 727 entjprechende Amwendung. . 

Das Gleiche gilt gegen bie Erteilung 
einer volljtredbaren Ausſertigung gegen 
denjenigen, welcher ein unter Lebenden 
errvorbenes Handelsgeſchäft unter der bis- 
herigen Firma fortführt, in Anſehung 
der DVerbindlichkeiten, für welche er nad) 
8 25 Abſ. 1 Cat 1, Abſ. 2 des Handel-- 
geſetzbuchs haftet, jofern fie vor dem Er— 
werbe des Geſchäfts gegen den früheren 
Inhaber rechtskräftig feſtgeſtellt worden 
ſind. 





8 730. In ben Fällen des 8 726 
Abſ. 1 und der 5 127 bi3 729 darf die 


vollſtreckbare Ausfertigung nur auf Ans 


ordnung des DVorjipenden erteilt werden. 
Bor der Erteilung kann der Schuldner 
gehört werden. 
Die Anordnung ift in der Vollftredung 
Haujel zu erwähnen. 





5 731. Kann der nad) dem } 726 
Ab. 1 und den ss 727 bi3 729 erforder⸗ 
lihe Nachweis durch öffentlicje oder 
öffentlic” beglaubigte Urkunden nicht ge- 
führt werden, jo hat der Gläubiger bei 
dem Prozeßgerichte erjter Inſtanz aus 
dem Urteil auf Erteilung der Boll 
jtredungsktaufel Klage zu erheben. 


. 
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732, Ueber Einwendungen des 
Schuldners, welche die Zuläſſigkeit der 
Vollftredungsflaujel betreffen, entſcheidet 
das Gericht, von deſſen Gerichtsſchreiber 
die Vollſtreckungsllauſel erteilt iſt. Die 
Entſcheidung kann ohne vorgängige münd«- 
lihe Verhandlung erfolgen. 

Das Gericht kann vor ber Entfcheidung 
eine einjtweilige Anordnung erlajfen; es 
kann insbejondere anordnen, daß die 
Zwangsvollſtreckuug gegen ober ohne 
Sicherheitsleiftung einftweilen einzufteflen 
oder nur gegen Sicdjerheitgleiftung forte 
zuſetzen ſei. 


8 733. Eine weitere vollſtreckbare 
Ausfertigung darf derſelben Partei, jo 
fern nicht die zuerſt erteilte Ausfertigung 
gurüdge eben wird, nur auf Anordnung 
es —— erteilt werden. 

Vor der Entſcheidung kann der Schuld⸗ 
ner gehört werden. 

Der Gerichtsſchreiber hat von der Er⸗ 
teilung der weiteren Ausfertigung, wenn 
die tſcheidung, durch welche dieſelbe 
angeordnet wird, nicht verkündet iſt, den 
Gegner in Kenntnis zu ſetzen. 

ie weitere Ausfertigung iſt als ſolche 
unter Erwähnung der Entſcheidung aus⸗ 
drücklich zu bezeichnen. 


8 734. Vor der Aushändigung einer 
vollitredbaren Ausfertigung iſt auf der 
Urſchrift des Urteils zu bemerken, für 
welche Partei und zu welcher Zeit Die 
Ausfertigung erteilt ift. 


8 735. Zur Zwangsvollſtreckung in 
da8 Vermögen eine nicht rechtsfähigen 
Bereind genügt ein gegen den Verein 
ergangencd Urteil. 


8 786. Zur Zwangsvollſtreckung in 
das Gefchäftsvermögen einer nach 8 705 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs eingegange- 
nen Gejellichaft ift ein gegen alle Gejell- 
jchafter ergangenes Urteil erforderlid). 


8 737. Bei dem Nießbraud) an einem 

Vermögen ijt wegen der vor der Beitel- 
Iung des Nießbrauchs entſtandenen Ver- 
bindlichleiten des Bejteller3 die Zwangs⸗ 
pollftredung in die dem Nießbrauch 
unterliegenden Gegenjtände ohne Rückſicht 
auf den Nießbrauch zuläfjig, wenn der 
Beiteller zu der Leitung und der Nieß- 














Eivilprozeßordnung. 88 732 bis 742. 


braucher zur Duldung der Zwangsvoll⸗ 
jtredung verurteilt ift. 

Das Gleiche gilt bei dem Niepbraud) 
an einer Erbſchaft für die Nachlaßver⸗ 
Bindlichkeiten. 


8 738. Iſt die Beitellung des Nieh- 
brauchs an einem Vermögen nad) ber 
rechtöfräftigen Feſtſtellung einer Schuld 
dc3 Beſtellers erfolgt, jo finden auf die 
Erteilung einer in Anfehung der dem 
Nießbrauch unterliegenden Gegenjtände 
vollitredbaren Ausfertigung des Urteils 
gegen den Nießbraucher die Borjchriften 
ber 88 727, 730 bis 732 entſprechende 
Anwendung. 

Das Gleiche gilt bei dem Nießbrauch 
an einer Crbihak für die Erteilung einer 
vollitredbaren Apofertigung des gegen 
den Erblaſſer ergangenen Urteils. 


8 739. Bei dem Güterſtande der Ver⸗ 
waltung und Nupaießung, der Errungen- 
ſchafisgemeinſchaft oder ber Sahrniöge- 
meinſchaft ift die Zwangsvollſtreckung in 
das eingebrachte Gut der Ehefrau nur 
zuläjfig, wenn die Ehefrau zu der Leitung 
und der Ehemann zur Duldung der 
Bwangspoilitredimg in das eingebradhte 
Gut verurteilt ift. 


8 740. Bei dem Güterjtande der all- 
gemeinen Gütergemeinſchaft, der Er— 
rungenichaf.3gemeinjchaft oder der Fahı- 
nisgemeinſchaft ift zur Zwangsvoll⸗ 
jtredung in das Gejamtgut ein gegen den 
Ehemann cergangened Urteil erforderlich 
und genügend. 








— 


8 741. Betreibt die Ehefrau ſelbſtän⸗ 
dig ein Erwerbsgeſchäft, ſo iſt zur 
Zwangsvollſtreckung in das enigebrachte 
Gut und in das Geſamtgut ein gegen die 
Ehefrau ergangencs Urteil genügend, es 
ſei denn, daß zur Zeit des Eintritts der 
Rechtshängigkeit der Einſpruch des Ehe- 
manns gegen ben Betrieb des Erwerb3- 
geichäfts oder ber Widerruf jeiner Ein- 
willigung zu dem Betrieb im Güterrechts⸗ 
tegifter eingetragen war. 


8 742. Sit der Güterftand der Ber- 
maltung und Nupnießung, der Errungen- 
Ihaftsgemeinfchaft oder ber Fahrnisge⸗ 
meinichaft erſt eingetreten, nachdem ein 
von der Ehefrau oder gegen jie geführter 





Eivilprozefordnung. 88 743 bis 750. 


Rechtsſtreit rechtähängig geworden ijt, jo 
finden auf die Erteilung einer in An- 
fehung des eingebradhten Gutes der Ehe⸗ 
frau vollftredbaren Ausfertigung des Ur- 
teild für oder gegen den Ehemann bie 
Vorſchriften der 88 727, 730 bis 732 
entiprechende Unmendung. 

a8 Gleiche gilt für bie Erteilung 
einer in Unfehung des Geſamtguts voll- 
jtredbaren Ausfertigung, wenn bie all» 
gemeine Gütergemeinſchaft oder die Fahr⸗ 
niögemeinjchaft erſt eingetreten ijt, nach— 
dem eine von der Ehefrau oder gegen jie 
geführter Rechtsſtreit rechtshängig ge» 
worben ift. 





8 743. Nach der Beendigung der all» 
gemeinen Gütergemeinſchaft, der Cr- 
rungenſchaftsgemeinſchaft oder der Yahr- 
— — iſt vor der Auseinander⸗ 
ſetzung der Zwangsvollſtreckung in das 
Geſamtgut nur zuläſſig, wenn beide Che- 
gatten zu der Leiſtung ober ber eine Ehe⸗ 
gatte zu der Leitung und ber andere 
zur Duldung der Zwangsvollſtreckung 
verurteilt jind. 





8 744. Sit bie Beendigung ber all- 
gemeinen Gütergemeinſchaft, ber Cr- 
rungenſchaftsgemeinſchaft oder der Fahr⸗ 
nisgemeinichaft nad) der Beendigung 
eine3 Necdhtöftreit3 des Ehemannes ein- 
getreten, jo finden auf die Crteilung 
einer in Anſehung des Gejamtguts voll» 
jtredbaren Wusfertigung des Urteils 
gegen die Ehefrau die VBorfchriften der 
ss 727, 730 bis 732 entjprechende An⸗ 
wendung. 


8 745. Im Falle ber fortgejegten 
Gütergemeinihaft ift zur Zwangsvoll⸗ 
itredung in das Geſamtgut ein gegen 
ben überlebenden Chegatten ergangenes 
Ürteil erforderlich und genügend. 

Nach der Beendigung der fortgejehten 
Gütergemeinfchaft finden die Vorſchriften 
der 88 43, 744 mit der Maßgabe Au— 
wendung, daß an die Stelle des Che» 
mannes der Überlebende Chegatte, an die 
Stelle der Ehefrau die anteilsberedjtigten 
Ablömmlinge treten. 
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gegen das Find ergangene3 Urteil ge- 
nügend. 


8747. Zur Zwangsvollſtreckung in 
einen Nachlaß ift, wenn mehrere Erben 
vorhanden find, bis zur Teilung ein 
egen alle Erben ergangenes Urteil er- 
—S 


8748. Unterliegt ein Nachlaß ber 
Verwaltung eines Teſtamentsvollſtreckers, 
fo iſt zur Zwaugsvollſtreckung in ben 
Nachlaß ein gegen den Teſtamentsvoll⸗ 
ftreder ergangenes Urteil erforderlich und 
genügend. ' 

Steht dem Teitamentsvollftreder nur 
die Berwaltung einzelner Nachlaßgegen⸗ 
jtände zu, fo iſt die Zwangsvollſtreckung 
in dieje Gegenftände nur zuläſſig, wenn 
ber Erbe zu ber Leiſtung, der Tejta- 
mentsvollſtreckcer zur Duldung der 
Zwangsvollſtreckung verurteilt ift. 

Bur Bmangsvollittedung megen eines 
Pflichtteilsanſpruchs ift im Falle bes Ab 
jage8 1 wie im Falle des Abſatzes 2 
ein ſowohl gegen den Erben ald gegen 
ben Tejtamentövolljtreder ergangened Ur⸗ 
teil erforderlich. 


8 749. Auf die Erteilung einer voll» 
jtredbaren Ausfertigung eines für ober 
egen den Erblaffer ergangenen Urteil 
ik oder gegen den Tejtanentsvollitreder 
finden die Vorſchriften der 88 727, 730 
bis 732 entiprechende Anmendung. Auf 
Grund einer ſolchen Wusfertigung ift die 
Bmangdvolfitredung nur in die der Ver- 
waltung des Teſtamentsvollſtreckers unter» 
fiegenden Nachlaßgegenſtände zuläffig. 








S 760. Die Bmangspollftredung 
darf nur beginnen, wenn die Per- 
fonen, für und gegen melde fie 
ftattfinden foll, in dem Urteil oder 
in der demfelben beigefügten Boll» 
tredungsflaujel namentlih be- 
zeichnet find und das Urteil be- 
reits augeitellt ift oder gleidyzeitig 


| zugejtellt wird, 


Handelt es ji) um bie Vollſtreckung 
eined Urteils, deilen vollftredbare Aus— 
fertinung nach 8 726 Ab. 1 erteilt mor- 
den tft, oder ſoll ein Urteil welches nad) 


746. Zur Zwangsvollſtreckung in | den SS 727 bie 729, 738, 742, 744, dem 


8 
da8 der elterlidien Nuynießung unter 
liegende Vermögen des indes ijt ch 


8 745 Abſ.? und dem 8 749 Jr oder 
gegen eine der dort bezeichneten Per— 
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jonen wirkſam ift, für oder gegen eine 
dicſer Perjonen vollftredt werben, jo muß 
außer dem zu vollftredenden Urteil auch 
die demjelben beigefügte Vollſtreckungs⸗ 
klauſel und, jofern die Bollitredungs- 
Haufel auf Grund öffentlicher oder öffent⸗ 
lich beglaubigter Urkunden erteilt ift, aud) 
eine Abſchriſt diefer Urkunden vor Be- 
ginn der Zwangsvollſtreckung zugeſtent 
wein oder gleichzeitig mit Beginn derſelben 
zugeſtellt werden. 


8 751. Sit die Geltendmadung de3 
Anſpruchs von dem Cintritt eine Ka⸗ 
lendertages abhängig, jo darf die Zwangs— 
vollitredung nur beginnen, wenn Der 
Kalendertag abgelaufen ift. 

Hängt die Volljtredung von einer dem 
Gläubiger obliegenden I nee; 
ab, fo darf der Beginn der Zwangsvoll⸗ 
ftredung nur erfolgen, wenn die Sicher- 
heitsleittung durch eine öffentliche oder 
öffentlich beglaubigte Urkunde nachge— 
wieſen und eine Abjchrift diefer Urkunde 
bereit3 zugejtellt ijt oder gleichzeitig zu⸗ 
geſtellt wird. 








8 752. Gegen eine dem aftiven Heere 
oder der aktiven Marine angehörende 
Militärperfon darf bie Bmangsvoll- 
jtredung erft beginnen, nachdem von der⸗ 
jelben die vorgeſetzte Militärbehörde An- 
zeige erhalten hat. 

em Gläubiger iſt auf Verlangen der 
Empfang der Anzeige von ber Vtilitär- 
behörde zır bejcheinigen. 





8 758. Die Zwangsvollſtreckung er- 
jolgt, ſoweit jie nicht den Gerichten zu— 
gewiejen ift, durch Geridjiövollzieher, 
welche diejelbe im Wuftrage des Gläubi- 
ger3 zu bewirlen haben. 

Der Gläubiger kann megen Erteilung 
des Wuftrags zur Zwangsvollſtreckung die 
Mitwirkung des Gerichtsfchreibers in An— 
Ipruch nehmen. Der von dem Oericht3- 
ſchreiber beauftragte Gericht3vollzieher 
gilt als von dem Gläubiger beauftragt. 


8 754 In dem fehrifilichen oder 
mündlichen Auftrage zur Zmwangsvolf- 
jtredung in Verbindung mit der lieber» 
gabe der volljtredbaren Yusfertigung licgt 
die Beauftragung des Gerichtsvollziehers, 
die Zahlungen oder die jonjtigen Lei— 





Civilprozepordnung. 88 751 bis 758. 


Empfangene wirkſam au quittieren und 
dem Schuldner, wenn dieſer feiner Ber- 
bindlichkeit genügt hat, die volljtredbare 
Auzfertigung auszuliefern. 


8 755. Dem Schuldner und Dritten 
gegenüber wird der Gerichtsvollzieher zur 
Vornahme der Bivangsvollitredung und 
der im 8 754 bezeichneten Handlungen 
durch ben Bejig der vollittredbaren Aus⸗ 
fertigung ermächtigt. Der Mangel ober 
die Beſchränkung des Wuftrages kann 
diefen Perfonen gegemüber von dem Gläu- 
biger nidjt geltend gemacht werben. 








& 756. Hängt die Vollſtreckung von 
einer Zug um Zug zu bewirfenden Lei⸗ 
ftung des Gläubigers an den Schuldner 
ab, jo darf der Gericdhizvollzieher Die 
Bivangsvollitredung nicht beginnen, bes 
por er bem Schuldner bie dieſem gebüh- 
renbe Leijtung in einer den Verzug der 
—I — begründenden Weiſe angebo:en 
hat, ſofern nicht der Beweis, daß der 
Schuldner befriedigt oder im Derzuge der 
Annahme ift, durd) Öffentliche oder öffent» 
lid beglaubigte Urkunden geführt wird 
und eine Ubjchrift diejer Urkunden bereits 
zugeftellt oder gleichzeitig zugeitellt wird. 





8 757. Der Gerichtövollzieher hat nach 
Empfang ber Xeiftungen dem Schuldner 
die vollitredbare Ausfertigung nebjt einer 
Quittung auszuliefern, bei teilweifer Lei- 
ftung dieje auf der vollitredbaren Aus⸗ 
Tertigung zu bemerfen und dem Schuld- 
ner Quittung zu erteilen. 

Das Recht des Schuldners, nachträglid) 
eine Quittung bed Gläubigers felbft zu 
fordern, wird durch dieſe Beitimmungen 
nicht berührt. 


8 758. Der Gerichtävollzieher it be- 
jugt, die Wohnung und die Behältniſſe 
des Schuldners zu durchſuchen, ſoweit der 
Zweck der XVollitredung dies erfordert. 

Er ift befugt, die verjchlofjenen Haı$- 
thüren, SZimmerthüren und Behältnijje 
öffnen zu laſſen. 

Er iſt, wenn er Widerſtand findet, zur 
Anwendung von Gewalt befugt und kann 
zu dieſem Zwecke die Unterſtützung der 
polizeilichen Vollzugsorgane nachſuchen. 
Iſt militäriſche Hülfe —— ſo hat 


er ſich an das Vollſtreckungsgericht zu 


ſtungen in Empfang zu nehmen, über das wenden. 





Eivilprozeßordnung. 88 759 bis 766. 


8 759. Wird bei einer Vollftredungs- 
handlung Widerſtand geleiftet oder ift bei 
einer in ber Wohnung de3 Schuldners 
erjolgenben Vollſtreckungshandlung meter 
der Schuldner nod) eine zur Familie de3- 
ſelben gehörige oder in dieſer Yamilie 
dienende erwachſene Perſon gegenwärtig, 
jo hat der Gerichtövollzieher zwei groß- 
jährige Männer ober einen Gemeinbe- 
oder Polizeibeamten als Zeugen zuzu- 
ziehen. 


8 760. Jeder Perfon, melde bei bem 





Bollitredungsverfahren beteiligt ift, muß 


auf Begehren Einjicht ber Alten des Ge⸗ 
richtsvollziehers geſtattet und Abſchrift 
einzelner Aktenſtücke erteilt werden. 


8761. dur Nachtzeit ($ 188 Abf. 1), 
jowie an Sonntagen und allgemeinen 
Seiertagen darf eine Volljtredungshand- 
lung nur mit Erlaubni3 des Amtsrichters 
erfolgen, in bejjen Bezirke Die Handlung 
borgenommen merden jolf. 

Die Verfügung, duch melde die Er- 
laubni3 erteilt wird, iſt bei der Zwangs⸗ 
vollſtreckung vorzuzeigen. 








8 762. Der Gerichtsvollzieher hat über 
jede Bollitredungshendlung ein Brotofoll 
aujzunehnien. 

Das Protokoll muß enthalten: 

1. Ort und Zeit ber Aufnahme; 

2. den Gegenftand der Vollſtreckungs⸗ 
handlung unter kurzer Erwähnung 
der wejentlichen Vorgänge; 

3. die Namen der Perſonen, mit wel- 
chen verhandelt ift; 

4. die Unterſchrift dieſer Perfonen und 
die Bemerkung, daß bie Unterzeich- 
nung nad) vorgängiger Genehmigung 
erfolgt ſei; 

5. die Unterfchrift des Gerichtsvoll⸗ 
ziehers. 

Hat einem der unter Nr. 4 bezeichneten 

Erfordernijje nicht genügt werben können, 
jo it der Grund anzugeben. 


8 763. Die Aufforderungen und foniti- 
en Mitteilungen, welche zu den Boll- 
redun Shandlungen gehören, find von 
dem Gerichtsvollzieher mündlich zu er- 
laſſen und vollitändig in das Protokoll 
aufzunehmen. . 

ann bie münbliche Ausführung nicht 
erfolgen, jo hat der Gericht3volfzieher 
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eine Abſchrift des Protofoll3 unter ent» 
Iprechender Anwendung ber 88 172, 181 
bis 186 zuzuitellen oder, wenn dem— 
jenigen, an welchen die Ufforderung ober 
Mitteilung zu richten Ei am Orte ber 
Zwangsvollſtreckung nicht zugeitellt wer- 
den ann, durch die Poſt zu überfenden. 
Die Befolgung diefer Vorſchrift muß zum 
Trotofolle bemerit werben. Eine öffent» 
fihe Bujtellung findet nicht ftatt. 


8 764. Die den Gerichten zugemwiejene 
Anordnung von den Bollftredungsver- 
bandlungen und Mitwirkung bei chen 
gehört zur Zuftändigleit der Amtsgerich:e 
als Bolljtredungsgerichte. 

Als BVollftredungsgericht iſt, fojern 
nicht das Geſetz ein andere3 Amtsgericht 
bezeichnet, dasjenige Amtsgericht anzu⸗ 
jehen, in deſſen Bezirke das Boll- 
jtredungsverfahren ftattfinden foll oder 
ftattgefunden hat. 

Die Entjcheidungen des Boilitredungs- 
gericht3 Lönnen ohne vorgängige münd- 
liche Verhandlung erfolgen. 








8 765. Hängt die Vollftredung von 
einer Bug um Bug zu bewirkenden 
Leiftung des Gläubiger an den Schuld- 
ner ab, jo darf das Vollſtreckungsgericht 
eine Bollitredungsmaßregel nur anord⸗ 
nen, wenn der Beweis, daß der Schuldner 
befriedigt oder im Verzuge der Annahme 
ift, durch öffentliche oder öffentlich ber 
glaubigte Urkunden geführt wird und eine 

bichrift diefer Urkunden bereit3 zuge- 
ftellt if. Der Zuftellung bebarf es nicht 
wenn bereit3 ber Gerichtöpollzieher die 
Zwangsvollſtreckung nach $ 766 begonnen 
Hatte und der Beweis durch das Proto⸗ 
toll des Gerichtsvollzieherd geführt wird, 





766. Leber Anträge, Einwendungen 
und Erinnerungen, welche die Art und 
Weiſe ber Zwangsvollſtreckung oder das 
bei derſelben vom Gerichtsvollzieher zu 
beobachtende Verfahren betreffen, ent⸗ 
ſcheidet das Vollſtreckungsgericht. Das⸗ 
ſelbe ift befugt, die im 8 732 Abſ. 2 be⸗ 
zeichneten Anordnungen zu erlaſſen. 

Dem Vollſtreckungsgerichte ſteht auch 
bie Entſcheidung zu, wenn ein Gerichts⸗ 
vollzieher ſich weigert einen Voll—⸗ 
——— zu übernehmen oder eine 
Vollſtreckungshandlung dem Auftrage ge— 
mäß auszuführen, oder wenn in Ans 
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ſehung der von dem Gerichtsvollzieher in 
Anſatz gebrachten Koſten Erinnerungen 
erhoben werden. 


8 767. Einwendungen, welche den 
durch das Urteil feftgeftellten Anſpruch 
ſelbſt betreffen, find von bem Schuldner 
im Wege ber Klage bei dem Prozeßgericht 
eriter Inſtanz geltend zu machen. 

Diejefden find nur inſoweit zuläjlig, 
al3 die Gründe, auf denen fie beruhen, 
erft nach bem Schluſſe berjenigen münd- 
lichen‘ Berhandlung, in welcher Einwen⸗ 
dungen in Gemähheit der Bejtimmungen 
dieſes Geſetzes ſpäteſtens hätten geltend 
gemacht werden müſſen, entſtanden ſind 
und duch Einſpruch nicht mehr geltend 
gemacht werden können. 

Der Schuldner muß in der von ihm 
zu erhebendern Klage alle Einwendungen 
geltend machen, welche er zur Beit der 
Far der Klage ge zu machen 
imjtande war. 








768. Die Beftimmungen des 8 767 
Ubl. 1, 3 finden entiprechende Anwen⸗ 
dung, wenn in den Yällen bes $ 726 
Ubf. 1, der 88 727-729, 738, 742, 744, 
bes 8 745 Ubf. 2 und des $ 749 ber 
Schuldner den bei ber Erteilung der Volle 
Iiredungöflaufel al3 bewiejen angenom⸗ 
menen Eintritt der Vorausfegung für die 
Erteilung der Vollſtreckungsklauſel bo 
ftreitet, unbeichadet ber Befugnis tes 
Schuldners, in diefen Fällen Einmen- 
dungen gegen die Buläjjigfeit ber Voll- 
ftredungsflaufel in Gemäßheit bes 8 732 
zu erheben. 


8 769. Das Prozeßgericht kann auf 
Untrag anordnen, dab bis zur Erlaſſung 
des Urteil3 über die in den 88 767, 768 
bezeicimeten Einwendungen die Zwangs⸗ 
volljtredung gegen oder ohne Sicherheits⸗ 
leiſtung eingejtelit oder nur gegen Sicher⸗ 
peitäleiftung jortgejegt werde und daß die 
erjo.gten Vollſtreckungsmaßregeln gegen 
Sicherheitsleiftung aufzuheben feien. Die 
#hatjächlichen Behauptungen, welche ben 
Untrag begründen, jind glaubhajt zu 
machen. 

In dringenden Fällen kann das Boll 
ftredungsgericht eine jolde Anordnung er⸗ 
lajjen, unter Beſtimmung ciner Friſt, in⸗ 
nerhalb welcher die Entſcheidung des 
Prozeßgerichts beizubringen ſei. Nach 
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fruchtloſem Ablaufe der Friſt wird die 
8Zwangsvollſtreckung fortgeſetzt. 

Die Entſcheidung über dieſe Anträge 
kann ohne vorgängige mündliche Verhand⸗ 
lung erfolgen. 


8770. Das Prozeßgericht Tann in 
dem Urteile, durch welches über die Ein— 
mwenbungen entſchieden wird, die in dem 
vorstehenden Paragraphen bezeichneten 
Unordnungen erlaſſen oder die bereits 
eriafjenen Anordnungen aufheben, ab- 
ändern oder beitätigen. In betreff ter 
Anfechtung einer ſolchen Entſcheidung fin« 
den bie Borfchriften de 8 718 ent 
ſprechende Anwendung. : 


8 771. Behauptet ein Dritter, daß 
ihm an dem Gegenjtande der Zwangs⸗ 
vollftredung ein die Veräußerung bin» 
dernded Recht zuftehe, jo iſt der Wider 








ſpruch gegen die Bwangsvolljtredung im 


Wege der Klage bei dem Gerichte geitend 
zu machen, in dejjen Bezirke die Zwangs— 
vollitredung erfolgt. 

Wird die Klage gegen den Gläubiger 
und den Schuldner gerichtet, fo find dieſe 
als Streitgenoſſen anzujehen. 

Auf die Einſtellung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung und die Aufhebung der bereits 
erfolgten Vollitredungsmaßregein finden 
die Vorichriften der 88 709, 770 te 
Iprechende Unmwenbung. Die Aufhebung 
einer Vollſtreckungsmaßregel tft auch ohue 
Sicherheitsleiſtung zuläſſig. 


8772. Solange ein Veräußerung 
verbot der in den 88 135, 136 des Bür- 
erlichen Geſetzbuchs bezeichneten Urt be 
Seht, ſoll der Gegenftand, auf welchen 
es ſich bezieht, wegen eine3 perjönlichen 
Anſpruchs oder auf Grund eines infolge 
bes Verbots unwirkſamen Rechts nicht 
im Wege der Zwangsvollſtreckung der» 
äußert oder überwicen werden. Auf 
Grund des Veräußerungsverbots Tann 
nach Maßgabe des $ 771 Widerſpruch er 
hoben werden. 


8 773. Ein Gegenitand, ber zu einer 
Vorerbichaft gehört, foll nicht im Wege 
der Bmangövollitredung veräußert oder 
übermwiejen werden, wenn die Beräufße- 
rung ober die Ueberwe ſung im Falle des 
Eintritt3 der Nacherbfolge nad, $ 2115 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs dem Nach⸗ 
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erben gegenüber unwirkſam iſt. Der Nach⸗ 
erbe kann nach Maßgabe des 8 771 Wi- 
derſpruch erheben. 


8774. Findet nad) $ 741 die Zwangs⸗ 
auliredung in das eingebrachte Gut der 
Ehefrau oder in das Geſamtgut ftatt, 
jo kann der, Ehemann nad) Maßgabe des 
$ 771 Wiberjpruch erheben, weun das 
gegen, die Ehefrau ergangene Urteil in 

njehung de3 eingebradyten Guts ober 
des Gejamtgut3 ihm gegenüber unmirk- 
jam ift. 








8 775. Die Zwangsvollſtreckung iſt 

einzuftellen oder zu beichränfen: 

1. wern die Ausfertigung einer voll- 
ftredbaren Entſcheidung vorgelegt 
wird, aus welcher ſich ergicht, bay 
das zu vollitredende Urteil oder dejjen 
vorläufige Vollſtreckbarleit aufge 
hoben, oder daß die Zwangsvoll⸗ 
Iwedung für unzuläſſig erflärt oder 
deren Einjtellung angeorönet ift; 

2. wenn die Ausfertigung einer gericht» 
lihen Entſcheidung vorgelegt wird, 
aus welcher jich ergiebt, Daß die einjt- 
weilige Einteilung der Vollftredung 
oder einer Vollitredungsmaßregel an⸗ 
geordnet iſt; 

3. wenn eine Öffentliche Urkunde vor» 
gelegt wird, aus welcher jich ergiebt, 

ß die zur Abwendung der Boll- 
ftredung nacgelajjene Gicherheits- 
leiſtung oder Hinterlegung erfolgt ift; 


4. weım eine öffentliche Urfunde oder . 


eine don dem Gläubiger außgeitelite 
Privaturfunde vorgelegt wird, aus 
welcher ſich ergiebt, daß der Gläu⸗ 
biger nad) Erlaſſung des zu voll- 
ſtreckenden Urteils befriedigt iſt oder 
Stundung bewilligt hat; 

5. wenn ein Poſtſchein vorgelegt wird, 
aus welchem ſich ergiebt, daß nach 
Erlaſſung des Urteils die zur Be 
friedigung des Gläubigers erforder⸗ 
liche Summe zur Auszahlung an den 

letzteren bei ber Poſt eingezahlt ift. 


8 776. Sn ben Fällen des ? 775 
Nr. 1, 3 find zugleich die bereit erfolgten 
Vollſtreckungsmaßregeln aufzuheben. In 
den Fällen ber Nr. 4, 5 bleiben dieſe 
Maßregeln einjtweilen bejtehen; dasjelbe 
güt in den Fällen der Nr. 2, fofern nicht 

ıcch die betreffende Entſcheidung audı 





| 


t 
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die Aufhebung ber bisherigen Volle 
ſtreckingshandlungen angeordnet ift. 





8 777. Hat der Gläubiger eine beweg⸗ 
lihe Sache des Schuldners im Beſitz, in 
I: deren ihm ein Pfandrecht oder 
ein Zurüdbehaltungsrecht für feine For⸗ 
derung zufteht, fo Tann Schuldner 
der Zwangsvollſtreckung in fein übriges 
Vermögen nad) 8 766 widersprechen, Te 
weit die Forderung durch den Wert der 
Sadye gebedt if. Steht dem Ötäubiger 
ein ſolches Recht in der Anſehung der 
Sade auch für eine andere Forderung 
zu, fo ift der Widerſpruch nur zuläflig, 
wenn auch diefe Forderung durch den 
Wert der Sache gebedt ilt. 





8 778. Solange ber Erbe bie Erb 
ihaft nicht angenommen hat, iſt eine 

wangsvollſtreckung megen eined An⸗ 
pruchs, der ſich gegen den Nachlaß richtet, 
nur in dem Nachlaß zuläjiig. 

Wegen eigener Verbindlichkeiten des 
Erben ijt eine Srengsuollitredung In ben 
Nachlaß vor_ber Annahme ber Erbſchaft 
nicht zuläffig. 

Eine 


8770. Bivangsvollitredung, 
welde zur Zeit bed Todes des Schuldners 
gegen dieſen bereitö begormen hatte, wird 
in den Nachlaß desſel fortgeſetzt. 

Iſt bei einer Vollſtreckungshandiung bie 
Zuziehung des Schuldner nötig, jo hat, 
wenn die Erbſchaft noch nicht angenom⸗ 
men oder wenn ber Erbe unbelannt oder 
e3 ungewiß ift, ob er die Erbſchaft ange 
nommen hat, das Bollftredungsgericht auf 
Antrag des Gläubigers dem Erben einen 
einftweiligen bejonderen Vertreter zu be 
jtellen. Die Beitellung hat zu unterblei- 
ben, wenn ein Nachlabpfleger bejtellt ift 
oder wenn die Verwaltung des Nachlafjes 
einem Teſtamentsvollſtrecker zuſteht. 





8 780. Der als Erbe des Schuldners 
verurteilte Beklagte kann die Bejchränfung 
feiner Haftung nur geltend machen, wenn 
fie ihm im Urteile vorbehalten ift. 

Der Vorbehalt ift nicht erjorberlid), 
wenn ber Fı3lu als geieplicher tbe ver- 
urteilt wird oder wenn das Urteil über 
eine Nachlaßverbindlichkeit gegen einen 
Nachlaßverwalter oder einen anderen Nady 
(aßpfleger ober gegen einen Teſtaments⸗ 
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vollftreder, dem die Verwaltung des Nach 
laſſes zufteht, erlajjen wird. 





8 781. Bei der Zwangsvollſtreckung 
genen den Erben bed Schuldners bleibt 
ie Beichränfung der Haftung unberüd- 
fichtigt, 618 auf Grund derfelben gegen 
die Zwangsvollſtreckung von dem Erben 
Einwendungen erhoben werden. 





8 782. Der Erbe kann auf Grund ber 
ihm nad) den 8$ 2014, 2015 des Bür- 
gerlichen Geſetzbuchs zuſtehenden Einreden 
nur. verlangen, daB die Zwangsvoll⸗ 
ftredung für die Dauer der dort be 
ftimmten Friſten auf folde Maßregeln 
beſchränkt wird, die zur Vollziehung eincs 
Arreſtes zuläſſig find. Wird vor dem 
Ublaufe der Friſt die Eröffnung des Nach⸗ 
laßkonkurſes beantragt, jo ijt auf Antrag 
die Beſchränkung der Zwangsvollſtreckung 
auch nad) dem Ablaufe der Frijt aufrecht 
zu erhalten, biß über die Eröffnung des 
Konkursverfahrens rechtskräftig entſchie— 


den iſt. | 
der Nachlaß⸗ 
gegenjlände kann der Erbe die Beſchrän⸗ 





8783. Sn Anſehang 
ung der Zwangsvollſtreckung nad) 8 782 
auch gegenüber den Gläubigern verlangen, 
die nicht Nachlaßgläubiger find, e3 ji 
denn, daß er für die Nachlaßverbindlich— 
feiten unbeſchränkt haftet. 





8784. ft eine Nachlaßverwaltung 
angeordnet oder der Nachlaßkonkurs er⸗ 
öffnet, jo fann der Erbe verlangen, daß 
Maßregeln der Zwangsvollſtreckung, die 
u gunften eines Nachlaßgläubigers in 
Fin nicht zum Nachlaſſe gehörendes Ver⸗ 
mögen erfolgt find, aufgehoben werden, 
e3 jei benn, daß er für die Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten unbeichränft haftet. 

Sm Falle der Nachlaßverwaltung fteht 
dem Nachlahvermwalter dag gleiche Recht 
gegenüber Maßregeln der Zivangövoll- 
ſtreckung zu, die zu gunjten eines anderen 
Gläubigers als eines Nadjlahgläubigers 
in den Nachlaß erfolgt jind. 


⁊ 





8 785. Die Erledigung auf Grund 
der 8$ 781— 784 erhobenen Einwendungen 
erjolgt nad} den Beſtimmungen der 88 707, 
769, 770. 


| 
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786. Die Beltimmungen des 87E0 
Abſ. 1 und der 8 781—785 finden auf 
bie nach $ 1489 des Bürgerlichen Geſctz⸗ 
buch3 eintretende beichränfte Haftung, d.e 
Beitimmungen des 8 780 Abſ. 1 umd 
der 88 781, 785 finden auf die nad; den 
88 419, 1480, 1504, 2187 de3 Bürger- 
lichen Geſetzbuchs eintretende bejchränf.: 
Haftung entſprechende Anwendung. 

8787. Soll durch die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ein Recht an einem Grundſtüche. 
das von dem biskerigen Cigentümer nach 
8 928 des Bürgerficen Geſetzzbuchs auf⸗ 
gegeben und von dem Aneignungslerech— 
figten noch nicht erworben worden iſt, 
geltend gemacht werden, jo hat das Bol.- 
jtrefungsgericht auf Antrag einen Ver 
treter zu beftellen, dem bi zur Ein- 
fragung eines neuen Cigentümerd Die 
Wahrnehmung der ſich aus dem Üigen- 
tum ergebenden Rechte und Verpfich⸗ 
tunger ım Zwangsvollſtreckungsverfahren 


"obliegt. 





8 788. Die Koften der Zwangsvoli⸗ 
ſtreckung fallen, fomweit ſie notwendig 
waren ($ 91) dem Schuldner zur Laſt; 
fie find zugleich mit dem zur Zwang⸗⸗ 
vollitredung ftehenden Anſpruche beizue 
treiben. | 

Die Kojfen der Ziwangsvo.litredung jind 
dem Schuldner zu erftatten, wenn das 
Urteil, au welchen dieje erfolgt ift, auſ⸗ 
gehoten wird. 


8789. Wird zum Zwecke der Volk 
ſtreckung das Einfchreiten einer ‘Behörde 
erforderlich, jo hat das Gericht die Be- 
hörde um ihr Einjchreiten zu erjuchen. 


8 790. Soll die Zwangsvollſtreckung 
gegen eine bem aktiven Deere oder ber 
aktiven Marine angehörende Perjon des 
Soldatenftandes in Stajernen und anderen 
militärifchen Dienjtgebäuden oder auf 
Kriegsfahrzeugen erfolgen, fo hat auf An⸗ 
trag des Gläubigers das Voillſtreckungs⸗ 
gericht die zuftändige Militärbehörde um 
die Zwangsvollſtreckung zu erjuchen. 

Die gepfändeten Gegenſtände find einem 
von dem Öläubiger zu beauftragenden 
Gerichtöpollzieher zu übergeben. 


8 791. Soll bie Bwangsvo.itredung 
in einem ausländijchen Staate erfolgen, 
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deſſen Behörden im Wege der Net 
hilfe die Urteile deutſcher Gerichte voll- 
ftreden, jo hat auf Antrag des Gläu— 
biger3 da3 Prozeßgericht erſter Inſtanz 


die zuſtändige Behörde des Auslandes 


um die Zwangsvollſtreckung zu erſuchen. 

Kann die Vollſtreckung durch einen 
Rechtskonſul erfolgen, ſo iſt das Erſuchen 
an dieſen zu richten. 


8792. Bedarf der Gläubiger zum 

wecke der Zwangsvollſtreckung eines 
Erbſcheins oder einer anderen Urkunde, 
die dem Schuldner auf Antrag von einer 
Behörde, einem Beamten oder einem Notar 
zu erteilen iſt, ſo kann er die Erteilung 
an Stelle des Schuldners verlangen. 





8793. Gegen Entſcheidungen, welche 
im Zwangsvollſtreckungsverfahren ohne 
vorgängige mündliche Verhandlung er— 
Inge önnen, findet fofortige Beſchwerde 
tatı. 





8 794. Die Zwangsvollſtreckung findet 

ferner ftatt: | 

1. aus Vergleichen, welche nad) Gr» 
hebung der Klage zwiſchen den Taw 
teien oder zwifchen einer Bartei und 
einem Dritten zur Beilegung be3 
Nechtsftreit3 feinem ganzen Umſange 
nad) oder in betreff eines Teils des 
Streitgegenjtande3 vor einem deut- 
ſchen Gericht abgeſchloſſen find; 

2. aus Vergleichen, welche im Falle des 

510 vor dem Amäsgericht ge— 
ſchloſſen find; 

3. aus Enticheidungen, gegen welche das 
Rechtsmittel der Beſchwerde ftatt- 
findet; 

4. aus Vollftredungsbefehlen; 

5. aus Urkunden, welde von einem 
deutſchen Gericht oder von einem 
deutjchen Notar innerhalb der Grenzen 
jeiner Amtsbefugniſſe in der vor- 

eichriebenen Form aufgenommen 
Pb, jofern die Urkunde über einen 
Anſpruch errichtet ift, welcher bie 
Bahfung einer bejtimmten Geldſumme 
oder die Leiltung einer bejtimmten 
Quantität anderer vertretbarer Sachen 
oder Wertpapiere zum Gegenjtande 
bat, und der Schuldner jid) in der 
Urkunde der fofortigen Zmangsvolf- 
ſtreckung ımtenvorfen hat. Ans en 
Anſpruch, weicher die Zahlung einer 
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Geldſumme zum Gegenſtande hat, 
gilt auch der Anſpruch aus einer 
Hypothek, einer Grundſchuld oder 
einer Rentenſchuſd. 

Soweit nach den Vorſchriften der 
88 737, 739, 743, des g 745 Abf. 2 
und bes 8 748 Abſ. 2 die Ver 
urteilung eines Beteiligten zur Dul- 
dung ber Zwangsvollſtreckung erfor- 
derlid) ilt, wird fie dadurch erſetzt, 
da der Beteiligte in einer nad) 
Ubi. 1 Nr. 5 aufgenommenen Ur 
funde die fofortige Zwangsvoll⸗ 
jtredung in die feinem Rechte unter» 
worfenen Gegenftände bewifligt. 





8 795. Auf die Zwangsvollſtreckung 
aus den in dem vorſtehenden Paragraphen 
erwähnten Schuldtiteln finden die Be- 
ftimmungen der 88 724— 793 entipredyende 
Anwendung, foweit nicht in den 88 796 
bi3 800 abweichende Borfchriften enthal- 
ten find. 





8 786. Vollſtreckungsbefehle bedürfen 
der Volljtredungsflaufel nur, wenn bie 
Zwangsvollſtreckung für einen anderen als 
den in dem Befehle bezeicdineten Gläubiger 
oder gegen einen anderen als ben in dem 
Bejehle bezeicjneten Schuldner erfolgen 
ſoll. 

Einwendungen, welche den Anſpruch 
ſelbſt betrefſen, ſind nur inſoweit zuläſſig. 
als die Gründe auf denen ſie beruhen, 
nach Zuſtellung des Vollſtreckungsbefehls 
—52858 ſind. 

Für Klagen auf Erteilung der Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel, ſowie für Klagen, durch 
welde Die den Anſpruch jelbjt betrefien- 
den Einwendungen geltend gemadjt wer⸗ 
den oder bei der Erteilung der Boll 
jtredung8flaufel als bewieſen angenom— 
mene WLintritt der Vorausſetzung für Die 
Erteilung der Vollſtreckungsklauſel be- 
jtritten wird, ijt das Amtsgericht zu- 
itändig, welches den Bollitredungsbefehl 
erlafjen hat. Gehört der Anſpruch nicht 
vor die Amtsgerichte, jo find die lagen 
bei dem zuftändigen Yandgerichte zu er- 
heben. 





8 797. Tie vollitredbare Ausfertigung 
gerichtlidyer Urkunden wird von dem Ge 
richtsſchreiber des Gerichts erteilt, meldyes 
die Urkunden aufgenommen hat. 
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Die volfftiredbare Ausfertigung nota- 
rieller Urkunden mwirb von dem Notar 
erteilt, welcher bie Urfimbde verwahrt. Be- 
findet fi die Urkunde in der Berwah- 
rıng einer Behörbe, fo hat bieje die voll» 
ftredbare Ausfertigung zu erteilen. 

Die Entidjeidung über Einwendungen, 
welche bie Zulaſſigkeit der Volfitredungs- 
Haujel betreffen, jowie bie Entſcheidung 
über Erteilung einer weiteren vollftred- 
baren Wusfertigung erfolgt bei gerid)t- 
fihen Urkunden von bem im erften Ab⸗ 
fage bezeichneten Gerichte, bei notariellen 
Urkunden von dem Amtsgerichte, in deſſen 
Bezirke ber im zweiten Abſatze bezeichnete 
Notar oder die bdafelbit bezeichnete Be- 
hörde den Amtsfig hat. 

Auf die Geltendmahung von Einwen⸗ 
dungen, welche ben Anſpruch jelbft ber 
treffen, findet die beſchränlende Vorſchrift 
de3 8 767 Ubi. 2 feine Anwendung. 

r Sagen auf Erteilung ber Boll- 
ftredung3flaufel, ſowie für Klagen, durch 
weiche bie ben Anſpruch felbit betreiien- 
ben Einwendungen geltend gemacht mer» 
| oder bei der Erteilung der Boll 
ftredung3flaufel als bewieſen angenom- 
mene Eintritt der Vorausſetzung Mir bie 
Erteilung der Xollftredungsflaufel be- 
ftritten wird, ift das Gericht, bei weichem 
der Schuldner im Deutſchen Neiche feinen 
allgemeinen Gerichtsſtand Hat, und in 
Ermangelung eines jolhen da3 Gericht 
zuftändig, bei welchem in Gemäßheit des 
8 23 gegen ben Schuldner Klage erhoben 
werden Tann. 





8 798. Aus Softenteitießungsbe- 
ſchlüſſen und aus den na $ 794 Wir. 5 
aufgenommenen Urkunden darf Die 
Zwangsvollſtreckung nur beginnen, wenn 
der Scyuldt.tel mindejtens einen Tag vor- 
ber zugeſtellt ift. 


8 799. Hat ſich der Eigentümer eines 
mit eimer Hypothek, einer Grundſchuld 
oder einer Rentenſchuld belafteten Grund- 
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ftüd3 in einer nah 8 794 Nr. 5 auf 
genommenen Urfund: der fofortigen 
Zwangsvollſtreckung unterworfen und ift 
dem Nectanachfof r be Gläubiger eine 
vollſtreckbare Ausfertigung erteilt, fo ift 
die Zuſtellung ber bie Nechtsnachjaige 
nachiveifenden öffentlichen oder öffentlich 
beglaubigten Urkunde nidjt erfordertid), 
wenn der Rechtsnachfolger als Gnbiger 
im Grundbuch eingetragen iſt 





8 800. Der Eigentümer kann ſich in 
einer nach 8 794 Nr. 5 aufgenommenen 
Urkunde in Anjehung einer Hypothcek. 
einer Grundichulb oder einer Rentenjchuld 
der fofortigen Zwangsvollſtreckung in der 
Weiſe unterwerjen, dab die Zwangsvoll⸗ 
itredung aus der Urkunde gegen ben je 
meiligen Eigentümer des Grundſtücks zu. 
läſſig fein joll. Die Untenverfung bedarf 
in diefem Falle der Eintragung in das 
Grundbuch. 

Bei der Zwangsvollſtreckung gegen 
einen ſpäteren Eigentümer, der im Grund» 
buch eingetragen ift, bedarf e3 nicht der 
Buftellung ber den Erwerb des Eigen 
tums nachmweifenden öffentlichen oder 
öffentlich beglaubigten Urkunde 

Sit Die fofortige Zwangsvollſtreckung 

egen ben jeweiligen Cigentümer zufällig, 
ift für die im 8 797 Abſ. 5 be,cid» 
neten Klagen bad Gericht zuftändig, in 
beijen Bezirke das Grundftüd belegen ijt. 





8 801. Die Landesgeſetzgebung iſt 
nicht gehindert, auf Grund anderer als 
ber in den 88 704, 794 bezeichneten 
Scuibtitel die gerichtliche Zwangsvoll⸗ 
ſtreckuug zuzulafien und inſoweit abwei⸗ 
chende Vorſchriften von den Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſetzes über die Zwangs⸗ 
vollſtreckung zu treffen. 


— — — 


8 802. Die in dieſem Bude ange 
ordneten Gerichtsjtände find ausfchliejr 
lie. 
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Zzweiter Abſchnitt. 
Bwangsvollirekung wegen Geldforderungen. 
Erſter Titel. | 
Bivangspollftredung in das beivegliche Vermögen. 
Ir Allgemeine Befimmungen. 


8 803. Die Bmangsvollftrefung 'in 
das beiveglide Vermögen erfolgt durch 
Tfändung. Sie darf nicht mweiter ausge— 
dehnt werben, al3 zur Befriedigung des 
Gläubigers und zur Dedung der Roften 
der Zwangsvollſtreckung erforderlich ift. 

Die Aländumg bat zu unterbleiben, 
wenn ſich von Berwertung ber zu 
pfändeten Gegenfinäde ein Ueberſchuß 
über die Koften der Zwangsvollſtreckung 
nicht erwarten Täßt. 


8 804. Durch bie Pfändung erwirbt 
ber Gläubiger ein Pfandrecht an dem 
gepfänbeten Gegenftande. 

Das Pfandrecht gewährt dem Gläu—⸗ 
biger im Verhältnis zu anderen Gläu— 
bigern dieſelben Rechte wie ein durch Ver⸗ 
trag erworbenes Fauſtpfandrecht; es geht 
Tfand- und Vorzugsrechten vor, welche 
für den Fall eines Konkurſes den Fauſt⸗ 
pfandrechten gleichgeftellt find. 

Das durch eine frühere Pfändung be 
gründete Pfandrecht geht demjenigen vor, 
welches durch eine fpätere Pfändung be- 
gründet wird. 


8 805. Der Pfändung einer Sache 
fann ein Dritter, welcher ſich nicht im 
Belite ber Sache befindet, auf Grund 
eines Pfand» oder Vorzugsrechts nicht 
widerfprecen; er Tann jedoch feinen An— 
Ipruch auf vorzugsweiſe Befriedigung aus 
dem Erlöſe im Wege der lage geltend 
machen, ohne NRüdjicht darauf, ob feine 
Forderung fällig ijt oder nid. 








dnwenbung 


Die Klage iſt bei dem Vollſtreckungsé⸗ 
gericht und, wenn ber Gtreitgegenjtand 
zur Buftändigleit der Amtägerichte nicht 
nehört, bei dem Landgerichte zu erheben, 
in dejien Bezirke das Vollſtreckungsgericht 
jeinen ©iß hat. 

Wirb Die Klage gegen’ ben Gläubiger 
und ben Schuldner gerichtet, fo find dieſe 
als GStreitgenofien anzufchen. 

Wird der Anſpruch glaubhaft gemadht, 
jo hat das Gericht die Hinterlegung des 
Erlöfes anzuordnen. Die Vorfchriften ber 
ss 769, 770 finden hierbei entjprechende 





8 806. Wird ein Gegenitand auf 
Grund ber Pfändung veräußert, fo fteht 
dem Erwerber wegen eines Mangels im 
Rechte oder megen eine® Mangels ber 
veräußerten Sache ein Anſpruch auf Ge⸗ 
mwährleiftung micht zu. 





8 807. Hat die Pfändung zu einer 
bolljtändigen Befricdigung des Gläubiger 
nicht geführt oder macht dieſer glaubhait, 
daß er durch Pfaändung jeine Befriedigung 
nicht onllftändig erlangen könne, fo ilt 
der Schuldner auf Antrag verpflichtet, 
ein Verzeichnis feine! Vermögens vor 
ulegen, in betrejf feiner Forderungen 
Ben Grund und die Beweismittel zu be 
zeichnen, fowie den Offenbarungseid da⸗ 
hin zu leiſten: 

Daß er nach beitem Wiſſen fein Ver- 
mögen fo bolfitänbig angegeben habe, 
al3 er dazu imftande fei. 


I. 3wangsvolfitekung In Rörperfihe Saden. 


8 808. Die Pfändung ber im Ge 
wahriam des Schuldners befindlichen 
förperlicden Sachen wird dadurch bewirkt, 
daß der Gerichtsvollzieher dieſelben in 
Beſitz nimmt. 


Andere Sachen als Geld, Koſtbarkeiten 
und Wertpapiere ſind im Gewahrſam des 
Schuldners zu belaſſen, ſofern nicht hier⸗ 
durch die Befriedigung des Gläubigers 
gefährdet wird. Werden die Sachen im 


“ner von ber gef 
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Gewahrſam des Schuldners belaffen, fo 


iſt die Wirkfamfeit der Pfändung da—⸗ 
durd) bedingt, daß durch Anlegung von 


Siegeln oder auf fonitige Weife die Pfin- 
dung erſichtlich gemacht ift. 
Der Gerichtäbofigieher hat den Schuld- 
jehenen Pfändung Mm 
Kenntnis zu jeßen. 





8 809. Die vorftehenden Beſtim⸗ 
mungen finden entipr de Anmwendun 
auf die Pfändung von ‚ welche id 


im Gewahrſam des Gläukigers ober eines 
zur Herausgabe bereiten Dritten befinden. 


8 810. Früchte, die von dem Boden 
nod) nicht getrennt find, können gepfändet 
werden, jolange nicht ihre Beſchlagnahme 
im Wege ber Bmangspol.ftredung in dad 
unbeweglide Vermögen erfolgt tft. Die 
Pfändung darf nicht früher als einen 
Wonat vor ber getvöhnlichen Zeit ber 
Reife erfolgen. 

Ein Gläubiger, der ein Recht auf Be 
friedigung aus dem Grundftüde hat, kanm 
ber Hfänbung nad) Maßgabe des 8 771 
widerſprechen, fofern nicht die Pfändun 
für emen im alle der Zwangsvo 


Itrefung in dad Grundſtück porgehenden 


nipruch erfolgt ift. 


8 811. Folgende Saden find der 
Pfindung nicht unterworjen: 

1. die Kleidungsſtücke, die Betten, die 
Wäſche, das Haus⸗ und Küchengerät, 
insbeſondere Die Heiz- und Kochöfen, 
ſoweit dieſe Gegenſtände für den Be⸗ 
barf des Schuldners oder zur Er- 
— eines angemeſſenen Haus⸗ 

2. die für Den Schuler, feine 5 

. die für den ner, feine Familie 
und fein Geſinde auf vier Wodjen er- 
forderlihen Nahrungd-, Feuerungs⸗ 
und Beleudjtungämittel oder, ſoweit 
ſolche Vorräte auf zwei Wochen nicht 
vorhanden und ihre Beſchaffung für 
biejen Zeitraum auf anderem Wege 
nicht gelichert ift, der zur Beichaffung 
erforderliche Geldbetrag; 

8. eine Milchkuh oder nad der Wahl 
de3 Schuldners Statt einer folchen 
pe Biegen ober zwei Schafe nebit 

um Unterhalt und zur Streu 
für Diefelben auf vier Wochen er- 
forderlichen Futter⸗ und Streuvor⸗ 
räten oder, ſoweit ſolche Vorräte auf 
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zwei Wochen nicht vorhanden, dem 
zur Seſchaftng erforderlichen Geld⸗ 
etrage, wenn die bezeichneten Tiere 
für die Ernährung des Schuldners, 
ſeiner Familie und ſeines Geſindes 
unentbehrlich ſind; 


. bei Perſonen, welche Landwirtſchaft 


betreiben, das ge Wirtſchaftsbetrieb 
erforderliche Gerät und Vieh nebſt 
dem nötigen Dünger, ſowie die land⸗ 
wirtſchaftlichen Erzeugniſſe, ſoweit ſie 
zur Fortführung der Wirtſchaft bis 
zu ber Zeit erforderlich find, zu wel⸗ 
cher gleiche oder ähnliche Erzeugnifie 
borausfichtlih gewonnen werben; 


. bei Künitlern, Handmerlern, geiverb- 


lichen Ürbeitern und anderen Per⸗ 
fonen, welche aus Handarbeit ober 
jonftigen perjönlichen Zeiftungen ihren 
Erwerb ziehen, bie zur perjönlidyen 
Fortſetzung der Erwerbsthätigkeit um 
entbebrlichen Gegenftände; 


. bei den Witwen und ben minber- 


jährigen Erben der ımter Nr. 5 be 

eichneten Perſonen, wenn fie das 
—— für ihre Rechnung 
durch einen Stellvertreter fortführen, 
bie zur perJönlichen Hortführung des 
Geſchäfts Durch den Gtellvertreter 
unentbehrfichen Gegenftände; 


. bei Offizieren, Deckoffizieren, Be 


amten, Geiſtlichen, Lehreren an öffent 
lien Unterriditsanftaften, Rechts⸗ 
anmälten, Notaren ſowie Verzten und 
ebammen die zur Verwaltung bes 
ien oder Ausſibung des Berufs 
erforderlichen G:genjtände, ſowie an⸗ 
ftänbige Kleidung; 


. bei Offizieren, Vilitärärzten, Ted» 


offizieven, Beamten, Geijtlichen, bei 
Verzten und Lehrern an öffentlichen 
Unftalten ein Geldbetrag, welcher 
dem ber Pfändung nicht unterwor⸗ 
fenen Teile des Dienjteinfommens 
oder ber Renfion für die Beit von 
der Pfändung bis zum nächſten Ter- 
mine ber Gehaltd- oder Penſions- 
zahlung gleichlommt; 


. die zum Betriebe einer Mpothele un⸗ 


entbehrlihen Geräte, Gefäße und 
Waren; 


. bie Bücher, welhe zum Gebrauche 


des Schuldnerd und feiner Yamilie 
in ber Kirche oder Schule oder einer 
fonftigen Unterrichtsanſtalt oder bei 
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—J haͤuslichen Andacht beſtimmt 
11. die in Gebrauch genommenen Hau 
ltungs⸗ und Geichäftsbücher, die 
Snmilienpapiere, ae bie Tram 
ringe, Orden un eichen; 
12. fünitlihe Gliedmaßen, —2 unb 
andere wegen Törperlicher Gebrechen 
notwendige Hilfsmittel, foreit dieſe 
Gegenftände zum Gebraude bed 
Schuldners und jeiner Yamilie be⸗ 
fimmt find; 
13. die zur unmittelbaren Verwendung 
Di mie Beſtattung beitimmten Gegen- 





8 812. Gegenftänbe, welche zum ge 
wöhnlichen Hausrate gehören und ım 
en bes Schuldners gebraucht wer- 
ben, jollen nicht gepfänbet werben, wenn 
ohne weiteres erfchktich ift, daß durch 
deren Verwertung nur ein Erlsös erzielt 
werben wüurde, bem Werte 
außer allem Berhältniffe ſteht. 


8 818. Zur Pfändung von Früchten, 
bie von vem Boden noch nicht getrennt 
find, und zur Pfändung von Gegenftän- 
den der im 8 811 Nr. 4 bezeichneten Urt 
bei Perſonen, welche Landwirtſchaft be» 
treiben, ſoll ein landwirtſchaftlicher Sad 
verſtaͤndiger Zsezo werden, ſofern 
anzunehmen iſt, Feher Wert der zu 
pfandenden Gegenſtände den Betrag von 
eintauſend Mark überſteigt. 

Inwieweit bei einem geringeren Werte 
ein Sachverſtändiger zugezogen werden 
ſoll, beſtimmt bie Landesjuſtizverwaltung. 


8 814. Die gepfändeten Sachen ſind 
von dem Gerichtsvollzieher öffentlich zu 
verfteigern, Koſtbarkeiten find vor der Ver⸗ 
fteigerung durch einen Sacdverftändigen 
abzuichägen. 


815. 








— — — 


Gepfändetes Geld iſt dem 


Gläubiger abzuliefern. 
Bird dem Gerichtsvollzieher glaubhaft 
emacht, daß an gepfündetem Gelbe ein 


te Veräußerung hinderndes Recht eines 
Dritten beitche, jo iſt Dad Geld zu hinter- 
le 
zujegen, wenn nicht binnen einer Friſt 
von zwei Wochen feit dem Tage ber 
Pländung eine Entſcheidung des nad) 
8 771 Abſ. 1 zuitändigen Gerichts über 
Wehtebud. U. 
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die Einftellung ber Zwangsvollſtreckung 
beigebracht wird. 

ie Wegnahme bes Geldes burch ben 
Gerichtövollzieher gilt ala Zahlung von 
feiten be3 uldners, fofern nicht nad 
Abſ. 2 oder nad) 8 720 die Hinterlegung 
zu erfolgen hat. * 


8 816. Die Berfteigerung ber gepfän- 
deten Sachen barf nicht vor Ablauf einer 
Woche ſeitdem Tage ber anlänbung ger 
ſchehen, fofern nicht der Gl 
ber Schuldner über eine frühere Verſteige⸗ 
rung ſich einigen ober biejelbe erforber 
ich ift, um die Gefahr einer beträchtlichen 
Wertsverringerung ber zu beriteigernden 
Sache abzumenben oder um verhältnig 
mäßige Koften einer längeren Yu h 
rung zu vermeiden. 

Die Verfteigerung erfolgt in ber Ge 


t die Pfändu 
— Toferm nicht ber Gläubigen amd ber 
Schuldner über einen anderen Ort ſich 


— und Ort der —— ſind 
unter allgemeiner Bezeichnun v 
ſteigernden Sachen e —* 7 
machen. 

Bei der Berftei inden die V 
ſchriften des j\ 1089 ai 1 Sap 1 
Ubf. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ent- 
ſprechende Anwendung. 


8 817. Dem Zuſchlag an den Meift- 
bietenden ſoll ein dreimaliger Aufruf vor 
ausgehen; die Borfchriften des 8 156 
des Bürgerlidien Geſetzbuchs finden An⸗ 


Verbund, 
Die Ablieſerung einer zugeichlagenen 
Sache darf nur gegen bare Zahlung ge 


Hat der Meiltbietende nicht zu der in 
den Verſteigerungsbedingungen beftimmten 
Zeit oder in Ermangelung einer folchen 
Beitimmung nicht vor dem Schluſſe bed 
Berfteigerungstermind die Wblieferung 

egen Zahlung des Kaufgeldes verlangt, 
B wird die Sache anderweit veriteigert. 
Der Meiftbietende wird zu einem weiteren 
Gebote nicht zugelafjen; er haftet für den 
Ausfall, auf den Mehrerlös hat er feinen 





. Die Zwangsvollſtredung ift fort- | Aniprud, 


Wird der Zuſchlag dem Gläubiger erw 
teilt, jo ift diefer von der Verpflichtung 
zur baren Zahlung fomweit befreit, ala 
der Erlös nach Abzug der Koften der 
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g8vollfirefung zu feiner Befrie 
gung zu verwenden iſt, fofern nidyt den 
Schuldner nachgelaſſen ift, durch Sicher⸗ 
heitsleiſtung oder durch Hinterlegung die 
Vollſtreckung abzuwenden. Soweit d.r 
Glaͤubiger von der Verpflichtung zur baren 
Bahlung befreit ift, gilt der Betrag als 
Ban bem Schuldner an den Gläubiger ge» 
zahlt. 


8 818. Die Berfteigerung mwirb einge» 
fteift, fobalb der Erlös zur Befriedigung 
des Gläubigerd? und zur Vedung der 
Koſten der Zwangsvollſtreckung hinreicht. 


8 819. Die Empfangnahme des Er- 
löſes durch den Derichtavolgieher gilt als 
Zahlung von feiten des Schuldners, fo- 
fern nicht dem Schuldner nachgelaſſen iſt, 
durch GSicherheitäteiftung oder durch Hin- 
terfegung die Rollitredung abzumenden. 


H 820. Gold» und Eilberjachen bürfen 
nicht unter ihrem Gold» oder Eilbermwerte 
ugeichlagen werben. Wird ein den Zu- 
"lag geitattended Gebot nicht abgegebeır, 
jo kann der Gericht3vollzieher den Ber- 
fauf aus freier Hand zu dem reife be» 
wirfen, welcher den Gold» oder Silbenvert 
.. erreicht. 





— — 


8 821. Gepfändete Wertpapiere find, 
wenn fie einen Börjen- oder Maritpreis 
Fr von dem Gerichtsvollzieher aus 

eier Hand zum Tageskurſe zu verfauien 
und, wenn fie einen folchen nicht haben, 
nad) den allgemeinen Beſtimmmungen zu 
verjteigern. 





8 822. Lautet ein Wertpapier auf Na- 
men, fo kann ber Gerichtsvollzieher Durch 
das Vollſtreckungsgericht ermädjtigt wer» 
den, die Umſchreibung auf den Namen 
des Käufers zu emvirfen und die hierzu 
erforderlichen Erklärungen an Etelle des 
Schuldners abzugeben. 


8 823. Iſt ein Inhaberpapier durch) 
Einichreibung auf den Namen oder in 
anderer We.je außer Kurs gejept, fo kann 
der Geridjtsvolljiceher dur) das Boll- 
ſtreckungsgericht ermächtigt werden, Die 
Wiederinkursſetzung zu erwirfen und die 
hierzu erforderlichen Crflärungen an 
Stelle des Schuldners abzugeben. 


— — — 
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bon dem Boden no n getrennter 
Früchte it erft nach Der Neife zuläffig. 
Sie fann vor oder nad) der Trennung 
der Früchte erfolgen; im lebteren Falle 
hat der Gericht3vollzieher bie Aberntung 
bewirlen zu laſſen. 

8 825. Auf Antrag des Gläubigers 
oder des Schuldners kann das Boll 
ſtreckungsgericht anordnen, daß bie Ver⸗ 
wertung einer gepfändeten Sache in an⸗ 
derer Weiſe oder an einem anderen Orte, 
als in den vorſtehenden Paragraphen be⸗ 
ſtimmt iſt, ſtattzufinden habe oder daß 
die Verſteigerung durch eine andere 
Perſon als den Gerichtsvollzieher vorzu⸗ 
nehmen ſei. 


8 826. Zur Pfändung bereits gepfän- 
deter Sadyen genügt die ın das Protokoll 
aufunehmenbe Erklärung des Gerichts 
vollziehers, daß er die Sachen für ſeinen 
Auftraggeber pfände. 

Iſt die erſte Pfändung durch einen 
anderen Gerichtsvollzieher bewirkt, ſo iſt 
biejem eine Abſchrift des Protokolls zu⸗ 
zuſtellen. 

Der Schuldner iſt von den weiteren 
Pfändungen in Kenntnis zu ſetzen. 


8827. Auf den Gerichtsvollzieher, 
von welchem die erſte Pfändung bewirkt 
iſt, geht der Auſtrag des zweiten Gläu⸗ 
bigers kraft Geſetzes über, ſofern nicht 
das Sallitredungsgericht auf Antrag eines 
beteiligten Gläubigers oder des Schuldners 
anordnet, daB die Verrichtungen jenes 
Gerichtsvollzieherd von einem anderen zu 
übernehmen feien. Tie Berfteigerung erw 
folgt für alle beteiligten Gläubiger. 

Se der Erlös zur Dedung der Forde⸗ 
rungen nicht ausveihenb und verlangt 
der Gläubiger, für welchen bie zweite 
oder eine jpätere Pfändung erfolgt ift, 
ohne Zuſtimmung ber übrigen beteiligten 
Gläubiger eine andere Verteilung als nach 
der Neihenfolge der Pfändungen, fo hat 
ber Gerichtövollzteher die Sachlage unter 
Hinterlegung des Erlöſes dem Voll⸗ 
jtredungsgericht anzuzeigen. Diefer An- 
zeige find die auf das en ſich be 
ziehenden Cchriftftüde beizufügen. 

In gleiher Weife ift zu verfahren, 
wenn bie Pfändung für mehrere Gläubiger 
gleichzeitig bewirkt: ift. 


8 824. Die nnd md gepfänbeter, 
icht 
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III. Swangsvolffirekung in Horderungen und andere Bermögensrechte. 


8 828, Die gerichtlichen Handlungen, 
welche die Zwangsvollſtreckung in Yor- 
derungen und andere Vermögensrechte 
zum Gegenſtande haben, erfolgen durd) 
das Vollſtreckungsgericht 

Als Vollſtreckungsgericht iſt das Amts- 
bei welchem der Schuldner im 

eutſchen Reiche ſeinen allgemeinen Ge⸗ 
richtsſtand hat, und in Ermangelung eines 
ſolchen das Amtsgericht suftändig, bei 
welchem in Gemäßheit bed 8 23 gegen 
den Schuldner Sage erhoben werden kann. 


8829. Soll eine Geldforderung ge 

pfänbet werben, jo hat das Gericht dem 
Drittfchuldnier verbieten, an den 
Schuldner zu zahlen Zugleich hat das 
Geriht an den Schuldner dad Gebot zu 
erlafien, ſich jeber Verfügung über Die 
Forderung, insbefondere der Einziehung 
derielben zu enthalten. 

Der Gläubiger hat den Beſchluß dem 
Drittſchuldner zuftellen zu lajjen. Der 
Gerichtsvollzieher hat den Beſchluß mit 
einer Abſchrift ber Buftellungsurfunte 
dem Schuldner fofort zuzuftellen, fofern 
nicht eine Öffentlicye —A erforder⸗ 
lich wird. Iſt die 





l 


uftellung an den : 


Drittfehulbner auf unmittelbares Erjuchen 


bed Gerichtäichreiberd durch die Poſt er- 
folgt, jo hat der ichtsſchreiber für die 
gu tellung an den dner in gleicher 
eife Sorge zu tragen. Un Stelle einer 
an ben Schuldner im Auslande be⸗ 
wirlenden Zuſtellung erfolgt bie Sie 
lung durch Aufgabe zur Poll. _ 
it der Zuſtellung des Beſchluſſes an 
den Brittichuldner ift die Pfändung als 
bewirkt anzujehen. 


8 830. Zur Pfändung einer Forde⸗ 
rung, für welche eine Hypothek bejtejt, iſt 
außer dem Pfändungsbeſchluſſe die Ueber- 
gabe des Hnpothelenbriejs an den Gläu- 
biger erforberlid Wird die Webergabe 
ım Wege der Zwangsvollſtreckung erwirkt, 
fo gilt fie als erfolgt, wenn ber 
tichtsvollzieher den Brief zum Bmede 
der Mblieferung an den Gläubiger weg⸗ 
nımmt. ft vie Erteiung des Hypothekeu-⸗ 
briefd ausgefchlofien, jo tt die Eintragung 
der Pfanduns in das Grundbuch erforder⸗ 
lich; die Eintragung erfolgt auf Grund 
des Pfamdungsbeſchluſſes. 





8 
Ge iſt dem Gläubiger n 


Wird ber Pfänbungsbeichluß vor der 
Uebergabe des Hypothelenbriefs oder ber 
Eintragung ber Pfändung dem Dritt- 
ihulbner zugeſtellt, fo gilt die Pfändung 
biefem gegenüber mit der Zuftellung als 


Diefe Vorfchri,ten finden feine Anwen⸗ 
dung, ſoweit es fi um bie Pfändung 
ber Unfprüche auf bie tm 8 
Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Xei- 
fangen rast —* Dei ce bei 
einer Sicherungshypo im le des 
p 1187 bes Bürgerlichen Gejekbuchs von 

Pfändung der Hauptforberung. - 


8 881. Die Pfändung von Forde⸗ 
rungen aus Wechieln und anderen Par 
pieren, welche durch Indoſſament über- 
tragen werben lönnen, wird dadurch be⸗ 
wirkt, daß der Cerichtsvollzieher dieſe 
Papiere in Beſitz nimmt. 








‚8 832. Das Pfandrecht, welches durch 
die Pfändung einer Gehaltsforderung oder 
einer ähnlichen in fortlaufenden Bezügen 
beitehe Forderung erworben wird, er- 
ftredt ſich auch auf die nach der Pfändung 
fällig werbenden Beträge. 





8 833. Durch die Pfändımg eines 
Dienjteintommend wird auch dasjenige 
Einlommen betroffen, welches der Schuld⸗ 
er infolge der Verjegung in ein anderes 
Amt, der Uebertragung eines neuen Amts 
* einer Gehaltserhöhung zu beziehen 

a 

Dieſe Beſtimmung findet auf den Fall 
der Aenderung der Dienſtherrn leine An⸗ 
wendung. 

834. Vor der Pfändung iſt der 
Schuldner über das Pfändungsgeſuch nicht 
zu hören. 

835. Die gepfindeie Geldforderung 
ſeiner Wahl zur 
Einziehung oder an Zahlungsſtatt zum 
Nennwerte zu überweiſen. 

Im letzteren Falle geht die Forderung 
auf den Gläubiger mit der Wirkung über, 
daß derfelbe, jomeit die Forderung beiteht, 
wegen jeiner Yorberung an den Schulbuer 
als befriedigt anzujehen ift. 

38” 
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8 836. Die Ueberweiſung erfeht die 
förmlihen Erklärungen des Schuldners, 
bon welchen nad ben Vorſchriften be3 
bürgerlichen Rechts die Berechtigung zur 
Einziehung der Forderung abhängig ift. 

Der Ueberweiſungsbeſchluß gilt, auch 
wenn er mit Unrecht erlaffen it, zu 
gunften des Drittfchuldners dem Schulbner 
gegenüber jolange als rechtöbejtändig, bis 
er aufgehoben wird und bie Aufhebung 
zur Kenntnis bed Drittſchuldners gelangt. 

Der Schuldner ift verpflichtet, dem 
Glaͤubiger die zur Geltendmachung ber 
Yorderung nötige Auskunft zu erteilen und 
ihm bie über die Forderung vorhandenen 
Urkunden herauszugeben. Die Herausgabe 
kann von dem Gläubiger im Wege der 
Zwangsvollſtreckung erwirkt merden. 


8 887. Zur Ueberweiſung einer 2% 
pfänbeten Forderung, für welche eine 
Oypoihef beiteht, a t die Wushänbigung 

beö Ueberweiſun ufjes an den Gläu⸗ 
biger. Iſt die ee des Hppot len⸗ 
—2 ausgeſchloſſen, ſo iſt eber⸗ 
weiſung an Zahlungsſtatt bie Eintragung 
ber Ueberweifung in dad Grundbuch er- 
fordberlih; die Eintragung erfolgt auf 
Grund des Veberweijungäbeichluifes. 

Diefe Vorfchriften finden feine Anwen⸗ 
dung, foweit es jich um die Ueberweiſung 
der Anſprüche auf die im 8 1159 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs be —* Lei⸗ 
ſtungen handelt. Das gilt bei 
einer Sicherungshypothek im — des 
$ 1187 des Bürgerlichen Geſetzbuchs von 
der Ueberweiſung der Hauptforderung. 

Bei einer Sicherungshypothek der im 
8 1190 des Bürgerfic n Geſetzbuchs be» 
zeichneten Art kann bie Hauptforderung 
n den allgemeimen Vorſchriften ge- 
pfändet und übermwiejen werben, wenn ber 
Gläubiger die Ueberweilung der Yorbe- 
rung ohne die Hypothek an Zahlungsſtatt 
beantragt. 


8 838. Wird eine durch ein Pfand⸗ 
zeit am an .. beweglichen Sache gelidjerte 
Forberu übermwiefen, fo kann ber 
Schulbner die Herausgabe des Pfandes 
an ben Gläubiger verweigern, bis ihm 
Sicherheit für die Haftung gefeijtet wird, 
die für ihn aus einer Verlegung der dem 
Gläubiger dem VBerpfünder gegenüber ob» 
liegenden Verpflichtungen entjtehen Tann. 
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25 839. Sit in Gemäßher beB 8 713 
Abſ. 2 dem Schuldner nachgelaſſen, durch 
Sicherheitsleiſtung oder durch Hinter⸗ 
legung die Vollſtreckung abzuwenden, ſo 
findet die Ueberweiſu ung gepfänbeter Geld» 
forderungen nur zur Einziehung unb nun 
mit der Wirkung ftatt, dab ber Driti⸗ 
ſchuidner den Shuldbetrag binterlege. 


8 840. Uuf Verlangen des Gläubigere 

t ber Prittichuldner binnen zwei 

ochen, von der Zuſtellung bed Biän- 
dungsbeichlufies an ‚gerechnet, dem Gläu⸗ 
biger u erklären: 

und inwieweit er die Forderung 
als begründet anerkenne und Zah⸗ 
lung zu leiſten bereit ſei; 

2. ob und welche Anfprüche andere Per⸗ 
ſonen an die Forderung machen; 

3. ob und wegen welcher Anſprüche die 
Forderung bereits jür andere Gläu- 
biger gepfänbet jei. 

Die Aufforderung zur Abgabe biejer 
Erffärungen muß in bie Zuſtellungs⸗ 
Yänubner Heer dem Gtäubiger für Den 

ldner ha m iger für 
aus ber Nichterfüllung feiner Berpflidy 
tung entitehenden en 

ie Erflärungen Des Drittſchuldners 
können bei Zuſtellung des XRfandungebe 
ſchluſſes oder innerhalb ber im erſten 
Abjage beftimmten Friſt an den Gerichts⸗ 
vollzicher erfolgen. Im erſteren Yalle 
find diefelben in die Bujtellungsurkunde 
aufzunefmen und von dem Drittſchuldner 
zu unterfchreiben. 








8 841. Der Gläubiger, meicher bie 
Forderung einklagt, ijt verpflichtet, dem 
Schuldner gerichtlich den Streit zu ver 
fünden, jofern nicht eine Zuſtellung im 
Ausland oder eine öffentliche Zuftellung 
erforderlich wird. 





3 842. Der Gläubiger, welcher die 
Beıtreibung einer ihm zur Kinzichung 
überwieſenen Forderung verzögert, hajteı 
dem Schuldner für den daraus entſtehen⸗ 


den Schaden. 


8 843. Der Gläubiger kann auf Die 
duch Pfändung und Ueberweifung zur 
Einziehung envorbenen Rechte unbefchab:t 
feine Anſpruchs verzichten. Die Ver- 
zichtleiltung erfolgt Durch eine dem Schu.d» 
ner zuzuſtellende Erkllärung. Die Erklaͤ⸗ 
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rung ift auch dem Drittſchuldner zuzu⸗ 
ſtellen. 





8844. Iſt die gepfändete Forderung 
eine bedingte oder eine betagte, oder iſt 
ihre Einziehung wegen der Abhängigkeit 
von einer Gegenleiſtung oder aus anderen 
Grunden mit Schwierigkeiten verbunden, 
jo kann das Gericht auf Antrag an Stelle 
der Ueberweiſung eine anbere Art ber 
Verivertung anorbnen. 

Bor bem Beſchluſſe, durch welchen bem 
Untrage ftattgegeben wird, ift der Gegner 
zu hören, fofern nuht eine Suleitung 
um Ausland oder eine öffentliche Zuftel- 
lung erforderlich wird. 


8 845. Schon vor der Pfänbung kann 
der Gläubiger auf Grund eines vollitred- 
baren Schuldtitels burch den Gerichtsvoll⸗ 
jicer dem Prittichuldner und dem 
Schuldner die Benachrichtigung, daß bie 
Pfändung bevorftehe, zuitellen lafjen mit 
der Aufforderung an den Drittſchuldner, 
nit an den Schuldner zu zahlen, und 
mit der Aufforderung an den Echuldner, 
ſich jeder Verfügung über die Forderung, 
insbejondere der Einziehung berfelben zu 
enthalten. Der vorherigen Erteilung einer 
bolljtredbaren uafertigung und der Zu⸗ 
ftellung des Schuldtiteld bedarf es nicht. 

Die Benachrichtigung an den Dritt- 
ſchuldner die Wirkung eines Arreſtes 
($ 930), ſofern bie Pfändung der For- 
derung inmerhalb drei Wochen bewirkt 
wird. Die ur) ee Er dem Tage, 
an ie Benachrichtigung zuge 
ſtellt ift. 


8 846. Die Zwangsvollſtreckung in 
Anſprüche, welde die Herausgabe ober 
Leiftung körperlicher Sachen zum Gegen- 
jtande haben, erfolgt nad, ben Borfchriften 
ber 88 829—845 unter Berüdfichtigung 
der nachfolgenden Beitimmungen. 


8 847. Bei der Pfändung eines Um 
ſpruchs, welcher eine bewegliche körper⸗ 
perliche Sache betrifft, iſt anzuordnen, 
daß die Sache an einen vom Gläubiger 
zu beauftragenden Gerichtsvollzieher her- 


8 
re Ewertun der Sache finden 
die Vorſchriften über die Verwertung ge⸗ 
pfärbeter Sachen Anwendung. 











8 848. Bei Pfändung eines Um 
ſpruchs, welcher eine unbewegliche Sadıe 
betrifft, ift anzuorbnen, daß die Sache 
an einen auf Antrag des Gläubigerd vom 
Amtsgerichte der befegenen Sache zu be- 
ttellenden Cequeiter herauszugeben  jei. 

Sit der Anſpruch auf Hebertragung des 
Eigentums gerichtet, fo hat die Auflaſſung 
an den Sequeſter ald Vertreter des Schuld⸗ 
ners & erfolgen. Mit dem liebergange 
des Ei ntume auf den Scyulbner er⸗ 
langt läubiger eine Sicherungs⸗ 
hypothel für feine Forderung. Fe &e 
quefter hat die Eintragung der Side 
rungshypothek zu bemilligen. 

Die Zwangsvollſtreckung in die heraus 
gegevene Sache wird nad den für 
die Zwangsvollſtreckung in unbemegliche 
Sachen geltenden Vorjchriften bewirkt. 


8 849. Eine Uebermweilung ber im 
8 846 bezeichneten Anſprüche an Bahr 
lungsſtatt iſt unzuläſſig. 


8 850. Der Pfändung find nicht 

unterworfen: 

1. der Arbeit oder Dienftlohn nad) 
ben Beitimmungen bes Reichsgeſetzes 
vom 21. uni 1869 (Bundes⸗Ge⸗ 
fepbl. 1869 ©. 242 unb 1871 ©. 63, 
Reichs⸗Geſetzbl. 1897 ©. 169); 

2. die auf geleölicher Vorſchrift be 
ruhenden Wlimentenforderungen und 
bie nach 8 844 des Bürgerlichen Ge 
ſetzbuchs wegen der Entziehung einer 
folchen Forderung zu entrichtende 
Gel 


rente; 
3. die fortlaufenden Einkunfte, welche 
‘ ein Schulbner aus Stiftungen oder 
fonft auf Grund ber Sürforge und 
Vreigebigleit eines Dritten bezieht, 
infoweit der Schuldner zur Beſtrei⸗ 

‚ tung bes notbürftigen Unterhalts für 
fich, feinen Ehegatten und feine noch 
unverforgten Kinder dieſer Einkünfte 


bebarf; 

4. bie aus Kranlen⸗, Hüljs- oder 
Sterbefafien, indbejondere aus Knapp⸗ 
en und Kaſſen ber Knapp⸗ 
chaftävereine zu beziehendben He⸗ 
bungen; 

5. der Sold unb bie Snpalidenpenfion 
der Unteroffiziere ober ber Soldaten; 

6. das Dienfleinlommen der Militär 
perjonen, weiche zu einem mobilen 
Truppenteil ober zur Beſatzung eines 
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in Dienjt geftellten Sriegsjahrzeuges 


gehören, 

7. die Penfion der Witwen und Waifen 
und die denfelben aus Witwen- und 
Waiſenkaſſen zulommenden Bezüge, 
die Erziehungsgelder und die Stu⸗ 
dienftipendien, ſowie die Penfionen 
invalider Arbeiter; 

8. dad Dienfteinlommen der Offiziere, 
Militärärzte und Dedoffiziere, der 
Beamten, der Geiſtlichen jomie ber 
Verzte und Ye an öffentlichen 
Unftalten; die Penſionen diejer Per- 
fonen nad) deren Verfegung in einji» 
weiligen oder dauernden Ruheſtand, 
jowie der nad, ihrem Tode ben Hin- 
terbliebenen zu gemährende Sterbe⸗ 
oder © halt. 

Ueberfteigen in den Füllen Rr. 7 und 
8 da8 Dienjteinlommen, die Benfion oder 
die fonftigen Bezüge die Summe von 
fünfzehnhundert Mark für das Jahr, fo 
ift der dritte Teil des Mehrbetrags ber 
Pfändung unterworfen. 

Die nad) 8 843 des Bürgerlichen Ge 
ſetzbuchs wegen einer Verlegung bes Kör- 
pers oder der Geſundheit zu entrichtende 
Geldrente iſt nur ſoweit Ger Pfändung 
untermvorfen, als der Geſamtbetrag bie 
Summe von fünfzehnhundert Mark für 
das Jahr überfteigt. 

In den Fällen ber beiden vorhergehen⸗ 
den Abſätze iſt die Pfändung ohne Rück⸗ 
ſicht auf den Betrag zuläſſig, wenn ſie 
bem feiheren Ehegatten für 
gatten Ü atten für 
Die Beit nach Erhebun der Mage und 
für das dieſem Zeitpunkte vorausgehende 
legte Vierteljahr Traft Geſetzes zu ent- 
richtenden mierhaltabeiträge beantragt 
wird. Das Gleiche gilt in Unfehung ber 
—— eines unehelichen Kindes von 

Vater für den bezeichneten Zeitraum 
kraft 3 zu entrichtenden Unterhalts⸗ 
beiträge; dieſe Vorſchrift findet jedoch in⸗ 
ſoweit keine Anwendung, als der Schuld- 
ner zur Beſtreitung ſeines notbürftigen 
Unterhalt3 und zur Erfüllung der ihm 
jeinen Verwandten, feiner Ehefrau oder 
jeiner früheren Ehefrau gegenüber gefeg- 
lich obliegenden Unterhaltspflicht der Be 
ie bedarf. Hierbei werben ausſchließlich 
möge dner foidhen Limerhatepficht (ie 

o apfli 
ben nämtiien Bektraum oder, fall3 bie 
Klage zu gunften des unehelichen Kindes 


| 
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nah der Klage eines Unterhaltäberecdh 
tigten erhoben ift, für die Heit von dem 
Beginne des der Klage dieſes Berech- 
tigten vorausgehenden letzten Vierteljahrs 
ab zu entrichten jind. 

Die Einfünfte, weiche zur Beitreitung 
eines Dienjtaufmandes bejtimmt find, und 
der Servis der Offiziere, Militärärzte und 
Militärbeamten find weder der Pfändung 
untertvorfen noch bei der Ermittelung, ob 
und zu welchen Betrage ein Pienitein- 
fommen ber Pfändung unterliege, zu be 
rechnen. 


8 851. Eine Forderung ift in Er 
mangelung befonderer Vorjcriiten der 
Pfändung nur injomweit unterworfen, als 
jie übertragbar ift. 

Eine nad) 8 399 bes Bürgerlidyen Ge 
ſetzbuchs nicht übertragbare Forderung 
farın inſoweit fändet und zur Ein⸗ 
ziehung überwiejen werden, als der ge 
ſchuldete Gegenjtand der Pfändung unter 
worfen iſt. 





— — 


8 852. Der Pflichtteilsanſpruch iſt der 
Pfaͤndung nur unterworfen, wenn er durch 
Vertrag anerkannt oder rechtshängig ge 
worden ift. 

Das Gleiche gilt für den nach 8 528 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs dem Schenter 
zuftehenden Anſpruch auf Herausgabe des 
Geſchenkes 


8 858. Sit eine Geldforderung für 
mehrere Gläubiger gepfändet, jo iſt der 
Drittſchuldner berechtigt und auf Ver⸗ 
langen eines Gläubigers, welchem die For⸗ 
derung übermwiefen wurde, verpflichtet, 
unter Unzeige der Sachlage und unter 
Aushändigung der ihm zugeitellten Be 
orale an bad Umtsgericht, deſſen Be⸗ 
ſchluß ihm zuerſt zugejteilt üjt, ben Schuld» 
betrag zu hinterlegen. . 


8 854. Sit ein Anjpruch, welcher eine 
bewegliche koͤrperliche Sache betrifft, für 
mehrere Gläubiger gepjändet, fo iſt der 
Drittichuldner berechtigt unb auf Ver⸗ 
langen eined Gläubigerd, welchem beı 
Anfpruc) überwiejen wurde, verpflichten, 
die Sade unter Unzeige ber Sadjlagı 
und unter — — ber ihm A 
geftellten e Gerichtöoo 
zieher herauszugeben, welcher nach dem 
ihm zuerſt zugeftellten Beſchluſſe zur 





? 





Civilprozeßordnung. 88 855 bis 858. 


Empfangnafme der Sache ermächtigt ift. | 


Dat der Gläubiger einen joldhen Gerichts⸗ 
vollzieher nicht bezeichnet, jo erfolgt deſſen 
Ernermung auf Untrag des Drittſchuld⸗ 
nerd von dem Amtsgerichte des Orts, 
wo die Sache herauszugeben ift. 

Iſt der Erlös zur Dedung der Forbes 
rungen nicht ausreichend und verlangt ber 
Gläubiger, für welden bie zweite oder 
eine jpätere Pfändung erfolgt ift, ohne 
Buftimmung der übrigen beteiligten Gläu«- 
biger eine andere Verteilung al3 nad 
ber Reihenfolge der Pfändungen, fo hat 
der Gerichtsvollzieher die Sadjlage unter 
Hinterlegung de3 Erlöſes dem Amtsgericht 
anzuzeigen, deſſen Beſchluß dem Dritt- 
ſchuldner zuerft zugejtellt ift. Diefer An- 
zeige find bie auf das Verfahren fich 
beziehenden Schriftitüde beizufügen. 

In gleicder Weile ift zu verfahren, 
wenn die Pfändung für mehrere Gläu- 
biger gleichzeitig bewirkt ift. 

8 855. Betrifft der Unjpruch eine un⸗ 
bewegliche Sache, jo iſt der Drittſchuldner 
berechtigt und auf Verlangen eines Gläu—⸗ 
bigers, welchem der Anſpruch überwieſen 
wurde, verpflichtet, die Sache unter Ans 
zeige der Sachlage und unter Aushän⸗ 
Digung der ihm zugeſtellten Beſchlüſſe an 
den von dem Amitsgerichte der beicgenen 
Sache ernannten oder auf feinen Antrag 
zu ernennenden Sequeiter herauszugesen. 

8 856. Jeder täubiger, welchem ber 
Anſpruch überwiefen wurde, ift berechtigt, 

gen den Drittichuldner Klage auf Er 
—5 der nach den Beſtimmungen der 
Bi 853 —855 dieſem obliegenden Ber 
lichtungen zu erheben. 

Jeder Gläubiger, [Ar welchen ber An- 
fpruch gepfändet ift, kann jich dem Kläger 
in jeber Lage be3 Rechtsſtreits al3 Gtreit- 
genoffe anichließen. 

Der Drittichufdner hat die Gläubiger, 
welche bie Klage nicht en und dem 
Kläger fich nicht angeſchloſſen haben, zum 
Zermine zur mündlichen Verhandlung zu 
aden. 

Die Entſcheidung, welche in dem Rechts⸗ 
ſtreite über den in der Klage erhobenen 
Anſpruch erlaſſen wird, iſt fuͤr und gegen 
ſamniae Glaubi  wieham. nicht 

gen emen iger, r 
ur —— Behand 
fiımg geladen iſt, obgleich er von dem 
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Drittſchulduer Hätte geladen werben follen, 
fann der Drittichuldnner ſich auf die ihm 
günftige Enticheidung nicht berufen. 


8 857. Auf die Zwangsvollſtreckung 
in andere — welche nicht 





Gegenſtand der Zwangsvollſtreckung in 
das unbewegliche Vermögen find, finden 
die boritependen Beitiimmungen ent 
ſprechende Anwendung. 

Iſt ein Drittſchuldner nicht vorhanden, 
fo iſt die Pfändung mit dem Zeitpunkt 
al3 bewirkt auzujehen, in mweldyem Dem 
Schuldner dag Gebot, ſich jeder Verfügung 
über dad Recht zu enthalten, zugeiteilt ift. 

Ein unveräußerlices Recht iſt in Er 
mangelung bejonderer Vorjchriften der 
Pfändung injoweit unterworfen, al3 die 
Ausübung einem anderen überlajjen wer⸗ 
den Tann. 

Das Gericht kaun bei der Zwangsvoll⸗ 
ftredung in unveräußerlidye Rechte, deren 
Ausübung einem anderen überlajjen wer⸗ 
den kann, bejondere Anordnungen erlajjen. 
E3 Tann insbeſondere bei der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in Nutzungsrechte eine Ver⸗ 
waltung anordnen; in dieſem Falle wird 
die Pfändung durch Uebergabe der zu 
benutzenden Sache an den Verwalter be 
wirft, jofern fie nicht durch Yuftellung 
des Beſchluſſes bereitS vorher bewirkt ift. 

Sit die Veräußerung des Rechts felbfi 
zuläjjig, jo kann auch diefe Veräußerung 
bon dem Gericht angeordnet werden. 

Auf die Zwangsvollſtreckung in eine 
Reallaſt, eine Grundſchuld oder eine 
Rentenſchuld finden die Vorſchriften über 
die Zwangsvollſtreckung in eine Forde⸗ 
rung, für welche eine Hypothel beſteht, 
eniſprechende Anwendung. 


& 858. Auf die Zwangsvollſtreckung 
in den Anteil an einem im Sciffsregiiter 
eingetragenen Schiffe (Schiffspart) finden 
die Beitimmungen des $ 857 mit folgen- 
den Abweichungen Anwendung. 

Als Bolljtredungsgeridht ijt das Amts⸗ 
gericht zuſtändig, in deſſen Bezirke ſich 
der Heimatshafen oder der Heimatsort 
des Schiffes befindet. 

Dem Antrag auf Unordnung ber Ber 
äußerung der Part ift ein Auszug aue 
dem iffsregiſter beizufügen, allı 
die Part betrefienden Eintragungen ent- 

ält; der Auszug darf nicht älter ald eine 
Woche fein. 
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Der Pfändungsbeichluß ſoll dem Kor⸗ 
reipondentrheder zugeſtellt werden; die 
Pfändung wird aud) mit diefer Zuſtellung 
wirtfiant: 

Das Vollſtreckungsgericht foll ber Re 
gilterbehörde von der rlaffung des Pfän⸗ 
dungsbeſchluſſes unverzüglich Mitteilung 
machen. 

Ergiebt der Auszug aus dem Schiſffs⸗ 
regiſter, daß die Part mit einem Pfand- 
rechte belaftet ijt, welches einem anderen 
ald dem betreibeuden Gläubiger zuiteht, 
fo ilt die Hinterlegung des Erlöjes anzu- 
ordiien. Die Verteilung des Erlöſes er- 
mist in biefem Falle nah den Be- 
limmungen der 8 873—882; order 
rungen, für die ein Pfandrecht an der 
Bart eingetragen ilt, find nad) dem In⸗ 
halte des Schiffsregiſters in den Tei- 
lung3plan aufzunehmen. 


8 859. Der Anteil eines Gejellichaf- 
ter3 an bem Gejeilichaftsvermögen einer 
nach 8 705 bes Bürgerlichen Geſetzbuchs 
eingegangenen Geſellſchaft iſt der Pjän- 
dung unterworfen. Der Unteil eines Ger 
jellichafter8 an ben einzelnen zu dem Ge⸗ 
jellichaftövermögen gehörenden Gegen⸗ 
fänden ift der Pfändung nicht unter- 
toorfen. 

Die gleichen Vorſchriften gelten für den 
Unteil eines Miterben an dem Nachlaß 
und an den einzelnen Nacjlaßgegen- 
jtänden. 


8 860. Bei dem Güterftande ber all- 
gemeinen Gütergemeinfchait, der Er- 
rungenſchaftsgemeinſchaft oder der Fahr⸗ 
nisgemeinſchaft ijt der Anteil eines der 
Ehegatten an dem Gejamtgut und an 
ben einzelnen Dazu gehörenden Gegen- 
ftänden ber Pfändung nicht unterworfen. 

DaB Gleiche gilt bei der fortgejegten 
Gütergemeinſchaft von ben Anteilen des 
überlebenden Ehegatten und ber Ablümm- 
linge. 








Nach der Beendigung der Gemeinſchaft 


it der Unteil an dem Gefamtgute zu 
gunften der Gläubiger des Unteilsbered- 
tigten ber Pfändung unterworfen. 


8 861. Das Recht, weiches bei bem 
Süterftande der Verwaltung und Nupß- 
nießung dem Ehemann an bem einge 
braten Gute a ‚it der Pfändung 
nicht unterworfen. Tie von dem (Che 
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mann erworbenen geicte des einge 
brachten Gutes find der Pfändung nid 
unterivorfen, ſoweit jte zur Erfüllung ber 
in den $$ 1384—1387 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs bejiimmten Verpflichtungen 
de3 Ehemanns, zur Erfüllung Der ihm 
feiner Ehefrau, er früheren Ehefrau 
oder jeinen Verwandten gegenüber gejeß- 
lid) obliegenden Unterhaltungspflicht und 
zur Beltreitung feines ftandesmäßigen 
Unterhait3 erforderlich find. 

Der Widerſpruch kann auch von dir 
Chefrau nach $ 766 geltend gemacht meı- 

l. 





8862. Das Recht, welches dem Vater 
oder der Mutter kraft der elterlichen Nutz 
niegung an dem Vermögen bes indes 
zufteht, ift der Pfändung nicht unter 
worfen. Das Gleiche gilt von den ihnen 
nad) ben 68 1655, 1656 des Bürger 
lichen Geſeßbuchs zuftehenden Anſprüchen, 
folange die Anſprüche nicht fällig find. 

Auf die Pjändung der von den Vater 
oder der Mutter kraft der iertichen 
Nupniekung erworbenen re fin 
bie Vorjchriften des 8 861 Abſ. 1 Sap 2 
mit der Maßgabe entfprechende Anwen⸗ 
dung, daß die in den 88 1655, 1656 bed 
Bürgerlichen Geſetzbuchs pepeicimeten An⸗ 
ſprüche, wenn ſie fällig ſind, den erwor⸗ 
benen Früchten gleichſtehen. 

Der Widerſpruch kann auch von dem 
Finde nach 8 766 geltend gemacht werden. 


8 863. Sit der Schuldner ald Erbe 


gilt, wenn ber Schuldner 
nad) y 2 38 des Bürgerlichen Gejet- 
buchs durd) die Ernennung eines Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers beichränkt ift, für feinen 
Anip auf ben jährlichen Neinertrag. 
Die Pfändung it unbeichränkt zul ig, 
wern ber Anſpruch eines Nachlaßgläu- 
bigers ober ein aud) bem Nacherben ober 
dem Teitament3vollitteder gegenüber wirl- 
fanıes echt geltend gemacht wird. 
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Diefe Borfchriften finden entfpredhende | Ubf. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs einer 


Wuvendung, wenn der Anteil eined Ab⸗ 
kömmlings an dem Gefamtgute der fort- 
gelegten Gütergeineinſchaft nad) 8 1613 


Beichränkung der im 


Abſ. 1 bezeichneten 
Urt unterliegt. 


Bweiter Titel. 
Biwangspollftredung in das unbewegliche Vermögen. 


8 864. Der Zwangsvollſtreckung in 
bad unbewegliche Bermögen unterliegen 
außer den Grundftüden bie Berechtigungen, 
für melde die ſich auf Grundſtuͤcke be 
ziehenden Vorſchriften gelten, und die im 
Scijisregijter eingetragenen Schiffe. 

Die Zwangsvollſtreckung in ben Bru 
teil eine Grundjtüd3 oder einer Ber 
tigung ift nur zuläffig, wenn der Brudy 
teil in dem Anteil eines Miteigentümers 
beiteht, oder wenn ich der Aniprud) des 
Släubiger3 auf ein Recht gründet, mit 
welchem der Bruchteil als folcher ber 
laſtet iſt 


8865. Die Zwangsvollſtreckung in 
das unbewegliche Vermoͤgen umfaßt auch 
die Gegenſtände, auf welche ſich bei Grund⸗ 
ſtüclen und Berechtigungen die Hypothel, 
bei Schifſen das eingetragene Pfandrecht 
erſtreckt. 

Dieſe Gegenſtände können, ſoweit ſie 
Zubehör ſind, nicht gepfändet werden. Im 
übrigen unterliegen ſie ber Zwangsvoll⸗ 
itredung in dad bewegliche Vermögen, 
jolange nicht ihre Beſchlagnahme im Wege 
der Zwangsvollſtreckung in das unbeiweg- 
liche Vermögen erfolgt ift. 


8 866. Die wangäboliittedung in 
ein Grundftüd erfolgt duch Eintragung 
einer Sicherungshypothek für die Forde⸗ 
rung, durch Bivangäverfteigerung und 
duch Zwangsverwaltung. 

Der Gläubiger kann verlangen, daß 
eine diefer Maßregeln allein oder neben 
den übrigen ausgeführt werde. 

Auf Grund eines Vollftredungsbefehld 
findet die Eintragung einer Sicherung 
hypothek nicht ſtatt. Auf Grund eines 
anderen Schuldtiteld darf eine Sicherung» 
hypothek nur für eine den Betrag von 
dreihundert Dark überjteigende & order 
rung eingetragen werden; bie Vorſchriften 
der 88 5 finden An 


⸗ 








— —— 


867. Die Sicherungshypothek wird 
auf Antrag des Gläubigers in das 
Grundbuch eingetragen; die Eintragung 
iſt auf dem volfjtredbaren Titel zu ver⸗ 
merlen. Mit ber Eintragung entiteht die 
Hypothek. Das Grundftüd haftet aud) für 
die dem Schuldner zur Laſt fallenden 
Koften der Intragung. 

Sollen mehrere Grundftüde des Schuld» 
ner3 mit der Hypothek belaftet werben, 
jo it der geirag der Forderung auf die 
einzelnen Grundftüde zu verteilen; die . 
Größe der Teile bejtimmt der Gläubiger. 


8 868. Wird durch eine vollftredbare 
Entſcheidung die zu volljtredende Ent- 
ſcheidung oder ihre vorläufige Vollſtreck⸗ 
barfeit aufgehoben oder die Zwangsvoll⸗ 
ftredung für unzuläffig erklärt oder deren 
Einftellung angeordnet, fo erwirbt ber 
mer des Grundſtücks die Hypo⸗ 
thel. . 
Das Geiche gilt, wenn durch eine ge- 
tichtlihe Entſcheidung die einfimeilige 
Einftellung der Vollſtreckung und zugleich 
Die Aufhebung der erfolgten Bollftredungs- 
maßregeln angeordnet wird ober wenn 
bie zur Abwendung der Vollſtreckung nach⸗ 
gelafene Sicherheitsleiſtung oder Hiuter⸗ 
legung erfolgt. 


8 869. Die Zwangsverſteigerung und 
———— werden durch ein be⸗ 
onderes Geſetz geregelt. 


8870. Auf die Zwangsvollſtreckung 
in eine Berichtigung, für welche die ſich 
auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften 

elten, finden die Vorſchriften über die 
mangäbollitrerhung in Grundftüde ent 
predjenbe Anwendung. 

Die Zwangsvollſtreckung in ein eim 

etragenes iff erfolgte nur durch 
Bmangöverfleigerung. 


8 871. Unberührt bleiben die landes- 
geſetzlichen Vorſchriften, nad welchen. 
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‚wenn ein anderer ald ber Gigentümer 
einer Eijenbahn ober Kleinbahn den Be 
trieb der Bahn kraft eigenen Nutzungs⸗ 
recht3 ausübt, das Nutzungsrecht und ge 
wiſſe dent Betriebe gewidmete Gegenftände 
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in Unfehung der Zwangsvollſtreckung zum 
unbeweglichen Vermögen gehören und die 
Zwangsvollſtreckung abweichend von ben 
Vorſchriften der Reichsgeſetze geregelt iſt. 


Dritter Titel. 
Verteilungsverfahren. 


8 872. Das Verteilungsverfahren tritt 
ein, wenn bei der Zwangsvollſtreckung 
in. das beweglide Vermögen ein Gelb 
betrag hinterlegt ift, welcher zur Beirie- 
digung der beteiligten Gläubiger nicht 
hinreicht. 


8 873. Das zuſtändige Amtsgericht 
(85 827, 853, 854) hat nach Eingang 
der Anzeige über die Sachlage an jeden 
der beteiligten Gläubiger die Aufforderung 
zu erlafjen, binnen zivei Worhen eine Be 
rechnung der Forderung an Sapital, 
Binfen, Koſten und fonjtigen Nebenforde⸗ 
rungen einzureichen. 








8 874. Nach Ublauf der zweiwöchigen 
Friſten wird von dem Gericht ein Tei- 
lungsplan angefertigt. 

Der Betrag der Koſten des Verfahrens 
it von dem Beitande der Maſſe vorweg 
in Abzug zu bringen. ° 

Die Yorderung eines Gläubigers, 
weicher bi zur Unfertigung des Teilungs- 
plans der an ihn gerichteten Uufforderung 
nicht nachgelommen ijt, wird nad) ber 
Anzeige und deren Unterlagen berechnet. 
Cine nachträgliche Ergänzung der For 
derung findet nicht ftatt. 





8 875. Das Gericht hat zur Erklärung 
über den Teilungsplan fowie zur Aus 
führung der Verteilung einen Termin zu 
beitimmen. Der Zeilungsplan muß jpü- 
teitend drei Tage vor dem Termine auf 
per Gerichtöjchreiberei zur Einſicht der 
Beteiligten niebergelegt werden. 

Die Ladung des Schuldners zu dem 
Termin iſt nicht erforderlich, wenn fie 
durch Zuſtellung im Ausland oder durch 
öffentliche Zuſtellung erfolgen müßte. 


876. Wird in dem Termin ein 
Widerſpruch gegen ben Plan nicht erhoben, 
fo ift diejer zur Ausführung zu bringen. 





Erfolgt ein Wiberfpruch, fo Hat fich jeber 
bei demjelben beteiligte Gläubiger jofort 
gu elläuen. Wird der Widerjpruch von 
Beteiligten al3 begründet anerlannt 
oder kommt anderweit eine Einigung zu 
jtande, fo ift der Plan demgemäß zu be- 
richtigen. Wenn ein Wiberjprud) fich nicht 
erledigt, erfolgt die Ausführung des 
Plans inſoweit, als der Plan durch den 
Widerſpruch nicht betroffen wird. 





8877. Gegen einen Gläubiger, welcher 
in dem Termine weder erſchienen iſt noch 
vor dem Termine bei dem Gerichte Wider⸗ 
ſpruch erhoben hat, wird angenommen, 
daß er mit der Ausführung des Plans 
einverſtanden ſei. 

Iſt ein in dem Termine nicht erſchiene⸗ 
ner Gläubiger bei dem Widerſtreite be⸗ 
teiligt, welchen ein anderer Gläubiger er⸗ 
hoben hat, ſo wird angenommen, daß er 
dieſen Widerſpruch nicht als begründet 
anerlenne. 


— — — 


8878. Der widerſprechende Gläubiger 
muß ohne vorherige Aufforderung binnen 
einer Friſt von einem Monate, welche mit 
dem Terminstage beginnt, dem Gerichte 
nachweiſen, daß er gegen die beteiligten 
Gläubiger Klage erhoben habe. Nach 
fruchtloſem Ablaufe dieſer Friſt wird die 
Ausführung des Plans ohne Rüchkſicht auf 
den Widerſpruch angeordnet. 

Die Befugnis des Gläubigerd, welcher 
dem Plane mwideriprochen hat, ein beifereö 
Recht gegen den Gläubiger, welcher einen 
Geldbetrag nach dem Plane erhalten Bat, 
im Wege der Sage geltend zu machen, 
wird durch die —— der Friſt und 
durch die Ausführung des Plans nicht 
ausgeſchloſſen. 

8879. Die- Kage ift bei dem Ber 
teilungagericht und, wenn ber Streit⸗ 
gegenjtand zur Bufländigfeit ber Amts- 
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gerichte nicht gehört, bei dem Landgerichte 
su erheben, in bejien Bezirke das Ver⸗ 
teilungsgericht feinen Sitz hat. 

Das Landgericht ift für jämtliche Klagen 
ultändig, wenn feine Buftändigfeit nad 
en Inhalte der erhobenen und in bem 
Termine nicht zur Erledigung gelangten 
Widerſprüche auch nur in betreff einer 
Klage begrünbet iſt, fofern nicht die jämt- 
lidyen beteiligten ®läubiger vereinbaren, 
daß das Verteilungsgericht über alle 
Widerſprüche entſcheiden jolle. 


8 880, Sn dem Urteile, durch welches 
über einen erhobenen Widerſpruch ent- 
ſchieden wird, iſt zugleich zu bejtimmen, 
an welche Gläubiger und in welchen Bes 


trägen der ftreitige Teil der Maſſe au 
zuzahlen ſei. Wirb dies nicht für ange 
meilen erachtet, fo ift die Aufertigung 
eines neuen Plans und ein anbermweiter 
Verteilungsverfahren in bem Urteile an⸗ 
zuorbnen. 

8 881. Das Verſäummisurteil gegen 
einen twiderjprechenden Gläubiger iſt da- 
Hin zu erlajien, daß der Widerjprud) ala 
zurüdgenommen- anzujehen jei. 


8 882. Auf Grund des erlaſſenen Ur 
teild wird die Wuszahlung oder dad an⸗ 
berweite Berteilungsverfahren von bem 
Berteilungsgerüuhte angeordnet. 








Dritter Abſchnitt. 


Bwangsvolltrekung zur Erwirkung der Herausgabe von Sachen 
und zur Erwirkung von Handlungen oder Unterlafungen. 


8 883. Hat der Schuldner eine bemeg- 
lihe Sache ober von beftimmten be= 
weglichen Sachen eine Quantität heraus⸗ 
gegeben, fo jind biejelben von dem Ge 
richt3vollzieher ihm wegzunehmen und dem 
Stäubiger zu übergeben. 

Wird die herauszugebende Sache nicht 
vorgefunden, fo iſt der Schuldner ver 
pflichtet, auf Antrag des Gläubiger den 
Offenbarungseid dahin zu leiſten: 

daß er die Sache nicht bejite, aud) 
nicht wife, wo bie Sache fi ber 
finde. 

Das Gericht kann eine der Lage ber 
Sache entiprechjende Wenderung ber dor 
ltehenden Eidesnormen beſchließen. 


8 884. Hat der Schuldner eine’ ber 
fiimmte Quantität vertretbarer Sachen 
oder Wertpapiere zu leilten, jo findet die 
Borichrift des 8883 Abf. 1 entſprechende 
Unmwendung. 

8 885. Hat der Schuldner eine unbe 
wegliche Sache oder ein bewohntes Schiff 
herauözugeben, zu überlaffen oder zu 
räumen, jo hat der Geruchtövollzieher den 
Schuldner aus dem Beſitze zu jegen und 
ben Gläubiger in den Belig einzumeijen. 


and find Ber 


| 
| 
pflichtung 


den von dem Gerichtövollzieher wegge⸗ 
Ihafft und dem Schuldner ober, wem 
Diefer abmejend ift, einem Bevollmächtigten 
desfelben oder einer dur Familie des 
Schuldners gehörigen oder in dieſer Fa— 
milie dienenden erwachſenen Perſon über⸗ 
geben oder zur Verfügung geſtellt. 

Iſt weder der Schuldner noch eine der 
bezeichneten Perſonen anweſend, ſo hat 
der Gerichtsvollzieher die Sachen auf 
Koſten des Schuldners in das Pfandlokal 
zu ſchaffen oder anderweit in Verwahrung 
zu bringen. 

Verzögert der Schuldner die Abforde⸗ 
rung, ſo kann das Vollſtreckungsgericht 
den Verkauf der Sachen und die Hinter⸗ 
legung des Erlöſes anordnen. 


8 886. Befindet ſich eine herauszu⸗ 
ebende Sache in Gewahrſam eines 
titten, fo ift dem Gläubiger auf deſſen 
Antrag ber Anſpruch des Schuldners auf 
Herausgabe der Sache nah den Vor—⸗ 
ſchriften zu überweifen, welche die Pfän- 
dung und Ueberweifung einer Geldfor⸗ 
derung betreffen. 
& 887. Erfüllt der Schuldner die Ver 
' nicht, eine Handlung vorzu- 
nehmen, beren Vornahme duch einen 
Dritten erfolgen kann, fo ift der Gläu⸗ 
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biger von dem Prozeßgericht erfter In⸗ 
ftanz auf Untrag zu ermächtigen, auf 
Koſten des Schuldners die Handlung vor- 
nehmen a laſſen. 

Der Gläubiger kann gusleig bean 
tragen, den Schuldner zur Vorauszahlung 
der often zu verurteilen, melde durch 
die Vornahme der Handlung entftehen 
werben, unbeſchadet bes Necht auf eine 
Rad)forderung, wenn die Vornahme ber 
Handlung einen größeren Roftenaufmand 
verurjacht. 

Auf die Zwangsvollſtreckung zur Er- 
wirfung der Serausgabe ober Ceiftung 
bon Sachen finden die vorjtehenden Be 
ftimmungen Beine Unmenbdung. 


8 888. Kann eine Handlung durch 
einen Dritten nicht vorgenommen werben, 
fo ift, wenn fie ausfchließlih von dem 
Willen des Schuldnerd abhängt, auf An⸗ 
trag don dem Prozeßgericht eriter In⸗ 
ftanz zu erlennen, daß huldner zur 
Bornahme der Handlung burd) Geldftrafen 
bis zum Geſamtbetrage von fünfzehnhun- 
dert Dark oder durch Haft anzuhalten fei. 

Diefe Beitimmung fommt im alle der 
Berurteilung zur Eingehung einer Che, 
im alle ber Aerurteilung zur Herftellung 
de3 ehelichen Lebens und im le ber 
Verurteilung zur Leiſtung von Dienften 
aus einem Dienjtvertrage nicht zur An- 
wenbung. 

8 889. Iſt der Schuldner auf Grund 
der Borjchriften des bürgerlichen Rechts 
zur Zeiftung eines Offenbarungseides ver- 
wa —— en en Fr 

rozeßgericht er Inſtanz. Au 
die Abna des Eides finden bie Vor 
fchriften Der 88 478-484 Anwendung. 

Ericheint der Schuldner in bem gut 
Eidesleiſtung beitimmten Termine nn 
oder verweigert er bie Eidesleiſtung, jo 
ift nach $ 888 zu verfahren. Iſt ber 
nd ur Erzwingung der Eides⸗ 
leiltung in —* genommen, ſo finden die 
Vorſchriften bes 8 902 Anwendung. 


8 890. Handelt der Schuldner ber 
Verpflichtung zuwider, eine Handlung zu 
unterlafjien oder die Vornahme einer 
Handlung zu dulden, fo ift er wegen einer 
jeben Buwiderhanblung auf Untrag bes 
Släubiger8 von dem Pro Bgericht erſter 
Inſtanz zu einer Geldſtrafe bis zu fünf⸗ 
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zehmhundert Mark oder zur Etrafe der 
Haft bis zu ſechs Monaten zu verurteilen. 
Das Maß ber Gefamtitrafe darf zwei 
Jahre Haft nicht überfteigen. 

Der Berurteilung muß eine Strafan- 

Drohung vorausgehen, welche, wenn fie in 

die Verpflichtung ausfpredjenden 
Urteile nicht enthalten ift, auf Antrag 
von dem Prozeßgericht erjter Inſtanz er- 
laſſen wird. 

Auch kann ber Schuldner auf Antrag 
des Gläubigerd zur Beſtellung einer 
Sicherheit für den durch feruere Yumider- 
handlung entjiehenden Echaden auf bes 
jtimmte Beit verurteilt werden. 


— — 


9 891. Die in Gemäßheit ber 88 887 
bis 890 zu erlaſſenden Enticeidungen 
fönnen ohne borgängige mündlicdye Ber 
handlung erfolgen. Bor der Entjcheidung 
it der uldner zu hören. 


8 892, Leiſtet ber Schuldner Wider- 
ftand gegen die Vornahme einer Hand» 
lung, welde er nach den Beitimmungen 
der 88 887, 890 zu dulden Bat, fo kann 
der Gläubiger zur Befeitigung des Wiber- 
ftandes einen Gerichtsvollzieher zuziehen, 
weldjer nad) den Beitimmungen bes 8 758 
Abſ. 3 und des 8759 zu verfahren hat. 





8 893. Durch die Beitimmungen dieſes 
Abſchnitts wird das Necht des Gläu- 
biger® nicht berührt, die *eiftung bes 
Intereſſe zu verlangen. 

Den Anſpruch auf Leiftung bed In⸗ 
tereife dat der Gläubiger im Wege der 
lage bei dem Prozebgericht erjter In— 
jtanz geltend zu machen. 





8 894. Sit der Schuldner zur Ubgabe 
einer Willengerflärung verurteilt, fo gilt 
die Erklärung als abgegeben, jobald das 
Urteil bie Rechtskraft erlangt hat. Sit 
leftung abhängig namadht qee — 
leiſtung ängig , ſo tritt dieſe 
Wirkung En ſobald nad den Beitim- 
mungen ber 88 726, 730 eine voflitred- 
bare Ausfertigung des rechtskräftigen Ur- 
teils erteilt Hi 

Die Vorſchrift des erften Abſatzes 
fommt im Falle der Verurteilung zur 
—— einer Ehe nicht zur Anwen⸗ 


— — — 


Eivilprozegordnung. 


8 895. Sit burch ein vorläufig voll. ! 
ftredbared Urteil der Schuldner zur Ab- 
gabe einer Willenderffärung verurteilt, auf 
Grund deren eine Eintragung in daB 
Grundbud; oder das Schiffsregiſter er- 
folgen joll, jo gilt die Eintragung einer 
Vormerkung oder eined Widerjprud)3 als 
bewilligt. 


8 896. Soll auf Grund eines Urteils, 
das eine Willenserflärung des Schuld⸗ 
ner3 erſetzt, eine Eintragung in ein öffent- | 
liches Bud, oder Regiſter vorgenommen 
werden, jo kann der Gläubiger an Stelle 
des Schuldners bie Erteilung ber im 8 792 
bezeichneten Urkunden verlangen, ſoweit 
er diefer Urkunden zur Herbeiführung ber 
Eintragung bedarf. 


8 897. Sit der Schulbner zur Ueber 
tragung bes Eigentums ober zur Be 
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ftellung eines Rechts an einer bemeg- 
lihen Sache verurteilt, fo gilt bie Ueber⸗ 
abe ber Sache als erfolgt, wenn ber 
Öeric jtsvollzieher die Sache zum Zwecke 
der Üblieferung an ben Gläubiger meg- 
nimmt. 

Das Gleiche gilt, wenn ber Schulbner 
zur Beltellung einer Hypothek, Grund» 
ſchuld ober tenfcdyuld ober zur Ab⸗ 
tretung oder Belaftung einer Hypotheken⸗ 
forderung, Grundſchuld oder Rentenſchuld 
verurteilt if, für bie Uebergabe bes 
Hypothelen⸗, Grundſchuld⸗ oder Renten» 
ſchuldbriefs. 


nad Den 36 804, 887 votih, Yen 
} vollzieht, 
die Vorſchriften des — echts 
zu gunſten derjenigen, welche Rechte von 
einem Nichtberedytigten herleiten, Anwen⸗ 
ng. 





Vierter Abſchnitt. 
Offenbarungseid und Haft. 


8 899. Tür die Ubnahme bes Offen 
barunggeides in den Fällen ber 88 807, 
883 if das Amtsgericht, in deſſen Bezirke 
der Schuldner im Deutſchen Reiche feinen 
Wohnfig oder in Crmangelung eine 
folchen feinen Aufenthaltsort hat, als 
Boilftredungsgericht zujtändig. 


8 900. Das Verfahren beginnt mit | 
der Ladung des Schuldnerd zur Leiftung | 
des Offenbarungseibes. | 

Die Anweſenheit des Gläubiger in ı 
dem Termin ft nicht erforderlich | 

Beitreitet ber Schuldner die Berpflid- 
tung zur Leiftung des Cibes, fo ift von | 
dem Gerichte durch Beſchluß über den 
Widerſpruch zu enticheiden. Die Eides- | 
leiftung erfolgt erſt nad Eintritt ber | 





Rechtskraft ber Entſcheidung; das Voll⸗ 
ſtreckungsgericht kann —* die Eides⸗ 
leiſtung vor Eintritt der Rechtskraft an⸗ 
ordnen, wenn bereits ein früherer Wider⸗ 
ſpruch rechtskräftig verworfen iſt. 


8 901. Gegen ben Schuldner, welcher 
in dem zur Xeiftung des Offenbarungs⸗ 
eides beitimmten Termine nicht erjcheint 
oder bie Leiltung des Eides ohne Grund 
verweigert, hat das Gericht zur Er 


in der Eidesleiſtung auf Un 
bie Saft anzuordnen. trag 


— — 


8 902. Der verhaftete Schuldner kann 
u jeder Zeit bei nl Amtögerichte bes 
— eantra ihm den Eid ab- 
Den Dem Antrag it ohne Verzug 


attzugeben. 

Bye Zeitung des Eides mwirb ber 
Schuldner aus der Haft entlaffen unb der 
Gläubiger Hiervon in Kenntnis gejekt. 


8 903. Ein Schuldner, welcher ben 
im 8 807 erwähnten Offenbarungseid ge 
leiftet hat, ift zur nodpnaligen Zeiftung 
des Eides auch einem anderen Gläubiger 
gegenüber nur verpflichtet, wenn glaub- 
haft gemacht wird, daß er fpäter Ber- 
mögen ermorben e. 

iefe Vorfchrift findet feine Anmen- 
dung, wenn jeit der Eidesleiſtung fün| 
Jahre veritrichen find. 


8 904. Die Haft ift unftatthaft: 

1. gegen Mitglieder einer deutichen ge 
Fehgcbenben Verjammlung während 
der Sitzungsperiode, ſofern nicht die 
Verfammlung die Vollſtreckung ge 
nehmigt; 
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2. gegen Militärperſonen, melche 
einem mobilen Truppenteil oder zur 
Beſatzung eines in Dienſt geftellten 
Priegafahrzeuges gehören; 

3 gegen ben Schiffer, die Sciffemann- 
haft und alle Übrigen auf einem 
Seeſchiff angeltellten Perjonen, wenn 
das Schiff zum Abgehen jertig (fegel- 
fertig) iſt. 


8 905. Die Haft wird unterbrochen: 


1. gegen Mitglieder einer beutichen ge- 
esgebenden Berfammlung für Die 
Dauer der Sigung3periode, wenn bie 
Berfammlung die Freilajjung ver- 
langt; 

2. gegen Militärperfonen, melde zu 
einem mobilen Truppenteil oder auf 
ein in Dienft geſtelltes Kriegsfahr⸗ 
geus einberufen werden, für die 
Dauer dieſer Berhältnifje. 


x 





; 906. Gegen einen Schuldner, deſſen 
Geſundheit durch Die eng der 
Haft einer nahen und erheblichen Gefahr 
auageiehit wird, darf, folange biefer Zu- 
Ntand dauert, die Haft nicht vollitredt 
werben. 





8 907. Die Haft wird in einem Raume 
vollftredt, in weldem nicht zugleich Un- 
— oder Strafgefangene ſich ber 
inden. 


8 908. Das Gericht hat bei Anord⸗ 
nung ber Haft einen Haftbefehl zu er- 
lajjen, in welchem der Gläubiger, der 
Schuldner und der Grund der Berhaf- 
tung zu bezeichnen jind. 








8 909. Die Verhaftung bes Schuld⸗ 
ner3 erfolgt durch einen Gerichtsvoll⸗ 
zicher. Der Haftbefehl muß bei der Ver- 


| 
| 
| 


| 


1 


+ 
ı 


Haftung dem Schuldner vorgezeigt und | 


auf Begehren abjchriftlich mitgeteilt werden. 





8 910. Bor der Verhaftung eines Ber 
amten, eines Geiftlihen oder eines 
Xehrerd an öffentlidien Unterricht3an- 
ftalten ift der vorgejchten Dienſtbehörde 
von dem Gerichtövollzieher Unzeige zu 
maden. Tie Verhaftung darf erit cr- 
folgen, nachdem die vorgejegte Behörde 
jür bie dienitlidhe Vertretung des Schuld- 
ners gejorgt hat. Die Behörde ift ver- 


Ä 
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pffichtet, ofme Verzug bie erforderlichen 
Anordnungen zu treifen und den Ce 
ontövoligieher hiervon in Kenntnis zu 
eten. 





8 911. Der Gläubiger hat die Koften, 
welche burch die Haft entitehen, einfchließ- 
li) ber Verpflegungskoſten von Monat 
u Monat vorauszuzahlen. Die Aufnahme 

e3 Schuldnierd in da3 Gefängnis ijt un⸗ 

ftatthaft, wenn nicht mindeftens für einen 
Monat bie Zahlung geleitet if. Wird 
die Zahlung nicht fbätefteng bi3 zum Mit» 
tage lebten Tages erneuert, für 
melden fie geleiftet ift, jo wird ber 
Schuldner von Amtswegen aus der Haft 
entlaffen. Gegen den Schuldner, welcher 
aus diefem Grunde oder ohne fein Zuthun 
auf Untrag des Gläubigers entlaflen ift, 
findet auf Antrag desſelben Gläubigerd 
eine Erneuerung Haft nicht ftatt. 


8 912. Soll die Haft gegen eine dem 
altiven Deere ober der altiven Dlarine 
angehörende Militärperfon vollſtreckt mer 
den, fo hat das Gericht die vorgeſetzte 
Militärbehörde um die Vollitredung zu 
erjuchen. 


8 913. Die Haft darf die Dauer von 
ſechs Monaten nicht überfteigen. Rad) 
Ablauf der ſechs Monate wird der Schuld» 
u. von Umtswegen aus der Haft ent- 
(alien. 











8 914. Ein Schuldner, gegen welchen 
wegen Verweigerung des im $ 807 er⸗ 
mwähnten Offenbarungseides eine Haft von 
ſechs Monaten vollftredt ift, kann auch 
auf Antrag eine anderen Gläubigers von 
neuem zur Veiftung dieſes Eides durch 
Haft nur angehalten werden, wenn glaub» 
haft gemacht wird, daß der Schuldner 
Ipäter Vermögen erworben habe. 

Diefe Vorſchrift findet feine Unmen- 
dung, wenn jeit der Beendigung der Haft 
fünf Jahre verftrichen find. 





8 915. Das PVollitredungsgericht hat 
ein Verzeichnis derjenigen Berfonen zu 
führen, welche vor ihm den im 8 807 
ermähnten Offenbarungseid geleitet haben 
oder gegen weiche wegen Bermeigerung 
des Eides die Haft angeordnet ijt. Die 
Bollftredung einer Haft ift in den Ver⸗ 
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ichniſſe zu vermerken, wenn jie ſechs 

onate gedauert hat. 

Nah Ablauf der ini 8 903 Abſ. 2 
oder ber im $914 Ubi. 2 bezeichneten 
Friſt ift die Eintragung dadurch zu 
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löfchen, daß der Name unkenntlich ge 
macht wird. 

Die Einſicht des Verzeichniſſes iſt jedem 
geſtattet. 


— — 


Fünfter Abſchnitt. 


Arreſt und einſtweilige Perfügungen. 


8 916. Der Arreſt findet zur Eiche 
rung der Zwangsvollſtreckung ın das ber 
wegliche oder unbemegliche Vermögen 
wegen einer Geldforberung oder megen 
eines Anſpruchs ftatt, welcher in eine 
Geldforberung übergehen Tann. 

Die Zuläfitgfeit des Arreſtes wird nicht 
dadurch anägelchloffen, daß der Aniprud) 
ein betagter ober ein bedingter ift, es 
ſei denn, daß der bedingte Anſpruch wegen 
der entfernten Möglichkeit de3 Eintritts 
dert Bedingung einen gegenwärtigen Ver 
mögenswert nicht hat. 





8 917. Der binglihe Arreſt findet 
ftatt, wenn zu bejorgen ilt, daB ohne 
deſſen Verhängung die Bollftredung des 
Urteil3 vereitelt oder weſentlich erjchivert 
werden würde. 

Als ein zureichender Arreſtgrund ift ed 
anzujeben, wenn ba3 Urteil im Auslande 
vollitredt werden müßte. 





8 918. Der perjönlihe Sicherheits- 

“ arreit findet nur jtatt, wenn er erforderlich 

it, um Die gefährdete Zwangsvollſtreckung 

in dad Vermögen des Schuldners zu 
fihern. 


8 919. Für die Anordnung des A 
reſtes iſt ſowohl das Gericht der Haupt- 
ſache als das Amtsgericht zuſtändig, in 





defien Bezirke der mit Arreſt zu belegende | 


Gegenitand oder die in ihrer perjönlichen 
Bee zu beichräntende Perſon ſich be 


— — — 


g 920. Das Geſuch ſoll bie Bezeich- 
ming des Anſpruchs unter Angabe des 
Geldbetrags oder des Geldwerts ſowie 
die Bezeichnung des Arreſtgrundes ent⸗ 

ten. 


Der Anſpruch und der Arreſtgrund ſind 
glaubhaft zu machen. 


Dad Geſuch kann vor dem Gericht* 
fchreiber zu Protokoll erflärt werben. 





8 921. Die Enticheibung kann ohre 
Ku alngige münbliche Verhandlung cr- 
olgen. 


a8 Gericht Tann, auch wenn ber An- 
ſpruch oder der Ürreftgrund nicht glaub- 
ft gemacht ift, den Arreſt anordnen, 
ofern megen der bem Gegner drohende 
Nachteile eine nach freiem Ermeſſen 8 
beitimmenbe Sicherheit geleiltet wird. Es 
lann die Unordnung des Arreftes von 
einer fol Sicherheitsleiſtung abhängig 
machen, jelbft wenn ber Anfpru und 
der Arreſtgrund glaubhaft gemacht find. 


ı 8 922. Die Entideibung über bn3 
Geſuch erfolgt im Talle einer vorgängigen 
mündlichen handlung durch Endurteil, 
anderenjall3 duch Beſchluß. 

Den Beichluß, durch welchen ein Arreſt 
angeordnet wird, hat die Rartei, welche 
den Arreſt erwirft hat, zuitellen zu laſſen. 

Der Belchluß, durch welchen dad Um 
reſtgeſuch zurückgewieſen oder borgängige 
Gidyerheitsleiftung für erforderlich erflärt 
wird, ıft dent Gegner nicht mitzuteilen. 








8 928. In dem Vrreitbefehl ift ein 
Geldbetrag feitzuftellen, durch deſſen Hin⸗ 
terlegung die Vollziehung des Arreſtes 
gehenmit und der ldner zu dem An⸗ 
trag auf Aufhebung vollzogenen Ar⸗ 
teite3 berechtigt wird. 


8 924. Gegen ben Beſchluß, durch 





‚welchen ein Arreſt angeorbnet wird, find. t 


Widerſpruch ftatt. 

Die miberjprechende Partei bat den 
Gegner unter Mitteilung der Gründe, 
welche fie für die Aufhebung des Arreſtes 
geltend machen will, zur mündlichen Bei 
handlung zu laden. 
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Durch erang des Widerſpruchs wird 
en Vollziehung des Arreſtes nicht ges 
mt. 


8 925. Wird "Widerfprud; erhoben, fo 
ift über die Rechtmäßigkeit des Arreſtes 
durg Endurteil Ei entfcheiden. 

ann den Arreſt ganz 
et teilmeife beitätigen, abändern oder 
aufheben, auc die Beitätigung, Abände⸗ 
rung ober fhebung von einer nad 
freiem Ermeſſen Ein beftimmenben Sicher- 
beitäleiftung abhängig machen. 





8 926. Iſt die Hauptjache nicht an⸗ 
—* ſo hat das indie auf An⸗ 
trag ohne vorgängige min De — 
lung anzuordnen, daß die Partei, welche 
den Arreſtbefehl erwirkt A binnen einer 
zu beftimmenden Friſt Klage zu erheben 


babe. 

Wird diefer Anordnung nicht Folge 
geletitet, fo iſt ne Untrag bie Aufhebung 
des Arreſtes durch Endurteil auszu⸗ 
ſprechen. 


8 927. Auch nad) der Beſtaͤtigung des 
Arreſtes Tann wegen veränderter lim- 
hänbe insbefondere wegen Erledigung 

bed Arreſtgrundes oder auf Grund bes 
Erbieten3 zu einer nad freiem Ermeſſen 
u beftimmenden Sicherheitleiftung die 
fhebung des Arreſtes beantragt werden. 

I Entideidung ift duch Endurteil 
zu erlajien; jte erfolgt durch das Gericht, 
weiches den Arreſt angeordnet hat, und 
wern bie Dauptieche anhängig ift, durch 
das Gericht der Hauptſache. 








8 928, Huf D ‚bie Vollziehung de Ar⸗ 
reſtes finden die Borfchriften über die 
Smangdvollitredung entiprechende Anmen- 
dung, jomweit nicht die nachfolgenden Pa⸗ 
ragraphen abweichende Beitimmungen ent 


halten. 


8 929, Arreitbeiehle bedürfen ber 
Vollftredungsflaufel nur, wenn die Boll 
Hebung für einen anderen al3 den in 

fehle bezeichneten Gläubiger oder 
egen cinen anderen al3 den in dem Be- 
ichle bezeichneten Schuldner erfolgen jolf. 

Die Vollziehung bes Arreſtbefehls ift 
unſtatthaft, wenn jeit dem Tage, an wel⸗ 
chem der Beſehl verkündet oder der Partei, 





Civilprozeßorbrnung. 88 925 bi3 932. 


auf deren Geſuch berfelbe erging, zuge 
ſtellt iſt, zwei Wochen verftri ind. 
Die Vollziehung iſt Bor der Buftellung 
des Arreſtbefehls an ben — gr Ar 
läſſig. Sie ift jedoch ohne Wirkung, wem 
die Buftellung nicht innerhalb einer Woche 
nad ber Bollziehung und vor Wblauf 
der für diefe im vorhergehenden Abſatze 
beitimmten Seit erfolgt. 


8 930. ‚Die Roitiefung des Arreſtes 
in bewegliches Vermögen wird durch 
—— — ** Die Pfändung erfolgt 

denjelben Grundſaͤtzen wie jebe an- 

bene Pfändung ımbd gegründet ein Pfand» 

recht mit den im Sm beitimmten Wir⸗ 

—* Tür die Pfändung einer Forde 

— iſt das ug als Boll 
edungögericht 

Gepfünbetes Ge u im Ber» 

— — auf ben Gläubiger 

jettenber Betrag bes Erlöſes werben him 


Br Vollſtr Sgericht tarın auf An⸗ 
Ri anordnen, daß eine bewegliche Tor 

erlihe Sade, wenn fie ber Geſahr einer 
Beträrhtfichen Wertsverringerung tn 
ſetzt iſt oder wenn ine ben 
unverhältnismäßige ſten veru 
mwürbe, verjteigert und ber Exiög inter 
legt werde. 


8 931. Die Borfchriften des 8 930 
gelten auch für bie Vollziehung des Ur- 
reites in ein Schiff, das im Schiffsregiſter 
eingetragen lt. 

ft zur Beit der Arreſtvollziehung die 
Biwangsverjteigerung des Schiffe einge 
leitet, jo gilt bie in dieſem erfahren 
erfolgte Beichlagnahme des Schiffe ala 
erite Pfändung im Sinne des $ 826; die 
Abſchrift des Mändungsprototoile ifl dem 
Vollſtreckungsgericht einzurei 

Das Arreitpfandrecht wird auf Antrag 
des Gläubigers in das Schifföregifter ein- 
getragen; der nach $ 923 feſtgeſtellte 
Geldbetrag ift ald der Höchitbetrag zu 
bezeichnen, für welchen das Schiff haitet 





Sm übrigen finden bie Borfchriften bes 
Bürgerli Geſetzbuchs über das durch 
Rechtsgeſchäft beſtellte Pfandrecht an 


einem Schiffe Anwendung. 


8 932. Die Bollziehung des Arreſtes 
in ein Grundſtück oder in eine 
tigung, für welche die fi) auf Grundſtude 
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beziehenden Borfchriften gelten, erfolgt 
durch Eintragung einer Sicherungshypo⸗ 
thef für die Forderung; der nach 8 923 
feitgeftellte Geldbetrag it als ber Sach 
betrag zu bezeichnen, für melden das 
Grundftüd oder die Berechtigung haftet. 

Im übrigen finden die Vorfchriften der 
88 867, 865 Anmwenbung. 

Der Untrag auf Eintragung der Hypo⸗ 
thef gilt im Sirme des 8929 Abf. 2, 3 
al3 Vollziehung des Arreſtbefehls. 


8 983. Die Vollziehung des perſön⸗ 
lichen Sicherheitsarreftes richtet ſich, 
wenn fie Durch Haft erfolgt, nad) ben 
Vorjchriften der 88 904—913 und, wenn 
lie durch fonftige Beſchränkung ber per- 
ſönli iheit erfolgt, nach den vom 
Arreſtgerichte zu treffenden beſonderen 
Anordnungen, für welche die Beſchrän⸗ 
tungen der Haft maßgebend find. In 
dert Haftbefehl iſt der nach 8 923 feit- 
geiteflte Geldbetrag aufzunehmen. 


8 934. Die Aufhebung etnes voll⸗ 
zogenen Ürreftes gegen Hinterlegung bed 
in dem Wrreftbefehle feftgeitellten Geld- 
betrags erfolgt von dem Xollitredungs- 


gerichte. 

Dad Vollſtreckungsgericht kann bie 
Aufhebung des Arreſtes aud) anordnen, 
wenn die Fortdauer befondere Aufwen⸗ 
dungen erfordert und die Partei, auf 
deren Gefuch der Urreft verhängt wurde, 
den nötigen Geldbetrag nicht vorſchießt. 

Die in diefem Pamgraphen erwähnten 
Entfcheibungen Tönnen ohne vorgängige 
wründlihe Verhandlungen erfolgen. 

Gegen den Bejchluß, durch welchen der 
Arreft aufgehoben wird, findet fofortige 
Beichiverde ftatt. 


8 985. Einitweilige Verfügungen in 
Beziehung auf den Streitgegenitand find 
zuläflig, wenn zu bejorgen iſt, daß durch 
eine Veränderung de3 beftehenden Zu- 
ftandes bie Verwirklichung bes Rechts 
einer Partei vereitelt oder mwejentlich er⸗ 
ſchwert werden Tönnte. 


8 9586. Auf die Anordnung einft- 
weiliger Verfügungen und das weitere 
Berfahren finden die Vorfchriften über 
die Unordnung von Ürreften und über 
das Urreitverfahren entjprechende Anwen⸗ 
dımg, fomweit nicht bie nachfolgenden Pa— 


Nehtsbud. IL 
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ragraphen abiveichenbe Vorſchriften ent- 
halten. 





Verfügungen ift 
i 


ſache ig. 

e Entſcheidung kann in dringenden 
Fällen ohne vorgängige mündliche Ver⸗ 
handlung erfolgen. 


8 938. Das Gericht beitimmt nad) 
freiem Ermeſſen, melde Anorbnungen zur 
Erreichung des Zweckes erforderlich find. 

Die einjtweilige Verfügung kann aud) 
in einer Sequeittation owie darin be⸗ 
ſtehen, daß dem Gegner eine Handlung 
geboten oder verboten, insbeſondere die 
Beräußerung, Belaſtung oder Berpfän- 
dung eines Grunbjtüd3 unterfagt wird. 


8 989. Nur unter beionberen Um⸗ 
ftänden Tann bie Aufhebung einer einft- 
weiligen Berfügung gegen Gicherheits- 
leiſtung gejtattet werben. 


8 940. Einftweilige Verfügungen find 
auh zum Zwecke der Negelung eine 
einjtweiligen Zuſtandes in Bezug auf ein 
jtreitiges Rechtsverhältnis zuläjfig, fofern 
dieje Regelung, insbejondere bei bauern- 
den Nechtöverhältniifen zur Abwendung 
ieientticger Nachteile oder zur Verhin- 
derung Drohender Gewalt oder aus am 
deren Gründen nötig erfcheint. 


8 941. Hat auf Grund ber einſtwei⸗ 
ligen Verfügung eine Eintragung in da3 
Grundbuch oder dad Schiffsregilter zu 
erfolgen, jo ijt das Gericht befugt, das 
Grundb oder die Regiſterbehörde 
um die Eintragung zu erſuchen. 


8 942. In dringenden Fällen kann 
dad Amtsgericht, in deſſen Bezirke fich 
der Streitgegenjtand befindet, eine einjt- 
weilige Berfügung erlajjen, unter Be 
jtimmung einer Yrift, innerhalb welcher 
der Gegner zur mündlichen Verhandlung 
über die Rechtmäßigkeit der einftweiligen 
Verfügung vor das Gericht der Haupt- 
ſ zu laden iſt. 

ie einſtweilige Verfügung, auf Grund 
eine eu ober ein er 
ſpruch gegen die Nichtigleit des 
buchs oder des Schiffsregiſters einge 
tragen werden ſoll, kann von dem Amts 
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gericht, in deſſen Bezirke das Grundſtück 
elegen iſt, oder der Heimatshafen oder 
der Heimatsort des Schiffes ſich befindet, 
erlaſſen werden, auch wenn der Fall für 
dringlich nicht erachtet wird. Die Be 
ftimmung ber im Ubi. 1 begeimeten Frift 
hat nur auf Antrag des Gegners zu er⸗ 


folgen. 

| Pac fruchtloſem Wblaufe der Frift hat 
dad Amtsgericht auf Antrag bie erlafjene 
Verfügung aufzuheben. 

Die in diefem Paragraphen erwähnten 
Entſcheidungen des Umtögericht3 können 
ohme vorgaͤngige mündliche Verhandlung 
erfolgen. 


8 948. Als Gericht der Hauptjacye im 
Sinne ber Beltimmungen biefes Ab⸗ 
ſchnitts iſt das Gericht erfter Inſtanz 
und, wenn bie Hauptſache in ber Be— 
rufungsinſtanz anhängig if. das Be 
rufungsgericht anzufehen. 

Das icht der Hauptfache fit für Die 
nach 8 109 zu treffenden Anorönungen 





— — — 
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ausſchließlich zuftändig, wenn bie Haupt 
ſache anhängig ift oder anhängig ge 
weſen ift. 





8 944. In dringenden Fällen kann 
der Vorſitzende über die in diefem Ab- 
ſchnitt erwähnten Gefuche, fofern deren 
Erledigung eine vorgängige mündliche 
Verhandlung nicht erfordert, anftatt bes 
Gerichts entiiheiben. 


8 945. Ermeift fih die Anorbnung 
eine3 Arreſtes oder einer einjtweiligen 
Verfügung als von Unfang an ungerecht- 
fertigt oder wird die angeorhnzie Mair 
regel auf Grund des 8 926 Abſ. 2 ober 

942 Abſ. 3 aufgehoben, fo ift die 

artei, welche bie Anordnung erwirkt hat, 
verpflichtet, dem Gegner den Schaben zu. 
erjegen, ber ihm aus ber Bollziehun 
der angeorbneten Maßregel ober dadur 
entfteht, daB er die Sicherheit leiſtet, um 
die Vollziehung abzuwenden oder bie Huf 
hebung der Maßregel zu erwirken. 











Neuntes Buch). 
Aufgebotsverfaßren. 


946. Tine öffentliche gerichtliche W:ıf- 
forderung zur Unmelbung von Anſprüchen 
oder Rechten finbet mit ber Wirkung, daß 
die Unterlaffung ber Anmeldung einen 
Rechtsnachteil zur Folge hat, nur in den 
durch ˖ das Gefeb beitimmten Fällen ftatt. 

Tür das NAufgebotsverfahren iſt das 
ae das Gele beitimmte Gericht zu⸗ 
ndig. 


8 947. Der Antrag kann ſchriftlich 
oder zum Protololle des Gerichtsſchreibers 
geſtellt werden. Die Entſcheidung kann 
ohne vorgängige mündliche Verhandlung 


erfolgen. 

a ber Untrag zuläflig, jo hat das 
Gericht das Aufgebot zu erlaſſen. In 
dasſelbe ift insbelonbere aufzunehmen: 

1. die Bezeichnung bes Antragſtellers; 

2. die Aufforderung, die Anſprüche und 
Nechte ſpäteſtens im Wufgebotäter- 
mine anzumelden; 

3. die Bezeichnung ber Rechtsnachteile, 
weiche eintreten, wenn Die Unmeldung 
unterbleibt ; 

4. die Beitimmung eines Yufgebotster- 
mins, 


8 948. Die öffentliche Bekanntmachung 
bed Aufgebots erfolgt durch Anheſtun an 
die Gerichtstafel und durch Einrückung 
in den Deutſchen Reichsanzeiger, außer⸗ 
dem aber, jofern nicht das Geſetz für den 
betreffenden Fall eine abmeidyende Un- 
ordnung getroffen hat, nach den im 

204 für Ladungen gegebenen Vor⸗ 
chriften. 


— — — — — — —— —— — 
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8 949. Auf die Gültigkeit der öffent» 
lichen Belanntmachung pet es Teinen Eins 
fluß, wenn dag anzube tende Schriftftüd 
won dem Orte ber Anheftung zu früh ent» 
fernt ift oder wenn im Falle wiederholter 
Belanntmahung die vorgeichriebenen 
Zwiſchenfriſten nicht eingehalten find. 


8 950. Zwiſchen dem Tage, an wel⸗ 
chem die Einrüdung oder die erfte Ein- 
rüdung des Wufgebot3 in den Deutjchen 
Neichdanzeiger erfolgt ift, und dem Auf 
gebotätermine muß, fern das Geſetz nicht 
eine abiveichende Unordnung enthält, 
ein Beitraum (Aufgebotsfriſt) von mim 
deſtens jech3 Wochen Liegen. 


8 951. Eine Unmelbung, welche nad) 
dem Schluſſe des Wufgebotäterming, 
jedoch vor Erlaſſung des Ausſchlußurteils 
erfolgt, iſt al3 eine rechtzeitige anzuſehen. 


8 952. Das Ausſchlußurteil if in 
aleanlicher Sitzung auf Untrag zu er 
aſſen. 

inem in der Sitzung geſtellten An⸗ 
trage wird ein Antrag gleichgeadhtet, 
welcher vor bem Wufgebotätermine fchrift- 
lich geftellt oder zum Protokolle bes Ge⸗ 
richtsſchreibers erklärt worden ift. 

Bor Erlaſſung des Urteild kann eine 
nähere Ermittelung, insbeſondere die Ver⸗ 
ſicherung der Wahrheit einer Behauptung 
des Antragſtellers an Eidesſtatt, angeord⸗ 
net werden. 

Gegen den Beſchluß, durch welchen 
der Antrag auf Erlaſſung des Ausſchluß⸗ 
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urteil3 zurückgewieſen wird, fotvie gegen 
Beſchränkungen und Worbehalte, welche 
dem Ausichlußurteile beigefügt find, findet 
fofortige Beſchwerde jtatt. 

8 953. Erfolgt eine Anmeldung, 
durch welche dad von dem Antragſteller 
zur Begründung des Antrags behauptcte 
ar itten wird, fo iſt nah Be 
ſchaffenheit des alles entweder das Auf⸗ 
ebotöverfahren bis zur endgültigen Ent- 
eibung über das angemeldete Recht aus- 
zuſetzen, ober in dem Ausſchlußurteile das 
angemeldete Recht vorzubehalten. 





8 954. Wenn der Antragiteller weder 
in dem Wufgebottermine erſchienen iſt 
noch vor dem Termine ben Antrag auf 
Erlajfung des Ausſchlußurteils geftellt 
hat, ſo iſt auf ſeinen Antrag ein neuer 

ermin zu beſtimmen. Der Antrag iſt 
nur binnen einer vom Tage des Aufge⸗ 
boistermind laufenden Friſt von ſechs 
Monaten zuläflig. 


8 955. Wird zur Erledigung des Auf⸗ 
gebotöverfahrend ein neuer Termin be 
itimmt, jo ift eine öffentliche Bekannt⸗ 
machung des Termind nicht erforderlich. 


8 956. Das Geridyt kann die öffent- 
ide Bekanntmachung des mefentlichen 
Inhalts des Ausſchlußurteils durch ein- 
malige Einrückung in den Deutſchen 
——8 anordnen. 





957. Gegen das Ausſchlußurteil 
findet ein Rechlsmittel nicht ſtatt. 

Das Ausſchlußurteil kann bei dem Land» 
erichte, in deilen Bezirfe das Aufge⸗ 
otsgericht feinen Sig hat, mitteld einer 
egen den Antragſteller zu erhebenden 
lage angefochten werben: 

1. wenn ein Fall nicht vorlag, in 
welchem das Geſetz das Aufgebot 
verfahren zuläßt; 

2 menn bie öflentliche Belanntmadjung 
des Aufgebot? oder einer in dem 
Geſetze vorgeichriebene Art der Be 
fanntmachung unterblieben it; 

3 wenn bie vorgeichriebene Aufgebots- 
frift nicht gewahrt iſt; 

4 wenn der erlennenbde Kichter von der 
Ausübung des Richteramts kraft 
Geſetzes ausgeſchloſſen war; 
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5. wenn ein Anſpruch oder ein Recht 
ungeachtet der erfolgten Anmeldung 
nicht dem Geſetze gemäß in dem Ur⸗ 
teile berückſichtigt iſt; 

6. wenn die Vorausſetzungen vorliegen, 
unter welchen die Reſtitutionsklage 
wegen einer ſtrafbaren Handlung 
ſtattfindet. 


8 958. Die Anſechtungsklage iſt binnen 
der Notfrift eined Monats zu erheben. 
Die Friſt beginnt mit dem Zage, an 
weldem der Kläger Kenntnis von dem 
Auzichlußurteile erhalten hat, in dem 
Tsalle jedoch, wenn die Klage auf einem 
der im 8 957 Nr. 4, 6 bezrichneten An⸗ 
jechtungögrünbe beruht und diejer Grund 
an jenem Tage noch nicht zur Kenntnis 
des Klägers gelangt war, exit mit dem 
Tage, an weldem ber Unfechtungsgrund 
dem Kläger befannt geworden it. 

Nach — von zehn Jahren, don 
bem Tage ber Berfündung des Ausſchluß⸗ 
a an gerechnet, tft die Klage unjtatt« 

A 








8 9059. Das Gericht kann die Ber 
bindung mehrerer Yufgebote anordnen, 
auch wenn die VBoraußfegungen des $ 147 
nicht vorliegen. | 


8 960. Für das Wufgebotzverfahren 
zum Bmede der Todeserklärung gelten die 
nachfolgenden bejonderen Bejtimmungen. 





; 961. Huftändig it das icht, in 
befjen Bezirke der Verichollene ben legten 
inländiifhen Wohnfig Hatte. In Cr 


mangelung eines jolden Wohnfiges wird 
das zuftändige Gericht für Angehörige 
eines Bundesſtaats von der Landesjuſtiz⸗ 
verwaltung durch allgemeine Anordnung, 
für andere Verſchollene von dem Reich 
fanzler durch allgemeine Anordnung be 
ſtimmt. 

8 962. Antragsberechtigt iſt der ge 
Ieplihe Vertreter Verſchollenen jorvie 
jeder, as F ee Da eheeätung ein 
rochtliches Intereſſe 
de gejegliche Vertreter bedarf zu dem 
Antrage ber Genehmigung des Vormund⸗ 


ſchaftsgerichts. 


8 968. Der Antragſteller Hat bie zur 
Begründung bed Antrags erforderlichen 


Givilprozekordnung. 88 964 bis 976. 


Thatjacdyen vor der Einleitung des Ver⸗ 
fahren glaubhaft zu machen. 


8 964. Sn das 

nehmen: 

1. die Aufforderung an ben Verſcholle⸗ 
nen, fich ſpäteſtens im Aufgebots⸗ 
termine zu melden, wibrigenjalld die 
Todeserflärung erfolgen. merbe; 

2. die Aufforderung an alle, welche Aus⸗ 
kunft über Neben oder Tod bes Ber- 
fchollenen zu erteilen bermögen, 
jpäteftens im NWufgebotstermine 
Gericht Unzeige zu machen. 


Aufgebot ift aufzu⸗ 





8 965. Die Aufgebotzfrift muß mim 
beften3 ſechs Monate betragen. 





8 9866. In den Fällen ber 88 16 
bis 17 des Bürgerlichen Geſetzbuchs kann 
die Bekanntmachung des Wufgebot3 durch 
öffentliche Blätter unterbleiben. Das 
Gleiche gilt, wenn ſeit der Geburt des 
eriioltenen hundert Jahre verftrichen 


find. 

Unterbleibt bie Bekanntmachung durch 
öffentliche Blätter, fo muß bie Yufgebotg- 
frift mindeſtens ſechs Wochen betragen; 
fie beginnt in diefem Galle mit der Anhef⸗ 
tung be3 Aufgebots an bie Gerichtötafel. 





8 967. Jeder Antragsberechtigte kann 
neben dem Antragſteller oder ſtatt des 
Untragftellew in das Verfahren eintreten. 

rch den Eintritt erlangt er die recht⸗ 

Stellung eines Untragitellers. 


8 968. Dad Gericht hat unter Be 
nußung ber in dem Antrag angegebenen 
Thatj und Beweismittel von Amts⸗ 
wegen Die zur Feititellung bed Sachver⸗ 
halts erforderlichen Ermittelungen zu ver 
anftalten und die geeignet ericheinenden 
Beweiſe aufzunehmen. 

8 969. Wird derjenige, welcher ſich 
ala der angeblich Verichollene meldet, al3 
foldyer von dem Antragiteller nicht aner 
fannt, fo iſt das Verfahren auszuſetzen. 


8 970. Das Gericht hat die Todes⸗ 
erflärung nur außzufprechen, wenn die 
ur Begründung berjelben erforberlichen 
 hatfachen für erwieſen erachtet werden. 

An dem Urteil ift der Beitpunft des 
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Tode nach Maßgabe des 8 18 Abi. 2 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs feftzuftellen. 


8 971. Die bem Wntragiteller er- 
wachlenen Sojten, welche zur zweckent⸗ 
Ipredjenden Durchführung des Verfahrens 
notwendig waren, fallen, wenn die Todes⸗ 
erklärung erfolgt, Nachlaſſe zur Yail. 


8 972. Die Eriebigung ber Aufgebots⸗ 
anträge kann von der Landesjuſtizver⸗ 
waltung für mehrere Umtögerichtöbezirte 
einem Amtsgericht übertragen werben. 
Auf Verlangen des Antragſtellers erfolgt 
die Srfebigung durch das nach 8961 zu- 





ige Gericht. 
Wird das Aufgebot durch ein anderes 
als da3 nad) 8 961 zuftändige Geridjt 
erlajjen, jo ift das Aufgebot auch durch 
Anheftung an die Gerichtötafel des Iet- 
teren Gericht Öffentlich befannt zu 
machen. 





978. Die „nfechtungöfiüge findei 
außer den Fällen des 8 957 Abf. 2 
aud) dann ftatt, wenn bie Todeserffärun 
mit Unrecht erjotgt oder der Zeitpun 
des Tode des Verſchollenen unrichtig 
feſtgeſtellt iſt. 


ı 8 97& Zur Erhebung ber Anfech 
tungsklage ift jeder berechtigt, der an ber 
Aufhebung ber Todeserflärung oder an 
der Berichtigung bes Zeitpunkts bes Tobes 
ein rechtliches Intereſſe hat. 

Die Untechtimgsffage iſt gegen ben- 
jenigen zu richten, welcher die Todes 
erflärung erwirkt Hat, falls aber biefer 
die Klage erhebt oder fall er verjtorben 
oder fein Wufenthalt unbelannt oder im 
Ausland ift, gegen den Staatsanwalt. 


8 975. Auf das Verfahren über bie 


An ugsklage finden die Vorfchriften 
en. 688, 670, bes 8 673 uf 1 
und 8956 entipredyende Anwendung 


— — — 


8 976. Die ufechtungöfinge iſt, jo 
ern fie nicht auf einen im 8 95: 
ſ. 2 bezeichneten Gründe geitligt wird, 
mır —5 der Friſt von einem Mo—⸗ 
nate zuläjlig. Die Friſt beginnt mit ber 
Erlafjung des die ZTodeserllärung aus 
iprechenden Urteil. Die mündliche Ver- 
Et erfolgt nicht vor Ablauf dicfer 
ri 
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Mehrere Anfechtungsprozeſſe find zum 
Zwecke gleichzeitiger Verhandlung und 
Entſcheidung verbinden. Pie Bor 
uhrift des 8 62 findet Unmendung. 

Wird infolge einer Anfechtungsklage die 
Todeserflärung Pr oder eine an⸗ 
dere Todeszeit feitgeitellt, fo wirkt dag 
Urteil für und gegen alle. 

8 977. Kür das Aufgebotäverfahren 
sum Bmwede der Wugfdyiehung des Eigen- 
tümers eines Grundſtücks nad 8 927 
des Bürgerlichen ſrrug gelten Die 
nachfolgenden bejonderen 


8 978. Buftändig ift das Gericht, in 
deijen Bezirke das Grundſtück belegen üt. 


8 979. Antragsberechtigt ijt derjenige, 
weicher das Grundſtück fit der im $ 927 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs beitimmten 
Zeit im Cigenbejige hat. 


8 980. Der Antragiteller * die zur 
Begründung des Antrags erforderlichen 
Thatſachen vor der Eimleitung bes Ber- 
fahren? glaubhaft zu machen. 


8 981. In dem Wufgebot ift ber bis- 
berige Cigentümer aufauforbern, fein 
Recht ſpäleſteus im Aufgebotstermin an- 
umelben, twibrigenfalld feine Ausſchlie⸗ 
* erfolgen werde. 


8 982. Für das Aufgebotsverfahren 
zum Zwecke der Ausſchließung eines 
Hypotheken⸗, Grundſchuld⸗ oder Renten⸗ 
Ich Dan ger auf Grund der 88 1170, 
1171 de3 Bürgerlichen Geſetzbuchs gelten 
die nachfolgenden befonderen Beltim- 
numgen. 











983. Zuftändig iſt dag Gericht, in 
deſſen Bezirke das belaftete Grundftüd 
belegen: ift. 


8 984. Untragsberechtigt ift der Eigen- 
ıümer des belafteten Grundſtücks. 

Im Falle bes 8 1170 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs ijt auch ein im Range 
gleich⸗ oder nadjitehender Gläubiger, zu 
deifen gunften eine Vormerfung nad 
s 1179 bes Bürgerlichen Geſetzbuchs ein- 
getragen ijt, und bei einer Geſamthypo⸗ 
ıhet, Gefamtgrundfcjuld oder Gejamt- 
rentenſchuld außerdem derjenige antrags- 





eitimmungen. 


Fivuprozekordnung. 88 977 bis 989. 


berechtigt, weldjer auf Grund eines im 
Nange gleidy oder nachſtehenden Rechts 
Befriedigung aus einem der belafteten 
Orundjtüde verlangen kann, fofern der 
Gläubiger oder ber fonftige Berechtigte 
für feinen Anſpruch einen vollſtreckbaren 
Schuldtitel erlangt hat. 


8 985. Der Untragitefler hat vor ber 
Einteitung des Verfahrens glaubhaft zu 
madjen, daß der Gläubiger unbelannt ift. 


8 986. Im Falle bes 8 1170 bes 
Bürgerlicyen Geſetzbuchs hat ber Untrag- 
fteller vor der Einleitung des Verfahrens 
auch glaubhaft zu machen, daß nicht eine 
das Aufgebot ausfchließende Anerkennung 
des Rechts des Gläubigers erfolgt ift. 

St die Hypothek für die Forderung 
aus einer Schuldverſchreibung auf ben 
Snhaber beftellt oder der Grundſchuld⸗ 
oder Nentenjchulöbrief auf den Inhaber 
anögeitellt, fo hat der Untragiteller glaub- 
hajt zu machen, daf die Schuldveridjrei- 
bung oder der Brief bi3 zum Ablaufe 
der im 8 801 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs bezeichneten Friſt nicht vorgelegt 
und der Anfpruch nicht gerichtlich geltend 
gemacht worden ift. Iſt die Borlegung 
oder die gerichtliche Geltendmadjung er- 
folgt, jo ijt die im Abſ. 1 vorgefchriebene 
Glaubhaftmachung erforderlich. 

Zur Glaubhaftmachung genügt in den 
Füllen der Abſ. 1, 2 die Verſicherung 
des Untragfieller® an Eidesſtatt, unbe 
ſchadet der Befugnis des Gerichts, ander 
weitige Ermittelungen anzuordnen. 

In dem Aufgebot ift ald Rechtsnachteil 
anzudrohen, daß die Ausſchließ des 
anbigers mit ſeinem Rechte "erfolgen 
iverde. 

Wird dad Aufgebot auf Untrag eines 
nad) 8 984 Abſ. 2 Untragsberechtigten 
erlaffen, fo iſt es dem Cigentümer bes 
Grundſtücks von Amtswegen mitzuteilen. 


8 987. Im Falle des 8 1171 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs Hat der Antrag: 
fteller ſich vor der Einleitung des Ber- 
fahreng zur Hinterlegung des dem Gläu- 
biger gebührenden Betrags zu erbieten. 

In dem Aufgebot ift als Rechtsnach⸗ 
teil anzubrohen, daß der Gläubiger nad) 
der Hinterlegung bed ihm gebührenben 
Betrags feine Befriedigung ftatt aus dem 
Grundjtüde, nur noch aus dem Hinter: 
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legten Betrage verlangen könne und 
ſein Recht auf dieſen verlöſche, wenn er 
fih nicht vor dem Ablaufe von dreißig 
Jahren der Erlaſſung des Ausſchluß⸗ 
urteils bei der Hinterlegungsſtelle melde. 
Dängt bi Välligfeit der Forberung von 
einer Kündigung ab, fo erweitert fich Die 
Aufgebotafrift um die Fü igmgetit 

Das Ausſchlußurteil darf erſt dann ew 
laſſen werden, wenn die Hinterlegung er⸗ 
folgt iſt. 


8 988. Die Vorſchriften des 8 983, 
des 8984 Abſ. 1, des 8985, des 8986 
Abſ. 1—A und des 8 987 finden auf 
das Wufgebot3verfahren zum Zwecke der 
in ben 887, 1104, 1112, 1269 bes 
Bürgerlichen Geſetzbuchs für die Nor 
merkung, das Berlaufsrecht, die Rcallaft 
und für das Pfandrecht an Schiffen be 
ftimmten Wusichließung des Berechtigten 
entjprechenbe Anwendung. 

In den Fällen der 88 887, 1104, 1112 
bes Bürgerlichen Geſetzbuchs ift auch ber- 
jenige antragsberechtigt, welcher auf 
Grund eines im Range gleich oder nad 
ftehenden Rechts Befriedigung aus dem 
Grundſtücke verlangen fann, fofern er für 
feinen Untrag einen vollitredbaren Schuld» 
- titel erlangt hat. Das Aufgebot ift dem 
Eigentümer de3 Grundſtücks von Amts 
megen mitzuteilen. 

& 989. Tür das Yufgebotöverfahren 
zum Pivede * Ausſchließung von Nach⸗ 
laßglaͤubigern auf Grund des 8 1970 des 
Bürgerli Geſetzbuchs gelten die nad 
folgenden befonderen Beffimmungen. 

ift das Amtsgericht, 


8 990. Zuſtändig 
dem die Verrichtungen bes Na lage 
richts obliegen. Sind dieſe Verrrich⸗ 
tungen einer anderen Behörde als einem 
Amtsgericht Übertragen, fo iſt dad Amts⸗ 


gericht uftändig, in befien Bezirke bie 
Yachrafbebörde ihren Sig hat. 


8 991, Antragsberechtigt ift jeder Erbe, 
fofern er nidt Mir die Nachlaßverbind- 
em ur ale Kaya 91 % 
u ntrage ji ein Na 

laßpfleger und ein Teſtamentsvollſtrecker 
berechtigt, wenn ihnen die Verwaltung 
achlaſſes zuſteht. 

(Erbe und ber Teſtamentsvollſtrecker 








des 
Der 
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förnen ben Untrag erit nad ber An⸗ 
nahme der Erbichaft fteflen. 





8 992. Dem Untrag ift ein Verzeich⸗ 
ni3 ber befannten Nachlaßgläubiger mit 
Ungabe ihres Wohnort? beizufügen. 





P 998. Das Aufgebot foll nicht er 
lafjen werden, wenn bie Eröffnung bed 
Nachlaßkonkurſes beantragt ift. 

Durch bie Eröffnung des Nachlaßkon 
Kuries wird das Wufgebotsverfahren be 
endigt. 


8 994. Die Uufgebotzfrift ſoll höch⸗ 
ftens ſechs Monate betragen. 

Das Aufgebot ſoll den Nachlaßgläu⸗ 
bigern, welche bem Nachlaßgericht ange 

gt find und deren Wohnort befannt 
it, von Amtswegen zugeltellt werben. Die 
Buftellung kann durch Aufgabe zur Pofl 
erfolgen. 


8 995. In dem Yufgebot.ift den Nach⸗ 
faßgläubigern, welche jich nicht melden, 
als Nechtönachteil anzubrohen, daß fie, 
unbeichadet des Rechts, vor den Verbind- 
lichteiten aus Pflichtteilsrechten, Ber- 
mächtniffen und Auflagen berüdiichtigt zu 
werben, von dem Erben nur infoweit Be 

iedigung verlangen Tönnen, als ſich nad) 

efriedigung der nicht —A— ſenen 
Glaͤubiger noch ein Ueberſchuß ergiebt. 











8 996. Die Anmeldung einer Forde 
rung hat die Angabe des Gegenſtandes 
und des Grundes der Forderung zu ent- 
halten. Urkundliche Beweisſlücke Kb in 
-rſchrift oder in Abſchrift beizufügen. 

Das Gericht hat die Einfiht der Un- 
meldungen jedem zu geftatten, ber ein 
rechtliches Intereſſe glaubhaft madit. 


8 997. Sind mehrere Erben vorhan- 
den, fo kommen ber von einem Erben ge- 
fteflte Untrag und das von ihm ermirtie 
Ausfchlußurteil, unbeſchadet der Vorſchrif⸗ 
ten des Bürgerlichen Geſetzbuchs über bie 
unbeſchrãnkte Haftung, auch den anderen 
Erben zu flatten. Als Nechtönachteil iſt 
den Nachlaßgläubigern, welche ſich nicht 
melden, auch anzudrohen, daß jeder Erbe 
nach der Teilung des Nachlaſſes nur für 
den ſeinem Erbteil entſprechenden Teil 
der Verbindlichleit haftet. 
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Die Erlaſſung des Aufgebot? mit An⸗ 
Drohung des im Abt. 1 Sat 2 beftimmten 
Rechtsnachteils kann von jedem Erben 
auch dann beantragt werden, wenn er 
für bie Nachlaßverbindlicjleiten unbe 
ſchränkt haftet. - 


998. Im alle der Nacherbfolge 

die Verquit des 8 997 Ubf. 1 

Ka 1 auf den Borerben und den Nady 
erben entiprecjenbe Anwendung. 


999. Iſt eine Ehefrau bie Erbin 
und gehört der Nachlaß zum eingebradhten 
Gute oder zum Gejamtgute, fo lann ſo⸗ 
au bie Ehefrau als be Ehemann ba3 
Aufgebot beantra agen, 9 e daB die Zu⸗ 

ftimmung be3 anderen Teils ne 
iſt. Das Gleiche gilt, wenn der Nachla 
im ne ehört, auch nad der 

eendigu infchaft. Ver von 
dem einen 1 Ehegatten ga Untrag und 
das von ihm emvirkte Ausſchlußurteil 
onen aud) dem anberen Ehegatten zu 
ttatten. 


8 1000. Hat ber Erbe die Erbſchaft 
verfauft, fo kann ſowohl der Käufer als 
ber Erbe das Wufgebot beantragen. Der 
von dem einen Teile geitellte Untrag und 
das von ihm erwirkte Ausſchlußurteil 
fommen, unbeichadet ber Vorjchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs über die unbe 
ſchränkte Haftung, aud) dem anderen Teile 
zu ftatten. 

Diefe Veltimmungen finden entjpre- 

Unmendung, wenn jemand eine 
buch Vertrag erworbene Erbichaft ver- 
fauft oder ich zur Veräußerung einer 
ihm angefallenen oder anderweit von ihm 
erworbenen Erbihaft in fonftiger Weiſe 
verpiluhtet hat. 


8 1001. Die Beſtimmungen ber 
88 990996, 999, 1000 finden ım alle 
der fort geſehten Gütergemeinfchaft auf | 
das —— en zum Zwecke der 
nad) dem 8 1489 Abſ. 2 und dem 81970 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuläffigen 
AusichlieBung von Oejamtgutögläubigern 
entjprechende Anvenbung. 


81002. Für daſs 9 Aufgebotsverfahren 
zum Smede ber Ausjchließung von le 
gläubigern auf Grund des &dı 
Handelsgeſetzbuchs und bes 111 * 











Civilproʒzeßordnung. 88 998 bis 1005. 


Geſetzes, betreffend bie privatrechtlichen 
Berhältniffe der Binnenfchifiahrt, vom 
15. Juni 1895 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 301) 
gelten die nachfolgenden bejonderen Be⸗ 


ſtimmungen. 
Buftändig iſt das Geriqht, in deſſen 
Bezirke ne der Heimatshafen ober ber 


Heimatort bes Schifſes befindet. 
Unterfiegt da3 Schiff ber Eintragung 
in ve a fo fann ber Un 
ach der Eintragung ber Ver 
— we Fir Schiffes geiteit werben. 
Der giteller hat die ihm befannten 
Borderumgen aan Schifisgläubigern an⸗ 


z 
Er Aufgebotsfrift muß minbeftens brei 


Monate betragen. 
In dem m Aufgebot in den Schiffägläu- 
Sigem, ſich nicht melden, ala 


—— — anzudrohen, daß ihre Pfand- 
rechte erlöjchen, jofern nicht ihre Forde 
rungen ben Antragſteller belannt find. 


8 1003. var das Aufgebotsverfahren 
zum Zwecke ber Kraftloserllärung einer 
Urkunde gelten die nachfolgenden befon- 
deren Beitimmungen. 


8 1004. Bei Rapieren, welche auf den 
Inhaber lauten oder welche duch In⸗ 
bofjament übertragen werben können und 
mit einem Blanfoindofjamente verjehen 
find, ft der bisherige Inhaber des ab⸗ 
nden gelommenen vder vernichteten Pa- 
piers berechtigt, das Wufgebotsverfahren 
zu beantragen. 

Bei anderen Urkunden iſt derjenige zu 
dem Untrage berechtigt, melcher das Hecht 








aus ber Urkunde geltend machen Tann. 


‚ 81005. Fuür Das Aufgebotsverfahren 
bad Gericht des Ortes zuſtändig, wel⸗ 
—* die Urkunde als den ungsort 
bezeichnet. Enthält bie Urkunde eine ſolche 
Bezeichnung nicht, ſo iſt das Gericht zu⸗ 
ſtaͤndig, bet weichem ber Ausſteller ſeinen 
allgemeinen Gerichtsſtand hat, und in Er⸗ 
mangelung eine? ſolchen Gerichts das⸗ 
der Ausſteller zur 
zet — — re allgemeinen 
ichtöftand gehabt 5 
Sft die Urkunde über ein im Grund» 
eingetragenes Recht a Se aus fo 
it das t der belegenen Sache aus 
ſchließlich zuftändig. 





jenige 


Civilproʒeßordnung. 88 1006 bis 1011. 


P 1006. Die Erledigung der Anträge 
auf Erlafjung des Aufgebot3 zum Zwede 
ber Sraftloserflärung eines auf ben In⸗ 
haber lautenden Papier3 kann von ber 
Jandesjuftizverwaltung für mehrere Amts⸗ 
gerichtäbezirfe einem Umtsgericht über 


- tragen werben. Auf Verlangen des An⸗ 


tragſtellers erfolgt bie Grlebigung durch 
das nach 8 1005 zuftänbige Gericht. 
Wird das Aufgebot durch ein anderes 
als das nach 8 1006 zuſtändige Gericht 
erlaſſen, ſo iſt das Aufgebot auch durch 
Anheftung an bie Gerichtstafel des Ich- 
teren Gerichts öffentlich befannt zu machen. 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen 
Vorichriften, durch welche für das Auf 
gebotäverfahren zum Zwecke der Krafi⸗ 
loserflärungen von Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber, die ein Bunbezftaat 
oder eine ihm angehörenbe Körperichaft, 
Stiftung oder Anftalt bes Öffentlichen 
Rechts ausgeftellt oder für deren Bezah- 
lung ein Bunbesftaat die Haftung über- 
nommen bat, ein beitimmte3 Amtsgericht 
für ausschließlich zuftändig erflärt wird. 


— — — 


8 1007. Der Antragſteller hat zur 
Begründung des Untrags: 
1. entweder eine Abſchrift ber Urkunde 
beizubringen, oder den tejentlichen 
Inhalt der Urkunde und alles an- 
zugeben, was zur vollitändigen Er⸗ 
Tennbarfeit derfelben erforderlich ift; 
2. den Berluft der Urkunde ſowie bie 
jenigen Thatfachen glaubhaft zu 
m ‚ von welden feine Berech⸗ 
tigung abhängt, das Aufgebotsver⸗ 
rn zu beantragen; 
ſich zur Serliherung ber Wahrheit 
Ieiner Angaben an Eidesſtatt zu er- 
ieten. 


8 1008. Sn bem Aufgebot iſt ber 
Inhaber ber Urkunde aufzuforbern, ſpä⸗ 
teitend im Wufgebotstermine feine Nechte 
bei dem Gericht anzumelben und bie Ur 
funbe vorzulegen. Als Rechtsnachteil ift 
anzubrohen, baß die Kraftlogerflärung ber 
Urkunde erfolgen werde. 





8 1009, Die öffentlihe Bekannt» 
machung des YAufgebot3 erfolgt durch An⸗ 
ftung an die ichtötafel und in dem 


Iolale ber Börſe, wenn eine folde am 
Site des Aufgebotsgerichts befteht, ſowie 
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durch dreimalige Einrüdimg in die im 
8 8. Abſ. 2 bezeichneten Blätter. 

Das Gericht kann anordnen, daß bie 
Einrüdung noch in andere Blätter und 
zu —— alen erfolge. 

Betrifft das Auftgebot ein auf den In⸗ 
haber lautendes Papier und iſt in der 
Urkunde vermerkt oder in den Beſtim⸗ 
mungen, unter denen die nee 
ftantliche Genehmigung erteilt worden iſt, 
vorgeſchrieben, daß die öffentliche Bekannt⸗ 
machung durch beſtimmte andere Blätter 
zu erfolgen habe, fo muß bie Belannt- 
machung auch durch Einrüdung in dieſe 
Blätter erfolgen. Das Gleiche gilt bei 
Schuldverfhreibungen, bie von einem 
Bundesftaat ausgegeben find, wenn bie 
Öffentlihe Bekanntmachung durch be= 
ftimmte Blätter Tanbeageletzlich vorge 
fchrieben iſt. 

8 1010. Bei Wertpapieren, für melde 
von Zeit gu Zeit Zins⸗, Renten oder 
Geminnanteilicheine ausgegeben werben, 
ift ber Uufgebotstermin jo zu beitimmen. 
bob dei au —7 Fi fe einer, jet 

t au emachten Ver⸗ 
luſtes —— Reihe von Zins⸗, 
Nenten- ober Gervinnanteilfcheinen fällig 

orden ijt und feit der Fälligkeit des 
eiben fechd Monate abgelaufen find. 

Bor Erlaffung des Ausſchlußurteils hat 
ber Untragiteller ein nach Ablauf diejer 
fechömonatigen Frift ausgeftelltes eugnig 
der betreifenben Behörde, Klaſſe oder 
oder Unftalt beizubringen, daß Die Ur- 
funde feit ber Zeit des grau aft ge 
machten Berluftes ihr zur Ausgabe neuer 
Scyeine nicht vorgelegt jei und daß die 
neuen ine an einen anderen ala ben 
UÜntragfteller nicht ausgegeben jeien. 


8 1011. Bei Wertpapieren, für welche 
Bing, Renten- oder Gemwinnanteiljcheine 
zulegt für einen längeren Beitraum als 
vier Jahre ausgegeben find, genügt es, 
wern ber Aufgebotätermin jo beitimmt 
wird, daß bis zu demſelben ſeit der Brit 
des glaubhaft gemachten Verluſtes von 
dem zuletzt auögegebenen Scheinen ſolche 
für vier Jahre jällig geworden und jeit 
der Fälligkeit des lebten derſelben ſechs 
Monate abgelaufen jind. Scheine für 
Beitabfchnitte, für welche feine Binien, 
Renten ober Gemwinnanteile gezahlt mer» 
den, kommen nuht in Betracht. 





618 


Vor Erlaffımg des Ausſchlußurteils hat 
der Untragiteller ein nad) Ablauf Diejer 
ſechsmonatigen Frift ausgeſtelltes Zeug⸗ 
nis der betreffenden Behörde, Kaſſe oder 
Anſtalt beizubringen, daß die für die 
bezeichneten vier Sabre und fpäter etwa 
fällig gewordenen Scheine ihr von einem 
Unberen als dem Untragfteller nicht vor⸗ 

efegt feien. Hat in der Zeit feit dem 
Erlaſſe des Aufgehots eine Ausgabe neuer 
Scheine ftattgefunden, fo muß ba3 Zeu 
ais auch Die im $ 1010 Ubi. 2 bezei 
neten Ungaben enthalten. 


8 1012, Die Borjchriften der 88 1010, 
1011 finden infoweit feine Anwendung, 
als die Zind-, Nenten- oder Gemwinnan- 
teilfcheine, deren Yälligfeit nach dieſen 
Vorichriften eingetreten fein muß, von 
bem Untragftelfer vorgelegt werben. Der 
Borlegung der Scheine jteht es gleich, 
wenn das Zeugnis ber betreffenden Be- 
börde, Kafje oder Anftalt beigebracht 
wird, daß die fällig geivordenen Scheine 
ihr von dem Untragfteller vorgelegt wor⸗ 
ben feien. 





8 1013. Bei Wertpapieren, für welche 
Zins⸗, Nenten- ober Gemwinnanteilfcheine 
ausgegeben find, aber nicht mehr aus- 
gegeben werben, ift, wenn nicht bie Vor⸗ 
audfegungen ber u 1010, 1011 vorhan- 
ben find, der Aufgebotstermin jo zu be 
Säliptet Des Ichien anögegebenen Scher 

‚älligfeit de3 lebten auögegebenen i 
nes Ehe Monate abgelaufen find. 


8 1014. Sft in einer Schuldurkunde 
eine Derfallzeit angegeben, welche zur ‚Zeit 
ber eriten Einrüdung bes Wufgebot3 in 
den Deutichen Reichsanzeiger noch nicht 
eingetreten iſt, und find bie Boraus- 
ſetzungen Der 5 1010—1013 nicht vor» 
handen, jo ift der Wufgebotstermin fo zu 
beitimmen, daß ſeit dem Berfalltage f 
Donate abgelaufen jind. 


8 1015. Die Uufgebotsfrift muß min- 
beitens ſechs Donate betragen. Der Auf⸗ 
gebotstermin darf nicht über ein Ser 
hinaus beitimmt werden; folange ein jo 
naher Termin nicht beitimmt werben Tann, 
iit das Aufgebot nicht zuläffig. 


3 1016. Meldet der Inhaber ber Ur 
tunde vor dem Wufgebotötermine jeine 








Civilprozeßorbnung. 


88 1012 bis 1019. 


Rechte unter Borlegung ber Urkunde an. 
fo hat das Gericht den Antragiteller die 
bon au benachrichtigen und ihm die Ein- 
ſicht Urkunde innerhalb einer zu be 
ſtimmenden Frift zu geitatten. Aut An- 
trag bes Inhabers der Urkunde tft zur 
Borlegung berjelben ein Termin zu be 
ftimmen. 

8 1017. Sn dem Ausſchlußurteil iſi 
die Urkunde für kraftlos zu erflären. 
Das Ausichlußurteil in feinem mejent- 
lichen Inhalte nad) durch die Deutjchen 
—— bekannt zu machen. Die 
Vorſchriften des 8 1009 Abſ. 3 finden 
entſprechende Anwendung. 

In gleicher Weiſe hat nach eingetretener 
Rechtskraft die Bekanntmachung des auf 
die Anfechtungsklage ergangenen Urteils, 
ſoweit dadurch die Kraitloserflärung auf⸗ 
gehoben wird, zu erfolgen. 





8 1018. Derjenige, welcher das Aus— 
ſchlußurteil erwirkt hat, iſt dem durch die 
Urkunde Verpflichteten gegenüber berech 
tigt, die Rechte aus der Urkunde geltend 


zu machen. 

Wird das Ausſchlußurteil infolge einer 
Anfechtungsklage aufgehoben, ſo bleiben 
Die auf Grund des Urteils von dem Ver⸗ 
pflichteten bewirkten Leiftungen auch Drit- 
ten, insbeſondere dem Unfechtungsffäger, 
egenüber wirkſam, es fei denn, baß der 
erpflichtete zur Zeit ber Xeiftung bie 
Aufhebung des Ausichlußurteil3 gelanınt 





8 1019. Bezweckt ba3 Aufgebotsver⸗ 
fahren die Kraftloserflärung eines auf 
ben Inhaber Tautenden Papiers, jo hat 
das auf Untrag an den Ausſteller 
[otvie an —* dem Papier un bie on 
ntragiteller bezeichneten Bahli 
das Verbot zu erlaſſen, an ben Inhaber 
de Papiers eine Leiltung Ri bewirlen, 
insbeſondere neue HYind-, Renten⸗ oder 
Sewinnanteilicheine oder einen Erncue⸗ 
rungsſchein auszugeben (Bahlungsiperre) ; 
mit dem Berbot it die Benachrichtigung 
von ber Einleitung bes  Uufgebot3ver- 
fahren zu verbinden. Das Verbot ift in 
gleicher eife wie das Wufgebot öffentlich 
annt zu machen. 
Das an ben Ausfteller erlafjene Verbot 
tft auch den Hahlſtellen gegenüber wirt 


Eivilprogekordnung. 


fan, welche nicht in dem Papiere bezeidy 
net find. 


Die Einlöfung der vor dem Verbot 
audgegebenen Zins⸗, Renten⸗ oder Ge 
winnanteiljcheine wird von dem Verbote 
nicht betroffen. 

8 1020. Iſt die fofortige Einleitung 
des Wufgebotäverfahrene nach 8 1015 
Sag 2 zuläffig, fo Hat das Gericht die 
QahlıngSiperre auf Untrag ſchon vor ber 

inleitung des Verfahrens zu verfügen, 
fofern die übrigen Erforderniſſe für bie 
Einleitung vorhanden find. Wuf den Un 
trag finden die Vorfchriften des 8 947 
Era 1 Unwendimg. Das Verbot iſt nad 
Mafgabe des 8 948 öffentlich bekannt 
zu machen. 


8 1021. Wirb bie Zahlungsſperre an- 
geordnet, bevor feit ber Zeit bes glaub- 
haft gemachten Verluftes Binz, Nenten- 
oder Gemwinnanteilicheine ausgegeben wor⸗ 
den find, fo ift die Beibringung des im 
s 1010 Abſ. 2 vorgefchriebenen Beug- 
niſſes nicht erforderlich. 


8 1022. Wird das in Verluſt gelom⸗ 
mene Papier Dem Gerichte vorgelegt ober 
wird das „ulgebotöverfa ren in anderer 
Weife ohne affung eines Ausſchluß⸗ 
urteild erledigt, jo iſt bie Zahlungsſperre 
von Amtswegen aufzuheben. Das Gleiche 
gi, wenn Die aa bern vor ber 

inleitung des Wufgebot3verfahrend an- 
geordnet worden ift und bie Einleitung 
nicht binnen ſechs Monate nad; der Be 
feitigung des ihr re Hin⸗ 
derniſſes beantragt wi Iſt das Auf 
gebot oder die Zahlungsſperre öffentlich 
bekannt gem worden, fo iſt die Er⸗ 
ledigung des Verfahrens oder die Auf⸗ 
bebung ber Zahlungsſperre von Amts«- 
wegen durch ben Deutſchen Reichsanzeiger 
bekannt zu machen. 


| 


88 1020 bis 1024. 618 
Im alle ber Vorlegung des Papierz 
aufzuheben, 


ift bie önbtungäiperee 

n dem Antragſteller die Einfich 

vd ‚Maßgabe bes 81016 geftattet wor⸗ 
t a 


Segen ben Beſchluß, durch welchen bi 
ae en en 
jofortige Beſchwerde ftatt. 


8 1028. Bezweckt das Wufgebotsver- 
fahren bie Krafttoßerflärung einer Ur 
kunde der im & 808 des Bürgerlichen Ge 
ſetzbuchs bezeichneten Urt, fo fi Die 
Soriäriften bes 81006, bes 8 1009 
Abſ. 3, des 8 1017 Abf. 2 Sab 2 und 
ber 88 1019—1022 entiprechende An⸗ 
wendung. Die ‚„anbeögeiepe fönnen über 
bie meröfienttihung des Aufgebot3 und 
der int $ 101 f. 2, 3 und in ben 
8 1019, 1020, 1022 vorgeiceiebenen 
ekanntmachungen ſowie über Die Auf— 
are abweichende Vorſchriften er 
en. 








8 1024. Bei Aufgeboten, welche auf 
Grund ber 88 887, 927, 1104, 1112, 
1162, 1170, 1171, 1269 bes Bürger 
lihen Geſetzbuchs ſowie auf Grund bes 

765 bes Handelsgeſetzbuchs und bes 

111 des Ceſetzes, betreffend die privat 
rechtlichen Berhältnnifie ber Binnenſchiff⸗ 
fahrt, vom 15. Zuni 1895 ergehen, lön- 
nen die Landesgeſetze bie Wıt der Ver⸗ 
öffentlichung des Yufgebot3 und des Aus⸗ 
ſchlußurteils ſowie die Aufgebotsfrift an⸗ 
ders beſtimmen, als in den 88 948, 950, 
956 vorgeſchrieben iſt. 

Bei Aufgeboten, welche auf Grund bes 
8 1162 des Bürgerlichen Geſetzbuchs er⸗ 
gehen, fönnen bie Danbeageiche bie Url 
der Veröffentlichung des Aufgebots, bes 
Fer ßurteils und des — im — 

. 5 bezeichneten Urteils ſowie Die Auf⸗ 
gebotzfrift auch anders beitimmen, ala 
in den 88 1009, 1014, 1015, 1017 nor 
geihrieben ift. 


Zehntes Buch. 
Schiedsrichterſiches Berfaßren. 


— — 


5 1025. Die Vereinbarung, daß bie 


Enticheidung einer Rechtöftreitigleit durch | 


der Schiedsrichter 
ei, Sat oe —— —— 
* Mach bes Ohne — —— 
gen 
zu ſchließen. 


Ein Sch Schiedsvertrag über 
——— hat feine 
Wirkung, wenn er nit auf 
ein beitimmtes Nechtöverhältni3 und die 
aus demſelben entipringenden Nechtö- 
ftreitigleiten ſich ‚begießt. 


8 1027. Iſt nad) den Beſtimmungen 
des bürgerlichen Rechts ein mündlid ge 


— — — — 


— — 


ſchloſſener Schiedsvertrag gültig, ſo kann anderen 


jede Partei die Errichtung einer ſchrift⸗ 
lichen Urkunde über den Vertrag ver- 
langen. 

8 1028. Zft in dem Schiedsvertrag 
eine Beitimmung über Die Ernennumg ber 
Schiedsrichter nicht enthalten, fo wird 
von jeder Partei ein Schiedärichter er» 
nannt. 





| 
| 
| 
' 
| 


8 1029. Steht beiden Parteien bie | 


Ernennung von Schiedsrichtern zu, jo hat 


die betreibende Partei dem Gegner ben | 


Schiedsrichter ſchriftlich mit der Auffor- 
derung zu bezeichnen, binnen einer ein- 
wöchigen Friſt leinerjeit3 ein Gleiches zu 
thun. 

Nach fruchtloſem Ablaufe der Frift 
wırd auf Antrag der betreibenden Partei 


der Schiedörichter von dem zuftänbigen 
Gericht ernannt. 


8 1080. Eine Parte Partei ift an die durch 
jie erfolgte Emennung eines Schied⸗ 
richter8 dem Gegner gegenüber gebunden, 
er derfelbe ige von ber Er 
nennung —* Bat. 


8 1631. Wenn ein nicht in bem 
Schiedsvertrag ernannter Schtebärichter 
ftirbt oder aus einem anderen Grunde 
twegfällt ober die Ueberna oder bie 
Ausführung des Schiedsrichteramts ver- 
weigert, jo Hat bie Partei, welche ihn 
ernannt bat, auf Wufforberung des Greg 
ners ner binnen einer einwoͤchigen Friſt einen 

Schiedsrichter zu Nach 
fruchtloſem Ablaufe der Friſt wird au 
Untrag ber betreibenden Partei 
Schiedsrichter von dem zufländigen Fi 
ruht ernannt. 


des 1032. Ein Schiedsrichter fan aus 
benjelben Gründen und unter benjelben 
Borausfegungen abgelehnt werben, weiche 
Bu Abt eh eined Richters berechtigen 
lehnung kann außerbem er * 
en —8* ein nicht in dem Schiedsver⸗ 
trag ernannter Schiedsrichter die Erfül⸗ 
se feiner Pflichten ungebührlich ver- 


uen, Minderjährige, Taube, Stumnie 
und Perfonen, mweldjen die bürgerlidjen 
Ehrenrechte aberlannt find, lönnen ab- 
gelehnt werden. 





Eivilprogeßordnung. 88 1033 bis 1042. 


1033. Der Schiebövertrag tritt 
außer Kraft, fofern nicht für den be 
treffenden Fall burch eine Vereinbarung 
der Parteien Vorſorge getroffen ift: 


1. wenn beitimmte Perfonen in dem 
Vertrage zu Schiedärichtern ernannt 
find und ein Schiedsrichter ftirbt 
ober aus einem anderen Grunde weg⸗ 
fällt ober die Uebernahme bed Schieds⸗ 
richteramts verweigert oder bon dem 
mit ihm geſchloſſenen Bertrage zu- 
rüdtritt oder die Erfüllung feiner 
Pflichten ungebührlich verzögert; 

2. wenn die Schiedsrichter ven Parteien 
anzeigen, daß unter ihnen Stimmen- 
gleichheit jich ergeben habe. 





1034. Die Schiebsrichter haben vor 
Erlaſſung bes Schiebölprudi ie Bar 
teien zu hören das dem Gtreite zu 
Grunde Tiegende Sacpverhältnis zu er- 
mitteln, —* ſie die Ermittelung für 
erforderlich erachten. 


5 1035. Pie Schiedärichter lönnen 
und Sachverſtaͤndige vernehmen, 
freiwillig vor ihnen ericheinen. 
Bur Beeibigung eines Beugen oder eines 
Sadverftändigen und zur Abnahme eines 
een eibeß ſind bie iedsrichter nicht 
ugt. 





wel 





8 1036. Eine von ben Schiebgrichtern 
für erforderlich erachtete richterliche Hand» 
tung, zu deren Vornahme diejelben nicht 
befugt (ind, itt auf Antrag einer Partei, 


jofern der Antrag für zuläflig erachtet 
wird, von dem zuftänbigen Gerichte vor- 
zunehmen. 


Dem Gerichte, welches bie Vernehmung 
oder Beeidigung eines Beugen oder eines 
Sacveritändigen angeordnet Dt, ſtehen 


auch die Entſcheidungen welche im 
Falle der Verweigerun eugniſſes 
oder des Gutachtens er oeberfi werden. 





8 1037. Die Schiedsrichter können 
da3 Verfahren fortjegen und den Schieds⸗ 
ſpruch erlaffen, auch wenn die Unzu- 
läfjigfeit des ſchiedsrichterlichen Ber» 
fahrens behauptet, ingbejondere wenn 
geltend gemacht wird, daß ein rechtsgül⸗ 
tiger Schiedsvertrag nicht beitehe, daß 
ber Schiebävertrag ſich auf den zu ent- 
ſcheidenden Streit nicht beziche oder daß 


— — — — ——— 
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ein den Bernchlam zu ben ſchiedsrichter⸗ 
rrichtungen nicht befugt jet 


8 1038. Zt ber Schiedsſpruch von 
mehreren Schiedsrichtern zu erlaſſen, ſo 
iſt die abſolute Mehrheit der Stimmen 
entſcheidend, ſofern nicht der Schiedsver 
trag ein anderes beſtimmt. 


—— — 


8 1039. Der Schiedsſpruch ift unter 
Ungabe bes Tages ber Abfaſſung von 
ben Schiebörichtern zu unterfchreiben, ben 
Parteien in einer von ben Schiedsrichtern 
unter ichriebenen, ern F uſtellen 
und unter ndun 
der Zuſtellung ER, Gerichtsfgjreibere 
des zuitändigen Gerichts niederzulegen. 


8 1040. Der Schiedsſpruch hat untet 
den Parteien bie Wirkungen eines recht 
kräftigen gerichtlichen Urteils. 





8 1041. Die Aufhebung des Schiebs⸗ 

ſpruchs Tann beantragt werben: 

1. wenn das Verfahren unzuläflig war; 

2. wenn der Schiedsſpruch eine Barte! 

einer Handlung verurteilt, deren 
omahme verboten ift; 

3. wenn die Bartei in dem Verfahren 
richt nach Borfchrift der Geſetze ver- 
treten war, jofern fie nicht Die Pro⸗ 

Brührung ausdrücklich oder ſtill⸗ 
—— enehmigt hat; 

4. wenn der Harte, in dem Verfahren 
das rechtliche Gehör nicht gemährt 
war; 

5. wenn der Schiedsſpruch nicht mil 
Gründen verjehen i 

6. wenn bie Vorausfegungen borkiegen, 
ımter ber 

Nr. nn —* — die ——* 


‚Ha 
— ——— de3 no ebbipruche fin⸗ 
bet au Nr. 4, 5 erwähnten 
Gclnden ee akt, wenn die “Parteien 
ein anderes vereinbart haben. 


8 1042, Aus dem Schiedsſpruche fin⸗ 
det bie Zwan geuoliiredung nur ftatt, 
werm ihre gu fiafei durch a Boll- 
ftredungäurtell ausgeſprochen iſt 

Das — — ift nicht zu 
erlafien, wenn ein Grund vorliegt, aus 
welchem bie Aufhebung des Schiebsfpruchd 


' beantragt werden Tarın. 
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8 1043. Nah Erlafjung des Boll- 
ftredimgsurteil3 Tann die Aufhebung des 
Schiedsſpruchs nur aus den im 8 1041 
r.6 bezeichneten Gründen und nur 
dann beantragt werben, wenn glaubhaft 
gemacht wird, baß bie Partei ohne ihr 
Verſchulden außer jtande geivejen jei, den 


Aufhebungsgrund in bem früheren Ber- 
jahren geltend zu machen. 





8 1044. Die Plage auf Aufhebung 
des Schiedsſpruchs ift im Falle des vor⸗ 
ee aragraphen binnen der Not- 
jrilt eines Monat3 zu erheben. 

Die Friſt beginnt mit bem Tage, an 
welchem bie Partei von dem Aufhebungs⸗ 

Kenntnis erhalten hat, jedoch nidjt 
vor eingetretener diechtskraft des Voll⸗ 
ſtreckungsurteils. Nach Ablauf von gehn 
Jahren, von dem Tage der Rechtskraft 
de3 Urteild an gerechnet, ift die Klage un⸗ 


atthaft. 

Eh der Schiedsſpruch aufgehoben, fo 
ift zugleich die Aufhebung des Roll» 
ftredungsurteild auszusprechen. 


$ 1045. Für die gerichtlichen Ent- 
ſcheidungen über die Ernennung oder die 
Ablehnung eines Schiedsrichters oder über 
das Erlöſchen eines Schiedsvertrags oder 
über die Unordnung der von ben Schieds⸗ 
richtern für erforderlich eradıteten richter- 





lichen Handlungen iſt das Amtägericht ' 


Civilproʒeßordnung. 


88 1013 bis 1048. 


emer berartigen Bezeichnung bad Amts⸗ 

a3 Landgericht, welches für 
die gerichtliche Geltendmadhjung des An- 
ſpruchs zufländig fein würde 

Die Entſcheidung kann ohne porgängige 
mündliche Verhandlung erfolgen. Bor ber 
Entſcheidung ift der Gegner zu hören. 

Segen bie Enticheidung findet fofor- 
tige Beſchwerde ftatt. 


8 1046. Das im 8 1045 Ubf. 1 ber 
zeichnete Gericht ift auch für Die Magen 
uftändig, weiche die Unzuläfjigleit des 
N iedsrichterfichen Verfahrens, die Auf 
hebung eines iedsſpruchs oder die Er- 
laſſung des Vollitredungsurteild zum Ge 
genftande Haben. 





81047. Unter mehreren nad den 
88 1045, 1046 auftändigen Geri iſt 
und bleibt dasjenige Gericht zuſtändig, 
an weiches fich zuerſt eine Bartei oder das 
Schiedsgericht [8 1039) gewendet hat. 


8 1048. Auf Schiedsgerichte, welche 
in gejeblich ftatthafter Weije durch letzt⸗ 
willige oder andere nicht auf Berein- 
barung beruhende Verfügungen angeord» 
net werden, finden die Beſtimmungen 
dieſes Buchs entiprechende Anwendung. 





Sinführungsgefeb 
zur 
Civilprozeßordnung. 


Vom 17. Mai 1898. 


81 Die Civilprogehordnung tritt im 
ganzen Umfange des Reichs gleidjzeitig 
Fo dem Gerichtsverfajfungsgejeße in 
traft. 


8 2, Das Roftenmweien in bürgerlichen 
Nechtöftreitigleiten wird für den ganzen 
Umfang des Reichs durch eine Gebühren- 
ordnung geregelt. 


88. Die Civilprozeßordnung findet 
auf alle bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
Anwendung, welche vor die ordentlichen 
Gerichte gehören. 

Inſoweit die Gerichtöbarleit in bürger- 
lichen NRechtöftreitigfeiten, für melche be- 
fonbere Gerichte ‚guaeiaiien find, burd) 








Die Landeögejeßgebung den orbentlichen 


Gerichten übertragen wird, Tann diejelbe 
cin abmeichendes Verfahren geitatten. 


84 Für bürgerliche Rechtsſtreitig⸗ 
feiten, für melde nach dem Gegenitand 
oder der Art des Anſpruchs der Rechts⸗ 
weg zuläflig ift, Darf aus dem Grunde, 
weil ald Partei der Fiskus, eine Ge— 
meinde oder eine andere Öffentliche Kor- 
poration beteiligt ift, der Rechtsweg durch 
Die Danbeögelepgebung nicht ausgefchloffen 
werden. 








B. Anſehun 


n der Landesherren 
der era ) 


landes herrlichen 


Familien ſowie der Mitglieder der Fürſi⸗ 
lichen Familie Dobengollern finden Die 
Beltimmungen der Civilprozeßordnung 
nur inſoweit Anwendung, als nidt be 
ſondere Vorſchriften der Hausverfafjungen 
oder der Landesgeſetze abweichende Be: 
ſtimmungen enthalten. Für vermögend- 
rechtliche Anſpruͤche Dritter darf jedod) 
die Buläffigfeit des Rechtswegs nicht von 
der Einwilligung des Landesherrn ab- 
hängig gemacht werden. 

Das Steige gilt in Anjehung 
der Mitglieder des vormaligen 
Hannoverſchen Königshauſes, des 
vormaligen —6 und des 
vormaligen Herzoglich Naſſau— 
iſchen Fürſtenhauſes. 


86. Mit Zuſtimmung des Bunder- 
rat3 kann durch Kaiſerliche Verordnung 





beſtimmt werden: 


1. daß die Verletzung von tee ob- 
gleich deren Geltungsbereich ſich über 
n Bezirk des Berufungsgeridhıs 

hinaus eritredt, die Reviſion nidy 
ründe; 

2. dap bie Verlegung von Geſetzen, ob- 
gleich deren Geltungsbereich fid) nidı: 
über den Bezirk des Berufungäge- 
richts hinaus erjtredt, die Reviſion 
begründe. 

Die auf Grund der vorftehenden Be- 

ftimmungen erlaffenen Verordnungen find 
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dem Neichötage bei deſſen nädjften Zu⸗ 


jammentretung zur Genehmigung vorzur | d 
legen. Diefelben treten, ſoweit 
Reichstag Die Genehmigung verjagt, für 
die am Tage bes Reichtagsbeſchluſſes noch 
nicht anhängigen Togefte außer Kraft. 
Die genehmigten erorbrung en können 
nur duch Reichsgeſetz neänbert ober auf⸗ 
gehoben werben. 


87. Iſt in einem Bunbesftaat auf 
Grund ber Beitimmung bed Cinführungs- 
ee es zum aeg lei eſetze 
für * rgeruch Rechts 
F oberſtes Landesgericht — —— ſo 
De das Nechtamitel ber, Meniliom bei 
iefem Gerichte eingelegt. Die legung 
erfolgt durch Ginzeihung ber Reviſions⸗ 
ſchrift. Eine Abſchrift ſelben iſt der 
Gegenpartei von Amtswegen zuzuſtellen. 
Das oberſte Landesgericht entſ 
ohne borgängige ai Verhandlung 
endgültig über d 
Verhandlung und ber Ne 
viſion. Erffärt es fich für pr N 
ift der Termin zur mündliche 
lung von Amtswegen zu Belimmen und 
den Parteien befannt zu machen. Erflärt 
es fich Dagegen für z Unzußäinbig, weil das 
Neichögericht zuitändi jei, jo find bem 
Iegteren die —— en zu überſenden. 
Die Entſcheidung des — *8* Landes⸗ 
gerichts über die Zuſtändigkeit iſt auch für 
das Reichsgericht bindend. Der Termin zur 
mündlichen Verhandlung vor dem Reichs⸗ 
gericht ift von Amtswegen zu beitimmen 
und ben Parteien befannt zu machen. 
Die Friſtbeſtimmungen in 8 555 ber 
Civilprozeßordnung bemeſſen fih nad) 
dem Zeitpunkte der Belanntmadung des 
Zermind zur mündlichen Verhandlung an 
ben Revifiongbellagten. 
Die vorftehenbden Beſtimmungen finden 
cur ba3 Rechtsmittel der Beſchwerde ent- 
[prechende Anwendung. 


88. Der Beitelling eines bei bem 

Landesgericht oder bei bem 

—— en —— — 

bedarf es er erite Lan⸗ 

beögericht Hl bie —ea, Entichei- chei⸗ 
getroffen hat. Fur bie dieſer Ent⸗ 

* ung borgängi Handlungen Tön- 

Parteien 1 auch durch jeden 

bei einem "ande ober Oberlandesgerichte 

zugelaſſenen Rechtsanwalt vertreten laſſen. 








uſtandigreit für die 


welche verſchiebenen 


Einführungsgeſetz zur Civilprozeßordnung. 88 7 bis 18. 


Die Zuſtellung der Abſchrift der Re⸗ 

viſiongſchriſt an den Reviſionsbeklagten 

nd die Belanntmachung des Termins 

jur mündlichen Verhandlung an die Par⸗ 

teien erfolgt in Gemäßheit des 8 179 
der Civilprozeßordrtung. 





89. Die Beitimmung bes auftänbigen 
Gericht3 erfolgt, fall es ſich um Die 
Yuftändigfeit folcher Gerichte handelt, 
Bunbesftaaten an⸗ 
gehören und nicht im Bezirk eined ge- 
meinichaftlihen Oberlandeögerichts ihren 
Sig Haben, buch Das Reihägericht auch 
wenn in einem deſer Bundesſtaaten 
ein oberſtes Landesgericht für bürgerlche 
Rechtsſtreitigleten errichtet iſt. 


—* 10. Die Beſtimmungen der Einil- 
—— über dad Verſahren in 
Entmünbigun finden auf bie Be⸗ 
ftellung eines — für einen Geiſtes⸗ 
Ihmaden ober ber für einen Verſchwender. 
infofern diefe Beitellung nach ben Bor- 
fchriften bes Sürgerlichen Rechts erfor- 
berlich ift, entiprechende Unmendung. 


811. Die Landesgefege können 


\pei Uufgeboten, deren LZuläfjig- 


feit auf Landesgefegliden Vor— 
fhriften beruht, bie Anwendung 
der Deftimmunge ender Eivilprozep- 
ordnung über Daß Wufgebotsver- 
— ausſchließen oder dieſe Be- 
immungen durch andere Vor— 
—— erſetzen. 


Geſetz im Sinne der Civil⸗ 
— — oh dieſes @eiehes ift jebe 








8 18. Die progebrechtlichen Bo Grit 
ten Reichsgeſetze werben dur 
—ãA— — nicht berührt. 

Aufgehoben werden: 

1. $ 2 des Geſetzes, betreffend die Auf⸗ 

(a der Schulbhaft, vom 29. Mai 


2. Artitel 34-86, 37 7 Say 2, 89, 77, 
78, 79, Ubf. 2, 488, 494, 889 de 


56 En — die * 
Din l adenserſatze für 
——— von eine 

ahnen, Bergwerfen u. |. w. herbei 


Einführungsgefeg zur Civilprozeßordnung. 88 14 bis 16 


geführten Tötungen und Körperver⸗ 
legungen, bom 7. Juni 1871; 

4. 814 des Gejetes über das Poſt⸗ 
weſen des Teutſchen Reichs vom 
28. Oktober 1871, inſoweit dieſe Vor⸗ 
ſchrift die Unterbrechung der Ver—⸗ 
jährung an die Anmeldung der Klage 
knüpft; 

5. 8 144 Abſ. 4 des Geſetzes, betreffend 
die Rechtsverhältniſſe der Reichsbe⸗ 
amten, vom 31. März 1873; 

6. 8 78 Abſ. 3 des Geſetzes über Be- 
urfundung des Perfonenftandes und 
bie Eheſchließung vom 6. Februar 

5 


[er Artikel 80 ber Wechſelordnung 
wird dahin abgeändert, daß die Ver—⸗ 
jährung aud) nach Maßgabe der 88 190, 
254, 461 Abi. 2, 471 Abſ. 2 der Civil- 
prozehordnung unterbrochen wird. 

In den Fällen der Artikel 348, 365, 
407 des Handelsgeſetzbuchs iſt das im 
8486 der Civilprozeßordnung bezeichnete 
Amtsgericht zujtändig; auf die Ernennung, 
Breidigung und Vernehmung der Sad. 
verftändigen finden die Borkchriften der 
Bivilprozeßordnung in dem achten Titel 
des erſten Abſchnitts des zweiten Buch 
entiprechende Anwendung. 





8 14 Die prozeßrechtlichen Borjchrife 
ten der Landesgeſetze treten für alle bür- 
gerlihen Nechtzitreitigfeiten, deren Ent- 
ıdeidung in Gemäßheit des $ 3 mad) den 
Vorſchriſten der Givilprogepordnung zu 
erfolgen hat, außer Kraft, jomeit nicht 
in der Civilprozeßordnung auf fie ver- 
wiejen oder ſoweit nicht bejtimmt ift, Daß 
ſie nicht berührt werden. 

Außer Kraft treten insbejondere: 

1. die Vorjchriften über die bindende 


Kraft des jtrafgerichtlichen Urteils für ° 


den Civilrichter; 

2. die Vorſchriften, weldhe in Anjehung 
gemwilfer Nechtöverhältnijfe einzelne 
Arten von Beweismitteln ausjdlie 
Ben oder unter Bejchränfungen zu- 
lajien; 

3. die Vorjchriften, nad) welchen unter 
beftimmten Boraugjegungen eine 
Thatſache als mehr oder minder 
wahrſcheinlich anzunehmen ift; 

4 die Vorſchriften über Die Bewil— 
ligung von Moratorien, über bie 
Nechtsbuch. 11. 


2. die 


3. die 


. die landesgeſetzlichen 
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Urteilsfriſten und über die Befugniſſe 
de3 Gerichts, dem Schuldner bet der 
Verurteilung Bahlungsfrilten zu ge 
währen; 


5. die Vorfchriften, nach welchen eine 


Nebenforderung als aberfannt gilt, 
Iveim über bdiejelbe nicht entjchieden 
iſt. 


— — 


8 15. Unberührt bleiben: 
1. die landesgeſetzlichen Vorſchriften über 


die Einftellung des Verfahrens für 
den Fall, daß ein Kompetenzlonflitt 
zwiſchen ben Gerichten und den Ver- 
waltungsbehörben oder Berwaltungs- 
gerichten entiteht; 
landesgejegliden Bor 
Ihriften über das Verfahren 
bei Streitigleiten, welche bie 
Zwangsenteignung und bie 
Entjchädigung wegen berjelben 
betrejjen; 

tanbeögejeplichen Vor⸗ 
ſchriften über die Zwangs— 
vollſtreckung wegen Geldfor— 
derungen gegen den Fiskus, 
eine raft, Stiftung 
oder Anſtalt des öffentlichen 
Rechts oder eine unter der Ver— 
waltung einer öffentlichen Be— 
hörde ſtehende Körperjchait 
oder Stiftung, ſoweit nicht 
dingliche Rechte verfolgt wer— 
den; 
Vor⸗ 
ſchriften, nach welchen auf 
die Zwangsvollſtreckung gegen 
einen Rechtsnachfolger es 
Schuldners, ſoweit ſie in das 
zu einem Lehen, mit Einſchluß 
eines allodifizierten Lehons, 
zu einem Stammgute, Fami— 
lienfideikommiß oder Anerben— 
gute gehörende Vermögenſtatt— 
finden joll, die Vorſchriften 
über Die Bwangspvollitredung 
gegen einen Erben des Schuld— 
ners entjprehende Anwendung 
finden. 


3 16. Unberührt bleiben: 
l. die Vorſchriften des bürger- 


lihen Rechts über die Beweis- 
fvaft der Beurflundung des 


40 


En ⏑ u 
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bürgerlihen Stanbe3 in An» 
febung ber Erflärungen, welche 
über Geburten und Sterbefälle 
von ben zur Anzeige gejeblidh 
verpflichteten Perſonen abge- 
geben werden; 

2. die Vorſchriften des bürger- 
liden Redt3 über die Ber- 
pflidtung zur Xeiftung des 
DOffenbarungseides; 

3. die Vorſchriften bes bürger- 
behen Rechts, nah welden in 
beitimmten Fällen einftweilige 
Berfügungen erlajjen werden 
fönnen. 





8 17. Die Beweiskraft eines Schuld- 
ſcheins oder einer Quittung iſt an den 
Ablauf einer „geitteift nicht gebunden. 

Abweichende Vorſchriften es bürger- 
lichen Recht3 über die zur Eintragung in 
das Grund» ‚aber. Onpothefenbud) beitimm- 


ten Schuldu bleiben unberührt, ſo⸗ 
weit ſie die Verfolgung des dinglichen 
Rechts betreffen. 


— — 


18. Auf die Erledigung der vor dem 

Inkrafttreten der Civilpro —* an⸗ 
hängig en Proze eife finden bis 
zur vechtäfräftigen Entſcheidung Die bis- 


berigen Bro geſetze Anwendung. 
Der geſetzgebu bleib; vorbe⸗ 
halten, die cher rönung auf Die 
dor dem Inkrafttreten derjelben anhängig 
gewordenen Brogelie a anwendbar zu 
fären und zu Zwecke Uebergangs- 


beſtimmungen zu ale 





819. skräftig im Sinne dieſes 
Geſetzes Kind urteile, welche mit einem 
ordentlichen Rechtsmittel nicht mehr an- 
gefochten werben können. 

Als ordentluhe Rechtsmittel im Sinne 
bes vorftejenden Abſatzes ie diejenigen 
Rechtömittel anzufe ‚aujeben, mei an eine 
von dem Ta ne oder Zu- 
ftellung des ea laufende Notfrift ge- 
bunden jind. 





8 20. Gegen Undurteile, welche vor 
dem Tage bes Intraſttretens der Civil⸗ 
prozeßo die Rechtskraft erlangt 
haben, ſowie gegen Endurteile, welche in 


den vor biefem Tage enbängig, gernorde- 
nen Prozejjen nach demjelben die Rechts⸗ 
fraft erlangen, finden ald außerordentliche 
Rechtsmittel nur die —— — und 
Ts — 
mungen rozeßor 
Der Landesgeſetzgebung —Ax vorbe⸗ 
en zu beftimmen, in welcher Inſtanz 
gegen ſolche Endurteile zu 
erheben eh 





6; 8 21. —* vor dem Inkrafttreten der 

ivilprozeßordnung anhãngi 

ag een ift nad Den 6 

erigen gejegen zu erledigen. 
Der Fe : ebung bleibt borbe» 

halten, die Bivilprozeßorbnung auf bie 

vor dem Inkrafttreten derjelben anhängig 

gewordenen Smangebolltzedungen fe 

ren und zu dem 3 


anwendbar 
——— zu —— 


Uebergangs 





8 22. Aus einer vor bem Inkraft⸗ 
treten der Civilprozeßordnung aufgenom- 
menen Urlunde, aus den 
biöheri gen Geſehen bie Bmangaollftrediung 
uläffi Din, finbet, diejelbe auch nach dem 
Ontın treten ber 1 ber Ginilpeogeborhmung | ftatt, 

ietes, 
In ehem bie die ihre Zuläſſigleit be- 
dingenden Gejege gegolten haben, fofern 
nicht die Urkunde den Erfordernijjen der 
Civilprozeßordnung entipridht. 





8 23. Inſoweit Pfand» oder Vorzugs⸗ 
techte, welche vor dem Inkrafttreten der 
Civilprozeßordnung auf Erumb eines Ber- 
trag3, einer legtwilligen Unordnung oder 
einer richterlichen Verfüg erworben 
oder in Bankſtatuten den ben Hmfnotenin- 
habern rechtsgültig augelichert find, gegen- 
über einem Pfandrechte, welches durch eine 
nad) dem Inkrafttreten der Civilprozeß- 
ordnung bewirkte Pfändung begründet 
wird, zufolge des 8 802 Abi. 2 der Eivil- 
prozeBordnung ihre Wirffamleit verlieren 
würden, Tann die “ünbeägeiepgebung für 
die Forderung des Berechtigten das bis- 
herige Vorvrecht gewähren. 

Das —— kann nicht gewährt wer⸗ 
den gegen eine zwei Jahre nach dem In⸗ 
krafttreten der Civilprozeßordnung be⸗ 
wirkte Pfändung, wenn nicht das Vor⸗ 
recht dadurch erhalten wird, daß dasſelbe 


Einführungsgefep zur Civilprozeßordnung. 8 24. 


bi3 zum Wblaufe der „mei yahre ur 
Eintragung in ein öffentliches egifter 
vorſchriftsmäßig angemeldet iſt. Der er 
laß von Vorjchriften über die Einrichtung 
folcher Regiſter, jowie über die Anmel⸗ 
dung und KCintragung der Forderungen 
bleibt der Vandesgeſetzgebung vorbehalten. 

Die voritehenden Beltimmungen finden 
auf ein gejeglidyes Pfand» oder Vorzugs⸗ 
recht der Ehejrau des Schuldners für For⸗ 
derungen, melde vor bem Snfrafttreten 
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der Civilprozeßordnung entjtanden find, 
entiprechende Anwendung. 


8 24. Unter Zuſtimmung des 
Bunbesrat3 fanndurd Anordnung 
des Reichskanzlers beſtimmt wer- 
den, baß gegen einen ausländijchen 
Staat fowie bejjen Ungehörige 
und ihre Rechtsnachfolger ein Ber- 
geltungsrenit zur Unmwendung ge- 

racht wird. 





40” 


Einführungsgefeb 


zur 


Strafprojeßordnung. 


Bom 1. Februar 1877. 





Kir Wilhelm, von Gottes Gnaden Peuticher Kaifer. 


König von Preußen x. 


verordnen im Namen des Reichs, nad erfolgter Zuftimmung 
des Bundesrat und des Reichdtags, was folgt: 


$ 1. Die Straibrozeßordnung tritt im 
nanzen Umienge des Reichs gleidzeit:. 
mit dem Gerichtsverfaſſumgsgeiſede in 
Kraft. 

Vergl 81 des Einiũhrungsgeſi. zum 
Gerid;tsverfailiingsgeieg (1. Cr 1879). 
32. Tie eriorderlidhen Anordnungen, 

um die Nahresliiten der Zu,öfen und 
ser Geſchworenen bis zum Tage des In⸗ 
trafttretens der GStraipra: ei orenung ned) 
den Borichriiten des Ger:.! täveriaiiur:gs- 
Jeſepes herzuſtellen, insbejondere die Be» 
zeichnung der Behörden, welche hierbei 
die den Amtsrichtern und den Landge⸗ 
richten zugewieſenen Geidzäite mahrzu- 
nehmen haben, erfolgen durch die Landes⸗ 
juitizperwaitung. Tieielbe farm den Zeit- 
raum, für weichen die in biefer Reije 
hergei:ellten Liſten Geit::ng haben jollen, 
abror ichenb von dem Gericjtäverialiungs> 
seieie, jedoch nicht tiber das zweite Ge- 
dä; tsjchr, Lejiimmen. 


— Vergl G. V. ©. 88 38- 4,80 -90, 
9. 





— _— 


8 8. Die Straiprozekordimng findet 
auf alle Stratiadyen Anwendung, welche 
vor die ordentlichen Gerichte Fig 

Inſoweit die Gerid'tsbarleit in Straf⸗ 
fadıen, für melde beiondere Gerichte zu- 
gelajjen find, durch die Yandesgeieggebung 
ben ordentlichen Gerichten übertragen 
wird, Tann dieje ein abweichendes Ver⸗ 
tahren geitatten. 

Tie Yandesgeiege ÜÄBnnen anorbnen, daß 
Forit- und deldrügeiaden durch die Amts- 
gerichte in einem bejonderen Verſahren, 
jorie ohne Buziefung von Echöffen ver- 
handelt unb entidjieden werden. 

bj. 1 vergl. ©. 2. G. 88 13, 14. 


84. In Anjehurg der Yanbeöherren 
und der Mitglieder der Tandeöherrlichen 
tramilien ſowie der Diitglieder der Fürli- 
lichen Familie Hohenzoliern finden bie 
Beſrimmungen der Strafprozeßordnung 
nur inſoweit Anwendung, als nicht be 
ſondere Vorſchriften der Hausverfaſſungen 
oder der Landesgeſetze abweichende * 
ſtimmungen enthalten. 





Ginführungsgefeg zur Strafprogeßordnung. 88 5 bis 12. 


8 5. Die prozekrechtlichen Vorſchriften 
der Reichsgeſetze werben durch die Strafr 
prozeßordnung nicht berührt. 

ird in den fällen des 8 101 ber 
Seemannsordnung gegen ben Beſcheid des 
Seemannsamtes auf gerichtliche Entſchei⸗ 
dung angetragen, ſo Anden auf Das mei- 
tere Verfahren die 88 455—458 ber GStraj- 
prozekordnung entſprechende Anwendung. 


86. Die prozeßrechtlichen Vorſchriften 
der Landesgeſetze treten für alle Straf⸗ 
jadhen, deren Enticheidung in Gemäßheit 
des 8 3 nad) den Vorſchriften ber Straf⸗ 
prozeßordnung zu erjolgen hat, außer 
Kraft, infoweit nicht in der Straſprozeß⸗ 
ordnung auf fie verwieſen ift. 

Unberührt bleiben die Tandesgefeglichen 
Beſtimmungen: 

1. über die Vorausſetzungen, unter wel⸗ 
den gegen Mitglieder einer gejeb- 
gebenden Verfammlung während der 
Zauer einer Gißung3periode eine 
Strafverfolgung eingeleitet oder fort- 
gejegt werden Tann; 

2. über dad Verfahren bei Yumiber- 
handlungen gegen bie Geſetze über 
das Vereind- und Berfammlungs- 

t; 

3. liber das Verfahren im Verwaltungs⸗ 
wege bei llebertretungen, wegen deren 
die Polizeibehörden zum Erlaß einer 
Strafverfügung befugt find, und bei 
ee gegen die Vor⸗ 
chriften über die Erhebung öffent«- 
liher Abgaben und Gefälle injomeit 
nid)t die 88 453, 454, 455 und 469 
bis 463 der Strafprozeßordnung ab» 
ändernde Beltinnmungen treffen. 

8 7. Geſetz im Sinne der Strafprogch- 
ordnung und dieſes Geſetzes ift jede 
Rechtsnorm. 

88. In den am Tage des Inkraft⸗ 
tretens der Strafprozeßordnung anhän⸗ 
gigen Strafſachen ſind für das weitere 
Verfahren die Vorſchriſten der Straf⸗ 
prozehordiiumg maßgebend. Die LYandes- 
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gejeggebung kann Die zur Ueberleiung 
bed Verfahrens erforderlidien Beitim« 
mungen treifen. 

War jedod) vor dem Tage des Inkraft⸗ 
tretend der Strajprozehorduung ein End⸗ 
urteil erfter Inſtanz ergangen, jo finden 
auf die ebigung der Sache bis zur 
rechtöfräftigen Entjcheidung die bisherigen 
Prozeßgeſetze Anwendung. 





89 Wird ein vor dem Tage bet 
Inkrafttretens der Strafprozeßordnung 
ergangenes Endurteil erfler —53* in 
der höheren Inſtanz aufgehoben und bie 
Sache zur nochmaligen Verhandlung in 
die erſte Inſtanz zurückgewieſen, ſo regelt 
ſich das weitere Verſahren nach den Bor- 
ichriften der Strafprozeßordnung. 


— — 


8 10. Für die Wiederaufnahme eines 
durch rechtskräftiges Urteil geſchloſſenen 
Verfahrens ſind die Vorſchriften der Straf⸗ 
prozeßordnung auch dann maßgebend, 
wenn das Urteil vor dem Tage des In⸗ 
krafttretens der Strafprozeßordnung er⸗ 
laſſen oder rechtskträftig geworden war. 


Vergl. St. P. O. 83 359, 9 fi. 





8 11. Die Berfolgung von Beleibi- 
gungen und Körperverlegungen findet nur 
nach den Borjcriften der Strajprozeß- 
ordnung ftatt. 

Inſoweit diefe Verfolgung nad) der Ge- 
jeßgebung eines Bundesitaates im Wege 
des Civilprozeſſes ſtattfand, richtet ſich 
die Erledigung eines anhängigen Ver—⸗ 
fahrens nad) den Vorſchriften des Kin- 
führungsgeſetzes zur Civilprozeßordnung. 

Vergl. St. P. O. ge 414 ff. und Ein- 

führungsgeſ. z. C. P.O. 818. 


8 12. Auf die Strafvollſtreckung fin⸗ 
den bie Vorſchriften der Gtrajprozeh- 
ordnung Anwendung, aud) wenn Die 
Strafe nad) ben bisherigen Borfchrijten 
über da3 Strafverfahren erkannt iſt. 


Vergl. St P. D. 88 481—41%. 


— — — — — — — 


MI. 
Strafprozeßordnung 


für das 


Deutſche Reich. 


Vom 1. Februar 1877. 


Erſtes Buch. 


Allgemeine Seflimmungen. 


Erſter Abſchnitt. 
Sachliche Zuſtündigkeit der Gerichte. 


81. Die ſachliche Zuſtändigkeit ber 
Berichte wird durch das Gefe über bie 
Gerichtsverfaſſung beftinmt. 

Bergl. ©. V. G. 88 27—29 (Schöf- 
fengerfäte) —, Ar 82 (Landge- 
richte) —, 80 Echwurgerichte) —, 
123, 160 (Oberlandeögerichte) —, 136, 
138 (Reichsgericht). 

82. Bufam ängende Gtraffachen, 
welche einzeln zur Yuftändigleit von Ge- 
richten verjchiedener Ord gehören 
würden, können verbunden bei demjenigen 
Gericht anhängig gemacht werben, wel⸗ 
chem die gehere Zuſtändigkeit beimohnt. 

Aus Gründen der Zweckmäßigkeit kann 
duch, Beſchluß dieſes Gericht? die Tren- 
nung der verbundenen Strafſachen ange- 
orbnet werben. 

Ausnahme im 8 424 Abſ. 2. 





88. Cin Bufammenhang ift vor 
handen, wenn eine Perfon mehrerer firaf- 
barer Handlungen befdyuldigt wird, oder 
wenn bei einer ftrafbaren Handlung 
mehrere Perfonen ald Thäter, Teil- 
nehmer, Begünftiger oder Hehler be 
ſchuldigt werben. 

Teilnehmer (Gehilfe und An- 
ftifter): St. G. B. 8847 bis 50; DBe- 
günftiger, Hehler: St. G. B. 88257 
bis 259. — Vgl. 88 236, 471. 





84 Kine Verbindung zufammenhän- 
ender oder eine Trennung berbundener 
traffahen kann auch nad Eröffnung 
ber Unterſuchung auf Untrag ber Staat3- 
anwaltihaft oder des Angeſchuldigten 
oder von Amtswegen durch gerichtlichen 
Beichluß angeorbnet werben. 

Zuftändig für den Beſchluß iſt baz- 
jenige Gericht, zu deſſen Bezirk bie übri⸗ 


Strafprozeorbnung. 88 5 bis 18, 


gen Gerichte gehören. In Ermangelung 
eines hiernad) Auninbigen Gerichts erfolgt 


bt lu d d i 
— ie “3 gemein 


85. Für die Dauer ber Verbindung 
iſt der Straffall, welcher zur Zuftändig- 





631 


Beit bed Gerichts höherer Orbnung ge 
hört, für das Verfahren maßgebend. 


6. Das Gericht hat feine fachliche 
Zuſtändigleit in jeder Lage des Ver 
fahren? von Amtswegen zu prüfen. 

oh 88 178, 207, 270, jedoch aud) 





Zweiter Abſchnitt. 
Gerichtsſtand. 


8 7. Der Gerichtsſtand iſt bei dem⸗ 
jenigen Gerichte begründet, in deſſen Be⸗ 
zirk die ſtrafbare Handlung begangen iſt. 


88. Der Gerichtsſtand iſt auch bei 
demjenigen Gerichte begründet, in deſſen 
Bezirk der Angeſchuldigte du Beit ber 
Erhebung ber Klage feinen Wohnſizt hat. 

Hat der An ſrud te einen Wohnſitz 
im Deutſchen Reich nicht, ſo wird der Ge⸗ 
richtsſtand auch durch den gewöhnlichen 
Aufenthaltsort und, wenn ein ſolcher 
nicht befannt ift, durch den legten Wohn- 
fig beſtimmt. 

Vergl. Reichsgeſ. Über ben Unter- 

ſtützungswohnſitz v. 6. Juni 1870, 810. 


89. Wenn die jtrafbare Handlung im 
Auslande begangen und ein Gerichtäitand 
in Gemäßheit des de ch begrünbet‘ ift, 
jo ift dasjenige icht zuftändig, in 
deifen Bezirk die Ergreifung erfolgt. Hat 
eine Ergreifung nicht ftattgefunden, fo 
wird das zujtänbige Gericht vom Reichs⸗ 
gerichte beitimmt. 

Gleiches gilt, wenn eine ftrafbare Hand- 
fung im Inlande begangen ift, jedod) 
weder ber Gerichtäitand Degangenen 
That der Gerichtsſtand bes Wohn- 
ſitzes ermittelt ift. 

Ausland? St. G. B. 88. 


8 10. Iſt die ſtrafbare yanblung auf 
ernem beutichen Schiffe im Ausland oder 
in offener See begangen, jo iſt daß 
jenige Gericht zuftändig, in deſſen Bezirk 
der Deimatöhafen ober derjenige deutſche 
Hafen Liegt, welchen dag Schiff nad) der 
That zuerit erreicht. 
Vergl. Geſ. betr. die Nationalität der 
Sauffahrteiichiffe v. 25. Dt. 1867, 85. 











8 11, Deutiche, welche das Hecht der 
Erterritorialität genießen, ſowie bie im 
Ausland angeitellten Beamten des Reichs 
oder eines Bunbesftaates behalten in An⸗ 
fehung des Gerichtsſtandes Wohnſizz, 
welchen ſie in dem Heimatſtaate hatten. 
In rmangelung eipe ſolchen Wohnſitzes 
gilt die Hauptſtadt des Heimatſtaates als 
ihr Wohnſitz; iſt die Hauptſtadt in meh⸗ 
rere Gerichtsbezirle geteilt," ſo wird ber 
als Wohnſitz geltende Bezirk von der 
Vandesjuſtizverwaltung durch allgemeine 
Unordnung beitimmt. Gehört ein Deut- 
er einem Bundesftaat nicht an, fo gilt 
ala jein Wohnfig die Stadt Berlin; tft die 
Stadt Berlin in mehrere Gerichtsbezirke 
geteilt, fo wird der ald Wohnfig geltende 
Bezirt von dem Reichskanzler durch all- 
gemeine Unordnung beitimmt. 

Huf Wahllonfuln finden diefe Beſtim⸗ 
mungen feine Anwendung. 

Erterritorialität: G. ®. ©. 88 18 

bis 21. 


8 12, inter mehreren nach den Bor- 
fchriften ber 88 7—11 zuftändigen Ge⸗ 
richten gebührt demjenigen ber Borzug, 
welches die Unterfuhung zuerſt eröffneı 


hat. 

Jedoch kann die Unterſuchung und Ent⸗ 
ſcheidung einem anderen ber zuftändigen 
Gerichte durch das gemeinichaftliche obere 
Gericht übertragen werden. 

‚1 L. 88 151, 168, 201, 211, 

oa har * ‚462. 

Abſ. 2. Hiergegen giebt es fein 
Nechtämittel, vergl. 8 346. 


18. Sir enhängenbe Straf. 
a ee ben Mon 
Ichriften der 88 7—11 zur Buftändigfeit 
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verjchiedener Gerichte gehören würden, ift 
vın Oerichtzftand bei jedem Gerichte be- 
gründet, welches für eine derſelben zu«- 
ſtaͤndig ift. 

Gind mehrere zujammenhängende 
Strafſachen bei verjchiedenen Geridjten 
anhängig gemacht worden, fo Tönnen die⸗ 
felben jümtlicy oder zum Zeil buch eine 
den Unträgen der Staatsanwaltſchaft ent- 
Iprechended Vereinbarung biefer Gerichte 
bei einem unter ihnen verbunden werben. 
Kommt eine foldye Vereinbarung nicht zu 
Stande, fo enticheidet, wenn die Staats⸗ 
anmaltichaft oder ein Angefchuldigter hier- 
auf anträgt, das gemeinſchaftliche obere 
Gericht darüber, ob umd bei welchen Ge- 
richte die Verbindung einzutreten habe. 

An gleicher Weile Tann die VBerbin- 
dung wieder aufgehoben werden. 
Vergl. 8 346. 


14, Beiteht zwiſchen mehreren Ge⸗ 
richten Streit über die Zuftändigkeit, fo 
beitimmt das gemeinfchaftlidye obere Ge⸗ 





riht dasjenige Gericht, welches fid) der . 


Unterfudjung und Entjcheidung zu unter 
ziehen hat. 





richt in einen einzelnen alle an der 
Ausübung des Richteramts rechtlich oder 
thatfächlich verhindert, oder ift von ber 
Verhandlung vor biefem Gerichte eine 
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit zu 
bejorgen, B, hat da3 zunächſt obere Gie- 
richt die Unterjuhung und Entſcheidung 
dem gleichjtehenden Gericht eines anberen 
Bezirks zu übertragen. 


8 16. Der Angeſchuldigte muß ben 
Einwand der Unzujtändigleit bei Berluft 





. jo bezeichnet das 


Strafprozegordnung. 88 14 bis 22. 


desjelben bis zum Schluſſe ber Borunter- 
ſuchung, fall aber eine jolche nidht ftatt- 
gefunden hat, in ber Hauptverhanblung 
bi3 zur Verlefung des Beſchluſſes über die 
ng des SHauptverfahrens geltend 
machen. 


Bergl. 88 195, 242 Abf. 2. — Ueber 
die Rechtsmittel vergl. 88 180, 353; 
347, 369, 377 8. & 


817. Durch eine Enticheidung, welche 
die Suftänbigfeit für die Borunterfuchung 
feitfteilt, wird bie Zuſtändigkeit auch für 
das Hauptverfahren feitgeitellt. 


818. Rad Ceöffuun des Hauptver⸗ 
fahren3 darf das id jeine Unzu⸗ 
ftändigfeit nur auf Einwand des Ange⸗ 
klagten audfprecher. 

Vergl. 88 201, 205. 











8 19. Haben mehrere Gerichte, von 
denen eines das zuftändige tft, durch Ente 
ſcheidungen, melde nicht mehr anfechıbar 
jind, ihre Unzuftändigfeit ausgeſprochen, 
gemeinſchaftliche obere 


| Gericht das zujtändige Gericht. 
‚815. Iſt dad an ſich zuftändige Ge- 





820. Die einzelnen Unterſuchungs⸗ 
handlungen eines unzuftländigen Gerichtd 
find nicht ſchon dieſer Unzuftändigfeit 
wegen ungültig. 


8 21. Ein unzuftändiges Gericht hat 
jid) denjenigen immerhalb feines Bezirks 
vorzunehmenden Unterſuchungshandlun⸗ 
gen zu unterziehen, in Anſehung deren 
Gefahr im Verzug obwaltet. 

Vergl. $ 163 und ©. 3. ©. 8 157 ff. 








Dritter Ubfchnitt. 
Ausfhließung und Ablehnung der Gerichtsperfonen. 


8 22. Ein Richter ift von der Aus 
bung de3 Richteramts kraft Geſetzes aus- 
geſchloſſen: 

I. wenn er ſelbſt durch bie ſtrafbare 

Dandlung verlegt iſt; 

2 wenn er Ehemann oder Vormund 
der bejchuldigten oder der verlegten 
Berjon ijt oder geweſen ift; 

3. wenn er mit dem Bejchuldigten oder 


mit dem Berlegten in gerader Yinie 
verwandt, verſchwägert oder durch) 
Adoption verbunden, in der Seiten⸗ 
linie bi3 zum dritten Grade ver- 
wandt oder bi3 zum zweiten Grade 
verſchwägert ift, auch wenn bie Che, 
durch welche die Schwägerſchaft bes 
gründet ijt, nicht mehr befteht; 

4. wenn er in der Sache al3 Beantter 


Strafprogegordnung. 8 23 bis 29. 


der Staatsanwaltſchaft, al3 Polizei⸗ 
beamter, al3 Anwalt des Berlekten 
Fr al3 Verteidiger thätig geweſen 
u, 

. wenn er in der Sache als Zeuge 
oder Sadjverjtändiger vernommen Rn 


en 





8 23. Ein Nichter, welcher bei einer 
durch ein Necht3mittel angefochtenen Ent⸗ 
jiheidung mitgewirkt hat, ıft von der Mit- 
wirkung bei der Entſcheidung in höherer 
Inſtanz Traft Geſetzes ausgeſchloſſen. 

Der Unterſuchungsrichter darf in den⸗ 
jenigen Sachen, in welchen er die Vor⸗ 
unterſuchung geführt hat, nicht Mitglied 
des erkennenden Gerichts ſein, auch nicht 
bei einer außerhalb der Hauptverhandlung 

erfolgenden nticheidung der Straf 
fammer mitwirken. 

An dem Hauptverfahren vor der Straſ⸗ 
fammer dürfen mehr ala zwei non den⸗ 
jenigen Nichtern, melche bei der Entjchei- 
dung über die Eröffnung des Hauptver⸗ 
fahrens mitgewirkt haben, und nantentlicd) 
ver Richter, weldyer Bericht über den An⸗ 
trag der Staatsanwaltſchaft eritattet 
hatte, nicht feilnehnten. 

Abſ. 2. Vergl. 8 183. 





8 24. Ein Richter kann ſowohl in ben 
Fällen, in denen er von der Ausübung 
des Nichteramt3 Traft Geſetzes ausge 
Khlofjen ift, al3 auch wegen Beſorgnis der 
Befangenheit abgelehnt werden. 

Wegen BejorgniS der WBefangenheit 
findet die Ablehnung ftatt, wenn ein 
Grund vorliegt, welcher geeignet iſt, Miß- 
trauen gegen die Unparteilichkeit eines 
Richters zu rechtfertigen. 

Das Ablehnungsrecht jteht der Staats⸗ 
anmaltjchaft, dem Privatlläger und dem 
Beichuldigten zu. Den zur Üblehnung 
Berechtigten find auf Verlangen bie zur 
Mitwirkung bei der Entjcheidung berufe- 
wen Gerichtsperjonen namhaft zu machen. 

Ubi. 3. Nebenkläger, vergl. 8 437. 





8 25. Die Ablehnung eines Richters 
wegen Beforgnis der Befangenheit ijt in 
der Hauptverhandlung erjter Inſtanz nur 
bis zur Verleſung des Beſchluſſes über 
die Eröffnung des Hauptverfahrens, in 
der Hauptverhandlung über die Berufung 
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und die NRevifion nur bis zum Beginne 
der Berichterftattung zuläffig. 
Vergl. 242, 355, 391. 





8 26. Das Ablehnungsgeſuch ijt bei 
dem Gerichte, welchem der Richter ang.- 
hört, anzubringen; ed kann vor dem Ge⸗ 
vichtöjchveiber zu Brotololl erklärt 
werden 


Der Ablehnungsgrund ift glaubhaft zu 
machen; der Eid ift al3 Mittel der Glaub- 
haftmachung ausgefchlojfen. Zur Glaub 
——— kann auf das Zeugnis des 
abgelehnten Richters Bezug genommen 
werden. 

Der abgelehnte Richter hat ſich über 
den Ablehnungsgrund dienſtlich zu äußern 

Zeugnis hier dienſtliche Aeuße 
rung. 


8 27. Ueber das Ablehnungsgeſuch 
entjcheidet dag Gericht, welchem der Ab- 
lehnte angehört; wenn dasjelbe durch 
usſcheiden des abgelehnten Mitglieds be— 
Khtubunfäig wird, das zunächſt obere 
icht 


— 
— 





Wird ein Unterſuchungsrichter oder ein 
Umtsrichter abgelehnt, entjcheidet das 
Landgericht. Einer Entfcheidung bedarf 
e3 nicht, wenn der Wbgelehnte das Ab- 
lehnungsgeiud für begründet hält. 
Vergl. $ 184 und ©. V. G. 8 138. 


— — 


8 28. Gegen den Beſchluß, durch 
welchen das Ablehnungsgeſuch für be— 
gründet erklärt wird, findet kein Rechts— 
mittel, gegen den Beſchluß, durch welchen 
das Geſuch für unbegründet erklärt wird, 
findet ſofortige Beſchwerde ſtatt. 

Der Beſchluß, durch welchen ein gegen 
einen erkennenden Richter angebrachtes 
Ablehnungsgeſuch für unbegründet erklärt 
wird, kann nicht für ſich allein, ſondern 
nur mit dem Urteil angefochten werden. 

Abſ. 1. Vergl. $ 353. 





8 29. Ein abgelehnter Richter hat vor 
Erledigung des Ablehnungsgeſuchs nur 
ſolche Handlungen vorzunehmen, welche 
feinen Aufſchub geitatten. 

Es Sind dies ſolche Handlungen, 
melde nicht bi3 zur Erledigung des 

Geſuches aufgeihoben werden könnten. 
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8 30. Das für bie eelebigung eines 
Ablehnungsgeſuchs zuftändige ct Hat 
auch dann zu enticheiden, wenn ein ſolches 
Geſuch —5 angebracht iſt, ein Richter 
aber von einem Verhältniſſe Anzeige 
macht, welches ſeine lehnung recht⸗ 
fertigen könnte, oder wenn aus anderer 
Veranlaſſung Zweifel darüber entſtehen, 
ob ein Richter kraft Geſetzes ausgeſchloſſen 


ſei. 
Vergl 8 27. 
6 81. Die Beitimmungen dieſes Ab- 





Strafprozeßordnung. 8 30 bis 40. 


Dre finden auf Schöffen und &erichtd- 
reiber entjprechende Anwendung. 

Die Entſcheidung über eine Wus- 
ſchließung oder Ablehnung von Schöffen 
erfolgt durch den Amtsrichter. Ueber die 
Ausſchließung oder Ublehnung eines Ge- 
richtsfchreiber8 entſcheidet das Gericht 
nn Nichter, welchem berjelbe beigegeben 





8 32, Die Beitimmungen des 8 22 
finden auf Geſchworene Unmendimg. 
Vergl. 88 279, 282—286. 


Vierter Abſchnitt. 
Gerichtliche Entfcheidung und deren Bekanntmachung. 


8 83. Die Entfcheidungen bes Gerichts 
werden, wenn jie im Laufe einer Haupt- 
verhandlung ergehen, nach Anhörung ber 
Beteiligten, wenn fie außerhalb einer 
Hauptverhandlung ergehen, nad; erfolgter 
jchriftlicher ober mündlidher Erklärung der 
Gtaatsanwaltfchaft erlaffen 


Vergl. 8 273. 


8 34. Die durch ein Rechtsmittel an- 
fechtbaren Entſcheidungen jowie Die 
jenigen, durch melde ein Untrag abge 
lehnt wird, find mit Gründen zu verfehen. 

Vergl. noch 8 114 Abſ. 2, 202, 206, 

266, 316. 


35. Entſcheidungen, welche in An⸗ 
weſenheit der davon betroffenen Perſon 
ergehen, werden dieſelben durch Ber- 
kündung belannt gemacht. Auf Verlangen 
ift ihr eine Abſchrift zu erteilen, 

Die Bekanntmachung anderer Entſchei⸗ 
dungen erfolgt durch Bujtellung. 

Dem nidjt auf freiem Fuß Befind- 
fihen it das zugeftellte Schriftitüd auf 
Verlangen vorzulejen. 

Buftellung |. $ 37. 











8 36. Enticheidungen, die einer Zu- 
ttellung oder Vollſtreckung bebürfen, find 
der Staatsanwaltſchaft zu übergeben, 
welche dad Erforderliche zu veranlaffen 
bat. Auf Entſcheidungen, die lediglich den 
inneren Dienſt der Gerichte ober die Ord⸗ 
nung in den Gigungen betreffen, findet 
biefe Beitimmung keine Anwendung 


Der Unterfuchungsrihter und ber 
Umtsrichter können Bujtellungen aller 
Art ſowie die Vollſtreckung von Ber 
ihlüffen und Verfügungen wtmittelbar 
veranlaffer. 


ı 8 87. Uuf bas Verfahren bei Zuftel- 
lungen finden die Vorfchriften ber Civil⸗ 
prozekorönung über Zuſtellungen ent⸗ 
ipredyende Anwendung 

€. P. O. 88 152—190. 


|, 





8 88. Die bei dem Strafberjahren be- 
teiligten Perſonen, denen die‘ Befugnis 
beigelegt it, Zeugen und Sachberftändige 
unmittelbar zu laden, haben mit der Zu- 
ftellung der Ladung den Gerichtsvollzieher 
zu beauftragen. 

Vergl. 88 193, 219, 426, 437. 


—r —— 


8 39. Für das die Öffentliche Klage 
borbereitende Verfahren, für die Vor⸗ 
unterfuhung und für das Verfahren bei 
der Strafvollſtreckung können durch Un- 
ordnung der Landesjuſtizverwaltung ein⸗ 
fachere Formen für den Nachweis der Zu⸗ 
ſtellung zugelaſſen werden. 


3 40. Kann eine Zuſtellung an einen 
Beidjuldigten, welchem eine Ladung zur 
Hauptverhandlung noch nicht zugeftellt 
war, nicht in ber borgefchriebenen Weiſe 
ine Deutichen Reich beivirkt werden, und 
ericheint die Befolgung ber fir Buftellun- 
gen im Wuslande beitehenden Vorſchriften 
unausfübrbar oder vorausſichtlich erfolg- 





Strafprogekorbnung. 88 41 bis 47. 


103, fo gilt die Zuſtellung als erfolgt, 
wen ber Snpalt bes Zuäuftelfenden 
Schriftſtücks durd) ein deutſches oder aus⸗ 
ländiſches Blatt befannt gemacht worden 
iſt und ſeit dem Erſcheinen dieſes Blattes 
zwei Wochen verfloſſen find. Die Aus⸗ 
wahl des Blattes jteht dem die Zuftellung 
veramlajjenden Beamten zu. 

Bar die Ladung zur Hauptverhanblung 
dem Ungeflagten ſchon vorher zugeltellt, 
fo gilt eine meitere Zuftellung an den⸗ 
felben, wenn fie nicht in der vorgefchrie- 
benen Weife im Deutjchen Reich bewirkt 
werden Tann, al3 erfolgt, ſobald das zu- 
zuftellende eftftüd zwei Wochen an 
der Gerichtätafel des Gerichts eriter In⸗ 
ſtanz angehejtet gemejen if. Bon Urtei⸗ 
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len und Beichlüjfen wird nur der entſchei⸗ 
dende Teil angeheftet. 
Abſ. 1. Vergl. 8 122 Mf. 2 md 
an — Zuſtellungen im Auslanbe: 
.P. O. 182—185. — Abſ. 2. Vergl. 
88 323, 476, 





8 41. Zuſtellungen an die Staatdan- 
waltichaft erfolgen durch Vorlegung ber 
Urſchrift des zuzuftellenden Seit. 
Wenn mit der Zujtellung der Lauf einer 
Friſt beginnt, jo iſt der Tag ber Bor- 
legung von ber Staatsanwaltſchaft auf 
der Urſchrift zu vermerken. 





Fünfter Abſchnitt. 
Friſten und Wiedereinfehung in den vorigen Stand. 


IR; 42, Bei der Berechnung einer Friſt, 
che nad) Tagen bejtimmt ift, wird ber 
Tag nicht mitgerechnet, auf welchem der 
Beitpunft oder das Ereignis fällt, nad) 
era der Unfang der Frijt jich richten 
oll. 





8 43. Eine Frift, welche nad; Wochen 
oder Monaten bejitimmt ift, endet mit 
Üblauf desjenigen Tages ber legten Woche 
oder de3 legten Monats, welcher durd) 
feine Benennung oder Zahl dem Tage 
entfpricht, an welchem die Frift begonnen 
hat; fehlt diefer Tag in dem lebten Mo- 
nate, jo endigt Die ft mit Ablauf des 
legten Tages dieje3 Monats. 

Tällt das Ende dieſer Frift auf einen 
Sonntag oder allgemeinen Teiertag, fo 
endigt Die Rip mit Ablauf des nächſt⸗ 
folgenden Ttages. 


5 44. Gegen die Verſäumung einer 
Friſt kann die Wiebereinfegung in ben 
vorigen Stand beanfprucht werben, wenn 
der Untragiteller durch Naturereigniffe 
oder andere unabwendbare Zufälle an der 
Einhaltung der Friſt verhindert morben 
ift. Als unabmwendbarer Zufall ift es an- 
zufehen, wenn der Antragiteller von einer 
Zuftellung ofme fein Verſchulden Teine 
Kenntnis erlangt hat. 

Vergl. 88 234, 452 Ubi. 2. 








845. Das Gefuh um MWiederein- 
fegung in den vorigen Stanb muß binnen 
einer Woche nach Bejeitigung des Hinder- 
niffeg bei demjenigen Gerichte, bei 
welchem die Friſt wahrzunehmen gemejen 
wäre, unter Angabe und Glaubhaftmacd- 
ung der Verſäumungsgründe angebradjt 
werben. 

Mit dem Geſuch iſt zugleich die ver- 
fäumte Handlung ſelbſt nadyzuholen. 


— — — 


8 46, lieber das Geſuch entſcheidet 
dasjenige Gericht, welches bei rechtzeitig 
erfolgter Handlung zur Entſcheidung in 
der Sache ſelbſt berufen geweſen wäre. 

Die dem Geſuche ſtattgebende Entſchei⸗ 
dung unterliegt keiner Anfechtung. 

Gegen die das Geſuch verwerfende Ent⸗ 
ſcheidung findet ſofortige Beſchwerde ſtatt. 


Gegen Beſchlüſſe der Oberlandesge⸗ 
richte und des Reichsgerichts finden 
keine Beſchwerden ſtatt. 

Abſ. 3. Vergl. 8 353. 





847. Durch das Geſuch um Wieder⸗ 
en in den vorigen Stand wird Die 
—2* nd, ehe gerichtlichen Ent» 
ſcheidung nicht gehemmt. 

Das Gericht kann jedoch einen Aufſchub 
der Vollitredung anordnen. 
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Etrafprogekorbuung. 28 48 bis 52, 


Sechſter Abichnitt. 


engen. 
8 48. Die Ladung der Zeugen ge , 


Icueht umter Hinweis auf die gejeplichen 
solgen des Ausbleibens. 

Tie Ladung einer dem aktiven Heere 
oder der alıimen Warine angehörenden 
Zerion des Eoldatenitande als Beugen 
erfolgt durch Erſuchen der Militärbehörde. 

Folgen des Ausbleibens, vergl. 

8 50. — Perſonen des Soldatenſtandes, 

vergl Anlage zum Reichsmilitärſtrafge⸗ 

fegbuch vom 20. Juni 1872, 


8 49. Der Reichskanzler, die Minifler 
ıne3 YBundesitaates, die Mitglieder der 
Zenate der jreien Sanjaitädte, die Bor- 
'sände ber oberiten Nieichöbehörden und 
sie Vorſtände der Wlinijterien find an 
hrem Amtsiige oder, wenn fie ſich außer- 
halb desjelben aufhalten, an ihrem Auf- 
enthaltsorte zu vernehmen. 

Tie Mitglieder des Bundesrats jind 
während ihres Auienthalt3 am Cipe des 
Bundesrats an diejem Sige, und die Mit- 
g:ieder einer beutichen gejeßgebenden Ber- 
ſammlung während ber Eigungäperiode 
und ihres Aujenthalt3 am Orte der Ber- 
jammlung an diejem Orte zu vernehmeı. 

Zu einer Abweichung von den vor- 
tehenden Beitimmungen bedarf e3: 

in betreif de3 Reichslanzlers der Ge⸗ 
nehmigumg des Kaijers. 

in betreif der Minijter und der Mit- 
glieder des Bundesrats der Gench- 
migung des Landesherrn. 

in betreff der Mitglieder der Senate 
ber freien Hanſaſtädte ber Geneh⸗ 
migung des Senats, 

in betreff der übrigen vorbezeichneten 
Beamten der Genehmigung ihres 
unmittelbaren Vorgeſetzten, 

in betreff der Mitglieder einer gejeh- 
gebenden Berjammiung der Ge- 
nehmigung ber legteren. 





8 56. Ein orbnungsmäßig gelabener 
Zeuge, welcher nicht ericheint, ift in die 
durch das Ausbleiben verurjadhten Koſten, 
ſowie zu einer Geldſtrafe bis zu drei— 
hundert Mark, und für den Fall, daß 


perurtelen Auch iſt bie zmangameiie 
Vorrührung bes Jugen zuläiiig. Im 
valle wiederholten Yusbleibens kann die 
Strafe nod einmal erfannt werben. 

Tie Verurteilung in Strafe und Koſten 
unterbleibt, wenn das Yusbleiben des 
Zeugen genügend entichuldigt iſt. Erfolgt 
nachträglich genügende Entj igung. 10 
werden die gegen den Zeugen getrojicnen 
WAnorönungen wieder auigchoben. 

Tie Befugnis zu dien Mafregeln 
jteht auch dem Unterſuchungsrichter, dem 
Amtsrichter im Borverjahren, ioıwie dem 
beauftragten und erjuchten Richter zu 

Die Feſtſetzung und die Vollſtredung 
der Strafe gegen eine dem altiven Heere 
oder der altiven Marine angehörende 
Militärverion eriolgt auf Erſuchen durch 
das Militärgericht, die Vorführung einer 
ſolchen Perſon durch Erjuchen der Mili⸗ 
tärbehörde. 

Bergl $ 219 Abſ. 2. — Mbi. 2. Un⸗ 
wahre Entſchuldigungsgründe: St. ©. 
B 8 138, — Abi. 4. Militärperjon: 
vergl Militärſtrajgeſetzbuch $ 4. 


8 51. Zur Verweigerung des Beug- 
niſſes jind bereditigt: 
L der Berlobte des Beidtuldigten; 
2. der Ehegatte des Beicsuldigten, auch 
wenn die Ehe nidyt mehr beiteht; 
. Diejenigen, welche mit dem Beſchul⸗ 
digten in gerader Linie verwandt, 
verfchmägert oder durch Adoption 
verbunden, oder in der Ecitenlinie 
‚ biö zum dritten Grade verſchwägert 
jind, aud) wenn bie Ehe, durch welche 
die Schwägerſchaft begründet iſt, 
nicht mehr beitcht. 
Die bezeichneten Perjonen ſind vor 
jeder Bernehmung über ihr Recht zur 
Verweigerung des Zeugniſſes zu belehren. 





0 


Sie kömnen den Berzidyt auf dieſes Recht 


dieſe nicht beigetrieben werden kann, zur 
niſſes find ferner berechtigt: 


Strafe der Haft bis zu ſechs Wochen zu 


auch während der Vernehmung wider⸗ 
rufen. 
Abſ. 2. Bergl St ©. 3. 8 157, 
Zahl 2. 


8 52, Zur Verweigerung des Beug- 


Strafprozebordnung. 83 53 bis 61. 


1. Geiftlihe in Anſehung desjenigen, 
was ihnen bei Ausübung der Seel⸗ 
forge anvertraut ift; 

2. Verteidiger bes Beſchuldigten in An- 
fehung desjenigen, was ihnen in 
diejer ihrer Eigenfchaft anvertraut 
it 


t 
3. Rechtsanwälte und Aerzte in An— 
ſehung desjenigen, wa3 ihnen bei 
u ung ihres Berufs anvertraut 

ift. 

Die unter Ne. 2, 3 bezeichneten Per⸗ 
onen dürfen das Zeugnis nicht ver- 
weigern, wenn fie von der Verpflichtung 
zur Berjchwiegenheit entbunden jind. 

Vergl St. G. B. 8 300, 


8 53. Oeffentliche Beamte, auch wenn 
jie nicht mehr im Dienſte find, dürfen 
über Umftände, auf welche jid) ihre Fflicht 
zur Amtsverſchwiegenheit bezieht, als 
Heugen nur mit Genehmigung ihrer vor- 
geſeßten Dienjtbehörde oder der ihnen zu- 
let vorgeſetzt geweſenen Vienjtbehörde 
vernommen werden. Für den Reich3fanz- 
ler bedarf e3 ber Genehmigung des 
Kaijerg, für die Minifter der Genehmi- 
nung des Lanbesherrn, für die Mitglieder 
ber Genate der freien Hanjeftädte ter Ge- 
nehmigung des Genatß. 

Die Genehmigung darf nur verſagt 
werden, wenn die Alegins des Zeug⸗ 
niſſes dem Wohle des Reichs oder eines 
Bundesſtaates Nachteil bereiten würde. 

54. Jeder Zeuge kann die Auskunft 
auf ſolche Fragen verweigern, deren Be— 
antwortung ihm ſelbſt oder einem der im 
8 51 Nr. 1—3 bezeichneten Angehorigen 
die Gefahr ſtrafgerichtlicher Verfolgung 
zuziehen würde. 

Vergl St. ©. B. 8 157, Zahl 1. 


8 55. Die Thatfache, auf melde ber 
Zeuge die Verweigerung be3 Beugnifjes 
in den Fällen der 3 51, 52, 54 ftügt, ift 
auf Verlangen glaubhaft zu machen. Es 
genügt die eidlide Verſicherung des 
Jeugen. 


8 56. Unbeeidigt find zu vernehmen: | 
1. Perjonen, welche zur Beit ber Ver 


nehmun 
noch nicht vollendet oder wegen man⸗ 
gelnder Verſtandsreife oder wegen 


das ſechzehnte Lebensjahr | 
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Verſtandesſchwäche von dem Weſen 
und der Bedeutung des Eides keine 
ügende Vorſtellung haben; 
—— welche nach den Beſtim⸗ 
mungen der Strafgeſetze unfähig 
ſind, als Zeugen eidlich vernommen 
zu werden; 
3. Perſonen, welche hinſichtlich der 
den Gegenſtand der Unterſuchung bil- 
denden That ala Teilnehmer, Br 
ünitiger oder Hehler verbächtig oder 
bereits verurteilt find. 
Zahl 2. Vergl St. G. B. 8 161. 
Baht 3. Vergl. St. &. B. 88 47 bis 
50, 257—259. 


8 57. Stehen Perfonen zu dem Be- 
fhuldigten in einem Verhältniffe, welcher 
fie nah) 8 51 zur Weriveigerung des 
Zeugniſſes berechtigt, fo hängt es von 
dem richterlichen Ermeſſen ab, ob fie ın- 
beeidigt zu vernehmen ober zu beeidigen 
ind 


ind. 

Diefelben können auch nad) der Ber- 
nehmung die Beeibigung des Beugnifjes 
verweigern und find über biejes Ned 
zu belehren. 


8 58. Jeder Zeuge ift einzeln und in 
Abweſenheit der Ipäter abzuhörenden 
Zeugen zu vernehmen. 

Eine Gegenüberftellung mit anderen 
Beugen oder mit dem Beichuldigten findet 
im Borverfahren nur dann ftatt, wenn 
fie ohne Nachteil für bie Sache nicht bis 
zur nuptverhanblung auögejegt bleiben 
kann. 


8 59. Vor ber Leiſtung des Eides hat 
der Richter den Zugen in angemeſſener 
Weiſe auf die Bedeutung des Eides hin⸗ 
zuweiſen. 


8 60. Jeder Zeuge iſt einzeln und vor 
feiner Vernehmung zu, beeidigen. Die Be⸗ 
eidigung Tann jedoch aus bejonberen 
Gründen, namentlihd wenn Bedenlen 
gegen ihre Zuläſſigkeit obmwalten, bis nad) 
Flöſchluß der Vernehmung auögefett 
werden. 


8 61. Der vor der Vernehmung zu 
[eiitende Eid lautet: 

daß Zeuge nad) beitem Wiſſen die reine 

Wahrheit fagen, nicht3. verſchweigen 

und nicht3 hinzufjegen werde; 
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daß Zeuge nach beſtem Wiſſen die reine 
Wahrheit geſagt, nichts verſchwiegen 
und nichts hinzugeſetzt habe. 


862. Der Eid beginnt mit den 
Worten: 

„Ich ſchwöre bei Gott dem Allmäch- 

tigen und Allwiſſenden“ 
und ſchließt mit den Worten: 

„So wahr mir Gott helfe.” 

868. Der Eid wird mitteld Nad)- 
ſprechens oder Ableſens der bie Eidesnorm 
enthaltenden Eidesformel geleiftet. Der 
S örende foll bei der Eibesleiftung die 

jte Hand erheben. 

 Shumme, melde fchreiben können, 
leiiten den Eib mittel Abſchreibens und 
Unterfchreibens der die Eidesnorm enthal- 
tenben Eibesformel. 

Stumme, welche nicht fchreiben können, 
feiften ben Eid mit Hilfe eines Dolmet- 
ſchers durch Zeichen. 

Eid der Landesherrn vergl. 8 71. 

— Dolmetfcher, vergl G. 8. ©. & 188, 


8 64. Der Eibesleiftung wird glei 
geachtet, wenn ein Mitglied einer Reli- 
— weicher das Geſetz den 

rauch gewiſſer Beteuerungsformeln an 
Stelle bed Eides geſtattet, eine Erklä⸗ 
rung unter der Beteuerungsformel dieſer 
Religionsgeſellſchaft abgiebt. 











8 65. Die Beeidigung der Zeugen er⸗ 

o% vorbehaltlich der Veftimmungen des 
22 car in der Hauptverhandlung. 

Sie kann ſchon in ber Vorunterfuchung 

—ãA wenn vorausſichtlich der Zeuge 

in der Hauptverhandlung 

bet ak rue fein Erjcheinen wegen 

Entfernung bejonder3 erſchwert 

Kein wird, oder wenn die Veeidigung als 

Mittel zur Herbeiführung einer mahr- 

1ögemüßen Ausfage erforderluh er- 


er dem vorbereitenden Verfahren ift 
die Beeidigung nur zuläjlig, wenn Gefahr 
im Verzug obiwaltet, oder wenn die Beei- 
digimg als Mittel zur a 
einer mahrheitägemäfen naloge 06 
eine Thatſache, von der die Erhebung ber 
öffentli „rose abhängig iſt, erforder- 
lich erjcheint. 


Strafprozeßordnung. 88 62 bis 69. 


Erfolgt die Beeidigung im Borver- 
fahren, jo ift ber Grund in dem Proto- 
anzugeben. 
Ubi. 2, Vergl. 8 328, Abi. 2. 


— — 


866. Wird ber Zeuge, nachdem er 
— vernommen worden it, in dem⸗ 
jelben Vorverfahren oder in bemfelben 
Dauptveria ren nochmal3 vernommen, fo 
ichter ftatt der nocdhmaligen 

— gung den Zeugen die Richtigkeit 
ſeiner Ausſage umter Berufung auf ben 
früher geleifteten Eid Eid verfichern laſſen. 


8 67. Die Sernehmum begirmt da⸗ 
mit, daß ber Zeuge über Vornamen und 
unamen, Alter, Religionsbekenntnis, 
tand ober Gewerbe um Wohnort ber 
—* nr a aue find dem 
über ſolche Umijtände, 

—— feine Glaubrärdigfeit in der vor⸗ 
liegenden Suche betreffen, insbefondere 
über feine Beziehungen zu dem Beichul- 
digten oder dem Verletzten, vorzulegen. 


8 68. Der Zeuge ift zu veranlafien, 
dasjeni was ihm von dem Gegen⸗ 
ſtande Peiner Vernehmung bekannt ift, im 
Sulammenhange an anzugeben. vor feiner 
ehmung i eugen ber Gegen- 

ſtand der — und die Perſon 
des Beſchuldigten ſofern ein ſolcher vor⸗ 
handen iſt, gu bezei 

Zur Aufklärung und zur Berbollftän- 
digung der Uusfage ſowie gur Erforſchung 
des Grundes, auf welchem —53 
des Zeugen beruht, find nötigenfalls 
weitere Fragen zu jtellen. 


— — 





869. Wird das Zeugnis oder bie 
Eidesleiftung ohne egliden Grund 
vertoeigert, jo ijt ber ge in die burch 


die Weigerung verurſachten Koften ſowie 
b: einer Geldſtrafe bis pi breihundert 
art und für den Fall, Daß dieje nicht 
etrieben werben kann, zur Strafe ber 
* bis zu ſechs Wochen zu verurteilen. 
Auch kann zur Erzwingung des Zeug⸗ 
niſſes die Haft angeordnet werden, jedoch 
nicht über die Zeit der Beendigung des 
——— in der Inſtanz, auch nicht 
über die Zeit von ſechs Monaten, und 
bei Uebertretungen nicht über die Zeit 
von ſechs Wochen hinaus. 
Die Befugnis zu dieſen Maßregeln 





Strafprozegorbnung. 88 70 bis 76. 


fteht auch dem Unterſuchungsrichter, dem 

Amtsrichter im Borverfahren, ſowie dem 

beauftragten und erjuchten Richter zu. 

Sind bie Mahvegeln erichöpft, fo 
e 


können fie in bemf oder in einem 


anderen Berfahren, welches biejelbe That - 


zum Gegenjtande hat, nicht wiederholt 
werd 


en. 
Tie Feſtſetzung und bie Vollſtreckung 
ber Strafe gegen eine bem altiven Heere 
oder der altıven Marine angehörende 
Militärperfon erfolgt auf Erjuchen durd) 
da3 Militärgericht. 
Vergl. 88 50, 77, 95. 


8 70. Jeder non dem Richter oder der 
Staatsanwaltſchaft geladene Beuge hat 
nah Maßgabe der Gebührenordnung 
Anſpruch auf Entſchädigung ’auß ber 
Staatskaſſe für Zeitverſäumnis und, merm 
fein Erfcheinen eine. Reiſe erforderlich 
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macht, auf Eritattung der Koſten, welche 
duch bie Reife und den Aufenthalt am 
Drte der Vernehmung verurjacht werden. 
Bergl. Gebührenordnung für Zeugen 
und chverftändige vom 30. uni 
1878. — Unmittelbar geladene Zeugen, 
vergl. 8 219. 


8 71. Die Lanbesherren und die Mit- 
glieder ber Ianbeöherrlicdyen Familien fo- 
wie die Mitglieder der Fürſtlichen Familie 
Hohenzollern find in ihrer Wohnung zu 
vernehmen. 

Den Eid leiſten dieſelben mittels 
Unterfchreibend der die Eidesnorm ent- 
haltenden Eibesformel. 

Zur Hauptverhandlung werden fie nicht 
geladen. Das Protokoll über ihre gericht» 
lihe Vernehmung ift in der Hauptver⸗ 
handlung zu verlejen. 





Siebenter Abſchnitt. 
Sachverſtündige und Angenfchein. 


872. Auf Sadperjtändige finden bie 
Vorſchriften des jechsten Abſchnitts über 
Beugen entſprechende Anwendung, info 
weit nicht m den nadjfolgenden Bara- 
graphen abmeichende Beitimmungen ge- 
troffen find. 


8 78. Die Auswahl der augugießenben 
Sadjverftändigen und die Beſtimmung 
ihrer Anzahl erfolgt durch den Richter. 

Sind für gewiſſe Arten von Gutachten 
Sadjverjtändige öffentlich beitellt, fo follen 
andere Perjonen nur dann gemählt 
werden, wenn bejondere Umjtände e3 er- 
fordern. 

Vergl. noch 88 87—93, 193, 218, 
219, 243. 





8 74. Ein Sachverſtändiger kann aus 
denfelben Gründen, welche zur Ablehnung 
eined Nichterd berechtigen, abgelehnt 
werden. Ein Ablehnungsgrund kann je- 
doch nicht Daraus entnonmen werden, daß 
der Sachverſtändige al3 Zeuge vernommen 
worden i 

Das Üblehnungsrecht jteht ber Staats- 
anmwaltichaft, dem Brivatlläger und dem 
Beichuldigten zu. Die ermannten GSad)- 


verftändigen find den zur Üblehnung Be- 
rechtigten namhaft zu machen, wenn nicht 
bejondere Umftände entgegenitehen. 

Der Ablehnungsgrund iſt glaubhaft zu 
machen; Eid iſt als Mittel der 
Glaubhaftmachung ausgeſchloſſen. 

Ablehnung, vergl $ 24 ff. — Ab⸗ 

lehnung der Dolmetjicher, vergl. G. V. 

G. 8 193. — MÜblehnungsrecht bes 

Nebenklägerd: 8 437. 





875. Der zum Sacveritändigen Er- 
nannte hat der Ernennung Folge zu 
beilten, wenn er zur Erftattung von Gut⸗ 
achten ber erfordberliden Art öffentlich 

tellt ift, oder wenn er die Wiffenichaft, 
die Runft oder bad Gewerbe, deren Kennt- 
ni3 Vorausſetzung der Begutachtung. ilt, 
öffentlid) zum Ermwerbe ausübt, oder wenn 
er zur Ausübung derjelben öffentlich be- 
jtellt oder ermädhtigt ift. 

Zur Erftattung des Gutachtens ift 
auch derjenige verpflichtet, welcher fich zu 
berjelben vor Bericht bereit erflärt hat. 





8 76. Diejelben Gründe, welche einen 
Beugen berechtigen, da3 Zeugnis zu ver- 
weigern, berechtigen einen Sachverftän- 


640 


digen zur Verweigerung des Gutachteng. 
Yud) aus anderen Gründen kann ein 
Sadverjtändiger von ber Verpflichtung 
zur Erjtattung de3 Gutachtens entbunden 
werden. 

Die Vernehmung eines öffentlichen 
Beamten als Sachverſtändigen findet nicht 
ſtatt, wenn die vorgeſetzte Behörde eines 
Beamten erklärt, daß die Vernehmung 
den dienſtlichen Intereſſen Nachteil be— 
veiten würde. 

Vergl. 88 61 -64. 





877. Im Falle des Nichterſcheinens 
oder der Weigerung eines zur Erſtattung 
des Gutachtens verpflichteten Gadjver- 
ſtändigen wird dieſer zum Erſatze der 
Koſten und zu einer Geldſtrafe bis zu 
dreihundert Mark verurteilt. Im Falle 
wiederholten Ungehorſams kann noch ein⸗ 
mal eine Geldſtrafe bis zu ſechshundert 
Mark erkannt werden. 

Die Feſtſetzung und die Vollſtreckung 
der Strafe gegen eine dem aktiven Heere 
oder der aftiven Marine angehörende 
Militärperfon erfolgt auf Erſuchen durd) 
das Militärgerid)t. 

Vergl St. ©. B. 8 138, Abſ. 2. 





878 Der Ridter Hat, ſoweit ihm 
dies erforderlich erjcheint, die Thätigfeit 
der Sadjverjtändigen zu leiten. 





879 Der Sachverſtändige hat bor 

Eritattung des Gutachtens einen Eid da- 
hin zu leijten: 

daß er da3 von ihm erforderte Gute 
achten unparteiifch 

und nad) bejtem Wifjen und Gewiſſen 
eritatten werde. 

Sit der Sachverjtändige für die Er- 
jtattung von Gutachten der betreffenden 
Art im Allgemeinen beeidigt, fo genügt 
die Berufung auf den geleifteten Eid. 

Vergl. 8865, 66, 72. 





8 80. Dem Sadiverftändigen kann auf 
jein Verlangen zur Vorbereitung be3 
Gutachtens durch VBernehmung von 
Zeugen oder des Beſchuldigten weitere 
Aufklärung verichafft werden. 

Zu demjelben Zwecke kann ihm geftattet 
werden, die Alten einzujehen, der Ver. 


| 
: 
| 


Strafprozeßordnung. 88 77 bis 85. 


digten beizumohnen und an diefelben ını- 
mittelbar Fragen zu ftellen. 


8 81. Zur Vorbereitung eines Gut⸗ 
achtens über den Seifteszuftand des An 
geſchuldigten kann Das Gericht auf Antrag 
eines Sachverſtändigen nad) Anhörung 
de3 Verteidiger anordnen, daß der Un- 

ihuligte in eine öffentliche Srrenan- 
—* gebracht und dort beobachtet werde. 

Dem Angeſchuldigten, welcher einen 
Verteidiger nicht hat, iſt ein ſolcher zu 
beſtellen 

Gegen den Beſchluß findet ſofortige Be— 
ſchwerde ſtatt. Dieſelbe hat aufſchiebende 
Wirkung. 

Die Verwahrung in der Anſtalt darf, 
die Dauer von ſechs Wochen nicht über⸗ 
fteigen. « 

Ungeichuldigter: 8 155. — Eovfortige 

Beſchwerde: $ 353. — Vergl. noch 

8 140. 


5 82. Im Vorverfahren hängt e3 von 
der Unordnung des Richters ab, ob bie 
Sadjveritändigen ihr Gutachten fchriftlid) 
oder mündlich zu erftatten haben. 











8 83. Der Niditer kann eine neue Be- 
gutachtung durch diefelben oder durch 
andere Sachverjtändige anordnen, wenn 
er dad Gutachten für ungenügend erad)tet. 
Der Nichter kann die Begutachtung 
durch einen anderen Sachverſtändigen an- 
ordnen, wenn ein Sachverſtaͤndiger nach 
Be: de3 Butachtens mit Erfolg ab- 
ehnt iſt. 

In widtigeren Fällen kann das Gut- 
achten einer Fachbehörde eingeholt werden. 


Abſ. 4, z. B. 891, 92. 
8 84. Der Sachverſtändige 





aut nach 
Maßgabe ber Gebührenordnung Anſpruch 
auf Entſchädigung für Zeitverſäumnis, 
auf Erſtattung der ihm verurſachten 
Koſten und außerdem auf angemeſſene 
Vergütung für ſeine Mühewaltung. 

und für Zeugen und 
Sadjverit. v. 30. Juni 1878. — Berg 
noch 8219. 


8 85. Inſoweit zum Beweiſe vergan- 
gener Thatſachen oder Zuſtände, zu deren 
Mahrnehmung eine bejondere Sachkunde 





uchmung bon Zeugen oder des Beihuf | erforderlich war, ſachkundige Perſonen zu 


Strafprozeßordnung. 88 86 bis 94. 


vernehmen find, fommen die Vorfchriften 
über den Zeugenbeweis zur Anwendung. 


8 86. Findet die Einnahme eines rich⸗ 
terlichen Augenſcheins ftatt, fo ift im 
Protokolle der vorgerundene Sachbeſtand 
jeitzuftellen und darüber Auskunft Ki 
geben, weile Spuren oder Merkmale, 
deren Vorhandenſein nach der befonderen 
Beichaffenheit des Falles vermutet werben 
fonnte, gefehlt haben. 

Vergl. 88 167, 191, 193, 223, 224, 

409, 425, 437. — 8 185, 








8 87. Die richterliche Leichenſchau wird 
unser Zuziehung eines Arztes, die Leichen- 
öffnung im Beiſein des Richters von 
zwei en, unter welchen ſich ein Ge⸗ 
richtsarzt befinden muß, vorgenommen. 
Demjenigen Arzte, welcher ben Verſtorbe⸗ 


nen in der dem Tode unmittelbar voraus 


gegangenen Krankheit behandelt Hat, iſt 

die Leichenöffnung nid) übertragen. 

Derielbe kann jedoch aufgefordert iverden, 

der Leichenöffnung anzumohnen, um aus 

der Krankheitsgeſchichte Wufichlüffe zu 
en. 


Die Zuziehung eines U kann bei 
der —— ——e— wenn ſie 
Hr eſſen des Richters entbehr- 


i 
Behufs der Beſichtigung oder Oeffnung 
einer ſchon beerdigten Leiche iſt ihre Aus- 
g ſtatthaft. 
Vergl. 8 157 und 8$ 167, 191, 198. 


— — 


888. Vor der Leichenöffnung iſt, 
wenn nicht beſondere Hinderniſſe ent⸗ 
ſtehen, die Berjönlichleit des Ver⸗ 
—— insbeſondere durch Befragung 
von Perſonen, welche den Verſtorbenen 
t haben, feſtzuſtellen. Iſt ein Be⸗ 
chuldigter vorhanden, ſo iſt ihm die 


Leiche zur Anerkennung vorzuzeigen. 


89. Die Leichens 
Korte der uflanb ber ehe bi * 





641 


ſtattet, ſtets auf die Oeffnung ber Kopf⸗, 
Bruſt⸗ und Bauchhöhle erſtrecken. 


8 90. Bei Oeffnung der Leiche eines 
neugeborenen Kindes ift die Unterfuchung 
inöbejondere auch darauf zu richten, ob 
dasſelbe nach oder während der Geburt 
Far habe, und ob es reif oder wenig- 
tens fähig | geiveien fei, da3 Leben außer- 
halb des Mutterleibes fortzufehen. 








8 91. Liegt ein Verdacht einer Ber- 
giftung vor, fo ift die Unterfuchung ber 
in der Leiche oder fonft gefundenen ver- 
bäcdhtigen Stoffe burh einen Chemiler 
oder durch eine für folche Unterfuchungen 
beitehende Fachbehörde vorzunehmen. 
Der Richter kann anordnen, daß dieſe 
nterſucung unter Mitwirkung oder Lei⸗ 
tung eines Arztes ſtattzufinden habe. 

Vergl. 8 193, Abſ. 2. 





8 92. Bei Drüngverbrecjen und Münz- 
vergehen. ind die Münzen oder Papiere 
erforderlicyenfall3 derjenigen hörde 
vorzulegen, von meldyer echte Münzen 
ober Papiere diefer Urt in Umlauf gefegt 
werben. Das Gutachten diefer Behörde iſt 
über die Unechtheit oder Verfälſchung ſo⸗ 
wie barüber einzuholen, in welder Art 
die Fälſchung mutmaßli begangen 
worden jet. 

Hanbelt es fih um ausländiihe Mün⸗ 
gen ober Papiere, fo kann an Stelle bes 

tachtend ber ausländiihen Behörde 
basjenige einer bdeutichen erforbert 
werben. 


Münzverbrechen: St. ©. B. 83 146 
bis 152. 


8 93. Zur Ermittelung ber Echtheit 
ober Unechtheit eines Schriftitüdg, Fe 
uv Ermittelung des Urheberö besjelben 
—* eine Schriftvergleihumg unter Zu⸗ 
ziehung von Sachverſtändigen 
nommen werben. 





vorge⸗ 





Achter Abſchnitt. 
Beſchlagnahme nnd Durchſuchung. 


8 94. Gegenſtände, welche als Be 
mweismittel für die Unterſuchung von Be⸗ 
deutung fein können oder der Einziehung 


Nechtsbuch. II. 


unterliegen, find in Verwahrung zu 
nehmen oder in anderer Weiſe ficher zu 
ftellen. 

41 
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“ Befinden ſich die Gegenftände in dem 
Gewahrſam einer Perſon und werben die⸗ 
felben richt freiwillig herausgegeben, jo 
bedarf es der Beſchlagnahme. 
Beſchlagnahme de3 Bermögend im 
Verfahren gegen Abmefende und nad) 
$ 140 des ©t. ©. B., vergl. S 35 
26; Beſchlagnahme nad) $ 93 Et. 
G. 8. vergl 88 332—345. — lieber 
da3 Verfahren bei Einziehungen und 
Bermögensbefchlagnahmen vergl. R 477 
ff. — Einziehung, vergl. ©t. ©. 8. 
8 40 und Heidyägef. vom 11. Jumi 
1870 betr. das Urheberrecit an Schrift⸗ 
werfen 88 21, 22, 25, 43, 45, melde 
Paragraphen auch auf die Reichsgeſetze 
vom 9., 10., 11. Januar 1876 Anwen⸗ 
dung finden. 





8 95. Wer einen Gegenſtand ber vor⸗ 
bezeidmeten Art in feinem Gewahrſam 
hat, ift verpflichtet, denjelben auf Er- 
fordern vorzulegen und auszuliefern. 

Er kann im alle der Weigerung durd) 
bie im 8 69 beſtimmten Bmangsmittel 
hierzu angehalten werden. Gegen Per⸗ 
jonen, welche zur Verweigerung des Zeug- 
niſſes berechtigt find, finden dieſe 
Smangdmittel Teine Anwendung. 

Vergl. 88 61 4 





8 96. Die Vorlegung oder Ausliefe⸗ 
rung von Alten oder anderen in amtlicher 
Dervabrung befindlicdien Schriftſtücken 
durch Behörden und öffentlihe Beamte 
darf nicht gefordert werden, wenn deren 
oberite Dienjtbehörbe erllärt, daß das Be- 
kanntwerden des Inhalts diefer Alten 
oder Schriftſtücke dem Wohle des Reichs 
oder eines Bundesſtaates Nachteil ber 
reiten. würde, 

Vergl. ©. B. ©. 8 169. 


— — — 


8 97. Schriftliche Mitteilungen zwi⸗ 
ſchen dem Beſchuldigten und denjenigen 
Perſonen, die wegen ihres Verhältniſſes 
zu ihm nach 88 51, 52 zur Verweigerung 
des Zeugniſſes berechtigt find, unterliegen 
der Beſchlagnahme nicht, falls fie fich in 
den Händen ber Iegteren Perjonen befin- 
den und dieſe nicht einer Teilnahme, Be- 
günftigung oder Hehlerei verdädjtig find. 

Vergl. 8 148 Abi. 1. 


— 
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8 98. Die Unorbnungen von Beichlag- 
nahmen fteht dem Richter, bei Gefahr im 
Verzug auch der Staatsanwaltſchaft und 
denjenigen Bolizeie und Sicherheitsbe⸗ 
amten zu, welche als Hülfsbeamte ber 
Staatsanwaltſchaft den Anordnungen ber- 
ſelben Feig zu leiſten haben. 

Iſt die Beſchlagnahme ohne richterliche 
Anordnung erfolgt, ſo ſoll der Beamte, 
welcher die Beſchlagnahme angeordnet 
hat, binnen drei Tagen die richterliche 
Beſtätigung nachſuchen, wenn bei der Be- 
ſchlagnahme weder der davon Betroffene 
noch ein erwachſener Angehöriger am 

end mar, oder wenn ber Betroffene 
und im Falle feiner Abweſenheit ein er- 
wachſener Ungehöriger desjelben gegen 
die Beſchlagnahme ausbrüdlichen Wider- 
ſpruch erhoben hat. Der Betroffene kann 
jederzeit die richterlihe Entſcheidung 
nachſuchen. So lange die öffentliche lage 
nod) nicht erhoben ijt, erfolgt die Ent⸗ 
ſcheidung durch den Amtsrichter, in deſſen 
Bezirk die Beſchlagnahme ſtattgefunden 

at. 


Iſt nach erhobener öffentlicher Klage 
die Beſchlagnahme durch die Staatsan⸗ 
waltſchaft oder einen Polizei⸗ oder Sicher- 

itöbeamten erfolgt, jo iſt binnen drei 

agen dem Nichter von der Beichlagnahme 
Anzeige zu machen und find demielben 
die in Beldhlag genommenen Gegenitände 
zur Verfügung zu jtellen. 

Beichlagnahmen in militärifchen Dienft- 
gebäuden, zu melden auch Kriegsfahr⸗ 
zeuge gehören, erfolgen durch Erſuchen 
der Militärbehörde und auf Verlangen 
der Civilbehörde (dichter, Staatsan⸗ 
mwaltfchaft) unter deren Mitwirkung. Des 
Erſuchens der Militärbehörbe bedarf es 
jedod) nicht, wenn die Beſchlagnahme in 
Räumen vorzunehmen iſt, welche in mili- 
tärifhen Dienftgebäuden ausſchließlich 
von Eivilperfonen bewohnt werden. 

Abſ. 1. Vergl. ©. V. G. 8 153. 
Abf. 2. Beſchlagnahme von Drudihrif 
ten, vergl. Reichsgeſ. über die Preſſe 
vom 7. Mai 1874, 823 ff. — 8 42. 


8 99. Zuläſſig ift die Beichlagnahme 
ber an den Beſchuldigten gerichteten 
Briefe und Sendungen auf der Poſt fo» 
wie der an ihn gerichteten Telegramme 
auf den Telegraphenanitalten; desgleichen 
ift zuläjjig an den bezeichneten Orten die 
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Belöilcgnahme folcher Briefe, Sendungen 
und Telegramme, in betrejf derer That 
fachen vorliegen, aus welchen zu jchließen 
iſt, daß fie von dem Beichuldigten her⸗ 
rühren oder für ihn beitimmt find umd 
daß ihr Inhalt für die Unterfuhhung Be— 
deutung habe. 


Vergl. noch 8. O. 8 111. 





8 100. Zu der Beichlagnahme (8 99) 
tft nur ber Richter, bei Gefahr im Verzug 
und, wenn bie Unterfuchung nicht blos 
eine lUebertretung betrifft, auch die 
Staatsanwaltſchaft befugt. Die Tebtere 
muß jedoch denn ihr ausgelieferten Gegen- 
ſtand fofort, und zwar Briefe und artdere 
Roitfendungen uneröffnet, dem Nichter 
vorlegen. 

Die von ber Staatsanwaltſchaft ver- 
fügte Beſchlagnahme tritt, auch wenn fie 
eine Auslieferung noch nicht zur Folge 
gehabt hat, außer kraft, wenn fie nidjt 

innen drei Tagen von dem Nichter be 
ftätigt wird. 

Die Entjcheidung über eine von der 
Staatsanmwaltichaft verfügte Befchlag- 
nahme —* über die Eröffnung eines 
ausgelieferten Briefes oder einer anderen 
Poſtſendung erfolgt durch den zuſtändigen 
Richter ($ 98). 

Abſ. 2 vergl. $ 42. 


8 101. Bon den getroffenen Map 
regeln (88 99, ni find die Beteiligten 
u benadjrichtigen, jobald dies ohne Ge- 
Yühehung des Unterfuchungäzivedes ge- 
ſchehen kann. 

Sendungen, deren Eröffnung nicht an⸗ 

rdnet worden, ſind dem Beteiligten 
Pofort auszuantworten. Dasjelbe gilt, ſo⸗ 
weit nad) der Eröffnung die Yurüdbehal- 
tung nicht erforderlich it. 

Derjenige Teil eines zurüdbehaltenen 
Briefes, deſſen Vorenthaltung nicht durch 


die Rüdjicht auf die Unterfudyung geboten 


ericheint, ift dem Empfangsberedjtigten 
abſchriftlich mitzuteilgn. 


8 102. Bei demjenigen, weldyer als 
Thäter oder Teilnehmer einer ftrafbaren 
Handlung oder al3 Begünſtiger oder 

fer verbäditig iſt, kann eine Durd» 
fudung der Wohnung und anderer 
Näume, ſowie feiner Perjon und ber ihm 
gehörigen Sachen, ſowohl zum Zwecke 
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feiner Ergreifung, als auch dann vorge 
nommen iverden, wenn zu vermuten tft, 
daß die Durchſuchung zur Auffindung 
von Bemweismitteln führen werde. 


Bergl. St. G. B. 8847 ff, 257 ff. 


8 103. Bei anderen Berfonen find 
Durchſuchungen nur behuf3 der Ergrei- 
des Beichuldigten oder behufs ber 
Verfolgung von Spuren einer ftrajbaren 
Handlung ober behuf3 der Beichlagnahme 
beitimmter Gegenftände und nur dann 
zuläjlig, wenn Thatſachen vorliegen, aus 
denen zu jchließen ift, daB die gefuchte 
Perfon, Spur oder Sade ſich in den zu 
durdjfuchenden Räumen befinde. 

Tiefe Beſchränkung findet feine Un- 
wendung auf bie Näume, in welchen ber 
Beicjuldigte ergriffen worden ift, ober 
melde er mährend der Verfolgung be- 
toeten hat, oder in melden eine unter 
PBolizeiaufficht ftehende Berfon wohnt oder 
jih aufhält. 

Dergl. St. G. B. 88 38, 39. 








8 104. Zur Nachtzeit dürfen bie 
Wohnung, bie Geſchäftsräume und das 
befriedete Beſitzthum nur bei Verfolgung 
auf friſcher That oder bei Gefahr im Ver⸗ 
zug oder dann durchſucht werden, wenn 
es fid) um die Wiederergreifung eines 
entwichenen Gefangenen hanbelt. 

Dieje Beſchränkung findet feine An- 
wendung auf Wohnungen von Perjonen, 
welche unter Bofizeiautficht jtehen, ſowie 
auf Räume, weldje zur Nachtzeit jeder- 
mann zugänglich oder welche der Polizei 
als Herbergen oder Berfammlungsorte be- 
Itrafter Perjonen, ald Niederlagen von 
Sachen, welche mittel3 ftrafbarer Hand- 
[ungen erlangt find, oder al3 Schlupf 
winkel bes Glücksſpiels oder gemerb&- 
mäßiger Unzucht belannt find. 

Die Nadıtzeit umfaßt in dem Beit- 
raume vom erften April bis breißigiten 
September die Stunden von neun Uhr 
abends bis vier Uhr morgens und in bem 
Beitraume dom erſten Oftober bi3 ein- 
unddreihigiten März die Stunden von 
neun Uhr abends bis ſechs Uhr morgens. 


Abf. 2 vergl. noch; 8 106 Abi. 2, 
8 105. Pie Unordnung von Durch 


ſuchungen ſteht dem Richter, bei Gefahr 
im Verzug auch der Etaatsanwaltjchaft 


41” 
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und denjenigen Polizei und Gicherheitd- 
beamten zu, welche ald Hülfsbeamten der 
Staatsanwaltſchaft den rdnungen der⸗ 
jefben Folge zu leiſten haben. 

Wenn eine Durchſuchung der Wohnung, 
der Geſchäftsräume oder : "bes befriedeten 
Beſitztums ohne Beijein bes Richters ober 
des Staatsanwalts ſtattfindet, ſo ſind, 
wenn dies möglich, ein Gemeindebeamter 
oder zwei Mitg liedg der Gemeinde, in 
deren Bezirk die Durchſuchung erfolgt, 
zuzuziehen. Die als Gemeindemitglieder 
gugezogenen Perſonen dürfen nicht Boli- 
zei⸗ oder Gicerheitäbeamte fc (ein. 

Die in in den vorſte bſätzen an⸗ 

dneten Beſchränkungen der Durch⸗ 

ſuchung finden keine Anwendung auf die 

im 81 104 Abſ. 2 bezeichneten Wohnungen 
und Räume. 


mn in ur! hen Dienſt⸗ 
äuden erfo Erſuchen der 
uitärbeihörbe, md pr Verlangen der 
Civiſbehörde (Michter, —— — 
unter deren Mitwirkung. Des Srjuchend 
der Militärbehörde bedarf es jebod) nicht, 
wenn die Durchſuchung von Näumen vor- 
zunehmen ift, weldye in militärifchen 
Dienitgebäuden ausſchließlich von Civil⸗ 
perjonen bewohnt werdet. 


Abſ. 1:0. 8. G. $ 153. 





106. Der Inhaber der — 

m dung ober oc. 3 n e bar 
fu ung oe ohnen er a 

—— e möglich, fein 

a an Unge- 

böriger, —— — oder Nachbar zuzu⸗ 


di 
Inhaber ober ber in deſſen Ab⸗ 
weieneit | zugezogenen Perlon it in ben 
103 Abſ. 1 der Zweck der 
—— vor deren Beginn bekannt 
— Vorſchrift ind Teine 
af die Inhaber ber 
104 Abſ. 3 bezeichneten Räume. 





8 107. Dem von ber Durchſuchung 
Betroffenen ift nad) deren Beendigung auf 
Verlangen eine ſchriftliche Mitteilung zu 

welche den Grund der Durch 
hung (88 102, 103) ſowie im Falle des 
" 102 die ftrafbare andlung bezeichnen 
muß. Auch it demjelber auf Verlangen 
ein Berzeihniß der in Verwahrung oder 
in Beſchlag genommenen Gegenjtände, 


| J 
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falls aber nichts Berbächtiges gefimben 
wird, eine Bejcheinigung hierüber zu 


8 108. Werben bei eit einer 
Durchſuchung Gegenftände gefunden, 

welche zivar in feiner Beziehung zu der 
Unterfuchung ftehen, aber au bie olgte 
Berübung einer anderen ftvafba and» 
ung hindeuten, » find fie einft- 
weilen in Beſch Ing zu nehm Der 
Staatsanwalt Rn ft hiervon Kenntnis 


Vergl 88 98 Uf. 2, 127 Bj. 8 


8109. ®Die in 1 Beraßrung ober in 
Beichlag nenn Gegenitände find 
genau genau du bezeichnen und zur Berhfitimg 
— a durch He 
oder im fon n eiſe 
kenntlich zu machen. geeigneler 


8 110. on Durchſicht ber Papiere 
Durchſuchung Betroffenen 

t nur dem Richter zur. 
ndere Beamte find zur Durchficht ber 
aufgefunbenen ‘Papiere nur dann befugt, 
mem ber In 
fiht genehmi falls haben ſie 
die Papiere, Durchſicht fie für ge⸗ 
boten erachten, in einent Umſchlage, 
welcher in Gegenwart des Inhabers mit 
dem Amtsſiegel zu verſchließen iſt, an 

den Richter abzuliefern. 

Dem Inhaber der Papiere ober beffen 
Vertreter it Die Beidrü feines 
Siegels gejtattet; auch ift eu, falls dem⸗ 
nachſt die Entfiegelung und Durchſicht ber 
‚Bapieve angeordnet wird, wenn dies mög- 
lich, au niorbern, berjelben beizumohnen. 

Der Nichter hat Die zu einer ftrafbaren 
Sendung in Bezie en ftehenden Papiere 

t mitzuteilen. 


Pi Eros 111, Gegenftänbe, melde bund) bie bie 
jtuafbare Handlung dem erlebten ent⸗ 
gegen tourben, ehe falls — — Unfprüde 
itter entgegenitehen, na —— — 
Unterſuchung 
ſchon vorher von Murder dem Ver⸗ 
zurüdzugeben, ohne daß es eines 
Urteil hierüber bedarf. 
Dem Xeteiligten bleibt die Geltend- 
machung feiner Rechte im Givilverfahren 


vorbehalten. 








— — 





⸗⸗ 
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Neunter Abſchnitt. 
Verhaftung und vorläufige Feſtnahme. 


8 112. Der Angeſchuldigte darf nur 
dann in Unterjuchungshaft genommen 
werden, wenn bringende Verbachtögründe 
gegen ihm vorhanden find und entmeber 
er der Flucht verbädtig iſt oder That- 
ſachen vorliegen, aus denen zu jchliegen 
ft, daß er Spuren ber That vernichten 
oder daß er Beugen ober Mitſchuldige zu 
einer falfchen Ausſage oder Zeugen dazu 
—— — 
zu zie Dieſe Thatſa in 
aktenkundig zu machen. 

Der Verdacht ber Flucht bedarf keiner 
weiteren Begründung: 


1. wenn ein Verbrechen den Gegenſtand 


der Unterſuchung bildet; 

2. wenn der ngeſchuldigte ein Heimat⸗ 
loſer oder Landſtreicher oder nicht im 
ſtande tft, fich üben feine Perſon aus- 
zuweiſen; 

3. wenn ber Angeſchuldigte ein Auzlän- 
der ift und gegründeter Zweifel beiteht, 
dag er ſich auf Ladung vor Gericht 
ftelfen und dem Urteile Folge leijten 
werde. 

Angeſchu digter: * 155. — Ber 
brechen: & 83. 8 51. — Land 


ftveicher: & ®. 8. 8 361, Zahl 3. — 


Vergl. noch 8 229 Ubi. 2, 235. 


8 113. Sit die That nur mit Haft 
oder mit Geldftrafe bedroht, fo darf bie 
Unterſuchungshaft nur wegen Verdachts 
der Flucht und nur dann verhängt 
werben, wenn der Aingefnutbigte zu au 
im $ 112 Nr. 2 oder 3 
Perjonen gehört, oder —* —5* 
unter Polizeiaufſicht ſteht, oder wenn es 
ſich um eine Uebertretung handelt, wegen 
deren die Ueberweiſung an die Landes- 
polizeibehörde erfannt ween kann. 

ggPolizeiau ſſicht . St. G. B. 88 38, 
Ueberweiſung: St. G. B. 
861 Zahl 3—8, 362. 


8 114. Die Verhaftung erfolgt auf 
Grund eines ſchriſtlichen Haftbefehls des 
Richters. 

In dem Haftbefehl iſt der Angeihul- 
dig te ‚genau zu bezeichnen und die ihm 
* Laſt gelegte ſtrafbare Handlung ſo⸗ 








wie der Grund ber Verhaftung anzu⸗ 


Dem Angeſchuldigten iſt der Haftbefe 
bei der Verhaftung und, wenn dies ni 
ui HL, ſpäteſtens am Tage 
feiner Einlieferung in das Gefängnis, 
nach Vorſchrift des 8 35 bekannt zu 
machen und zu eröffnen daß ihm das 
Rechtsmittel de Beichwerde zuitehe. 


Abf. 1 vergl. SS 124, 125. 
Abi. 3 vergl. "8 3. 





8 115. Der Verhaftete muß ſpãteſtens 
am Tage nach ſeiner Einlieferung in das 
Gefängnis durch einen Richter über den 
Gegen! and der Berchuldigung gehört 

en. 





8 116. Der Verhaftete ſoll, ſoweit 
mö lich, von anderen gejondert und nicht 
njelben Raume mit Strafgefangenen 
verwahrt werden. Mit feiner Zuſtim⸗ 
mung kann bon dieſer Vorſchrift abge- 
ſehen werden. 

Dem Verhafteten dürfen nur ſolche Be- 
ſchränkungen auferlegt werden, welche zur 
Sicherung des Zweckes der Haft oder zur 
Aufvochterhaltung der Ordnung im Ge 
fängnifje notwendig find. 

Bequemlichkeiten und Bejchäftigungen, 
Die dem Stande und ben Vermögensver⸗ 

ältniffen des Werhafteten entiprechen, 
rf er fih auf feine Koften verichaffen, 
fomweit fie mit dem Zwecke ber Haft ver- 
einbar find und weder die Ordnung im 
Gefängniffe ftören, noch Die Sicherheit ge- 
ben. 


fähr 

Feſſeln dürfen im Gefängniſſe dem 
Verhafteten nur dann angelegt werden, 
wenn es wegen beſonderer Gefährlichkeit 
ſeiner Perſon, namentlich zur Sicherung 
anderen erforderlich erſcheint, oder wenn 
er einen Selbſtentleibungs⸗ oder Ente 
eichungöberiuch gemacht oder vorbereitet 
hat. Bei der Qauptverhandlung foll er 
ungefeſſelt fein. 

Die nad) Maßgabe vorjtehender Be- 
Kimmungen erforderlichen Verfügungen 
hat der Richter zu treffen. Die in drum 
genden Fällen von anderen Beamten ge 
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troffenen Anorömungen unterliegen ber 
Genehmigung de3 Richters. 
Vergl. 88 124, 125. — 8 148. 





8 117. Ein Ungejichuldigter, deſſen 
Verhaftung lediglich wegen des Verdachts 
ber Flucht angeordnet worden ift, Tann 
gegen Eicherheitäleiftung mit ber Unter- 
ſuchungshaft verjchont werden. 

Verfall der Sicherheit: 8 122, 





8 118. Die Gicdjerheitzleifung iſt 
bu Hinterlegung in barem Gelbe oder 
in ae tele Ba —— 
ung oder mittels Bürgſchaft geeigneter 
Perſonen zu bewirken. ui 

Die Höhe und die Art der zu lerſtenden 
Sicherheit wird von dem Richter nach 
iteiem Ermeſſen feitgejegt. 

Abſ. 2: 88 124, 125, 





8 119. Der Angeichuldigte, welcher 
ſeine Freilaſſung gegen Sicherheitsleiftung 
agt, ift, wenn er nicht im Deutſchen 
Neich wohnt, verpflichtet, eine im Bezirk 
des zuftändigen Gericht3 mohnhafte Per- 
fon zur Empfangnahme von Buftellungen 
zu bevollmächtigen. 





oder wenn neu hervorgetretene Umſtände 
feine Verhaftung erforderlich machen. 





8 121. Eine noch nicht verfallene 
Sicherheit wird frei, wenn der Angeſchul⸗ 
digte zur Haft gebradjt, oder wenn ber 
Hajtbejehl aufgehoben worden tft, ober 
werm der Untritt ber erkannten Freiheits⸗ 
ftrafe erfolgt. 

Diejenigen, melde für den Angeſchul⸗ 
digten Sicherheit geleiftet haben, können 
ihre Befreiung dadurch herbeiführen, daß 
ſie entweder binnen einer vom Gerichte zu 
beſtimmenden Friſt die Geſtellung des 
Angeſchuldigten bewirken, oder von den 
Thatſachen, welche den Verdacht einer 
vom Angeſchuldigten beabſichtigten Flucht 
begründen, rechtzeitig dergeſtalt Anzeige 





Strafprozeßordnung. 88 117 bis 124. 


maden, daß bie Verhaftung bewirkt 
werben kann. 


Aufhebung des Haftbefehla: 8 123. 


8 122. Eine noch nicht frei gewordene 
Sicherheit verfällt der Staatskaſſe, wenn 





- der Ungejchuldigte, fi) der Unterfuchung 


oder dem Antritt der erlannten Freiheitz- 
ſtrafe entzieht. 

Bor der Entſcheidung ſind der Ange- 
Ihuldigte ſowie Diejenigen, welche für den 
Angeſchuldigten Sicherheit geleijtet haben, 
zu einer Erflärung aufzufordern. Gegen 
die Entfcheidung steht ihnen nur die ſo⸗ 
fortige Beſchwerde zu. Bor der Entichei- 
dung über bie Beſchwerde ift ben Be— 
teiligten und der Staatsanwaltſchaft Ge 
tegenhert zur mündlichen Begründung 
ihrer Anträge ſowie zur Erörterung über 
jtattgehabte Ermittelimgen zu geben. 

Die den Verfall ausſprechende Entjchei- 
dung hat gegen biejenigen, welche für den 
Angeſchuldigten Sicherheit geleiftet haben, 

ie Wirkungen eines von bem Cipilrichter 
erlafjenen, ir vorläufig volljtredbar er- 
Härter Endurteils, und nad Ablauf ber 
Beichwerdefriit die Wirfungen eines 
vehtöfräftigen Civilendurteils. 

Ubi. 2: 8 353. 

Ab. 3. Vergl. €. P. D. 8 644 ff. 





8 123. 2er Haftbefehl ift aufzuheben, 
wenn ber in demfelben ebene Grund 
der Verhaftung weggefallen ıft, ober wenn 
ber Angeſchuldigte freigefprodyen ober 
außer Verfolgung gejebt wird 
Durch Einlegimg eines Rechtsmittel 
darf die Freilaſſung des Angeſchuldigten 
nicht verzögert werden. 
Vergl. noch 8 126. 


8 124. Die auf die Unterſuchungshaft. 
einſchließlich der Sicherheitäleiftung bezüg- 
lichen Entſcheidungen werden von bem zu- 
ftändigen Gericht erlafjen. 

In der Vorunterſuchung ift ber Unter- 
ſuchungsrichter zur Erlaftung de3 Haft- 
beiehl3 und mit Yuftimmung der Staat3- 
anwaltſchaft auch zur Aufhebung eines 
ſolcher ſowie zur Freilaſſung des Ange⸗ 
ſchuldigten gegen Sicherheitsleiſtung be⸗ 
fugt. Verſagt die Staatsanwaltſchaft dieſe 
Zuſtimmung, fo hat der Unterſuchungs⸗ 
richter, wern er die beanitanbete Maß⸗ 
regel anordnen will, unverzüglich, fpäte- 





Gtrafprozeßordnung. 88 125 bi3 131. 


ſtens binnen vierundzwanzig Stunden, bie 
Entſcheidung bes Gerichts nachzuſuchen. 

Die gleide Befugnis hat nach Eröff⸗ 
nung des Hauptverfahrens im bringenben 
Fällen der Borjigende des erfennenden 
Gerichts. 


Ver 205 Abſ. 2. — 88 347, 
959 BL 8 ſ 88 





8125. Auch vor Erhebung ber öffent- 
lichen Klage Tann, wenn ein zur Er- 
laſſung eine8 Haftbefehl berechtigter 
Grund vorhanden ift, vom Umtsrichter 
auf Antrag der Staatsanwaltſchaft oder, 
bei Gefahr im Verzuge, von Amtswegen 
ein Haftbefehl erlajjen werben. 

Zur Erlajjung diefes Haftbefehl und 


der auf die Unterfuchungshaft, einfchlieh- 


(id der Gicherheitäleiftung, bezüglichen 
Entſcheidungen jeder Amtsrichter ber 
fugt, in deſſen Bezirk ein Gerichtsſtand 
für die Sache begrünbet ift oder ber zu 
Berhaftende betroffen wird. . 
Die Beltimmungen der 8$ 114—123 

finden entiprechende Anwendung. 

Abſ. 1 vergl. 8 112. 

Abj. 2 vergl. 88 7—13, 





8 126. Der vor Erhebung ber öffent- 
lichen Klage erlafjene Haftbefehl ift aufzu⸗ 
heben, wenn die Staatsanwaltſchaft es 
beantragt, oder wenn nicht binnen einer 
Woche nah Vollitredung de3 Haftbefehls 
die öffentlihe Klage erhoben und bie 
Fortdauer der Haft von dem zuftändigen 
Richter angeordnet, aud) dieje Anordnung 
zur Kenntnis des Umtzrichters gelangt ift. 

Wenn zur Vorbereitung und Erhebung 
der öffentlichen Klage die Friſt von einer 
Woche nicht genügt, jo Tann diejelbe auf 
Untrag der Staatsanwaltſchaft vom 
Amtsrichter um eine Woche und, wenm es 
fid um ein Verbrechen oder Vergehen 
handelt, auf erneuten Antrag der Staats 
anmaltichaft um fernere zwei Wochen ver- 
längert werden. 

Ubi. 1:8 43. 
Abf. 2 vergl. $ 130 und St. ©. 8. 
1. 





8 127. Wird jemand auf frijcher That 
betroffen oder verfolgt, jo ijt, wenn er 
den Flucht verbädtig ift oder feine Per- 
fönlichfeit nicht fofort feitgeitellt werden 
kann, jedermann befugt, ihn auch ohne 
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richterlichen Befehl vorläufig feftzu- 
nehmen 


Die Staatdanmwaltfchaft und die Polizei- 
und Gidjerheitöbeamten find auch dann 
dur vorläufigen Feſtnahme befugt, wenn 
ie Vovausjegungen eined Haftbefehls 
borliegen und Gefahr im Verzug ob- 
w 


Bei ftrafbaren Handlungen, beren Ver- 
folgung nur auf Antrag eintritt, ift bie 
vorläufige Feſtnahme von ber Gtelfung 
eines jolden Antrags nicht abhängig. 

Abf. 1 vergl. G. V. G. 8 168. 
Ab. 2 vergl. 8 112. 





8 128. Der Feſtgenommene iſt unver- 
züglich, fofern er nicht wieder in Freiheit 
est wird, dem Amtsrichter bes Bezirks, 
in welchem die Feſtnahme erfolgt ift, vor- 
zuführen. Der Umtsrichter hat ihn ſpäte⸗ 
ſtens am Tage nach der Vorführung zu 
vernehmen. 
ält der Amtsrichter die Feſtnahme 
nicht für gerechtfertigt oder die Gründe 
derjelben für bejeitigt, jo verordnet er bie 
Freilaſſung. Underenfalls erläßt er einen 
Haftbefehl, auf welchem bie Beitimmungen 
des 8 126 Anwendung finden. 





8 129. Sit gegen den Feſtgenommenen 
bereit3 die öffentliche Klage erhoben, fo 
iit derjelbe entweder fofort, oder auf Ver⸗ 
fügung des Amtsrichterd, welchem berjelbe 
zunächſt vorgeführt worden, dem zuitän- 
Digen Gericht oder Unterſuchungsrichter 
vorzuführen, und haben dieſe ſpäteſtens 
am Tage nad) der Vorführung über Frei⸗ 
laffung oder Berhaftung des Feſtge⸗ 
nommenen zu entjdyeiden. 

Vergl. 8 132. 


8 130. Wird wegen Verdachts einer 
ſtrafbaren Handlung, deren Verfolgung 
nur auf Antrag eintritt, ein Haftbefehl 
erlaſſen, bevor der Antrag geſtellt iſt, 
fo iſt ber Antragsberechtigte, von meh⸗ 
reren wenigſtens einer derſelben, ſofort 
von dem Erlaſſe des Haftbefehls in 
Kenntnis zu ſetzen. Auf Haftbefehl 
finden die ſtimmungen des 8 126 
gleichfalls Anwendung. 


8 131. Auf Grund eines Hajtbejehls 
können von dem Richter ſowie von der 
GStaatsanwaltihaft Stedbriefe erlafjen 
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werben, wenn der zu Vhaftende flüchtig 
iſt oder ſich verborgen hält 

Ohne vorgãngigen Zaſtbefehl iſt eine 
ftedrieflihe Verfolgung nur dam ſtatt⸗ 
— wenn ein Feſtgenommener aus dem 

aͤngniſſe entweicht oder ſonſt ſich ber 

—— entzieht. In dieſem Falle 

find auch die Polizeibehörden zur Ex 
lafjung des Steckbriefes befugt. 

Der. Stedbrief ſoll, fomweit dies möglich, 
eine Befchreibung des zu Verhaftenden 
enthalten und die demſelben zur Lait E 
legte jtrafbare Handlung, ſowie das 
fängnis bezeichnen, in welches die Abliefe- 
rung zu erfolgen hat. | Mae 

Ubf. 1 vergl. $ 36, 489. 


Strafprozeßordnung. 85 132 bis 138. 


8 132. Sft jemand auf Grund einer 
Haftbefehls Sber ein eine3 Stedbriefs ergriffen 
worden, und kann er nicht ſpäteſtens am 
Tage nach der Ergreifing vor den zu- 
ſtändigen Nichter geftellt werden, jo tft 
er auf jein Verlangen fofort dem nächſten 
Amtsrichter vorzuführen. 

—— Vernehmung iſt ſpateſtens am 

Tage nach der Ergreifung zu bewirken. 
Weiſt er bei der Vernehmung nad), daß 
er nicht die verfolgte Perſon, oder daß 
die Verfolgung durch die zuftändige Be 
Sins wieder aufgehoben ſei, fo hat ber 

ler feine Freilaſſung zu ver 


—  — 


Behnter Abſchnitt. 
Dernehmung des Beſchnldigten. 





8 138. Der Beſchuldigte it zur Ver⸗ 
neimung ſchriftlich zu laden. 
ie Ladung kann unter der Androhung 
—* en, daß im Falle des Ausbleibens 
orführung erfolgen werde. 
zung zur Haupt⸗ Verhandlung: 

8 215, 231. 

8 134. Die fofortige Vorführung des 
Beſchuldigten kann verfügt werden, wenn 
Gründe vorliegen, welche die Erlaffung 
eines Saftbefehl3 rechtfertigen mwürben. 

In Dem Borführungsbefehle iſt ber 
Beichu gte genau zu be egeichnen und bie 
im nt Gen gelegte ſtrafbare Handlung, 
fowte ber Grund der Vorführung anzu- 
geben. 

Abf. 1 vergl. 88 112, 118. 
8 135. Der Borgeführte ift fofort von 





dem Richter zu vernehmen. Sft dies nicht | 


ausführbar, 8 o kann er bis zu ſeiner Ver⸗ 


nehmung, jedoch nicht über ben nächſt- 
ſolgenden Tag hinaus, feſtgehalten 
werden 





8 136. Bei Beginn der erſten Ver⸗ 
nehmung iſt dem Beichuldigten zu er- 
öffnen, welche ftrafbare Handlung ihm 
zur Laſt gelegt wird. Der Beſchuldigte ift 
zu befragen, ob er etwas auf die Be- 
ſchuldigung erwibern wolle. 

Die Vernehmung foll dent Beichuldig- 
test Gelegenheit zur Befeitigung der gegen 
ihn vorliegenden Verdachtsgründe und 
zur Geltendmachung ber auf feinen Gunſten 
jptechenden Thatjachen geben. 

Bei der erjten Vernehmung de3 Be- 
ſchuldigten ift zugleich auf die Ermittelung 
feiner perfönlichen Verhältniſſe Bedach 
zu nehmen. 

Vergl 88 185, 186; 190 Abſ. 2. 


Elfter Abſchnitt. 
Verteidigung. 


jeder Lage des Verjahrens des Beiltandes 
eined Berteidigerö bedienen. 

Hat der Beichuldigte einen eſetzlichen 
Vertreter, ſo kann auch dieſer —5328 
einen Berteibiger wä im. 

Ubf. 1 vergl. $ : 
Abf. 2 vergl. 8 338, 


8 187. Der Beſchuldigte kann ſich in 


8138. Bu Verteidigern können bie 
bei einem deutſchen Gerichte zugelafjenen 
Viechtsanmälte, ſowie die Rechtslehrer an 
bentfihen odjichulen gemählt werden. 

erfonen können nur mit Ge⸗ 
nefmigung bes Gericht und, wenn ber 
Tall einer notwendigen Verteidigung vor⸗ 
liegt und ber Gewählte nicht zu ben Per⸗ 


Strafprozeßorbnung. 58 139 bis 146. 


jonen gehört, welche zu Berteidigern be- 
ſtellt werden Dürfen, nur in Gemeinfchaft 
mit einer ſolchen ala Wahlverteidiger zu⸗ 
gelaſſen werden. 

Abf. 1 vergl. 88 139, 144, 

Abſ. 2 vergl. $ 140. 





8 189. Der als Verteidiger getvählte 
Rechtsanwalt Tann mit Yuftimmung bes 
Ungeflagten die Verteidigung einem 

htstundi welcher die erſte Prüfung 
für den —— beſtanden hat und in 
demſelben ſeit mindeſtens zwei Jahren 





5 140. Die Verteidigung iſt notwen⸗ 
dig in ben Sachen, welche vor bem Reichs⸗ 
ru in eriter Inſtanz oder vor dem 

twurgerichte zu verhandeln finb. 

In Sachen, melde vor dem Lanb- 

ht in erfter Inſtanz zu verhandeln 
nd, iſt die Verteidigung notwendig: 

1. wenn bie Ungeichulbigte taub ober 

‚it, oder, das ſechszehnte 
ensjahr noch nid)t vollendet hat; 

2. wen ein Verbrechen ben Gegenftand 

der Unterfuchung bildet und 
fhuldigte oder ſein gefeglicher Ver⸗ 
toeter die Beftellung eines Bertei- 
digers beantragt. 

Dieſe Beftimmunrg findet nicht An⸗ 
wendung, wem bie ftrajbare Hand» 
lung nur deshalb ala ein Verbrechen 
fich darſtellt, weil fie im Rückfall be 


gangen ift. 
Sm den Fällen des Abſ. 1 und des 
„ol. 2, Nr. 1 ift dem Ungeichuldigten, 
er einen Verteidiger nod) nicht ge 
wählt hat, ein joldyer von Amtswegen zu 
beitellen, fobald die im 8 199 vorgeſchrie⸗ 
bene Aufforderung ftattgefunden hat. In 
dem Talle des Abi. 2 Nr. 2 it der An⸗ 
binnen einer Friſt von drei Tagen 
— der Aufforderung zu ſtellen. 
Sf. 1 vergl. G. V. & $ 136 Zahl 


Ab. 2 vergl. G. V. ©. 88 73, 74. 
— Nüdfall, vergl. St. & ®. 242, 244, 
261, 264. Vergl. noch 8 81. 





141, In anderen al in den im 
40 bezeidineten Fällen kann das Ge 
icht und bei vorhandener Dringlichkeit 
Vorfigende besjelben auf Untrag oder 


15 
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von Amtswegen einer Verteidiger be 
fellen. 





‚9142, Die Beſtel bes Vertei⸗ 
digers kann ſchon wäh des Vorver⸗ 
fahrens erfolgen. 





8 143. Die Beſtellung iſt zurückzu⸗ 

men, wenn demnächſt ein anderer Ver⸗ 
teidiger gewählt wird und dieſer die Wahl 
annimmt. 


8 144. Die Auswahl bes zu beftel- 
fenden Verteidiger erfolgt durch ben 
Vorſitzenden des Gericht? aus ber Zahl 
der am Sitze dieſes Gericht? mohnhaften 
Rechtsanwälte. Tür das vorbereitende 
Verfahren erfolgt die Beftellung durch den 
Umtsrichter. 

Auch Auftizbeamte, welche wicht als 
Richter angeftellt find, ſowie ſolche Rechts⸗ 
fundige, welche die borgejchriebene erſte 
Prüfung für den Juſtizdienſt beftanben 
haben, innen als Verteidiger beitellt 
werden. 








8 145. Wem in einem Falle m 
weichem die Verteidigung eine notmenbige 
oder die Beltellung eines Verteidiger in 
Gemäßheit des 8 141 erfolgt iſt, ber Ver⸗ 
teidiger in der Hauptverhandlung au 
bleibt, ſich unzeitig entfernt ober ſich 
weigert, die Verteidigung zu führen, fo 
hat der Vorſitzende dem Ungeflagten fo- 

leih einen anderen idiger zu ber 
Heilen. Das Geriht kann jedoch aud 
eine Wusfegung der Verhandlung be 
ſchließen. 

Erklärt der neu beſtellte Derteibigen 
dab ihm die zur Vorbereitung ber Ver⸗ 
teidigung erforderliche Zeit nicht ver⸗ 
bleiben würde, fo ift die Verhandlung zu 
unterbrechen oder auszuſetzen. 

Wird durd) die Schuld des Verteidi- 
ger3 eine Auzjegung erforderlich, fo find 
demſelben, vorbehaltlich dienftliher Ahn- 
bung, die hierdurch verurfachten Ko 
aufzuerlegen. 

Ubf. 3 vergl. 88 227 Abſ. 1, 228, 


— — 


8 146. Die Verteidigung mehrerer 
Beichuldigter kann, infofern dies der Auf⸗ 
gabe der Verteidigung nicht mwiderftreitet, 
durch einen gemeinfchaftlidien Verteidiger 
geführt merden. 
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& 147. Der Verteidiger ift nach dem 
luſſe ber Sorunterfuchung und, wenn 
eine folde nicht ftattgefunden hat, nad) 
Einreihung der Anklageſchrift bei dem 
Gerichte zur Einfiht der dem Gerichte 
vorliegenden Aften befugt. 

Schon vor diefem Beitpunfte ift ihm bie 
Einfiht der gerichtlichen Unterſuchungs⸗ 
after injoweit zu geitatten, als dies ohne 
Gefährdung des Unterfuchungszmedes ge 
ſchehen kann. 

Die Einſicht der Protokolle über die 
Vernehmung des Beſchuldigten, ber Gut⸗ 
achten der Sachverſtändigen und der 
Protokolle über diejeni ‚geriötfigen 
Handlungen, denen der Verteidiger beizu- 
wohnen deſugt iſt, darf ihm keinesfalls 

t werden. 

dem Ermefen des Porfigenden 
tönmen die Alten, mit Ausnahme ber 
Ueberführungsitüde, dem Xerteidiger in 
ſeiner Wohnung verabfolgt werben. 


Abf.1 vergl. 88 195, 197. 
Ab}. 3 — 8 191, 167 Abf. 2. 





8 148. Dem verhafteten Befchuldigten 
iſt fchriftlicher und mündlicher Verkehr 
mit dem Verteidiger geſtattet. 

So lange das Hauptverfahren nicht er- 
öffnet ift, kann der Richter jchriftliche 


8 
Rechtsanwalte jind für die gefüh 


Strafprozeßordnung. 88 147 bis 150. 


Mitteilungen zurüdweifen, fall3 beren 
Einficht ihm nicht geitattet wird. 

Bis zu demfelben Zeitpunkte Tann ber 
Nichter, jofern die Verhaftun er nicht ledig⸗ 
lich wegen Verdachts ut gerecht⸗ 
fertigt iſt, anarbmen, ae den Unter- 

mit dem Verteidiger eine Ge⸗ 
richtsperſon beiwohne. 
Abſ.2 8201. — Vergl. 8 97 

8 149. Der Ehemann einer Ange 
Hagten ijt in der Hauptverhandlung ala 
Beiſtand berjelben zugelaſſen und auf ſein 
Verlangen zu hören. 

Dasſelbe gilt von dem geſetzlichen Ver⸗ 
ee eines nge Hagten. 

In dem orveriei ren unterliegt die 
rl Iolther iſtände dem richter- 





150. Dem zum Verteidiger bejtellten 
ührte Ver⸗ 


teidigung die Gebühren nach Maßgabe ber 


“ Gebührenordnung aus der Staatskaſſe zu 


bezahlen. 

Der Nüdgriff an den in bie Koſten 
verurteilten ——— bleibt vorbe⸗ 
halten. 

Gebührenordnung für Rechtsanwaͤlte 
vom 7. Juli 1879 5563 ji. 


—— —— FR 








Hweites Bud). 
Berfabren in erfler Inflanz.. 


Eriter Abschnitt. 
Öffentliche Klage. 


‚81851. Die Eröffnung einer gericht⸗ 
lihen Unterfuhung ift durch bie Er- 
hebung einer Klage bebingt. 

Bergt. 88 152, 416. — 8414. 


‚8152. Zur Erhebung ber öffent- 
Iihen Klage ift die Staat3anmaltichaft 
berufen.‘ 


Diefelbe ift, fomeit richt geſetzlich ein 
anderes beitimmt iſt, verpfluhtet, wegen 
alter gerichtlich jtrafbaren und verfolg- 
baren Handlungen einzufchreiten, jojern 
zuveichende thatſächliche Anhaltspunkte 
vorliegen. 


Vergl 8 170 ff; 88 319, 327, 416, 
464; & & 8. 88 4—7, 37, 102,198. 


8 153. Die Unterfuhung und Ent- 
fcheidung eritredt ſich nur auf die in ber 
Klage bezeichnete That und auf die durch 
die Klage befchuldigten Perſonen. 

Innerhalb diejer Grenzen find die Ge- 
richte zu einer jelbjtändigen Thätigkeit be» 





Bmeiter 


Vorbereitung der 


8 156. Unzeigen ftrafbarer Hanblun- 
gen „oder Unträge auf Strafverfolgung 
fönnen bei ber Staatsanwaltſchaft, den 


rechtigt und verpflichtet; insbeſondere finb 
fie bei Unmwenbung des Strafgeſetzes an 
die geitellten Unträge nicht gebunben. 
Abſ. 1 vergl. 88 177, 263, 2685. 
art 2 vergl. 88 372, 398 Abſ. 2, 
431. 


8 154. Die öffentliche Klage kann nach 
Eröffnung der Unterſuchung nicht zurüd- 
genommen werben. 

Ausnahme: $ 451. — Burüdnahme 
der Privatllage 8 431, der Nebenkiage 

88 442, 444. 





- 


8 155. Im Simme dieſes Geſezges ift: 
Ungefchuldigter der Beichuldigte, gegen 
weichen die öffentliche Plage erhoben iſt. 
Ungeflagteu der Bejchuldigte oder Unge- 

ſchuldigte, gegen melden die Eröffnung 

des Sauptverfahrens beſchloſſen ift. 
Vergl. 88 168, 196, 197; 201. 


Abſchnitt. 
öffentlichen Klage. 
Behörden und Beamten des Polizei⸗ und 


Sicherheitsdienſte und den Amtsge⸗ 
richten mündlich oder ſchriftlich angebracht 
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werden. Die münbliche Anzeige ift zu be⸗ 
urfımden, 

Bei ftrafbaren Handlungen, deren Ver- 
[elgung nur auf Untrag eintritt, muß ber 

ntrag bei einem Gericht ober ber Staats⸗ 
anmwaltichaft fchriftlih oder zu Protokoll, 
bei einer anderen Behörde —2*— an⸗ 
gebracht werden. 


8 157. Sind Anhaltspunkte dafilt vor⸗ 
handen, daß jemand eines nicht natür- 
lien Todes geftorben ift, ober wirb ber 
Leichnam eined Unbekannten gefunden, fo 
find die Polizeie und Gemeindebehörben 
zur fofortigen Unzeige an die Staatsan⸗ 
waltſchaft oder an den Umtsrichter ver- 
pflichtet. 

Die Beerdigung darf nur auf Grund 





einer fchriftlichen Genehmigung ‚der 
Staatsanwaltſchaft oder des Amtsrichters 
erfolgen. 

Ubf. 18 87 f. 





8158. Sobald bie Staatsanwaltſchaft 
durch eine Unzeige ober auf anderem 
Mega von dem Verdacht einer ftrafbaren 
Handlung Renntni erhält, hat fie behufs 
ihrer —— darüber, ob die 
öffentliche Klage zu erheben ſei, ben Sad) 
verhalt & erforſchen. 

Die Staatsanwaltſchaft hat nicht blos 
die zur Belaſtung, ſondern auch die zur 
Entlaſtung dienenden Umſtände zu er⸗ 
mitteln und für die Erhebung derjenigen 
Beweiſe Sorge zu tragen, deren Berlufi 
zu bejorgen Hehe 





8 159. Zu dem im vorftehenden Para⸗ 
graphen bezeidmeten Zwecke kann die 
Staat3anwaltichaft von allen offentüchen 
Behörden Auskunft verlangen und Er⸗ 
mittelungen jeder Urt, mit Ausſchluß eid- 
fidjee Vernehmungen, entweder ſelbſt vor⸗ 
nehmen ober durch bie Behörden und Be⸗ 
amten des Polizei⸗ und Sicherheitsdienſtes 
vornehmen laſſen. Die Behörden und Be⸗ 
umten des Polizei⸗ und Sicherheitsdienſtes 
ſind verpflichtet, dem Erſuchen oder Auf⸗ 
trage der Staatsanwaltſchaft zu genügen. 

Vergl. G. V. G. 88 147 Abſ. 2, 153. 

8 160. Erachtet bie Staatsanwaltſchaft 
bie Vornahme einer richterlichen Unter- 
Muhungshanblung für erforderlich, fo ftellt 
fie ihre Anträge bei dem Amtsrichter des 


Gtrafprogehorbnung. 88 157 bis 164. 


Bezirls, in welchem biefe Hanblung vor- 
zunehmen ift. 

Der Umtsrichter Hat zu prüfen, ob bie 
beantragte Handlung nad) den Umftänden 
bes Falles geſetzlich zuläflig ift. 

Abi. 2 vergl. 8 346. 


8 161. Die Behörden und Beamten 
des Polizei» und Gicherheitöbienites haben 
ftrafbare Handlungen zu erforfchen und 
alle Teinen Aufſchub geitattenden Unorb- 
nungen zu treifen, um die Verdunkelung 
der Sache zu verhüten. 

Sie überjenden ihre Berhanblungen 
ohne Verzug der Staatdanwaltidaft. Er- 
idyeint die ſchleunige Vornahme richter- 
licher Unterfudungshandlungen erforber- 
fi, fo Tann die Ueberfendimg unmittelbar 
en ben WUmtsrichter erfolgen. 





8 162, Bei Amtshandlungen an Drt 
und GStelle iſt der Beamte, welcher bie- 
felben leitet, befugt, Perfonen, welche feine 
amtliche Thätigleit vorſätzlich ſtören oder 
ſich ben von ihm innerhalb feiner Zu⸗ 
ftändigfeit getrofferten Anordnungen 
widerjegen, fejtnehmen und bis zur Be 
endigung feiner Umtsverrichtungen, jedoch 
nicht über den nädjitfolgenden Tag hin- 
aus, feithalten zu laffen. 

Vers. G. V. G. 8877 ff. 





8 163. Wenn Gefahr im Verzug ob⸗ 
maltet, hat ber Amtsrichter die erforder- 
fihen Unterſuchungshandlungen von 
Amtswegen vorzunehmen. 

VergL 88 165, 189. 


8 164. Wird der Beſchuldigte von 
dem Amtsrichter vernommen und bean- 
tragt er bei dieſer Vernehmung zu feiner 
Cntlaftung einzelne Beweiserhebungen, fo 

at der Amtsrichter diefelben, jomeit er fie 
ür erheblich erachtet, vorzunehmen, wenn 
der Verluft der Beweiſe zu beforgen fteht 
ober die Beweiserhebung bie Tyreilafjung 
bes Beichuldigten begründen kan. 

Der Nichter Tom, wenn die Beweis⸗ 
erhebung in einem anderen Amtsbezirke 
vorzunehmen tft, dem Amtsrichter des 
letzteren um Vornahme berfelben erſuchen 


Abi. 2:0. 8. ©. 88 157 ff. 





Strafprozeßordnung. 88 165 bis 174. 


8165. Sm den Tällen ber 88 163, 
164 gebührt der Staatsanwaltſchaft bie 
weitere Verfügung. 


8 166. Die Beurkundung ber von bem 
Amtzrihter vorzunehmenden Unterſuch⸗ 
ung3handlungen unb die Buziehung eines 
Gerichtsſchreibers erfolgt nad) den für bie 
Vorunterſuchung geltenden Borfchriften. 

Vergl. 88 185, 186. 








8 167. Tür die Teilnahme der Staat” 
anwaltſchaft an ben richterlichen Verhand- 
(ungen kommen die für bie Vorunterſuch⸗ 
ung geltenden Borjchriften zur Anwen⸗ 

ma: 


& 

Das gleiche gilt Hinfichtli) bes Be 
ſchuldigten, ſeines Verteidigers und der 
von ihm benannten erſtãndigen, 
wenn der Beſchuldigte als ſolcher vom 
Richter vernommen iſt oder ſich in Unter⸗ 
ſuchungshaft befindet. 

Vergl. 88 190-198. 


3 168. Bieten die angeſtellten Er⸗ 





mittel genügenden Anlaß zur Er⸗ 
hebung öffentlichen Klage, fo erhebt 
die Staatsanwaltſchaft dieſelbe entweder 


durch einen Antrag auf —— Vor⸗ 
unterſuchung oder durch Einreichung einer 
Anklageſchrift bei dem Gerichte. 

Anderenfalls verfügt die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft die Einſtellung des Verfahrens und 
ſetzt hiervon den Beſchuldigten in Kennt⸗ 
nis, wenn er als ſolcher vom Richter ver⸗ 
nommen oder ein Haftbefehl gegen ihn 
erlaſſen war. 

Abſ. 1: 88 177, 197; vergl. noch 
g 211. 


8 169. Giebt die Staatsanwaltſchaft 
einen bei ihr angebrachten Antrage auf 
Erhebung der öffentlichen lage feine 
Folge, oder verfügt fie nach dem Ab- 
chluſſe der Ermittelungen die Einitellung 

Verfahrens, fo hat fie den Untrag- 
fteller unter Angabe der Gründe zu be- 
ſcheiden. 

8170. Iſt der Antragſteller zugleich 
der Verlegte, To fteht ihm gegen dieſen 
Beſcheid binnen zwei Wochen nad) ber 
Belanntmadjung die Beichiverbe an ben 
vorgeſetzten Beamten der Staatsanmalt- 
ichaft und gegen beifen ablehnenden Be— 
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ſcheid binmen einem Monate nad) ber 
Bekanntmachung der Antrag auf geridht- 
lihe Entſcheidung zu. 

Der Antrag muß die Thatſachen, welche 
die Erhebung Der öffentlichen Klage be- 
gründen follen, und die Beweismittel an⸗ 
geben, auch von einem Rechtsanwalt 
unterzeichnet fein. Der Antrag ift Bei 
dem für die Entſcheidung zuftändigen Ge 


richt einzureichen. 
Zur Entſcheidung ift in den vor das 
Reichsgericht gehörigen Sachen das 


Reichsgericht, in anderen Sachen das 
Oberlandesgericht zuſtändig. 
Abſ. 1 vergl. ©. V. ©. 8 148, St. 
P. DO. 8 435 übſ. 2, jedoch auch 
88 174, Abſ. 2, 464. 


8 171. Auf Verlangen des Gerichts 
hat demſelben die Staat3anmwaltichaft vie 
bishes von ihr geführten Verhandlungen 
vorzulegen. " 

a3 Gericht kann den Antrag unter 
Beitimmung einer Friſt dem Beichulbigten 
zur Erflärung mitteilen. 

Das Gericht Tann zur Vorbereitung 
feiner Entſcheidung Ermittelungen anord⸗ 
nen und mit deren Vornahme eines feiner 
Mitglieder, den Umterfuchungsrichter ober 
ben Umtsrichter beauftragen. 








8172. Ergiebt ſich kein genügender 
Anlaß zur Erhebung ber öffentlichen 
lage, jo verwirft das Gericht den Antrag 
und jest den Untragfteller, die Staats 
anmaltihaft und den Beſchuldigten von 
der Verwerfung im Kenntnis. 

Iſt der Antrag verworfen, fo kann bie 
Öffentliche Klage nur auf Grund neuer 
Thatjaden oder Beweismittel erhoben 
werden. 


Bergl. 8 210. 8 346 U. 3. 


8173. Erachtet dagegen das Gericht 
den Antrag für begründet, ſo beſchließt 
es die Erhebung der öffentlichen Klage. 
Die Durchſührung dieſes Beſchluſſes liegt 
der Staatsanwaltſchaft ob. 

Vergl. 8 197 und 8 504. 


8 174. Dem Antragſteller Tann vor 
der Entſcheidung über den Antrag bie 
Leiſtung einer Sicherheit für bie durch das 
er über den Antrag und durch die 
Unterſuchung der Staatskaſſe und dem 
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Beſchuldigten vorausſichtlich ermachfenden 
Koſten durch Beſchluß des Gerichts auf⸗ 
erlegt werden. Die Sicherheitsleiſtung iſt 
durch Hinterlegung in barem Gelde ober 
in Wertpapieren zu & bewirfen. Die Höhe 
ber zu leiftenden Sicherheit wirb von dem 
Gerichte nach freiem Ermeſſen  feitgejegt. 
Dagfelbe hat zugleich eine ga u be- 
ftinmen, binnen welcher bie Sicherheit 
zu leilten iſt. 


Strafprogeßordnung. 88 175 bis 181. 


Wird die Sicherheit binnen der be 


ſtimmten Fri „nicht cite, fo hat das 
Gericht den Antrag für zurüdgenommen 
zu erfläven. 





8 175. Die duch das Verfahren über 
den Antrag veranlaßten Koſten find in 
dem Falle des 8 172 umb bes 8 174 
Abſ. 2 dem Untragfteller aufzuerlegen. 

Vergl. 8 504. 


Dritter Ubichnitt. 
Gerichtliche Vorunterſuchung. 


8 176. Die Borunterfuchung findet in 
denjenigen Strafſachen jtatt, welche 
Be bed Reichsgerichts oder 

wurgerichte gehören. 

In denjenigen Straflachen, welche zur 
Habe ne 6 der anbgerichte ‚gehören, 

ndet die Borımterfuchung, ftatt 
. wenn die Stantsanwalticaft dieſelbe 
beantragt; 

2. wenn der Angeſchuldigte dieſelbe in 
Gemäßheit des 8 199 beantragt und 
erheblid)e Gründe geltend madıt, aus 
denen eine Borunterfuhung zur Bor- 
bereitung feiner Verteidigung er⸗ 
forberfich ericheint. 

ben zur Buftändigfeit der Schöffen- 
rohe gehörigen Sachen iſt, außer bem 
Le der Verbindung in Folge eines Zu⸗ 
——* (85), die Vorunterſuchung 
unzuläffig. 
Abf. 1 vergl. 8 8.0.8 136 8. 1. 

— G. V. G. 

Abſ. 2 vergl. ® ®. G. 88 73, 74. 

— 6t. P. O. 8 200, 

Abſ. 3 vergl. G. 3. G. $ 27; jedoch 

aud) $ 75. 


8177. Der Antrag der Staatsan⸗ 
mwaltichaft auf Eröffnung der Borunter- 
ſuchung muß den Beſchuldigten und bie 
ihm zur Yaft gelegte That bezcichnen. 

Vergl. 8 153 Abſ. 1, 189. 





8 178. Der Antrag kann nur wegen 
Unzuftändigfeit des Gerichts oder wegen 
Unzuläſſigkeit der Strafverfolgung oder 
der Vorunterſuchung ($ 176), oder weil 
die in dem Untrage bezeichnete That unter 
fein Strafgeſetz Pat, abgelehnt werden. 


Hierzu bedarf es eines Beſchluſſes des 
Gerichts. 


Dr Un gefchuldigte Tann vor der Be 
ff abfaffung gehört werben. , 
„auläiligteit der Strafverfolgung, 


B. 856. — 
Eden bei den —2 — 8 181, a 


8 179. Gegen die Verfügung, durch 
welche auf Untrag ber Staatsanwaltſchaft 
die Vorunterſuchung eröffnet worden ift, 
kann der Angeſchuldigte aus einem I der im 
s 118 Ubf. ‚1 bezeichneten Gründe Ein- 

erheben. Ueber den Einwand ent- 





infolge 
et und 


Ubf. 2 vergl. 8 200. 


— — — 


180. Gegen den Beſchluß des Ge⸗ 
3, durch welchen der von dem Ange⸗ 
nie in dem Falle bes 8 178 U. 2 
und in dem Falle des 8 179 Ubi. 1 gu 
obene Einwand der Unzuftänbi 
8 16) verworfen wird, fieht b dem —* 
ſchuldigten die ſofortige ——— zu. 
— übrigen kann der Beſchluß des 
Gerichts, durch welchen der Einwand des 
Angeſchuldigten verworfen oder die Er 
öfnung der Vorunterfuhung angeordnet 
ift, nicht angefochten werden 
Abf. 1; 8 358. 
8 181. Gegen den Beſchluß bes Ge⸗ 
richt3, durch welchen ber Antrag der 





Gtrafprozeßordnung. 88 182 bis 190. 


Staat3anwaltichaft oder bed Angeſchul⸗ 
digten auf Eröffnung der VBorunterjud- 
ung abgelehnt worden ijt, findet fofortige 
Beſchwerde ftatt. 

Vergl. $ 359. 





8 182. Die Vorunterſuchung wird von 
dem Unterſuchungsrichter eröffnet und ge- 
tt. 


Vergl. 8 195. 





8 183. Durch Beſchluß be3 Landge⸗ 
richt3 lann muf Antrag der Staatsanwalt⸗ 
daft die Führung der Vorunterſuchung 
einem Anitsrichter übertragen werben. 
Um die Vornahme einzelner Unterfuch- 
ungshandlungen kann der Unterfuhungs- 
richter die Amtsrichter erjuchen Auf 
Amtörichter, welche mit dem Unterſuch⸗ 
ungsrichter denſelben Amisſitz haben, 
finden dieſe Beſtimmungen keine An⸗ 
wendung. 


8 184. Bei dem Reichögerichte wird 
den Unterſuchungsrichter für jede Straf⸗ 
ſache aus der Zahl der Mitglieder durch 
den Präfibenten beitellt. 

Der Präfident kann auch jedes Mitglied 
eines amberen deutſchen Gerichts unb 
jeden Amtsrichter zum Unterſuchungs⸗ 
richter, oder für einen Teil der Geſchaͤfte 
des Unterſuchungsrichters zum Vertreter 
desſelben beitellen. 

Der Unterfuhungsridter und deſſen 
Vertreter können um die Vornahme 
einzelner Unterfudnung3anblungen die 
Amtsrichter erſuchen. 

Abſ. 1: G. V. G. 8 136 Abſ. 1. 


8 185. Bei der Vernehmung des Un 

Ichulbigten, der Zeugen und, Sachver⸗ 
— ſowie bei der Einnahme des 
—— hat der Unterſuchungsrichter 
einen Gerichtsſchreiber zuzuziehen. In 
dringenden Fällen kann der Unterſuch⸗ 
ungsrichter eine von ihm zu beeidigende 
Perſon als Gerichtsſchreiber zuziehen. 


8 186. Ueber jede Unterſuchungshand⸗ 
fung ift ein Protololl aufzunehmen. Da 
jelbe ijt von dem Unterfuchungsrichter und 
dem zugezogenen Gerichtöichreiber zu 
unterſchreiben. 

Das Protokoll muß Ort und Tag der 
Verhandlung, ſowie die Namen ber mit- 
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wirkenden oder beteiligten Perfonen an- 

* und erſehen laſſen, ob die weſent⸗ 
Vörmlichkeiten des Verfahrens beob- 
et find 


Tas Protofofl it dert bei der Verhand⸗ 
fung beteiligten onen, jomweib es Die- 
ſelben betrifft, behuf3 der Genehmi 
borzulefen oder zur eigenen Durchlehung 
vorzulegen. ne erjofgte Genehmigung ift 

fen, und das Protokoll von 


Een Bete Beteiligten entweder zu unterjdjreiben, 


oder in demfelben anzugeben, weshalb die 
Unterſchrift unterblieben if. 


Bergl. 8 271 Ubf. 2, 274. 





8 187. Die Behörden und Beamten 
des Polizei⸗ und Gicherheitzdienftes jind 


verpflichtet, Erfuchen oder Aufträgen des 


Unterfuchungsrihterd um Ausführung 
einzelner Maßregeln oder um Vornahme 
von Ermittelungen zu genügen. 





8 188. Die Vorunterfuchung iſt nicht 
iveiter Bay are als erforderlich ift, 
um eine ticjeidung darüber zu be 
gründen, ob das Hauptverfahren zu er- 
öffnen oder ber Angefchuldigte außer Ver⸗ 
Ir: zu jeben jei. 

ch find Beiveife, deren Verluſt für 
bie ie Daubioer rhandlung zu beforgen fteht, 
ufmahme zur ®orbereitung 
ey Berteidigumg des Angeſudiaren er⸗ 
forderlich erſcheint, in der Vorunterſuch⸗ 
ung zu erheben. 
Abſ. 1: 8 177. 


8 189. Ergiebt fü ſich im Laufe der 
Vorunterſuchung Anlaß zur Ausdehnung 
derſelben auf eine in dem Antrage der 
Feen nicht bezeichnete Per⸗ 
ſon oder That, jo hat der Unterſuchungs- 
richter in dringenden Fällen die in biejer 
Beziehung erforderlichen Unterfuchungs- 
handlungen von Amtswegen borzu- 
nehmen. 

Die weitere Verfügung gebührt auch in 
ſolchen Fällen der Staatsanwaltſchaft. 

Abſ. 1 vergl. 8 177. 
Abſ. 2 vergl. 8 165. 


8 190. Der Angefchuldigte iſt in der 
Vorunterfuhung gu vernehmen, auch 
wenn er ſchon vor deren Eröffnung der» 
nommen worden iſt. Demjelben ijt hier⸗ 
bei die Verfügung, durch weldje die Vor⸗ 
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unterfuchung eröffnet worben, befannt zu 
ma 


Die Vernehmung erfolgt in Abweſen⸗ 
heit ber Staatsanwaltſchaft und des Ver⸗ 


Abſ. 1 vergl. 8 136. 
Ubf. 2 vergl. noch 8 149 Abſ. 8. 


8 191. Findet die Einnahme eines 
Augenſcheins ftatt, fo tft der Staatsan⸗ 
maltfchaft, dem Ungeichulbigten und dem 
Verteidiger bie Unmelenheit bei der Ber- 
handlung zu geftatten. 

Dadfelbe gilt, wenn ein Zeuge ober 
Sachverſtãndiger vernommen werben foll, 
welcher vorausfichtlih am Erfcheinen in 
der Hauptverhandblung verhindert, ober 
deſſen Erfcheinen wegen großer Entfer⸗ 
nung bejonderd erſchwert —* wird. 

Von den Terminen ſind die zur An⸗ 

enheit Berechtigten vorher zu benach⸗ 
richtigen, foweit died ohne Aufenthalt für 
die e geihehen kann. 

Einen Anſpruch auf Unmefenheit hat 
der nicht auf freien Fuß befindliche An- 
gefduldigte nur bei folden Terminen, 
welche an der Gerichtaftelle des Ortes ab⸗ 
Ben werden, wo er ſich in Haft be 
indet. 

Auf die Verlegung eine® Termind 
wegen Verhinderung haben bie zur An- 
weſenheit Berechtigten feinen Anſpruch. 

Abſ. 1: 8 193. 
Abſ. 2 vergl. 88 250 WU 2. 222, 

223, 65 U. 2. 


8 192. Der Nichter kann einen Unge- 
ichuldigter von der Anweſenheit bei ber 
Verhandlung ausfchliegen, wenn zu be- 
fürchten ift, daß ein Zeuge in feiner 
Öegenmmart die Wahrheit nicht fageı: 
iverbe. 





Vergl. noch 8 246. 


Strafprozeßordnung. 88 191 bis 196. 


8 193. Yindet die Einnahme bes 
Augenſcheins unter Buziehung von Sach⸗ 
verjtändigen jtatt, fo kann der Angeſchul⸗ 
digte beantragen, daß bie von ihm für die 
Hauptverhandlung in Vorfchlag zu brin- 
genden Sachverſtaͤndigen zu dem Termine 
geladen werden und, wenn ber Taler 
den Untrag ablehnt, fie felbit Laden laſſen. 

Den don bem Angeſchuldigten be⸗ 
nannten Sachverſtändigen ift die Teil- 

a am Augenſchein unb an ben er 
forderlichen Unterfuchungen infoweit zu 
geitatten, als Dadurch die Thätigkeit ber 
vom Richter beitellten Sachverttänbigen 
nicht behindert wird. 

Vergl. 88 38, 218, 219. 





8 194. Die Staatsanwaltſchaft kann 
jeis, ohne daß jedoch das Verfahren ba- 
ch aufgehalten werben darf, von dem 
Stande ber Borunterfuhung durch Ein- 
fit der Alten Kenntnis nehmen unb 
ie ihr dheinenden Unträge 
er. 


Bezüglich des Verteidigers |. 8 147. 





195. Erachtet der Unterſuchun 
ri den Bived der Vorunterfuchung für 
erveicht, fo überjendet er die Alten der 
Staatsanwaltichaft zur Stellung ihrer 
Unträge. 

Benntragt die Staatsanmaltfcheft eine 
Ergänzung der Borunterfuchung, jo hat 
der Unterfudamgsrichter, wenn er dem 
Untrage nicht ftattgeben will, die Ent- 
ſcheidung des Gerichts einzuholen. 

Bor dem Schluffe deu Vorunterſuchung 
ift der Angeſchuldigte in Kenntnis gu 
ſetzen. 

Abſ. 1 vergl. $ 188 Abſ. 1. 

Ubi. 3: 8 147. 


Vierter Abjchnitt. | 
Eniſcheidung über die Eröffnung des Hanptverfahrens. 


8 196. Hat eine Borunterfuchung 
ftattgefunden, fo enticheibet das Gericht, 
ob das Hauptverfahren zu eröffnen oder 
ber Angeſchuldigte außer Verfolgung zu 
jegen oder das Verfahren vorläufig ein- 
zujtellen jei. 


Die Staatsanwaltfchaft legt zu biefem 
Zwecke die Uften mit ihrem Untrage dem 
Gerichte vor. Der Antrag auf Eröjfnung 
des Hauptverfahrens erjolgt duch Ein- 
reihung einer Anklageſchrift. 

Abſ. 1 vergl. $ 154, 201 und 


Strafprogeßordnung. 88 197 bis 205. 


206 U. 1. — uberberfolgungfebumg 


202; Ei Ber 
203 8 oggrtelt u Se * — 





8 197. Erhebt bie Staatsanwaltſchaft, 
ohne daß eine Vorunterſuchung ſtattge⸗ 
funden, die Ankla une, jo it die Anklage⸗ 
jhrift mit ben Wlten, wenn die Gache 
zur Bujtändigleit des Schöffengerichts ge 
hört, bei dem Amätsrichter, anberenfalls 

bei dem Vandgerichte einzureichen. 


Vergl. 8 176 Ubf. 2. 





8 198, Die Anklageſchrift Hat die dem 
Angeſchuldigten zur Laſt gelegte That 
unter Serborhebung ihrer geſetzlichen 
—— und des anzuwendenden Straf 

epe3 zu bezeichnen, ſowie die Beweis- 
—* und das Gericht, vor welchem die 
urtwerhandlung ſtattfinden ſoll, anzu⸗ 
geben. 


n den bor dem Neichögerichte, den 
gerichten oder den Landgerichten 
zu berhanbeinben Strafſachen find außer- 
bem bie weſentlichen Ergebniſſe der ftatt- 
gehabten Ermittelimgen in die Anklage⸗ 
Ichrift aufzunehmen. 
a0, 2 berg ©. V. G. 8 136 8.1; 
80; 73- 





8 199. Der Vorſitzende des Gerichts 
hat die Anklageſchrift dem Angeſchuldigten 
mitzuteilen und ihn zugleich aufzufordern, 
ſich inmerhalb einer zu beſtimmenden Frift 
zu erflären, ob er eine Vorunterſuchung 
oder die Vornahme einzelner Beweis⸗- 
erhebungen vor der Hauptverhandlung be 
antragen, oder Einwendung gegen die Er- 
Slfmmg des Hauptverfahrens vorbringen 


Ve eine Vorunterſuchung ftattgefunden, 
fo ift die Aufforderung entjprechend zu 
beichränfer. 

Ueber die Anträge und Einwendimgen 
beichließt das Gericht. Cine Anfechtung 
des Beſchluſſes findet nur nad) Maßgabe 
ber Beltimmungen im $ 180 Abf. 1 und 
8 181 ftatt. 

Auf die vor den Schöffengerichten zu 
verhandelnden Sachen finden die Be— 
ſtimmungen dieſes Taragraphen Teine 
Anwendung. 

Abſ. 1: 
Abi. 4: 
Rechtsbuch. U. 


8 206 Abſ. 2, 176 2. 2. 
Von. 
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8 200. Zur befferen Aufflärung ber 
Sache kann das Gericht eine Ergänzung 
der Vorunterſuchung oder fall3 eine Vor⸗ 
unterſuchung nicht ftattgefunden hat, bie 
—— einer ſolchen oder einzelne Be⸗ 

Serhebungen ſteht auch dem Amts- 


—* ſolche Anfechtung bed Beſchluſſes 
findet nicht ſtatt. 


fung be * oh, m die Er 
aup rend 
—2 Vorunterſuchung 
falls eine nicht Iattgehmben 
nah den Ergebniſſen des vorbe⸗ 
veitenden Verfahrens der Ungefchuldigte 
einer ſtrafbaren Handlung hinreichend 
verdachtig erſcheint. 
Vergl. 206, 206 Abi. 1. — 
Rechtsmittel |. $ 209 Abſ. 1. 
Vergl. noch 88 211, 451, 456, 482. 


8 202. Beſchließt das Gericht, das 
Danptverfehren nicht zu eröffnen, jo muß 
aus dem Beſchluſſe hervorgehen, ob ber- 
felbe auf thatiächliden ober auf Rechts⸗ 
gründen bencht 

a, „ratio 


Hat eine 
geiänılbigte außer —E F "regen 


funden, fo tit —5 
"Der Beichluß ift dem Ungeichulbigten 
belann he — 








rag 2: We 123 und 209, 210. 
Ziegen ber Koften |. 88 496, 499, 


[4 


— 


8 203. Vorläufige Einjtellung Des 
Verfahrens fan beſ loffen werden, wenn 
dem imeiteren Verfahren Ubrvefenheit des 
Angeſchuldigten oder der Umſtand ent⸗ 
gegenſteht, daß derſelbe nach der That 
in Geiſteſskvankheit verfallen iſt. 

Ausnahmen: 88 327, 470. — Ein⸗ 


ftellung der Yauptverhandlung 259 
Abſ. 2. — Vergl noch $ 208. 





8 204. Das Gericht ift bei der Be 
ihbublafjung © an die Anträge ber Staat 
anwaltſchaft nicht gebunden. 


8 205. dem Beichluffe, burch 
weiten das — eröffnet wird, 
iſt die dem Angeklagten zur Laſt gelegte 


42 
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That unter Hervorhebung ihrer geſetz⸗ 
lichen Merkmale und des anzumendenden 
Strafgejebes, ſowie bad Gericht zu ber 
geicmen, bor welchem die Hauptverhand- 

g fhattfinden foll. 

Das Bericht hat zugleich von Amts⸗ 
wegen über die Anordnung ober Tort- 
dauer der Unterfichungshaft zu be 
fließen. 

Abf. 1 vergl. 88 264, 198. 
Abi. 2: 8 123. — Vergl 8 209 

Abſ. 2. 


8 206. Wenn von ber Gtaat3anivalt- 





ſchaft beantragt ift, den Angeichuldigten- 


außer Verfolgung zu fegen, von dem Ge 
richta aber die Eröffnung des Hauptver⸗ 
fahrens beichloffen wird, fo Hat die 
Staatdannaltjäiaft eine dem Beſchluſſe 

prechende Anklageſchrift einzureichen. 

ie Beſtimmungen des 8 199 finden 
hier grastal Anwendung; es ift jedod) 
die ullorberung auf die Erklärung zu 
befchränten, ob der Angellagte bie Vor⸗ 
nahme einzelner Beweiserhebungen vor 
dev Hauptverhandlung beantragen wolle. 


Abf. 1: 8 196. 





8 207. Das Landgeriht kann das 
Hauptverfahren von den erkennenden Ge- 
richten jeder Ordnung, nicht aber vor dem 
Neichögeriht eröffnen. Gradtet das 
Landgericht die Zuftändigfeit des Reichs— 
gerihta für begründet, fo legt e3 bie 

ten buch Vermittelung der Staats- 


anwaltſchaft diefem Gerichte zur Ent⸗ 


cheidung vor. 

Ebenſo hat der Amtsrichter, wenn er 
findet, da 
Sache die Zuſtändigkeit des Schöffenge⸗ 
richts überſteige, die Alten durch Ver⸗ 
mittelung der Staatsanwaltſchaft dem 
Landgerichte zur Entſcheidung vorzulegen. 





8 208. Betraf das Vorverfahren meh⸗ 
vere derſelben Perſon zur Laſt gelegte 
jtraibere Handlungen, und erjcheint für 
te Strafzumefjung die Teititellung des 
einen oder de3 anderen Gtraffalles un- 
wesentlich, fo Tann da3 Gericht auf An- 
trag der Staatsanwaltſchaft befcjließen, 
daß in Unfehung eines ſolchen das Ver- 
fahren vorläufig einzuftellen fei 

Die Aufhebung des Einftellungsbe- 
ichluffes kann binnen einev Friſt von drei 


eine bei ihm eingereichte - 


Gtrafprozeßordnung. 88 206 bis 211. 


Monaten nad Rechtskraft des Urteile 
bon der Staatsanwaltſchaft beantragt 
werden, wenn nicht Verjährung einge 
treten iſt. 
Verjähring: St ©. B. 88 67-69. 
— Friſtberechnung 8 43. 


8 209. Der Beſchluß, durch welchen 
das Hauptverfahren eröffnet morben fit, 





kann von dem Angeklagten nicht ange 


fochten werden. 

Gegen den Beichluß durch welchen bie 
Eröffnung des Hauptverfahrens abgelehnt 
oder abweichend von dem Antrage der 
Staatsanwaltſchaft die Vermeifung an ein 
Gericht niederer Ordnung ausgeſprochen 
worden iſt, Steht ber Staatsanmaltjchaft 
die ſofortige Beſchwerde zu. 

Sofortige Beſchwerde: 8 353. 


8 210. Iſt die Eröffnung bes Haupt⸗ 
verfahrens durch einen nicht mehr anfedht- 
baren Beſchluß abgelehnt, jo kann die 
Klage nur auf Grund neuer Thatfachen 
ober Dewveißmittel wieder aufgenommen 
wer 


8 211. Bor dem Schöffengerichte kann 








‘ohne ſchriftlich erhobene Anklage und ohne 


eine Entſcheidung über die Eröffnung des 
Hauptverfahrend zur Hauptverhandlung 
geſchritten werden, wenn der Beſchuldigte 
entweder ſich freiwillig ſtellt ober in- 
folge einer vorläufigen Teilnahme dem 
Gerichte vorgeführt oder nur wegen 
Mebertretung verfolgt wird. Der weſent⸗ 
lie Inhalt der Anklage ijt in den Fällen 
der freiwilligenn Stellung ober der Vor 
führung in das Gibungs - Protokoll, 
anderenfall3 in die Ladung des Beſchul⸗ 
Digten aufzunehmen. 

Auch kam der Amtsrichter in dem 
Falle der Vorführung des Befchuldigten 
mit Zuftimmung ber Staatsanmwaltfchaft 
ohne Zuziehung von Schöffen zur Haupt» 
verhandfung fchreiten, wenn ber Beſchul⸗ 
Digte nur wegen Uebertretung verfolgt 
mird und bie ihm zur Laſt gelegte That 
eingefteht. Gegen die im Xaufe ber 
Hauptverhandlung ergebenden Entſchei⸗ 
dungen unb Urteile des Umtsrichters 
finden diefelben Rechtsmittel ftatt, mie 
gegen die Entſcheidungen und Urteile des 
Schöffengerichts. 

Abſ. 1 vergl. G. BV. G. 8 23. — S 


Strafprozeßordnung. 88 212 bis 219.. 


auch 88 265, 447 ff., 453 ff. — Bor 
läufige Feſtnahme: 8 127. — Weber- 
tvetung St. ©. B. 8 1 Wi. 3. — Ver- 


Fünfter 
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foren es Yun Feldrügeſachen: 





Abſchnitt. 


Vorbereitung der Hauptverhandlung. 


8 212. Der Termin zur Hauptver⸗ 
handlung wird von dem Vorſitzenden bes 
Gerichts anbermaumt. 





8 218. Die zur Hauptverhandlung er- 
forderlichen Ladungen und die Herbei⸗ 
ſchaffung der als Beweismittel dienenden 
Gegenſtaͤnde bewirkt die Staatsanmwalt- 


Vergl. 88 217—220. — Bergl. je 
doch 8 105 Abf. 2. 





8 214. Der Beſchluß über die Er- 
öffmmg des Hauptverfahrens ift bem An⸗ 
geflagten fpäteftens mit der ung zu⸗ 
zuitellen. 

Mitteilung ber Unklagefchrift: 88 199, 

206, — Bergl. $ 211. 


8 215. Die Ladung eines auf freiem 
Fuße befindlichen Angeklagten geichieht 
[hriftfih unter der Warnung, daß im 
Falle jeines unentſchuldigten Ausbleibens 
ſeine Verha oder Vorführung er⸗ 
folgen werde. Die Warnung kann in den 
Fällen des 8 231 unterbleiben. 

Die ——A— des nicht auf freiem Fuß 
befindlichen klagten erfolgt durch Be⸗ 
kanntmachung des Termins zur Haupt⸗ 
verhandlung in Gemäßheit des $35. 
Dabei iſt der Angeklagte »zu befragen, 
ob und welche Anträge er in bezug auf 
ſeine Verteidigung für die Hauptverhand⸗ 
lung zu ſtellen habe. 

Vergl. 88 320, 321, 473. 





216. gif hen der Zuftellung ber 
! ung (8 215) und dem Tage der Haupt» 
verhandlung muß eine Fri 
deiten3 einer Woche Tiegen. 
Sit diefe Friſt nicht eingehalten worden, 
o kann der Ungellagte die Ausſetzung der 
erhandlung verlangen, fo lange mit ber 
Verlefung des Beſchluſſes über die Er- 


von min“ 


Öffnung be3 Hauptverfahrens nicht begon- 
nen ijt. 


Abſ. 1: 8 227 Abi. 3. — 8 48, 
Abf. 2: 8 242 Abi. 2 





8 217. Neben dem Angeklagten ift ber 
beitellte Verteidiger ſtets, der gemählte 
Verteidiger dann zu laben, wenn bie er- 
folgte Wahl dem te angezeigt wor⸗ 
den ift. 


Vergl. 88 139, 140. — Privat und 
Nebentläger: 8 425 Abf. 3, 438 Abf. 2. 
— Vergl. noch 88 145, 227 Ab. 2; 
431 Abi. 1. 


8 218. Verlangt ber Ungellagte bie 
Sadınıg bon Beugen ober beritän- 
digen oder bie Perbeifchaffung anderer 
Deweidmittel zur Hauptverhanblung, fo 
hat er unter Ungabe der Thatjachen, 
übed welche der Beweis erhoben werden 
Toll, jeine Unträge bei dem Vorſitzenden 
de3 Gericht zu ſtellen. Die hierauf er- 
gehende Verfügung ift ihm befannt zu 
ma 


Beweisanträge bes Ungeflagten find, 
foweit ihnen jtattgegeben iſt, der Staats⸗ 
anmaltichaft mitzuteilen. 

Ubi. 2: 8 213. 


8 219. Lehnt ber Borjipende den An- 
trag auf Ladung einer Perſon ab, fo 
fanın der Ungellagte die legtere unmittel- 
bar laden laſſen. Hierzu ijt er auch ohne 








nachgewieſen wird. 
Ergiebt fi) in der Hauptverhandflung, 
daß die Bernehmung einer unmittelbar 
eladenen Berjon zur Wufflärung Der 
Sadhe dienlich war, 8 hat das Gericht auf 
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Untrag anzuorbnen, daß berfelben die 
geſetzliche Entſchädigung aus der Staat 
kaſſe zu gewähren ſei. 

Abſ. 1 vergl. 8 221, 426. 

Abſ. 2 88 50, 77. 


8 220. Der Borjitende des Gerichts 
kann auch von Amtswegen bie Ladung 
von Zeugen und Guchpverftändigen fo- 
wie bie Herbeiſchaffung anderer Beweis- 
mittel anordnen. 

Vergl. noch 88 243 U. 3, 245 9. 3. 








8 221. Der Ungellagte hat die von 
ihm unmittelbar geladenen oder zur 
Hauptverhandlung zu ftellenden Zeugen 
und Sachverſtaͤndigen rechtzeitig ver 
Staat3anwaltihaft namhaft zu machen 
und ihren Wohn- oder Aufenthaltsort 
anzugeben. 

ieſelbe Verpflichtung bat die Staats⸗ 
anmaltichaft gegenüber dem Angeklagten, 
wenn fie außer den in der Anklageſchrift 
benannten oder auf Antrag des Angeklag⸗ 
tern gelabenen Zeugen oder Sadjverjtän- 
digen die Ladung nody anderer Perſonen, 
ſei es auf Unordnung des PVorjigenden 
(8 220) oder aus eigener Entſchließung, 
bewirft. 

Vergl. 8 245 WU. 2 umd 3. 


8 222. Wenn dem Erſcheinen eines 
Zeugen oder Sachveritändigen in ber 
Sauptverhanblung für eine längere ober 
ungewiffe Zeit Krankheit oder Gebredj- 
lichleitt oder andere nicht zu bejeitigende 
Hinberniffe entgegenjtehen, fo kann das 





Strafprozeßordnung. 88 220 bis 227. 


Gericht die Vernehmung desſelben durch 
einen beauftragten oder erjuchten Richter 
anordnen. Vie Vernehmung erfolgt, fo» 
weit die Beerdigung zuläffig ift, eidlich. 
Dasjelbe gilt, wenn ein Zeuge ober 
Sadjverftändiger vernommen werden joll, 
deſſen Erſcheinen großer Entfer⸗ 
nung beſonders erſchwert ſein wird. 
Vergl. 8 65 U. 2 und 3, 191 U. 2, 
35042 um 3. | 
Abſ. 2 vergl. noch 8 232. 


8 223. Bon ben zum Bmede biefer 
Vernehmung anberaumten Terminen find 
die Staatdanmaltichaft, der Angellagte ımd 
der Verteidiger vorher zu benachrichtigen, 
infoweit dies nicht wegen Gefahr im Ber- 
zug unthunlich iſt; ihrer Anmejenheit bei 
der Vernehmung —* es nicht. Das 
aufgenommene Protololl iſt der Staat 
eniwaltichaft und bem Verteidiger vorzu- 

gen. 

Der nicht auf freiem Fuß befindliche 
Ungeflagte hat einen Anſpruch auf An- 
wejenheit nur bei jol Terminen, 
welche an ber @erichtäitelle des Orts ab- 
gehalten werben, wo er ſich in Haft be 
findet. 

Abſ. 1: 88 191, 239 U. 2. — Vergl. 

noch 8 409 U. 3. 


8 224. Iſt zur Worbereitung ber 
Hauptverhandlung noch ein richterlicher 
Augenfcein einzunehmen, fo finden bie 
Beſtimmungen bes vorhergehenden Para⸗ 
graphen gleichfali3 Anwendung. 

Bergl. 88 86 ff., 193, 248. 





Sechſter Abſchnitt. 


Hauptverhandlung. 
6 225. Die Hauptverhandlung erfolgt | wirken und ihre Verrichtungen unter fich 


in umunterbrochener Gegenwart ber zur 
Urteilsfindung berufenen Perſonen fowie 
der Staatsamwaltſchaft und eine? Ge 
richtsſchreibers. 
Verteidiger: 8 145, 227 Abſ. 2. — 
Vergl 8 377 3. 5. 


8 226. Es können mehrere Beamte 
ber Staatsanmwaltichaft und mehrera Ver⸗ 
teidiger in der Hauptverhandlung mit- 


teilert. 
Berge. ©. 3. ©. 8 145, 146. 


— — 


8 227. Ueber Antraͤge auf Ausſetzung 
einer Sauptwerhanbhung erticheidet Das 
Gericht. Kürzere Unterbrechungen ordnet 
der Vorſizende an. 

Eine Verhinderung des Verteidigers 
giebt, unbeſchadet der Beſtimmung des 
8 145, dem Angekllagten fein Recht, bie 


Strafprozeßordnung. 88 228 bis 234. 


Ausfepung der Verhandlung zu ver- 
langen. 

St die Friſt des 8 216 Abi. 1 micht 
eingehalten worden, fo ſoll der Vorſitzende 
beit Ungellagten mit der Befugnis, Aus⸗ 
fegung der Berhandlung zu verlangen, 
befannt machen. 





8 228. Eine unterbrocdhene Hauptver- 
handlımg muß fpäteiten3 am vierten Tage 
nad) der Unterbredjung fortgejegt werben, 
wibrigenfall3 mit bem DBerfahren von 
neuem zu beginnen it. 

Friſtberechnung: $ 42. — Ausnahme 

in 267. — Vergl. noch 8 287. 





8 229. Gegen einen auögebliebenen 
Angeflagten findet eine Hauptverhand- 
fung nicht Statt. 

Iſt das Ausbleiben des Ungeflagten 
nicht genügend entfchuldigt, jo ift bie 
Borführung anzuordnen oder ein Yaft- 
befeht zu erlaſſen. 

Abf. 1 vergl. jedo 230 Abi. 3, 

231, 232, 310, ———— 370, 390. 

Abſ. 2: 88 134, 114. 


8280. Der erichienene Angeflagte 
darf fi) aus der Hauptverhandlung nicht 
entfernen. Der Vorfigende kann die ge 
eigneten Maßregeln treffen, um bie Ent- 
fermmg beajelben zu verhindern; aud 
kann er ihn während einer Unterbredjung 
on Verhandlung in Gewahrfam halten 

en. 

Entfernt der Ungellagte ſich dennoch, 
oder bleibt er bei der Fortjegung einer 
unterbrochenen Hauptverhandlung aus, jo 
fann bieje in feiner Abmejenheit zu Ende 
geführt werden, wenn feina Bernehmun 
über die Anklage ſchon erfolgt war un 
dag Gericht feine ſernere Anweſenheit 
nicht für erforderlich erachtet. 

Abf. 1 vergl. 8 246. 
Abi. 2: 8 242 U. 3; 233. 


8 231. Beim Wusbleiben des Ange- 
Hagter Tann zur Hauptverhandlung ge- 
ihritten werden, wenn die den Gegen— 
ftand der Unterfuchung bildende That nur 
mit Gelditrafe, Haft oder Einziehung, 
allein oder in Verbindung mit einander, 
bedroht iſt. 

In folhen Fällen muß der Angellagte 
in der Ladung auf die Zuläſſigkeit dieſes 
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Verfahrens hingeiviefen 
werden. 

Vergl. 88 452 Abſ 1, 475 U 1. 


8 232. Der Angeklagte kann auf 
feinen Antrag wegen großer Entfernung 
feine Wufenthalt3ort3 von ber Verpflich- 
vıng zum Erjcheinen in ber Hauptver⸗ 
handlung entbunden werben, wenn nad) 
dem Ermefien ded Gerichts vorausſichtlich 
feine andere Strafe als Freiheitsſtrafe 
bis zu ſechs Wochen oder Geldſtrafe ober 
Einziehimg allein oder in Verbindung 
mib einander, zu erwarten ftebt. 

In diejem Falle muß der Angeklagte, 
wenn jeine richterliche Vernehmung nicht 
ſchon im Vorverfahren erfolgt ift, durch 
einen beauftragten oder erſuchten Richter 
über die Anklage vernommen werden. 


ausdrücklich 





- Bon dem zum Zwecke ber Vernehmung 


anberaumten Termine find die Staatsan⸗ 
waltſchaft und der Verteidiger vorher zu 
benachrichtigen; ihrer Anweſenheit bei der 
Bernehmung bedarf e3 nicht. Das Proto- 
foll über die Vernehmung ift in ber 
Hauptverhandlung zu verlefen. 


3 238. Inſoweit die Hauptverhand- 
lung ohne Unwejenheit des Ungeflagten 
ftattfinden kann, iſt legtener befugt, ſich 
buch einen mit Schriftlicher Vollmacht 
verjehenen Verteidiger vertreten zu laffen. 

Vergl. 88 230 U. 2, 231, 232; 451 

u. 2, 457 U. 2; 427; 370, 3%. — 

Siehe jedoch auch $ 2385. 


8 234. Hat die Hauptverhandlung 
ohne Armvejenheit de Angebllagten jtatt- 
gefunden, fo Tarıı derjelbe gegen da3 Ur- 
teil binnen emer Woche nad) der Zu- 
jtellung bie MWiedereinjegung in den 
vorigen Stand unter gleihen Voraus 
jegungen wie gegen die Verſäumung einer 
Friſt nachſuchen. 

War jedoch der Angeklagte auf ſeinen 
Antrag von der Verpflichtung zum Er⸗ 
ſcheinen in der Hauptverhandlung ent- 
bunden worden, oder hatte derjelbe von 
der Befugnis, ſich vertreten zu lajien, 
Gebrauch gemacht, fo findet eine Wieder 
rung in den vorigen Stand nicht 

tt. 


Abſ. 1 Friſtberechtung 8 43. — 
Wiedereinjegung 88 44 ff.; 452. — 
Bergl. noch 88 356, 382. 
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8 235. Das Gericht ift ftet befugt, 
das perfönliche Erjcheinen des Angellag⸗ 
ten anzuordnen unb dazfelbe durch einen 
Borführungsbefehl oder Haftbefehl zu ew 
zwingen. 


& 2586. Das Gericht kann im Falle 
eines Zuſammenhangs zwilchen mehreren 
bei ihm anhängigen Strafſachen die Ver⸗ 
bindumg berfelben zum Zwecke gleich- 
zeitiger Werhandlung anorbnen, auch 
wert diefer Zuſammenhang nicht der im 
8 3 bezeichnete iſt. 

Vergl. 8 33. 


8 237. Die Leitung dev Verhandlung, 
die Vernehmung des Angeklagten und 
die Aufnahme des Beweiſes erfolgt durch 
ben Vorſitzenden. 

Wird eine auf bie Sachleitung bezüg- 
Jihe Unordnung des Rorfigenden bon 
einer bei der Berhandlung beteiligten 
Perſon als unzuläflig beanftandet, fo ent- 
ſcheidet das Gericht. 

Abſ. 1 vergl. G. V. G. 8 177; St. 

D. 88 242, 243; ſiehe auch 88 238, 

239. 











8 288. Die Vernehmung ber von der 
Staatsanmwaltichaft und dem Ungeflagten 
benannten Zeugen und Sachverſtändigen 
ift ber Staatsanmwaltichaft und dem Ver- 
teibiger auf deren übereinſtimmenden Un- 
trag von dem Borjigenden zu überlafjen. 
Bei den von ber Staatdanmaltfchaft be⸗ 
nannten Zeugen und Gachverjtändigen 
hat diefe, bei ‚ven von dem Ungeflagten 
benannten der Verteidiger in erjter Weihe 
das Necht zur Vernehmung. 

Der Vorſitzende hat auch nach biefer 
Vernehmung die ihm zur weiteren Auf- 


Härung der Sache erforberlich fcheinenden 
Fragen an die Zeugen unb Sachverſtän⸗ 


digen zu richten. 
Vergl. $ 220, 243 U. 3. — 8 240 
Abſ. 1, 241. 


8 239. Der Vorſitzende hat ben bei- 





hat der Vorſitzende ber 
Staatsamwaltſchaft, dem Angeklagten und 
dem Verteidiger ſowie den Geſchworenen 
und den Schöffen zu geſtatten. 


Strafprozekotdnung. 85 235 bis 244. 


8 240. Demjenigen, welcher im Falu 
bes $ 238 Abſ. 1 die Befugnis ber Ver- 
nehmung mißbraucht, kann diejelbe von 
bem Borfitenden entzogen werben. 

Sn den Füllen des $ 238 Abi. 1 und 
des $ 239 Abſ. 2 Tann der Borfigende 
ungeeignete oder nicht zur Sache gehörige 
Tragen zurückweiſen. 





8 241. Zweifel über die Zuläſſigkeit 
einer Frage enticheidet in allen Fällen 
das Gericht. 





8 242, Die Hauptverhandlung beginnt 
mit dem Aufrufe ber Zeugen und Sad. 
veritändigen., 

Hieran ſchließt fich die Vernehmung des 
Ungellagten über feine perjönlichen Ver- 
hältnifie und die Berlefung des Be 
ſchluſſes über die Eröffnung des Haupt- 
verfahren. 

Sodam erfolgt die weitere Verneh⸗ 
mung be3 Ungellagten nad) Maßgabe bes 
8 136. 

Die Verlefung des. Beichluffes umd die 
Vernehmung de3 Ungellagten gejchieht 
in Abmwejenheit der zu vernehmenden 
Beugen. 

Ubi. 1: 8 278. 
Abſ. 2: 8 205. 





8 243. Nach der Bernehmung bes 
Aingefiagten folgt die Beweisaufnahme. 

3 bedarf eines Gerichtzbeichluffes, 
wenn ein Beweisantrag abgelehnt werden 
joll, oder werm bie Vornahme einer Be 
weishandlung eine Ausſetzung der Haupt- 
verhandlung erforderlich macht. 

Das Gericht kann auf Untrag und von 
Amtswegen die Ladung bon Beugen und 
Gacveritändigen ſowie die Herbeiſchaf⸗ 
fung anderer Beweismittel anordnen. 

Ubi. 1 vergl. 8 232. — 8858 U. 1, 

60, 66 ff, 72; 248—255. 

Abſ. 2 vergl. 8 377 8. 8, 

Ab}. 3 8 245. 


8 244. Die Beweisaufnahme ift auf 
bie fämtlichen vorgelabenen Zeugen unb 
Sachverftändigen ſowie auf die anderen 
herbeigeichafften Beweismittel zu em 
ftreden. Bon der Erhebung eingeiner Be 
weife kann jedoch abgejehen werden, wenn 


Gtrafprozekordnung. 88 245 bis 250, 


die Staatsammaltichaft ımd ber Unge 
Hagte hiermit einverjtanden find. 
. In den Verhandlungen vor den Schöf- 
fengerichten und vor den Landgerichten 
in der Berufungsinitanz, fofern die Ver⸗ 
handlung vor leßteren eine Webertretung 
betrifft oder auf erhobene Privatflage er- 
olgt, bejtimmt das Gericht den Umfan 
t Beweisaufnahme, ohne hierbei —* 
Anträge, Berzichte oder frühere Beſchlüſſe 
gebunden zu fein. 
Abſ. 2 G. V. ©. 27. 75; 76. 77. 
— Privatklage 414 ff. 





8 245. Cine VBeweiserhebung Darf 
nicht deshalb abgelehnt werden, weil ba 
Beweismittel oder die zu beweiſende 
Thatjade zu ſpät vorgebracht worden jet. 

Hi jedoch ein zu vernehmender Zeuge 
oder Sachverftändiger dem Gegner des 
Antragitellerd jo ſpät namhaft gemacht 
oder eine zu i Thatſache ſo Spät 
vorgebracht worden, daß es dem Gegner 
an der zur Einziehung von Erkundigun-⸗ 
gr erforderlichen Zeit gefehlt hat, fo 

nn berfelbe big zum Schluſſe der Be 
weisaufnahme die Ausſetzung der Haupt» 
verhandlung zum Zwecke der Erfundigung 
beantragen. 

Diefelbe Befugnis haben die Gtaatd- 
anmaltjchaft und der Angellagte in betreif 
der auf Anordnung bes Vorjigenden oder 

eladenen 


des Gerichts g Zeugen oder Sach⸗ 
en tſcheidet bag Ge⸗ 
er die Anträge entſchei 
ruht nad) freiem eſſen. 
Abſ. 2: 8 221. 


8 
Abſ. 3 vergl. 88 220, 243 A. 3. 
8 246. Das Gericht kann ben Ange- 
Hagten, wenn zu befürchten tft, daß ein 
Nitangeflagter oder ein Zeuge bei feiner 
Vernehmung in Gegernvart des Ungeflag- 
ten die Wahrheit nicht jagen werde, 


während biejer Dernehmung aus bem 
Sitzungszimmer abtreten laffen. Ber 
Vorfigende Hat jedoch den Angeklagten, 


fobald diefer wieder vorgelaſſen worden, 


. von dem wefentlichen Inhalt beöjenigen 


zu unterrichten, was während feiner 
weſenheit auögejagt oder jonft, verhandelt 
worden iſt. 

In gleicher Weife ift zu verfahren, 
wenn Das Gericht wegen nrönungd- 
wibrigen Benehmen des ngelingten 
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zeitweife deſſen Entfernung aus dem 
Sitzungszimmer angeorbnet hat. 

Abf. 1 vergl. 8 192. 

Ubi. 2 © 8. ©. 8 178, 


8 247. Die veriommenen Beugen und 
Sachverftändigen dürfen ji) nur mit Ge 
nehmigung oder auf Unmeifung des Bor- 
ſitzenden von ber Gerichtsſtelle entfernen. 
Die Staatsarmaltfcdyaft und der Ange 
Hagte find vorher zu hören. 





8 248. Urkunden und andere ald Be 
wersmittel dienende Schriftſtücke werden 
im der Hauptverhandlung verlefen. Dies 
gilt insbeſondere von früher ergangenen 
Strafurteilen, von GStrafliften und von 
Auszügen aus Slirchenbüdyern und Ber- 
fonenftandböregijtern und findet auch An- 
wendung auf Protofolfe über die Ein» 
nahme bes richterlichen Augenſcheins. 

Vergl. 88 86, 87, 224; 232 A. 8, 

250 ff., 71 A. 3. 


8 249. Berubt ber Beweis einer 
Thatjade auf der Wahrnehmung einer 
Perſon, fo ift die legtere in der Haupt» 
verhandlung zu vernehmen Die Ver⸗ 
nehmung darf nicht durch Verlefung bes 
über eine frühere Bernehmung aufge 
nommenen Protokolls oder einer jchrift- 
lichen Erklärung erjegt werben. 


8 250. Iſt ein Beuge, Sachverſtän⸗ 
biger oder Mitbeſchuldigter verftorben 
oder in Geiltesfrankfheit verfallen, oder 
ift fein Uufenthalt nicht zu ermitteln ge 
weſen, jo kann nen über en 
frühere richterli ernehmung verlejen 
erben. Dasfelbe gilt von dem bereits 
verurteilte Mitiaulbigen. 

Sn den im $ 222 bezeichneten Yüllen 
ift die Verlefung bed Protokolls über die 
frühere Vernehmung ftatthaft, wenn letz⸗ 
tere nad) Eröffnung des Hauptverfahrens, 
oder Wwerm ſie in dem Vorverfahren 
unter Beobachtung der Vorſchriften des 
8 291 erfolgt iſt. 

Die Verlefung kann mır durch Ge 
richtsbeſchluß angeordnet, auch muß ber 
Grund berfelben verfündet und bemerkt 
werden, ob die Beeidigung der vernom⸗ 
menen Berfonen ftattgefunden Hat. Un 
den Beflimmungen über die Notwendig- 
feit der Beeidigung wird hierdurch für 








664 Strafprozeßordnung. 8$ 251 bis 259. 


Diejenigen Yälle, in benen bie nochmalige 
Zemehmnung ausführbar ift, nicht? ge 
ert. 


Abf. 188 71 U. 3, 232 U. 3, 
Abf. 3 8 65. 





8 251. Die Ausſage eine von ber 
Hauptverhandlung vernommenen Beugen, 
welcher erit in der Hauptverhandlung von 
feinem Rechte, dad Zeugnis zu ver- 
weigert, Gebrauch macht, darf nicht ver- 
leſen werben. 

Vergl. 88 51, 52. 





8 252, Erklaͤrt ein Beuge oder Sad. 
veritändiger, daß er ſich einer Thatſache 


nicht mehr erinnert, fo Tann ber hierauf 


bezügliche Theil des Protokolls über feine 
frühere Vernehmung zur Unterſtützung 
feines Gebächtniffes verlefen werden. 

Dasſelbe kann gefchehen, wenn ein in 
der Vernehmung hervortretender Wiber- 
fpruch mit der früheren Ausſage nicht auf 
andere Weile ohne Unterbrechung ber 
Hauptverhandlung feitgeitellt oder ge 
hoben werden Tann. 





8 258. Erklärungen des Angeflagten, 
welde in einem richterlichen Protokolle 
enthalten find, können zum Zwecke der 
Beweisaufnahme über ein Geſtändnis ver- 
fejen werben. 

Dasjelbe kann geichehen, wenn ein in 
der Vernehmung hervortretender Wider- 
fpruh mit der früheren Ausſage nicht 
auf andere Weiſe ohne Unterbrechung ber 
Hauptverhandlung feitgejtellt oder gehoben 
werden lann. 





8 254. In den Fällen der 88 252, 
253 iſt die Verleſung und der Grund der- 
jelben auf Antrag der Staatsanmwaltichaft 
ober de3 Angeflagten im Protololle zu 
erwähnen. 

Dergl. 8 273 Abf. 1. 





8 255. Die ein Zeugnis ober ein 
Sutaditen enthaltenden Crflärungen 
öffentlicher Behörden, mit Ausſchluß von 
Zeumundszeugnijfen, desgleichen ärztliche 
Ütefte Über Körperverlegungen, welche 
nicht zu den ſchweren gehören, können 
verliefen werden. 

Sit das Gutachten einer kollegialen 
Fachbehörde eingeholt worden, fo kann 


das Gericht die Behörbe erſuchen, eines 
ihrer Mitglieder mit ber Vertretung bes 
Gutachtens in der Hauptverhandlung zu 
beauftragen und dem Geridite zu be 
zeichnen. 

Störperverlegung, St. G. B. $ 223 
ff.; ſchwere örperverlegung 8 224. — 
Siehe aud) St. B. O. 88 91, 9. 

8256. Nad) ber Vernehmung eines 
jeden Zeugen, Sadjwerftändigen oder Mit- 
angeflagten, fowie nad der Verleſung 
eined jeden Schriftſtücks foll der Ange 
Hagte befragt werden, ob er etwas zu 
erflären habe. 


8 257. Nah dem Schluſſe ber Be 
weisaufnahme erhalten die Staatsanwalt⸗ 
fchaft und ſodann ber Angeklagte zu ihren 
Ausführungen und Unträgen das Wort. 

Der Staatsanwaltichaft jteht das Recht 
der Erwiderung zu; dem Angeklagten ge- 
bührt das legte Wort. 

Des Angeklagte ift, auch wenn ein Ver⸗ 
teidiger für ihn geſprochen hat, zu bu 
fragen, ob er jelbit noch etwas zu feiner 
Verteidigung anzuführen habe, 

Vergl. 8 149. 


258. Einem der Gerichtsſprache 
nicht mächtigen Ungellagten müſſen aus 
den Schlußvorträgen mindeflens die Un- 
träge ber Staatsanwaltſchaft und bes 
Verteidigers durch ben Dolmetſcher be- 
kannt gemacht werben. 

Dasſelbe gilt von einem tauben An⸗ 
— ſofern nicht eine ſchriftliche 
erſtaͤndigung erfolgt. 

Vergl. ©. V. ©. 88 187, 188. 


8 259. Die Hauptverhandlung ſchließt 
mit der Erlajjung des Urteild. Das Um 
teil kann nur auf Freißprediung Ber- 
urteilung oder Einftellung des Verfahrens 


auten. 

Die Einftellung bes Verfahrens ift aus- 
zufprechen, wenn bei einer nur auf An⸗ 
trag zu verfolgenden jtrafbaren Han. 
lung ch ergiebt, dab der erforderlich 
Untrag nicht vorliegt, oder wenn der An⸗ 
trag rechtzeitig zurüdgenommen it 

bj. 1. Ueber Beratung und Abitim- 
mung f. © 3. ©. 8 195 ff. — Et 

PB. 0.8 492, Abi. 2. Zurüdnahme des 

Antrags, Et. ©. 3. 8 64. Zuläſſigkeit: 











Strafprozeßordnung. 88 260 bis 265. 


St. ©. 8. 88 102-104, 194, 238, 
247, 263, 292, 303, 370 3. 5 und 6 
und Rchögel. dv. 11. Juni 1870 8 27. 


3 260. Ueber da3 Ergebnis ber Be- 
weisaufnahme entſcheidet das Gericht nad) 
ſeiner freien, aus dem Inbegriffe der 
Verhandlung geſchöpften Ueberzeugung. 

Vergl. jedoch 8 476 U 1. 


8 261. Hängt die Strafbarkeit einer 
Handlung von der Beurteilung eines bür- 
gerlidien Rechtsverhältniſſes ab, jo ent- 
fcheidet das Strafgericht auch über dieſes 
nad) den für das Verfahren und ben Be- 
weis in Strafſachen geltenden Vor⸗ 
ſchriften. 

Das Gericht iſt jedoch befugt, die Un- 
terſuchung auszujegen und einem der Be- 
teiligten zur Erhebung der Civilklage eine 
Friſt zu beftimmen oder das Urteil des 
Civilgerichts abzuwarten. 











8 262. Bu einer jeden dem Ange 
Hagten nachteiligen Entjdjeidung, welche 
bie Schuldfrage betrifft, it eine Mehr⸗ 
heit von zwei Dritteilen der Stimmen er- 
forberlich. 

Die Schuldfrage begreift auch folche 
bon dem Strafgeſetze bejonderd vorge 
fehene Umjtände, melde die Strafbarkeit 
ausſchließen, vermindern oder erhöhen. 

Die Schuldfrage begreift nicht die Vor⸗ 
ausfesungen des Rückfalles und der Ver⸗ 
jährung, 

Abi. 1 vergl. G. V. 8 194 fi. — 
St. B.0.8 307 U. 2, 297 U. 2; 317. 
Abſ. 2. Strafausichließung 3 B. 

St. ©. B. 88 46, 51—56, 163 U. 2, 

204, 310. — Gtrafminderung, St. ©. 

8. 88 57, 59, 158, 213. — Gtraf 

erhöhung, St. ©. B 98 215, 22202, 
239 Ab). 2 u. 3, 248, 31 u. f. m. 

Abi. 3. Rüdfall, St. ©. B. 88 244, 

245, 250 3. 5, 261, 264. — Ber 

jährung, St. ©. 8. 88 67—69. 





8 263. Gegenitand der Urteilsfindung 
ift die in der Anlage bezeichnete That, 
wie fich biefelbe nad) dem Ergebniſſe der 
Verhandlung daritellt. 

Das Gericht ift an diejenige Beurtei- 
Img der That, welche dem Beichluffe über 
die Eröffnung des Hauptverfahrens zu 
Grunde Tiegt, nid gebunden. 
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8 264. Eine Verurteilung bes Ange⸗ 
Hagten auf Grund eines anderen ala des 
in dem Beſchluſſe über die Eröfinung bes 
Hauptverfahrend angeführten Strafge- 
ſetzes barf nid erfolgen, vhne daß der 
Ungeflagte zuvor auf die Weränderung 
des rechtlichen Gefichtäpunftes bejonders 
bingewiefen und ihm Gelegenheit zur 
Verteidigung gegeben worden ilt. 

In gleidjer Weije iſt zu verfahren, went 
erit in der Verhandlung jolde vom 
Strafgeſetze befonder3 vorgejehene Um- 
ſtände behauptet werden, welche die Straf. 
barkeit erhöhen. 

Beitreitet der angerlogte, unter der Be 
hauptung auf bie Verteidigumg nicht ge 
nügend vorbereitet zu fein, neu hervor⸗ 
getretene limftände, welche die Anwen⸗ 
dung eines ſchwereren Strafgejeßed gegen 
den Ungellagten zulajjen als des in dem 
Beichhuite über die Eröffnung des Haupt» 
verfahrend angeführten, oder welche zu 
den um zweiten Abſatze bezeichneten ge 
hören, fo it auf feinen Wntrag Di 
Hauptverhandlung auszujepen. 

Auch fonft Hat das Gericht auf Antrag 
ober von Amtswegen die Hauptverhand- 
fung auszufeßen, fall3 dies infolge der 
veränderten Gadjlage zur gemü 
Vorbereitung der Unflage oder der Ber 
teidigung angemefien ericheint. 

Auf die in $ 44 Abſ. 2 bezeichneten 
Verhandlung findet die Vorſchrift des 
dritten Abfapes nicht Anwendung. 

Abi. 1 vergl. 8 377 8. 8. 
Abſ. 2 vergl. $ 262 Abſ. 2 Anmer⸗ 


Tune. 
bſ. 4 vergl. no 8145 Q.2, 





8 265. Wird der Ungeflagte im Laufe 
der Hauptverhandlung noch einer anderen 
That beſchuldigt, als wegen welcher das 
Hauptverfahren wider ihn eröffnet wor⸗ 
den, jo fann dieſelbe auf Antrag ber 
Staatsanwaltſchaft und mit AZujtimmung 
des Ungeflagten zum Gegenſtande ber» 
jelben Wburteilung gemadjt werben. 

Diefe Befiimmung findet nicht Anwen⸗ 
dung, wenn die That als ein Verbredjen 
ſich barftellt oder die Wburteilung Ders 
jelben bie Yırftändigfeit des Gericht über» 
ſchreitet. 

Abſ. 1 vergl. 8 153; 236. 
Ubi. 2: St. G. B. 831A. I. 


666 Strafprozeßordnung. 88 266 bis 271. 


8 266. Wird ber Angellagte ver- 
urteilt, jo müffen bie Urteilsgründe bie 
für ermiefen erachteten Thattaden an⸗ 
geben, in welchen bie geſetzlichen Merk⸗ 
male der ſtrafbaren Handlung gefunden 
werden. Inſoweit ber Beweis aus ande⸗ 
ren Thatſachen gefolgert wird, ſollen auch 
dieſe Thatſachen angegeben werden. 

Waren in der Verhandlung ſolche vom 
Strafgeſetze beſonders vorgeſehene Um⸗ 
ſtände behauptet worden, welche die Straf⸗ 
barkeit ausſchließen, vermindern oder er⸗ 
höhen, ſo müſſen die Urteilsgründe ſich 
darũber ausſprechen, ob dieſe Umſtände 
für feſtgeſtellt oder für nicht feſtgeſtellt 
erachtet werben. 

Die Gründe des Gtrafurteild müfjen 
ferner das zur Anwendung gebracdte 
Strafgeſetz bezeichnen und follen Die Um- 
ftände anführen, weldye für bie 2 ⸗ 
meſung der Strafe beſtimmend gie en 
find. Macht das Strafgefch die Anwen⸗ 
burg einer geringeren Strafe von bem 
Vorhandenfein mildernder Umftände im 
allgemeinen abhängig, jo müſſen bie 
Urteilögründe die hierüber getroffene Ent- 
fcheidung ergeben, fofern das Vorhanden- 
jein ſolcher Umftände angenommen, oder 
einem in der Verhandlung geftellten Un- 
frage entgegen verneint wird. 

ird der Angeklagte freigefprochen, fo 
müſſen die Urteilögrünbe ergeben, ob ber 
Angeklagte für nicht überführt, oder ob 
und aus weldyen Gründen die für er- 
wiejen angenommene That nicht jtrafbar 
erachtet worden iſt. 

Abſ. 1: 8 377 8.7. 

Abf. 2 vergl. $ 262 U. 2, Anmer- 

Rune. — 

bj. 3 Schwurgerichtsurteile: 8 316. 


8 267. Die Verkündigung des Urteils 
erfolgt durch Verlejung der Urteilsformel 
und Eröffnung der Urteilsgründe am 
Schluſſe der Verhandlung oder ſpäteſtens 
mit Ablauf einer Woche nah dem 
Schlufje der Verhandlung. Die Eröff 
mmg der Urteilögründe geſchieht durch 
Verleſung oder mündliche Mitteilung 
ihres weſentlichen Inhalts. 

Bar die Verkündung des Urteils aus⸗ 
gejegt, To ſind die Urteilsgründe vor der- 
felben ſchriftlich feitzuftellen. 

Ubi. 1 vergl. ©. 3. ©. 8 174. — 

Gt. P. O. 8 315. — 83542 — 

8 228. | 





8 268. Urteile durch welche bie Unter- 
bringung des Ungellagten in eine 
ziehungs⸗ ober Befjerungsanftalt ange 
ordnet wird, find auch deifen geſetzlichem 


Vertreter zuzuſtellen, ſofern nicht der 


letztere in der Hauptverhandlung als Bei⸗ 
ſtand des Angeklagten aufgetreten und 
bei der Verkündung des Urteils gegen- 
wärtig geweſen iſt. 
Vergl. St. G. B. 856. — St. P. O. 
8137 A.2. 


8 269. Das Gericht darf ſich nicht 
für unzuftändig erflären, weil die Sache 
* ein Gericht niederer Ordnung ge 

te. 








S 270. Gtellt fi nach dem Ergeb⸗ 
nijje der Verhandlung die dem Unge 
Hagten zur Laft gelegte That als eine 
folhe bar, welche die Zuftänbigkeit des 
Gerichts überjchreitet, fo ſpricht es durch 
Beſchluß ſeine Unzuſtändigkeit aus und 
verweiſt die Sache an das zuſtändige 
Gericht. 

Dieſer Beſchluß hat die Wirkung eines 
das Haupwerfahren eröffnenden Be 
ſchluſſes und muß den Erforderniſſen 
eines ſolchen entſprechen. 

Die Anfechtbarkeit des Beſchluſſes be⸗ 
ſimght ſich nach den Vorſchriften des 

9 


Iſt der Beſchluß von einem Schöffen⸗ 
gerichte ergangen, fo Tann der Angeklagte 
innerhalb einer bei der Bekanntmachung 
des Beſchluſſes zu beftimmenden Friſt die 
Vornahme einzelner Beweiserhebungen 
vor ber Hauptverhandlung beantragen. 
Ueber den Untrag entfcheidet der Vor⸗ 
jigende des Gerichts, ar welches bie 
Sache verwieſen ift. 

Abſ. 2: 8 205. 





8 271. Ueber bie Hauptverhandlung 
iſt ein Protololl aufzunehmen und bon 
dem BVorfigenden und dem Gerichts⸗ 
ſchreiber zu unterjchreiben. 

Sit der Vorſitzende verhindert, fo 
unterfchreibt für ihn der ältefte beiſitzende 
Richter. Im Falle der Verhinderung des 
Amtsrichterd genügt die Unterjchrift des 
G©erichtäfchreiberg. 

Vergl. 8 211 U. 1. ’ 





Strafprogeßordnung. 88 272 bis 277. 


8 272. Das Protokoll über bie 
Hauptverhandlung enthält: 
1. den Ort und ben Tag ber ®er- 


handlung; 

2. die Namen der Richter, Geſchwo⸗ 
renen und Schöffen, des Beamten 
der Staatsanmwaltichaft, be Gericht3- 


chreibers und des zugezogenen Dol⸗ 


metſchers; 

3. bie Begeimung der ftrafbaren Hand» 
lung nad) ber Anklage; 

4. die Namen der Angeklagten, ihrer 
Verteibiger, der Privatkläger, Neben- 
Mäger, gejeglichen Bertreter, Bevolf- 
mädjtigten und Beiſtände 

5. die Angabe, daß öffentlich verhandelt 
a die Deffentlichleit ausgeſchloſſen 


ahl 3 8 205 
ahl 5 vergl. ©. 88 170 
bis 175. — St. P. O. Sue 6. 


STE we 8 187. 





8 273. Das Protokoll muß den Gang 
und die Ergebniffe der Hauptverhandlung 
im wejentlichen wiedergeben und bie 
Beobachtung aller mweientlihen Förmlich⸗ 
feiten erſichtlich machen, aud) die Be 
zeichnung ber verlejenen Schriftftüde, fo- 
wie bie im Laufe der Verhandlung ge 
ftellten Anträge, die ergangenen Ent- 
en und bie Urteilöformel ent- 


Aus der Hauptverhandlung vor dem 
Schöffengerichte ſind außerdem die weſent⸗ 
lichen Ergebniſſe ber VBernehnnmgen in 
das Protololl —— — 

Kommt es auf die Feſtſtellung eines 
Vorgangs in der Yauptnerhandkung ober 
des Wortlauts einer Ausſa einer 
Yeußerung an, fo hat der Fame die 
vollitändige Niederfchreibung und Verle⸗ 
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—J— anzuordnen. In dem Protokoll iſt 
emerken, daß die Verleſung eiüchen 
nd bie Genehmigung erfolgt 7 
welche Einwendungen erhoben find 
nf. 1 berg 88 250, 254, "256. 
— 8 34, 237. 2, 243 9. 2, 267. 


8 274. Die Beobadjtung ber für bie 
Hauptverhandlung vorgef riebenen Törm- 
lichleiten Tann nur duch das Protofoll 
bewieſen werben. Gegen den biefe Förm⸗ 
lichleiten betreffenden Inhan desſelben iſt 








nur der Nachweis der Fälſchung zur 
läſſig 
8 275. Das Urteil mit den Gründen 


ift binnen drei Tagen nach der Verkün⸗ 

bung zu den Alten zu bringen, falls es 

nicht bereits vollſtändig in dad Protokoll 
aufgenommen worden tt. 

3 ift von den Nichtern, welche bei der 
Entſcheidung mitgewirkt haben, zu unter- 
fchreiben. ft ein Richter verhindert, feine 
Unterfchrift berufug gen, ſo wird dies unter 
Angabe des Verhinderungsgrundes von 
dem Rorfigenden und bei deſſen Ver—⸗ 
hinderung von dem älteſten beiſitzenden 
Richter unter dem Urteile bemerkt. Der 
Unterſchrift der Schöffen bedarf es nicht. 

Die Gezeichnu ng be3 Tages ber 
ung, ſowie die Namen der Richter, ber 
Cable, bes Beamten der Gtaatsan- 
waltfhaft und des Gerichtsfchreibers, 
welhe an der Sigung Teil genommen 
haben, find in das Urteil aufzunehmen. 

Die Uusfertigungen und Auszüge ber 
Urteile find von dem Gerichtöfchreiber zu 
unterjchreiben und mit dem Gerichtsſiegel 
zu verjehen. 
1 vergl. 8 267. — J km 
Er 4 vergl. $ 483 U. 


— — — 


Siebenter Abſchnitt. 


Hauptverhandlung vor 


8 276. Die Beſtimmungen der beiden 
porhergehenben Abſchnitte finder auf das 

Verfahren vor den Schwurgerichten in- 
joweit Anwendung, als nicht in Diejem 
Abſchnitt ein anderes beitimmt ift. 


Vergl. 8.8.0.8 79 f. 


— — — 


den Schwurgerichten. 


8 277. Bor dem Tage, an welchem 
die Hauptverhandlung begimmen foll, muß 
bie Eprudlijte der Geſchworenen dem 
Ungellagten, wenn er jih nicht auf 
jreiem Fuße befindet, auge eitellt, für den 
auf freiem Fuße befind Ungellagten 
auf der Gerichtsichreiberei zur Einficht 
niedergelegt werden. 
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Die Namen fpäter auf die Spruchliſte 
gebrachter Geſchworener find dem Ange 
gten bis zum Beginne ber Hauptver⸗ 
handlung mitzuteilen. 
Fl 1.3.6. 892. — St. P. O. 


or 2 vergl. 8 280; G. 8.0.8 94 





8 278. Die Hauptverhandlung be- 
— mit der Bildung der Geſchworenen⸗ 
dur Ausloſung der Gejdnvorenen. 


a G. V. G. 82. — St. P. O. 
at 2 vergl. 8 280; 8. 8. G. 894 





8 279. Bor der Ausloſung find, 
außer den zum Geſchworenenamte Un- 
fähigen, folde Geſchworene audzu- 
fcheiden, welche von der Wusühung des 
Amts tin ber zu verhanbelnden Sache 
fraft Geſetzes augefchlofien find. Die er- 
ſchienenen Geſchworenen find zur Anzeige 
etwaiger Ausſchließungsgründe aufzü⸗ 
fordern. 

Die Entſcheidung über das Auöfcheiden 
eines Geſchworenen erfolgt nah An⸗ 
hörung desſelben durch das Gericht. Be⸗ 
Fer A gurbet A hatt. Edi un⸗ 

ig ärter iſt in der Spruchliſte zu 
ftreichen. 


Mi. 1 G. V. G. 8 32, 85. — Et. 
P. D. 22, 32, 317 U 3; 477 8.1 
und 2 


Abf. 2 G. V. G. 8 94 





8 280. Zur Bildung der Geſchwore⸗ 
nenbanf Tarın gelöritten werden, wenn 
die Bahl der Geſchworenen, melde er- 
ſchienen und nicht in Gemäßheit bes 
vorhergehenden Baragraphen ausge⸗ 
ſchieden worden jind, mindeſtens vierund- 
wanzig beträgt. Underenfall3 ift bie 
Ba aus der Liſte der Hülfsgeſchworenen 
auf dreißig zu ergänzen. 

Die Ergänzung geſchieht mittel3 Los⸗ 
giebumg durch den Vorfigenden in öffent: 
iger Sitzung. Sie gilt für alle in ber 
Sipungsperiobe noch zu verhandelnden 


hen. 

Die ausgeloſten Hülfsgeſchworenen 
werden unter Hinweis auf die geſetzlichen 
Folgen des Ausbleibens geladen. Ihre 


Strafprozeßordnung. 88 278 bis 284. 


Namen find in bie Spruclifte aufzu- 
nehmen. 

3 Bann zur Bildung der Geſchwore⸗ 
nenbant ſchon bann gefchritten werben, 
wenn infolge bes en bon Hülfs- 
geſchworenen bie H von vierumd» 
zwanzig Geſchworenen erfüllt ift. 

Crfeheinen u einer |päteren Hauptver⸗ 

ung mehr al3 dreißig Geſchworene, 

o treten die überzähligen — chwore⸗ 

nen in der umgelehrten Reihenſolge ihrer 
Ausloſung zurüd. 


Abſ. 1 Lifte der Hülfsgeſchworenen, 
G. V. 6.889 4. 2 m, 90. 

Abl. 2 8 277 9. 2. 

Abſ. 3 vergl. G. V. G. 8 96, 56. 





8 281. Die Bildung ber Geſchwore⸗ 
nenbant erfolgt in öffentlider Sitzung. 
Das Los wird don bem Vorfigenden ge 
sogen. 


8 282. Bon ben auögeloften Geſchwo⸗ 
renen können fo viele abgelehnt werden, 
al3 Namen über zwölf in der Urne fid 
befinden. 

Die eine Hälfte der Mblehnungen fteht 
der Staatdanmwaltichaft, die andere dem 
Angeklagten zu. Dem Ungellagten ge- 
bührt eme Wblehnung mehr, wenn die 
Geſamtzahl der Üblehnungen eine unge 
trade it. 

Ubf. 2 vergl. 284, 285. — 8 437 

u 2. — 8 377 3. 1. 








4 283. Sobald ein Name gezogen 
und aufgerufen iſt, Hat die Staatdan- 
waltſchaft und fobann ber Angellagte 
duch die Worte „angenommen“ oder 
„abgelehnt” die Annahme oder Abgabe 
zu erfläcen. Die Ungabe von Gründen ift 
unzuläffig. 

Wird eine Erflärung nicht abgegeben, 
jo gilt dies al3 Annahme. 

Die Erklärung kann nidt zurüdgenom- 
men werben, fobald ein fernerer Name 
ezogen, oder die gejamte Biehung für 
Beendet erklärt iſt. 





8 284. Sind bei einer Hauptverhand⸗ 
ulng mehrere Angeklagte beteiligt, fo 
haben fie dad Ablehnungsrecht gemein- 
ſchaftlich auszuüben. 

Inſoweit eine Vereinigung nicht zu 
Stande kommt, werden bie Ablehnungen 


Strafprozekordnung. 88 285 bis 292. 


gleichmäßig verteilt; über die Ausübung 
derjenigen Üblehnungen, welche fich nicht 
gleichmäßig verteilen laſſen, jomie über 





die Reihenfolge der Erflärungen ent⸗ 
Icheibet das Los. 
8 285. Iſt die Zuziehung von Er- 


guͤnzungsgeſchworenen angeorbnet worden, 
jo vermindert fich die Zahl der zuläffigen 
Ablehnungen um die Zahl ber Ergän- 


augege renen. 
ind mehrere Ergänzungsgeſchworene 
ugezogen worden, ſo treten ſie in der 
Tolge der Auslofung ein. 
Abſ. 1.8.6. 81949. 3. 
8 286. Stehen ar demjelben Tage 

mehrere —— m u —*** 
ie eine derſelben gebildete ore⸗ 
— für die folgende Verhandlung 
oder für mehrere folgende Verhandlungen, 
wenn bie dabei beteiligten Angeklagten 
und die Staatsanwalticdhaft ſich damit vor 
ber Beeidigung der Geſchworenen einver- 
ftanden erklärt haben. 

Beeibigung, $ 288. 


8 287. Muß nach Unterbrechung einer 
Hauptverhandlung mit dem erfahren 
bon neuem begonnen werben, fo ift auch 
bie Geſchworenenbank von neuem zu 
bilden. 

Vergl. 8 228. 


8 288. Nach Bildung der Geſchwore⸗ 
nenbant werden die Geichimorenen in 
Gegenwart der Ungellagten, über melde 
fie richten follen, beeidigt. 

Die Beeidigung erfolgt in öffentlicher 


ung. 
be Borjigende richtet an bie zu Be- 
eidigenden die Worte: 
„Sie ſchwören bei Gott, dem Allmäch⸗ 
tigen und Allwiſſenden, in ber Un- 
Hagejahe (den Anklageſachen) wider 
N. N. die Pflichten eines Geſchwore⸗ 
nen getreulic) zu erfüllen und Shre 
Stimme nach beitem Wiffen und &e- 
wiſſen abzugeben.“ 
Die Geſchworenen leiften den Eid, in- 
dem jeder einzeln die Worte fpricht: 
* ſchwöre es, ſo wahr mir Gott 
helfe.“ 


Der Schwörende ſoll bei ber Eides- 
feiftung bie rechte Hand erheben. 
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Sit ein Geſchworener Mitglied einer 
Neligionzgejellichaft, welcher das Geſet 
den Gebrauch gewiſſer Beteuerungs- 
formeln an Stelle des Eides geſtattet, jo 
wird die Abgabe einer Erflärung unter 
der Beteuerungsformel diejer Religions⸗ 


ge — ber Eidesleiſtung gleichge⸗ 
et. Ä 


Abſ. 3 vergl. 8 286. 
Abſ. 6 vergl. 8 64; St. ©. B. 
8 155 2. 1. 





8 289. Nach der Bereidigung ber Ge 
ſchworenen erfolgt bie Verhandlung in der 
Sache jelbit. 


Vergl. 88 242—256. 





8 290. Die den Geſchworenen zım 
Beantivochung vorzulegenden Tragen 
werden bon dem Borjitenden entivorfen. 

dem Schluſſe der Beweidauf- 
nahme werben die entiworfenen Sragen 
verlefen. Der VBorligende kann fie 
Geſchworenen, der Staatsanmwaltichaft und 
dem Ungeflagten in Abſchrift mitteilen 
unb foll einem hierauf gerichteten An⸗ 
trage entiprechen. 

Auf Verlangen der Staat3anmwaltfchaft 
ober des Ungellagten ober eines ber Ge- 
—— iſt behuf3 Prüfung der Fragen 
ie Verhandlung auf kurze Zeit zu unter 
brechen. 





8 291. Die Staatsanwaltichaft und 
der Angeklagte, ſowie jeber Geſchworene 
ift befugt, auf Mängel in ber Frage⸗ 
ftellung aufmerffam zu machen, fowie auf 
Abänderung und Ergänzung der ragen 
anzutragen. 

as Gericht ſtellt, venn Einwendungen 
erhoben oder Anträge angebracht werden, 
oder wenn einer der Richter es verlangt, 
die Fragen feſt. Die feſtgeſtellten Fragen 
ſind zu verleſen. 

Abſ. 1 vergl. 88 296, 297. 

Bar 2 vergl. 88 306 U. 2, 311 
. 2, 





292. Die Fra 
daß fie mit Ja umd 
laſſen. 

Wenn eine nachfolgende Frage nur für 
den Fall zu beantworten iſt, daß eine 
vorausgehende in einem gewiſſen Sinne 


ſind ſo zu ſtellen, 
ein ſich beantworten 
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erledigt werbe, fo ift dies bemerklich zu 
achen. 


m 
Bei einer Mehrzahl von Angeklagten 

oder von ftrafbaren Handlungen müjjen 
die ragen für jeden Angeklagten und 
für jede ftrafbare Handlung bejonbers 
geftellt merden. 

Ubf.1: 8 308. 

Abſ.2: 8 294 9.2. 





8 298. Die Hauptfrage beginnt mit 
ben Worten: „Iſt der Ungeklagte 
ſchuldig?“ Sie muß die dem Angeflagten 
jur Laſt gelegte That nad) ihren gejep- 
ihen Merfmalen und unter Servor- 
bebung der zu ihrer Unterfcheidung er- 
torberlihen Umftänbe bezeichnen. 

Vergl. 88 262, 297. 





8 294. Hat bie Verhandlung Um- 
ftände ergeben, nach weldjen eine von bem 
Beichluffe über die Eröffnung bes Haupt- 
verfahreng abweichende Beurteilung der 
dem Ungellagten zur Laſt gelegten That 
in Betracht kommt, fo ift eine hierauf 
gerichtete Frage zu Stellen (Hülfsfrage). 

Diefe tft der dem Beſchluß entjprechen- 
den Frage voranzuftellen, wenn die ab- 
weichende Beurteilung eine erhöhte Straf- 
barleit begründet. 

Abſ. 1 vergl. 8263, 296. 





8 295. Ueber ſolche vom Strafgeſetze 
bejonber3 borgejehene Umjtände, welche 
die Strafbarkeit vermindern oder erhöhen, 
jind geeignetenfall3 den Geſchworenen be- 
ſondere Fragen vorzulegen ar Be 

Eine Nebenfrage kann auch auf folche 
vom Ctrafgefege beſonders vorgejehene 
Umftände tet werden, durch welche 
die Strafbarkeit wieder aufgehoben wird. 





8 296. Wird die Vorlegung von 
Hülfs- ober Nebenfragen beantragt, fo 
fann fie nur aus Rechtsgründen abge- 
lehnt werden. 





8 297. Wen das Gefeb beim Bor- 
handenjein mildernde Umjtände eine ge- 
ringere Etraje androht, jo ift eine da- 
rauf gerichtete Nebenfrage zu ſtellen, 
wenn e3 don der Staatsanwaltſchaft oder 
dem Ungeflagten beantragt oder bon 
Amtswegen für angemefjen erachtet wirb. 


Strafprozeßorbnung. 88 293 bis 303. 


Zur Berneinung ber Frage nach bem 
Borhandenfein mildernder Umftände be 
darf e3 einer Mehrheit von mindeſtens 
jieben Stimmen. 


8 298. Hatte ein Angeklagter zur Beit 
der That nit das achtzehnte 
Lebensjahr vollendet, jo muß bie Neben- 
frage geitellt werben, ob er bei Be 
gehung der That die zur Erkenntnis ihrer 
—* arkeit erforderliche Einſicht bejefien 

e. 
Dasſelbe gilt, wenn ein Angeklagter 
taubſtumm iſt. 

Vergl. Et. ©. B. 88 566-68. 


8 299. An die Frageitellung ſchließen 
id) die Ausführungen und Anträge der 
Staatsanmwaltfchaft und des Angeklagten 
zur Schuldfrage. 

Bergl. 8 257; 8 314. 


8 800. Der Borfigende belehrt, ohne 
in eine Würdigung der Beweiſe einzu- 
gehen, die Geſchworenen über die recht- 
lichen Geſichtspunkte, welche fie bei 
Löſung der ihnen geftellten Aufgabe in 
Betradyt zu ziehen haben. 

Die Belefrung des Vorſitzenden darf 
von keiner Seite einer Erörterung unter⸗ 
zogen werden. 


Weitere Belehrung: 8 306. 


8 801. Die Fragen werden vom Vor⸗ 
ſitzenden unterzeichnet und den Geſchwore⸗ 
nen übergeben. Die Geſchworenen ziehen 
fi) in das VBeratungszimmer zurüd. Der 
Angeflagte wird aus dem Sitzungszimmer 
entfernt. 


8 302. Gegenftänbe, welche in der 
Verhandlung den Gefchworenen zur Be 
fihtigung vorgelegt wurden, können Hr 
in 3 NBeratungszimmer verabfolgt 
werden. 


8 303. Zwiſchen ben im Beratungd- 
zimmer verfammelten Geſchworenen und 
anderen Geſchworenen darf keinerlei Ber- 
kehr jtattfinden. . . 

Der Vorfigende jorgt dafür, daß ohne 
eine Erlaubnis fein Geſchworener Das 
Beratungszimmer verlajje und feine dritte 
Perſon in dasfelbe eintrete. 




















Strafprozeßordnung. 88 304 bis 316. 


8 804. Die Gefchivorenen mählen 
ikzen Obmann mittelſt fchriftlicher Ab⸗ 
ftimmung nad) Mehrheit ber Stimmen. 
Bei Stimmengleichheit enticheidet das 
höhere Lebensalter. 

Der Obmann leitet bie Beratung und 
Abſtimmung. 

rel G. 8. ©. 88 197, 1% 





8 305. Die Geſchworenen haben die 
ihnen vorgelegten Fragen mit Ja oder 
mit Nein zu beantworten. 

Gie find beredtigt, eine Frage teil- 
weiſe zu bejahen und teilmeije zu ver⸗ 
neinen. 

Abſ. 1 vergl. 8 292 U. 1. 


8 306. Glauben die Geſchworenen vor 
Abgabe ihres Spruchs einer weiteren Be- 
lehrung gu bedürfen, fo wird dieje auf 
Antrag duch den Vorjibenden erteilt, 
nachdem fie zu dem Zweck in ba3 
Sipungsginmer zurückgekehrt find. 

giebt fi) Anlaß zur Aenderung oder 
Ergänzungen ber ragen, jo muß ber 
Angeflagte zur Verhandlung zugezogen 
werden. 

Abſ. 2 vergl. 8 291, 301. 


8 307. Der Sprud) ift von bem Ob⸗ 
mann neben den ragen niederzu- 
Schreiben und von ihm zu unterzeichnen. 

Bei jeder bem Ungellagten nachteiligen 
Entſcheidung iſt anzugeben, daß diefelbe 
mit mehr ala ſieben Stimmen, bei Ver⸗ 
neinung der milbernden Umftände, daß 
diefelbe mit mehr al3 jech3 Stimmen ge- 
faßt worden if. Im übrigen barf das 
Stimmenverhältnid nicht ausgedrückt 
werden. 

Abi. 2 vergl. 8 262 U. 2, 297 A.2 

und ©. ®. ©. $ 197, 198, 


8 308. Der Spruch it im Sitzungs⸗ 
zimmer von dem Obmann fund zu geben. 
Ter Obmann ſpricht die Worte: 

„Auf Ehre und Gewiſſen bezeuge ich 
al3 den Spruch der Geſchworenen“ 
und verlieſt die geitellten ragen mit ben 

darauf abgegebenen Antworten. 

Der verlefene Spruh it von dem 
Borjigenden und dem Gerichtäjchreiber zu 
unterzeichnen. 


Bergl. 8 313. 
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8 309. Erachtet das Gericht, daß ber 
Sprud; in der Form nicht vorſchrifts- 
mäßig ober in der Sache undeutlich, 
wmvolljtändig oder ſich widerſprechend fei, 
fo werden die renen von dem 
Vorſitzenden aufgeforbert, fid) in da3 Be⸗ 
ratungszimmer zurüdzubegeben, um dem 
gerügten Mangel abzuhelfen. 

Diefe Anordnung tt zuläfjig, fo lange 
das Gericht noch nit auf Grund des 
Spruchs ba3 Urteil verkündet hat. 


3 810. Sind nur Mängel in ber 
Form des Spruchs zu berichtigen, fo darf 
eine ſachliche Aenderung nicht vorge- 
nommen werben. 


8 311. Sind fachlihe Mängel des 
Spruchs zu berichtigen, fo find die Ge⸗ 
ichmorenen bei ihrer erneuten Beratung 
an feinen Teil ihres früheren Spruchs 
gebunden. 

Ergiebt ſich bei der Erörterung jolcher 
Mängel Anlaß zur Aenderung oder Er- 
änzung der Fragen, jo muß der Ange— 
Hagte zur Verhandlung zugezogen werden. 


8 312. Der berichtigte Spruch ift in 
ber Weife niederzuichreiben, baß ber 
frühere erfennbar bleibt. 

Bergl. 88 307 ff. 


8 313. Der Sprud) der Gejchmorenen 
wird dem Ungeflagten, nachbem er in das 
Eigungszimmer wieber eingetreten iſt, 
durch Berlejung verkündet. 

Vergl. 8 230. 


8 314. Sit der Angeklagte von ben 
Geſchworenen für nicht fchuldig erklärt 
worden, fo ſpricht das Gericht ihn frei. 

Anderenfall3 müſſen, bevor das Urteil 
erlajjen wird, die Staatsanmwaltichaft und 
der Angeflagte mit ihren Ausführungen 
und Anträgen gehört werben. 

Abf. 2: 8 257 U. 2 und 3. 


8 315. Die Verkündung des Urteils 
folgt am Schluſſe der Verhandlung. 
Vergl. 8 267. — Oeffentlichkeit: ©. 
8. ©. 8 174. 


8 316. In den Gründen des Urteils 
ift auf den Spruch der Geſchworenen Be- 
zug zu nehmen. Die Urſchrift des 
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Spruchs ift bem niebergefchriebenen 
Urteil anzufügen. 
Vergl. 8 266. 


8817. Iſt das Geridhteinftimmig 
der Unjicht, baß die Gefhworenen 
ſich in der Hauptfadhe zum Nad- 
teile bes Angeflagten geirrt haben, 
fo verweiit e3 durch Beſchluß ohne 
Begründung feiner Anficht Die 
Sache zur neuen Verhandlung vor 
das chwurgericht der nächſten 
Sitzungsperiode. Die Verweiſung 
iſt nur von Amtswegen und bis zur 
Verkündung des Urteils — 





Strafprozeßordnung. 88 317 bis 328. 


Betrifft das Verfahren mehrere ſelb⸗ 
ftändige ſtrafbare Handlungen oder meh- 
rere Angeklagte, jo erfolgt die Ver⸗ 
weifung nur in Anſehung derjenigen 
Handlung oder Perjon, in Desug auf 
welche die Geichivorenen fih nach Anſicht 
des Gerichts geirrt haben. 

Un der neuen Verhandlung barf kein 
Geſchworener Teil nehmen, welcher bei 
dem früheren Spruche mitgewirkt hat. 

Auf Grund ded neuen Spruchs ift 
jtet3 da3 Urteil zu erlaffer. 

Bergl. 8 347 


— —— 


Achter Abſchnitt. 
Verfahren gegen Abweſende. 


818. Ein Beſchuldigter gilt als ab⸗ 
weſend, wenn ſein Aufenthalt unbekannt 
iſt ober, wenn er ſich im Ausland auf- 
hält umb feine Gejtellung vor dag dur 
jtändige Gericht nicht ausführbar oder 
nicht angemeſſen erjcheint. 

Ausbleiben bed Ungeflagten fiehe 

8 229, 231. — 





8 319. Gegen einen Abiwejenden Tann 
eine Hauptverhandlung nur dann flatt 
finden, wenn bie den Gegenftand der 
Unterfuchung bildende That nur mit 
Geldftrafe oder Cinziehung, allein oder 
in Verbindung mit einander, bedroht it. 

Für das Verfahren kommen die Bor- 
[aeitten der 88 320-326 zur Anwen⸗ 

ung. 

Abſ. 1: 8 327. — Vergl. noch 

8, 470. — Hauptverhandlung beim 

uöbleiben des Angeflagten $ 231. 





8 320. Die Ladung des Angellagten 
zur Hauptverhandlung ift im Yalle, daß 
fein Aufenthalt unbelannt ijt oder Die 
Befolgung ber für Zuflellungen im Aus⸗ 
lande beitehenben Borfchriften unausführ- 
bar oder vorausjichtlich erfolglos ericheint, 
in einer beglaubigten Abſchrift an die Ge» 
richtötafel bi3 zum Tage der Hauptver- 
handlung anzuheften. Außerdem ijt ein 
Auszug der Ladung in das für amtliche 
Bekanntmachungen des betreffenden Be- 
zirks bejtimmte Blatt und nah Er- 
mefjen des Gericht3 aud) in ein anberes 


Blatt dreimal einzurüden. Zwiſchen dem 
Tage der legten Belanntmahung und 
dem Tage der Hauptverhandlung muß 
eine Friſt von mindeften einem Monat 
liegen. j 

Vergl. 8 40; C. P. O. 8 186 fi. 





8321. Die Ladung muß enthalten: 

die Angabe des Namens und, ſoweit 

dies befannt, des Vornamens, Wlterz, 

Gewerbes ımd Wohnorts oder Xufent- 

halt8ort3 des »ingellagten, die Bezeich⸗ 

nung der dem Angeklagten zur Laſt 
elegten ftrafbaren Handlung, Wie die 
gabe bed Tages und ber Stunde 
der Hauptverhandlung. 

Zugleich ift die Warnung Hinzuzu- 
fügen, daß bet unentidjuldigtem Yus- 
bleiben des Ungellagten zur Hauptver⸗ 
handlung werde gejchritten werben. 





8 822, Sn der Sauptverhandlung 
kann für den Ungellagten ein Ver— 
teidiger auftreten. Auch Angehörige des 
eriteren find, ohne Daß ſie einer Boll» 
macht bedürfen, als Wertreter zuzu> 
laſſen. 

Angehörige: St. G. B. 8 52 A. 2. 





8 328. Die Zuſtellung des Urteils 
erfolgt na Mapgabe der Beitinnmungen 
bes $ 40 Abi. 2. 

Vergl. 8 234. 





Gtrafprozeßordnung. 88 324 bis 332. 


9 324, Die im $ 322 bezeichneten 
Perſonen können von den dem Beſchul⸗ 


en zuftehenden Rechtsmitteln Gebraud) 
Ausnahme von 8 340. 


8 325. Inſoweit es nah dem Er- 
meſſen de3 Nichter zur Dedung der ben 
Angeſchuldigten möglicherweiſe treffenden 
höchſten Geldſtrafe und der Koſten bes 
Verfahrens erforderlich iſt, können ein⸗ 
zelne zum Vermoͤgen des Angeſchuldigten 
gehörige Gegenſtaͤnde mit Beſchlag ber 
legt werden. Auf diefe Beichlagnahme 
finden die Beitimmungen ber Civilprozeß⸗ 
ordnung über die Vollziehung und die 
Wirkungen des dinglichen Arreſtes ent- 
ſprechende Anwendung. Pie Beſchlag⸗ 
nahme iſt aufzuheben, wenn der Grund 
derſelben weggefallen iſt. 

Vergl. C. P. O. 88 808-811. — 

Vergl. jedoch auch er 332, 480 

und St. G. B. $1 








maͤßheit der vorſtehenden Beſtimmungen 
t ausführbar erſcheint, kann durch 
Beſchluß des Gerichts das im Deutſchen 
Reich befindliche Vermögen des Unge- 
Guudigten mit Beſchlag bie werden. 
ſchluß iſt durch den Deutſchen 
Reichsanzeiger und nach Ermeſſen des 
Gerichts auch durch andere Blätter zu 
veröffentlichen. 

Verfügungen, welche ber Angeſchuldigte 
über fein mit Beichlag belegtes Vermögen 
na der erjten duch den Deutſchen 
Reichsanzeiger bewirkten Veröffentlichung 
des Beichluffes vornimmt, find der 
Staatskaſſe gegenüber nid)tig. 

Die Befchlagnahme des Vermögens ift 
aulaueben, fobald der Grund derjelben 

meggejallen oder die Deckung der Gtaat« 
je durch eine Beidjlagnahme in Ge 
get de3 8 325 bewirkt iſt. 

Die Aufhebung der Beſchlagnahme ift 
durch dieſelben Blätter befannt zu 
machen, durch melde die Beichlagnahme 
veröffentlicht worden ijt. 

Bergl. $ 325. 


8,327. Sn anderen al ben im 
8 319 bezeichneten Wällen findet gegen 
einen Abweſenden eine Hauptverhand«- 
lung nidt hat Das gegen den Ab- 


Rechtsbuch. 


möge Inſoweit eine Dedung in Ge⸗ 
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weſenden eingeleitete Verfahren hat bie 
Aufgabe, für ben Yall er gen 
Geitellung die Beweiſe zu fichern. 


Für dieſes Verfahren die Be⸗ 
— der 88 FE 
Bergl. 8 331. 





8 328. Die Suleffung eines Xer- 
kein ers wird durch di wejenheit des 
Befhul uldigten a ausgefchloffen. dur 
Bh eined Verteidigers ſind aud Hin, 
gehörige des Beſchuldigten befugt. 
Zeugen und Sachverjtändige And eiblich 
zu bernehmen. 


ws 1 Angehörige? St. &. 3. 852 
Abs. 2 vergl. 8 68. 





8 829. Dem abwejenden Beſchuldigten 
fteht ein Anfpruh auf Benachridtigung 
—— den Fortgang des Verfahrens 
nicht 

der "Richter ift jedoch befugt, einem 
Abweſenden, deſſen Yufenthalt bekannt 
iſt, Benachrichtigungen zugehen zu laſſen. 





8330. Der Abweſende, deſſen Auf⸗ 
enthalt unbekannt iſt, kann in öffentlichen 
Blättern zum Erſcheinen vor Gericht oder 
zur Anzeige ſeines Aufenthaltsorts auf 
gefordert werden. 

Berg. 8 321. 


8 331. Stellt ſich erſt nad) Eröffnung 
des Hauptverfahrens die Abweſenheit des 
Angellagten heraus, fo erfolgen die noch 
erforderlichen Beweisaufnahmen durch 
einen beauftragten oder erfuchten Richter. 








8 332. Liegen gegen ben Abweſenden, 
gegen melden die öffentliche Klage er- 
hoben ift, Verdachtsgründe vor, welche die 
Erlaſſung eines Haftbefehl rechtfertigen 
würden, fo fann fein im Deutf Mei 
bejindliches Vermögen durch Beichluß bes 
Gericht? mit Beſ chlag belegt, werben. 

Die im vorftehenden Abſatze bezeichnete 
Beichlagnahme findet in Sachen, melde 
zur Bujtändigfeit der Schöffengerichte ge- 
hören, nicht ftatt. 

Abſ. 1 Vetbelenl: 8 112, 113. — 

8 3386. B. 

Uhl. 26 % " —5 29, 75. 


— — —— 


43 


674 Strafprogekordnung. 88 333 dis 337. 


8 838. Der die Beichlagnahme ver- 
hängenbe Beſchluß ift Durch den Deutfchen 

eichBanzeiger befannt zu madjen und 
kann nach dem Ermeſſen des Gerichts 
auch durch andere Blätter veröffentlicht 
erben. 


334. Mit dem Beitpuntte der erften 
Belanntmadjung in dem Deutſchen Reichs⸗ 
anzeiger verliert der Angeſchuldigte das 
Necht, Über das in Beichlag genommene 
Bermögen unter Lebenden zu verfügen. 

Der die Beichlagnahme verhängende 
Beſchluß ift derjenigen Behörde mitzu- 
teilen, welche für die Einleitung einer 
Vormundfchaft über Abweſende zujtändig 
it. Diefe Behörde hat eine Güterpflege 
einzuleiten. 

\ 


835. Die Befehle nahme ift aufzu- 
beben, wenn die nDde berfelben weg⸗ 
gefallen find. 

Die Aufhebung der Beſchlagnahme fit 
dur) biejelben Blätter bekannt zu 
machen, durch weldje die Beichlagnahme 
ſelbſt veröffentlicht worden mar. 

Abi. 1 88 318, 332; 117. 
Abſ. 2 vergl. 8 333. 








8 886. Auf das nach Erhebung bei 
öffentlichen Klage eintretende erfahren 
finden im übrigen die Vorfchriften über 
die Vorunterſuchung entfprechende An⸗ 
wendung. 

Fk dem —* Be e (8 196) at 

ahrens ergehenden jluſſe t 

zugleich über die Fortdauer ober du 

hebung der Beichlagnahme zu enticheiden. 
Ubi. 1 vergl. 8 176 ff. 


8 837. Das Gericht kann einem ab» 
weſenden Beichuldigten ficheres Geleit er- 
teilen; es kann biefe Erteilung an Be- 
bingumgen nüpfen. 

a8 fichere Geleit ährt Befreiung 
bon ber —S— aft, jedoch nur in 
Anſehung derjenigen ſtrafbaren Handlung, 
für welche dasſelbe erteilt iſt. 

Es erliſcht, wenn ein auf Freiheits⸗ 
ſtrafe lautendes Urteil ergeht, wenn der 
Beſchuldigte Anſtalten zur Flucht trifft, 
oder wenn er die Bedingungen nicht er⸗ 
füllt, unter welchen ihm das ſichere Ge⸗ 
leit erteilt worden iſt. 


en 


·— — Zu 2 20 


Drittes Buch. 
Rechtsmittel. 





Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


9 338. Die zuläſſigen Rechtsmittel 
gegen gerichtliche Entf gen ftehen 
ſowohl der Staatsanwaltſchaft als dem 
Beſchuldigten zu. 

Die Staatsamaltſchaft kann von den⸗ 
ſelben auch zu gunſten des Beſchuldigten 
rauch machen. 

Vergl. 88 339, 340, 479. — 8 405. 
— Beichränkungen 88 378, 379; 209, 
270. — Rechtsmittel des Brivattlägers 
8 430, des Nebenklägers 88 441, 443, 


ber Vermaltungsbehörde 88 466-469, - 


der Angehörigen, $ 324. — 
anf. 2 88 344, 372, 398 U. 2. — 
8 600. 


8 839. Für den Beichuldigten Tann 
der Verteidiger, jedoch nicht gegen deſſen 
ausdrüdlidhen Willen, Rechtsmittel ein- 
legen. 

Vergl. 8 81. 


8 840. Der gejebliche Vertreter eines 
Beſchuldigten, deögleichen der Ehemann 
einer beſchuldigten Stau können binnen 
ber für den Beſchuldigten laufenden 
Friſt jelbjtändig von den zuläjligen 
Rechtsmitteln Gebrauch machen. 

uf ein ſolches Rechtsmittel und auf 
das Verfahren finden bie über die Rechts⸗ 
mittel des Beſchuldigten geltenden Vor⸗ 
ſchriften entſprechende Anwendung. 


Vergl. 88 371; 372, 398 U. 2. 





8 341. Der nicht auf freiem Fuß be- 
findfiche Beſchuldigte kann bie Erflärun- 
gen, welche jih auf Rechtsmittel be 
gichen, zu Protofoll des Gerichtsſchreibers 

esjenigen Gerichts geben, in deſſen Ge⸗ 

fängnis er ſich befindet, und falls das 
Gefängnis kein gerichtliches iſt, desjenigen 
Amtsgerichts, in deſſen Bezirke das Ge⸗ 
fängnis liegt 

Zur Wahrung einer Friſt genügt es, 
wenn innerhalb derſelben das Protokoll 
aufgenommen wird. 


Abſ. 2 8 48. 


8 842, Ein Irrtum in ber Bezeich- 
nung be3 zuläffigen Rechtsmittels ift un» 
ſchädlich. 


8 843. Jedes von ber Staatsanwalt⸗ 
ihaft eingelegte Nechtämittel hat die 
Wirkung, dab die angefochtene Entjchei- 
dung auch zu guniten de3 Bejchuldigten 
abgeändert oder aufgehoben werden kamn. 

Vergl. 8 430. — 88 359, 368, 392. 

— 8 397. 








8 844. Die Zurücknahme eines 
Rechtsmittels ſowie der Verzicht auf die 
Einlegung eines Rechtsmittels kann auch 
vor Ablauf der Friſt zur Einlegung des— 
feiben wirkſam erfolgen. Ein von ber 
StaatBanmaltihnjt zu guniten de3 Be— 
ichuldigten eingelegte Nechtömittel kann 
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676 Strafprozeßordnung. 88 345 his 851. 
jedoch ohne deſſen Zuftimmung nicht zu- 8 345. Wenn die Entſcheidung über 


rüdgenommen werben. das Nechtsmittel auf Grund mündlicher 


Der Verteidiger bedarf zur Zurüd- | Verhandlung ftattzufinden hat, jo Tann 
nahme einer ausdrüdlichen Ermächtigung. die Zurüdnahme nach Beginn der Haupt- 
Abſ. 1 vergl. 8 482. verhandlung nur mit YZuftimmung bes 
Gegners erfolgen. 
Vergl. 8 365, 242; 391. 





Zweiter Abſchnitt. 


Beſchwerde. 


8 346. Die Beſchwerde iſt gegen alle | Sie kann in dringenden Fällen auch bei 
von den Gerichten ın erjter Inſtanz oder | dem Beichtverbegericht eingelegt werben. 
in ber Berufungsinftanz erlafjenen Be- Erachtet dad Gericht oder ber Vor⸗ 
jötälie und gegen die Verfügungen de | figende, deſſen entiheibung angefochten 

orjigenden, des Unterfuchungsrichters, | wird, die Beſchwerde für begründet, fo 
des Amtärichterd und eine3 beauftragten | haben fie derielben abzuhelfen; anderen- 
oder erjuchten Richters zuläſſig, ſoweit | falls ift die Beſchwerde fofort, ſpäteſtens 
da3 Geſetz biefelben nicht ausdrücklich vor Ablauf von drei Tagen, dem Be 
einer Anfechtung entzieht. ſchwerdegerichte vorzulegen. 

Auch Zeugen, Sachverſtändige und an⸗ Die vorfiehenden Beitimmungen finden 
dere Perſonen Lönnen gegen Beichlüffe und | auch auf die Enticheibungen des Amts- 
Verfügungen, durch weldye jie betroffen | richter im Vorverfahren, des benauftrag- 


werben, Beſchwerde erheben. ten oder erfuchten Richter und des 
Gegen Beichlüffe und Verfügungen ber | Unterfuchimgrichters Anwendung. 
Dberlandesgerichte und des Neichsgerichts Beichwerdegerichte find die Straf 


findet eine Beſchwerde nicht ftatt. 
Abpſ. 1 Unzuläfjigkeit der Beſchwerde: 
2.084524 53 4. 2, 
754 2, 44.1; St. P. O. 3 28, 
180 4. 2, 199 A. 3, 200 4. 2, 209 
A. 1, 270 U. 3, 279 U. 2, 346 U. 3, 
347, 388 U. 2. — Bergl. noch 88 179, 
360 U. 2, 386 U. 2. 
Abſ. 2 vergl. 3.8 G. V. ©. 8 56 
u. 2, &t. P. D. 88 50, 69, 77, 98, 


| tammern (©. 8. ©. 8 72), die Ober- 
landesgerichte (6. ®. G. 8 123 8. 5, 
St. P. D. 8 352), das Reichsgericht 
(8.8. ©. 8160 U. 1). 

| 


8 849. Durch Einlegung der Be— 
chwerde wird ber Vollzug der ange 
— Entſcheidung nicht gehemmt. 

Jedoch kann das Gericht, der Bor- 
ſitzende ober ber Richter, deſſen Entſchei⸗ 


122, 502, dung angefochten wird, fowie auch das 
abi. 3 Ausnahme in ©. V. ©. Be nero erlit anorbnen, daß die Voll- 
8 160 U. 1. ziehung der angefochtenen Entſcheidung 





auszuſetzen fei. 
Abſ. 1 Ausnahmen: $ 81; ©. V. 


8 347, Sntieibungen der erkennen⸗ 
G. 8 180, 182. 


den Gerichte, welche der Urteilsfällung 
vorausgehen, unterliegen nicht der Be 
ichmerde. Ausgenommen find Entſchei⸗ 
dungen über Verhaftungen, Beldjlag- 
nahmen ober Straffeitjeßungen, ſowie alle 
Entjcheidungen, durch welche dritte Per- 
fonen betroffen werden. 





8 350. Das Beſchwerdegericht kann 
dem Gegner bes Beichwerbeführerd Die 
Veichwerde zur ſchriftlichen Gegener⸗ 
Härung mitteilen; e3 kann etwa erforder» 
liche Ermittelungen anordnen oder felbit 
bornehmen. 


Vergl. 8 341. 


8 351. Die Entjcheidung über die Be- 
ſchwerde erfolgt ohne vorgängige münb- 





8 348. Die Beſchwerde wirb bei dem⸗ 
jenigen Gerichte, von welchem oder von 
deſſen Vorſitzenden die angefochtene Ent- 
fheidung erlajien ift, zu Protokoll bes 
Gerichtsſchreibers oder ſchriftlich eingelegt. 





Strafprozeßordnung. 88 852 bis 358, 


lihe Verhandlung, in geeigneten Fällen 
nad) Anhörung der Staatsanwaltſchaft. 

Wird die Beſchwerde für begründet er- 
achtet, fo erläßt das Beſchwerdegericht zu- 
gleich die in der Sache erforderliche Ent- 
ſcheidung. 





8 352. Beſchlüſſe, welche von dem 
Landgericht in der Beſchwerdeinſtanz er⸗ 
laſſen find, können, infofern fie Ber- 
haftungen betreffen, durch meitere Be 
ſchwerde angefochten werben. 

Im übrigen findet eine weitere An⸗ 
fechtung der in ber Beſchwerdeinſtanz er- 
gangenen Entſcheidung nicht ftatt. 

Abſ. 1.8.6.8 72. 
Abi. 2 vergl. jedoch &. V. G. 8160. 
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8 858. Für bie Fälle ber fofortigen 
Beſchwerde gelten die nachfolgenden be 
jonderen Beſtimmun 

Die Beſchwerde it bimen der Frift 
bon einer Woche, welche mit der Belannt- 
machung (8 35) der Entſcheidung beginnt, 
einzulegen. Die Einlegung bei dem Be- 
chwerdegerichte genügt zur Wahrung der 
Friſt, auch wenn der Fall für dringlich 
nicht erachtet wird. 

as Gericht iſt zu einer Abänderung 
feiner durch Beſchwerde angefochtenen Ent- 
ſcheidung nicht befugt. 

Abſ. 1 Zuläffigfeit der jofortigen Be 

ihmerde: 88 28 4. 1, . 3, 

u. 3, 122 U. 2, 180 A. 1, 181, 1% 

u. 3, 209 U. 2, 270 U. 3, 363 U. 2, 

412, 455 4. 3, 461, 463 U. 3, 494 

U. 4, 601 U. 3. 


Dritter Abſchnitt. 
Kerufung. 


8 354. Die Berufung findet ftatt 
gegen bie Urteile ber Schöffengerichte. 
Vergl. 8 211. — ©. 3. ©. 88 76, 

77. —  Berufungsgerichte find die 

Straffammern (G. V. ©. 8 72). 


8 855. Die Berufung muß bei bem 
Gerichte erſter Inſtanz binmen einer 
Woche nah Verkündung bed Urteils zu 
Protofoll des Gerichtsfchreiberd ober 
ichriftlic) eingelegt werden. 

Hat die Verkündung bed Urteils nicht 
in Unmejenheit des Angellagten ftatt- 
gefunden, fo beginnt für dieſen bie Frift 
mit der Zuftellung. 

Ubf. 1 bergt 8 341. 
Abſ. 2: 8 357 U. 2, 35. — 88 43, 

44. 








8 356. Der Beginn ber Friſt zur 
Einfegung der Berufung wird dadurch nicht 
ausgeichloffen, daß gegen ein auf Aus- 
bleiben des Ungeflagten ergangenes Urteil 
eine Wiedereinjegung in den vorigen 
Stand nachgeſucht merden Tann. 

Stellt der Angellagte ein Geſuch um 
Wiebereinfegung in den vorigen Stand, 
fo wirb die Berufung baburd) gemahrt, 
daß Sie fofort für den Fall der Vermwer- 
fung jenes Geſuchs rechtzeitig eingelegt 


wird. Die weitere Verfügung in Bezug 
auf die Berufung bleibt dann bis zur 
Erledigimg des Geſuchs um Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand ausgeſeztzt. 
Die Einlegung der Berufung ohne Ver⸗ 
bindung mit dem Geſuch um Wiederein- 
fegung in den vorigen Stand gilt als 
Verzicht auf die letztere. 
Ubf. 1 vergl. 88 231, 
Wiedereinjeßung: 8 45. 


24. — 





8 857. Durd) rechtzeitige Einlegung 
der Berufung wird die Nechtöfraft des 
UÜrteils, ſoweit basfelbe angefochten ift, 
gehemmt. 

Dem Beichmwerbeführer, welchem das 
Ürteif mit den Gründen nod) nicht zu- 
geitelft war, tft dasjelbe nad) Einlegung 
der Berufung fofort zuzuſtellen. 

Abſ. 1 88 359, 368. 


8 8358 Die Berufung Tann binnen 
einer weiteren Wodye nad) Wblauf ber 
Friſt zur Einlegung des Nechtsmittels 
oder, wenn zu diejer Beit das Urteil noch 
nicht zugeftellt war, nad beifen Zu- 
ftellung bei dem Geridyt erjter Inſtanz 
zu Protokoll des Gerichtäjchreiberd ober 
ın einer Beſchwerdeſchrift gerechtfertigt 


werden. 
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8 859. Die Berufung kann auf be= 
ftimmte Bejchwerbepunfte beſchränkt wer⸗ 
den. ft dies nicht gejchehen oder eine 
Nechtfertigung überhaupt nicht erfolgt, fo 
gilt der ganze Inhalt des Urteil als an⸗ 
gefochten 

Vergl. 8 368. 


8 860. Sit bie Berufung verſpätet 
eingelegt, jo hat das Gericht eriter In⸗ 
ſtanz das Rechtsmittel als unzuläjjig zu 
verwerfen. 

Der Beſchwerdeführer kann binnen 
einer Woche nach Zuſtellung des Be— 
ſchluſſes auf die Entſcheidung bes Be- 
rufungsgeriht3 amtragen. In dieſem 
. Falle find die Alten an das Berufungs- 
gericht einzufenden; die Vollſtreckung Des 

rteil3 wird jedoch hierdurch) nicht ger 
hemmt. 

Vergl. 8 348 U. 2. — 8 349 U. 2. 


8 361. Sit die Berufung rechtzeitig 
eingelegt, fo hat nach Ablauf der Friſt 
zur Wechtfertigung der Gerichtzfchreiber 
ohne Rückſicht darauf, ob eine Recht⸗ 
fertigung ftattgefunben hat oder nicht, die 
Alten ber Staatsanwaltfchaft vorzulegen. 
Diefe ftellt, wern die Berufung von ihr 
eingelegt ift, dem Angeklagten die Schrift- 
ftüde über Einlegung und Rechtfertigung 
der Berufung zu. 


862. Die Staatanmaltichaft über- 
jendet die Ulten an die Staatdanmwalt- 
haft bei dem Berufungsgerichte. Dieje 

ergiebt die Ulten binnen einer Woche 
bem Borfigenden des Gerichts. 


8 363. Erachtet das Berufungsgericht 
die Beitimmungen über die Einlegung der 
Berufung nicht für beobadıtet, jo Tann 
ed da3 Rechtsmittel durch Beichluß ala 
unzuläjlig verwerfen. Anderenfalls ent- 
ſcheidet es über dasſelbe durch Urteil. 

Der Beſchluß kann durch ſofortige Be— 
ſchwerde angefochten werden. 

Abſ. 1 vergl. G. V. G. 8 77. 
Abſ. 2 vergl. G. V. G. 8 123 3. 5. 

— Sofortige Beſchwerde: 8 353. 


8 364. Auf die Vorbereitung ber 
Hauptverhandlung finden die Vorfchriften 
der ‘ 213, 215—224 Anwendung. In 
der Ladung ift der Ungellagte auf die 

















Strafprozeßordnung. 88 359 bis 368. 


Holger de3 Ausbleibens ausbrüdlich Hin- 
zuweiſen. 

Die Ladung der in erſter Inſtanz ver⸗ 
nommenen Zeugen und Sachverſtändigen 
kann nur dam unterbleiben, wenn deren 
wiederholte Vernehmung zur Aufklärung 
der Sache nicht —— erſcheint. 

Keue Beweismittel find zuläſſig. 

Bei der Auswahl der zu ladenden 
Zeugen und Sachverſtändigen iſt auf die 
von dem Angeklagten zur Rechtfertigung 
der Berufung benannten Perſonen Rüd- 
fiht zu nehmen. 

Abi. 1 vergl. 8 370. 
ab 4 vergl. 88 218, 221 ff. 
8 865. 


Nachdem die Hauptverhand- 
fung nad) Vorſchrift des 8 242 Abſ. 1 
begonnen hat, hält ein Berichteritatter in 
Ubrmefenheit der Zeugen einen Vortrag 
über bie Ergebnifje des biöherigen Ver⸗ 
fahrend. Das Urteil erfter Inſtanz ift 
ſtets zu verlejen. 
Sodann erfolgt bie Vernehmung bes 
Ungellagten und die Beweisaufnahme 
Vergl. 8 373. — 8 246. 


8 866. Bei ber Berichterftattung und 
der Beweisaufnahme fünnen Schrijtftüde 
verlefen werben; Protololle über Yus- 
fagen ber in der Hauptverhandlung eriter 
— vernommenen Beugen und Sach⸗ 
verſtändigen dürfen, abgeſehen von den 
Fällen der 88 250, 252 ohne bie Zu⸗ 
ftimmung ber Staat3anwaltichaft und des 
Dingetagten nicht verleſen werden, wenn 
die wiederholte Vorladung der Zeugen 
oder Sachverſtändigen erfolgt ijt oder von 
bem Ungellagten rechtzeitig vor 
Hauptverhandlung beantragt worden war. 

Vergl 248, 222, 253. 


8 867. Nach dem Schluſſe der Be⸗ 
weisaufnabme werden die Staatsanwalt⸗ 
ichaft ſowie der Ungeflagte und fein Ver⸗ 
teidiger mit ihren Ausführungen und An⸗ 
trägen, ımb zwar ber Bef deführer 
zuerft, gehört. Dem Ungellagten gebührt 
das lebte Wort. 

Bergl. 8 257 


8 368. Der Prüfung bes Gerichts 
unterliegt das Urteil nur, ſoweit das⸗ 
ſelbe angefochten ift. 

Vergl. 8 359. — $ 343, 372. 














Strafprogeßorbnung. 88 369 bis 377. 


8 369. Inſoweit bie Berufung Fit be» 
gründet befunden wird, hat Das Be 
rufungsgeriht unter Wufhebung bes 
Urteil3 in der Sache ſelbſt zu erkennen. 

Leidet das Urteil an emem Mangel, 
welder die Nevifion wegen Berlegung 
einer Rechtsnorm über dag Verfahren be» 
gründen würde, fo Tann das Berufungd- 
gericht unter Aufhebung des Urteils Die 
Sache, wenn bie Umftänbe des alles es 
erfordern, zur Entſcheidung an bie erfte 
Snftanz zurüdverweifen. 

Hat dad Gericht erfter Inſtanz mit 
Unrecht feine Zuftändigfeit angenommen, 
jo hat das Berufungsgericht unter Auf⸗ 
bebung des Urteil bie Sache an das 
zuftändige Gericht zu vermweifen, ober, 
wenn es ſelbſt in eriter Inſtanz zuftändia 
ift, zu erkennen. 

Abſ. 2 vergl. 8 377, 378. 
Abi. 3: 8 270. 


'8 870. Iſt bei dem Beginne ber 
Hauptverhandlung meber ber Ungellagte, 
noch in den Fällen, wo folches zuläflig, 
ein Vertreter desfelben erfchienen und dag 
Ausbleiben nicht genügend entjchuldigt, fo 
ift, infomweit der Angeflagte die Berufung 
eingelegt hat, biejelbe fofort zu ver- 
werfen, injomweit die Staatsanwaltſchaft 
bie Berufung eingelegt hat, über biefe zu 
verhandeln ober die Vorführung ober 
Verhaftung des Angeklagten anzuordnen. 
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Der Ungeflagte Tann binnen einer 
Woche nach der Zuſtellung des Urteils 
die Wiedereinfegung in den vorigen Stand 
unter ben in den 58 44, 45 bezeichneten 
Vorausſetzungen beanjprudyen. 

ab 35 vergl. 88 233, 233, jedoch 


Übf. 2 vergl. 8 234 U. 2, 





gelegt worden, 
den Ungellagten zu ber Sauptverhand- 
[ung vorzuladen und farm ihn bei feinem 
Ausbleiben zu derfelben zwangsweiſe vor» 
führen laſſen. 





8 872. War ba3 Urteil nur von bem 
Ungellagten oder zu gunſten desſelben 
von der GStaatsanmwaltichaft oder von 
einer der im 8 340 bezeichneten Perſonen 
angefochten worben, jo darf das Urteil 
nit zum Nachteile bes Ungellagten ab» 
geändert werden. 





378. Im übrigen finden die im 
jechiten Abſchnitte des zweiten Buchs über 
die Hauptverhandlung gegebenen Vor⸗ 
ichriften Anwendung. 

Vergl. 8 266, 275. 





Vierter Abfchnitt. 
Revifion. 


8 374. Die Reviſion findet ftatt 
gegen die Urteile der Landgerichte und 
ber Schwurgerichte. 

Vergl. ©. V. ©. 88 73—77; 80. 

— St. B. O. 8 388, 


8 875. Der Beurteilung bes Nebi- 
fionsgericht8 unterliegen auch diejenigen 
Entfgeidungen, welche bem Urteile vor⸗ 
ausgegangen find, ſofern dasſelbe auf 
ihnen beruht. 

Nevifiondgeriht: G. 8. ©. 8 123 

8 2 um 3; 163, 2 und U 2, 








8 376. Die Nevifion kann nur barauf 
geitügt werden, Daß da3 Urteil auf einer 
erletzung des Geſetzes berube. 


Das Geſetz iſt verletzt. wenn eine 
Rechtsnorm nicht oder nicht richtig an- 
gewendet worden iſt. 

Geſetz: E. G. 87. 


8 877. Ein Urteil iſt ſtets als auf 
einer Verlegung beö Geſetzes beruhend 
anzufehen: 

1. wenn das erfennende Gericht ober 
die Geſchworenenbank nit vor 
ſchriftsmäßig bejegt war; 

2. vn —* —— f ein Dichten, 

e tener o fe mitgetvir 
hat, welcher von der Ausübung bed 
Nichteramts Kraft des Geſetzes aus⸗ 
geichloffen war; 
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3. wenn bet bem Urteile ein Richter 

‘ oder Schöffe mitgewirkt hat, nachdem 
derjelbe wegen Bejorgnis ber Be- 
fangenheit abgelehnt war, unb das 
Ablehnungsgeſuch entweder für be 
gründet erflärt mar ober mit Unrecht 
verivorfen worden ift; 

4. wern das Gericht feine Zuftänbig- 
feit mit Unrecht angenommen hat; 

6. wenn die Hauptverhanblung in Ab⸗ 
mejenheit der Staatsanwaltſchaft oder 
einer Perſon, deren Abweſenheit das 
Geſetz vorſchreibt, ſtattgefunden hat; 
wenn das Urteil auf einer 
mũndlichen Verhandlung ergangen 
iſt, bei welcher die Vorſchriften über 
die Oeffentlichkeit bes Verfahrens 
verletzt ſind; 

7. wenn das Urteil feine Entſcheidungs⸗ 
gründe enthält; 

8. wenn die Verteidigung in einem für 
bie Entſcheidung weſentlichen Punkte 
durch einen Beſchluß des Gerichts 
unzuläſſig beſchränkt worden iſt. 
Zahl 1. Vergl. ©. V. G. 88 77; 

81, St. P. O. 282. 

a Zahl 2 88 22, 23, 31, 32, 279, 317 


j 3. 8 24, 31. 
ahl 4. S 16—18. 
ahi 5. Vergl. 88 140, 145, 285, 
220, 319, 327, 427. 
Baht 6. Vergl. ©. 8. G. 8 170, 
173 ff, SP. 0. g 281. 
Baht 7. 8 266, 316. 





8 378. Die Verlegung von Rechts⸗ 
normen, welche lediglich zu gunften des 
Ungeflagten gegeben find, kann von der 
Staatsanwaltichaft nicht zu bem Zwecke 
geltend gemacht werden, um eine AYuf- 
hebung des Urteil3 zum Nachteile bes 
Ungelingten herbeizuführen. 

Bergl. 8 397. 


8 379. Wenn ber Angeklagte von den 
Geſchworenen für nichtſchuldig erflärt 
worden iſt, jo jteht der Staatsanivaltichaft 
die Reviſion nur in ben Fällen zu, in 
welchen dieſelbe durch die Beitimmungen 
des 8 377 Nr. 1, 2, 3, 5 oder durch die 
Stellung oder Nichtſtellung von Fragen 
begründet wird. 

Vergl. 8 296. 


— —— — 





Strafprozeßordnung. 88 378 bis 384. 


8 880. Gegen bie in ber Berufungs- 
injtanz erlajjenen Urteile der Landgerichte 
kann die Revijion wegen Berlegung einer 
Rechtsnorm über das Verfahren nur auf 
Verlegung ber Borfchrift des 8 398 ge 
ftügt werden. 


Vergl. ©. V. G. 8 76. 





8 881. Die Nevifion muß bei dem 
Gerichte, deffen Urteil angefochten wird, 
binnen einer Woche nah Verkündung des 
Urteils zu Protololl des Gerichtsſchreibers 
oder Khriftlich eingelegt werden. 

Hat die Verfündung bed Urteild nicht 
in Anweſenheit des Angeklagten ftattge- 
funden, fo beginnt für diefen die Friſt 
mit der Yuftellung. 

Ubi. 1 vergl. 88 43, 44; 8 341. 


| 


8 882. Der Beginn ber Friſt zur 
Einlegung der Reviſion wird Kg 
nicht ausgefchloffen, daß gegen ein au 
Ausbleiben des Angeklagten ergangene? 
Urteil eine Wiedereinſetzung in den vori⸗ 
gen Stand nachgeſucht werden kann. 

Stellt der Angeklagte ein Gefuh um 
MWiedereinjegung in ben vorigen Stand, 
jo wird die Reviſion dadurch gewahrt, 
daß fie fofort für den Fall ber Xer- 
werfung jenes Geſuchs rechtzeitig einge- 
legt unb begründet wird. Die weitere 
Verfügung in Bezug auf bie Revifion 
bleibt dann bis zur Erledigung des Ge⸗ 
ſuchs um Wiebereinfegung in den vorigen 
Stand ausgeſetzt. 

Die Einlegung ber Nevifion ohne 
Verbindung mit dem Geſuch um Wieder- 
einſetzung im den vorigen Stand gilt als 
Verzicht auf die letztere. 

Vergl. Unm. zu $ 356. 





8 388. Durch reditzeitige Cinlegung 
ber Ha wird die Rechtskraft Des 
Urteils, jomeit dasſelbe angefochten ift, 


gehemmt. 
Dem Befchwerbeführer, welchem das 


Ürteil mit den Gründen noch nidt zu- 
geftellt mar, iſt dasſelbe nach Einlegung 
der Reviſion zuguftellen. 


384. Der Beſchwerdeführer hat die 
Erflärung abzugeben, immwieweit er das 
Urteil anfechte unb deſſen Aufhebung be 





Strafprozekorbnung. 88 885 bis 392, 


antrage (Revifionsanträge), und die An- 
träge zu begründen. 

us ber Degrimbung muß bervor- 
gehen, ob das Urteil wegen Berlepung 
einer Rechtsnorm über dad Verfahren 
oder wegen Deriegung einer anderen 
Rechtsnorm angefochten wird. Criteren- 
fall8 müfjen die den Mangel enthaltenden 
Thatfachen angegeben werden. 


Vergl. 88 385, 386, 389, 392. 





8 385. Die Revifiondanträge und 
deren Begründung find ſpäteſtens binnen 
einer weiteren Woche nad) Ablauf ber 
Friſt zur Einlegung des Rechtsmittels 
oder, wenn zu dieſer Zeit das Urteil 
noch nicht zugeſtellt war, nad) deſſen Zu⸗ 
ftellung bei dem Gerichte, deſſen Urteil 
angefochten wird, anzubringen. 

Seitens des Ungellagten kann dies nur 
in einer von bem Verteidiger oder einem 
Rechtsanwalt ımterzeichneten Schrift oder 
ir Protokoll de Gerichtzfchreiberd ge⸗ 
hehen. 


Abſ. 2 berg 8 324, 340, 478 4.2, 
— 85 430 U. 2; 437. — 8 341. 





9 386. Sit die Reviſion verfpätet 
eingelegt, oder find die Revijionsanträge 
iricht rechtzeitig oder nicht in der im 
8 385 Abſ. 2 vorgejchriebenen Form an⸗ 
gebracht worden, jo: hat das Gericht, 
deffen Urteil angelockten wird, Dad 
Rechtsmittel durch Beſchluß als unzuläſſig 
zu verwerfen. 

Der Beſchwerdeführer kann binnen 
einer Woche nach Zuſtellung des Be- 
ſchluſſes auf die Entſcheidung des Revi⸗ 
ſionsgerichts antragen. In dieſem Falle 
ſind die Alten an das Reviſionsgericht 
einzuſenden; Die Vollſtreckung des 
Urteils wird jedoch hierdurch nicht ge 
hemmt. 





8387. Iſt die Reviſion rechtzeitig 
eingelegt und ſind die Reviſionsanträge 
rechtzeitig und in der vorgeſchriebenen 
Form angebracht, fo tft die Reviſions— 
ſchrift dem Gegner des Beſchwerdeführers 
zuzuſtellen. Dieſem ſteht frei, binnen 
einer Woche eine ſchriftliche Gegener⸗ 
Hörumg eınzureihen. Der Ungellagte 
kann legtere auch zu Protofoll des Ge⸗ 
richtöfchreiber3 abgeben. 

Nach Eingang der Gegenerflärung oder 
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nach Ablauf der Frift erfolgt durch die 
Smatsonwalticieit bie Einjendung ber 
Ulten an das Reviſionsgericht. 


Abſ. 2 vergl. 8 430 Abſ. 3, 





8 388. Findet dad Gericht, an melches 
die Einjendung der Ulten erfolgt ift, daß 
die Verhandlung und Entfcheidung fiber 
Dad Rechtsmittel zur Zuſtändigkeit eines 
anderen Gerichts gehöre, fo hat e3 durch 
* dus ſeine Unzuſtändigkeit auszu⸗ 
pre 

Dieſer Beſchluß, in welchem das 
ſtaͤndige Reviſionsgericht zu bezeichnen iſt, 
unterliegt einer Unfechtung nicht und iſt 
Mar, bad in demjelben bezeichnete Gericht 
m 


Die Abgabe der Alten erfolgt durch bie 
Staatsanmaltichaft. 





8 389. Erachtet das Reviſionsgericht 
die Beſtimmungen über die Einlegung 
der Reviſion oder diejenigen über die 
Anbringung der Reviſionsanträge nicht 
für beobachtet, ſo kann es das Rechts⸗ 
mittel durch Beſchluß als unzuläſſig ver⸗ 


en. 
Underenfall3 entjcheidet es über das⸗ 
felbe durch Urteil. 


390. Der Ungeflagte oder auf 
deſſen Verlangen ber Verteidiger ift von 
dem Tage der Hauptverhandlung zu be- 
nachrichtigen. Der Ungellagte kann in 
diejer erjcheinen oder ſich durch einen mit 
fchriftlicher Vollmacht verjehenen Ver— 
teidiger vertreten laffen. 

Der nicht auf freiem Fuß befindlidye 
Ungeflagte Hat feinen Anſpruch auf An- 
wejenheit. 

Bergl. dagegen 8 370. 








8 391. Die Hauptverhandlung begimmt 
mit dem Vortrage eine3 Berichterjtatters. 

Hierauf werben die Staatsanmwaltfchaft 
ſowie der Angellagte und fein Verteidiger 
mit ihren Ausführungen und Unträgen, 
und zwar der Beſchwerdeführer zuerit, ge- 
hört. Dem Ungeflagten gebührt das legte 
Bort. - 


8 392. Der Prühmg bes Reviſions⸗ 
gericht3 unterliegen nur die geftellten Re— 
vifionsanträge und, inſoweit die Revifion 
auf Mängel des Verfahrens geftügt wird, 
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nur diejenigen Thatfachen, welche bei Un- 
bringung der Revijionsanträge bezeichnet 
worden find, 

Eine weitere Begründung ber Ne 
vifionsanträge, als die im 8384 Ubi. 2 
vorgefchriebene, ift nicht erforderlich und, 
wenn fie unrichtig ift, unſchädlich. 

Vergl. 8 274. 


8 393. Inſoweit die Reviſion für be 
gründet erachtet wird, iſt das angefochtene 
Urteil aufzuheben. 

Gleichzeitig find bie bem Urteile zu 
Grunde liegenden Feſtſtellungen aufzu- 
heben, jofern fie durch die Gejeheöver- 
legımg betroffen werden, wegen deren bie 
Aufhebung des Urteil3 erfolgt. 

Vergl. 8 394 U. 1. 








8 894. Erfolgt die Aufhebung bes 
Urteils nur wegen Gejeßeöverlegung bei 
Unwendung bed Gejeped auf bie dem 
Ürteile pi runde liegender Feſtſtellungen, 
fo hat das Revifionägericht in der Sache 
ſelbſt zu enticheiden, fofern ohne weitere 
thatf acliche Erörterungen nur auf Frei⸗ 
ſprechung oder auf Einftellung oder auf 
eine abjolut beitinmte Strafe zu er- 
fennen ift, oder das Reviſionsgericht in 
Uebereinjtimmung mit dem Antrage der 
Staatsamwaltſchaft die geſetzlich niedrigfte 
Strafe für angemeſſen erachtet. 

In anderen Fällen ift die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entichei- 
bung an dad Gericht, deſſen Urteil auf- 
gehoben ift, oder an ein, demſelben Bun⸗ 
desjtaate angehöriges, benachbartes Ge» 
richt gleicher Ordnung zurüdzuvenveifen. 

Die Zurückverweiſung kann an ein Ge- 


Strafprozekorbnung. 88 393 bis 398. 


riht niederer Ordnung erfolgen, wenn 
die no in Frage kommende ftrafbare 
Handlung zu deijen Zuſtändigkeit gehört. 


8 895. Wird ein Urteil aufgehoben, 
weil das Gericht der vorigen Inſtanz fid) 
mit Unrecht für zuftändig erachtet hat, fo 
verweiſt das Nevifionsgericht Fr 
die Sache an das zuftändige icht. 

Vergl. 8 377 8. 4. 


8 896. Die Verlündung bes Urteils 
erfolgt nach Maßgabe des 8 267. 


8 897. erfolgt u gunften eines Un- 
geflagten die Aufhebung des Urteils 
wegen Gejegeöverlegung bei Anwendung 
ded Gtrafgejeged, und eritredt ſich das 
Urteil, fomweit es aufgehoben wird, nod) 
auf andere Ungeflagte, welche bie Re- 
viſion nicht eingelegt haben, fo ift zu 
erfermen, al3 ob fie gleichfalls die Nie 
viſion eingelegt hätten. 
Vergl. 8 392. 


8 898. Das Gericht, an welches die 
Sache zur anderweiten Verhandlung und 
Entfcheibung verwiefen ift, hat die recht- 
lihe Beurteilung, welche der Aufhebung 
des Urteil® zu Grunde gelegt ilt, auch 
feiner Entſcheidung zu Grunde zu legen. 

War das Urteil nur von dem An—⸗ 
geflagten oder zu guniten beöfelben von 
der Staatsanwaltſchaft oder von einer der 
im 8 340 bezeichneten Perfonen ange- 
fochten worden, fo barf das neue Urteil 
eıne härtere Strafe, als die in Dem 
eriteren erlannte, nicht verhängen. 

Ubf. 2 vergl. $ 338 A. 2, 343. 

















Diertes Bud. 


Wiederaufnaßme eines durd rechtskräftiges Arteil 
geſchloſſenen Berfaßrens. 


8 899. Die Wiederaufnahme eines 
durch vechtöfräftiges Urteil geſchloſſenen 
erjahrens zu guniten des erurteilten 
find et ſtatt 

1. F eine in der Hauptverhandlung 


gu feinen Ungunften als echt vorge- 
achte Urkunde eaſchuich angefertigt 
oder verfäljcht wa 


. wenn durch Beeibigung eined zu 


feinen Ungunften abgelegten Beug- 
niſſes oder abgegebenen Gutachtens 

Beuge oder Sadjverjtändige ſich 
einer verfügten oder fahrläjfigen 
Verleg er Eidespflicht ſchuldig 
gemacht hat; 


. wenn bei dem Urteil ein Richter, 


Geſchworener oder Schöffe mitgewirkt 
dat, mwelcher fi in Beziehung auf 
einer Verlegung jeiner 
—* ten ſchuldig gemacht hat, 
ſofern bie I — mit einer im 
Wege erichtlichen Strafver⸗ 
—— ver Ih Ser öffentlichen 
Strafe bedroht nicht vom Ver⸗ 
urteilten ſelbſt veranlaßt ift; 


. wenn ein civilgerichtli Urteil, 


auf welches das Strafurteil ge⸗ 
gründet iſt, durch ein anderes rechts⸗ 
kräftig gewordenes Urteil aufge 
hoben iſt; 


. wenn neue Thatſachen oder Beweis⸗ 


mittel ‚ beigebracht find, welche allein 
oder in Verbindung mit ben früher 
erhobenen Beweiſen die Freiſprech⸗ 


ung des Ungellagten oder in Un- 
wendung eine milderen Strafaeſege⸗ 

eine geringere Beſtrafung zu 
gründen geeignet jind. In den vor 
en Schöffengerichten verhandelten 
Sachen Tonnen nur ſolche Thatjachen 
ober Beweismittel beigebracht wer⸗ 
weiche der Verurteilte in ben 

— eren Verfahren einſchließlich der 
fungsinſtanz nicht gekannt hatte 
chulden nicht geltend 


obe der ohne Verf 
konnte. 
—* 8 402. — 8 405. 
ahl 1: St. ©. 8. 8 267 ff. 
ahl 2: St. G. 8. 8 154 ff. 
ahl 3: ©t. ©. 3. 8 334, 336, 
ahl 4: St. P. ©. $ 261. 
ahl 5: vergl. jedoch 8 403 





9 400. Inge ZU der Untrag auf 
Wiederaufnahme des Berfahrens wirb 
die Doltiiredung des Urteils nicht ge- 


hemm 
Das Gericht kann jeboch einen Aufſchub 
ſowie eine Unterbrefung ber Br 
ftredung anordnen. 


Vergl. 8 485. 





401. Der Untrag auf Wieberauf- 
nahme de3 Verfahrens ich weder Du 
bie erfolgte Strafvollftredung noch bur 
ben Tod des Berurteilten ausgejchloffen. 


— 
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Im alle des’ Todes find der Ehe- 
gatte, die Verwandten auf- und abfteigen- 
ber Linie ſowie die Gefchivifter des Ber- 
ftorbenen zu dem Untrage befugt. 





8 402. Die ne eberaufmane eines 
durch rechtskräftiges Urtei geiötofienen 
Verfahrens zu Ungunſten des Ungeflagten 
findet ftatt: 


1. pe eine in he a und 
u feinen gunjten ala echt vorge 
Frachte Urkunde fälfchlich angefertigt 
oder verfälfcht war; 

2. wenn durch Veeidigung eine® zu 
feinen gunften angelegten Zeugniſſes 
oder abgegebenen Gutachtens der 
Zeuge ober Sachverſtändige fich einer 
borfjäßlichen oder afrläffigen Ver⸗ 
letzung ber Eidespflicht ſchuldig ge⸗ 
macht hat; 

3. wenn bei dem Urteil ein Richter, 
Geſchworener oder Schöffe mitgewirkt 
hat, welcher ſich in Beziehung auf 
bie Sache eine Verlegung feiner 
Amtspflichten ſchuldig gemacht Hat, 
jofern dieje Verlegung mit einer im 
Wege bed gerichtlichen Gtrafver- 
fahrens zu verhängenden öffentlichen 

j Strafe bedrobt Fi chen 

. wenn bon dem Freigeſprochenen vor 
Geriht ober eubergerichttich ein 
glaubimürbiges Geſtändnis der firaf- 
aren Handlung abgelegt wird. 


Vergl. 8399 und Anmerkungen dazu. 





8 403. Eine Wiederaufnahme des 
Verfahrens zum Bivede der Wenberung 
ber Strafe innerhalb des durch dasſelbe 
Geſetz beſtimmten GStrafmaßes findet 
nicht Statt. 

Vergl. 8 399 und 402. 





404. Ein Antrag auf Wiederauf- 
nahme bed Verfahrens, welcher auf bie 
Behauptung einer ftrafbaren Handlung 
gegründet werben foll, ift nur dann zu— 
läſſig, wenn megen biefer Handlung eine 
techtöfräftige Verurteilung ergangen ift, 
oder wenn bie Einleitung oder Durd- 
führung eines Gtrafverfahrens aus 
anberen Grünben als wegen ‘Mangels an 
Beweis nicht erfolgen kann. 


Bergl 8 399 8.13, 402 3.13, 


Strafprozekorbnung. 88 402 bis 409. 


8 405. Die allgemeinen Beitimmun- 
gen über Rechtsmittel finden auch bei 
dem Antrag auf Wiederaufnahme bes 
Verfahrens Anwendung. 

Vergl. 88 338—345. 


5 406. In dem Untrage müffen der 
gejegliche Grund ber Wiederaufnahme 
des Verfahrens ſowie die Beweismittel 
angegeben werden. 

n dem Wngellagten und ben im 
8 401 bj. 2 bezeichneten BPerfonen 
kann der Antrag nur mittel3 einer von 
Dem Verteidiger ober einem Rechtsanwalt 
unterzeichneten Schrift oder zu Proto⸗ 
toll des Gerichtsſchreibers angebradt 
werben. 


Abſ. 2 vergl. 8 385 U. 2, 








trag auf Wiederaufnahme des Ver—⸗ 
cheidet das Gericht, befien 
Urteil mit dem Untrag angefochten. wird. 
Bird ein in der Reviſionsinſtanz er- 
laffenes Urteil au3 anderen Gründen als 
auf Grund des 8 399 Nr. 3 oder bes 
8 402 Nr. 3 angefochten, fo entjcheibet 
das Gericht, gegen deſſen Urteil die Re 
vilion eingelegt mar. 
Die Enticheibung erfolgt ohne münd⸗ 
liche Verhandlung. 
Abſ. 1 vergl. 8%, 8.42. — 
® 3%. G. 830 4.2. 
Ubf. 2 vergl. 833. 


8 408, Iſt der Untrag nicht in ber 
borgefchtiebenen Form angebracht, oder 
it darin fein geſetzlicher Grund ber 
Wiederaufnahme geltend gemacht oder 
fein geeignete8 Beweismittel angeführt, 
jo ift der Antrag als unzuläffig zu ver- 


en. 
Andernfalls ift berfelbe ben Gegner 
des Untragfteller® unter Beſtimmung 
einer Frift zur Erklärung zuzuſtellen. 
Wbf.1 vergl 8412. 


8 409. Wird der Antrag an fi für 
zuläffig befunden, jo beauftragt das Ge⸗ 
richt mit Aufnahme der angetretenen Be 
weije, joweit diefe erforberlich ift, einen 


Richter. 
— Ermeſſen des Gerichts bleibt es 
überlaſſen, ob die Zeugen und Sachver⸗ 








Strafprogeßorbnung. 88 410 bis 418. 


ftändigen eiblid vernommen werben 
follen. 


Hinfichtlich der Berechtigung der Be⸗ 
teiligten zur Anweſenheit bei der Beweis⸗ 
aufnahme fommen bie für die Vorunter- 
Mudung „gegebenen Borichriften zur An⸗ 


a uf der Bemweisaufnahme find 
bie Staatsanwaltſchaft und ber Angeklagte 
unter Beitimmung einer Frift zur ferne 
ren Erklärung aufzuforbern. 

Abf. 2 vergl. 8 65. 
Abſ.3: 8191. 

8 410. Der Antrag auf Wiederauf- 
nahme des Verfahrens wird ohne münd⸗ 
liche Verhandlung als unbegründet ver- 
worfen, wenn die darin aufgeitellten Be 
hauptungen feine genügende Beftätigung 

n haben, oder wenn in ben 

ällen des $ 399 Nr. 1, 2 oder bes 8402 
Nr.1, 2 nad) Tage der Sade bie Un 
nahme ausgeſchloſſen ift, Daß die in biefen 
Beitimmungen bezeichnete — auf 
die Entfchetdung influß gehabt hat 

Andernfall3 verordnet das Gericht Die 
Wiederaufnahme bed Verfahrens und bie 
Erneuerung der Hauptverhandlung. 


Abſ. 2 vergl. 8212ff. — 8413 A. 1. 


8 411. Iſt der Perurteilte bereits 
veritorben, jo hat ohne Erneuerung der 
Hauptverhandlung das Gericht nad) Auf⸗ 
nahme des etwa noch erforderlichen Be⸗ 
weije entweder die Treilpredjung zu ew 
fennen oder den Untrag auf Wieder 
aufnahme abzulehnen. 
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Auch in anderen Fällen kann dad Ge 
rät, bei öffentlichen Klagen jedoch nur . 
uftimmung ber Staatsanwaltichaft, 

ben erurteilten jofort freijprechen, wenn 
—* genügende Beweiſe bereits vor⸗ 


lega der Freiſprechung iſt bie Auf 
Hebung be früheren Urteils zu ver 


a Aufhebung it auf Verlangen bes 
Antragſtellers durch den beutfchen Reichs⸗ 
anzeiger bekannt zu machen, und kann 

dem Ermeſſen des Gerichts auch 
durch andere Blätter veröffentlicht werben. 





in; 412, Wlle Entfcheibungen, welche 
aus Anlaß eines Antrags auf Wieder 
aufnahme des Verfahrens von dem Ger 
ruht in eriter Inſtanz erlaffen werben, 
fönnen mit der t ber fofoxtigen Beſchwerde an⸗ 
gefochten werden 
Sofortige Beſchwerde: 8 353. 


8 413. Sm ber erneuten Hauptver⸗ 
Handlung ift entweder da3 frühere Um 


teil aufrecht zu erhalten oder unter Auf⸗ 
hebung desſe anderweit in der Sache 
zu erkennen. 


Iſt die Wiederaufnahme des Ber- 
fahren? nur von dem Berurteilten oder 
zu gunften desfelben von ber Staatsan- 
waltichaft oder von einer der im 8 340 
bezeichneten Perſonen beantragt worden, 
fo Darf das neue Urteil eine härtere 
Strafe al3 die in bem früheren erlanır- 
ten nicht verhängen. 


— — 0m nn 


Sünftes Buch. 
Beteiligung des Verletzten Bei dem Verfahren. 





Erfter Abſchnitt. 
Privatklage. 


8 414. Beleidigungen und Körper⸗ 
verlegungen Tönnen, ſoweit bie Verfolgung 
nur auf Antrag eintritt von dem Ver⸗ 
Pin im Wege der Privatklage ver- 

werden, ohne bab ed einer vor⸗ 
imgigen, U Unrufung ber Staatsanwalit⸗ 


Die glei eiche enie ſteht denjenigen 
welchen in den Strafgeſetzen das 
ſelbſtändig auf Beftrefung anzu⸗ 
ee en beigelegt it. ke 
einen geſetz 
Berkueter fo wird eh Befugnis zur 
hebung der Privatllage durch dieſen und, 
wenn Sorporationen, Gefetiihaften und 
andere Perſonenvereine, 13 ſolche 
in bürgerlicden Rechtsſtreitig eiten Hagen 
Bönnen, die Verletzten find, burch Die 
jefben Perjonen wahrgenommen, burch 
welche fie in bürgerlichen Rechtsftreitig- 
feiten vertreten merben. 
Ubf. 1. Siehe St. ©. 88 185 bis 
194; 223, 230 U. 1, 232 
Abf. 2 vergl. S&.6.8. 8 65, 196, 
196, 232 U. 3. 





8 415. Sind wegen berfelben ftraf« 
baren Handlung mehrere Perfonen zur 
Privatflage berechtigt, jo ift bei Aus⸗ 
übung dieſes Rechts ein jeder von bem 
anderen unabhängig. 


Hat jedoch einer ber Berechtigten bie 
* erhoben, ſo ſteht den übrigen 
nur der Beitritt zu dem eingeleiteten 
Verfahren, und zwar in der ‚age au, In 
welcher fich base zur Seit 
trittöerflärung be 

Jede in ber Sache I a Ent- 
(deibung äußert zu guniten Beichul- 

digten ihre Wirkung auch gegenüber fol- 
chen Berechtigten, welche die Privatllage 
nicht erhoben haben, 

vergl. 8236. — 844 UL — 
8 428 


8 416. Die Öffentliche Klage wird 
wegen ber im 8 414 bezeidmeten ftraf- 
baren Handlungen von der Staatsanwalt⸗ 
h aft nur dann erhoben, wenn bie im 


öffentlichen Intereſſe liegt. 








8 417. In dem Verfahren auf er⸗ 
hobene Privatflage iſt bie Staatsanwali⸗ 
ke zu emer Mitwirkung nicht ver 
pflichtet; es ift ihr jedoch der ur 9 — 
verhanbfung beftinmte Termin befannt 
zu machen. 

— kann die Staatsanwaltſchaft in 

age der Sache bis zum Eintritt 

Kae Roechtskraft bes Urteis duch eine 
ausdrückliche Erklärung die Verfolgung 
übernefmen. In der Cinlegung eines 


Gtrafprozeßorbnung. 88 418 bis 425. 


Rechtsmittels ift die Uebernahme ber Ver⸗ 
folgung enthalten. 

Uebernimmt bie Staatsanwaltſchaft die 
Verfolgung, jo richtet fi) das weitere 
Berjahren nach den Setimmungen, welche 
im zweiten Übfchnitte dieſes Buchs für 
den Anfchluß des Verlegten ald Neben- 
kläger gegeben find. 

Abſ. 1: 8425 U.2, 430 A. 3. — 
42 


2. 
Abf. 2 vergl. 8 338ff. 





8 418. Der Privatfläger kann im 
Beiltand eines Rechtsanwalts erjcheinen 
oder fich durch einen mit fchriftlicher Voll⸗ 
macht verjehenen Rechtsanwalt vertreten 
laſſen. Sm legteren Falle Tönnen bie 
Buftellungen an ben Privatlläger mit 
rechtlicher Wirkung an ben Anwalt er- 
folgen. 

Bergl. 8 427 U. 1; 430 U. 2. 


8 419. Der Privatfläger hat für bie 
der Staatäfaffe und dem Beſchuldigten 
vorausſichtlich erwachſenden Koſten unter 
denſelben Vorausſetzungen Sicherheit zu 
leiſten, unter welchen in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten der Kläger auf Ver— 
langen des Bellagten Sicherheit wegen 
Der Progeßtoften zu leiſten hat. 

Die Sicherheitsleiftung ift durch Hin- 
terlegung in barem Gelde oder in Wert- 
papieren zu beimirfen. 

Für die Höhe ber Sicherheit und Die 
Friſt zur Leiftung derfelben, ſowie für bie 
„ein des Armenrechts gelten Die 
jelben Beſtimmungen wie m bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten. 

Abſ. 1 vergl. C. P.O. 8 101—105. 
Ubi. 3 vergl. C. P.O. 8 104 ff. 





8 420. Wegen ber Beleidigungen ift, 
infofern nicht einer der im 8 196 des 
Strafgeſetzbuchs bezeidineten Fälle vor⸗ 
liegt, die Erhebung der Klage erſt zu- 
Läjjig, nachdem von einer durch die Lan⸗ 
beöjuftizverwaltung zu bezeichnenden Ver⸗ 
leichsbehörde die Sühne erfolglos ver- 
bucht worden ift. Der Kläger hat die Be 
Iheinigung hierüber mit Klage ein- 
zurei 

Diefe Beftimmung findet feine Anwen⸗ 
dung, wenn die Parteien nicht in dem⸗ 
felben Gemeindebezirle mohnert. 


687 


8 421. Die Erhebung ber Klage ge- 
ſchieht zu Protofoll des Gerichtsfchreibers 
oder duch Einreichung einer Anlage 
ſchrift. Die Klage muß den im 8 198 
Abſ. 1 begeichneten Erforberniffen ent- 
Iprechen. Mit der Unflagefchrift find zwei 
Abſchriften derſelben einzureichen. 

887,8. — Wergieide no 0.8.6, 

‚8. — Ber .B.©. 

827 8.8. i 


8 422, ft bie lage boricheifte- 
mäßig erhoben, fo teilt das Geri ie⸗ 
ſelbe dem Beſchuldigten unter Beltim- 
mung einer Friſt zur Erflärung und ber 
Staatdanwaltichaft zur Kenntnisnahme 


mit. 
Berg. 8198 U. 1. 





8 425. Nah Eingang der Erklä⸗ 
rung de3 Beichuldigfen oder Ablauf ber 
Friſt enticheidet dag Gericht darüber, ob 
da3 Hauptverfahren zu eröffnen oder bie 
Klage zurückzuweiſen fei, nach Maßgabe 
der Beitimmungen, welche bei einer von 
der Staatsanmwaltfchaft unmittelbar ew 
hobenen Unflage Anwendung finden. 


Bergl. 88197 ff, 201 ff. — 8209, 
353, 





8 424. Das meitere Verfahren richtet 
fih nad den Beitinmmungen, welche für 
das Verfahren auf erhobene öffentliche 
einge gegeben find. 

rt dem Schwurgerichte kann eine 
Privatklageſache nicht gleichzeitig mit einer 
auf öffentliche Klage anhängig gemachten 
Sache verhandelt werben, 

Abſ. 1 8 214ff. 

Abi. 2 88 2, 3, 236. 





8 425. Inſoweit in dem Verfahren 
auf erhobene öffentliche Klage die Staats⸗ 
anwaltſchaft augugiehen und zu hören ift, 
wird in dem Verfahren auf erhobene 
Privatklage der Privatfläger zugezogen 
und gehört. Desgleichen jind alle Ent- 
Icheibimgen, melde bort ber Staatsan⸗ 
waltſchaft befannt gemacht werben, hier 
dein Privatfläger befannt zu machen. 

E3 werben jedoch die auf richterliche 
Anordnung ergehenden Ladungen nicht 
duch die Staatsanwaltſchaft, ſondern 
durch ben Gerichtöfchreiber bewirkt. 
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Bi ber Buftellung ber Ladung 
bes —X— zur Hauptverhandlung 
und dem Tage der letzteren muß eine 
Friſt von mindeſtens einer Woche liegen. 
Das Recht der MAteneinſicht Tann der 
Privatfläger nur durch feinen Unmwalt 
ausüben. J 
Abſ. 2 vergl. 8 213, 
Abſ. 3 vergl. 8 216. — 8 427 4.3, 
Abſ. 4 vergl. 8 147. 


8& 426. Der Borfigende des Gerichtd 
beftimmt, welche onen als Beugen 
oder Sachverſtändige zur Hauptverhand⸗ 
Img geladen werden jollen. 

Dem Privatlläger wie dem Angellag- 
ten fteht das Recht der unmittelbaren 
Ladung zur 

Abf. 2: 88 218, 219. 








8 427. In der Hauptverhandlung 
fann auch der Ungellagte im Beiſtand 
eined Rechtsanwalts ericheinen oder ſich 
auf Grund einer fchriftli Vollmacht 
durch ſolchen vertreten laſſen. 

Die Beſtimmung bes 8 139 findet 
auf den Anwalt des Klägers wie auf 
den des Angeklagten Anwendung. 

Das Gericht iſt befugt, das perſönliche 
Erſcheinen des Klägers ſowie des An⸗ 
eklagten anzuordnen, auch ben Ange—⸗ 

ten vorführen zu laſſen. 
Ausbleiben des Angelkllagten, vergl. 

8 229ff.; Ausbleiben des Privatklägers, 

8431 U. 2. 





8 428. Bei mechfelfeitigen Beleidi⸗ 
ungen oder Körperverlegungen kann ber 
Beihuldigte bi3 zur Beendigung der 
Schlußvorträge (8257) in erfter Inſtanz 
mittel3 einer Widerflage bie Beitrafung 
des Klägers beantragen. 

Ueber Klage und Widerklage ift gleich- 
zeitig zu erfermen. 

Die Zurücknahme der Klage ift auf 
das Verjahren über die Widerflage ohne 
Einfluß. 

Abſ. 1 vergl. St. G. B. 8 198, 233. 


5 429. Findet das Gericht nach ver- 
handelter Sache, daß die für feftgeftellt 
u eradjtenden Thatjachen eine ſolche 
Srafbare Handlung darftellen, auf welche 





Strafprozeßordnung. 88 426 bis 431. 


Verfahren keine Anwendung erleidet, fo 
hat e3 duch Urteil, welches dieſe That- 
ſachen hervorheben muß, die Einftellung 
des Verfahrens auszufprecen. 
Die Verhandlungen find in dieſem 
Valle der Staatsanwaltſchaft mitzuteilen. 
Ubi. 1 vergl. 8414 U. 1. 


8 430. Dem Privatfläger ftehen die 
jenigen Nechtömittel zu, welche in dem 
Verfahren auf erhobene öffentliche Klage 
der Staatsanwaltſchaft zuftehen. Das- 
jelbe gilt von dem Antrage auf Wieder- 
aufnahme des Verfahrens in ben Fällen 
des 8 402. Die Beitimmung des $ 343 
findet auf da3 Rechtsmittel des Pri- 
vatffägerd Anwendung. 

Reviſionsanträge und Anträge auf 
Wiederaufnahme des durch ein rechts⸗ 
kräftiges Urteil geſchloſſenen Verfahrens 
kann Privatkläger nur mittelſt einer 
von einem Rechtsanwalt unterzeichneten 
Schrift anbringen. 

Die in ben 88 361, 362, 387 ange⸗ 
orbnete Vorlage und Üinfendung Der 
Alten erfolgt wie im Verfahren auf er- 
hobene öffentliche lage an und durch 
die Stantsanwaltihaft. Die Buftellung 
ber Berufung und Reviſionsſchriften an 
den Gegner bed Beſchwerdeführers wird 
durch ber Gerichtsſchreiber bewirlt. 

Abſ. 1 vergl 8338 N. 2. 
Abſ. 2 vergl. 8 385 4. 2. 

8 431. Die Privatllage Tarın bis zur 
Berfündimg bes Urteils erfter Inſtanz 
und, fomweit zuläffige Berufung eingelegt 
it, bis zur Verkündung des Urteils 
zweiter Inſtanz zurüdgenommen werben. 

Al Zurüdnahme gilt e8 im Verfahren 
erftier und, ſoweit der Angeklagte die 
Berufung eingelegt hat, im Verfahren 
ziweiter Inſtanz, wenn Der Privatfläger 
in der Hauptverhanblung weber erfcheint, 
noch durch einen Rechtsanwalt vertreten 
wird, oder in der Hauptverhandlung 
oder einem anderen Termine ausbleibt, 
obwohl das Gericht ſein perſönliches Er⸗ 
ſcheinen angeordnet hatte, oder eine Friſt 
nic einhält, welche ihm unter Androh⸗ 
ung der Einſtellung des Verfahrens ge- 
jegt war. 

Soweit ber Frinatfläger die Berufung 
eingelegt bat, iſt biefelbe im alle der 





das im diefem Abjchnitte vorgejchriebene | vorbezeichneten Verſäumungen unbeſchadet 


Strafprozeßordnung. $8 432 bis 440, 


der Beitimmung des 8 343 fofort zu 
verwerfen. 

Der Privatfläger Tann binnen einer 
Woche nad) der Verfäumung die Wieber- 
einjegung in den vorigen Stand unter 
den ın ben 8844, 45 bezeichneten Vor⸗ 
ausſetzungen beanfpruchen. 

Abſ. 1. Burüdnahme des Strafan- 

top: St. G. B. 8 64, 194, 232 U. 2. 

ſ. 2 vergl 8 427 U. 3. 


8 432. Die zurüdgenommene Privat» 
Hage kann nit von neuem erhoben 
werden. 


8 433. Der Tod bes Privatflägerd 
En bie Einftellung des Verfahrens zur 
olge. . 
ar jedoch die Privatklage barauf ge- 
ftügt, daß der Beſchuldigte wider befferes 
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Willen in Beziehung auf ben anderen eine 
unmahre Thatſache behauptet oder ver- 
breitet Habe, welche denjelben erächtic 
zu machen ober in der öffentlichen Dlei- 
nung herabaurolirbigen eeignet iſt, fo 
kann die Klage nad) dem Tode de3 
Klägers von den Eltern, ben Sinbern 
oder dem Ehegatten des leßteren fort- 
geſetzt werben. 
Die Fortſetzung ift von dem Berech⸗ 
tigten bei Verluft des Rechts binnen zwei 
onaten, vom Tode des Privatflägers 
an gerechnet, bei Gericht zu erflären. 
Abſ. 2. vergl. St. ©. 8.88 187, 189. 





8 434, Die gurldnabme ber Privat» 
flage unb ber Xob des Privatklägers, 
ſowie bie Dortjeßung ber Privatklage find 
dem Beihuldigten befannt zu machen. 


— u 


Bweiter Abſchnitt. 
Hebenklage. 


‚8435. Wer nad) Maßgabe ber Be- 
fiimmung des 8 414 al? Privatfläger auf 
utreten berechtigt ift, kann fich der er- 
bobenen öffentfichen lage in jeber Lage 
de3 Verfahrens als Nebenfläger an« 
jchließen. Der Anſchluß Tann behufs Ein- 
legung von Rechtsmitteln auch nad erw 
gangenem Urteile gejchehen. 

Die gleiche Befugnis jteht demjenigen 
zu, welcher durch einen Antrag auf & 
richtliche Enticheibung (8170) die 
hebung ber öffentfichen Klage berbeige- 
führt hat, wenn die ftrafbare Handlung 
egen fein Leben, feine Gefunbheit, feine 

eiheit, jenen Perjonenftand oder feine 
Vermögensrechte gerichtet mar. 


8 436. Die Unfchlußerflärung tft bei 
bem Gerichte fchriftlich einzureichen. 

Das letztere hat über bie Berechtigun 
des Nebenfläger® zum Anſchluſſe ad 
ung ber Staatdanmwaltichaft zu ent- 


Zu einer Sicherheitsleiſtung ift der 
Nebentläger nicht verpflichtet. 
Vergl. 88443, 445. 


8 457. Der Nebenfläger hat nad 
erfolgtem Anfchluffe die Rechte des Privat- 
klägers. 





Rechtsbuch. II. 


An den Erklärungen über Annahme 
oder Ablehnung der Geſchworenen nimmt 
der Nebenkläger nicht Teil 

gibt. 1. vergl. jedoch 88486 A. 8, 





8 438, Der Fortgang bes Verfahrens 
wirb durch den Anſchluß nicht aufgehalten. 

Die bereit3 anberaumte Hauptverhand- 
fung, ſowie andere Termine, finden an 
den beitimmten Tagen jtatt, auch wenn 
ber Nebenkläger wegen ber Kürze ber 
Zeit nicht mebr geladen oder benachrichtigt 
werden konnte. 


8439. Entſcheidungen, welche ſchon vor 
dem Anſchluß ergangen und ber ats⸗ 
anwaltſchaft bekannt gemacht waren, be⸗ 
dürfen keiner Bekanntmachung an den 
Nebenkläger. 

Die njehtung folder Entſcheidungen 
jteht auch Nebenfläger nicht mehr zu, 
wenn für die Staatsanwaltſchaft die Friſt 
zur Anfechtung abgelaufen ift. 


8 440. Hl in der Hauptverhanblung 
weder ber Nebenfläger noch ein Anwalt 
besielben erkhienen, fo wird das Urteil 
dem erfteren zugeftellt. 

Vergl. 88442, 431 U. 2, 


44 
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8 441. Der Rechtsmittel Tann ftch der 
Nebenfläger unabhängig von ber Staats 
ammaltfchaft bedienen 


Wird auf ein nur von dem Nebenfläger 
eingelegte Rechtsmittel die angefochtene 
eu ———— ſo liegt der Be⸗ 


der Staats⸗ 
anwaltſchaft 
Abj. 1. vergl. 8487 U. 1, 480. 


— h— 


8 442, Die Anſchlußerklaͤrung ver⸗ 
Yiert Widerruf, ſowie buch den 
Tod des Mägers ihre Wirkung. 
Beral g 438. — 344 A. 2 — 
8483 483 


uſchließen, ſteht auch demjenigen zu, 
welcher berechtigt nn bie Zuer eng 
einer Buße zu erlangen 
Wer bie Yuerlennung einer Dube im 
einem auf erhobene öffentfiche Kla 
angigen Berfahren beantragen wi —* 
ſich zu dieſem der Klage al als Neben- 
Häger anſchlie 
Ubi. 1. vergl. St. G. B. 
ei. v. 11. Juni 187 
u. 818; RG 


188, 231; 
bet das 


vom 9. Sanuar 1876 816; Ne 
betr. ben Schub ber —— 


8446. 
445 finden sl den Fa 


Strafprozeßorbnung. 88 441 bis 446. 


10. Jan. 1876 He Rchsgeſ. Fe da⸗ 
Urheberr. an u. ſ. 

11 Januar 1876 8 N: Rn. Paint: 
geſetz vom 25. Mai 1877 8 36 


8 444, Der Untrag auf Zuerfennung 
einer Buße kann bis zur Berfünbung 
des Urteils eriter Inſtanz geftellt werden. 

Der Untrag kann bis zur Verkündung 
bes Urteils girüdgenommen, ein zurüd- 
genpmmener Untrag kann nicht erneuert 


Wird der Ungella freigefprochen. o an 
das Verfahren Eingeheil, oder die 

ohne Urteil erledigt, fo en t aud der ar 
rag ohne weitere cheidung für er- 


Er Anfprusch auf Buße Tann von den 
Erben bes Verlepten nicht erhoben oder 
fortgefegt werben. 

bl. 1 vergl. 8436 U. 1. 
8 ne vergl. 8495 und St. ©. 








8 445. Der Nebenfläger hat ben Be- 
trag, M welchen er als Buße verlangt, an- 
ar einen nen Höheren Betrag der Buße 

beantragten, darf nicht erfannt 
erben 


—— — 


Die Beitimmun en ber 88 444, 


von dem: die * Be⸗ 
anfprucpenben bie Privatklage erhoben 


Sechſtes Buch, 
Veſondere Arten des Verfahrens. 


o ⸗ 


Erſter Abſchnitt. 
Verfahren bei amtsrichterlichen Strafbefehlen. 
— In den zur Zuſtändigleit der ae feftfegen will und bie Staatsan⸗ 


en te ge Sadıen, mit 
— —— Se 
richtsverfaſſungsgeſetzes bezeichneten Ver⸗ 
geben, fann d N riitliden Strafbefehl 
des — E ohne —A— Ver⸗ 
handlung eine — f AHA werden, 


ft ſchriftlich 

— S bei HL darf jedoch 
einen Strafbefe i 

feine anbere Strafe als Gelditrafe von 

höchitend einhundertfünfzig Marl oder 

Sreiheitöftrfe von höchitens jechd Wochen, 

ſowie eine etwa verwirkte Einziehung feſt⸗ 


werden. 
er Ueberweifung bes Veſchuldigten an 
die Landesbehörde darf in einem Straf⸗ 
bejehle nicht ausgeiprochen werben. 
Abſ. 3. Vergl. St. G. ©. 8363 und 
a gaterbrechung der Verjährung, 





8 448, Der Anten tft auf eine be 
ſtimmte Strafe ten. Der Amts⸗ 
diener hat demſe en zu entjprechen, wenn 
ber Erlaffung nn Enraſbefehls Bedenken 


gegenſte 

be ber eseidhter Bedenken, bie 
Strafe ohne Hauptverhandlung feitzufegen, 
fo iſt bie Sache zur Hauptverhandlung zu 
bringen, Dasjelbe gilt, wenn ber Umts- 
ruhter eine andere als die beantragte 


haft bet ihren Antrage beharrt. 
Abſ. 2. Vergl. 8209 U. 2. 


8 449. Der Gtra bejeil muß außer 
ber Feſtſetzung der bie_ftrafbare 
Dondtung, dad ang Strafgeſetz 
und die Beweismittel bezeichnen, auch die 
Eröffnung enthalten, da ve vollſtreckbar 
werde, wenn der Beſchuldigte nicht binnen 
einer Bode nach der Yujtellung bei dem 
—— e ſchriftlich oder zu Prototoll 

erichts hreiberd Einſpruch exhebe. 

Auf ben Einfpruh kann vor Ablauf 
der Friſt verzichtet werben. 

“bj. 1. Vergl noch 8 496 U.1. 


450. Ein Strafbeiehl, gegen welchen 
nicht rechtzeitig Einſpruch erhoben worden 
ift, erlangt die Wirkung eines rechts⸗ 
fräftigen Urteils, 


8 451. Vei vechtzeitigem Einſpruche 
wird zur SHauptverhandlung vor bem 
Schöffengerichte gejchritten, ſofern nicht 

eginn Derjelben Die Staats⸗ 
—— 5 mid fallen laͤßt oder 
en 











laſſen. 
44* 
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Bei ber Urteilsfällung ift Das Schöffen- 
geriht an ben in dem Gtrafbefehle ent- 
haltenen Ausspruch nicht gebunden. 

Abſ. 1. Ausnahme von 8154. 
Abſ. 2. vergl. 8 452 A. 1. 
Abſ. 3. vergl. noch 8270, 





8 452. Bleibt der Ungellagte ohne 
genügende Entſchuldigung in der Haupt⸗ 
verhandlung aus, und wird er auch richt 


Strafprozekordnung. 88 452 bis 457. 


vertreten, jo wirb 
eißaufnahme durch 


egen ben 
ieberein- 
ewährt 
mehr 


durch einen Berteidi 
der Einfpruch ohne 
Urteil verworfen. 
Ein Ungeflagter, welchem 
Ablauf der Einſpruchsfriſt 
ſetzung in den vorigen Stand 
worden war, Tann bie letztere ni: 
gegen das Urteil beanjpruchen. 


Abſ. 2. vergl 8 234 


Bmweiter Abſchnitt. 
Verfahren nad) vorangegangener polizeiliher Strafverfügung. 


8 453. Wo nad) den Beitimmungen 
der Landesgeſetze die Polizeibehörben be- 
ſugt find, eine in den Strafgeſetzen an⸗ 
gedrohte Strafe durch Verfügung feit- 


zuſetzen, erjtredt fich diefe Befugnis nur 


auf Uebertretungen. . 
Auch Tann die Molizeibehörbe Teine 
andere Strafe als Haft bi zu vierzehn 
Tagen ober Gelbftrafe und diegenige Haft, 
welche für den Fall, daß bie Gelditrafe 
nicht beigetrieben werben Tann, an bie 
Stelle der Tegteren tritt, fomwie eine etwa 
verwirkte Einziehung verhängen. 

Die Strafverfügung muß außer ber 
Feſtſetzung der Strafe die ftrafbare Hand“ 
lung, dad angemwendete Strafgefeg und 
bie Beweismittel bezeichnen, aud) die Er- 
Öffnung enthalten, daß der Beſchuldigte, 
fofern er nicht eine nad) den Geſetzen zur- 
gelaffene Beſchwerde an bie höhere Poli» 
eibehörde ergreife, gegen bie Strafper- 
nung binnen einer Woche nad) der Be- 
kanntmachung bei der Polizeibehörde, 
welche biefe Verfügung erlaffen hat, oder 
bei Dem zuftändigen Amtsgericht auf ge 
richtliche Entſcheidung antragen könne. 

Die Strafverfügung wirkt in betreff 
der Unterbrechung der Verjährung tie 
eine richterlihe Handlung. 

Sergl, Einführungsgeieg 86 Zahl 3, 


Abſ. 1. Siehe St. G. B. 81 U. 3. 

Abi. 2. Vergl. St. ©. B. 88 28, 29. 
— Ueberweiſung an bie Landespolizei- 
behörde iſt unzntälie: 88447 U. 3. 

Ubi. 4. vergl ©t. ©. B. 868. 





8 454. Der Untrag auf gerichtliche 
Entſcheidung kann bei ber Polizeibehörde 


ſchriftlich oder mündlich, bei dem YUmts- 
gericht fchriftlih oder zu Protokoll des 
erichtsſchreibers angebracht werden. 

Die Polizeibehörde überjendet, falls fie 
nicht die Strafverfügung zurüdnimmt, die 
Alten an die zuftändige Staatsanmalt- 
ſchaft, meldhe fie dem Amtsrichter vorlegt. 


Abſ. 1: 8458 U. 3; 48. 





8 455. Gegen die DVerfäumung der 
Antragzfrift ift unter den in 8844, 45 
iederein- 


bezeichneten Soraußjegungen 
fegung in ben vorigen Stand zuläffig. 
Das Geſuch ift bei einer der im 8454 
Abſ. 1 genannten Behörden anzubringen. 

Acer das Geſuch entſcheidet der Amts- 
richter. 

Die Beſtimmungen de 846 Abſ 2, 3 
finden Hier gleichfall3 Anwendung. 

Ubf. 2: 8454 U. 2. 


— — 


8 456. Iſt der Antrag rechtzeitig 
angebracht, jo wird zur Hauptverhand⸗ 
fung vor dem Schöffengericht gefchritten, 
ohne daß e3 ber Einreihung einer Un- 
Hageichrift ober einer Entfcheidung über 
an Eröffnung des Hauptverfahrens be» 
a 


Bis zum Beginn ber Hauptverhand- 
fung Tann der Antrag zurüdgenommen 
werden. 


Ubi. 2. vergl $ 242, 





8 457. Das Verfahren vor bem 
Scöffengericht ift dasſelbe, wie im Falle 
einer von der Staatsanwaltichaft er- 
hobenen und zur Hauptverhandlung ver- 
wiejenen Anklage. 


Strafprozekordnung. 88 458 bis 464. 


Der Angeklagte kann ſich durch einen 
mit fchriftlichee Vollmacht verfehenen Ver⸗ 
teidiger vertreten laſſen. 

Bei ber Urteilsfällung ift das „Gericht 
an den Ausſpruch der Polizeibehoͤrde nicht 
gebunden, 


& 458. Stellt fih nach bem Ergeb- 
niffe der Hauptverhandlung bie That bes 
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Ungeflagten al3 eine folche bar, bei welcher 
die Polizeibehörde zum Erlaß einer Straf- 
verfügung nicht befugt mar, jo Hat das 
Gericht ie legtere durch Urteil aufzu- 
heben, ohne in der Sade ſelbſt zu ent- 
jcheiben. 

Vergl. 8152. 


—N ç— —⸗ 


Dritter Abſchnitt. 


Verfahren bei Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriſten über 
die Erhebung öffentliher Abgaben und Gefälle, 


8 459. Streafbeideide ber Verwal⸗ 
tungäbehörben wegen öutwiberhanblungen 
egen die Bor] Sriften über Die 

bung öffentlicher Abgaben und Gefälle 
dürfen nur Geldftrafen fowie eine etiva 
verwirkte Einziehung feſtſetzen. 

Der Strafbeſcheid muß außerdem die 
ſtrafbare Handlung, das angewendete 
Strafgeſetz und die Beweismittel bezeich⸗ 
nen, auch bie Bi enthalten, daß 
der Befchuldigte, ſofern er nicht eine nad) 
den Gejegen zugelafjene Beſchwerde an 
die höhere Berwaltungsbehörbe ergreife, 
gegen den Street binnen einer 
Woche nad) ber Belanntmacdjung bei der 
Verwaltungsbehörde, welche denjelben er- 
laſſen, oder bei derjenigen, welche ihn 
befannt gemacht hat, auf gerichtliche Ent» 
ſchedung antragen Tönne. 

Der Strafbeſcheid wirkt in betreff der 
Unterbrechung ber Verjährung wie eine 
richterfiche Handlung. 

Abf. 1. vergl E. 8.863.393 — 

St. P. D. 8463. 

Abſ. 3. vergl. St. G. B. 868. 


3 460. Bird auf gerichtliche Ent- 
ſcheidung an etragen, fo überfenbet bie 
Verwaltungsbehörde, falls fie nicht ben 
—— auzlchnimmt, ai * 

uſtändige Staatsanwa ‚ welche 
ſie um Gerichte borlegt. ae 


Vergl 8454 U. 1. 


8 461. In betreff der Wieberein- 
ſetzung in ben vorigen Stand finden bie 
Beſtimmungen des 8 455 entiprechenbe 
Unmwenbung. 











8 462. Iſt ber Untrag rechtzeitig 
angebracht, jo wird A ch Sauptverkand- 
lung vor dem zul igen Gerichte ge- 
fhritten ohne daß es der Einreichung 
einer Anbklageſchrift oder einer Ent» 
ſcheidung über die Eröffnung des Yaupt- 
verjahteng bedarf. 

i3 zum Beginn ber Hauptverhandlung 
kann der Untrag zurüdgenommen werden. 

Ubi. 1. Rechtzeitig, $ 459 U. 2. — 

ultändiges iht, ©. 8. ©. $ 27 


‚338.1. 
Ubi. 2. vergl. SA51LU.1; 456 4.2. 


8 468. Sit die in einem vollitred- 
baren Strafbeicheide feſtgeſetzte Gelditrafe 
von dem Beſchuldigten nicht beizutreiben 
und deshalb ihre Ummandlung in eine 
Sreiheitäitrafe erforderlich, jo iſt dieſe 
Umwandlung nad) Unhörung der Staat3- 
anwaltſchaft und des Beſchuldigten durch 
gerichtliche Entſcheidung —A 
ohne daß der Strafbeſcheid einer Prüfung 
bed Gerichts unterliegt. 

Die Entfcheidung über die Umwandlung 
erfolgt, wenn für eine Urteilsfällung das 
Schöffengericht zuftändig geweſen wäre, 
durch Verfügung des Amtsrichters, in den 
übrigen Fällen durch Beſchluß des Land⸗ 
gerichts. 

Gegen die Entſcheidung findet ſofortige 
Beſchwerde ſtatt. 

Abſ. 1: 8459 A. 1. — St. G. B. 

8 28, 29. 

Abſ. 2. vergl. G. V. ©. 88 27, 77. 
Abi. 3: 8 358. 


8 464. Hat bie Verwaltungsbehörbe 
einen Strafbeſcheid nicht erlaſſen und 
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lehnt bie Frege den an jte 
gerichteten Untrag auf Verfolgung ab, jo 
it die Verwaltungsbehörde befugt, ſelbſt 
die Unflage zu erheben. 

In einem folchen alle hat Ste einen 
Beamten ihre Verwaltungszweiges oder 
einen Rechtsanwalt al3 ihren %Xertreter 
zu beftellen und in ber Unflage nambaft 
zu machen. 

Ubi. 1. vergl 88 466, 468. — 8198. 


8 465. Die Staatsanmwaltfchaft ift zu 
einer Mitivirlung in jeder Lage des Ber- 
fahrens berechtigt. 

Bei der Yauptverhandlung muß fie 
vertreten fein; auch hat fie Die gerichtlich 
angeorbneten Ladungen zu berjelben zu 
bewirten. 

Alle tm Laufe bes . Verfahrens er- 
gehenden Enticheidungen find ihr bekannt 
zu machen. 

Abf. 1. vergl. 8 417. 


8 466. Im Uebrigen regelt fich das 
Verfahren auf die von der Verwaltungs- 
behörde erhobene Anlage nach den Kir 
bie Privatllage gegebenen Beitimmungen. 

Vergl. 88 414—434. 


8 467. Hat der Beſchuldigte 
einen Gtrafbeicheib auf gerichtliche 








egen 
nter⸗ 


Strafprozeßordnung. 88 465 bis 470. 


ſuchung angetragen, ober hat die Staat3- 
anmwaltihaft die Anklage erhoben, jo Tarın 
die Vermaltungsbehörde jih der Berfol- 
gung anſchließen, und fie Hat alsdann 
leichwi i einer von ihr erhobenen 
Vertreter zu beſtellen. 
Sn biefem Falle kommen bie für ben 
Anſchluß bes Verletzten als Nebenfläger 
gegebenen Beſtimmungen zur Anwendung. 
Abſ. 2. vergl. 88 435 442. 


8 468. Wenn bie Verwaltungsbe⸗ 
er bie —— —5 be N FR 
olgung angeſchloſſen hat, jo jind ihr 
Das Urteil und alle fonjtigen Entſchei⸗ 
dungen zuauitellen, auch wenn ſie bei 
Verkündigung vertreten geweſen ift. 
ZergL 8439. 


8 469. Die Friften zur Sinlegung 
von Nechtämitteln beginnen für die Ber- 
waltungsbehörde erſt mit der Buftellung. 

Zur Unbringung von Reviſionsan⸗ 
trägen und zur @egenerflärung auf folche 
fteht der Berwaltungsbehörde eine Friſt 
von einem Monat zu 


Ubf. 1, vergl. 8464 U.2, 418. 


gei e 
nflage einen 





Abf. 2. vergl. 88 384, 385. — Vexrgl. 
dagegen 1; 355, 8358; 359, — 
Friſtberechnung: 8842, 43. 


Vierter Abſchnitt. 


Verfahren gegen Abwefende, welche ſich der Wehrpflicht 
entzogen haben. 


8 470. Bei Unterfuchungen gegen: 
Wehrpflichtige, weldje in der Abſicht, 
ih dem te in den Dienft des 
nden Deere ober der Ylotte zu 
entziehen, ohne Erlaubnis das Bundes 
gebiet verlafjen haben oder nad er- 
reichtem militärpflichtigen Wlter fich 
außerhalb de3 Bundesgebietes aufhalten 
(8140 Abſ. 1 Nr. 1 des Gtrafgejeh- 


Difiziere unb im Offizierrange ftehenbe 
Aerzte des Beurlaubtenftandes, ſowie 
beurlaubte Reſerviſten und Wehrmänner 
der Land» ober Seewehr, melde ohne 
Erlaubnis ausgewandert jind (8 140 
Abſ. 1 Nr. 2 und 8360 Nr. 5 bes 


Strafgeſetzbuchs), Erſatzreſerviſten eriter 
Klaſſe, welche ausgewandert jind, ohne 
der Militärbehörde vorher Anzeige ge- 
madt zu haben (8360 Re. des 
Strafgeſetzbuchs), un 
Wehrpflichtige, welche nach öffentlicher 
Bekanntmachung einer vom Kaiſer für 
die Beit einer Kriegsgefahr erlajjenen 
beionderen Anordnung im Widerſpruch 
mit berfelben ausgewandert find ($ 140 
Hbf. 1 Nr. 3 bed Strafgeſetzbuchs), 
findet in Abweſenheit des Angeklagten 
eine Hauptverhandlung nach Maßgabe der 
folgenden Beſtimmungen ftatt, 
Ausnahme von 8319. 





Strafprozeßordnung. 88 471 bis 475. 


8 471. Yür das Verfahren ift ba2- 

jemt e Gericht zuftänbig, in deſſen Bezirk 

ngeflagte feinen lebten Wobnfi ober 
gönnen Aufenthalt im Deutſchen 


— hat. 
nn en lanır gleichgeitig gegen 


Perſonen gerichtet werben und 
bie "Bersentung Entfcheibung unge 
trennt erfolgen. 

Abſ. 1: 88. 


Abſ. 2. fiehe jedoch 8475 9.2. 





8 472. . Die Erhebung ber Anflage 
und bie Eröffnung der Unterfuchung er- 
folgt auf Grund emer Erflärung ber mit 
ber Kontrolle der Wehrpflichtigen beauf- 
tragten Behörbe, 

Diele Erflärung it in ben Fällen bes 
8140 Ubf. 1 Nr 1 de3 Strafgeſetzbuchs 
dahin auszuftellen: 

daß —* Wehrpflichtige 2 zu ben 
angeorbneten Reviſionen t geſtellt, 
daß Aufenthalt desſelben im 
Beten Reich nicht ermittelt worden, 


- ber angejtellten Erkundigun en 
ungeachtet jich Teine Umftänbe erg 
De — — ee mal * 

er tige, um ſi 

Eintritt in den Dienſt des ſtehenden 
Heeres oder der Flotte —A 
ohne Erlaubnis entweder 
gebiet verlaſſen Habe ober nach er⸗ 
reichtem militärpflichtigen Alter im 
Auslande verblieben ſei. 


In den Fällen des 8140 Abſ. 1 Nr. 2 
A — etzbuchs, ſowie bei Unter⸗ 
ngen gegen beurlaubte Reſerviſten 

erg ehrmänner wegen Auswanderns 
ohne Erlaubnis (8360 Nr. 3 bes Straf. 
eehbuche) it Die Erklärung dahin zu 


daf ber vaufenthait des Offiziers, bes 
Arztes, des Reſerviſten ober Wehr⸗ 
mannes im Deutſchen Reich nicht er⸗ 
mittelt, 

daß ihm eine Erlaubnis zur Aus⸗ 
wanderung nicht erteilt worden, und 

daß der angeſtellten Erkundigungen 
eachtet —2 ich leine Umſtaͤnde ergeben 
die —— ausſchließen, 

Bei = Unterfiesungen geyen Grfabre 
ei ngen een atzreſer⸗ 
viſten erſter Klaſſe wegen Auswanderns 
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360 Nr. 3 des Strafgeſegbuchs) tft bie 
nd dahin zu f Saffen: 

daß ber Aufenthalt bed (rfagreier- 

vilten im Beutfchen Reich nicht ermittelt 
worden fei, 
daß er von einer bevorſtehenden Aus⸗ 
wanberung ber Driftärbehörbe eine 
Unzeige nıcht gemacht — 

daß der angeſtellten Erkundi gungen 
ungeachtet ſich Teine Umfände ergeben 
daD en, welche die Annahme ausſchließen, 

B er ausgewandert ſei. 

In ben Zällen bes 8140 Abf. 1 Nr. 3 
des Strafgeſetzbuchs ift bie Erklärung da⸗ 
Hin zu falfen: 

baß ber uufenthatt be3 Wehrpflichtigen 
im Deutſchen Reich nicht ermittelt 
worden, und daß ber angeitellten Cr 
mittelungen ungenchtet fich Teine Um- 
ftände ergeben haben, welche bie An⸗ 
nahme ausschließen, baß er nach öffent- 
licher Belanntmacdhung ber betreffenden 
(lien Anordnung ausgewandert 
ei 
=— 


8 473. Die Labımg des Ungeflagten 
ur Sauptverhanblung erfolgt nad) Vor⸗ 
Nm ber Der 88 320, 321 Ubf.1. 

Ladung im Falle ber öffent- 
hen Buftellung, auch die Ungabe bes 
legten bdeutichen Wohnort oder Aufent⸗ 
haltsorts des Ungeflagten enthalten. 

Der —— sc A in i — —— 

zufügen, unentſchu 
—— —— der Angeklagte auf 
Grund der in —— bezeichneten Er⸗ 
klaäͤrung werde verurteilt werden. 





8 art. Zür bie Vanptnerhenl ng 
Findet bie Beitimmung bes 83223 Un 


menbung. 
Vergl 8 324. 





8 475. Sind bie borgeichriehenen 
Örmlichfeiten beobachtet, fo erfolgt 
des enden A 


Bebarf e8 in Unfehung eines Unge 


ohne Anzeige bei ber Militärbehörde | MHagten einer Beweisaufnahme, jo ift 
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Sade von den Übrigen zu trennen und 
gejondert zum Wbfchluffe zu bringen. 








Strafprogeßordnung. 88 476 bis 480. 


8 476. Die Suftellung bed Urteils 
erfolgt Ru a ber Bejtimmungen 
des 5 40 


dünfter Abſchnitt. 
Verfahren bei Einziehungen und Vermögensbeſchlagnahme. 


8 477. In ben Fällen, in melden 
nad) 842 des Strafgejehbuchd oder nad) 
anderweiten gelestichen eitimmngen auf 
Einziehung, Vernichtung oder Unbrauch⸗ 
barmadhung von Gegenitänden ſelbſt⸗ 
ftändig erfannt werden Tann, ift der Un- 
trag, ſofern Die Entſcheidung nicht ge 
Verbindung mit einem Urteil ber 
Hauptſache erfolgt, feitens ber ber Elantee 
anwaltichaft oder des Privatllägerd bei 
bemjenigen Deriite AR ftellen, welches 
für den Zerfolgung einer be 
ftimmten on zuftändig fein würde. 

An die Stelle des Schwurgerichts tritt 
bie an deſſen Sipungaorte beſtehende 
Strafkammer. 


Abſ. 1. Vergl. St. G. B. 8162; 


R . betr. das Urh ihre» v. 
a. uni 1870 88 21, 22, 25, 2 
Rchsgeſ. v. Fanuart 1876 (8 6 


' 10; Sannar Inne ( 9), 1 11. Sanuar 


1876 (8 1; ——— über den Mar⸗ 
Ten — ov. 1874 (817); 
Rchsgeſ. Über bie Preſſe v. 7. Mat 


1874 816, 20 und 21. 


8 478... Die Verhandlung und Ent- 
ſcheidun erfolgt in einem Termine, auf 
welchen die Beſtimmungen über die Haupt- 


ae mblung entiprechenden Verwendung 


Perſonen, welche einen rechtlichen An- 
— auf den Gegenſtand der Einziehung, 
en oder Unbrauchbarmachung 
find, ſoweit dies ausführbar er- 

— u bieſem Termine zu laden. 
Dieſelben können alle Befugniſſe aus- 
Aben, welche einem Angellagten zuſtehen, 
ſich auch durch einen mit ſchriftlicher Voll⸗ 
macht verſehenen Verteidiger vertreten 
laſſen. Durch ihr —— wird 
das Verfahren und die Urteilsfällung 

nicht aufgehalten. 

Abſ. 1: G. V. G. 88 170, 173 - 176. 


8 479. Die Rechtsmittel ‚gegen das 
Urteil ftehen der Staatsanwaltichaft, dem 
Privatfläger und den im $478 bezeich- 
neten Perjonen zu. 


8 480. Auf bie im 8 93 des Straf. 
6* vorgeſehene Beſchlagnahme des 
ermögens eines Angeſchuldigten finden 
die Be immungen ber 88 333335 und 
auf die in gu des Straf igelegbude 
borgejehene Ihlagnahme Die 
ftimmungen der 88 325, 326 entfprediense 
Unmwendung. 








Siebentes Buch. 
Strafvollfirekiung und Koflen des Berfaßrens. 


m 


Erfter Abſchnitt. 
Strafvollſtreckung. 


8 481. Strafurteile find nicht voll⸗ 
Hueber, bevor fie rechtsfräftig geworben 
ind, 


u 88 47, 400, 450; 349 und 
0.8.0. 8183 U.2. 





8 482, Auf die zu vollitredende Frei⸗ 
heitöitrafe ift unverfürzt diejenige Un⸗ 
terfuchungshaft anzuredjnen, meldhe ber 
Angeklagte erlitten bat, feit er auf Ein- 
legung eines Rechtsmittels verzichtet ober 
da3 eingelegte Rechtsmittel zurüdge- 
nommen hat, ober jeitbem bie Einlegungs- 
frift abgelaufen ift, ohne daß er eine 
Erflärung abgegeben hat. 

Zurüdnahme von Nechtömitteln: 

2 344, 345. — Im übrigen vergleiche 

ezüglic) der Unre nung der linter- 

fuhungshaft St. ©. B. 8 60, 





8 483. Die Strafvollitredung erfolgt 
durch die Staatdanmaltihaft auf Grund 
einer von dem Gerichtsfchreiber zu er- 
teilender, mit der Befcheinigung ber Voll- 
ftredbarfeit verjehenen, beglaubigten Ab- 
ſchrift der Urteilsformel 

Den Umtsanmwälten fteht bie Straf. 
vollſtrekung nicht zu. 

Für die AZuftändigleit der Schöffen- 
gerichte gehörigen Sachen kann durch An⸗ 
ordnung ber Lanbesijujtizvermaltung die 


I 


Strafvollſtreckung den Amtsrichtern über- 
tragen werden. 
Abſ. 1. vergl noch G. V. &. 88 163, 
164 — —— bon Ordnungs⸗ 
ſtrafen, &. ©. ©. 88181, 182. 





8 484. Zn Sacen, in denen das 
Neichögeriht in erfter Inſtanz erkannt 
et, jteht das Begnadigungsrecht dem 

atjer zu. 

Berg. G. 8. ©. 8186 3. 1, — 
Außerdem übt der Kaiſer das Begnabi- 
gungsrecht in Elfaß-Lothringen cuß, 
vergl. Rchsgeſ. betr. bie Bereinigung von 
Eljap-©otgrigen mit dem Deutjchen 
Reiche vom 9. Juni 1871 83. 





8 485. Todedurteile bedürfen zu ihrer 
Bollitredung feiner Beſtätigung. Die 
Bollitredung ift jeboch exit zuläffig, wenn 
die Entfchließung bes Staat3oberhauptes 
und in Sacen, in benen das Reichsge⸗ 
richt in erfter Inſtanz erlannt hat, bie 
Entſchließung des Kaiſers - ergangen tit, 
bon dem Begnabigungsrechte keinen Ge- 
brauch machen zu mollen. 

An ſchwangeren ober geijtesfranfen 
Perſonen barf ein Todesurteil nicht voll- 
ſtreckt werden. 


Vergl. 8490 A. 1. 
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8 486. Die Vollftredung der Todes⸗ 
firafe erfolgt in einem umſchloſſenen 


Bet der Vollſtreckung müffen zwei Mit- 
giieber bes Gerichts erſter Inſtanz, ein 
eamter ber Staatsanwaltſchaft, ein Ge⸗ 
richtöfchreiber und ein Gefängnisbeamter 
gegen fein. Der Gemeindevorſtand des 
3, wo bie Himrichtung ftattfindet, iſt 
aufzufordern, zwölf Perſonen aus ben 
Vertretern ober aus anderen adıtbaren 
Mitgliedern der Gemeinde abzuorbnen, 
um Hinrichtung ehe 
Außerdem ijt einem Geiltlichen von 
dem MNeligionäbelenntniffe de3 Verur⸗ 
teilten und bem Verteidiger unb nach bem 
Ermeſſen be3 die Bollitredung leitenden 
Beamten auch anderen Perjonen der Zu- 


tritt vw atten, 
u den Hergang ift ein Protokoll 
aufzunehmen, IDeidhen von dem Beamten 


der Staatsanmwaltichaft und bem Gerichts⸗ 
Ichreiber zu en iſt. 

Der Leichnam des Hingerichteten iſt den 
Ungehörigen desſelben auf ihr Verlangen 
zur einfachen, ohne Feierlichkeiten vorzu- 
nehmenden Beerdigung zu verabfolgen. 

Ubf. 1. und zmar durch Enthauptung 

(St. © 8. 813.) 


8 487. Die Vollitredung einer Frei⸗ 
—— iſt aufzuſchieben, wenn der 
erteilte in Geiſſieskrankheit verfällt. 

Dasſelbe gi 
wenn bon Uftredung eine nabe 
Lebensgefahr für den Berurteilten zu be» 
forgen teht. 

ie Strafvollitredung kann auch dann 
aufgeſchoben werden, wenn ſich ber Ver⸗ 
urteilte in einem koͤrperlichen Zuſtande 
befindet, bei welchen eine fofortige Voll⸗ 
ftredung mit ber Einrichtung der Straf 
anftalt unverträglid) if. 

Vergl. 8490. — 8488 U. 1. 





8 488, Auf Untrag des BVerurteilten 
kann bie Vollſtreckung aufgeichoben 
werben, Iofern durch die fofortige Voll- 
ftredung Verurteilten oder der 
Familie desielben erhebliche, außerhalb 
bes Strafzwecks Tiegende Nachteile er- 


wachſen. 

Der Strafaufſchub darf den Zeitraum 
von vier Monaten nicht überſteigen. 

Die Bewilligung desſelben kann an eine 


bei anderen Krankheiten, | 
ber 8 


Strafprozekorbnung. 88 486 bis 492, 


Süherheitäleiftung oder anbere Bedin- 
gungen gefnüpft werben. 

ef 1. vergl 8.490, 

Abſ. 8: 8118. 





8 489. Die Staatsanwaltſchaft ift be 
ar behufs Vollitredung einer Freiheits⸗ 
afe einen Borführungs- oder Haftbe- 
fehl zu exlaflen, werm ber Berurteilte auf 
keitt ber Sreafe Mb nit Aeheit ya 
afe nicht ge 
der ber verbädtig i 


0 
Auch kann von ber Staatsanwaltfcaft 
zu bemjelben Bivede ein Stedbrief erlaffen 
werben, wenn ber Verurteilte flüchtig ift 
ober fich verborgen hält. 
Diefe Befugniſſe ftehen im alle des 
8483 Abſ. 3 au dem Umtörichter zu. 
Abſ. 1. vergl: 8112 
Abſ. 2. vergl 8 131. 


8 490. Wenn über bie Auslegung 
eine3 Strafurteil3 oder fiber bie Bere. 
nung ber erkannten Strafe Zweifel ent- 
ftehen, oder wenn Einwendungen gegen 
bie Buläffigkeit ber Strafvollitredung er» 

ben werben, fo ift die Enticheibung bes 

ichts herbeizuführen. 

Dasſelbe gilt, wenn nad) Maßgabe bes 
—* Einmenbungen gegen bie Ab⸗ 
ehruungen eines Antrags auf Wufichub 
der Strafoolfftredung erhoben werben. 

Der Tortgang der Vollitredung wird 
Hierdurch nicht mt; das Gericht kann 
jedoch einen Aufichub oder eine Unter 
bredung ber XVollitredung anorbnen. 


Ubf. 1. vergl 8 494, 


8 491. Kann eine verhängte Geld⸗ 
ftrafe nicht beigetrieben werden und fit 
bie Seitfegung der für biejen Fall ein- 
tretenden eibeitäftrafe unterlalien 
worden, fo iſt die Gelbitrafe nachträglich 
von dem Gerichte in bie entſprechende 
Treiheitäftrafe umzuwandeln. 

Vergl. 8494. — Ummandlung ber 

Geldftrafen St. ©. B. 828 ff. 


R; 492. Sit jemanb durch verſchiedene 
t3fräftige Urteile zu Strafen verurteilt 
worden, unb find dabei die Borfchriften 
über die Zuerkennung einer Gejamtitrafe 
($ 79 bes Strafgeſetzbuchs) außer Be- 
tracht geblieben, jo find die erkannten 
Strafen durch eine nachträgliche gericht- 








Strafprozeßordnung. 88 493 bis 498. 


—* 8 auf eine Gejamtitrafe 
Vergl 8494. 


— — 


8 498, Iſt der Verurteilte nach Be⸗ 
Fi ber Strafvollitredium umg wegen Krank⸗ 
in eine von ber Strafanſtalt ge- 
trennte Kranlenanſtalt gebracht morben, 
io iſt die Dauer des Aufenthalts in der 
Kranlenanftalt in bie Strafzeit einzu 
rechnen, wenn nicht der Derurteilte mit 
der Abficht, bie Stra afpoflitredung zu 
unterbeochen, die Krankheit herbeigeführt 


"Die Staatsanwaltſchaft Hat im letzteren 
Falle eine Entſcheidung bes Gerichts her- 


beizuführen. . 


8 494, Die bei ber Strafvollftredung 
notwendig werdenden gerichtlichen Ent- 
—— (88 490-433) werden von 

Gericht eriter Inſtanz ohne münd⸗ 

oe erhanbäuh „ertalfen, 
r ber Entf g iſt ber Staatz- 
antaltichaft und dem. 9 Berurteiften Ge 
legenheit au geben, Unträge zu ftellen und 


zu begrün 
Kommt es auf bie Feſtſetzung einer 
Geſamtſtrafe an (8492), und waren bie 
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verſchiedenen hierdurch abzuändernden Ur- 
teile von verjchtedenen Gerichten erlafjen, 
jo Neht bie Entſcheidung demj emi en Ge⸗ 

te zu, welches die ſchw trafart 
oder bei Strafen gleicher Art bie Hochite 
Strafe erfannt hat, falls hiernach aber 
mehrere Gerichte zuftändig fein mürben, 
bemjenigen, beifen teil ulegt ergangen 
ift. r das hiernach maßgebende Urteil 
bon einem Gerichte höherer In 
laffen, jo fegt das Gericht erfter Inſtan 
He fig Bra der a jr = 

eichsgericht in e erlaſſen, 
—**— ericht bie Sean fe feſt. 

Seen bee Entſcheidung Findet, ine 
fofern fie nicht von bem Heichägericht 
erlafien find, fofortige Beſchwerde ftatt. 

ar L 8.6. A. 80, 82, 

2. vergl 1 hoc 
sı86 9 4. vergl — 6.826. 


N 


8 495. Die Bollfenfung ber über 
eine. Vermö ne ober eine Buße er 
angenen g erfolgt nad) ben 
Bo ken Aber Di über die Bollitredung ber 
Urteile der Livilgerichte. 


Bergl. C. P. O. 8644 fi. 


Bweiter Abſchnitt. 
Koften des Derfahrens. 


84 Jedes Urteil, jeder Straf⸗ 
befehl Mb jede eine Unterfuhung ein- 
eliende Entigeibung muß darüber Be 

treffen, von wem die Koſten 
beB Ber ahrens zu tragen find 

Wenn über bie Höhe, ber Koften ober 
über die Notwendigkeit der unter ihnen 
begriffenen Auslagen Streit entiteht, jo 
crioln —— beſondere Entſcheidung. 


u: Gerichtskoſtengeſetz v. 

—* an 878; Gebührenordnung für 
Zeugen und eritändige v. 30. 
Kun 1878; ebifrenorbnung für Be 
—— v. 24. Juni 1878; Ge⸗ 
vahren⸗ r g für Rechtsanwälte v. 
7. Juli 1070 — Vergl. noch 85 499, 


⸗ ⸗ 


— — 


entſtandenen, 


8 497. Die Koſten, mit Einſchluß 
ber durch bie orbereitung ber öffent 
lichen Klage und die Gtrafvollittedung 
hat ber Angeklagte 
tragen, wenn er zur Strafe verurteilt 
wi 

Stirht ein Berurteilter vor eingetretener 
—— — des Urteil, fo haftet fein 

laß nicht für Koſten. 
Abſ. 1. vergl 500 


— 


einer Unterfuchu 
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ftanden find, fo ift er von deren Tragung 
zu entbinden., 

Mitangellagte, welche in bezug auf die⸗ 
ſelbe at jur Strafe verurteilt find, 
haften für die Auslagen ala Gejamt- 
ſchuldner. Died gilt nicht von den durch 
die Strafvolfitredung ober die Unter- 
fuchungshaft entjtandenen Soften. 





8 499. (Einem freigeiprochenen ober 
außer Verfolgung gejegten Ungejchuldigten 
find nur ſolche Koiten aufguerlegen, welche 
F durch eine fchulbbare Verſaäumnis ver⸗ 

at. 


u 5 

Die dem Angeſchuldigten erwachſenen, 
notwendigen Auslagen Tönnen ber Staats- 
kaſſe auferlegt werben. 


Abf. 2. vergl 8150, 





8 500. Bei mechleljeitigen Beleidi⸗ 
ngen oder Störperverlegungen wird Die 
erurteilung eines ober beider Teile in 
die Koſten dadurch nicht ausgeſchloſſen, 
daß einer derſelben oder beide ſtraffrei 
erflärt werden. 
Vergl. St. G. B. 88 199, 233. 





8 501. Sit ein, wenn auch nur außer⸗ 
gerichtliches Verfahren durch eine twider 
— — iſen — Ser auf grober 

ahrläffigleit beruhende Anzeige veran- 
laßt worden, fo kann das Gericht bem 
Unzeigenden, nachdem derſelbe gehört 
worden, bie der Staatsfaffe und dem 
ſchuldigten erwachſenen Koften auferlegen. 

War noch lein Gericht Sache 
befaßt, ſo erfolgt die Entſcheidung au 
den Antrag der Staatsanwaltſchaft dur 
dasjenige Gericht, welches für die Er⸗ 
öffnung des Hauptverfahrens zuſtändig 
geweſen waͤre. 

Gegen die Entſcheidung findet ſofortige 
Beſchwerde ſtatt. 

Abſ. 3. 8 359. 





8 502. Erfolgt eine Einftellung bes 
Verfahrens wegen Burüdnahme bezjenigen 
Antrags, duch welchen dasſelbe bedingt 
war, jo hat der Untragfteller die Koften 
su tragen, 


Vergl 8.259. 


nn nenn 


Strafprozeßordnung. 88 499 bis 505. 


8 503. In einem Verfahren auf er- 
hobene Privatffage hat der Perurteilte 
auch die dem Privatfläger erwachſenen 
notwendigen Auslagen zu erftatten. 

Wird ber Beichuldigte außer Verfol- 


g gelebt ober freigeiprochen, ober wird 
—* ren AN efteikt, o fallen dem 


Privatfläger die Koſten des Berfahrens 
ſowie die dem Beichuldigten erwachſenen 
notwendigen Auslagen zur Laſt. 

Iſt den Anträgen des Privatklägers 
nur zum Teil entiprochen mworben, fo 
kann das Gericht die Koften angemeffen 
verteilen. 

Mehrere Privatfläger und mehrere Un- 
geflagte haften als Gejamtichulbner. 

‚Unter den nad) ben Beitimmungen 
dieſes Paragraphen zu erjtattenden Aus⸗ 
lagen find, wenn fich der Gegner ber er- 
ftattungspflichtigen Partei eines Rechts⸗ 
anwalts bedient, die Gebühren unb Aus- 
lagen de3 Anwalts infoweit inbegriffen, 
als folche nad) der Beſtimmung be3 8 87 
der Eivilprozeßordnung bie umterliegende 
Partei der obfiegenden zu erftatten hat. 


Abſ. 2. vergl 8419, — 8437, 504 
12. i 


— — — 


be — in Ile pe 8 173 

nge igte außer Verfolgung ge 
ſetzt oder freigefprochen, oder das Ver⸗ 
fahren eingeftellt, fo finden auf ben An⸗ 
tragfteller die Beſtimmungen be3 $ 503 
ar 2, 3, 4 entiprechende Anwendung. 
Das Geriht kann jedoch nad) Befinden 
der Umitände den Antragſteller von ber 
Zragung der Koften ganz; oder teilweife 
entbinden 


Bor der Entſcheidung über den Koften- 
punkt ift der Antragſteller zu Hören, jo- 
fern er nicht als Nebenkläger aufzutreten 
berechtigt war. 

Abſ. 1. vergl 8175. 





8 505. Die often eines zurüdge 
nommenen ober erfolglos eingelegten 
Nechtämittel3 treffen denjenigen, ber Da3- 
felbe eingelegt hat. War das Rechtsmittel 
von ber Staatsanwaltſchaft eingelegt, fo 
lönnen die dem Delänifbigten ermadjienen 
notwendigen Auslagen Staaislaſſe 
auferlegt werden. Hatte das Rechtsmittel 


Strafprogekorbnung. 88 505 bis 506. 


teilmeifen Erfolg, jo kann ba8 Gericht bie 
Rollen angemefle verteilen. 

m „Don den Koſten, welche 
* 


auf Wiederaufnahme 

durch —— ù— Urteil ge⸗ 
ofen Berfahrens berurfacht worden 
Die Koſten ber Diebereinfegu ng in ben 
—* Stand fallen dem ntragſteller 
daſt, ſoweit nicht durch einen un⸗ 
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begründeten Viderſpruch des Gegners 
entſtanden ſind. 


— — 


8 506. In den zur Zuſtändigkeit des 
—— — in erſter Inſtanz gehörigen 
Sachen find bie von ber Staatskaſſe zu 
tragenden Koften ber Reichskaſſe aufzu- 
erlegen. 
Vergl. 8. V. G. 8136 3. 1. 


— — — — — — 





VW . 
Gerichtskofleniwefen, 


A. Gerichtskoſtengeſetz. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 


König von Preußen ze. 


verordnen im Namen des Reichs, nad erfolgter Zuſtimmung 
des Bunbesrats und des Reichstags, was folgt: 


Erfter Abſchnitt. 
Allgemeine Befimmungen. 


8 1, Sm ben vor die orbentlichen 
Gerihte gehörigen Rechtsſachen, auf 
welche bie Civilprozeßordnung, die Straf- 


prozeßorbnung oder bie Konkursordnun 
anmenbung finbet, werden Gebühren u 
——F Gerichte nur nach Maß⸗ 
gabe dieſes Geſetzes erhoben. 


2. Eine Erhebung von Stempeln 
um anderen en neben den Ge- 


bühren findet nicht ftatt. 
en bon denen im RBerfahren 
Gebrauch gemacht wird, find nur injo- 


weit einem Stempel oder einer anberen 
Abgabe unterworfen, als fie e3 ohne 
dieſen Gebrauch fein würden. 

Urkunden, welche im Verfahren errichtet 
werden, bleiben, fomweit ihr Inhalt über 
den Gegenjtand des Verfahrens hinaug- 
geht, den allgemeinen Vorfchriften über 

hebung von Stempeln oder anderen 
Ubgaben unterroorfen. 





88 In einem weiteren Umfange, 
al3 die Prozekorbmungen und biefes Ge⸗ 
feg es geitatten, barf bie Thätigleit der 
Gerichte von der Giceritellung oder 
Sahlung ber hren ober Auslagen 
ni hängig gemacht werben. 


84. Ueber Erimmerungen bed Zah⸗ 
lungspflichtigen ober der Staatstaſſe 
gracn den Unfah von Gebühren oder 

uslagen enticheidet das Gericht ber In⸗ 
ſtanz gebührenfrei. Die Enticheidung kann 
von Gerichte, welches biejelbe ger 
troffen hat, ſowie von dem Gerichte der 
höheren Inſtanz bon Amtswegen ge 
a Entieibung findet 8 

gen bie ng e⸗ 
ſchwerde nach Maßgabe der 88 568675 
der Civilprozeßordnung, in Syeſſacn 
nah Maßgabe ber 89846852 der 
Strafprozeßordnung Statt. 

Die Einlegung von Erinnerımgen ober 
Bejchwerden kann duch Erflärung zum 
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teiligten entitanden find, nteberzufchlagen, 
und für abweiſende Befcheibe, wenn ber 
Untrag auf nick anzurechnender Un⸗ 
fenntnis der Ber hältniffe oder auf Un- 


wiſſenheit beruht, Gebührenfreiheit zu ge 
währen. 


Gef ätstoftengeieg. 88 5 bis 11. 


rotofolfe des Gerichtsichreibers oder 
iſtlich ohne Mitwirtung eines Un- 
walts erfolgen. 


85 Eine Nachforderung -von Ge 


ricteloiten ivegen irrigen Uinfapea ift nur 
u njaß vor 








uf De nahen Rufen te n r 
u n a jahres na . 
rechtäfräftiger oder ogiige Erledigung it Smangig Pfennig einer Gebühr 
öl dem Zahlungpflichtigen * beträge, welche ohne Bruch 
— mich * ehn teilbar a ekn auf 
86. Die ichte find befugt, Ge n öheren dur teilbaren 
bühren, welche durch eine unziöge Ber | Yerrag abgerundet, 


—— —— — 


handlung der Sache ohne Schuld der Be⸗ 


Zweiter Abſchnitt. 
Gebühren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. 


88. In buͤrgerlichen Rechtsſtreitigkeiten werden die Gebühren nach dem Werte des 
Streitgegenjtande8 erhoben. 
Die volle Gebühr beiträgt bei Gegenſtänden im Werte: 


1. bis 20 ME. einſchließlich 1 mt. 


2. von mehr ald 20 bis 60 ME. einihließlih 2 „ 40 Bf. 
8. nn. 60.120 „ „ 4 „60 „ 
4. , „ „ 120 „ 200 „ w 7,90, 
5 nn MO „30 „ „ uU, 

6. ” ” " 300 ⸗ 450 m " 15 ” 

1. ⸗ ” ” 450 ” 650 ”„ n 20 ” 

3%. 5» Hrn 650.900 „ ) 26 

9.3 9800 „ 120 „ „ 32 
10. 1200 1600 „ „8, 

11. ” ” " 1600 ” 2100 ” n 44 " 

12. „  n „ 2100 „ 270 „ „50, 

18. „ n 270 „ 3400 „ „56 „ 

14. u 5% u 300 „ 4300 „ „ 62 

15. n ⸗v 4300 „ ” ” 68 n 

16. 7 0» 5400 „ 6700 „ n 74 „ 

1%. „0m 6700 8200 „ 81. 

18. 8200 10000 90 


Die ferneren Wertsklaſſen ſteigen um je 2000 Mark und die Gebühren um je 


10 Mark. 


89. Für die Wertberechnung find die | unter 200 ME, und nicht über 50000 ME. 


Vorſchriften der Civilprozeßordnung 88 3 
bi3 9 und ber Konkurdordnung 8 148 
mit den nachſtehenden Beitimmungen 
maßgebend. 





810. Bet nicht vermögensrechtlichen 
Anſprüchen wird der Wert des Gtreit- 
gegenjtandes zu 2000 Mark, ausnahms⸗ 
weile niedriger oder höher, jedoch nicht 


angenommen. 

ft mit einem nicht vermögendrecht- 
lichen Anſpruch ein aus ihm hergeleiteter 
vermögenärechtlicher verbunden, jo ift nur 
ein Anſpruch, und zwar der höhere, maß- 
gebend. 





8 11. Someit Klage und Widerflage, 
welche nicht in getrermten Prozeſſen ver- 
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Fre werben, benfelben Streitgegen- 
tand betreffen find die Gebühren nad) 
dem einfachen Werte dieſes Gegenjtandes 
gu berechnen. Someit beide Klagen nicht 
enfelben Streitgegenitand betreffen, find 
die Gegenitände zufammenzurechnen. 
Das Gleiche gilt für wechſelſeitig ein- 
gelegte Rechtsmittel, welche nicht in ge⸗ 
trennten Prozefien verhandelt werden. 


8 12. Für Alte, welche einen Teil 
des GStreitgegenftandes betreffen, find bie 
Gebühren nur nach dem Werte dieſes 
Teils zu berechnen. 

Eind von einzelnen Wertäteilen in der- 
felben Inſtanz für gleiche Alte Gebühren 
au berechnen, fo darf nicht mehr erhoben 
werden, al3 wenn die Gebühr von bem 
Gefamtbetrage ber Wertöteile zu berechnen 
wäre; treten für die Afte verfchiedene Ge- 
bührenfäge ein, fo ift der höchſte Sat 
maßgebend. 


8 13. ür Ute, welche Früchte, 
Nupungen, Binfen, Schäden oder Koſten 
Nebenforderungen ohne den Hauptanfpruch 
betreffen, ift der Wert der Nebenforbe- 
rungen injomeit maßgebend, ala er den 
Wert des Hauptanſpruchs nicht überfteigt. 

Tür Alte der Zwangsvollſtreckung wegen 
einer Geldforderung werden die einzu- 
ziehenden Zinſen mitberechnet. 

Für Alte, welche bie Koſten des Rechts⸗ 
ftreit3 ohne den Hauptanſpruch betreffen, 
ift der Betrag der Koſten maßgebend. 











8 14. Bei jedem Antrag ift der Wert 
des Streitgegenftandes, fofern berjelbe 
nit in einer beiti Geldſumme be- 
fteht oder aus früheren Anträgen erhellt, 
und auf Erfordern auch ber Wert eines 
Teils desfelben fchriftlich oder zum Pro⸗ 
tofolle des Gerichtsſchreibers anzugeben. 

Die Angabe kann jederzeit berichtigt 
werden. 


8 15. Die zum Zwecke der Entidjei- 
dung über die Buftändigfeit des Pro— 
zeßgerichts oder die Zuläſſigkeit ber Re— 
vifion erfolgte Seitiegung des Wertes ift 
für bie Berechnung Gebühren maß. 
gebenb. 


8 16. Someit eine Enticheidung in 
Gemäßheit des $15 nicht ftattfindet und 
nad) ber Natur des Streitgegenſtandes 








—— — — — a a en — — 


Gerichtskoſtengeſetz. 88 12 bis 20. 


oder durch den Antrag einer Partei bie 
Feſtſetzung des Wertes erforderlich wird, 
erfolgt dieſelbe gebührenfrei durch Be⸗ 
ſchluß des Prozeßgerichts, bei der Bivangs- 
vollſtreckung, falls der Wert noch nicht 
feſtgeſetzt durch Beſchluß des Voll⸗ 
ſtreckungsgerichts. Die Feſtſetzung kann 
von dem Gerichte, welches dieſelbe ge⸗ 
troffen hat, ſowie von dem Gerichte der 
höheren Inſtanz im Laufe des Verfahrens 
von Amtswegen geändert werden. 

Gegen den Berhlub findet Beſchwerde 
nach Maßgabe ber 68 531 bis 538 ber 
Civilprozeßordnung und de3 84 Abſ. 3 
dieſes Geſetzes ftatt. 





817. Wird eine Abſchätzung durch 
Sachverſtändige erforderlich, fo iſt in dem 
Beſchluſſe, durch welchen der Wert feſt⸗ 
gelebt wirb (816), über die Koſten der 

Ihägung zu entſcheiden. Dieſelben 
fönnen ganz ober teilmeije der Partei 
zur Laſt gelegt werben, welche durch Un- 
terfajjung der ihr obliegenden Werts 
angabe oder duch unridtige Wertsan⸗ 
gabe, unbegründetes Beitreiten der Wert3« 
angabe oder unbegründete Beſchwerde die 
Abchätzung veranlaßt Hat. 





8 18. Die volle Gebühr (88) wird 


erhoben: 
1. für die kontradiktoriſche mündliche 
Verhandlung (Berhandlungsgebühr) ; 
2. für die Anordnung einer Beweis⸗ 
aufnahme (Bemweisgebühr) ; 
8. I eine andere Entfcheidung (Ente 
heidungsgebühr). 





8 19. Die Berhandlung gilt al3 Ton- 
tradiktorifch im Stimme des $18 Nr. 1, 
foweit in derjelben von beiden Parteien 
einander widerſprechende Anträge geitellt 
werben. 





820. Die Verhandlungsgebühr fommt 
auch zur Erhebung: 

1. für eine nicht kontradiktoriſche münd⸗ 
liche Verhandlung in Eheſachen und 
in den vor die Landgerichte gehörigen 
Entmändigungsjachen, ſofern r 
Kläger verhandelt; 

2. für Be Verhandlung im vorbereiten- 

den Xerfahren (Civilprozeßordnung 
88 348—354), 


Gerichtöfoftengejeb. 88 21 bis 26. 


‚$ 21. Die Verhanblumgsgebühr wird 
nicht erhoben, foweit ein zur Beilegun 
des Rechtsſtreits abgefchloftener Verglei 
aufgenommen ober auf Grund eined An⸗ 
erkenntniſſes oder Verzicht eine Ent- 
iheibung erlaſſen wird, ohne daß bie An⸗ 
ordnung einer Beweisaufnahme ober eine 
andere gebührenpflichtige Entſcheidung 
borhergegangen ift. 

S 22, Die Bemeisgebühr (818 Nr. 2) 
wird nur zur Hälfte erhoben, wenn die 
angeordnete Bemweisaufnahme weder ganz 
noch teilmweife jtattgefunden hat, 

Daöfelbe findet tat, ſoweit bezüglich 
des burch die Beweisanordnung betroffe- 
nen Gegenftandes eine zur Beilegung des 
Rechtsſtreits abgeſchloſſener Vergleich auf- 
genommen ober auf Grund eine Aner⸗ 
kenntniſſes oder Verzichts eine Entſchei⸗ 
dung erlaſſen wird. 





8 28. Nur drei Zehnteile der Ent- 
ſcheidungsgebühr werden erhoben für Die 
auf Grund eines Anerkenntniſſes oder 
Verzichts erlajjene Entfcheidung. 

Die Enticheidungsgebühr wird zu brei 
Behnteilen auch für die Uufnahme eines 
ur Beilegung des Rechtsſtreits abge- 
f hlojjenen Vergleich erhoben, 





8 24. Ein bedingtes Urteil (Eivil- 
prozeßverordnung er gilt für die Ge⸗ 
bührenerhebung Bemweisanorönung ; 
dag Urteil, durch welches das bedingte 
Urteil erledigt wird (Civilprozeßordnung 
8462 Abſ. 2.), als Entſcheidung im Sinne 
des 818 Nr. 3. 

jedoch das bedingte Urteil in der 
Inſtarz in welcher es ergangen iſt, bis 
um Eintritt der Gefälligfeit der Ge⸗ 
ühren nicht erledigt, jo wird für das⸗ 
felbe die Entſcheidungsgebühr erhoben, 
vorbehaltlich der Berichtigung bes Ge- 
bührenanjate nah Maßgabe der Vor⸗ 
Schriften des erften Abſatzes für den Tall 
einer nachträglichen Erledigung des Ur⸗ 
teil3 in derfelben Inſtanz. 





8 25. Sechs Behnteile der Gebühr 
Eh 18—24) werden erhoben, wenn der 

t im Urfkunden- oder Wechſelprozeſſe 
iilprozeßordnung 88 592 bis 605) er⸗ 
olgt. 





Rechtsbuch. II 
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26. Fünf Zehnteile der Gebühr 
ausſchließlich betrifft: 


8 
18—24) werden erhoben, wenn der 
1. 


2. 


. die 


prozeßhindernde Einreden (Civilpro⸗ 
peborbrumg 8 274); 
ie Unzuftändigfeit des Gerichts, Die 
Unzulätfigteit 3 Rechtsweges, den 
Mangel der Prozeßfähigleit, der Le⸗ 
gitimation eine gejegli Ber- 
treter8 oder ber erforderlichen Er⸗ 
mödtigung zur Prozekführung, ſo⸗ 
fern dieſelben von Amtswegen berüd- 
Mchtigt find (Gerichtsverfaſſungsge⸗ 
Y R\ 17 af. 1, Civilproʒeßordnung 


Ne Entlaffung des Bellagten aus 


dem Nechtzitreite (Eivitprogehorb- 
nung 88 75, 76), oder Die Weber- 
nahme des Hechtöftreit3 durch ben 
Nehtänacjjolger (Civilprozeßordnung 


ie Aufnahme eines unterbrochenen 
oder auögejegten Verfahrens (Civil- 
prozeßordnung 88 239 bi se 


. die Buläfiigkeit der Wiederein 


egung 
in den vorigen Stand, der Berne 
Reviſion oder der Wiederaufnahnıe 
des Verfahrens oder die Zurücknahme 
eines Rechtsmittel3 (Civilprozeßord⸗ 
nung 88 238, 515 Abi. 3, 88 539, 
566, 589); 


. den Einſpruch (Civilprozeßordnung 


8 341, 345, 346, 700), ſowie die 
gegen ein Berjäumnidurteil einge» 
egten Nechtämittel (Civilprozeßord⸗ 
nung 8.513 Abi. 2, 8 566); 
vorläufige Vollſtreckbarkeit eines 
Urteils; 


. die Erteilung ber PBollitredungs- 


Haujel, fofern fie in Wege der Klage 
beantragt oder angefochten wird 
(Civilprozeßorbuumng 88 731, 768), 
oder Einwendungen gegen bie 
Zwangsvollſtreckung, weiche den An⸗ 
ſpruch jelbit betreffen, jofern ber 
2,767 Abi. 2 oder 8 796 Abſ. 2 ber 
ivilprozeßordnung Anwendung fin- 
bet, oder bie Bufaftung der Zwangs⸗ 
vollitredung aus dem Urteil eines 
ausländiihen Gerichts oder aus 
einem Schiedsſpruche (Civilprozeß⸗ 
ordnung 88722, 1042); 


. die Anordnung, Abänderung oder 


Aufhebung eines Arreites oder einer 
einftiveifigen Verfügung, fofern die 
Entideidung durch Endurteil zu 
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treffen iſt (Givilprogeßordnung 8 922 
al, 1, 88 925, 926 Abi. 2, 88 927, 
10, die Ernennung oder Ablehnung eines 
—— — das Erlöſchen eines 
Schiedsvertrags, die Unzuläffigfeit 
des ſchiedsrichterlichen Verfahrens 
oder die Aufhebung eines Schieds⸗ 
ſpruchs (Civilprozeßordnung 8 1045). 
Iſt in den Fällen der Nr. 1, 2 der 
Kläger abgewieſen, oder in den Fällen 
der Nr. 5, 6 die Wiedereinſetzung, Be⸗ 
rufung Reviſion, Wiederaufnahme oder 
der Einfpruch als unzuläffig verworfen, 
jo werden auch für eine Verhandlung gu 
Hauptſache nur fünf Behnteile der Ge- 
vu erhoben, jofern die cheidung auf 
dieje Verhandlung ergangen iſt. 


8 27. Drei ZBehnteile der Gebühr 
N: 18—24) werden erhoben, wenn der 

ft betrifit: 

1. die Zuläffigfeit einer Nebeninterven- 
tion (Civilprogeßordbnung 8 71); 

2, die Zwangsvollſtreckung zur Erwir⸗ 
fung von Sandlungen oder Unter- 
laſſungen (Civilprozeßordnung$$ 887 
bis 891). 


8 28. Jede ber im Sun bezeichneten 
Gebühren wird in jeder Inſtanz rückſicht⸗ 
lich eines jeden Teild des Gtreitgegen- 
ftande3 nur einmal eyaben. Treffen für 
gleiche Ulte bie volle Gebühr und die Ge- 
vühr des 8 26 rückſichtlich deſſelben Streit- 
gegenftandes zufammen, fo fommt nur die 
volle Gebühr zur Erhebung. 











829. Wird die Ergänzung eines 
Urteils beantragt (Livilprozeßorbnung 
& 321), fo en fomweit der Antrag nicht 
zurücgemiejen wird, die Beitimmung des 
8 12 Anwendung; foweit der Antrag zur 
rückgewieſen wird, fommen fünf Bet ⸗ 
teile der Gebühr (88 18—24) zur Er⸗ 
hebung. 





8 80. Verweiſt dad Amtsgericht einen 
Nechtöftreit vor das Landgericht, weil 
durch Widerflage oder durch Erweiterung 
des Klagantragd ein Anfpruch erhoben ift, 
welcher zur Zuftändigfeit der Landgerichte 
gehört, oder die Feititellung eines Rechts» 
verhältniſſes beantragt worden ift, für 
welches die Landgerichte zuftändig jind 
(Eivilprogeßordnung 8 506), fo bildet 


das weitere Verfahren vor dem Lanb- 
gericht mit bem Verfahren vor dem 
mtögerichte im Sinne des 8 28 eine 
Inſtanz. 

Das gleiche gilt, wenn der Einſpruch 
gegen einen Bollitredung3befehl von dem 

misgerichte für zuläſſig befunden und 
die Klage während ber Nechtshängigfeit 
des Anſpruchs bei dem Landgericht er- 
hoben ijt (Civilpipzeßordnung $ 700), für 
das amtsgerichtliche Verfahren über die 
BZuläffigfeit des Einſpruchs und das Ber- 
fahren vor dem Landgerichte. 


5 81. Wird eine Sache zur ander- 
weiten Verhandlung an das Gericht un« 
terer Inſtanz zuruͤckverwieſen (Civilpro⸗ 
jehorbnimg 538, 539, 565), fo bildet 
a3 weitere Verfahren mit dem früheren 
Verfahren vor dieſem Gericht im Sinne 
des 8 28 eine Inſtanz. 


8 82. Das Verfahren infolge des Ein- 
ſpruchs gegen ein Verfäumnisurteil gilt 
in Sinne des 8 28 ala neue Inſtanz, 
infomweit ber Einſpruch verivorfen, zurüd- 
genommen oder nicht verhandelt wird 
(Civilprugeßordnung 88 341, 345, 346). 

Gilt das Verfahren als Fortichung der 
Inſtanz, fo wird durch die Gebühr für 
das Berfäumnisurteil eine andere Ent⸗ 
ſcheidungsgebühr derjelben Inſtanz nidjt 
ausgeſchloſſen. 


833. Das 








ordentliche Verfahren, 


welches nach ber Abſtandnahme vom 


Urkunden⸗- oder Wechſelprozeſſe, ſowie 
nachdem mit Vorbehalt in demſelben er⸗ 
laſſenen Urteil anhängig bleibt (Civil 
prozeßorbnung 5 596, 600), gilt für 
die Gebühbrenerhebung als befonderer 
Rechtsſtreit. 


8 84. Dre Zehnteile der Gebühr 
($ 8) werben erhoben für die Entjchei- 
ung, einfchließlid; des Verfahrens, über 
ntr . 


e: 

1. nf Entmündigung oder Wiederauf- 
hebung einer Entmündigung, ſoweit 
die Amtsgerichte zuitändig find 
Koivilprogehorbnung 88 645662, 
675—678, 680—683, 685); 

2. auf Anordnung ber von Schieds⸗ 
rihtern für erforderlich erachteten 
richterlichen Handlungen (Civilpro⸗ 
zeßordnung 8 1036). 


—X 


„nun — 
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8 35. Zwei Zehnteile der Gebühr 
(8 8) —5 — Kae für die Entſchei⸗ 
einschließlich bes vorangegangenen 

der rend, über Anträge: gegang 
. auf vorlä Einſtellung, Be 
anne unge —2* einer 
Zwangsvollſtreckung Civilprozeßord⸗ 
nung 88 707, 719, 769, 771 Abſ. 8, 

88 7er 805 Abſ. 4); 


2. auf gerichtliche Handlungen der 
Swangevoliitredung (Eivilprogeßord- 
nung 88 764, 791, 822, 823, 825, 
828, 829 Abi. 1. 88 885, 839, 844, 
846848, 857868, 885 Abi. 4, 
88 901, 930 Abf. 3); 


3. auf Unorönung ober ‚Aufhebung 
eineB wi Gi * Au 
weiligen Verfügung (Civilprozeßor 
nung 88 921, 922, 934, 086.9 944), 
orveit mich nachträglich eine Gebühr 

8 26 Nr. 9 zur Erhebung 

—*58 


ſowie 

4. über Anträge, Einwendungen oder 
Erinnerungen, welche die Art und 
Weiſe ber Zwangsvollſtreckung ober 
das bei derſelben vom Gerichtsvoll⸗ 
zieher zu beobachtende Verfahren 
oder die von ihm in Anſatz gebrach⸗ 
ten often oder die Weigerung des⸗ 
felben betreffen, einen Bollitredungs- 
auftrag zu übernehmen oder eine 
—— handlung dem Auf⸗ 
frage gemäß auszuführen (Civilpro- 

zeßordnung 8 766). 


36. Für die Entſcheidun l 

Sicherung des —E —— 

nung 88 485—494) werden drei Zehn⸗ 

ar a ee 
i m 

teile Der —— erhoben. rin Ben 


5 53 37. Sm Mahnverfahren werden er- 
oben 








1. ehnteile der Gebühr (8 8) für 
a —— über das uch 
um Erlaſſung des Zahlungsbefehls 
J——— 88 691, 692); 

n Behnteil der Gebühr (8 8) für 

ie Enticheidung über das Geſuch um 
—F fung des Vollſtreckungsbefehls 
(Civilpeogehorbimung 8 699), 


Wird ein Gefuh um Erlafjung eines 
% — zurückgewieſen, weil der 
ahlungsbefehl in Anſehung eines Teils 
des Anſpruchs nicht erlaf —5 werden kann 
ng 8 691 Abf. 2), jo iſt 
ühr nur nad bem erte dieſes 

Teils zu berechnen. 

Soweit die Koſten des Mahnverfahrens 
als Teil der Koſten eines entſtehenden 
Rechtsſtreits anzuſehen ſind (Givilprogeir 

ordnung 8 698), wird bie im Yall 
Fr. 1 erhobene Gebühr auf bie Gesäb: 
be3 entitehenden Rechtsſtreits angerechnet. 





8838 Ein gehmeit ber Gebühr ($ 8) 


wird erhoben für die Entſcheidung, ein- 
fest be3 vorangegangenen Ber- 


fahrens, über Anträge: 


1. auf Feitjegung der vom er zu 
eritattenden Prozeßkoſten —** 
zeßordnung 8 105); 

2. auf Erteilung det. Vollſtreckungs⸗ 


klauſel in den Bällen, in welchen die» 
jelbe auf Anordnung bed Vorfigenden 
zu erfolgen Hat, r auf Zurück⸗ 
nahme der Volffiredungsflaujel, ſo⸗ 
fern dieſe Anträge nicht im Wege der 
Klage geſtellt werden Er 
ordnung ss 726 - 780, 732 

796 Abſ. 1,8797 Abſ. 8, 929), 
oder auf Erteilung einer weiteren 
vollſtreckbaren Ausfertigung (Eivil- 
prozeßordiumg 8 733). 





8 39. Jede der im $ 27 bezeichneten 
Streitigfeiten, ſowie jedes Verfahren über 
die in den 88 3438 bezeichneten An⸗ 
träge, Einwendungen oder Erinnerungen 

ie für Die ee un ald be 





8 40. Zür das duch ben Gerichts⸗ 
ſchreiber an bie Poſt gerichtete Erſuchen 
um Bewirkung Narr uſtellung (Civil⸗ 
prozeßordnung $ 196) iſt die einem Ge⸗ 
richtsvollzieher für den gleichen Akt zu- 
ftehende Gebühr als Gerichtögebühr zu 
erheben, jofern nicht bie Buftellung von 
Amtöwegen bewirkt wirb. 
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—* Für einen in Gemäßheit des 
0 der Civilprozeßordnung ſtattge⸗ 
abten Sühnetermin, einſchließlich des in 
demſelben etwa aufgenommenen Ver—⸗ 
gleichs, werden drei Zehnteile der Gebühr 
($ 8) erhoben. 

Die Gebühr wird, wenn der Gegner 
de3jenigen, welcher zum Sühnetermin ge» 
Inden Hat, ni erichienen oder der 
Sühneverſuch erfolglos geblieben iſt, auf 
die Gebühren eines entjprechenten Rechts⸗ 
ftreit3 angerechnet. 


8 42, Tür dad Verteilungsverfahren 
(Civilprozeßordnung 85 872—877, 882) 
werden fünf Zehnteile und, wenn da3 
Verfahren vor dem Termine zur Yuß- 
jührung der Berteifung erledigt wird, Drei 
Zehnteile der Gebühr ($ 8) erhoben. 


843. Tür die Verhandlung in dem 
ur Abnahme ded Offenbarungseides be» 
—** Termine (Civilprozeßordnung 
88 899, A werden zwei Zehnteile ber 
Gebühr (8 8) erhoben, jofern nicht über 
einen ſpäteſtens im Termine geitellten 
Untrag auf Erzwingung der Eidesleiſtung 
oder Berurteilung des Schuldners zur 
Eidesleiſtung zu entfcheiden it. 











8 44. Im Aufgebolsverfahren (Livil- 


progeßorbnung 88 946—956, 959—1024) 


wird ein Zehnteil der Gebühr ($ 8) er- 
hoben: 

1. für die Entjcheidung über die Bu- 

läjfigfeit de3 Antrags; 

2. für die Verhandlung im Uufgebots- 


termine; 
3. für die Endentſcheidung. 


8 45. Drei Zehnteile der Gebühr, (8 8) 
werden erhoben für die Entſcheidung, cin⸗ 
ſchließlich des vorangegangenen Berjah- 
tens, in der Beſchwerdeinſtanz, ſoweit bie 
Beſchwerde als unzuläjjig verworfen oder 
zurückgewieſen wird oder die Koſten des 
Berfahreng einem Gegner zur Lajt fallen. 
Inſoweit dies nicht der Fall ift, werden 
Gebühren nicht erhoben. 

Diefe Borjchrift kommt bei Anträgen 
auf Aenderung einer Entſcheidung des be⸗ 
auftragten oder erjuchten Nichter oder 
des Gerichtsſchreibers (Civilprozeßord⸗ 
nımg 8 576) zur entjprechenden Anwen⸗ 

ung. 








———— — — — —— — — —— — — — — EEE — 


Gerichtskoſtengeſetz. 88 41 bis 47. 


546. Wird eine Kia ein. Antrag, 
ein Einſpruch oder ein Rechtsmittel zu- 
rüdgenommen, bevor ein gebühren- 
pflitiger Alt ftattgefunden Hat, jo wird 
ein Behnteil der Gebühr erhoben, melche 
für die beantragte Enticheibung oder im 
Falle des 8 43 für die beantragte Ber- 
handlung zu erheben fein würde. 
Dieſe Gebühr wird nicht erhoben, wenn 
ein zur Terminsbeſtimmung eingereichter 
Schritjag vor Beſtimmung des Termins 
zurüdgezogen ift. 

Betzitft bie Zurücknahme nur einen 
Teil des Gtreitgegenjtandeg, rend 
über einen anderen Zeil verhandelt, ent⸗ 
jchieden oder ein Vergleich aufgenommen 
wird, jo ift die Gebühr für die Zurück⸗ 
nahme nur infoweit zu erheben, al3 bie 
Verhandlungsgebühr oder die Entfchei- 
dungsgebühr jich erhöht Haben würde, 
wenn die Verhandlung, die Entfcheidung 
oder der Vergleich auf ben zurüdgenom« 
menen Teil erjtredt worden wäre. 





8 47. Gebühren werden nicht erhoben 
für die Verhandlung und Entſcheidung: 
. über die Trogeh oder Sachleitung, 


PN 


einjchlieglich der Beſtimmung oder 
Uenderung von Terminen und 
Friſten; 


2. über die Bewilligung oder Ent—⸗ 
ziehung des Armenrechts, ſowie bie 
Verpflichtung zur Nachzahlung von 
Koſten (Civilprozeßordnung $ 126); 

. über die Zuſtändigkeit des oberſten 
Landesgericht? ($ 7 des Einführungs- 
geſetzes zur Civiſprozeßordnung) oder 

der Kammer für Handelsſachen (Ge 
richtsverfaſſungsgeſetz 88 103—106), 
über die Beſtimmung des zuſtändigen 
Gerichts (Civilprogeßordnung 8 36), 
eines Gerichtsvollziehers (Civilpro⸗ 
zeßordnung 8 827 Abſ. 1 civil 
Ubi. 1) oder eines Sequeſters (Civil⸗ 
prozekordnung 88 848, 855); 

. über die Ablehnung eines Nichters, 
eines Gerichtzjchreiberd oder eines 
Sahverftändigen (Civilprozeßord⸗ 
nung 8 42—49, 406); 

5. über die Verpflichtung eines de 
richtöfchreibers, geſetzlichen Ver⸗ 
treiers, Rechtsanwalts oder anderen 
Bevollmächtigten, ſowie eines Ge⸗ 
richtsvollziehers zur Tragung Der 
durch Verſchulden derſelben veran- 


00 


We 





10. 


11. 


12. 


13, 


14. 


Gerichtsfoftengejeg. 88 48 bis 49. 


laßten Koſten (Civilprozeßordnung 
$ 102); 


. über die Verpflichtung eines Rechts⸗ 


anmwalt3 zur Burüdgabe einer vom 
Gegner ıhm mitgeteilten Urkunde 
(Cipilprozeßordnung 8& 135); 


. über die Verpflichtung zur Abgabe 


eined Zeugniſſes oder Gutachtens 
as, Aroobmung 88 386—589, 


‚über die Zwangsmaßregeln gegen 


einen Beugen oder Sachverſtändigen, 
ſowie die Verurteilung berfelben zu 
Koften und Strafe (Civilprozeßord⸗ 


nung 88 380, 881, 390, 409); 


. über die Beltellung eine Vertreters 


einer nicht prozeßfähigen oder unbe- 
kannten Partei, eines Nachlafjes oder 
eine3 dem Wufenthalte nach unbe 
fannten Erben (Civilprozeßordnung 
88 57, 494, 668, 679, 686, 779); 
über die Berichtigung eine3 Urteils 
oder des Thatbeitandes besfelben 
(Civilprogepordnung 88 319, 820); 
über die Bollftredbarfeit der durch 
Nechtsmittelanträge nicht angejochte- 
nen Teile eincs Urteils (Civilprozeß- 
ordnung 88 534, 560); 
über die Zulaſſung einer Yuftellung 
an einem Sonntag oder allgemeinen 
—— oder eines Akles ber 
wangsvollſtreckung an einem ſolchen 
Tage oder zur Nachtzeit (Civilpro⸗ 
zeßordnung 88 188, 761); 
über die Mitwirkung des Gerichts 
bei Handlungen Jer Zwangsvoll⸗ 
edung in den Fällen des 8 758 
ſ. 3, der 88 789, 790 Abi. 1, 
8 912 der Civilprozeßordinung ; 
über die im $ 35 Nr. 4 bezeichneten 


- Anträge, Einwendungen oder Er- 


15. 


16. über Geſuche um Erteilung 


innerungen, ſoweit diejelben für be 
ründet befunden werben und bie 
often des Verfahrens nicht dem 
Gegner, jondern dem Gerichtsvoll⸗ 
zieher zur Laſt fallen; 
über Unträge „uf Erteilung der Voll- 
ſtredungsklauſel (Civilprozeßordnung 
88 724, 725, 795, 797 Abſ. 1), ſo- 
fern nicht Gebühren nach den Vor—⸗ 
ichriften des 8 26 Nr. 8 oder bes 
8 38 zu erheben find; 
I des 
Zeugniſſes der Rechtskraft oder um 
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Erteilung des Zeugniſſes, daß inner⸗ 
halb der Notfriſt ein Schriftſatz zum 
Zwecke der Terminsbeſtimmung nicht 
eingereicht ſei (Civilprozeßordnung 
8 706); 

Sit in den Füllen der Nr. 2, 4, 5, 6, 
7, 10 da8 Verfahren nad) freier richter- 
licher Ueberzeugung mutwillig veranlaß‘, 
fo Hat dad Gericht von Amtswegen die 
befondere Erhebung von drei Behnteilen 
der Gebühr ($ 8) zu beſchließen. Gegen 
den Beſchluß findet Beicdhiverde nach 
Maßgabe der 88 568—575 ber Livilpro- 
zekorönung und des $ 4 Abſ. 3 dieſes 
Geſetzes ftatt. 

Sn der Beſchwerdeinſtanz findet Die 
Beltimmung des erſten Abſatzes feine An⸗ 
wendung, wenn die Beſchwerde als unzu⸗ 
läſſig verworfen oder zurückgewieſen wird. 


848. Sit außer dem Falle des 8 885 
der Civilprozeßordnung durch Verſchulden 
einer Partei oder eines Vertreters der⸗ 
ſelben die Vertagung einer mündlichen 
Verhandlung oder die Anberaumung 
eincs Termins zur Fortſetzung der münd⸗ 
lichen Verhandlung veranlaßt, oder iſt 
durch nachträgliches Vorbringen von An⸗ 


griff⸗⸗ oder Verteidigungsmitteln, Be⸗ 


weismitteln ober Beweiseinreden, welches 
zeitiger erfolgen konnte, die Erledigung 
des Nechtsftreit3 verzögert worden, fo 
kann das Gericht von Amtswegen die be- 
fondere Erhebung einer Gebühr für die 
verurfacdyte weitere Verhandlung, ſowie 
einer Gebühr für die durch das neue Vor⸗ 
brin veranlaßte nochmalige Beweis⸗ 
anordnung beſchließen. Die Gebühr be- 
fteht in der vollen Gebühr (8 8); fie kann 
jedoch bis zu zwei Zehnteilen hevabgejegt 
Vene den Beſchluß findet Beſchwerd 

egen den up j eichiverte 
nad) afgabe ber 88 568-575 der 
Civilprozeßordnung und des $ 4 Ubi. 3 
dieſes Geſetzes ſtatt. 





849. In der Berufungsinſtanz er⸗ 
höhen ſich die Gebührenſätze um ein Vier⸗ 
teil, in der Reviſionsinſtanz um die 
Hälfte. 

Für eine Bewesanordnung, ſowie Be⸗ 
weisaufnahme in der Beruhungsinflan:, 
welche nur auf Grund der in der erjien 
Inſtanz vorgebrachten Thatjachen und Be- 
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mweißmittel erfolgt, kommt eine Beweis⸗ 
ühr nicht zur Erhebung, joweit eine 
olche rüdjichtli) desſelben Gtreit- 





Gerichtskoſtengeſetz. 94 50 bis 55. 


gegenftandes ſchon in der erjten Inſtanz 
zu erheben war. 





Dritter Abſchnitt. 
Gebühren im Konkursverfahren. 


8 50. Auf die Gebühren im Konkurs» 
verfahren finden die Vorschriften des 8 8 
über die Wert3flaffen und ven Gebühren- 
IB fowie ber 88 14, 16, 17 dieſes Ge⸗ 
ebed und bes 8 3 der Civilprozeßord⸗ 
Wertsfeſtſetzung ent» 
be Anwendung. 


nung über bie 


ſpr 


8 51. Für das Konkursverfahren, ein⸗ 
ſchließlich bes der Erö vorange⸗ 
gangenen Verfahrens, werden erhoben: 

1. wenn auf Grund ber Schlußver⸗ 

teifung die Aufhebung des Konkurs⸗ 
verfahrens erfolgt, mit Einſchluß von 
Nachkragßberteilungen, bag Zweifache 
er # 





. wenn auf Grund eines Zwangsver⸗ 
—— — 
volle r t 
teile derſelben; 

.wenn nad) dem Beginne des Voll⸗ 
zugs einer Abſciagzwerteitumg (Kon⸗ 
kursordnung 8 159 Abſ. 2) oder 
nach dem Beginne eines Vergleich- 
termins eine Einſtellung des Ver⸗ 
fahrens (Konkuräorbmung 88 202, 
204) erfolgt, die volle Gebühr ($ 8) 
und fünf Behnteile derielben ; 

wern nad) dem Ablaufe der An⸗ 

melbefrift und vor ben unter Nr. 3 

bezeichneten Beitpunkten eine Ein⸗ 

ftellung erfolgt, die volle Gebühr 

(8 8) und drei Yehnteile derſelben; 

. wenn vor dem Üblaufe der Anmelde- 
friſt eime Einftellung erfolgt, acht 
Behnteile ber Gebühr (8 8). 


8 52. Die im 8 51 bejtimmte Gebühr 

dem Betrage der Altivmaſſe 

erhoben. Maffeloften, mit Uusnahme ber 

Gebühren des Konkursgerichts, bes ſton⸗ 

furdverwalter8 und des Gläubigerauß- 

ſchuſſes, ſowie Mafjenichulden werden ab- 

est. Gegenitänbe, welche zur abgejon- 

Befriedigung bienen, iverden nur 

in Höhe des für diefe nicht erforderlichen 
Betrags angeſetzt. 





— — — — — — — — — — — — — — — — 


ft bie Alktivmaſſe Höher als bie 
fie, fo wird die Gebühr nad 
dem Betrage der letzteren erhoben. 
Für die Berechnung der Maſſe tft die 
Zeit der Beendigung des Verfahrens 
maßgebend. 


858. Für ben Beichluß, durch wel⸗ 
hen der Antrag auf Eröffnung des Kon⸗ 
kursverfahrens abgewieſen wird, ein«- 
ichließlih des vorangegangenen Verfah⸗ 
tens, werben drei Behnteile ber Gebühr 
(8 9 erhoben. 

ird das Verfahren durch Verſagung 
ber Zulaſſung des Antrags (Konkursord⸗ 
nung 8 105 Abſ. 1, 8 208 Abf. 2, 8 210 
Ubf. 2, 8 217 Abi. 2, 8 205 Abl. 2) 
ober durdy Zurücknahme des zugelafienen 
Antrags erledigt, jo wird nur ein Behn- 
teil der Gebühr 88) erhoben. 

Die Vorfchrift des 8 52 findet Anwen⸗ 
dung; jofern jedoch der Untrag von einem 
Gläubiger geitellt wird und die Forderung 
desſelben nicht höher tft, al3 der Betra 
der Ultivmajfe, wird bie 
bem Betrage dieſer Yorderung erhoben. 


8 54. Für jeden bejonderen Prür 
termin (Konkuräordnung $ 142) 
werden nach dem Betrage der einzelnen 
Forderungen, zu deren Prüfung ber Ter- 
min bient, die volle Gebühr (8 8) und, 
fomeit Anmeldungen vor der Prüfung 
zurüdgenommen werben, drei Behnteile 
der Gebühr ($ 8) erhoben, A die Werts⸗ 
beredimung fnbet die Vorſchrift des 148 
der Konkursordnung entſprechende An⸗ 
wendung. 


8 55. Für bie auf Betreiben bes 
Konfuröverwalters erfolgende gwangs⸗ 
verwaltung ober Zwangsverſteigerung 
eines zur Konkursmaſſe gehörigen ⸗ 
ſtandes (Konkursordnung 8 139, 140) 
wird die Gebühr nad) den Vorſchriften 
über die Gebührenerhebung für Zwangs⸗ 
volljtredungen bejonder® erhoben. 














Gerichtskoftengeſetz. 88 56 bis 62. 


8 56. Für die in Gemäßheit des 
8 125 der Konkursordnung erfolgende 
Abhaltung des zur Abnahme des Dffen- 
barungseides ——— Termins ($ 43), 
fowie für da3 Verfahren und die Ent- 
iheidung über Unträge auf Erzwingung 
der Eidesleiſtung (Civilprozeßordnung 
8 901) werden Gebühren nicht erhoben. 


8 57. Tür Die Beſchwerdeinſtanz wird 
die in ben 88 45, 46 beitimmte ühr 
beſonders erhoben. 

Im Falle der Beſchwerde gegen den 
Beſchluß über Eröffnung des Konkursver⸗ 
„fahren? (Konkursordnung 8 109) oder 
den Beichluß über Beitätigung eines 
Zwangsvergleichs (Konkursordnung8 189) 
finden die Vorſchriften des 52 Anwendung. 
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858 Für ein tieberauigenommened 
Konkursverfahren wird einfchlieglich ber 
Wiederaufnahme bie volle Gebühr (8 8) 
bejonderd erhoben. Die Vorfchriften der 
88 52, 54-57 finden Anwendung. 

Wird vor der Wiederaufnahme die Un- 
ordnung von Sicherheitsmaßregeln bean- 
tragt (Konkursordnung 8 197 Abſ. 2), fo 
wird die Gebühr in Gemäßheit des 5 35 
nad) dem Were des Gegenitandes, durch 
welchen die Eicherung erfolgen foll, be 
jonder8 erhoben. 

Die Gebühr für die Unordnung einer 
Sicherheitämaßregel wird im Falle der 
Wiederaufnahme auf die im eriten Ub- 
jage bezeidmete Gebühr angerechnet. 





Vierter Abichnitt. 
Gebühren in Straffaden. 


8 59. Sn Straffachen giebt die rechts⸗ 
fräftig erfannte Strafe den Maßitab für 
die Höhe der Gerichtögebühren aller In—⸗ 
ftanzen. 

Sit neben einer Freiheitsſtrafe auf 
Gelditrafe erfamnt, jo wird der eriteren 
die für den Fall, daß die Gelditrafe nicht 
beigetrieben werden kann, feiigefegte Frei- 
heitsftrafe hinzugerechnet. Sit die be- 
dingte Feitfegung der Freiheitsſtrafe 
unterfaffen worden, jo wird für jeden 
angefangenen Betrag von zehn Mark der 
Geldftrafe ein Tag Freiheitzitrafe zuge- 
rechnet. 

Sit nur auf Gelditrafe und für ben 
Tall, daß dieſelbe nicht beigetrieben 
werden Tann, auf Freiheitsſtrafe erfannt, 
fo bejtimmt fid} die Gebühr nad) der Höhe 
der eriteren. Sn diejen alle, ſowie 


wenn nur auf Gelditrafe erkannt iſt, Darf 
die Gebühr den Betrag der Geldftrafe 
nicht überjteigen. 


860. Im Falle des 8 79 des Straf⸗ 
geſetzbuchs beitimmt fid) Die Gebühr für 
das neue Verfahren durch; den Betrag, 
um welchen die Gejamtjtrafe die früher 
erfannte Strafe überfteigt. 

Sm Falle des 8 492 der Straſprozeß⸗ 
ordnung iſt eine befondere Gebühr nicht 
zu erheben. 


8 61. Betrifft eine Strafſache mehrere 
Angeichuldigte, jo iſt die Gebühr von 
jedem Berurteilten bejonder8 nad) Maß⸗ 
gabe der gegen ihn erkannten Strafe zu 
erheben. 








8 62. Für das Verfahren in erfter Inſtanz werden erhoben: 


im Falle einer Gelditrafe ader Freiheitäftrafe von 
DIE 


le . 2. ..2...158 20 einfchl. oder 
2. mehr ld 20 „ 30 u w 
3. 20. 00 „ 60 „ „ 
4. ‚ 60 „ 150 „ „ 
5. „. 150 „ 300 ,„ ’ 
6. » 80 „ 500 „ ’ 
7. „500 „ 1000 , „ 
8. „1000 „1500 „ „ 
9. „1500 „ 8000 , 
10.” „300. 2.2... n 
11. im Falle einer jchwereren Strafe . 


ME. 

2.20... 15810 Zage einſchl. 5 
mehr als 10 Tage „ 14 Tage „ 10 
„ 14 Zoge „ 4 Wochen 20 
vn. 4 Rod. „ 6 Wochen . 30 
„nn 6 Woch., 3Monate 45 
„nr 6Mon „ 6Momte 60 
„nn 6Mon. „ l Jahr , 75 
„nn Jahr, 2 Jahr ‚10 
„nn ..2&ohre, 3 Jahre „130 
„3 Jahre, 10 Zahre „ 10 
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ft auf Verweis erlannt, fo beträgt die Gebühr . . . . 2... 
ürgerlichen Ehrenrechte überhaupt 
oder einzelner bürgerlicher Ehrenrechte erfanıt . . . . . oo. 


J 
und iſt ausſchließlich auf Verluſt der 





2,68. Zwei Zehnteile der Sätze des 
8 62 werden erhoben in dem Verfahren 
bei amt3richterfichen Strafbefehlen, wenn 
die Strafe ohne Hauptverhandfung rechts⸗ 
5 Ach) feſtgeſetzt iſt (Strafprozeßordnung 


Wird der gegen einen Gtrafbejehl er⸗ 
hobene Einfpruc) wegen Ausbleibens des 
Angellagten in der Sauptverhandlung 
durch Urteil verworfen (Strafprozeßord- 
tung $ 452), fo find für dag ganze Ver- 
fahren vier Behnteile der Sätze des 8 62 
zu erheben, 





8 64. Hat weder eine Vorunterſuch⸗ 
ung, noch in dem SHauptverfahren eine 
Berweisaufnahme ftattgefunden, jo Tann 
das Gericht die Sätze des $ 62 bis auj 
fünt Behnteile ermäßigen. 

Das Bleide gilt in den Fällen bes 
8 211 der Strafprozeßordnung. 


8 65. Die Säpe des 8 62 find für 
die Berufungsinftanz, ſowie für Die Ne- 
vifionsinftang zu erheben, wenn in der⸗ 
felben eine SHauptverhandlung ftattge- 
funden hat und das Rechtsmittel nicht 
als unzuläjfig venivorfen wird. 

Hat eine Bemeisaufnafme in der Be 
rufungsinftang nicht ftattgejunden, jo 
Tann das Gericht die Sätze bis auf fünf 
Behnteile ermäßigen. 

Wird die Berufung wegen Augbleibens 
des Angeflagten in der Yauptverhand- 
Lung verworfen (Strafprozeßordnung 
8 370), ober betrifft die Berufung die 
Verwerfung des gegen einen Strafbejehl 
erhobenen Einfpruds (EStrafprozeßord⸗ 
nung $ 452), jo jind vier Behnteile zu 
erhebeıt. 








8 66. Ein Zehnteil der Sätze bed 
8 62 wird bejonders erhoben: 

1. für Verwerfung eines Geſuchs um 
Wiedereinfegung in Den vorigen 

- Stand (Etrafprozekordnung 88 46, 
234, 376 Abſ. 2); 

2. für die Entjcheidung, durch welche 
eine Berufung oder Reviſion als une 
zuläſſig verworfen wird (Straipro- 
zeßordnung 88 300, 363, 380, 389); 


Gerichtöfoftengefeß. 88 63 bis 69. 
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3. für die Entſcheidung, durch welche 
ein Untrag auf Wieberaufnahme des 
Verfahrens al3 unzuläffig verworfen 
wird (Strafprozeßordnung 30); 

4. für die Entſcheidung, durch che 
ein Einjprudy gegen einen amtö- 
richterlichen Strafbefehl (Strafpro- 
zeßordnung $ 449) oder ein Antra 
auf gerichtliche ticheidung nad 
borangegangener polizeilicher Straf. 
verfügung (Strajprozeß - Ordnung 
5 454) oder nad) Erlaß eines Straj-s 
eſcheides einer Benvaltungsbehörde 

GStrafprozeßordnung 8 460) al un» 

uläjjig verworfen wird; 

* Zurückweiſung von Beſchwerden 

gegen die unter Nr. 1—4 bezeich⸗ 

neten Entſcheidungen. 





—*— Wird ein Antrag auf Wieder⸗ 
aufnahme des Verfahrens als unbe 
gründet verworfen (Strafprozeßordnung 
88 410, 411 Abſ. 1), ſo werden zwei 
Zehnteile und, wenn eine Beweisauf- 
nhame ftattgefunden hat (Strajprozepord- 
nung $ 409), vier Behnteile der Säge 
bes 8 62 erhoben. 

Für BZurücvreifung von Beſchwerden 
gegen bie im vorftchenden Abſatze bezeidy 
neten Entſcheidungen wird ein Lehnteil 
der Süße des 8 62 erhoben. 





8 68. Für die Zurückweiſung amderer, 
al3 der in 8 66 Wr. 5, $ 67 Ubjag 2 
bezeichneten Beſchwerden wird eine Ge⸗ 
bühr von 1M. erhoben. 

Die Gebühr ift vun dem Beſchuldigten 
ur zu erheben, wenn er zu Strafe rechts⸗ 
fräftig verurteilt wird. 





869. Werden in ben Fällen ber 
88 172 und 173 der Strafprozeßordnung 
nad) Maßgabe der 88 175 und 504 der- 
felben dem Antragfteller die Kojten auf 
erlegt, jo beträgt die Gebühr: 

wenn e3 ſich um eine Lieber- 

tretung handelt 

wenn es ji um ein Ber 

gehen handelt 

wenn es fi um ein Ber- 

brechen handelt . 100 „ 


20 M.; 








Gerichtskoſtengeſetz. 88 70 bis 78. 


Das Gleiche gilt im Falle des 8 501 
der Steaipeogekorbnung 
Am alle des 8 174 Ubf. 2 der Straf- 
prozeßordnung ilt die Hälfte der vor- 
ftehenden Säge zu erheben. Das Gleiche 
Ira wenn nad) eröffnetem er 
ahren die Cinftellung des Verfahrens 
Burüdnahme besjenigen Untrags 
ei, durch welchen dasſelbe bedingt 





8 70. Fur das Verfahren auf er⸗ 
hobene Privatklage werden in erſter In⸗ 
ſtanz erhoben: 

1. wenn nach Beginn der 

—— ——— Einſtel⸗ 

lung des Verfahrens ertolgt 5b M.; 
2. wenn außer dem 

ber Wer. 1 die Inſtanz —* 

Beweisaufnahme durch Ur« 

teil beendigt wird . . . 15 „ 
3. wenn außer dem falle 

ber Nr. 1 die Inſtanz nad) 

jtattgehabter Beweisauf⸗ 

nahme durch Urteil beendigt 


wirde. 20 , 
Diefeiben Säpe find Fit die Berufungs- 
inftanz, fomwie für die Nepifionsinftanz 
zu erheben. 
Für die Wiederflage wird ein beion- 
derer Satz nicht erhoben. 


Die von ber Verwaltungsbehörde er- 


hobene Klage (Strafprozeßordnung $ 464) 
ift nicht al3 Privatllage im Sinne dieſes 
Geſetzes zu erachten. 





71. Sn dem Verfahren auf erhobene 
Privattlage ſind: 

. in ben Fällen des 8 66 

Nr. 1-3, jowie bei Zurück⸗ 

weilung von Beſchwerden 

gegen bie ebenbajelbit be 


zeichneten Gntijeibun nn. 2M.; 
2. ım alle des $ 6 .14,„ 

ww, wenn eine —— 

nahme hattgehmben In at .8 
3. im Falle des 8 6 .2 2 „ 
4. i De erällen "be 8 CR 1, 
5. für Zurückweiſung einer 

Privatklage .. 83, 
6. für Verwerfung einer Be 

ſchwerde über Zuweiſung 

einer Privatklage .. 8 „ 
zu erheben. 


— 
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8 72, Bei Zurüdnahme einer Privat- 
Unge vor Beginn der Hauptverhandlung 
2 Markt erhoben. 


373. Gind in einer Sache mehrere 
Perfonen als Privatfläger oder ald Be⸗ 
ſchuldigte in berfelben Inſtanz beteiligt, 
jo wird ohne Rückſicht auf die Zahl ber 
Berfonen das doppelte der in ben 
bis 72 beitimmten Gebühren erho 


74. Werden dem Nebenfläger bie 
Koſten eines von ihm eingelegten Rechts⸗ 
mittels auferlegt Stratproz « Ordnung 
8 441), jo fiud die Säge zu erheben, 
welche na Maßgab be ber 88.70 bi8 7 

u erheben fein mwürden, wenn er Kr 
—— das Rechtsmittel eingelegt 
hätte. 











8 75. Für dad Verfahren in ben 
Fällen ber 88 477—479 der Gtrafprogeh- 
orbnung [ beträgt die Gebühr in jeder In⸗ 
ſtanz 5 Mark. 


876. Wird ein —— — 
ein Einſpruch oder eine werde * 
der ——e, über dieſelben, oder wird 
eine Berufung oder eine Reviſion vor 
— der Hauptverhandlung durch Zu⸗ 
ahme oder Einſtellung des Ver—⸗ 
fahrens erledigt, ſo werden drei Zehn⸗ 
teile der Gebühr erhoben, welche 
Maßgabe der 88 66—68, 69 —2 
7 73 bi8 75 für eine. zurůckweiſende 
ticheidung zu erheben fein würbe, 


8 77. Wird die Wiederaufnahme bes 
Verfahrens angeordnet (Strafprozekorb- 
nung 8 410), fo werden, wenn das 
frühere Urteil aufrecht erhalten wird, bie 
Gebühren für dad neue Verfahren nach 
benjelben Beitimmungen, wie für das 
erſte Verſahren erhoben. Führt Die 
Wiederaufnahme zu einer Aufhebung des 
früheren Urteils, fo gilt für die Ge⸗ 
bührenerhebung da3 neue Verfahren mit 
dem früheren Verfahren zufammen als 
ein Verfahren ber Inſtanz. 


WM. 78. Na Maßgabe der Vorſchriften 
eB pweiten bſchnittes werben bejonders 


. bie Gebühren für Ulte, welche bie 
Berpflichtung eined Verteidigers zur 
Tragung ber durch Verſchulden des⸗ 











* 


714 Gerichtskoſtengeſetz. 88 79 bis 81. 


felben veranlaßten Koften Strapro⸗ ergangenen Entſcheidung (Straf⸗ 
eßordnung 8 145) betreffen; —— 88 495, 496); 

2. die Gebühren für Entſcheidungen, c) die Beſchwerde gegen eine Ent⸗ 

welche betreffen: ſcheidung, durch welche ber Ver⸗ 

&) Unträge auf geltegung ber zu fall einer zur Abwendung einer 

eritattenden Koſten (Strafpro- Unterfuchungshaft oder zur Er- 

zeßordnung 8 496 Abſ. 2); langung eines —— — 

b) die Vollſtreckung einer über eine beitellten Sicherheit ausge 

Vermögensſtrafe, eme Buße ſprochen wird (Strafprozeßord⸗ 


oder über Erſtattung von Koſlen | nung 88 122, 488). 


Fünfter Abjchnitt. 


Auslagen. 
879. An baren Auslagen werden er- Jede angefangene Seite wird voll be 
hob rechnet, 





en: 
1. die Schreibgebühren; - 
2. bie Poft- und Telegraphengebühren; POBRT 

3. die ducd) Cinrücung einer Belammt- | er ’ Bon Schreibgebühren merben nid 
madung in öffentlide Blätter ent- . für bie von Amtswegen anzu- 


ftehenden Koſten; , ferti Ausfertigungen und Yb- 
4. die an Zeugen und Sachverſtändige ſchriſten in den Fällen der 88 4, 6, 

zu zahlenden Gebühren; 16, 45, 47, 57, fofern in benfelben 
5. die bei Geſchäften außerhalb ver feine Gebühren zu erheben find; 

Gerichtsftelle den Gerichtsbeamten 2. für die Benachrichtigung von dem 

auftehenden Tagegelder und Neije- egen einen Zahlungsbefehl er- 

ojten ; Bobenen Widerſpruche (Civilprozeß⸗ 
6. die an andere Behörden oder Be ordnung 838 

amte oder an Rechtsanwäaͤlte für 3. für den Bollitredungsbejehl (Civil⸗ 

deren Thätigkeit zu zahlenden Be⸗ prozeßord 8699); 

träge; 4. fur die Bolffrefungsffaufel (Civil 
7. die often eines Transports bon prozeßordnung 8 725); 

erjonen; 5. für das Zeugnis der Rechtskraft und 
8. die Haftkoſten nach Maßgabe ber für für das Zeugnis, dab innerhalb der 

die Strafhaft geltenden landesgeſetz- Notfrift ein Schriftjag zur Termins- 

lichen Vorſchriften. beſtimmung nicht eingereicht ſei 


(Civilprozepordnung 8 706). 








- 880. Die Schreibgebühren werben für 
Ausfertigungen und Abſchriften erhoben. 8 80b. Tür die von Amtswegen be 
Die Schreibgebühr beträgt für bie Seite, | wirkten Zuſtellungen werben bare Aus— 
welche mindeſtens zwanzig Zeilen von | lagen nicht erhoben. Die Erhebung ber 
durchſchnittlich zwölf Silben enthält, zehn ae für bie —— — und 
Pfennig, auch wenn bie Herſteillung auf | Abſchriſten des zuzuſtellenden Schriftſtücks 
mechaniſchem Wege ſtattgefunden hat. wird hierdurch nicht ausgeſchloſſen. 


Sechſter Abſchnitt. 


Koſtenvorſchuß und Koſtenzahlnung. 


8 81. In bürgerlichen Rechtsſtreitig- zahlen. Der Vorſchuß beträgt ſoviel wie 
feiten ift ein Gebuͤhrenvorſchuß für j die höchfte Gebühr, welche für einen Wit 
Inſtanz von dem Untragitellee zu | der Initanz zum Anfage kommen Tann. 





Gerichtskoſtengeſetz. 88 82 bis 37. 


Dieſe Verpflichtung beiteht auch für den 
Widerfläger und im alle wechſelſeitig 
eingelegter Rechtsmittel für jede Partei, 
in beiden Fällen unter getrennter Be⸗ 
er 

der Anträge ijt ber 
Vorſchuß nad Deangabe der Erweiterung 
zu erhöhen. 





882. Im Stonktursverfahren ift ein 

Gebührenvorſchuß 
1. bei dem Antrag auf Eröffnung des 
Konkursverfahrens, 

. bei der Anmeldung einer Konkurs: 
forderung nad) dem Üblauje der An- 
meldefriſt, 

3. bei dem Antrag auf Anordnung 
einer Sicherheitsmaßregel in Gemäß— 
heit des $ 197 Abſ. 2 der Konkurs⸗ 
ordnung 

bon dem Antragiteller zu zahlen. 


to 


Der Vorihuß beträgt ebenioviel wie bie | 


zu erhebende Gebühr, im Falle der Wr. 1 
joviel wie die im 8 53 Abſ. 1 beitimmte 
Gebühr. 


883. Zn GStrajiaden ijt von dem 
Trivatfläger oder demjenigen, welder al 
Frivatlläger eine Berufung oder Reviſion 
eingelegt oder eine Wiederaufnahme des 
Berjahrend beantragt, jowie von dem 
Nebenfläger, welcher eine Berufung oder 
Reviſion einlegt, ein Gebührenvorſchuß 
von 10 M. für die Inſtanz zu zahlen. 

Im a de3 8 75 beträgt der Vor⸗ 
ſchuß 5 V 


884. Außer dem Gebührenvorſchuß 
81—83) iſt bei jedem Antrag auf 





bare Ausla verbunden ſind, ein zur 
Deckung derjelben hinreichender Bor] 
von dem —— zu 46* 

Dieſe Vorſchußpflich in Straf⸗ 
ſachen mur i em EITO auf er⸗ 
bobene Privatk T  Neben- 
Hänger, wei tittel3 be- 
bient. 

—— Balnı ng von 

k ober auf An- 
Bst Neben⸗ 

fa 1 Zah 
ip hienden 
3 es ab 





—— — 
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8 85. Ausländer, welche ala — 


auftreten, haben das dreifache des im 
8 81 beſti — Betrags als Vorſchuß 
zahlen. 


Dieſe Verpflichtung tritt nicht ein: 

1. wenn nad) den Geſetzen des Staates, 
welhem ber Kläger angehört, ein 
Deutfcher in Talle zu einer 
bejonderen Xorauszahlung oder zu 
einer Eicheritellung der Gerichtsloſten 


nicht verpflichtet ib; 
2. im Urkunden oder Wechſelprozeſſe; 
3. bei NRiderflagen; 
4. bei Stiagen, welche infolge einer 
öffentlichen Aufforderung angeſtellt 
werden; 
5. bei Klagen aus Ani welche 


prüden, 
in das Grunde oder Hypothelenbuch 
— deutſchen Behörde eingetragen 


ſind; 

6. wenn dem Kläger das Armenrecht 

bewilligt iſt. 

Die on beitehbt aud) dann, 
wenn im Xaufe des Nechtöjtreit3 der 
Kläger die Eigenfchaften eines Deutſchen 
verliert, oder die Boraußjegung, umter 
welcher der Ausländer von der Der 
pilihtung befreit war, wegjällt. 

Unter den gleiden zen 
haben Yusländer in den füllen des 
8 83 Abſ. 1 einen Gebührenvorfhuß von 
30 M. zu zahlen. 

Bor Zahlung des von einem Ausländer 
nad) den vorjtchenden Beitimmungen 
den Beitimmungen ber 8 en 
zu zahlenden Vorſchuſſes ift Die = 
nahme jeder gericditlihen Handlung ab- 
zulehnen, fojern nicht glaubhaft gemacht 
wird, daß die Terzögerung dem Aus— 
länder einen nicht zu eriegenden Nachteil 
bringen würde. 


8 86. Schuldner der entitandenen Ge⸗ 
bühren und Auslagen iſt derjenige, wel» 
chem durch geridtiihe Entſcheidung Die 
Koiten des Verjahrens auferlegt jind, ober 
welcher diejelben durch eme vor dem Ge- 
richt abgegebene oder demſelben witge- 
teilte Erfiärung übernommen hat. 

Schuldner der Schreibgebühr für Aus 
fertigungen und Abſchriften, welche nicht 
von Amtswegen zu erteilen jind, ijt Der 
Antragſteller. 


887. Die durch gerichtliche Enticei- 
dung begründete Verpflichung zur Zah 
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lung der Gebühren und Auslagen ($ 86; 
erliſcht, injoweit eine Aujhebung oder ! 
Abänderımg der 





88. Sind bie entjtandenen Ge⸗ 
bühren und Auslagen von ber einen ober 
der anderen Partei durch Uebereinkunft 
beider Parteien übernommen ($ 86), fo 
haftet jede arte wenigjten3 für bie 
Hälfte berjelben. 

Diefe Haftbarkeit kann erſt geltend ge- 
macht werben, wenn eine Zwangsvoll⸗ 
en a edung in b das —— Ba gen ber 

pili en Bartei er- 
fofglog ——— ui 


89. In Ermangelung eines anderen 
ners (8 86) iſt derjenige, welcher 
das Derfahren der Inſtanz beantragt hat, 
Sch der entſtandenen Gebühren und 
Auslagen. Soweit es ſich jedoch um Aus⸗ 
lagen handelt, für welche der Gegner in 
Gemäßheit des 8 84 Vorſchuß zu leiſten 
verpffi war, find diefe Auslagen vom 
Gegner zu erheben. 

8 90. Die Verpflitung zur ga 
lung der vorzufchiegenden Veträge ( 
bis 85) bleibt beitehen, wenn bie 
stoften bed Berfahrend einem anderen 
auferlegt oder von einem anderen über- 
nommen find. 





|— — — 


8 91. Beſteht die Partei aus mehreren 
Perfonen, fo haften biejelben in Er- 
mangelung einer gerichtlichen Entſcheidung 
über die K hoftenerteifung nad) K — 


8 92. Durch die Beſtimmungen der 
: 81 -91 mird eine den Vor⸗ 

riften be3 bürgerlichen Rechts oder den 
Vorfchriften der Livilprozeß - Ordnung 
8 759, der Kontursordnung 88 57—60, 
142, ober ber Strafprozeßordnung 8 498 
Abſ. 2, 8 503 Abſ. 4, 8 504 begründete 
Verpflichtung zur Bahlung ber ent- 
ftandenen Gebühren und Auslagen nicht 
berührt. 


8 98. Die Gebühren und Ausla 
werden fällig, jobald dad Verfahren oder 
die Inſtanz durch unbedingte Cntfchei- 








@erichtötoftengeien. 88 85 bis 97. 


dung über die So er 
ober. Suridnahme — per Marin, 


ledigung beendigt iſt. 





8 
eriten Antrags die bis dahin ent- 
ftanbenen Gebühren und Auslagen 
fällig. Die einjährigen Friſten 
Iönnen auf Antrag von dem Gerichte 
verlängert werden. Der Ablauf der 
Friſten begründet nicht die Zurüd- 
ng eines nicht verbrauchten 
Vorſchuſſes 

2. In den Fällen einer Widerklage oder 
—— eingelegter Rechtsmittel 
farm jede Partei, wenn fie das von 
ihr beantragte erfahren surid- 
nimmt, die getrennte Berechmung der 
Gebühren und Auslagen für dasjelbe 
und die Zurüdzahlung des von ihr 
gezahlten nicht verbrauchten Vor⸗ 
ſchuſſes ford 

3. Ei Eine nach 8 47 Abſ. 2, 5 48 be 
fchlofjene Gebühr kann jofort nad) 
dem Bejchlufje von der in dieſem be» 
zeichneten Partei ohne Anrechnung 
eine3 derſelben obliegenden Vor— 
ſchuſſes erhoben werden. 





895 Im Sonkuröverjahren können 
auf die im 8 51 und 8.58 Abſ. 1 be- 
jtimmte Gebühr je nad) dem Fortgange 
des Verfahrens "Upfchlagszahlungen er⸗ 
hoben werden. 

Die Erhebung der Gebühren und Aus- 
an fann im alle des 8 54 fofort 

nach Wbhaltung des Brüfungstermins 

oder alle les rüdnahme der Anmeldung, im 

3 8 58 Mi. 2 fofort nad Er» 
—5 des Antraas erfolgen. 





96. In Strafſachen werden die Ge⸗ 
bühren und Auslagen, welche dem ver⸗ 
urteilten Beſchuldigten zur Laſt fallen, 
erſt mit der Rechtskraft des Urteils fällig. 





8 97. Die Schreibgebühr für Ub- 
ſchriften und Wusfertigungen, welde nicht 
von Amtswegen zu erteilen find, wird 


Gerichtskoſtengeſetz. 88 98 bis 102. 


Iefort nad) Anfertigung ber Schriftſtücke 


ig. 
Die Unfertigung kann von vor 
gängiger Zahlung eined die Gebühr 
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dedenden Betrage® abhängig gemacht 
werden. 


GSiebenter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 


98. Bon Zahlung der Gebühren 
find befreit: 

ba3 Reich in dem Verfahren vor ben 

Landgerichten, 

die Bundesſtaaten in dem Verfahren 

bor dem Reichsgerichte. 

Die Tandeögejeglihen PVorfchrijten, 
welche für gerviffe töfachen oder ge» 
wilfe Berfonen in dem erfahren vor 
den Landgerichten Gebührenfreiheit ge- 
mähren, werben durch dieſes Geſetz nicht 


berührt. 

Für das Verfahren vor dem Reichs⸗ 
gerichte Tann die Befreiung ' von Ge 
bühren durch Kaiferliche Verordnung mit 
Zuftimmung de Bundesrats gemwährt 
werden. 

Someit demjenigen, welchem die Ge- 
bührenfreiheit zujteht, Kojten des Ber- 
fahren? auferlegt werden ($ 86), find 
Gebühren überhaupt nicht zu erheben ımd 
erhobene zurüdzuzahlen. 





8 99. Die Behörden haben einander 
zum Zwecke der Einziehung von Ge 





bühren und Auslagen nad) näherer Be» 
ftimming der vom Bundesrat zu er- 
laſſenden Anweiſung Beijtand zu leifteh. 


8 100. 





Unberührt bleiben die ber 


ftehenden Landesgejete, nach melden 
neben der für ein Urteil zu erhebenden 
Entſcheidungsgebühr die Regiſtrierungs⸗ 


gebühr für das im Urteil feſtgeſtellte 
Rechtsverhältnis zu erheben iſt. 


8 101. Beträgt die Gebühr für die 
Aufnahme eines Vergleichd oder die auf 
Grund eines Anerkenntniſſes oder Ber- 
zicht3 erlafiene Entjcheidung (88 23, 4l) 
weniger als bie Gebühr oder Wbgabe, 
mwelche nad) den „ anbeägejepeit für den 
außerhalb des Rechtsſtreits abgefchloffenen 
Vergleich zur Staatskaſſe zu erheben fein 
würde, jo ıft ber Mehrbetrag der lehteren 
neben der Entſcheidungsgebühr zu er- 
heben. 








8 102. Diejes Geſetz tritt im ganzen 
Umfange bed Reichs gleichzeitig mit dem 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz in Kraft. 





718 Gerichtskoſtengeſetz. 
Tabelle A 
für 
bürgerliche Rechtsſtreitigkeilen und Konkurſe 
mit Ausſchluß der 
Berufungs⸗ und Reviſionsinſtanz, ſowie der Urkunden⸗ 
und Wechſelprozeſſe. 
1. 2. 8. 4. 5. 6. 7. 
Bei einem Wert 2 . 
2 des 2 8 a a a a 
= En : 
= | Gegenftanbes 2|3|1|%2|8:2|82|2:2|13 
F n 8 8 8 * >) 
g |don mehr] bi ein | 5 o 2 2 2 2 eo 
als ſchließlich 8 ** = =” = * 
4 4 A A A| A A A 
ı.| — 20 | ı -| 080| 0,0 | 0,50 | 080 | 0,20 | 0,20 
2. 20 60 | 240) 2 1,50 | 1,20 | 0,80 | 0,50 ! 0,30. 
8. 60 120 | 460| 8,70| 280 | 2301| 140| 1 0,50 
4. 120 200 | 7,50| 6 450 | 8,80 | 2,30 | 1,50 | 0,80 
8. 200 300 11 880 | 6,60 | 5,50 | 8,80 | 2,20 | 1,10 
6. 300 450 | 15 12 9 7,50 | 450 | 8 1,50 
7. 450 650 | 20 16 12 10 6 | 4 2 
8. 650 900 | 26 20,80 | 15,60 | 18 7,80 | 5,20 | 2,60 
9. 900 1200 | 82 25,60 | 19,20 | 16 9,60 | 640 | 3,20 
10.| 1200 1600 | 38 30,40 | 22,80 | 19 11,40 | 7,60 | 3,80 
11.| 1600 2100 | 44 85,20 | 26,40 | 22 18,20 | 8,80 | 4,40 
12.| 2100 2700 | 50 0 80 25 15 10 5 
13.| 2700 8400 | 56 44,80 | 83,60 | 28 16,80 | 11,20 | 5,60 
14.| 3400 4800 | 62 49,60 | 87,20 | 31 18,60 | 12,40 | 6,20 
15.| 4300 5400 | 68 54,40 | 40,80 | 84 ‚40 | 18,60 ! 6,80 
16.| 5400 6700 | 74 59,20 | 44,40 | 87 22,20 | 14,80 ! 7,40 
17.! 6700 8200 | 81 64,80 | 48,60 | 40,50 | 24,30 | 16,20 | 8,10 
18.| 8200 | 10000 | 90 72 b4 45 27 18 9 
19.| 10000 | 12000 |100 80 60 50 30 20 10 
20.| 12000 | 14000 110 88 66 55 88 22 11 
21. 14000 | 18000 1120 96 72 60 86 24 12 
22.| 16000 | 18000 1180 1104 78 65 89 26 18 
28. 18000 | 20000 1140 112 84 70 42 28 14 
unb fo weiter von 
je 2000 .# mehr | 10 8 6 5 8 2 1 


Bertllafje 


eo nn 5 


Gerichtskoſtengeſetz. 


Tabelle B 


für 


Bürgerlide Rechtsſtreitigkeiten 
mit Ausſchluß ber 
Urkunden- und Wechſelprozeſſe. 


Bei einem Werte 


bes 

Gegenftandes 
bon |bi8 eins 
mehr | fchließ- 

als lich 

A 

— 20 
20 60 
60 120 
120 200 
200 300 
800 450 
450 650 
650 900 
900 | 1200 
1200 | 1600 
1600 | 2100 
2100 | 2700 
2700 | 8400 
8400 | 4300 
4800 | 5400 
5400 | 6700 
6700 | 8200 
8200 | 10000 
10000 | 12000 
12000 | 14000 
14000 | 16000 
16000 | 18000 
18000 |. 20000 
und fo weiter von 


ie 2000 .# mehr 


in der Berufungsinftanz 


1 


Ein heits⸗ 
Gebühr ° 
8 

a Gehe: > 


so 

‚im 

oO 
3001 
OOOOO 


12,50] 6,25 


* Sehr » 


u A ACH ne 


- 


NO BO WO WM 
eo 8955 890550 565 


Ko +) 


9,30 


119 


in der Reviſionsinſtanz 


5. 


Einheits⸗ 
Gebühr 


R 


10 
ühr 


R Pi 
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720 Gerichtskoſtengeſetz. 
Tabelle O 
für 
Urkunden: und Wechlelprogeffe. 
up Erfte Inſtanz Berufungsinftanzg | Nevifionsinftang 
pen we 1 1218| A 1516 |-T | 819 
> . 
3 | Geamiandes [an| =) sias| .5| s|28| 3.8 
5 | don (bisen SS [28125 188 138 173 | 83 | 55 
& | mer | fätiee- | 58 | 8 858 | 8 8]55 38 
als lich 
A A #|#4)4]4|414|14|4| 4 
1. — 20 | 0,60 | 0,30| 0,20] 0,801 0,40| 0,201 0,90| 0,50] 0,20 
2. 20 60 | 1,50 | 0,80| 0,30] 1,801 0,90| 0,20] 2,20| 1,10| 0,30 
8. 60 | 120 | 2,80 | 1,40| 0,201 8,50] 1,80| 0,40] 4,20| 2,10| 0,50 
4.| 120 | 200 | 4,50 | 2,30| 0,50| 5,70| 2,90| 0,60] 6,80| 3,40| 0,70 
5.1 200 | 800 I 6,60 | 8,30| 0,70] 8,80} 4,20| 0,90| 9,9015 |ı 
6.l1 800 | 450 | 9 -| 4,50| 0,901 11,50] 5,70| 1,20] 13,50| 6,80| 1,40 
7.1 450| 650 Jı2 6 1120| 15 | 7250| 150| 18 | 9 | 1,80 
8.1 650 | 900 | 15,60 | 7,80| 1,60| 19,50! 9,80| 2 | 28,40|11,70| 2,40 
9.| _900 | 1200 | 19,20 | 9,60| 2 2,40| 28,8014,40| 2,90 
10.| 1200 | 1600 | 22,80 I11,40| 2,30 | 28,50|14,30| 2,90| 84,20117,10| 3,50 
11.| 1600 | 2100 | 2640 |13,20| 2,70| 83 |16,50| 8,30] 39,60|19,80| 4 
12.1 2100 | 2700 |80_ lıs | 8 | 37,50118,80| 8,80] 45 122,50| 4,50 
13. | 2700 | 8400 | 83,60 |16,80| 3840| 42 I21 | 4,20] 50,40125,20| 5,10 
14. | 8400 | 4800 | 37,20 |18,60| 8,80 | 46,50|23,80| 4,70] 55,80127,90| 5,60 
15.] 4300 | 5400 | 40,80 |20,40| 4,10| 51 125,50| 5,10] 61,20|80,60| 6,20 
16.1 5400 | 6700 | 44,40 122,20| 4,50| 55,50|27,80| 5,60] 66,60|33,80| 6,70 
17.1 6700 | 8200 | 48,60 |24,30| 4,90 | 60,80|80,40| 6,10| 72,90|86,50| 7,30 
18.| 8200 | 10000 |54 27 | 5,40| 67,50|83,80| 6,801 81 |40,50| 8,10 
19. | 10000 | 12000 |60_ |s0o |6 175 187,50| 7,501 90 |45 |9 
20. | 12000 | 14000 |66 88 | 6,60| 82,50|41,30| 8,30| 99 |49,50| 9,90 
21. | 14000 | 16000 | 72 I|s6 | 7201 90 145 | 9 1108 (54 10,80 
22. | 16000 | ı8000 |78 89 | 7,80| 97,50|48,80| 9,80|117_ 158,504 11,70 
28, | 18000 |20000 |8&4 |42 | 8,0lı05 152,50110,501126 |58 |12;60 
und fo weiter von 
ie 2000 4 mehe| 6 | 8 |0,0| 7,50| 8,75] 0,75] 9 | 4,501 0,90 


B. Geßüßrenordnung für Gerichtsvollzieher. 





bollmächtigten mehrerer Beteiligter (Civil⸗ 
prozeßordnung 8 189 Abi. 2) gilt als 
eine Zuftellung. 


$ 1. In ben vor bie ordentlichen Ge- 
richte gehörigen Rechtsſachen, auf melde 
die Civilprozeßordnung, die Gtrafpro- 
eßordnung oder die ſonkursordnun 
Anwendung findet, werben Gebühren un 83. Sit eine Zuſtellung durch ben 
ruslagen des Gericht3vollzieherd nur Gerichtsvollzieher bewirkt, obgleich fie 
nad Maßgabe ber folgenden Beltinmun- | mit geringeren often duch die Poſt 
gen erhoben. hätte erfolgen können, fo erhält berfelbe 








die Mehrloften nur, wenn er zur Vor—⸗ 
; 82. Die Gebühr für jede Sufteihung nahme der Zuflellung ohne Benutzung 
eträgt . 


nn ‚ | der Bolt ausdrücklich ermächtigt worden 
in den amtögerichtlichen und den fchöffen- | ift. 


gerichtlichen Sachen, joweit diefe Sachen 
nicht durch Einlegung eines Rechtsmittels 
an ein höheres Gericht gebracht find 50 H, 
für die Zuftellung durch Aufgabe zur Poſt 
(Civilprozeßordnung 8 175), für das an 
die Poſt gerichtete Erfuchen um Bewir- 
fung einer Zuſtellung (Civilprozeßord⸗ 
nung 8 194), fowie für die im Auftrag 
eine3 Anwalts an den Gegenanwalt be- 
wirkte Zujtellung die Hälfte jener Säpe, (Civilprozeßordnung $ 831), beträgt nad) 

Die Zuſtellung an den Zuftellungsbe- | der Höhe ber beizutreibenden Forderung 

bei einem Betrage bis 00 Mart einſchließlich — Mark. 
00 





84. Die Gebühr für die Pfändung von 
beweglichen Törperliden Saden (Livil- 
prozekordnung 88 808, 809), von Früch⸗ 
ten, welche von dem Boden noch nicht 
getrennt ſind (Civilprozeßordnung 8 810), 
jowie von Forderungen aus Wechſeln 
oder anderen Papieren, welche durch In⸗ 
dofjament übertragen werden können 


„ ” n ” " ” 2 


” " ” ⸗ 300 ” [4 3 7 

. om n „ 100 „ „ 4“, 

" ” ” " 9000 ” ” 5 re 
- „ über 5000 _„ „ 6 


Nimmt die Pfändung einen Zeitauf- | wertung ber pfändbaren Gegenftände ein 
wand von mehr ald zwei Stunden in An⸗Ueberſchuß über die Koften der Zwangs⸗ 
ſpruch, fo erhöht ſich die Gebühr für | volljtredung nicht erwarten ließ, jo er- 
jede angefangene weitere Stunde um ein | hält der Gerichtsvollzieher die Hälfte ber 
Vierteil. Gebühr. 

Iſt eine verfuchte Pfändung ohne Er- 
folg geblieben, weil nad halt des 85. Für die Uebernahme beweglicher 
Protokolls pfändbare Gegenjtände nicht | Sachen zum Bivede der Verwertung in 
vorhanden waren, oder ſich von der Ver- | ben Fällen der 88 790, 847, 854 ber 


Nechtsbuch. IT. 46 
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En auf Bermeis erkannt, fo beträgt die Gebühr -. -. . . 2... 
und ift ausschließlih auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte überhaupt 
oder einzelner bürgerlicher Ehrenrecdhte ertanıt . . . . . . >. 





63. Zwei Zehnteite der Sätze bed 
2 werden erhoben in dem Verfahren 
bei amtsrichterfichen Strafbejehlen, wenn 
die Strafe ohne Hauptverhandfung rechts⸗ 
ng renaeieht it (Strafprozeßordnung 


Wird der gegen einen Gtrafbejehl er- 
hobene Einſpruch wegen Ausbleibens Des 
Angellagten in der Sauptverhandlung 
durch Urteil verworfen (Strafprozeßord⸗ 
nung 8 452), jo find für das ganze Ber- 
fahren vier Zehnteile der Sätze des $ 62 
zu erheben. 





8 64. Hat weder eine Vorunterſuch⸗ 
ung, nod) in dem SHauptverfahren eine 
Beweisaufnahme ftattgefunden, fo Tann 
da3 Gericht die Sätze de3 8 62 bis auf 
fünf Behnteile ermäßigen. 

Das Vleidye gilt in den Fällen bes 
8 211 ber Gtrafprozekordnuung. 


8 65. Die Säge de3 8 62 find für 
die Berufungsinftanz, ſowie für die Re— 
viſionsinſtanz zu erheben, wenn in der⸗ 
felben eine SHauptverhandlung ftattge- 
funden hat und da3 Rechtsmittel nicht 
als unzuläjjig verworfen wird. 

Hat eine Veweisaufnahme in der Be 
rufungsinftang nicht jtattgejunden, ſo 
kann das Gericht die Sätze bis auf fünf 
Behnteile ermäßigen. 

Wird die Berufung wegen Ausbleibens 
de3 Angeflagten in der Yauptverhand- 
lung verworfen (Strafprozekordnung 
8 370), ober betrifft die Berufung Die 
Verwerfung des gegen einen Strafbejehl 
erhobenen Einſpruchs (Strafprozezord- 








nung 8 452), fo jind vier gehnteile zu 
erheben. 
8 66. Ein Zehnteil der Güte des 


8 62 wird beſonders erhoben: 

1. für Verwerfung eines Geſuchs um 
Wiedereinſetzung in Den vorigen 

- Stand (Etrafprozepordnung 88 46, 
234, 370 Ubi. 2); 

2. für die Entjcheidung, durch welche 
eine Berufung oder Reviſion als un- 
zuläfjig venvorjen wird (Strajpro- 
zeßordnung SS 360, 303, 386, 389); 


Gerichtskoſtengeſetz. 88 63 bis 69. 


oo. „4 
3. für die Entſcheidung, burd) welche 
ein Antrag auf Wieberaufnahme des 
Verfahrens als unzuläffig verworfen 
wird (Strafprozeßordmung A 
für die Entſcheidung, durch che 
ein Einſpruch gegen einen amt 
richterlihen Strafbefehl (Strafpro- 
aehorbnung 8 449) oder ein Antra 
auf geridytlihe Entſcheidung nad 
Dorangegangener polizeilicher Straf 
verfügung (Strajprozeß - Ordnung 
: 454) oder nad) Erlaß eines Strafe 
eicheide8 einer Verwaltungsbehörde 
(Strafprozeßordmung $ 460) als un. 
zuläfjig verworfen wird; 
5. für Zurückweiſung von Beichwerden 
gegen die unter Nr. 1—4 bezeidy 
neten Entjcheidungen, 


4, 





8 67. Wird ein Antrag auf Wieder- 
aufnahme des Verfahrens al3 unbe 
gründet verworfen (Strafprozeßordnung 
88 410, 411 Abſ. 1), fo werden zivei 
Behnteille und, wenn eine Bemeisauf- 
nhame ftattgefunden hat (Strafprogehord- 
nung $ 409), vier Behnteile der Säge 
de3 8 62 erhoben, 

Für Zurückweiſung von Beſchwerden 
gegen die im vorjtchenden Abſatze bezeich 
neten Entjcheidungen wird ein Zehnteil 
der Sätze des $ 62 erhoben. 





8 68. Für die Zurüchveijung anderer, 
al3 der in 8 66 Nr. 5, $ 67 Ubjag 2 
bezeichneten Beſchwerden wird eine Ge- 
bühr von 1M. erhoben. 

Die Gebühr ift von dem Beichuldigten 
nur zu erheben, wenn er zu Strafe rechts⸗ 
fräftig verurteilt wird. 





869. Werden in den Yällen ber 
88 172 und 173 der Strafprozeßordnung 
nach Maßgabe der 8 175 und 504 der⸗ 
jelben dem Antragfteller die Kojten auf- 
erlegt, jo beträgt die Gebühr: 

wenn e3 jid) um eine Ueber- 


tretung handelt . . . 2OM.; 
wenn es fid} um ein Ber 
gehen handelt . . . . 50 „ 


wenn es ji) um ein Ver 


brechen handelt 100 „ 











Gerichtöloftengefeg. 88 70 bis 78. 


Das Gleiche gilt im Falle bes 8 601 
ber Steaipeo eßordnung. 
Im Falle 5 174 Abf. 2 der Straf- 
prozeßordnung iſt die Hälfte ber vor- 
ftehenden Säge zu erheben. Das Gleiche 
Bi: wenn nach eröjjıetem en 
ahren die Einftellung des Verfahrens 
wegen Burüdnahme G lenigen Antrags 
erfolgt, durch welchen dasjelbe bedingt 





8 70. Tür das Verfahren auf er⸗ 
hobene Privatklage werden in erſter In⸗ 
ſtanz erhoben: 

1. wenn nach Beginn der 

—— — Einſtel⸗ 

lung des Verfahrens erfolgt 5 M.; 
2. wenn außer dem Falle 

der Nr. 1 die Inſtanz ohne 

Beweisaufnahme durch Ur« 

teil beendigt wird . . . 15 „ 
3. wenn außer dem falle 

ber Nr. 1 die Inſtanz nad) 

ftattgehabter Beweisauf⸗ 

nahme durch Urteil beendigt 


wird. 20 , 

Diefelben Säge find für die Berufungs- 
inftanz, ſowie für die Reviſionsinſtanz 
zu erheben. 

Für die Wiederflage wird ein bejon- 
derer Sat nicht erhoben. 

Die von der Verwaltungäbehörbe er- 
hobene Klage (Strafprogekorönung $ 464) 
ift nicht als Privatflage im Sinne dieſes 
Geſetzes zu erachten. 





71. In dem Verfahren auf erhobene 
Privatflage jmd: 

1. in den Fällen bes 8 66 
Nr. 1-3, ſowie bei Zurück⸗ 
weilung von Beſchwerden 
gegen ie ebendajelbit be 
zeichneten Entipeibun ungen 

2. im Falle des 8 ſ. 1 

und, wenn eine —— 
nahme liattgefunben dt . 
im Valle des 8 67 Abſ. 2 
. in ben Fällen des 8 68 . 
. für urüdhweifung einer 
Privatklage 
. für Verwerfung einer Be 
ſchwerde über" „ neilung 
einer Privatkla . 8 „ 
zu erheben. 


(=>) F 
— >» PD 
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872. Bei Burüdnahme emer Privat- 
Hage vor Beginn der Hauptverhanblung 
werden 2 Mark erhoben. 


3 73. Sind in einer Sache mehrere 
Perfonen als Privatfläger oder als Be⸗ 
ſchuldigte in derſelben Smftanz beteiligt, 
jo wird ohne Rückſicht auf die Zahl der 
Perſonen da3 doppelte der in den 88 70 
bis 72 beitimmten Gebühren erho 


—* Werden dem Nebenklaäger bie 
Koſten eines von ihm eingelegten Nechts- 
mittel auferlegt (Strafprozeß - Ordnung 
8 441), fo ſind Die Säge zu erheben, 
welche nad) Maßgabe der 88 70 bis 73 
zu erheben fein würden, wenn er als 
— das Rechtsmittel eingelegt 








— Ü — 


75. Für das Verfahren in den 
Faͤllen ber 88477 470 der Strafprozeß⸗ 
orbnung 5 beträgt die Gebühr in jeder In⸗ 
lan; 5 Mark. 


876. Wird ein a Ren Antrag, 
ein Einjpruch ober eine chwerde vor 
ber Entſcheidung über diejelben, oder wirb 
eine Berufung oder eine Reviſion vor 
* nn der Hauptverhandlung durch Zu⸗ 
hme oder Einſtellung des Ver⸗ 
fahren erledigt, jo werden brei Behn- 
teile der Gebühr erhoben, welche 
Maßgabe der 88 66—68, 69 —2 
8 71, 73 bis 75 für eine zurůckweiſende 
tiheibung zu erheben fein mürbe, 








877. Wird die Wiederaufnahme bes 
Verfahrens angeorbnet (Strajprogekorb- 
nung 8 410), fo werden, wenn bas 
frühere Urteil aufrecht erhalten wird, bie 
Gebühren für das neue Verjahren nad 
denſelben Beſtimmungen, wie für das 
erſte Verfahren erhoben. Führt Die 
Wiederaufnahme zu einer Aufhebung des 
früheren Urteils, fo gilt für die Ge 
bührenerhebung das neue Verfahren mit 
dem früheren Verfahren zufammen als 
ein Verfahren der Inſtanz. 


878. Nach Maßgabe ber Borfchriften 





des zweiten Abſchnittes werden beſonders 


erhoben: 
1. Die Gebühren für Alte, welche bie 


erpflichtung eines Verteidigers zur 
ne ber durch Verſchulden des⸗ 
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felben veranlaßten Koften (Stra 
„, ehorbiumg $ 145) betreiien; 


bie Gebühren Tür Entf gen, 


ien: 


a) Anträge auf fe der zu 
erfinttenden (Strafpro- 
zeßor 196 {.) 2); 

b) bie a olftr einer über eine 

F — e, eine Buße 
o 


ſtattung von Koſten 


Gerichtskoſtengeſetʒ 88 79 Bis 81. 


ergangenen Entjcheibung (Straj- 


beitellten Sicherheit auöge- 
ſprochen wird (Strafprogekorb- 
nung 88 122, 488). 


Fünfter Abfchnitt. 
Auslagen. 


—* 8 79. An baren Auslagen werben er- 


1. bie Schreibgebühren; 

2. die Poſt⸗ und Telegraphengebühren; 

3. bie durch Einrüdung einer Belannt⸗ 
madung in öffentliche Blätter ent- 
ftehenben Koſten; 

. die an en und verftänbige 
zu — — erſiindis 

. die bei Geſchäften außerhalb der 
Gerichtäftelle den Gerichtsbeamten 
äuftehenben Zagegelder und Neije- 

en: 


6. bie an anbere Behörden oder Be- 
amte oder an Rechtsanwälte für 
pin Thätigleit zu zahlenden Be⸗ 


. * * onen eines Transports von 
8. bie aftaften nach Maßgabe der für 


t geltenden landes 
—* ee ten. enbeigelei- 


R 


2 





8 80. Die Schreibgebühren werden für 
Ausfertigungen und Abſchriften erhoben. 
Die Schreibgebühr beträgt für bie Seite, 
welche mindeſtens zwanzig Zeilen von 
durchſchnittlich zwölf en enthält, zehn 

ennig, auch wenn die Herfiellung auf 
mechaniſchem Wege ftattgefunden Hat. 


Jede angefangene Seite wird voll be 
rechnet, 





8 80a, Schreibgebühren werben nicht 
erhoben 


1. für Die von Amtswegen anzu⸗ 
ferti Ausfertigungen und Xb- 
ſchriften in ben Fällen der 88 4, 6, 


16, 45, 47, 57, fofern in denfelben 
feine Gebühren zu erheben find; 

2. für bie Benachrichtigung von dem 
gegen einen Zahlungöbejefl er- 
Bobenen Widerſpruche (Civilprozeß⸗ 
0 

3. für b —— (Civil 
, Broich 8 69 
4. für die Boll 3 (Civil- 


„ Pricing 

5. für das echtskraft imd 

„daß innerhalb der 

— en Schri ftjag zur Termins⸗ 
nicht eingereicht ſei 

(hoilpeosehorbmung 8 706). 


8 80b. Für die von Amtswegen be 
nicken uftellimgen mwerden bare Aus⸗ 
lagen nicht erhoben. Die Erhebung der 
Schreibgebühr für die Auzfertigungen und 
Abſchriſten des zuzuftellenden ücks 
wird hierdurch nicht ausgeſchloſſen. 





Sechſter Abſchnitt. 
Koſtenvorſchuß und Koſtenzahlung. 


8 81. Im bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
feiten iſt ein Gebührenvorfhuß für jede 
Inſtanz von dem Antragiteller zu 





gehen. Der Vorſchuß beträgt ſoviel mie 
ie höchite Gebühr, welche für einen Alt 
der Inſtanz zum Anſatze kommen Tann. 


Gerichtöfoftengejeß. 88 82 bis 87. 


Tiefe Verpflichtung beiteht auch für ben 
Widerfläger und im alle wechſelſeitig 
eingelegter Rechtsmittel für jede Partei, 
in beiden Fällen unter getrennter Be 
rechnung der Gtreitgegenitände. 

Bei Erweitern ng der Unträge iſt ber 
Vorſchuß nad Maßgabe der Erweiterung 
zu erhöhen. 





882. Im Konkursverfahren ift ein 
Gebührenvorſchuß 

1. bei dem Antrag auf Eröffnung des 
Konkursverfahrens, 

2. bei der Anmeldung einer Konkurs 
forderung nad) dem Ablauſe der An⸗ 
melbefrift, 

3. bei dem Antrag auf Anordnung 
einer EicherheitSmaßregel in Gemäß- 
heit des $ 197 Abſ. 2 der Konkurs⸗ 
ordmung 

bon dem Antragiteller zu zahlen. 


Der Vorſchuß beträgt ebenjoniel wie bie | 


zu erhebende Gebühr, im Falle der Pr. 1 
joviel wie die im $ 53 Abſ. 1 beftimmte 
Gebühr. 


883. In Strafſachen ift von dem 
Privatlläger oder demjenigen, welcher al3 
Privatfläger eine Berufung ober Revijion 
eingelegt oder eine Wiederaufnahme bes 
Verfahrens beantragt, jowie von dem 
Nebenkläger, welcher eine Berufung oder 
Reviſion einlegt, ein Gebührenvorſchuß 
von 10 M. für die Inſtanz zu zuhlen 

Im Falle bes 8 75 beträgt der Vor—⸗ 
ſchuß 5 M. 


8 84 Außer dem Gebührenvorſchuß 
(85 81—83) ijt bei jedem Antrag auf 
ornahme einer Handlung, mit welcher 
bare Auslagen verbunden find, ein Ei 
Dedung derjelben hinreichender Vorſchuß 
von dem Untragiteller zu zahlen. 

Dieſe Vorſchußpflicht beiteht in Etraf- 
ſachen nur in dem Verfahren auf er- 
hobene Privatflage und für den Neben- 
Hläger, welcher fid) eines Rechtsmittels be- 
ient. 

Die Ladung und VBernehmung von 
Zeugen ober Sachveritändigen auf An- 
trag des Privatfläger oder des Neben- 
Häger3 kann von der vorgängigen Zah⸗ 
fung eine zur Dedung ber erwachſ 
Auslagen —— Vorſchuſſes ab⸗ 
hängig gemacht werden. 











| 
s 
enden 
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8 85. Ausländer, melde als Kläger 
auftreten, haben das dreifache bes im 
8 81 beitimmten Betrags als Vorſchuß 
zu ag 

Diele Derpitichtung tritt nicht ein: 

1. wenn nad) den Geſetzen bes Staates, 

welchem der Kläger angehört, em 

Deutfcher in gleihem Falle zu einer 

bejonderen Borauszahlung ober zu 

einer Eicheritellung der Gerichtskoſten 
nicht verpflichtet it; | 
. im Urkunden» oder Wechfelprozeife; 
. bei Widerflagen; 
. bei Klagen, melde infolge einer 
öffentlichen Wufforderung angeftellt 
werben; 
5. bei Klagen aus Unfprüchen, welche 
in das Grund» oder Hypothelenbud 
einer beutfchen Behörde eingetragen 


find; 

6. wenn dem Slläger dad Armenrecht 

bewilligt ift. 

Die Verpflichtung beiteht auch dann, 
wenn im Laufe des Wechtöjtreit3 der 
Kläger die Eigenfchaften eines Deutſchen 
verliert, oder die Vorausſetzung, unter 
welcher der Ausländer von der Ver—⸗ 
pflihtung befreit war, wegfältt. 

Unter den gleichen Rorausfegungen 
haben Ausländer in den Fällen des 
83 Abf. 1 einen Gebührenvorfchuß von 
30 M. zu zahlen. 

Bor Zahlung des von einem Ausländer 
nach den vorjtchenden Beitimmungen oder 
den Beitimmungen ber 883 Abj.2, $ 84 
zu zahlenden Borichuffe ift die Bor- 
nahme jeder gerichtlichen Handlung ab- 
zulehnen, fofern nicht glaubhaft gemacht 
wird, daß die Verzögerung dem Mus» 
länder einen richt zu erjegenden Nachteil 
bringen würde. 


86. Schuldner ber entitandenen Ge 
bühren und Auslagen ift derjenige, wel⸗ 
chem durch gerichtliche Entiheidung die 
Koften bed Verfahrens auferlegt find, ober 
welcher biejelben durch eme vor dem Ge⸗ 
richt abgegebene oder demſelben mitge⸗ 
teilte Erflärung übernommen hat. 
Schuldner der Schreibgebühr für Aus- 
fertigungen und Abjchriften, welche nicht 
von Amtswegen zu erteilen find, ijt der 
Antragiteller. 


8 87. Die durch gerichtliche Entſchei⸗ 
dung begründete Verpflichtung zur Yah- 


> DD 











716 


lung der Gebühren und Auslagen ($ 86) 
erliicht, infoweit eine Aufhebung ober 
Abänderung der Entſcheidung erfolgt. 

Die Zurückzahlung bereit3 bezahlter 
Beträge findet, ſoweit der Gebührenanjag 
beitehen bleibt, nicht ftatt. 





88. Sind die entitandenen Ge 
bil und Auslagen von der einen oder 
der anderen Partei burch Webereinkunft 
beider Parteien übernommen (8 86), fo 
5 jede xrrei wenigſtens für die 

elben. 


Diefe Haftbarkeit kann erſt geltend ge- 
macht werben, wenn eine Bmangsvoll- 
ftredung in das bewegliche Vermögen ber 
nah 8 86 zahlumgöpflichtigen Partei er- 
folglo3 geblieben ıft. 





89. In Ermangelung eine anderen 

uldner8 ($ 86) ijt derjenige, welcher 
da8 Berfahren der Inſtanz beantragt hat, 
Schuldner der entitandenen Gebühren und 
Auslagen. Soweit e3 jich jedoch um Aus⸗ 
lagen handelt, für welche der Gegner in 
Gemäßheit des 8 84 PVorfchuß zu leilten 
verpflichtet war, find diefe Auslagen vom 
Gegner zu erheben. 


— — — 


8 90. Die Verpflichtung zur Zah— 
lung der vorzufchiegenden Beträge 68 81 
bis 85) bleibt beſtehen, wenn auch die 
Koſten des Verfahrens einem anderen 
auferlegt oder von einem anderen über- 
nommen jind. 

8 91. Beitcht die Partei aus mehreren 
Perfonen, fo haften diefelben in Er- 
mangelung einer geridjtlichen Entjcheibung 


über die Stoftenverteilung nad) Siopiteilen. 





8 92, Durch die Beſtimmungen der 
8l—91 wird eine nad) den Bor- 
ichriften des bürgerlichen Rechts oder den 
VBorfchriften der Civilprozeß - Ordnung 
8 759, der Komturdordnung 88 57—60, 
142, oder der GStrafprozeßordnung 8 498 
Abſ. 2, 8 503 Abſ. 4, 8 504 begründete 
Verpflichtung zur Bahlung der ent- 
ftandenen Gebühren und Auslagen nicht 
berührt. 


898. Die Gebühren und Wuslagen 
werden fällig, jobald da8 Verfahren oder 
die Inſtanz dur unbedingte Entjchei- 





— ee 
“U. 


Gerichtäfoftengefeg. 88 88 bis 97. 


dung über die Koſten, durch Bergleid) 
oder Yurüdnahme oder anderweite Er⸗ 
ledigung beendigt iſt. 





8 94 In bürgerlihen Rechtsſtreitig⸗ 
feiten kommen folgende bejondere 2or- 


1. Schon vor der Beendigung der In⸗ 
jtanz werden mit dem Ablaufe je 
eincd Jahres ſeit Bejtimmung des 
eriten Termins oder Gtellung des 
eriten Antrags die bis dahin ent- 
ftandenen Gebühren und Auslagen 
fülig. Pie einjährigen Friſten 
fönnen auf Antrag von dem Gerichte 
verlängert werden. Der Ablauf der 
Friſten begründet nicht die Zurüd- 
forderung eine3 nicht verbrauchten 
Vorſchuſſes. 

2. In den Fällen einer Widerklage oder 
wechſelſeitig eingelegter Rechtsmittel 
kann jede Partei, wenn ſie das von 
ihr beantragte Vetfahren zurüd- 
nimmt, die getrennte Beredjnung ber 
Gebühren und Auslagen für dasjelbe 
und die Zurüdzahlung des von ihr 
ezahlten nicht verbrauchten Bor» 
5** fordern. 

3. Eine nad) 8 47 Abſ. 2, $ 48 ber 
ſchloſſene Gebühr kann fojort nad) 
dem Beichlufje von der in dieſem be- 
zeichneten Partei ohne Unrechnung 
eines berjelben obliegenden Xor- 
ſchuſſes erhoben werden. 


ſchriften zur Anwendung: 





95. Im Sonkuröverjahren können 
auf bie im $ 51 und $,58 Abſ. 1 be 
jtimmte Gebühr je nad dem Yortgange 
de3 Verfahrens? Abſchlagszahlungen er- 
hoben werden. 

Die Erhebung der Gebühren und Aus 
lagen kann im alle de 8 54 fofort 
nah Wbhaltung des Prüfungstermins 
oder Surüduehns der Anmeldung, im 
Falle Des 8 58 Abſ. 2 fofort nad) Er- 
ledigung des Antraas erjolgen. 





96. Sn Strafſachen werden die Ge 
bühren und Auslagen, weldje dem ver- 
urteilten Beichuldigten zur Laft fallen, 
exit mit der Rechtskraft des Urteils fällig. 





8 97. Die Schreibgebühr für Ab— 
ſchriften und Ausfertigungen, welche nicht 
von Amtswegen zu erteilen jind, wird 


ME 


Gerichtskoſtengeſetz. 88 98 bis 102. 


— nach Anfertigung der Schriftſtücke 
ig. 

Die Anfertigung kann von vor 
gängiger Zahlung eines die Gebühr 
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deckenden Betrages abhängig gemacht 
werden. 


Siebenter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 


898. Von Zahlung der Gebühren 
ſind befreit: 

das Reich in dem Verfahren vor den 

Landgerichten, 

die Bundesſtaaten in dem Verfahren 

vor dem Reichsgerichte. 

Die landes getgigen Vorſchriften, 
welche für —*8 echtsſachen oder ge⸗ 
wiſſe Perſonen in dem Verfahren vor 
den Landgerichten Gebührenfreiheit ge⸗ 
währen, werden durch dieſes Geſetz nicht 


berührt. 

Für das Verfahren vor dem Reichs⸗ 
gerichte kam die Befreiung | von Ge 
bühren durch Kaiferliche Verordnung mit 
Zuftimmung des Bundesrat3 gewährt 
werden. 

Someit demjenigen, teldyem bie Ge- 
bührenfreiheit zujteht, Kojten bed Ver⸗ 
fahren3 auferlegt werden ($ 86), find 
Bebühren überhaupt nicht zu erheben und 
erhobene zurüdzuzahlen. 





8 99. Die Behörden haben einander 
zum Bwede der Einziehung von Ge— 


bühren und Auslagen nad) näherer Be- 
ſtimmung der vom Bundesrat zu er 
lafjenden Anweiſung Beiltand zu leifteh. 


8 100. Unberührt bleiben die be 
ftehenden Landesgejete, nach melden 
neben per für ein Urteil zu erhebenden 
Entſcheidungsgebühr die Negijtrierungs- 
gebühr für dag im Urteil feitgeftellte 
Nechtsverhältnis zu erheben tft. 


8 101. Beträgt die Gebühr für bie 
Aufnahme eines Vergleichd oder bie auf 
Grund eined Anerkenntniſſes oder Ber» 
zichts erlaffene Entſcheidung (88 23, 41) 
meniger ald die Gebühr oder Wbgabe, 
welche nad) den Landeögejegen für den 
außerhalb des Rechtsſtreits abgefchloffenen 
Vergleich zur Staatskaſſe zu erheben fein 
kofiche, jo ift der Viehrbetrag der letzteren 
Kara der Enticheidbungsgebühr zu er» 
eben. 








8 102, Diejed Gefeg tritt im ganzen 
Umfange des Reichs gleichzeitig mit dem 
Gerichtsverfafjungsgejeg in Kraft. 





718 Gerichtskoſtengeſetz. 
Tabelle A 
| für 
Bürgerliche Rechtsſtreitigkeilen und Konkurſe 
mit Ausichluß der 
Berufungs- und Revifionsinitanz, jowie der Urkunden⸗ 
und Wechſelprozeſſe. 
1. 2. 8. 4. 5. 6. 7. 
Bet einem Wert . 
2 des = * Er Er = B 
> ud Kay 
5 | Gegenftanbes si 2|I|2|82|%2|82|3 
* 8 ® 8 ® ö 8 
g |von mehr| biß ein | S ° 3 2 e e e 
als ſchließlich © = |=| ||| = 
A wi Ss RS KR RS AS S Ss 
L.| — 20 | 1 -| 0,80| 0,0 | 0,50 | 0,80 | 0,20 | 0,20 
2. 20 60 | 240| 2 1,50 | 1.20 | 0,80 | 0,50 | 0,30. 
8. 60 120 | 460| 870| 280 | 2,30| 140 | 1 0,50 
4. 120 200 | 7,50| 6 4,50 | 3,80 | 2,30 | 1,50 | 0,80 
8. 200 800 | 11 8,80 | 6,60 | 5,50 | 880 | 220 | 1,10 
6. 300 450 |15 | 9 750 | 450 | 8 1,50 
7. 450 650 | 20 16 12 10 6 | 4 2 
8. 650 900 | 26 20,80 | 15,60 | 18 7,80 | 5,20 | 2,60 
9. 900 1200 | 32 25,60 | 19,20 | 16 9,60 | 6,40 | 8,20 
10.| 1200 1600 | 38 80,40 | 22,80 | 19 11,40 | 7,60 | 8,80 
11.| 1600 2100 | 44 85,20 | 26,40 | 22 13,20 | 8,80 | 4,40 
12.! 2100 2700 | 50 40 80 25 15 10 5 
13.| 2700 8400 | 56 44,80 | 83,60 | 28 16,80 | 11,20 | 5,60 
14.| 8400 4800 | 62 49,60 |. 87,20 | 81 18,60 | 12,40 | 6,20 
15.| 4800 5400 | 68 54,40 | 40,80 | 84 20,40 | 18,60 ! 6,80 
16.| 5400 6700 | 74 59,20 | 44,40 | 87 22,20 | 14,80 ! 7,40 
17.| 6700 8200 | 81 64,80 | 48,60 | 40,50 | 24,30 | 16,20 | 8,10 
18.| 8200 | 10000 | 90 72 54 45 27 18 9 
19.| 10000 12000 }100 80 60 50 30 20 10 
20. 12000 | 14000 1110 88 66 55 88 22 11 
21.| 14000 | 16000 |120 96 72 60 36 24 12 
22.) 16000 | 18000 |180 1104 78 65 89 26 18 
28.| 18000 | 20000 140 1112 84 70 42 28 14 
und fo weiter von 
je 2000 .# mehr | 10 8 6 5 8 2 1 


Wertklaſſe 


SO 50 - 


Gerichtskoſtengeſetz. 


Tabelle B 


für 


Bürgerlide Rechtsſtreitigkeiten 
mit Ausſchluß ber 
Urlunden- und Wechjelprozefle. 


Bei einem Werte 


des 

Gegenitandes 
von |bi8 eins 
mehr | fchließ- 

als lich 

Wi A 
— 20 
20 60 
60 120 
120 200 
200 800 
800 450 
450 650 
650 900 
900 1200 
1200 1600 
1600 | 2100 
2100 | 2700 
2700 8400 
8400 | 4300 
4300 5400 
5400 6700 
6700 | 8200 
8200 | 10000 
10000 | 12000 
12000 | 14000 
14000 | 16000 
16000 | 18000 
18000 |. 20000 


und fo weiter von 
ie 2000 .# mebr 


in der Berufungsinftang 


1. 


12,50 


6,25 


18 
übr 


ng 


ES 


I DI ei u ee CD CD 


RM, DI=oo 
00 YU1D D 00 &© 
SEIS55S5 


- 


—8 
DD m 


* Seier r 


5 855 


- 


NO WU WU eo 
So 889595 805 


Ki 


719 





in der Reviſionsinſtanz 


5. 


Einheits⸗ 
Gebühr 


* 


6. 7. 


7,50| 4,50 


8. 


Yo 
Gebühr 


N 


= = = = oOo>OoO 
SD“ Se) 
555558 


555585 


00.3. Ce CO CO DO mi md 


- 





720 Gerichtötoftengefep. 
Tabelle O 
für 
Urkunden: und Wechfelprogeffe. 
pr Wert Erſte Inſtanz Berufungsinftang Nevifionsinftanz 
dei reed us a ar un ur a Sara u Er Se Sr 
= 
S Gegenſtandes * * 2 2 » 2132 * » 
= a Er mi Ar a ee | | 
5 | m a lee 
mehr |ihlieh- | 55 | S| 5|55 | S| S8|55| | 8 
als lich 
A 4 A 44 A| 4—4414 44 
1. — 20 I 0,60 | 0,80| 0,201 0,80 0,40! 0,201 0,90| 0,50| 0,20 
2, 20 60 I 1,50 | 0,80| 0,30] 1,80| 0,90| 0,201 2,20] 1,10] 0,30 
8. 60 120 | 2,80 | 1,40] 0,201 8,50| 1,80| 0,401 4,20| 2,10| 0,50 
4.| 120 | 200 | 4,50 | 23,30| 0,50] 5,70| 2,90| 0,60| 6,80| 3,40] 0,70 
5.1 200 | soo | 6,60 | 8,30| 0,70] 8,30} 4,20| 0,90| 9,s0|5 |[ı 
6. 300 450 | 9 4,50| 0,90] 11,30| 5,70| 1,20) 13,50| 6,80) 1,40 
| s50| 650 112 I|6 !120| 15 | 750| 1501 ı8 | 9 | 1,80 
8.1 650 | 900 | 15,60 | 7,80| 1,60] 19,50| 9,801 2 | 23,40|11,70| 2,40 
9.1 900 | 1200 | 19,20 | 9,60| 2 2,40| 28,80|14,40| 2,90 
10.1 1200 | 1600 I 22,80 |11,40| 2,301 28,50114,30| 2,90| 34,20117,10| 83,50 
11.| 1600 | 2100 | 26,40 |18,20| 2,701 883 116,50] 8,80} 39,60|19,80| 4 
12.| 2100 | 2700 Iso lı5s |8 | 37,50118,80| 8,80] 45 |22,50| 4,50 
18. | 2700 | 8400 | 88,60 |16,80| 3401 42 121 4,20| 50,40|25,20| 5,10 
14.1 8400 | 48300 | 37,20 |18,60| 8,80 | 46,50123,80| 4,70} 55,80|27,90| 5,60 
15.] 4300 | 5400 | 40,80 |20,40| 4,10] 51 125,50| 5,10] 61,20|80,60} 6,20 
16.] 5400 | 6700 | 44,40 |22,20| 4,50| 55,50|27,80| 5,60| 66,60|83,30| 6,70 
17.1 6700 | 8200 I 48,60 |24,30| 4,90 ‚30180,40| 6,10] 72,90|36,50| 7,30 
18.| 8200 | 10000 |54 |27 | 5.40] 67,50|33,80| 6,801 81 |40,50| 8,10 
19. 1 10000 | 12000 | 60 30 6 75 |87,50| 7,50] 90 |45 9 
20. | 12000 | 14000 | 66 838 6,60 | 82,50|41,30| 8,30] 99 | 149,50] 9,90 
21. I 14000 | 16000 | 72 86 7,201 90 145 9 1108 154 110,80 
22. | 16000 | 18000 | 78  |89 7,801 97,50|48,80| 9,801117 158,509 11,70 
28.1 18000 | 20000 |8&4 |42 | 840jı105 152,50110,50|126 [58 |12;60 
und fo weiter von 
je 2000 M mehr 6 8 0,60] 7,50| 8,75] 0,75] 9 4,50) 0,90 


B. Geßüßrenordnung für Geriditsvolfzießer. 





8 1. In den vor bie ordentlichen Ge- 
richte gehörigen Rechtsſachen, auf welche 
die Civilprozekordnung, die Gtrafpro- 
eBorbnung oder die Konkursordnun 
Anmwenbung findet, werden Gebühren un 
Auslagen des Gerichtspollziehers nur 
nad) Maßgabe der folgenden Beſtimmun⸗ 
gen erhoben. 


82. Die Gebühr für jede Zuſtellung 
berät -». > 2 02020280 
in ben amtögerichtlicjen und den jchöffen- 
gerichtlichen Sachen, ſoweit diefe Sachen 
nicht durch Einlegung eines Rechtsmittels 
an ein höheres Gericht gebracht find 50 H, 
für die Zuftellung durch Aufgabe zur Poſt 
(Civilprozeßorönung 8 175), für das an 
die Poſt gerichtete Erfuhen um Bewir⸗ 
tung einer Zuſtellung (Civilprozeßord- 
nung 8 194), ſowie für die im Auftrag 
eines Anwalts an den Gegenanwalt be» 
wirkte Zujtellung die Hälfte jener Sätze. 

Die Zuſtellung an den Zuftellungsbe- 





vollmächtigten mehrerer Beteiligter (Civil⸗ 
prozeßordnung 8 189 Abſ. 2) gilt als 
eine Zuſtellung. 


83. Iſt eine Zujtchlung durch den 
Gerichtsvollzieher bewirkt, obgleich fie 
mit geringeren Koſten durch die Poſt 
hätte erfolgen können, fo erhält derſelbe 
die Mehrkloften nur, wenn er zur Vor—⸗ 
nahme der AZuflellung ohne Benupung 
r Poſt ausdrücklich ermächtigt worden 
iſt. 








84. Die Gebühr für die Pfändung von 
beweglichen Törperlihen Sachen (Civil⸗ 
prozeßordnung 88 808, 809), von Früch⸗ 
ten, welche von dem Boden noch nicht 
getrennt jind (Civilprozeßordnung 8 810), 
fowie von Forderungen aus Wechſeln 
ober anderen Bapieren, welche durd) In— 
doſſament übertragen werden können 
(Civilprozeßordnung $ 831), beträgt nad) 
der Höhe der beizutreibenden Forderung 


bei einem Betrage bi3 00 Mark einſchließlich 1 Marl. 
00 2 


ld 44 ” LU 


300 
1000 
" ” ” ” 5000 
„ ”» " n über 5000 

Nimmt die Pfändung einen PBeitauf- 
wand von mehr ald zwei Stunden in An— 
ſpruch, fo erhöht ji die Gebühr für 
jede angefangene weitere Stunde um ein 
Vierteil. 

Sit eine verfuchte Pfändung ohne Er- 
folg geblieben, weil nad Inhalt des 
Protokolls pfändbare Gegenjtände nicht 
vorhanden waren, oder ſich von der Ver- 


Rechtsbuch. II. 


” ” ” ” 


” ” ” ” 





n ” ” 
” 


” 
” ” 
” 


⁊ Ze 


Ur 9 


wertung der pfändbaren Gegenſtände ein 
Ueberſchuß über die Koſten der Zwangs⸗ 
volljtredung nicht erwarten ließ, jo erw 
hält der Gericht3vollzieher die Hälfte der 
Gebühr. 





8 5. Für die Uebernahme beiveglicher 
Sachen zum Zwecke der Verwertung in 
den Fällen der 88 790, 847, 854 ber 


46 
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athrogehorbnung jomte im alle bes 
Ausſcheidens des Gerichtsvollziehers, 
welcher die Pfändung vorgenommen hat, 
und für die Pfändung bereits gepfändeter 
Sachen (Civilprozeßordnung 8 826) er⸗ 
hält der Gerichtsvollzieher die Hälfte 
der im $ 4 beſtimmten Gebühr. 


86. Der Gerichtövollzieher erhält für 
bie Wegnahme bemeglicher Sachen ein- 
ſchließlich der Uebergabe verjelben (Eivil- 
peogehorbnung 8 883) eine Gebühr von 


Nimmt das Gefchäft einen Beitaufvand 
bon mehr ald zwei Stunden in Anſpruch, 
jo erhöht jich die Gebühr für jede ange» 
fungene weitere Stunde um 1 M. 





.... 
. 


Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher. 88 6 bis 11. 


Sit eine verfuchhte Wegnahme ohne Er» 
folg geblieben, weil nad; Inhalt bes Pro- 
tokolls Die herauszugebenden Sachen 
nicht aufzufinden waren, ſo erhält der 
Gerichtsvollzieher die Hälfte der Gebühr, 
jedoch nicht unter 2 M. 





87. Für die Verfteigerung ober ben 
Verlauf aus freier Hand von beweglichen 
Saden, Früchten, welche von dem Boden 
noch nicht getrennt jind, Forderungen 
oder anderen Vermögensrechten erhält der 
©erichtSvollzieher 


bon bem Betrage des erzielten Erlöſes 
bi3 zu 100M. 5 vom Hundert 


von dem Betrage über 100 Mark bis 300 Mark 3 vom Hunbert, 


” [4 ” ” 300 
” " " ” 1000 
5000 


„ ” 


jedoch nicht unter 2 Mart. 





8 8. Der Gericht3vollzieher erhält 
1. für bie entiegm aus dem Beſitz 
unbemeglicher en oder bewohnter 
Schiffe und die Einweifung in ben- 
jelben (Civilprozeßordnung 8 885), 
2. im alle der Zuziehung zur Beſeiti⸗ 
gung des Tiderliandes des Schuld⸗ 
ners gegen die Vornahme einer 
Handlung (Civilprozeßordnung 8 892) 
eine Gebühr von 3 M. für jede ange- 
fangene Stunde von dem Erſcheinen an 
Ort und Stelle biß zur Beendigung feiner 
Thätigfeit. 

In die Dauer der unter Wr. 1 er- 
wähnten Bollitredungshandlungen ift aud) 
die Zeit einzurechnen, welche der Gerichts⸗ 
vollgieher zu verwenden hat, um beiveg- 
lie Sachen, welche nicht Gegenitand ber 
Zwangsvollſtreckung find, wegzuſchaffen, 
zu übergeben oder in Verwahrung zu 
bringen. 





89. Der Gerichtsvollzieher erhält für 
die Verhaftung einer Perſon, einschließlich 
der Üblieferung derjelben zur Haft, und 
für bie zwangsweiſe Vorführung einer 
Perſon eine Gebühr von 15 M., für die 
Nachverhaftung einer bereit3 verhajteten 
Perſon 2 M. 

Konnte eine unternommene Verhajtung 


nicht ausgeführt werden, weil nad) Sıte | 


„10 „2, „ 


„ 50 „Il. u. 


.. MY „ 


halt des Protokolls ſich bei berfelben das 
Vorhandenfein eines der in den 88 904, 
906 der Civilprozeßordnung aufgeführten 
Gründe Hetanägetteitt hat, fo erhält der 
Gerichtövollgieher eine Gebühr von HM. 





810. Hat eine Bollfiredungshand- 
fung, nachdem der Gerichtövollzieher ſich 
an Ort und Stelle begeben hatte, zufolge 
der Borfjchrift des 8 775 der Civilprozeß⸗ 
ordnung oder infolge der Zurücknahme 
d83 Auftrages nicht jtattgefunden, fo er- 
hält derjelbe 
in den Fällen der 88 4, 5 bie gallte der 

im 8 4 Abſ. 1 beitimmter Gebühr, 
im alle des $ 6 bie bafelbit Abſ. 3 ber 

jtimmte Gebühr, 

im Falle des 8 7 eine Gebühr von 2M., 
im alle des $ 8 eine Gebühr von 3 M., 
im alle des $ 9 eine Gebühr von 5 M. 





8 11. Wirb der Auftrag zur Zwangs⸗ 
vollitredung durch Leiltung an den @e- 
richtsvollzieher erledigt, fo erhäft derſelbe 
bei Zahlungen die in 8 4 beitimmte, nach 

dem gezahlten Betrage zu beredjnende 

Gebühr jedvoh wenn eine Pfändung 

vorandgegangen war, nidjt unter‘ 2 M., 
bei Herausgabe von Sachen die in $ 6 

bejtimmte Gebühr. 











Gebührenordnung für Gericht3vollzieher. 88 12 bis 17. 


8 12, Die in ben 88 4—11 beitimm- 
ten Gebühren umfaſſen bie gejamte 
Thätigleit de3 Gerichtsvollziehers bei Der 
Zwangsvollſtreckung, insbeſondere: 

1. die Nachſuchung der Unterſtützung 
der polizeilichen Vollzugsorgane und 
die Sugiehung der Beugen und Sach⸗ 
verftändigen (Civilprozeß - Ordnung 
83 758, 759, 814); 

2. die zu den Vollſtreckungshandlungen 
gehörenden Mitteilungen, Aufforde- 
rungen, Zuſtellungen und Poſtſen⸗ 
dungen; 

8. die Umfcdreibung eined auf ben 
Namen lautenden Wertpapier auf 
den Namen des Käufers und bie 
Wiederinkursſetzung eine3 gepfänbes 
ten Inhaberpapiers (Civilprozeßord⸗ 
nung 88 822, 823); 

4. die Anmahme und Quitlierung, Abr 
lieferung oder Hinterlegung der ſchul⸗ 
digen Leiftungen, ſowie des gepſände⸗ 
ten oder erlöften Geldes und die Zu— 
rüdgabe gepfänbeter Gegenftände; 

d. die Bekanntmachung ber Berjteige- 
rung. 


813. Un baren Wuslagen werben 
bem Gerichtsvollzieher vergütet: 
1. die Schreibgebühren; 
2. bie Poſt⸗ ımb Telegraphengebühren ; 
8. die durch öffentfiche Bekanntmach⸗ 
„ insbeſondere durch Einrückung 
in öffentliche Blätter entſtandenen 
Koſten; 
. die an Zeugen und Sachverſtändige 
u zahlenden Beträge; 
ie Entfhädigung der zum Deffnen 
bon Thüren und Behältnijfen zuge 
zogenen Perſonen; 
6. die für Umfchreibung eines auf 
Kamen lautenden Wertpapier8 oder 
für Wiederinfurdfegung eines In—⸗ 
haberpapiers zu halle en Beträge; 
die often eines Transports von 
Perjonen oder Sachen, die Koſten 
der Verwahrung und Beaufjicdhtigung 
von Gegenjtänden, .die often der 
Überntung von Früchten, ſowie ber 
- Erhaltung von Thieren; 
8. die Reijefoften. 


8 14. GSchreibgebühren werden bem 
Gerichtövollzicher nad) Maßgabe des 
8 80 des Gerichtskoſtengeſetzes ver- 
gütet; 





ar 
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1. für alle nad geſetzlicher Vorſchrift 
oder auf Antrag erteilten Abichriften 
der von bemjelben aufgenommenen 
Urkunden und Protokolle, mit Aus⸗ 
nahme der nad) geiehlicher Borfchrift 
zu erteilenden Abfchrift der Zuſtel⸗ 
Immg3urfunde; im Falle bes $ 2 
Abſ. 2 wird ihm jedoch für jede Ab⸗ 
ſchriſt der Zuſtellungsurkunde die 
Screibgebühr vergütet ; 

2. für die bei einer Hinterlegung zu 
erjtattende Unzeige an da3 Volle 
ftredungsgericht (Civilprozeßordnung 
” 827, 854); 

3. für bie Aufnahme der von dem 
Drittfchuldner nach Yuftellung eines 
Blinbungs ⸗Beſchluſſes abgegebenen 
s Ben (Civilprozeß - Ordnung 

’ 

4, für die dor ber Verhaftung erfor- 
derliche Anzeige an die vorgefegte 

Dienjtbehörde des zu Berhaftenden 

(Civilprozeborbnung 5910). 





815. Den zu einer Bollftredungs- 
handlung in Gemäßheit der Vorfchrift des 
8 759 der Civilprozeßordnung zugezoge- 
nen Beugen kann eine Eniſchadigung bis 
zum Betrage von je 1 WM. gewährt 
werden. 





816. Dem zur Aoihägung von Koſt⸗ 
barfeiten verwendeten Sachverſtändigen 
(Civilprozeßordnung 8 814) farm eine 
Vergütung nad) dem ortäüblichen Rreije 
einer joldhen Leifiung gewährt werden. 

17. Muß ber Gericht3pollzieher be» 
huſs Vornahme einer Amtshandlung 
außerhalb ſeines dienſtlichen Wohnſitzes 
einen Weg bis zur Entfernung von mehr 
als 2 Kilometer zurücklegen, jo erhält er 
an Reijeloften für jede8 angefangene Kilo- 
meter des Hinweges und Rückweges eine 
Entihädigung von 10 Bf. 

Nimmt ber Gericht3pollzieher "mehrere 
Geſchäfte auf berfelben Reife vor, jo er⸗ 
hält er für jebes derjelben die volle nad 
der Entfernung de3 Ortes von jeinen 
UAmtsfite zu berechnende Entſchädigung; 
dabei gelten jedoch mehrere Gejchäfte, 
welche für benjelben Wuftraggeber an 
demjelben Orte vorgenommen werden und 
welche ſich auf dieſelbe Rechtsangelegen⸗ 
heit beziehen, als ein Geſchäft. 


46* 


nn ee Fass A ze 


Bid I 2“ Do 2 00. Dun ı un 


724 Gebührenordnung für Gerichtövollzieher. 88 18 bis 26. . 


8 18. Der Gerichtsvollzieher kann bie 
Uebernahme eine® Geichäftd von der 
Zahlung eines zur Dedung ber baren 
Auslagen und des vermutlicdhen Betrag 
ber Gebühren Hinreichenden Vorſchuſſes 
abhängig machen, jofern nicht da3 Ge- 
Ihäft von Amtswegen angeorbnet oder 
für eine zum Armenrecht zugelaſſene 
Perſon auszuführen it. 


819. Schuldner der Gebühren und 
Auslagen des Gerichtsvollziehers ift bei 
Geſchäſten, welche von Amiswegen ange» 
ordnet werden, die Staatskaſſe, bei 
ſonſtigen Geſchäften der Auftraggeber. 


820. Die Gebühren und Auslagen 
find, unbejchadet der Beſtimmung des 
8 788 der Civilprozeßordnung, fällig, 
fobald der Auftrag erledigt iſt. Der Ge- 
richtsvollzieher ijt berechtigt, diejeiben von 
dem Auftraggeber durd) Poſtvorſchuß zu 
erheben. 











8 21. Im Falle der Bewilligung de3 
Armenrecht3 werden dem für die arme 
Partei beitellten Gerichtsvollzieher bie 
baren Auslagen von der Staatskaſſe er- 
jett, fall nicht diejelben von dem Erjaß- 
pflichtigen beigetrieben merden können 
(Civilprozeßordnung 88 124, 788). 





8 22. Bei Erinnerungen gegen ben 
Anja von Gebühren oder Ausiagen des 
Gerichtsvollziehers findet, ſoweit nicht 
8 766 Abi. 2 der Civilprozeßordnung 
Platz greift, 8 4 des Gerichtskoſtengeſetzes 
entiprechende Anwendung. 


8 28. Die Gerichtövollzicher jind ver- 
pflichtet, unter den Urjdjriften und Ab⸗ 





ſchriften ihrer Ufte eine Berechnung ber 
Gebühren und Auslagen aufzujtellen, und 
bei Geſchäften, welche nach Verhältnis der 
verwendeten Zeit vergütet werben, in dem 
Protololle die Dauer der Iegteren anzu⸗ 
eben. Sit die Zeitangabe unterbfieben, 
* darf wur die für die geringſte Zeitdauer 
beftimmte Gebühr berechnet werden. 





8 24. Den einzelnen Bundesftaaten 

bleibt vorbehalten: 

1. für Zuftellungen, für deren Nachweis 
auf Grund des $ 39 ber Gtrafpro- 
zeßordnung einfachere Formen zuge» 
laſſen jind, abweichend von ten Vor⸗ 
ſchriften dieſes Gejeßes geringere Ge⸗ 
bühren zu beſtimmen. 

2. an Stelle von Gebühren und Aus⸗ 
lagen, welche die Gerichtsvollzieher 
auf Grund dieſes Geſetzes zu bean- 
Ipruchen haben, Denjelben eine ander» 
weite Vergütung zu gewähren. 

Für die von den erjaßpflichtigen 
Perjonen zu erhebenden Beträge 
bleiben im alle der Nr. 2 die Be- 
ftinmungen dieſes Geſetzes maß—⸗ 
gebend. 


8 25. Den einzelnen Bundesſtaaten 
bleibt die Feitftellung der Vergütung 
überlajfen, wenn die Gerichtvollzieher in 
Sachen, auf melde bie Eivilprozekord- 
nung, die Strafprozeßordnung ober Die 
Konfursordnung Amvendung findet, Ge- 
ichäfte übertragen werden, welche ben= 
jeiben in jenen Geſetzen nicht ausdrücklich 
zugewieſen find. 








8 26. Dieſes Gejeg tritt im ganzen 
Umfange des Reichs gleichzeitig mit dem 
Gerichtsverfajjungsgejeg . in Kraft. 


C. GeBüßrenordnung für Rechtsanwälte. 


Bom 7. Zuni 1879. 





Erfter Abſchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


81. Die Vergütung für die Berufs 
thätigleit bes Rechtsanwalts in einem 
Verfahren vor ben ordentlichen Gerichten, 
auf welches die Civilprozeßordnung, bie 
Strafprogehorbnung oder die ſtonkurs⸗ 
ordnung Anwendung findet, fomwie für 
die beratende Berufsthätigleit des Rechts⸗ 
anwalts, welche den Beginn oder die 
Fortſetzung eines ſolchen Verfahrens be⸗ 
trifft, beftimmt ſich nach ben Vorſchriften 
dieſes Geſetzes. 





82. Für die Ausführung eines Auf⸗ 
trags, deſſen gemeinſchaftliche Erledigung 
mehreren Rechtsanwälten übertragen iſt, 
ſteht jedem derſelben bie volle Vergütung 
zu. 


88 Bei Ausführung von Nuftzägen 
mehrerer Auftraggeber Durch dieſelbe 
Thätigkeit haftet j Auftraggeber bem 
Nechtsanmwalte für denjenigen Betrag an 
Gebühren und Auslagen, welcher bei 
gejonderter Ausführung feines Auftrags 
erwachſen fein würde. Die Dlithaftung 
der anderen Wuftraggeber kann bem 
Rechts anwalte gegenüber nicht geltend ge- 
macht werden. 








4. Für die Thätigleit als Beiſtand 
ftehen dem Rechtsanwalte die gleichen Ge⸗ 
bühren zu wie für die Vertretung. 





5. Für die Unterzeichnung eines 

rriftſatzes erhäft ber tsanwalt bie 

gleichen ühren wie für die Anfertigung 
desjelben. 





86. Für Unfertigung unb Ueberjen- 
dung von Rechnungen fiber Gebühren 
und Auslagen und für Zahlungsaufforde⸗ 
rungen wegen derjelben Tann der Rechts⸗ 
anwalt eine Gebühr nidyt beanfprucdhen. 





87. Bei dem Betrieb eigener Unge 
legenheiten kann der Rechtsanwalt von 
dem zur Erftattung der ſoſten bes Ber 
fahrend verpflichteten Gegner Gebühren 
und Auslagen bis zu dem Betrage for- 
dern, in welchem er Gebühren und Aus- 
lagen eines bevollmächtigten Nechtsan- 
walts eritattet verlangen könnte. 





8 8. Der niedrigfte Betrag einer jeben 
nad) den Vorfchriften der Udjchnitte zwei 
bis vier zu beredjnende Gebühr wird auf 
eine Mark beitimmt. 
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gweiter Abſchnitt. 
Gebühren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. 
89. In bürgerlichen Rechtsftreitigkeiten iverden die Gebühren nad) dem Werte des 


Gtreitgegenftandes erhoben. 


Der Gebührenfag beträgt bei Gegenftänden im Werte: 


1. bis 20 Mark einfchließlich 
0 ME. 


2. von mehr ald 2 

8. ” ” ” 60 LG 
4. ” " ” 120 ” 
5. e⸗ ” 200 U 
6. „ ” ” 800 ” 
7. — ” ” 450 n 
8. „650 „ 
9. „ 900, 
10. [0 ” ” 1200 " 
11. „ » „1600 

1%. „2 0» 2100 
13. „ un 2700 „ 
14 2 =» 3400 „ 
15. " ” 4 4300 m 
16. „m „ 5400 „ 
1. „nn 60 „ 
18 ‚ 8200 


Die ferneren Wertflaffen 


bis 


fteigen um je 


‚2 M. 
60 ME. einſchl. 8 Mt. 
120 5 


” ” ” 


„MO 50 u 24 „ 
„ 120, 28 
” 1600 ” ” 32 ” 
„ 2100 , „ 36 „ 
„» 270 m» 10 


„ 100) 64; 
2000 Mark und die Gebührenfäbe in ben 


Klaſſen bis 50000 Mark einjchließlih um je 4 Mark, bis 100000 Mark einfchließlich 
um je 3 Mark und darüber hinaus um je 2 Marf. 


8 10. Auf die Wertsberechnung finden 


bie —— der 88 9 bis 13 des 
Gerichtskoſtengeſetzes Anwendung. 

8 11. Die für die Berechnung der Ge⸗ 
richtögebühren maßgebende Feſtſetzung des 
Wertes ijt für die Berechnung ber Ge 
bühren der Rechtsanwälte maßgebend. 


812. Gegen den im 8 16 bes Ge- 
richtskoſtengeſetzes bezeichneten Beſchluß 
ſteht dem Rechtsanwalte die Beſchwerde 
nad) Maßgabe der 88 568 bis 575 der 
Civilprozeßordnung zu. 


813. Die Sätze bes 8 9 ftehen bem 
als Prozeßbevollmächtigten beſtellten 
Rechtsanwalte zu: 

1. für den Geſchäftsbetrieb, einſchließ⸗ 

li der Information (Brogeßgebühr) ; 

2. für die mündlihe Verhandiuug 
(Berhandlungsgebühr) ; 

3. tür die Mitwirkung bei einem zur 
Beilegung des Nechtzjtreit3 abge- 
ſchloſſenen Vergleiche (Vergleic)3ze- 
bühr); 








Die Sätze des 8 9 ſtehen demſelben zu 

fünf Benteilen zu. 

4. für die Vertretung in dem Termine 
zur Leiſtung des duch ein Urteil 
auferlegten Eides fowie in einem Be- 
weißaufnahmeverfa ven, wenn Die 
Beweisaufnahme nicht bloß in Vor⸗ 
legung ber in den Händen bed Be 
weißführerd oder des Gegners be 
findfihen Urkunden bejteht (Beweis⸗ 
gebühr). _ . 


8 14. Someit ber Muftrag vor der 
mündlichen Verhandlung erledigt ift, ohne 
daß der Yiechtsanmwalt die Klage einge» 
reicht hat oder einen Schriftſatz hat zu- 
jtellen laſſen, fteht ihm die Prozeßgebühr 
nur zu fünf Behnteifen zu. 

Sn einem Berfahren, in welchem eine 
mündliche Verhandlung duch das Geſetz 
nicht vorgejchrieben iſt, findet die gleiche 
Ermäßigung ftatt, joweit der Auftrag er- 
ledigt if bevor der Antrag an das Ge- 
richt eingereicht, der mündliche Antrag 
gejtellt, oder der Wuftrag an den Ge- 
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richtsvollzieher oder den biejen Auftrag 
vermittelnden Gerichtsjchreiber erteilt ift. 





8 15. Die Verhandlungsgebühr fteht 
dem Rechtsanwalte nicht zu, welcher zur 
mündlidien Verhandlung geladen hat, 
ohne das diejelbe burch das Geſetz vor» 
gejchrieben, oder durch das Gericht, oder 
ven Vorfigenden angeorbnet war. 





8 16. Für eine nicht Tontrabiktorifche 
Verhandlung (Gerichtäfoftengefeb 8 19) 
steht dem Necdhtzammalte die Berhand- 
Iung3gebühr nur zu fünf Behnteilen zu. 
Diefe Minderung tritt in Ehefachen und 
in den vor bie Landgerichte gehörigen 
Entmündigungsſachen nicht ein, fofern der 
Kläger verhanbelt. 

Die Verhandlung im vorbereitenben 
Verfahren (Livilprozeßordnung SS 848 
bi3 351) gilt als kontradiktoriſche münd- 
lihe Verhandlung. 


17. Inſoweit fich in den Fällen de 
3 Nr. A die Vertretung auf bie 
weitere mündliche Verhandlung erjtredt, 
erhöht ſich die dem Rechtsanwalte zu— 
ftehende Verhandlungsgebühr um fünf 
ehnteile und, wenn Die weitere mündliche 
erhandlung eine nicht Tontradiftorijche 
ift, um die Häffte dieſes Betrages. 








. 818. Die Bergleid;sgebühr fteht bem 
Rechtsanwalte nur zu fünf Zehnteilen zu, 
wenn ihm für denjelben Streitgegenftand 
die volfe Verhandlungsgebühr zujteht und 
der Bergleid) vor tem Prozeßgericht oter 
einem erjuchten oder beaujtragten Richter 
abgeſchloſſen ift. 


819. Sechs Zehnteile der in ben 
88 13 bis 18 bejtimmten Gebühren er- 
hält der zum Prozeßbevollmäditigten be- 
jtellte Rechtsanmalt für die Vertretung im 
Urfundene und Wechſelprozeſſe (Civil⸗ 
prozegordnung 88 592 bis 605). 








8 20. Fünf Behnteile der in den 
88 13 bis 18 bejtimmten Gebühren er- 
hält der Rechtsanwalt, jomweit die durd) 
die Gebühr zu vergütende Thätigkeit auß- 
ſchließlich die im Gerichtskoſtengeſetze 
8 26 Nr. 1 bis 10 bezeichneten Gegen- 
ſtände betrifft. 





8 21. Der Rechtsanwalt echäft neben 
den ihm font zuftehenden Gebühren bie 
Prozeßgebühr nur zu fünf Zehnteilen, 
wenn jeine Thätigkeit ausjchlieglih die 
im sung eined bedingten Urteil3 bes 
trifft. 





8 22, Der Rechtsanwalt erhält bie 
Prozepgebühr und die Berhandlungsge- 
bühr nur zu fünf Behnteilen, wenn feine 
Thätigfeit Anträge auf Sicherung des 
—** (Civilprozeßordnung 88 485 bis 
491) oder die Anordnung der von 
Schiedsrichtern für erforderlich erachteten 
richterlichen Handlungen (Civilprozeß⸗ 
ordnung 8 1036) betrifft. Für die Ver— 
tretung bei der Beweisaufnahme erhält 
Der Nhtsamwalt die Beweisgebühr ($ 13 

r. 4). 





8 233. Drei Behnteile ber in den 88 13 
bi3 18 beitimmten Gebühren erhält der 
eeBunmmall, wenn feine Thätigfeit be⸗ 
trifft: 

1. die im Gerichtöfoftengejege $ 27 

Nr. 1,834 Nr.1, 835 Nr. 2,4,847 
Nr. 1 bis 12 bezeichneten Angelegen- 


heiten; 
2. die Zwangsvollſtreckung. 





8 24. Zwei Behnteile der in den 
88 13 bis 18 beitimmten Gebühren erhält 
der Rechtsanwalt, wenn feine Thätigfeit 
die im Gerichtöfoftengejege $ 35 Wr. 1, 
$ 38 bezeichneten Anträge oder Geſuche 
betrifft. 

8 25. Jede der im $ 13 benannten 
Gebühren kann der Rechtsanwalt in jeder 
Inſtanz rückſichtlich eines jeden Teiles 
des Streitgegenſtandes nur einmal bean⸗ 
ſpruchen. 





826. Für bie Beſtimmung des Um⸗ 
fanges einer Inſtanz im Sinne des 8 25 
finden die Vorſchriften der 88 30, 31 des 
Gerichtskoſtengeſetzes entiprechende Ans 
wendung. 





8 27. Im Falle der Yurüdnahme 
oder Berwerfung des gegen ein Verjäum- 
nisurteil eingelegten Einſpruchs gilt das 
Verfahren über denjelben für die Ge— 
bühren der Rechtsanwälte, mit Ausnahme 
der Prozeßgebühr, ald neue Inſtanz. 
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Am Falle der Zulaſſung des Ein- 
ſpruchs fteht dem Nechtsarmwalte bes Geg- 
ners ber den Einfprud; einlegenden Partei 
die Gebühr für die mündlide Verhand- 
fung, auf welche da8 PVerjäummisurteil 
erlajjen ift, beionders zu. 

Iſt dad Verſäumnisurteil wegen Nicht- 
eriheinend des Schwurpflichtigen in 
einem zur Eidesleiſtung beſtimmten Ter⸗ 
mine ergangen (Civilprozeß⸗Ordnung 
8 465), fo finden die Beſtimmungen de3 
Abfag 2 auch auf den Rechtsanwalt der 
Partei Umvendung, welche den Einjprud) 
eingelegt hat. 


8 28. Das ovrbentlihe Berfahren, 
welches nah der Abſtandnahme vom 
Urkunden ober Wechſelprozeſſe, ſowie 
nad) dem mit Vorbehalt in demfelben er- 
Iaffenen Urteil anhängig bleibt (Livil- 
prozeßordnung 88 596 600), gilt für bie 
Berechnung ber Gebühren des Rechtsan⸗ 
malt? als beſonderer Rechtsſtreit; der 
Rechtsanwalt muß ſich jedoch die Prozeß⸗ 
gebühr des Urkunden⸗ und Wechſelpro⸗ 
zeſſes auf die gleiche Gebühr des ordent⸗ 
lichen Verfahrens anrechnen. 


8 29. Die im $ 13 benannten Ge 
bühren umfajjen die gejamte Thätigkeit 
des Rechtsanwalts von dem Auftrage bis 
zur Beendigung der Inſtanz. 

Bu der Inſtanz gehören insbeſondere: 

1. da3 erfahren behufs Feſtſetzung 
des Wertes des Streitgegenjtanbes ; 

2. Zwiſchenſtreite mit Nebeninterveni- 
enten jowie mit Beugen oder Sad 
berjtändigen; 

3. Das Verfahren zur Sicherung bes 
Beweiſes (Civilprozezordnung 8 485 
big 494), wenn bie Hauptjache an- 

hapsig iſt; 

4. das Verfahren über einen Antrag 
auf Anordnung oder Aufhebung 
eine Arreſtes oder einer einft- 
weiligen Berfügung, fowie über 
einen Antrag auf vorläufige Ein- 
ftellung, Bejchränfung oder Yufe 
hebung einer Zwangsvollſtreckung 
(Civilprozeßordnung 88 707, 719, 
732, 769, 771 Abjab 3, 88 781, 
805 Abſatz 4), joweit das Verfahren 
mit dem Berfahren über die Haupt» 
jache verbunden ift; 

5. das Verfahren über einen Antrag 
auf Aenderung einer Entſcheidung 
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des beauftragten oder erjuchten Rich⸗ 
ter oder des Gerichtsfchreibers 
(Civilprozeßordnung 8 576); 

6. das Verfahren über die im Gerichts⸗ 

foftengejege 8 47 Nr. 1 bis 12 be 

peichneien Streitpunkte und Anträge; 

ie Zuftellung und Empfangnahme 

der Entſcheidungen und bie Mit- 
teilung derfelben an ben Wuftrag- 
geber; 

8. die Ueberjendung der Hanbaften ar 
den Bevollmächtigten einer anberen 
Inſtanz. 


8 30. Die Gebühren werben beſonders 
erhoben für bie Thätigfeit bei Gtreitig- 
feiten und Unträgen, welche betreffen: 

1. die Sicherung des Beweiſes (Livil- 
prozeßordnung SS 485 bis 494), 
wenn die Hauptſache noch nicht an⸗ 
hängig it; 

2. das Verfahren über einen Antrag 
auf Anordnung oder Aufhebung eines 
Arreſtes oder einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung, ſowie über einen Antrag auf 
vorläufige Einſtellung, Beſchränkung 
oder Aufhebung einer Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung (Civilprozeßordnung 88 769, 
771 Abſas 3, 88 781, 805 Abſatz 4), 
fofern das Verfahren von dem Ber- 
fahren über die Yauptiache getrennt 


it; 

3. ben Betrag der zu eritattenben 
Prozeßkoſten (Eivilprozeß - Orbirrung 
88 104, 105). 

Wird die vorläufige Eimjtellung, Be 
ſchränkung oder Aufhebung der Zwangß⸗ 
vollftredung bei dem Vollſtreckungs⸗ 
gericht und bei dem Prozeßgericht bean⸗ 
tragt, fo wird die Prozepgebühr nur ein⸗ 
mal erhoben. 


881. In der Zwangsvollſtreckung 
bildet eine jede Vollſtreckungsmaßregel au 
ſammen mit' den durch dieſelbe vor 
reiteten weiteren Volljtredungshandlungen 
bi8 zu ber durch die Maßregel zu erlan- 
genben Befriedigung des Gläubiger eine 
Inſtanz. 

Die landesgeſetzlichen Beſtimmungen in 
betreff der Gebühren für eine den Landes⸗ 
gejegen unterliegenden Zwangsvollſtreck⸗ 
ung bleiben unberührt. 








8 32. Das Berfahren über einen An⸗ 
trag auf Erteilung einer weiteren voll- 
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ftredbaren Wusfertigung (Eivilprozep- 
ordnung 8 733), das Verfahren zur Ub- 
nahme des Offenbarungseides (Livil- 
Progeborbnung SS 900, bon und Die 
Ausführung der gsvollſtreckung in 
ein gepfändetes Vermögensrecht durch 
Verwaltung (Eivitprogeborbuung 8 857 
Abſatz 4) bilden befondere Inſtanzen der 
Bmang3vollitredung. 





8 33. Die Vollſtreckung ber Entſchei⸗ 
dung, durch welche der & hufdner nz 
Ma bes 8 887 Abſatz 2 der Eivil- 
prozepordnung zur Vorauszahlung der 
Koften verurteilt wird, fcheidet auß der 
a eng zur Erwirkung ber 

andlung als befonderes Verfahren aus. 

Soll die Zwangsvollſtreckung auf 
Unterlajfung ober Duldung einer Hand» 
lung durch Strafen audgeführt werden 
(inilprogeborbmmg 8'890 Abſatz 1), fo 
bildet eine jede Verurteilung zu einer 
Gtrafe nah Mafgabe der Vorſchriften 
des 8 29 den Schluß der Inſtanz. 

Die Erwirkung ber einer Verurteilung 
borauögehenden Strnianbrohung (Livil- 
prozeßordnung 8 890 Abſatz 2) gehört 
zur Inſtanz der Hauptjache; dem Rechts⸗ 
anivalte, welcher bie Inſtanz nidjt geführt 
hat, jteht die im 8 23 bejtimmte Gebühr 
zu. 





8 34. Bei Ausſührung der Zwangs⸗ 
vollitredung auf Vornahme einer Hand⸗ 
fung durch Geldftrafen oder Haft (Eivil- 
prozekordnung $ 888) bildet das ge 
jamte erfahren eine Inſtanz. 





8 35. Für bie einmalige Erwirkung 
des Zeugniſſes der Rechtskraft (Civil⸗ 
prozeßordnung 8 706) oder der Voll⸗ 
ſtreckungs Iauſel (Civilprozeß ⸗Ordnung 

724 bis 730, 795 796 Abſatz 1, 8 797 

bag 1, 2, 8 929) fteht meber bem 
Rechtsanwalte der Inſtanz, in welcher 
diejelber zu erteilen, noch dem Rechts⸗ 
anwalte, welcher mit dem Betriebe der 
Zwangsvollſtreckung beauftragt ijt, und 
für die Aufhebung einer Vollſtreckungs⸗ 
maßregel weder dem Rechtsanwalte, wel⸗ 
er deren Vornahme veranlagt hat, noch 
dem Rechtsanwalte, weldjer mit dem Be— 
triebe der weiteren Zwangsvollſtreckung 
beaujtragt ijt, eine Gebühr zu. 
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8 86. Die Vorfchriften der 88 31 bis 
35 finden bei Bollziehung eines Artejt- 
befehl3 oder einer einjtweiligen Verfügung 
(Eivilprozegordnung 8 928 bis 934, 936) 
entfprechende Anwendung. 

Die Inſtanz Dauert bis zur Aufhebung 
de3 Arreſtes oder der einitiweiligen Ver⸗ 
fügung oder bis zum Anfange der 
Smangdvoflitredung aus bem in der 
Hauptſache erlajjenen Urteile. 


837. Für die Mitwirkung bei einem 
der Klage vorausgehenden Sühmever⸗ 
jahren (Civitprozeorbnung 88 510, 609) 
erhält der Rechtsanwalt drei Hehnteile 
der Sätze des 8 9. 

Diefe Gebühr wird im Falle der Ver⸗ 
handlung des Rechtsſtreits vor dem Amts» 
gericht auf die Prozeßgebühr angerecmtet. 
Iſt in dem Falle des 8 471 der Civil- 
progeßorönung unter der Mitwirkung des 
Rechtsanwalts ein Sergei geichlojjen, 
jo erhält er die vollen Süße des 8 9. 


8 38. Sm Deahnverfahren erhält der 
Rechtsanwalt von den Sätzen be3 8 9: 

1. drei Behnteile für die Erwirkung des 

ahlungsbejehls, einſchließlich der 

Mitteilung des Widerſpruchs an ben 
Auftraggeber; 

2. zwei Behnteile für die Erhebung des 
Widerſpruchs; 

3. zwei Zehnteile für die Erwirkung des 

Vollſtreckungsbefehls. 

Die Gebühr in Nr. 2 wird auf bie ın 

dem nachfolgenden Rechtsſtreite zu- 

ftehende Prozeßgebühr und die Gebühr in 





Nr. 3 auf die Gebühr für die nachfolgende 


Zwangsvollſtreckung angerechnet. 


839. Für die Vertretung im Vertei⸗ 
lungsverfahren (Civilprozeß⸗Ordnung 
8 872 bis 877, 882) ſtehen dem Rechtsan⸗ 
walte fünf und, fall® ber Auftrag vor 
dem Termine zur Ausführung der Ber- 
teilung erledigt wird, drei Behnteile der 
Sätze des 8 I zu. 

Der Wert de Streitgegenitandes wird 
buch den Betrag der Forderung und, 
wenn der % verteilende Geldbetrag ge- 
ringer ift, durch dieſen Betrag bejtimmt. 


8 40. Im Yufaebotsverfahren (Civil⸗ 
prozeßorbnung 88 946 bis 956, 959 bis 
1024) ſtehen dem Rechtsanwalte, als Ber: 
treter des Antragſtellers (Civilprozeß⸗ 
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orbnumg 8 947), drei Behnteile ber Sätze 
des : 


zu: 
1. für den Betrieb des Verfahreng, ein- 
ſchließlich der Information ; 
2. für den Antrag auf Erlaß bed Auf⸗ 


gebot3; 
3. tür die Wahrnehmung des Aufge- 
bot3termins. 
Als Vertreter einer anderen Terfon er- 
hätt ber Rechtsanwalt diefe Gebühren nur 
einmal. 


8 41. Drei Zehnteile ber in den 8813 
bi8 18 beitimmten Gebühren erhält ber 
Rechtsanwalt: 

1. in der Beſchwerdeinſtanz; 

2. wenn jeine Thätigfeit ſich auf ein 
Verfahren beſchränkt, welches bie 
Aenderung einer Enticheidung bes 
beauftragten oder erſuchten Richters 
oder des Gerichtsſchreibers (Civil⸗ 
prozeßordnung 8 576) betrifft. 

n der Inſtanz der an eine Notfriit 
nicht gebundenen Beſchwerde jteht dem 
Rechtsanwalte die Prozeßgebühr nicht zur, 
wenn ihm diejelbe oder eine der in ben 
88 31 bis 40 bezeichneten Gebühren in 
der Irſarg Auftand, in mwelder die an- 
gefochtene Entſcheidung ergangen ift. 








8 42. Der zum Prozebbevollmädjtig- 
ten beitellte Rechtsanwalt, welcher auf 
Verlangen der Partei die Vertretung in 
der mündlichen Verhandlung einem 
anderen Rechtsanwalt übertragen hat, er- 
hält neben ben ihm zuſtehenden Gebühren 
fünf Behnteile der Verhandlungsgebühr. 
Diefe Gebühr wird auf eine ihm zu- 
jtehende Verhandlungsgebühr angeredjnet. 


8 45. Dem Rechtsanwalte, tweldjem 
von der Partei oder auf deren Verlangen 
von dem Prozeßbevollmächtigten nur die 
Bertretung in der mündlidien Verhand- 
fung oder die Ausführung der artei- 
rechte in berfelben übertragen ift, jteht 
neben ber PVerhandlungsgebühr die Pro— 
zehgebühr zu fünf Zehnteilen zu. Lebtere 
Gebühr Seht ihm auch danır zu, wenn ber 
Auftrag vor der mündiichen Verhandlung 
erledigt wird. Erftredt ſich die Ver— 
tretung auf eine mit der mündlichen Ver⸗ 
handlung verbundene Beweisaufnahme 
(8 13 Wr. 4), jo erhält der Rechtsanwalt 
außerdem die Berveißgebühr. 








Gebührenorbnung für Rechtsanwälte. 88 41 bis 48. 


8 44. Dem Nechtsanmalte, welcher 
lediglich den Verkehr der Partei mit bem 
eogehbevolkmöchtigten führt, fteht eine 

ebühr in — Prozeßgebühr zu. 
Er erhält nur fünf Zehnteile, wenn ihm 
in unterer Inſtanz die vorbezeichnete Ge⸗ 
bühr oder die Prozeßgebühr zuſtand. 

Die mit der Ueberſendung der Akten 
an den Rechtsanwalt der höheren Inſtanz 
verbundenen gutachtliden Weußerungen 
dienen nicht zur Begründung biefer Ge- 
bühr, wenn nicht zu denſe uftrag 
erteilt war. 


8 45. Der Rechtsanwalt, deſſen 
Thätigfeit fi) auf die Vertretung in 
einem nur Zeitung des durch ein Urteil 
auferlegten Eides oder nur zur Beweis⸗ 
aufnahme beitimmten Termine befchräntt, 
erhäft neben der dem Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten im gleichen alle zuitehenden Be⸗ 
weißgebühr eine Gebühr in Höhe von 
fünf Zehnteilen der Prozeßgebühr. 
Letztere Gebühr fteht ihm auch dann zu, 
wenn der Auftrag vor dem Termin er 
fedigt wird. 

Die Wahrnehmung eines weiteren Ter- 
mind zur Yortfegung der Verhandlung 
begründet nicht eine Erhöhung der Ge 





bühr. 


8 46. Beſchränkt ſich die Thätigkeit 
des Rechtsanwalts auf die Anfertigung 
eines Schriftſatzes, ſo erhält er eine Ge⸗ 
bühr in Höhe von fünf Zehnteilen der 
Prozeßgebühr. 


847. Für einen erteilten Nat erhält 
der nicht zum Prozeßbevollmächtigten be» 
ftellte Rechtsanwalt eine Gebühr in 
Höhe von brei Zehnteilen der Prozeß⸗ 
gebühr. 

Eine Gebühr in Höhe von fünf Zehn- 
teilen ber Prozengebühr fteht dem mit 
Einlegung der Berufung ober ber Nie 
viſion beauftragten Rechtsanwalte zu, 
wenn berjelbe von der Einlegung abrät 
und der Auftraggeber jeinen Auftrag zu⸗ 
rücknimmt. 


848. Der nicht zum Prozeßbevoll⸗ 
mädjtig’en beitellte Rechtsanwalt erhält 
höchſtens bie für den Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten beftimmte Gebühr, Falle die ihm 
aufgetragenen Handlımgen in den Streis 
derjenigen Thätigkeit fallen, für welche 








Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 88 49 bis 59. 


die Dem Progeßbevollmächtigten zuftehende 
Gebühr beitimmt ift. 


849. Wird ein Rechtsanwalt, nadje 
dem er in einer Rechtsſache thätig ge 
wejen, zum Prozeßbevollmächtigten be 
ftelit, jo erhält er für bie ihm vorher auf- 
etragenen Handlungen, foweit für Die- 
Gelben die dem Pro eFbebollmächtigten zu⸗ 
ſtehende Gebühr beſtimmt iſt, und als 
Prozeßbevollmachtigter zuſammen nicht 
mehr an Gebühren, als ihm zuſtehen 
würde, wenn er vorher zum Prozeßbe⸗ 
vollmädhtigten beiteilt worden wäre. 


850. Wird der einem Rechtsanwalt 
erteilte Auftrag vor Beendigung der In⸗ 
ftanz aufgehoben, fo’ jtehen dem Rechts⸗ 
anwalte die Gebühren in gleicher Weiſe 
u, al3 wenn die Inſtanz zur Zeit der 

ufhebung des suultrage dur) BZurüd- 
nahme ber geftellten Anträge erledigt 
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wäre, unbeſchadet der aus einem Ber- 
ihulden fich ergebenden civilrechtlichen 
Yolgen. | 





8 51. Bei Vertretung mehrerer Streit- 
genofjen, einſchließlich der Nebeninter- 
venienten, jtehen dem Nechtsanmalte die 
Gebühren nur einmal zu. Bei nachträg- 
lichem Beitritte von Streitgenojjen erhölt 
ſich durch jeden Beitritt die Prozeßge⸗ 
bühr um zwei Sehnteile Die Erhoͤhung 
wird nach dem Betrage berechnet, bei 
welchem die Bollmadjtgeber gemeinfchaf‘- 
(ih beteiligt find; mehrere Erhöhungen 
dürfen den einfachen Betrag der Prozeß⸗ 
gebühr nicht überjteigen. 


8 52, Für die bei dem Neichdgerichte 
zugelafjenen NRecht3amvälte erhöhen ſich 
die Gebührenjäge in der Reviſionsinſtanz 
um drei Zehnteile. 








Dritter Abſchnitt. 
Gebühren im Konkursverfahren. 


8 58. Uuf die Gebühren im Konkurs⸗ 
verfahren finden bie: Borfchriften ber 
88 9, 11, 12 entiprechenbe Anwendung. 





854 Im PBerfahren über einen An⸗ 
trag auf Eröffnung des Konkursverfah⸗ 
rend (Ronkurdordnung 88 104 bis 106) 
erhält der Rechtsanwalt zwei Behnteile, 
ober, wenn er einen Gläubiger vertritt, 
fünf Behnteile der Sätze des $ 9. 





855. Für die Vertretung im Kon⸗ 
furöverfahren erhält der Rechtsanwalt 
ſechs Beimteile, wenn jedoch die Ver— 
tretung bor dem allgemeinen Prüfungs: 
termine (Konkursordnung 8138) ſich er- 
ledigt ober erit nach demjelben beginnt, 
vier Behnteile der Sätze des $ 9. 





8 56. Der Rechtsanwalt erhält die 
Süge bei $ 9 beſonders: 

1. für die Thätigfeit bei Prüfung ber 
Forderungen; 

2. für die Thätigfeit in dem Zivangs«- 
vergleichsverfahren; 

3. für die Thätigkeit in dem Ver—⸗ 
teilungsverfahren. 


8 57. Beſchränkt ji die Thätigfeit 
be3 Rechtsanwalts auf die Anmeldung 
einer Konkursforderung, fo erhält ber» 
jelbe zwei Behnteile der Säge bes 8 9. 





8 58. Für bie Vertretung; 

1. in ber Beſchwerdeinſtanz, 

2. in dem Verfahren über Anträge auf 
Unordnung von Sicherheits:naß-⸗ 
regeln im Falle des 8 197 Abſatz 2 
ber Konkursordnung. 

Erhält der Rechtsanwalt befonderz bie 

im zweiten Wbfchnitte (8 23, 41) be 
jtimmten Gebühren. 





8 59. Die Gebühren der 88 54 bis 
56 fowie bes 8 58 im alle ber Be 
ſchwerde gegen Beſchluß über Eröff- 
nung des Konkursverfahrens (Konkurs⸗ 
ordnung 8109) oder ben Beſchluß über 
Betätigung eıne3 Zwangsvergleichs (ſton⸗ 
furdordnung 8 189) werben, wenn der 
Auftrag von dem Gemeinfchuldner erieilt 
ilt, nad) dem Betrage der Aktivmaſſe (Ge 
richtskoſtengeſetz 8 52) bereitet. 

der Auftrag von einem Konkurs⸗ 


Iſt 
| gläubiger erteilt, jo werden die Gebühren 
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der 88 54, 55, 57 und bie Gebühr in 
Talle der Beſchwerde gegen den Beſchluß 
über Eröffnung bes Konkursverfahrens 
nad dem Nennwerte der Forderung, die 
Webühren des 8 56 und die Gebühr im 
alle der Beſchwerde gegen ben Beſchluß 
über bie Bejtätigung eines Bmangsber- 
gleih8 nah) dem Werte der Forderung 
de8 Gläubiger unter entiprechender An⸗ 
wendung des $ 148 der Konkursordnung 
berechnet. 


860. In einem wieder aufgenom- 
menen Konkursverfahren erhält ber 
Nehtsanmwalt die Gebühren nad) den Be— 
jftimmungen der 88 55 b:8 59 beſonders. 





N 


— — \ 


u Fe — 


Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 88 60 bis 69. 


8 61. Inſoweit dem Rechtsanwalte 
Gebühren für die Vornahme einzelner 
Handlungen im Konkursverfahren zu⸗ 
ftehen, darf ber Gejamtbetrag derſ 
die int $ 55 beitimmte Gebühr nicht über- 


Neigen. 

irb ber Necht3anwalt, nachbem er 
einzelne Handlungen im Konkursverfahren 
vorgenommen hat, mit der Pertretung 
im Konfursverjahren beauftragt, fo erhält 
er zujammen nicht mehr an Gebühren, 
al3 ihm zujtehen würbe, wenn er vorher 
mit der Vertretung im Konkursverfahren 
beauftragt worden wäre. 


8 62, Die Gebühren werden für jeben 
Auftrag gefondert, ohne Rüchſicht auf 





andere Aufträge, 


Vierter Abſchnitt. 
Gebühren in Straffachen. 


863. In Strafſachen erhält ber 
Rechtsanwalt ala Verteidiger in 
Yauptverhandlung erſter Snitanz: 
1. vor dem Schöffengerichte 12 Mark; 
2. vor der Straflammer.. . 20 Mark; 
3. vor dem Schwurgericht 

oder dem Reeichsgerichte 40 „, 





ß 64. Erſtreckt ſich dia Verhandlung 
auf mehrere Tage, jo erhöhen fi) die im 
$ 63 beitimmten Gebühren für jeden 
weiteren Tag der Berteidigung um fünf 
Behnteile. 

Am Verfahren auf erhobene Trivat- 
Hage findet dieje Beitimmung nidt Wr- 
wendung. 


865. Findet in den auf Privatllage 
berhandelten Sachen eine Beweisauf⸗- 
nahme ſtatt, jo erhöht fich die im 8 63 
beitinmte Gebühr um 6 Mark. 








8 66. In der verufungöinitang foruie 
in der Reviſionsinſtanz ftehen dem Rechts⸗ 
anmwalte die in den 88 63 bis 65 be 
ftimmten Süße zu. Die Stufe beſtimmt 
jth nad) der Ordnung des Gerichts, wel⸗ 
ches in erjter Inſtanz erlannt hat. 





8 67. Für die Verteidigung im Vor⸗ 
verfahren erhält der Rechtsanwalt: 


1. in den zur Buftändigkeit 
ber Schhöifengerichte gehö- 
tigen Sa en 

2. in ben zur Zuſtändigkeit 
der Gtraflammer gehöri- 
gen Eaden. . . . . 10 WMark; 

3. ın den zur Zuſtändigkeit 
der Schwurgerichte oder 
des Reichsgerichts 
gen Sachen . . 


6 Marl; 


gehöri⸗ 
..20 Mark. 





868. Fünf Zehnteile der im $ 63 
beftimmten Sätze ftiehen dem Rechtsan⸗ 
walte zu für Anfertigung: 

1. einer Schrift zur 

einer Berufung; 

2. einer Schrift zur Begründung einer 

Nevifion; 

8. eined Antrages auf Wiediraumahme 

des Verfahrens; 

4. eined Gnadengeſuchs. 

Die Stufe bejtimmt ſich nach der Ord⸗ 
nung des Gerichts, welches in erjter In⸗ 
tanz erlannt bat. 


Rechtfertigung 





8 69. Für Einlegung eines Rechts⸗ 
mittels ſowie für Anfertigung anderer. 
als der im 8 68 bezeichneten Anträge, 
Geſuche und Erklärungen erhält der 
Rechtsanwalt je 2 Mark. 





Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 88 70 bis 80. 


8 70, Die in ben 88 63 bis 66 ſowie 
bie im 8 67 beitimmten ®ebühren um- 
fajjen die Anfertigung der zu berjelben 
Snitanz oder zu dem Vorverfahren ge 
hörigen Unträge, Gefuhe und Erflärun 
gen, ſowie die Einlegung von Rechts- 
mitteln gegen Enticheidungen oder Xer- 
fügungen berfelben Inſtanz ober bes 
Borverfahrens. 


8 71. Auf die Gebühr für Nedhtferti- 
gung ber Berufung ($ 68 Nr. 1) und auf 
die Gebühr für Begründung der Reviſion 
(8 68 Nr. 2) wird die Gebühr für Ein- 
legung des Rechtsmittels (8 69) ange 
rechnet. 


872. Im Galle der Verteidigung 
mehrerer Bejchuldigter durch einen ge 
meinjchaftlihen Verteidiger erhöhen ſich 
die Gebühren um fünf Behnteile. 


873. Sr Unjehung ber Gebühren für 
Vertretung eines Privatllägers, eines 
Nebenflägerd oder einer Verwaltungsbe- 
hörde (Strafprozehordnung 8 464) Tome 
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men bie Beitimmmmngen über die Ge 
bühren für die Verteidigung zur ent 
fprechenden Unmendung. 

Die Unfertigiing einer Privatklage be- 
gründet für den Rechtsanwalt bie im 867 
Nr. 1 beitimmte Gebühr. 


8 74. Für Unfertigung eines Antrags 
auf gerichtliche Entſcheidung im Falle des 
170 der Strafprozeßordnung erhält ver 
Rg ¶rdanwait die im $ 67 beſtimmten 
ße. 


875. Nach Maßgabe der Vorſchriften 
des zweiten Abſchnitts (8 23) ſtehen dem 
Rechtsamwalte Gebühren beſonders zu 
für die Vertretung: 

1. in dem Verfahren behufs Teft- 
jegung der zu erjtattenden Koſten 
(Otrafprozeßordnung 8 496 Abſ. 2); 

2. in der Zwangsvollſtreckung aus 
Entjheidungen, melde über eine 
Buße ober über Eritattung von 
Koften ergangen find (Strafprozeß⸗ 
ordrrung 88 495, 596). 








Fünfter Abfchnitt. 
Auslagen. 


876. Yür die Höhe der dem Rechts⸗ 
anmalte zuftehenden Schreibgebühren find 
die Vorfchriften des 8 80 des Gerid)ts- 
koſtengeſetzes maßgebend. 


877. Für Verpadung von Briefen 
und Ülten dürfen Auslagen nidjt ber 
rechnet werden. 


8 78. Bei Geichäftsreifen erhält ber 
Rechtsanwalt, vorbehaltlich) der Beſtim⸗ 
mungen in den 88 18, 37, 39 Abſatz 2 
der Rechtsanwaltsordnung: 

I. an Tagegeldern . . 2ME. — Ff. 
1l. für ein Nachtquartie 5 „ — u 
III. an Fuhrkoſten eins» 
ſchließlich der Koſten ber 








Eiſenbahnen od. Tampi- 
ſchiffen gemad)t werden 
fann, für das Kilometer — „ 13 „ 
und für jeden Zu- 
und Mgang . . .. 3. — 
2. anderenfalld . . . .— „60, 


für das Kilometer der nächſten fahr- 

baren Straßenverbindung. 

Haben höhere Fuhrkoſten aufgewendet 
werden müjjen, jo werden bieje eritattet. 





8 79. Die Fuhrloften werden für die 
Hin- und Rückreiſe bejonders berechnet. 

Hat ein Rechtsanwalt Gejchäfte an 
verjchtedenen Orten unmittelbar nad) ein- 
ander ausgerichtet, jo ijt der von Ort 
I Ort zurüdgelegte Weg ungeteilt der 

erechnung der Fuhrkoſten zu Grumde 
zu legen. 

Bei einer Reife zur Ausführung ber 
Aufträge mehrerer Auftraggeber findet 
die Vorfchrift des 8 3 entiprechende An- 
wendung. - 





80. Für Geſchäfte am Wohnorte 
tehen dem Rechtsanwalte weder Tage- 
gelder nah Fuhrkoſten F dasſelbe gilt 
von Geſchäften außerhalb des Wohnor:cd 
in geringerer Entjernung als 2 Kilometer 
bon demijelben. 
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Bar der Rechtsanwalt durch auferge- 
wöhnlicdhe Umftände genötigt, fich —— 
Fuhrwerls zu bedienen, oder 
ſonſtige notwendige Unkoſten, ——— 
ober Fahrgeld, aufzuwenden, jo find bie 
Auslagen zu eritatten. 

Für einzelne Ortſchaften kann on bie 
Zandesjuft'gverivaltung beitimmt werben, 
dab den RechtBammällen bei den nicht an 
RA fur ton Ge⸗ 

ie verauslagten Fuhrloſten zu 
erſtatten ſind 





8 81. Bei Berechnung der Entfernun⸗ 
gen wird jedes angefangene Kilometer für 
ein volles Kilometer gerechnet. 





Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 88 81 biz 89. 


Rechtsanwalt, welcher 
—* —— verlegt, kann bei Fort⸗ 
hrung eines ihm vorher erteilten Auf- 
trag Zagegelder und Neijefojten nur 
ame verfangen, al3 jie ihm auch bei 
Beibehaltung ſeines Wohnjiges zuge» 
fanden haben würden. 


8 83. Hat ein Rechtsanwalt feinen 
—— an einem Orte, an welchem ſich 
fein Gericht befindet, fo lann bie Lantes- 
jufligperwaltung beitimmen, ba ihm 
Tagegelder und Reiſekoſten nur inſoweit 
zuitehen, als er ſolche auch verlang en 
wenn er jeinen Wohnſitz an dem 

Drte des Amtsgerichts, in deſſen Bezirk 


er wohnt, genommen 





Sechſter Abſchnitt. 
Einforderung von Gebühren und Auslagen. 


884. Der Rechtsanwalt lann von 
feinen Wuftraggeber angemeifcnen Bor 
ſchuß forbern. 





fällig, fobald über die Verpflichtung, die 
jelben zu tragen, eine Entſcheidung er- 
ie bei igung der In⸗ 
oder bei Erfedigung des Auftraga. 


8 86. Die Einforderung der Gebühren 
und Auslagen ift nur zuläſſig, wenn vor⸗ 
ber ober gleichzeitig eine von dem Ned):3- 





Berechnung ber 

des Wertes des Streit- 
ofern der Wert maßgebend, 
‚bed zur Anwen⸗ 

gen tiefes 


Siebenter Abjchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 


8 87. Für Erhebung ımd Ablieſerung 
von eriie erhält der Rechtsanwalt eine 
ü 
von 1 Mark für jedes angefangene 
Hundert be3 Betrages bi3 1000 Di; 
von 50 Pfennig für jedes angefangene 
undert de3 weiteren Betrages bis 
10,000 Dart; 
von 25 Pfennig für jedes angefangene 
Hundert des ———*— 
Für Erhebung und Ablieſerung von 
ieren erhält der Rechtsanwalt 
nach Maßgabe des Wertes die Hälfte der 
vorſtehenden Gebühren. 


Die Gebühr für Erhebung und Abliefe⸗ 
rung von Geldern Tann von dieſen bei 
der Mblieferung entnommen werben. 


8 88. Für bie Wusarbeitung eines 
rg mit juriftijcher —— 
Rechtdanwalt 





der Ber eütung wird im Bro 
eingeholtem —— bett des Bo 
Anwaltstammer, entf 


8 89. IR für dab dem Rechtsanwalt 


übertragene Geichäft der Betrag ber Ge⸗ 








Gebührenordnung für Nechtsanmwälte. 88 90 bis 95. 


bühr in diefem Gejege nicht beftimmt, fo 
erhält er eine unter entjprechender Un- 
wendung ber Beitimmun dieſes Ge 
ſetzes zu bemefjenbe See. 


8 90. Inſofern in diefem Gelege für 
Die begonnene oder vorbereitete Aus- 
führung eines von ber voliftändigen Aus- 
führung erledigten Yuftrages eine Gebühr 
nicht vorgejehen ift, erhält der Rechtsan⸗ 
walt eine nad) Maßgabe bes 8 39 zu be» 
mejjende Gebühr. 


891. Die Vorſchriften dieſes Geſetzes 
finden entſprechende Anwendung: 
1. im ſchiedsrichterlichen erfahren: 
2. im Verfahren wegen Nichtigfeitz- 
erflärung oder Burüdnahme eines 
Patents; 
8. im Disziplinarverfahren nad Maß⸗ 
gabe des Geſetzes, betreffenb die 
echtSverhältniife der Reichsbeamten, 
vom, D1. März 1873 (Reichs Geſetzbl. 


S. 61); 
« im ehrengerichtlichen Verfahren gegen 
Rechtsamwälte; 

b. bei der Unterſuchung von Ger 

unfällen. 

Für bie Berechnung der Gebühren des 
im ſchiedsrichterlichen Verfahren al3 Pro- 
zebbevollmädhtigten beitellten Rechtsan⸗ 
walt3 gilt da3 gerichtliche Verfahren im 
Falle des 8 862 der Eivilprozehordnung 
83 zum ſchiedsrichterlichen Verfahren ge⸗ 


g. 

Das Verfahren vor der Disziplinar⸗ 
kammer, vor dem Ehrengericht und vor 
dem Seeamte ſteht im Sinne des 8 63 
— Verfahren vor der Strafkammer 
glei 











92, Fällt eine dem Rechtsanwalt 
aufgetragene Thätigfeit, für welche ihm 
nad) Vorſchrift dieſes Gejeges eine Ver⸗ 
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gütung zuſteht, zugleich in ben Kreis ber- 
jenigen Vngelegenheiten, in welchen bie 
den Rechtsanwälten zuftehende Vergütung 
duch landesgeſetzliche Vorſchrift geregelt 
it, jo fommt, fomweit die Anwendung 

rſchriften zu einer zweifachen 
Vergütung derjelben Xhätigfett führen 
würde, nur eine berjelben, und zwar bie 
dem Rechtsanwalt günftigere, zur An⸗ 
wendung. 


8 93. Sofern ber Rechtdanmwalt nich 
einer Bartei zur Wahrnehmung ihrer 
Rechte beigeordnet oder ald Verteidiger 
beſtellt iſt, kann ber Betrag der Ber 
gütung durch Vertrag abmeichend von 
den Vorfchriften dieſes Geſetzes feitgeieht 
werden. Die Feſtſetzung duch Bezug. 
nahme auf das Ermeifen eines Dritten 
ift auzgeid lofien. 

Der ufttaggeber it an den Vertrag 
nur gebunden, jomweit er denfelben ſchrift⸗ 
lich abgeſchloſſen hat. 

Der Auftraggeber kann eine Berech- 
nung ber geſetzlichen Vergütung nad) 
Mapgabe des 8 86 verlangen. 

Hat der Rechtsanwalt ducch deu Ver 
tragsſchluß die Grenze der Mäßigung 
überichritten, jo Tann bie durch Vertrag 
feitgejegte Vergütung im Prozeßwege, 

eingeholtem Gutachten des Vor⸗ 
ftandes ber Anwaltskammer, bi3 auf den 
in dieſem Geſetze beitimmten Betrag her- 
abgejcht werden. 


8 94. Für bas Verhältnis bed Auf 








traggebers oder bes Rechtsanwalts zu 


dem Spflichtigen fommt Die ver- 
—— — e * der Vergütung 
(8 93) nicht in Betracht. 


8 95. Dieſes Geje tritt im ganzen 
Umfange bes Reichs gleichzeitig mit dem 
Gerichtöverfafjungsgejeg in Kraft. 








D. Gebührenordnung für Zeugen und 
Hadverfländige. 


Bom 30. Juni 1878 (R.G. Bl. S. 173) in des durch das Gefeg vom 11. Juni 
1890 (R.S.BL ©. 73) abgeänderten Fafſung. 





1. In den vor bie ordentlichen Ge⸗ 
richte gehörigen Rechtsſachen, auf welche 
bie Civilprozeßordnung, die Strafprozel;- 
ordnung oder die Konkursordnung An- 
wendung findet, erhalten die Beugen und 
Sachverſtändigen Gebühren nad) Maß- 
gabe der folgenden Beitimmungen. 





82. Der Beuge erhält eine Entſchädi⸗ 
gung für die errorbertiche Beitverjäum- 
nis im Detrage von 10 Pfennig bis zu 
einer Mark auf jede angefangene Stunde. 

Die Entihädigung iſt unter Berüd- 
fihtigung de8 von dem Zeugen ver- 
jäumten Erwerbes zu bemeſſen und für 
jeven Tag auf nit mehr ala zehn 
Stunden zu gewähren. 

Perſonen, welche durch eine Hand⸗ 
arbeit, Handwerksarbeit oder geringeren 
Gewerbebetrieb ihren Unterhalt ſuchen, 
oder ſich in gleichen Verhältniſſen mit 
ſolchen Perſonen befinden, erhalten die 
nach dem geringſten Satze zu bemeſſende 
Entſchädigung auch dann, wenn die Ver⸗ 
ſäumnis eines Erwerbes nicht ſtattge⸗ 
funden hat. 





83. Der Sachverſtändige erhält für 
ſeine Leiſtungen eine Vergütung nach 
Maßgabe der erforderlichen Beitverjäum- 
nis im Betrage bis zu zwei Mark auf 
jebe angefangene Stunde. 


Die Ver übung ift unter Berüdfichti- 
gung ber rböperhältniffe de Sach⸗ 
veritändigen zu bemejfen und für jeden 
Tag auf nicht mehr als zehn Stunden zu 
gewähren. 

Außerdem find dem Sachverjtändigen 
die auf die Vorbereitung des Gutachtens 
verwendeten often, ſowie die für eine 
Unterfuhung verbraudten Stoffe ımb 
Werkzeuge zu vergüten. 

4. Bei ſchwierigen Unterfudjungen 
und Sadyprüfungen iſt dem Gachveritän« 
digen auf Serlangen für die aufgetragene 
Leiftung eine Vergütung nad) Dem 
üblichen Preiſe berjeiben und für bie 
außerdem ftattfindende Zeilnahme an 
Terminen die ım 8 3 beitimmte Ber 
gütung zu gewähren. 





85. WS verjäumt gilt für ben 
eugen oder Sachverſtändigen aud) bie 
eit, während welcher er feine gewöhnliche 
de chaftigung nicht wieder aufnehmen 
ann. 


— — — 


6. Mußte der Zeuge ober Sad» 
verjtändige außerhalb feines Aufenthalts- 
ortes einen Weg bis zur Entfernung von 
mehr al3 zwei Kilometer zurüdiegen, jo 
ift ihm außer den nad) 88 2—5 zu be 
ſtimmenden Beträgen eine Entfchädigung 


Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige. 88 7 bis 16: 


für die Reife und für den durch die Ab⸗ 
weſenheit von bem MufenthaftBorte ber- 
urſachten Aufwand nad) Maßgabe der 
folgenden Beltimmumgen zu gewähren. 





87. Soweit nad) den perjönlichen 
Berhältnilfen des Besen oder Sachver⸗ 
tändigen oder nach äußeren Umſtänden 
die Benutzung von Trandportmitteln für 
angemefien zu eradıten ift, find als Reife 
entihädigung bie nad) billigem Ermeſſen 
in dem einzelnen alle erforderlichen 
Koften zu gewähren. In anderen Fällen 
beträgt die Neijeentfchäbigung für jedes 
angefangene Kilometer des Hinweges und 
des Rückweges fünf Pfennig. 





Tag, an welchem der Zeuge oder Sad 
ver 


ſchreiten. 


89. Mußte der Zeuge oder Sachver⸗ 
ftändige innerhalb ſeines Aufenthaltsortes 
einen Weg bis zu einer Entfernung bon 
mehr als zwei Filometer zurüdiegen, fo 
ift ihm für den ganzen zurücgelegten Weg 
eine Neifeentihäbigung nad) den Vor⸗ 
ſchriften bes 87 zu gewähren, 


8 10. Konnte ber Zeuge oder Sadyr 
veritändige den erforderlidyen Weg on 
er 








Benukung von Transportmitteln 
zurüdlegen, fo find die nad) billi 
meſſen erforberlicien Koften auch außer 
den in den 88 6, 9 beitimmten Fällen zu 
gewähren. 

8 11. Wbgaben für. die erforderliche 
Benugung eined Weges find in jedem 
Falle zu erſtatten. 





812. Bedarf der Zeuge wegen 
fugendlichen Alters oder wegen Gebrechen 
eines Begleiters, jo jind die beitimmten 
Entſchädigungen für Beide zu gewähren. 





Rechtsbuch. II, 
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8 13. Someit für gewiſſe Arten von 
Sachverſtändigen —— Taxvor⸗ 
ſchriften beſtehen, welche an dem Orte 
des Gerichts, vor welches die Ladung er⸗ 
folgt, ınd an dem Aufenthaltsorte bes 
Sacperftändigen gelten, kommen lebig- 
lich dieſe Vorſchriften m Anwendung. 
Gelten ſolche Taxvorſchriften nur an 
einem dieſer Orte, oder gelten an dem⸗ 
ſelben verſchiedene Taxvorſchriften, fo 
kann der pectandige die Anwendung 
der ihm günjtigeren Beſtimmungen ver⸗ 
en etſcher erhalten Entfhäbigung als 
olmeticher erhalten i a 
Sahverftändige nad ben —— 
dieſes Geſetzes, ſofern nicht ihre Leiſtun⸗ 
gen zu den Pflichten eines von ihnen ver⸗ 
ſehenen Amtes gehören. 





814. 
Tagegelder und attung 
koſten nah Maßgabe der für Dienſt⸗ 
reiſen geltenden 


orſchriften, falls ſie 
zugezogen werden: 


1. als Zeugen über Umſtände, von 
denen fie in Yusübung ihres Amtes 
Kenntnis erhalten haben; 

2. ci —— — wenn ſie aus 

eranlaſſung ihres Amtes zugezogen 
werden unb bie Wusübung der 

Wiſſenſchaft, der Kunſt oder bes 

Gewerbes, deren Kenntnis Boraus- 

ie: der Begutachtung ift, zu ben 

Pflichten des von ihnen verfehenen 

Umtes gehört. 


Werben nach ben Vorſchriften dieſes 
Paragraphen Tagegelder und Reiſekoſten 
gewährt, To findet eine weitere Vergütung 
an ben Zeugen oder Sachverſtändigen 
nicht ſtatt. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden 
auf Perſonen des Soldatenſtandes eni- 
ſprechende Anwendung. 


Oeffentliche Beamte erhalten 
von Reiſe⸗ 





815. Iſt ein Sachverſtändiger für 
die Erftattung von Gutachten in allge- 
meinen beeidigt, fo können die Gebühren 
für bie bei beitimmten Gerichten vor- 
kommenden Geichäfte durch Ueberein- 
fommen beitimmt ‚werden. 


8 16. Die Gebühren der Beugen und 
Sachverſtändigen werden nur auf Ber- 
langen berjelben gewährt. Der Anſpruch 
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erliſcht, wenn das Verlangen binnen brei 
Monaten nach) Beendigung der Zu—⸗ 
iehung oder Abgabe des Gutachtens bei 
em zuftändigen Gerichte nicht angebracht 


wird 


— — 


8 17. Die einem Zeugen oder Sach⸗ 
verftändigen zu gemwährenden Beträge 
werden durch daß Gericht oder ben 
Michter, vor welchem die Verhandlung 
ftattfinbet, feitgefegt. 

Sofern bie Beträge aus ber Staat 
faffe gezahlt und Diefer nicht erftattet 
find, Tann die Feſtſetzung von dem Ge- 


Gebührenordnung für Beugen und Sachverftändige. 88 17 bis 18. 


richt oder dem Richter, durch welche fie 
erfolgt iſt, ſowie von dem ichte ber 
höheren Inſtanz von Amtswegen be 
richtigt werden. 

Gegen bie Beitjegung findet Beſchmerde 
nad) Maßgabe ber 88 531 bis 538 der 
Civilprogekorbnung und des 8 4 Ubſ. 3 
des Geridytöloftengefepes, in Strafſachen 
nah Maßgabe ber 8 346352 ber 
Strafprozeßordnung ftatt. 





8 18. Dieſes Gejeg tritt im ganzen 
Umfange bes Reichs gleichzeitig mit bem 
Berichtöverfaffungsgefeg in Kraft. 





V. 


Das Verfahren vor den Gewerbegerichten 


auf Grund des Geſetzes vom 29. Juli 1890. 


Erſter Abſchnitt. 


Errichtung und Zuſammenſetzung der Gewerbegerichte. 


81. Für die Entſcheidung von ge⸗ 
werblichen Streitigkeiten zwiſchen Ar: 
beitern einerſeits und ihren Arbeitgebern 
andererſeits, ſowie zwiſchen Arbeitern des⸗ 
ſelben Arbeitgebers koönnen Gewerbe⸗ 
gerichte errichtet werden. 

Die Errichtung erfolgt für den Bezirk 
einer Gemeinde durch Ortsſtatut nad) 
Maßgabe de3 8 142 der Gemwerbeord: 
mung. _ Die Entſcheidung der höheren 
BermaltungSbehörbe über die Genehmi- 
gung ded Statut3 iſt binnen ſechs Mo: 
naten zu erteilen. Die Enticheidung, 
durch melche ‚die Genehmigung verjagt 
wird, muß mit Gründen verjehen fein. 

Mehrere Gemeinden fünnen fi) durd) 
übereinitimmende Ort3ftatuten zur Cr: 
rihtung eine gemeinjamen Gewerbe: 
gericht für ihre Bezirke vereinigen. Sir 
die Genehmigung der übereinitimmenden 
Ortsſtatute iſt die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde zuftändig, in deren Bezirk das 
Gemerbegericht feinen Sit haben fol. 

Smgleihen Tann ein Gemerbegericht 
für den Bezirk eines weiteren Kommunal: 
verbandes errichtet werden. Die Errich: 
tung erfolgt in diefem alle na) Map: 
gabe der Vorſchriften, nach melden An: 


gelegenheiten des Verbandes ftatutariich 
geregelt werden. Die Zuftändigfeit eined 
ſolchen Gericht? iſt ausgeſchloſſen, ſoweit 
die Zuſtändigkeit eines für eine oder 
mehrere Gemeinden des Bezirks beſtehen⸗ 
den oder ſpäter errichteten Gewerbegerichts 
begrũndet iſt. 

Die Errichtung kann auf Antrag be— 
teiligter Arbeitgeber oder Arbeiter durch 
Anordnung der Lande?» Bentralbehörde 
erfolgen, wenn ungeadjtet einer von ihr 
an die beteiligten Gemeinden oder den 
weiteren Rommunalverband ergangenen 
Aufforderung innerhalb der geießten 

tft die Errichtung auf dem im Abſatz 

bi8 4 vorgejehenen Wege Wi erfolgt 
it. Alle Beitimmungen, welche dieſes 
Geſetz dem Statute vorbehält, erfolgen 
in diefem Falle durch die Anordnung 
der Yandes-Zentralbehörde. 

Bor der Grrdhtung find ſowohl Ar- 
beitgeber als Arbeiter der hauptfächlichen 
Gemerbezmeige und Yabrikbetriebe in ent- 
Iprechender Anzahl zu hören. 


; 2. Als Arbeiter im Sinne dieſes 
Geſetzes gelten diejenigen Gefellen, Ger 
hilfen, Fabrilarbeiter und Lehrlinge, auf 
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welche der fiebente Titel der Gewerbe⸗ 
ordnung Anmendung findet. 

Stmgleichen gelten als Arbeiter im 
Sinne dieſes Geſetzes Betrieböbeamte, 
Merkmeifter und mit höheren techniichen 
Dienitleiltungen betraute Angeltellte, deren 
Sahredarbeitäverdienft an Lohn oder Ges 
halt zweitaufend Mark nicht überiteigt. 


8 3. Die Semwerbegerichte find ohne 
Nüdficht auf den Wert des Gtreitgegen- 
ſtandes zuftändig für, Streitigfeiten: 

1. über den Antritt, die Fortſetzung 
oder die Auflöfung des Arbeitsver⸗ 
hältniſſes, ſowie über die Aushändi⸗ 
gung oder den inhalt des Arbeits⸗ 

uches oder Zeugniſſes; 

2. über die Leiſtungen und Entſchädi⸗ 
gungsanſprüche aus dem Arbeits⸗ 
verhältniſſe, ſowie über eine in Be» 
ziehung auf daßfelbe bedungene Kon⸗ 
ventionalitrafe: Ä 

8. über die Berechnung und Anrech⸗ 
nung der von den Wrbeitern zu 
leiltenden Krankenverſicherungsbei⸗ 
träge (88 53, 65, 72, 73 des Ges 
ſetzes, betr. die Krankenverfiherung 
der Arbeiter, vom 15. Juni 1883, 
Reichs⸗Geſ.⸗Bl. ©. 73); 

4. über die Anſprüche, melde auf 
Grund der Uebernahme einer gemein» 
ſamen Arbeit von Arbeitern desſelben 
Arbeitgeber gegeneinander erhoben 
werden. 

Streitigfeiten über eine Konventional- 
itrafe, welche für den Fall bedungen iſt, 
daß der Arbeiter nach Beendigung des 
Arbeitsverhältniſſes ein ſolches bei ans 
deren Arbeitgebern eingeht, oder ein 
eigene® Gejchäft errichtet, gehören nicht 
zur Buftändigfeit der Gemerbegerichte. 


8 4. Zur Buftändigfeit der Gewerbe⸗ 
gerichte gehören ferner Streitigkeiten der 





im 83 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Art |. 


zwilchen Berjonen, welche für beitimmte 
Gemerbetreibende außerhalb der Arbeits- 
ftätte der leßteren mit Anfertigung ges 
mwerblicher  Erzeugniffe beichäftigt find 
(Heimarbeiter, Hausgewerbetreibende), 
und ihren Arbeitgebern, fofern die Bes 
Ihäftigung auf die Bearbeitung oder 
Verarbeitung der den eriteren von den 
Arbeitgebern gelieferten Rohſtoffe oder 
Halbfabrikate beihränft iſt. Das Gleiche 
gilt von Steeitigfeiten der im $ 3 Nr. 4 


Das Verfahren vor ben Gewerbegerichten. 88 8 bis 9. 


bezeichneten Art zwiſchen ſolchen Haus⸗ 
gewerbetreibenden untereinander. 
Streitigkeiten derjenigen Hausgewerbe⸗ 
treibenden, welche die Rohſtoffe oder 
Halbfabrikate ſelbſt beſchaffen, unterliegen 
der Zuſtändigkeit der Gewerbegerichte, 
ſoweit dies durch dag Statut beſtimmt ift. 


85. Durch die Zuſtaͤndigkeit eines 
Gewerbegerichts wird die Zuständigkeit 
der ordentlichen Gerichte ausgeſchloſſen. 


8 6. Die, fachliche ßyttandigen der 
Gewerbegerichte kann auf beſtimmte Arten 
von Gewerbe⸗ oder wabrifbeirieben, die 
Örtliche auf beitimmte Teile des Gemeinde» 
bezirks beichränkt werden. 

Die Landez:Zentralbehörde kann Die 
örtliche Buftändigleit eine von ihr er- 
richteten Gewerbegerichts außdehnen. Die 
Dee linden Ortsbehörden find zuvor zu 

ren. 


8 7. Die Grenze der Buftändigfeit 
(8 6), ſowie die Sufammenfegung des 
Gericht? nah Maßgabe der Beitimmun- 
gen dieſes Geſetzes ıft durch dag Statut 
zu regeln. 


58. Die Koiten der Einrichtung und 
der Unterhaltung de3 Gericht? find, ſo⸗ 
weit fie in deſſen Einnahmen ihre 
Dedung nicht finden, von der Gemeinde 
oder von dem weiteren Kommunalver: 
bande zu tragen. Soll das Gericht nicht 
ausſchließlich für eine Gemeinde oder 
einen, weiteren Stommunalver ⸗ 
ſtändig fein, fo iſt bei Feſtſetzung ber dur 
ftändigfeit zugleich zu  beitimmen, zu 
welchen Anteilen die einzelnen Bezirke 
an der Dedung der Koiten teilnehmen. 

Gebühren, Koiten und Strafen, welche 
m Gemäßheit dieſes Geſetzes zur Hebung 
gelangen, bilden Einnahmen des Gerichts. 


89. Für jedes Gewerbegericht find 
ein Vorſitzender und mindeſtens ein 
Stellvertreter desſelben, ſowie die er- 
forderliche Sa von Beiligern zu be 
rufen; Die Zahl der legteren ſoll min: 
deitens vier betragen. 

Bei Gemerbegerichten, welhe aus 
mehreren Abteilungen (Kammern) be 
ftchen,. können mehrere Vorſitzende be⸗ 
jtellt werden. 























Das Verfahren vor ben Gemwerbegerichten. 88 10 bi3 16. 


810. gem Mitgliede eined Gewerbes 
gerät? ſoll nur berufen werben, mer 
a8 breibigfte Lebensjahr vollendet, in 
dem der Wahl vorangegangenen jahre 
Ka fih oder feine Familie Armenunter- 
tügung aus Öffentlihen Mitteln nicht 
empfangen oder die empfangene Armen» 
unterftügung erftattet hat und in dem 
Bezirke des Gerichts ſeit mindefteng zwei 
Se wohnt oder beichäftigt ift. 


erjonen, welche zum Amt eines Schöfs. 


fen unfähtg find (Gericht3verfaffungs- 
geieh 88 31, 32), können nicht berufen 
werden. 


8 11. Der Borfigende, ſowie deſſen 
Stellvertreter dürfen weder Arbeitgeber 
noch Arbeiter fein. 

Sie werden durch den Magiftrat umd, 
wo ein ſolcher nicht vorhanden tft, oder 
das Statut died beitimmt, durch die Ge 
meindevertretung, in weiteren Rommunals 
verbänden durch die Vertretung des Ver⸗ 
bandes auf mindeſtens ein Jahr gewählt. 


S 12. Die Beilißer müſſen zur Hälfte 
aus den Arbeitgebern, zur Hälfte aus 
den Arbeitern entnommen werben. 

Die eriteren werden mittelit Wahl der 
Arbeitgeber, die letzteren mittelft Wahl 
ber Arbeiter beftellt. Die Wahl ift un: 
mittelbar und geheim. Die Wahl er- 
folgt auf mindeitend ein Jahr und auf 
höchſtens ſechs Jahre. Eine Wiederwahl 
iſt zuläffig. 


813. Bur Teilnahme an den Wahlen 
($ 12) ift nur berechtigt, wer das fünf 
undzwanzigſte Lebensjahr vollendet und 
ſeit mindeſtens einem jahre in dem Bes 
irke des Gewerbegerichts Bohrung oder 

eihäftigung hat. Die im $ 10 Ab- 
fa 2 bezeichneten Perſonen jind nicht 
mwahlberechtiat. 

Iſt die Suftänbigteit de3 Gewerbes 
gericht3 auf beſtimmte Arten von Ges 
mwerbes oder Fabrikbetrieben beſchränkt 
(8 6 Abſ. 1), jo find nur die Arbeitgeber 
und Arbeiter diefer Betriebe mählbar und 
mahlberechtigt. 

itglieder einer Sinnung, für melde 
ein Cchiedsgeriht in Gemäßheit der 
88 97a und 100d der Öemerbeorbnung 
errichtet iſt, ſowie deren Arbeiter im 
weder wählbar noch mahlberechtigt. 

Die näheren Beltimmungen über die 
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Mahl: und da8 Berfahren bei berfelben 
werden durch das Statut getroffen. Es 
kann insbeſondere feitgejeßt werden, daß 
beitimmte gewerbliche Gruppen je emen _ 
oder mehrere Beifiger zu mählen haben. 





8 14. Den Arbeitgebern, ftehen im 
Sinne der 88 11 bis 13 die mit ber 
zeitung 
eines beitimmten Smeigeß desſelben bes 
trauten Gtellvertreter der jelbitändigen 
Gemerbetreibenden gleich, joiern fie nicht 
nah 8 2 Abjat 2 ala Arbeiter gelten. 
Inwieweit die nach 8 4 der Bultäns 
Digfeit der Gemerbegerichte unterftellten 
Haußgemerbetreibenden als Arbeitgeber 
oder al Arbeiter mahlberechtigt und 
wählbar find, wird durch da3 Statut 
beitimmt. 





8 15. Beſchwerden gegen die Necht3: 
giltigfeit der Wahlen find nur binnen 
eine? Monats nad) der Wahl zuläflig. 
Ste merden durch die höhere Dermal- 
tungsbehörde entichteden.. Dieſelbe hat 
auf erhobene Beſchwerde Wahlen, welche 
gegen dad Gele oder die auf Grund 
es Geſetzes erlaffenen Wahlvorichriften 
veritoßen, für ungiltig zu erklären. 

Die Wahl der Vorfigenden und ber 
Stellvertreter bedarf der Beltätigung der 
höheren Bermaltung3behörde, in deren 
Bezirk das Gemerbegericht feinen Sit 
hat. Dieje Beitimmung findet auf Staats: 
oder Genteindebeamte, welche ıhr Amt 
kraft ftaatlicher Grnenmung oder Beſtäti⸗ 
gung verwalten, feine . Anwendung, fo 
lange fie dieſes Amt bekleiden. 


16. Sind Wahlen nicht zu ftande 
gefommen oder wiederholt für ungiltig 
erklärt, fo tft die höhere Verwaltungs: 
behörde befugt: 

a) die Wahlen, fomeit fie durch Ar 
beitgeber oder Arbeiter vorzunehmen 
waren, durch den Magiltrat und, 
wo ein folcher nicht vorhanden ift, 
oder wo das Statut dies beftinmt, 
dur die Gemeindevertretung, in 
weiteren Kommunalverbänden durch 
die Vertretung des Verbandes vor 
nehmen zu laſſen; 

b) foweit die Wahlen vom Magiftrat, 
oder der Gemeindevertretung, oder 
der Vertretung eine3 weiteren Roms 





eines emerbebetriebe8 oder . 
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munalverbandesvorzunehmen waren, 
die Mitglieder ſelbſt zu ernennen. 


817. Namen und Wohnort der Mit⸗ 
glieder des Gemerbegericht? werden nad) 
näherer Beftimmung des Statut3 öffent⸗ 
lich befannt gemadıt. 


8 18. Das Amt der Beifiker ift em 
Ehrenamt. Die Uebernahme fann nur 
aus den Gründen vermeigert merden, 
welche zur Ablehnung eines unbeloldeten 
Gemeindeamt3 berechtigen. Wo landes⸗ 
efeblihe Beitimmungen über die Ab⸗ 
lehnung von Cemeindeämtern berech- 
tigenden Gründe nicht beitehen, darf die 
Uebernahme nur aus denjelben Gründen 
verweigert werden, aus welchen dag Amt 
eines Vormundes abgelehnt werden kann. 
Wer dad Amt eines Beiſitzers ſechs Jahre 
verjehen hat, kann während der nächſten 
ſechs Jahre die Webernahme des Amtes 
ablehnen. Ablehnungdgründe gemählter 
Beiſitzer find nur zu berüdfichtigen, wenn 
diefelben, nachdem der beteiligte Beiſitzer 
von feiner Wahl in Kenntnis gejest iſt, 
fchriftlich geltend gemacht werden. Ueber 
. den Ablehnungsantrag enticheidet die im 
8 11 Abf. 2 bezeichnete Stelle. 

Die Beifiger erhalten für jede Sitzung, 
ber fie beigemohnt haben, Bergütung 
etwaiger Reiſekoſten und eine Entichädi- 

ung für Zeitverfäumng. Die Höhe 
er legteren tft Durch das Statut feitzu- 
jegen; eine Zurückweiſung derjelben iſt 
unitatthaft. Ä 


8 19. Ein Mitglied des Gewerbe⸗ 
gericht, hinſichtlich deſſen Umftände ein- 
treten oder befannt werden, welche die 
Mählbarkeit zu dem von ihm befleideten 
Amt nad) Maßgabe dieſes Geſetzes aus⸗ 
ſchließen, iſt des Amtes zu entheben. Die 
Enthebung erfolgt durch die höhere Ver⸗ 
mwaltungsbehörde nad) Anhörung des 
Beteiligten. 

Ein Mitglied des Gewerbegerichts, 
welche? ſich einer groben Berlegung 
einer Amtspflicht jchuldig macht, kann 
eines Amtes entſetzt werden. nt⸗ 
ſetzung erfolgt durch das Landgericht, in 
beilen Bezirk das Gemerbegericht feinen 
Siß hat. Hinſichtlich des Verfahrens 
und der Rechtsmittel finden die Bor: 
ſchriften entiprechende Anwendung, welche 
für die zur Zuftändiafeit der Landgerichte 








Das Verfahren vor den Gewerbegerichten. 88 17 bis 23. 
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gehörigen Straffachen gelten. Die Klage 
wird won der Gtaat3anmwaltihaft auf 
— der höheren Verwaltungsbehörde 
erhoben. 


8 20. Der Vorſitzende des Gewerbe⸗ 
gerichts und, deſſen Stellvertreter find 
vor ihrem Amtsantritt durch den von 
der höheren Verwaltungsbehörde beauf—⸗ 
tragten Beamten, die Beiſitzer vor der 
erften Dienftleiftung durch den Vorſitzen⸗ 
den auf die Erfüllung der Obliegenheiten 
des ihnen übertragenen Amtes eidlich zu 
verpflichten. 








8 21. Beiſitzer, welche ohne genũgende 
Entſchuldigung zu den Sitzungen nicht 
rechtzeitig ſich einfinden, oder ihren Ob⸗ 
liegenheiten in anderer Weiſe ſich ent⸗ 
sieben, find 'y einer Ordnungsſtrafe biß 
zu 300 Mark, jomie in_die verurjachten 
Koften zu verurteilen. Die Verurteilung 
wird durch ben Borfigenden außgeiprochen. 
Erfolgt nachträglich genügende Entichuls 
gung, jo kann die Verurteilung ganz 
oder teilmeile zurückgenommen merden. 

Gegen die Enticheidungen_ findet Bes 
ſchwerde an das Landgericht, Statt, im 
deilen Bezirk das Gewerbegericht feinen 


Sitz hat. Das V ichtet 
vos Yon — ahren on) 
rönung. 





8 22. Das Gemerbegericht verhandelt 
und enticheidet, ſoweit nicht in dieſem 
Geſetze ein anderes beftimmt ift, in ber 
ne jegung von drei Mitgliedern mit Ein» 
Ihluß des Vorligenden. 

Durch das Ortsſtatut kann beftimmt 
werden, daß allgemein oder für gewiſſe 
Gtreitigfeiten eine größere Zahl von Bei⸗ 
fißern zuzuziehen iſt. 

In gleicher Weiſe iſt zu beſtimmen, 
nach welchen Grundſätzen der Vor—⸗ 
ſibende die einzelnen Beiſitzer zuzuziehen 


Arbeitgeber und Arbeiter müflen ſtets 
in gleicher Zahl zugezogen werben. 





8 23. Bei jedem Gewerbegerichte 
wird eine Gerichtöfchreiberei eingerichtet. 
Für die Bewirkung der Buftellungen in 
dem Verfahren vor den Gewerbegeridhten 
fönnen an Stelle der Gerichtsvollzieher 
Semeindebeamte verwendet werden. 





Das Verfahren vor den Gewerbegericdhten. 88 24 bis 32. 


743 


Bweiter Abſchnitt. 
Berfahren. 


8 24. Auf daS Verfahren vor den 
Oewerbegerichten finden, fomeit im nad) 
ftehenden nicht befondere Beitimmungen 
petzofien find, die für das amtsgericht⸗ 
ihe ‚Verfahren geltenden Vorſchriften 
der Civilprogeßordnung entiprechende Ans 
wendung. 





8 25. Buftändig iſt dasjenige Ges 
mwerbegericht, in beffen Bezirk die ſtreitige 
Berpflichtung zu erfüllen iſt. 


8 26. Die Borichrift im $ 11 der 
Civilprozeßordnung über die bindende 
Wirkung der rechtöfräftigen Entſcheidung, 
durch welche ein Gericht fich für ſachlich 
unzuftändig erklärt bat, findet in dem 
Verhältnis der Gemwerbegerichte und der 
ordentlichen Gerichte Anwendung. Eine 
ſolche Entſcheidung des ordentlichen Ge⸗ 
richts iſt auch inforoeit als fie auf, der 
Annahme der örtlihen Zuftändigfeit eines 
beitimmten Gemerbegericht3 beruht, für 
das letztere bindend. 


8 27. Weber Geſuche wegen Ableh: 
nung von Gerichtöperfonen enticheidet 
das Gewerbegericht. 


528. Nicht prozeßfähigen Parteien, 
welche ohne geſetzlichen Vertreter ſind, 
kann auf Antrag bis zum Eintritt des 

eſetzlichen Vertreters von dem Vor⸗ 
—** ein beſonderer Vertreter beſtellt 
werden. 

Das Gleiche gilt im Falle erheblicher 
Entfernung des Aufenthaltsortes des ge⸗ 
ſetzlichen Vertreters. 

Die nicht progebfäbige Partei iſt auf 
ihr Berlangen felbit zu hören. 


29. Rechtsanwälte und Perfonen, 
welche daß Verhandeln vor Gericht ge 
ſchäftsmäßig betreiben, werden als Prozeß: 
bevollmächtigte oder Beiltände vor dem 
Gemwerbegericht nicht zugelaffen. 














8 80. Die Zuftellungen in bem Per: 
fahren vor den Gemerbegerichten erfolgen 
von Amt? wegen. 

Urteile und Befchlüffe, gegen melche 


ein Rechtsmittel ftattfindet, find den Par⸗ 
teten zuzuſtellen, ſoweit bieſe nicht auf 
die Zuſtellung verzichten. Sonſtige Urs 
teile und Beſchlüſſe find einer ‘Partei 
nur zuquftellen, wenn fie nicht in Ans 
weſenheit derjelben verkündet find. Auf 
Berlangen einer Partei, ift derjelben auch 
Ausfertigung eines in ihrer Anweſenheit 
verfündeten Urteils oder Beſchluſſes zu 
erteilen. 

Anträge und Erllärungen einer Partei, 
welche zugeitellt werden jollen, find bei 
dem Gerichte einzureichen oder mündlich 
zum Protokolle des Gerichtsſchreibers an 
zubringen. | 

Sofern durch die Buftellung eine Frift 
germaßrt : oder Die Deriährung Unter: 

rohen werden fol, tritt diefe Wirkung, 

wenn bie Buftellung demnächſt erfolgı, 
bereit3 mit der Ginteihung oder Ans 
bringung, des Antrages oder der Ers 
Härung ein. 


‚8 31. Der Gerichtöfchreiber bat für 
die Bewirkung der Buftellung Sorge zu 
tragen und die, bei berjelben zu ber 

ebenden Abjchriften zu beglaubigen. Er 
Bat das zu übergebende Schriftftüd in 
einem —— mit der Adreſſe der 

erſon, an welche zugeſtellt werden ſoll, 
ſowie mit einer Geſchäftsnummer vers 
jehenen Briefumfchlage dem Zuſtellungs⸗ 
beamten und im alle der Zuſtellung 
durch die Poſt diefer zur Zuftellung zu 
übergeben. Auf den Briefumichlag iſt 
der Vermerk zu ſetzen: Bereinfachte Zu- 
ftellung. 

Die auf dem Briefumfchlage angege- 
bene Geſchäftsnummer ift in den Aften 
zu vermerfen. 

Erfolgt die Zuftellung durch die Poft, 
jo ift eine Beicheinigung der Uebergabe 
an die Poſt (Civilprogeßordnung 85 177, 
179) nicht erforderlich. 


882. Die von dem Buftellung® 
beamten oder bem Poſtboten aufzuneh- 
mende Zuſtellungsurkunde muß die Art 
und Weile, in welcher der feiner Adreſſe 
und feiner Geihäftänummer nad) be 
zeichnete Briefumschlag übergeben ift, ing» 
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befondere den Ort und die Seit der 
Vebergabe, ſowie die Perfon, welcher zu: 
eitellt ift, bezeichnen und, wenn die Zu—⸗ 
fellun nicht an den Adreſſaten perſön⸗ 
ig e olg iſt, den Grund hiervon an⸗ 
en. Die Urkunde ift von dem bie 
uftellung volljiehenden Beamten zu 
unterfchreiben. 

Bei der Zuftellung wird eine Abſchrift 
der Buftellunggurfunde nicht übergeben. 
Der Zag der Zuftellung ift von dem zus» 
enoen Beamten auf dem Briefums 
chlage zu vermerken. 





8 83. Die ur Griebigung des Rechts⸗ 
ſtreites erforderlichen Berhandlungstermine 
werden von dem Borligenden von Amts 
wegen angejeßt. Nah Anſetzung des 
Termind tt die Ladung der Parteien 
durch den Gerichtjchreiber, zu veran- 
laffen. Ladungen durch die Parteien 
finden nicht Statt. Die Buitellung der 
Ladung muß fpäteltend am Tage vor 
dem Termine erfolgen. 

Die Zuftellung der Ladung an eine 
Bartei iſt nicht erforderlich, wenn der 
Termin in Anmefenheit berfelben ver» 
kündet oder ihr bei Einreichung oder An- 
bringung der Klage oder des Antrages, 
auf rund deſſen die Terminsbeſtimmung 
nattfindet, mitgeteilt worden iſt. Die 
erfolgte Mitteilung ift zu den Alten zu 
vermerfen. 


8 34. Nachdem die Klage eingereicht 
ober zum Protokolle des Gerichtöfchreibers 
angebracht tft, hat der Vorfigende einen 
möglichft nahen Termin zur Verhandlung 
anzujegen. 

‚Die Klage gilt, unbefchadet der Be- 
fimmung ım 8 30 Abf. 4, erit mit der 
uſtellung an den Beklagten als erhoben. 


8 355. An ordentlichen Gerichtätagen 
können die Parteien zur Verhandlung 
des Rechtsſtreites ohne Terminsbeſtim⸗ 
mung und Ladung vor dem Gerichte er 
ſcheinen. 

Die Srhebung der Klage erfolgt in 
diefem alle durch den mündlichen Bor: 
trag derſelben. Die Klage iſt zu Proto- 
Io au nehmen, fall3 die Sache ftreitig 

eibt. 


8 36. Die Verhandlung vor dem 
ertennenden Gerichte einfchließlich der 











Das Verfahren vor den ®ewerbegerichten. 88 33 bis 38. 


Berfündung der Urteile und Beichlüffe 
deöfelben erfolgt öffentlih. 

‚ Durch das Geriht kann die Deffent- 
lichkeit für die Berhanblung oder für 
einen Zeil derſelben nad Maßgabe der 
Vorfchriften in den 88 173—175 des 
Gert tönettaflungögeiese? ausgeſchloſſen 
werden. Die Vorſchriften der 88 176—193 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes über Die 
Aufrechterhaltung der Ordnung in den 
Sigungen und über die Gerichtäfprache 
finden Anmendung. 





8 87. Erſcheint der Kläger im Ber- 
handlungstermine nicht, jo ift auf Antrag 
des Beflagten das Verſaͤumnisurteil dahin 
zu erlafien, daß ber Kläger mit der Klage 
abzumeijen jet. 

Erfcheint der Beklagte nicht und be 
antragt ber Kläger dad Verſäumnis⸗ 
urteil, fo werden die in der Klage be 
haupteten Thatſachen als zugeltanden ans 
genommen. Soweit diefelben den Klage 
antrag rechtfertigen, it nad) dem An« 
trage zu erkennen; ſoweit Died nidjt ber 
Vall, iſt die Klage abzumeijen. 

Bleiben beide Parteien aus, fo ruht 
das Berfahren, biß die Anjegung eines 
neuen Berhandlungstermind? beantragt 
wird. 





8 38. Die ‚Partei, gegen welche ein 
Verſäumnisurteil erlafjen üt, kann binnen 
der Notfrilt von drei Tagen ſeit der an 
fie bemwirkten Bujtellung des Urteil die 
Erklärung ‚abgeben, daß fie Einiprud) 
einlege. Die inlegung gilt mit der Ein: 
reichung der Erflärung oder mit der Ab» 
gabe derielben zum !Brotofolle des Ge- 
richtsſchreibers al8 bewirkt. 
dem Berfäumnigurteil ift der Par: 
tei zu eröffnen, in melder Form und 
Bei ihr der Einſpruch zufteht. 
ah Einlegung des Einſpruchs bat 
der Borfigende einen neuen Berhandlungd- 
termin anzuſetzen. 
Erſcheint die Partei, welche den Ein⸗ 
ſerud eingelegt hat, auch in dem neuen 
rmine nicht, ſo gilt der Einſpruch als 
zurückgenommen. 
Anderenfalls wird, ſofern der Einſpruch 
zuläffig it, der Prozeb im die Lage 
zurüdverjegt, in welcher er fich vor Eins 
tritt der Verſäumnis befand. 





Das Berfahren vor den Gewerbegerichten. 83 39 bis 44. 


8 39. Erſcheinen die Parteien in 
dem Termine, jo hat dag Gewerbegericht 
thunlichſt auf eine gütlihe Erledigung 
des Rechtsſtreites hinzuwirken. Es kann 
den Sühneverſuch in jeder Lage des 
Verfahrens erneuern und hat denſelben 
bei Anweſenheit der Parteien am Schlufſe 
der Verhandlung zu wiederholen. 

Der Inhalt eines vor dem Gerichte 
abgeſchloſſenen Vergleich! it durch Auf- 
nahme in das Protokoll feitzuftellen. 
Die Feſtſtellung ift den harteien vorzu⸗ 


leſen. In dem Protokolle iſt zu be— 
merken, daß die Vorleſung ſtattgefunden 
hat und daß die Genehmigung erfolgt iſt, 


oder welche Einwendungen erhoben ſind. 





8 40. Kommt ein Vergleich nicht zu 
ftande, jo it über den Rechtsſtreit zu 
verhandeln; die Leitung der Berhand- 
lung liegt dem Vorſitzenden ob. Ders 
felbe hat dahin zu wirken, daß die Par- 
teien über alle erheblichen Thatſachen 
fih vollitändig erklären, die Beweis⸗ 
mittel für ihre Behauptungen bezeichnen 
und Die jachdienlichen Anträge ftellen. 
Derſelbe kann jederzeit da perjönliche 
Erſcheinen der Parteien anordnen und 
für den Fall des Nichterfcheinend eine 
Gelditrafe bis zu 100 Markt androben. 
Gegen die Feſtſetzung der Strafe findet 
Beſchwerde nad) den Beitimmungen der 
Civilprozeßordnung jtatt. 

. Wird die Fortfegung der Verbandlung 
in einem weiteren Termine notwendig, 
inZbefondere, weil eine erforderliche Bes 
weißaufnahme nicht jofort bemirkt werden 
fann, jo tit der meitere Termin al3bald 
zu verfünden. Der zur Bemweißaufnahme 
vor dem Gerichte anberaumte Termin iſt 
zugleich zur Fortfegung der Verhandlung 
beftimmt 


8 41. Ericheinen in einem zur Fort: 
ſetzung der Verhandlung beitimmten Ter⸗ 
mine die Parteien oder eine derfelben 
nicht, ſo ift das Urteil unter Berückſich⸗ 
tigung ber bißherigen Berhandlungen, 
in3bejondere einer etwaigen Bemweißauf: 
nahme, zu erlafien. 


Das Bericht Tann jedoch, fofern wegen - 


eines neuen Vorbringeng der erfchienenen 


Partei oder aus einem anderen runde |! 


eine weitere Verhandlung angezeigt, er: 
Icheint, zunächit die Anberaumung eines 





745 


neuen Zerming, ſowie eine etwa erforber: 
liche Beweisaufnahme beichließen. 
Erſcheinen beide ‚ Parteien nicht, To 
kann das Gericht die Sache für ruhend 
erflären. oo. 
Erſcheint in dem neuen Termine eine 
Partei nicht, fo enticheidet das Gericht 
nach freiem Ermeſſen, inwieweit eine be> 
antragte Bemweißaufnahme zu bemirken 
oder ein neues thatjächliches Vorbringen 
der erichienenen Partei für zugeftanden 
zu erachlen und inwieweit eine von der 
Gegenpartei abzugebende Erklärung als 
vermweigert oder ein früheres® Vorbringen 
derielben als zurüdgenommen anzu⸗ 


ſehen ift. 


8 42. Gegen ein auf Grund be 
8 41 ergangenes Urteil fteht der nicht 
erjchienenen Partei der Einipruch_($ 38) 
zu, ſofern fie durch Naturereigniſſe oder 
andere unabmwendbare Zufälle am Er- 
icheinen verhindert war. Died ift ber 
Partei in dem Ürteil zu eröffnen. Die 
Anfegung des neuen Verhandlungster⸗ 
mines erfolgt nur, wenn ein Verhindes 
rungsgrund der bezeichneten Art binnen 
der Einipruchgfrift glaubhaft gemacht it. 

Im übrigen gilt ein auf Grund des 
$ 41 ergangened Urteil nicht als Ber: 
fäumnisurteil. 


8 43. Die Bemeiaufnahme erfolgt 
in der Regel vor dem Gemerbegerichte. 
Sie kann nur in den Fällen der $$ 337, 
340, 347, 399, 441 der Civilprogeßorb- 
nung dem Vorſitzenden ded Gericht? oder 
mittel® Erſuchens einem Amtsgerichte 
übertragen merden. 

Die Bemweisaufnahme iß auch dann 
zu bewirken, wenn die Parteien oder 
eine derſelben in dem für die Beweis— 
aufnahme beſtimmten Termine nicht er: 
ſcheinen. 


8 44. Beſchließt dad Gericht die Ver: 
nehmung von Zeugen oder Sachveritän- 
digen, jo find bielelben, falls fie nicht 
von den Parteien zur Gtelle gebradıt 
find, zu laden. Bon der Ladung der 
Sadverftändigen kann abgefehen werden, 
wenn ſchriftliche Begutachtung angeordnet 


wird. 

Die Beeidigung der Zeugen und Sach— 
verftändigen erfolgt nur, wenn dad Ge— 
richt die Beeidigung zur Herbeiführung 
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einer wahrheitögemäßen Ausſage für not- 
wendig erachtet oder wenn eine Partei 
diefelbe beantragt. Die Beftimmungen, 
nach welchen die Beeidigung in gemiljen 
ällen unzuläffig tft (Givilprozekordnung 
358), bleiben unberührt. 
8 45. Ob Die Leiftung eined zuge 
[hobenen oder zurücgefchobenen Eides 
urch bedingte Urteil oder durch Be- 
weisbeſchluß anzuordnen fei, beſtimmt das 
Gericht nach freiem Ermeſſen. 


8.46. Erſcheint der Schwurpflichtige 
in dem zur Leiſtung eines Eides be⸗ 
ſtimmten Termine nicht, ſo iſt der Eid 
ohne weiteres als verweigert anzuſehen. 
Dem Verfahren iſt Fortgang zu geben. 

Der Schwurpflichtige kann binnen einer 
Notfriſt von drei Tagen nach dem Ter⸗ 
mine ſich zur nachträglichen Leiſtung des 
Eides erbieten. Auf ein inzwiſchen er⸗ 
gangenes Urteil finden, die Beſtimmun⸗ 
- gen des 8 647 der Civilprozeßordnung 
entiprehende Anmendung. Ein ſolches 
Ürteil iſt, wenn der Eid nachträglich ge⸗ 
leiftet wird, infomeit aufzuheben, als es 
auf der Annahme der Eidesvermeigerung 


ruht. 

Erſcheint der Schmurpflichtige auch in 
dem zur nadıträglichen Eidesleiftung bes 
ftimmten Termine nicht, fo findet ein 
nochmalige8 Erbieten zur Eidesleiſtung 
nicht ſtatt. 


8 47. Ueber die Verhandlung vor 
dem Gemerbegerichte iſt ein Protokoll 
aufzunehmen. Dasſelbe it von dem 
Vorſitzenden und dem Gerichtsſchreiber 
zu unterzeichnen. 


8 48. Das Urteil ift in dem Ter—⸗ 
mine, in welchem die Verhandlung ge 
ihloffen wird, zu verkünden. Iſt dies 
nicht ausführbar, fo erfolgt die Verkün⸗ 
dung, m einem fofort anzuberaumenden 
Termine, welcher nicht über drei Tage 
hinaus anberaumt werden foll. 

Die Wirkjamfeit der Verkündung des 
Urteil iſt von der Anmejenheit der Par- 
teien und der Beifiger nicht abhängig. 

8 49. Aus dem Urteile müflen er- 
fichtlich fein: 

1. die Mitglieder des Gerichts, welche 

beider Enticheidung mitgewirkt haben; 











Das Verfahren vor den Gemwerbegerichten. 88 45 bis 53. 


2. die Parteien; 

8. da8 Sad): und Streiwerhältnis im 
gedrängter Daritellung nebit den 
wefentlihen Entſcheidungsgründen; 

4. der Spruch des Geridyt3 in ber 

auptſache und in betreff der Koſten. 

er Betrag ber legteren fol, ſoweit 
er fofort zu ermitteln ift, im Urteil 
feftgejegt merden. 

Das Urteil ift von dem Vorſitzenden 

zu unterzeichnen. 


8 50. Ein über ben Grund des An- 
ſpruches vorab entſcheidendes Zwiſchen⸗ 
urteil iſt in betreff der Rechtsmittel nicht 
als Endurteil anzuſehen. 


8 51. Erfolgt die Verurteilung auf 
Vornahme einer Handlung, fo ift der Bes 
klagte zugleich auf Antrag des Klägers 
für den Tall, daß die Handlung nicht 
binnen einer zu beftinnmenden Friſt vor: 
genommen tft, zur Bahlung einer nad 
dem Ermeſſen des Gerichts feitzufeßenden 
Entſchädigung zu verurteilen. 

In biefem alle ift die Zwangsvoll⸗ 
ftrefung in Gemäßheit der 88 773, 774 
der Civilprozeßordnung ausgeſchloffen. 


8 52. Die Verpflichtung der unter: 
liegenden Partei, die Koften des Rechts— 
ſtreites zu tragen, erftredt fih auf die 
Critattung der dem Gegner durch, die 
Zuziehung eined Prozekbenollmächtigten 
oder Beiltandes entitandenen Auslagen 
nur unter der Vorausſetzung, daß Die 
Zuziehung durch befondere Umitände ges 
rechtfertigt war, und nur in Anfehung 
des Betrages, welchen da3 Gericht für 
unangemeſſen erachtet. 

Auf Antrag kann der obliegenden Partei 
für die ihr durch das Erſcheinen bei dem 
Gerichte entitandenen Verſäumniſſe in 
dem Urteil eine Entihädigung zugebilligt 
werden. 


8 58. Die nicht auf Grund einer 
mündlichen Verhandlung ergehenden Be- 
ſchlüſſe und Verfügungen werden, ſoweit 
nicht ein anderes beſtimmt iſt, von dem 
Vorſitzenden allein erlaſſen. 

Im übrigen ſind für die Befugniſſe 
des Vorſitzenden und der Beiſitzer die 
Vorſchriften über das landgerichtliche 
Verfahren maßgebend. 

In Bezug auf die Beratung und Ab— 
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flimmung finden die Vorfchriften der 
85 194— 200 des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes entiprechende Anmendung. 


8 54. gr dem erften, auf die Klage 
angefeßten Termine kann die Zuziehung 
ber Beiſitzer unterbleiben. 

heint in dem Termine nur eine der 
Parteien, jo erläßt auf Antrag derjelben 
ber Vorſitzende das Verſäumnisurteil. 

Ericheinen beide Parteien, jo hat der 
Vorſitzende einen Sühneverſuch vorzu- 
nehmen. Kommt ein Vergleich it ſtande, 
jo iſt derſelbe in Gemäßheit des $ 39 
Abſ. 2 im Protokolle feſtzuſtellen. Das 
Gleiche gilt, wenn die Klage —— 
nommen oder wenn auf den Klagean⸗ 
ſpruch verzichtet, oder wenn derjelbe an⸗ 
erfannt wird; in dieſen Fällen hat, ſo⸗ 
fern beantragt wird, die Rechtöfolgen 
durch Urteil auszusprechen, der Vorfigende 
das Urteil zu_erlailen. 

‚ Bleibt die Sache in dem Termine ftrei- 

tig, jo bat der Vorfißende die Entichei- 
bung zu erlaffen, wenn biejelbe jofort 
erfolgen kann und beide Parteien fie bes 
antragen. Anderenfall3 iſt ein neuer 
Berhandlungstermin, zu welchem die Bei- 
fißer zuzuztehen find, anzufegen und fo- 
fort zu verlünden. Beugen und Sad) 
verjtändige, deren Vernehmung der Vor: 
ſitzende für erforderlich erachtet, find zu 
diefem Termine zu laden. 


‚8 55. In den vor die Gemwerbe- 
erichte gehörigen Nechtäitreitigteiten fin⸗ 
en die Rechtsmittel ſtatt, welche in den 

zur Zuſtändigkeit der Amtsgerichte ge— 
hörigen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
zuläſſig ſind. Die Berufung iſt jedoch 
nur zuläſſig, wenn der Wert des Gtreit: 
gegenjtandes den Betrag von 100 Mark 
überfteigt. Entiheidungen über die Felt: 
fegungen der Koſten einichließlich der 
emäß 8 52 ergangenen find nicht an⸗ 
echtbar. 
‚AB Berufungs- und Beſchwerdegericht 
iſt das Landgericht, in deſſen Bezirk das 
Gewerbegericht feinen Sizt hat, zuſtändig. 
St für das Rechtsmittel gegen eine 
Entjcheibung des Gewerbegerichts eine 
Notiriit beitimmt, fo beginnt dieſe für 
jede Bartei mit der an fie bemirften Zus 
ftellung und, ſofern auf die Bujtellung 
verzichtet war . 2), mit der 
Verkündung der Enticheidung. Im übris 
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gen richtet fich die Einlegung de Rechts⸗ 
mitteß und dad Verfahren in der Rechts» 
mitteldinitang nach den Vorſchriften der 
Givilprozeßordnung. Die Beltimmung 
im $ 532 Ab. 2 der Civilprogeßordnnung 
über die Einlegung der Beſchwerde in 
den bei einem Amtögerichte anhän igen 
oder anhängig gemweienen Sachen En et 
entiprechende Anwendung. 





8 56. Aus den Emdurteilen der Ges 
mwerbegerichte, welche rechtskräftig oder 
für vorläufig vollftredbar erklärt find 
ſowie aus den Vergleichen, welche na 
Srhebung der Klage vor dem Gewerbes 
gerichte geſchloſſen find, findet die 3wangs⸗ 
vollitredung ftatt. 

Die der Berufung, oder dem Einfprud) 
unterliegenden Urteile jind von Amts⸗ 
megen für vorläufig vollſtreckbar zu er» 
Elären, wenn fie die in Nr. 1 des $ 3 
bezeichneten Gtreitigfeiten betreffen oder 
der Gegenftand der Verurteilung an 
Geld oder Geldeswert die Summe von 
300 Mark nicht überiteigt. 

Die vorläufige Vollſtreckbarkeit iſt nich 
augzufprechen, wenn glaubäaft emacht 
wird, daß die Bollittedung dem Schuld» 
ner einen nicht zu erfeßenden Nachteil 
bringen würde; auch Tann fie von einer 
vorgängigen Gicherheitäleiftung abhängig 
gemadht werden. 

m übrigen finden auf die Bmang3- 
vollitredung, ſowie auf den Arreft und 
die einjtmeiligen Verfügungen die Bor: 
ihriften im aditen Buche der Civil⸗ 
prozeßordnung nmenbund: Die für den 
Beginn der 8wangsvollſtreckung erfor- 
derlichen Zuitellungen (88 671, 672 der 
Givilprozekordnung) find, joweit fie nicht 
bereit3 vorher erfolgt find, auf Antrag 
des Gläubiger dur) das Gewerbes 
gericht zu bemirfen. 





8 57. Yür die Verhandlung, des 
Rechtsſtreites vor den Gemerbegerichten 
wird eine einmalige Gebühr nad) dem 
Werte des Streitgegenftanded erhoben. 

‚ Diefelbe beträgt bei einem Gegenſtande 


im Werte . 
bi3 20 Mark einihl. ME. 1,—, 
von mehr als 20 Mark 
bis 50 Mark einſchl. „ 1,50, 
von mehr als 50 Marf 
bis 100 Markeinſchl. „ 3,—. 
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Die ferneren Wertsklaſſen fteigen um 
je 100 Mark, die Gebühren um je 
3 Marl. Die hödjite Gebühr, beträgt 
30 Mark. Wird der Rechtsſtreit durch 
Berläummißurteil oder durch eine auf 
Grund eines Anerkenntniſſes oder einer 
Zurüdnahme der Klage erlafiene Ent: 
[Beidung erledigt, ohne daß eine fontra- 
iktoriiche Verhandlung vorhergegangen 
war, jo wird eme Gebühr in Höhe der 
Hälte der oben bezeichneten Sätze ers 
oben. 


Wird ein zur Beilegung des Recht» 
ſtreites abgejchloffener Vergleich aufge: 
nommen, jo wird eine Gebühr nicht er- 
hoben, auch wenn eine kontradiktoriſche 

erhandlung vorauzgegangen war. 

Schreibgebühren fommen nicht in An 
fa. Für Denen merden bare 
Auslagen nicht erhoben. Im übrigen 
findet die Erhebung der Auslagen nad) 
Maßgabe des $ 79 des Gerichtskoſten⸗ 

ejeßes ftatt. Der 8 2 desfelben findet 

nwendung. 

Durch da Statut ($ 1 Abf. 2—4) 
farın vorgefchrieben werden, daß Gebüh- 
ven und Auslagen in geringerem Be- 
trage oder gar nicht erhoben werden. 





8 58. Schuldner ber entitandenen 
Gebühren und Außlagen ift derjenige, 
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welchem durch die gerichtliche Enticheis 
dung bie Koften auferlegt find, oder 
welcher diefelben durch eine vor dem Ges 
werbegerichte abgegebene oder dieſem 
mitgeteilte Erklärung übernommen bat, 
und in Ermangelung einer foldhen Ent: 
Iheidumg oder Webernahme derjenige, 


folgt nad) 
Semeindeabgaben geltenden 





59. Die Koften der Rechtsmittel 
und der Zwangsvollſtreckung bejtimmen 
ſich nad den für die ordentlichen Ge- 
richte „maßgebenden Borichriften. Das 
Geſuch um Feſtſetzung der Koften zweiter 

nitanz ift bei dem Landgerichte anzu- 
ringen. 

Die Gebührenordnung für Zeugen 
und Sadjverftändige findet in dem Ver⸗ 
fahren vor den Gemerbegerichten An⸗ 
wendung. 


8 60. Die ordentlichen Gerichte haben 
den Gemerbegerichten nad) Maßgabe der 
Beltimmungen des Gerichtverfaflungs- 
geſetzes Rechtöhilfe zu leiſten. 





Dritter Abſchnitt. 
Thätigleit des Gewerbegericts als Einigungsamt. 


8 61. Das Gewerbegericht kann in 
pallen von Streitigkeiten, welche zwiſchen 

rbeitgebern und Arbeitern über die 
Bedingungen der Fortſetzung oder Wieder⸗ 
aufnahme des Arbeitsverhältniſſes ent- 
ſtehen, als Einigungsamt angerufen 
werden. 


62. Der Anrufung iſt Folge zu 
geben, wenn ſie von den beiden Teilen 
erfolgt und die beteiligten Arbeiter und 
Arbeitgeber — letztere ſofern ihre Zahl 
mehr als drei beträgt — Vertreter be- 
ftellen, meldhe mit der Verhandlung vor 
dem Einigungsamt beauftragt werden. 

AB Vertreter können nur Beteiligte 
beitellt werden, welche das fünfundzwan⸗ 
zigſte Lebensjahr vollendet haben, ſich im 





Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte be⸗ 
finden und nicht durch gerichtliche An⸗ 
ordnung in der Verfügung über ihr 
Vermögen beſchränkt find. 

Soweit Arbeiter in dieſem Alter nicht, 
oder nicht in genügender Anzahl vor 
handen jind, können jüngere Vertreter 
zugelaſſen werden. , 

Die Zahl der Vertreter jeden Teiles 
ſoll in der Regel nicht mehr als drei be» 
tragen. Das Sinigungamt fann eine 
größere Zahl von Vertretern zulaffen. 

Ob die Vertreter für genügend legiti 
miert zu erachten ſind, entſcheidet das 
Einigungsamt nach freiem Ermeſſen. 


58 63. Das Gewerbegericht, welches 
al3 Einigungsamt thätig wird, ſoll neben 
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dem Borfitenden mit vier Beiſitzern, Ar⸗ 
beitgeber und Arbeiter in gleicher Bahl, 
bejeßt fein. Pie Buziehung der Beiſitzer 
erfolgt, ſofern durch das Statut nicht 
ander? beitimmt iſt, durch den Bor: 
fißenden. 


Das Einigungdamt kann fi) durd). 


gu iehung von Bertrauendmännern ber 
rbeitgeber und Arbeiter in gleicher Zahl 
ergänzen. Died muß geichehen, wenn es 
von den Vertretern beider Teile unter 
Bezeichnung ber zuzuzichenden Bertraus 
ensmänner beantragt wird. 

Die Beifiter und DVertrauendmänner 
dürfen nicht zu den Beteiligten gehören. 
Befinden ſich unter den Betfigern unbe- 
teiligte Arbeitgeber und Arbeiter nicht in 
genügender Bahl, fo werden die fehlen: 
den durch Bertrauengmänner erſetzt, 
welche von den Vertretern der Arbeit: 
geber beziehung3meife der Arbeiter zu 
wählen find. 


8 64. Das Einigungsamt hat durd) 
Bernehmung der Vertreter beider Teile 
die GStreitpunfte und die für die Beur: 
teilung derjelben in Betracht fommenden 
Berhältniffe feſtzuſtellen. Es ift befugt, 
zur Aufflärung der letteren Auskunfts⸗ 
perjonen vorzuladen, und zu vernehmen. 

Jedem Beifiger und Vertrauensmann 
jteht das Recht zu, durch den Borligenben 
Tragen an die Vertreter und Auskunfts⸗ 
perfonen zu richten. 





8 65. Nad) erfolgter Klarftellung der 


Berhältniffe ift in gemeinfamer Verhand⸗ 
lung jedem Xeile Gelegenheit zu geben, 
fi über das Vorbringen de anderen 
Teiles, ſowie über die vorliegenden Aus: 
jagen der Auskunftsperſonen zu äußern. 
Demnächſt findet ein Einigungsverſuch 
zwiſchen den ftreitenden Teilen itatt. 





8 66. Kommt eine Vereinbarung zu 
ftande, fo ift ber Inhalt derjelben durch 
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eine von fämtlihen Mitgliedern des 
Cinigungdamt3 und von den Vertretern 
beider Teile zu unterzeichnende Belannts 
machung zu veröffentlichen. 





8 67. Kommt eine Dereinbarung 
nicht zu Stande, jo hat das Einigung?- 
amt einen Schiedsſpruch abzugeben, wel: 
her fih auf alle zwiſchen den Parteien 
ftreitigen Tragen zu eritreden bat. 

Die Beihlusfaffung über den Sciedd- - 

ſpruch erfolgt mit einfacher Stimmen 
mehrheit. Stehen bei der Beſchlußfaſſung 
über den Schiedsſpruch die Stimmen 
fämtlicher für die Arbeitgeber zugezoge- 
nen Beifiter und Vertrauensmänner 
denjenigen fämtlicher für die Arbeiter zus 

ezogenen gegenüber, jo kann der Bor: 
Mbende fich feiner Stimme enthalten und 
feftitellen, daß ein Schiedsſpruch nicht 
zu Stande gefommen iſt. 


8 68. it ein Schiedsſpruch zu ftande 
gelommen, jo iſt derjelbe den Vertretern 
eider Zeile mit der Aufforderung zu er 
öffnen, ſich birmen einer zu beſtimmenden 
it darüber zu erklären, ob fie ſich dem 
chiedsſpruche unterwerfen. Die Nicht 
abgabe der Erblärung binnen der be 
timmten Friſt gilt als Ablehnung der 
ntermerfung. 

Nach Ablauf der Friſt hat das Eini- 
gungsamt eine von fämtlichen Atitglie 
dern derfelben unterzeichnete öffentliche 
Belanntmachung zu erlafjen, welche den 
abgegebenen Schiedgiprudy und die dars 
au abgegebenen Erklärungen der PBar- 
teien enthält. 

8 69. it weder eine Vereinbarung 
(8 66) noch ein Schiedsſpruch zu ftande 

elommen, ſo sit dies von dem Vor— 
enden de3 Emigungsamtes öffentlich 
befannt zu geben. 





Vierter Abſchnitt. 
Gutachten und Anträge der Gewerbegerichte. 


8 70. Das Gemerbegericht iſt ver 
pflchtet, auf Anfuchen von Staatsbehör⸗ 
en oder des Vorſtandes des Kommunal⸗ 


verbandes, für welchen dasfelbe errichtet 
it, Outachten über gewerbliche Fragen 
abzugeben. Bur Vorbereitung der dit 
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abe berartiger Gutachten fünnen Aus—⸗ 

hüffe aus der Mitte bed Gemerbege 
richts gebildet werden. 

um a e Ausſchüſſe mätfe, Iofern es ich 

en handelt, welche die Inter⸗ 

offen b er , Teile berühren, zu gleichen 

Zeilen aus Arbeitgebern und Arbeitern 
zufammengejegt fein. 
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In gleicher Weiſe iſt das Gewerbege⸗ 
richt berechtigt, in gewerblichen Fragen, 
welche die ſeiner Gerichtsbarkeit unter⸗ 
ſtehenden Betriebe berühren, Anträge an 
Behörden und an Vertretungen von 
Kommunalverbänden zu richten. 

Das Nähere beitimmt dag Statut. 





Sünfter Abſchnitt. 
Verfahren vor dem Gemeindevorfteher, 


a ein zuitändige® Gewerbes 
h: ie ni vorhanden, o Tann bei 
—— der in Nr. 1 und 8 des 
hof 3 bezeichneten Art jede Partei die vor⸗ 
äufige Enticheidung durch den Vorſteher 
der Gemeinde (Bürgermeilter, Schult: 
eh, Ortsvorſteher ꝛc. nachfuchen Bu: 
änbig it der Borfteher der Gemeinde, 
in deren Bezirk die ftreitige Verpflichtung 
F dem Arbeitsverhaͤltniſſe zu er 
en 
Sa Barteien iſt Gelegenheit zu geben, 
ihre Ausführungen und Beweismittel in 
einem Termine vorzubringen. Cine Ber 
mweißaufnahme durch Eriuchen anderer 
Behörden findet nicht ſtatt; Vereidigun⸗ 
gen find nicht zuläffig. 

Kommt ein enger zu ſtande, fo it 
ein Brotofoll darüber aufzunehmen und 
von den Parteien und dem Gemeinde 

vorfteher zu unterjchreiben. 


8 72. Die Entjheidung des Ge 
he geht in Sch iſt —— abzufaſſen; 
ſie geht in Rechtskraft über, wenn nicht 
binnen einer Notfriſt von zehn Tagen 
von einer der Parteien Klage bei dem 
ordentlichen Gerichte erhoben wird. Die 
Friſt beginnt mit der Verkündung, gegen 
eine bei der Verkündung nicht anweſende 
Partei mit der Behändigung der Ent⸗ 


ſcheidung. 

cheidungen des Gemeindevor⸗ 
ftehers find von Amts wegen für vor» 
läufig vollitredbar zu erklären. 

Die vorläufige Sollitredtbarteit ift nicht 
außzufprechen, wenn gie aubhaft gemacht 
wird, daß die Vollſtreckung dem Schuld» 
ner einen nicht zu erſetzenden Nachleil 
bringen würde; aud) fann fie von einer 
vorgängigen Sicherheitsleiftung abhängig 
gemacht merben. 





rechtzeitig Klage erhoben, ſo finder 
ei 647 der G Givifprogekorbrung ent: 
iprechende Anwendung. 


878. Die vor dem Gemeindevor- 
fteher geſchloſſenen —ã ſowie die 
rechtskräftigen oder vollitr eetbaren Ent» 


heidungen desſelben find, fofern Die 
artei es beantragt, auf Erfuchen des 
emeinbevorftehers durch die Ortspolizei⸗ 


behörde nach den Vorichriften über dad 
freden. Cm ummeitteltarer zu voll 
unmittelbarer Zwang zur 
* me einer Handlung iſt nur im 
Valle des 8 180 der Gemerbeorbnung 
zuläffig. Wo ein ——— —— 
erfahren nicht befteht, 
jtimmungen über bie Srangbeftung 
in bürgerlihen Rechtsſtreitigkeiten Ans 
wendung. 


8 74. Der Gemeindevorfteher kann 
die Wahrnehmung der ihm nad den 
88 71 bis 73 obliegenden Gefchäfte mit 
Genehmigung der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde einem Gte r übertragen. 
Derielbe muß aus der Mitte der Ge 
meindeverwaltung oder, Gemeindever⸗ 
tretung auf mindeſtens ein Jahr berufen 
werden. Die Berufung ift öffentlich be⸗ 
kannt zu machen. 


8 75. Durd) Anordnung der Landes» 
Bentralbehörde fann an Stelle des Ge 
——— ein zur —— von 








Sühneverhandlungen über erige Rechts⸗ 
angelegenheiten ſtaatlich beſtelltes Organ 
mit Wahrnehmung der in ben 88 71 big 
73 aufgeführten Geſchäfte beauftragt 
werden. Die Anordnung ift öffentlich 
befannt zu machen. 





Das Verfahren vor den Gewerbegerichten. 88 76 bis 80. 
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Sechſter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 


8 76. Die Beſtimmungen dieſes Ge⸗ 
ſetzes finden keine Anwendung auf Ge⸗ 
hilfen und Lehrlinge in Apotheken und 
Handelsgeſchäften, ſowie auf Arbeiter, 
welche in den unter der Militär⸗ oder 
Marineverwaltung ſtehenden Betriebs⸗ 
anlagen beſchäftigt ſind. 


8 77. Auf Streitigkeiten der in Berg⸗ 
werfen, Salinen, Aufbereitungsanitalten 
und unterirdijch betriebenen Brüchen und 
Gruben beichäftigten Arbeiter mit ihren 
Arbeitgebern finden die Beltimmungen 
dieſes Geſetzes mit der Maßgabe An- 
wendung, daß die Errichtung von Ge 
werbegerichten, deren Buftändigfeit auf 
bie vorbezeichneten Betriebe beichränft 
wird, unabhängig von den Voraus—⸗ 
Negungen de3 8 1 Abfaß 5 duch Ans 
ordnung der Qandes-Zentralbehörde er: 
folgen Tann. 

ür die auf Grund der letzteren Be 
ſtimmung errichteten Gemwerbegerichte gels 
ten nachitehende befondere Vorſchriften: 

1. Die Beitimmung des legten Satzes 

im Abſatz 2 des 8 6 findet feine 


nmwendung. 

2. Durch) die Suftänbi feit eines folchen 
Gericht? wird die Suftänbigfeit ans 
derer innerhalb ſeines Bezirks be 
ftehender oder jpäter errichteter Ges 
mwerbegerichte ausgeſchloſien. 

3. Die Koften der Gemwerbegerichte wer⸗ 
den, fomeit fie in deren Einnahmen 
nicht Dedung finden, vom Staate 
getragen. 

4. Der Borfigende und deſſen Stell» 
vertreter werden won der Landes: 
Bentralbehörde ernannt. Zur Be: 
wirtung der Zuſtellungen können 
an Stelle der GerichtSvollzieher oder 
Gemeindebeamten (8 23 Abi. 2) an» 
dere Beamte verwendet merden. 

5. Iwiemen den Arbeitgebern im 

inne der 88 11 bis 13 die mit der 
Reitung eines Betriebe oder eines 
beftimmten Zweiges desſelben be- 
trauten Stellvertreter der ſelbſtändi— 
gen Gewerbetreibenden gleichitchen, 
wird durch Anordnung der Landes» 
Bentralbehörde beitimmt. 








6. Die Beitimmung des $ 68 Abſatz 3 
findet, ſoweit fie ſich auf Beifiter 
bezieht, feine Anmendung. 


8 78. Der 8 120a der GO. wird 
aufgehoben. 

Someit auf benfelben zur Bezeichnung 
der im Abſatz 1 daſelbſt erwähnten Streis 
tigfeiten in anderen Gejegegitellen Bezug 

enommen wird, tritt der $ 3 Abſatz 
ieſes Geſetzes an feine Stelle. 

Someit nad) den getebthen Vorſchrif⸗ 
ten über die Krankenverſicherung der Ar- 
beiter die Entjcheidung von Gtreitigfeiten 
über die Berechnung und Anrechnung 
von Berficherungsbeiträgen in Gemäß» 
heit der Beitimmungen des $ 120a ber 
GO. zu erfolgen hatte, finden die Vor⸗ 
\chriften des gegenwärtigen Geſetzes über 

a3 Verfahren vor dem Gemeindevor- 
fteher auch dann Anwendung, wenn es 
ih um Berjicherunggbeiträge anderer, 
als der im 82 bezeichneten Arbeiter han⸗ 
delt. Die Zuftändigfeit de3 Gemeinde— 
vorſtehers wird in diefem Falle nicht da- 
durch audgeichloffen, daß ein Gewerbe: 
gericht für die Gemeinde errichtet ift. 


8 79. Die Zuſtändigkeit der Innun⸗ 
gen ge Entjcheidung von Streitigkeiten - 
zwiſchen Arbeitgebern und ihren Lehrlin> 
en (GO. 8 97 Nr. 4, 8 1006 Nr. 1), 
Foivie die Zuſtändigkeit ber Inming ⸗ 
iedeger hu (GO. 8974 Nr.6, 81001 

bf. 2) erleiden durch dieſes Geſetz keine 
Einihränfung. 

Durch die Zuftändigkeit einer Inmun 
oder eined Innungsſchiedsgerichts mir 
die Ren eines für den Bezirk 
der Innung beitehenden oder ſpäter er- 
richteten Gewerbegerichts ausgeſchloſſen. 

Segen die Entſcheidungen der In—⸗ 
nungen und der Innungsſchiedsgerichte 
lteht binnen zehn Tagen die Berufung 
auf den Rechtsweg durch Erhebung der 
Klage bei dem ordentlichen Gerichte offen. 


‚8 80. Die nad 814 Nr. 4 des Ge⸗ 
richtöverfaffungsgefeßes zugelaflenen, auf 
Grund der Landesgeſetze zur Entfcheidung 
gewerblicher Streitigkeiten berufenen Ge— 
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merbegerichte werden mit dem 1. April 
1892 aufgehoben, fjofem "nicht bis zu 
dieſem —— ihre Zuſammenſetzung 
den Beſtimmungen des 812 Abſatz 1 
und 2, entſpricht. Auf die Vertretung der 
arteien vor den bezeichneten Gerichten 
nden die Beſtimmungen des 8 29 An⸗ 
wendung. 

Sofern dieſe Gerichte den dorbegeich 
neten Erforderniffen entiprechen, erleidet 
ihre Quftändigfent bu dieſes Geſetz 
keine Einſchränkung. 


8l. Die auf Grund des 8 1204 
Abſatz 3 der CD. errichteten Schiedsge⸗ 
richte, gelten als Gemerbegerichte im Sinne 
dieſes Geſetzes. 

Die mit Rückſicht auf die Vorſchriften 
desſelben über die Zuſammenſetzung der 
Gemwerbegerichte und das Verfahren er- 
forderlihen Aenderungen ber geltenden 
Ortsſtatuten find ohne Verzug vorzuneh: 
nehmen. ft eine erforderliche Aenderung 
binnen zwei Monaten nad) dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes nicht erfolgt, fo ift 
fe durch die Landes-Bentralbehörbe zu 
verfügen. 

Nachdem die erforderlichen Nenderungen 
getroffen find, finden die Vorſchriften 

ieſes Geſetzes auch auf die vorher an⸗ 
hängig gewordenen Streitigkeiten An⸗ 
wendung. 





‚8 82. Gtreitigfeiten, welche, bevor 
ein für diefelben zuftändige® Gewerbe 


Das Berfahren vor den Gewerbegerichten. 88 81 bis 84. 


gericht beftand, anhängig geworden find, 
werden von den bis dahin zuftändig ge 
weſenen Behörden erledigt. 


8 83. Die Zentralbehörden der Bun- 
desitaaten beitimmen, welche Verbände 
al3 weitere Kommumnalverbände im Sinne 
dieſes Geſetzes anzufehen, von melden 
Organen der Gemeinden und weiteren 
Kommunalverbände die Statuten über 
die Errihtung von Gemerbegerichten zu 
befchließen, und von welchen Staats⸗ oder 
Gemeindeorganen die übrigen in biejem 
Gefege den Staats⸗ oder Gemeindebe- 
börden, ſowie den Vertretungen ber Ge 
meinden und weiteren Kommunalver⸗ 
bände zugemwiejenen Verrichtungen wahr: 
zunehmen find. 

Mit den von ber höheren Verwaltungs⸗ 
behörde wahrzunehmenden Gefchäften koͤn⸗ 
nen jedoch) nur dieienigen höheren Ber 
maltung®behörden betraut werden, welche 
nad) Landesrecht die Aufficht oder Ober⸗ 
aufficht in Gemeinbeangelegenheiten wahr- 
junehmen haben; auf die in Gemäßheit 

e3 8 77 errichteten Gemerbegerichte findet 
diefe Beitimmung feine Anwendung. 


S 84. Diejenigen Vorſchriften dieſes 
Geſetzes, welche ſich auf die Herftellung 
ber zur Durchführung bedfelben erfor 
derlichen Einrichtungen beziehen, treten 
mit dem Tage der Verkündigung dieſes 
Geſetzes, die übrigen Bejtimmungen des⸗ 
felben am 1. Aprıl 1891 in Kraft. 








Geſetz, 
betreffend die Königlichen Gewerbegerichte in der Rheinprovinz. 


Vom 11. Juli 1891 (Bef.-S. ©. 311). 


8 1. Auf bie Andi 
menfjegung und &hätigleit der Könige 
lichen Gemwerbegerichte in der Rheinpro⸗ 
vinz und auf das Verfahren vor denjel« 
ben finden, fomeit im nachftehenden nicht 
bejondere Beltimmungen getroffen, find, 
die BVorfchriften des eriten bis vierten 
Abſchnitts des Reichsgeſetzes, betr. die 
Semwerbegerihte, vom 29. Kuli 1890 
Reichs⸗Geſ.⸗Bl. ©. 141) Anwendung. 

Die in diefen Vorfchriften dem Statut 
vorbehaltenen Anordnungen werden Durch 
Regulativ ($ 13) getroffen. 


8 2. Der Vorfigende und deſſen 
Stellvertreter werden von dem Regie 
rungspräfidenten ernannt. Diefelben dürs 
fen weder Arbeitgeber noch Arbeiter fein. 








5 3. Sauägemerbeireibenbe find als 
Arbeiter wählbar und wahlberechtigt. 
Durch daB Negulativ können Hausge— 
werbetreibende, welche mehrere Hilföfräfte 
beihäftigen, den Arbeitgebern gleichgeitellt 
werden. 


‚8 4. Beichwerden gegen die Rechts⸗ 
gilfigteit der Wahlen werden durch den 
ezirksausſchuß entichteden. Derjelbe hat 
Wahlen, welche gegen da Geſetz oder 
Die auf Grund des Geſetzes erlaffenen 
Rechtabuch. U. 





uftändigfeit, Bufam- 


Zbahlooricheiften verftoßen, für ungiltig 


zu erflären. 


5. Sind Wahlen mit zu ftande 
gelommen oder wiederholt für ungültig 
erklärt, jo werden die Beiſitzer zu gleis 
chen Teilen aus der Zahl der Arbeitgeber 
und der Arbeiter von dem Regierung3- 
präfidenten ernannt. 


‚86. Ueber die Gründe, aus welchen 
die Uebernahme des Beiſitzeramts abge- 
lehnt wird, entjcheidet der Bezirksausſchuß. 

Ob und in welcher Höhe den Mitglies 
dern des Gemwerbegerichtd für ihre Zeil: 
nahme an den Sigungen eine Vergütung 
für Reiſekoſten und eine Entihädigun 
für Beitverfäumnig zu gewähren ift, wir 
durch das Regulativ beitinmt. 


8 7. Die Enthebung eine Mitgliedes 
des Gemwerbegericht3 von jeinem Amte 
erfolgt durch den Bezirksausſchuß. 

Die Klage auf Entjegung vom Amte 
wird auf Antrag des Regierungspräſi⸗ 
denten erhoben. 


8 8. Der DBorfteher der Gericht 
fchreiberei wird mit abfoluter Stimmen, 
mehrheit von dem &emwerbegerichte ges 
wählt; feine Entlafjung kann nur auf 
rund eine von dem Gemwerbegerichte 
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mit der Mehrheit von zmei Britteilen 

gelaiten Bel Beichluffes erfolgen. Wahl und 
tlaffung bedürfen der Beitätigung des 

Negierungsprälidenten. 


8 9. ‚Bei jedem Gemerbegerichte 
werden eme oder mehrere Vergleichs⸗ 
kammern gebildet. Diejelben verhandeln 
in der Belebung von zwei Mitgliedern, 
von welchen daB eine ein Arbeitgeber, 
da8 andere ein Arbeiter fein muß. 


8 10. Der 8 54 des Reichsgeſetzes 
(8 1) findet feine Anmenbung. 

Einer jeden Klage muß der Verſuch 
einer gütlichen imgune por der Ber 
eleihet ranet vorangehen. 

‚gu diejem Sroede önnen fi die Par 
teien an den ordentlichen Verſammlungs⸗ 

agen der Vergleichskammer ohne Termm- 

beitimmung und Ladung einfinden. Ans 
derenfall3 hat der Kläger die Ladung 
des Beklagten vor die Vergleichskammer 
des zuftändigen Gewerbegerichts zu be⸗ 








agen 

Gricheinen beide Parteien, jo hat die 
Vergleichskammer auf eine gütlihe Er⸗ 
ledigung des ie hinzuwirken. 

Kommt ein V ergleich zu ftande, fo tft 
der ybalt desſelben zu Protokoll feſt⸗ 
zuſtellen. Die Se den it den Pars 
teten vorzulefen den Protofolle iſt 
zu bemerken, daß die Vorlefung ftatt- 
gefunden hat und dab die Genehmigung 
erfolgt ift, oder weldye Einwendungen 
erhoben fi 

Ericheint der Aläger nicht, fo Ei fein 
Antrag als zurückgenommen. ſcheint 
der Beklagte nicht, oder kommt ein Ders 
glei nicht zu Stande, fo gilt der Antrag, 
die Klage an das Gemwerbenericht zu vers 
weiſen, als Erhebung der Klage. 

Auf_die vor den Vergleichskammern 
geiälofenen Vergleiche findet 8 56 des 

eichögefeßes ($ 1) Anwendung. 





; 1. Die Koften, melde durd die 
Beſchaffung der nötigen Geſchäftsräume 
für daß Er Re oder für einzelne 
Abteilungen desfelben (Kammern), oder 
die Bergleichöfammern ($ 10) und durch 
die Simichtung, Reinigung, Heizung und 
Beleuchtung dieſer Räumlichkeiten ent» 
ftehen, haben die Gemeinden aufzubrins 





Die Königlichen Gewerbegerichte in der Niheinprovinz. 88 9 bis 15. 


ber in meiden | die bezeichneten Organe 
ihren 
Die jonftigen Unterhaltungstoften find, 
fomeit fie nicht in den Einnahmen des 
Gericht? ihre Dedung finden, durch Zur 
Ihläge zur Gemerbefteuer von denjenigen 
Gewerbetreibenden des Bezirtd aufzus 
bringen, welche wahlberechtigt am —F 
Gemerbefieuer ve deran aeg Nind. Die Um⸗ 
lage dieſer Ko folgt m Lac) näherer 
Beltimmung 1 Hegu ativ3 durch dag 
Öeverbegericht, Der Beſchluß ded Ges 
werbegericht8 bedarf der Genehmigung 
des arme 

u bielem ben u Strafen, weiche 
n ejem Geſetze zur Hebung gelangen, 
bilden Einnah men bes & ts. 

Diejenige liche — welche die 
Kaſſengeſchäfte des Gewerb egenche zu 
übernehmen bat, wird durch das Regu⸗ 
lativ beſtimmt. 


812. Die Deltimmungen dieſes Ges 
ſetzes finden feine Anwendung auf Ge 
dir und Lehrlinge in Apothefen und 

andelögejhäften, ſowie auf Arbeiter, 
mweldje in den unter der Militär- oder 
Marineverwaltung ftehenden Betriebs⸗ 
anlagen beichäftigt find. 


8 18. Die_Regulative, ſowie die 
fonftigen zur Durchführung dieſes Ge⸗ 
ſetzes erforderlichen Beitimmungen erben 
von dem Minifter für Handel und 
mwerbe im Einvernehmen mit dem Suftize 
minifter erlaffen. 











814. Die Berordnung vom 7. Auguft 
1846 (Geſ.⸗Samml. ©. 403), die in der» 
jelben bezeichneten Geſetze und Dekrete 
und die auf Grund berjelben erlaſſenen 
Regulative, ſowie der 8 10 des Aus⸗ 
führungsgeſetzes ur beutichen Civil⸗ 
prozeßbordnung vom 24. März 1879 (Geſ.⸗ 
Samml. ©. 281) werben aufgehoben. 


8 15. Dieſes ieh tritt mit dem 
1. April 1892 in Ar 

Der Mintiter für Handel und Ge⸗ 
werbe ift ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Juftizmmilter die zur Durch⸗ 
führung des Geſetzes erforderlichen Eins 
richtungen und Anordnungen bereit? vor 
diefem Beitpunfte zu treffen. 








VI. 
Grundbuchordnung. 


Vom 24. März 1897. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 


König von Preußen ꝛc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrats und des Reichsſtags, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 


Allgemeine 


Srundbudämter und Grundbücher. 


8 1. Die Grundbücher werden von 
ben Grundbuchämtern geführt. 

Die Einrichtung der Bücher beftimmt 
fi) nach den Anordnungen der Landes» 
juftizvermwaltung, ſoweit jie nicht in dieſem 
Geſetze geregelt ift. 





Einrichtung der Grundbücher nad) Be- 
zirten und Bezeichnung der Brundjtüde, 


2. Die Grundbücer find für Bes 
zirke einzurichten. 


Die Bezeichnung der Grundſtücke er | 
Büde 


folgt in den m nad einem amt« 
lichen Verzeichnis, in welchem die Grund» 
jtüde unter" Nummer oder Buchſtaben 
aufgeführt find. Die Einrichtung des 
Verzeichniſſes wird durch landeherrliche 
Verordnung bejtimmt. 





Grundbuchblatt. 


8 8. Jedes Grundſtück erhält im 
Grundbuch eine beiondere Stelle (Grund: 
buchblatt). Das Grundbucdhblatt iſt für 


Vorſchriften. 


das Grundſtück als das Grundbuch im 
— des Bürgerlichen Geſetzbuchs an⸗ 
zuſehen. 


4. Ueber mehrere Grundſtücke des⸗ 
ſelben Eigentümers, die im Bezirke des⸗ 
jelben Grundbuchamts belegen find, kann 
ein gemeinjchaftliche® Grundbuchblatt ges 
führt werden, folange hiervon Verwirrung 
nicht zu bejorgen ilt. 








Zuſchreibung oder Bereinigung bon 
Grundftüden. 


85. Ein Grundftüd ſoll nur dann 
einem anderen Grundftück als Beſtand⸗ 
teil zugeſchrieben oder mit ihm Deren, 
werden, wenn hiervon Verwirrung nicht 
zu bejorgen tft. 


Belaftung eines Grundjtüdtells. 


8 6. Soll ein Grunditüdgteil mit 
einem Rechte belaftet werden, fo iſt er 
von dem Grundftück abzufchreiben und 
als felbitändige® Grundftüd einzutragen. 
Sit das Recht eine Dienjtbarkeit oder eine 
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Reallaft, jo kann die Abichreibung unter 
bleiben, wenn hiervon Verwirrung nicht 
zu beforgen iſt. 


Grundbuchblatt für ein Erbbnuredt. 


8 7. Iſt auf dem Blatte eines Grund- 
ſtücks ein Erbbaurect eingetragen, jo ifl 
auf Antrag für diefed Recht ein bejon- 
dere Grundbuchblatt anzulegen. Die 
Anlegun erfolgt von Amtswegen, wenn 
das ect veräußert oder belaftet wer⸗ 
den joll. 

Die Anlenung wird auf dem Blatte 
des Grundſtücks vermerkt. 





VBermert von Rechten des jeweiligen 
Eigentümers eines Grundftücks. 


8 8. Rechte, die dem jeweiligen Eigen 
tũmer. eines Grundſtücks zuftehen, find 
auf Antrag auch auf dem Blatte dieſes 
Grundſtücks zu vermerken. Antrags: 
berechtigt iſt der Eigentümer des Grund: 
ſtücks ſowie Jeder, deſſen gulfimmung 
nah) 8 876 ag 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs zur Aufhebung des Rechtes 
erforderlich ih 


er Vermerk ift von Amtömegen zu - 


berichtigen, wenn das Recht geändert oder 
aufgehoben mird. 


— — — 


Aufbewahrung von Urkunden. 


8 9. Urkunden, auf die eine Eins 
tragung fi) gründet oder Bezug nimmt, 
find von dem Grundbuchant aufzubes 
wahren. Die Herausgabe einer folchen 
Urkunde darf nur erfolgen, wenn ftatt 
der Urkunde eine beglaubigte Abjchrift 
aufbewahrt wird. 

Iſt über das einer Eintragungsbe⸗ 
willigung zu Grunde liegende Rechts⸗ 
eihäft eine Urkunde errichtet, jo fünnen 
ie Beteiligten die Urkunde oder eine be- 


Grundbuchordnung. 88 7 bis 18. 


glaubigte Abfchrift dem Grundbuchamte 
zur Aufbewahrung übergeben. 





Eintragung durch einen von der Mit» 
wirtung ausgeihloffenen Grundbuch⸗ 
beamten. 


8 10. Eine Eintragung in dad Grund: 
buch tft nicht auß dem Grunde umwirk⸗ 
fam, meil ein Grumdbuchbeamter fie bes 
wirkt hat, der von der Mitwirkung bei 
der Eintragung fraft Gefeges oder infolge 
einer Ablehnung ausgeſchloſſen ift. 





Ginfiht des Grundbuchs. Grieilung 
bon Abichriften. 


8 11. Die Einſicht des Grumdbuches 
it jedem geitattet, der ein berechtigtes 
‚nterefie darlegt. Das Gleiche gilt von 

rEunden, auf die im Grundbuche zur 
Ergänzung einer Eintragung Bezug ge: 
nommen tit, ſowie von den noch nicht 
erledigten Eintragungsanträgen-. 

Someit die Einfiht des Grundbuchs, 
der im Abf. 1 bezeichneten Urkunden und 
der noch nicht erledigten Cintrogunge 
anträge geitattet ift, kann eine Abſchrift 
gefordert werden; die Abjchrift ıft auf 

erlangen zu bealaubigen. 





Snftung Des Staates für Pflichtver- 
legungen der Grundbuchbeamten. 


8 12. Verletzt ein Grundbuchbeamter 
vorjäglidy oder fahrlällig die ihm ob» 
liegende Amtspflicht, jo trifft den Betei⸗ 
ligten gegenüber die im $ 839 des Bürger: 
lihen Geſetzbuchs beitimmte Verantwort⸗ 
lichfeit an Stelle de Beamten den Staat 
oder die Körperichaft, in deren Dienfte 
der Beamte ſteht. Das Recht des Staates 
oder der Körperichaft, von dem Beamten 
Erſatz zu verlangen, bleibt unberührt. 





Aweiter Abſchnitt. 
Eintragungen in dad Grundbuch. 


Antrag und Antragsredt. 


8 13. Cine Eintragung joll, jo 
weit nicht das Gejeg ein Andere? 
vorschreibt, nur auf Antrag erfol— 


gen. Der Zeitpunkt, in weldem 
ein Antrag bei dem Grundbud- 
amt eingeht, foll auf dem Antrage 
genau vermerkt werden. 


Grundbudyordnung. $8 14 bis 22, 


Antragsberechtigt ift jeder, deifen Recht 
von der Eintragung betroffen wird oder 
zu deflen Gunften die Eintragung er 
folgen fol. 


Antragsrecht, insbefondere bezüglich Der 
Gintragung eines Berechtigten. 


8 14. Die Berichtigung des Grund» 
buchs durch Eintragung eines Berech—⸗ 
tigten darf auch von demjenigen beantragt 
werden, welcher auf Grund eined gegen 
den Berechtigten vollſtreckbaren Titels eine 
Eintragung in das Grundbuch verlangen 
kann, jofern die Zuläſſigkeit diefer Eın- 
tragung von der vorgängigen Berich⸗ 
tigung des Grundbuchs abhängt. 





Antragsreht der Notare. 


8 15. it die zu einer Eintragung 
erforderliche Erflärung von einem Notar 
beurfundet oder beglaubigt, fo gilt diefer 
als ermächtigt, im Namen eines Antrags» 
berechtigten die Eintragung zu beantragen. 





Anträge unter Borbehalt. 


8 16. Einem Eintragungsantrage, 
deſſen Erledigung an einen Vorbehalt 
gefnüpft wird, joll nicht ftattgegeben 
werden. 

Werden mehrere Eintragungen bean- 
tragt, jo Tann von dem AUntragiteller be: 
ftimmt werden, daß die eine Eintragung 
nicht ohne die andere erfolgen foll. 





Behaudlung mehrerer Anträge. 


8 17. Werden mehrere Eintragungen 
beantragt, durch die dasfelbe Recht be: 
troffen wird, jo darf die ſpäter beantragte 
Eintragung nicht vor der Erledigung des 
früher geftellten Antrages erfolgen. 





Behandlung ungeredhtfertigter Anträge. 


8 18. Steht einer beantragten Ein: 
tragung ein Hindernis entgegen, fo hat 
dad Grundbuchamt entweder den Antrag 
unter Angabe der Gründe zurüczumeifen 
oder dem Antragiteller eine angemeſſene 
Friſt zur Hebung des Hindernifies zu 


beitimmen. Sm letteren alle ift der 
Antrag nad) dem Ablaufe der Frift zurüd» 
uweiſen, wenn nicht inzwiſchen die Hes 
ung, des Hinderniſſes nachgewieſen if. 
‚ Wird vor der Erledigung des Antrags 
eine andere Eintragung beantragt, durch 
die dasſelbe Recht betroffen wird, fo ifl 
zu Gunſten des früher geitellten Antrags 
von Amtsmwegen eine Vorbemerkung oder 
ein Wideripruh einzutragen; die Ein⸗ 
tragung gilt im Sinne de3 5 17 al Er» 
ledigung dieſes Antrags. Die Vormerkung 
oder der Widerſpruch wird von Amts 
megen gelöfcht, wenn der früher geitellte 
Antrag zurüdgemiejen wird. 





Gintragungsbewilligung. 


819. Eine Eintragung erfolgt, wenn 
derjenige fie bewilligt, deſſen Recht von 
ihr betroffen wird. 

. Sm Dale ber Auflaffung eine 
Srundftüd3, owie im alle der Bes 
Ntellung oder Übertragung eine Erbbau⸗ 
rechts darf die Eintragung nur erfolgen, 
wenn die erforderliche Einigung des Be 
redhtigten und bed anderen Teiles er 
klärt iſt. 

5 21. Steht ein Recht, das durch die 
Gintragung betroffen wird, bem jeweiligen 
Cigentümer eines Grunditüd zu, jo be 
darf e8 der Bewilligung derjenigen, beren 
Buftimnmung nad) 8 876 Sat 2 des 
Bürgerlihen Geſetzbuchs zur Aufhebung 
des Rechtes erforderlich) H nur dann, 
wenn da3 Recht auf dem Blatte des 
Grundſtücks vermerkt ift. 





Berichtigung des Grundbuchs. 


8 22. Bur Berichtigung ded Grund» 
bud)3 bedarf es der Bemwillung desjenigen, 
deilen Recht von der Berichtigung. be: 
troffen wird, nicht, wenn die Unridtig: 
keit nachgemwiejen wird. Dies gilt in: 
befondere für die Eintragung oder 
Löſchung einer Berfügungbeichräntung. 

Die Berichtigung des Grundbuchs durch 
Eintragung eines Eigentümers oder eines 
Erbbauberedjtigten darf, fofern nicht der 
Tall de 8 14 vorliegt, nur mit Bu: 
ſtimmung des Eigentümer? oder des Erb» 
bauberedhtigten erfolgen. 





7357 5; 
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Löſchung eines zeitlich befchränften 
Rechtes. 


8 28. Ein Recht, das auf die Lebens⸗ 


zeit des Berechtigten beſchränkt iſt, darf 


nach deſſen Tode, falls Rückſtände von 
Leiſtungen nicht ausgeſchloſſen ſind, nur 
mit Bewilligung des Rechtsnachfolgers 
gelöſcht werden, wenn die Löſchung vor 
dem Ablauf eines Jahres nach dem Tode 
des Berechtigten erfolgen ſoll oder wenn 


der Rechtsnachfolger der Löſchung bei dem 


Grundbuchamte widerſprochen hat; der 
Widerſpruch iſt von Amtswegen in das 
Grundbuch einzutragen. Iſt der Berech⸗ 
tigte für tot erklärt, fo beginnt die ein⸗ 
jährige Friſt mit der Erlaſſung des die 
Zodeßerflärung ausſprechenden Urteils. 
Der im Abf. vorgeſehenen Bewilligung 
des Rechtsnachfolgers bedarf es nicht 
wenn im Grundbuch eingetragen iſt, da 
ur Loͤſchung des Rechtes der Nachweis 
es Todes des Berechtigten genügen ſoll. 


8 24. Die Vorſchriften des 8 23 finden 
entiprechende Anmendung, wenn das 
Recht mit der Erreichung eine? bejtimmten 
Lebensalter des Berechtigten oder mit 
dem Eintritt eines jonjtigen beitimmten 
Beitpunft3 oder Ereigniſſes erliücht. 








Löſchung einer Vormerkung und eines 
Widerſpruchs. 


8 25. Iſt eine Vormerkung oder, ein 
Mideriprud) auf Grund einer einſtweiligen 
Verfügung eingetragen, jo bedarf es zur 
Löfhung nicht der Bewilligung des Be- 
rechtigten, wenn die einstweilige Verfügung 
durch eine vollitredbare Entiheidung auf 

ehoben iſt. Diele Vorjchrift findet ent: 
Pnrechenbe Anwendung, wenn auf Grund 
eine vorläufig vollitredbaren Urteils 
nah den Vorſchriften der Givilprozeß- 
ordnung eine VBormerkung oder ein Miders 
ſpruch eingetragen ült. 


| — 


Eintragung der Vebertragung und 
Belaftung von Hppothelen. 


8 26. Soll die Übertragung einer 
Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld, 
über die ein Brief erteilt it, eingetragen 
werden, jo genügt e8, wenn an Etelle 


Grundbuchordnung. 88 23 bis 29. 


ber Eintragungsbewillung die Abtretungs⸗ 
erflärung des bisherigen Gläubigers vor⸗ 
gelegt wird. 

Dieſe Vorſchrift findet entſprechende 
Anwendung, wenn eine Belaſtung der 
Hypothek, Grundſchuld oder Renten⸗ 
ſchuld oder die Übertragung oder Bes 
laftung einer Forderung, für die ein ein⸗ 
getragene Recht ald Pfand haftet, ein» 
getragen werden foll. 





Lölhung von Hypothelen, Grund⸗ 
fhulden und Rentenſchulden. 


8 27. Cine Onpothet, eine Grund» 
ſchuld oder eine Rentenſchuld darf nur 
mit Bultimmung de Gigentümerd des 
Grundftücks gelöjcht werden. 

‚ Ein Recht, mit dem, eine Hnpothef, 
eine Grundichulb oder eine Rentenſchuld 
belaftet ift, darf nur mit Bultimmung 


: desjenigen gelöfcht werden, melchem die 


ypothek, die Grundſchuld oder bie 
tentenichuld zufteht. Für eine Löichung, 
die zur Berichtigung de3 Grundbuch er 
folgen Toll, it die Sultimmung nicht 
erforderlich, wenn die Unrichtigfeit na 
gewieſen mird. 


Bezeichnung des Grunditüäds. Angabe 
des Gelddetrages in Neihswährung. 


828. In der Eintragungsbemilligun 
oder, wenn eine folche nicht erforderli 
it, in_dem Eintragungsantrag iſt das 
Grundftüd übereinilinnmend mit dem 
Grundbuch oder durch Hinmeifung auf 
dad Grundbuchblatt zu bezeichnen. Ein⸗ 
zutragende Geldbeträge find in Reichs⸗ 
mwährung anzugeben. 


Nachweis der Boransjegungen einer 
Eintragung. 


8 29. Eine Eintragung joll nur er 
folgen, wenn die Eintragungsbervilligung 
oder die fonjtigen zu der Eintragung er⸗ 
forderlihen Erflärungen vor dem Grund» 
buchanıte zu PBrotofoll gegeben oder durch 
öffentliche oder öffentlich beglaubigte Ur- 
kunden nachgemiejen werden. Andere 
Vorausſetzungen der Eintragung bedürfen, 
ſoweit fie nicht bei dem Grundbuchamt 


Grundbuchordnung. 88 30 bis 38. 


offenkundig find, des Nachweiſes bu 
öffentliche Urkunden. chweiſ “ 





8 30. Yür den Eintragungdantrag 
ſowie für die Vollmacht zur Gtellung 
eines folchen gelten die Vorfchriften des 

29 nur, wenn durch den Antrag zus 
gleih eine zu der Eintragung erforder: 
lıhe Erklärung erfegt werden foll. 


‚831. Wird im Falle der Auflaſſung 

eines Grundſtücks jomwie im Falle der 
Beitellung oder Uebertragung eines Erb: 
baurechts die erforderliche Einigung des 
Berechtigten und des anderen Teiles 
durch Bevollmächtigte vor dem Grund: 
huchamt erklärt, jo ift die Vollmacht 
itempelfrei, wenn das der Einigung zu 
Grunde liegende Rechtsgeichäft von einem 
Notar beurtundet und die Vollmacht in 
der Urkunde erteilt ift. 








8 32. Crllärungen, durch bie ein 
Eintragungsantrag zurückgenommen oder 
eine zur Stellung des Eintragungsantrags 
erteilte Vollmacht widerrufen mird, bes 
dürfen der im $ 29 Saß 1 vorgeichries 
benen Yorm. 





Nachweis der Befugnis zur Vertretung 
Bon Geſellſchaften ıc. 


& 33. Der Nachweis, daß der Vor 
ſtand einer Aktiengejellihaft aus den im 
Handelstegifter eingetragenen Perfonen 
befteht, wird durch ein Beugnis des Ge 
richts über die Eintragung geführt. 

Das Gleiche gilt von dem Nachweiſe 
der Befugnis zur Vertretung einer offenen 
Handelsgefellfihaft, einer Kommandit- 
gejellichaft, einer Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien oder einer Gefellichaft mit 
beihränfter Haftung. 


5 34. Der Nachweis, daß zwiſchen 
Ehegatten Gütertrennung oder ein vers 
tragsmäßiges Güterrecht beiteht oder daß 
ein Gegenſtand zum Vorbehaltsgut eines 
Ehegatten gehört, wird durch ein Zeug⸗ 
nis des Gerichts über die Gintragung 
des güterrechtlichen Verhältniſſes im 
Süterregiiter geführt. 


8 85. Sit in den Fällen der 88 33, 
34 das Grundbuchamt zugleich) das 
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Regiftergericht, fo genügt ftatt des Beug- 
niftes die Bezugnahme auf das Regiſter. 





Erbfolge; fortgefegte Gütergemein- 
Schaft; Teſtamentsvollſtredung. 


8 36. Der Nachweis der, Erbfolge 
kann nur durd einen Erbſchein geführt 
werden. Beruht jedoch die Erbfolge auf 
einer Verfügung von Todeswegen, die in 
einer öffentlichen Urkunde enthalten it, 
fo genügt es, wenn an Gtelle des Erb: 
ſcheins die Derfügung und das Protokoll 
über die Eröffnung der Verfügung vor: 
gelegt werden; erachtet das Grundbuch» 
amt die Erbfolge durch diefe Urkunden 
nicht für nachgewieſen, fo kann es die 
Borlegung eines Erbfiheins verlangen. 

Daß Beitehen der fortgeiebten Güter: 
gemeinicaft, fowie bie erugmis eines 

eſtamentsvollſtreckers zur Berfügun 
iiber einen Nachlaßgegenitand tft nur au 
Grund der in den * 1507, 2368 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſehenen 
Zeugniſſe als nachgewieſen anzunehmen; 
auf den Nachweis der Befugnis des 
Teſtamentsvollſtreckers finden jedoch die 
Vorſchriften des Abſ. 1 Sab 2 ent 
ſprechende Anwendung. 





Erbauseinanderſetzung. 


8 37. Soll bei einer P einem Nach⸗ 
lafie gehörenden Hypothek, Grundſchuld 
oder Rentenſchuld einer von mehreren 
Erben als neuer Gläubiger eingetragen 
mwerden, jo gerügt zum Nachweiſe der 
Erbfolge und der Eintragungsbemilligung 
der, Erben ein Zeugnis des Nachlaß: 
gerichts. 

Das Zeugnis darf nur ausgeſtellt 
werden, wenn die Vorausſetzungen für 
die Erteilung eines Erbſcheins vorliegen 
und die Erklärung der Erben vor dem 
Nachlaßgerichte zu Protofoll gegeben oder 
durd) öffentliche oder öffentlid) beglaubigte 
Urkunden nachgewieſen find. 


8 38. Die Borihriften des 8 837 
finden entiprecdhende Anmendung, wenn 
bei einer Hypothek, Grundihuld oder 
Rentenihuld, die zu dem Gejammtgut 
einer ehelihen Gütergemeinſchaft oder 





| einer fortgejeßten Gütergemeinfchaft ge: 
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hört, ein Beteiliater, auf den das Recht 
ei der Audeinanderjegung übertragen 
ift, al3 neuer Gläubiger . eingetragen 
werden foll. 





Eintragung auf Erſuchen bon 
Behörden. 


8 89. y den Fällen, in denen nach 
geſetzlicher Vorſchrift eine Behörde befugt 
it, dad Grundbuhamt um eine Ein- 
tragung zu erjuchen, erfolgt die Ein- 
tragung auf Grund de Erſuchens der 
Behörde. 





Vorgängige Eintragung des 
Berechtigten. 


8 40. Gine Eintragung joll nur er» 
folgen, wenn derjenige, deilen Recht 
urch fie befroffen wird, als der Berechtigte 
eingetragen iſt. 
ei einer Hypothek, Grunbichuld oder 
Rentenfchuld, über die ein Brief erteilt 
ift, fteht e8 der Eintragung des Gläubigers 
gleich, wenn biejer fi) im Belite des 
riefe3 befindet und ſein Gläubigerrecht 
nah 8 1155 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs nachweiſt. | 


8 41. ft, derjenige, deſſen Necht 
durch eine Eintragung betroffen wird, 
Erbe des eingetragenen Berechtigten, jo 
findet die Vorſchrift de 8 40 Abi. 1 
feine Anmendung, wenn die Ueber: 
tragung oder die Aufhebung des Rechtes 
eingetragen werden joll oder wenn der 
Ointragungäanizag durch die Bewilligung 
des Erblafjerd oder eines Nachlaßpflegers 
oder durch einen gegen den Erblaſſer 
oder den Nachlaßpfleger vollſtreckbaren 
Titel begründet wird. 

Das Gleiche gilt für eine Eintragung 
auf Grund der Bewilligung eines 
Teſtamentsvollſtreckers oder auf Grund 
eines gegen dieſen vollſtreckbaren Titels, 
ſofern die Bewilligung oder der Titel 
gegen den Erben wirkſam iſt. 








Vorlegung des Hnpothelen-, Grund⸗ 
ſchuld- und Rentenſchuldbriefes. 


‚8 42. Bei einer Hypothek, über die 
ein Brief erteilt iſt, fol eine Eintragung 


Grundbuchordnung. 88 39 bis 45. 


nur erfolgen, wenn der Brief vorgelegt 
mird. iyür die Eintragung eines Wider: 
ſpruchs bedarf es der Borlegung nicht, 
wenn die Eintragung durch eine einit- 
meilige Verfügung angeordnet ift und 
der Widerſpruch fi) darauf gründet, daß 
die Hypothek oder bie Tyorderung, für 
welche fte beftellt it, nicht beftehe oder 
einer Einrede unterliege oder daß Die 
Hypothek unrichtig eingetragen fei. 

Der BVorlegung des Hypothelenbriefs 
fteht es glei, wenn in den Fällen der 
88 1162, 1170, 1171 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs auf Grund des Ausſchluß⸗ 
urteils die Erteilung eines neuen Briefes 
beantragt wird. Soll die Erteilung des 
Briefes nachträglich ausgeſchloſſen oder 
die Hypothek gelöſcht werden, jo genügt 
die Vorlegung des Ausſchlußurteils. 


8 43. Die Vorſchriften des 8 42 
finden auf die Grundſchuld und die 
Rentenſchuld entſprechende Anwendung. 
Iſt jedoch das Recht für den aber 
des Briefes eingetragen, ſo bedarf es 
der Vorlegung des efes nur dann 
nicht, wenn der Eintragungsantrag durch 





die Bervilligum eined nach 8 1189 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs beitellten Ver⸗ 
treterd oder durch eme gegen ihn er: 


Iafiene gerichtliche Entfcheidung begründet 
wird. 





Vorlegung der Schuldverichreibung 
auf den Snhaber. 


8 44. Bei einer Hypothek für Die 
Yorderung aus einer Schuldverfchreibung 
auf den Inhaber, au einem Wechjel 
oder einem anderen Papiere, das durch 
Indoſſament übertragen werden kann, 
joll eine Eintragung mur erfolgen, wenn 
die Urkunde Dorgelegt wird; Die Ein- 
tragung iſt auf die Urkunde zu vermerfen. 

Diefe BVorfchrift findet Feine Anwen: 
dung, wenn eine Eintragung auf Grund 
der Bewilligung eines nach $ 1189 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs beitellten Ver⸗ 
treterd oder auf Grund einer egen dieſen 
erlaſſenen gerichtlichen —3 ung be⸗ 
wirkt werden ſoll. 


Unterſchrift und Datum der Eintragung. 


45. jede Eintragung foll den Tag, 
an welchem fie erfolgt ift, angeben und 


Grundbuchhordnung. 88 46 bis 58. 


mit der Unterfchrift der Grundbuchbeamten 
verjehen werden. 





Neihenfolge mehrerer Eintragungen, 
Vermerk über den Hang. 


8 46. Sind in einer Abteilung des 
Grundbuchs mehrere Eintragungen zu 
bewirken, jo erhalten fie die Reihenfolge, 
weldye der Beitfolge der Anträge ent 
ri t; ſind Die Anträge gleichzeitig ges 
tellt, jo tft im Grundbuche zu vermerken, 
daß die Eintragungen gleichen Rang 
haben. 

Werden mehrere Eintragungen, die 
nicht gleichzeitig beantragt And, in vers 
chiedenen Abtetlungen unter Angabe des⸗ 
elben Tages bewirkt, jo iſt im Grund: 
buche zu vermerken, daß die fpäter bean» 
tragten Gintragung der früher bean- 
tragten im Range nachſteht. 

tefe Vorfchriften finden inſoweit feine 
Unmwendung, al ein Rangverhältnig 
nicht beiteht oder das Rangverhältnis 
von den Antragitellem abweichend bes 
ftimmt ift. 





Löſchung und Nichtübertragung einer 
Eintragung. 


8 47. Die ofchung eines echtes 
ober einer Verfügungsbeſchränkung er 
folgt durch Eintragung eines Löſchungs⸗ 
vermerfes. 

Wird bei der Übertragung eine? Grund: 
ſtücks oder eined Grundftückstheils auf 
ein anderes Blatt ein eingetragene? 
Recht nicht mitübertragen, fo gilt e8 in 
Anjehung des Grundſtücks oder bes 
Teiles als gelöfcht. 





Eintragung gemeinichaftliher Rechte. 


8 48. Coll ein Recht für Mehrere 

emeinſchaftlich eingetragen werden, jo 
Su die Eintragung in der Meile er- 
folgen, daß entweder die Anteile der Be- 
techtigten in Bruchteilen angegeben wer: 
den oder das für die Gemeinschaft maß: 
gebende Rechtsverhältnis bezeichnet wird. 





Angabe der Mitbelaftung. 


8 49. Werden mehrere Orunditüde 
mit einem Rechte belajtet, fo ift auf dem 
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Blatte jeded Grundſtücks die Mitbelaftung 
ber übrigen von Amtswegen erkennbar 
zu maden. Das Gleiche gilt, wenn mit 
einem an einem Grundjtüde beftehenden 
Rechte nachträglih noch ein anderes 
Grundſtück belaftet ‚oder wenn im alle 


der Übertragung eine® Grundſtücksſsteils 


auf ein andere Grundbuchblatt ein ein- 
getragened Recht mitübertragen mird. 

‚ Someit eine Mübelaftung erliicht, iſt 
dies von Amtswegen zu vermerken. 





Eintragung eines Leibgedinges. 


8 50. Werden Dienftbarfeiten und 
Reallaften als Leibgedinge, Leibzudt, 
Altenteil oder Auszug eingetragen, fo 
bedarf es nicht der Bezeichnung der eins 
jelnen Rechte, wenn au! die Eintragungs⸗ 

ewilligung Bezug genommen wird. 





Eintragung von Inhaber⸗Teilhypo⸗ 
thelen und ⸗Grundſchulden. 


8 51. Bei der Eintragung einer Hy⸗ 
pothet für Teilſchuldverſchreibungen auf 
den Inhaber genügt ed, wenn der Ges 
famtbetrag der Hypothek unter Angabe 
der Anzahl, bed Betrags und der Bes 
zeichnung der Teile eingetragen wird. 

Diefe Vorſchrift findet entiprechende 
Anmendung, wenn eine Grundichuld oder 
eine Rentenſchuld für den Inhaber des 
Briefe eingetragen und das Recht in 
Zeile zerlegt werden joll. 





Eintragung eines Borerben. 


852. Bei der Eintragung eined Vor» 
erben iſt zugleih dag Recht des Nach» 
erben und, jomeit der Vorerbe von den 
Beichränkungen ſeines Verfügungfrechts 
befreit iſt, auch die Befreiung von Amts⸗ 
wegen einzutragen. 





Vermerk über Teſtamentsvollſtredung. 


8 53. Sit ein Teſtamentsvollſtrecker 
ernannt, jo ift dies bei der Eintragung 
de8 Grben von Amtswegen miteinzus 
tragen, es jei denn, daß der Nadjlap- 
gegenftand der Verwaltung ded Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers nicht unterliegt. 
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Berichtigung ungeredhtfertigter Ein- 
tragungen don Amtswegen. 


8 54. Ergiebt fi, daß das Grund» 
buchamt unter Verlegung gefeßlicher Vor⸗ 
ichriften eine Eintragung vorgenommen 
hat, durch die da8 Grundbuch unrichtig 

eworden ift, fo 1jt von Amtswegen ein 
Bideriprucdy einzutragen. Erweiſt fich 
eine Eintragung nad) ihrem Inhalt als 
unzuläffig, To tjt fie von Amtswegen zu 
löſchen. 

Bei einer Hypothek, einer Grundſchuld 
oder einer Rentenſchuld bedarf es zur 
Eintragung eines Widerſpruchs der Vor⸗ 
legung des Briefes nicht, wenn der 
Widerſpruch den im $ 42 Abf. 1 Satz2 


De A ln 


Grundbuchordnung. 88 54 bis 59. 


bezeichneten Inhalt hat. Dieſe Vorſchrift 

ndet feine Anwendung, wenn 
Grundſchuld⸗ oder Rentenſchuldbrief auf 
den Inhaber ausgeſtellt iſt. 





Benachrichtigung der Beteiligten. 


8 55. Jede Gintragung foll dem 
Antragiteller und dem eingetragenen 
Cigentümer ſowie im übrigen allen 
aus dem Grundbuch erfichtlichen Per 
fonen befannt gemacht werden, zu_ Deren 
Gunſten die Eintragung erfolgt ift oder 
deren Recht durch fie betroffen wird. 
— Bekanntmachung kann verzichtet 
werden. 


Dritter Abſchnitt. 
Hypotheken⸗, Grundſchuld⸗, Rentenſchuldbrief. 


Hypothekenbrief. Erteilung. 


8 56. Der Hypothekenbrief wird von 
dem Grundbuchamt erteilt. Cr muß die 
Bezeihnung als Hypothekenbrief ent: 
halten, den Geldbetrag der Hypothek 
und daß, belaftete Grundſtück bezeichnen 
ſowie mit Unterſchrift und Giegel ver: 
fehen fein. 


8 57. Der Hypothekenbrief foll die 
Nummer des GrundbuchblattS angeben 
und einen Auszug aus dem Grundbud) 
enthalten. 

In den Auszug follen aufgenommen 
werden: 

1. die Bezeichnung de3 Grundſtücks 

nach dem Inhalte des Grundbuchs: 

2. die Bezeichnung des Eigentümers; 

3. der Inhalt der die Hypothek be- 
treffenden Eintragungen und, fomeit 
zur Ergänzung einer Cintragung 
auf eine Urkunde Bezug genomnten 
ift, auch der Inhalt diefer Urkunde; 
im Galle des 8 1115 Abf. 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs braucht der 
Inhallt der Sakung nicht aufge 
nommen zı werden; 

4. die furze Bezeichnung de3 Anhalt 
der Eintragungen, melde der Hy: 
pothef im Range vorgehen oder 
gleichitehen. 


Der Auszug it auf Antrag zu er- 
änzen, wenn en der Inhalt des Grund: 
uch3 ändert. 





Verbindung des Briefes mit der 
Schuldurkunde. 


8 58. Iſt eine Urkunde über bie 
Forderung, fürr welche eine Hypothek bes 
ſteht, außgeftellt, fo jol die Urkunde mit 
dent Hhnpothefenbriefe verbunden werden. 
Sritredt fih der Inhalt der Urkunde 
auch auf andere Angelegenheiten, jo ge- 
nügt es, wenn ein öffentlich beglaubigter 
Auszug aus der Urkunde mit dem Hy 
pothefenbriefe verbunden mird. 

In den Fällen des Abf. 1 umterbleibt 
die im 857 Abf. 2 Nr. 3 vorgeiehene 
Aufnahme de3 Inhalts der Urkunde in 
den Hypothefenbrief. 

Zum Nachweiſe, daß eine Schuldur« 
kunde nicht außgertellt ift, genügt eine 
— gerichtete Erklärung des Eigen⸗ 
tümer?. 





Brief über eine Geſamthypothet. 


8 59. Ueber eine Geſamthypothek ſoll 
nur ein Öupothelenbrief erteilt merden. 
Sind die belaiteten Grunditüde in 
den Bezirken verichiedener Grundbuch: 





Grundbuchordnung. 88 60 bis 66. 


ämter belegen, fo foll jedes Amt für die 
Grundftüde feine? Bezirkes einen be- 
fonderen Brief erteilen; die Briefe find 
mit einander zu verbinden. 





Aushändigung Des Briefes. 


860. Der Hupothefenbrief ift dem 
Eigentümer des Grundſtücks, im alle 
der nachträglichen Erteilung dem Gläu- 
biger auszuhändigen. 

‚Auf eine abweichende Beitimmung des 
Eigentümers oder des Gläubigers findet 
die Vorſchrift des 8 29 Sag 1 entipres 
chende Anwendung. 





Teilhypothelenbrief. 


8 61. Ein Zeilhypothelenbrief kann 
von dem Grundbuchamt, einem Gericht 
oder einem Notar hergeitellt werden. 

‚Der Teilhypothefenbrief muß die Be: 
zeichnung als Zeilhypothelenbrief ſowie 
eine beglaubigte Abjchrift der im 8 56 
Sat 2 vorgejehenen Angaben des biß- 
berigen Briefes enthalten, den Teilbetrag 
der Hypothek, auf den er fich bezieht, bes 
zeichnen, ſowie mit Unterichrift und 
Siegel verjehen fein. Er joll außerdem 
eine beglaubigte Abfchriit der ſonſtigen 
Angaben des bisherigen Briefe und der 
auf diefem befindlichen Vermerke ent» 
halten. Eine mit dem bisherigen Briefe 
verbundene Schuldurfunde fol in be 
glaubigter Abſchrift mit dem Teilhypo- 
thelenbriefe verbunden merden. 

Die Heritellung des Teilhypotheken⸗ 
brief? ſoll auf dem bißherigen Briefe 
vermerlt werden. 





Vermerk fpäterer Eintragungen auf 
dem Briefe. 


8 62. Eintragungen, die bei ber 
ypothek erfolgen, find von dem Grund» 
uhamt auf dem Sypothefenbriefe zu 

vermerken; der Vermerk iſt mit Unter 
ſchrift und Siegel zu veriehen. 

Sn den Fällen des 8 54 Abſ. 1 hat 
dad Grundbuhamt den Beſitzer des 
Briefe gu Borlegung anzuhalten. In 
ofeicher Weiſe hat e8, wenn in den Fällen 
des gt Abf. 1 Sag 2 und bes $ 54 
Abf. 2 der Brief nicht vorgelegt ift, zu 
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verfahren, um nachträglich den Mider 
ſpruch auf dem Briefe zu vermerfen. 


8 63. Wird nad) der Erteilung eines 
Sppothefenbriefd mit der Hypothek noch 
ein andered, in dem Bezirfe desfelben 
Grundbuchamts belegenes Grunditüd bes 
belajtet, jo ift, fofern nicht die Erteilung 
eined neuen Briefe über die Geſamt⸗ 
bupothef beantragt wird, die Mitbelaitung 
auf dem biäherigen Briefe zu vermerken 
und zualeih der Inhalt des Briefed in 
Anfehung des anderen Grundftüdg nach 
8 57 zu ergänzen. 








Bertellung einer Gefamthypothef. 

8 64. Im Falle der Berteilung einer 
Sejamthypothef auf die einzelnen Grund» 
ſtücke if Kür jedes Grundftüc ein neuer 
Brief zu erteilen. 





Umwandlung der Hypothek in eine 

Grundfhuld oder Rentenſchuld. Ueber⸗ 

tragung der Hupothel auf eine andere 
Forderung. 


8 65. Tritt nach 8 1177 Abf. 1 oder 
—F 8.1198 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs eine Grundſchuld oder eine Ren⸗ 
tenſchuld an die Stelle der Hypothek, ſo 
iſt, ſofern nicht die Erteilung eines neuen 
Briefes beantragt wird, die Eintragung 
der, Rechtsänderung auf dem bisherigen 
Briefe zu vermerfen und eine mit dem 
Briefe verbundene Schuldurkfunde abzu- 
trennen. 

Das Gleiche gilt, wenn nach 8 1180 
de3 Bürgerlichen Geſetzbuchs an die 
Stelle der Kern, für welche eine 
Hypothek beiteht, eine andere Forderung 
gejegt wird. 





Gemeinfhaftliher Brief. 


8 66. Stehen einem Gläubiger meh» 
tere Hypotheken zu, Die gleichen Rang 
haben oder im Range unmittelbar auf 
einander folgen, fo iſt ihm auf feinen 
Antrag mit Bullimmung des Eigen: 
tümer8 über die mehreren Hnpothefen 
ein Hypothekenbrief in der Weiſe zu er. 
teilen, daß der Brief die jämtlichen Hypo» 
thefen umfaßt. 
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Ernenerung des Briefes. 


8 67. Einem Antrage des Berech⸗ 
tigten auf Erteilung eine neuen Briefes 
iſt ftattzugeben, wenn der bißherige Brief 
oder in den Fällen der 88 1162, 1170, 
1171 des Bürgerlichen Grſetbuchs das 
Ausſchlußurteil vorgelegt wird. 


8 68. Wird ein neuer Brief erteilt, 
fo hat er die Angabe zu enthalten, daß 
er an die Stelle des bisherigen Briefes 


tritt. 

Vermerke, die nach den 88 1140, 1145, 
1157 des Bürgerlichen Geſetzbuchs für 
da8 Recht3verhältnis zwiſchen dem Eigen⸗ 
tümer und dem Gläubiger in Betradht 
fommen, find auf den neuen Brief zu 
übertragen. . 

Die Erteilung des Briefe ift im 
Grundbuche zu vermerfen. 








Unbrauchbarmachung des Briefes. 


69. Wird eine Hypothek gelöfcht, 
fo it der Brief unbrauchbar zu machen; 


Grundbuchordnung. 88 67 bis 76. 


das Sleiche gilt, wenn die Erteilung de3 
Briefe über eine Hypothek nachträglich 
ausgeſchloſſen oder an Stelle de3 bis- 
berigen Briefe ein neuer Hywpotheken⸗ 
briet ein Grundſchuldbrief oder ein 
Rentenjchuldbrief erteilt wird. Eine mit 
dem bisherigen Briefe verbundene Schuld- 
urkunde it abzutrennen und, fofern fie 
nicht mit dem neuen Hypothekenbrieſe zu 
verbinden ift, zurüdzugeben. 





Grundſchuldbrief, Rentenſchuldbrief. 


870. Die Vorſchriſten der 88 56 
bi3 69 finden auf den Grundfchuldbrief 
und den Rentenichuldbrief entiprechende 
Anmendung. Der Rentenjchuldbrief muB 
auch die Ablöfungsfumme angeben. 
‚Sit eine für den Inhaber des Briefes 
eingetragene Grundſchuld oder Renten- 
ut in Teile zeriegt, jo ift über jeden 

eil ein befonderer Brief herzuftellen. 


— 


Vierter Abſchnitt. 
Beſchwerde. 


Zuluͤffigkeit der Beſchwerde. 


8 71. Gegen bie Entſcheidungen bed 
Grundbuchamts findet das Rechtsmittel 
der Beſchwerde ſiatt. 

Die Beſchwerde gegen eine Eintragung 
iſt unzuläſſig. yı ege der Beſchwerde 
kann jedoch verlangt- werden, dab das 
Grundbuhamt angewieſen mird, nad) 


8 54 einen Widerſpruch einzutragen oder 


eine Löſchung vorzunehmen. 


Beſchwerdegericht. 


8 72. Ueber die Beſchwerde entſcheidet 
das Landaericht, in deiien Bezirke das 
Grundbuchamt feinen Sitz hat. 








Ginlegung der Beſchwerde. Legitimation. 
Legitimation zur Beſchwerde. 
8 73. Die Beichmerde kann bei dem 


Grundbuchant oder bei dem Beſchwerde⸗ 
gericht eingelegt werden. 


Die Einlegung erfolgt durch Gm 
reihung einer Beichmwerdeichrift oder durch 
Grllärung zum Protofolle des Grund: 
buchamts oder des Gerichtsſchreibers des 
Beſchwerdegerichts. 





Begründung durch neue Thatſachen 
und Beweiſe. 


8 74. Die Beſchwerde kann auf neue 
Ihatfachen und Beweiſe geitüßt werden. 
Abhülfe durch das Grundbuhamt. 

8 75. Gradtet da3 Grundbuchamt 
die Beſchwerde für begründet, jo hat es 
ihr abzuhelfen. 

Mafregeln des Beſchwerdegerichts. 


76. Das Beſchwerdegericht ka 
vor der Gnnpeibung. durch in anf 


Grundbuchordnung. 88 77 bis 88. 


weilige Anordnung dem Grundbuchamt 
aufgeben, eine Vormerkung oder einen 
Widerſpruch einzutragen. 

‚Die Vormerkung oder der Widerfprud) 
wird von Amtswegen gelöicdht, wenn die 
Beſchwerde zurüdgenommen oder zurück⸗ 
gemwiefen ift. 


Endgültige Entiheidung. 


8 77. Die Entiheidung des Be 
ſchwerdegerichts ift mit Gründen zu ver: 
jehen und dem Beichwerdeführer mitzu- 
eilen. 


— — — 


Beitere Beſchwerde. 


8 78. Gegen die Entſcheidung des 
Beſchwerdegerichts ift das Rechtsmittel 
ber weiteren Beſchwerde zulaͤſſig, wenn 
die Entſcheidung auf einer Verletzung 
des Geſetzes beruht. Die Vorſchriften 
der 88 512, 513, 524, 526 der Zivil-⸗ 
progeßordnung finden entiprechende Ans 
mwendung. 





8 79. Ueber die weitere Beſchwerde 
entichetdet das Oberlandesgericht. 

Will dad Oberlandesgericht bei der 
Auslegung einer das Grundbuchrecht bes 
treffenden reichsgeſetzlichen Vorſchrift von 
der auf weitere Beſchwerde ergangenen 
Entſcheidung eines anderen Oberlandes⸗ 
—5 falls aber über die Rechtsfrage 

ereits eine Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts ergangen iſt, von dieſer ab» 
weichen, fo hat es die weitere Beſchwerde 
unter Begründung feiner NRecht3auf: 
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fafjung dem Reichsgerichte vorzulegen. 
Der Beſchluß über die Vorlegung if 
dem Befchwerbeführer mitzuteilen. 

In den Fällen des Abi. 2 enticheibet 
Penn die weitere Beſchwerde das Reich?« 
gericht. 


8 80. Die weitere Beſchwerde kann 
bei dem Grundbuchamte, dem Landgericht 
oder bei dem Oberlandesgericht eingelegt 
werden. Erfolgt die Einlegung durch 
Sinreihung einer Beſchwerdeſchrift, jo 
muß dieje von einem Rechtsanwalt unters 
zeichnet fein. Der Zuziehung eines Rechts⸗ 
anwalts bedarf es nicht, wenn die Bes 
fchmerde von einer Behörde oder von dem 
Notar eingelegt wird, der nad) 8 15 den 
Eintragungsantrag geftellt Hat. 

Das Grundbuhamt und dag Land—⸗ 
geriät find nicht befugt, ber weiteren 

eichwerde abzubelfen. 

Im übrigen finden die Vorſchriften 
über die Beſchwerde entiprechende Arts 
wendung. 








Zuftändigfeit der Gipilfammer und des 
Civilſenats. Ausichliegung und Ab- 
lehnung der Gerichtsperſonen. 


8 81. Die Entſcheidungen über Be 
ſchwerden erfolgen bei den Landgeridten 
durch eine Civilkammer, bei den Ober- 
lande3gerichten und dem Neichögerichte 
durch einen Eivilfenat. 

Die Borjchriften der Givilprogebordnung 
über die Ausichließung und Ablehnung 
der Gerichtöperjonen, ſowie die Borfchrifs 
ten des 8 137 des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes finden entſprechende Anwendung 


Fünfter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmuugen. 


Zeitpunkt des Inkrafttretens und 
Einführungsvorſchriften. 


‚8 82. Dieſes Geſetz tritt, ſoweit es 

die Anlegung des Grundbuchs betrifft, 
ßleihzeiis mit dem Bürgerlichen — 
ud, im übrigen für jeden Grundbuch— 
bezirt mit dem Zeitpunkt in Kraft, in 
welchem da8 Grundbuch als angelegt 
anzuſehen iſt. 


Die Artikel 2 bis 5, 82, 55 des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche finden entſprechende Anwendung. 





Vorbehalte für das Landesrecht. 


8 85. Soweit im Einführungsgeſetze 
zum Bürgerlichen Öejesbuche zu Gunſten 
der Landesgeſetze Vorbehalte gemacht find, 


gelten fie auch für die Vorjchriften der 
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Landesgefege über da8 Grundbuchweſen; 
ben Landesgeſetzen ftehen nach Maßgabe 
der Artifel 57, 58 des Einführungsgefebes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche die Hau» 
verfaffungen gleich. 


84. Die Vorfchriften der 8S 7, 20 
und des $ 22 Ab. 2 über das Erbbau- 
recht, ſowie die Vorſchrift de $ 50 finden 
auf die in den Artikeln 63, 68 des Ein- 
führungsgejeges zum Bürgerlichen Ode 
buche bezeichneten Rechte entiprechende 
Anwendung. 


8 85. Durch Iandeßherrlihe Verord⸗ 
nung kann beitimmt werden, daß für ge 
wiffe Gattungen von Grumditüden be» 
fondere nicht für Bezirke eingerichtete 
Grundbücher geführt werben. 


8 86. Durch Iandeöherrliche Verord⸗ 
nung kann beftimmt werden, daß bie 
Borkhrift des 84 auch dann Anmendung 
findet, wenn mehrere Grundſtücke des⸗ 
jelben Eigentümers in den Bezirken ver: 
ſchiedener Grundbuchämter belegen find. 


8 87. Durch landesherrliche Verord⸗ 
nung kann beſtimmt werden, daß ein bis⸗ 
her geführtes Buch oder mehrere bisher 

eführte Bücher für ſich allein oder zu⸗ 

fammen mit einem neuen Buche oder 
mehreren neuen Büchern als Grundbud) 
gelten follen. Die Beitimmung kann aud) 
dann getroffen werden, wenn füt Grund» 
ftüde, die nicht denjelben Gigentümer 
haben, ein gemeinfchaftliched Blatt be- 
fteht; die Vorfchrift des $ 4 findet ent: 
ſprechende Anwendung. 


8 88. Werden nad) 8 87 mehrere 
Bücher geführt, jo muß jedes Grundſtück 
in einem der Bücher eine befondere Stelle 
haben. An diejer Stelle ift auf die in 
den anderen Büchern befindlichen Ein: 
tragungen zu verweilen. Die Stelle des 
Hauptbuchs und die Stellen, auf melde 
vermiejen mird, gelten zuſammen al? dag 
Grundbuchblatt. 


8 89. Sind in einem Buche, dag 
zufolge landesherrlicher Verordnung als 
Grundbuch gilt, die Grundſtücke nicht 
nad) Maßgabe des 8 2 Abſ. 2 bezeichnet, 
jo it diefe Bezeichnung von Amtswegen 
zu bewirken. 

















Grundbuchorbnung. 88 84 bis 94. 


8 90. Durch landesherrliche Verord⸗ 
nung kann beitimmt werden, daß die 
Grundftüde des Fiskus oder gewiſſer 
juriftifcher Perfonen, die öffentlichen Wege 
und Gewäſſer ſowie folhe Grundftüde, 
welche einem dem öffentlichen Berfehre 
dienenden Bahnunternehmen gemidmet 
find, nur auf Antrag ein Grundbuchblatt 
erhalten. Das Gleiche gilt von den 
Grundftüden eine Landesherrn und den 
Orunöftüden, welche zum Hausgut oder 
Familiengut einer Tandeöherrlihen Fa⸗ 
milie, der durtihen Familie Hohen⸗ 
zollern oder der Familie des vormaligen 
Hannoverihen Königshaufes, des vor⸗ 
maligen Kurheſſiſchen und des vormaligen 
Serzoglich Naffauischen Fürſtenhauſes ge⸗ 

ren. 

Steht demjenigen, welcher nach Ab}. 1 
von der Verpflichtung zur, Eintragung 
befreit ift, dag Eigentum an einem Grund⸗ 
jtüde zu, über das em Blatt geführt 
wird, oder erwirbt er ein ſolches Grund» 
ſtück To ift auf feinen Antrag da3 Grund» 
ftü au dem Grundbuch außzufcheiden, 
wenn eine Eintragung, von welcher das 
Recht des Eigentiimerd betroffen wird, 
nicht vorhanden iſt. 

8 9. Das Verfahren zum Zwecke 
der Eintragung von Grundftüden, die 
bei der Anlegung de3 Grundbuch? ein 
Blatt nicht erhalten Haben, mird durch 
landesherrliche Verordnung beitimmt. 


8 92. Das Verfahren zum Zwecke 
der MWiederheritellung eine ganz oder 
teilweiſe zerftörten oder abhanden ges 
fommenen Grundbuch wird durch landes⸗ 
herrliche Verordnung beftimmt. Die Vers 
ordnung kann auch darüber Beitimmung 
treffen, in welcher Weife big zur Wieder: 
beritellung des Grundbuch die zu einer 
Nechtänderung erforderliche Eintragung 
erjeßt werden fol. 


8 93. Die Landejuftizvermaltung 
fann anordnen, daß die inſich des 
Grundbuchs und der im $ 11 Abſ. 1 
Sat 2 bezeichneten Schriftſtücke in wei⸗ 
terem Umfange geitattet und bie Ertei: 
lung von Abſchriften in meiterem Um⸗ 
fange zuläffig fein joll, aß e8 im $ 11 
vorgeſchrieben ift. 


8 94. Die Landezjuftizvermaltung 








Grundbuchordnung. 88 95 bis 102. 167 


kann anordnen, daß Grundalten gehalten 
werden, und, unbeichadet der Borkhrüten 
de 8 11, auch Anorönungen über bie 
Ginfiht der Grundalten und über bie 
Erteilung von Abichriften treffen. 


8 95. Die Landezjuftizermaltung 
kann anordnen, daß, wenn eine der im 
8 9 Abſ. 1 bezeichneten Urkunden in 
anderen Alten der dad Grundbuch führen- 
den Behörde enthalten tft, lat einer bes 
glaubigten Abichrift der Urkunde eine 
Verweiſung auf die anderen Alten genügt. 


8 96. Durch die Landesjuſtizverwal⸗ 
tung kann darüber Beſtimmung getroffen 
werden, inwieweit für die Yälle, in denen 
ein Zeil eined Grundſtücks von dieſem 
abgejchrieben oder ohne Abichreibung mit 
einer Dienſibarkeit oder einer NReallaft 
belaftet werden foll, die Eintragung von 
einer Aenderung des amtlichen Berzeich- 
nifjeß der Grundſtücke oder von der Bei- 
bringung einer die Sage und die Grenzen 
des Grundſtücksteils darftellenden Karte 
abhängig fein joll. 


8 97. Durd die Landesijuſtizverwal⸗ 
tung kann angeordnet werden, daß der 
im $ 57 bezeichnete Auspug aus dem 
Grundbuche noch andere als die dort vor⸗ 
eichriebenen Angaben über das Grund: 
tüd enthalten und daß, wenn fid) der 
Betrag der Hypothek, Grundichuld oder 
Rentenihuld mindert, auf dem Briefe 
durch einen Vermerk erfidhtlich gemacht 
werden fol, für welchen Betrag da3 
Recht noch beftcht. 


8 98. Durch Landesgeſetz kann be: 
ftimmt werden, daß da3 Grundbuchamt 
die Erklärung der Auflaſſung nur ent: 
gegennehmen joll, wenn die nach $ 313 
es Bürgerlichen Geſetzbuchs erforderliche 
Urkunde vorgelegt wird. 

















899 Durch Ganpengeich kann be» 
ftimmt werden, daß die Vorſchriften der 
55 37, 38 entiprechende Anwendung 
finden, wenn bei einem zum Nachlaß 
oder zu dem Gejamtgut emer ehelichen 
Sütergemeinichaft oder emer fortgefebten 
Oütergemeinjchaft gehörenden Grunditüd 
oder baurecht einer von den Betei⸗ 
ligten als Eigentümer oder Erbbaubered) 
tigter eingetragen merben fol. 





Führung des Grundbuchs Durch nicht⸗ 
richterliche Behörden. 


8 100. Durch die Gejeßgebung eines 
Bundesſtaats, in welchem die Amtsgerichte 
nicht zugleich Grundbuchämter find, kann 
beitimmt werden, daß bie Abänderung 
einer Entiheidung des Grundbuchamts 
bei dem Amt2gericht nachzufuchen iſt, in 
deilen Bezirke das Grundbuchamt feinen 
Sig hat. In diefem Falle finden auf 
das Berfahren die VBorichriften des 8 71 
Abi. 2 und der 88 73 biß 77 entiprechende 
Anmendung. 

Die Beſchwerde findet gegen die Ent» 
ſcheidung des Amtsgerichts Itatt. 


5 101. Durch Landesgeſetz kann dem 
im 8 100 bezeichneten Amtögerichte die 
Befugnis erteilt werden, von Amtswegen 
das Grundbuchamt zu einer nad) 8 54 
zuläffigen Eintragung anzuhalten. _ 

Segen die Anordnung des Amtsgerichts 
Inbet Beichwerde nah) Maßgabe der 

orichriften des vierten Abſchnitts ftatt. 


8 102. Durd) die Gejeßgebung eines 
Bundesſtaats, in welchem mehrere Ober: 
landeögerichte errichtet find, kann bie 
Entſcheidung über das Rechtsmittel der 
weiteren Beſchwerde einem der mehreren 
Oberlandesgerichte oder an Stelle eines 
ſolchen Oberlandesgerichts dem oberſten 
Landesgerichte zugewieſen werden. 








Einführungsgeſetz 
zu dem 
Geſehß über die Zwangsverſteigerung und 
die Bivangsberivalfung. 


Vom 24. März 1897. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, 


König von Preußen ıc. 


berordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 


8 1. Das Geſetz über die Zwangs— 
verfteigerung und die Zwangsverwaltung 
tritt, ſoweit e3 die Schiffe betrifft, gleich: 
zeitig mit dem Bürgerlihen Geſetzbuch, 
im übrigen für jeden Grundbuchbezirk 
mit dem Zeitpunkt in Kraft, in welchem 
da® Grundbuch als angelegt anzus 
ſehen iſt. 

Die Artikel 2 bis 5, 32, 55 des Ein 
führung3gefeßed zum Bürgerlihen Ge 
feßbuche enden entiprechende Anwendung. 


8 2. GSomeit in dem Einführungs⸗ 
nefege zum Bürgerlichen Geſetzbuche zu 
Gunſten der Landesgefege Vorbehalte 
gemacht find, gelten fie auch für die Vor⸗ 
ſchriften der Landesgeiche über die 
Smangäverfteigerung und die Zwangs⸗ 
verwaltung. Den unbe pelegen ſtehen 
nach Maßgabe der Artikel 57, 58 des 
Einfũhrungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche die Haußverfaffungen gleich. 





Es treten jedoch die Iandesgefeglichen 
Vorſchriften außer Kraft, nad) welchen 
den landichaftlihen und ritterfchaftlichen 
Kreditanftalten für den Anſpruch auf 
ältere als zweijährige Rüditände wieder: 
fehrender Zeitungen ein Vorrecht vor 
den im 8 10 Nr. 1 bis 6 des Geſetzes 
über die Bmangäverfteigerung und die 
Bmwangsvermaltung, bezeichneten An—⸗ 
ſprüchen beigelegt tft. 


8 3. Die im Artikel 113 des Ein» 
rührungßgeleßea zum Bürgerlichen Ge 
jegbuche bezeichneten Borfchriften bleiben 
auch injomweit unberührt, als fie für den 
Anſpruch des Entidyädigungdberechtigten 
oder des Dritten, weldier die Ent« 
ſchädigung geleiftet hat, ein Recht auf 
Deriebigung aus dem Grunditüde ge 
währen ımd den Rang dieſes Rechtes 
beitimmen. Sedo kann dem Anſpruch 
auf Rüdflände wiederfehrender Leiltungen 





Einführungdgefeg zur Zwangsverſteigerung u. Bivangsverwaltung. SS 4 bis 13. 


ein Borrecht nur mit der im 8 2 Abi. 2 





bezeichneten Einſchränkung beigelegt 
werden. 
8 4. Durch Landesgeſetz kann be 


ſtimmt werden, daß gewiſſe öffentliche 
Lasten anderen im Range vorgehen. 
denjenigen Bundesſtaaten, im 
welchen die Beiteuerung des inländifchen 
Biered der Landesgeſetzgebung vor» 
behalten ift, bleiben auch die Vorſchriften 
unberührt, nach welchen bei der Zwangs⸗ 
vollitredung in ein der Brauerei dienendes 
Grundſtück oder in ein mit diefem räum- 
lih verbundene? Grundftüd die zum 
Zmede der Beiteuerung des Bieres zu 
entrichtenden Angaben ben öffentlichen 
Laſten des Grundſtücks gleichitehen. 


8 5. Durch Landesgeſetz kann bes 
ftimmt werden, daß dem Antrag auf 
Bmwangßverfteigerung ‚ein Auszug aus 
einem Steuerbuche beigefügt werden joll. 


8 6. Durd bie Landesjuftizuerwals 
tung kann angeorönet werden, daß die 
Beitimmung de3 Verſteigerungstermins 
noch andere als die im $ 38 des Geſetzes 
über die Bmangdverfteigerung und Die 
Bmangdvermaltung vorgeichriebenen Ans 
gaben über dag Grunditüd enthalten ſoll. 


8 7. Unberührt bleiben die beftehen- 
den landesgejeglichen Vorſchriften, nad) 
welchen noch andere al3 die in den 
83 39, 40 des Geſetzes über die Zwangs⸗ 
verfteigerung und die Zwangsverwaltung 
bezeichneten BVeröffentlichungen der Ter⸗ 
minsbeſtimmung zu erfolgen haben. 


8 8. Durch Landesgeſetz Tann für 
die Zwangsverſteigerung beitimmt merben, 
dab die vor dem &nfrafttreten des 
Bürgerlihen Geſetzbuchs eingetragenen 
Hypothefen bei der Teititellung des ge- 
ringften Gebots und bei der Aufitellung 
des Tetlungspland nur auf Grund einer 
Anmeldung zu berüdlichtigen find. 

In einem jolchen gale muß bie im 

37 Nr. 4 bed Gelege über die 

mangäverfteigerung. und die Zwangs⸗ 
verwa hung vorgeichriebene Aufforderung 
auf die Anmeldung der Anſprüche aus 
ben, bezeichneten Hypotheken ausgedehnt 
werden. 
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89. Someit ein nad) Landesgeſetz 
begründetes Recht an einem Grundftüde, 
das nicht in einer Hypothek befteht, zur 
Wirkſamkeit gegen Dritte der Eintragung 
nicht bedarf oder fomeit eine Dienjtbar: 
feit oder eine Reallaſt als Leibgedinge, 
Leibzucht, Altenteil oder Auszug ein 
getragen it, bleibt dag Recht nad) Maß⸗ 
gabe de3 Landesgeſetzes von der Zwangs⸗ 
veriteigerung unberührt, auch wenn es 
bei der Teititellung des geringften Ges 
bot? nicht berüdfichtigt ift. 

Das Erlöſchen eines ſolchen Rechtes 
it auf Derlangen eined Beteiligten als 
Berfteigerungsbedingung zu beitimmen, 
wenn durch da8 Tortbeftehen ein dem 
Rechte vorgehended oder gleichiteherndes 
Recht des Beteiligten beeinträchtigt werden 
würde; die Bultimmung eined anderen 
Beteiligten iſt nicht erforderlich). 





8 10. Unberübrt bleiben die landes⸗ 
geiestihen Borfchriften, nach welchen bei 
er Zwangsverſteigerung 
1. für Gebote fommunaler Körper: 
Ihaften ſowie gewiſſer Kreditan⸗ 
ſtalten und Sparkaſſen Sicherheits⸗ 
leiſtung nicht verlangt werden kann; 
2. die Sicherheit auch durch Stellung 
eines Bürgen nach 8 239 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs geleiſtet 
werden darf. 





8 11. Durch Landesgeſetz kann für 
die Bmangßverfteigerung, unbefchadet des 
8 112 Abi. 2 Sa 4 de Geſetzes über 
die Smangsverfteigerung und bie Smange 
vermaltung, bejtimmt werden, daß und 
nad) welhen Grundſätzen der Wert des 
Grundſtücks fejtgeftellt werden foll. 





8 12. Die Landesgeſetze fönnen für 
die Fälle, in welchen bei der Zwangs⸗ 
-verjteigerung oder der Zwangsverwaltung 
ein Aufgebot3verfahren erforderlicd) wird, 
die Art der Bekanntmachung de3 Auf: 
gebot3 und die Aufgebotzfriiten abweichend 
von den Vorſchriſten der 88 825, 827 
der Civilprozeßordnung bejtimmen. 





8 13. Durch Landesgeſetz kann be 
ftimmt werden, daß die in dem Geſetz 
über die Zwangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung dem Bollitredungss 
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erichte zugewiefenen Amtshandlungen, 
—— niht nicht über die Anordnung, Auf⸗ 
hebung oder Verbindung des Berfahrend 
oder über die Zul des Beitritt3 
cheiden it, von 
3 —* oder einem Be⸗ 


Notars verlangt fo ift die Enticheidung 
Br dep, Be ngögericht nadäufucen; 
au 

fchriften der 88 96 6 bis 104 des begeich: 
neten Geſetzes entſprechende Anwendung. 


Beſchwerde findet gegen die Ent⸗ 
Fee des Bollfiredungögerichts fat. 


8 14. Die Landeziuftizvermaltung 
fann für bie Oeihänzführung der um 
— bei der Zwan 

und für die den Ber 
gewährende Pergütung all» 
nordmungen treffen. 


8 15. Ein vor dem Inkrafttreten des 
Gel über die Smangsverfteigerung 
und die Zwangsverwaltung beantragtes 
Berfahren iſt nach den Landesgeſetzen zu 
erledigen- 


waltern 
gemeine 





VII. 


Oele über die Zwangsverſteigerung und 
die Zwangsverwallung. 


Vom 24. März 1897. 


Erſter Abſchnitt. 


Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung von Grundſtücken im 
Wege der Zwangsvollſtredung. 


Erſter Titel. 
Allgemeine Vorſchriften. 


Gerichtsſtand. 


81. Tür die Zwangsverſteigerung 
und die De ne eine3 Grund⸗ 
ſtücks iſt als Vollſtreckungsgericht das 
Amtsgericht zuſtändig, in deſſen Bezirke 
das Grundſtück belegen iſt. 





82. Iſt das Grundſtück in den Bes 
zirfen verſchiedener Amt3gerichte belegen 
oder iſt ed mit Rüdficht auf die Gren— 
zen der Bezirke ungewiß, welches Ges 
richt zuftändig ift, ſo hat das zunächſt 
höhere Gericht cine der Amtsgerichte 
zum Bollftredungdgerichte zu beitellen; 

te Borichriften deg 8 37 der Civilpro⸗ 
zeßordnung . finden entiprechende An⸗ 
wendung. 


Die gleihe Anordnung kann getroffen 
werden, wenn die Zwangsverſteigerung 
oder die Zwangsverwaltung mehrerer 
Grunditüde in demfelben Verfahren de 
läflig ift und die Grunditüde in den Be 
irfen verichiedener Amtsgerichte belegen 
ind. Bon der Anordnung foll da8 zum 
Vollſtreckungsgerichte beitellte Gericht die 
übrigen Gerichte in Kenntnis ſetzen. 





Buftellungen. 
8 5. Die Zuftellungen erfolgen von 
Amtömwegen. 


8 4. Mohnt derjenige, welchem zus 
geitellt werden toll, weder am Orte noch 
im Bezirke des Vollitredlungsgerichts, fo 
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fann die Buftellung durch Aufgabe zur 
Bofterfolgen, folange nicht die Beitellun 
eine daſelbſt mohnhaften Prozeßbevoll⸗ 
mädtigten oder, Buftellung®bevollmäch- 
tigten dem Gericht angezeigt if. Die 
Poftfendung muß mit der Bezeichnung 
„Einichreiben“ verjehen werden. 


8 5. Die Beltellung, eine Zuſtel⸗ 
IungSbevollmächtigten bei dem Grund» 
buchamte gilt auch für dag Verfahren 
des Vollftreckungsgerichts, fofern fie dieſem 
befannt gemorden ift. 


8 6. Sit der Wohnort desjenigen, 
welchem zugeitellt werden foll, dem Boll 
ſtreckungsgerichte nicht befannt, fo hat das 
ot einen Buftellungsvertreter zu be- 

ellen. 

Da3 Gleiche gilt, wenn im Falle der 
—3 durch Aufgabe zur Poſt die 

oſtſendung als unbeſtellbar zurückkommt. 
Die zurückgekommene Sendung ſoll dem 
Zuße lungevetree ausgehaͤndigt werden. 

Statt der Beſtellung eines Vertreters 
genügt es, wenn die Zuſtellung für nicht 
progehfähige Perſonen an die Bormund- 
ihaftsbehörde, für juriſtiſche Perſonen 
oder für Vereine, die aß ſolche Klagen 
oder verflagt werden fönnen, an bie 
Auffiht3behörde angeordnet wird. 


8 7. Un ben Buftellungövertreter er- 
folgen die Buftellungen, jolange derjenige, 
welchem zugeltellt werden fol, nicht er- 
mittelt ift. 

Der Buftellungsvertreter ift zur Er⸗ 
mittelung und, Benachrichtigung des Ver 
tretenen verpflichtet. Er kann von diefem 
eine Vergütung für feine Thätigkeit und 
Erſatz jeiner Auslagen fordern. Weber 
die Vergütung umd die Eritattung ber 
uinlogen enticheidet dad Vollſtreckungs⸗ 
gericht. 

Für die Eritattung der Auslagen haftet 
der Gläubiger, fomeit der Zuſtellungs⸗ 
vertreter von dem Vertretenen Erjaß nicht 
zu erlangen vermag; die dem Gläubiger 
ur Laft fallenden Außlagen gehören zu 

en Kojten der die Befriedigung aus 
dem Grundjtüde bezweckenden Rechts⸗ 
verfolgung. 


8 8. Die Vorfchriften der 88 4 his 7 
finden auf die an den Schuldner zu be 
wirfende Yuftellung des Befchlufies, durch 











weldhen die Zwangsvollſtreckung ange 
ordnet oder der Beitritt eine Gläubigers 
zugelafjen wird, feine Anwendung. 





Beteiligte. 


8 9. In dem Verfahren gelten al3 
Beteiligte, außer dem Gläubiger und 
uldner: 

1. diejenigen, für welche zur Beit der 
Eintragung des Vollſtreckungsver⸗ 
merkes ein Recht im Grundbuch 
eingetragen oder durch Eintragung 
geſichert ift; 

2. diejenigen, welche ein der Zwangs⸗ 
vollſtreckung entgegenftehendes Recht, 
ein Recht an dem Grundjtüd oder 
an einem das Grunditüd belaften- 
ben Rechte, einen Anſpruch mit dem 
Rechte auf Befriedigung aus dem 
Grundſtück oder eın ete oder 
Pachtrecht, auf Grund deſſen ihnen 
das Grundſtück überlajlen ift, bei 
dem Bollitredungsgeriht anmelden 
und auf Verlangen de Gerichts 
oder eincd Beteiligten glaubhaft 
machen. 


Rechte auf Befriedigung aus dem 
Grunditüde. Rangordnung. 


8 10. Ein Recht auf Befriedigun 
aus dem Grunditüde gewähren na 
folgender Rangoronung, bei gleichem 

ange nach dem Verhältnis ihrer Be 
träge: 

1. der Anſpruch eine? die Zwangsver⸗ 
waltung betreibenden Gläubigers 
auf Erſatz feiner Ausgaben zur Er: 
haltung oder nötigen Verbeſſerung 

des Grunditüdd, im, alle der 
Zmwangdverfteigerung jedoch nur, 
wenn die Verwaltung bi3 zum gu 
ſchlage fortdauert und bie Ausg en 
nicht aus den Nußungen de Grund» 
ſtücks eritattet werden fönnen; 

2. bei einem land» oder forftwirtichaft- 
lihen Grundftüde die Anfprüce 
der zur Bewirtichaftung ded Grund» 
ſtücks oder zun Betrieb eine mit 
dem Grundftüde verbundenen land- 
oder foritwirtichaftlichen Nebenge⸗ 
mwerbed angenommen, in einem 
Dienft- oder Arbeit3verhältnifie ftehen- 
den Perfonen, insbeſondere des Ge- 
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findes, der Wirtſchafts⸗ umd Fort 8 in derſelben Klaſſe zu befriebigen, p 
beamten, auf Lohn, Roftgelb und | iſt ler fie dag Rangperhältnid maßgeben 
andere Bezüge wegen ber laufenden es unter den Nechten beiteht. 
und der aus dem lebten Jahre rück⸗ vo der fünften Kalle, geht under meh 
Händigen Beträge; teren Ansprüchen derjenige vor, für mel» 
8. die Aniprüche auf Entrihtung der | hen die Beichlagnahme Früher erfolgt ift. 
öffentlichen Teufen des Orunbitücke 
wegen ber laufenden und der a 8 12. Die Anſprüche aus einen und 
den letzten zwei Jahren rücjtändigen | demſelben Rechte haben untereinander 
efräge; folgende Rangordnung: 
4. die Anſprüche aus Rechten an dem J. die Anſprüche auf Erfah der im 
Grundftüce, jomeit fie nicht infolge 2 10 Abi. 2 bezeichneten often; 
ber Beichlagnahme dem Gläubiger " 2, die Anfprüce auf wiederkehrende 








peaniber unwirkſam find, die Uns Leiftungen und andere Neben 
rüche auf wiederfehrende Leiſtun⸗ leiſtungen; 

gen jedoch, mit —— Derien gen 8. der Hauptanfprud, 

welche ala Zuſch 8 den Zinſen 

behufs —— — —E— 8 18. Die laufenden Beträge wieder⸗ 


iu entrichten find, nur wegen der kehrender Seiftungen nehmen ihren An⸗ 
laufenden und der aus den lebten fang von dem letzten Yälligfeitstermine 
goel x Jahren rüdftändigen Beträge; | vor der Beichlagnahme des Grundſtücks; 
er Anſpruch de Gläubiger?, foweit | die Nüditände werden von demfelben 
er nicht in einer der vorhergehenden Beitpuntte zurüdgerechnet. 
Klaſſen zu befriedigen ilt; Fehlt es innerhalb der letzten zwei 
6. die Aniprüche der vierten Klaffe, jo: Jahre an einem älligkeitätermine, fo 
weit fie infolge der Beichlagnahme | en iheidet die Beit der Beichlagnahme. 
dem Gläubiger gegenüber unmirt- iegen mehrere Beſchlagnahmen vor, 
jam find; fo ift die erite maßgebend. Bei der 
7. bie Aniprüche der dritten Klaſſe Qrwangsverfteigerung ilt, wenn biß zur 
wegen der älteren Rüdjtände; efhlagnahme eine wangevermaltung 
8, Die Anſprüche der vierten Klaffe | fortgedauert hat, die für diefe bewirkte 


en der älteren Rückſtände. 
Das Recht auf Befriedigung aus bem Beichlagnahme als die erite. 


—— beſteht au un nie yeolten 
er Kundigung und Der Die Befriedigung nfprüde von unbeſtimmtem Betrage. 
aus dem Grundftüde bezwedenden Rechts⸗ Anſprůch eſt 8 
verfolgung. 8 14. Anfprühe von unbeitimmtem 
— Betrage gelten als aufſchiebend bedingt 
8 11. Sind Ansprüche aus verjchies | durch die Feſtſtellung des Betragß. 
denen Rechten nach 8 10 Nr. 4, 6 oder 








Bweiter Titel. 


Zwangsverſteigerung. 
I. Anordunng der Berfleigerung. 


Borausfegungen des Verfahrens. füd, den Eigentümer, den — und 
den vollftreedbaren Titel bezeichnen. 
8 15. Die Zwangsverſteigerun ns Die für den Beginn der Zwangsvoll⸗ 
Grundftüds wird von dem Vollf ftredung erforderlichen Urkuͤnden find 
gericht anf Antrag dngeorbnet" dem Untrage beizufügen. 


8 16. Der Antrag ſoll das Grund» 
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Eigentum des Schuldners. 


817. Die Smangäveriteigerung darf 
nur angeordnet werben, wenn der Schuld» 
ner als Eigentümer des Grundſtücks 
eingetragen oder wenn er Erbe des ein⸗ 
getragenen Eigentümers iſt. 

Die Eintragung iſt durch ein Zeugnis 
des Grundbuchamts nachzuweiſen. Iſt 
das Vollſtreckungsgericht zugleich das 
Grundbuchamt, jo genügt ſtatt des Zeug⸗ 
—* die Bezugnahme auf das Grund⸗ 

u 


Die Erbfolge iſt durch Urkunden glaub- 
haft zu machen, fofern fie nicht bei dem 
Gericht offenkundig tft. 





Verfteigerung mehrerer Srundftüde. 


8 18. Die Zwangsverſteigerung meh 


rerer Orundftüde Tann in demſelben 
Verfahren erfolgen, wenn fie entweder 
wegen einer Forderung gegen denjelben 
Schuldner oder wegen eine? an jedem 
der Grundſtücke bejtehenden Rechtes bes 
trieben wird. 





Eintragung der Anordnung in das 
Grundbuch. 


8 19. Ordnet das Gericht Die Zwangs⸗ 
veriteigerung an, fo hat es zugleid) das 
Grundbuhamt um Cintragung dieſer 
Anordnung in dad Grundbuh zu er 


ſuchen. 

Das Grundbuchamt hat nach der Ein⸗ 
tragung des Verſteigerungsvermerkes dem 
Gericht eine beglaubigte Abſchrift des 
Grundbuchblattes und der Urkunden, auf 
welche im Grundbuche Bezug genommen 
wird, zu erteilen, die bei ihm beſtellten 
Zugte ungebopoumachiuen zu bezeichnen 
und Nachricht zu geben, was ihm über 
Wolmort und Wohnung der eingetretenen 
Beteiligten und deren Vertreter bekannt 
it. Statt der Erteilung einer beglaus 
bigten Abichrift der Urkunden genügt die 
Keifügung der Grundalten oder der Ur: 

nden. 





Beſchlagnahme. Gegenjtand. 


8 20. Der Beichluß, durch welchen 
die Smangßueriteigerung angeorönet wird, 
it zu gunjten des Oläubigerd als Be 
—— des Grundſtücks. 
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‚ Die Beichlagnahme umfaßt auch die- 
jenigen Gegenſtände, auf welche fich bei 
einem Grundftüde die Hypothek eritredt. 


’ 21. — re fe 
and» und fo aftli eugniſſe 
des Grundſtũcks ſowie rderung 
aus einer Verſicherung ſolcher gniſſe 
nur, ſoweit die Erzeugniſſe noch mit dem 
Boden verbunden oder ſoweit ſie Zube⸗ 
hör des Grundſtücks ſind. 

Die Beſchlagnahme umfaßt nicht die 
Miet- und Pachtzinsforderungen ſowie 
die Anſprüche aus einem mit dem Eigen⸗ 
tum an dem Grundſtücke verbundenen 
Rechte auf wiederkehrende Leiſtungen. 

Das Recht eines Pächters auf den 
Fruchtgenuß wird von der Beſchlagnahme 
nicht berührt. 


Wirkſamkeit der Beſchlagnahme. 


8 22. Die Beſchlagnahme des Grund⸗ 
ſtücks wird mit dem Beitpunfte wirkſam, 
in welchem der Beichluß, durch den die 

mwangdverfteigerung angeordnet tft, Dem 

huldner zugeitellt wird. Sie wird aud) 
wirfiam mit dem Zeitpunkt, in welchem 
da3 Erſuchen um Sintragung ded Ver⸗ 
fteigerungövermerfed8 . dem Grundbuch: 
amte zugeht, jofern auf dag Erfuchen bief 
Eintragung demnächſt erfolgt. 

Erſtreckt fih die Beſchlagnahme auf 
eine Forderung, jo hat daß Gericht auf 
Antrag des. Gläubiger dem Drittichuld- 
ner zu verbieten, an ben Schuldner zu 
zahlen. Die Beichlagnahme wird dem 
Drittfchuldner gegenüber erjt mit dem 
geitpunfie wirkſain, in welchem fie ihm 

efannt oder das Zahlungsverbot ihm 
ugeftellt wird. Die Borfchriften des 
\ 44 der Civilprozeßordnung finden ent- 
iprechende Anwendung. 


8 23. Die Beichlagnahme hat die 
Wirkung eines Beräußerungsverbotd. Der 
Schuldner kann jedoch, wenn fi die 
Beihhlagnahme auf bewegliche Sachen 
erſtreckt, über einzelne Stüde innerhalb 
der Grenzen einer ordnungsmäßigen 
Wirtſchaft auch dem Gläubiger gegen- 
über wirkſam verfügen. 

Kommt e8 bei einer gegen die Beichlag- 
nahme verjtoßenden Verfügung nad 
: 135 Abſ. 2 de Bürgerlichen Geſetz⸗ 
uchs darauf an, ob derjenige, zu deſſen 
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Gunſten verfügt wurde, die Beichlag- 
nahme fannte, jo fteht bie Kenntnis des 
Berfteigerungsantrage3 einer Kenntnis 
ber Beichlagnahme gleih. Die Beichlag- 
nahme gilt auch in Anfehung der mit» 
haftenden bemegliaen Sachen al be 
kannt, fobald der Berfteigerungsvermert 
eingetragen ift. 


8 24. Die Berwaltung und Be 
nußung des Grundſtücks verbleibt dem 
Schuldner nur innerhalb der Grenzen 
einer ordnungsmäßigen Wirtfchaft. 


8 25. St zu beforgen, daß durch 
das Verhalten des Schuldner bie ord⸗ 
nungamäßige MWirtfchaft gefährdet wird, 
jo hat das Vollſtreckungsgericht auf An: 
trag de3 Gläubiger die zur Abwendung 
der Gefährdung erforderlichen Maßregeln 
anzuordnen. Dad Geridt kann die 
Maßregeln aufheben, wenn der zu deren 
Fortſetzung erforderliche Geldbetrag nicht 

vorgeſchoſſen wird. 








| geordnet wäre. 


Veräußerung des Grundſtücks. 


8 26. gi die Zwangsverſteigerung 
wegen des Anipruch® aus einem einge 
tragenen Rechte angeordnet, fo hat eine 
nad der Beichlagnahme bewirkte Ver: 
äußerung des Grundftüd® auf den Fort⸗ 
gang ded Verfahren? gegen den Schuld⸗ 
ner feinen Einfluß. 


Beitrittsbeſchluß. 


8 27. Wird nach der Anordnung der 
Bmwangsveriteigerung ein weiterer Antrag 
auf Zwangdverfteigerung des Grundſtücks 

eftellt, fo erfolgt ftatt des Beriteigerunge- 

eſchluſſes die Anordnung, daß der Bei- 
tritt des Antragfteller3 zu dem Verfahren 
zuoelaffen wird. Eine Eintragung dieſer 

nordnung in da3 Grundbuch findet 
nicht ftatt. 

Der Gläubiger, deſſen Beitritt zuge: 
laſſen iſt, hat diefelben Rechte, wie wenn 
auf feinen Antrag die Verfteigerung an- 





I. Anfdedung uud einfiweilige Einfiellung des Berfaßrens. 


Einwendungen des Schuldners und 
Rechte Dritter. 


‚828. Wird dem Vollſtreckungsgericht 
ein aus dem Grundbuch erjichtliches Recht 
befannt, welches der Zwangsverſieigerung 
oder der Fortſetzung des Verfahrens ent: 

egentteht, jo hat das Gericht daß Ber: 
Fahren entmeder ſofort aufzuheben, oder 
unter Beltimmung einer Friſt, binnen 
welcher der Gläubiger die Hebung des 
Hinderniſſes nachzuweiſen hat, einftmeilen 
einzuftellen. Im legteren alle iſt das 
Verfahren nad) dem Ablaufe der Yrift 
aufzuheben, wenn nicht inzwilchen der 
Nachweis erbracht ilt. 


— — 


Zurücknahme des Antrags. 


5 29. Das Verfahren ift aufzuheben, 
wenn ber Verftetgerungdantrag von dem 
Gläubiger zurüdgenommen wird. 





Bewilligung der einitweiligen Ein- 
ftelung Des Berfahrens durch den 
Gläubiger. 


8 30. Das Berfahren ift einftmeilen 


eirguftellen, wenn ber Gläubiger die Ein» 
ſtellung bemilligt; ift die Einitellung er 
olgt A gilt eine neue Bewilligung als 
üdnahme des Verfleigerungsantrag3. 

Der Bewilligung der Einitellung ſteht 
e3 glei, wenn von dem Gläubiger die 
Aufhebung des Verſteigerungstermins bes 
willigt wird. 





Wirkung der Einftellung des Ber- 
fahrens. 


8 31. Im Falle einer einftmweiligen 
Einftellung darf dad Perfahren, ſoweit 
ſich nicht auß dem Gele ein Anderes 
ergiebt, nur auf Antrag des Gläubigers 
rortgeiest werden. 

ird der Antrag nicht binnen jech® 
Monaten geftellt, jo ift das Berfahren 
aufzuheben. Die Friſt beginnt, wenn 
die Einftellung von dem Brogefigericht 
angeordiet war, mit der Wiederaufhebung 
der Ynorbrung, in den übrigen Fällen 
mit der Cinftellung de Verfahrens. 


8 32%. Der Beichluß, durch welchen 
das Verfahren aufgehoben oder einftmweilen 
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eingeftellt wird, ift dem Schuldner, dem 
Gläubiger und, wenn die Anordnun 
von einem Dritten beantragt war, au 
dieſem zuzuftellen. 





Aufhebung und GEinftellung des Ver⸗ 
fahrens nad) dem Scluffe der Ver⸗ 
fteigerung. 


8 83. Nach dem Schluſſe der Ver- 
fleigerung darf, wenn ein Grund zur Aufs 


hebung oder zur einstweiligen Einftellung 
des Verfahren? oder zur Aufhebung des 
Zerming vorliegt, die Enticheidung nur 
buch Berfagung des Zuſchlags gegeben 
werden. 





8 84. Sm galle der Aufhebung des 

Verfahrens ift das Grundbuchamt um 

un des Verſteigerungsvermerkes zu 
uchen. 


— — 


II. Beflimmnng des PVerſteigernugstermius. 


Ausführung der Berfteigerung. 


8 35. Die Verfteigerung wird durch 
das Vollſtreckungsgericht ausgeführt. 





Zerminsbeitimmung. 


8 86. Der Berfteigerungstermin foll 
erit nad) der Beichlagnahme des Srund- 
ſtücks und nad) dem Eingange ber Mit- 
teilungen des Grundbuchamts beftimmt 
werden. 

Der Zeitraum zwiſchen der Anberau- 
mung des Termins und dem Termine 
fol, wenn nicht befondere Gründe vor: 
liegen, nicht mehr als ſechs Monate be- 
tragen. 

er Zermin kann nad) dem Ermeſſen 
des Gerichtd an der Gerichtäftelle oder 
an einem anderen Orte im Gerichtsbezirk 
abgehalten werden. 





Snhalt der Terminsheitimmung. 


8 87. 

enthalten: 

1. die Bezeichnung des Grundſtücks; 

2. Beit und Ort des Verſteigerungs⸗ 
terming; . 

8. die Angabe, daß die Verfteigerung 
in Fese der Zwangsvollſtreckung 
erfolgt; 

4. die Aufforderung, Rechte, fomeit 
fie zur Beit der Eintragung des 
Dertteigerungävermerteg aus dem 
Grundbuche nicht erfichtlich waren, 
ſpäteſtens im Verfteigerungstermine 
vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Öeboten anzumelden und, wenn 
der Gläubiger mwiderjpricht, glaubs 
haft zu machen, mwidrigenfalld die 


Die Terminsbeitimmung muß 


Rechte bei der Feſtſtellung de3 ge» 
ringiten Gebots nicht berüdiichtigt 
und bei der Verteilung bed Ders 
ftetgerungßerlöjeg bem Anfpruche des 
Glaͤubigers und den übrigen Rechten 
De werden würden; 

5. die Au Torberung, an Diejenigen, 
welde ein der Verſteigerung ent- 
gegenftehende® Recht haben, vor 
der Erteilung des Zuſchlags die 
Aufhebung oder einitweilige Ein- 
ftellung des Berfahren® herbeizu- 
führen, widrigenfalls für das Recht 
der Berfteigerunggerlös an die Stelle 
des berjteigerten Gegenſtandes treten 
würde. 


8 38. Die Terminsbeſtimmung joll 
die Bezeichnung des zur Beit der Eim- 
tragung des Verſteigerungsvermerkes ein⸗ 
getragenen Eigentümers ſowie die Angabe 

es Srundbuchblatt3 und der Größe des 
Grundſtücks enthalten. 








Belanutmahung der Termins- 
beftimmung. 


8 39. Die Terminzbeitimmung muß 
dur einmalige Einrüdung in das für 
Bekanntmachungen des Gerichts beftimmte 
Blatt öffentlich befannt gemacht werden. 

Hat das Srundftüd nur einen geringen 
Wert, jo kann das Gericht anordnen, daB 
die Einrückung unterbleibt; in diefem 
alle muß die Bekanntmachung dadurch 
erfolgen, daß die Terminsbeſtimmung in 
der Gemeinde, in deren Bezirke daß 
Grunditüd gelegen ift, an die für amt⸗ 
liche Bekanntmachungen beſtimmte Stelle 
angeheftet wird. 


— — 
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8 40. Die Termindbeitimmung foll 
an die Gerichtötafel angeheftet werden. 

ft dad Gericht nad . 2 zum 

ollitredungägerichte beitellt, jo_fol_ die 
Anbeftung auch bei ben übrigen Gerichten 
bemwirft werden. 

Das Gericht iſt befugt, noch andere 
und wiederholte Beröffentlichungen zu 
veranlafjen; bei der Ausübung dieſer 
Befugnis iſt inZbefondere auf den Oris⸗ 
gebrauch Rüdficht zu nehmen. 





Zuftellung der Terminsbeſtimmung. 


8 41. Die Termindbeftimmung ift den 
Beteiligten auguftellen. 

Im Laufe der zweiten Woche vor dem 
Zermine fol den Beteiligten mitgeteilt 
werden, auf weſſen Untrag und wegen 
welcher Anſprüche die Verſteigerung ers 


olgt. 

AB Beteiligte gelten auch biejenigen, 
welche da8 angemeldete Recht noch glaub» 
haft zu machen haben. 





Einfiht der Mitteilungen, Anmeldungen 
und Nachweiſungen. 
8 42. Die Einfiht der Mitteilungen 
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be3 Grundbuchamts ſowie ber erfolgten 
Anmeldungen ift jedem geftattet. 

Das Gleiche gilt von anderen das 
Grundftüc betreffenden Nachweiſungen, 
welche ein Beteiligter einreicht, inabelon, 
dere von Abſchätzungen. 


— —— 


Friſten. 


48. Der Verſteigerungstermin iſt 
aufzuheben und von neuem zu beſtimmen, 
wenn die Bekanntmachung der Termins⸗ 
beftimmung nicht ſechs Wochen vor dem 
Zermine bemirkt iſt. 
Das Bleiche gi, ‚wenn nicht zwei 
Wochen vor dem Termine dem Schuldner 
ein Beſchluß, auf Grund deſſen die Ver⸗ 
ſteigerung erfolgen kann, und allen Be- 
teiligten, die —* zur Zeit der An- 
beraumung des Termind dem Gerichte 
befannt maren, die Termindbeitimmung 
zugeitellt iſt, es jei denn, daß derjenige, 
in Anfehung deſſen die Friſt nicht eins 
gehalten ift, das Verfahren genehmigt. 


IV. Geringfies Gebot. BYerfteigerungsdedingungen. 


Geringites Gebot. 


8 44. Bei der BVerfteigerung wirb 
nur ein ſolches Gebot augelafien, durch 
welches die dem Anipruche des Gläu: 
bigers vorgehenden Rechte ſowie die aus 
dem Beriteigerunggerlöje zu entnehmen- 
den Koften de3 Verfahrens gedeckt werden 
(geringited Gebot). 

Wird das Verfahren wegen mehrerer 
Anſprüche von verfchiedenem Range bes 
trieben, fo darf der vorgehende Anſpruch 
der Yeititellung des geringiten Gebots 
nur dann zu Grunde gelegt werden, 
wenn der wegen dieſes Anſpruchs ers 
gangene Beichluß dem Schuldner zwei 

ochen vor dem Berfteigerungstermine 
zugeſtellt ift. 





Rechte, weiche bei Feſtſtellung des ge⸗ 
ringſten Gebots zu berückſichtigen find. 


8 45. Gin Recht ift bei der Feſt⸗ 
ftelung des geringiten Gebots inſoweit, 


als es zur Zeit der Eintragung des 
Verſteigerungsvermerkes aus dem Grund: 
buch erfichtih war, nach dem Inhalte 
des Grundbuchs, im übrigen nur dann 
zu berüdfjichtigen, wenn e3 rechtzeitig an- 
emeldet und, falls der Gläubiger wider: 
richt, glaubhaft gemacht wird. 

Bon wiederkehrenden Leiftungen, die 
nad) dem Inhalte des Grundbuchs zu 
entrichten find, brauchen die laufenden 
Beträge nicht angemeldet, die rückſtän⸗ 
digen nicht glaubhaft gemacht zu werben. 


5 46. Für wiederfehrende Leiftungen, 
die nicht in Geld beitehen, hat daß Ge: 
riht einen Geldbetrag feltzufegen, auch 
wenn ein ſolcher nicht angemeldet ift. 


8 47. Laufende Beträge regelmäßig 
wiederfehrender Leiftungen find für die 
Zeit bi8 zum Ablaufe von zwei Wochen 
nad) dem Berfteigerungstermine zu deden. 
Nicht regelmäßig wiederkehrende Leiftun: 
gen werden mit den Beträgen berüdjich- 
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tigt, welche vor dem Ablaufe diefer Frift 
zu entrichten find. 








ae IR fo finden die rien 
8 48. Bedingte Rechte find wie un un des 8 50 entiprechende Anwendung. Der 
bedingte, Rechte, die durch Eintr Erfteher bat ftatt des Kapitals ben De 
eines Widerfpruchs oder einer Vormer, : trag, um melden fih der Wert des 
gefihert find, mie eingetragene : Grundftuds erhöht, drei ‘Donate * 

Haie te zu berüdfichtigen. erfolgter Kündigung zu zahlen und von 
dem Zufchlag an zu veräinien. 

Der Betrag bio von dem Gerichte bei 
der yeititellung des geringiten Gebots 
beitimmt werden. 








Berichtigung des Meiftgebots. 


b = ne Der Teil des gerin gen Ge⸗ 

welcher zur Aimns often ſo⸗ 
wie „der im 61 OD. 1 588 und im ! Griöfhende Rechte. 

ezeichneten prũche . be 

beftimmt ift, begleichen der daß 5 geringe ehem, En Red) 'yer SFelftellung des 

Gebot überfteigende Betrag des Meiit- geringften Gebot3 berüdjichtigt und nicht 


ebots ift von dem Erſteher im Bertei- 
—— bar zu berichtigen (Bar: | Gen eriötcen bie Mech ae ft Im übri 


t der in den 88 912 
Bargebot iſt von dem Zuſchlag bis 02 Redt EA Eh 


an gu verzinien eten Renten bleibt d 
„Der Creer mich Dur Hinterlegung | Heihen, wenn 3 bei der Geffihung 
von feiner Be ichleit be e 

die Hinterlegung und die Ausichliegung des ann galten Gebot3 nicht berüdfich- 
der Rücknahme im Berteilungstermine 
nachgewieſen werden. 





— — — — 








Schuldübernahme. 
8 50. Gomeit eine bei der aftet bei einer Önpothef, die 
itellung de3 gest Gebots ed ch⸗ beiten, der —— augleich 


te Snpothel, Grundiculd oder Renten | perfönli ‚fo übernimmt der Erſteher die 
En nicht beiteht, bat ber Eriteher außer ns 9 übe der Hypothek; die Vor⸗ 
dem Bargebot auch den Betrag des | fchriften des 8 416 des Bürgerlichen Ge- 
berüdfichtigten Kapitals zu zahlen. Syn ſetzbuchs finden mit ber Das ßgabe ent: 
Anjehung der Verzinslichkeit, de3 Binz: Iprechende Anwendung, daß als Ber- 
ſatzes, ber Zahlungszeit, der Kündigung | äußerer im Sinne dieler VBorfchriften der 

und des Zahlungsorts bleiben die für Schuldner ſehen tft. 

daS berüdjichtigte Recht getroffenen Be- Da3 Gleihe gilt, wenn bei einer 
Iiumun ngen mapgebend. Grundihuld oder Rentenihuld, die be 
leiche gilt: ftehen bleibt, der Schuldner zugleich per» 
rn Denn das Recht bedingt ift und fönlich haftet, fofern er ſtens im 
die aufſchiebende Bedingung aus⸗Ferſteigerungstermine vor der Aufforde 
fällt oder die auflöſende Bedingung rung zur Abgabe von Geboten die gegen 
eintritt; ihn heftehende Forderung unter Angabe 
2. wenn dad Recht noch an einem an- ihre Betragd und Grundes angemeldet 
deren Grundſtücke beiteht und an und auf erlangen des Gerichis oder 


dem veriteigerten Grunditüde nad) e8 Beteili (aub macht hat. 
den bejonderen Vorſchriften über die eines Beteiligten glaubhaft gemacht h 


———— eariigt. Veh 

Haftet der Criteher im Falle des Kündi bon otbelen. 
Abi. 2 Wr. 2 qugleich Den io d gung bon dopoth 

die Erhöhung des zu zahlenden Betrag? 8 54. Die von dem Släubiger dem 
ausgeſchloſſen, ſoweit der Erſteher nicht | Eigentümer oder von diefem dem Gläus 
bereichert iſt. biger erklärte Kündigung einer Hypothek, 
einer Grundſchuld oder einer Renten» 
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ihuld iſt dem Eriteher gegenüber nur 
wirkſam, wenn fie fpäteltend in dem 
Berfteigerungstermine vor der Aufforde⸗ 
rung zur Abgabe von Geboten erfolgt 
und bei dem Gericht angemeldet mor: 
den iſt. 

Daß Bleiche gilt von einer aus dem 
Grundbuche nicht erfichtlichen Thatiache, 
in Folge deren der Anipruch vor der 
Beit geltend gemacht werden Tann. 





Gegenftand der Berfteigerung. 


8 55. Die Berfteigerung ded Grund⸗ 
ſtücks eritredt fih auf alle Gegenftände, 
deren Beichlagnahme nod) mithlam tft. 

Auf Zubehörftüde, die ſich im Beſitze 
des Schuldnerd oder eined neu einges 
tretenen Eigentũmers befinden, erjtredt 
fi die Verſteigerun 
fie einem Dritten gehören, es fei denn, 
daß diefer fein Recht nad) Maßgabe des 
8 38 Nr. 5 geltend gemacht hat. 





Uebergang der Gefahr, der Laften und 
Nutzungen; Sewährleiftung. 


8 56. Die Gefahr de aufälligen 
Untergange® geht in Anfehung des 
Grundſtücks mit dem Zuſchlag, ın Ans 
fehung der übrigen Gegenitände mit dem 
Schluſſe der Verfteigerung auf den Er: 
fteher über. Von dem Zuſchlag an ge 
bühren dem Erfteher die Nugungen und 
trägt er die Laſien. Ein Anfpruch auf 
Gemährleiftung findet nicht Statt. 





Miete und Bad. 


8 57. wi des Grundſtück einem 
Mieter oder Pächter überlaſſen, ſo finden 
die Vorſchriften der 88 571, 572, des 
8 573 Satz 1 und der 88 574, 575 des 
Bürgerlihen Geſetzbuchs entiprechenbe 
Anwendung. Der Erfteher ift jedod) bes 
rechtigt, dag Miet» oder Pachtverhältnis 
unter Einhaltung der gefeglihen Friſt 
zu Tündigen. Die Kündigung it aus: 
geiötoiten, wenn fie nicht für den eriten 
ernin erfolgt, für den fie zuläffig sit. 





Koiten des Zuſchlags. 


8 58. Die Kolten des Beichluffes, 
durd) welchen der Zuſchlag erteilt wird, 
fallen dem Erftcher zur Laft. 


aud) dann, wenn |! 
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Aenderung der Berfteigerungs- 
bedingungen. 


8 59. üche Beteiligte kann eine von 
den geſetzlichen Vorſchriften abweichende 
Feſtſtellung des geringſten Gebots und 
der Verſteigerungsbedingungen verlangen. 
Wird durch die Abweichung das Recht 
eine anderen Beteiligten beeinträchtigt, 
jo ilt deſſen Zuſtimmung erforderlich. 

Sofern nicht, feititeht, ob das Recht 
durch die Abweichung beeinträchtigt wird, 
it dag Grundftüd mit der verlangten 
Abmweihung und ohne fie außzubieten. 

Soll dag Tyortbeitehen eine Rechtes 
beftimmt werden, dag nad) 8 52 erlöjchen 
würde, jo bedarf es nicht der Zuftimmung 
eines nachſtehend Beteiligten. 





Feſtſetzung don Zahlungsfriften. 


8 60. Jeder Beteiligte kann ver» 
langen, daß für den das geringfte Gebot 
überfteigenden Betrag des Meiſtgebots 
Zahlungzfriiten ala Verſteigerungsbedin⸗ 
gung * eſtellt werden; die Zuſtimmung 
eines anderen Beleiligten iſt nicht er» 
forderlich. Soweit Zahlungsfriſten bes. 
Ziligt werden, iſt das Gebot von dem 
Zuſchlag an zu verzinſen. 


861. Am Falle des 860 iſt auf 
Antrag eines Beteiligten, been Recht 
durch die Bewilligung von Zahlungs⸗ 
friften beeinträchtigt werden würde, daß 
Srundftüd mit Zahlungsfriſten und ohne 
fie augzubieten. Der Zuſchlag wird auf 
Grund des mit Zahlungzfriiten erfolgten 
Ausgebots nur erteilt, wenn ein Dritter 
unter SieherbeitSleiitung ſich verpflichtet, 
die dem Erſteher obliegende Zahlung 
volfftändig oder mit einem Abzug im 
PVerteilungötermine zu bemirfen, und 
wenn im ae eines Abzug nad 
defien Abrechnung das Meittgebot mit 
gablungäfriiten höher iſt, als das andere 

eiſtgebot. 

In Anſehung, der Verpflichtung des 
Dritten finden die Vorſchriften des $ 53, 
in Anfehung der Gicherheitßleijtung die 
Vorſchriften des $ 69 entiprechende Ans 
wendung. Die Sicherheitleiftung iſt 
nicht erforderlih, mern für ein eigenes 
Gebot ded Dritten Siherheitzleiftung 
nicht verlangt werden könnte. 
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g 3— eh un Ki 

uſchlags für zahlungspflichtig erklärt, 

jo tritt die Forderung gegen den Dritten 

als Veriteigerungserlö® an die Gtelle 

der Forderung gegen den Griteher; die 

gorberung gegen den Erſteher fteht dem 
titten zu. 


Vorbereitung der Seitftelung des ge- 
ringften Gebots und der Berfteige- 
rungsbedingungen. 


8 62. Das Gericht kann ſchon vor 
dem Verſteigerungstermin Crörterungen 
der Beteiligten über das geringfte Gebot 
und die PVerfteigerungbedingungen ver: 
anlafien, zu dieſem * auch einen 
beſonderen Termin beſtimmen. 





Verſteigerung mehrerer Grundftücke. 


8 63. Mehrere in demſelben Ber: 
fahren zu verfteigernde Grundftüde find 
einzeln außzubieten. 

Leder Beteiligte kann verlangen, daß 
neben dem Cinzelausgebot alle Grund» 
jtüde und, ſofern einige von ihren mit 
einem und demſelben Rechte belaitet find, 
auch dieſe Grundftücde zufammen aus: 
geboten werden. Auf Antrag kann das 

eriht auch in anderen Fällen das 
Geſamtausgebot einiger der Grundflüde 
anordnen. 

Das Geſamtausgebot kann vor oder 
nach dem Einzelauögebot erfolgen. 

Wird bei dem Einzelaußgebot auf eines 
der Grundftüde ein Meiftgebot abge- 
geben, dag mehr beträgt als das ge 
ringite Gebot für dieſes Grundftüd, fo 
erhöht fi bei dem Gejamtausgebote dag 

eringite Gebot, um den Mehrbetrag. 

er Zuſchlag wird auf Grund des Ge- 
famtausgebot3 nur erteilt, wenn das 
Meiſtgebot höher ift al? das Gejamt« 
ergebnis der CEinzelaudgebote. 

Das Cinzelaußgebot unterbleibt, wenn 
dte anmejenden Beteiligten zuftimmen, 
deren Nechte bei der eititellung des ge- 
Einglten Gebot3 nicht zu berüdfichtigen 
ind. 





Beititellung des geringiten Gebots bei 
Gefamthypothelen. 


8 64. 


Merden mehrere Grundftüde, ı 
die mit einer dem Anfpruche des Gläu: | 


bigers vorgehenden Geſamthypothek bes 
—*8* ſind, in demſelben Verfahren ver⸗ 
ſteigert, ſo iſt auf Antrag die Gefamt- 
hypothek bei der Iateungdes geringſten 
Gebots für das einzelne Grundſtück nur 
u dem Teilbetrage zu berückſichtigen, der 
em Verhältniſſe des Wertes des Grund⸗ 
ſtücks zu dem Werte ber ſämtlichen 
Grundſtücke entfpricht; der Wert wird 
unter Abzug ber De offungen berechnet, 
die der Geſamthypothek im Range vor: 
geben ‚und beftehen bleiben. Antrags: 
erechtigt find der Gläubiger, der Eigen- 
tümer und jeder dem Snpothefengläubiger 
gleich- oder nachſtehende Beteiligte. 

Wird der im Abf. 1 bezeichnete Antrag 
geftelt, jo kann der Hypothelengläubiger 

is zum Schluffe der Verhandlung, im 
Beriteigerungdtermine verlangen, daß bei 
ber Feſtſtellung des geringiten Gebot3 
für die Orunditüde nur die feinem An- 
ſpruche vorgehenden Rechte berüdjichtigt 
werden; in diefem alle find die Grund» 
ſtücke aud) mit der verlangten Abweichung 
außzubieten. Erflärt fi) nach erfolgtem 
Ausgebote der Hnpothefengläubiger der 
Aufforderung des Geriht3 ungeachtet 
nicht, darüber, welches Außgebot für die 
Erteilung des Zuſchlags maßgebend fein 
fol, fo verbleibt e8 bei der auf Grund 
des Abſ. 1 erfolgten Tyeftftellung des ge: 
ringiten Gebot3. 

Diefe VBorfchriften finden entiprechende 
Anwendung, wenn die Grundftücde mit 
einer und bderjelben Grundſchuld oder 
Nentenfchuld belaftet find. 


— nn. > 


Abgeſonderte Verwertung don Forde⸗ 
rungen oder bewegliden Saden. 


8 65. Das Gericht kann auf Antrag 
anordnen, daß eine Forderung oder eine 
bewegliche Sache von der Berfleigerung 
des Grundſtücks auggefchlofien und be: 
ſonders verfteigert werden fol. Auf Anz 
trag Tann auch eine andere Art der Vers 
wertung angeordnet, indbejondere zur 
Einziehung einer Forderung ein Vertreter 
beitellt oder die Irdegne einem Be⸗ 
teiligten mit deſſen Zuſtimmung an 
yahlungäftatt übermiejen werden. Die 

orichriften der 88 718, 721, 736 der 
Zivilprogeßordnung finden entiprechende 
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Anwendung. Der Erlös ift zu Hinter 


egen. 
Die befondere Verfteigerung oder bie 
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andermeitige Verwertung ift nur zuläffig, 
wenn das geringite Gebot erreicht iſt. 





V. Derſteigernug. 


Gang der Verhandlung. 


8 66. Sn dem Verſteigerungstermine 
werden nach dem Aufrufe der Sache die 
das Grundjtüd betreffenden Nachweiſun⸗ 
den, die das Verfahren betreibenden 

läubiger, deren Anſprüche, die Zeit der 

Beichlagnahme und die erfolgten An: 
meldungen befannt gemacht, hierauf das 
geringfte Gebot und die Verſteigerungs⸗ 

edingungen nach Anhörung der an 
wejenden Beteiligten, nötigenfall3 mit 
gülfe eines Rechnungdveritändigen, unter 

ezeichnung der einzelnen Rechte feit- 
geitellt und die erfolgten Feſtſtellungen 
verleſen. 

Nachdem die geſchehen, hat das Ge 
richt auf die bevorſtehende Ausſchließung 
weiterer Anmeldungen hinzuweiſen und 
ſodann zur Abgabe von Geboten aufzu⸗ 
fordern. 





Sicherheitsleiſtung für ein Gebot. 


8 67. Ein Beteiligter, deſſen Recht 
durch Nichterfüllung des Gebots beein- 
trächtigt werden würde, kann Sicherheit: 
leiftung verlangen, jedoch nur fofort nad) 
Abgabe des Gebots. Das Berlangen 
gilt aud für weitere Gebote defjelben 
Bieterd. 

Steht dem Bieter eine durch das Ge- 
bot ganz oder teilmeife gedeckte Hypothek, 
Grundſchuld, oder Rentenjchuld zu, jo 
braucht er Sicherheit nur auf Verlangen 
de3 Gläubiger? zu leiten. Auf Gebote 
des Schuldner? oder eined neu einges 
tretenen Eigentümers findet diefe Bor: 
ichrift feine Anwendung: 

Für ein Gebot des Reichs, der Reichs⸗ 
bank oder eines Bundesſtaats kann 
Sicherheitsleiſtung nicht verlangt werden. 
Das Gleiche gilt in Anſehung eines Ge⸗ 
bots, zu deſſen Erfüllung ſich nach 8 61 
ein Dritter verpflichtet hat. 





68. Die Sicherheit iſt für ein 
ntel des Baargebots, wenn aber der 
etrag der aus dem Verſteigerungserloöſe 


pn entnehmennden Koften höher ift, für 
ice Betrag zu letiten. 

n Beteiligter, deſſen Recht nad) $ 52 
beitehen bleibt, kann Sicherheitsleiſtung 
bis zur Höhe des Betrag verlangen, 
welcher zur Dedung der feinem Rechte 
vorgehenden Anfprüche durch Zahlung zu 
berichtigen ift. 

Bietet der Schuldner oder ein neu 
eingetretener Eigentümer des Grunds 
ftüdg, fo kann der Gläubiger Sicher» 
beitleiftung bi3 zur Höhe des Betrags 
verlangen, welcher zur Dedung, feine? 
Anſpruchs durch Zahlung zu berichtigen iſt. 


8 69 Die Gicherheitäleiftung ft 
durch Hinterlegung von Geld oder in⸗ 
ländifhen Wertpapieren zu bewirken. 
Wertpapiere find zur Sicherheit3leiftung 
nur geeignet, wenn fie auf den Inhaber 
lauten und einen Kurswert haben; den 
Sinhaberpapieren ftehen Orderpapiere 
gleich, die mit Blankoindoſſament ver« 
jehen find. Mit Wertpapieren kann die 
Sicherheit in Höhe des ganzen Kur: 
werts geleijtet werden. 

Die Uebergabe an das Gericht hat die 
Wirkung der Hinterlegung. 


8 70. Das Gericht hat, über bie 
Sicherheitleiftung jofort zu enticheiden- 

Erflärt dad Gericht die Sicherheit für 
erforderlich, fo ilt fie jofort zu leiſten. 
Unterbleibt die Leiltung, fo iſt das Gebot 
zurüdzumeiien. 

Wird das Gebot ohne Gicherheitd- 
leiltung zugelaflen und von dem Be 
teiligten, welcher die Sicherheit verlangt 
bat, nicht fofort Widerfpruch erhoben, jo 
gilt das Verlangen als zurückgenommen. 











Unwirkſame Gebote. 


8 71. Ein unwirkſames Gebot ift 
zurückzuweiſen. 

Iſt die Wirkſamkeit eines Gebots von 
der Vertretungsmacht desijenigen, welcher 
das Gebot für den Bieter abgegeben hat, 
oder von der HE eines Anderen 
oder einer Behörde abhängig, jo erfolgt 
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die Zurückweiſung, fofern nicht die Ver⸗ 
tretungömacht oder die Buftimmung bet 
dem Gericht offenkundig iß oder durch 
eine öffentlich beglaubigte Urkunde fofort 
nachgemwiefen wird. 


72. Ein Gebot erliſcht, wenn ein 
Vebergebot zugelafien wird und ein Bes 
teiligter der Sulaffung nicht fofort wider 
jpriht. Das Uebergebot gilt als zuge- 
laffen, wenn es nicht jofort zurückgewieſen 


wird. 

Ein Gebot erlifcht auch dann, wenn 
es zurüdgemwiefen wird und der Bieter 
oder ein Beteiligter, der Zurückweiſung 
nicht fofort widerſpricht. 

Das Gleiche gilt, wenn dad Verfahren 
einftweilen eingeftellt oder der Termin 
aufgehoben wird. 


8 73. Zwiſchen der Aufforderung 
zur Abgabe von Geboten umd dem Beit- 
punkt, in welchem bezüglid) jämtlicher zu 
verfteigernder Srundtide die Verſteige⸗ 
rung geichloffen wird, muß mindeſtens 
eine Stunde liegen. Die Verfteigerung 
muß jo lange Tortgetept werden, bis der 
Aufforderung des Gericht? ungeachtet ein 
Gebot nicht: mehr abgegeben wird. 

Das Gericht hat das letzte Gebot und 
den Schluß der Beriteigerung zu ver 
finden. Die, Verkündung, de3_ lebten 
Gebots foll mitteljt dreimaligen Aufruf 
erfolgen. 


8 74. Nah dem Schluffe der Vers 
fteigerung find die anweſenden Beteiligten 
über den Zuſchlag zu hören. 











Einjtellung des Verfahrens. 


8 75. Bahlt nad) dem Beginne der 
Berfteigerung der Schuldner oder ein 
Dritter, der berechtigt iſt, den Gläubiger 
zu befriedigen, den zur Befriedigung und 
zur Dedung der Koften erforderlichen 
Betrag an das Gericht, jo wird daß Ber: 
fahren einſtweilen eingeftellt. 





8 76. Wird bei der Verfteigerung 
mehrerer Grunöftüde auf eine oder 
einige fo viel geboten, daß der Anfpruch 
des Gläubiger gededt iſt, fo wird das 
Verfahren m Unfehung der übrigen 
Srundftüde einitweilen eingeftclt; die 
Ginftellung unterbleibt, wenn fie dem 
berechtigten Intereſſe des Glaͤubigers 
widerſpricht. 

St die einſtweilige Einſtellung erfolgt, 
jo fann der Gläubiger die Fortſetzung 
des Verfahren? verlangen, wenn er ein 
berechtigte Intereſſe daran hat, ind 
bejondere wenn er im Verteilungstermine 
nicht befriedigt worden iſt. Beantragt 
der Släubiger die vortiegung nicht vor 
dem Ablaufe von drei Monaten nad) 
dem Berteilungdtermine, jo gilt der Ver⸗ 
fteigerungßantrag als zurüdgenommen. 

877. Stein Gebot nicht abgegeben 
oder find fämtliche Gebote erlofchen, jo 
wird das Verfahren einftmeilen eingeftellt. 

Bleibt die Verſteigerung in einem 
weiten Termine gleichfall® ergebnislos, 
b wird, dad Verfahren aufgehoben. 

iegen die Vorausſetzungen für die An- 
ordnung der Zwangsverwaltung vor, fo 
fann auf Antrag des Olaubiger? das 
Gericht anordnen, daß das Verfahren 
als Zwangsverwaltung fortgeſetzt wird. 

n emem ſolchen Falle bleiben die Wir⸗ 
ungen der für die Zwangsverſteigerung 
erfolgten Beichlagnahme beftehen; die 
Vorſchrift des $ 155 Abſ. 1 findet jedoch 
auf die Koften der Zwangsverſteigerung 
feine Anwendung. 





Protokoll. 


8 78. Vorgänge in dem Termine, 
die für die Entichetdung über den Bu: 
ſchlag oder für das Recht eines Beteilig- 
ten in Betracht kommen, find durch das 
Protokoll feitzuftellen; bleibt ftreitig, ob 
oder für welches Gebot der Sulchlag zu 
erteilen it, fo iſt das Sachverhältnis 
mit den geftellten Anträgen in das Bros 
totoll aufzunehmen. 





VL Entſcheidnug über deu Zuſchlag. 


879 Bet der Beſchlußfaſſung über 
den Zuſchlag iſt das Gericht an eine 


nicht gebun 


Grtiheibung, die e8 vorher getroffen hat, 
en. 
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8 80. Vorgänge in. dem Beriteiges 
rungstermine, die nicht au dem Proto⸗ 
foll_erfichtlich find, werben bei der Ent- 
Iheidung über den Vorichlag nicht bes 
rüdfichtigt. 


Vorausſetzungen des Zufchlags. — Zu⸗ 
ſchlag an einen Anderen als den Meiſt⸗ 
bietenden, 


8 81. Der Zuſchlag ift dem Meiſt⸗ 
bietenden zu erteilen. 

Hat der Meiitbietende dad Recht auß 
dem Meiftgebot an einen Anderen ab» 
getreten und diejer Die Verpflichtung ans 
dem Meiftgebot übernommen, fo ilt, wenn 
die Erklärungen im Verfteigerungstermin 
abgegeben oder na träglich durch öffent« 
lich beglaubigte Urkunden nachgemiejen 
werden, der Zufchlag nicht dem Meiſt⸗ 
bietenden, fondern dem Underen zu er» 


teilen. 

Erflärt der Meiftbietende im Termin 
oder nachträglich in einer Öffentlich bes 
glaubigten Urkunde, daß er für einen 

nderen geboten habe, jo iſt diefem der 
Zufhlag zu erteilen, wenn die Xer- 
tretungsmacht des Meiftbietenden oder 
die Zuftimmung des Anderen entweder 
bei dem Gericht offenkundig Mi oder durch 
eine öffentlich beglaubigte Urkunde nad) 
gemwiefen wird. 

Wird der Zufchlag erteilt, fo haften 
der Meiftbietende und der Erſteher als 
Geſamtſchuldner. 


8 82. In dem Beſchluſſe, durch 
welchen der Zuſchlag erteilt wird, ſind 
das Grundſtüũck, der Erſteher, das Gebot 
und die Berfleigerungsbedingungen zu 
bezeichnen; auch iſt im Falle des 8 61 
der Dritte, welcher die Verpflichtung des 
Erſtehers ühernommen bat, unter An» 
gabe feiner Schuld für zahlungapflichtig 
und im deue des $ 81 Abſ. 4 der Meiſt⸗ 
bietende für mithaftend zu erklären. 


5 83. Der Zuſchlag it zu perfagen: 

1. wenn die Vorfchrift des 843 Abſ. 2 
oder eine der Vorfchriften über die 
Feſtſtellung des geringiten Gebots 
oder der Verfteigerungsbedingungen 
verlegt iſt; 

2. wenn bet der Berfieigerung mehrerer 
Grundftüde dag Einzelaußgebot oder 
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ag 1, Abf. 3 die Hnpethet 
u 


gedeckt 

4. wenn bie nach der Aufforderung 

dur Abgabe von Geboten erfolgte 
Inmeldung oder Glaubhaftmachung 
eine Rechts ohne Beachtung der 
Vorſchrift des 5 66 Abi. 2 zurüd- 
gewieſen tt; 

5. wenn der Zwangsverſteigerung oder 
der Fortſetzung des Verfahrens das 
* eines Beteiligten entgegen⸗ 

eht; 

6. wenn die Zwangsverſteigerung oder 
die Fortſetzung des Verfahren? aus 
einem jonjtigen Grunde unzuläffig 


7. wenn eine ber Vorſchriften des 8 
ehe 1 oder des 8 73 Abf. 1 ver- 
ebt iſt; 


8 84. Die im $ 83 Nr. 1 biß 5 bes 
zeichneten Berfagungsgründe ftehen der 
Erteilung des Zuſchlags nicht entgegen, 
wenn das Recht de Beteiligten durg 
den Zuſchlag nicht beeinträchtigt wir 
oder wenn der Beteiligte das Verfahren 


genehmigt. 
‚ Die Genehmigung ift durch eine öffent- 
lich beglaubigte Urkunde nachzumeifen. 








Ausſetzung des Zuſchlags. 


8 85. Der Zuſchlag iſt zu verſagen, 
wenn vor dem Schluſſe der Verhandlung 
ein Beteiligter, deſſen Recht durch den 
gulolag beeinträchtigt werden mürde, die 

eitimmung eines neuen Verfteigerungs: 
termind beantragt und ſich zugleid) zum 
Erjage ded durd) die Verſagung des Zus 
ſchlags entitehenden Schadend verpflid: 
tet, auch auf Verlangen eined anderen 
Beteiligten Sicherheit leiſtet. Die Vor: 
ichriften de 8 67 Abſ. 3 Saß 1 und des 
S 69 finden entiprehende Anmendung. 
Die Sicherheit ift in Höhe des im Ber: 
teilungstermine durch Zahlung zu be 
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richtigenden Teiles des bißherigen Meift« 
gebots zu leiſten. 

Die neue Terminsbeſtimmung iſt auch 
dem Meiſtbietenden zuzuſtellen. 

Für die weitere Verſteigerung gilt dag 
bisherige Meiſtgebobt mit Zinſen von 
den durch Zahlung zu berichtigenden 
Zeile des Meiſtgebots unter Hinzurechs 
nung derienigen Mehrfojten, welche aus 
dem Berfteigerungserlöfe zu entnehmen 
find, ala ein von dem Beteiligten abge: 
gebenes Gebot. 

‚In dem fortgefeßten Verfahren findet 
bie Vorſchrift des Abi. 1 feine Anwen⸗ 

ung. 





8 86. Die rechtöfräftige Verſagung 
des Zuſchlags wirkt, wenn Die Fort— 
ſetzung des Verfahren zuläffig ift, wie 
eine einftreilige Oinflelung, anderenfalld 
wie die Aufhebung des Verfahren. 


> 


8 87. Der Beſchluß, durch melden 
der Zuſchlag erteilt oder verjagt wird, 
iſt in dem Verſteigerungstermin oder in 
einem Sofort zu beftimmenden Termine 
zu verkünden. 

Der BVerfündigungstermin foll nicht 
über eine Woche hinaus beſtimmt werden. 
Die Beltimmung des Termins iſt zu ver: 
fünden und durch Anheftung an die Ges 
rihtätafel befannt zu machen. 

Sind nachträglich Xhatjachen oder 
Beweismittel vorgebradht, jo follen in 
dem Verfündungstermine die anweſenden 
Beteiligten hierüber gehört erben. 





8 88. Der Beichluß, durch welchen 
der Zuſchlag erteilt wird, iſt den Bes 
teiligten, fomeit fie weder im DVerfteiges 
rungstermine noch im Verkündungstermin 
erichienen find, und dem Griteher ſowie 
im alle des $ 61 dem für zahlung®- 
pflichtig erklärten Dritten und im Falle 
des 3 61 Abi. 4 dem Meijtbietenden zu- 
zuftellen. Als Beteiligte gelten auch die- 
jenigen, welche das angemeldete Recht 
noch glaubhaft zu machen haben. 


—f 


8 89. Der zuldlag wird mit der 
Berfündung wirkſam. 





— 


Vebergang des Eigentums. — Erlöfchen 
von Rechten. 


8 90. Dur den Bufchlag wird der 
Eriteher Eigentümer des Grundſtücks, 
Km nicht im Beſchwerdewege der Be 
chluß rechtskräftig aufgehoben wird. 

Mit dem Grundftüd erwirbt er zus 
gleid die Segenftände, auf welche fich 
e Berfteigerung eritreckt hat. 


8 91. Durch den Suidhlag erlöfchen 
unter der im 5 90 Abſ. 1 beftimmten 
Vorausſetzung die Rechte, welche nicht 
nad) den Berfteigerungöbedingungen bes 
jtehen bleiben follen. 

‚ Ein Redht an dem Orundftüde bleibt 
jedoch beitehen, wenn dies zwiſchen dem 
Berechtigten und dem Erſteher vereinbart 
ft und die Erklärungen entweder im 
Berteilungstermin abgegeben oder, bevor 
da3 Grundbuhamt um Berichtigung 
des Grundbuchs erfucht iſt, durch eine 
öffentlich beglaubigte Urkunde nachge⸗ 
wiejen werden. 

Im Yalle des Abi. 2 vermindert fich 
der durch Zahlung zu bericdhtigende Teil 
des Meiligebot3 un den Betrag, welcher 
fonft dem Berechtigten gebühren würde. 
Im übrigen wirkt die Vereinbarung wie 
die Befriedigung des Berechtigten aus 
denn Grundftüde. 


S 92. Erliſcht durch den Zuſchlag ein 
Recht, das nicht auf Zahlung eines 
Kapitals gerichtet ift, fo tritt an bie Stelle 
de3 Rechtes der Anſpruch auf Erſatz bes 
Wertes auß dent Derfieigerungöerlöfe. 

Der Erfag für einen Nießbrauch, für 
eine beſchränkte perjönliche Dienftbarkeit 
ſowie für eine Reallaft von unbeitimmter 
Dauer ift durd) Hahlung einer Geldrente 
zu leilten, die dem Jahreswerte des 
Rechtes gleichtommt. Der Betrag ilt für 
drei Monate voraußzuzahlen. Der An: 
ſpruch auf eine fällig gewordene Ang 
verbleibt dem Berechtigten auch dann, 
wenn dad Recht auf die Rente vor dem 
Ablaufe der drei Monate erliicht. 

Bei ablösbaren Rechten beftimmt fich 
der Betrag der Erjagleiftung durch bie 
Ablöfungstumme. 


8 93. Au dem Beichluffe, durch 
welchen der Zufchlag erteilt wird, findet 
gegen den Beliber de Grundſtücks oder 
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einer mitverfteigerten Sache die Zwangs⸗ 
vollitrefung auf Räumung und Herauss 
gabe ſtatt. Die Zwangsvollſtreckung foll 
nicht erfolgen, wenn der Beſitzer au 
Grund .eined Rechtes beſitzt, das dur 
den Zuſchlag, nicht erlofchen iſt. Erfolgt 
gleichmoh die Smangdvollitredung, bo 
ann ber Beliter nad) Maßgabe des 

690 der Civilprozeßordnung Wider⸗ 
pruch erheben. i 

Zum Erjage von Verwendungen, die 
vor dem Zujchlage gemacht find, ift der 
Erſteher nicht verpflichtet. 





| 


8 94. Auf Antrag eines Beteiligten, 
der Befriedigung _auß dem Bargebote 
u erwarten hat, ift da8 Grunditüd für 

ehnung des Erſtehers in gerichtleche 
Bermaltung zu nehmen, jo lange nicht 
die Bahlung oder Hinterlegung erfolgt 
it. Der Antrag kann ſchon im Ber- 
fteigerumgstermine geftellt werden. 

Auf die Veftellung de3 Bermalterd 
omwie auf beilen Rechte und Pflichten 
nden die Vorichriften über die Zwangs⸗ 
verwaltung entiprechende Anwendung. 





VII. Weſchwerde. 


Der Beſchwerde unterliegende Ent- 
fheldungen. 


95. Gegen eine Entfcheidung, bie 
vor der Beihlußfaflung über den Bu- 
ſchlag erfolgt, kann die Beſchwerde nur 
eingelegt werden, ſoweit die Entſcheidung 
die lnorbnung, Aufhebung, einſtweilige 

nftellung ‚oder Fortſetzung des Vers 
fahrens betrifft. 





Beſchwerde gegen den Beſchlußz über 
die Erteilung des Zuſchlags. 


8 96. Auf die Beſchwerde gegen bie 
Entiheidung über den Zuſchlag finden 
die Vorſchriften ber Civilprozeßordnun 
über die fofortige Befchwerde nur infomweit 
Anwendung, als nicht in den 8$ 97 bis 
104 ein Anderes vorgefchrieben ift. 





Beſchwerderecht. 


8 97. Die Beſchwerde ſteht im Falle 
der, Erteilung des Zuſchlags jedem Be⸗ 
teiligten ſowie dem Erſteher und dem 
für zahlungspflichtig erklärten Dritten, 
im Falle der Verſagung dem Gläubiger 
u, in beiden Fällen auch dem Bieter, 

eſſen Gebot nicht erlofchen ift, ſowie 
demjenigen, welcher nad) 8 81 an die 
Stelle de3 Bieter treten Toll. 


Beſchwerdefriſt. 


8 98. Die Day für die Beſchwerde 
gegen einen Beihluß des Vollſtreckungs⸗ 

erichtS, durch welchen der Yufchlag ver: 
fen wird, beginnt mit der Verkündung 
es Beſchluſſes. Das mr gilt im 
alle der Erteilung des Zuſchlags für 
die Beteiligten, welche im Verfteigerungs- 
termin oder im Verkündungstermin 
erfchienen waren. 





‘ 


Gegenertlärung. 


8 99. Erachtet das Beichwerdegericht 
eine Gegenerklärung für erforderlih, fo 
at es zu beitimmen, wer als Gegner 
des Beſchwerdeführers zuzuziehen ift. 
Mehrere Beichwerden find mit einander 
zu verbinden. 





Beiräwerdegründe. 


8 100. Die Beichwerde, kann nur 
darauf geftüßt werden, daß eine der Vor: 
Schriften der & 81, 83 bi3 85 verlegt 
oder daß der Zuſchlag unter anderen als 
den der Verfteigerung zu Grunde ges 
legten Bedingungen erteilt ift. 

Auf einen Grund, der nur das Recht 
eined Anderen betrifft, kann weder die 
Beichwerde noch ein Antrag auf deren 


Im alle des 8 9 Nr. 2 genügt es, Zur aweiſuns A Fa egeichneten 
wenn die Unmelbung ‚nad Slaubhaft | geriegungsgründe hat das Beichwerde- 
machung des Rechtes bei dem Beſchwerde⸗ gericht von Smtsmegen zu berückſichtigen. 


gericht erfolgt. 


— — 


Nechtsbuch. IT. 
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Entiheldung auf die Beſchwerde. 
Weitere Beſchwerde. 


8 101. Wird die Beſchwerde für be⸗ 
gründet erachtet, fo hat das Beſchwerde⸗ 
gericht unter Aufhebung des angefochtenen 

eichluffeg in der Sache ſelbſt zu ent» 
ſcheiden. 

Wird ein Beſchluß, durch welchen der 
Zuſchlag erteilt iſt, aufgehoben, auf 
weitere Beſchwerde aber fi begründet 
erachtet, jo tft unter Aufhebung des Be- 
ſchluſſes des Beſchwerdegerichts die gegen 
die Erteilung des Zuſchlags erhobene 
Beſchwerde zurückzuweiſen. 


8 102. Hat das Beſchwerdegericht 
den Beſchluß, durch welchen der Zuſchlag 
erteilt war, nad) der Verteilung des Ber- 
fteigerungßerlöfes aufgehoben, 0 fteht Die 
weitere Beſchwerde auch denjenigen’ zu, 
welchen der Erlög zugeteilt iſt. 








Buftellung der Entiheidung. 


8 103. Der Beichluß des Beichwerbe- 
erichts ift, wenn der angefochtene Be- 
Phlub aufgehoben oder abgeändert wird, 
allen Beterligten und demjenigen Bieter, 
welchem der Zuſchlag yermeigert oder 
erteilt wird, fomie im Falle 8 61 
dem für zahlungspflichtig erklärten Dritten 
und in den Syällen des 8 81 Abi. 2, 8 
dem SMeiftbietenden zuzuſtellen. Wird 
die Beichwerde zurüdgemiefen, jo erfolgt 
die Zuſtellung des Beichluffes nur an 
den Beſchwerdeführer und den zugezo- 
genen Gegner. 





8 104. Der Beichluß, durch welchen 
das Beſchwerdegericht den Bufchlag er: 
teilt, wird erſt mit der Zuftelung an den 
Erſteher wirkſam. 


VIII. Berteifung des Erlöfes. 


Zermin zur Verteilung des Ber- 
jteigerungserlöfes. 


8 105. Nach der Erteilung des Zu⸗ 
\hlags hat dad Gericht einen Termin 
zur Verteilung des Verfteigerungserlöfes 
zu beftimmen. 

Die Terminsbeſtimmung ift den Be— 
teiligten und dem Erſteher ſowie im Falle 
des 8 61 dem für zahlungspflichtig er» 
Härten Dritten und in den Fällen de3 

81 Abſ. 2, 8 dem Meiftbietenden zuzu⸗ 
tellen. Als Beteiligte gelten auch die- 
jenigen, welche da angemeldete Recht 
noch glaubhaft zu machen haben. 

Die Terminzbeitimmung joll an die 
Gerichtätafel angeheftet werden. 

it die Zerminzbeitimmung dem Er- 
fteher und im alle des 8 61 auch dem 
für zahlungspflichtig erklärten Dritten 
jomwie in den sgalen des 8 81 Abf. 2, 3 
aud) dem eiftbietenden nicht zmei 
Wochen vor dem Termine zugeftellt, fo 
it der Termin aufzuheben und von 
neuem zu beitimmen, jofern nicht das 
Verfahren genehmigt wird. 


‚8 106. ge Vorbereitung des Ber: 
teilungsverfahrend kann da3 Gericht in 
der Termindbefimmung die Beteiligten 





auffordern, binnen zwei Wochen eine 
Berechnung ihrer Anfprüche einzureichen. 
In diefem Falle hat das Gericht nad) 
dem Ablaufe der Bl den Teilungsplan 
anzufertigen und ihn Ipäteften® drei Tage 
vor dem KXermin auf der Gerichts» 
Ichreiberei zur Einficht der Beteiligten 
miederzulegen. 


Gegeuftand der Berteilung. 


8 107. In dem Berteilungstermin tft 
teftzuftellen, wieviel die zu verteilende 
Maſſe beträgt. Zu der Maſſe gehört 
auch ber Erlös aus denjenigen Gegen 
jtänden, welche im Falle des 8 65 be: 
ſonders verfteigert oder andermeit ver- 
mertet find. 

Die von dem Erfieher im Termine 
leiftende Zahlung erfolgt an dag Gericht. 

Ein Geldbetrag, der zur Sicherheit für 
dag Gebot des Erſtehers hinterlegt ift, 
gilt als gezahlt. 


& 108. Someit das Bargebot nicht 
berichtigt wird, hat das Gericht, wenn 
Wertpapiere zur Sicherheit für das Ges 
bot des Erſtehers hinterlegt find, die 
Veräußerung der Papiere nad) Maßgabe 

| der Vorfchriften über die Bmangsvoll: 
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ſtreckung anzuordnen. Der Erlös iſt nach 
Anordnung des Gerichts außzuzahlen oder 
zu hinterlegen. 

t der Beichluß, durch welchen der 
gu lag erteilt wird, noch nicht recht?» 
träftig, fo foll auf Antrag desjenigen, 
welcher die Sicherheit geletiet bat, die 
Beräußerung bis zur Rechtskraft aus: 
geſetzt werden. 


8 109. Aus dem Berfteigerirmgserlöfe 
find die Koften des Verfahrend vorwe 
u entnehmen, mit Ausnahme der dur 
die Anordnung de Verfahrens oder den 
Beitritt eined Gläubigers, durch den Zu⸗ 
Schlag oder durch nachträgliche Verteilungs⸗ 
verhandlungen entitehenden Koften. 

Der Ueberjhuß wird auf bie Rechte, 
meiche durch Zahlung zu deden find, ver- 
teilt. 


8 110. Rechte, die ungeachtet ber im 
8 37 Nr. 4 beitimmten Aufforderung 
nicht rechtzeitig angemeldet oder glaub. 
haft gemacht worden find, ftehen 





ei der 
Berterlung den übrigen Rechten nad). 





8 111. Gin betagter Anſpruch gilt 
als fällig. Sit der Anspruch unverzind- 
ich, jo gebührt dem Berechtigten nur bie 
Summe, melde mit Sinzurechnung der 

efeglihen Zinſen für die Zeit von der 

ahlung bis zur Tälligfeit dem Betrage 
des Anſpruchs gleichlommt; lange die 
Zeit der Fälligfeit ungeroiß üt, gilt der 
Anſpruch als aufichtebend bedingt. 


g 112. 
mehrerer Grundſtücke der Bufchlag auf 
Grund eines Geſamtausgebots erteilt 
und wird eine Verteilung des Erlöſes 
auf die einzelnen Grundftüce notwendig, 
fo wird aus dem Erlöfe zunächſt der 
Betrag entnommen, welcher zur Deckung 
der Koiten ſowie zur Befriedigung der- 
jenigen bei Den pe telumg des geringiten 
Gebots berüdlichtigten und durch Zahlung 
zu deckenden Rechte erforderlich ıft, für 
welche die Grundſtücke ungeteilt, haften. 

Der Ueberihuß wird auf die einzelnen 
Grundſtücke nach dem Berhältmife des 
Wertes der Grundſtücke verteilt. Dem 
Ueberſchuſſe wird der Betrag der Rechte, 
welche nach 8 91 nicht erlöſchen, hinzu— 
gerechnet. Auf den einem Grundſtücke 
zufallenden Anteil am Erlöſe wird der 





Iſt bei der Verſteigerung 


vewrog der Rechte, welche an dieſem 
Grundſtücke beſtehen bleiben, angerechnet. 
Beſteht ein ſolches Recht an mehreren 
der verſteigerten Grundſtücke, ſo iſt bei 
jedem von ihnen nur ein dem Verhält— 
niffe des Wertes der Grunditüde ent: 
\prechender Teilbetrag in Anrechnung au 


ngen. 

Reicht der nach Abf. 2 auf das einzelne 
Grundſtück entfallende Anteil am Gr» 
löfe nicht zur Befriedigung derjenigen 
Anfprühe aus, meldye nach Maßgabe 
des geringiten Gebots durch Zahlung zu 
berichtigen find oder welche durch das 
bei dem Cinzelaußgebote für dad Grund: 
jtüd erzielte Meiftgebot, gedeckt werden, 
jo erhöht fi) der Anteil um den Fehl⸗ 
etrag. 





Zeilungaplan. 
8 113. In dem Berteilungstermine 
wird nah Anhörung der anmejenben 


Beteiligten von dem Gerichte, nötigen: 
fall mit Hilfe eine Rechnungsveritän- 
digen, der Teilungsplan aufgeftellt. 

In dem Plane find auch die nad 
8 91 nicht erlöfchenden Rechte anzugeben. 


8 114. Tin den Zeilungsplan find 
Anſprüche, ſoweit ihr Betrag oder ihr 
Hödjitbetrag zur Zeit der Eintragung des 
Verſteigerungsvermerkes aus dem Grund: 
buch erfichtlih war, nad) dem Inhalte 
des Buches, im übrigen nur dann auf: 
zunehmen, wenn fie jpätefien in dem 
Termin angemeldet find. Die Anfprüche 
des Gläubiger? gelten als angemeldet, 
fomweit fie ſich aus dem Verſteigerungs⸗ 
antrag ergeben. " 

Laufende Beträge 
Geiftungen, die nad) dem Inhau⸗ des 
Grundbuchs zu entrichten ſind, brauchen 
nicht angemeldet zu werden. 


3 115. Ueber den Teilungsplan wird 
ſofort verhandelt. Auf die Verhandlung 
owie auf die Erledigung erhobener 

iderſprüche und die Husfihrung des 
Planes finden die 88 762 bis 768 der 
Givilprozgeßordnung entiprechende An⸗ 
wendung. 

nu ein vor dem Termin angemeldeter 
Anſpruch nicht nad) dem Antrag in ben 
Plan aufgenommen, fo gilt die Anmel- 
dung ald MWiderfpruch gegen den Plan. 


50* 





wiederkehrender 
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Der Widerſpruch des Schuldnerd gegen 
einen vollſtreckbaren Anſpruch wird nad) 
den 88 686, 688, 689 der Civilprogeß- 
ordnung, erledigt. 

Soweit der Schuldner dur Sicher 
heitsftellung oder Sinterlegung die Be⸗ 
friedigung eined ſolchen Anſpruchs ab» 
wenden darf, unterbleibt die Ausführung 
des Planes, mern die Sicherheit geleiftet 
oder die Hinterlegung erfolgt iſt. 





Ausführung des Zeilungsplans. 


8 116. Die Ausführung des Zeilunge- 
pland ſoll bis zur Rechtskraft des 
ſchlags ausgeſetzt werden, wenn der 
ſteher oder im Falle des 8 61 der für 
gahlumaspflichtig erflärte Dritte ſowie im 
n Fällen bez $ 81 Abſ. 2, 3 der Meift- 
bietende die Audfegung beantragt. 


8 117. Someit ber Berfteigerungs- | 
erlss in Geld vorhanden ift, wird der 





Rn ber Hinterlegun g des Er» 
a ann ® ahlung eine 

nmweifung auf den hinterlegten Betrag 
erteilt werden. 


8 118. Someit da8 Bargebot nicht 
berichtigt wird, ift der Teilungsplan das 
dur auszuführen, daß die Forderung 
gegen ben Griteher auf die Berechtigten 
übertragen wird; die Mebertragung ers 
folgt durch Anordnung ded Gerichte. Das 
Gleiche gilt, ſoweit ahlmaefriſen feft⸗ 
geſetzt worden ſind. 

Die Uebertragung wirkt, ie Be⸗ 
—Aã— aus dem —E ke 

irfung tritt jedoch im Falle de Abi. 1 
Sat 1 nicht ein, menn vor dem Ablaufe 
von brei Monaten der Berechtigte dem 
Gerichte gegenüber den Verzicht auf die 
Rechte aus der Uebertragung erklärt oder 
die bie Simangäverfteigerung beantragt. Wird 

der Antrag auf San Bert eigerun 
De genornmen oder das Verfahren nad 
31 Abſ. 2 aufgehoben, do gilt er als 





| 


nicht geftelt. Im alle des Verzichts 
joll das Gericht die "Erllärungen dem 
Eriteher jemie demjenigen mitteilen, auf 
welchen orderung infolge deg Ber 


zichts übergeht. 
8 119. 





Wird auf einen, bedingten 
Unfprud) ein Betrag zugeteilt, fo ift 
durch den Teilungsplan feit tuftellen, wie 
der Betrag andermeit verteilt werden 
joll, wenn ber Anſvpruch wegfällt. 


8 120. Iſt der er Anſpruch aufſchiebend 
ben mat, fo iſt der Koetrag für die Bes 
rechtigten, zu binterlegen. Someit ber 
Betrag mich t gezahlt iſt, wird die Forde⸗ 
rung gegen den Grfiher auf die Berech⸗ 
tigten übertragen. Hinterlegumg 
ſowie bie un erfolgt für jeden 
unter der entiprechenden Bedingung. 

Während der Schwebezeit gelten für 
tie inlegung des hinterlegten Gelbe, 
für die Kündigung und Einziehung der 
übertragenen Forderung jowie für bie 
Anlegung des ein enen Geldes bie 
Borichriften der SS 1077 bis 1079 des 
Jurgerlichen Geſetzbuchs; die Art der 
Anlegung beſtimmi derjenige, melchem 


J etrag gebührt, wenn die Bedingung 





8 121. Im den Fallen des 8 92 
Abſ. 2 iſt für den Erſatzanſpruch in den 
Zeilungsplan ein Betrag aufzunehmen, 
mwelher der Summe aller Tünftigen 
Ka gleihtommt, den fünfund- 

anzigfachen Betrag einer veeleiftung 
8* nicht Be be gleich ift zu bes 
ftimmen, daß aus en Dil en. und dem 
Betrage felbit die einzelnen Leiſtungen 
hr Beit der Fälligkeit zu entnehmen 


oe Borichriften der 88 119, 120 finden 
entiprechende Anioenbung: die Art ber 
Anlegung de3 Geldeß beitinnmt der zu 
nächt t Berechtigte. 


8 122. Eind mehrere für den An» 
ſpruch eine Beteiligten haftende Grund» 
jtüde in demſelben Verfahren verfteigert 
morben, 17 iſt, unde haden der Vorſchrift 
des 81 Abt, 1 Sag 2 des Bürger: 
lichen —— bei jedem einzelnen 
Grundſtücke nur ein nad) dem Verhält⸗ 
nifje der Erlöfe zu beitimmender Betrag. 
in den Teilungsplan aufzunehmen. Der 
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Erlss wird unter Abzug des Betrags der 
Anfprüche berechnet, welche dem Ans 
ſpruche des Beteiligten vorgehen. 

Unterbleibt die Zahlung eines auf ben 
Anſpruch des Beteiligten zugeteilten Bes 
trag, jo iſt der Anſpruch bei jedem 
Srundftüd in Höhe dieſes Betrags in 
den Plan aufzunehmen. 


8 123. Soweit auf einen Anſpruch, 
für den aucd ein andere? Grundſtück 
haftet, der zugeteilte Betrag nicht ges 
zahlt wird, iſt durch den Zeilungsplan 
teitzuiftellen, wie der Betrag andermeit 
verteilt werden foll, wenn daß Recht auf 
Befriedigung aus dem zugeteilten Betrage 
nad) Maßgabe der befonderen Vorjchriften 
über die Geſamthypothek erliſcht. 

Die Zuteilung ift dadurch auszuführen, 
daß die Forderung gegen den Gritcher 
unter der entiprechenden Bedingung über: 
tragen wird. 


8124. Sm Falle eines Widerſpruchs 
egen den Teilungsplan ift durch den 
lan feitzuftellen, wie der jtreitige Bes 
trag verteilt werden joll, wenn der 
MWiderfpruch für begründet erklärt wird. 

Die Vorſchriften des 8 120 finden 
entipredyende Anmendung; die Art der 
Anlegung beitimmt derjenige, welcher den 
Anſpruch geltend madıt. 








Da3 Gleiche gilt, fomeit nah 8 115 
Abi. 4 die Ausführung des Planes 
unterbleibt. 





8 125. Hat ber Eriteher außer dem 
durd) Zahlung zu berichtigenden Teile 
des Meiſtgebots einen meiteren Betra 
nach den 88 50, 51 zu zahlen, fo it 
durch den Teilungsplan feitzuitellen, wem 
diefer Betrag zugeteilt werden foll. Die 
Buterlung it dadurch auszuführen, daß 
die Forderung gegen den Criteher über- 
tragen wird. 

it ungemiß oder ftreitig, ob der meis 
tere Betrag zu zahlen ift, fo erfolgt die 
Buteilung und Uebertragung unter der 
entiprechenden Bedingung. Die 85 764 
bi3 763 der Civilprozeßordnung finden 
feine Anmendung. 

Die Uebertragung hat nicht die Wir: 
F der Befriedigung aus dem Grund: 
tücke. 


—— — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — 06 — — — — 


trag die Perſon des Berechtigten unbe⸗ 
kannt, insbeſondere bei einer Hypothek, 
Grundſchuld oder Rentenſchuld der Brief 
nicht vorgelegt, fo tft durch den Teilungs— 
plan teitzuftellen, wie ber Betrag ver» 
teilt werden foll, wenn der Berechtigte 
nicht ermittelt wird. 

Der Betrag v für den unbefannten 
Berechtigten zu hinterlegen. Soweit ber 
Betrag nicht gezahlt wird, ift die For⸗ 
derung gegen den Eriteher auf den Be 
vechtigten zu übertragen. 


8 127. Wird der Brief über eine in⸗ 
Iolge ber BVerfteigerung erlofchene Hypo» 
tel, Grundſchuld oder Rentenſchuld vor» 
gelegt, fo hat das Gericht ihn unbrauch⸗ 
ar zu machen. Iſt dad Recht nur zum 
Zeil erloſchen, fo tft Died auf dem Briefe 
zu vermerken. Wird der Brief nicht vor- 
gelegt, jo fann das Gericht ihn von dem 
Berechtigten einfordern. 

Im alle der Vorlegung eined voll» 
ſtreckbaren Titels über einen Anſpruch, 
auf welchen ein Betrag zugeteilt wird, 
hat das Gericht auf dem Titel zu ver 
merlen, in welchem Umfange der Betrag 
duch Bahlung, Hinterlegung oder Ueber: 
tragung gededt worden it. 

Der Wortlaut der Vermerke ift durch 
das Protokoll feitzuftellen. 








Berichtigung des Grundbuchs. 


8 128. Soweit für einen Anſpruch 
die Forderung gegen den Eriteher über: 
ragen wird, ijt für die Forderung eine 
Sicherungshypothek an dem Grundftüde 
nit dem Range des Anſpruchs einzutragen. 
Mar das Recht, aus weldyem der Un: 
ſpruch herrührt, nad) dem Inhalte des 
Grundbuchs mit dem Rechte eines, Dritten 
belaftet, jo wird dieſes Recht als Recht 
an der {Forderung mit eingetragen. 

Soweit die Syorderung gegen den Er: 
fteher unverteilt bleibt, wird eine Giche- 
rungshypothek für denjenigen eingetragen, 
welcher zur Seit des Zuſchlags Eigen: 
tümer de3 Grunditüdg war. 

Mit der Cintragung entiteht die 


ypo⸗ 
thek. 


Vereinigt ſich die Hypothek mit 
dem Eigentum in einer Perſon, ſo kann 
ſie nicht zum Nachteil eines Rechtes, das 
beſtehen geblieben iſt, oder einer nach 
Abi. 1, 2 eingetragenen Sicherungshypo⸗ 
the geltend gemacht werden. 
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Wird dag Grundjtüd von neuem vers 
Neigent, fo ift der zur Deckung der Hypo⸗ 
thet erforderlihe Betrag bar zu .be 
richtigen. 


8 129. Die Sicherungshypothek für 
die im 8 10 Nr. 1 bis 3 bezeichneten 
Anfprüche, für bie im 8 10 Nr. 4 bes 
eichneten Anſprüche auf wiederkehrende 

iftungen und für die im $ 10 Abf. 2 
bezeichneten Koſten kann nicht zum Nach: 
teile der Rechte, welche beitehen geblieben 
find, und der übrigen nad) 8 128 Abi. 1, 
2 eingetragenen Sicherungshypotheken 
geltend gemacht werden, es jet dem, daß 
vor dem Ablaufe von ſechs Monaten nad) 
der Eintragung derjenige, welchem die 
Hypothek zuiteht, die Zwangsverſteigerung 
des Grundſtücks beantragt. Wird der 
Antrag auf Zwangsverſteigerung zurück⸗ 
enommen oder das Verfahren nad 

31 Abi. 2 aufgehoben, jo gilt er nicht 
geftellt. 


8 130. Sit der Teilungsplan aus⸗ 
geführt und der yulhlag rechtskräftig, 
ſo iſt das Grundbuchamt zu erſuchen, 
den Erſteher als Eigentümer einzutragen, 
den Verſteigerungsvermerk ſowie die durch 
den Zuſchlag erloichenen Rechte zu löſchen 
und die Eintragung der Sicherungs⸗ 
hypotheken für die Forderung gegen den 
Eriteher zu bewirken. Bei der Emtragung 
der Hypotheken fol im Grundbuch er: 
ſichtlich gemacht werden, daß fie auf 
Grund eines Zwangsverſteigerungsver⸗ 
fahrens erfolgt iſt. 

Ergiebt ſich, daß ein bei der Feſt⸗ 
ſtellung des geringſten Gebots berück⸗ 
ſichtigtes Recht nicht zur Entſtehung ge⸗ 
langt oder daß es erloſchen iſt, fo ift das 

uhen aud) auf die Lölchung dieſes 
Rechtes zu richten. 

Hat der Eriteher, bevor er als Eigen- 
tümer eingetragen worden ift, die Eigen» 
tragung eine Rechtes an dem verjteiger- 
ten Grundftüde bemilligt, ſo darf bie 
Eintragung nicht vor der Erledigung 
des im Abſ. 1 bezeichneten Erſuchens 
erfolgen. 


w ne In aan Fällen y: Side 
Abſ. 1 iſt zur ung einer Hypothek, 
einer Grundihuld oder einer Renten» 
ihuld, im Falle des 8 128 zur Eintra- 
gung ded Vorranges einer Sicherungs- 











hypothek die Borlegung bed über dag 
Recht erteilten Brieteg nicht erforderlich. 


8 182. Nach der Ausführung des 
Zeilungsplans it die Forderung gegen 
den Griteher und im Jalle des 8 81 
Abi. 4 auch gegen den mithaftend er 
klärten Meiſtbietenden, der Anſpruch aus 
der Sicherungshypothek gegen den Er: 
fteher und jeden fpäteren Eigentümer 
vollſtreckbar. Dieſe Borfchrift findet feine 
Anmendung, fomeit der Erſteher einen 
weiteren Betrag nach den 88 50, 51 zu 
zahlen hat. 

Die Zwangsvollſtreckung erfolgt auf 
Grund einer vollitredbaren Ausfertigung 
des Beichluffeß, durch welchen der Zus 
fchlag erteilt it. In der Vollſtreckungs⸗ 





klauſel ift der Berechtigte ſowie der Ber 


trag ber Forderung anzugeben; der Zus 
ftellung einer _Urfunde über die Webers 
tragung der Forderung bedarf e8 nicht. 





8 133. Die Bmangsvollitredung in 
das Grundftüd iſt gegen den Gcfefer 
ohne Zuſtellung des vollitredbaren Titels 
D der na 8 182 erteilten Boll 
ſtreckungsklauſel zuläſüg; ſie Tann er- 
folgen, auch wenn der Erſteher noch nicht 
als Eigentümer eingetragen iſt. Der Vor⸗ 
legung des im $ 17 Abi. 2 bezeichneten 

eugniſſes bedarf es nicht, folange das 

rundbuhamt noch nicht um die Ein- 
tragung erjucht it. 


5 134. Im alle des $ 61 tritt für 
dag Verteilungsverfahren an die Stelle 
der Yorderung gegen den Griteher bie 
Forderung gegen den für geeblunge- 
pflichtig erklärten Dritten. ird von 
bem Dritten die ihm obliegende Zahlung 
im Berteilungstermine bemirkt, fo iſt für 
feine Yorderung gegen den Erſteher eine 
Sicherungshypothek an dem verfteigerten 
Grundſtück einzutragen. Auf die Hypo⸗ 
thef finden die Vorſchriften des 8 128 
Abi. 3 Sat 1, des 8 130 Ab. 1 und 
des 8 132 entiprechende Anwendung. 








Aufgebot unbelannter Verechtigter. 


8 135. ft für einen zugeteilten Be 
trag die Perſon des Berechtigten unbe 
fannt, jo hat das Bollitredungsgericht 
zur Ermittelung des Berechtigten einen 
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Bertreter zu beftellen. Die Vorſchriften 
de 8 7 Abi. 2 finden entiprechende An: 
wendung. Die Auslagen und Gebühren 
des Vertreter find aus dem zugeteilten 
Betrage vorweg zu entnehmen. 


8 136. Iſt der, Nachweis des Bered)- 
tigten von der Beibringung des Briefed 
über eine Sande, rundſchuld oder 
. Rentenfchuld abhängig, fo kann der 
Brief im Wege des Aufgebot3verfahreng 
aud dann für Traftlos erklärt merden, 
wenn da3 Recht bereit gelöfcht tft. 





8 187. Wird der Zerechtigt nach⸗ 


träglich ermittelt, ſo iſt der 
plan auszuführen. 

Liegt ein Widerſpruch gegen den An- 
ſpruch vor, fo ift derjenige, welcher den 
Widerſpruch erhoben hat, von der Er: 
mittelung des Berechtigten zu benach- 
richtigen. Die im $ 764 der Givilprozeß- 
ordnung beftimmte Frift zur Erhebung 
der Klage beginnt mit der Zuſtellung 
der Benachrichtigung. 


8 138. Wird der Berechtigte nicht 
vor dem Ablaufe von drei Monaten jeit 
dem Berteilungstermin ermittelt, jo hat 
auf Antrag da3 Gericht den Beteiligten, 
mwelhem der Betrag andermeit zugeteilt 
ist, zu ermädtigen, das Aufgebotäver- 
fahren zum Zmede der Ausſchließung des 
unbefannten Berechtigten von der Be- 
friedigung aus dem zugeteilten Betrage 
zu beantragen. 

Wird nach der Erteilung der Ermäd)- 
tigung der Berechtigte ermittelt, jo hat 
dag Geriht den Ermädtigten hiervon 
zu benachrichtigen.” Mit der Benad) 
richtigung erlifcht die Ermächtigung. 


8 189. Das Gericht kann im alle 
der nachträglichen Ermittelung de3 Be: 
rechtigten zur meiteren Ausführung des 
Berechtigten zur meiteren Ausführung 
des zeilungöplans einen Xermin be- 
ſtimmen. ie Terminsbeſtimmung iſt 
dem Berechtigten und deſſen Vertreter, 
dem Beteiligten, welchem der Betrag 
andermeit zugeteilt ift, und demjenigen 
zuzuftellen, welcher zur Zeit de Zuſchlags 
Eigentümer des Grundſtücks mar. 

tegt ein Widerſpruch gegen den An⸗ 
ſpruch vor, fo erfolgt die Zuftellung der 
Zerminsbeftimmung auch an denjenigen, 


eilung3» 








welcher den Widerſpruch erhoben hat. 
Die im $ 764 der Givilprozekordnung 
beitimmte Friſt zur Erhebung der Klage 
beginnt mit dem Termine. 


‚8 140. Für da3 Aufgebotsverfahren 
iſt das Vollſtreckungsgericht zuftändig. 

Der Antragfteller hat zur Begründung 
des Antrags die ihm bekannten Rechts: 
nachfolger desjenigen anzugeben, welcher 
als legter Berechtigter ermittelt ift. 

In dem Aufgebot ift der unbefannte 
Berechtigte aufzufordern, fein Recht 
Ipäteften® im Aufgebotstermin anzumelden, 
widrigenfall3 feine Ausſchließung von der 
Befriedigung aus dem zugeteilten Betrag 
erfolgen werde. . 

Das Aufgebot iſt demjenigen, welcher 
als letter Berechtigter ermittelt iſt, den 
angezeigten Rechtgnachfolgern ſowie dem 
Vertreter des unbefannten Berechtigten 
zuzuſtellen. 

Eine im Vollſtreckungsverfahren er⸗ 
folgte Anmeldung gilt auch für das Auf: 
gebotäverfahren. 

Der Antragiteller kann die Eritattung 
der Kojten des Verfahren? aus dem zu- 
geteilten Betrage verlangen. 


8 141. Nach der Erlaſſung des Aus: 
ſchlußurteils hat dad Geriht einen 
Termin zur weiteren Ausführung ‚der 
Teilungsplans zu beitimmen. Die Termins- 
beftimmung ift dem Antragfteller und den 
Perfonen, welchen Rechte in dem Urteile 
vorbehalten find, dem Vertreter des un- 
befannten Berechtigten ſowie demjenigen 
zuzuftellen, welcher zur Zeit der Zuftellung 
Eigentümer des Grundftüds mar. 











Recht auf Hinterlegte Beträge, 


142. In den Fällen de8 8 117 
Abi, 2 und der 88 120, 121, 124, 126 
erlöſchen die Rechte auf den hinterlegten 
Betrag mit dem Ablaufe von dreißig 
Jahren, wenn nicht der Empfandbered) 
tigte ſich vorher bei der Hinterlegungs- 
ftelle meldet; derjenige, welcher zur Hei’ 
de3 Zuſchlags Eigentümer des Grund. 
ftüd3 war, it zur Erhebung berechtigt 
Die dreißigiährige Friſt beginnt mit der 
Hinterlegung, in_den Fallen der 88 120, 
121 mit dem Eintritte der Bedingung, 
unter welcher die Hinterlegung erfolgt if 
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 Yuhergeriihtliches Verteilungs⸗ Urkunden nebſt Erklärung des Erſtehers 
verfahren. oder des Dritten zur Einſicht der Be⸗ 
teiligten auf der Gerichtsſchreiberei nieder⸗ 
8 143. Die Verteilung de Der: ! —E Die Beteiligten ſind von der 
Neigerumgßertöfed durch das 2 Sericht findet | Keneelegung zu gu benachrichtigen und aufs 
nicht Statt, wenn dem Gerichte durd) änford ern, Grinnerungen binnen zwei 
öffentliche oder öffentlich beglaubigte Ur | oben geltend zu machen. 
funden nachgemwiejen wird, dab jich di Werden Erinnerungen nicht innerhalb 
Beteiligten über die Berteilung de & der imeinöchigen Friſt erhoben, I, be⸗ 
löſes geeinigt haben. ſchränkt ſich das Verteilungsverfahren 
auf die Verteilung des Erldſes aus den⸗ 
jenigen Gegenftänden, welche im alle 
des 8 65 beſonders verjteigert oder ander- 
weit verwertet worden find. 





ah gr Dei der er | h 
e er ngepflichtig 
ertlärte Brite dem de richte durch öffent: 
liche oder öffentlich beglaubigte Urkunden 
nad, daß er diejenigen Berechtigten, 
deren Anfprühe durch da8 Gebot gedeckt 
find, befriedigt hat und daß er von ihnen 
als alleiniger Schuldner angenommen iſt, 
fo find a uf Anordnung des Gerichts die 





8 145. Die Borichriften des 5 105 
Abi. 2 Sat 2 und der 88 127, 130 bis 
134 finden in den Fällen der. 88 148, 
144 entiprechende Anwendung. 





Dritter Titel, 


Zwangsverwaltung. 


8 146. Auf die Anordnung der Vorſchrift des 8 23 Abi. 1 Sat 2 findet 
Bmwangsverwaltung finden die Wors | feine Anwendung. 
Ichriften über die Anordnung der Bmangd- | Durch die Beihlagnahme wird dem 
verjteigerung entjprechende Anmendung, Schuldner die Verwaltung und Be 
ſoweit fich nicht aus den 88 147 bi 151 | nugung des Grundſtücks entzogen. 
ein Anderes ergiebt. 
‚Bon der Anordnung find nad dem | 8 149. Wohnt der Schuldner zur Beit 
e der im $ 19 Abſ. 2 bezeich- der Beichlagnahme auf dem Grunb- 
neten fo find ihm die für feinen Baus 
die Beteiligten zu benachrichtigen. jtand unentbehrlichen Räume zu belaffen. 
— | ansgefäßrbe der Shulbner, „gber ein 
itglied feine Hausitande runde 
Berfahren gegen den Gigenbefiger. | stünch Mob der bie Verwaltung, fo hat auf 


ı Antrag dad Gericht dem Schuldner Die 
5 147. Wegen bes Anſpruchs aus Flaumums des Orundftids aufzugeben. 
















































































einem eingetragenen Rechte findet Die 
Zwangsverwaltung auch dann Natt, 
wenn die Vorausſetzungen des $ 17 
Abſ. 1 nicht vorliegen, der Schuldner aber 
dad Grundſtück im Eigenbefite hat. 

Der Beſitz iſt durch Urkunden glaub- 
haft zu machen, fofern er nicht bei dem 
Gericht offenkundig iſt. 





8 150. Der Bermwalter wird von dem 
Gerichte beftellt. 

Das Geriht hat dem Verwalter durch 
einen GerichtZvollzieher oder durch einen 
fonftigen Beamten das Grundftüd zu 
übergeben oder ihm die Ermächtigung zu 
erteilen, fich felbft den Beſitz zu ver- 
Ihaffen. 





— — 


8 151. Die Beſchlagnahme wird 338 

dadurch wirkſam, daß der Verwalter na 

8 150 den Beſitz des Grundſtücks erlangt. 
Der Beſchluß, durch welchen der Bei- 


Beſchlagnahme. Berwalter. 


5 148. Die Beichlagnahme des 
un unfaßt auch die im 8 21 
2 bezeichneten Gegenitände. Die 


— — — — — — — a 
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8 152. Der Bermwalter hat das Recht 
und die Pflicht, alle Handlungen vor: 
zunehmen, die erforderlid) find, um das 
Grundſtück in feinem wirtſchaftlichen Be⸗ 
ſtande zu erhalten und ordnungsmäßig 
zu benutzen; er hat die Anſprüche, auf 
melde ſich die Beichlagnahme eritreckt, 
geltend zu machen und die für die Ver- 
mwaltung entbehrlihen Nußungen in Geld 
umzufeßen. 

Bi dad Grundftüd vor der Beſchlag⸗ 
nahme einem Mieter oder Pächter über: 
laffen, fo it der Miet: oder Pacht⸗ 
vertrag auch dem Verwalter gegenüber 
wirkſam. 


8 158. Das Gericht hat den Ber: 
mwalter nad) Anhörung des Gläubigers 
und des Schuldner mit der erforder: 
lichen Anmeilung für die Verwaltung zu 
verfehen, die dem Verwalter zu ges 
mwährende Vergütung feftzuſetzen und die 
Geſchäftsführung zu beauffichtigen; in 
geeigneten Yällen h ein Sachverſländiger 
zuzuziehen. 

Das Geriht kann dem Bermalter die 
Leiſtung einer Sicherheit auferlegen, 

egen ihn Urdnungsitrafen bis zu zmei- 
ent Mark verhängen und ıhn ent 
allen. 


8 154. Der Verwalter iſt für_ Die 
Srfüllung der ihm obliegenden Ber 
pflichtungen allen Beteiligten gegenüber 
verantwortlid. Er hat dem Gläubiger 
und dem Schuldner jährlih und nad) 
ber Beendigungder Bermwaltung Rechnung 
zu legen. Die Rechnung ift dem Gericht 
einzureichen und _von diefem dem Gläu- 
biger und dem Schuldner vorzulegen. 








Berwendung und Verteilung der Ein- 
nahmen. Rangordnung. 


8 155. Aus den Nutungen des 
Grundſtücks find die Ausgaben der Vers 








8 156. Die laufenden Beträge ber 
öffentlichen Laften find von dem Ber: 
walter ohne weiteres Berfahren zu bes 
richtigen. 
St zu erwarten, daß auch auf andere 
Aniprühe Zahlungen geleritet merden 
fönnen, jo wird nad) dem Eingange der 
im $ 19 Abi. 2 bezeichneten Mitteilungen 
des Grundbuchamts der Verteilungs⸗ 
termin beſtimmt. dem Termine 
wird der Teilungsplan für die ganze 
Dauer des Verfahrens aufgeſtellt. Die 
Terminsbeſtimmung iſt den Beteiligten 
owie dem Verwalter zuzuſtellen. Die 
orſchriften des 8 105 Abſ. 2 Gap 2, 
es 8113 Abſ. 1 und der 88 114, 115, 
126 finden Uns 
wendung. 


entiprechende 





Ausführung der Verteilung. 


8 157. Nach der Teititellung des 
Teilungsplans hat da8 Gericht die plans 
mäßige Zahlung der Beträge an die 
Berechtigten anzuordnen; die Anordnung 
it zu ergänzen, wenn nadıträglich der 
Beitritt eined Gläubiger zugelaffen 
wird. Die Auszahlungen erfolgen zur 
Beit ihrer Fälligkeit durch den Ver—⸗ 
walter, ſoweit die Beſtände binreichen. 

Im Falle der Hinterlegung eines zu⸗ 
geteilten Betrag für den unbelannten 

erechtigten it nach den Vorſchriften 
der SS 135 big 141 zu verfahren. Die 
Vorſchriften de8 8 142 finden An 
wendung. 





8 158. Zur Leiſtung von Sahlungen 
auf das Kapital einer Hypothek oder 
Grundſchuld oder auf die öfungs- 
ſumme einer Rentenfhuld bat das Ge—⸗ 
riht einen Termin zu beitinnmen. Die 
Zerminsbeftimmung ift von dem Ber 
mwalter au beantragen. 


® 
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Soweit der Berechtigte Befriedigung 
erlangt hat, ift da8 Grundbuchamt von 
Gericht um die Löfchung, des 
echtes zu erſuchen. Eine zuusferfi ung 
des Protofolls iſt beigufügen; bie or⸗ 
legung des über d echt erteilten 
Briefeß tft zur Löſchung nicht erforderlich. 
Uebrigen finden die Vorſchri 
88 117, 127 
—ã—, 


8 159. jeder Beteiligte kann eine 
Aenderung des Teilungsplans im Wege 
der Klage erwirken, auch wenn er 
hoben ha gegen den Plan nicht er 
oben 

Eine planmäßig. geleiftete Zahlung 
kann auf Grund einer fpäteren Wende: 
rung de3 Plane nicht zurückgefordert 
werden. 


8 160. Die Borichriften der 88 148 


entiprechende Ans 








bis 145 über die außergerihtliche Ber: 
teilung finden entiprechende Anwendung. 





8 161. Die Aufhebung ded Ber 
Iehrend erfolgt durch Beichluß des Ge⸗ 





Endigung der Zwangsverwaltung. 


Das Verfahren iſt aufzuheben, wemn 
der Glaͤubiger befriedigt ift. 

Das Gericht kann die Aufhebung ans 
ordnen, wenn Die ng des Vers 
fahren beiondere Aufwendungen erfordert 
und der Gläubiger den nötigen Geld⸗ 
betrag nicht, vorichießt 

Sm übrigen — auf die Auf 
hebung des Verfahrens die Vorſchriften 

der 88 28, 29, 32, 34 entſprechende An⸗ 
wendung. 





Zweiter Abſchnitt. 


Zwangsverſteigerung von Schiffen im Wege der Zwangsvollſtreckung. 


Schiffe als Gegenftände des unbeweg⸗ 
lichen Vermögens. 


8 162. au die Zmangßverfteigerung 
eines im Schiffsregiſter eingetragenen 
Schiffes finden die Vorſchriften des 
eriten Abſchnitts entſprechende Anwendung, 
ſoweit ſich nicht aus den 88 163 bis 170 
ein Anderes ergiebt. 





Vollftredungsgeridht. Verfahren. 
Betelligte. 


8 163. Al Vollſtreckungsgericht iſt 
das Amtsgericht zuftändig, in deſſen Be⸗ 
zirke fich das Shit befindet. 

Für da8 Verfahren cn an bie Gtelle 
des Grundbuchs das Schiffsregiſter. 

Die Derufögenoffen\haft für die Un: 
ralverficherung und die Verſicherungs⸗ 
anftalt für die „rmalibtäs: und Alters⸗ 

e 





verficherung en als Beteiligte, auch 
wenn fie eine Forderung nicht angemeldet 
haben. 

8 164. Die Bmangdverfteigerung 


darf, ſoweit fih nit aus den Bor: 
fchriften des e& Yanbelägefegbud® oder des 
Geſetzes, betreffend die privatrechtlichen 
Ber äliniffe, der Binnenidiffahrt, vom 
15. Juni 1895 ein Anderes ergiebt, mur 
angeordnet werden, mern ber chuldner 
dad Schiff im Eigenbeſthe hat. Die 
na pi "Begründung des Antrags 
auf Bmangßverfteigerung erforderlichen 
Thatiachen find durch Urkunden glaub- 
heit zu machen, jomeit fie nicht bei dem 
rich offenkundig find. Dem Antrag 
auf Si mangsverfteigerung iſt ein Zeugnis 
Bilenoenürhe über die Eintragung 
3 Sh iffes in das Schiffsregiſter bei« 
zufügen. 


8 165. Bei der Anordnung Der 
man aueritcigerung bat da8 Gericht 
gugl eich die Bewachung und Verwahrung 
ie Schiffes anzuordnen. Die Beſchlag⸗ 
nahme wird auch mit der Vollziehung 
diejer Anordnung wirkſam. 


8 166. Sit oe egen den Schiffer auf 
Son eine vollftredfbaren Titels, der 
auch gegenüber dem Rheder oder Schiffs 
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eigner wirkſam tft, daß Verfahren an 
geordnet, jo wirkt die Beichlagnahme 
zugleich gegen den Rheder oder Schiffs⸗ 
eigner. 

Der Schiffer gilt in diefem Falle als 
Beteiligter nur jo lange, als er das 
Schiff führt; ein neuer Schiffer gilt als 
Betetligter, wenn er fich bei Dem Gerichte 
meldet und feine Angabe auf Verlangen 
de3 Gerichts oder eine Beteiligten 
glaubhaft madıt. 





Verfteigerungstermin. 


8 167. Die Bezeichnung des Schiffes 
in der Beftimmung des Verfteigerungss 
termind foll nah dem Schiffsregiſter 
erfolgen. _ 

Die Terminzbeitimmung muß, die Auf- 
forderung an die Schiffsglaͤubiger und 
die jonfligen Berechtigten enthalten, ihre 
Rechte, * fie zur Zeit der Em: 
tragung de3 Verſteigerungsvermerles aus 
dem Schiffsregifter nicht erfichtlich waren, 
fpäteftend im DVerteilungstermin ans 
pumelben, widrigenfalls die Rechte bei 

er Verteilung des Berfteigerungderlöfes 
nicht berücfichtigt werden würden. 





168. Befindet fi) der_ Heimats⸗ 
hafen oder Heimatsort des Schiffes in 
dem Bezirk eine anderen Gerichts, fo 
ol die Terminsbeſtimmung auch durd) 
a3 für Bekanntmachungen dieſes Ge⸗ 
richts beſtimmte Blatt bekannt gemacht 
werden. 

Die im $ 39 Abſ. 2 vorgeſehene Ans 
ordnung iſt unzuläflig. 


— — 


Meiſtgebot. 


8 160. Die Vorſchriften über das ges 


ringfte Gebot finden feine Anwendung. 
Das Meiftgebot it in feinem ganzen 
Betrage durch Zahlung zu berichtigen. 
‚Someit die Berichtigung nicht, im Ber 
teilungstermin erfolgt, it für die Forde⸗ 
rung gegen den Eriteher ein Pfandrecht 
an dem Schiffe in das Schiffsregiſter 


195 


einzutragen. Das Pfandrecht entiteht 
mit der Eintragung, auch wenn der Er: 
fteher das Schiff inzwiſchen veräußert 
at. Uedrigen finden die Vor: 
ſchriften des Bürgerlihen Geſetzbuchs 
über das durch Rechtsgeſchäft beſtellte 
Pfandrecht an einem Schiffe Anwendung. 


—N—N — 


Gerichtliche Bewachung und Verwah⸗ 
rung Des verſteigerten Schiffes. 


170. An Stelle der nach 8 94 
Ab). 1 zuläffigen Verwaltung tritt die 
gerichtfiche Bewahung und Verwahrung 
des verlteigerten Schiffes. 

Das Gericht hat die getroffenen Map» 
regeln aufzuheben, wenn der zu ihrer 
Fortſetzung erforderliche Geldbetrag nicht 
vorgeichoffen wird. 


Zwangsperfteigerung ausländiidher 
Schiffe. 


8 174. Auf die Zwangsverſteigerung 
eined auslaͤndiſchen Schiffes, das, wenn 
es ein beutiches Schiff wäre, in das 
Sciffäregifter eingetragen werden müßte, 
finden die Vorjchriften der 88 162 bis 
167, 169, 170 injoweit Anwendung, als 
fie nicht die Eintragung in dad Schiffe: 
regilter vorausfeßen. 

Die Terminsbeſtimmung foll, fomeit 
e8 ohne erheblihe Verzögerung des 
Berfahrend thunlih iſt, auch den aus 
den Schiffspapieren erſichtlichen Schiffe« 
gläubigern und fonftigen Beteiligten zu- 
geitellt und, wenn dag Sal im Schife. 
regiſter eined fremden Staates ein- 
getragen ift, der Regiſterbehörde mit⸗ 
geteilt werden. 

Die Aufhebung der vom Gericht ans 
geordneten Ueberwachung, und Ver⸗ 
mahrung de Schiffes ſowie die Ueber⸗ 
gabe an den Erſteher darf erft erfolgen, 
wenn bie Berichtigung ded Meiſtgebots 
oder die Einmilligung der Beteiligten 
nachgewieſen wird. 
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Amangsverfteigerung und Zwangsverwaltung in bejonderen Füllen. 


Verfahren auf Antrag des Konlurs- 8 176. Wird die Bmangdverfteiges 
berwalters. rung nad) 8 175 beantragt, fo finden 
die Borfchriften des erften und zmeiten 
8 172. Wird die Bmangsverfteige | Abichnitts ſowie der 88 173, 174 ent. 
rung oder die Bmangdverwaltung von | fpredhende Anmwendung, fomweit ſich nicht 
dem Stonkuröverwalter beantragt, fo aus den 88 177, 178 ein Anderes ergiebt. 
finden die Borfichriften des eriten und 
zweiten Abſchnitts entiprechende An- 5 177. Der Antragfteller hat die 
mwendung, ſoweit fih nicht aus den Thatſachen, welche fein Recht zur Stellung 
88 173, 174 ein Andere ergiebt. des Antrag3 begründen, durch Urkunden 
glaubhaft zu machen, fomeit fie nicht bei 
8 173. Der Beichluß, durch welchen | dem Gericht offenkundig find. 
das Berfahren angeordnet wird, gilt 
nicht als Beichlagnahme. Im Sinne der | _ * 178. Die Zwangsverſteigerung ſoll 
88 18, 55 iſt jedoch die Zuſtellung des nicht angeordnet werden, wenn die 
Veſchluffes an den Konkursverwalter als Eröffnung des Nachlaßkonkurſes bean⸗ 


Beſchlagnahme anzuſehen. tragt iſt. 
urch die Eröffnung des Nachlap- 
8 174. Hat ein Gläubiger für feine | konkurſes wird die Zwangsverſteigerung 


Yorderung gegen den Gemeinjchuldner | nicht beendigt; für daß weitere Ber: 
ein von dem SKonkurßvermwalter an= | fahren gilt der Konfurdverwalter als 
erkanntes Recht auf Befriedigung aus | Antragfteller. 

dem Grunditüde, jo Tann, er biß zum m 
Schluffe der Verhandlung im Verſteige⸗ 8 179. sit ein Nachlaßgläubiger, der 
rungstermine verlangen, baß bei der | verlangen Tonnte, daß das geringfte 
Sefttellung des geringften Gebot? nur ! Gebot nah Maßgabe de 8 174 ohne 
die jeinem Anfpruche vorgehenden Kedhte Berückſichtigung ſeines Anſpruchs feit- 
berüdlichtigt werden; in diefem Falle ift | gejtellt werde, bei der Feſtſtellung des 
dad Grundſtück auch mit der verlangten geringften Gebots berüdfichtigt, jo fann 
Abweichung auszubieten. {hm die Befriedigung aus dem übrigen 
achlafje verweigert werden. 























Berfahren auf Antrag des Erben. 


8175. Hat ein Nacdlaßgläubiger für 
— Forderung ein Dec auf Be 

iebigung aus einem zum Nachlaffe ge- 
hörenden Grundſtücke, jo kann der Erbe 
nah der Annahme der Erbſchaft die 
Zwangsverſteigerung des Grundſtücks be- 
antragen. Zu dem Antrag iſt auch jeder 
Andere berechtigt, welcher das Aufgebot 
der Nachlaßgläubiger beantragen kann. 


Zwangsverſteigerung zum Zwed Der 
Aufhebung einer Gemeinſchaft. 


8 180. Soll die Zwangsverſteigerung 
zum Zwecke der Aufhebung einer Ge- 
meinfchaft erfolgen, fo finden die Bor: 
jchriften des erjten und zweiter Abſchnitts 
entiprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht 
aus den 88 181 bis 184 ein Anderes 





Diefe Vorſchriften finden feine Ans ı ergiebt. 
wendung, wenn der Erbe für die Nach 
laßverbindlichkeiten unbefchräntt haftet 181. Ein vollitredbarer Titel it 
oder wenn der Nachlaßgläubiger im Aufe | nicht erforderlich. 


gebotöverfahren ausgeſchloſſen ift oder 
nad den 88 1974, 1987 des Bürger 
lichen Geſetzbuchs einem ausgeſchloſſenen 
Gläubiger gleichſteht. 


Die Zwangsverſteigerung eines Grund⸗ 
ſtücks darf nur angeordnet werden, wenn 
der Antragſteller als Eigentümer im 
Grundbuch eingetragen oder Erbe eines 
eingetragenen Eigentuͤmers iſt oder wenn 


— — — — — — — — — — — — —— — — — — 
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er das Recht des Eigentümers oder des 
Erben auf Aufhebung der Gemeinſchaft 
ausübt. Von dem Vormund eines Mit—⸗ 
eigentümers kann der Antrag nur mit 
Genehmigung des Vormundſchaftsge⸗ 
richts geſtellt werden. 

Betrifft der Antrag ein Schiff, ſo iſt 
durch Urkunden glaubhaft zu machen, 
daß das Eigentum dem Antragſteller und 
denjenigen, gegen welche ſich der Intzag 
richtet, gemeinſchaftlich zufteht_ und da 
einer von ihnen im Beſitze des Schiffes üft. 

Die Vorichrift des 8 17 Abf. 3 findet 
auch auf die Erbfolge des Antragiteller? 
Anmendung. 


8 182. Bei der Tyeitftellung des ge 
ringſten Gebots find Die den Anteil des 
Antragfteller8 belaftenden oder mit- 
belaftenden Rechte an dem Grundſtücke 
ſowie alle Rechte zu berückſichtigen, die 
len dieſer Rechte vorgehen oder gleich- 

en. 





ft hiernach bei einem Unteil ein 
größerer Betrag zu berüdfichtigen als bei 
einem anderen Anteile, jo erhöht fich das 
geringfte Gebot um den zur Außgleihung 
Inter den Miteigentüümern erforderlichen 
08. 
Auf die Verfteigerung eined Schiffes 
finden die Vorfchriften über das geringite 
Gebot entiprechende Anwendung. 





8 183. Im alle der Vermietung 
oder ‚Derpaditing De Grundſtücks finden 
die Borfchriften 8 57 Sab 2, 8 Feine 
Anwendung. 


8 184. Ein Miteigentümer braucht 
für fein Gebot feine Sicherheit zu leiften, 
wenn ihm eine durch _da8 Gebot ganz 
oder teilmeije gedeckte Hypothel, Grund» 
ſchuld oder Rentenſchuld zufteht. 


VIII. 


Geſeh über Die Uingelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, 


Bom 17. Mat 1898 (R.G.BL. ©. 189). 


— — 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 


König von Preußen ꝛc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrats und des Reichsſstags, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 


Allgemeine 


81. Für diejenigen Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche 
durch Reichsgeſetz den Gerichten, über: 
tragen find, gelten, fomweit nicht ein An- 
dere beitimmt ift, Die nachitehenden all- 
gemeinen Vorſchriften. 


2. Die Gerichte haben fih Rechts⸗ 
hülfe zu leiften. Die 88 158 bis 169 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes finden An⸗ 


wendung. 


8 3. Someit für die örtliche Zuftän- 
digkeit der Gerichte der Wohnſitz eines 
Beteiligten maßgebend tft, beitimmt fich 
für Deutfche, die daß Necht der Exterri⸗ 
torialität genießen, jowie für Beamte 
des Reichs oder eines Bundesſtaats, die 
im Ausland angeſtellt ſind, der Wohnſitz 





Vorſchriften. 


nach den Vorſchriften des 8 15 (16) der 
Civilprozeßordnung. 





‚8 4. Unter mehreren auftänbigen Ge⸗ 

richten gebührt demienigen der Vorzug, 
welches zuerſt in der Sache thaͤtig ge⸗ 
worden iſt. 


8 5. Beſteht Streit oder ngersinbeit 
darüber, welches von mehreren Gerichten 
örtlich zuftändig tt, fo wird das zuftän- 
dige Gericht durch das gemeinichaftliche 
obere Gericht beitimmt. ft das zu⸗ 
ftändige Gericht in einem einzelnen Falle 
ih ber an * era Bi 
ich oder t tch verhindert, fo erfolgt 
die Beſtimmung durch das ihm im Ins 
ftanzenzuge vorgeordnete Gericht. 
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Eine Anfehtung der Entſcheidung 
findet nicht ſtatt. 


8 6. Ein Richter ilt von der Aus« 
übung des Richteramts kraft Geſetzes 
ausgeſchloſſen: 

1. in Sachen, in denen er ſelbſt betei⸗ 

ligt iſt oder in denen er zu einem 
Beteiligten in dem Verhältnis eines 
Mitberechtigten oder Mitverpflich- 
teten ſteht; 

2. in Sachen feiner Ehefrau, auch wenn 

die Ehe nicht mehr beſteht; 

8. in Saden einer Perſon, mit der er 





in gerader Linie oder, im zmeiten 
Grade der Seitenlinie verwandt 


oder verſchwagert iſt; 

4. in Sachen, in denen er als Ver⸗ 
treter eined Beteiligten beftellt oder 
als gefeglicher Vertreter eines folchen 

‚aufautveten berechtigt iſt. 

‚Ein Richter kann fid) der Ausübung 

feine Amtes wegen Befangenheit ent 

halten. Die Ablehnung eines Richters 
iſt ausgeſchloſſen. 


7. Gerichtliche Handlungen ſind 
nicht aus dem Grunde unwirkſam, weil 
ſie von einem örtlich unzuſtändigen Ges 
richt oder von einem Richter vorgenom⸗ 
men ſind, der von der Ausübun 
Richteramts kraft Geſetzes ausgeſchloſſen iſt. 


8 8. Auf das gerichtliche Verfahren 
finden die Vorſchriften des Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetzes über die Gerichtsſprache, 
über die Stpungspoliget und über bie 
Beratung und Abitimmung entiprechende 
Anwendung, die Vorichriften über die 
Gerichtsſprache mit den fi) auß dem 
8 9 ergebenden Abmeichungen. 


8 9. Der Zugiehung eined Dolmet 
[her2 bedarf e8 nicht, wenn der Richter 
er Sprache, in der fich die beteiligten 
Perſonen erklären, mächtig ift; die Be- 
eidigung des Dolmeticherd ift nicht er: 
jorberlih, wenn die beteiligten Perſonen 
arauf verzichten. Auf den Dolmeticher 
finden die Vorfchriften des 8 6 entipre 
ende Anwendung. 


8 10. Auf das gerichtliche Verfahren 
find die Gericdhtäferien ohne Cinfluß. 
Die Bearbeitung der Vormundſchafts⸗ 
fachen und der Nachlaßſachen kann wäh» 











rend der tyerien unterbleiben, ſoweit dag 
Bedürfnis einer Beichleunigung nicht 
vorhanden iſt. 


8 11. Anträge und Erflärungen kön⸗ 
nen zum Protokoll des Gerichtsſchreibers 
des zuſtändigen Gerichts oder des Ges 
En aatareiberd eined® Amtsgericht? ers 
olgen. 


8 12. Das Gericht hat von Amts 
wegen die zur Feſtſtellung der Thatſachen 
erforderlichen Ermittelungen zu verans 
italten und die geeignet erjcheinenden Bes 
meije aufzunehmen. 








8 13. Die Beteiligten fönnen mit 
Beiſtaänden ericheinen. Sie können ſich, 
ſoweit nicht das Gericht das perjönliche 

cheinen anordnet, auch durch Bevoll⸗ 
maͤchtigte vertreten laſſen. Die Bevoll⸗ 
maͤchtigten haben auf Anordnung des 
Gericht? oder auf Verlangen eined Be 
teiligten die Bevollmächtigung durch eine 
ef beglaubigte Vollmacht nachzu⸗ 
weiſen. 


8 14. Die Vorſchriften der Civilpro⸗ 
zeßordnung über das Armenrecht ſowie 
die Vorſchriften der 88 834 bis 86 ber 
Rechtsanwaltsordnung finden entipre- 
chende Anmendung. 


8 15. Die Borfchriften der Civil⸗ 
prozeßordnung über den eraugenbemeiß, 
über den Beweis durch Sadıverjtändige 
und über das Derfahren bei der Ab- 
nahme von Eiden finden entiprechende 
Anwendung. Ueber die Beeidigung eines 
Zeugen oder Sacdjverftändigen enticheidet 
jedoch, unbejchadet der 393 (358 
402 (367) ber Civilprozeßordnung, bag 
Ermeſſen des Gerichts. 

Behufs der Glaubhaftmachung einer 
thatſächlichen Behauptung kann ein Be⸗ 
teiligter zur Verſicherung an Eidegitatt 
zugelaffen werden. 


8 16. Gerichtliche ügungen wer: 
den mit der Befanntmahung an den« 
jenigen, für melchen fie ihrem Inhalte 
nach beftimmt find, wirkſam. 

Die Belanntmahung erfolgt, wenn 
mit ihr der Lauf einer Yrift beginnt, 
durch Buftelung nach den für die Zus 
ftelung von Amts wegen geltenden Vor⸗ 
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jöriften der OroilprogeBorbnung; durch 
ie Landesiuftizverwaltung Tann jedoch 
für Buftellungen im Ausland eine ein: 
fachere Art der Buftellung angeorönet 
werden. In denjenigen Faͤllen, in wel⸗ 
hen mit der Bekannimachung nicht ber 
Lauf einer Friſt beginnt, joll in den 
Alten vermerkt werden, in welcher Weile, 
an welchem Orte und an welchem Tage 


Die FAR THAN au Ausführung ges | 


bracht it; durch die Landesiuſtizverwal⸗ 
tung kann näher beitinmt merden, in 
welcher Weiſe in diefen Fällen die Bes 
kanntmachung zur Ausführung gebracht 
werden fol. 

Einem Anmejenden kann die Verfügung 
Pe Protokoll bekannt gemacht werden. 

f Verlangen ift ihm eine Abſchrift der 
Verfügung zu erteilen. 


8 17. Für die Berechnung ber Friſten 
gelten die Borfchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. 

Faͤllt das Ende der Friſt auf einen 
Sonntag oder allgemeinen Feiertag, ſo 
endigt die Friſt mit dem Ablaufe des 
näch'tfolgenben Werktags. 


8 18. Erachtet das Gericht eine von 
ihm erlaſſene Verfügung nachträglich für 
agnenig ſo iſt es berechtigt, ſie 
zu ändern; ſoweit eine Verfügung nur 
auf Antrag erlaſſen werden kann und 
der Antrag zurückgewieſen worden iſt, 
ae die Aenderung nur auf Antrag er: 
olgen. 

du der Aenderung einer Verfügung, 
die der jofortigen Beſchwerde unterliegt, 
ift das Gericht nicht befugt. 


: 19._ Gegen die Derfügungen erfter 
Inſtanz findet das Rechtsmittel der Bes 
ſchwerde ſtatt. 

Ueber die Beſchwerde entſcheidet das 











Landgericht. 





8 20. Die Beſchwerde ſteht jedem 
it, deſſen Recht durch die Verfügung 
eeinträchtigt iſt. 

Someit eine Verfügung nur auf Ans 
trag erlaffen werden kann und der An- 
trag zurückgewieſen worden tt, Steht bie 
Beſchwerde nur dem Antragiteller zu. 


8 21. Die Beſchwerde kann bei dem 
Gerichte, deffen Berfügung angefochten 


wird, oder bei dem Beſchwerdegericht 
eingeleot werden. >. 
ie Einlegung erfolgt durch Eintei- 
hung einer Beichwerdeichrift oder durd) 
Erklärung zum Protofolle de Gericht3- 
ſchreibers desjenigen Gerichts, deſſen Ber 
fügung angefochten wird, oder des Ge⸗ 
—— des Beſchwerdegerichts. 


8 22. Die ſofortige Beſchwerde tt 
binnen einer Friſt von zwei Wochen ein⸗ 
zulegen. Die Friſt beginnt mit dem 
Zeitpunkt, in welchem die Verfügung 
dem Beſchwerdeführer bekannt gemacht 
worden iſt. 

Einem Beſchwerdeführer, der ohne fein 

ulden verhindert war, die Friſt 
einzuhalten, tft auf Antrag von dem Bes 
fchmwerdegerichte die Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand zu erteilen, wenn er 
bie Beſchwerde binnen zwei Wochen, nad) 
der Bejeitigung des Hinderniſſes einlegt 
und die Thatſachen, welche die Wieder⸗ 





einſetzung begründen, er macht. 


Cine Berfäumung der Friſt, die m 
Verſchulden eines Vertreterd ihren Grund 
bat, wird als eine unverichuldete nicht 
angejehen. Oegen die Entjcheidung über 
den Antrag, findet die fofortige weitere 
Beichwerde ftatt. Nach dem Ablauf eines 
ahres, von dem Ende der verjäumten 
it an gerechnet, kann die Wiederein- 
etzung nicht mehr beantragt werden. 


8 28. Die Beſchwerde kann auf neue 
Thatſachen und Beweiſe gejtügt werden. 


24. Die Beichmwerde hat nur dann 
aufichiebende Wirkung, wenn ſie gegen 
eine Verfügung gerichtet ift, durch Die 
eine Strafe Feftgefeßt wird. 

Das Gericht, deſſen Verfügung an⸗ 

efochten wird, kann anordnen, daß die 
ollziehung auszuſetzen iſt. 

Das Beſchwerdegericht kann vor der 
Entſcheidung eine einftweilige Anordnung 
erlaſſen; es fann in&bejondere anordnen, 
daß die Vollziehung der angefochtenen 
Verfügung auzzufeken ift. 


8 25. Die Entiheidung des Beſchwerde⸗ 
gericht 8 ift mit Gründen zu verfehen. 


826. Die Enticheidung des Beſchwerde⸗ 
gericht3 wird in den en, in welchen 
die fofortige weitere Beſchwerde ſiatt⸗ 
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findet, erit mit der Rechtskraft wirkſam. 
Das Beichwerdegericht kann jedod, die 
fofortige Wirkſamkeit der Enticheidung 
anordnen. 


27. Gegen die Enticheibung bed 
Beſchwerdegerichts ift das Nechtömittel 
ber meiteren Beſchwerde zulälfig, wenn 
bie Entichetdung auf einer Verlegung 
des Geſetzes deruht. Die Borfchriften 
der 88 550, 551, 561, 563 (512, 518, 
524, 526) der Civilprozeßordnnung finden 
entiprechende Anwendung. 








8 28. Ueber die meitere Beſchwerde 
enticheidet das Oberlandesgericht. 

Will das Oberlandesgericht bei der 
Auslegung einer reichsgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchrift, welche eine der im 81 bezeich⸗ 
neten eingelenenbeiten betrifft, von ber 
auf, weitere Beichwerde ergangenen Ent 
iheidung eine anderen Oberlandedges 
richts, falls aber über die Rechtöfrage 
bereit3 eine Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts ergangen iſt, von dieſer abwei⸗ 
chen, ſo hat es die weitere Beſchwerde 
unter Begründung ſeiner Rechtsauffaſſung 
dem Reichsgerichle vorzulegen. Der Be 
fhluß über die Vorlegung ift dem Be- 
ſchwerdeführer befannt zu machen. 

In den Fällen des Abf. 2 erticheidet 
Fer weitere Beſchwerde dad Reichs⸗ 
gericht. 





8 29. Die weitere Beſchwerde kanm 
bei dem Gericht erſter Inſtanz, bei dem 
Landgericht oder bei dem Oberlandes⸗ 
gericht eingelegt werden. Erfolgt die 

inlegung durch Einreihung einer, Bes 
hmerdeichrift, jo muß A von einem 
Recht3anmalt unterzeichnet fein. Der Zus 
ziehung eined Rechtsanwalts bedarf es 
nicht, wenn die Beſchwerde von einer 
Behörde oder von einem Notar eingelegt 
wird, der in der Angelegenheit für den 
Beichwerbeführer einen Antrag bei dem 
Bericht eriter Inſtanz geftellt Bat. 

Someit eine Verfügung der fofortigen 
Beichwerde unterliegt, findet auch gegen 
die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts 
die fofortige meitere Beſchwerde ſtatt. 

Das Gericht eriter Snltanz und das 
Sanbgericht find nicht befugt, der weite⸗ 
ren Beſchwerde abzuhelfen. 

Sm übrigen finden die Vorſchriften 

Nechtsbuch. IL 


über die Beſchwerde entjprechende Ans 
wendung. 


8 30. Die Enticheidungen über Be 
ſchwerden erfolgen bei den Landgerichten 
durch eine Eivilfammer, bei den Ober: 
Iandeögerichten und bei dem Reichs⸗ 
gerichte durch einen Givilfenat. Sit bei 
einem Landgeriht eine Kammer für 
Handeldfachen gebildet, fo tritt für Han⸗ 
delsſachen dieſe Kammer an die Stelle 
der Civilkammer. 

‚Die VBorichriften des 8 137 des Ge⸗ 
richtsverfaſſungsgeſetzes finden entipre- 
Iprechende Anwendung. 


‚8 31. Zeugniſſe über die Rechtskraft 
einer Verfügung ſind von dem Gericht?» 
ſchreiber erfter Entlang zu erteilen. 


‚832. Iſt eine Berfügung, durch die 
jemand die Fähigkeit oder die Befugnis 
zur Vornahme eines Rehtegeihäfts oder 
zur Entgegennahmeeiner Willenserklärung 
erlangt, ungeveditfertigt, fo bat, ſofern 
nicht die Verfügung wegen Mlangel3 der 
ſachlichen Bultändigfeit de Gericht? uns 
wirkſam ift, die Aufhebung der Verfügung 
auf die Wirkſamkeit der inzmifchen von 
Im oder ihm gegenüber vorgenommenen 
echtsgeſchaͤfte feinen Einflub. 


8 33. Soll in den geſetzlich zugelafies 
nen Tällen jemand dur) Ordnungs⸗ 
ftrafen zur Befolgung einer gerichtlichen 
Anordnung angehalten werden, jo muß 
der Feſtſetzung der Strafe eine Androhun 
vorausgehen. Die einzelne Strafe da 
ben Betrag von dreihundert Mark nicht 
überfteigen. 


8 34. Die Einficht der Gerichtsakten 
kann jedem inſoweit geitattet werden, als 
er ein berechtigted Intereſſe glaubhaft 
macht. Das Gleiche gilt von der 
teilung einer Abfchrift; die Abichrift 
auf 











gericht obliegenden BVerrichtungen find 
die Amtsgerichte zuftändig. 


8 86. Für die Bormundichaft ift das 
Gericht zultändig, im deſſen Bezirke der 
Mündel zu der Beit, zu welcher die Anz 
ordnung der Vormundichaft erforderlich 


51 


iſt 
af 


erlangen zu ——“— au 
8 85. Für die dent Bormunbich 
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wird, feinen Wohnfig oder in Ermange- 
lung eine3 inländiichen Wohnſitzes jeinen 
Aufenthalt hat. Wird die Anordnung 
einer Bormundfchaft über Geſchwiſter er- 
forberlich, die in den Bezirken vericie- 
ener Bormunbichaft3gerichte ihren Wohn: 
fiß oder ihren Aufenthalt haben, fo üt, 
wenn für einen der Münbel jchon eine 
Bormundihaft anhängig iſt, das für 
biefe zuftändige Gericht, andevenfalld das⸗ 
jenige Gericht, in deſſen Bezirke der 
jüngite Mündel jenen Wohnfik oder 
feinen Aufenthalt hat, für alle Geſchwiſter 
maßgebend. 
St der Mündel ein Deuticher und hat 
er im Inlande weder Wohnfig noch Auf: 


enthalt, jo iſt dag Gericht zuftändig, in’ 


deſſen Bezirke der Mündel feinen legten 
inländiihen Wohnſitz hatte. Yr an⸗ 
gelung eined ſolchen Wohnligeg wird 
a3 zuftändige Gericht, fall der Mündel 
einem Bundezitaat angehört, von der 
Landesjuftizverwaltung, anderenfall® von 
dem Reichskanzler beitimmt. 
ür die Bormundichaft über einen 
Minderjährigen, deſſen Yamilienitand 
nicht zu ermitteln iſt, iſt das Gericht zu- 
jtändig, in deſſen Bezirke der Minder⸗ 
jährige aufgefunden murde. 


8 37. Soll jemand nad) $ 1909 des 
Bürgerlihen Geſetzbuchs einen Pfleger 
erhalten, ſo ift, wenn bet einem inlän- 
diichen Geridht eine Vormundſchaft über 
ihn anhängig ift, für bie negichaft 
dieſes Gericht zuftändig. Im übrigen 
finden auf die Hegfha t die Vorfchriften 
ed 8 36 Anmendung. 

Für die Pflegichaft über einen Aus» 
länder, für den bei einem inländilchen 
Geriht eine Vormundſchaft nicht an- 
hän ig iſt und der im Inlande weder 
fi nod) Aufenthalt hat, bb das Ge 
richt zuſtaͤndig in deſſen Bezirke daß Bes 
dürfnis der Fürſorge hervortritt. 


8 38. Auf die Zuſtändigkeit für die 
Plleg chaft über einen Gebrechlichen finden 
die Vorſchriften des 8 36 Abſ. 1, 2 und 
deg $ 37 
wendung. 


5 39. Für die Pflegichaft über einen 
Abweſenden iſt das Gericht zuftändig, in 





| 


Niſt da3 Gericht 


des Ortes 


Hat der Abweſende im Inlande keinen 
ahnt, fo finden die Vorfchriften des 
8 36 Abſ. 2 und deß 8 37 Abſ. 2 ent- 
iprechende Anwendung. 


8 40. Tür die Pflegichaft über eine 
Leibesfrucht ift das Gericht zuitändig, 
welches für die Vormundſchaft zuftändig 
fein würde, fall das Kind zu der Zeit, 
zu welcher das Bedürfnis der Yürlorge 
herovortritt, geboren märe. 








5 4. Wird im alle de $ 1913 
bed Bürgerlichen Geſetzbuchs die Anord» 
nung einer Pflegſchaft für den bei einer 
Angelegenheit Beteiligten erforderlich, fo 
ift das Gericht zuftändig, in deſſen Be 
das Beduͤrfnis der Fürſorge hervor⸗ 





8 42. Fiür die Pflegſchaft zum Zwecke 
der Demon und Verwendung eines 
durch Öffentliche Sammlung zujammen- 
ebradhten Vermögens iſt das Gericht 
zultändt ‚ an weldem bisher 

die Verwaltung geführt wurde. 
‚8 48. Die Buftändigfeit für eine Ber» 
rihtung des Vormundſchaftsgerichts, die 
nicht eine Bormundfchaft oder eine Pfleg⸗ 
ſchaft betrifft, beftimmt fich, fomeit ſich 
nicht aus dem Geſetz ein Anderes er» 
gie t, nach den Vorſchriften des 8 36 
bf. 1, 2; maßgebend iſt für jede ein» 
zelne Angelegenheit der SBeitpunft, in 
ween das Gericht mit ihr befaßt wird. 
Iſt für die Perſon, in Anſehung deren 
die Verrichtuug des Vormundſchafts⸗ 
erichts erforderlich wird, eine Vormund⸗ 
* oder eine Pflegſchaft anhängig oder 
ıft der Mutter, unter deren elterlicher 
Gewalt fie fteht, ein Beiltand beftellt, fo 
ftändig, bei weldyem 
Pflegichaft oder Bei 





u 
bie —— 


| ſtandſchaft anhängig iX. 


| 
| 


Abf. 2 entiprechende An | zum Bürgerlichen Gefegbuche 
5 





8 44. Tür die inden 8 1665, 1846 
des Bürgerlihen Geſetzbuchs und im 
Artikel 23 Abf. 2 des Einführungs elepes 
ezeich⸗ 
zeichneten das Ge⸗ 


aßregeln iſt au 
richt zuſtändig, in deſſen Bezirke das 


| 
Bedürfnis der Fürſorge hervortritt. Das 


deſſen Bezirke der Abweſende feinen ' 


Mohnjig hat. 


Gericht fol, wenn eine Vormundſchaft, 
Pflegihaft oder Beiltandichaft anhängtg 


‚ it, von den angeordneten Mabregeln 
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dem nad) 8 43 Abſ. 2 zuftändigen Ge- 
richte Mitteilung machen. 


5 45. Wird in einer Angelegenheit, 
welche die perfönlichen Recht3beziehungen 
der Ehegatten zueinander oder das ehe 
lihe Güterrecht betrifft, eine Verrichtung 
des Vormundſchaftsgerichts erforderlich, 
ſo iſt das Gericht zuſtändig, in deſſen 
vegte der Mann ſeinen Wohnſitz oder 
in Ermangelung eines inländiſchen Wohn⸗ 
ſitzes ſeinen Aufenthalt hat. 

Iſt der Mann ein Deutſcher und hat 
er im Inlande weder Wohnſitz noch 
Aufenthalt, fo finden die Vorſchriften des 
8 36 Abf. 2 entiprechende Anmendung. 

der Mann die Reichdangehörig- 

feit verloren, die Frau fie aber behalten, 
jo ift, wenn der Mann im Inlande 
weder Wohnfig noch Aufenthalt hat, dag 
Gericht zuftändig, in deſſen Bezirke die 
Drau ihren Wo Hi oder in Ermange 
ung eines inländiihen Wohnſitzes ihren 
Aufenthalt hat; bat fie us Inlande 
weder Wohnfig noch Aufenthalt, fo finden 
die Vorſchriften des 8 36 Abi. 2 ent- 
fprehende Anmendung. 
, Yür die Zuftändigfeit ift in Anfehung 
jeder einzelnen Veen der Beit- 
punkt maßgebend, ın welchem das Ges 
richt mit ihr befakt mird. 


5 46. Das Bormundichaftsgericht 
kann die Bormundfchaft aus wichtigen 
Gründen an ein anderes Vormund⸗ 
Ihaft3gericht abgeben, wenn fich dieſes 
zur Uebernahme der Bormundichaft bes 
reit erfärt; nach der Beitellung des Vors 
mundes iſt jedoch deflen Zuftimmung 
erforderlich. 

Einigen fi die Gerichte nicht oder 
verweigert der Pormund oder, ment 
mehrere Vormünder die VBormundichaft 
emeinfchaftlich führen, einer von ihnen 
eine Buftimmung, jo entjcheidet daS ges 
meinſchaftliche obere Geriht. Eine An- 
fechtung der Entſcheidung findet nicht ftatt. 

Dieje Vorschriften finden auf die Pfleg⸗ 
fhaft und die im 8 43 bezeichneten Ans 
gelegenheiten entinrechende Anwendung. 


8 47. Iſt über einen Deutichen, der 
im Außlande feinen Wohnfig oder Aufs 
enthalt hat, die nach den Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs erforderliche 
Vormundſchaft im Ausland angeordnet, 
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jo kann die Anordnung der Vormund⸗ 
ſoͤgit im Inland unterbleiben, wenn 
ies im Intereſſe des Mündels liegt. 

Hat ein Deutſcher, über den im In—⸗ 
land eine Bormundfchaft angeordnet iſt, 
im Auslande feinen Wohnfig oder Auf: 
enthalt, jo kann das Gericht, bei welchem 
die Bormundichaft anhängig tft, fie an 
den außländiihen Staat abgeben, wenn 
dies im Intereſſe des Mündeld liegt, 
der Vormund ſeine Zuſtimmung erteilt 
und der ausländiſche Staat ſich zur Ueber⸗ 
nahme bereit erflärt. Vermeigert der Vor: 
mund oder, mern mehrere Vormünder 
die VBormundichaft gemeinichaftlich Füh- 
ren, einer von ihnen feine Zuftimmung, 
jo entſcheidet an Stelle des Gericht, bei 
welchem die Bormundichaft anhängig tt, 
da3 im Tinftanzenzuge vorgeorbneie Ges 
riht. Eine Anfechtung der Enticheidung 
findet nicht ſtatt. 

Diefe VBorichriften gelten auch für die 
Pflegſchaft. 


8 48. Wird bei einem Standes⸗ 
beamten der Tod _einer Perſon, die ein 
minderjähriged Kind hinterlaffen bat, 
oder die Geburt eine ehelichen Kindes 
nach dem Tode ded Vater oder die Ge⸗ 
burt eine unehelichen Kindes oder Die 
Auffindung eines Minderjährigen, deſſen 
Samilienftand nicht zu ermitteln tft, ars 

ezeigt oder wird vor einem, Standes⸗ 
beamten von einer Frau, Die ein minder 
jährigeß eheliche® Kind hat, eine Ehe 
eichlofien, fo_hat der Standesbeamte 
— * dem Vormundſchaftsgericht An⸗ 
zeige zu machen. 


8 49. Erlangt, der Gemeindewaiſen⸗ 
rat von einem Falle Kenntnig, in mel. 
chem ein Vormund, ein Gegenvormund 
oder ein Pfleger zu beitellen tft, jo hat er 
dem Bormundichaftsgericht Anzeige zu 
machen. Zugleich joll er die Perfon vor 
fchlagen, die ih zum Vormund, Gegen 
vormund oder Pilener eignet. 





8 50. Wird die Anordnung einer 
Bormundichaft oder einer Pflegichaft in 
Folge eine gerichtlichen Verfahrens ers 
forderlich, fo hat das Gericht das zus 
jtändige Vormundſchaftsgericht hiervon 
zu benachrichtigen. 


8 51. Cine DBerfügung, durch die 
51” 
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von dem Vormundſchaftsgerichte feftgeftellt 
wird, daß der Vater oder die Mutter 
auf längere Beit an der Ausübung der 
elterlihen Gewalt thatſächlich verhindert 
it, tritt mit der Beltellung des Bor: 
mundes in Wirkſamkeit; hat jedoch mäh- 
rend der Verhinderung des Vater die 
Mutter die elterliche Gewalt auszuüben, 
fo wird bie Derfügung mit der Bekannt⸗ 
machung an die Mutter wirkjam. 

Eine Berfügung, durd) die von dem 
Bormundichaftägerichte feitgejtellt wird, 
daß der Grund für dad Ruben der elter: 
lihen Gewalt des Water oder der 
Mutter nicht mehr befteht, wird mit der 





Belanntmadjung an ben Vater oder an 
die Mutter wirkfam. 
8 52. durch die 


‚Eine Verfügung 

ein Bolljähriger unter vorläufige Bor: 
mundfchaft gejtellt wird, tritt, wenn Die 
Entmündigung , wegen Geiſteskrankheit 
beantragt tit, mit der Beitellung des Vor⸗ 
mundes, wenn die Entmündigung wegen 
Berichwendung oder wegen Trunkſucht 
beantragt ift, mit der Bekanntmachung 
an den zu Cntmündigenden, eine Der: 
fügung, dur) die eine vorläufige Vor—⸗ 
mu cpaft aufgehoben wird, tritt mit 
ber Be anntmachung an den Mündel in 
Wirkſamkeit. 


8 53. Cine Verfügung, durch bie 
auf Antrag die Ermächtigung oder, die 
zulfimmung eine Anderen zu einem 

echtsgeſchaft erfeßt oder dem Manne 
die im 8 1358 Abj. 1 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs vorgejehene Ermächtigung 
ur Kündigung erteilt oder Durch welche 
ie Beichränkung oder die Ausſchließung 
der nad) 8 1357 des Bürgerlichen Gejeß- 
buch der Frau zuftehenden echte auf 
ehoben wird, tritt erſt mit der Rechts⸗ 
taft in Wirkſamkeit. Das Gleiche gilt 
von einer Verfügnng, durch, die auf An: 
trag de3 Kinded die Bultimmung der 
Mutter zur Ehelichkeitserklärung ihres 
Kindes erjegt wird. 

Bei Gefahr im Deranpe kann das 
Gericht die ſofortige Wirkſamkeit der 
Verfügung anordnen. Die Verfügung 
tritt mit der Bekanntmachung an den 
Antragfteller in Wirkjamteit. 


8 54. Liegen nad) dem Ermeſſen 
de3 Bormundichaftsgericht3 die Voraus⸗ 








F 
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ſetzungen vor, unter denen der Vormund, 
der Pfleger oder der Beiſtand zur Sicher⸗ 
heitsleiſtung angehalten werden kann, ſo 
iſt das Gericht befugt, das Grundbu 
amt um die Eintragung einer Siche⸗ 
rungshypothek an Grundjtüden des Vor: 
mundes, des WPflegerd oder des Bei- 
ſtandes zu erfuchen. Der Vormund, der 
fleger oder der Beiltand ſoll ſoweit 
thunlich vorher gehört werden. Die Hy 
pothef entiteht mit der Eintragung. 
Diefe Vorſchriften finden auf die Ein: 
tragung eines Pfandrechts an einem im 
Schiffsregiſter eingetragenen Schiffe ent- 
Iprechende Anmendung. 


„8 55. Eine Verfügung, durch welche 
die Genehmigung zu einem Rechtögejchäft 
erteilt oder verweigert wird, kann von 
dem Dormundichaftägericht injomeit nicht 
mehr geändert werden, als die Ge 
nehmigung oder deren Verweigerung 
einem Dritten gegenüber wirkſam ges 
worden ift. 

‚Eine Berfügung, durch welche die Zu⸗ 
ſtimmung zu einer Chelichfeiterflärung 
erjegt wird, kann nicht mehr geändert 
werden, wenn bie Ehelichkeitserklaͤrung 
erfolgt sit. 


8 56. Die BolljährigfeitßerHärung 
fol nur auf Antrag des Minderjährigen 
oder desjenigen geſetzlichen Vertreters des 
Minderjährigen erfolgen, welchem die 
Sorge für die Perſon zuſteht. 

Die Verfügung, durch welche der 
Minderjährige für volljährig erklaͤrt wird, 
a er mit der Nechtöfraft in Wirk: 
amkeit. 


8 57. Die Beſchwerde ſteht, unbe 

ſchadet der Vorfchriften des 8 20, zu: 

1. gegen eine Verfügung, durch welche 
die Anordnung einer Bormundichaft 
abgelehnt oder eine Bormundichaft 
aufgehoben wird, Jedem, der ein 
rechtliches Intereſſe an der Aenderung 
der Derfügung hat, jowie dem Ehe: 

atten, den Verwandten und Ber- 
Phmägerten de Mündels, es jei 
denn, daß die Verfügung eine vor 
läufige Vormundſchaft betrifft; 

2. gegen eine Verfügung, durch welche 
die Anordnung einer vorläufigen 
Vormundſchaft abgelehnt oder eine 
folche Bormundicaft aufgehoben 
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wird, denjenigen, welche den Untrag 
auf Entmündigung zu ftellen berech» 
tigt ſind; 
egen eine Verfügung, durch welche 
ie Anordmung einer Pflegichaft ab» 
elehnt oder eine Pilegichait aufge 
oben wird, Jedem, der ein recht« 
liches Intereſſe an der Anderung 
der Verfügung hat, in den Fällen 
der 88 1909, 1910 de Bürgerlichen 
Geſetzbuchs auch dem Chegatten 
fowie den Verwandten und Ber: 
Ihmmägenten des Pflegebefohlenen; 
diefe Borfchrift gilt jedoch im Falle 
des $ 1910 nur dann, menn eine 
Beritändigung mit dem Pflege 
befohlenen nicht möglich ift; 
. gegen eine Verfügung, durch welche 
die Einſetzung eined Familienrats 
abgelehnt oder der Familienrat auf 
gehoben wird, bem Chegatten ſowie 
den Verwandten und Verſchwäger⸗ 
ten des Mündels; 
. gegen eine Verfügung, durch die in 
den Trällen des 8 1687 Nr. 1, 3 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs die 
Beitellung eines Beiltandes der 
Mutter abgelehnt oder die Beitellung 
aufgehoben wird, dem Chegatten 
jowıe den DBermandten und Ber: 
ſchwägerten des Kindes; 
. gegen eine Verfügung, durch die 
ein Antrag des Gegenvormundes 
oder des Beiltanded zurüdgemiejen 
wird, gegen den geſetzlichen Ver⸗ 
treter wegen pflichtwidrigen Der: 
haltens einzufchreiten oder den Vor: 
mund oder den Pfleger aus einem 
der im $ 1886 des Bürgerlichen 
Delesbuche bezeichneten Gründe zu 
entlafjen, dem Antragiteller; 
egen eine Derfügung, durch: die 
em Bormund oder dem Pfleger 
eine Vergütung bemilligt wird, dem 
Gegenvormunde; 
. gegen eine Verfügung, Durch melche 
die Anordnung einer der in ben 
88 1665 bis 1667 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs vorgeiehenen Dlabregeln 
abgelehnt oder, eine ſolche Maßregel 
aufgehoben wird, den Verwandten 
und Verfchwägerten des Kindes; 
gegen eine Verfügung, die eine Ent» 
heidung über eine die Sorge für 
die Perſon des Kinded oder des 
Mündels betreffende Angelegenheit 


enthält, S$eden, der ein berechtigtes 
Intereſſe hat, diefe Angelegenheit 
wahrzunehmen. 
Die Borichrift des Abi. 1 Nr. 9 findet 
auf die fofortige Beichwerde Feine An- 
wendung. 


8 58. Führen mehrere Vormünder 
oder Pfleger die Bormundfchaft oder bie 
Pflegihaft gemeinichaftlich, jo kann jede 
von ihnen für das | 





r 
ündel das Be- 
ſchwerderecht jelbftändig ausüben. 

Diefe Vorſchrift findet in den ‘Fällen 
der 88 1629, 1798 de Bürgerlichen 
Geſetzbuchs entfprechende Anwendung. 


8 59. Ein unter elterlidher Gemalt 
ftehende3 Kind oder ein unter Vormund⸗ 
ſchaft ſtehender Mündel kann in allen 
feine Perſon betreffenden Angelegenheiten 





‘ohne Mitwirkung feines gefeglichen Vers 


treter8 das Beſchwerderecht ausüben. 
Das Gleiche gilt in Angelegenheiten, in 
denen der Mündel vor einer Entjchei: 
dung des Vormundfchaftögerichtö gehört 
werden joll. 

Dieſe Vorſchriften finden auf Per: 
jonen, die geſchäftsunfähig find_ oder 
nicht das vierzehnte Lebensjahr vollendet 
haben, feine Anwendung. 


8 60. Die fofortige Beſchwerde fin- 
bet ſtatt: 
1. gegen eine Verfügung, durch die 
ein als Bormund, Pfleger, Gegen 
vormund, Beiltand oder Mitglied 
de3 Familienrats Berufener über- 
gangen wird; 
egen eine Verfügung, durch welche 
ie Weigerung, eine VBormundichaft, 
Pflegfchaft Segenvormundichaft oder 
Beiftandichaft zu übernehmen, zurüd: 
gewieſen wird; 

. gegen eine Verfügung, durch Die 
ein Vormund, eger, Gegenvor: 
mund oder Beiltand gegen feinen 
Willen entlaffen wird; 

4. gegen eine Verfügung, durch die der 
— aufgehoben oder ein 

itglied des Familienrats gegen 
ſeinen Willen entlaſſen wird; 

. gegen eine Verfügung, durch die 
ein Bolljähriger unter vorläufige 
Bormundichatt geitellt wird; _ 

6. geoen Verfügungen, die erit mit der 
Rechtskraft wirkſam merden. 


t 


ot 
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Die sat beginn in den Faͤllen bes 
abi. 1 Nr. 1 mit dem Beitpunkt, in 
welchem der Befchwerdeführer von feiner 
Uebergehung Kenntnis_erlangt, im alle 
der Aufhebung des Familienrats mit 

em Zeitpunkt, in welchem das Bor: 
mumbfchafiägericht die bißherigen Mit: 
glieder von der Aufhebung in Kennts 
nis feßt. 


8 61. Wird eine Verfügung, durch 
die ein Bolljähriger ıumter vorläufige 
Vormundſchaft geitellt ift, von dem Be 
ſchwerdegericht aufgehoben, fo fann die 
Wirkſamkeit der von oder gegenüber 
dem Bolljährigen vorgenommenen Rechts: 
pehänie niht auf Grund der aufge 
obenen Berfügung in Frage geftellt 
werden. 








8 62. Soweit eine Verfügung nad 
8 55 von dem Bormundichaftögerichte 
nicht mehr geändert werden kann, it 
auch das Beichwerdegericht nicht bered- 
tigt, fie zu ändern. 





8 63. Auf die weitere Beſchwerde 
finden die Vorſchriften der 88 57 bis 62 
entiprechende Anwendung. 


8 64. ‚Segen eine Berfügun nor dur 
die über die Entlaffung eines Mitglieds 
des Familienrats von dem Gerichte, 
welches dem Bormundichaftsgericht im 
Inſtanzenzuge vorgeordnet ift, entichieden 
wird, findet die Beichwerde an da3 Ober: 
fandes geriht ftatt. Die weitere Be 
Khmerbe ift ausgeſchloſſen. 


— — 





Dritter Abſchnitt. 
Annahme an Kindesitatt. 


8 65. Die Beftätigung ded Vertrags, 
durch welchen Jemand an Kindesſtatt 
enommen oder da8 durch die An- 
nahm me an Kindezftatt begründete Rechts⸗ 
verhältnis wieder aufgehoben wird, ge: 
hört zur Zuſtändigkeit der Amtsgerichte. 


8.66. Für die Beitätigung ift das 
Gericht zuftändig, in deſſen KR der 
Annehmende de der Zeit, zu welcher der 
union, auf eitätigung eingere t oder 
nah Mabgabe des 8 1753 Abi. 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs dag Oericht oder 

otar mit der Einreichung betraut 
wird, feinen Wohnfit oder in ange: 
lung eines Inlänbifehen Wohnſitzes feinen 
Aufenthalt hat. 

Iſt der Annehmende ein Deuticher 
und hat er im Inlande weder Wohnſitz 
nod Aufenthalt, jo iſt das Gericht zu: 
ftändig, in deſſen Bezizte, der Anneh⸗ 
mende feinen fetten inländifchen Wohn: 
fi hatte. In Srmangelung eines joldyen | 
Woynſises wird das zuſtändige Gericht, 
falls der Annehmende einem Bundes: 
ſtaat angehört, von der Landesijuſtizver⸗ 
maltung anderenfall® von dem Reichs⸗ 
kanzler beitimmt. 


8 67. Der Beſchluß, durch den bie 
Beftätigung erteilt wird, tritt mit der 
‚Sefanntmadung an den Annehmenden 

in Wirkſamkeit. 

Iſt die Beſtätigung noch nach dem 
— des Annehmenden zuläſſig, ſo tritt 
der Beſchluß, unbeſchadet der Vorſchriften 
des 8 1753 Abi. 3 und des $ 1770 des 
Bürgerlihen Geſetzbuchs, mit der Be 
fanntmadhung an das Kind in Wirk 
jamfeit; wird nad) dem Tode des Kindes 
das zwiſchen den übrigen Beteiligten be 

fichende Rechtöverhältnid durch 
aufgehoben, fo tritt der Beichluß, u 
welchen die Aufhebung nad) dem Tode 

| des Annehmenden betätigt wird, mit der 
Belanntmahung an die übrigen Bes 
teiligten in Wirkſamkeit. 

Das Gericht iſt zu einer Nenderung 
des Beichluffes nicht befugt. 





8 68. Gegen den Beſchluß, durch 
| welchen bie eltätigung erteilt wird, 
findet fein Rechtsmittel ftatt. 

Segen den Beichluß, durch welchen 
die Beitätigung verſagt wird, findet die 
fofortige Beichwerde flat. Die Be« 
ſchwerde fteht jedem der VBertragichließen- 
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den zu, auch wenn der Antrag auf Be- 
ftätigung von ihm nicht geitellt war. Die 
Borkhriften des 8 22 Abf. 2, des 8 24 


Abſ. 38 und de8 8 26 Sat 23 finden 
feine Anwendung. 


— — 


Vierter Abſchnitt. 


Perſoneuſtand. 


‚g 69. Für die nad) dem Geſetz über 
die Beurkundung des Perſonenſtandes 
und die Ehefchließung vom 6. Februar 
1875 (Reichs-Geſetzbl. S. 23) dem Ge⸗ 
richt eriter Inſtanz obliegenden Verrich⸗ 
tungen find die Amtsgerichte zuftändig- 





8 70. Gegen eine Verfügung, durch 
die angeordnet wird, daß eine Eintragung 
in dem Gtandeßregifter zu berichtigen 
ift, findet die jofortige Beſchwerde Statt. 


Die Verfügung tritt erft mit der Rechts⸗ 
kraft in Wirkſamkeit. 


8 71. Sind Vorgänge, die auf An 
trag eine? Beteiligten in dem Standes» 
regiiter am Rande einer Eintragung zu 
vermerfen find, von einem Notar beur- 
fundet, jo gilt dieler als ermächtigt, im 
Namen des Beteiligten, deffen Erflärung 
beurfunbet ift, die Eintragung des Ders 
merkes in dad Standesregifter zu bean« 
tragen. 








Fünfter Abſchnitt. 
Nachlaß⸗ und Teilungsſachen. 


z 72. Für die dem Nachlaßgericht 
obliegenden Verrichtungen ſind die Amts⸗ 
gerichte zuſtändig. 


8 73. Die örtliche Zuſtändigkeit bes 
ſtimmt ſich nach dem Wohnſitze, den der 
Erblaſſer zur Zeit des Erbfalls hatte; 
in Ermangelung eines inlaͤndiſchen Wohn⸗ 
ſitzes iſt das Gericht zuftändig, in deſſen 
Bezirke der Erblaſſer zur Zeit des Erb⸗ 
falls ſeinen Aufenthalt hatte. 

Iſt der Erblaſſer ein Deutſcher und 
hatte er zur Zeit des Erbfalls im In⸗ 
lande weder Wohnſitz noch Aufenthalt, 
ſo iſt das Gericht zuſtändig, in deſſen 
Bezirke der Erblaſſer ſenen letzten in⸗ 
ländiſchen Wohnſitz halte. In Ermange⸗ 
tung eines ſolchen Wohnſitzes wird das 
uſtandige Amtsgericht, falls der Erb⸗ 
aſſer zur Zeit des Erbfalls einem Bundes⸗ 
ſtaat angehörte, von der Landesjuſtizver⸗ 
waltung, anderenfall3 von dem Reichs⸗ 
fanzler beftimmt. 

Iſt der Erblaffer ein Ausländer und 
hatte er zur ze des Erbfalls im In⸗ 
ande weder Wohnfig noch Aufenthalt, 





fo ilt jedes Gericht, in deſſen Bezirke ſich 
Nachlaßgegenſtände befinden, in Anjehung 
aller im Inlande befindlichen Nachlaß: 
gegenftände zuftändig. Die Vorſchrifren 
des 8 2369 Ab. 2 des Bürgerlicdyen Ges 
ſetzbuchs finden Anmendung. 


8 74. Für die Sicherung des Nad)- 
laſſes ift jedes Amtsgericht zuftändig, in 
deilen Bezirke das Bedürfnis der Für⸗ 
forge hervortritt. Das Geriht fol von 
den angeoröneten Maßregeln dem nad) 
S 73 zuftändigen Nacjlaßgerihte Mit- 
teilung machen. 


8 75. Auf die Nachlaßvflegichaft 
finden die für Vormundſchaftsſachen 
geltenden Vorſchriften dieſes Geſetzes Ans 
wendung. Unberührt bleiben die Vor⸗ 
ſchriften über die Zuſtändigkeit des Nach⸗ 
laßgerichts; das Pachlaßgeriht kann 
jedoch die Pflegſchaft nach Maßgabe des 
8 “6 an ein andered® Nachlaßgericht abs 
geben. 


8 76. Gegen eine Verfügung, durch. 
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die dem Antrage de8 Erben, die Nach 
lagverwaltung anzuordnen, ftattgegeben 
wird, it die Beſchwerde unzuläflig. 

Segen eine Berfügung, durd) die dem 
Antrag eine? Nachlaßgläubigerd, die 
Nachlaßverwaltung anzuordnen, ſtatt⸗ 
gegeben mird, findet die fofortige Bes 
ſchwerde ftatt. Die Beſchwerde fteht nur 
dem Erben, bei Miterben jedem Erben, 
fomie dem Teſtamentsvollſtrecker zu, 
welcher zur Verwaltung des Nachlaſſes 
berechtigt iſt. 


8 77. Gegen eine Verfügung, durch 
die dem Erben eine mpentareift bes 
ftimmt wird, findet die jofortige Bes 
ſchwerde jtatt. 

Das Gleiche gilt von einer Verfügung, 
Durch) die über die Beitimmung einer 
neuen Sinventarfrift oder den Antrag 
des Erben, die Inventarfriſt zu verläns 
gern, entichieden wird. 

Sn den Fällen der Abf. 1, 2 beginnt 
bie Friſt zur Ginlegung der Beſchwerde 
für jeden Nachlaßgläubiger mit dem 
Beitpunft, in melhem die Verfügung 
demjenigen Nachlaßgläubiger bekannt ges 
macht wird, welcher den Antrag auf 
die Beitimmung der Iwentarfriſt ge- 
ftellt hat. 


8 78. Hat dad Nachlaßgericht nach 
8 1964 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
feitgeltellt, daß ein anderer Erbe als der 
Fiskus nicht vorhanden iſt, fo Steht Die 
Einſicht der dieſer Feſtſtellung voraus: 
gegangenen Ermittelungen Jedem zu, der 
ein berechtigtes Intereſſe glaubhaft macht. 
Das Gleiche gilt von der Einſicht einer 
Verfügung, welche die Beſtimmung einer 
Inventarfriſt oder die Ernennung oder 

die Entlaffung eine Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers betrifft, eines Protokolls über 
die Leiltung des im $ 79 bezeichneten 
Eides ſowie von der Einficht eined Erb- 
fcheind und eines der in den 88 1507, 
2368 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und 
den 88 837, 38 der Grundbuchordnung 
vorgejehenen gerichtlichen Zeugnifie. 

on den GSchriftitüden, deren Ein» 
fiht geitattet it, fann eine Abjchrift ge- 
fordert werden; die Abſchrift iſt auf Ver: 
langen zu beglaubieen. 


8 79. Berlangt ein Nachlaßgläubiger 





8 2006 des Düingerlichen Geſetzbuchs 
vorgeſehenen Offenbarungseids, ſo kann 
die Beſtimmung des Termins zur Leiſtung 
des Eides ſowohl von dem Nadjlak: 





8 80. Gegen eine Derfügung, durch 
die nach den 88 2151, 2153 bis 2155, 
2192, 2198 und dem 8 2198 Abf. 2 de3 
Bürgerlichen Geſetzbuchs dem Beichwerten 
oder einem, Dritten eine Friſt zur Gr- 
Härung beſtimmt wird, findet Die jofortige 
Beſchwerde ftatt. . 


8 81. Gegen eine Verfügung, durch 
die von dem Nachlaßgericht ein Teita- 
mentsvollſtrecker ernannt oder einem a 
Teſtamentsvollſtrecker Ernannten eine Friſt 
zur Erklärung über die Annahme des 
Amtes beftimmt wird, findet die jofortige 
Beichwerde ftatt., 

Das Gleiche gilt von einer Verfügung, 
durch die ein Teſtamentsvollſtrecker gegen 
feinen Willen entlaflen wird. 


8 82. Führen mehrere Teſtaments⸗ 
vollitreder das Amt gemeinſchaftlich, 
fo fteht gegen eine Verfügung, durch die 
das Nachlaßgeriht Anordnungen des 
Erblaſſers für die Verwaltung des Nadı- 
laſſes außer Kraft ſetzt oder bet einer 
Meinungsverſchiedenheit zwiſchen den 
Teſtamentsvollſtreckern entſcheidet, jedem 
Teſtamentsvollſtrecker die Beſchwerde ſelbſt⸗ 
ſtändig zu. . 

Auf eine Verfügung, durch die bei 
einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen 
den Teſtamentsvollſtreckern über die Vor: 
nahme eines Rechtsgeſchäfts das Nach— 
laßgericht entſcheidet, finden die Bor: 
ſchriften des $ 53 und des 8 60 Abſ. 1 
Nr. 6 entfprechende Anwendung. 


8 83. Das Nachlaßgericht kann im 
alle deg 8 2259 Abſ. 1 des Bürger: 
ıhen Geſe Due den Beſitzer des 

Teitament3 durch Ordnungsſtrafen zur 
Ablieferung des Teſtaments anhalten. 
Beiteht Grund zu der Annahme, dab 
Semand ein Teltament im Beſitze Bat, 
iu deffen Ablieferung er nach 8 2259 
f. 1 de8 Bürgerlichen Geſetzbuchs ver- 











von dem Erben die Leiftung des ım | pflichtet iſt, ſo kann er von dem Nadılap- 
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gerichte zur Leiftung ded Offenbarungs⸗ 
eid8 angehalten werden; die Vorichriften 
des 8 888 Abi. 2, 3 (769 Abi. 2, 3), 
(769 Abf. 2, 8), des 8 900 Abf. 1 (781 
Abſ. 1) und der 88 901, 902, 904 big 
910, 912, 913 (782, 783, 785 biß 791, 
793, 794) der Civilprozeßordnung finden 
entiprechende Anmendung. 


8 84. Gegen einen Beichluß, durch 
den ein Erbſchein für kraftlos erklärt 
wird, findet die Beſchwerde nicht ftatt. 
Das Gleiche gilt von einem Beichluffe, 
durch den eine der in den 88 1507, 
2368 des Bürgerlichen Geſetzbuchs un 
den 88 37, 38 der Grundbuchordnung 
vorgejehenen gerichtlichen Zeugniſſe für 
kraftlos erflärt wird. 


8 85. Mer ein rechtliche Intereſſe 
glaubhaft macht, kann verlangen, daß 
ihm von dem Gericht eine Ausfertigung 
des Erbicheing erteilt werde. Das Gleiche 
gilt in Anfehung der im $ 84 Gab 2 
ezeichneten genorsle jowie in Anfehung 
der gerichtlichen Verfügungen, die ſich 
auf die Ernennung oder die Entlaffung 
eines Teftament3vollitrederß beziehen. 


8 86. SHinterläßt ein Erblaſſer meh- 
tere Erben, fo hat da8 Nachlaßgericht 
auf Antrag die Auseinanderfegung in 
Anjehung des Nachlaſſes zwiſchen den 
Beteiligten zu vermitteln, ſofern nicht 
ein zur Bewirkung der Außeinander: 
fegung beredtigter Teſtamentsvollſtrecker 
vorhanden tft. 

Antragsberechtigt ift jeder Miterbe, der 
Ermwerber eines Erbteils ſowie derjenige, 
welchem ein Pfandrecht oder ein Nieß⸗ 
brauch an einem Erbteile zuſteht. 


8 87. In dem Antrage ſollen die 
Beteiligten und die Teilungsmaſſe be— 
zeichnet werden. 

Hält das Gericht vor der Verhandlung 
mit den Beteiligten eine weitere Auf: 
HMärung für angemeflen, jo hat e8 ben 
Antragiteller zur Ergänzung des An- 
trags, ingbejondere zur Angabe der den 
einzelnen Beteiligten in Anfehung des 
Nachlaſſes —— Anſprüche hie 
veranlafien. Es kann dem Untragfte er 
auh die Beichaffung der Unterlagen 
aufgeben. 
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8 88. Einem abmejenben Beteiligten 
fann, wenn die Boraußfegungen der Ab» 
melenheitapflegichaft vorliegen und eine 
Pflegihaft über ihn nicht bereit an⸗ 
hängig it, für das Auseinanderſetzungs⸗ 
verfahren von dem Nachlaßgericht ein 
Pfleger beflellt werden. Für die Pfleg: 
Ihaft tritt an die Stelle de Vormund⸗ 
Ihaftsgericht? das Nachlakgericht. 


8 89. Das Gericht hat den Antrag- 
fteller und die übrigen Beteiligten, dieſe 
unter Mitteilung des Antrags, zu einem 
Berhandlungstermine zu laden. Die 
Ladung durch öffentliche Zuftellung iſt 
unzuläfig, Die Ladung foll den Hin» 
weis Darauf enthalten, daß ungeachtet 
des Ausbleibens eines Beteiligten über 
die Auseinanderſetzung verhandelt werden 
würde und daß, falls der Termin ver⸗ 
tagt oder ein neuer Termin zur Forts 
feßung der „erbandhung anberaumt 
werden follte, die Ladung zu dem neuen 
Zermin unterbleiben fönne. Sind Unter: 
lagen für die Außeinanderfegung vor: 
handen, fo ift in der Ladung zu bemer- 
en, daß die Unterlagen auf der Ge- 
richtsfchreiberei eingefehen werden können. 


8 90. Die Friſt zmiichen der Ladung 
und dem Termine muß mindeltend zwei 
Wochen betragen. 

Diefe Korichrift findet auf eine Ber: 
tagung ſowie auf einen Termin zur 
Fortſetzung der Verhandlung feine An: 
wendung. Sin diejen Fällen kann die 
Ladung der zu, dem früheren Zermine 
geladenen Beteiligten durch die Verkün— 

ng de3 neuen ‘Termin erjebt werden. 











8 91. Treffen die erichienenen Be— 
teiligten vor der Auseinanderſetzung eine 
Vereinbarung über vorbereitende Maß: 
regeln, insbefondere über die Art der 
Zeilung, fo bat da8 Gericht die Verein: 
barung zu beurfunden. Das Gleiche 
ilt, wenn nur ein Beteiligter erfchienen 
it, in Anſehung der von biefem ges 
madten Borfhläe. ° 

Sind die Beterligten fämtlich erichie- 
nen, fo hat das Gericht die von ihnen 
getroffene Vereinbarung zu beftätigen. 
Dasſelbe gilt, wenn die nicht erſchienenen 
Beteiligten ihre Zuſtimmung zu gericht: 
lihem Protokoll oder in einer öffentlich 
beglaubigten Urkunde erteilen. 
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Iſt ein Beteiligter nicht erfchienen, fo 
hat das Gericht, jofern er nicht nad) 
Abſ. 2 Sag 2 zugeſtimmt hat, ihm ben 
gehalt der Urkunde, fomeit dieſer I 

as befannt zu machen und ihn 
leichzeitig zu benachrichtigen, daß er Die 

rkunde auf der Gerichtöfchreiberei ein- 
ſehen und eine Abfchrift der Urkunde 
fordern könne. Die Bekanntmachung 
muß den Yinueis darauf enthalten, daß, 
wenn ber Beteiligte nicht innerhalb einer 
von dem Gerichte zu beitimmenden Friſt 
die Anberaumung eines neuen Termin? 
beantrage ‚oder wenn er in dem neuen 
Zermine nicht erjcheine, fein Cinverjtänd- 
nis mi dem Inhalt der Urkunde ange: 
nommen werden würde. . Beantragt der 
Beteiligte rechtzeitig die Anberaumung 
eines neuen Termind und erfcheint er in 
biefent Termine, jo ift die Verhandlung 
fortzufegen. Anderenfall® hat: das Ge 
richt die Vereinbarung zu beftätigen. 


8 92. War im alle des 8 91 der 
Beteiligte ohne fein Verſchulden verhin- 
dert, die Anberaumung eines neuen Ter⸗ 
mind rechtzeitig zu beantragen oder in 
dem neuen Termine zu ericheinen, fo ift 
ihm auf Antrag von dem Gerichte Die 
MWiedereinfegung in den vorigen Stand 
zu erteilen, wenn er bimien zwei Wochen 
nach der Bejeitigung des Hinderniffes die 
Unberaumung eines neuen Termins bes 
antragt und die Thatjachen, welche die 
Wiedereinjegung begründen, glaubhaft 
madt. Eine Verfäumung, die in dem 
Berichulden eines Vertreters ihren Grund 
hat, wird als eine unverjchuldete nicht 
angefehen. Nach dem Ablauf eines 
Jahres, von dem Ende der verſäumten 
Seil an gerechnet, kann die Wiederein- 
jegung nicht mehr beantragt werden. 


‚893. Sobald nad) Lage der Sadıe 
die Außeinanderjegung_ jtattfinden kann, 
hat das Gericht einen Auseinanderſetzungs⸗ 
plan anzufertigen. Sind die erſchienenen 
Beteiligten mit dem Inhalte des Planes 
einveritanden, fo hat das Gericht die 
Außeinanderjegung Au beurfunden. Sind 
bie Beteiligten ſämtlich erichienen, jo hat 
da? Gericht die Auseinanderjegung zu 
beitätigen; dasſelbe gilt, wenn die nicht 
erichienenen Beteiligten ihre Zuftimmung 
zu gerichtlichen rotofol oder in einer 
öffentlich beglaubigten Urkunde erteilen. 





Iſt ein Beteiligter nicht erjchienen, To 
hat dag Geriht nah $ 91 Abi. 3 zu 
verfahren. Die Borichriften des 8 92 
finden entiprechende Anwendung. 





8 94. Iſt vereinbart, daß eine Ver: 
teilung durch das 208 gefchehen fol, 
jo wird daß Los, ſofern nicht ein 
Anderes beftimmt ift, für die nicht er- 
fchienenen Beteiligten von einem durch 
da8 Gericht zu beitellenden Bertreter 
gezogen. 


8 95._ Ergeben ſich bei den Berhand- 
ungen Streitpuntte, jo tft ein Protofoll 
darüber aufzunehmen und dad Verfahren 
bi8 zur Grledigung der Gtreitpunfte 
auszuſetzen. Someit bezüglich der un- 
ftreitigen Punkte die Aufnahme einer Urs 
tunde ausführbar ift, hat da3 Gericht 
nad) den 88 91, 93 zu verfahren. 


96. Gegen den Beihluß, durch 
welchen eine vorgängige Vereinbarung 
oder eine Auseinanderſetzung beſtätigt, 
ſowie gegen den Beichluß, durch welchen 
über den Antrag auf Wiedereinjegung in 
den vorigen Stand entichieden wird, 
findet die jofortige Beſchwerde Itatt. Die 
Beichmerde gegen den Beltätigungs: 
beſchluß fann nur darauf gegründet 
werden, daß die Vorichriften über das 
Berfahren nicht beobachtet feien. 











8 97. Eine vorgängige Vereinbarung 
fowie eine Augeinanderjegung ift nach Dem 
Eintritte der Rechtskraft des Beſtaͤtigungs⸗ 
beſchluſſes für alle Beteiligten in gleicher 
Meile verbindlich wie eine vertragsmäßige 
Vereinbarung oder Außeinanderiegung- 

Bedarf ein Beteiligter zur Vereins 
barung oder zur Außeinanderfegung ber 
Genehmigung bes Bormundichaftägericht3, 
jo iſt, wenn er im Inlande feinen Bor: 
mund, Pfleger oder Beiftand hat, für die 
Grteilung oder die Bermeigerung ber 
Genehmigung an Gtelle des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts das Nachlabgericht zus 
ftändig. 





‚8 98. Aus einer vorgängigen Ber- 
einbarung ſowie auß einer Auseinander⸗ 
fegung findet nach dem Eintritte der 
Rechtskraft des Beſtätigungsbeſchluſſes 
die Zwangsvollſtreckung ſtatt. Die Bor: 
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fchriften ber 88 795, 797 (703, 705) der 
Givilprozekordnung finden Anwendung. 


8.99. Nach der Beendigung einer 
ehelihen Gütergemeinfchaft oder einer 
fortgejeßten Gütergemeinſchaft finden auf 
die Yußeinanderjehung in Anfehung des 
Gefamtgut? die Vorichriften der 88 86 
bis 98 entiprechende Anwendung. 

‚ Für die Außeinanderfegung iſt, falls 
ein Anteil an dem Gejamtgute zu einem 
Nachlaſſe gehört, das Amtsgericht zu⸗ 
ſtaͤndig, welches für die Auseinander— 
ſetzung in Anſehung des Nachlaſſes zus 





ſtändig iſt. Sr übrigen iſt das Amts— 
exicht zuſtaͤndig, in deſſen Bezirke der 

hemann oder bei fortgeſetzter Güter- 
gemeinihaft der überlebende Ehegatte 
zur Seit der Beendigung der Güter: 
gemeinschaft feinen Wohnſitz oder in Er- 
mangelung eines inländifchen Wohnfiges 
feinen Aufenthalt hatte. Hatte der Ehe 
mann oder der Chegatte zu der bezeich- 
neten Bett im Inlande weder Mopnfis 
noch Aufenthalt, fo finden die Vorſchrif⸗ 
ten des 8 73 Abf. 2 entiprechende An⸗ 
wendung. 


— —— 


Sechſter Abſchnitt. 
Schiffspfandrecht. 


8 100. In Anſehung eines ‘Brands 
rechts an einem im Schiffsregiſter ein- 
getragenen Schiffe joll, ſoweit nicht das 
Sefeg ein Andered vorichreibt, eine Ein- 
tragung nur auf Antrag erfolgen. Der 
Beitpuntt, in welchem der Antrag bei 
der Megifterbehörde eingeht, foll auf dem 
Antrage genau vermerlt werden. 

Antragsberechtigt iſt Jeder, deſſen Recht 
von der Eintragung betroffen wird oder 
u deſſen Gunſten die Eintragung er— 
—* ſoll. Die Vorſchriften der 88 14 
bis 18 der Grundbuchordnung finden 
entſprechende Anwendung. 





8 101. Eine Eintragung, erfolgt wenn 
derjenige fie bemilligt, deilen Recht von 
ihr betroffen wird. 





102. Zur Berichtigung des Schiffs⸗ 


veciere bedarf es der Bewilligung des⸗ 
jenigen, deſſen Recht von der Berichtigung 
betroffen wird, nicht, wenn die Unrichtig⸗ 
feit nachgewieſen wird. Dies gu ins⸗ 
beſondere für die Eintragung oder Loöſchung 
einer Verfügungsbeichränfung. 


8 103. Sit eine Vormerkung oder 
ein Widerſpruch auf Grund einer einft- 
meiligen Verfügung eingetragen, fo be- 
darf es zur Löſchung nicht der Bewilligung 
des Berechtigten, wenn die einjtmweilige 
Verfügung durch eine vollitredbare Ent- 
fheidung aufgehoben tft. Dieſe Vor⸗ 
fchrift findet entiprechende Anwendung, 


wenn auf Grund eined vorläufig volls 
ftreefbaren Urteils nach den Vorſchriften 
der Civilprozeßordnnung eine Vormerkung 
oder ein Widerſpruch eingetragen ift. 





8 104. Goll die Uebertragung einer 

orderung, für die ein Pfandrecht am 

hiffe eingetragen iſt oder für die ein 
ſolches Vfandrecht als Pfand haftet, ein- 
getragen werden, jo genügt e8, wenn an 
Stelle der Eintragungsbemilligung die 
Abtretungderflärung des bisherigen Gläu⸗ 
bigerd vorgelegt wird. 

Diefe Vorſchrift findet entiprechende 
Anwendung, wenn eine Belaftung der 
Forderung eingetragen werden joll. 


8 105. Ein Pfandrecht am Schiffe 
darf nur mit Zuſtimmung des eingetra- 
genen Eigentümers, ein das Pfandrecht 

elaftende3 Recht nur mit Zuſtimmung 
des eingetragenen Pfandgläubiger3 ge 
löfcht werden. Für eine Lölhung, Die 
zur Berichtigung des Schiffsregiſters er- 
rolgen foll, ft die Zuftimmung nicht ers 
forderlih, wenn die Unridytigfeit des Re⸗ 
giſters nachgewieſen wird. 


8 106. In der Eintragungsbewilligung 
oder, wenn eine ſolche nicht erforderlich 
iſt, in dem inagmasantrage ſind der 
Name und die Ordnungsnummer, unter 
welcher das Schiff, im Schiffsregiſter ein⸗ 
gern en ift, ſowie die einzutragenden 

eldbeträge in Reichswährung anzugeben. 
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8 107. Eine Eintragung fol nur 
erfolgen, wenn die Eintragungsbemilli- 
gung oder die fonitigen zu der Ein: 
tragung erforderlichen Erflärungen vor 
der Regifterbehörde zu Protokoll gegeben 
oder durch öffentliche oder öffentlidy be- 
glaubigte Urfunden nachgewiejen werden. 

Andere Boraußfegungen der Eintras 
gung bedürfen, fomeit ſie nicht bei der 

egifterbehörde offenfundig find, des 
Nachweiſes durch öffentliche Urkunden. 
Die Vorſchriften der 88 38 bis 38 der 
Grundbuchordnung finden entiprechende 
Anwendung. 





8 108. Für den CintragungBantrag 
ſowie für die Vollmacht zur Stellung 
eine foldhen gelten die Vorfchrifter des 
8 107 Abj. 1 nur, wenn duch den Ans 
trag zugleich eine zu der Eintragung er: 
forderlicye Erklärung erfegt werden foll 





8 109. Erklärungen, durch die ein 
Eintragunggantrag zurüdgenommen oder 
eine zur Stellung ded Eintragungsantragß 
erteilte Vollmacht widerrufen wird, be⸗ 
dürfen der im $ 107 Abſ. 1 vorgeſchrie⸗ 
“ benen Form. ' 


8 110. y den Fallen, in denen nad) 
efeglicher Vorſchrift eine Behörde be- 
ugt iſt, die Regüterbehörde um eine 
Eintragung zu erjuchen, erfolgt die Ein- 
tragung auf Grund des Erſuchens der 
. Behörde. 


8 111. Cine Eintragung ſoll nur ers 
folgen, wenn derjenige, deilen Recht durch 
fie betroffen wird, als der Berechtigte 
eingetragen: iſt. 

St derjenige, deflen Recht durch eine 
Eintragung betroffen wird, Erbe des 
eingetragenen Sereciligten, io findet Die 
Borfchrift des Abſ. 1 feine Anwendung, 
wenn die Uebertragung oder die Mur 
hebung des Rechtes eingetragen werden 
joll oder wenn, der Eintragungsantrag 
dur die Bewilligung des Crblaflers 
oder eines Nachlaßpflegers oder durd) 
einen gegen den Erblaſſer oder den Nach— 
laßpfleger vollſtreckbaren Titel begründet 
wird. Das Gleiche gilt für eine Ein- 
tragumg auf Grund der Bemilligung 
eines Xeftamentsvollitrederd oder auf 
rund eined gegen diejen vollitredbaren 








Titels, fofern die Bewilligung oder der 
Titel gegen den Erben wirkſam tft. 


‚8112. Bei einem Pfandrechte für 
die ‚Forderung aus einer Schuldver: 
ihreibung auf, den Inhaber, aus einem 
Wechſel oder einem anderen Papiere, das 
durch Indoſſament übertragen werden 
kann, fol eine Eintragung nur erfolgen, 
wenn die Urkunde vorgelegt wird. - 

Diefe Vorſchrift findet Feine Anmen: 
dung, wenn eine Eintragung auf Gnınd 
ber Bewilligung eine? nad) den 85 1189, 
1270 des Bürgerlichen Geſetzbuchs be— 
ſtellten Vertreters oder auf Grund einer 
pegen diejen erlaffenen gerichtlichen Ent: 
heidung bewirkt werden fol. 





8 113. jede Eintragung joll den 
Tag, an welchem fie erfolgt ıft, angeben 
und mit der Unterfchrift des zuftändigen 
Beamten verjehen werden. 


‚5 14. Die Eintragungen erhalten 
diejenige Neihenfolge, weldye der Zeit: 
folge der Anträge entipricht; find Die 
Anträge gleichzeitig geſtellt, fo tft, wenn 
unter, den Eintragungen ein Rangver: 
hältnis beiteht, im Schiffsregifter zu 
vermerfen, daß die Eintragungen. gleichen 
Rang haben. 
Diefe Borichriften finden injomeit 
feine Anwendung, ald das Rangverhält- 
ni3 von den Antragitellern abmeichend 
beſtimmt ift. 


8 115. Die öihung eine Rechtes 
oder einer Verfügungsbeſchränkung er: 
folgt durch Eintragung eines Löſchungs⸗ 
vermerfe3. 


8 116. Werden mehrere Schiffe mit 
einem Pfandrechte belaftet, jo ilt auf 
dem Blatte jede Schiffes die Mitbe- 
laftung der übrigen von Amtswegen er: 
fennbar zu maden. Das Gleiche gilt, 
wenn mit einem an einem Schiffe be: 
ftehenden Pfandrechte nachträglich noch 
ein anderes Schiff belaſtet wird. Soweit 
eine Mitbelaſtung erliſcht, iſt dies von 
Amtswegen zu vermerken. 














8 117. Bei der Eintragung eines 
Pfandrechts für Teilſchuldverſchreibungen 
auf den Inhaber genügt es, wenn der 
Geſamtbetrag der Forderungen unter 
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Angabe der Anzahl, des Betragd und 
der, Bezeihnung der Teile eingetragen 
wird. 





8 118. it ein Zeitamentävolliireder 
ernannt, fo ıjt die bei ber Eintragung 
des Erben des Gläubiger von Amts- 
wegen miteinzutragen es ſei denn, daß 
das eingetragene echt der Verwaltung 
—9— Teitamentävollitrerferg nicht unters 
iegt. 


8 119. Ergiebt ſich, daß die Regiſter⸗ 
behörde unter Verlegung gejeglicher Vor: 
ichriften eine Eintragung vorgenommen 
hat, durd) die das Schiffgregifter unrich— 
tig geworden ilt, ſo it von Amtswegen 
ein Wideriprud einzutragen. Gemeilt 
ſich eine Eintragung nad ihrem Inhalt 
als unzuläjlig, jo tft fie von Amtswegen 
zu löfchen. 


8 120. Jede Eintragung ift bald. 
thunlidit auf, dem Schiffszertifikat oder 
bem Schiffsbriefe zu vermerken. 

Wird eine Urkunde über die Pfand- 
forderung vorgelegt, jo ift die Eintragung 
auch auf diefer Urkunde unter furzer Be⸗ 
zeihnung des Inhalts der Eintragungen, 
welche dem Pfandrecht im Range vor: 
gehen ober gleichitehen, zu vermerken. 
Der Dermerk ift mit Unterfchrift und 
Siegel zu verjehen. 

8 121. Sede Eintragung fol dem 
Antragfteller und, dem eingetragenen 
Eigentümer ſowie im übrigen allen aus 








Siebenter 


dem Schiffsregiſter erfichtlichen Perfonen 
befannt gemadt werden, zu Deren 
Gunſten die Eintragung erfolgt ift oder 
deren Recht durch fie betroffen wird. 
Auf die Bekanntmachung kann verzichtet 
werden. 


8122. Die Beichwerde gegen eine 
Eintragung ift unzuläfige Im Wege 
der Beſchwerde kann jedoch verlangt 
werden, daß die Regiſterbehörde ange: 
wiefen wird, nad 8 119 einen Wider 
ſpruch einzutragen ober eine Löfchung 
vorzunehmen. 


8 123. Das Beichmerdegericht kann 
vor der Enticheidung durch eine einft- 
weilige Anordnung der Regiiterbehörde 
aufgeben, eine Vormerfung oder einen 
Widerſpruch einzutragen. 

Die Bormerkung oder der Widerjprud 
wird von Amtswegen gelöjcht, wenn die 
Beichwerde zurüdgenommen oder zurüd« 
gewieſen wird. 











8 124. Bei der Einlegung der mei 
teren Beſchwerde durch Einreichung einer 
Beſchwerdeſchrift bedarf es der Zuziehung 
eines Rechtsanwalts nicht, wenn die 
Beſchwerde von dem Notar eingelegt 
wird, der die zu der Eintragung er- 
forderlihe Erklärung beurkundet oder 
beglaubigt und im Namen eines An- 
trag&berechtigten den Eintragungsantra 
geftellt hat. Die Borichrift des 5 2 
Abf. 1 Sat 3 bleibt unberührt. 





Abſchnitt. 


Handelsſachen. 


8 125. Für die Führung des Han⸗ 
ne avegiiter® find die Amtögerichte zu⸗ 

ndig. | 

Durch Anordnung der Landesiuſtiz⸗ 
verwaltung kann bie Wührung des Re⸗ 
giſters für mehrere Amtsgerichtsbezirke 
einem Amtsgericht übertragen werden. 


8 126. Die Organe des Sande» 
ftande3 ſind verpflichtet, Die iſter⸗ 


—5 — behufs der Verhütung unrichtiger 
ntragungen ſowie behufs der Bertch- 





tigung und Bervollitändigung des Han⸗ 
delöregifter zu unterſtützen; fie find be 
rechtigt, Anträge zu diefem Bmed bei 
den Negillergerichten zu ftellen und gegen 
Derfügungen, durd) die über folhe An⸗ 
träge entichieden wird, das Rechtsmittel 
der Beichwerde zu erheben. 

Die näheren Beitimmungen werden 
von den Landesregierungen getroffen. 


8 127. Das Megiftergericht ann, 
wenn eine von ihm zu erlafiende Ber: 
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fügung von der Beurteilung eined ftreis 
tigen NRechtöverhältnifies abhän ig iſt, 
die Verfügung außfegen, bis über das 
Berhälnis im Wege des Rechtsſtreits 
entſchieden if. Es Tann, wenn der 
Rechtsſtreit nicht anhängig ift, einem der 
Beteiligten eine Friſt zur Erhebung der 
Klage beitimmen. 


8 128. Die Anmeldungen zur Ein» 
tragung in das Handelsregiſter ſowie 
die zur Aufbewahrung bei dem Gerichte 
beftimmten Zeichnungen von Unter: 
ſchriften können zum Protokolle des Ge⸗ 
richtsſchreibers des Regiſtergerichts er⸗ 
folgen. 


8 129. Ift die zu einer Eintragung 
erforderliche Erklärung von einem Notar 
beurfundet oder beglaubigt, jo gilt diejer 
als ermächtigt, im Namen des zur Ans 
meldung Berpflichteten die Eintragung 
u beantr Die VBorichriften des $ 124 
nden entfprechende Anmendung. 


8 130. e Cintragung ſoll den 
Zag, an welchem fie erfolgt ift, angeben 
und mit der Unterjchrift des auftändigen 
Beamten verjehen werden. 

Jede Eintragung foll Demjenigen, wel: 
her fie beantragt hat, befannt gemacht 
werden. Auf die Befanntmahung kann 
verzichtet werden. 


8 131. Die Eintragung einer Zweig⸗ 
niederlaffung tt von Amtswegen dem 
Regiftergerihte der Haupmiederlaſſung 
mitzuteifen und in deffen Regiſter zu ver: 
merfen. Das Gleiche gilt, wenn die 
Zweigniederlaſſung auf aufgehoben wird. 


8 132. Sobald bai dad NRegiltergericht 
von einem fein infchreiten nad) den 
88 14, 319 und dem $ 325 Nr. 9 des 
Handelögefegbuch® rechtfertigenden Sad): 
verhalte glaubhafte Kenntnis erhält, hat 
ed dent Beteiligten unter Androhung 
einer Drdnungsitrafe aufzugeben, inner: 
halb einer beitimmten Friſt feiner gejeß: 
lihen Berpflihtung nachzukommen oder 
die Unterlaifung mittel3 Einſpruchs gegen 
die Verfügung zu rechtfertigen. 

Die Beſchwerde gegen dieſe Verfügung 
iſt unzuläſſig. 


8 133. Wird innerhalb der beſtimm⸗ 














ten Friſt weder der geſetzlichen Berpflidy 
tung genũgt noch Einſpruch erhoben, A 
ift bie angebrohte Strafe feitzufegen und 
juol eich die frühere Verfiigung unter 

ndrohung emer emeuten Ordnungs⸗ 
Iafe au wiederholen. 

gleicher Weile if fortzufahren, bis 

der nefeslichen Derpflichtung genũgt oder 
Einſpruch erhoben wird. 





baben, fo ai das eh, men 1 pi 
erhoben 
der Einf icht ohne SBeiteres 3 a 


begründet ergiebt, zur Eroͤrterung * 
Sache den Beteiligten zu einem Termine 
zu laden. 
Da3 Gericht kann, audy wenn der De 
teil te nicht erfcheint, nah Lage ber 
e entſcheiden. 


8 135. Wird der ( der Einfprud für b 
gründe‘ ee fo ift die erlaflene Ber. 

gung aufzuheben. 

Anderenfalld hat das Gericht den Ein» 
ſpruch zu verwerfen und die angedrohte 
Strafe fef I Du kann, 
wenn die rechtfertigen, von 
der —S ie —S— ißer ober 
ar geringere al3 die angedrohte — 
eſtſegen. 

Im Falle der Verwerfung des Ein⸗ 
ſpruchs hat das Gericht zugleich eine 
erneute Verfügung nach 8 132 zu er: 
laſſen. Die in dieſer Verfügung be 
jtimmte reift beginnt mit dem Eintritte 
ber Jethistraft der Verwerfung des Ein⸗ 
pruchs 


8 156. Wird im Falle des 8 133 
gegen die wiederholte Verfügung Ein- 
ſpruch erhoben und dieſer für begründet 
erachtet, jo fann das Gericht, wenn die 
Umftände es rechtfertigen, F leich die 
früher feſtgeſetzte Gien oder 
an deren Stelle eine geringere Strafe 
feitfegen. 


8 137. Gegen die ——— Ance, 
———— auf Antrag nad) aß⸗ 
gabe des 8 22 Abi. 2 die Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand zu erteilen. 

8 138. Bei der Feſtſetzung ber Orb: 


nungöftrafe iſt der Beteiligte zugleich 
in dee Koften des Verfahrens zu verur: 








ı teilen. 
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8 139. Gegen den Beichluß, durch 
welchen die Ordnungsſtrafe icio etzt oder 
der Einfpruch verworfen wird, findet die 
Ioforfige Beſchwerde Statt. 

Iſt die Strafe nach Maßgabe des 8 133 
feitgefeßt, fo kann Die Bei mwerde nicht 
darauf geftüst, werden, daß die Verfügung. 
durch welche die Strafe angedroht wor⸗ 
den tft, nicht gerechtfertigt geweſen ei. 


— — — 


5 140. Soll nad 8 87 Abf. 1 des 
Handelögejegbuch® gegen eine, Perjon 
eingefchritten werden. die eine ihr nicht 
guftehende Firma gebraucht, fo finden 

ie Vorfchriften der 88 132 bis 139 mit 

Mabgabe Anmendung, dab 

$ 132 zu, erlaffenden 
Verfügung dem Deeiigt en aufges 

eben wird, fich de Gebrauch der 
‚em zu enthalten oder binnen be- 
Himmter Friſt den Gebrauh der 
Firma mitteljt Einſpruchs gegen die 
Verfügung zu rechtfertigen; 

2. die Dramum Slirafe PR wird, 
fall8 fein Einſpruch erhoben oder 
der erhobene Einſpruch rechtskräfti 
verworfen ift und der Beteiligte na 
der a dun der Verfügung 
diefer zumidergehandelt hat. 


“ der 
1. in der nad) 





8 141. Soll nah 8 31 Abf. 2 des 
Sıma vom buch® das Erlöſchen einer 

‚irma von Amtswegen in das Hanbel3- 
tegilter eingetragen merden, jo hat das 
Regiltergericht den ı eingetragenen In⸗ 
haber der Firma oder deſſen Rechtsnach⸗ 
folger von der beabſichtigten Löſchung 
zu benachrichtigen und ihn zugleich eine 
angemefjene Friſt zur Geltendmachung 
eines Wideripruch® zu beitimmen. Die 
Friſt darf nicht weniger als drei Dos 
nate betragen. 

Gind bie bezeichneten Perſonen oder 
deren in ntfenthalt nicht befannt, fo erfolgt 
die Benachrichtigung und die Beſtim⸗ 
mung der Friſt durch Einrückung in 
dieijenigen Blätter, welche für die Be- 
fanntmahungen der Eintragungen in 
da3 Handelöregifter beitimmt find. Es 


kann angeordnet werden, dab die Be | 


fanntmahung noch in andere Blätter | 
eingerüct wird. 

ird Widerſpruch erhoben, jo ent- 
fcheidet über ıhn das Gericht. Gegen 
die den Widerſpruch zurückweiſende —* 


rang findet die fofortige Beſchwerde 


Die Löſchung darf nur erfolgen, wenn 
Widerſpruch nıcht erhoben oder wenn 
die den Widerſpruch zurückweiſende Ver⸗ 
fügung rechtskräftig geworden iſt. 


5 142. Iſt eine Eintragung in das 
Sanbelöregiiter bewirkt, obgleich N. wegen 
ange einer wefentlichen Voraus⸗ 
etzung unzuläſſig war, ſo kann das Re⸗ 
gilterg ericht fie von Amtswegen löfchen. 
Die Csfchung geſchieht durch Eintragung 
eines Vermerkes. 

Das Gericht hat den ——— von 
der beabſichtigten Löſchung zu benad)- 
richtigen und ihm zuglei eine anges 
meſſene Friſt zur Geltendmachung eines 
Widerſpruchs zu beftinmen. 

Auf dag weitere Verfahren Den die 








Vorſchriften des $ 141, Abi. 3 Ans 
wendung. 
8 143. Die Löfchung einer Ein 


tragung kann gemäß den Borfchriften 
des $ 142 auch von dem Landgerichte 
verfügt merden, melched dem Regiſter⸗ 
gericht im Snftanzenzuge vorgeordnet iſt. 
Die Borfchrift des $ 30 Abſ. 1 Sah 2 
| findet Anmendung. 

Gegen die einen Widerjpruch zurüd: 
weilende Verfügung des Landgericht? 
bet die Iofortige Beſchwerde an das 

berlandesgericht mit der Maßgabe a 
daß die Vorichriften des 8 2 1. 2, 
3 zur entiprechenden Anwendun ) tom? 
men. Die weitere Beichwerde iſt auß- 
geichlofien. 


8 144. Gine in dag Handelgregiiter 
eingetragene Aftiengejellihaft oder Kom: 
manbitgejellichaft auf Aktien fann 1 gemäß 

den PVorichriften der 88 142, 

nichtig gelöfcht werden, wenn die —* 
ſetzungen vorliegen unter denen nad 
den 88 309, 310 des Handelsgeſetzbuchs 
die Nichtigkeitsklage erhoben werden kann. 
Das Gleiche gilt für eine in dad Han⸗ 
delöregifler eingetragene Oelellicaft mit 
bechränfter Haftung, wenn die Voraus» 
fegungen vorliegen, unter denen nad 
den 8S 75a, 75b des Geſetzes, betreffend 
die Geſeliſchaften mit beichränfter Haf: 
tung, die Nichtigfeitäflage erhoben wer⸗ 
den fann. 

Ein in das Handelßregifter eingetra- 
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gener Befchluß der Generalverfammlung 
oder Berjammlung der _Geiellichafter 
einer der im Abi. 1 begeich neten Gefell- 
Ihaften fann gemäß den Borfchriiten 
der 88 142, 143 als nichtig gelöicht 
werben, wenn er durch feinen Inhalt 
jmingenbe Borichriften des Geſetzes ver⸗ 
est und ſeine Beſeitigung im öffent⸗ 
lichen Intereſſe erforderlich erſcheint. 

Sn den Fällen der Abſ. 1, 2 foll die 
nad) : 142 Abf. 2 zu beitimmende Friſt 
mindeſtens drei Monate betragen. 


8 145. Die Amögerihte find zu» 
Händig für Die nad 146 Ab. “2 1 
neo 


8, 
8 | at. A 


Abt. 1, 2, 8 530 Abf. 1 88 590, 685, 
8 729 Ahr. 1, 8 884 Nr. 4 ves Hans 
delagefeßbuchs von dem Gerichte zu er- 
ledigenden Angelegenheiten. 

Iſt die Führung des Handelgregifterß 
für mehrere Amt3gerichtöbezirfe einem 
Amtögericht übertragen worden, fo ge- 
hören zur Buftändigfeit dieſes Amts⸗ 
gericht auch aud) die im Abſ. 1 bezeichneten 

gelegenheiten, mit Ausnahme derjenis 
en ae melde den Derichten nad) 
8 524 1, 530 Abi. 1 1,8 590, 
—* — 1, 8 884 Nr. 4 des 
Handelsgeſetzbuchs obliegen. 


8 146. Someit in den im $ 145 bes 
Aöneten An ıpelegenheiten ein Gegner 
de Auen fiel ers vorhanden ift, hat ihn 

t wenn thunlich 5 u u hören. 
— die Du ung, durch welche 
ah en Antrag entichieden wird, findet 
die fofortige Beſchwerde ftatt. 
Eine Anfechtung der Verfügung, durch 
welhe einem nach 8 524 Abi. 1, 2, 
530 Abf. 1, 8 685, 8 729 Abi. 1 
884 Nr. 4 ves Handelsgeſetzbuchs ge» 
tellten Antrage ftattgegeben wird, iſt 
ausgeſchloſſen. 


8 147. Die Vorſchriften der SS 11 
bi3 131, 142, 143 finden auf die Ei 
tra ungen in das Genfieniereie 
entiprechende Anwendun 

Eine in das Senoftenfchaftäregifter 
eingetragene Genoffenichaft Tann gemäß 
den PVorichriften der 88 142, 143 al 
nichtig geloſcht werden, wenn die Voraus: 











— — — — — — — — 


ſetzungen vorliegen, unter denen nach 
den 88 90a, 90b des Geſetzes, betreffend 
die Erwerbs und Wirtihaftsg enoſſen⸗ 
ſchaften, die Nichtigkeitsklage erhoben 
werden kann. 

Ein in das Genoſſenſchaftsregiſier ein- 
petragener Beichluß der Generalverjamm- 
[ung einer Genoſſenſchaft fon gemäß 
den Vorſchriften der 88 142 als 
nichtig geloͤſcht werden, wenn I durch 
feinen Inhalt joingende Vorſchriften 
des Geſetzes verlegt und feine Beſeiti⸗ 
gung im öffentlichen Intereſſe erforder⸗ 
lich eriehem, 

n den dallen der Abi. 2, 8 foll die 
nad) 8 142 Abi. 2 zu beitimmende Friſt 
mindeſtens bei Monate betragen. 


or 148. Die Borichriften nen ; 146 
2 finden aur die nach 
au. ;' 8 59, 8 81 Abf. 3, 4, 8 
ae betreffend die Grwerbß- und 
Wirtſchaftsgen uoltenichaften, und nad) 8 66 
Abi. 3,87 Geſetzes, betreffend 
bi Shellidaften mit beichräntter Haf⸗ 
tung, von dem Regiſtergerichte zu er⸗ 
ledigenden vangele enheiten Anmendung. 
Gegen bie rügung, durch meldye 
ber im $ 11 des Geſetzes, betreffend die 
privatredhtlichen Berhälmilfe der Binnen: 
Ichiffahrt, oder der im $ 8 des Geſetzes, 
betreffend die privatrechtlihen erhält: 
niſſe der Ioßerei bezeichnete Antrag auf 
Beweisaufnahme oder der im $ 37 Abf. 2 
des eriteren Geſetzes bezeichnete Antrag 
auf een eine? Dispacheurs zu 
finde die ung Bes 
Eine Anfechtung der 
ud welche einem Plhen 
attgegeben wird, iſt auöge- 





erviefen In 1, 
chwerde 
Verfügung, 
— 
chloſſen. 





8 149. Für bie Verrichtungen, welche 
den Gerichten in Anfehung der nach dem 
Handelögejegbudy oder nach dem Gejege, 
betreffend die privatrechtlichen Verhaͤlt⸗ 
nifje der en ht, aufzumachen⸗ 
den Dispache obliegen, iſt das Amts⸗ 
gericht de3 Ortes zu tändig, an welchem 

ie Berteilung der Havereifchäden zu 
erfolgen hat. 


8 150. Lehnt der Dispacheur den 
Auftrag eines Beteiligten zur Aufmachung 
der Dispache aus dem Orunde ab, 
ein Fall der großen Haverei nicht vor: 
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Tiege, fo enticheidet über die Verpflich⸗ 
tung, des Dispacheurd auf Antrag des 
Beteiligten da3 Geriht. Gegen die 
Kunügung findet die fofortige Beſchwerde 
att. 





8 151. Auf Antrag des Dispacheurs 
kann das Gericht einen Beteiligten unter 
Androhung von Ordnungsſtrafen auf⸗ 
geben, dem Dispacheur die in feinem 

efige befindlichen Schriftitüde, zu deren 
Mitteilung ergefeglich verpflichtet it, aus⸗ 
ubänbigen. Die einzelne Strafe darf 

en Betrag von breihundert Mark nicht 
tiberjteigen. 


‚8 152. Der Dißpacheur ift verpflichtet, 
jedem Beteiligten Einficht, in die Dis: 
pache zu gewähren und ihm auf Vers 
langen cine Abichrift gegen Eritattung 
der Koſten zu erteilen. Das Gleiche gilt, 
wenn die Disſspache nach dem Geſetze, 
betreffend die privatrechtliden Verhält- 
niſſe der Binnenfhiffahrt, von dem 
Schiffer aufgemacht worben ift, für diefen. 





8 153. jeder Beteiligte iſt befugt, 
bei dem Geriht eine Verhandlung über 
die von dem Dispacheur aufgemadıte 
Dispache zu, beantragen. In dem Ans 
trage find diegenigen Beteiligten zu be 
geichnen, welche zu den Verfahren zus 
gezogen werden jollen. 

id ein Antrag auf gerichtliche Ders 
handlung geitellt, jo hat das Gericht die 
Dispache und deren Unterlagen von dem 
Dispacheur einzuziehen und, wenn nicht 
offenfichtlih die Vorausſetzungen ber 

roßen Haverei fehlen, den Antragſteller 
owie die von ihm bezeichneten Beteilig: 
ten zu einem Termine zu laden. Mehrere 
Anträge können von den Gerichte zum‘ 
Zwecke der gleichzeitigen Verhandlung 
verbunden werden. 

Die Ladung muß den Hinweis darauf 
enthalten, dab, wenn der Geladene weder 
in dem Termin ericheine noch vorher 
Widerſpruch gegen die Dispache bei dem 
Gericht anmelde, fein Einverftändnig mit 
der Dispache angenommen werden würde. 
In der Ladung iſt zu bemerken, daß die 
Dispache und deren Unterlagen auf der 
Öerichtsichreiberei eingefehen werden 
lönnen. 

Die Friſt zwifhen der Ladung und 


Rechtsbuch. TI. 
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dem Termine muß wenigſtens zmei 
Wochen betragen. 


8 154. Erachtet das Gericht eine 
Bervollitändigung der Unterlagen ber 
Dispade für notwendig, fo hat es die 
Beibringung der erforderlichen Belege 
anguorbnen. Die Borfchriften des $ 151 
finden entiprechende Anwendung. 


8 155. In dem Termin ift mit ben 
Erichtenenen über die Dispache zu ver- 
handeln. , 

Wird cin Widerſpruch genen die Dis: 
pache nicht erhoben und iſt ein folder 
aud) vorher nicht angemeldet, jo hat das 
Gericht die Dispache gegenüber den an 
dem Berfahren Beteiligten zu beftätigen. 

Liegt ein Widerſpruch vor, fo haben 
ſich die Beteiligten, beren Rechte durch 
ihn betroffen werden, zu erklären. Wird 
der Widerſpruch als begründet anerkannt 
oder kommt andermeit eine Cinigun 
zultande, jo ilt die Dispache bemgemä 
u berichtigen. Erledigt fih der Wider: 
—* nicht, ſo iſt die Dispache inſoweit 
zu beſtätigen, als ſie durch Widerſpruch 
nicht berührt wird. 

Werden durch den Widerjprucd bie 
Rechte eined in dem Termine nicht er—⸗ 





ſchienenen Beteiligten betroffen, jo wird 


angenommen, daß dieſer den Widerſpruch 
nicht als begründet anerfenne. 


8 156. Soweit ein Widerſpruch nicht 
gemäß $ 155 Abi. 3 erledigt wird, bat 
ihn der Widerfprechende durch Erhebung 
der Klage gegen diejenigen an dem Ver: 
fahren Beteiligten, deren Rechte durch 
den MWiderjprud; betroffen werben, zu 
verfolgen. Die das Verteilungdverfahren 
betreffenden Vorfchrifterr der 85 878, 879 
(764, 765) der Givilprogeborbnung finden 
mit der Maßgabe entiprechende Anwen⸗ 
dung, daß das Geridht einem Beteiligten 
auf Finen Antrag, wern erhebliche Gründe 

laubhaft gemad)t werden, die Frift zur 
rhebung der, Klage verlängern Tann 
und daß an die Stelle der Ausführung 
de3 Berteilungsplans die Betätigung der 
Dispache tritt. 
Iſt der Widerſpruch durch rechtskräf— 
es Urteil oder in anderer Weile er: 
igt, jo wird die Dispache betätigt, 
nachdem fie erforderlihen Falles von 
dem Amtsgerichte nach Maßgabe der 


52 


ti 
le 
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Erledigung der Einwendungen berich⸗ 
tigt iſt. 


8 157. Gegen die Berfügung, durch 
welche ein nad) 5153 gefiellter Antrag 
auf gerichtliche Verhandlung zurückge⸗ 
wieſen oder über die Beitätigung der 
Dispache entichieden wird, findet die for 
fortige Beſchwerde jtatt. 

Einwendungen gegen die Dispache, 
welche mittelit Widerſpruchs geltend zu 
machen find, können nicht im Wege der 
Beichwerde geltend gemacht werden. 








‚81858. Die Beltätigung der Dispache 
iſt nur für das gegenjeitige Verhältnis der 
on bem Verfahren Beteiligten wirkſam. 


Aus der rechtöfräftig bethätigten Dis⸗ 
pache findet die Zwangsvollſtreckung nach 
Den Vorſchriften der Civilprozeßordnung 

att. 
Für Klagen auf Erteilung der Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel, ſowie für Klagen, durch 


welche Einwendungen en die in der 
Dispache feitgeitellten nipriche geltend 
gemacht werden oder die bei der 


teilung der Vollitredungsflaufel als ein- 
getreten angenommene Rechtsnachfolge 
eitritten wird, it das Amtsgericht zus 
ftändig, welches Die Dispache betätigt 
hat. Gehört der Anſpruch nicht vor die 
Amtögerichte, fo find die Klagen bei dem 


zuftändigen Landgerichte zu erheben. 





Achter Abſchnitt. 


Vereinsſachen, Güterrechtsregiſter. 


8 159. Auf die Eintragungen in das 
Bereindregilter finden die Vorſchriften 
der 88 127 bis 130, 142, 143, auf daß 
Verfahren bei der Verhängung von DOrbs 
nungöftrafen gegen Mitglieder ded Vor: 
ftande® oder Liquidatoren eine einge- 
tragenen Vereins finden die Borichriften 
der 85 127, 132 big 189 entiprechende 
Anwendung. 


8.160. Im alle des $ 37 des Bürs 
gerlihen Geſetzbuchs fol das Gericht 
vor der Verfügung, durch welche über 
das Verlangen, eine Milgliederverſamm⸗ 
lung zu berufen, entſchieden wird, ſoweit 
thunlich den Vorftand des Vereins hören. 
Segen die Verfügung findet die fofortige 
Beſchwerde ftatt. 





8 161. Auf die Cintragun en in das 
Güterrechtäregifter finden die Borjchriften 
der 88 127 bis 130, 142, 143 ent- 
iprechende Anmendung. 

Bon einer Eintragung follen in allen 
Sällen beide Chegatten benachrichtigt 
werden. 





8162. Das Amisgericht hat auf Ber: 
langen eine Beſcheinigung darüber zu 
erteilen, daß bezüglich, des Gegenſtandes 
einer Eintragung weitere Eintragunaen 
in da8 Vereins⸗ oder Güterrechtsregiſter 
nicht vorhanden find oder daß eine bes 
ſtimmte Eintragung in das Regifter nicht 
erfolgt iſt. 


Neunter Abfchnitt. 


Offenbarungseid. Unterfuchung und Berwahrung von Saden. 
Pfandverlanf. j 


8163. Sit in den Fällen der 88 259, 
260, 2028, 2057 de3 Bürgerlichen Ge- 
ſetzbuchs der Offenbarungseid nicht vor 
dem Prozeßgerichte zu leiſten, ſo finden 


die Vorſchriften des 8 79 entiprechende 


Anmendung. 





5164. In den Tällen, in denen 
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nah den Borfchriften des bürgerlichen ſetzbuchs ift für die Beſtellung des Ver 
Rechtes Jemand den Zuſtand oder den | wahrer das Amtsgericht zultändig, im 
Wert einer Sache durch Sadverftändige | deilen Bezirke ſich die Sache befindet. 
fejtitellen laffen Tann, tt für die Er Ueber eine von dem Verwahrer bean- 
nennung, Beeidigung und Dernehmung | fpruchte Bergütung entjcheidet das Amts: 
der Sachverftändigen dag Amtsgericht gericht. 
zuſtändig, in deſſen Bezirke ſich die Sache Vor der Beſtellung des Verwahrers 
befindet. Durch eine ausdrückliche Ver- und vor der Entſcheidung über die Ver⸗ 
einbarung der Beteiligten Tann die Zus | gütung find Die Beteiligten, ſoweit thun⸗ 
‚ Itändigfeit eine anderen Amtsgerichts | lich, zu hören. 
begründet werden. — 

Eine Anfechtung der Verfügung, durch 8166. Im alle des $ 1246 Abi. 2 
melde dem Antrage ftattgegeben wird, | des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt für die 


it ausgeſchloſſen. Entiheidung des Gericht? das Amts⸗ 
Bei dem Verfahren iſt der Gegner, ericht des Ortes zuftändig, an welchem 
ſoweit thunlich, zu hören. as Pfand aufbewahrt wird. 





Vor der Enticheidung find die Be 
8165. Sn den Syällen der 88 432, | teiligten, ſoweit thunlich, zu hören. 
1217, 1281, 2039 de3 Bürgerlichen Ges 





Behnter Abſchnitt. 


Gerichtliche uud notarielle Urkunden. 


s 167. Für die gerichtlihe DBeur- | Weberzeugung des Nichterd oder des 
kundung eines Jehtsheſchatts ſowie für | Notars taub, blind, ſtumm oder ſonſt am 
die gerichtliche Beglaubigung eines Hand» | Sprechen verhindert, fo muß der Richter 
zeichen find die Amtsgerichte zuftändig. | einen Gericht2fchreiber oder zwei Zeugen, 

Für die öffentliche Beglaubigung einer | der Notar einen zweiten Notar oder zwei 
Unterfhrift find außer den Notaren die | Zeugen zuztehen. 

Amtsgerichte zuftändig. Das Gleiche — 

gilt für die Aufnahme der im 8 1718 8170. AL Richter, Notar, Gerichts: 

und im $ 1720 Abſ. 2 des Bürgerlichen | jchreiber oder Zeuge kann bei der Beur- 

Geſetzbuchs vorgeiehenen öffentlichen Ur- | kundung nicht mitwirken: . 

1. wer jelbit Deteiligter it, ſowie 
derjenige, für melden ein Be: 
teiligter als Vertreter handelt; 

. ber Chegatte eines Beteiligten, 
auch wenn die Ehe nicht mehr 


tunden über die Anerkennung der Vater: 
Idhaft; für die Aumahme diefer Urkun- 
den tft, wenn die Anerkennung der Vater: 
ſchaft bei der Anzeige der Geburt des 
Kindes oder bei der Eheichließung feiner 


[Se] 








Eltern erfolgt, auch der Standedbeamte beiteht; u 
zuftändig, welcher die Geburt oder die 3. mer mit einem Beteiligten in 
Eheſchließung beurkundet. gerader Linie oder im zweiten 
Grade der Seitenlinie verwandt 
3168. Für die gerichtliche und die oder verſchwägert ift; 
notarielle Beurkundung eines Rechts⸗ 4. wer zu demjenigen, für melden 
geihäfts gelten, unbeichadet der Vor—⸗ ein Beteiligter als Bertreter han: 
Schriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs delt, in einem Verhältniſſe der 
über die Errichtung von Teſtamenten und unter Nr. 2, 3 bezeichneten Art 
Erbverträgen, die 88 169 big 182. Als ſteht. 
Beteiligter im Sinne ber 88 169 bis 182 — 
iſt derjenige anzuſehen, deſſen Erklärung 8171. Als Richter, Notar, Gerichts⸗ 
beurfundet werden joll. jchreiber oder Zeuge kann bei der Be: 
- „ urfundung nicht mitwirken: 
8169. Sit ein Beteiligter nach der 1. derjenige, zu deflen Gunften in 
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der Urkunde eine Verfügung ge 
troffen wird; 

2. wer zu demjenigen, zu deſſen 
Gunſien in der Urkunde eine 
Verfügung getroffen wird, in 
einem Verhältniſſe der im 8 170 
Nr. 2, 3 bezeichneten Art fteht. 

Die Mitwirtung einer hiernach aus—⸗ 
geiölofienen Perſon hat zur, Folge, daß 
ie Beurkundung inſoweit nichtig iſt, als 
fie eine Verfügung zu Gunſten einer der 
im Abf. 1 Nr. 1,2 bezeichneten Berfonen 
zum Gegenſtande hat. 


8172. Als Serichtöfchreiber oder zwei⸗ 
ter Notar oder Zeuge kann bei der Be: 
urfundung nicht mitwirken, wer zu dem 
Richter oder dem beurtundenden Notar 
in einem Perhältniffe der im $ 170 
Nr. 2, 3 bezeichneten Art fteht. 


8173. Als Zeuge foll bei der Beur⸗ 
kundung nicht mitwirken: 

1. ein Minderjähriger; 

2. wer der bürgerlichen Chrenrechte 
für verluftig erklärt iſt, während 
der Beit, für melche die Aberken⸗ 
nung der Ehrenrechte erfolgt it; 

3. wer nach den Vorſchriften der 
Strafgeſetze unfähig iſt, ald Zeuge 
eidlich vernommen zu werden; 

4. wer als Geſinde oder Gehilfe im 
Dienfte des Richters oder des 
beurkundenden Notars ſteht. 


8 174. Die bei der Beurkundung 
mitwirkenden Perjonen müffen bei der 
Borlefung, Genehmigung und Unter: 
zeichnung der Urkunde zugegen fein. 

8 175. Ueber die Verhandlung muß 
ein Protokoll im deutſcher Sprache aufs 
genommen werden. 


8176. Das Protofoll muß enthalten: 
1. Ort und Tag der Verhandlung; 
2. die Bezeichnung der Beteiligten 
und der bei der Verhandlung 
mitmwirfenden Perfonen; 
8. die Erklärung der Beteiligten. 
Wird in der Erflärung auf eine Schrift 
Eng genommen ımd diefe dem Proto— 
toll ala Anlage beigefügt, fo bildet fie 
einen Teil des Protokolls. 
Das Protokoll ſoll eine Angabe darüber 
enthalten, ob der Richter oder der Notar 
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die Beteiligten kennt oder, fofern, dies 
nicht der al it, in welcher Weite er 
fih Gemißheit über ihre Perfönlicykeit 
verjchafft hat. Kann er fich dieje Ge: 
wißheit nicht verjchaffen, wird aber gleich" 
wohl die Aufnahme der Berhandlung 
verlangt, jo follen der Sachverhalt und 
Dagjenige, was zur Feſtſtellung der Per- 
fönlichfeit beigebradjt ilt, in das Proto⸗ 
oll aufgenommen merden. 


8177. Das Protofoll muß vorgelejen, 
von den Beteiligten genehmigt und von 
ihnen eigenhändig unterichrieben werden. 
Im Protokolle muß feitgeftellt merden, 
daß dies geichehen iſt. Das Prototoll 
oll den Beteiligten auf Verlangen auch 
zur Durchficht vorgelegt werden. 

Grffärt ein Beleiligter, daß er nicht 
Hreiben fönne, jo muß, dieſe Erklärung 
im rotofolle feligeftellt werden. Bei 
der Borlefung und der Genehntigung 
muß der Richter oder der Notar einen 
Zeugen zuziehen. In den Fällen des 

169 bedarf es dieſer Zuziehung nicht; 
dad Gleiche gilt, wenn in anderen Fällen 
ein Gerichtefchreiber oder ein zweiter 
otar zugezogen wird. 

Das —8 muß von den mit—⸗ 
wirkenden Berfonen unterfchrieben werden. 








8178. Iſt nach der Weberzeugung 
des Richter oder des Notard ein Bes 
teiligter ftumm oder font am Spredyen 
verhindert und eine jchriftlihe Vers 
ftändigung mit ihm nicht möglich, fo 
muß bei der Beurkundung ein vereideter 
Dolmeticher zugezogen werben. 

Sm Protokoll muß feitgeftellt werden, 
daB der Richter oder der Notar die 
Ueberzeugung gemonnen hat, daß der 
Beteiligte am Sprechen verhindert und 
eine jchriftlihe Verftändigung mit ihm 
nicht möglih iſt. Das Protololl muß 
von dem Dolmetſcher genehmigt und 
ufterichrieben werden. 

Der Zuziehung eines Beugen, eines 
Gerichtsſchreibers oder eines zweiten 
Notars bedarf es in diefem |yalle nicht. 


8179. Crflärt ein Beteiligter, da& 
er der deutichen Sprade nicht mächtig 
jet, fo muß bet der Beurkundung ein 
vereideter Dolmelfcher zugezogen werden. 
Der Zuziehung de3 Dolmeticher8 bedarf 
e3 nicht, wenn der Nichter oder der 
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Notar der Sprache, in der fi der Be 
teiligte erklärt, mächtig iſt; die Beei⸗ 
digung des Dolmeiſchers iſt nicht erfor 
derlich, wenn der Beteiligte darauf ver- 
zichtet. 

Das Protokoll muß dem der deutichen 
Sprache nicht mächtigen Beteiligten durd) 
den Dolmeticher oder, wenn ein Dol: 
metjcher nicht zugezogen worden ift, durch 
den Richter oder den Notar in der frem- 
den Sprache vorgetragen werden und 
die Feſtſtellung enthalten, daß die ges 
fchehen tft. 

Im Protokoll muß ſeſtgeſtellt werden, 
daß der Beteiligte der deutſchen Sprache 
nicht mächtig iſt. 

Der Dolmetſcher muß das Protokoll 
unterſchreiben. 

Eine Beurkundung iſt nicht aus dem 
Grunde unwirkſam, weil den Vorſchriften 
des Abſ. 1 zuwider die Zuziehung eines 
Dolmetſchers unterblieben 





8 180. Auf den Dolmeticher finden die 
nach den 88 170 bis 173 für einen Zeugen 
geltenden Borfchriften entiprechende Ans 
wendung. 


8181. Bei der gerichtlichen oder 
notariellen Beurfundung von Verſteige⸗ 
rungen gelten Bieter nicht als Beteiligte; 
ausgenommen find folde Bieter, die an 
ihr Gebot gebunden bleiben. Entfernt 
ih ein foldyer Bieter vor dem Schluffe 
ver Verhandlung, jo genügt an Stelle 
feiner Unterfchrift die Angabe des Grun⸗ 
des, aus welchem fie unterblieben it. 








8 182: Die Ausfertigung der Pros 
tofolle über die gerichtliche Beurkundung 
eines Necht3gefchäfts ift von dem Gerichts⸗ 


fohreiber zu unterfchreiben und mit dem 
Gericht3fiegel zu verjehen. 

Auf Antrag können die Protokolle auch 
auszugsweiſe außgefertigt werden. 


5183. Die gerichtliche oder notarielle 
Beglaubigung einer Unterichrift darf nur 
erfolgen, wenn die Unterichrift in Gegen- 
wart des Richters oder des Notars voll: 
zogen oder anerkannt wird. 

Die Beglaubigung geſchieht durch einen 
unter die Unterſchrift zu ſetzenden Ver⸗ 
merk. Der Vermerk muß die Bezeich- 
nung bdesjenigen, welcher die Unterfchrift 
vollzogen oder anerkannt hat, enthalten 
und den Drt und den Tag der Auß- 
jtellung angeben ſowie mit Unterjchrift 
und Giegel oder Stempel verjehen fein. 

‚ Diefe Vorfchriften finden auf die ge- 
richtliche oder, notarielle Beglaubigung 
eines Handzeichens entiprecdyende Ans 
wendung. 


8 184. Yür die nad) 8 167 den 
Amtögerichten obliegenden Verrichtungen 
find in Anfehung ſolcher Perſonen, Die 
zur Beſatzung eines in Dienft geftellten 
Schiffes der Kaiſerlichen Marine gehören 
oder die in anderer Eigenſchaft an Bord 
eines ſolchen Schiffes find, auch die Ge 
ſchwaderauditeure zuftändig, folange das 
Schiff fih außerhalb eines inländifchen 
Hafens befinde. Den Schiffen ſtehen 
die fonftigen Fahrzeuge der Kaiferlichen 
Marine gleid. 

Die Ausfertigung der Protokolle über 
die Beurkundung eines Rechtsgeſchaͤfts 
iit von dem Auditeur zu unterichreiben 
und mit dem Gerichtsſiegel zu verjehen. 

Die Vorſchriften des Artifeld 44 des 
Einführungsgeſetztz zunı Bürgerlichen 
Geſetzbuch bleiben unberührt. 








Elfter Abſchnitt. 


Schlußbeſtimmungen. 


8 185. Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig 
a Bürgerliden Geſetzbuch in 
aft. 





Die Artitel 2 big 5, 32 des Cinfüh- 
rungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche finden entfprechende Anwendung. 


8 186. Die Vorfchriften der 88 11, 
66 des Gefeged über die Beurkundung 
des Perſonenſtandes und die —— 
vom 6. Februar 1875 (Reichs-Geſetzb 
©. 23) werden infomeit aufgehoben, als 
fie der Lande2gejegacbung die Befugnis 
gewähren, das gerichtliche Verfahren ab» 
weichend zu regeln. 


8923 Geſegt über die Angelegenheiten ber freiwilligen Gerichtsbarkeit. 88 187 bis 195.. 


8 187. Der 8 150 des Geſetzes, be: 
treffend die Erwerbs⸗ und Wirtichaft3: 
genoffenjchaften, vom 1. Mai 1889 (Reichs: 
Geſetzbl. ©. 55) wird aufgehoben. 


8 188. Der 8 11 Abi. 2 des Ge- 
job betreffend da3 Reichsſchuldbuch vom 
31 Mai 1891 (Reichs⸗Geſetzbl. ©. 321) 
wird dahin neändert: 

Sur Außftellung diefer Beſcheini⸗ 
ungen ift das Nachlaßgericht und, 
Falls der Erblaffer zur Zeit des Erb- 
fall im Inlande meder Wohnfig 
noch Aufenthalt hatte, auch derjenige 
Konful des Reiche zuftändig, ın 
deſſen Amtsbezirke der Erblaffer zur 
Zeit des Crbfall feinen Wohnſitz 
oder feinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hatte, fofern dem Konful von dem 
Reichskanzler die Ermächtigung zur 
Ausſtellung foldher Beſcheinigungen 
erteilt iſt. 


5 189. Soweit im Einführungsge⸗ 
feße zum Bürgerlichen Geſetzbuche zu 
Gunſten der Landesgefege Vorbehalte 
gemast nnd, gelten fie auch für Die 
Vorſchriften der Landesgeſetze über die- 
jenigen Angelegenheiten der freimilligen 
Gerichtsbarkeit, welche Gegenitand dieſes 
Geſetzes find; den Landesgejegen Stehen 
nad) Maßgabe der Artikel 57, 58 des 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche die Hausverfaffungen gleich. 


8 190. Unberührt bleiben bie landes⸗ 
jeglichen Vorſchriften, welche für den 
Fall daß nad) Artikel 147 de3 Einfüh- 
rungsgeſetzes zum Bürgerlichen Gejeß- 
buche die dem VBormundichaft3gericht ob: 
liegenden Berrichtungen durch Landes⸗ 
geich anderen Bchörden als den Anıt8s 
erichten übertragen find, über den Vor: 
ei im Familienrate Beitimmung treffen. 














5 191. Unberührt bleiben die landes⸗ 
gejeglichen Vorſchriften, nad) welchen für 
die Aufnahme der nach dem $ 1718 und 
dem 8 1720 Abi. 2 de8 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs erforderlichen öffentlichen Ur: 
Funden ſowie für die öffentliche Beglau— 
bigung einer Unterjchrift außer den Amis⸗ 
gerich.en und Notaren auch andere Be: 
yörden oder Beamte zuftändig find. 

Durch Landesgefeß kann die Zuflän- 
digfeit der Amtsgerichte für die öffentliche 


year 
[3 —* 


Beglaubigung einer Unterſchrift oder eines 
Handzeichens ausgeſchloſſen werden. 


8 192. Unberührt bleiben die landes⸗ 
gejeglichen Borichriften, nach welchen, 
wenn die Auseinanderſetzung in An- 
ſehung eines Nachlafjeg nicht binnen 
einer beftimmten Frift bewirkt it, das 
Nachlaßgericht die Augeinanderfeung von 
Amtömwegen zu vermitteln hat; auf die 
Augeinanderjegung finden die Borfchriften 
ber 88 88 bis 98 Anmendung. 


8193. Unberührt bleiben die landes⸗ 
gejeglichen Vorſchriften, nach welchen für 
die gemäß 8 99 den Amtsgerichten ob- 
liegenden Verrichtungen andere als ge- 
richtliche Behörden zuftändig find, ſowie 
die landesgefeglichen Vorſchriften, nad) 
welchen in den Fällen der 88 86, 99 an 
Stelle der Gerichte oder neben diefen die 
Notare die Außeinanderfegung zu ver 
mitteln haben. 


8 194. Gind für die im $ 1 begeich- 
neten Angelegenheiten nad) Landesgeſetz 
andere als gerichtliche Behörden zuſtän⸗ 
dig, fo gelten die in dem eriten Anichnitte 
für die Gerichte gegebenen Vorjchriften 
auch für die anderen Behörden. 

AB gemeinichaftliche® obere Gericht 
im Sinne der 88 5, 46 gilt da3jenige 
Gericht, welches dag gemeinſchaftliche 
obere Gericht für, die Amtsgerichte iſt, 
in deren Bezirke die Behörden ihren Sitz 
haben. Durch Landesgeſetz kann jedod) 

eſtimmt werden, daß, wenn die Behörden 
in dem Bezirke deſſelben Amtsgerichts 
ihren Sitz haben, dieſes als gemeinſchaft⸗ 
liches oberes Gericht zuſtändig iſt. 

Die Vorſchriften des 88 über die 
Sitzungspolizei und über die Beratung 
und Abſtimmung ſowie die Vorſchriften 
der 6, 10, 11, des 8 16 Abi. 2 und 
des 8 31 finden feine Anwendung. 

Dur die Vorichrift des Abi. 1 wird 
die Verpflichtung der gerichtlichen Be- 
hörden, gemäß 8 2 Rechtshülfe zur leiſten, 
nicht berührt. 


$ 195. Durch die Geſetzgebung eines 
Bundesſtaats, in dem für die den: Vom 
mundjchaftägericht oder den Nachlaß- 
ericht obliegenden Verrichtungen andere 
Behörden als die Amtsgerichte zuftändig 
find, fann beftimmt werden, daß die Ab⸗ 
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änderung einer Entſcheidung einer folchen 
Behörde bei dem Amtsgerichte nachzus 
fuchen tft, m deſſen Bezirke die Behörde 
ihren Sitz hat. In diefem Falle finden 
auf das Berfahren die Vorichriften der 
88 20 bis 25 entiprechende Anwendung. 
Die Beichwerde findet gegen die Ent- 
fcheidung des Amtsgericht? jtatt. 


8 196. Sit eine BolliährigfeitBerfid- 
rung nad) Landesgeſetz die Gentralitelle 
des Bundesſtaats zujtändig, fo finden 
die in dem erſten Abichnitte für die Ges 
richte gegebenen Borichriften feine Ans 
werbung. 
Die Berfügung, durch welche der Min- 
deriährige für volljährig erklärt wird, 
tritt mit ber Bekanntmachung an den 
Minderjährigen in Wirkſamkeit. 


8 197. Durch die Lanbeziuftizver- 
mwaltung fann angeordnet werden, daß 
die im 8 14 des Geſetzes über die Bes 
urfundung des Perſonenſtandes und die 
Eheſchiefung vom 6. Februar 1875 vor⸗ 
geiehene Aufbewahrung des Nebenregiiterg 

ei den Landgerichten erfolgen foll. 


8 198. lUnberührt bleiben die lans 
desgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen 
ei der Beurkundung einer Erklärung 
in den Fällen des 8 169 der Richter an 
Stelle des Gerichtsſchreibers oder der zwei 
Zeugen eine beſonders dazu beſtellte Ur⸗ 
kundsperſon zuziehen kann. 

Auf die Urkundsperſon finden bie 











Borjchriften der 88 170 bi 172 Ans 
wendung. 


8 199. Durch die Gefehgebung eines 
Bundesſtaats, in dem mehrere Ober⸗ 
Iandeögerichte errichtet find, kann die 
Entiheidung über daß Rechtsmittel der 
weiteren Beſchwerde einem der mehreren 
Oberlandesgerichte oder an Stelle eines 
joldyen Oberlandesgerichts dem oberiten 
Landesgerichte zugewieſen werden. 

Das Gericht, dem nach, Abi. 1 die 
Entiheidung zugewieſen wird, tritt zus 
ges für die Beſchwerde gegen eine 

erfügung des Landgericht3 an die Stelle 
de3 nad $ 64 und $ 143 bl. 2 zu⸗ 
ftändigen Oberlandesgerichts. Auch gilt 
es im Sinne der 88 5, 46 ald gemein 
ſchaftliches oberes Gericht für alle Ge 
richte des Bundezftaaid. 


8 200. Durch Landesgejeg können 
Borfchriften zur Ergänzung, und Auß- 
führung dieſes Geſetzes, mit Einichluß 
der erforderlichen Uebergangsvorſchriften, 
auch injomeit erlaflen werden, ala dieſes 
Geſetz Vorbehalte für die Landesgeſetz- 
gebung nicht enthält. 

Someit durch Landesgeſetz allgemeine 
Vorſchriften über, die Exrichtung gericht 
licher oder notarieller Urkunden erlafien 
werden, ift ein Verſtoß gegen eine jolche 
Borichrift, unbeichadet der Borichriften 
über Die Folgen des Mangels der ſach⸗ 
lichen Zuſtändigkeit, ohne Einfluß auf 
die Gültigkeit der Beurkundung. 








VII. 


Die Grundzüge 
des deutjchen 


Staats=, Verfaffungs⸗ und Derwaltungstechts 


insbefondere 


die Reichsrerfaſſung und das Wahlgeſetz zum deutfhen Beihstag 
fowie die | 


reihsrechtlihen Beitimmungen über den Erwerb und den Derluf der Reichs: und 
« Staatsangehörigteit, den Unterkübungswohnfig und dem Gefeh über die 
Konfulargerichtsbarteit. 


Alle Rechte vorbehalten! 
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L 


Geſeh, 
betreffend die Verfaſſung des Deutſchen Reiches. 


Vom 16. April 1871. 


8 1. Un die Stelle ber zwiſchen dem 
Norbdeutihen Bunde und ben Groß- 
berzogtümern Baden und Heſſen verein- 
barten Verfaſſung des Teuticyen Bunbes 
(Bundesgefegbl. vom Sahre 1870, ©. 
627 ff.) ſowie ber mit den Sönigreichen 
Bayern und Württemberg über dei Bei⸗ 
tritt zu dieſer PVerfafjung gefchlofjenen 
Verträge vom 23. und 25. November 
1870 (Bundesgefepbl vom Jahre 1871, 
(8 I ff, und vom Jahre 1870, ©. 654 ff.) 
tritt die beigefügte Verfaſſungs⸗Urkunde 
für das Deutjſche Neid). 


8 2. Die Beltimmungen in Artikel 80 
der in 8 1 gedachten Verfaſſung bes 
Deutfhen Bundes (Bunbesgeiepbl. vom 
Sahre 1870, & 647), unter IIL, 8 8 bes 
Vertrages mit Bayern vom 23. Novem⸗ 
ber 1870 (Bundesgeſetzbl. vom Jahre 
1871, ©. 21ff.) in Artikel 2, Wr. 6 des 
Vertrages mit Württemberg vom 25. No⸗ 
vember 1870 (Bundeögefepbl. vom Jahre 
1870, ©. 656), über die Einführung der 
im Norddeutſchen Bunde ergangenen Ge» 
jege in biefen Staaten bleiben in Kraft. 





Die dort bezeidmetern Geſetze ſind 
Reichageſetze. Wo in benjelben von bem 
Norddeutſchen Bunde, deſſen Berfaflung, 
Gebiet, Dlitglieden oder Staaten, In⸗ 
digenat, verfaffungsmäßigen Organen, 
Ungehörigen, Beamten, Ve bie 
Nede ift, find daB Deutihe Reich und 
deſſen entſprechende Beziehungen zu 
verſtehen. 

Dasſelbe gü bon denjenigen im Nord» 
deutihen Bunde ergangenen Geſetzen, 
welde in der Folge in einem 
nannten Staaten eingeführt werden. 


8 8. Die Vereinbarungen in dem zu 
Verjailles on —— LE ar 
genommenen Rrotololle (WBundesg 
vom Jahre 1870, ©. 650 ff), in der 
Verhandlung zu Berlin vom 25. Novem- 
ber 1870 Bundesgeſetzbl. vom Jahre 
1870, ©. 657), dem Schlußprotofolle vom 


ge⸗ 





23. November 1870 (Bundesgeſetzbl. vom 


Jahre 1871, ©. 23 ff.) ſowie unter IV des 
Vertrages mit Bayern vom 23. Novem- 
ber 1870 (a. a. D. ©. 21 ff.) werden durch 
dieſes Geſetz nicht berührt. 


IL 
Berfallung 


Des 


Deutſchen Reiches. 


Vom 16. April 1871. 


Seine Majeſtät der König von Preußen im Namen des Nord- 
deuntſchen Bundes, Seine Majeftät der König von Bayern, Seine Majeſtät 
ber König von Württemberg, Seine Königliche Hoheit der Großherzog 
von Baben und Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen 
und bei Rhein für die füblich vom Main belegenen Zeile des Srof- 
herzogtums Heſſen, fchließen einen ewigen Bund zum Schutze des Bundes- 
gebietes und des innerhalb besjelben gültigen Rechtes jowie zur Pflege 
der Wohlfahrt bes beutichen Volles. Diefer Bund wird den Namen 
Deutſches Reich führen und wird nachitehende 


Verfaſſung 
haben. 





L Dune 


Artitel 1. weig, Sachen Meiningen, Sachſen⸗ 

ner hien-Roburg-Sotha, An⸗ 

Das Bumdesgebiet beſteht aus den | halt, are Schwarz 

Staaten Preußen mit Lauenburg, Bayern, | burg - Sonberspaufen, Waldeck, Neuß 

Sachſen, Württemberg, Baden, Helfen, | älterer Linie, Ren jüngerer Linie, 

Medienburg- Schwerin, Sadhfen-Weimar, Schaumburg - Lippe, pe, KXübed, 
DMedienburg-Strelig, Oldenburg, Braun⸗ Bremen und Hamburg. 


I. FT nacuna 


abgabe bes Inhalts biefer Bex- 
fung ımd mit ber Wirfung aus, daß 
bie Neichögejege ben Sandeögejepen vor⸗ 


Artilel 2. 
Imerhalb dieſes Bundesgebietes übt 
dad Reich das Recht ber VGeſetzgebung 





Neichsverfaffung. Artikel 8 bis 4. 


gehen. Die Reichsgeſetze erhalten ihre 
verbindliche Kraft durch ihre Verkündi⸗ 
gung von Reichswegen, welche vermittelft 
eine® Reichsgeſetzblattes geſchieht. So⸗ 
fern nicht in dem publizierten Geſetze ein 
anderer Anfangstermin feiner verbind⸗ 
lichen Kraft beſtimmt iſt, beginnt die 
letztere mit dem vierzehnten Tage nach 
dem Ablauf desjenigen Tages, an welchem 
das betreffende Stück des BE 
blattes in Berlin ausgegeben worden i 


Artilel 8. 

Für ganz Teutichland befteht ein ge 
meinſames Indigenat mit der Wirkung, 
daß der Angehörige (Unterthan, Staats- 
bürger) eines jeden WBunbesftaates in 
jedem anberen Bunbesitaate ald Inländer 
u behandeln und bengemäß zum feiten 

Ohr, zum Gewerbebetriebe, zu öftent- 


Iihen Aemtern, de om 
Grundſtücken zur Erlangung des Staat 
bürgerredhted und zum Genufie aller 


fonjtigen bürgerlichen Rechte unter ben- 
felben —— wie der Ein⸗ 
heimiſche zuzulaſſen, auch im betreff der 


Nechtöverfolgung und des Rechtsſchutzes 
demſelben gleich zu behandeln iſt. 
Kein Deutſcher darf in der Ausübung 


biefer Befugnis durch die Obrigkeit feiner 
Heimat oder durch bie Obrigkeit eines 
anderer Bundesſtaates beſchränkt werden. 

Diejenigen Beltimmungen, welche Die 
Urmenverjorgung und bie Aufnahme in 
ben lokalen Gemeindeverbanb betreffen, 
werben durch den im erften Wbjag aus- 
geiprochenen Grundſatz nicht berührt. 

Ebenſo Hleiben bi8 auf weiteres bie 
Verträge in Kraft, welche zwiſchen ben 
einzelnen Bundesitaaten in Beziehung auf 
die Uebernahme von Auszuweiſenden, die 
Verpflegung erkrankter und die Be 
erdigung verftorbener Staatsangehörigen 
beitehen. 

Hinfichtlih der Erfüllung der Wilitär- 
pfliht im Verhältnis zu dem Heimats⸗ 
fande wird im Wege ber Reichsgeſetz- 
gebung dag Nötige geordnet werden. 

Dem Wußlande gegenüber haben alle 
Deutihen gleihmäßtg Anſpruch auf den 
Schutz des Reichs. 

Artikel 4. 
Der Beauffichtigung ſeitens bes Reichs 


und ber Be HR beöfelben unter» 
liegen bie nachſtehenden WUngelegenheiten: 


——— — 


1. 


10, 


11. 
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die Beſtimmungen über Freizügig⸗ 
feit, Heimatd- unb Nieberlafjungs- 
ver hältniile, Staatsbürgerrecht, Paß⸗ 
weſen und Fremdenpolizei und über 
den Gewerbebetrieb, einſchließlich des 
Verſicherungsweſens, ſoweit dieſe 
Gegenſtände nicht ſchon durch den 
Artikel 3 dieſer V ellung erledigt 
find, in Bayern jedoch mit Ausichluß 
der Heimats⸗ und Niederlafjungsr- 
Verhältnifje, besgleichen über bie 
Kolonifation und die Auswanderung 
nach außerbeutfchen Ländern; 


. bie Zoll⸗ und Handelsgeſetzgebung 


und die für bie Zwecke des Reichs zu 
verwenbenden Steuern; 


. die Ordnung des Maße, Münz⸗ und 


Gewichtsſyſtems, nebit Teitftellung 
der Grundjäge über die Entifjion von 
nınbiertem und unfunbiertem Papiere 
gelbe; 


. die allgemeinen Beftimmungen über 


das Bankweſen; 


. bie Erfindungspatente; 
. dere Schuß bes gelitigen Eigentums; 
. Organijation eines gemeinfamen 


Schutzes bes beutichen Handel im 
Uuslande, ber deutſchen Schiffahrt 
und ihrer Flagge zur See und Un 
ordnung gemeinjamer, konfularifcher 


. Vertretimg, welche vom Reiche aus«- 


gejtattet wird; 


. das Eiſenbahnweſen, in Bayern vor⸗ 


behaltlic) der Beſtimmung im Ur 
titel 46, und die -Heritellung von 
Land und Wafjerftraßen im Inter⸗ 
ejie der Landesverteidigung und des 
allgemeinen Verlehrs; 


. ber Flößerei- und Scifjahrt3betrieb 


auf den mehreren Staaten gemein- 
famen Waſſerſtraßen und der Zu⸗ 
ſtand ber lebteren ſowie die Yluß- 
und fonftigen Wafjerzölle; bed» 
leihen bie Seeichiffahrtögeichen 
— Tonnen, Balen und 
onſtigen Tagesmarlen); 

das Poſt⸗ und Telegraphenweſen, je 
doch in Bayern und Württemberg 
nur nad) Maßgabe der Beltimmung 
im Xrtilel 52; 

Beitimmungen über die mechielfeitige 
Vollitredung von Erkenntniſſen m 
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Civilſachen und Erledigung von Re⸗ 
quiſitionen überhaupt; 


12. ſowie über die Beglaubigung von 
öffentlichen Urkunden; 

über 

ER da3 


13. die gemeinjame Geſ 
das geſamte bürgent 
Straftedjt und das gerichtliche Der- 
fahren; 


14. daß Mifitärwefen des Mei und | 


bie Kriegsmarine; 

15. Maßregeln der Medizinal⸗ unb Vete⸗ 
rinärpolizei. 

16. die Beitimmungen über die Preſſe 
und dad Vereinsweſen. 


Artikel 5 bis 7. 


Artikel 5. 


Die Reichsgeſetzgebung wirb ausgelibt 
durch den Bundesrat und ben Reichstag. 
Die Uebereinitimmung der Mehrheitäbe- 
ſchlüſſe beider Verſammlungen ift zu 
einem Neichegeiege erforderlich und aus⸗ 


Bei Geſetzesvorſchlägen über dag Mili- 
tärwefen, die Krieggmarine und bie ım 
Artikel 35 bezeichneten gaben giebt, 
wenn im Bundesrate eine Meinungsver⸗ 
ſchiedenheit ſattfndz die Stimme des 
— en Ausſchlag, wenn ſie ſich 
für die Aufrechthaltung der beſtehenden 
Einrichtungen ausſpricht. 


oT. Bundesrat. 


Artikel 6. 


Der Bundesrat beiteht aus den Ver 
tretern der Mitglieder de Bundes, unter 
welchem die Stimmführung fi in ber 
Weiſe verteilt, daß Preußen 

mit den chemaligen Stim 

men von Hannover, Kur⸗ 
heſſen, Holften, Najjau 


und Frankfurt . .17 Stimmen 


Württemberg 
Baden . . . 
Hcien . . 
Diedienburg-Schwerin 
Sadjen-Weimar . 
Diedienburg-Strelig 
Oldenburg 
Braunſchweig 
Sachſen⸗Meiningen 
Sachſen A.tenburg. 
Sachſen⸗Koburg Gotha” 
Anhalt . 
Schvarzburg-Rubolflädt . 
Scvarzburg-Gonberd- 
haufen . .. 
Waldeck. 
Reuß älterer Linie 
Neuß jüngerer Linie. 
Schaumburg-Lippe . 
Sippe . . 2... 
Lübeck. 
Bremen 
Hamburg... 
zuſammen 58 Stimmen. 


Stimme 


” 


n 
Etimnen 
Stimnie 


pi fd fe je pe je pe Zu ph a ara 
8 


Jedes Mitglied des Bundes Tan ſo 
viel Bevollmaͤchti tige zum Bundesrate er⸗ 
nennen, wie es Stimmen hat, doch kann 
die Geſamtheit der zuſtändigen Stimmen 
nur einheitlih abgegeben werden. 


Artifel 7. 


Der Bundesrat beſchließt: 

1. über die dem Reichstage zu machen⸗ 
den Vorlagen und die von bemjelben 
gefaßten Beſchlüſſe; 

2. iiber die zur Ausführung der Reichs 
gefege erforderlichen allgemeinen Ber- 
waltungsvorſchriften und Einrich⸗ 
tungen, ſofern nicht durch Reichs⸗ 
geſetz etwas anderes beſtimmt iſt; 

3. uͤber Mängel, welche bei der Aus⸗ 
führung der Neichögefehe oder der 
vorjtehend erwähnten Vorſchriften 
oder Einrichtungen berportreten. 

Jedes Bundesglied ift befugt, Bor- 

ſchläge zu "machen und in Vortrag zu 
bringen, und das PBräjibium it ver- 
pflichtet, biefelben der Beratung zu über- 


geben. 

Die Befchlußfaff jung erfolgt, vorbehalt« 
fich der Beſtimmungen in den Artifeln 5, 
37 und 78, mit einfacher Vlehräeit. Nicht 
vertretene oder nicht injtruierte Etimmen 
werden nicht gezählt. Bei Stimmengleid- 
pe giebt die Brafibiafftinme den Aus⸗ 


Be der Beichlußfaffung über eine Au⸗ 

ee Bere nad) in —— 
er a ni m gan 

ie —— — iſt, werben Sie 
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Stimmen nur derjenigen Bundesſtaaten 


Jahr erneuern, wobei die ausſcheiden⸗ 
a in weichen bie Ungelegenheit gemein- 


itglieber wieder wählbar find. 





chaftlich ift | 8 en wird i der ee aus ben 
evo ten ni ayern, 
Artitel 8, | Sadjen md @ ektemberg und zwei, 
Der Bundesrat bilbet aus feiner Mitte | vom Bumbaßtate e —— ih gu mit wählenden 
benernbe Auziänie Feſtu | —— ee bie qustwärtigen An 
9 —— ee * z und die ngen; Ei a dir in welchem Bayern 
3. 
26 [dt — Bol, u, —— "Den en fen werben die zu ihren 
B. Kr „gilenbafn, Bo und Telc- be nötigen Beamten zur Verfügung 
— uffigwefen:; Artitel 9. 
. für Rechnun 
Jedes Mitglied des Bundesrates hat 
u Jedem, bieler Suzfäfe werben | pad Recht, im —— gu. erfüinen 
erlangen jeder⸗ 


Sunbedltanten berireten fein, umb führt | zeit gehört werben, um bie Wnfichten 

innerhalb berfelben jeder Staat mır eine F 

Stimme. In dem Wusihub für das [einer Degierung gu verreen, aud) dam, 

einen — bie Setungen hat Sehen 

ermem Nänbigen ib, bie Kbrigen ib | Ziemand Ian gleichzeitig Mitglied bes 
lieder besjelbert fowie die Witgicer des sem gleichzeitig 9 

Ausichuffee für das Seeweſen werben vom Bundesrates und bes Reichstages ſein. 


Kaiſer ernannt; die Mitglieder der an⸗ Artilel 10. 

deren Ausichüffe werden von bem 

Bundesrate gewählt. Pie Zuſammen⸗ Dem Kaiſer liegt «3 a den Mite 

jegung dieſer Ausſchüſſe ift für jebe iebern bed Bundesrates Den üblichen 
Sefjion des Bundesrates, rejp. mit jedem bdiplomatiſchen Schu zu gewähren. 


IV. Präfidium. 
Artikel 11. Artitel 12. 


Das Präfidium des Bundes fteht bem Dem Kaifer fteht e8 zu, ben Bumbestag 
Könige von Preußen zu, mwelder ben | und ben Neichötag zu berufen, gu er⸗ 
Namen deuticher Kaiſer het Der Kaiſer öffnen, zu vertagen und zu fchliehen. 
hat das Reich völferrechtlich zu vertreten, 
und Srieden zu fliehen, Kisbniffe und artue ID. 

en zu Schließen, Bundniſſe u . 
anbere Verträge mit fremden Staaten ein- eb Radsane Findet —— akt, 
em Geſandte zu beglaubigen und un Sam | ber B * 7 wr Bor 
Närıng bed Srieges im Namen rbeiten ohne eidißtag, lehterer 
bed eich it bie Buftimmung des aber : ut ohne ben Bundesrat berufen 
Bundesrates erforderlich, es jei denn, daß 
ein Angriff auf das Bumbesgebiet oder Artitel 14. 


bejien Kuſten erfolgt. Die Berufung des Bundesrates muß 

See bie — —— erfolgen, at von einem Drittel der 
Staa l 
gehen, me nad) Ar. em ben Bei Gtinunenzahl verlangt wi 

eichöge gehören, ift zu 

ihrem Ableiuk Buftiımmung bes Bun Artitel 18. 
besrates und zu ihrer Öflitigleit bie Ge⸗ Der Bor im Bunbesrate umb 
nehmigung bes Keichstaged erforberlih, | Leitung ber Geſchaͤfte ſteht dem Heise 


Nechtabuch. II. 58 


wenn biejelben von der Mojorität des 


| 
außer dem Präfidium mindeſtens vier | und muß daſelbſt auf 
Bundesrates nicht aboptiert worden find. 
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lanzler zu, welcher vom Saifer zu er- 
gennen ift. 


Der Reichslanzler laun ſich durch jebes 


andere Mitglied des Bundesrates vermöge 
ſchriftlicher Subſtitution vertreten laſſen. 


Artitel 16. 
Die erforderlichen Vorlagen werben 
nach Maßgabe der Beſchluſſe des Bundes⸗ 


rates im Namen bes Kaiſers an den ' 


ng sehractt, mo, jie durch art 
ieber Bundesrates ober durch be 
ondere von legterem zu emennenbe 
Kommifjarien vertreten werben. 


Artilel 17. 


Dem Kaiſer fteht bie u und 
Berlündi igung der Reichsgeſ Die 
Uebenvadyung der —— derſelben 
zu. Tie Anordnungen und Verfügungen 
des Kaiſers werden im Namen des Reichs 
erlajſen und bedürfen ihrer Guͤltigkeit 
Der Gegenzeichnung des Reichslkanzlers, 


Artilel 16 bis 25. 
welcher dadurch bie Rerautwortlichkeir 
ũbernimmt 


Artikel 18. 
Der Kaiſer ernennt die Reichäbeamter:, 
läßt dieſelben für das Reich vereidigen und 


ber Beichögefeg- 
anderes beitimmt iit, Dem 
| gegenüber diejenige: Rechte zu, 
| weiche ifnen in ihrem Gemath.ande des 
— JJ dienſtlichen Stellung zugeitenben 
| 
| 


Artitel 19. 


W Bundesglieder 
mäßigen —— — 








V. Reichstag. 


Artitel 20. 


Der Reichſtag geht aus allgemeinen 
direften ie mit Abſtim⸗ 
mung 


8 Bude rg * * 


Bes ———— 1869, 8 48 
vorbehalten iſt, werden in Bayern 48 , in 
Wurttember erg 12, in Baden 14, in Helfen 
füdlih des Main 6 Abgeordnete gem gewählt 
und beträgt demnach be Geſamtzahl 
Abgeordneten 382. 


Artilel 21. 


Beamte bedürfen leined Urlaubs zum 
Eintritt in den Reichstag. 

Wenn ein Mitglied bes Reichstages ein 
beſoldetes Reichsamt ober in einem 
Bundesſtaat ein befoldetes Staatsamt an- 
nimmt ober im Reichs⸗ oder Staatsdienſte 
m ein Umt eintritt, mit welchem ein 
höherer Rang oder ein höheres Gehalt 
verbunden ift, jo verliert es Gib und 
Stimme in bem Reichstag und Tann feine 


Stelle in demfelben nur durch neue Wahl: 


wieder erlangen. 


Srtilel 22. 
| Die Verhandlungen bes Beichstages 





antwortlichleit as 


Artikel 28. 


Der Nein hat das Recht, inner- 
en. im aid 


ler zu überweijen. 


Artitel 24. 


Ä Die Legislaturperiode bes BeitjBtaged 
; bauert fünf Jahre. Zur Auflöfung Des 

| Neichstages während berjelben ijt ein Be⸗ 
Schluß bes Bundesrates ımter Zuftimmung 
des Kaiſers erforderlich. 


Artitel 28. 


Im Falle der Uuflöjung bed Reichs⸗ 
tages müfjen innerhalb eines Zeitraumes 


Reichsverfaſſung. Artikel 26 bis 85. 


von 60 Tagen nad) derjelben die Wähler 
und innerhalb eine® Zeitraumes von 
90 Tagen nad) der Auflöjung der Reichs⸗ 
tag verjammelt werden. 


Artitel 26. 


Ohne Buftimmung des Reichstages darf 
bie Bertagung bedjelben bie Frilt von 
30 Tagen nicht überfteigen und während 
berjefben Seſſion nidyt wiederholt werben. 


Artitel 27. 


Der Reichstag prüft bie Legitimation 
feiner Mitglieder und entjcheidet Darüber. 
Er regelt jeinen Geſchäftsgang und feine 
Disziplin durch eine Geichäft3ordnung 
und ermwählt jeimen Präjidenten, feine 
Vizepräjidenten und Schriftführer. 


Artikel 28. 


Der Reichstag beſchließt nach abjoluter 
Stimmenmehrheit. Zur Gliltigleit ber 
Beſchlußfaſſung ift die Unmejenheit ber 
Mehrheit der geieglichen Unzahl ber Dit- 
glieder erforbderlid). 


Artitel 29. 


Die Mitglieder des Reichstages find 
Vertreter des gejamten Volles und an 
Aufträge und Snitruftionen nicht ge 
bunden. 
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Artitel 30. 


Kein Mitglied des Neichdtages darf zu 
irgend einer Beit wegen feiner Abſtim⸗ 
mung ober wegen ber in Ausübung feines 
Derufed gethanen Weußerung era 
ober Diagtplinaric) verfolgt oder fon 
außerhalb der Verfammlung zur Verante 
wordung gezogen werden. 


Artitel 31. 


Ohne Genehmigung des Neicjetager 
kann fein Mitglied desfelben während 
Gitungsperiode wegen einer mit Strafe 
bedrohten Handlung zur Unterſuchung ge 
zogen oder verhaftet werden, außer wenn 
e3 bei Ausübung der That ober im Laufe 
bes nächitfolgenden Tages ergriffen mirb. 

Gleiche Genehmigung iſt bei einer Ver⸗ 
haftung wegen Schulden erforderlid). 

Auf Verlangen bed Neichätages wird 
jebes Strafverlahren gegen ein Mitglied 
besjelben und jede Unterjuchungs- oder 
Civilhaft für die Dauer der Sitzungs⸗ 
periode aufgehoben. 


Artikel 32. 


Die Mitglieder des Neichätages bürfen 
als folhe keine Bejoldung oder Ent- 
ihädigung beziehen. 


VI Zoll und Handelsſachen. 


Artitel 33. 


Deutihland bildet ein Zoll und Han⸗ 
belögebiet, umgeben von gemeinſchaftlicher 
Bollgrenze. Ausgeſchloſſen bleiben bie 
wegen ihrer Lage zur Einſchließung in 
bie Bollgrenze nicht geeigneten einzelnen 
Gebietsteile. 

Alle Gegenjtände, welche im freien Ver⸗ 
fehr eines Bundesſtaates befindlich find, 
Eönnen in jedem anderen Bunbesftaat ein- 
gejührt und dürfen in leßterem einer Ab⸗ 
gabe nur inſoweit unterworjen werben, 
als dafelbit gleichartige inländijche Erzeug- 
niffe einer umeren Steuer unterliegen. 


Artitel 34. 
Die Hanfeitädte Bremen und Hamburg 


mit einem dem Zweck entiprechenden Ber | 


irte ihres ober bes umliegenden Gebietes 
feiben ald Freihäfen außerhalb der ge 
meinfchaftlichen Hollgrenze, bis fie ihren 
Einfluß in biejelbe beantragen. 


Artitel 35. 


Das Reich ausſchließlich hat die Geſetz- 
gebimg über das gejamte Bollwejen, über 
die Beſteuerung des im Bundesgebiete 
gewonmenen Salzes und Tabals, be⸗ 
reiteten Branntweins und Bieres und aus 
Rüben oder anderen inlaändiſchen Erzeug⸗ 
niſſen bargeftellten Zuckers und Sirups, 
über den gegenſeitigen Schutz der in den 
einzelnen Bundesſtaaten erhobenen Ver⸗ 
brauchsabgaben gegen Hinterziehungen jo 
wie über bie Maßregeln, welche in ben 
en An zue Sicherung ber gemein- 
amen LBollgrenze erforderlich find. 
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In Bahern, Württemberg und Baben 
bleibt die Befteuerung bes inlänbifchen 
Branntweins und Bieres der Landesgrjeh- 
gebung vorbehalten. Die Bundesſtaaten 
werden jedoch ihr Beitreben barauf richten, 
eine Uebereinſtimmung der Geſetzgebung 
über bie Beſteuerung auch biefer Gegen⸗ 
ftände herbeizuführen. 


Artitel 36. 


Die Erhebing und Verwaltung der 

ölle und Berbraucöftenern (Art. 35) 
leibt jedem Bunbesitaate, ſowie berjelbe 
fie bißher ausgeübt hat, innerhalb ſeines 
Gebietes überlaſſen. 

Der Kaiſer überwacht die Einhaltung 
bes geſetzlichen Verfahrens durch Reichs⸗ 
beamte, weiche er den Boll» oder Steuer⸗ 
ämtern und ben Pireltiobehörden ber 
einzelnen Staaten, nach Vernehmung des 
Uusfhuffes des Bundesrates für Boll 
und Steuerweſen, beiordnet. 

Die von diefen Beamten über Mängel 
bei der Ausführung der gemeinfchaftfichen 
Gefengebung (Urt. 35) gemachten Anzeigen 

den bem Bundesrate zur Beſchluß⸗ 
nahe vorgelegt. 


Artitel 87. 


Bei der Beſchlußnahme über die 
Auzjührung der gemeinfchaftlichen etz⸗ 
gebung (Art. 35) dienenden —— 
vorſchriften und Einrichtungen giebt die 
Stimme des Präſidiums den Ausſchlag, 
wenn ſie ſich für Aufrechthaltung der be— 
en Vorſchrift oder Einrichtung aus- 
pricht 


Artilel 38, 
Der Ortrag ber Bölle und ber anberen, 
in Artikel bezeichneten Ubgaben, 


legterer fomeit fie ber Reichsgeſeßgebung 
unterliegen, fließt in Die Yleichstälfe. 
Liefer Ertrag beiteht aus der gefamten 
von den Zöllen und den übrigen Abgaben 
aufgefommenen Einnahme nad) Abzug: 
. der auf Gejegen oder allgemeinen 
Verwaltungsvorſchriften beruhenden 


Steuervergütungen und Ermäßi—⸗ 
gungen 

2. der Rückerſtattungen für unrichtige 
Erhebungen, 


3. der —— und Verwaltungs⸗ 
koſten, und zwar: 


Meichöverfaffung. Artikel 86 bis 89. 


a) bei ben Höllen der Koſten, wel⸗ 
che usland 


— 
& bezirfe ben unb 
De ee —* —S 


he sur efolbung der mit 
Erhebung und Konkrollierumg 
biefer Steuer auf den Sal. 


werfen beauftragten Beamten 
) Bei ber Siübenzucerfteuer und 
c) bei ber er u 
Tabakſteuer ber Vergü 
welche nach den jeweiligen Be⸗ 
ſchlüſſen des Bundesrates ben 
einzelnen d ⸗Regierungen 
für die Koſten der Verwaltung 
dieſer Steuern zu ähren MW 
d) bei den übrigen 
fünfzehn Prozent ber Gefamte 
einnahme. 
Die außerhalb der gemeinjchaftlichen 
Bollgrenze liegenden Gebiete tragen zu 
ußguben des > Nee buch Zahlung 
eines eu De 
Bayern, 
aben an bem in bie —— — — 
age der Steuern von Branntwein 
und Vier und an dem dieſem Ertrage ent» 
fprechenden Zeile des vorftehend ex» 
wähnten Averſums feinen Teil 


Artitel 89. 


Die von den Erhebungsbehörben ber 
Bunbesftaaten nad) Ublauf eines jeden 
Vierteljahres aufzuftellenden Quartal⸗ 
Extrakte und die nad) dem Jahres⸗ unb 
Bücherjchluffe aufzuftellenden Tinalab- 
Ichläffe über die im Laufe bes Biertel- 
jahre beziehungsmweiie während bes 
—— a N „ig gewordenen Eu 
nahmen an und nad) Urt. 38 
Reichskaſſe enden Verbrauchsabg 
werden von den Direktivbehörden der 
Bunbesitaaten, Wr borang angener 
Prüfung, in Hauptüberſichten zu 
geitellt, in welchen jebe Ubgabe gelonbert 
nachzuweiſen if, und es werben biefe 
Ueberfihten an den Ausſchuß bes Bundes⸗ 
rates für das Rechnungsweſen eingefanbt. 

Der letztere ſtellt auf Grund bieler 
Ueberfichten von brei zu drei Monaten 
ben von ber Kaſſe jede? Bundesſtaates 


Neichöverfaffung. Urtilel 40 bis 46. 


ia fe ſchuldigen Betrag bor- 
Deufig feit und feßt von biejer Feſtſtellung 
unbesrat und die Bundezftanten in 
Kenntnis, legt auch alljährlich die ſchließ⸗ 


j liche Teititellung jener Beträge mit feinen | 


ngen dem Bundesrate vor. Der 
Bundesrat beichliegt über bieje Feſt⸗ 
ſtellung. 
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Artitel 40. | 

Die Beſtimmungen in dem Bollver- 
Juli 1867 


3-Vertrage vom 8. 
—— Kraft, ſoweit ſie nicht durch die 


Vorſchriften dieſer Rerfafiung ab eänbert 
find, und folange fie nicht auf dem im 
Atıtel i, bezieyungsieije 78 bezeichneten 
Wege abgeändert werden. 


vn. Eiſenbahnweſen. 


Artikel 41. 


Eifenbahnen, welche im Intereſſe Der 
Verteidigung Deutichlands oder im Inter⸗ 
eſſe des gemeinjamen Verlehrs für not- 
wendig eradjtet werben, könmen kraft eines 
Reihe efeges auch gegen ben Widerſpruch 

Bu lieber, Gebiet Die 
Eienbahnen durchſchneiden, unbeichadet 
ber Yandeshoheitsrechte, für Nechnung des 
Neichd angelegt oder an Privatunter- 
nehmer. zur WUusführung Tonzejfioniert 
mit dem Exproprianondrechte aus⸗ 
attet werden. 

Jede beſtehende Eiſenbahnverwaltung 

iſt aa tet, fi den Anſchluß neu an- 
ifenbahnen auf often ber 
* gefallen zu laſſen. 

Die geſetzlichen Beſtimmungen, welche 
beſtehenden Eiſenbahn⸗ Unternehmungen 
ein Widerſpruchsrecht gegen die Anlegung 
von Parallel⸗ oder Konkurrenzbahnen ein⸗ 
räumen, werden, unbeſchadet bereits er⸗ 
worbener Rechte, für das ganze Reich 
a Ein foldes Wider- 
srecht kann auch in ben Fünftig zu 


erteilenden Konzeifionen nidt weiter 
verliehen werben. 

Artitel 42. 
Die Bundesregierungen verpflichten 


fih, bie deutſchen Eiſenbahnen im Inter⸗ 
eſſe des allgemeinen Verlehrs wie ein 
einheitliches Netz verwalten und zu dieſem 
Be uf auch bie neu herzujtellenden Bahnen 
einh eitlichen Normen anlegen und 
ausrüften zu lafjeır. 


Artifel 43. 


Es follen demgemäß in thunlichiter Be- 
fleunigung übereinjlimmende Betriebs⸗ 
einrichtungen getroffen, insbeſondere 
gleidie Bahnpolizei⸗Reglements eingeführt 


werden. Das wein hat dafür Sorge zu 
tragen, daß bie Eifenbahnverwaltungen 
die Bahnen jederzeit in einem Die nötige 
Sicherheit gemährenden baulichen Zu- 
ftande erhalten und efaben mit Be 
triebömaterial jo auszurüſten, wie Das 
Verkehrsbedürfnis es erheijcht. 


Artikel 44, 


Die Eiſenbahnverwaltungen ſind ver⸗ 
bitch, bie für den durchgehenden Ber- 

tehr und zur SHeritellung ineinander 
greifender Yahrpläne nötigen Perſonen⸗ 
züge mit entiprechender Fahrgeſchwindig⸗ 
teit, beögleichen die zur Bewältigung bes 
Süterverkehrd nötigen Gilterzüge einzu» 
führen, aud) direkte Erpebitionen im Per- 
jonen- und Güterverkehr, unter Geſtattung 
des Uebergangs der Transportmittel von 
einer Bahn auf die andere, gegen die 
tisliche Vergütung einzurichten. 


Artitel 46. 


Dem Reiche fteht die Kontrolle über dad 
Tarifweſen zı. Dasſelbe wird namentlich 
dahin wirken: 

1. daß baldigſt auf allen deutſchen 
Eiſenbahnen übereinſtimmende Be 
triebsreglements eingeführt werden; 

2. daß die möglichſte — 

und Herabſetzung ber Tarife erzielt 
inzbeiondere, dag bei größeren Ent 
fernungen für den Transport ron 
Kohlen, Kols, Holz, Erzen, Steinen, 
Said Noheifen, Düngungdmikteln 
Fin eraen | Ge agent en ein dem 
Bebürnis „enbwieiäal und 
nduftrie entf enber ermäßigter 
Zaril, und — gm unächſt thunlidjjt 
Ein⸗Pfennig⸗Tarif eingeführt 


Artitel 46. 
Bei eintretenden Notftänden, 


were 


insbe⸗ 
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ſondere bei ungewöhnlicher Teuerung ber 
Lebensmittel, find die Eiſenbahnverwal⸗ 
tungen verpflichtet, für ben Transport, 
namentlich von Getreide, Mehl, Hüllen- 
früchten und Sartoffeln, zeitweife einen 
dem Bedürfnis entfpredyenden, von dem 
Kaiſer auf Ro Sag des betreffenben 
Bundesrats - Aus 


gel Sag herabgehen bar. 

Die vorſtehend fowie in den Urtileln 42 
bis 45 getroifenen Beltimmungen find 
auf Bayern nicht anwendbar. 

Tem Reiche jteht jedoch auch Bayern 


Neichöverfafjung. Artikel 47 bis 52, 


gegenüber bad Recht zu, im Wege der 
&ej inheit!iche Normen für bie 
Ronitrultion und Ausrũ der für Me 
Zandesverteidigung n ichtigen Eifenbaßnen 
aufzuftellen. 


Artitel 47. 


Den Unforberungen ber Behörden des 
Reichs in betreff ber Benupung ber 
Eiſenbahnen zum Zweck der Berteidigung 
Deutſchlands haben fümtlide Eiſenbahn⸗ 
verivaltungen ummeigexlich (ge zu 
leiften. Insbeſondere iſt das Militãt unb 
alles Kriegämateriol zu gleichen em 
mäßigten Sägen zu befördern. 


VIII. Pofl- und Zelegrapheniweien. 


Artilel 48. 


Das Poſtweſen und das Telegraphen- 
wejen werben für Das geſamte Gebiet des 
Deutfchen Reichs als einheitliche Staats⸗ 
verfehr&-Anftalten eingerichtet und ver- 


Die im Artikel 4 vorgeſehene Geſetz- 
Fa bet Reiche in Poſt⸗ und u 
graphen - Angelegenheiten erftvedt fi 
nit auf diejenigen Gegenitände, beren 
Regelung nach ben in ber norddeutſchen 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung maß- 
gebend geweſenen Grundſaͤtzen der regle⸗ 
mentariſchen Feſtſetzung oder adminiſtra⸗ 
tiven Anordnung überlaſſen iſt. 


Artikel 49. 


Die Einnahmen bed Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphenweſens find für das ganze Reich 
gememjcaftlih. Die Ausgaben werden 
aus den gemeinichaftlihen Einnahmen 
beitritten. Die Ueberii e fließen in bie 
Reichskaſſe (Abſchnitt XII). 


Artikel 50. 


Dem Kaiſer gehört die obere Leitung 
ber Poſt⸗ und Telegraphenvermwaltung an. 
Die von ihm beitellten Behörden haben 
bie Pfliht und das Recht, bafür zu 
jorgen, daß Einheit in der Organijation 
der Verwaltung und im Betriebe 
Dienftes ſowie in ber QDualififation ber 
Beamten hergeitellt und erhalten mwirb. 

Dem Kaiſer fteht ber Erlaß ber regle- 


mentarifchen Feſtſetzungen und allge 
meinen abminijtrativen Anordnungen * 
wie die ausſchließliche Wahrnehmung der 
Beziehungen zu anderen Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphenverwaltungen zu. 

Sämtliche Beamte der Poſt⸗ und Tele 
grapbennernaltung find verpflichtet, ben 
aiferlichen Anordnungen Folge zu leilten. 
Diefe Verpflichtung it in ben Dieniteib 


behörden be Kon nd Tefegraphte 
tungöbehor rx egraphi 
in den verſchiedenen Bezirken erforder⸗ 
lichen oberen Beamten (z. B. der Diref- 
toren, Räte, Ober⸗Inſpeltoren), ferner 
die Anſtellung der zur Wahrnehmung des 
Aufſichts⸗ ꝛ⁊c. Dienſtes in den einzelnen 
Bezirken als Organe der erwähnten Be⸗ 
hörden fungi Poſt⸗ und Telegra⸗ 
phenbeamten (z. B. Inſpektoren, Kon⸗ 
trolleure) geht für daß ganze Gebiet des 
Deutichen Reichs vom Katfer aus, weichen 
dieje Beamten den Dienſteid leilten. Den 
einzelnen Landesregierungen wird von den 
in Rebe ftehenden Ernennungen, ſoweit 
biejeiben ihr Gebiet betreffen, behufs der 
Iandesherrlichen Betätigung und Publi⸗ 
kation rechtzeitig Mitteilung gemacht 
erden. 

Die anderen bei den Verwaltungsbe⸗ 
hörben der Poſt und Telegraphie erforbew- 
lihen Beamten fowie alle für ben lokalen 
und techniſchen Betrieb beitimmten, mithin 
bei den eigentlichen Betriebsſtellen fun- 

tierenden Beamten ıc. werden bon den 
etreffenden LQandesregierungen angeſtellt. 


Reichsverfaſſung. Artifel 51 bis 53. 
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Wo eme jelbitändige Landespoſt- reip. | Jahre für die Hanfeitädte fich Heraus- 


Telegraphenvenvaltung nicht bejteht, ent» 
fheiden die Beſtimmungen ber bejonberen 
Berträge. 


Artikel 51. 


Bei Ueberweifung des Ueberſchuſſes ber 
Poftverwaltung für allgemeine Reichs 
zwecke (Artikel 49) ſoll, in betracht Der 
bisherigen Verſchiedenheit der von den 
Landes-Roftvermwaltungen ber einzelnen 
Gebiete erzielten Neineinnahmen, zum 
Zwecke einer entiprechenden Ausgleichung 
während ber unten feitgefegten Ueber- 
gangägeit folgendes Verfahren beobachtet 
iver 


Aus ben Poftüberfchüffen, welche in 
den einzelnen Poſtbezirken während ber 
fünf Sabre 1861 bis 1865 aufgelommen 
ind, wird ein burchichnittlicher Jahrea⸗ 
überjchuß berechnet, und der Unteil, wel⸗ 
chen jeder einzeine Pojtbezirt an dem für 
das gejamte Gebiet des Reichs ſich darnach 
herausſtellenden Poſtüberſchüſſe gehabt 
hat, nach Prozenten feſtgeſtellt. 

Nach Maßgabe bes auf dieſe Weiſe feſt⸗ 
geſtellten Verhältniſſes werden den ein- 
einen Staaten während der auf ihren 
Fintritt in die Neich&r Poſtverwaltung 
folgenden acht Jahre die ſich für fie aus 
den im Reiche auflommenden Poftüber- 
Ihüffen ergebenden Quoten auf ihre 
jonftigen Beiträge zu Reichszwecken zu 
gute gerechnet. 

Nah Ablauf der acht Jahre Hört jede 
Unterfcheidung auf, und fließen die Poſt⸗ 
überfchüffe im ungeteilter Wufrechnung 
na im Xrtifel 49 enthaltenen 
Grundjag der Reichskaſſe zu. 

Bon der während ber vorgebachten acht 


IX. Marine 


Artikel 53. 

Die Kriegämarine des Reichs ift eine 
einheitfihe unter dem Oberbefehl des 
Kaiſers. Pie Organifation und Zu—⸗ 
jammenfegung —58 — liegt dem Kaiſer 
ob, welcher die Offiziere und Beamten der 
Marine ernennt, und für welchen dieſelben 
nebſt den Mannſchaften eidlich in Pflicht 
zu nehmen ſind. 

Der Kieler Hafen und ber Jadehaſen 
find Reichs⸗Kriegshäfen. 


— — — 


ſtellenden Quote des Poſtüberſchuſſes wird 
alljährlich vorweg bie Hälfte dem Kaiſer 
zur Dispoſition geſtellt zu dem Zwecke, 
daraus zunächſt Die Koſten für bie Her- 
ftellung normaler Nofteinrichtungen im 
den Hanſeſtädten zu bejtreiten. 


Artitel 52. 


Die Beltimmungen in ben borftehenden 
Artikeln 48 bis 51 finden auf Bayern 
und Württemberg Teine Anwendung An 
ihrer Stelle gelten für beide Bundes⸗ 
ftaaten folgende Beitimmungen. 

Dem Reiche ausichließlich Mebt bie Ge⸗ 
feggebung über die Vorrechte ber gel 
und Telegraphie, über die rechtlichen Ver⸗ 
hältnifje beider Unftalten zum Publikum, 
über die Portofreiheiten und das Boit- 
tarmwefen, jedoch ausſchließlich der regle- 
mentariſchen und Tarij-Beitimmungen für 
ben internen Verkehr innerhalb Bayerns, 
beziehungsweiſe ürttembergs, ſowie, 
unter gleicher Beſchränkung, die Feſt⸗ 
ſtellung der Gebühren für die telegra- 
phiiche Korrefponbeng zu 

Ebenfo fteht dem Reiche die Regelung 
des Poſt⸗ und Telegraphen-Berlehr3 mit 
dem Wuslande zu, ausgenommen ben 
eigenen unmittelbaren Verkehr Bayerns, 
beziehungsweiſe Württemberg3 mit feinen, 
dem Weiche nicht angehörenden Nacjbar- 
ftanten, wegen beijen Regelung es bei 
der Beitimmung im Witifel 49 Poſt⸗ 
vertrages vom 23. November 1867 be 
werdet. 

An den zur Reichskaſſe fliegenden Ein⸗ 
nahmen des Poſt⸗ und Telegraphenweſens 
haben Bayern und Württemberg keinen 
Teil | 


und Schiffahrt. 


Der zur Gründung und Erhaltung ber 
Kriegsflotte und der Damit zufammen- 
hängenden Unftalten erforberlidie Aufe 
wand wird aus der Neichslafje beftritten. 

Die geſamte jeemännijche Bevöllerung 
bes Reichs, einjchließlich der des Maſchi⸗ 


nenperjonal® und der ffshandwerker, 
iſt vom Dienſte im Land befreit, da⸗ 
gegen zum Dienſte in faiferlichen 
Marine verpflichtet. 





840 Neichsverfaflung. Artilel 54 bis 59. 


Artikel 54. 


Die Kauffahrteifgiffe aller Bundes» 
ſtaaten bilden eine einheitliche Handels⸗ 
marine. 

Das Reich hat das Verfahren zur Er- 

mittelung ber Labımgsfähi ig eit ber Se» 

kine je zu beitimmen, bie Ausſtellung ber 
esbriefe ſowie der Schiffscertifikade zu 
regeln ımb die Bedingungen feitzuftelien, 
bon welden die Erlaubnis Ei ührung 


lichen und kunſtlichen Waſſerſtraßen ber 
einzelnen Bundesſtaaten werden die Kauf⸗ 
—— ſaͤmtlicher Bundesſtaaten 
—— zugelaſſen und behandelt. 
en, welche in den Seehäfen von 

ben Seeſchiffen oder deren Ladungen für 
bie Benutzung der Schiffahrtäanftalten er⸗ 
hoben werden, dürfen bie zur Unterhal- 
und gewöhnlichen Herſtellung dieſer 
Anſtalten eforberfichen Koſten nicht über- 


f allen natürlichen Waſſerſtraßen 


dürfen ale nur (ir bie Benutzung be- 
fonderer zur Erleichterung 
des Verkehrs —— ſind, erhoben 
werden. Dieſe Abgaben ſowie die Ab⸗ 
en für die Befahrumg — fünftlicher 
Staatseigentum 


aßen, 


iger Auf die Flößerei finden dieſe Be- 
= omweit Anwendung, als bie- 
ſ ſchiffbaren Waſſerſtraßen be⸗ 


trieben wird 

Auf fremde Schiffe oder deren Ladun⸗ 
gen andere oder hö —& zu legen, 
LM bon b ben, Säntien ber Bunbezitaaten 


zu entrichten find, 
fc ie —* Fe ed fondern nur dem 
ei 


Artilel 55. 
Die Flagge ber Kriegd- und Handels⸗ 
marine iſt arz weiß⸗rot. 


T. Konſulatweſen. 


Artitel 56. 


Das gejamte Konſulatweſen bes Deut- 

ſchen Reichs fteht unter der Aufficht des 

Kaiſers, welcher die Konſuln nach Ber- 

nehmung des suaiculjee des Bundesrates 
fir Handel und Verkehr an 
ben Umtsbezirt ber 

achin dürfen neue —— — 

errichtet werden. Die deutſchen Konſuln 


üben für die in ihrem Bezirk nicht ver⸗ 
tretenen Bundesſtaaten die Funlktionen 
eines Landeskonſuls aus. Die ſaͤmtlichen 


beſtehenden Landeskonſulate werden auf⸗ 


gehoben, ſobald die Organiſation der 
deutſchen Konſulate dergeſtalt vollendet iſt, 
daß die Vertretung ber Einzelintevefjen 
aller Bunbesftaaten ala burd die deutfchen 
Konfulate gejichert von dem Bundesrate 
anerfannt wird. 


XI NRehstriegsiweien. 


Artilel 57. 


Jeder Deutſche ift wehrpflichtig und 
dann ſich in Ausübung dieſer Pflicht nicht 
vertreten laſſen. 


Artitel 58. 


ae Koſten und Laften bes gefamten 
jend bes Reichs find von allen 
esſtaaten und ihren Ungehörigen 
gleichmäßig zu tragen, jo daß weder Be⸗ 
borzugungen noch Wrägravationen cin» 
zelner Staaten oder Klaſſen grundſäzzlich 
zuläſſig ſind. Wo die gleiche Verteilung 


der Laſten ſich in natura nicht herſtellen 
läßt, ohne Eu an Bm „ar 
—* een ver Gevechti teil im Wege 
ber Gejebgebung —*— 


Artilel 59. 
Set wehrfähige Deutſche gehört ſieben 
te lang, in Regel vom — 
— is zum beginnenden 
— — dem 


den Heere — und zwar die erſten i 
Jahre bei den Fahnen, die letzten vier 


me 
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Qahre in ber Reſerve —, die folgenden | das gefamte beutfche Heer und bie zu dem- 
fünf Lebenzjahre ber Sanbwehr eriten | felben gehörigen Einrichtungen finb bis 
Wufgebot3 und ſodann bis zum 31. Diärz | zum 31. Dezember 1871 dem Sailer jähr- 
besjenigen Kalenderjahres, in welchem das | lich fopielmal 225 Thaler, in Worten 
neununddreißigſte Lebensjahr vollendet proeihunber Hünfunbamangig Thaler, als 
wird, ber wehr zweiten WUufgebot3 | Die Kopfzahl ber Friedensſtärke bes Heeres 
an. Sm benjeni undesjtaaten, in | nach Xrtifel 60 beträgt, " Verfügung 
denen biäher eine längere ald zwölfjährige | zu ftellen. Vgl. Abſchn. XII. 
Gejamtbienftzeit gejeglich war, findet bie Nach dem 31. Dezember 1871 müſſen 
allmuͤhliche Frl ven, der — — die Beitraͤge von den einzelnen Staaten 
nur in dem Waße ſtatt, als dies die Rüde | des Bundes zur Reichskaſſe fortgezahlt 
ficht auf bie Kriegäbereitichaft bes Reichs- werben. Zur Berechnung derjelben wird 
heers zuläßt. bie im Artifel 60 interimiftifch feitgeftellte 
n nt auf die Auswanderung ber | Friedens-Präſenzſtärke fo lange feftge- 
Reſerviſten jollen Lediglich biejenigen Be- | Halten, biß fie durch ein Neichögefeh ab- 
ſtimmungen maßgebend jein, melde für | geänbert ift. 
bie Auswanderung ber Landivehrmänner | Die Verausgabung diefer Summe für 
gelten. Artikel 60 das gefamte Heichäheer und deſſen Ein- 
er um. richtungen wird durch daß Etatsgeſetz feit- 
Die Friedend-Präfenzftärle deö beut- | geitellt. 
jchen Heered wird bis zum 31. Dezember | Bei ber Seftitellung des Militär-Aus- 
1871 auf ein Prozent ber Bevölkerung | gabe-Etat3 wird die auf Grundlage diefer 
von 1867 normiert und mwirb pro rata erfaffun —7 feſtſtehende Orga- 
derſelben von ben einzelnen Bundesſtaaten nifation es eichäheereg zu Grunde 
ftellt. Für die jpätere Beit wird die ; gelegt. 
Friedens⸗Präſenzſtärke des Heeres im 
Wege der Reichsgeſetzgebung feſtgeſtellt. 


Artikel 61. 








Artikel 63. 


‚ Die Kal —e— ben ee wir 
Nach Publikation dieſer Verfafjung it | ein einheitliches Heer bilden, welches in 
in dem ganzen Reiche bie gejamte —** Krieg und Frieden unter dem Bejehle Des 
{che Dilitärgefepgebun ungefäumt ein- Kaiſers fteht. 
HL die de] 
| 





zuführen, ſowo etze ſelbſt als bie Die Regimenter zc. führen fortlaufende 
vu ihrer Ausführung, Erläuterung oder | Nummern durd) das ganze deutiche Heer. 

gänzung erlajjenen Neglements, In- | Für die Belleidung find die Grundfarben 
firuftionen und Reſkripte, namentlid) alfo | umd der Schnitt ber Löniglich preußijchen 
das Militär-Strafgefegbuchh vom 3. Upril 


Urmee maßgebend. Dem betreffenden 
1845, die Militär - Strafgerichtsordnung | Kontingentsheren bleibt es überlajjen, die 
vom 3. April 1845, die Verordnung über | äußern Abzeichen (Kolarden ⁊c.) zu be 
bie Ehrengerichte vom 20. Juli 1843, die | ftimmen. 
Beltimmungen über Aushebung, PDienft- 


- Der Kaifer hat bie Pflicht und das 
eit, Servis⸗⸗ und Verpflegungsweſen, | echt, dafür Sorge zu tragen, daß inner- 


In gnarkierung, Erſatz von Flurbe- | Halb des deutſchen Heeres alle Truppen- 
Ihädigungen, Mobilmadjung ⁊c. für Krieg | teile vollzählig und kriegstüchtig vor- 
und Frieden. Die Wilitär-flirenord- | handen find und daß Einheit in ber 


nung iſt jedoch ausgeſchloſſen. Organisation und Formation, in Bewaff⸗ 
Nah gleihmäßiger Durchführung der ! nımg und Kommando, 'in der Ausbildung 
Kriegäorganijationen des deutichen Heeres | der Mannſchaften ſowie in der Duali- 
wird ein umfaſſendes Reichs-Militär⸗ | filation der Offiziere hergeitellt und er- 
gejeg dem Reichsſstage und Bundesrate halten wird. Bu dieſem Behufe it ber 
zus verfajlungsmäßigen Beſchlußfaſſung | Kaifer berechtigt, fich_jeberzeit durch In⸗ 
vorgelegt werden. fpeltionen von der. Berfaflung der ein- 
Artikel 62. geinen Kontingente pi überzeugen vnd Die 


ftellung ber 
Zur Beſtreitung des Aufwandes für | Mängel anzuordnen. 


bei vorgefundenen 
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Der Kaifer beitimmt den Präjenzzn- ı 


ftand, die Gliederung und Einteilung der 
Kontingente des Neichöheeres ſowie bie 
Drganitafion ber Landwehr und hat das 
Recht, innerhalb des Bundesgebietes bie 
Garniſonen zu beſtimmen ſowie die kriegs⸗ 
bereite Aufſtellung eines jeden Teils des 
Reichſsheeres anzuordnen. 

Behufs Erhaltung der unentbehrlichen 
Einheit in der Adminiſtration, Ver⸗ 
pflegung, Bewaffnung und Wuzrüftung 
aller Truppenteile des deutichen Heeres 
find die bezüglichen fünftig ergehenbden 
Anorbmingen für die preußiiche Armee 
den Kommandeuren der übrigen Kontin⸗ 
gente durch ben Artikell 8 Nr. 1 bezeich 
neten Ausſchuß für das Landheer und Die 
Feſtungen zur Nachachtung in geeigneter 
Weiſe mitzuteilen. 


Artitel 64. 


Alle deutſche Truppen finb verpflichtet, 
ben Befehlen des Kaiſers unbedingt Folge 
u leiſten. Diefe Verpflichtung ift in ben 
Kahneneib aufzunehmen. 

Der Höchſtkommandierende eines Kon⸗ 
tingent8 ſowie alle Offiziere, welche 
Truppen mehr als eined Kontingents be- 
jehligen, und alle Feſtungskommandanten 
werden von dem Faifer ernannt. Die von 
demjelben ernannten Offiziere Ieijten ihn 
den Fahneneid. Bei Generalen und den 
Generaljtellungen verjehenden Offizieren 
innerhalb des SKontingent3 ijt Die 
nennung von der jedeömaligen Zuſtim⸗ 
mung des Kaiſers abhängig zu machen. 

Der Kaifer ift bereditigt, behufs Ver- 
ſetzung mit oder ohne Beförderung für die 
von ihm im Reichsdienſte, fei ed im 
preußifchen Heere oder in anderen Kontin⸗ 
genten zu bejegenden Stellen aus ben 
Offizieren aller Kontingente des Reichs⸗ 
heereö zu wählen. 


Artitel 65. 


Das Net, Feſtungen img halb des 
Bundesgebietes anzulegen, ſteht dem 
Kaiſer zu, welcher die Bewilligung der 
dazu erforberlichen Mittel, ſoweit das 
Ordinarium ſie nicht gewährt, nach Ab⸗ 
ſchnitt XII beantragt. 


— — 


| 
! 
\ 


| 


— — 


Reichsverfaſſung. Artikel 64 bis 68. 


Artikel 66. 


Wo nicht beſondere Konventionen ein 
anderes beſtimmen, ernennen die Bundes⸗ 
fürſten, beziehentlich bie Senate, die Offi⸗ 
ziere ihrer Kontingente, mit ber Ein⸗ 
ſchränkung bes Artikels 64. Sie find 
Chefs aller ihren Gebieten angehörenden 
Zruppenteile ımd genießen die damit ver- 
bundenen Ehren. Sie Haben namentlich 
das Hecht der Infpizierung zu jeder Beit 
und erhalten, außer den regelmäßigen 
Rapporten und Meldungen über vor 
fommende MWeränderungen, behufs der 
nötigen  Tanbeöherrlichen Publikation, 
rechtzeitige Mitteilung von den bie be 
treffenden XTruppenteile berührenben 
Avancement3 und Emennungen. 

Auch ſteht ihnen das Recht zu, zu poli⸗ 
zeilichen Zweden nicht bloß ihre eigenen 
Truppen zu verwenden, fordern auch alle 
anderen Xruppenteile des Reichsheeres, 
welche in ihren Ländergebieten disloziert 
jind, zu requirieren. 


Artifel 67. 


Erjparniffe an dem Militäretat falfen 
unter keinen Umjtänden einer einzelnen 
ung, ſondern jederzeit ber Heiche- 
aſſe zu. 


Artitel 68. 


‚Der Kaijer kann, wenn bie öffentliche 
Sicherheit in dem Bunbesgebiete bebroht 
ijt, einen jeden Teil desjelben in Kriegs⸗ 
ultand erflären. Biß zum Erlaß eines die 

orausfegungen, die Form der Ber- 
fündigung und bie Wirkungen einer fol- 
hen Erflärung regelnden Reichsgeſetzes 
eiten dafür die Vorfchriften des preußi«- 
fen Geſetzes vom 4. Juni 1861 (Geſetz⸗ 
Samml. für 1851, ©. 451 ff.). 


Schlußbeitimmung zum XI. Abfänitt. 


Die in dieſem Abſchnitt enthaltenen 
Borfchriften kommen in Bayern nad 
näherer Beitimmung des Bündnis⸗Ver⸗ 
traged vom 23. November 1870 (Bundes- 
gefegblatt 1871, ©. 9) unter III 8 5, 
in Württemberg nach näherer Beftimmung 
ber Militär-Sonvention vom 21./25. No- 
vember 1870 (Bunbeögefehblatt 1870. 
©. 658) zur Anwendung. 


— — 








Meichsverfaffung. . Artitel 69 bis 76, 
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\ XD. Reihsfinanzen. 


Artitel 69. 


Alle Einnahmen und Ausgaben des 
Reichs müffen für jedes Jahr veranſchlagt 
und auf ben Neichhaushalts-Etat ge 
bracht werben. Letzterer wird vor Beginn 
bes Etatsjahres nach folgenden Grund» 
fägen durch ein Geſetz feitgeitellt. 


Arttlei 70. 


Zur Beſtreitung aller gemeinſchaft⸗ 
lichen Pungeben dienen zunächſt die 
etwaigen Ueberſchuſſe der Vorjahre ſowie 
die aus den Zöllen, den gemeinſchaftlichen 
Verbrauchsſteuern und aus dem Poſt⸗ und 
Telegraphenweſen fließenden gemeinſchaft⸗ 
lichen Einnahmen. Inſoweit dieſelben 
durch dieſe Einnahmen nicht gedeckt wer⸗ 
den, ſind ſie, ſolange Reichsſteuern nicht 
eingeführt ſind, durch Beiträge der ein⸗ 
ann ndesitaaten nad) Maßgabe ihrer 

enölferung aufzubringen, welche bis zur 
Höhe bes getmäßigen Betrages durch 
den Reichafanzler ausgeſchrieben werben. 


Artilel 71. 


ne ie gemeinfhcftlicien Ausgaben werben 
der R für ein Jahr bewilligt, 

—* jedoch in beſonderen Fällen auch 
für eine längere Dauer bewilligt werden. 
Während der im Artikel 60 normierten 


Uebergangszeit iſt der nach Titeln ge⸗ 
ordnete Etat über die Ausgaben für dad 
Heer dem Bundesrate und dem Reichstage 
nur zur Kenntnisnahme und zur Erinne 


rung borzulegen. 
Artitel 72. 


Ueber bie Verwendung aller Einnahmen 
des Reichs iſt durch den eichetanzler dem 
Bundesrate und dem Reichstage zur Ent- 
lajtung jährlih Rechnung zu legen. 


Artitel 78. 
In Fällen eines außerorbentlichen Be⸗ 


bärmnified kann im Wege ber Reichsgeſeh⸗ 


ung bie Aufnahme einer Unleihe ſowie 
Er Uebernahme einer Garantie zu Laſten 
bes Reichs erfolgen. ° 


Shlugbeitimmung zum XII. Abſchnitt. 


Auf die Ausgaben für das bayerifche 
Heer finden bier Artikel 69 und 71 nur 
nad) Maßgabe der in der Schlußbeitim- 
mung zum XI. Ubjchnitt erwähnten Be 
ſtimmungen des PVertrageö vom 23. Nor 
vember 1870, unb der Artikel 72 nur in- 
jomweit Anwendung, ald dem —— 
und dem Reichstage die Ueberwei 
für das bayeriſche Heer erfor 
Summe an Bayern nadjzumeilen —* 


XII. Schlichtung von Stretigleiten und Strafbeſtimmungen. 


Artikel 74. 


Jedes Unternehm bie Exiſtenz, 
did Integritaͤt, — oder die 
—— des —— eichs, endlich 
bie Beleidigung des Bundesrates, bes 

tages, eined Mitgliedes bes Bun⸗ 
desrates oder eined Öffentlichen Beamten 
bes 8, während biejelben in ber Aus⸗ 


übung i Berufes —S— — 
in Beziehung auf Fr 
Schrift, Drud, Beichen, — oben 


andere —e werden in en ein- 
zelnen Bundesſtaaten beurteilt und beitraft 

ben letteren be 
irkſamkeit 


Fine — ie a anmern "ober 


jeine . Sammer oder © 
—* feine Behörden und Beamten be- 
gangene Handlung zu richten wäre. 


Artitel 75 
it durch G. ®. ©. 8 186 erſetzt worden. 


Artilel 76. 

Streitigkeiten zwiſchen verſchiedenen 
Bundesſtaaten, ae Alan mh —— nicht 
privatvechtlicher m 
ben lompetenten —* 
entſcheiden ſind, werden auf —— 
einen Teils von dem Bundesrate erledigi. 

Verfaſſungsſtreitigleiten in ſolchen Bun⸗ 


844 Reichöverfafjung. Urtifel 77 bis 78. 


aten, im beren Berjeffung nioıt eine | einer Juſtizverweigerung eintritt und auf 
* older Skin | aa neben on Subreigene —— nicht 


dich — m ” ae ifene —— ber Bertafhm 
leihen ober, wem Ken bat nicht gelingt, m ben beftehenden Geſetzen wa te 
e —— zur Er⸗ —3— Bunbeditanted zu —— — 
ledigung zu bringen —— — erweigerte oder ber ee 
e 
Artitel 77. rauf bie gerchtliche N Aa * 
Wenn in einem Bunbesftaate ber Fall en hat 40 Serieten. 


XIV. Allgemeine Beftimmungen. 


Artitel 78, fast buch welche beitinmte Rechte 
Beränberumnen ber Bertelfung erfolgen einzelner Bunbdesitaaten in deren Ber- 
im Wege ber Geſetzgebung. Sie gelten als | hältnis zur Gejamtheit feigeftelit fa, 
abgeiryut, wenn jie I an unberate men nur mit Zuſtimmung bes 
14 Stimmen gesen — ſich Rtigten Bundesſtaates abgeändert —* 
Diejenigen — ge Keichsver⸗ 


IL 


Geſeh 
über den Unterſtützungswohmſitz. 


Vom 12. März 1894. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutfcher Kaiſer, 
König von Preußen x. 
derordnnen im Namen bes Reichs, nach erfolgter Buftinmung 
des Bundesrats und bes Reichstags, was folgt: 


Gleichberechtigung der Bundesangehörigen. 


81. aachen, Norbbeutfce it in jedem Fe als Im 
&) auf bie dit und das Maß ber u jegen Aber bie Geaigigteit® —* —* 
—— ———— 6” bemiber 1867 (Bunbes-Wejepbl ©. 68) 
— ffentlichen Un ung, find auf Norbdeutiche ferner nicht anwend⸗ 
b) auf ben Erwerb und Verluſt des | bar. 


Organe der Öffentlichen Unterſtützung Hälfsbedürftiger. 


2. Die öffentli Unterftüßu Drtsarmenverbände unb buch Land⸗ 
— —— wird, ir armenverbände geübt. 
näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes, bu — 





Ortsarmenderbuͤnde. 
8 8. Ortsarmenwerbaͤnde können aus | einigten und Gutsbezirle 
einer ober mehreren Gemeinden und, wo —F en ber durch dieſes Ge⸗ 


bie Gutsbezirke außerhalb ber Gemeinden es geregelten Verhältniffe als eine Ein⸗ 
ftehen, aus einem ober mehreren Gutsbe⸗ 

äirten, beziefungsweife aus Gemeinden — 

und Gutsbezirken zuſammengeſetzt ſein. 4. Wo räumlid ab Drts- 
Alle zu einem Ortäarmenverbande ver- | armenverbände noch nicht find 
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diefelben bi3 zum 1. Juli 1871 einzu- - 


richten. Bis zum gleichen Termine muß 
jedes Grundftüd, welches noch zu Teinem 
Ortzarmenverbande gehört, entweder 
einem angrenzenden Ortsarmenverbande 





Gejeg über den Unterſtützungswohnſitz. 89 5 bis 12. 


nad; Anhörung ber Beteiligten durch die 
zuftänbige Wehörbe (88) zugeiäjlagen, 
ober jelbitändi 
eingerichtet mer 


als Ortsarmenverband 


Landarmenverbände. 
5. Die öffentliche Unterftügung ihrer Rechte einander gleich. Hat ein 
hülfsbebürftiger Norbdeuticher, weldye | Bunbesitaat unmittelbar die Funltionen 


endgültig zu tragen fein Ortsarmenver⸗ 
band verpflichtet ift (der Landarmen), Tiegt 
den Landarmenverbänden ob. Zur Er- 
füllung dieſer Obliegenheit bat jeber 
Bundesftaat bis zum 1. Juli 1871 ent⸗ 
weder unmittelbar die Funktionen des 
Landarmenverbanded zu übernehmen, 
oder beſondere, räumlich ab zte 
Landarmenverbande, mo ſolche noch nicht 
beſtehen, einzurichten. 

Dieſelben umfaſſen ber Regel nad) eine 
Mehrheit von Ortsarmenverbänden, kön⸗ 
nen ſich aber ausnahmsweiſe auf den Be⸗ 
gi eine einzigen Ortsarnienverbandes 

eichränten. 


8 6. Urmenverbänbe, beren Mitglied 
haft an ein beitimmtes Glaubensbekennt⸗ 
nis geknüpft ift, gelten nicht ala Armen⸗ 
verb im Sinne des Geſetzes. 


87. Die Ort und Lanbarmenver- 
bänbe jtehen in Bezug auf bie Verfolgung 








des Landarmenverbandes übernommen 
(8 5), fo fteht er in allen durch diejes 
Geſetz geregelten Berhältniffen den Land» 


armenverbänden gleich. 





88. Die „ambeägelche beſtimmen über 
die Zujammenfegung und Einrichtung der 
Drtsarmenverbände und Landarmenver- 
bänbe, über die Urt und das Maß der im 
Falle ber Hiütfsbedürftigfeit zu „ge 
mwährenden öffentlichen Unterſtü un über 
bie Beichaffenheit ber erforderli ittel, 
darüber, in welchen Fällen und in welcher 
Meife den Ort3armenverbänden von den 
Landarmenverbänden oder bon anderen 
Stellen eine Beihülfe zu gewähren ift, und 
endlich darüber, ob und imwiefern fich die 
Landarmenverbände ber Ortsarmenver⸗ 
bänbe al8 ihrer Organe behuf3 der öffent- 
lichen Unterftügung Hülfsbedürftiger be» 
en. 


dienen dü 


Erwerb des Unterftüßungswohnfitzes 


89. Der Unterjtügungdmwohnjig wird 
erworben durd) 

a) Aufenthalt, 

b) Zerehelichung, 

c) Abſtammung. 





durch Aufenthalt. 


810. Wer innerhalb eines Orts⸗ 
armenverbanbes nach zurüdgelegtem acht⸗ 
zehnten Lebensjahre zwei Jahre ları 
ununterbrochen feinen gewöhnli Auf, 
enthalt gepabt hat, erwirbt dadurch in 
demjelben den Unterftügungsmohnfig. 


811. Die zweijährige Bein läuft von 
bem Tage, an welchem ber Uufenthalt be- 
gonnen iſt. 





Durch den Eintritt in eine Kranken⸗, 
Bewahr⸗ oder Heilanſtalt wird jedoch der 
Aufenthalt nicht begonnen. 

Wo für ein ländliches oder ſtädtiſches 
Geſinde, Arbeitsleute, Wirtſchaftsbeamte, 
Pächter oder andere Mietsleute der 
Wechſel des Wohnmortes zu beſtimmten, 
durch Geſetz oder ortsübliches Herfommen 
feitgejegten Termine jtattfindet, gilt ber 
übliche Umzugstermin ala anfang be3 
Aufenthalts, jofern nicht zwiſchen diefem 
Termine unb dem Tage, an welchen ber 
Aufenthalt wirklich beginnt, ein mehr als 
fiebentägiger Beitraum gelegen hat. 


8 12. Wird der Aufenthalt unter Um⸗ 
ftänden begonnen, durch welche die An⸗ 
nahme ber freien Selbſtbeſtimmung bei 





Geſetz über den Unterftüßungsmohnfig. 88 13 bis 21. 


ber Wahl des Wufenthaltsortes ausge- 
ſchloſſen wird, fo beginnt der Lauf der 
zweijährigen Friſt erjt mit dem Tage, an 
welchen diefe Umſtände aufgehört haben. 

Treten foldye Umjtände erſt nad) Be 
ginn des Aufenthaft3 ein, fo ruht während 
ihrer Dauer der Lauf der ziveijährigen 


Friſt. 


8 18. Us Unterbrechung des Aufent⸗ 
halt8 wird eine freiwillige Entfernung 
nicht angejehen, wenn aus den Umjtänden, 
unter welchen fie erfogt, die Abjicht er⸗ 
. heilt, den Aufenthalt beizubehalten. 








8 14. Der Lauf der zweijährigen Friſt 
($ 10) ruht während der Dauer der von 
einem Armenverbande gewährten djient- 
lichen Unterjtügung. 

Es wird unterbrochen durch ben von 
einem Wrmenverbande auf Grund ber 
Beitimmung im 8 5 bes Gefehes über 
die Freizügigfeit vom 1. November 1867 
geitellten ntrag auf Anerlennung ber 
Verpflichtung zur Uebernahme eines 
Hülfsbedürftigen. Die Unterbrechung er- 
folgt mit dem Tage, an welchem der aljo 

eitellte Untrag an den betreffenden 
Urmenverband oder an die vorgejegte Be⸗ 
hörde eines der beteiligten Armenver⸗ 
bände abgejandt if. 

Die Unterbredung gilt al3 nicht er 
folgt, wenn ber Antrag nicht innerhalb 
zweier Monate weiter verfolgt oder wen 

berjelbe erfolglos geblieben ijt. 





durch Berehelihung. 
815. Die Ehefrau teilt vom Beit- 
punkte der Cheichließung ab ben Unter- 
ſtützungswohnſitz des Dlannes. 





8 16. Witwen und rechtskräftig ge 
ſchiedene Ehefrauen behalten den bei Auf⸗ 
löjung ber Ehe gehabten Unterftügungs- 
wohnt jo lange, bis jie denfelben nad 
ben Vorſchriften ber 88 22 Nr. 2, 23 his 
27 verloren oder einen anderweitigen 
Unterftügungsmohnfig nad) Vorſchrift der 
82 9 bis 14 erworben haben. 





817. Als felbitändig in Beziehung 


auf den Erwerb und Verluft bes Unter ! 
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ſtützungswohnſitzes gilt bie Ehefrau auch 
während der Dauer der Ehe wenn und ſo⸗ 
fange der Ehemann fie bößlig verlajjen 
hat, ferner wenn und jolange jie während 
der Dauer der Hajt des Ehemames oder 
infolge ausdrüdliher Einwilligung des⸗ 
jelben oder kraft ber nach ben Landes- 
gelegen ihr zuftehenden Befugnis vom 
hemanne getrennt lebt und ohne beijen 
Beihilfe ihre Ernährung findet. 





dur Abſtammung. 


8 18. Cheliche und den ehelichen ge 
jeblich gläichiiepende Kinder teilen, 00% 
behaltlid) der Beltimmung des 8 20, den 
PR a RR A des Vaters ſo⸗ 
lange, bis ſie denſelben nach Vorſchrift 
der 88 22 Nr. 2, 23 bis 27 verloren, oder 
einen andermeitigen Unterſtützungswohnſitz 
nach Vorſchrift der 88 9 bis 14 erworben 
aben 


Sie behalten dieſen Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz auch nach dem Tode des Baters 
bis zu dem vorſtehend gedachten Zeit⸗ 
punkte, vorbehaltlich der Beſtimmung bes 
8 19. 


— — 


819. Wenn bie Mutter den Vater 
überlebt, fo teilen nach Wuflöfung der 
Ehe durch den Tod bed Vaters die ehe- 
lihen und den ehelichen gejeglich gleich- 
jtehenden Kinder den Unterftügungs- 
wobniiß der Mutter in dem Umfange des 


Gleiches gilt im Galle bes 8 17, jo- 
fern bie Rinder bei der Trennung vom 
Hausftande des Vaters der Mutter ge- 
folgt find. 


kit 20, Bei ber Scheibung ber Ehe 
ilen bie ehelichen und ben ehelichen ge- 
ſetzlich gleichftehenden Stinder in dem Um- 
fange des 8 18 den Unterjtügumgsmohn- 
jig der Deutter, wenn biejer die Erziehung 
der Kinder zuiteht. 





8 21. Uneheliche Kinder teilen in dem 
Umfange bed 8 18 deu Unterſtützungs⸗ 
wohnjig der Mutter. 
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Ke besielben in eine unmittelbare 
iriorge verlangen. 
Die Koften 1% ng hat der 

berpflichtete Armenverbanb zu —F 

Beantragt hiernach eber⸗ 
nahme Br Sachen en 
tete Urmenverband def hrung, 
und Diele eb Nee verzögert ſich 
durch bie Schuld des Armenve 


welcher zur vorläufigen Unterftügung deg- 
eiben verpflichtet ne ‚fo —— der 
tere ch fr bie dolgezeit be⸗ 


siehungämeiie für bie Beit der Ver⸗ 
ögerung, ben Anſpruch auf Erjtattung 
Koften. 





8 32a. Soweit nad Beitimmung ber 
Landesgeſetze eingelne 8 Zweige ber difent- 
lichen —— Landarmenver⸗ 
baͤnden übertragen ſind, gehen auf dieſe 


Geſetz Aber den Unterſtützungswohnſitz. 88 82a bis 37. 


bie Rechte und Pflichten ber Ortsarmen- 
verbände über. 


8 88. Muß ein Norbdeuticher, welcher 
feinen Unterjtü re bat, auf 
Verlangen ausländischer Staatöbehörben 
aus dem Wuslande übernommen werden, 
und ift bei der Uebernahme der all der 
Hülfsbebürftigleit vorhanden, oder tritt 
berjelbe inmerhalb fieben Tagen nad) er- 
folgter Uebernahme ein, fo et die Ver⸗ 
pflichtung zur attung ber Koſten der 
Unteritägung, iehungsweiſe zur Ueber- 
nahme des Hülfgbedürftigen, bemjenigen 
Bundesftaate ob, innerhalb befien ber 
Hülfsbedürftige feinen lebten Unter- 
figungswohnfig gehabt Hat, mit ber 
Waßgabe, daß ed jebem Bunbedjlante 
überlafien bleibt, im We 

jesgebung, biee Be —— au ji auf feine 


Verfahren in Streitfachen der Armenverbände. 


Einleitung. 


884. Muß ein Ortäarmenverband 
einen hülfsbebürftigen Norddeutſchen, wel⸗ 
cher innerhalb besfelben jeinen Unter- 
fügungswohnfig nicht hat, unterftägen, jo 
bat der Ortsarmenverband zunächſt eine 
vollftändige Vernehmung des Unter 
ftügten über feine Heimat, milien⸗ 
und Aufenthaltsverhältniſſe zu bewirken, 
und ſodann den Anſpruch auf Erfiattung 
der aufgewendeten besiehungäreiie aufzu- 
mwendenden Koften bei Vermeidung des 
Verluſtes dieſes Anſpruchs binnen ſechs 
Monaten nachẽ begonnener Unterjtügung 
bei dem vermeintlich verpflichteten Urmen⸗ 
verbande mit der Anfrage anzumelden, 
sb der Anſpruch anerkannt wird. 


Sit ber Fa Armenverbanb nicht 
zu ermittel at die Anmeldung be 
—* Wahrung des erhobenen Erſtattungs⸗ 
anſpruchs innerhalb der oben normierten 
Friſt von ſechs Monaten bei ber zuitän- 
bigen vorgejegten Behörde des beteiligten 
Urmenverbandes zu erfolgen. 

Sft nad) der Anſicht ded unterftügenben 
Ortsarmenverbandes ber Fall dazu an- 
gethan, dem Unterftügten die Fortſetzung 
des Wufenthalt3 nach 8 5 bed Gejepes 
über die Sreizügigfeit vom 1. November 
3067 (Bundes Geſetzbl. ©. 55 ff.) zu ver- 


| tagen, und will ber Ortſsarmenverband 


von ber bezüglichen Befugnis Gebrauch 


machen, fo iſt Dieß in der Benachrichtigung 
ausdrücklich zu bemerfen. 


8 35. Gebt auf bie erlaffene Anzeige 
innerhalb vierzehn Tagen nad) bem Em⸗ 
nt» 





pfange berjelben eine zu u 
wort des in be a mmenen 
Urmenverbandes in, jo gilt Dies 


einer WÜblehnung bed Anſpruchs gleich. 


86. Jeder Urmenverbanb if be 
tigt, feine Anſprüche gegen einen an- 
deren Urmenverband auf dem burch biejes 
Geſetz bezeichneten —* ſelbſtaͤndig und 
— ln en 
o jenen 
Besser zu Verfolgen. 


8 87. Streitigteiten auife anicen. verichte- 
he Untertägung OR Eltabehheiee öffent» 

e Unt ung ger wer 
ben, wenn die flreitenben Teile einem und 
bemfelben Bunbeßftaafte angehören, auf 
dem durch bie Kunbedgeiege borgeichrie 
denen Wege entichieden. 

Gehören die ftreitenden Armenderbände 
verjchiedenen Bundesftaaten an, fo finden 
Die nachfelgen Vorfchriften der 88 38 
bis 51 dieſes Geſetzes Amwendung 








Geſetz Über den Unterſtützungswohnſitz. 88 88 bis 45. 


Entiheidung. 


8 38. Lehnt ein Armenverband den 

en ihn erhobenen Anfpruh auf Er 
attung der Koſten oder auf Uebernahme 
eined Särfssebücftigen ab, fo wird auf 
Wittig Deßjenigen Armenverbandes, wel⸗ 
cher bie öffentliche Unterjtägung vorläufig 
u gewähren genötigt ift, über den er- 
—* Anſpruch im Verwaltungswege 
durch diejenige Spruchbehörde entſchieden, 
welche dem in Anſpruch genommenen 
Armenverbande vorgeſetzt iſt. 

Die Zuſtändigkeit, den Inſtanzenzug, 
ſowie dad Verfahren regelt innerhalb 
jedes Bundesſtaates, vorbehaltlidd der 
Vorſchriften dieſes Geſetzes, die Landes⸗ 
geſetzgebung. 





889. Die zur Entſcheidung zuftän- 
Digen Landesbehörden jind befugt, Unter- 
fuhungen an Ort und Gtelle zu veran⸗ 
laſſen, Zeugen und Sachverſtaͤndige zu 


Bundesamt für 


42. Das Bundesamt für das Heimat- 
en iſt eine ſtändige und kollegiale Be⸗ 
hörde, weiche ihren Sig in Berlin hat. 
Es beiteht aus einem Vorfigenden und 
mindejtens vier Mitgliedern. Der Vor⸗ 
fbente, ſowie die letzteren merden auf 
orichlag des Bundesrats vom Bundes⸗ 
präſidium auf Lebenszeit ernamıt. Der 
VBorſitzende ſowohl, als auch mindejteng 
die Hälfte der Mitglieder muß die Dualifi- 
„ kation zum höheren Richteramt im Staate 
ihrer Angehörigkeit bejigen. 


8 43. Bezüglid) der Redjisverhäftnifje 
ber Mitglieder des Bundesamts gelten bis 
zum Erlaß bejonderer bundesgeſetzlicher 

orſchriſten die Beſtimmungen der 88 23 
bis 26 des Geſetzes, betreffend die Errich⸗ 
tung eines oberſten Gerichtshofes für 
Handelsſachen, vom 12. Juni 1869 mit 
der Maßgabe, daß 

1. an Stelle des Plenum des Ober⸗ 

handelsgerichts das Plenum des 
Bundesrats tritt, und daß im Falle 
des 8 25 a. a. O. die Verrichtungen 
des Staatsanwalts und des Unter⸗ 
luhungsrichters von je einem Vtit⸗ 
gliede des Königlich preußifchen Kam⸗ 
mergeriht3 zu Berlin, welches ber 
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laden und eiblich zu vernehmen, über- 
haupt den angetretenen Berveis in vollem 
Umjange zu erheben. 





8 40. Die Entſcheidung erfolgt diurch 
fchriftlihen, mit Gründen verfehenen Be⸗ 
ſchluß; jofern dabei für den in Unfprud 
genommenen W.menverband eine Ver 
pflihtung zur Uebernahme eines Hülfa⸗ 
bebürftigen (8 31) begründet ift, mup dies 
in dem Beſchluſſe ausdrücklich ausge 
jprochen werben. 





8 41. Someit die Organijation oder 
örtliche „bgrenzung der einzelnen Armen⸗ 
verbände Gegenftand bes ©treites tft, be⸗ 
wendet es endgültig bei der Enticheidung 
ber höchiten landes eſetzlichen —A 
Im übrigen findet gegen deren Entſchei⸗ 
dung nur die Berufung an das Bundes⸗ 
amt für das Heimativeien jtatt. 





das Heimatiweien. 


Bundesfanzfer ernennt, wahrgenom⸗ 
men erben, 

2. bezüglich der Höhe der Benfionen die 
Vorſchriften in Anwendung kommen, 
welche darüber in demjenigen Bun⸗ 
desſtaate gelten, aus deſſen Dienſte 
das Mitglied des Bundesamts bes 
rufen iſt. 


8 44. Zur Abfaſſung einer gültigen 
Entiheidung des Bundesamtd gehört Die 
Anweſenheit von mindeitend drei Wit- 
gliedern, von denen mindeſtens eines die 
ım 8 42 vorgefchriebene richterlicye Quali⸗ 
filation haben muß. 

Die Zahl der Veitglieber, welche bei ber 
Faflung eines Beſchluſſes eine entichel- 
bende Stimme führen, muß in allen 
Fällen eine ungerade fein. ft bie Zahl 
der bei der Erledigung einer Sache mit 
wirlenden Mitglieder eine gerade, jo führt 
dasjenige Mitglied, welches zulegt er⸗ 
nannt ift, und bei gleihem ®ienjtalter 
dasjenige, welches der Geburt nad) das 
jüngere ift, nur eine beratende Stimme. 


8 45. Der Gejichäftägang bei bem 
Bundesrat wird burch ein Regulativ ge 
ordnet, welches da8 Bundesamt zu ent» 


54* 
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werjen und dem Bundedrat zur Beftäti- 


gung einzureichen hat. 

In dem a mer find ins 
befondere auch bie griffe de Bor- 
figenden feftzuitellen. 


8 46. Die Berufung an das Bundes 
besamt ift bei Berluft des Nechtömittels 
binnen viezehn Tagen, von ber Behändi- 
gung der angefochtenen Entſcheidung an 

edjnet, bei berjenigen Behörde, gegen 
eren Entſcheidung fie gerichtet ift, ſchriſt⸗ 
fi) anzumelden. 

Tie Ungabe der Beſchwerden, ſowie bie 
Neditfertigung ber Berufung kann ent- 
weder zugleich mit der Anmeldung der 
lesteren oder innerhalb vier Wochen nach 
biejem Termine derjelben Behörde einge 
teidyt werden. 

Bon jämtlihen Schriftjägen, ſowie von 
ben etwaigen Anlagen berjelben jind Tup- 
lilate beizufügen. 





8 47. Die eingegangenen Zuplifate 
werden von der zuitändigen Behörde ber 
Gegenpar!ei zur Ichrijtlichen, binnen vier 
Boden nad) ber Behändigung in zwei 
Eremplaren einzureichenden Gegenerklä⸗ 
zung zugefertigt. 


8 48. Nah Ablauf dieſer Friſt Iegt 
bie nämliche x 


desamt vor, 


[U [1y 


ehörbe die fämtlicdyen Ver- 
handlungen nebft ihren Alten dem Bun⸗ 
| ſollen. 


veri ien bee 
Bermittelung derjenigen — (6 46) 


zugefertigt, gegen deren Beſchluß ed er- 
gangen iſt. 


— — 


851. die Entſcheidung des 
Bundesamts iſt ein weiteres Rechtsmi 
nicht zuläflig. 


8 52. 3.3 zu anberweitiger, von Bun⸗ 
deawegen erjolgender Regelung der Kom- 
petenz des Bundesamts für das Heimat- 
wejen kann durch die Landesgeſ 


eines Bunbesitaates bejtimmt werden, 


die Vorſchriften der 88 38 bis 51, 56 Ab- 
jap 2 dieſes Gefepes für Die Streitſachen 
iihen Urmenverbänden des betreifenden 
undezjtaates in Wirfjamleit treten 





Erefution der Entſcheidung. 


8 53. In ben Streitjacdhen über bie 
durch dieſes Geſetz geregelte öffentliche 
Unterftügung Hülfsbedürftiger ift die Ent⸗ 
fheidung der eriten Inſtanz, audgenom- 
men in dem alle des 8 57, fofort dvoli- 
Itredbar. 

Im übrigen findet Die Exekution ftatt: 

a. auf Grund und in ben Grenzen eines 

von dem in Anſpruch genommenen 
Armenverbande ausgeitellten Aner⸗ 
kenntniſſes (8 00); 

b. aug Grund der endgültigen Ent⸗ 

ſcheidung. 

Die Vollſtreckung der Exekution liegt 
der zur Entſcheidung in erſter Inſtanz 
zuſtändigen Behörde des verpflichteten 


Armenverbandes ob, und iſt bei derſelben 


unter Beifügung ber bezüglichen Urkunden 
zu beantragen. 

8 54. Wird bie bereits vollitredte Ent⸗ 
ſcheidung Der eriten la lien In⸗ 
ftanz buch endgültige Entſcheidungen 
höherer Landıd.njtanzen oder in Gemäß- 
heit der 88 38 bis 51 dieſes Geſetzes wieder 
aufgehoben, fo hat bie zur Entſcheidung in 
eriter Inſtanz zuſtändige Behörde des⸗ 
jenigen Armenverbandes, welcher die 
Vollſtreckung der Exekution erwirkt hatte, 


die erforderlichen Anordnungen zu treffen, 


um die Exekution und deren Folgen wie⸗ 
der rückgängig zu machen. 


855. Den zur vorläufigen Unter⸗ 





Geſetz über den Unterſtützungswohnſitz. 88 56 bis 60, 


ſtützung (& 28) und beziehungsmweife zur 
—— — — eines Hulfsbedurftigen 
verpflichteten Armenverbaänden iſt es un⸗ 
benommen, die nt Vollſtreckung 
der Ausweiſung ($ 5 des Geſetzes über die 
Freizügigkeit vom 1. November 1867) 
durch eine unter ſich zu treffende Einigung 
über das Verbleiben ber auszuweiſenden 
Perſon oder Familie in ihrem bisherigen 
Uıfenthaltsorte gegen Gewährung eines 
beitimmten Unt ngebetraged® von 
feiten des letztgedachten Armenverbandes 
dauernd oder zeitweilig auszufcließen. 

Die eritinftanzlichen Behörden 85 88, 
39, 40) find verpflichtet, auf Anruſen 
eines oder des andern Beteiligten, zwecks 
thunlicher Herftellung einer folchen Eini⸗ 
gung vermittelnd einzufchreiten. 

Sit die Einigung urlundlid) in Form 
eined Anerlenntniijes feitgejtellt, fo findet 
auf Grund derjelben die abminiftrative 
Erektion ftatt (8 53). 


8 56. Wem mit der Ausweiſung Ge 
fahr für Leben oder Gefundheit des Aus⸗ 
zuweiſenden ober feiner Ungchörigen ver- 
bunden fein würde, ober wenn bie Ur 
ſache der Erwerbs⸗ oder Urbeitdunfähige 
feit bes Auszuweiſenden durch eine im 
Bundeskriegsdienſte oder bei Gelegenheit 
einer That perſönlicher Selbſtaufopferung 
erlittene Verwundung oder Krankheit her⸗ 
beigeführt iſt, oder endlich, wenn ſonſt 
die Wegweiſung vom Aufenthaltsorte mit 
—* Härten oder Nachteilen für den 
Auszuweiſenden verbunden ſein ſollte, 
kann auch bei nicht erreichter Einigung 
das Verbleiben der auszuweiſenden Perſon 
oder Familie in dem Aufenthaltsorte, 
gegen Feſtſetzung eines von dem ver—⸗ 
pflichtetn Armenverbande zu zahlenden 
Unterſtützungsbetrages, durch die zur Ent⸗ 
ſcheidung in erſter Inſtanz zuſtändige Be 
hörde des Ortsarmenverbandes des W.ıf- 
enthaltsortes angeordnet werben. 

Gegen diefe Unordnung, welche, wenn 
die Voraudfegungen fortjallen, ımter wel- 
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hen fie erlaſſen ift, jederzeit zurückge⸗ 
nommen werden Tann, fteht innerhalb 
vierzehn Tagen nad ber Buitellung beiden 
Teilen die Berufung zu. Dieſelbe erfolgt, 
wenn bie ftreitenden Uirmenverbände einem 
und demſelben Bundesſtaate angehören, 
an die nächſt — landesgeſetzliche In⸗ 
ſtanz, ſofern die ſtreitenden Teile ver⸗ 
ſchiedenen Bundesſtaaten angehören, an 
— — ern 

ei ierauf er idung 
bewendet es ltig. 

Dasſelbe findet ſtatt, wenn der Antra 
des verpflichteten Armenverbandes au 
Erlaß einer ſolchen Anordnung zurüd- 
gewieſen iſt. 

8 57. Solange das Verfahren, be 


treffend ben Verſuch einer Einigung nad) 
65, oder betreffend ben Erlaß der im 
l 





56 bezeichneten Anordnung, ſchwebt, 
eibt die Bollftredbarkeit der Entſcheidung 
eriter Inſtanz ausgeſetzt. (8 53). 





858 Sit die Wusweilung durch 
Transport zu bewerfitelligen, fo fallen 
die Transportloften ala ein Teil der zu 
eritattenden Koſten der Unterſtützung des 
Hülfsbedüritigen dem hierzu verpflichteten 
Wrmenverbande zur La 

Entjteht über die Notwendigleit des 
Zransportes oder die Art der Uusführung 
besjelben Streit, jo erfolgt die Entichei- 
bung hierüber endgültig durch die in eriter 
Smitanz in der Yauptjache zujtändige Be 
hörde des Armenverbandes des Aufent- 
haltZurtes (8 38 Abſatz 2). 





859 Si em Armenverband zur 
gerung ber ihm endgültig auferlegten 

oiten, laut VBeicheinigung der ihm vor- 
gelegten Behörde, gang, oder teilmweije 
außer ftande, jo Hat der Bundesijtaat, wel⸗ 
em er angehört, entweder mittelbar oder 
unmittelbar für die Erjtattung zu jorgen. 





Deffentliche Unterftügung hülfsbedürftiger Ausländer. 
8 60. Ausländer müfjen vorläufig von } ziehungsveife zur Uebernahme bes hülfs- 


bemjenigen Ortsarmenverbande unter- 
ftügt werden, in defjen Bezirk fie ſich bei 
dem Eintritt der Hülfssedürftigleit be» 
finden. Zur Erftattung der Koſten, be 


bedürftigen Ansländers ift berjenige 
Bundesſtaat verpflichtet, welchem der 
Ortsarmenverband der vorläufigen Unter- 
fügung angehört, mit der Maßgabe, daß 
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c# jedem Bunbesftaate fiberlaffen bleibt, | Verpflichtung auf jeine Armenverbände 
im Wege ber Lanbesgefebgebung diefe | zu übertragen. 


Berhältnis der Armenverbände 


su einander, außjegungen zu forbern, ala bem Unten 
A 61. Durch die Beſtimmungen diej 3 ſtü fen auf jene Leiftungen ein Recht zu- 
ech werben Wechte umb Werbinblid | Simvand, baf; der. unterftügende 


feiten nur zwiſchen den zur Gewãhrun Armenverband den Erſa von einem an⸗ 
öffentlicher Unterſtützun Ta Vorſchrift Deren Urmenverbande zu Torben bered'tigt 


a hen, Munheas | fei, barf bemjeiben Hierbei nicht entgegen” 


jtaaten) begrünbet. geſtellt werben. 
zu andermweit Berpflichteten, zu den Behörden. 


Daher werden bie auf anderen Titeln _ 

milien- unb Tienftverhältn.s, Vertrag, b en Fo a hnib ihee 

wenofienioeft, Stiftung u [.m.) beruhen | QGefdäfistreiies den Urmenperbänben ber 
Verpflichtungen, emen Hllisbedürf- Maſtstrcies menver 

ben en herfti en von ben Beitim- huſs der Ermittelung der Heimats⸗, Fa⸗ 

gen zu um gen, bo id me | milien» und Aujenthalisverhältn.fje eines 

mungen dieſes Geſetzes ni ht betroffen. Hülfsbebürftigen auf Verlangen behũlflich 


zu ſein. 

62. Jeder Armenverband, welcher 
Vorſchrift dieſes Geſetzes einen Hülfs⸗ 8 64. Das Eintreten der in dem 
beblrtign unterjtüßt hat, iſt befugt, Er⸗ 10 unb 22 an den Wblauf einer be 
A berjenigen Leiftungen, zu deren Ge- | jtunmten Friſt genüpften Wirkungen kann 
brung ein Dritter aus anberen, ald durch Derivug ober Verzicht ber beteiligten 
den burch dieſes Geſetz begründeten Titeln | Behörden o Perfonen nicht ausge⸗ 
verpflichtet ift, von dem Verpflichteten in | fchlojjen werben. 

bemjelben Maße und unter denfelben Vor- 














Zeitpunft Der Geltung des Geſetzes. 


65. Dieſes Gefeg tritt mit dem | noch Umvenbung, als es fich um bie Feſt- 
1. Juli 1871 in Kraft. Nach diefem Tage | ftellung des Unterfi ungtvobmfiped für 
[inben bie bis bahin innerhalb des | bie Zeit vor — 1. Juli 1871 handelte 


dundeoocbiete gültigen Vorſchriften über Insbeſondere fommen hierbei folgende 


das gegenwärtige Geſetz ge 8 
zegelten Rechtsverhaitmiſſe nur injomeit Beſtimmungen zur Anwendung: 


Üebergangsbeftimmungen. 
1. Diejenigen Norbbeutfchen, welche am befigen denfelben am 1. Suli 1871 mit 
30. Juni 1871 innerhalb bes Bundes ı ben Folgen und Maßnahmen biefes Ge⸗ 


etzes, gleichviel ob bie Vorausſetzungen 
8 Erwerbes andere waren, als b.e durch 
* Geſetz vorgeſchriebenen. 


ie: ein Heimatsrecht beit Men, haben : 

aft desſelben am 1. Juli 1871 ben Un⸗ 
——— in demjenigen Orts⸗ 
armenverbande, welchem ihr Yeimaısort Wo und injoweit bisher ein Heimats- 
angehört. * oder Unterſtutzungswohnſitz durch 

Diejenigen Norddeutſchen, welche am bloßen Auſenthalt nicht erworben, durch 
30. Juni 1871 innerhalb des Bundesge- bloße Abweſenheit nicht verloren werben 
bietes einen Unterſtützungswohnſitz haben, konnte, beginnt ber Vauf ber durch dieſes 


— — 


Geſetz Aber den Unterſtützungswohnſitz. Uebergangsbeftimmungen. 


Ge eb ä 
ft ben Geverb Sniehingäneie Ben 
6 im Umterftügungswoßnfiges mit dem 1 
il 


4. * bisher fü den Erwerb be⸗ 
ziehungsweiſe Verluſt Pr: Unterftügungs- 
wohnfiges die nämliche oder eine I 
alß die u dieſes Geſetz vor —— 


Friſt galt, kommt bei 
letzteren die vor dem 1. Juli 1871. abge 


laufene Zeitdauer in Anſatz 


5. Wo bisher für ben Erwerb be 
ziehungsweiſe Verluſt des Unterjtügungs- 
Pl eine Türzere, als bie durch dieſes 

Geſetz vorgeſchriebene Friſt beſtand, gilt, 
ſofern die kürzere Friſt vor dem 1. Stk 
1871 abgelaujen war, bie Wirkung bes 
Ablaufs als eingetreten, auch wenn bie 


855 


Entſcheidung hierüber erft nad) dem 
1. Zuli 1871 erfolgt. War bie Türzere 
Friſt vor dem 1. Juli 1871 noch nicht ab» 
gelaufen, fo bedarf e8 zum Eintritt der 
durch Diefer — vorgeſchriebenen Wir⸗ 
kungen Ablaufs der burch dieſes Ge⸗ 
ſetz vorgeſchriebenen Friſt, jedoch unter 
Anrechnung der vor dem 1. Juli 1871 ab» 
gelaufenen Beitbauer. 

6. Das durch dieſes Geſetz für die 

Entſcheidung der Streitſachen über bie 
Öffentliche re Unterfügung Hulfsbedürftiger 
vorgeſchriebene Berfahren kommt nad 
Maßgabe der Vorſchrift des 8 37 zur Um 
wendung bei benjenigen Streitſachen ber 
ÜUrmenverbände (Armenlommunen, Ar 
menbezirte, Heimatsbezirke), melde nach 
bem 30 Juni 1871 anhängig gemacht 
werden. 





IV. 


Geſeß 
über die Erwerbung und den Verluſt der Bundes- und 
Staatsangehörigfeit. 
Vom 1. Juni 1870 (Bunbes-Gejegblatt 1870 Nr. 20 ©. 355). 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 


König von Preußen zc. 


berordnen im Namen des Reihe, nad erfolgter Zuftimmung 
des Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 


. 81. Die Bundesangehörigfeit wird 
durch die Staatsangehörigkeit in einem 
Bunbesftaate erworben ımb erlifcht mit 
deren Verluit. 

Angehörige des Großherzogtums Helfen 
bejiten die Bundesangehörigfeit nur dann, 
wenn fie in ben zum Bunde gehörigen 
Teilen des Großherzogtums heimat3be- 
rechtigt find, 


8 2. Die Staatsangehörigfeit in einem 
Bundesſtaate wird fortan nur begründet: 
1 


. buch Abſtammung (8 3), 
2. durch Legitimation (8 4), 
3. durch Verheiratung (8 5), 
4, für einen Norbdeutf buch Auf⸗ 


nahme und 
5. für einen Ausländer durch Na⸗ 
turalifation (88 6 ff.). 
Die Adoption Hat für ſich allein dieſe 
Wirkung nicht. 


8 8. Durch bie Geburt, auch wenn 
biefe im Auslande erfolg ‚ erwerben ehe- 
fihe Kinder eines Norddeutſchen bie 
Stantsnngehörigleit bes Waters, unehe⸗ 


lie Kinder einer Norddeutſchen bie 
Staatdangehörigfeit ber Mutter. 


8 4 Iſt der Vater eines unehelichen 
Kindes ein Norbbeutfcher und befigt bie 
Mutter nicht die Staatdangehörigkeit des 
Baterd, jo erwirbt das Find durch eine 
den gejeglichen Beſtimmungen gemäß er- 
folgte Legitimation die Staatsangehörio- 
feit des Vaters. 


85. Die Verheiratung mit einem 
Norbdeutichen begründet für die Ehefrau 
die Staatsangehörigfeit des Mannes. 


86. Die Aufnahme, fowie die Na- 
turalifation (82 Nr. 4 und 5) erfolgt 
durch eine von ber höheren Verwaltungs⸗ 
behörde audgefertigte Urkunde. 


87. Die Aufnahme⸗Urkunde wird 
jebem Angehörigen einc# anderen Bundes⸗ 
Meer erteilt, welcher um dieſelbe nach 
ucht umb nachweiſt, daß er in dem Bum⸗ 
desſtaate, in welchem er bie anime 
nachſucht, ſich niedergelaffen Babe, fo 
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fein Grund vorliegt, welcher nad) den 
88 2—5 des Gejches über die Freizügig- 
feit vom 1. November 1867 (Bundes 
Geſetzbl. S. 55) die Abweiſung eines 
Jcuanziehenden oder die Verfaguug der 
Tortfegung des Aufenthaltes rechtfertigt. 





8 8. Die Naturalifations-Urkunde darf 
U.:3.ändern nur dann erteilt imerben, 
wenn jie 

1. nad) ‚den Gefegen ihrer biöherigen 
Heimat dispoſitionsfähig find, es fei 
denn, baß ver Mangel der Dispo⸗ 
fitionsfähigkeit durch die Zuſtimmung 
des Waters, des Vormundes oder 
Kurators des Aufzunehmenden er⸗ 
gaͤnzt wird; 

2. einen unbeſcholtenen Lebenswandel 
geführt haben; 

3. an dem Orte, wo Sie ſich niederlaſſen 
wollen, eine eigene Wohnung oder 
ein Unterfommen finden; 

4. an diefem Orte nad) dei daſelbſt be- 
ftehenden Verhältn:fjen ſich und ihre 
Angehörigen zu emähren im ftande 
ind 


ind. 
Bor Erteilung der Naturalifationg Ur- 
funde hat die häbere Verwaltungsbehörde 
die Gemeinde, beziehungsweiſe den Armen⸗ 
verband desjenigen Orts, mo der Auf—⸗ 
zunehmende ſich niederlaſſen will, in Be- 
iebung auf die Erfordernifje unter Nr. 2, 
3 und 4 mit ihrer Erflärung zu hören. 

Von Ungehörigen ber Königreiche 
Bayern und Württemberg und des Groß- 
herzogtum3 Baden foll, im alle der 
Neciprocität, bevor fie Neutrafikiert wer⸗ 
ben, der Nachweis, daß fie die Militär— 
pflicht gegen ihr bisheriges Vaterland er⸗ 
füllt haben oder davon befreit worden 
ſind, gefordert werden 





89. Eine von der Negierung oder 
bon einer Central- oder höheren er» 
waltung3behörde eines Bundesſtaates voll» 
zogene oder beftätigte Beſtallung für einen 
in den unmittelbaren oder mittelbaren 
Staatsdienſt oder in den Kirchen⸗, Schule 
oder Kommunaldienft aufgenommenen 
Ausländer oder Ungehörigen eined an- 
deren Bundesſtaates vertritt bie Stelle 
der Naturalijationg Urkunde, beziehungs- 
weife Aufnahme⸗Urkunde, fofern nicht ent⸗ 
egenitchender Vorbehalt in der Beſtal⸗ 
ung vusgedrüdt wird. 


— — 


Iſt die Anſtellung eines Auslanders im 
Bundesdienſt erfolgt, jo erwirbt der Un- 
gejtellte die Staatsangehörigleit in _dem- 
jenigen Bundesſtaate, in welchem er feinen 
dienitlihen Wohnjig hat. 





5 10. Die Naturafifationg-Urkunde, 
beziehungstweile Aufnahme⸗Urkunde, ber 
gründet mit bem Beitpunfte der Anshän⸗ 
digung alle mit der Gtaatdangehörigfeit 
verbundenen Nechte und Pflichten. 





8 11. Die Verleihung ber Staatsange⸗ 
börigfeit erftredt fich, injofern nicht Dabei 
eine Ausnahme gemacht wird, zugleich 
auf die Ehefrau und auf diejenigen min- 
derjährigen Finder, deren gejchliche Ver⸗ 
tretung dem Aufgenommenen oder Natu⸗ 
ralijierten Frajt elterliher Gewalt zufreht. 
Ausgenommen find Töchter, die verhei⸗ 
ratet find oder verheiratet geweſen find. 





8 12. Der Wohnfig innerhalb eines 
Bundesſtaates begründet für jih allein 
die Staatsangehörigkeit nicht. 





8 13. Die Ctaatdangehörigfeit geht 
fortan nur verloren: 

1. duch Entlaſſung 
(88 14 ff.); 

2. duch) Ausſpruch der Behörde (88 20 
und 22); 

3. Durch rn Aufenthalt im 

4 


auf Antrag 


Auslande ($ 21); 

. bei ımehelidyen Kindern durch eine 
den gejeblichen Beitimmungen gemäß 
erfolgte Legitimation, wenn der Vater 
einem anderen Etaate angehört al3 
bie Mutter; 

5. bei einer Norddeutſchen burch Ver⸗ 
heiratung mit dem Angehörigen eine 
andern Sundesftanteg oder mit einem 
Wuslänber. 


8 14. Die Entlaſſung wird durch eine 
von ber höheren Verwaltungsbehörde des 
Heimatsſtaates ausgefertigte Entlafjungse 
Urfunde erteilt. 


8 14a. Die Entlaffung eines Stuats- 
angehörigen, der unter eiterlicher Gewalt 
oder Vormundichaft ſteht, Tann von dem 
geieglichen Vertreter nur mit Genehmi⸗ 
gung des Vormundſchaftsgerichts bean- 
tragt werden. 








858 Ermerbung und Berluft der Bunbes- und Staatsangehörigleit. 88 15 big 21. 


Die Genehmigung bes Bormundidafts- 
gerät iſt it erforderlich, wenn 

ater oder die Mutter die Entlaffung für 
ih und zugleich kraft eiterliher Gewalt 

r cin Find beantragt. Erftredt fich ber 

irkungskreis eines der Mutter beitellten 
Beiltandes auf bie Sorge für bie Perſon 
bes Kindes, fo bedarf die Dlutter in einem 
—* Falle der Genehmigung des Bei⸗ 

andes zu dem Antrag auf Entlaſſung 
des Kindes. 


815. Die Entlaſſung wird jedem 
Gtaatsangehörigen erteilt, welcher nad)- 
weiſt, baß er in einem anderen Bundes⸗ 
ftaate bie Staatsangehörigkeit erworben 


t, 

In Ermangelung dieſes Nachweiſes 

darf ſie nicht erteilt werden: 

1. Wehrpflichtigen, welche ſich in dem 
Alter vom vollendeten ſiebenzehnten 
bis zum vollendeten fünfundzwan⸗ 
zigſten Lebensjahre befinden, bevor 
ſie ein Zeugnis der Kreis⸗Erſatz- 
kommiſſion darüber beigebracht haben, 
daß ſie die Entlaſſung nicht blos in 
der Abſicht nachſuchen, um ſich der 
Dienſtpflicht im ſtehenden Heere oder 
in der Flotte zu entziehen; 

2. Militärperſonen, welche zum ſtehen⸗ 
den Heere oder zur Flotte gehören, 
Offizieren des Beurlaubtenſtandes 
Beamten, bevor ſie aus dem Dienſte 
entlaſſen ſind; 

3. den zur Reſerve des ſtehenden Heeres 
und zur Landwehr, ſowie den zur 
Reſerve der Flotte und zur Seewehr 
gehörigen und nicht als Offiziere an- 
geisellten Perſonen, nachdem jie zum 
en Tienjte einberufen worden 
ind. 


8 16. Norbbeutichen, welche nad) dem 
Königreich Bayern, dem Königreid) Würt- 
temberg oder dem Großherzogtum Baden 
oder nach den nicht zum Bunde gehörigen 
Teilen des Großherzogtums Heſſen aus- 
wandern wollen, iſt im Falle der Reci⸗ 
procität die Entlaſſung zu verweigern, fo 
lange fie nicht nachgewieſen haben, daß 
der betreffende Staat fie aufzunehmen 
bereit ıjt. 


8 17. Aus anderen al aus den in 
ben $$ 15 unb 16 bezeichneten Gründen 
barf in Friedenszeiten die Entlaſſung 











| 


"nicht verweigert werden. Für bie Beit 
eines Krieges ober einer Kriegsgefahr 
bleibt dem Bımbdbrspräfidiun der Erlaß 
bejonderer Anorönungen vorbehalten. 


818. Die Entlaſſungs⸗Urkunde be 
wirkt mit dem Seitpunkte ber Aushändi⸗ 
gung ben Verluſt der Staatsangehörigkeit. 

Die Entlafjung wird unwirtam, wenn 
der Entlafjene birmen ſechs Monaten vom 
vage ber Aushändigung ber Entlafjungs 
Urkunde an feinem Wohnſitz außerhalb 
des Bunbesgebiet3 verlegt oder die Staats⸗ 
angehörigfeit in einem anderen Bundes 
ftaate erwirbt. 


8 19. Die entieffung eritredt fich, ine 
fofern nicht dabei eine Ausnahme gemadyt 
toird, zugleich auf die Ehefrau und auf 
biejenigen Slinder, deren geſetzliche Ver⸗ 
tretung dem Entlaſſenen kraft elterlicher 
Gewalt zufteit. 

Diefe Vorſchrift findet feine Anwen⸗ 
dung auf Töchter, die verheiratet finb 
ober verheiratet gemweien find, ſowie auf 
Kinder, die unter der elterlichen Gewalt 
der Mutter ftehen, fall die Mutter zu 
dem Untrage auf Entlaſſung ber Kinder 
nach $ 14a Abi. 2 Sag 2 der Genehmi⸗ 
gung des Beiltandes bedarf. 


8 20. Norbdeutiche, welche ſich um 
Auslande aufhalten, Tönnen ihrer Staats— 
angehörigleit durch einen Beſchluß der 
Centralbehörde ihre3 Heimatsijtaates ver- 
luftig ertiärt werden, wenn jie im Falle 
eined Krieges ober einer Kriegsgefahr 
einer durch das Bunbespräfidtium für das 
ganze Bundesgebiet anzuordnenden aus 
Drüdlichen Wufforderung zur Rüchkehr 
binnen der darin beitimmten Friſt feine 
Yolge leiten. 


8 21. Nordbeutfche, welche das Bun⸗ 
desgebiet verlaffen und fih zehn Jahre 
lang ununterbroden im Auslande auf- 
halten, verlieren dadurch ihre Staats 
angehörigfeit. Die vorbezeichnete Frift 
wird von dem Zeitpunkte des Austritts 
aus dem Bundesgebiete oder, wenn der 
Austretende ſich im Beſitz eines Reiſe⸗ 
papieres oder Heimatsſcheines befindet, 
von dem Zeitpunkte des Ablaufs dieſer 
Papicre an chmet. Sie wird unter⸗ 
brochen die Eintragung in die 
Matrikel eins Bundestonſulats. Ihr 
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Lauf beginnt von neuem mit dem auf die 
Löſchung in der Matrilel folgenden Tage. 

Der ea eingetragene Verluſt der 
Staatdangehörigfeit eriiredit fi zugleich 
auf die Ehefrau und auf diejenigen Kin⸗ 
ber, deren ieide Vertretung dem Aus⸗ 
etretei.en Trait elterlicher Gewalt zufieht, 
* ſich die Ehefrau oder die Finder 
bei dem Wuögetretenen befinden. Aus⸗ 
genommen find Xöchter, bie verheirate: 
jind oder verheiratet geweſen find. 

Für Norddeutfche, welche ſich in einem 
Staate des Auslandes mindeftens fünf 
Jahre ları ng ® ununterbrochen aufhalten und 
in demſe an die Staatsange⸗ 
hörigkeit erwer kann duch Staals⸗ 

die sehnjäßrige Friſt bis auf eine 
fünfjährige vermindert werden, ohne Un- 
terfchied, ob bie Beteiligten ſich im Le— 
[ ER eines Meijepapiered oder Heimats⸗ 
eincd befinden oder nicht. 

"Norbbeutfe, en, welche ihre Staatsan⸗ 
gehörigleit durch gebmiährigen Aufentpait 
im Auslande verloren feine andere 
Staatsangehörigfeit erworben haben, Tann 
die Staatsangehörigkeit im dem früheren 
Heimatsſtaate verliehen werben, aud) ohne 
daß ie ji Fr niederlaffen. 

Norddeutfche, welche ihre Staatsange 
hörigfeit nk ;ehnjährigen Wufenthalt 
im Wu3lande verloren haben und dem- 
nädıjft in dus Gebiet bes Rorbdeutichen 
Bundes zurüd,lehren, erwerben die Staat3- 
angehörigfeit in bemjenigen Bund: s⸗ 
jtaate, in welchem fie ſich niedergelajjen 
haben, durd) eine von ber höheren Ver- 
waltungabehörde auagel ertigte Aufnahme⸗ 
Urkunde, welche Fa achſuchen ihnen er- 
teilt werben muß. 


8 22. Tritt ein Norddeutſcher ohne 
Erlaubnis feiner Negierung in fremde 





Staatsdienſte, fo Tann die Eentralbehörbe 
feines Heimatsſtaates benfelben durch 
Beichluß „jener Staatsangehörigfeit ver⸗ 


luſtig erflären, wenn er einer außdrüd- 


Keen ı Aufforberumg zum Austritte binmen 
— darin beſtimmten Friſt keine Folge 


28. Wenn ein Norddeutſcher mit 
Erlaubnis ſeiner Regierung bei einer 
emden Macht dient, ſo verbleibt ihm 
ine Staatsangehörigkeit. 


— Die Erteilung von Aufnahme 
Ur und in den Faͤllen des $ 15 
Abſatz 1 von Entlajjungs-Urkunden er- 
iolgt Boitenfrei. 

r bie Erteilung von Enttaffungs- 
Ur in anberen ala den im 
Abſatz 1 bezeichneten Fällen "ba 
Stempelabgaben ımb Augjertigun Bgebüf- 
ren zufammen nicht mehr als höchſtens 
ein Thaler erhoben werden. 


25. Für die beim Grlaffe dieſes 
Geſetzes im WUuslande ſich aufhaltenden 
un ehörigen derjenigen Bundesſtaaten, 

deren Gefegen die Stantdangehörig- 
Beit durch einen zehnjährigen oder länge 
ven Wufenthalt im Auslande verloren 
ging, wird der Lauf biejer Frift durch 
dieſes ez nicht unterbrochen. 

Für die Angehörigen der übrigen Bun⸗ 
bedilanten begmnt der Lauf der im $ 21 
Frift mit dem Tage der Wirt- 

ik dieſes Geſetes. 


26. Alle dieſem Geſetze zuwider⸗ 
enden Vorſchriften werden — 


27. Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 
1871 in Kraſt. 














V. 


Wahlgeleh 
für den Deutſchen Reichstag. 


Bom 31. Mai 1869. 





Das Wahlgejeb war urjprünglich gegeben für den Reichsſtag des 
Norbdeutichen Bundes und ift erft durch Die mit den füddeutfchen Staaten 
behufs Konftituierung des Deutſchen Reichs abgefchlofienen Verträge auch 


für Wahlen zum Deutfchen Neichdtage maßgebend geivorden. 


Bufolge 


8 6 des Gefekes vom 25. Juni 1873 gilt das Gele auch für Elſaß⸗ 


Lothringen. 





8 1. Wähler für den deutſchen Neich#- 
tag ift jeder Deutfche, welcher das fünf- 
undzwanzigſte Lebensjahr zurücdgelegt hat, 
Ki ben Bundesſtaate, wo er ſeinen Wohn⸗ 

at. 


82. Für Perſonen des Soldaten⸗ 
ſtandes, des Heeres und der Marine ruht 
die Berechtigung zum Wählen ſolange, 
als dieſelben ſich bei der Fahne befinden. 


83. Von der Berechtigung 
Mählen find ausgeſchloſſen: 

1. Perſonen, melde unter Vormund⸗ 
ſchaft oder Kuratel ftehen; 

2. Verjonen, über deren PVermöd 
Konkurs- und Fallitzuftand gerichtlich 
eröjfnet worden ift und zwar wäh. 
rend der Dauer dieſes Konkurs⸗ oder 

it-Verfahreng; 

8. Perſonen, welche eine Urmenunter- 

gung aus Öffentlihen ober Ge⸗ 








zum 


meinde-Mitteln beziehen, oder im 
Ietten, der Wahl vorhergegangenen 
Jahre bezogen haben; 
4. Berfonen, —*— infolge rechtskraͤf⸗ 
tigen Erlenntniſſes ber Vollgenuß 
der ſtaatsbürgerlichen Rechte entzogen 
iſt, für die Zeit ber Entziehung, ſo⸗ 
fern ſie nicht in dieſe Rechte wieder 
eingeſetzt ſind. 
ſt der Vollgenuß ber ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte wegen politiſcher 
Vergehen oder Verbr 
ſo tritt die Berechtigung zum Wählen 


kannte Strafe vollſtreckt, ober durch 
Begnadigung erlaſſen iſt. 


84. Wählbar zum Abgeordneten iſt 
im ganzen Reiche jeder Deutſche, welcher 
das funfundzwanzigſte jahr zurüd- 
gelegt und einem zum R ice gehörigen 
Staate feit minbeftend einem “Jahre an- 








Wahlgeſeß für den Deutſchen Reichſstag. 88 5 bis 11. 


ehört hat, fofern er nicht durch bie Be- 
immungen in dem 8 3 bon ber Be 
rechtigung zum Wählen ausgeſchloſſen ift. 


8 5. Sin jedem Bundesitaate wird auf 
durchſchni t'ich 100,000 Seelen berje::igen 
—— —— welche ben Wahlen zum 
verfafjungsgebenden Reichdtage zu Grunde 
gelegen hat, ein Abgeordneter gemählt. 

in Ueberihuß von mindeitens 50,000 
Seelen der Geſamtbevölkerung eines 
Bundesjtaates wird vollen 100,000 Seelen 
gleich gerechnet. In einem Bundesftante, 
deſſen Bevölkerung 100,000 Geelen nicht 
erreicht, wird ein Nbgeorbneter gerät 

Demnach beträgt die Bahl ber üb- 

röneten 297 und kommen auf Preußen 

35, Sachſen 23, Heifen 3, Medienburg- 
Schwerin 6, Sacjjen- Weimar 3, Diedien- 
burg-Ötrelig 1 ‚ Oldenburg 3, Sachſen⸗ 
Meiningen 2, Sadjen - Altenburg 1, 
Sadfen-Koburg®otha 2, Anhalt 2, 
Schmwarzburg- Litadt 1, Schwarzburg- 
Sonbershaujen 1, Watde 1, Reuß ältere 
Linie 1, Neuß füngere Linie 1, Schaum- 
burg-Lippe 1, Lippe 1, Lauenbutg 1, 
Lübeck 1, Bremen 1, Hamburg 3. 
Vergl. jebod) Urt. 20 der Reichs⸗Ver⸗ 
fafjung. 

Eine Vermehru 
geo eordnieten infolge 

ung wird durch — 





ber ‚Zahl der Wb- 
eigenben Bevdi⸗ 


jeg beftimmt. 


8 6. Jeder —— Peanäh wird in einem 
bejonberen. Wahlfreije gewäh 
Jeder Wahlkreis wird zum Bert der 
Stimmabgabe in Heinere Bezirke geteilt, 
welche möglichft mit ben Ortögemeinden 
zuſammenfallen follen, fojern nicht bei 
bolfreihen Ortsgemeinden eme Unter- 
ebteung erforderlich wird. 
usſchluß der Erflaven müſſen die 
Wahlfreije, ſowie Die Wahlbezirke räumlich 
abgegrenzt und thunlichſt abgerundet fein. 
n Bundesgeje wird bie Wbgrenzung 
der —5 — — *328 Bis dahin ſind 
bie gegenmwärtigen Wahlkreiſe beizube⸗ 
halten, mit Ausnahme derjenigen, welche 
zur Zeit nicht örtlich abgegrenzt und zu 
einem räumlich zuſammenhängenden Be 
irte ab eruntet jind. Dieje müffen zum 
nädjten allgemeinen Wahlen 
emäß der Vorſchrift des dritten Ubfapes 
gebildet werden. 








didaten, 


861 


87. Ber daB Wahlrecht in einem 
Wahlbezirfe ausüben will, muß in bem- 
elben, ober, im alle eine Gemeinde in 
—* Wahlbezirle geteilt iſt, in einem 
n elben " gut Beit der Wahl jeinen Wohn⸗ 
ip 5 

cher * barf nur an einem Orte wählen. 


8 8. In jebem Bezirke ſind zum Biverle 
der Wahlen Liſten anzu.egen, in weiche bie bie 
gm Wählen Berechtigten nad) gi umb 

ormamen, Ulter, Gewerbe und Wohnort 
en werden. 

eſe Liſten find ſpäteſtens vier Wochen 
vor dem zur Wahl beſtimmten Tage zu 
Iedermarmd Einfiht auszulegen, und iſt 
—— unter Hinweiſung auf die Ein⸗ 
* jefriſt — bekannt zu machen. 
Einſprachen gegen die Liſten ſind binnen 
acht Tagen nach Beginn der Auslegung 
bei der Behörde, welche bie. Belannt- 
machung erlajjen bat, anzubringen und 
innerhalb der nächſten vierzehn Tage zu 
erledigen, worauf bie Liſten geſchloſſen 
werden. Nur diejenigen find zur Teil 
nahme an der Wahl bereditigt, melde 
in die Liften aufgenommen jind. 

Bei einzelnen Neumahlen, welche inner- 
halb eines Jahres nad) der letzten allge 
meinen Wahl jtattfinden, bedarf es einer 
neuen Wufitellung und Auslegung der 
Wahlliſte nicht. 


89 Die aahihend June die 
"8 bed Wahlergebniljes, find 


Die Funktionen der Vorſteher, Beijiger 
und Protolollführer bei ber Wahlhand- 
lung in ben Wahlbezirten und ber Bei- 
fiter bei der Ermittelung des Wahler- 
gebniffes in den Wahlkreiſen jind ein un- 
entgeltlicheg Ehvenamt und können nur 
bon Perſonen ausgeübt werben, welche 
fein unmittelbare Staatsamt beflciden. 


8 10. Das Wahlrecht wird in Perſon 
durch verbedte, in eine Wahlurne nieder- 
ausge Stimmzettel ohne Unterfchrift 











Die Stimmzettel müfjen von weißem 
Papier und bürfen mit feinem äußeren 
zeichen verjehen jein. 


8 11. Die Stimmzettel finb außerhalb 
be3 Wahllofals mit dem Namen des Kan⸗ 
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Stimme geben will, hanbfchriftlih ober 
im Wege E Vervielfältigung zu verjehen. 


8 12. Die Wahl ift direkt. Sie erjolgt 
durch abjolute Stimmenmehrheit aller in 
einem Wahlkreije abgegebenen Stimmen. 
Stellt bei einer Wahl eine abfolute Stim- 
menmehrheit fich nicht heraus, fo ift nur 
unter den zwei Sanbidaten zu wählen, 
welche bie meiften Stimmen erhalten 


"ga Stimmengleichheit entfcheibet das 








8 13. Ueber die Gültigfeit oder Um- 
gültigleit der Wahlzettel entjcheibet mit 
Vorbehalt der Prüfung bed Neichätages 
allein der Vorftand bed. Wahlbezirks nad 
Stimmenmehrheit feiner Mitglieder. 

Vie ungültigen Stimmzettel find zum 
Bivede der Prüfung durch den Reichstag 
dem Wahlprotokoll beizufügen. Die gültig 
befundenen bewahrt der Vorſteher ber 
MWahlhandlung in dem Wahlbezirte fo 
lange verfiegelt, bis ber Neichstag bie 
Wahl definitiv gültig erflärt hat. 

Snbetreff der Beitrufung von Wahl- 

Kticungen vergl. 88 108 und 109 bes 





814. Die allgemeinen Wahlen find E 


im ganzen Bundesgebiete an von 
bem Bunbdesyräfidium beftimniten vu | 
vorzunehmen. 


U 1 


Wahlgeſetz für ben Deutfchen Reichstag. 88 12 bis 18. 


8 15. Der Bundesrat ordnet bes 
Wahlverfahren, fomweit basfelbe nicht durch 
daß gegenwärtige Geſetz feitgeitellt worden 
ift, —— ein einheitliches, für das ganze 

Bundesgebiet gültiges Wahlreglement. 

Dasſelbe kann nur unter Zuſtimmung 

des Reichsſstages abgeändert werben. 


816. Die Koſten für bie Druckformu⸗ 
fare zu den Wahlprotofollen und für bie 
Ermittelung des Wahlergebnijjes in den 
Wahlfreifen werden von ben Bundes⸗ 
ftaaten, alle übrigen Soften bes Wahl- 
verfahren? werden von den Gemeinden 
getragen. 


8 17. Die Wahlberechtigten haben das 
Net, zum Betrieb der den Reichstag be 
treffenden Wahlangelegenheiten Bereine zu 
bilden und in geſchloſſenen Räumen um 
bewaffnet öffentlihe Berfammlungen zu 
veranftalten. 

Die Beitimmungen der Landesgeſetze 
über die Anzeige der Verfammlungen und 
Vereine, ſowie über die Ueberwachung dev 
felben bleiben unberührt. 











818. Das gegemwärtige Geſetz tritt 
bei der eriten nad deifen Verfündigung 

ftattfindenden Neumahl ded Reichstages 
in Kraft. Vom nämlichen Zeitpunkte an 
verlieren alle biaberigen Wahlgeſetze Tür 
ben Reichstag nebft dazu erlaffenen 

Ausführungsgefegen, Serorbnungen und 
| Reglements ihre Gültigkeit. 


VL 


Geſeß 
fiber die Konſulargerichtsbarkeit. 


Bom 10. Juli 1879. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutfcher Raifer, 


König von Preußen ꝛc. 


verordnen im Namen des Reichs, nad eriolgter Zuftimmung 
bes Bundesrates und bes Reichstags, was folgt: 


I. Allgemeine Beftimmungen, 


8 1. Die Konfulargerichtöbarkeit wird 
in ben Ländern ausgeübt, in weichen ihre 
Ausübung durd) Herlommen oder durch 
Staatsvertrag gejtattet ift. 

Der Konſulargerichtsbarkeit find die in 
ben Sfonjulargerichtsbezirfen mohnenden 
oder fid) aufhaltenden Reichsangehörigen 
und Schuggenojjen unterworfen. 





8 2. Die Konfulargerichtsbezirte wer⸗ 
ben von dem Reichskanzler nad Verneh- 
mung bed Ausſchuſſes des Bundesrats 
fir Handel und Verkehr beſtimmt. 





8 3. Inbetreff bes bürgerlichen Rechts 
M anzunehmen, daß in ben Konfular- 
—— die Reichsgeſetze, und das 


ürgerliche Geſetzbuch für das Deutſche 


Neich gelten. 
In V Wasſachen kommt zunächſt das 


in dem Konſulargerichtsbezirke geltende 
Handelsgewohnheitsrecht zur Anwendung. 





8 4. Inbetreff bes Strafrechts iſt an⸗ 
zunehmen, daß in ben Konſulargerichts- 
bezirten dad Strafgeſetzbuch für das 
Deutihe Reich und die jonftigen Straf 
beitimmungen der Reichsgeſetze gelten. 

Die in den Konfulargerichtöbezirfen gel- 
tenden Strafgefehe der Landesregierungen 
bleiben außer Anmenbung, infofern nicht 
buch) Staatöverträge oder Herkommen 
etwas anderes beftimmt ift. 

Der Konſul ift befugt, für feinen Ge 
richtsbezirk oder einen Teil desſelben 
polizeiliche Vorjchriften mit verbindlicher 
Kraft für die feiner Gerichtsbarkeit unter- 
worfenen Perjonen zu erlajjen und die 
Nichtbefolgimg berfelben mit Geldftrafen 
bis zum Betrage von einhundertundfünfzig 
Mark zu bebrofen Dieſe Vorfchriften 
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find fofort in Abſchrift dem Reichskanzler 
mitzuteilen. 

er Reichskanzler iſt befugt, die von 
dem Konſul erlafjenen polizeilichen Vor⸗ 
ſchriften aufzuheben. 

Die Berfündung der polizeilichen Vor⸗ 
ſchriften fowie die Verfündung der Auf- 
hebung derjelben erfolgt in der für konſu⸗ 
lariſche Detamitmadhungen ortsũblichen 
Weiſe, jedenfalls durch Anheftung an die 
Gerichtstafel 





85. Die Konſulargerichtsbarkeit wird 
durch ben Konſul (8 2 des Geſetzes, be- 
treffend bie. Organıfation ber Bundes⸗ 
tonfulate, vom 8. Nobember 1867 — 
Bundes-Gefepbl. ©. 137 —) unb durch 
das Konfulargeridht ausgeübt. 

Der Konful ift zur Ausübung der Ge 
richt3barfeit befugt, wenn er Dazu von 
bem Neichafangler ermächtigt ift. 

Der Reichskanzler Tann neben dem 
Konful, fowie an Stelle besfelben einem 
anderen Beamten die Befugnifie des Kon⸗ 
ful3 bei Wusübung ber Gerichtsbarkeit 
übertragen. 


86. Das Konſulargericht beiteht aus 
dem Konſul als Vorſitzenden und zivei 
Beifigern, injomweit dieſes Gejeg nicht die 
Sugiehung bon vier Beiſitzern vorfchreibt. 

Beiligern fieht ein unbejchrän.tes 
Stimmredt zu. 


87. Der Konful ernennt für bie 
Dauer eines jeden Jahres aus den adjt- 
baren Gericht3eingefejlenen oder in Er- 
mangelung joldher aus jonftigen adıtbaren 
Einwohnern feines Bezirks vier Beijiter 
und mindeſtens zwei Stellvertreter. 


8 8. Die Beeidigung der Beiſitzer erw 
folgt bei ihrer erſten Dienitleiftung in 
offentliher Sitzung. Sie gilt für bie 
Dauer des Geichäftsjahres. Der Bor- 
jigende richtet an die zu Beeidigenden die 
Worte: „Sie ſchwören bei Gott dem Ull- 
mächtigen und Allwiſſenden, die Pflichten 
eine Beifiberd des deutſchen Konjular- 
gerichtö getreulich zu erfüllen und Ihre 
Stimme nad) beitem Wiſſen und Gewifjen 
abzugeben.” 








Die Beifiger Ieiften den Eid, indem | 


jeder einzeln, unter Erhebung der rechten 
Hand, die Worte fpricht: „Ich fchwöre 
ed, jo wahr mir Gott helfe.” Iſt ein 


Beleg über die Konfulargerichtäbarteit. 85 5 bis 11. 


Beiſitzer Mitglied einer Religionsgeſell⸗ 
fchaft, welcher das Geſetz ben Gebrauch 
iſſer Beteuerungd’ormeln an Etelle des 
ides geitattet, jo wird bie Abgabe einer 
Erflärung unter ber Betenerungdjormel 
diefer Neligiondgejellihaft der Eibed- 
leiftung gleich geadjtet. Ueber die Beeidi- 
gung wird ein Protokoll aufgenommen. 


89. Sit die: Buziehung von vier Bei- 
fitern in den Fällen, in welchen jie durch 
dieſes Gefeg vorgejchrieben ift, nicht aus 
führbar, fo genügt die Zuziehung von 
zwei Beiſitzern. 

Iſt in bürgerlichen Rechtsſtreitigleiten 
bie Zuziehung von zwei Beiſitzern nicht 
ausführbar, h tritt an die Stelle des 
Konſulargerichts der Konjul. 

Die Gründe, aus welchen die Yuziehung 
von zivei Beifipern nicht ausführbar war, 
mällen in dem Sitzungsprotokoll bemerkt 
werben. 


8 10. Der Konſul hat die Perſonen 
zu beitimmen, welde die Verrichtungen 
der Gerichtsſchreiber und der Gerichtsvoll⸗ 
ieher (Zuſtellungs- und Vollſtreckungs⸗ 
eamten) auszuüben haben. Sofern bieje 
Perſonen nicht bereit3 den Dienſteid als 
Konjulatsbeamte abgelegt haben, jind fie 
vor ihrem Amtsantritte auf die Erfüllung 
der guet des ihnen übertragenen 
Amtes eidlich zu verpflichten. 

Das Verzeichnis der Gerichtsvollzieher 
ift in ber für konſulariſche Bekannt⸗ 
machungen ort3üblichen Weije, jedenfall3 
durch Anheftung an bie Gerichtätafel be» 
fannt zu machen. 





8 11. Der Konjul bat die Perjonen, 
welche zur Wusübung der Nechtsanivalt- 
ſchaft zuzulajfen jind, zu beitinmen. Die 
Zulaſſung iſt widerruflich. 

Gegen die Verfügung des Konſuls, 
durch welche der Antrag einer Perſon auf 
Zulaſſung zur Ausübung ber Rechtsan⸗ 
waltſchaft abgelehnt oder die Zulaſſung 
zurückgenommen wird, findet Beſchwerde 
an den Reichskanzler ſtatt. 

Das Verzeichnis Der zur Ausuübung der 
Rechtsanwaltſchaft zugelafienen Perſonen 
iſt in der für konſulariſche Bekannt⸗ 
machungen ortsüblichen Weiſe, jedenſalls 
durch Anheftung an die Gerichtstafel be» 
kannt zu machen. | 

















Gejeg über bie Konfulargerichtsbarteit. 55 12 biß 20. 


8 12. Someit dieſes Geſetz nicht ab- 
weichende Vorſchriften enthält, ift für die 
durch dad Geridjtäverfafjungsgeje und 
die Konkursordnung den Amtsgerichten 
gugeviejenen Sadıen der Konful, für die 
en Schöffengerichten, ſowie für die den 
Landgerichten in erjter Inſtanz zuge 
en Sachen das Konjulargeridjt zu⸗ 

änbig. 

Sn den zu der ftreitigen Gerichtsbarkeit 
nicht gehörenden VUngelegenheiten, welche 
in den im 8 3 Wbfag 1 bezeichneten 
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preußischen Zanbesteilen in erjter Inſtanz 
zur BZuftändigfeit der Amtsgerichte oder 
der Landgerichte gehören, ift der Konſul 
zuftändig. 


813. Die Vorſchriften der Titel 13 
bi8 16 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
finden auf die Ausübung der jtreitigen 
Gerichtsbarkeit mit der Maßgabe entipre» 
chende Unmendung, daß die im 8 188 
vorgejehene Friſt zwei Wochen beträgt. 








II. Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und in Konfursfachen. 


8 14. Auf bürgerlicdye Rechtsſtreitig⸗ 
feiten und auf Konkursſachen finden die 
Civilprogehorbnung und die Konkursord⸗ 
nung nebſt ihren Einführungsgefegen, ſo⸗ 
wie die landesgeſetzlichen origpriiten, 
welche für die im $ 3 Abſatz 1 bezeich- 
neten preußifchen Landesteile zur Ausfüh- 
rung jener Reichsgeſetze erlaſſen oder 
neben benjelben in Geltung jind, nad) 
Maßgabe der folgenden Beſtimmungen 
entſprechende Anwendung. 


8 15. Das Verfahren in bürgerlichen 





Nechtöjtreitigleiten vor dem Konſul ſowie 


vor dem Konſulargerichte regelt ſich nad) 
den Beitimmungen der Givilprozeßord- 
nung, über ba3 erfahre. vor den Umts- 
gerichten mit ber —W daß auch 
die Vorſchriften der 88 313 bis 319 der 
ber Civilprozehordnung Unvendung fin- 





8 16. In den vor das Konfulargericht 


gehörenden Sachen nehmen die Veiſitzer 
nur an der münbdlidyen QVerha"hlung jo» 
wie an ben im Laufe oder auf Grund 
berjelben ergehenden Entſcheidungen teil. 


8 17. Die Verrichtungen ber Staats⸗ 
anwaltſchaft werden in Eheſachen im 
Talle des 8 585, fowie in Entmündi⸗ 
gungglachen in den Fällen der „ 607, 
20 Ubf. 4, 624 Abj.3, 626 Abſ. 3 der 
Civilprozeßordnung vom Konjul einer der 
zur Aus ibung der Rechtsauwaltſchaft zu⸗ 
gelaſſenen Perſonen oder in Ermangelung 
ſolcher einem anderen achtbaren Gerichts⸗ 
eingeſeſſenen übertragen. 

Im übrigen findet eine Mitwirkung 
der Staatsanwaltſchaft nicht ſtatt. 


Rechtsbuch. II. 





818. Sn den zur Zuſtändigkeit bes 
Konjuls gehörenden bürgerlichen Nechtz- 
ftreitigfeiten (8 12 Abſ. 1) finden, fojern 
der Wert des Gtreitgegenftandes die 
Summe von dreihundert Dlarf nicht über- 
fteigt, Rechtsmittel nicht ftatt. 

Im Übrigen ift in ben vor bem 
Konful oder dem SKonjulargeridjte ver- 
handelten bürgerlichen Rechtsſtreitigleiten 
jowie in Konkursſachen zur Verhandlung 
und Entſcheidung über die Nechtömittel 
der Beſchwerde und der Berufung das 
Reichsgericht zuftändig. 

Segen bie deidungen bed Reichs⸗ 
gericht3 findet ein weiteres Vlechtsmittel 
nicht ſtatt. 


8 19, Die Vorfchrift bes i 540 Ab» 
fag 5 der Cipilprozeßordnung findet feine 
Anwendung, wenn die angegriffene Ver⸗ 
fügung vom Konſul erlaſſen iſt. 


8 20. Das Rechtsmittel der Berufung 
wird bei dem Konful eingelegt. Die Ein 
legung erfolgt durch Einreichung der Be 
rufungsſchrift. Auf die Einlegung (ben 
die Vorjchrift des 8 74 Abſ. 1 der Cipil⸗ 
prozekordnung feine Anwendung. Der 
Konful hat eine Abſchrift ber Berufungs- 
fchrift der Gegenpartei von Amtswegen 
in Gemäßheit 8 164 der Civilprozeß⸗ 
ordnung zujtellen zu laffen und bie Pro⸗ 
zebalten Dem Berufungsgerichte zu über» 
ſenden. 

Das leptere hat den Termin zur mund⸗ 
fihen Verhandlung von Umtöwegen zu 
beitimmen und den Parteien befannt zu 








en. 
Die Bekanntmachung des Termind er 
folgt an den für die Berufungsinſtanz 
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866 Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit. 88 21 bis 81. 


beitellten und dem NReichögerichte durch 
Vermittelung des Konſuls oder durch die 
Partei jelbit rechtzeitig benannten Prozeß⸗ 
bevollmächtigten oder Zuſtellungsbevoll⸗ 
mädhtigten, in Ermangelung eines ſolchen 
an die Partei ſelbſt. 


Die Friſtbeſtimmungen in den 88 481, 
484 der Livilprogekoronung bemeijen fich 
nad) dem Zeitpunkte ber Bekanntmachung 
des Terming an den Berufungsbellagten. 


III. Verfahren in Straffadhen. 


8 21. Auf Strafjachen finden die Vor- 
ſchriften der Strafprogekordnung und bes 
Ein in derjelben nad) 
Maßgabe der folgen Beitimmungen 
entſprechende Anwendung. 


8 22. Der Konſul übt bie Verrich- 
tungen des Amtsrichters und des Bor- 
ſitzenden der Strafkammer aus. 


23. Auf die Zuziehung der Beifiger 
die Vorſchrift des 8 30 bes 
richtsverfaſſungsgeſetzes entiprechende An- 

wendung. 











8 24. Eine Mitwirfung ber Staats⸗ 
amwaltſchaft findet nicht ftatt. 

Die Zuftellinngen, bie Vollftredung von 
Beichlüffen und Verfügungen fomwie bie 
Strafvollitredung werben burd) ben Kon⸗ 
jul veranlaßt. 


8 25. Soweit nad) der Strafprozeh- 
ordnung die Staatsanwaltſchaft wegen 
einer gerichtlich ftrafbaren Hanblung ein- 
qufchreiten hat, ijt der Konſul hierzu von 

nıtöwegen verpflichtet. Er hat inäbe- 
fondere die ber Staatdammwaltichaft im 
borbereitenden erfahren nbliegenden Er 
mittelungen anzuſtellen. 


1, kune Vormterſuchung findet 
idt ftatt. 


Die Beſtimmungen des 8 126 ber 
Strafprozeßordnung bleiben außer Un- 


un 

Die Feeidigung eines Zeugen im vor⸗ 

bereitenden Verfahren iſt auch aus den im 

8 65 Abſ. 2 der Strafprozeßordnung be⸗ 
zeichneten Gründen zuläffig. 


8 27. An die Stelle ber öffentlichen 
Klage tritt in den Fällen, in welchen nicht 
fofort das Hauptverfahren eröffnet wird, 
die Verfügung des Konfuls über die Ein- 
leitung des Strafverfahrend gegen den 











Beichuldigten. Diefe Verfügung hat bie 
dem Ungejchuldigten zur Laſt gelegte That 
unter Hervorhebung ihrer geſeztzlichen 
Merkmale und des anzumendenden Straf- 
gejebes Ri bezeichnen. 

Der Beſchluß, durch welchen das Haupt» 
verfahren eröffnet wird, hat aud die Be⸗ 
weismittel abzugeben. 





8 28. In der Hauptverhanblung find 
vier Beiliger augupichen, wenn ber Be 
ſchluß über die Eröffnung des Hauptber- 
fahrens ein Verbrechen oder ein Vergeben 
zum Gegenſtande hat, welches weder zur 
BZuftändigfeit der Schöffengerichte, noch zu 
ben in 8 74, 75 bed Gerichtsper- 
Kai ma9geiehe? bezeichneten Sandlungen 
gehört. 





8 29. Ten Umfang ber Beweisaufe 
nahme beitimmt das Gericht, ohne hierbei 
durch Unträge, Berzichte oder frühere Be 
ichlüffe gebunden zu jein. 





:8 80. Sn das Protokoll über bie 
gauptverharshung find die wejentlichen 
rgebriffe der Bernehmungen aufzu- 
nehmer. 





8 31. Iſt die ftrafbare Handlung ein 
hir FI ne Des Neichögerichtö oder 
wurgerichte getorigee Verbrechen, 
ſo hat der Konſul die zur Strafverfolgung 
erforderlichen Sicherheitsmaßregeln zu 
treffen, ſowie bie Unterſuchungshand⸗ 
lungen, in Anſehung deren Gefahr im 
Verzug obwaltet oder die Vorausſetzungen 
bes $ 65 Abſ. 2 der Strafprozeßordnung 
vorliegen, vorzunehmen ımb demnächſt bie 
Alten der Staatsanmwaltichaft bei dem zum 
jtändigen Gerichte des Inlands, im alle 
des 8 9 bj. 1- 2 der Gtrafprozeh- 
ordnung dem Ober⸗Reichſsanwalt zu über 
jenden. 





w 


Geſetz über die Stonfulargerichtäbarfeit, 88 32 His 48, 


8 32. Sn ben Fällen der 88 45, 449 
ber Strafprozekordnung beträgt die Friſt 
zwei Wochen. 





833. Gegen bie in Strafſachen wegen 
Uebertretimgen erlaſſenen Entſcheidungen 
find Rechtsmittel nicht zuläjfig. 





8 34. Sn anderen Strafſachen findet 
gegen die Urteile des SKonfulargericht3 
das Rechtsmittel der Berufung ftatt. 





8 85. Ueber Beichwerben gegen Ent- 
Tcheidungen des Konſuls entidheidet das 
Konfulargeriäht. Die Beltimmung des 

23 Abſ. 1 der Gtrafprozeßorbnung 
indet hierbei feine Unmendung. 

Sn den Fällen des 8 353 der Straf 
progeßordnung ift der Konful zur Ab⸗ 
änderung feiner durch Beſchwerde ange 
fochtenen Entſcheidung befugt. 





8 36. Zur Verhandlung und Entjchei- 
dung über das Rechtsmittel der Be- 
ſchwerde gegen bie Entſcheidungen des 
Konſulargerichts ſowie über das Rechts⸗ 
mittel der Berufung iſt das Reichsgericht 
zuſtändig. 

Gegen bie Entſcheidungen des Neid)s- 
gerichts findet ein weiteres Nechtömittel 
nicht ſtatt. 





8 37. Inden Füllen ber 88 353, 365 
358, 360 ber Strafprozeßordnung beträgt 
die Friſt zwei Wochen. 


:8 88. Die Frift zur Anfechtung einer 
Entſcheidung beginnt für den Nebeufläger 
im alle bes 8 439 ber Strafprogekord- 
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uunß mit der Belanntmachung ber Ent⸗ 
ſcheidung an ben Beſchuldigten. 





8 39. Der Konful kann Beugen und 
Sahhverftändige, welche zur Rechtfertigung 
der Berufung benannt find, vernehmen 
und beeidigen, wenn die Vorausſetzungen 
des 8 65 -Abfap 2 der Strafprozeßord⸗ 
nung vorliegen. Die Protokolle über biefe 


Vernehmungen find demnächſt bem Ober- 


Reichsanwalt zu überfenden. Die Bor 
ſchriften ber 88 223, 250 Ubjag 2 ber 
Strafprozeßordnung finden entjprechende 
Amwendung. 


8 40. Der Angeklagte kann in ber 
Hauptverhandlung vor dem Berufung 
gericht erjcheinen oder ſich durch einen mit 
Ihriftlicher Vollmacht verjehenen Ber- 
teidiger vertreten laſſen. 

Der nicht auf freiem Fuße befinbliche 
Angeklagte hat feinen Anſpruch auf An⸗ 
weſenheit. 

Inſoweit ber Angeklagte bie Berufung 
eingelegt Hat, ift über biejelbe auch dann 
zu verhandeln, wem weder ber Unge 
Hagte noch ein Vertreter desſelben er- 
ſchienen ift. 

Im übrigen finden die im dritten YUb- 
ſchnitt des dritten Buchs der Stuajprogehe 
ordnung gegebenen Borfchriften An⸗ 
wendung. 


8 41. Die Wiederaufnahme eines durch 
rechtöfräftiged Urteil geichloffenen Ver⸗ 
fahrens kann von Amtswegen erfolgen. 


8 42, In Straffadyen, in welchen der 
Konsul ober das Konfulargericht in erfier 
Inſtanz erkannt hat, jteht das Begnadi- 
gungsrecht bem Kaiſer zu. 











IV. Verfahren in den Angelegenheiten, welche zu der ftreitigen 
Gerichtsbarkeit nicht gehören, 


8 43. In ben durch 8 12 bj. 2 der 
Zuſtändigleit des Konſuls zugewieſenen 
Angelegenheiten beſtimmt ſich das Ver⸗ 
fahren nach den für die im $ 3 Abſatz 1 
bezeichneten preußischen Landesteile gel» 
tenden Vorſchriften, inſoweit diefe or» 


niffe vorausſetzen, welche in ben Konſular⸗ 
bezirlen fehlen. 

Für die Verhandlung und Entſcheidung 
über die nad) Maßgabe der bezeichneten 
Vorjchriften gegen die Entſcheidungen des 
Konſuls zuläjlıgen Rechtsmittel iſt das 


ſchriſten nicht Einrichtungen und Verhält- Reichsgericht zuſtändig. 


55° 


868 


Geſetz über die Konfulargerichtsbarleit. 85 44 bis 51. 


V. Schlußbeſtimmungen. 


8 44. In den Rechtsſachen, auf welche 
die Civilprozeßordnung, die Strafprozeß⸗ 
ordnung oder die Konkursordnung An⸗ 
wendung findet, gelten das Gerichts⸗ 
koſten eich und die Gebührenordnungen 
für Gericht8vollzieher, für Zeugen und 
Sachverſtändige, ſowie für Rechtsanwälte. 
Fi den Ungelegenheiten, welche zu ber 

eitigen Gerichtsbarkeit nicht gehören, 
jind in betreff des Gebührenmwejens, fo- 
meit reichsgeſ Me Vorſchriften nicht be- 
ſtehen, die Beſtimmungen der in den im 
- 83 Ubf. 1 bezeichneten preußiſchen Landes⸗ 
tei'en geltenden Landesgeſetze maßgebend. 

Soweit die Gebühren der Rechtsanwälte 
durch Ortsgebrauch geregelt find, kommt 
biefer zunächſt zur Anwendung. 





8 45. Die Einrückung einer öffent⸗ 
lichen Bekanntmachung in den Reichs⸗ 
Anzeiger iſt nicht erforderlich. 





8 46. Geldſtrafen fließen zur Reichs⸗ 
kaſſe. 





47 Neue Geſetze erlangen, ſoweit 
nicht reichsgeſetzlich etwas anderes be» 
ſtimmt wird, in den Konſulargerichtsbe⸗ 
zirfen nad) Ablauf von vier Monaten, 
von dem Tage geredjnet, an weldjem das 
betreffende Stüd des Neid)3-Gejepblatts 
oder der preußifchen Geſetzſammlung in 


Berlin auögegeben worden ift, verbindliche 
Kraft. 





8 48. Dieſes Gejeg tritt für alle 
Konfulargerichtäbezirke gleichzeitig mit bem 
©erichtöverfafjungsgejeg in Kraft. Weit 
demjelben Zeitpunkte werben bie Beſtim⸗ 
mungen der ss 22 5:3 24 des Konfular- 

eſetzes vom 3. November 1867 (Bunbes- 

jegblatt ©. 137) und die Zuſatzbeſtim⸗ 
mung des 8 3 des Geſetzes vom 22. April 
1871 (Bundes-Bejepblatt S. 87) aujge 

oben. 





8 49, Die MilitärgerichtSsarfeit wird 
durch dieſes Geſetz nidyt berührt. 


8 50. Someit die am Tage bed In- 
frafttretend des Geſetzes anhängigen 
Rechts achen nach Den b,öherigen Geepen 
u erledigen find, tritt an bie Gtelle des 

ellationsgerichtö in Etettin das Reichs⸗ 
gericht. Die an dem bezeidjneten Tage bei 
dem Apellationsgericht zu Stettin an- 
hängigen Sachen gehen in ber prozeſſuali⸗ 
ſchen age, in weldjer fie ſich bejinden, 
auf dag Reichsgericht über. Auf die Ent- 
jheidungen des Reichsgerichts findet Die 
Beitimmung bes $ 18 Wbfag 3 und des 
8 36 Ubfa 2 Anwendung. 


8 51. Der Reichskanzler hat die zur 
Ausführung des Geſetzes eriorderlichen 
Unorönungen zu erlaſſen. 
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Bemerkungen: ‚Die tn Mlammeru geſetzten Zahlen bezeichnen die Paragraphen des Bürgerfihen Geſeg buches 
I bebentet den erften, II den zweiten Band des Rechtsbuches, F' bedeutet Formularbuch uud 
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I 665, 523, 524, 554, 567 
der Fragen an bie Ge 


füworenn . . . 11669, 671 
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des Eid ...... I 546| (1287, 1241)... . 1251 
Widerruf der — . . 1546| bei —— bes Auf⸗ 
von Wechſeln... 1678, 688 .. 1127 








—8 Erbſchaftsätauſs 


der Mängel (478, 485, 
545 


...10l, 92, 103 
der Erben 1884) . 1854 
Unterlafjen ber 


5 
8 


be 


—*55 — ren 
Apothelen, Inventar der II 592 
Errichtung u. Verlegung 

DN—... 200. 
arbeiter, gewerbliche .. 


Schutz der —.. .H 28, 67 
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icherung . 11 180, 199 
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bei der Zwangsverſteige⸗ 
rung eines Grundſtücks II 783 
einer Perfon. . . 11385, 886 
des Berfahrens . 11379, 832, 
520.21, 568 
der Beeidigung. . U 637, 539 


der Verhandlung . IL 489, 649, 
659, 660/61, 662, 663, 665, 
509) 1 


der Vollſtreckung. II 676, 538 
des Endurteil3 . . II498, 502 
der Urteilsverkündigung II 666 


2 | Ausionderung, aus der 


Kontursmafie . . II 784, 739 
Ausipielgeihäft (763) . 1145 


gwecke der KBmwangs- 


veriteigerung . . . . II 769 
8. 
Bädereigewerbe . . ‚138% 
Banlfen ne 1584 
Banterstt . . 1 763/64 IL 393 
betrügeriihder . . . . 1763/64 
einfacher. . . [ 764 

a auf ben Bwange, 


Banfheihäkt, Binfeszinf. 

bei denjelben (248) . 
Banknoten ‚Sälfchung 11377, Tu 
Bannredite, Aufhebung II 20/21 
Ablöfung de ...DI 31 
Bau-Samungstranfen- 

tolle... . . . 11 173 
Baufrantentlafien ‚oO 89, 140 
Bäume, Rechtäverhältniffe 

bezüglich berjelben bet 

(007 arunbRüten 


3 
Belek N) oderjefben (923) I 186 


0 en allderſicherungs⸗ 
DQ 271 


a ernehmier. An⸗ 
ſpruch derſelben auf 
Hypothek (648) . . . . I122 
Bauvertrag(Yyormular) . F 142 
Bauwerte, Befäbigung F 


Ausſteuer, und Ausſtat⸗ von — 397 
tung (1620ff) . 4) Herftellung von — II 400 
Austritt, aus ber Drtd« Beamte... .... IL 449 
frantentafle . . . . . I 121| öffentlihe — als Sach⸗ 
aus den Innungen . H 49/50 | verftändige . . 1538 639:40 
Ausübung, der Gewerbe⸗ als Zeugen . „ U 537, 637 
befugnifie -. -. - - . . I Gerichtsſtand im Aus: 
der Heilkunde II 20, 84| lande lebender — II 631, 493 
Auswanderung . IT404 | Ebitionseid von — . . 1543 
Verleitung zur — D 376 | Pfändung des Dienftein« 


bon Offizieren, Aerzten 

d. Beurlaubtenftandes, 

Neferviften u. |. w. . . DI 694 
AYuswanderungserpe- 

dienten, Streitigleiten 

ber — mit Neifenden II468 
Auswanderungsunter- 

nehmer . . 2.2... HD 20 
Ausweifung, von Auss 

ländern . . II861, 394, 405 
Auswerfen, von Sachen LI 406 
Auszahlung d. Konkurs⸗ 

gläubiger . ..... 
der Bevorrechtigten 1753 
von Nenn . .... 
Auszug (197, 1078) 1a 218 
aus den Alten. . 11527, 585 
aus Urteilen. . . 1529, 667 
aus dem Steuerbuch zum 


der Maffegläubiger 1758/54, 756 
1194 


kommens, der Penſion 


oder der Kleidung 
von — . 1 592, 597/98 
Berbaftung von — . . II 606 
Zuſtellung an — für 
Behörden. . . . . . U 513 
Begriff im Sinne bes 
Strafgefebe8 . . . . - II 403 
Wiederftand gegen — . 11372 
Teilnahme don — an 
unerlaubten Verbin⸗ 


dungen w |. w. 11374, 375 


Dienfteid . . - . . 11377778 
Unudt . . „oo. . .I3880 
Beleidigung von —U 382, Fr 
Thätlichleit g —E —.. 
Berbrechen 


von — im —* 400,408 
des auswärtigen Amtes IL 402 
als Semeinihyuldner . . 1747 





Beamte, Wahl von — 
zum Neichdtag . . 1834 
Klndigung der Woh- 
nung bei Berfegun (570)1 1086 
Abtretung von Gehalts⸗ 
aniprfihen (411). . . I 79 
Erlaubnie zur 
ſchließung (1315) . 1262 
zur Uebernahme der Bor- 
mundſchaft (1784, 1), 


Haftung bei Amtshand- 
lungen (839, N . 1166 
Mebertragung ihrer 
bakt3anjprüche — I 78 
erjährung ihrer Se 
haltsanſprüche (197) . I 41 
Bennitandung von Waren 1588 
Beantwortung der Klage II 524 
Bearbeitung ala Eigen- 


341, 358 


tumserwerb (950) . . 1197 
Benuftragte der Gewerbe⸗ 
treibenden . .... 66 


Beauftragter od. erfuchter Richter 
II 496, 514, 518, 526, 527, 
632, 540/41 
Beſchwerde gegen den — 
II 560, 676 
Veweisaufnatme durch 
den — . „ . I1585/36, 678 
Bernehmung der Partel 
durh den — . . 
Bernehmung bon Beug en 
jur —— *8* ı 660 


Bedingun (158 ff.) . 83 
bei Yuflaffung (925) . 1 187 
bei Aufrechnung (888) . I 75 


bei letztwilligen Ver—⸗ 
„gungen (2074 ff.) . 
bei der Erbſchafisan⸗ 
nahme (1947).... I864 
Bedingte Forderungen, i 


I 883 


Aufrehnung.. . . . . 740 
Endurtell . 2... 547 
Swiichenurtel . . . . II547 
Beduͤrftigkeit d. Schenfers 

(519, 528, 529) I 97, 98, 99 
Bedhrfnlsfenge,Brlfung 

der — bei Erteilung 

von Konzeifionen . II a 


Ausführ. Befimmungen IT 21 
Beribigung b , Derbi 


ber 


der Shdffen . .. . . I 471 
der Zeugen II 539/40, 687, 673 


der Handelsmäkler . 1128 
bes Dolmetiherd . . . 1487 
in Entmändigin 

ſachen . . . — 574 


8Befangenh 


Sachregiſter. 


Beeidigung im ſchieds⸗ 
richterlichen Verfahren II 621 
Verzicht auf — UI 539, 5642, 573 

Beendigung ber forte 

eſetzten an 
—* (1492 fi. . 1291 

9 anne Nieß⸗ 
brauchs⸗⸗ und Verwal⸗ 
tungsrechtes (1418 ff). 1283 

ber väterlihen Ber» 

— — 1817 
ir ormunb 


82 ff.) 
Ar Rachlaptonkurfed 
(1994) 1871 
Beerdigungstoften (844, 
1615, 1718, 1968) 
1167, 311, 326, 368 
Befähigung zum Se 
jhworenenamt. . . +-I1476 
zum Hanbdelärihteer . . [1479 
zum NRichteramt . . 465 
zum Scöffenamt . II 469, 471 
* Mitgliedſchaft beim 
Reichsgericht. - . » 11 
zur Staatdantaltfchaft . IT483 
Befaͤhigungsnachweis, 
für Aerzte u. Apotheker II *ᷣ/ 
für —— ... 
eſchiffer .. 'ır 26 
bei Innungen . . 
t, ing 
wegen — 
Mitwirkung eines wegen 
— abgelehnten Richters 
als Revifionsgrund II 557, 680 
Beförderung, Streitig- 
feiten wegen — ber 
Reiſenden ‚UI 467/88, 579 
Befreite Vormundſchaft 


33 —R en 
egſcha ... 
Teftamentövollfiredung 


(2220) 2020. 
Befreiung von ber Ehe 
mündigfeit (1808) . . 1261 
vom Aufgebot (1816) I 262 
bei der Adoption (1745) 1381 
won ber gefeglichen Wartes 
zeit bei Wiederverhei⸗ 
ratungeiner$rau(1318) 1262 
vom Ehehindernis des 
Ehebruchs (1312) . 1262 
(1822, 1328) . 
v. d. Seranfenverficherung IT 116 
von ber Kranlenverſiche⸗ 


ft 
und Gebühren . II 505/6, 717 
von ber Sicher heits⸗ 


lei 
von den Heftpfliht. . . 16 


1268, 264 |. 


Befreundete Staaten, 
a ige dandlungen 


. 0 0680708 7 0 0 08 vv —e 


zum a der 


einem Vergleichsvor· 
ſchlag .. I 
ftrafbaore — . .... 
des Kommiſſionärs . . 
des Spebiteurg . 
des Verfradterd . . 
Befugnis zum Gewerbe: 
betrieb II 20/21 
zur Nieberlegung der 
Wechſelſumme anftatt 
Sicherheit 
zum Nuöftreihen von 
Indofjamenten. . . . 16883 


1878/79 


— Beginn, d. Verjähr. (198) 1 I 4 


ber Nechtsfähigfeit 
der Sriften. 11517, dien, s8 
der Bmangs3vollitredg. II 583/84 
Beglaubigung, v. Ur und, II 819 
eh Willenserklaͤrung 


1) 


der Vollmacht oder einer 
Xridatrrtund⸗ ...IISOI 
bes Handzeichens. II 549, 545 
ber Einträge in das 
Urbeitsbuh . . . . . II 66 
des Lehrlingszeugnifles II 78 
Vezugdigungereqht. des 
aiſers. 2200. I 
Begründung, ber Beru- 
fung in Patentfadden . II 315 
Begünitiger, ftrafbarer 
Handlgn. Gerichtsſtand TI 630 
Beichlagnahme von Mit- 
teilungen des . . . II 642 
Durchſuchung der Be 
icpteibfiche Ser x 
nichtei neh⸗ 
mung als Beuge. . . 11 687 
Berjhen gegen — . . 11638 
—— tigung, Buftändig- 
Gerichts II 468/69,474 
Strafen fiir — 11 388,389, 390 
einzelner &fäubiger, Ans 
fechtbartfeit I 
beim Zwangsvergleich . 
Strafbarkeit der — ein- 
zelner Gläubiger . . 1763/64 
Begutachtung, Anorb- 
nung einee — H 492,509,526 
ihriftlide . ‚u 542, 640 


vı 
Behälteifie,-Durchfuchung 


—& Tr 
di 
Bedingung, d. Wehe 
— ugen, chaiſatte 
Dan 507, 5 k ‚2,526, ‚527,534 
rden, tliche, 
Ebditionseib dee — . „0538 
Gerichtäftanb ber . 1494 
Urkunden über U 
nungen von — . . . D543 
Borlegung von Ulten ob. 
Urkunden durch — II 544 
Bufelung an — 11513, 518 
en bie Konkurseröff- 


nung mitzuteilen it . 1747 
Borlegung des Tages 
Buch > ndelsmã 


di Beglaubig. dd. die — 1528 
‚ Widerftand gegen Be 
fehle u. Anordn. d. — II 372 
Unterlafjung ber Uns 
zeige v. Verbrech. 6.d.— II 375 
Eidesleiſtung vor — II 577, 578 
Faiſche Unzeige bei — 11879 
Ueberweifung an bie 
Landespolizei — . II405 
suftändige, in Streit- 
ſachen der Armenver⸗ 
ee * ae 
nterftüßungsmwohnfi 
Beiſchlaf — 847, 1300 
[Berlobte], 1717 [meh» 
rere]) 1164,167, 260,826, II468 


mit Blutöverwondten . 1380 
mit Willenlojen.. . . . 11330 
mit Gewalt. .. . 211380 
buch Betrug. . .. . II 881 
mit Mäbchen unter 16 
Sahren oo 8 ee 8 8 vv oo I 
Unf —* aus 


außerehelichen — Wii 467/68 
Beifeiteichaffen, von Ur 

funden, Ulten ꝛc. . 1875 

. 1875 


gepfänbeter Saden . 
von Bermögenzitüden 
11 393, 394. 1764 
II 294 


— — .. 
Belltand . ..... . 
der Mutter (1687 ff) . 
bes Beichulpigten. . II 648/49, 
650, 688 
der Bartet . U 508, 510 
ala usfätiehungs- 
geund ...... II 496, 497 
Klagen des — wegen 
een u. Auslagen II495 
Beiträge, ber Arbeitgeber 
rbeitne 


ur 
—— n. Wited- 
“erfigerung . . II101, 102 
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Beiträge, ber Geſe euiaf, 
ter (705, 718). 87, 1 
zum ehelichen Aufwand 
(1427, 1441) . 1284, 286 


vu Krantentaffe ...UU 8 
ftattung . - » . . I 195 
zu den Immungen, bezügl. 


zu den Verbänden 

LU 44, 49, 65, 50, 51, 52, 59 
zur Indal. u. At.-Ber- 
fih., Höhe ber]. Ausi, 195,199 


Entrihtun 
I? 106 196, 197/98, 199 


jegung der — II 181, 195 

inzieJung der — . , 1198 
zur Arbeit.⸗Krank.⸗ Ver⸗ 
ſicherung DI 188 
— Unfallerfigerung 


— gegen 
—XRX 


Beitragsjnht . . . - . 180 
Beitragsperioden. . IT 180/81 
Beitragszelt . . . . - I 180 
Beitreibung, gepfändeter 
Geldforderungen . . . 
ber Koſten ber Zwangs⸗ 
vollftredung . . . - - u 
ven Beiträgen zu den 
Sunungslaflen. . . 1 
gu ber Verbandskaſſen ũ 51, 52 
Rucſtände und Stra⸗ 
fen bei d. Invaliditäts⸗ 
und Altersverſicherung II 208 
Beitritt, der Nebeninter: 
venienten 
infolge ber Streitver- 


o 
&D 
& 


Mndigung . .... 5 
jur Privatflage. . . . 11686 
zu den Innungen . I 42, 49,59 


zur Wrbeiter « Rranfen- 

Verſich neben. PT 16, 140 
„eng een Be 
IN vuu⸗ II 150 


Bern tm dung öffent. 
b.Aufgebot. IT611,612, 617, 618 
bei Entmündigungen . . 1575 
b. Zuftellg. II 515, 516, 28 
der Berfteigerung . . .„ II 593 
der2adbung. . . . . „ D645 
bes Termin zur Haupts 
verhandlung.. . . . . 
ber nen. he, a 


Deffentt. 

ſprechung b. ben 

nahme des Verfahrens II 685 
öffentl., im Konk.⸗Verf. 

Yorm u, Wirkung der — I747 
des allgem. Beräuße- 

rungöverbot3 . . 1746 
der Eröffnung bes Kont. 

u. der Unmeldefrift. . 1747 


II 244 


Belanntmahung, über 
Berteilungen . 1751, 758154 
des Vergleichätermind . I 754 
der Aufhebung des Ber- 


fahren . 1752/53, 755 
der Einftellung “2... 1757 
der Biebernufnahme - 1756 


Leiftungen an den Ge⸗ 

meinſchuldner vor oder 

nach der — der Kon⸗ 

kurseroffnung..1734 
bon Urteilen . . . 11658, 657 
ybreiben von — . . . 11648 

benbficht. Errichtg. 

—S Anlagen 23, 25 
Verpflichtung zur Auf⸗ 

nahme d. — v. Behörd. IT 411 
in Patentjachden IT 312/13, 314 
ber Berurteilg. i. Straf- 

verfabr. weg. Bat.-Berl. II 316 
von Staatsgeheimniſſ. 2c. II 369 
Bellngter, Berjäumnis 

DE --. 22202. I 532 
Belaftung, dinglihe . . IT 494 
Belegene Sache, Gerichts⸗ 

ſtand der — . . . 494/95 


588 | Belehrung, üb. d. Recht 


zur Verweigerung des 
Beugnifies . 11538, 636, 637 
der Geichworenen durch 
den Borligenden LI 670, 671 
Nachdruck von Bor 
trägen zur — . 11519 
Beleidigung, Brivatkfage 
wegen — —— — F 45 
von Kaifer, Landesherrn II 369 
von Bundesfürften. . . II 370 
bes Bunbesrats, b.Reiche- 
tags u. der Mitglieder 
desſelben fomwie ber Be 
Örden od. Beamten b. 
11 1:1) ER u 
von fremdenLandesherren II 371 
bon Gefandten . . . . I 371 
bon anderen Berjon. II 831 188 
von Behörden . . . u 883 
dffentlide — . . . . - 
verleumderiſche — 
wechfeljeitige — .. 
Durch Verbreitung vn 


Schriften...» .. . 
Geldbuße Me — . 11 382 
Privatflage wegen — . II 686 
Sühßneverjudh bei . . 11 687 
Widerklage wegen — „U 

Benachrichtigung, von b. 

Ceſſion (409, 411). I78, 79 


son Pfandverkauf (1241) 1251 
von ber Schuldüber⸗ 


nahme J .... 181 
bon der Kwangsver⸗ 
fteigerung (1166) 1240 


Bencflrialerbe, Bone. 
gegen den — . 

Benennung, d. Beugen u. 
Cadyverftändigen . . . IL 53 
des Autors... ... II 500 
Berechnung, d. Strafzeit II 358 
der Friſten . I1 517/18 


des Gtreitwerte® . . II 492/93 
des Sewinnanteild . 1533, 545 
559, 561, 576 
der Renten bei dem In⸗ 
validitãts⸗ u. Altersver⸗ 
ſicherungsgeſetz... . HI 98 
Berehtigungsausweis 
I 193, 258 

Bereiherung, ungerect- 
fert. (323,327, 1822 ff, 
951, 977, 1455) 165, 66, 346, 


197, 200, 287 
Gejamtgut (1539) . . 1297 
bei der Errungenfcafts- 
„gemeinihaft 2021). . 1375 
der Erbichaftäffage 
her Maſſe . . 734, 738 
Bereiherungstiage . . 1686 
Bergelohgn . ..... 1645 
Bergwerle ......... II 240 
BrandftiftunG . . . . I 397 
Gefährdung eines — . TI 399 
Gewerbe- Ordnung feine 
Unmwendung auf — . . II20 


Urbeiter in — . . ‚u 

Beriht über den Ber- 

mögenäftand I 561, 562, 563, 

571 

des Konkursverwalters I 744 
in ber @öläubtgerverfamm- 


d. —— —— II 790 
de3 Spruchs der Ge 
ihworenen ..... 
Berlin, Sit d. Bunbes- 
amts für Dad Heimats- 
wein . - 2 2 2020. II 851 
Sig des Patentamt3 II 311/12 
Berner Gonvention . . II 306 
Berufögenoffenfejaften 191,243 


Berufung - . II 257, 292 
Anjchliegung an die — II554 
auf den geleiiteten Eid . IL540, 

542, 638, 640 
Einlegung ber — . TI 558/54 
in Civilprozeifen II478, 480 
Verfahren auf die — 1167879 


me der — . 11553 
urücknahme der — .II553 
gegen Schöffenurtelle . 15.677 


4 Beſchluß, Knoebnung d. 


Sachregifter. 


888 
en. u 200/701 

nen Entideibung des 
Patentamtes . 1815 
d. Glaubigerverſammlung 1745 
einer Generalverſammlg. 1547, 
549, 550/51, —— 559, 
560'61, 564, 570 

in Streitfachen d. Srmen 

"verbände an d. Bundes- 

amt für das Heimat. 


mejen 

zum Erben (1948, 1951) 1364 
der Berfammlungen bes 

Vereins (36 ff.) I 14 
und Berufungsrechtferti- 

gungsfchrift (Formular) F 117 
Berufungsfrik . II558, 554 
Berufungsgründe, zur 

Erbſchaft (1949, 1951) 1364 
Berufungsinftanz, Ar⸗ 

menredjt für die — 
often er — . .. .» 
Berufungsihrift IL554, 556 
derhäftiaung, Berichtö- 

jtand bes Ortes der — II 494 
bon Unterfiuchungäge- 

fangenen 
bon Kindern unter 12 

Sabren, jungen Leuten 


. IL 506 
II 503 


von 14—16 Jahren, 

Wöchnerinnen in Fab⸗ 

rien. 2 20220. II 78 
Beideld -. ...... II 293 


Beſcheinigung, 6. ſtatt⸗ 

gehabten Sühnetermin II 687 
ber Benachrichtigung . . 1682 
Beihimpfung,v. dobeiter 

zeihen ....... 1371, 375 
religiöfer Einrichtungen II 879 
bon Gräben. . . 11379 
Berftorbener . . . . . 11382 
Beihlagnahmme . . 11413, 641 
v. Grundftüden (1121 ff.) 1235 
bon Sorberungen (392) I 76 
des Srunditüdd . . . I 774 
bes Bermögens II 869, 376,696 
und Durdhfudhung. . . II 641 


Arreſts durch — . 11607 
Berfündung vom — II 508, 532 
üb. Erhebung der Klage II 658 
üb. vorläufige Einftellung 

des Verfahrens . II 657, 658 
über Eröffnung d. Haupt- 

verfahrens . II 657, 658, 659, 

662, 665, 670 
über Ausſegung d. Haupts 
verhandlung 


vo 


„| Plain, über Unzuftäns 

digkeit des Gerichts . . II 666 
Verwerfung b. Berufung II 678 
besgleichen der Reviſion II 681 


> ... 1 746/47 
üb. Berufung d. Gläu- 
bigerverfammlung . 1745 


über den Zwangsvergleich I 755 
über Wiederaufnahme des 
Verfahrens . . . . . 1756 
ein — de3 Bläubigeraus- 
ſchuſſes 744, 7149 
ber Släubigerverfamm- 
ung  I745, 749, 750, 758 
Beichräntte Saffung, des 
Erben (1975 ff.) . . . 1369 
Beſchraͤnkte perföntiche 
Dienitgurteiten (1090f7.) 1220 
Beichränlung, der Ver⸗ 
tragöfreiheit zum Zwecke 
d. Abänderung von Bes 
fimmungen des Kran⸗ 
kenverſicherungsgeſ. II 143,144 
der PBrofura . ... . 1513 


Be en ® 


Beſchwerde 
in Aingelegenei 
freiwi en 


804 ff. 
in Sachen ber freiwi will. 
Gerichtsbarkeit . U 800 
gegen „Strafoerfügungen 
auf Grund des Kra— 
fenberficherungägefepes” II 148 
in Zwangsverſteigerungs⸗ 
fachen eines Grunbftüds II 785 
Einlegung der — . . . 1559 
in Civilprozeſſen M473, 480, 
481, 490, 560 
in Strafſachen 11490, 472, 43, 
47 7, 480 
ſofortige — 11638, 685, 640, 
‚654, 657, 658, 666, 
677, 678, 685, 692, 698, 
699, 700, 560, 


Beihwerdenift . 
Veſchwerdeſuhrer EI 
Beihmerdefärift, (For- ru 
Seh. auf auf - _ (495) I 93 
B 84 1173 
a bes — —5 1172 

lol). >22 2.180, 206 
Eigenbeſitz (872) 4 


Webertragung d. mittels 
baren — (872) . 


enwart 
ung . 1 641 
11 295 
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Beſitz⸗Schutz ber & 
— (1029) - 1211 
des Mannes am einge- 
brachten Gut (13738) . 1278 
erwerb an Frücht. (955 ff. )1I198 
Unrehnung der Beit 
des — (221) 


I 44 
Befitlinge . ‚U 494/95, 536 
Beflerungsanitalt, Unter 
bring.i.e.(1666,1888)1319,348 
Beiallung, bes Bormunbs 
179) ..... . . 1842 
des Konkursverwalters II 744 
Beitätinung, nichtiger 
Nechtögeichäfte (141,144) I 30 
nichtigecr Ehen (1325, 
1337)...» . 1264, 265 
ber Todesurteile . D 697 
des Bmangsvergleihd® . I 755 
Beite ung, ber Prokuriften 
518, 588, 539, 541 
d. Bormunbs (1789, 1790) I 842 
Beitialität . .... . II 38 
Beitimmung, d. Leiftungs- 
gegenftandes durch einen 
der Kontrahenten (815) I 6 
durch ein. Dritten (317 ff.) I 68 
des Berfteigerungsterming 
bei der Bmangsverftei- 
gerung dv. Grundftüden II 776 
Beitreiten, von Konkurs⸗ 
forderungen . 1750, 751, 758 
Beteiligte,beid. gwangs⸗ 
verſteig. u. Zwangsver⸗ 
waltung v. Örunditden U 772 
Beteiligung, Dritter am 
Nechtsftreit . II 499 /500. 508 
des Verlegten am Straf. 
verfahren . . . . II 686/89 
Betriebsanmeldung . . II 251 
Betried3-Benmte . . . II 240 
Betriebs⸗ Gabrih⸗Kran⸗ 
kenkafſen . II 89, 137, 170 
Betriebsunternehmer 
11 199, 228, 244 
Betriebsverändernngen II 252 
Betrug. . . II390, 468, 474 
Betteln . . . IL 386,390, 405 
Beurfundung,d.Stiftg.(81)I 18 
von Verträgen (152,154) 131,32 
des Antrag auf Ehe- 
Tichteitöerklärung (1730) 1329 
falie ...... II 391/92 
* ollmächtigte, Untreue 
der —....... I 391 
im Handelöwejen I484/85,514 
des Gemeinſchuldners 1746 
zum Bundesrath . ‚u 832/33 
Bevollmächtigter, Pro⸗ 
furoindoffament ... 1677 
Abgabe von Wechieler- 
Märıngen ohne Vollmacht I 688 


Sachregiſter. 


Bevorrechtigte Konkurs⸗ 

@ forderungen I 741 3 ‚153,756 
gung, einzelner 
Glaͤubiger 
verglei 

Bewegliche Sachen 
pfändung derſ. (282, ‚287) 1 46 

Eigentumserwerb und 
»Berluft (929 ff.) . . . I195 

Bewegliches Bermoͤgen 
Bivangsvollitred.i. — 11591 /99 

Beweis, zum ewigen &e- 
bächtnis (477,478,485) I al, 92 

der Erfüllung (845) . 7 
-faft I 415). Is, 81 

Beweiſes Gefuch um 
Sicherg. eines — (Form.)F 80 

Beweisanträge, bed An- 
geflagten . . . . II 659, 862 

Beweisaufnahnte ũ * 584]86 


a ng, De 
Il 526, 548, 544, 545, 548 


0 Bewilligung, des Urmen- 


recht3 . . . J1505/6, 607 
der Öffentlichen Buftelfung 11511 
2 | Bewußtloiigfeit. . . . II 362 
63 | Bienen (961). . . . . 1199 
Bigamie..... . . . 138% 
Bilauz........ 1508/9 
Aufftellung der — durch 

ben Sonfurdverwalter . 1748 


untertafiene Biehung 
en 1398, 758 
Brödiinnigfeitsertiärung 11571 
Bodmerei. -. . 2.2... 1625 
Bodmereibrief . . . 
Börfenpreis, ‚Marktpreis. 
Böfer Glaube, beim Be- 
ſitzerwerb (990 ff.) . 1204 
Böslihe Berlaffung, als 
Eheicheidungsgrd. (1567) T801 
Brandftiftung, borlägliche 
I1 397, 398, 399 
iahrläffige.. . . . - . 11397 98 
inbetrügerifch. Abſicht II ‚sol 
Bedrohung mit — . 
Branntwein. Handel 
mit—...... 26,29 
Brautgeicente, Faagabe 
derſeſben (1301) . . . 12860 
Brauzwang. . . . . . 1120/21 
Briefe, Handelsbriefe I 508, 509 


Briefgeheimnis, Ber- 

letzung des . . . . H 395 
durch Poftbeamte . . . II 408 
Bruchteile, Gemeinfchaft 

nah — (74 . 1142 


beim Driteinenhum (1008) 1207 
der Erbichaft (2087 ff). 1885 
bei Vermächtnifien (2158) 1397 
Buchſchuld (1898, 1667, 
1815,2117) 1280,319,345,391 


Blder. - - » . .. - TI449 
Bundesangehörige 
Rechte der . . 1831 
Bundesamt, für das Hei- 
matäweien . II 851/52 
Bundesfürften . 1370 
ftrafb. Handlungen geg. — II 375 
Sarnen bon — . 11367 
appen — . 2... 1404 


des — 0 
Bundesrat . . II246, 832,33 
Bundesitaat, (22, 80) 113, 18 


0 | Bundesftaaten, ftrafbare 


„Handlungen gegen — 
1856, 367, 869, 375 


Bürgen, Klage gegen b. 
(Formula (an) een 59 
Klage gegen ben jelbft- 
Khuibnerifchen — (For⸗ 
ren 60 


Bürgerlihes, Geſetzbuch I 1 
Bürgſchaft (765) “ 147, 582 
Sürgimaftsidein (For- 
mular) . ». » 2... F 139 
Bußze (847). 1167, II 382, 386 


des Brivatllägerd . . . II 690 
Berfabeen . . ... . II 690 
Höhe der —. ... . II 690 
wegen Nahbruds . . .. I1 321 


wegen Batentverlegung . 1315 


& (fiehe auch RP). 


Eeifion 
Klage auf Grund einer 
— Formular). .F 62 
Ehemiler, Zugiehung bei 
Vergiftungen . .I 
Eigarrenfabriten ı 67, 
Eidilanfprüdhe, wegen 
Nahdrudd .... . 
Civilgerichtliche Entſchei⸗ 
dung, Berüdjichtigung 
ber — in Strafverfahren II 665 
Aufhebung einer —. . 
ald Grund zur Wieder- 
aufnahme ded Verfahrens II 683 
Eipilfammer II472, 473, 478 
Eivilprogehorduung I 497, 4832 


Giviffenate, des Ober⸗ 

landesgerichts . 1479 
Sonfutnrgerihtsbarteit, 

Geſetz über die . . . I S63 
Gonfulatiweien . II 840 
Gommunalverband . 1177 

D. 


Damm, Beſchädigung . ITI399 
Dampf, — auf 
fremde Örunbftüde (906) I 184 








— — — 


Dampfkeſſel, bei. Geneh⸗ 

migung zur Fabrikation I 22 
Tamwildijhaden (835) . 1165 
Darlehen, (607ff.) . . . I113 
Bermittlung von —. .U 238 
Aufnahme von — durch 

ben Berwalter. . . . 1749 
Kündigung ein. — (For⸗ 

mular). . . .... 
Darlehnsklage, Schuld 

jchein mit und ohne — 

(Formulare)... . .» F.20 
Daritellungen, zum Hoch⸗ 

verrat aufforderndte — II 368 
zum Ungehorfam gegen 


die Seide . . II 372 
unzüchtige . . . . . II 881 
beleidigende — . 11 382/3 
Bernichtung ftrafb. — „ 1325 
theatraliſche — Traube 

ni8 ... I2 27, 88, 35 

Datierung, des —*2 

Verweigerung derf. . . 1678 

Tatowediel . .. . . 1675 
Datum, der Eintragu , 
im Grundbuch (879) . 1173 


Dauer, der Kranlenunter- 
unterftügung . . . . II117 
des Urheberredt3 an 
Scriftw. I 320/21, 325, 326 
an Kunftwerfen . u 320/21 
des PBatentichutes . . . II310 
eaolngiere, Pfändung 
nn II 592, 597 
Veh, vorfägliche event. 
fahrt. Beihädigung . TI 399 
Dellamatortiche vor⸗ 
träge, Erlaubnis .oO 27 
Dentmäler, Beſchädig⸗ 
ung u... mw. .... 
Depeihen, Fälſchung ze. 
von .. 22.0. II 408 
Aushändigung von — 
Beichlagnahme von — II 642/48 
an den Gemeinjchuld- 
ner, an ben Konkurs⸗ 
Berwalter 
Depofitenihein (Forml.) F 
Derelittion, von Orunde 
ftüden (928) . . . 1188 
Deiertion, Verleitung zur II 376 
deögl. im Kriege . . 11 368/79 
Deutihe, allgem. Rede 
derielben — . . . . 1830 


Wehrpflicht der — . 11 840 
Gerichtsſtand don — 
im Auslande 11493, 681 


Berbrechen und Vergehen 
im YUuslande . . . . II356 
gegen fremde Staaten . II 370 
te während eines Krieges 
feindl. Dienfte nehmen II 368 


Sachregiſter. 


Deutſche Sprahe . . . II487 
Diebſtahl (823) II 164, gs 88 
ſchwere — ..... II 387 
im wiederholten Rüdfall II 388 
gegen Angehörige . . . 1138 
mit Gewalt . .... u 
von Senußmitteln 
von Munition . . . . [394 
unterlaffene Abhaltung 
der Kinder und Haus- 
genofien von — . . . I 405 
Sufanbigfeit f. — IT 468, 474 
Dienftalter, der Richter 
11 472/78, 488 
Dienftaufficht, allgem. bei 


8 | Differenzgefhäft (764) . 
9 | Dinglicher, Arr ‚U 


’ IZ 


Dienftdertrag, mit einem 


Meifter (Formular) . . F141 
Dienfteu.Berpflichtun & 
berirag (Kormular) . F135 


et . . 

ann hand IT4B4/06, 576, 616 
Dispade. ...... 1648 
Sisgitlngrerhäicte 


Dotmeticher, Neberfegung 
durch d . . 1 509 
Domiplmenjet Präfentat 


3. Zahl. u. Proteftierung. 1681 
Döbkelehe (1809, 1826, 


den Umtögeridten — II467| 1565, 2335)1 261,264, 301 ‚424 
über Richter . . . .„ . I488 | Doppelmarfen ‚, .1231 
Bienitbazfeiten coisi Doppelverjiherung . . 1652 

209, 210 | Dramatiiche Werte, Vor- 
Dienftbchörhe. Genche behalt des Ueberſetzungs⸗ 

migung der vorgeſetzten rehte8 . . 220... I1 319 
zur Beugenvernehmung Strafbarleit wegen un- 

' 37, 8587| befugter Aufführung II 826,27 

beögl. zur Bernehmung Draufgabe (886 ff.) . . I 69 

a. Sachverſtändg. 11 548, 639 | Dritte, Verträge zu Gun- 
des Gemeinſchuldners, ſten — (328ff.) . I 67 

Mitteilg. an dief. von Drohung (123)... . I 28 

d. Eröffnung d. Sont.- gegen Forfibeamte. . . II 373 


Verfahrens 1747, 752/58, 755, 
756, 757 


Dienftbezüge, d. Gefinbed 
— Vorrecht . . 
inwieweit — ber Bfän- 


1 741/42 


dung unterworf. find? 11597 
Dienitbuch, Fälihung . II 390 
Dienfte, eines Gejellichaf: 

ter als Beitrag (706, 

733)... 2... 1137, 140 
Dienfted, Berufung auf 
DEN —. . 2.2.08. II 539 


der Neichsbeamten II 834 ‚838 
der Offiziere, Beamten 
und Mannſchaften der 
Marine 
Dienfteinfommen . . . II449 
Pfändung d. — U 593, 595, 597 
8 | Dienftherrichaft, Strei- 
tigfeiten zwiſchen — 
und Gejinde . II468, 579 
Dienſtlohn, Pfändung d.— [1597 
Rang der — +» fordes 
rungen im Ronlure . 1741 
Dienitmann . .. . - I 210 
Dienjtverhältnid, -ans 
tritt, »einftellung, -forts 
jegung, -verhinderung 
1515, 582 
Dienitverpflihtung, im 
jtehenden Heer, Nejerve 


und Landwehr . . . 11840 
Dienjtvertrag (611ff.) . I115 
Beugnis dabei (630). . 1117 


gegen Beamte . . . . 11372 


durch Beamte II 400 
mit einem gemeinge- 
fährlichen Berbredien . II 374 
bei Ausübung des Gotteds 
bienfte8 . 2.2... 11 379 
zur Unzucht . I 380/81 
bei Entführung . II 386187 
bei Diebftahl. . . . . II 389 
bei Erpreffung . . . . 11389 
beim Betten... . . Il 389 
zur Erwirfung der Teil- 
nahme an Arbeiterver- 
bindungen . .... I 85 


zroicten, polizeil.Bejtim. U 2 
4 


Der. von Drudichriften, 
Ungabe des Namens und 
Wohnortd. . .... II 411 
Strafbarfeitder — wegen 
Ordnungswidrigfeiten . IT 412 
Einziehung von Nach— 
druden beim — . . . 11322 
Drudereien, als Handels- 
gefhälte -. 2... 1484 
Drudihriften (Schriften, 
bildf. Darftell, Muſi⸗ 
kalien mit Te). 


Begriff . . . *.. . IL 410 
B hlagnahme .. . 11413/14 
periodiihe . . ... . 11411 
ausländihe . . . . . II 412 
fozialdemofratiihe.. . . 

Berbot derfelhen . . . I1413 





x a 


Drudidriften, Wertäufer 
von ... 00.0 
Anzeige vom Beginn 
des Gemwerbebetrieb$ . . II 22 
Erlaubni? . ..... I 80 
ehe ‚von — im Um⸗ 
berziehen . . .... I 34 
grudinritenbergeläulg I 0er 
Dünger, Burüdlaffung des 
jelben bei Seenbigung 
der Pacht (598) . . . I110 
Durdiudung . - . . . II 641 
der — durch den 
Gerichtsvollzieher... [1584 
im Strafverfahren. . . 11643 
Durdftreihungen, einer 
Urkunde U5 
auf einem Wechjel. . . 
in Handelsbücerr. . .. 
Dynamit, Unterfogung b. d. 
ftehend. Gewerbebetr.. 


E. 
*8 os liebung der — 
” 03 fi. .. . 1261 
Soppelene (1809) . . 1261 
Wirkungen der— (1358 .) 1268 
«bruch 1312, 1328,1365 
262, 264, 278; IL 380 
„münbigfeit (1803) . . 1261 
Erzmwingung 
gehung einer — . . . H 604 
Verurtig. zur Eingehung II 604 
duch Täuſchung . . 21879 
Entführung zur — II 386/87 
verbotene Schließ. der — 
durch Geiftlide . . . I401 

Ehebruch, ſ. u. Ehe. 

Ehefrau, Prozeſſe der — 
(1400,1407,1450,1454) 

" 1281, 287 
Schlüfielgeld derſ. (1357) 1268 

Schulden der — (1459 ff.) 1287 

notwend. Domizild.—(10) I 7 

Hamiliennamen der — 
(1355, 1577) . 1268, 802 

Ausichliegung von Ge- 
richtsperſonen in Sachen 
der—... +. .II486 /97 

Pfand⸗ und Vorzuge⸗ 
rechte de — . . . . 11626 

Prozepfähigleit der — 1498 

Nießbrauch des Gemein⸗ 
ſchuldners am Vermö⸗ 


gender — ..... 780 
Sädgewäßr des deiratæ 
gutes..... 1787/88 
Anſpruch auf Ausſonde⸗ 

rung der in der Ehe 
erworbenen Saden . . 1739 


Sachregiſter. 


188 Ehefrau, Beleidigung v. — II 888 | Ehr 


Staatsangehörigleit der — 
U 856, 857, 858 
Unterftügungsmohnfig 
—*— atten, Erbrecht bei» 
ieh ben (1981 ff.) . . . 1862 
ginbedanmagın" Och. — 
(1746 ff)...... 1331 


gemeinſchaftliches Teſta⸗ 
ment der — (2265 ff.) 7418 
Piateil der — (2308, 
35)..... 1420, 424 
Se und Unters 
fhlagung unter — 11688,409 
Beleidigung von — II 382,383 
Ber -» » 2 220. II 390 
Begünſtigung u. Hehlerei II 389 
Unfechtung v. Verträgen 
zwiſch. — im Konkurs 1787/38 
Vermögensabſonderung 
d II 625 


er — 
Seugıriöberiweigerung 
der — 543, 636, 687 
Anfechtung ber Entmine 
digung durch — . I5 
SHequlerbinbäeien 
Ehehindernis (1308 ff., 
(1325 ff.) . . . . 1261, 264 
arglift. Verſchweigung II 879/80 
Egeiihe 8 Abltanımung 
Eheliche Kinder (1616 m 
Ehelicherklärung (17197 


1807 
1814 
1828 


Goes Guterrecht 

(Ts6s ffJ.... 1277 
Ehemann ...... 650 
EHeiheidung (1564 ‚ . 1801 
Vermögensverhältnifie 


ber Stinder bei — (1635 ff.) I 316 
Eheihheidungsgrüände als 

Enterbungsgrund (2885) I 424 
wegen Ehebruchs . 1568 


Eheiheidungstiage 
11 566, 567,- 570 


Ehevermittelung (656) 1123 
Ehrenamt II 188,469, 476,479 
Ehrenrechte, Uberfennung 
(1318, 1781, 2237) 
1262, 341, 409 
Berluft der — I469,476,486 
Folg. d. Berluftes der — II 860 
Eintritt der Wirkung 
des Berlufte8 der — . LI 360 
gefonberte Aberlennung U 860 
Nichtbeſitz d. — als Aus» 
(hließungsgrund von 
der Innung . 1141, 49 
Ehrenwort, Abnahme b. 
Minberjähriger bei 


eichen, Verluſt d. — II 360 
Unfähigkeit z. Erlang. v. II 360 
unbefugtes Tragen v. — II 404 

Ehrloſe Gefinnung als 

Strafihärfungdgrund . II 359 

Ehrverietung als Grund 

zuc Aufhebung eines 
. 1516 


Dienftverbältniries . 
f. auch Beleidigung. 
Eid, Abnahme bes — II 638, 549 


Beweis durh — . I1545/48 
Erklärung auf den — I 532, 

534, 546 
des Dolmetiher8 . . . I 487 
d. Sacperftänbig. IT24, 542,640 
bes Chöffen . . . . . Il 471 
bed @ejichworenen . . . II 669 
des Beugen . 1539, 637/8 


Feſtſtellung der Erflä- 
rung auf den — TI 540, 552 
Hinweifung auf die Be 


deutung des . . . I 549 
richterliche — . . . II 548/9 
Bermweigerung des — II315 

546, 547, 555 

Widerruf ber Erklärung 
auf den — . II 546, 548 
II 545,6 


Zutefigteit be — . 
urlidnahme des — : TI548, 555 
Verleitung 3. Ableiftung 


eines falſche — . . 378 

fahrläffiger . . . . - II 378 
Unfähigleit um — . . 137 

Eidesformel . .. . . II 549 


Eidesitatt,Verfihergan— II 377 
faliche Berficherung an — II 378 
Verleitung dazu . II877, 378 
fahrläffige faljthe Ver⸗ 

ſicherun nen ne. I 378 
Eidesunfähigleit . II 540, 548, 
549, 637 

Eideögujchlebung, Gegen- 

beweis durch .O 
Eigenbeſitzer (872, 937, 


955 [Frudterwerb])) . 1174, 
196, 198 

Eigennub . - .... U 474 
ftrafbarer — . . 1394 6 
Eigentum (903 fi). . I184 
Erwerb u. Berluft (925ff. ) I18& 
durch Erjigung (937) . 11% 


durch Verbindung, 
mifhung oder Berars 
beitung (946 ff) . . . 1197 
des Schuldners ald Vor⸗ 
ausfegung der Zwangs⸗ 
bollftredung . . . . . 
& eiftiged —, deſſen Schug II 831 
gen entumserwerb, durch 
neignung 958 ff.) 


Ermerhburchyumb(965FF.)T 199 





Eigentumstinge (985 ff.) 1204 
&igentümerhnpothel 
(1163, 1168, 1170) . 1240 
Eigentumsübergan durch 
Bufchlag d. Grundſtücks II 784 
Einbringung, v. Sachen 
bei Gaftwirten (701 ff.) 1138 
Einfuhrverbot, Webertres 
tung des . . U 399/400 
Eingaben, $ormularef.— F 11 
Eingebradtes Gut der 
Srau (1872 ff., 1478, 
1520) . . 1278, 289, 295 
Eingeſch ebene Haifs⸗ 
kaſſen, Statut derſ. II8, 150 
Gingetingener Berein 
21,55f.)... . 118, 16 
Eingeöraite Sadıen, 
Abfonderungsrecht bes 
Bernächterd und Ver» 
mieterd . . 2... 
Ein ährig- - Sreiwillige, 
jud um Bulafjung 
zur Prüfung für — 
(Formular) 
Einfommeniteuer-Erlaß, 
Antrag auf — (301 


. 1789 


lat) .. 2.2220 
Sinlaffungsfeift, Abkuũr⸗ 
zung der — . . 11518 
in ber Berufun Sinftanz II 554 
im Wechſelproz * . 1577 
in ber Reviftonäinftang U 624 
Ginreden, bei der Verjaͤh⸗ 
rung (202)... .. 
bei ber Ceſſion (404) . I 78 
b. d. Hypothek (1137 ff.) 1237 
beim Kauf (820,478) I65, 91 
bei » Bürgichaft (768 ff.) 1147 
bei d. Schuldübernahme 
(417) ren I 
beim Verfprechen d.Leiftg. 
an einen Dritten (334) ı 67 
Einiagitrafe . . . . . I1 353 
ee 


(182 ff., 111 [Minders 
abrieeh ne. ‚8. 
der Ehefrau über Ein- 
gebradhtes (1399) . 1281 
des Bormundes ( 881) . 1347 
Anfechtung (148) . . . I 30 


Einfihtnahme, der Aften 
des Gerichtspollzieherd II 0 
der Prozeßakten . „U 527 
der Gerichtäfchreiberet . I1508 
des Gemeinſchulbners in 
Briefe und Depeichen . 1748 
von Sfnventar und der 
Bilanz 1747 
in die angemefbeten Kons 
furdforderungen . . . 1750 
durch Verteidiger . . . II 650 


Sachregiſter. 


Einfichtnahme, durchd. An- 

walt d. Privatklägers II 687/8 
durch bie Staatsanwalt⸗ 

ſchaft in der Borunters 1 


durch einen Beamten . IL 401 
ind Urbeitöhaus . 1405 
in eine Erziehungs ober 


Bellerungsanftalt . II 863 
Einipruh ...... II 233 
egen Eintragung eins 

ereind (61) ... . I 16 


gegen Berjäummißurteile II 532 
gegen Vollftredungsbefehle II 577 
en Erteilung von 


atenten . . . . II 809, 814 
Einfprudsfrift . „I 540, 577 
Ablauf der — . . . . 520 
Binitellung . ... . II 657 


ber Berfteigerung . . . 11594 
ber Bwengwolzekung U 578, 


2, 586 

vorläufige — durch das 
Geriht . . II 656, 657, 658 
in Privatflagefachen . II 688/9 
bes Konkursverfahrens I 757/8 
bes Gemerbebetriebeg .II 25 
der Urbeit . . .... I 85 

des Betriebes megen uns» 

vorichriftgmäßiger An⸗ 
lage ber Betriebgftätte IT 83 
Ein nur een I 407 
Einſtweilige Derfügung, 
Yufbebung der . I1579, 609 

in Ehefahen . . . . . 
in Entminbigungsfaen " 573 
Bollmadıt . II 501 
Buläffigteit ber — II 569, 609, 
625/6, 578. 
ur Sicherung der Mafle "1746 

pi rderaufnahuever 
... ... 1756 

eitregung — d. Grund⸗ 

buch (873, 879, 883 

Bormertung), 914) 
1178, 179, 185 

in br Gütersechtöregif. · 


(1818, 
1699) 1282, 264, 268, 823 
ber Sopoihet (1115). . 1284 
von Schriftwerken iu 
bie Eintragsrolle zum 


xI 
Gintragun Kunf- 
werfen u don . . 11829 
von Muſtern u. Modellen 


in das Mufterregifter II 3 


in bie Patentrolle. . . U 812 
in das Arbeitöbuh . . II 65 
in das Ultienbudh . —8 555 


in das Handelsr 
Einwilligung, Bug, Tas 


fon). nberlähe 


* wanns; u ee 
geihäften der ran über - 
das Eingebradhte (1985) 1280 
zur ehr huchuns 


Mündels (1 un. . 1349 
Einzeihaft .. . 11859 
Einzelrihter . . . . . I 705 
Einzelfirafe . 0.0. .1D1365 
Einziehung... . . . I 861 


von zu fhrafbaren Hands 
fungen gebraucht 
ſtänden... 1,408, 406 
bon falfchem Gehe 1 977, 408 
bon borfchriftswidrigen 
Maßen und Gewichten II 408 
bon Geldern bei vers 
botenen Glucksſpielen. II403 
von verborbenen @e- 
tränfen oder Eßwaren II 407 
der einem Beanten ges 
machten Geſchenke . 1401 
der Prozeßkoſten vom 
ner der armen Partei II 506 
Bere bren bei . 11696 
ne Nachbrudseremplaren 
und Nachdrucksvorrich⸗ 
tungen . 118322, 323, 327 
durch Siquidatoren . . 1548 
durch Unterfrachtführer.. 1601 
Eiſenbahnbeamte, Pflicht» 
verfäumnid . .... II 898 
Eiſenbahndienſt, Unfähig⸗ 
keitserklärung zum — II 398/9 
Eifendahuen ..... . 1608 
Beihhädigung ꝛc. I868, 

397, 398, 354 
Sljendahnunternehmun- 20 
ei enbahnweien - . 11837 
Eihwild (835) . . . . I165 
Gijaß-Lothringen,Berichts- 48 


fprache 
Gitertiie Gewalt (1495, 
1626 ff., 1656, 1665, 


1670, 1684 —— 1898 ) 
1298, 815, 818, 819 328 
ern II 418 
Blutfhandr ..... II 880 
pi... 2.2... I 881 





xl 

Eltern, Totfhlag . . . 1384 
—— . II 384 
Körperverlegung . 1 885 
Diebſtahl .. , 
als Antragsberechtigte bei 

Minderjährigen . II 364,281 

als Antragsberechtigte bei 


Sekimpfung nach dem 1 
—8*  ereihtig t, Wieder⸗ 

aufnahme d. erfahrene 

zu beantragen. . II 688, 684 
Empfängniszeit, ‚geieh- 


fihe (1591 ff. 1717 
1720) . . . 1807, 326, 328 
Onpiengsbeteantnld 28 
Empfehlung (676) . 1128 
Ende, des Monats als 
Bahlungszeit . . „ . 1679 
Engngementsvertrag 
(Formular) . .... 134 
Entbindingsanftalten, 
Konzeifion . . 6, 32 


Entbindungstoften (1715) 1326 


Entehrende Etrafen . II469, 
76, 480 
Gnterbung (2333 ff.) . . 1424 


in guter Abficht (2388) 1424 


Sachregiſter. 


Entmändigung, Antrag 
auf — wegen Geiſtes⸗ 
krankheit Sorm.) I 571, F 82 
Untrag auf — wegen 
Berichwendung (Ser 
mular). . . 85, 11574 
Antrag auf dnieberant. 
hebung der — wegen 
Berichwendung (For 
mular) . 2... 
Untrag auf Wiederaufs 
bebung der — wegen 
Geiftesfrankheit (For⸗ 
mular) . . ». 2... 
Anfechtung der — 
Aufhebung der — 
Entmündigten, Antrag 
eines — auf Beiord« 
nung eined Rechtsan⸗ 
walts behufs Erhebung 
bee Anfechtungsklage 
geg. den d. Entmündig- 
—— ausſprechenden Be⸗ 
uß (Formular) .F 88 
Sutmindigungsfacen, 
Offentlichteit in — . . 11485 
Verfahren in — I1571/5, 624 
Gebühren n— 1704, 707 
Entfagung, von Erbichaf- 


Entfernung, —* — ten und Vermächtniſſen 
kann den Angeklagten v. durch den Konkurs⸗ 
der Hauptverhandlung verwalter...... 749 
entbinden..... D 661 | Entihädigung, der Sach⸗ 
rechtjertigt kommiſſariſche veritändigen. . . . . U 542 
Bernehmung v. Beugen II660 | der Beugen . .... I 541 
des Semeinjchuldners dv. Klagen auf — II 495 
Wohnort . ..... 1745 | bei ungenügenden ober 
Entführung . - . . - H401| unzuläfl. Eintragungen 
Enthauptung . -. . . . M858| in dag Arbeitsbuh . . II 65 
Entlafſung, d. Teſtaments⸗ bei der —— 
vollſtrecers (2227) . . I407| ohne Auffündigung. . II 69 
des Bormunds (1886 [3 ) 1353 | des Lehrverhältnifies.. . II 75 
bon Gefellen u. Gehülfen bei Beleidigungen . . . 11382 


ohne Kündigung . . . I 69 
bon Lehrlingen vor Ab- 

lauf der Lehrzeit . I 73 
von Arbeitern unter 18 


Sahıen. . 2220. 64 
der Handlungsgehülfen.. 1516 
aus der Haft... . . I 60 

Entlaftung . . 1559 

Entlajtungsumftände, 
Ermittelung. . . . .» 1652 

Entmündigende, Für- 


forge für die Berjon u. 
das Bermögen d. zu — 11572 
Vernehmung des zu — II 572 
Entmändigung (6, 114, 
1468, 1495 Nufhebg 
der Go 7 
1865 [Bormundichaft] 


6, 
125, 288, 32, s5i | 


bei Körperverlegungen . II 386 
Entiheidungsgebühr,für 


bedingtes Urteil . . . II 705 
für Bergleih.. . . . . II 705 
‚für Berfäumnisurteil. . II 706 


für Entmündigungsfachen II 706 


6 | Enticyutdigung, des Aus⸗ 


bleibend der Beugen I 537/8 
18 


falſche — 

Entweihentaffen, v. Ge⸗ 
fangenen . . . 11385 

Gntmehrung beim Kauf 
(434) » 2.220. I 87 

Entweihung, ald Grund 

zur Durchhfuchung . . . 11648 
zur Unlegung v. Seffeln II 645 
zum GStedbrief . . . 11 647/8 

Entziehung, d. Gewerbe⸗ 
betrieb . ... .I 82 


enni una. vom Friegs- 


vom minderihrig en... 
von Öfientl. Ämtern .. 
des Wort! . . 11508, 510 
der Berechtigung zum 
Gewerbebetrieb . . . I &2 
des Armenrechts ISOG, 507 
Entzündliche Waren, 
Aufbewahrung von — II407 
Erbanfall (1942, 1953) 1364, 365 
Erbe, Anfechtung von 
Rechtöhandlungen 1765, 733 


Antrag der — auf Kon- 
furderöffnung . . . 1753:60 
Kurator des — . II587 


Zwangsvollſtreckg. g. — II 587 
Hortführung eines Ge⸗ 
werbe3 dur die —. U 32 
Einwilligung der — in 
Bortführung d. Zirma 1505 
Fortbeftehen einer Ge⸗ 
jellichaft mit ven — . 1541 
Übergang des Urheber⸗ 
rechts an Schriftwerfen 
auf —....... u 319 
deögl. von Kunſtwerken 
II 323, 330 
desgl. von Muftern und 
Modellen... .. . IL 333 
besgl. v. neuen Erfindg. 11 310 
Haben feinen Anſpruch 
auf Buße 
Klage von — bei unge- 
teilter Erbſchaft (For⸗ 
mular) F 66 


elag e eines — bei g 
teiffer Erbſchaft —* 
mular) F 
Klage gegen — auf Aus⸗ 
zahlung eines Legates 
(Formular)..... 
Haftung des — für die 
Nachlabnerbinblichteiten 
(1967) - ..... 1863 
Errichtg. eines Inventars 
durch den — (1893ff.) 1371 
unbeſchränkte Haftung 
der — (1994, 2005 ff., 
2013, 2015) . „1372, 373 
Auflage an den — (1940) 1368 
Erbengemeinſchaft 
(2032, 2059) ... 1377, 389 
Erheseinfeung (2087 ff.) 1385 
durch Erbvertrag (1941) 1 363 
Erbfähigfeit (1923) 1 362 
Erbfolgeordmung( 1922 fi. )I 362 
Erbſchaft, Gerichtsſtand 
der 


niet und Wusichlag 
— für bie Waffe 1:4, 
Ri (1942 f) . 1364 














Erbſchaft, beichräntte Hafs 

tung des Erben bei der 

— (19783, 1975, 1989, 

1990) . . . 1368, 369, 870 
Erdichaftsbefttz (Bois) 1874 
Grbicaftstauf (2030 


3715). 876, 429 
Erbichnftötiage (2018) . 1374 
Grufhein (2353) . . 1426 


Erbunwäürdigfeit (2339 ) 1425 
Erbvertrag (2274 ff.) 1415 
Grbverzicht (2346 1.) 1425 
Erdichtete@hulden, traf: 
bare 
Erdkörper, unter einem 
Grundftüde (905) 
Erfinderredt 
Erfindungen, patentfähige 
11309, 311, 818 
nicht patentjähige — 
II 309, 311, 813 
Strafbarfeit weg. techte- 
mwidr. Benutzung einer nase 
Anmeldung von — . . 11336 
Schutz der — . . 11801 
Erforderniffe, eines gezo- 
genen Wedjjeld. . . 1675/76 
Fehlen von — . . . . 1676 
von ausländ. Wechſeln 1687 


u. [eh 8 0 0 


von eigenen Tchhfeln . 1688 
des Protefte . . .. . 1687 
Erfüllung, der Schuld⸗ 
verhältnifie (362ff.).. . I 72 
Bug um Zug (271 ‚274) 156, 57 
der "andelögeichäfte ... 1583 


von Lieferungöverträgen 1735 
v. Pacht⸗ u. Mietverträg. 1735 


von Dienftverträgen . . 1736 

Folge der Nicht-— . 1786 

Genehmigung des Gläu⸗ 
bigerausſchuſſes zur — 

von Rechtsgeſchäften des 
Gemeinſchuldners 


. . 1749 
der Bechjelverbinblichteit . 
679/81 


Erfüllungsort, =3eit, 1588. 587 
Gerichtsſtand des — . 11495 
Erfäflungsitatt, Hingabe 
an (364 I 
Ergänzung Geſell⸗ 
ſchaftseinlage (707).. 1187 
des Pflichtteils (2325 #.) 1428 
ber Unführungen . . . Il 524 
des Urteils L1530, 551, 556, 
565, 520 
d. Borunterfuchung TI 658, 657 
Ergänzungsgeichmorene IL 487 


Ergänzungsricter . 1 487 
Ergänzungsichöffen . . II487 
Eröreihung, Gerichteftand II 631 


Durchſuchung 3. Zwecke 
der — .... . U 643 


Sachregiſter. 


Ergreifung, ſofortige Ber- 
nehmung nach der — . II 648 
vorläufige widerrechtl.— II 401 

Erhaltung, des Wechſel⸗ 
rechts geg. d. Acceptant. I681 

Erhaltungspflicht, d. Nieß⸗ 


brauchers (1041)... . 1215 
des Vermieters (536) . 1102 
des Entleihers (601). . ill 

Grhebung, der Klage ‚152, 


23, 524, 551, 552 
der Nichtigkeits- u. Re- 
ftitutionsffage . . . . 1562 
des Anſpruchs in der 
mündl. Berhandlung . 11525 


des Proteſtes mangels 
Bahlung ...... 1681 
der Widerlfage . . . . 11525 


Erhöhung, d. Leiftungen 
der Ortöfrantenlafien . II 122 
des Geſamtkapitals der 
Kommanditiften . . . I 
Grinnerungen, gegen bie 
Art u. Weile d.Ymange- 
—— 


u 
—S Auf den Eid II 546/8 
des Drittſchulbners über 
die gepfändete Forde⸗ 

UN.» 2 2000. 
Des Progebevollmäd- 

tigten und Beiſtandes 

II 501, 502 
Nachholung verjäumter 11 588 
über Beitritt zu Privat- 

Magen . .. 2... II 686 
über die Brivatlfagen . II 687 
des Glaubigerausſchuſſes 

über den Bergleiche- 

vorſchla 1 
auf mangelhaften Wechſ. 1676 

Erlaß, der Schuld (397) I 76 

bes Eibes I1547, 555, 567/8, 

573, 574, 575 

des Proteftes mangels 
oblung » .». 2... 
Erlaubnis, richterliche, zu 

Buftellungen an Sonn» 

und Feiertagen .. 
desgl. zu Zwangsvoll⸗ 

ſtreckungen II 585 
zum Gewerbebetrieb . . II 26 

Erledigung, bedingter End» 

urteile . IL 547, 549, 555, 579 

Eriös, der Berfteigerung II 594 
Erlöſchen, d. Armenrechts II 506 
der Berbinblichleit bes 

Hcceptanten . . . .. 
d.Schuldverhältn. (362 ff.) I 72 
des Auftrags (671 ff.) . 1127 
des Pfanbrechts (1252 ff.) 1252 


XIn 


Erlöfchen, der wechſelmä⸗ 
figen Zerbindlichteit . 1686 
des Patente ... . II 311,312 
ber firma . . 150 ‚544,569 
der Yrolura . . 1514, 539/40 
Ermädtigung, Minder⸗ 
jähriger (112, 113). . I 24 
zur Prozekführung . 11497/98 
zurBornahnıe ein. Van 
lung II 603/4 
zur Berfofgung bon Be⸗ 
feidigungen gegen einen 
Bundesfürften . . . . DT 870 
Ermefien, des Gerichts 
II 492,502,503,505,526,609 
des Schiederihters . . 11621 
Grmäßigung, ber Ver⸗ 


ſicherungsbeiträge II 148 
Ermittelungen,d. Staats. 
anmaltihaft . . . . . U65 
des Konkursgeriht8 . „ 1758 


546 | Ernennung, der Richter II 466 


der Gachveritändigen. . 541 
der Schleosrichter . . . IL 620 
des Konfur&vermwalters . 1476 


des Släubigerausichufies I 744 


1 | Erneuerungsidheine [Ta- 


lon3] (805, 1081, 1392) 
1156, 219, 2R0 

Eröffnung, ber geridtl. 
Unterfuchun .....I1650 
des Hauptverfahrens II 656/5%, 
659, 662, 665, 666, 670 
in Privatklageſachen.. 11 687 


bes Konkursverfahrens. 1734 
Erprefiung - - . . . . II 338 
durh Beamte . . IT401, 403 


Errichtung, Beauffichtig. II 170 
Errungenichaftsgemein- 
thaft (1519 ff.) . I295 
Ering, von Beitellungs- 
toften b. d. Pacht (592) 1110 
von Wildichaden (835). 1165 
Griaterbe (2096) . . 1386 
Ering-Kommiifion, Ge⸗ 
ſuch des Sohnes um 
Entbindung von der 
Pflicht zur Geſtellung 
vd. der — (Formular). 
Eriatzzuftellung . 
Erſchwerende Umftände, 
bei Enticheidung über 
die Echuldfrage . . . II 665 
in den Urteilägründen II 666 
Nebenfrage über — an 
die Seichiworenen.. . . II 670 
Erfitzung (937ff., 900 
—— 2026[Erb- 
chaftsſachen)) . . . . I181, 
196, 375 
Eritattung, der Koſten b. 
Bmangsvollftredung . II 588 


F101 
.11513 


UV 


Erftattung, der Koſten bet 
Klagezurücknahme . . IB24 
der Prozeßlkoſt. durch den 


Gegner. . . 1150814, 506 
duch bie Staatskaſſe. II 570 
572, 578, 574 


d. Koſten b. falſch. Anzeige II 700 
der Auslagen bei Privat⸗ 
lagen . . 222020 
ber Gegenleiftung b. Ans 
fechtung im Konkurſe. 
Erſter Stautsanwalt, bei 
Landgerichten u. Ober⸗ 
landesgerichten.. 11482/83 
Erſuchen, der Poſt um 
Zuſtellung u 
einer Behörde um Vor- 
vegung, einer Urkunde . II 544 
einer Behörde um Zu: 
ftellung.. . 2... . 
ein. —* u. 8wange 
vollitredung . . 158 * 
um NRectshülfe.. . 
Erſuch ungsſchreiben, Be 
forgung des — durch 
den Bemeisführer . 1528 
@rmweiterung, des Klage⸗ 
antragd . . I 524, 525, 552 
Grwerböunfäigtelt I 179, 198 
&rmwiderung, v. Beleidig. II 883 
von Körperverleungen I 386 
Erwirfung, der Heraus- 


1788 


gabe von Sachen . I 608 
don ‚Handlungen . . 11603/4 
von Unterlafiung . . . II 604 

Grzeugnifie (98) . I 21 


Eigentumserwerb a — 
(063ff)...... 
Erzieher, Unzucht von — 
mit minderj. Schulern II 380 
Kuppelei besgl. . . 18381 
Erziehungsanftalt, Un 
terbringung in eine — II 666 
für jugendl. Verbrecher II 868 
Erzwingung, d. Leiftung 
des Dfenbarungseibe II 605 
einer Duldung od. Unter» 
laflung........ 4 
einer Handlung . . . II 603/4 
Ermijitonsflage ($orm.) F 25 
Exelution, gegen Bundes» 
mitglieder II 884 


% 


Bahneneid 
. —2 — (68, int, , 


Sachregiſter. 
Fabrilanten. Auflauf von 1 


Banftpfendgläubiger, 


Waren bi... ... 8 Abſond.⸗Recht der — I 739,40 
Fabritbefiger . . . . . 1497 | Gleichſtellung anderer 
Fabriken, bejondere Ges Gläubiger. .... . I 740 

nehmigung . . . . » I 22 | Sauftpfandredhte . 1591 

Revifionen der — .2 81| Wbfonderung . . 1739/40 


Beichäftigung v. jugend⸗ 
lichen Arbeitern und 


Kindern in — II 78/80 
Sabritinfpektoren . ‚u8l, 84 
abriffaften . - . . IT 184 
abriftrantentaffen . II 197 


Fachſchulen, d. Innung. IT48,49 
. 184 


> 


2, * 


28, 80, 57, 111, 133, 
369, 1980) . . ...» 17 
unverfchuldete — II 364 
ſtrafbare — bei Ent» 
weihung von Gefan- 
genen . ...e II 373, 402 
bei Meineid . ... » 11 378 
bei ZötunG . .... I 385 


bei Rörperverlegung . . 11886 
bei Branditiftung . . . 11397 
bei Ueberihtvemmung . II 398 
bei Nachdruck ‚1321, 822 
bei Erwerb v. Wechfeln . I 685 
Bahrnisgemeinfehaft 


&älligkeit I 544, 582, 58415, 583 


von Wehen . . . 1679 380 
Fälligleitstermin . . . 1258 
Falſchmüũnzerei II 876/77 


—— Urkunden II 391/98 
als Srund ber Wieber- 


aufnahme des Ber- 
fahren . . 11561, 682, 688 
von Protofollen . I 667, 511 
durh Beamte. . . . . U 67 
von Wahlen . . . . . u 8371 
von Geld II 376 


bon Depejchen . . 1403 
von Etempelpapier we. . 11392 
bon Vechleln . . . . . 1685 
Familie, d. Gemeinſchuld⸗ 
ner? . . . „1741, 748, 749 
Yamtlienangelegenheiten, 
Beugniöverweigerung 
N —.. 2.220. 
Bamilienfideilommiffe, 
abgejonderte Befriedi« 
gung der @läubiger 


Fabrik, Gerichtsſtand der II 494 Samitteniomen, ber Ehe⸗ 


Fabritarbeiter, Gerichte» 
— der 
ndung gegen — . . 
ulgemeine Berhättniffe 
nen 62, 76 
goafitiorsfsribet der — II 85 


frau (135 1268 
ber unebelicen "Kinder 1 


(1706) 


Samilienrat (1858 ff.) . 1850 
Unfäbigfeit, Bitgtieb 
eines — zu fein. . . II 860 


Verwertung für d. Malle I 748 
Sehlerhafter Befig (86 1ff.) 1173 
Kelertage, Termine an — II 517 

als Verfalltag von Wechſ. 1633 

Beichäftigung jugendlich .· 

Arbeiter an — 79 

Zeit zum Beſuch Fi 

Gottesdienſtes en —. ID 70 
Fellbieten, von Waren im 

ftehbenden Gewerbebe⸗ 

tricbe . 2.2220. IH 

von Drudichriften.. . . II 30 

im Umberzieben . II 88, 34, 36 

im Marftvertefr . . . II 39 
Feindliche dandlungen. 

geg. befreund. Staaten II 370:1 


Keldfrüdte . . ... . 11 405 
Ferienkammer 1133 
Ferienſachen... II 483 
dern yrecher. Offerte bu 91 

um ahme als erisnäe 
— * Entlofiener . . 11359 
wid berrecitfüche ein . 1 401 
—— attungẽ- 

fähigen RKoften . . . II504 
der zu leiftend. Sicherh. DI 505 
des Streitwerte8 . . . II 492 
ber Gebühren des Kon- 

fursverwalter8 . . . . 1744 
Feſtſetzungsb chluig . 1504 
3 —— uh ... . 11504 

tftellung, der Echtheit 

einer U ... .I 522 
u das "Sigungapro- 

tool . ... . 11510, 527, 


584, 539, 552, 566 
der Entihädigungen . 11 256;7 
sreitftellungstiage . . 5223 
Beitungen, Unlegung bon 
— im Bundesgebiet . II S42 
Feſtungshaft II 356, 358]9, 361, 
962, 363, 365 
Seneritätte . . . .. .» 
Feuerzeichen en 
Sinderlohn (971) . . . 1190 
Firma . 1499, 502, 5047 
Angabe der — als Er— 
fordernis d. Wechſ. 1675, 685 
beim Ucept ..... 
emenmahrheit en 
stus, Erbrecht (1936) 1363 
R t deäfelben am Erids 
gefundener Sachen (981) 1201 
Gerichtöftand ed —. . IT 49 








Firgeihäfte 1587/88 (861) I 72 
Flagge, Schupd.deutich.— II 831 
der deutichen Darine . II 540 


lucht.d. Gemeinſchudners I 754 | Fracht 


luchtverdacht, al3 rund 
zur Verhaftung II 645,646,650 
vorläufige Feſtnahme b. _11 647 
Strafvollitredung weg.—II 698 
Forderungen, Recht d. — 
(242 ff......... 
Anſchlußpfändung v. —I1598/9 


Pfändung der — . 595, 597 
unpfändbare — . 11597 
Zwangsvollſtreckung 

in —..... U 595/599 
aufrechenbare — 1740/41 


Betagte u. bedingte — I 740/42 
mit auflöjend. Beding. [742,753 
mit aufjdhiebender Be⸗ 

dingung I 742, 745, 752, 758 
Berechng. unbeftimmt. — 1742 


angemeldete — . . . . I750 
feitgejtellte — . I 745, 750, 1583 
beftrittne — .1 745, 751, 153 
Teftitellung von — durch 

tel . 22.202. 1751 


u 
Strafbarfeit der Geltend⸗ 
machung erdidhteter — . 
Forderungsrechte, des In⸗ 
doſſators, welcher den 
Wechſel eingelöft bat .I682 
Form, der Nechtögeichäfte 
15) 2220. 
be3 Vertrages über Eigen- 
tum an Grundftüd. (813) I 62 
der Schenfung (518) . . I 97 
der Eheichließung (1317ff. I 262 
des Teſtaments (2281 ff.) 1409 
des Schuldverſprechens u. 
Anerkenntnifi. (780 ff.) . 1150 
der Anweiſung (783) 1151 
der Abtretung einer Hnpo- 
thet (1154) . . .. . 1239 
bed Ehevertragd (1434) . 1285 
der Eintragung in Das 
Süterrechtsregifter (1560) 1299 
Förmlichkeiten, Beweis der 
Beobachtung der — durch 
das Protofol . . . . I 667 
—— am Schluffe des 1.80. 
oritbeamte, Widerftand 


1768 


. . . 1378, 881 
Bor ebildungstäulen, Ein- 
rihtung von — Durch 
die Snnungen . . . .DI 49 


Beſuch der — von ju⸗ 
gendlichen Arbeitern . II 67 
Fortführung, einerFirmal 505/6 
bes Geichäfts des Ge⸗ 
meinjchuldnerd. . 1748, 749 
Fortgeſe te Gütergemein- 
ſchaft (1482 ff.) . . . 1290 


Sadıregifter. xV 
Fortſetzu ber mumdl. Briedensprüfengjtärke, | 
Berhanbiun . 1 508,518,536 | des beutichen Heered . II 841 
einer Geſellſ ft... 1541 St 20. II 517/18 
... 1595 | Abkürzung der —. . . II518 
— — .F 71| Berechnung ber — I 635, 636 
rachtführer, vegriff 1599, 608 | Beginn der . ‚1517 
aftung des — . 1599, 00,601 Berjäumung der — . . 11498 
Srahtgeihäft.. . . - - zur Einlaffung . . . . II1548 
Frachtgut, Beichädigun zur Einlegung d. Beruf... 11 553 
und Erfab . . 1599,601,604 | des Einiprud® . . . . II532 
Frachtvertrag ne 601 | der Revilion . .. . . 11557 
Vebergang des — “0... 1599 


Bar 847) ... 
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Abänderg. d. Statut. II 49,55,59 
Nebenjtatuten . . . II49, 59 
Pflichten u. Rechte ber — II 42, 
48, 48, 49 
Bermögen ber — II41, 48, 44, 
45, 49 
Beiträge — „ . DI 42, 49, 55 
Stimmrecht berjelben II42, 43 
Eintritt . 141, 42, 47, 49 
Ausicliekung v. Eintritt I 41 
Austritt u 
Borfitand . 
Schliegung derfelben . 
Berbände 
Snnungstranfentafien II89, 
140, 141 
a meiſter, fälſch⸗ 
Ju Verfahren 
erſter — . 
in der Beſchwerde⸗ Be⸗ 
rufungs⸗Rebiſionsin 
ſtanz TI 676/82 


ezeihnung als — II 84 


in 
II 651/74 


Erlöichen der Anwart⸗ 

ſchaft auf — 

Rechte d. Berficherten auf II 183 
Invaliditäts- u. Alters- 

berfiherungsgeie 1136, 176 
Inventar, b. Grundftüd 

verpachtunge u (BB I109 

. IT110 


Pfandredht des Pächters 
am — (590) . . . 
bei der Erbichaft (1993 ff., 
1406, 2008, 2005 ff.) I 281, 
371, 372 
“ufftelung eines — durch 
den Konfursverwalter . 1748 
des Kaufmanns . . . . 1508 
Pfändung des Landwirte 
Ihaftlihen — . . . . 59 
Supventarium . . . . . II449 
Inventur, Unterfaffung 
der Aufftellung . . . . 1764 
Srrenanftalt, Konzeffion I 26 
Friſt für Errichtung v. — U 32 
Unterbringung des Ange- 
fhuldigten in einer — II 640 
Irrtum (119) ... 2 
beim Vergleich (779) . . 1149 
bei ber Eheſchließung 
(1832f) . ». -... 
bei letwilligen Berfügun- 
gen (2078, 2080) .„ 1383 
Widerruf bed Geſtãnd⸗ 
niſſes wegen . . 
der Gefehivorenen zum 
Nachteil des Angeklagt. II 672 
in der Bezeidhnung von 
Rechtsmitteln .. .I 675 
bei ſtrafbaren andlungen II 364 
Sngenbliche rbeiter, 
nleittung . - » . . . 
Beichäftigung 
Arbeitsſtunden 
Urbeitölarten . . . . . Do 7 
Kontrolle 


. 21526 


[ Er BE Be 


Sugendliche Berfonen, 
eeidigung der — II 540, 548 
Berbrehen der — . . 
Butritt der — zur Ge 

richtsperhandlung . . II 486 
Jugendliche Verbrecher. II 368 
Surijtiihe Berfon (21ff.) I 12 

des öffentlich. Nechtes (89) I 19 
Suitizangelegenheiten, 

Ausſchuß im Bundes⸗ 

rat für das Juſtizweſen II 833 
ne als Vertei⸗ 

II 649 


Kniler, Ernennung dur) 
ven — .. 22020. II 480 
Begnadigungsredht des — II 697 
Hochverrat gegen den — II 481 
Beleidigung — .- . 11369 
Kaiſerliche Verfügung . II 491 
Kaiſerliche Verordnung, 
bezüglich d. Unfallvers 
ſicherungsſchiedsgerichte II 293 
Aalenderjahr, Dauer des 


Gewerbeſcheins . 131, 86 
Stalendervierteljahr, 
betr. Kündigung 6, 522 


Kammern, für Hand elö- 


ſachen 11473, 479 
Abitimmung der — . ‚ 11488 
Bejegung der — . 11475, 479 


Verhandlung vor der — II478 
Bermeifung bon der — 
an die Eivillammer .IL478 
Zuftändigfeit der — 11 477]79 
der Zandgerihte . II472, 478 
Siapitat, abgefonderte Be» 
friedigung twegen des — 
von Pfandforderungen. 1739 
Rang der gleichftehenden 
Nebenanfprühde . . . 1742 
Starte auf d. Inhaber (807) 1156 
Sinrteliträger . . . I1383, 384 
Kafſen, des Konkursver⸗ 
walters... 
Prüfung d. Beſtandes d. — 1744 
von Innungen ILIAl, 42,49, 82 


Kafſenbeamte .... II 403 
Kafleneinridtungen 1I 177: 
Staffenorgan . .. . . 1166 
Kaffenftatut. . . . . . II 165 
Kaffenverband . 11 178 


Staufmann, Begriff. I 499, 500 
eingetragener — . „11479 
Ansprüche gegen einen — IL477 
Firma bed —. . „1505, 506 
Pflicht zur Budfübcung I 508/9 
Geſchäfte des — ai Han⸗ 

delsgeſchäfte. 7581. 594, 603 


. 1474 


Kindesmord 


Satıregifter. 
Kaufmann, Anipruc des 


— auf Binfen. . . . 1582 
Sorgfalt des — . . 1591, 595 
Netentiondrechte de . — 1584 


Staufpreis, Klage 
Wiederherftellung best. F 

Klage auf Rückzahlung F 1 

Kaufverträge . . . . - F 127 

Kautioushypothet (1184) 1242 

Kinder, Leiche neugebore⸗ 


Mahregeln zur Beſſerung 

von —...2 000. II 368 
Unzudt mit — . 11380, 381 
Entführung von — . . 11386 
Unterfchiebung von — . 11379 
Ausſetzung von — . 1385 
Tötung von — . . . . 1384 


Nießbrauch am Vermögen 
der . 22200. 17 
Vorrecht der — . . „1741/42 
Erziehung von Findern 
gegen Entgelt . . . 
Beſchäftigung von — als 
Ürbeiter ... 2... II 
eheliche (1591 ff.) . 1307 
aus nichtig. Ehen 1699 f.) 1323 
unebeliche (1705 ff.), deren 
Legitimat. (1719ff.) [325,328 
ren II 384 
Kirche, Beichimpfg. 2c. II 379, 401 
Diebftahl . . - ... II 387 
Kirchliche Verpflichtun 
bezüglich der Ehe (1588) 1304 
Klage, Unmeldung der — 
II 524, 624 
auf Anfechtung der Ent- 
mündigung . 1 573, 574, 575 
auf Unfechtg. d. Schiebe- 
pruh8 . . .. 2... 
auf Einf des Boll» 
ſtreckungsurteils 
auf Hinterlegung oder 
Herausgabe einer für 
mehrere Släubiger ge= 
bfänbeien Leiſtung oder 1 


. 1 580 


DE. ee. 599 
im Urkundenprozeß DO 564 
im Bechfelproges II 552 


Burädnahme der — II 505, 524 


xXDI 


Kleidungsitüde, Handel 
mit gebrauchten — im 


Umperziehen . . . . . II 3 
Pfändung von U 592 
„|reinhandel, mit Brannt⸗ 

wein . 2.220. U 26, 27 


mit geiltigen Getränfen II 39 


mit altem Metall.. . II 28 
Knappidafts«- Berufsge- 
nofienfhaft . . . . -» 11 264 


1 | gnappidaftstaifen . II 89, 141 


Pfändung ber Bezüge 
aus —... 22.2. II 597 
Ktoalitionsfreiheit . . . IE 85 


Körperliche Sachen, An⸗ 
ſchlußpfändung der — 11594 
Pfändung von 591/92 
unpfändbare — . . . . 11592 
Berfteigerung dee — II 593,94 
Bermwertung der — . . 11594 
Bivangsvollftredung Ä 
in — DI 591/94 
Körperverlegung, eines 


Beamten . .»..... II 873 
bei Sreiheitäberaubung . II 387 
bei Raub ..... . 
bei gemeingefährlichen 

Verbrechen. . . 11898, 399 
durch Beamte... . » II 401 


Privatflage wegen — II 686, 689 
Schadenserſatz — (883 ff.) 1165 


Kommanpditgefellichaft, 
Begriff - .....- 1573 
Eintragung . . .. .» 1578 
Gejelfchaftävertrag 1573 
Hinzutritt neuer Kom- 
manditiften . . - . . I 546 


Mechtöverhältnis der Ge⸗ 
fellichafter untereinander I 545 
Geihäftsführung . 1545, 546 
Auflöfung der Geſellſch. 1575 
Liquidation 1575 
Kommiffionsgeihäft.. . 1589 
Kommiffionsgut . . . 1592 
stommittent . .. . .- 1593 
Kommunalauffichtsbehörde 
II 164 


Kommunnlbeamte, Aus⸗ 
nahme von der Ber- 


wegen Beleidigung und fiherungspflidt . . . 177 
Körperverlegung . . . II 686 Kommunalfteuer - Refla- 
auf Feftitellung von Kon⸗ mation (ormular). . F108 
fursforderungen . . . 1751| Kommunalverband . 1161 
auf Aufhebg. bes gwangs⸗ Zwangsvollſtreck. geg. — II 625 
vergleich . . . . . . r 756 | Ubfonderung . . . . . 1739 
Formulare für — . Borredt . . . . 2... 1741 
Kingeerhebung (209, * Kompofition . . . . . II 319 
I 42, 58 | omplot . .... II 387/88 
Ringeihrift en II 454 | onfrontation v. Zeugen II 637 
Zadung in ber —. . . 1517| onturrenz . 1514/15, 516, 


Buftellung der — . . . T1523 


337, 574 


xxIv 


are Antrag auf Er- 
ung des — feitend 
Eh Släubig. (Formul.) F119 
der juriftiichen Perſon 
(42, 75, 86, 89) 11a 18, 19 
Unterbrechung der Ber- 
jahrung durch Anmel- 
dung im K. (209) . . I 42 
eine Geſellſchafters (728, 
86)... 2... 1139, 
uber das Bermögen des 
Chemannes (1419), des 
Vaters (1647), des Vor- 
mundes (1781) 1283, 317, 341 


einer Partei . . . . . ii 520 
eines Nachlaſſes.... 1II520 
trafbarer . . ....» u 593 
Kontursforderungen 

Geltendmadhung — . . 1734 


Berechn. unbeftimmt. — 1742 
Stimmredt in der Gläu- 
bigerverfjammlung . 1745 
Anmeld. u. Prüfung 1750/51 
beim Zwangsvergleich 1754, 755, 
756/57 
Geltendmachung nicht be- 
rechtigter — . . I 753, 756 
Ronkursgeriit, Ernennung 
des Koukursverwalters 
duch dag — . 1744 
Abnahme des Dffen- 
barungseides Durch das I 748 
Ron rägläubiger, Be⸗ 
griff.. 5. ... 
Anmeldung u. Prüfung 
der Fordergn. ber 750/51 
Abfonderungsredht . . [789/40 
Geltendmad). ihrer For⸗ 
derungen im Konkurſe 1734 
Rangordnung. 1741 
Wahl bes Konfuröverm. 
Einwendungen der — . 
Berechtigung der — zum 
Untrag auf Kontur 
eröffnun 
beögl. auf Berufung ein. 
Gläubigerverjammlung I 745 
Zwangsvergleich der — 1754 
Kontursmafle, Begriff u. 
Umfang . 2... 1738 
Ausſonder. aus der — I 738/39 
Befriedigung aus der — 1734 
Benachteiligung der — 
durch Abtretung von 
Forderungen . . 1740, 741 
Nechtsftreit Über das zur 
— gehörige Vermögen I 784 
Mafregeln zur Sicher, 
nen 1745, 746 
Einfteiung des Derfaht. 1757 
Bermaltung unb 
wertung dr — . . 1747/60 


Sachregiſter. 
Konturämafie, X Verteilg. 


Berichtigung der Mafies 
anſprũche nach beitätigt. 
Zwangsvergleich.. 1756 

Anmeldung einer For⸗ 
derung ohne Vorzugs⸗ 
recht zur — (Formul.) F128 

Anmeldung einer Forde⸗ 
rung mit Vorzugsrecht 


1751 


zur — (Formular). . F128 
Antrag auf Ausſonderg. 
eined > Gegenftanbes aus 
— (Formular). . F124 
Konfursoramung .. .. 1719 
Kontursvperfahren, Allg. 
Beitimmungen 1 748 


Ausgeichlofiene Anſpruche 1742 
Pneinanberiebg. außers 


nen 1735 
aofinungöverfahren . . 1746 
Einftelung des — . . 1757 
Edjuldenmaffe . . . I 750/51 
Teilungsmafje . . . I 747/50 
Wiederaufnahme des — I 55 
Zwangsvergleich . . 1754 -66 


Konkursverwalter (161, 
184, 353, 499) 133, 37, 71, 94 
rechtliche Stellung des — 1734, 
5, 739 
Unfechtungsredt . . . 1738 
Uniprühe an die Mafie 1741 
Ernennung des — 1744, 747 
Aufſichtsrecht d. Berichte 

über den — oe 

Entlajjung des —. . . 
Aniprud auf Entfchäbig. 
Bahlung auf Vorrechts⸗ 
forderungen 
Antrag des — auf Be- 
rufung der Gläubiger- 
berfjammlung . . 1745 
— gegen Beſchlüſſe der 
Glaͤubigerverſammlung I 745 

Bflichten des — bei Ber- 
mwaltung 2c.d. Maſſe I 747/50 
Konnofiement 1593, 583, 584, 
631 


— (Formular) . . F 69 
Konful, Erfuchen des — 
um Buftellung . . 1515 


Gerichtsbarkeit über bie 
— im beutfchen Reich u 467 


Huftellung an — IM 515 
Roniulat-. .. .... U 464 
Konſulatweſen des beuts 

ſchen Reiches . .D 840 
Konfumenten, v. 

— zur Entna me i res 

Bear . ..... 
Rontotorrent . . L8582, 593 


— u 


Fi 


Kontralte, yormul.zu — F126 
Kontrolle... .. . DI 200 
Kontrolivorichriften . II 2001 
Konvdentionalftrafe Klage 

auf Entrichtung einer 


— (Formulare) ...F 6 
ſ. auch verirageſirafe. 
Konverfion (140) . 30 


Konzeifion zu gewerbl. 
Unlagen unb zum Ge 


‚werbebetriebe IL20, 26, 29, 
88, 83 
Entziehung der — .I 8 
Kopie, der Hanbefehriefe 1508 
des Ladeiheins . . . . 1598 
des Wehhleld . . . . . 1615 
Kopierbuh . . . .. . 1508 
Körperverlegung . . . 11385 
Klage auf Sr Zu 
wegen — (Formular) . 64 
Privatllage wegen — 
(Hormular) . ... . F 45 
Korporationen, faufm. . II 20 
bejondere Gewerbeberech⸗ 
tigungen ver —... .U 38 
Anftellungaberehtigung. 
gewiſſer Gewerbetreib. II 28 
Gerihhtöftand der — .TI494 


Buftellung für — II 512, 513 
Bivangsvollitred. aeg. — II 625 
Fauſtpfandrecht a. Pfand⸗ 
briefen ꝛc. der — . . 1732 
Korporationsrechte, Ver⸗ 
leihung von..... 
Korreltionshaus, Unter⸗ 
bringung in ein — 
Ruftbarteiten, Hinterleg. 


. 1405 


(372) 2. 2.220. 74 
Haftung De Gaſtwirte 
für — (702) . 
Meihägung bon gepfän⸗ 
deten — . 2.2.2.2. 11593 
Zuſchlag von — ... . TT594 
Hinterlegung von — 
der fonkursmaſſe. 1748,49 
often bei der Werkver« 
Kruaıng (650) I 122 
uittu .. 173 
der et Uebergake der PAR 
„abe e (48) ..... 189 
der Abnahme des Dffen- 
barungseldes (261). . 1 55 
ber interlegung (Bee) 2 I 74 
rfteigerung (386). I 75 
des Fer — für die 
Frau (1387, 14127. 
1460), für ein Hau- 


find (1654) 1279, 282, 287, 
sı8 


in bürgerliden Rechts⸗ 
ftreitigteiten 
in Straffahen . . . . 


.e 2 8 [0 08 








Koftenuorihuß . . . . 714 
Koſtenzahlung . II 714 
Koften des Zuſchlags bei 
Zwangsverſteiger. eines 
Srundftüds ne 
Koitenvorfhuß, des An⸗ 
tragſtellers in Straf⸗ 
ſachen..... II 658. 715 
bes Brivatllägers . 11687, 715 
in bürgerlihen Rechts⸗ 
ftreitigfeiten . 11714, 715 
Koftgeld, Vorzugsrecht . 11741 
Kraftloserktärung je 
Schulöverichreibung.auf 
den Inhaber RT, 
— Hypothekenbr. (1162) 


1155 
2 580 


Ktantenauftaiten, ig 
zeilton von — ..D2 26 
Frift zur Errichtung . U 82 

Kranfenhaus,Unterbring- 
ung in ein — bei ber 


Rrantenverfiherung . u 118 
Kranfentafin. . . . . 202 
Pfändungd. Bezüge. — 11597 
Krantenpfleger, Vorzugs⸗ 
ed. en 1741 
Kranfenunteritüägung .IL117 
ber gewerblichen Urbeiter IT 89 


durch eingefchrieb. Hülfs- 
allen -. »- 22.0. I15 
jeitens ber Ortsfrantenf. II 122 
Kranfenverfiherung 1188, 114 
freiwillige Yortfegung 
berielben . .. ...» I 9% 
in land» urd forjtwirt- 


ſchaftlichen Betrieben . II 147 
Berjonen, weiche derjelben 
unterworfen find. . . 11114 
Krankenverſicherungs⸗ 
beitrüge..... 117 
Arantenverſicherungsge. 11 
Krankheit, als Grund der 
Auffündigung . . 
Aufſchub ber Strafvoll- 
ftredung wegen — . . II 698 


Verleßungen von Bor: 

ſchriften b. anitedend. — 
II 35, 86, 399, 400 

ala Ablehnungsgrund d. 
Vormundſchaft (1786). 1841 
beim Dienftvertrage (617) I 116 

Krankheiten, durch eigene 


hbud .. 2.2 2.. II 151 
Krantheitsbeiheinigung N 180 
Kranfyeitsdauer 180 


Kredit, Gefährdung bes. Hr 982 
Kreditanitalten, YZinjes- 
zinfen b. denfelben (248) I 54 
Anlegung von Mündel⸗ 
ned hei — (1807) . . 1344 


Sachregiſter. 
areditauftrag .. I149 
Kreisperbände, Ab onbes 

rungsreht . ».... 1789 
Vorzugsredht der — .. . I741 
Fauſtpfandrecht a. Pfand⸗ 

brieſen der — . 1782 


Kreuze, ftatt der Unter 
ichrift bedürfen ber Be- 
glaubigung . . . . . 1688 
Kreuzverhör, der Beugen II 662 
Krieg, Beranlaffung 3. — II 368 
Strafbare Haudlung wah⸗ 
rend eines — . . „ . 8368 
Beſchränkung der PBreffe 
während ein. — 11412,413,414 
Kriensberimhte, Berbot ber 
Veröffentlichung von — 
in Drudichriften . . 
Strafen bei Zuwider⸗ 


. II412 


5 
Kennagnaßmetwegenber- N 


Kriegsgefahr 
Kriegsgeriht . . . . . 
Kriegöberihollenheit(15, 


18) 
Sriegewelen, des deutſchen 
Keihed. . 2.222. II 


eiches 
Küchengerät, Pfändung 
von —. 


2 | Kündigung, "des Schuld» 


ner8 bei übermäßigem 
Binsfuß (247). . I 54 
b. Dienftper ältniffes(821) I116 


der Geſellſchaft (723f.) . 1139 
bes Darlehns (609) . . 1113 
des Auftrags (671) . . 1127 
des 2 Mietöverhältnifjes 
(542ff) -. 2.2.2 .. 
der Pacht (595f.) . . . 1110 
der Leihe (605) . . 1112 
der Brozekvollmadit . u 501 
d. Dienftvertrages 1515/16, 517 
ber @ejellen und Sehülfen II 60 
Frift der — bei Pacht⸗ n. 
Mietverträgen . . 1785, 736 
Künitlr . ...... II 449 
Abionderungsredt . . . 1740 


Pfändung gegen — . . 
Buziehung von — zu den 
ünftler. Sadverftän. 
digen-Bereinen . 
Kunftgegenftände j 
ShädigunG . . .. .» 
Runftgeheimnis, ‚Beug- 
ni@verweigerung in Be 
zug aufein — . 
Runfigewerbetreibende, 
Zuziehung zu den Sach⸗ 
derftänbigeneBereinen I 330 
Künitlertiche 2eiftungen, 
Darbieten von II26, 27, 33, 37 


. 11538 


XxXxV 


Kunſtwerle, Urheberrecht 
U 819/21 


Dauer des Schupe® . . II 318 
Nachbildungen von — . 11321 
Schuß der Rhotographien II 320 
Verbotene Nachbildung 

DIN —... 220. 
Sicherſtellung des Ur- 

heberrechts... I 
Kupons, fiehe Zinsſcheine 
Kuppelei Us 


Kurator, ch 
laſſes II 520, 587 
Untrag des — R Kon⸗ 
kurseröffnun 
Antragd. ar Bang 
vollitredung 


Unfähigkeit zum — . . 11360 
Untreue des —. . . . 11391 
aurkoften, Borzugbredt, Fr 

len 93/94 


Sursbifferen, bei Sigg 
ichäften I 


6 | Kurswert, der zur Sicher- 


heit dienenden Wertpa⸗ 
piere (234 ff, 244) 146, 54 
Kürzung, des Srantens 
gelde3 wegen anderwei⸗ 
tiger Berlicherung 


.. 21124 
d. Bermächtnifie (2186 ff., 
818) 140 


818) ..... ‚422 
2, 

2adebuh -. -.. »... 1641 

Kaden, offener. . . . - 1514 

Ladeihein .. ... . 1583 

(Formular). -. .. ... F 70 


3 | Ladung, von Zeugen zur 


Hauptverhandlung A 384/85 
des Bellagten . 1 524 
in Ehefahen . . . . . II 568 
in Entmündigungsjachen II 573, 

574, 575 


des Be änfbigten im®or- 
verfahren . . . . . . DI 648 
des Angellagten II 658, 659, 661, 


672, ‚678, 695 
in Privatllagefahen . 687 [88 
des Verteidigers . I 659 


* Sühnetermin i. Ehe- 
aben . 22220. 
zum Sütneverfud) . 

zur Leiftung bes Offen- 
barungseides . II 60 
zur mündlichen Berhand- 
fung IL 517, 520/21, 
532, 877 

2adungen, Termine und 
Srikten . . 2. ... II 
Ladungofrift, Abturzung 
der — . U 518, 532 


xxvi 


Sadungsfrift,i. Verfahren 
gegen Abweſende. 11672, 695 
bei der Privatllage . . 11687 
im Berufungsverfahren 
in Parteiſachen . 


Sadıregifter. 


Landgericht, Beſchluß üb. 
die Führung der Bor- 
unterfuchung durch den 
Amtsrichter 


0 | Landgut, Zubehör (98 


Lage,d. Wirtſchaftslokals 1126/27 Pacht (593) . . . Palı 
Ragergeld . . . . 1582, 596] Riekbraud) var (1055) i216 
Logergeihäft . . . . . 1596 | alseingebracdht.&ut(1421) 1283 
Logerhalter .. . . . 1597 | a. Mündelvermög. (1822) 1346 
Sagerhaus . 1587, 598, 601 | Landitreiher ... . . . II 405 
Lagerraum... . . . 1593 | Berhajtung b. $luchtverd. IT 645 
Lagerihein . 1583, 597 | Landtag . .. . - - - 11 357 
Landarmenverbände . . 11846 | Berihte . . . - . . » 11 357 
Landesbehörden . 11103 | Medefreifeit . . . . . Il 357 
Zandesfistug en. II 453 Land» u. forſtwirtſchaft⸗ 
ennbesherr nn 11369} liche Betriebe, Strant.- 
rn 11367 | und Unfallverfid. der 
Eee und Beleidig darin Beſchäftigten. U 94 
ne. 369, 370] Verſicherung der darin 
gandesierrlihe Bam Beſchäftigten . III47 
tin (77...... 6Landtransport.... 1589 


Eidesleiſtung von Pe 
gliedern ver — . . . 11549 
Fernefmung berjelb. 11517, 587 
Eremtion der — . . , 11489 
Sandesherrühe Berord- 17491 


eamdedifügberwattung 


(l 
Landestofarbde, Unfähig- 

teit zum Tragen der — II 360 
Sandespoligeibehörde, 


Unquläifigteitbez leben 

weiſung des Beſchul⸗ 

digten an die — durch 

Strafbefehl . . . . » II 691 
gLandesituen .. . .II 86 
Landesitrafreht.. . . . IL 354 
Zandesverrat . .. . . II 367 


Landesverſicherungsamt II 264 
Landesperweifung, ſiehe 
Ausweijung. 


Landeswappen, unbefug- 
ter Gebrauh . . . . II404 
Landeszeutralbehörde. IL1S8 
Landfriedensbrud . U 874 

Landgericht, erite Einrid» 
tung er —. .... II 467 
Erhebung der Anklage . 1I 657 


Eröffnung de3 Hauptverf. II 658 
Beweidaufnahme in der 

Berufungsinftang . . II 662 
Beichwerde geg. Beichlüffe II 664 
Reviſion gegen Urteile 

der —...:.. I 679, 680 
Umwandlung v. Geld⸗ in 

Freiheitsftrafen II 693,693,699 
@eichäftsvertig.b. d. — 472, 473 
Verfahren vor dem — U 522/51 
Verweiſung an dad — 11552 
Vorunterſuch. in Sachen 


vor em —. .... II 654 


Landwehr, Anreizung 3. 
Ungehorfam . . . . » 
Auswanderung von An- 
gehörigen ver —. . . IL403 
a, bei Auswan⸗ 
„|gandoistisaft, Vertrieb 
dv. Erzeugniſſen der — I186, 89 
a — Ge⸗ 
rüthe, Pfänd. von — 11592 
gehören z. Konkursmaſſe I 730 


Zandzwang . . . . 11374, 389 
Luͤrm, ungebührficher . „11408 
in fliehen. . . . . . II 408 


Laiten, einer Sade (103) I 22 
beim Grundſtücksverkauf 

486, 446) . . . „ 187,88 

d. Gefamtgutes (1529 f.) 1296 

der Mietsſache (546). . 1108 

beim Nießbraud) (1047) 1216 

Laufende Nedinung . 1582/83 


"| 2eben, Verbrechen u. Ver⸗ 


gehen wider dad — II 384/85 
Lebende Sprachen. 1509, 523 
Lebensalter, ſ. Ulter . 
Lebensdauer (14) . 
Lebensfähigleit, Feſtfiel⸗ 
lung der — . II 641 
Lebensgemeinſchaft, ber 


I 7 


Lebenszeit, Dienſtver⸗ 

hältnis auf — (624). 1117 
Geſellſchaft auf — (724) 1139 
Gemeinihaftauf— (750) I 143 
Ledage . . . 1599,604 606 7 


0 Cegalifation, von Urt. I1545 


Xenat, ſiehe Vermächtnis. 
Legitimation, unehelicher 
Kinder (17195). . . 1828 
ber Altionäre. . . 1555, 563 
des Gerichtsvollziehers 11 564 
der Inh. indoſſabl. Bap. IS 
bed Innungsvorſtand. DI 54/55 


des Berbandsporitandes II ‘6 
Legitimationspnpiere, 
lſchung von — . . H405 
Begitimationsicein, für 
den ftehenden Gewerbe⸗ 
betrieb . . . . . . 11 31, 33 
Erteilung des . . .TI 81 
Berfagung des — . U 31 
Zurücknahme des —. .U 31 
Strafbeſtimmungen, be- 
treffend — . . 1188, 81 
zum öffentl. Berfauf von 
dichriften. . . II30, 410 
94 | Lehen, landesgeſetzl. Be- 
ftimmungen . ... . 1731 
gehensgläubiger . 1740 
Schmgraden . . . . -. I 408 
erhrbriele, d. Innung. II 49, 73 
Lehrer 0.0.2.» II 449 


Suppelei der — 381 
Flanduns gegen — -ı 592, 547 
Anzucht 11 380 


Berhaftung 
Künbi gungeredith. Dienft- 
verhältnis (622, 627). 
vehrhert Be Nechte u. Pflich⸗ 


117 


. . . 217071 
Lehrlinge, Allgemeines . uU 6 
Annahme bon — . 1129, 49 


Annahme in Apoth helen 

u. Kaufmannsgeſch. 1517, 518 
Anflöjung des Lehrlings⸗ 

verhältnifies. . . . - u 73 
gewöhnlicher Wrbeitgeber II 50 
Diebftahl und Unterfchl. II 388 
Lehrverhältnis, Streitig= 

feiten aus einem — Il 24, 579 


Eheleute (13538) . . . I268 Lehrvertrag . . . . 1 74,75 
der Ehegatten (1353 ff. ) 1268 gchrnerträge (Gormulare) _ 
Lebensmittel, friiche, al3 u 2 

Segenftänd. bes Wochen⸗ ehrzet .....» I 517. 513 

marftverfeht® . . . . I 39 | Leibeigenihaft . . II386 
Lebensnadhjitellung, als Leibesfrucht, Abtreib. II 3S4:85 

Grund zur Eheſcheidung Leibrente (330, 759 ff.) I 67, 144 

(1566)... . . 1|Leiche, Diebftahl. . . . 11379 
zur Entziehung d. whicit Leihenöffnung . . . . II 641 

teil8 (23335) . . . . I424 |Leihenihau . . . . . D 641 
Lebensverfiherung, Leichnanı, Auffinden eines 


zu 
gunit.ein. Drittes (330: ‚I 


unbelannten 








ne otheten, Anzeige 1 
geie (598) on 
Leihvertrag, Klage aus 


einem — (Formular). F 58 
Leiſtung, lage auf 
ftändige — . . .TII494/95 
Smangsuolftzedung auf 
— körperlicher Sachen 603 
(241ff.) . . 2... I 53 
an Dritte (9828). . . I 67 
an Erfüllungsftatt (364 ff.) I 72 
von Binfen (246ff.) . 54 
einer Gattungsſache — 
ern. 4,5 


bon Schadenerſatz (280f.) T 57 
aus gegenfeitigen Ver⸗ 
trägen (320ff.). . - - I 65 
Beitder — (271,296 oc 60 
Ort der — (269, 
374, 383, 697, 700 . 1 56, 
12 


7A, 
unmögl. Leiftung (306 ff.) I 
Nichtübertragbare — (399) I a7 
teilbare und unteilbare — 
(427) 
Feilbieten von gemerbf. 
ober künſtleriſchen — II 83, 37 
an den Gemeinſchuldner 
nah Konkurseröffnung I 734 
Rückforderung von — I 736, 738 
Leitung, d. mündlich. Ber- 
Handlun II 508 
de3 Gläubigerausfchuffes I 744 
der Gläubigerverſamml. 1745 
zur Zuführung von Däm- 
pfen, Gaſen, Waſſer ꝛc. (06) 184 
gentmillige Anordnung 
des ſchiedsrichterlichen 
Berfahrens . . .. . II 622 
Letztwillige Berfügun 
(1937,20657f.) . . 1363,382 
Anfechtbarfeit (2078) . 1383 
Benennung eines Bor- 
mundes durch — (1776f.) 1340 
Angeguns — (2084) . 1384 
eines Ehegatten itber dos 
Geſamtgut (1511ff.) . 1294 
Ausichliekung der fort» 
gelegten Gütergemein- 
ſchaſt durch — (1509) I 294 
Zumendung dh. — (1940) 1363 
deren Unwirkſamkeit (2077) 1383 
Lenmundszengniffe, dür⸗ 
fen nicht verlefen werden II 664 


Licht, unvorfichtiges Um- 
. 1408 


gehen 
eiedlohn Dienfilohn), 
Vorzugsrecht desſ. 
Lieferungsverträge, 
Nichterfüllung von — im 
Kriege 


. 1741 


Sadıregifter. 


2 Lieferungäverträge, über 


Waren mit Dtarkt- oder 


Börfenpreis . . .. . 1735 
Lieferungszeit,der Fracht⸗ 

führer . . 2.220. i599 
Piegegeld nn 1601 
Liquidation . .... 1543 
der offenen vandelsge⸗ 

ſellſchaft 1543 
berKommanbitgefellichafe 

ten auf Altien. . . . 157 
der Aftiengefellfchaft 1568/69 
eined Vereins (47) . I 15 
Liquidator . ..... 
Litisdenunciation, fiehe 

GStreitverfündung. 
Litispendenz, fieheftechts- 

hängigkeit. 


Lohnbediente, Taxen. . II 40 
Lohnforderungen, Vor⸗ 


zugsreht . . .... 
Lohntaffen IT 179, 181 
2 | Lohnkutfher . . . . . II 28 
Lohnſatz....... II 182 
Lohnzahlunge. II 66, 82 
£olaltermine . . I1660, 661 
Lolomobilen . . . . . DI 24 
Lolomotiven . . . . . IH 24 
Lootfe, Vefähigungsnad- 

wid. 2 22 220m II 26 


befondere Genehmigung II 27 
Lölhung . .- - -»- . 1618 
ein. Wbaihet Klage a. — II 494 


XXVU 


Matlervertrag (632ff.). 1128 

Maler i. gewerbl. Anſtalt. II 37 
Mangel der Fähigkeit 

zum Vortrag . . 

der Brozehfähigt, geſetzl. 
tung, Ermachtig. 

zur Prozeßführung . . II 498 

ber ozeßpollmaht . . IL 501 

icherheitäleiftung . 11505 

bes Verfahrens II 527, 56 > 


5 | Mängel, b. Kauf (459 7.) I 


j. au @ewährleiftung 
der Waren I 588, 592, 3 
1 
der Berpadung . . 1599, 604 
Mangelhafte Unterichrift I 688 
Manifeſtationseid.. . II 878 
i. auch Offenbarungseid 
Mannuifripte, Abdrud von II 819 
Marine u. Schiffahrt . II 839 
Marine, Ladung als deu⸗ 
gen oder Sachverſtändige II 636 
Dauernde Unfähigk. zum 
Dienft in der — 
Borübergeh. Unfähigfei it 
zum Dienft in der — U 
Marineweien des deutjch. 
Neid . . 2.22. . 
Marten (und Karten) auf 
ben Inhaber (807) . 
Martenſchus— Sinfprüce 


Marticheider, Konzeſſion 7 27 


1156 


im Grundbud) (875ff., Varktberechtigung . I 38 
891)...... 178, 180 | Märtte, Freiheit des Ber- 

eöfhreit nn 1624| kehrs auf — . II 38 

Lotterie, unbefugte Ber» Beichränkungen bes —.II 39 


anftaltung einer . . . [1394 
Lotterieloſe, Vertrieb von II 20 


im Wandergemerbe . . II 84 
£otteriedertrag (768) . 1145 
Luftraum (905) . . 1184 
Luſtbarkeiten, Darbieten 

111) 1127, 38 

M. 

Mädchen, Verführung . II381 
Mahngebühren . . . . II164 
Nahrung (284, 410) 158, 79 
ne en . 1576 


—E 
Mukler, Gebühren der — 1523 
Deifentliche Beftellg.d.— II 28 
Untreue der — . 11 391 
Bermittelung von Han- 
belögeihäften durch — 1528 
Maklergeſchäft, Klage aus 
einem — (Kormular) . F 59 


1| Morltitandgelder . . 


Abgaben v. Marktverfehr II 39 
Ordnung des Verkehrs 
auf den .. 


— 38, 39 
Bochenmärkte en. 38 
Beiondere Märkte. . . II 89 
Jahrmärkte. . . . . D 38,39 
GStrafbefimmungen . . II 84 
Klagen von au 


ge» 
ſchloſſenen Handelsgeſch. II 495 
Marltpreis od. Börfen- 
preis (385, 453, 764 
[Differenzgeichäft],1221 
1235 [Pfandverlauf]) I 75, 89, 
145, 250, 251 
.I 39 
Diartern von Menichen . II 389 
Diatichiniften auf Sees 
bampfern ‚Befähigungs- 
zeugt ..... 11 26, 
Tafleanfprüdie, Begriff 1741 
Genehmigung des Gläu- 
bigerausſchuſſes z. An⸗ 
erkennung ber — . . 1749 
Befriedi igung der — 1753, 756 
Maffegläubiger . . . . 1741 


XXVM 
Maſſekoſten... . 1741 
Waſſeſchulden, Begriff . I 741 
Schwebende Broz. üb. — I 734 
Berichtigung der — . . 1741 
Maffeverwalter, Untreue II 391 
Mapitad für d. Kranfen- 
verficherung u. d. Beitr. II 159 
Mai umd ewihtsorbnung 


Mauer als Grenze (921 f.) y 186 
Mehrheit, von Släubi 

‚und Schufdnern (420 ) I 82 
von Käufern und Ber- 

fäufern (474)... . I 91 
von Erben (2082). . 1877 
Meineid . 1377, 548, 561 
fabrläffiger — . . . . 11364 
Dteineidverwarnung . . II 637 
Deinungsverfchlebenheit, 
zwiſchen Eltern (1634). 
zwifchen Vater und en 

lichem Xertreter (1676) 1320 
R wiih. Bormünd.(1797f.) 1848 

—2— he Sunungn .II115 


no. 1149, 50 

om Behiamunge I148j49 
Meittertite en 

Sheibeftellen ren H 128 

Denihenraub . . ., . I 386 

Nichtanzeige von — . . 11375 

Diefieun ....... uU 88 


Melier, b. Schläger. II 385, 407 
Meß⸗ und Marktjſachen I 488, 
5, 523, 551 
Nepweniel, Präfentation 
des — zur Unnahme.. I6 
lligkeit des .„. . I 
ete (535) . 
Untermiete (549) . 
Miete und Pacht bei ber 
Zwangsverſteigerung v. 


Grundftüden .. .11779 
Milterr . . 2.2.2 .. II 468 
Dietjorderung, Klage 


wegen — (Formular). F 21 
Miet-Kontralt (Formul.) F 130 


Mietsentihädigung, 
Klage weg. — (%ormul.) F 22 
Sietsftreitigfeiten . I1 467, 
8, 579 
Mietöverhältnis . . 11498 


Mietöverträge, Erfüllung 
Ver —.. 2.220. 173 
Mietzins, abgejonderte 
nelriebigung wegen — 1740 
Mihtuh. . . 2»... u 
Mildernde Umſtände, An⸗ 
gabe der — in den Ur⸗ 
teilsgründen 
als Nebenfrage an bie 
Gefhworenen ... .O 
Perneinung von — .. . 


Sachregiſter. 


Milderungsgründe. Ds862/66 
Militärdienſt, Entziehung 

vom —.... 875/76 
Berufung gegen en die eur 

ſcheidung d. Ober⸗Erſat⸗ 

—*8æ auf d. Geſuch 

um Befreiung d. Sohnes 

vom — (Formular). . F102 
0 | Mititärdienitpflicht, beib. 

Krantenverficyerung . . II 124 
Geſuch eines Vaters, einer 

Mutter um Entbindung 

des Sohnes von der — 

(Formular) . ... . F 9 
desgl.einer Witwe(Form.) F 100 
desgl.eines Vaters, welcher 

leidend iſt und die Land⸗ 

wirtſchaft nicht mehr be⸗ 

treiben kann (Formular) F 101 

6Milttaärgericht, Feſtſetzung 

u — 35— Strafen 

egen Zeugen u.Sachver- 
Hänbig ndige durch dad — II 587, 
542, 636, 638, 640 
Militärperſonen, Befreiung 
— vom Schöffen- 

u. Geſchworenendienſt II469,476 
Auswanderung von — . 11403 
Ladung v.—11636,637, 638, 640 
ft altiver — . . 211606 
leidigung von — . . 11888 
VBeitehung von — . TI 400/1 
Zwangsvollſtreck. geg. — II 584 
— derſelben 9:. .17 

Eheſchließung (1315 1262 


7 | Militärpflichtige, Bere 


ven —A — welche ſich 
hrpflicht entzo⸗ 
eh haben . .116 
M Inderjägrige (106 N 


Gilterl Gewalt üb. —— 1408 
a atalößigtei d. — 


94,696 


Schabenszufüg. bh. — (8)1 6| .. 
MNündtihe Verhandlung 11 293 
6 Fe 


Sroßjährigkeitserflärung 
ver — (5) . 2... 
Minderung, beim Kaufe 
und bei ber Werkver⸗ 
Dingung |. Gewährleiſtg. 
Mineralien, Gewinnung II 408 
Minifter . . II 469 


5 wiißbrauch, der Rechte des 


Ehemanns(13585.,1357f.)1268 
d. Rechte d. Vaters (1666) 1319 


des Vertrauend . . . . 1516 
des Unfehend. . . . . 11 362 
von Tyrauensperjonen . IL 380 
Mitzhandlung, Schadens- 

erjatz (823 ) 1164 
als Grund N Efefdeir 

dung (1568)... . . 301 


—— gerichtliche . 


Mißhandlung, als Grund 
zur Enterbung (283) 1424 
von Menschen . Il 385 
bon Tieren... . . . II 408 
Mitberechnung derginjen 
bei der Zwangsvoll⸗ 
ftredun 
Miteigen m (1008 ff.) 
Witeigentümer, Klage 
aus einer nüglichen Ber- 
wendung jeitens eined— · 
— ci Art ie 
een 1173, 19 
gitederen Abtretung 
.1 740, 741 


. 11 704 
120° 


. ee. —0 ® 


giterben, (2032 5, 
2088. . 1377, 38 


Ausgleihungepflidt 

unter — (20505.) . . 137% 

Auseinanderfegung 

unter — (2043) . . . 1378 

Borlaufsreht unter — 

(2034 ff.). 1377 

Serena (2068) I 380 
dhuldner, d. Gemein- 


—— Wirkung! des 
Zwangsvergleichs be⸗ 


gl — .. de 

alte, Unftifter, Ge⸗ 
Moitinrfenerberfice, " 
FR Angzeigepjlicht 

od 


. 1756 
I 362 


von — . 


Nichtanzeige eine! — 

Bedrohung mit — . 

Sranditiftung zum gwece 
DI 354 


Sünder, Vorzugsrecht 
Miündelgeider, Anlegung 
derjelben (1806 ff., 1834, 
1852) . I BA, 348, 380 


...D236 
Muſikaliſche Kompofitie- 

nen, Recht der öffent- 

lichen Aufführung von — II 326 
Urbeberredt an — 11319, 325 
Strafen wegen Berlegung 

des Urheberrecht? an . II 326 
Nahdrud von — . . . 11325 
Muiter, Kauf nach — (494) 1 9 
Muſterregiſter, Unmel- 

bung zum Eintragen in 

a3 — 

Belanntmachung der Ein- 

tragungen in das — .I1334 
Auszüge aus dem — . 11334 
Koften der Eintragungen 11 334 











rin Anfräe 
Mufterimußgeieh 2 17388 
Mutter, Brlicht derfelben 

zur Ausſteuer (1620#.) 1314 
al Bormund (1778, 1782) 1840, 


341 
Ehekonſens (1305) . . . 1261 
eiteride Gewalt der — 


Unterpaftsanfprud (1939, 
I) en 1363, 866 

Abtreibung ber Leibes— 
. 11384 


tudt ... 
Ausjegung . » . « . „.U385 


N. 


Nachbarrechte (907) 
Nahbesugsredht . . . . 1566 
Nachdruck von Schrift: 
werten, Begriff . . 21819 
Was niht als — anzu- 
jehen it . . . 11320, 325 
Etrafbarkeit des — II B22 23 


Einziehung tegen — 11 322,325 

Beranlaflung zum — U 322, 323 
Nacherbe (2100|) - . - 1389 
Racfolger im Rechts⸗ 


d hr ee ev © 


ſtre II 501 
Radiäffigfeit, grobe II 525, 586, 
Radlab, Be für 


„Gläubiger (1970%.) . 

«Konkurs (1975ff.) . 

-Berbindlichkeit. 1967 F., 
1979, 2058 ff. Haftung 
der Miterben], 2145 
[Haftung des ee 1363, 


380, 894 
-Überfchuldung (1992) 1871 
Friſtbeſtimmung zur Ein- 


. „11184 


544 Raturaibezüge 


n Nadıtzeit (Pfändung) . 


Sadıregifter. 


. 1 648 

Begehung ftrafbarer 
Handlungen zur — II 854, 
888, 389, 395, 899 
. 11643 
‚I 8 


. U 83 


Durchſuchung zur —. 
Reviſion der Sabrifen 
Betreten fremder Häufer 
und @eichäfte zur — 
Racablung der Bropbe 
often 
Nahrungs-, Genuß⸗, ür 
neimittel 
Rahrungsmittel . 
Pfändung von — . . . 
Erfindungen an — find 


nicht patentfähig . . . 11307 
Berborbene — . . . . 11407 
Entwendung von — . . II 409 
Nahrungsmittel... . . II417 
Btahrungemittelgefeh . 11415 
Name, Führung eines 

falihen — .....» 403 


des Verlegers auf Der 

Drudichrift 
Nanen auf Schuldvers 

jchreibungen auf den In⸗ 

baber (806, 808). . . 1156 
ber geichied. Frau (1577) 1802 
Namensaftien . 1547, 555, 571 
Ntamenspapiere, Umfchrei» 

bung der —. ... . II 594 
Ramensunterfhrift, Er- 

flärung über bie ed 

beit einer — .. 


Raturalijation 
Raturerzeugniffe, Vertrieb 
von rohen . . . 136, 39 
Kebenforderungen .II490/91, 
524, 528, 530 
Rebenfragen, an die Ge⸗ 
ſchworenen 
Nebenintervenient, Bei- 
tritt des in einem 
Prozeſſe (Formular). . F 79 
Rebeninterbention ‚Koften IT 


reihung des Snventar® | der ... 2020. 503 
—5— das Nachlaßgericht Hebentaffenb. Innungen IL41, 50 
(1994) - . .... 1866 | Rebenlläger, Koſten . 11713 
—8 (1960ff.) .. 1366| Vorſchuß des — .. .U715 
Verwaltung (1975ff.) . 1369 | Rebenleiftungen (oma 
«Verzeichnis (1993 ff.) 1371 Verjährung], 1158f. 
Konkurs eine® — . . . 11520 bei Sppotbelen) . I44, 239 
Kurator end — .I 758, 760 | Rebenfahe (97ff., 470 
Nachlaß⸗ und Tellungs« [Wandlung)). . 121, 91 
fanden, Verfahr. dabei II 807 | Nebenvormund, Unfähigs 
Rahialäfel, Berabfolgung fit um — . ....» II 860 
von — .....5.. 8|Neunwert, Überweiſung 
Nadtarbeit der Fabrik⸗ von Geldforderungen 
arbeiterinnen I 80| zum Nennwert. ... .D595 


Nachteile, durch gewerbl. 
Anlagen . . 1122, 28, 25, 32 


Rebe, bei unbefugter Jagd⸗ 
augübung I 


6 Neues Arbeitspud 


AXITX 


Nee, b. umbefugt. Fliſchen 11895 
Konfisfation der — . . 11895 
Reubewilligung.von Rente II 183 
Neue Thatſachen uud 
Beweismittel, in der 


Verufungsinftang . . . IG78 
Wiedererhebung der Sage II 653 
Wiederaufnahme. . . . 1658 

.I 65 


Nichtanzeige, beabfichtigter 
Verbrechen . 2... I 375 

Richterfüllung, von Liefe⸗ 
rungsverträgen mit dem 


Gemeinfdyuldner 1735 
Birfung dr — von 

Berbindlichkeiten . 1736 
des Zwangsvergleichs. . 1756 
Nichterſcheinen, der Bartei 

im Wufgebotstermin .II612 
im Bemweißeermin . . . Il536 
im Schwurtermin . . . 1547 
im Sühnetermin in Ehe- 

faden ..... 537/38 
im Urkundenprozek II 584 


im Berhanblungstermin ñ 521, 


532 

in Ehefaen .. . . . I 568 

in Entmündigungsjacdhen II 573, 

974, 575 

des Beugen... DO 537, 636 
des Wugellagten in ber 

Sauptverhandlung . . I 661 

in der Berufsinitanz . . II 666 

bes Privatllägerd . . . I1 688 

des Nebentlägers . 1689 


des Sadjverftändigen II * 640 
Nichtige Ehe, Kinder au 

derſelben (1699ff.) 27 823 
Richtigleit, Der Nechts- 

geichäfte (105 [Yorm- 

mangel],116,125,139 ff., 
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—— Auf⸗ 
nahme des Verfahrens 
durch die — . I1 520, 528 
Rechtsftreit, zwiſchen Ehe⸗ 
gatten (1416, 1463) 1282, 288 
Haftung des eingebrachten 
Gutes für Koſten eines 
Rechtsſtreites der Frau 
(1412) 1 282 
Rechtsweg, Berufung au uf 
den ordentlichen —. . IL 466 
Einrede der Unzulaſfig⸗ 15 


feit d 
Stenierun Spräfibent . 161 
Reniher, ernichtung . 11375 
Fälſchung . . Il391/92, 402 
Regiſtergericht . H 818 ff. 
Regreh, gegen einen In⸗ 
doſſanten I 


auf Sicherftellung wegen 
5 erhaltener An 
de knboff anten nach Ein- 
löfung des Wechjels 
Rei, Zandesverrat gegen 
1368, 481, 482 
—2 von Inhaber 
pahieren durch dasſelbe 
nen 1155 
Reihsängehöri feit . IL856 ff. 
Reichsanzeiger, efannt- 
machung burd) denſelben 
(TB) : 2.0.0 1155 
Reichsbeamte IT 469, "48, 476 
Ermennun ‚ Bereidigung 
und Ent affung ber — 
H 834/38 
Ausnahme der — von 
ber Berficherungspflicht II 177 
Neihsfinanzgen . . . . 11843 
Reichsfiskus, Anfprüche 
ber Keichsbeamten gegen 
ern U 473 
— desſelben (1936) 1363 
Recht desſelben an ge⸗ 
fundenen Sachen (981) 1201 
Reihsflange - - - - - II 840 
Beige, Belebung 
II 480, 481, 482 


DT 


1678,79 
. 1682 


XXXIV 


Reichsgericht, Dienſtver⸗ 
bältnis der Mitglieder 


des 
acen im Verfahren vor 
dem — 
Reichsgeſetzgebung. IL 830/32 
Reihsgemwerbe-Ordnung ou 17 
Neihshaftpflichtgefeg . I 714 
Reihshauspalt . . . oO 
Reichsheer, fieht unter 
dem vefehl des Kaiſers I841 
Berpllichtung z. Dienſte 
Reihstanjier nen 
Ernennung, Rechte und 
Berantwortlichleit des — 
II 466/67, 478 
Befugnifie des — in Pa⸗ 
tentiahden. . . IL310, 812 
Genehmigung de — für 
nnungsverbände. IL 60, 61 
RR Astafie, Einnahme 
ber — II 886, 838, 839, 841, 


842, 843 

Ausgaben der — . 11848 
Auer egung der Koften 

aufdiee — ..... II 701 

Abſonderungsrecht der — 1739 

Vorzugsrecht der —. . 1741 

Neichsfonkursordnung . I719 


Reichskonſul, Anftelung 

und Umtdgeichäfteder — II 840 

Neihstriegsflotte, Srün- 
dung und Erhaltung 

der —.....0. II 889 
Reichstriegshäfen . . 11839 
Reihstriegsmarine, Dr- 

Aa en der — . . II 839 

Flagge der — . . . . 840 
Seiser va ff. 

1807, 2118) 46, 344, 391 
Reichsſtrafgeſetgzbuch 346 
Reichstag, guſammen⸗ 

ſetzung des — . 11 834 

Nechte des — II 833, 834, 885, 

848 

Regislaturperiode des — II 834 
Berufung, Auflöfung u. 

Bertagung des — 11833, 834, 

&35 


Berhandlungen des — . II 834 
Beichlußfafjung des — . 11835 
Geichäftsordnung d. — . II 835 
Wahlgejeh für den — . II 860 
Reihötagspräfdent, 

Wahl des — . . II 835 
Neichöverfaffung . . . 11828 
Reihsperfiherungsamt II 262 

Kompetenz des — . I 201 


Reihömährung, Leiftung — 
in — (244 
Keifegepäd 


Sadıregilter. 


Neifeloften, der Geſchwo⸗ 

renen . . I 4 
der Beugen . . 
der Sadjverftändigen . 
641, 736, 737 

Neifende, Streitigleiten 

der — mit Rirten, Fuhr⸗ 
feuten, Hanbwerfern II4687,579 


848 | Relurs, gegen Einſpruch 


ber Rertvaltungsbehör- 
ben (62) ...... I 16 
Nelursperfahren II 284 


Bergehen wider die — II 879 
Rückſicht auf Diefelbe beim 

Dienftverhältnis (618) 1116 
bei * Vormundſchaft 


9 | Religion, Verbrech'n und 


1801). ..... . 1818 
Neligionsbelenntnis . 11540 
Neligionsdiener . ‚u 469 


Neligiöfe Vereine (48) . 14 


676. 688 


If 182 


Nemittent, d. Mechfels 
Rentenberechnun 
Nentenbegüge, aut Grund 
des Invaliditäts⸗ und 
Altersverſicherungsge⸗ 
ſetzes .... 
Renenſchulb (1199 ff.) 
Wnlegung von Mündel- 


1245 


geldern in — (1307) . 1844 
Nenten/utbork (952) . ı 198 
Refernefond . ... . 181 
der Ortskrankenlaſſen ‘I 119 
der Invaliden⸗ u. Alters- 
Berj.-Anftalten I 181 


bei ber Unfall-Berf. ‚Do: 246/47 
Reſerviſt II 403 


NReipeftinne. . . . . » 1680 
Reitutionsfiäge . . II560/61, 
612, 621 


Netentionsredt . . . . 1585 


Reugeld (336, 359) . 169, 72 
Nevalierungslinge. . . 1678 
Revifion . . . . 166, 566 
in Civilprogeffen . . .. 21490 
«Anträge II 680/81 
Shrift....... I 681 
112 11681 
Sei ($ormular) . . F117 
ren 1609 
— II 465/66 
ng ahigung zum — II 491 
Richter, Ausſchlie Bung 
und Ablehnung 1t 632/33 
ern 1682 


Nimefle 
Rotwild, Schaden durch 
basfelbe .(8835) 1165 
Nüdforderung. bon 
Wechlelzaahlungen.. . . 1738 
— von abgejandten Baren I 739 
Nüdgriff, bei der Burg- 
ihaft (774). . . . 1148 





Ruckaufsgeſchäfte, Auf- 
j juchen und Vermittelung 


Rüdtaufshändter . 1127, 29 
Bumiderhandlung der — 
gegen gejeßliche Anord- 
nungen u4 
Nüdtritt, (325 f., 346) I 66, 5“ 


bom Berlöbnig (1298) . 1259 
bei der Werfverdingung 
(686) - » 22 20. 1120 
vom Erbvertrage (2293 ff.) 1417 
Radberfiherungsver- 
Nückwechſel, de Regreß⸗ 
nehmer? . ..... 1683 


Nüdwirlende Kraft 

der Bedingung (158ff.) I 33 
der Aufrechnung (389). I 75 
ber Genehmigung (184) I 37 
Ruhen der elterlichen Ge⸗ 

walt (1656, 1676) 1818, 320 
der Berjährung (202 fi.) I 42 
Nuheitörung . . . IL 404, 406 


S. 


en "ng 17896797, 468 
Sachen (90 20 
Inbegriff von (60, 92, 


260, 1035) 116, 21, 55, 214 
Sachenrecht (854 #.) . 1172 
Sachliche Yuftändigfeit 

der ®erihte . . . IL492,98 
Sacperitändige, Mbleh- 

nung der — 639, 565 
Ernennung der . ‚DO 541, 640 
Zuziehung von — "beim 

Augenſchein . 1 656, 536 


Ladung von — I1 640, 659, 673 
Siquidation ($orm.) F I 114 
Salinen . ...... II 240 
ch Na Bereins 


I13, 17 
— 2 (249 ff. 
280 ff. 81 if 


831 ff.) 
154, 57, 159, 165 

bei Nichterfüllung gegen- 
feitiger Berträge (324f.) I 65 

wegen Fehler der Kauf: 
ſache (468) . . I 90 
bei der Schenkung (523) I 98 
beim Dienftvertrag (628) I 117 
bei berWiete(538,571)1 102,106 
aus erteiltem Rat (676) I128 
der GSaftwirte (701) . . 1135 

bet unbefugter. Emiffion 

v.Schuldverjchreibungen 

auf den Inhaber (795) J 155 

aus unerlaubin dand- 
lungen (823 ff.) - 1161 


Schaden erſatz, bei Berbin- 

dung, Bermifchung, Ver⸗ 
arbeitung (951) . . . 1197 
des Bormunbes (1838). 1348 


von Beamten (839, 841) 1166 | 


bei nichtigen Willenger- 
flärungen (122) ... . I 28 
bei Auflöfung des Ver⸗ 
löbniſſes (1298, 1300) I 259/60 
bei Verzug oh I 58 
wegen unbe ugter Fuͤh⸗ 

rung einer Firma.. 1507 
wegen Verſchuldens eines 
Mällerd . ..... 15283 
eines @ejellichafter8 . . 1537 
des Kommiffionärd . . 1592| € 
des Frachtführers u. Ver» 
fradhters für Verluſt u. 
Beichäbigung d. Fracht⸗ 

gu... 22 2000 1599 
wegen Nichterfüllung 1735/36 
für Tötungen u. Körper 


verlegungen . . . II 241/48 
Feititellung und Auszah- 
lung — 
auf Grund des Unfallver- 
fiherungdgeleges . I 92 
Schanfgeli »Geſetz 48 
Schankwirtſchaft, Hau. 
nid zum Vetriebe II 26/27 
Schutz (94) ..... 1201 
Shäßungsed . ... . II526 
Schätungswert des land» 


wirtichaftlihen Inven⸗ 
tars bei d. Pacht (587 
beim Nießbrauch (1 
Scheidung,ſ. Eheſchewung 
odentung (516 ff) .. I 
Widerruf derjelben bei 
Eheſcheidung (1584) 1303 
des Vaters aus dem 
Kindesvermögen (1641) 1317 
bes Bormundes a.d Ver» 
mögend. Münbel8(1804) 1344 
bei Erbverträgen (2287) 1416 
beim Pflichtteil (2329) . 1423 
ans dem Bejamtgut (1446) 1 286 
auf den Zodesjall (2301) 1418 


1110 
) 1216 


Schriften, F 
97 chriften, unzüchtige 


Sachregiſter. 
Shit -. -. ::.... 1618 
Schiffahrtsweien, bes 
Deutichen Reiches . . . 11839 


Schiffbefrachtungs⸗Ver⸗ 
trag, (Formular) . . F187 
Shiffe, Pfandrecht an ben- 
jelben (1259 ff.) . . . 1258 
gerkörung von — 11368, 354 
iebitefl . . » .. II 388 
Gefährdung eine — .T1399 
Schiffer, Wahrnehmung 


der Nechte des Kommit- 
tenten dem — gegen⸗ 
über... 2 22.0. 1592 
Güterverfendung durch — 1499 
—— — ... 1646 
Schiffsmannſchaft, Ans 
ſprũche aus dem Rechts- 
verhältnis der — IH 477/79 
Sercdt . ...... 1609 
Schiffspfandredt msi 
Schließung ber Bat 
krankenkaſſen . 21140 


der Betriebötrantenfaflen II 189 
d. eingeicjriebenen Hülfs« 


ne. 2, 528 
Schaffen, Amt der — ae 
Auswahl der — . . .D470 
Beftrafung fäumiger — 11472 
Hauptverhandlung ohne 

. I 658 


Fi jehung Pr _. 
Schö engerl II 468, 2.687 


beleidigende — . . . "388 88 
Nichtgeheimhaltg. von — 1402 
Schriftform (126) . . . 128 
bei Pachtverträgen (681) I109 
bei Mietöverträgen (566) I 106 
ber Bürgichaft (766) 1147 
des Schuldverjprechens 
und Sculbanerfennt- 
ve tungen (81) I 118 
tiftungsg 
Schriftlich it. ber Ber. 


d. Gemeinichuldnerg, Ans „uzäge .. 1547, 573 
fechtbarkeit im Konkurſe [187/88 e3 Vehrvertragd . 174, 75 
Scherz, bei Willenserllä- Shritiäne 0. ..]298 
rungen (118) . 7 Schriftiwerfe, Ut hebe r⸗ 
Schirdsgericht, Berfahren teeht an —..... II 319 
r dem 11621, 6822| Nachdruck von — . . . II 319 
Schiedsrichter, Ablehe unbefugte Ueberfegung 
nung ber — . II620) von — ...... 819 


Ernennung der — . ‚u 620 
Ehiedsricterlihes Ber- 
fahren II6 
Schießzpulver, Yabrilas 
tion von —, bejondere 
Genehmigung .. . .O 


Shubelnh, ber Lehrlinge 
in Snnunnen ... . DO 
der hugenblicgen Urbeiter II 70 
ber Lehrlin oO 


54 | Schwägeridaft 


ZXXV 


Schuldfrage, Abſtimmung 
über die — . . 11665, 671 
Schuldner (241 ff.) . 158 


Schuldädernahme (414) I 81 
bei ber Zwangsverſteige⸗ 
rung eines Grundftüds II 778 
Schuldſchein, mit Orders 
Haufel (Formular) . . F 78 
Schuldſchein über Dar- 
lehen gegen Fauſtpfand 
(Formular) . ... . F 73 
Schuldtitel, Antrag auf 
Eintragung eines voll- 


ftredbaren — in das 

Srundbud (Formular) F 87 
Schuildverhältniffe, Recht 

der — (241)... 158 
Schuldverihreibungen, 

auf den Inhaber (793 ff.) ‘1154 
equlbverihrelbungs- 

formulare . . . F78, 198 
Schuldvericreibung . F188 


en 2 
münbeffichere — (1807) II 344 
1590, 


261, 805, 329 


— für bie elben 


1310f., 1737) 


68 Schwangere, Unterhal- 


tungsanſpruch derjelben 


1968, 2141) . 1866, 398 
© wurgeridhte ....1]1475 
Seemant. . . 2... II 181 
Set ... 2.2.2. I 
Seerecht 1608, II 478 
Seeihiffahrt . . . . . I 


ffahrt 650 
Seeverſchollenheit (16ff.) I 7 
Seitenlinie (1589). . . 1805 
Selbſtgeſchofſe, Sclag- 


eilen, Fußangeln . 11407 
Selbfthälfe (226 7. I 44 
Selbſtverſchuldete rant⸗ 

heit, Ausſchluß der 

Keantenunterftüßg. bei 

denielben ... . O8, 117 
Selbſtverſicherung [T 204 
Selbitverftümmelung . II 876 


Sicherheitsleiſtung (232 ff.) I 46 
d. Mieterd (562, 572) 1105,106 
des Nießbrauchers (1051) 1216 
des Vorerben (2128) . 1392 
des Bormundes 11762. 

184) ..... 1332 849 
für Aufwendungen (257) ı 55 
des Teſtamentsvollſtreckers 

(2217) 

Sicherung, bed Beweiſes 

von Mängeln ein. Sache 

(477 f.) 
von Aniprücen durchVor⸗ 

merlung im Grundbuch I 178 
Sicherungshypothet 
(1184 ff.) ua. 0 0. 1242 
III* 


XXXVI 
Eiherungshypothel, bei 
d.Werfverdingung (648) 1122 
Eidjeritellung, Untrag auf 
(Formular) . . 
Eistivecfel isie 688 
Verfallzeit der — . 1680, 688 


Siegel, Anlegung von — 11591 
Erbredhen von . . . - H 875 
Giegelung bes Rachlafies 


Ellberwaren, Geſetz über 


den Seingehali der — . II 419 
Simulation (117) . . . I 27 
Eittlichkeit, brechen 

wider Die — .. . „1380 


eis, ein. Gejellich. I 545, 547, 551 
Eitzungsperiode, bed 
Schwurgerichts 11475,476, 477 

Siungspolizei . . . . 11486 

Sitzungsprotokoll 11294, — 


Solawechſel. ... 68 
Sold.... II 449 
Soldaten, Ausnahme von 


der Verſicherungspflicht 1177 
Rentenberechnung für — II82 
Anrechnung der Dienſt⸗ 

—— — als Bei⸗ 


.... IIBo 
eoliatobtigationen 89 
Eondernachfotie bei For⸗ 

berungen (398 ff.) . 17 


beim Miteigentum an 
einem Grundftöd. . . 1206 


Sonderrechte ber Bereins- 
mitglieder (85) . . . I 14 

Sonutag, bei Verfall von 
Rehieln . ..... 168 
Ende der Friſt am — . I 635 
TZerminam —. . . .U517 
Buftellung am —. . . 1514 
Sorgfalt (276) . I 57 


wie in eigenen Ungelegen- 
Beiten (277, 690) 131, 137, 
269, 319, 393 

Sozialpolitifche Reichs 
geſetze, Erläuterungen 
DU. 2 22200. 187 
Spediteur. Haftung des» 
jelben (447). . . I 88, 595 
Bfandreht des . . . 1595 


Beichäfte des — als 
Handelsgeſchäfte F 499 
Speichere.... II 289 
Spiel (762ff.).1145, II405 
Eplon . ..... 11554, 369 
Sprade, Bezeichnung als 


Wechſel in frember — 1675 
Staat, feindl. Handlungen 
gegen befreundete — II 370/71 


8 | Steinbrüde 


Sachregiſter. 


Staatsgeheimniffe. . . II 869 
Staatliche Genehmigung 
(22, 33, 80, 763, 795) 118, 
8, 145, 795 
Stantöangehörigleit . ILES6Ff. 
Srantsanwarsiiaft . . 21482 
Ehefahen. . . II 566, 569 
in Entmündigungsjadien 11 574 
Drganifation ber — . II 48283 
Anbringung v. Anzeigen 
beider — ..... 
Antrag der — auf Vor⸗ 


unter[uchung . . „1380/81 
Einreihung d . Anflages 

fhrift . . . . . 11383, 384 
Stuatshürgerreit, im 

Neichögebiet . . . . - u 831 
Staatsgeheimnifie . II 869 
Staatsgewalt. . . . . II 372 


Eheliy- Erklärung durch 
diejelbe (1723). 1828 
Stantstafie, Tragung der 
Koften dch. d. II508, 570,578 
der Wuslagen des Frei⸗ 
geſprochenen..... II 700 
Stadtberordnetender- 
fammiung 
Standesbeamter, Ehe 
Knie durch den — 


Statiftifhe Mitteilungen, 

der Urbeitgeber über die 

Berhältn. ihrer Arbeiter II 81 
Statut... 2.2... II 167 
d. Innungsverb. II 60, 61, 167 
Stehendes Gewerbe, Be: 

trieb d. — ohne Anzeige u 5 
Beginn . . 22 2... 
Beihränfungen des — 128, FR 

ern. 1I2 

Steindruder, Anzeigepflicht II 22 
Stellvertreter, der Vor⸗ 

itandömitglieter . 1558, 559 
im Wandergewerbe . 1137, 38 
bes Lehrern . . . . II 70 
Stellvertretung (164 ff.) E 85 
Stern . . 2.220. II 402 
Einfommenftenererlaß . FE 105 
Gebäubefteuererlaß . F105 
Gewerbeſteuerreklamation F 104 
Grundfteuererlß . . . F 105 
Kommunafftenerreflama- 


ftum I 
Stille —— 1576 
Stillſchweigen, a. Willens⸗ 

erklär. b. Dienftvertr.(625)1 117 

bei der Miete (568) . . 1106 
Stimmredit, der Aktio- 

nen 1559, 572 

in v „ Gläubigerverfammi. 1745 

beim Bimangsvergleih . 1754 


Stimmredt, Verluſt bes — TI 360 
Stimmzettel, Berteilung 
von — zu Wahlzweden II 30 
Falſchung bon —. ..Uusn 
Störung, bed Beſitzers 


Strafandrohung, Antrag 
auf — für den N 
eines Urteil auf Dul- 
dung oder Unterlaffung 
ein. Handlung (Jormular) F 89 
Strafanfihub ... . 01698 
Geſuch um — (fyormular) F 76 
Strafbefehl, Widerſpruch 
gegen einen — (Yormul.) F 118 
Enfpruch geg. ein. amt3- 
nern (Bormuf, IE F 118 
U417 
amtsrichterliche — . II 690 
Strafbeſtimmungen, der 
Gewerbeordnung.. . H 82 
des Invaliditäts⸗ und 
Altersverſicherungsgeſ.. II 109 
d. Krankenverſicherungs⸗ 
geiebed? -. -. -. 2... IH 142 
Stratieftiegungen, Be- 


ſchwerde gegen — . . 11616 
durch Strafbefegl . . . 11676 
durch Strafverfügung . 169% 

Strafgefa vr .D64# 
Strafgeſetzbu . I1 346 
Straflammer.. . . . . II 472 
Strafiofigfeit.. . .- . TI 362 
Strafprogegorduung . 16% 
2! Straffacdhen, find Ferienſ. II 488 
Etrafverbüßung . . 48% 

40 | Strafverfahren, gegen 
Mitglieder d. Reichstags II 835 

Strafverfolgung, Antrag 
auf — . H 651, 653 
Strafvollftredung . .E 358, 
sss, 697 


eraud, auf ber Grenze 


nen 520, 522 
Streitgenöffenihaft . 11498 
noimendige — . 498 


Streitigteiten. der In⸗ 
nungen.... 
der Srnungeverbänb . 
bed Lehrherrn mit dem 
Lehrling II 
in Srantenfoflenfadhen II 148 
in Krantenerigerunge: 
zwiſchen verfchieden. deut⸗ 
ſchen Bundesſtaaten. 
der Armenverbände . 


. I 843 
. II 850 





Sachregiſter. 
Streitverfündigung (209, 215, | Zrlegramme . . . . „11643 
475 . . 142,43, 92, II 500 Telegraphendbeamte . . II403 
Surmular) rn F 78| Zelegraphenweien . 11424, 838 
— der Konkurseröff⸗ Telenrapbiche lebermit- 
nn 4| telung (127) .... 128 
Gebühtenberenhn. nad — I 721 | Termin, Ladung sum — 11517 


736 
rg; Ar 452) * 89 
Stil, Zeitrechnung na 
KA . a . 1680 
Subdhaftation, Beitritt z. 
— (Formular)....P 89 
Sühnetermin bor 


Eheicheidung (1571) 1301 
Euͤhneverſuch, in Brivat- 
Hagefayen .. . . - II 687 
in Ehefadhen . . .. . II 567 
Ladung zum — II 552 


Summe, Angabe der — 
auf bem Wechjel . . 1675/76 


x. 


Zerlegung de8 — . . . 1518 
Verfäumung des — . . 1517 
zur Beweiaufnahme.. . II 536 
zur Eidesleiſtung . II 547, 568 
zur mündlichen Berhanb: 
lung. . ». . . I 5283, 568 
A Berfündung des Urt. 11528 
auptverhandlung . II 659 


germ ne (186 5.) „u. 1 88 
zeftament . .. ..F154 
1937, 2064 . 1263, 882 
öffn. desſelb. * 1412 
Widerruf (2253 1411 
Gemeinſchaftlich. (2265 ff.) 1418 
ordentliche Form d. Teſta⸗ 
mentserricht. (2231 ff.) 1409 
außerord. Form (2249ff.) 1410 


XXVnI 


Todesertlarung, Wieder⸗ 
verheiratung im Falle 
der — (1348).... 1267 

Todesſtrafe IT 856, 358, 860, 

862, 365, 867, 384 

Tebesurtell, Solftredung 

. . +11 697, 698 

II 384 


— nen 8 

Zötung, ei Potzucht. . 1381 
im Bweilampf . . . . 11384 
im Jon ...2.2.%. 3834 


beim Unternehmen einer 
ſtrafbaren Handlung . 
eines Einwilligenden . 


II 384 
. 1384 


eines unehelichen Kindes IL 384 
der Leibesfrucht As348 
fahrläfige —. . . . » 

ei Raub ...... 1 389 
bei Schlägerei . . . 1385/86 
durd Gift. ..... DO 386 


bei freiheitäberaubung . II 387 
bei gemeingefährl. Berbr. II 397 
bon Fe en (823, 838, 


Tag, der Zuftelung . . 1514 Ainfecht, bes — (2078ff.) [383 . 1164 165, 167 
der Kontureröffnung . 1746| Formulare zu — . . „ F148| von Tieren bei Banblung 
Verrechnung des — . I1 858 Gier des Kaufes (488)... . I 92 
der Austellung auf dem —* If: u 1404 |Xroffant . . .. .. . 1676 

Wedel... - - 1675, 676 | Zeitierfäbigfeit 222.) 1408 | Zraflat. . . . 1676 
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ren 685 
des Smbofianten - 1686 
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der Strafoerolgmg . .II 82 


der Klage wegen Ver⸗ 
letzung des Patentrechts II 816 

Berlauf, von Gegenſtänd. 
der Konkursmaſſe . 1749 
von Urzneimitten. . . I 20 
von Drudichriften. . II 22, 30 
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Sachregiſter. 
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nung eines andern (457f.) I 89 
bes Pfandes (1228ff.) . 1250 
zum Markt⸗ oder Börfen- 

preis (385) . . . . -» I 75 
Berfaufsijtätte, mehrfache II 20 
Anſhagen von Preiſen in 


Unlaufen von Waren in 
offenen — 
Mangel einer — . . 
Ungabe be3 Namens und 
Wohnorted d. Gewerbe⸗ 
treibenden an der — .HO 
Berkehrsanftalten, Fin⸗ 
ben von Sachen in — 
(978) - .. 0... 
Berlündigung, burch das 
Neichägeichblatt . II 880, 833 
Verlagsgeihäfte . . 1499 
Verlängerung, d. Frift. 11660,661 
bes Mietvertrages (568) I "106 
der Friſt zur Einrechnung 
bes Inventars (1995). 1871 
Verleger, Angabe 
Namen? und Wohn⸗ 
ortes de8 — von Drud- 1 


ihriften . ..... 411 
Berleitung, zu firafbar. 
Handlungen... . . II 362 
zur Delertion.. . . . . 11 396 
zur Auswanderung 11376 
zum Meined. ... . 378 
zur Eheichließung . 11 379 
zum Beilhlaf. . . . . II 381 
von Uintergebenen . . . II408 
Berlefung, der Anträge . II 527 


der Urteilöformel . 11 529, 666 
des Protofolld.. . 511, 655 


Beihmerde des — wegen 
Nichterhebung d. öffent- 
lien Klage I 

Beteiligung des — bei 
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Häger . ..... . II 686 
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. 1 689 
Berle —* Amts 
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Beriöhmie (1297ff.) . . 1259 
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erung che Bernehi 636, 676 
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U5 * 6 
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Berluit, des Befiges (856) 1172 
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(929. 
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1972 75.,214 #.)1368, 868, 397 
im Erbvertrag (2278) . 1418 
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hardenfein von Pflicht⸗ 

teilsberechtigten (2320) 1422 

Bermieter, Streitigkeiten 
der — mit Mietern II 487,579 

Vermiſchung, Eigentums- 
erwerb Dur — (946 ff.) 1197 
Bermittelung (652 ff.) . 1123 
von Handelögefchäften I 521, 522 
Vermögen, Beifeitefchaf- 
fung u. Berheimlichung 

von —ftüden . 1 764 
der Ehefrau bes Gemein⸗ 

ſchuldners 1798, 787, 789 


der Sefeliäfter 1589, 542, 
544, 548, 558, 569 
der Innungen 1141, 44, 49, 55 
Uebertragung des ganzen 
gegenwärtigen ob. fünf- 
tigen — (81 . I 62 
Nießbrauch am — 
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Verfügung üb.d. ganze — 
bes Münbels (1822) . 
Berwaltung des — dur: ch 
den Vater (1638 ff.) 
Bermögensbeichräntung, 
Grund zum Ausſchlu 
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Innungen . 141, 49, 50 


I 346 


I47, 167 
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* I296, 816, 408, 421 
Borlegung des — . ‚1591 
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Klage auf Seabeneriah 
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Bermutung, der (Echtheit II 545 
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ihollenheit (18,19). . I 8 
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Vernehmung 
Vernichtung, von Urkun⸗ 
den ıc. 369, 375, 392, 402 
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des Teſtaments (2255). 1411 
Berpadhtun 1588 
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Berpfändung (1204 ff.).. 1248 
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Berpflichtung, des Aus⸗ 
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des Ucceptanten.. . 1683, 686 
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II 616/18 

Verrufsertlärung . . . IE 85 
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‚I 55 
II 648 
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Nachtzeit...... II 643 
Berfäumnisurteil 11455 ‚532193 
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der Kaufſache (446 

der —28 (ö 1 —* 
der Nießbrauchsſach 1050) 1216 
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Verſchollenheit (14f.) . I 7 
Berihulden, des Maͤklers 1528 

des Frachtführers . 1593 
Berihiwägerte, Beugnis- 

bermweigerung . 11 636, 637 
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nee 63 
Beriömägerung, ſiehe 
Schwagerſchaft. 
Berinwender (6, 114ff.) 16, 25 
Teftamentserrichtung 


besjelben (2229) . I408 
Berihwendung, Beſtra⸗ 
fung des Gemeinſchuld⸗ 
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Verſetzung von Beamten, 
Einfluß auf das Miets 
verhältnis (570) . 
Verfiheruug - . . . - 
bes Lebens zu aunften 
Dritter (330) . . . 
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Verficherung, des Ein- 
gebrachten (1385) . . 1279 
auf den geleifteten Eid 11638, 640 
anE&idesitatt. . . . . II 378 
als Handelsgeihäft . . 1499 
durch den Kommiifionär 1592 
durch den Spebiteur.. . 1595 
Berfiherungsanitalten, 
Anzeigepfidt . . . „II 22 
unbefugte Erridytung von 
II 392, 398 
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verfiherung . . . - - 
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Krantenverjicherung I1118,119 
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9 Berfiherungspftichtige 
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Verſicherungsverträge 
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6 | Berjteigerung mehrerer 


Grunbdftüde 
Berjteigerungsbedingungen 
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von Grundftüden . . 1777 
Verftümmelung Wehr⸗ 
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bei hrperverletungen . 1385 
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Verteidiger. 
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Ausbleiben des — in d. 
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Berpflichtung des — zur 

Bewahrung von Privat» 

geheimniften.. . - . . 
Bertelbigung, d. Beichuls 

digten . 2 20.20. I 
Abmeiender . LI 672, 673, 695 
Berteidigungsmittel, 

Koften erfolglofer — . 508 
nachträgliches Vorbringen 

von — 25, 594 


7| Berteilung, des Erlöfes 


aus ber Zwangsverſtei⸗ 
—5 eines Grund⸗ 


ückes. 2220. II 786 
der Kontursmafie . . 1751/53 
Ubfchlagdverteilungn . I 752 
Sclußverteilung . 1752 
Nachtrags . . . 1752, 758 
des Gejelihaftsvermögens 

1548, 569 
ber Renten .. .DO 198, 194 
bon Drudichriften und 

Stimmzetteln . . 2189/31 
ee (150fF., — 
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den 1 31 
Vibel Driger (108 ff. I 24 
zu Sunften Dritter 328.) I 76 
über den Nachlaß eines 
Dritten (812) . I 
über das Verm en (bes 
bormundeter inder⸗ 
jähriger (1902) 1355 
Erfüllung von — des 


Gemeinſchuldners I 735/36,739 
Unfechtbarfeit von — des 

Gemeinſchuldners. 1737, 738 
Unsprüde aus zmeifeitis 

gen — an die Stonkurs- 

male . . 2.2 0.%. 1741 
bon Innungen....I 43 


zwilchen Arbeitern und 
Arbeitgebern über Kre⸗ 
bitierung d. Lohnes 2c. II 66 


Abſchluß von — im Ras 
men des Reid . . . IT83S 
Formulare zu — . . . F1%36 


Vertragsmäßiges Erb⸗ 
recht (1491). .... I 
Berti ngSmähiges Güter- 
recht (14234) ... I 
Bertragsitrafe (336 ff.) . I 69 
bei Berlöbnis (1297) . 1259 
Vertretbare Sachen (91) I 20 
Vertreter, des Nadjlaffes II 587 
Tod des — .„.. . .115% 
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d.abwejenden Angellagten 
Il 661, 672, 695 
bes Ungeflagten in ‚der 
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befeple. . . .. - 691/92 
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Wechſeln . . 684, 685 
unbefugte . . . ‚u 319 
Verwahrung, ber ge efun- 

denen Sache (966) . . 1199 
bed Zeſtaments (2248, 

2256)... .. I410, 413 
Berwahrungsperirag 

J II — . I 131 
Verwaltung der gemein» 


ſchaftlichen Sache (744) 1142 

des eingebrachten Ver⸗ 

mögeng (1363, 1373 ff., 

1418 ff., 1535) . 1277, 278, 
288, 29 


Bermaltung, bea Ntünbel> 
vermögens (1802) 
Verwaltungs ehörden,. 
Befugnijie der — bezüg- 
lic) des Wandergewerbes 
85, 36 
bezügl. des Marktverkehrs 
38, 89 
Befugniſſe der — bezügl. 
gewerblicher Anlagen . I 25 
Erteilung der Konzeffion 
durch die — .. „DI 26 
bezügl. des Inmunge- 
meiend . . ‚45, 46 
Berwandtidaft (1589, 
1310, 1318) I305, 261, 262 


1843 


Erbfolge auf Grund der — 

(1924 ff).. ..... 62 
Verwendungen, Erſatz für 

— bei Herausgabe an 

den Eigentümer erh: . 

1001 ff. . 1204, 205 
Burücbehaltungsrecht 

megen — (2738) ... . I 57 
bei der Leibe Ko). . Till 
bes Mieterd (547). . . 1103 
auf Früdte (102). . . I 22 


des Geſchäftsführers (683) 1129 
des Käufers (450). . . I 89 
des Nießbrauchers (1049, 

1057) . 2... 1216, 217 


des —2— (2124 ff.) . 
Berwerfung, d. Berufung 
als unzuläffig 


1392 
. 11544 


deögl der Beichwerde . IL 560 
deögl. des Einſpruchs. II 533, 
504 155 

Verzeihung, bei der 
Schenkung (532). . . I 99 


beid. Eheſcheidun (1570) 1301 
beim Pflichtteil (2337) . 1424 
Verzicht, auf die Eintebe 
der Vorausklage (239) I 47 
auf gewahrleiſtung (476, 
40) 191, 108 


auf en bei d. Aus- 
fobung (658), der Schen⸗ 
fung (533), auf d. Eigens 
tum an Grundſtücken 
(928). . . . 199, 125, 188 
des Finders (976) . 1200 
des Gläubiger? auf Die 
Hypothek (1165,1168f.) 1240 
auf bie elterlie Nutz- 
nießung (1662) . . . 1318 
auf das Erbrecht (2346 ff.) I 425 
Vergichtichein, Formulare 140 
en 4 


Sadıregiiter. 
ver des Gläubigers 


v3 Beitelers (644) . 

DR Umterhttpfüitigen 
des Vermieters bei Be⸗ 
feitigg. v. Mängeln (538) 1102 

Berugesinfen (ESF, ‚801, 
522 [Schenkung], 1146) I 58, 
60, 98, 238 

Biehmängel, $tlage wegen 
(darmulaze) F 26, 11468 

Biehzu nen 


1498 
Bögel ak) . 11422 
Bollsihullehrer . . 11469 
Bolljährige, Bormund- 
haft über Diefelben 
18% ff)... ... I 


(3 
s A aneut⸗ en 
Vollmacht (164 ff.) . 
ſchriftliche — des Bertei- 
diger8 . . . II 661, 672,691 
in Frivaiklageſachen . . 1687 
Bolfitredbare Ausfertigung, 97 


Bollitredbare Urfunden Mn 58, 


5 | Bollitredbarleitserllärung, 


Antrag auf — eines Ur 
teild (Hormular). . . F 37 
Bollitredungshefehl . . 11577 
Vollſtreckungsklauſel, der 
a eeibefehlt .. s . 1 608 
inmwendungen gegen Bus» 
läfjigleit der — . 1582 
Klage auf Erteil. der — 11581 
589 
Stlage wegen Unzuläffig- 
feit der — 
Rlage auf Erteilung der: 
jelben (209) 
Bollitredungs - Hand: 
Iungen, Antrag auf 
Erteilung der Erlaubn., 
zur Nachtzeit jowie an 
Sonntagen und allgem. 
Feiertagen — vorzu⸗ 
nehmen. (Formular) . F 90 
Voraus des Ehegatt. (1932) 1368 
Vorauskla Einrede der 


— (771ff. 47 
Borausbermädhtniälg1s0) 897 
Vorbehalt, Seheim. (116) I 27 

des Eigentums (455) . I 89 
der Ergänzg. letztwilliger 
Verfügungen (2086) . 1384 


58 Borbrhaftsgut (1365 ff, 
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1414 ff., 1425, 1440 ff. 
1461 ff.) 1278, 282, 234, 285, 
287 


—— 0) . 1379 
Borerbe (2110 . . 1390 
Vorlausrecht In ff. F 

109 ...194, 221 


4ff.) . 

Vorläufige vollſtrechar 

feit, Antrag auf — . 11580 
Bortänfige Bormundfaft 

(114, 1906) . . „125, 856 
Vorlegung von Sachen 

(809 ff., 896) . 1156, 180 
Vormertung im Grund- 

buch (888 ff.) ‚ . 1179 
Bormund, Antrag des — 

auf Entminbiaung . . H571 
Mitteilung der Entmün⸗ 


digung an den — .„ . II 572 
Bormundfhaft . .-. I 802 
(1773 ff., 1793 ff., 183777.) I 340, 
342, 348 


6 | Bormundfchaftsrichter, 


Yeltung. desselben (1848) I 349 
Thätigleit des Waiſen⸗ 
rats bei der Vormund⸗ 
Ichaft (1849 ff.), des Fa- 
milenrats (1858 ff. he I 3, 350 
Beendigun 
—Se a) . 1352 
Bormundichaft üb. Voll⸗ 
jährige (1896ff.). . . 1355 
Bormundihaftsgericht, 
(3, 112, 1308, 1357 f., 
1379, 1437, 1492, 1595 16, 24, 
261, 268, 279, 285, 291, "307 
Aufficht desfelben über 
Vater und Rormund 
(1629ff. 1837 ff.) 1315, 348 
ſ. a. Obervormundfchaft. 
Entziehung der elterlich. 
Gewalt durch dad — 
(1656, 1666) . . 1318. 319 
(ferner 1640 [Mitwirtg. 
bei ei Ainiegn, von ſtindes⸗ 
mögen)) ..... 
(1809 Rünbefgeiber)) . 
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Beiltand. für d. Mutt.]) 
(1635 [Fürjorge für das 
Kind bei &ielteibung) 
Vorrechte, im Konkurſe. 
Vorſatz (276 [Haftun 
bei —], 521 (Strg) 
ferner ‚680, 823 
968) . I 129, 164, 188, 199 
Borihhfie d. poſtverwait 11195 
Borland. ...... I 568 
einer Aktiengeſellſch. 1547, 549 
von Innung. II 43, 47, 49, 50 
von Innungsverbänden II 51 
der Krankenkaſſe . IF 126 
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Alteneinficht weg.der — 
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Untrag auf — . 2.658 
Borverhandlungen” . 11 293 
Borbertrag (154) . . . I 82 
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Baagen, unrichtige — . II 408 
Waren, Proben von — 1522 23 
Anſchaffung von — als 

Handelsgeihäft . 1499 
Auflauf von — . .D29, 81 
Aufſuchen v. Beſtellung. 

auf — . . I130, 31, 83, 84 
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die Arbeitgeber an die 
Arbeiter II 66, 82 
entzündlihde — . . 11406 


Empfehlungstarten v. — II 404 
Waffen, b. Hausfriedensbr. II 878 


Sachregiiter. 


Barenzeihen, Anmeldung 
von — 
Beitimmungen über bie 
Anmeldung von — 1507 
Wärme, — (905) 1184 
Wartezeit... .... 1180 
gefegliche, bei Wieberver- 
Heiratg.einer Frau (1813) I 262 
Wechſel. Aufgebot v. — II616/18 


gezogene — . 1675/88 
Erfordernifie . . . - . 1675 
an eigene Ordre . . 1676 
traffiert eigene . . . . 1676 
ASndojfierung . . . "I 676/77 
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Ehrenannahme . . 688 
Vedielllage . ‚iesg, 686 
Wechſelproviſion 1682 


Wechſelprozeßz. Verfahren 11565 
Benhieireiit. Erhaltung I ‚68687 
Einreden au dem — . 1686 

Wechfelſeitige Beleidi⸗ 
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Mannidaften . . 11 374 eBungen, Brivattiage 
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ber Mitglieder d. Gläu⸗ 

bigerausichuffee . . . 1744 
ir lergebnis, Fauſchung 

nen II 371 
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Bahlrecht, Verluſt d. — „M 360 
bei — — Leiſtun 

objelten (26 ni 56 
bei Bermächtni (2154) 1397 
Bahlitimme 137 


Bahlverteidiger I 648, * 66218 


Wahrheit, Beweis der — 11 882 
Wahrſpruch d. Geſchwor. II 671 
Währung, bei Geldſchul- 


en (244). 

nei, Pfändung b. Ben 

fionder —. .... 
Bandergewerbeihein, 
Notwendigkeit eined — II 88 
Verfagung bed — II 85/86, 38 
Banderlager. . . . II85, 45 
Wandlung, beim Kauf 

(462f) ... 0. I 9 
beim Werfvertrag (054) I 190” 
Wappen, unbefugter Ge⸗ 

brauh von — . „21404 
Warenbezeichnungen, 
Formulare von Klagen 

weg. Verlegung von — F 155 
Geſetz zum Schupe d. — 1698 
erenflagen, Formulare 


Wirenlager (92) ..7I21 


7| Wert, Minderun 


Wechſel, Aufgebot eines 
abhanden gelommenen 
— (Yormular) . F 94 
Beitellung einer Hypothek 
ja g Fecſelforderungen 1 


rer... 27 
—— . | . . 1872 
1 | Wechielfeltiges itomentLl 148 


egnahme, von Sachen 
[al3 Selbithüffe) (228) I 45 
b. Hera obeeined Gegen, 
ftandes (258) . ‚15 
bei der e (547) . .. 1108 
bei der Leihe (601 . 1111 
bei Eigentumsverlu bh. 
Bermifchung,Berbindg., 
91). . 1197 
bei d. Eigentums e(997) 1205 
Wehrmann.. . . . . . 1403 
zeiten — ———— x 118559 
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Berltad . ...... 1688 
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rmular 
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einer Sache 


Bert, Erfah des — bei 
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Berlaufäreht bes Pfand» 
gläubigernb-A ‚Winberung 
es — (1219ff.) . 
Beripapiere . . . . . 
Ans und Verlauf von — 
als Handelögeihäft . . 1499 
Anweiſungen ober Ber- 
pflichtungsfcheine über — 1583 


1249 
1499 


Netentiondredt . . . . 15% 
Kommiffion zum Ein- 
und Berlauf von — . 1591 


geftung d. Frachtführer 1599 
rtrieb von — im Um- 

* iehen . .. . . 
Hinterlegung (232 f.) . 
Pfandrecht an — ebeff. ) 
der Krankenkaſſen... 

Wettbewerb, Klagen weg. 

unlauteven — (Jorm.) F 155 
Wette (762)... .. . 
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in Entmündigungsiachen L 575 
Widerruf, bes Falſcheids LI 378 
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der Vollmacht (168) . . I 3 
der Schenfung 5) ..19# 
. 1125 
1411 
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d. Darlehnsverſprech. (610) 1118 
Widerſpruch, der Pfand⸗ 

gläubiger gegen d. Pfͤnd. II 591 
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iederaufgebung, der 
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der Öffentlichen Klage 

bes ....DH 
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W In allen Buchhandlungen ift nachftehendes hochinterefjante 
9 volkstümliche Werk zu erſtaunlich billigem Preiſe zu haben: 


Neueſte Auflage 
1899. 


Unter Mitwirkung 


namhafter Sahmänner 
herausgegeben von 
Dr. BD. Samter. 


* 


Romplistt in sinem ſoliden 
Sanzleinen⸗Prachtband. 
1068 Betten Cext 

mit mehreren 100 
Rbbildungen. 

Glsganf und vorzüglich 
ausgsflatiet, 


* 





Bas Neneſte ſoeben erjchlenene Auflage, vermehrt durch die Illufirierten 2chil⸗ 
V derungen der neueſten und intereſſanteſten Erfindungen u. a.s Aöntgen-Strahlen. 

— Stufenbahnen. — Schwebe Bahnen. — Elektriſche Hoch und Untergrund⸗ 
Bahnen. — Eelegraphte ohne Drabt. — Lebende Photographien. — Größte 
Schiffe der Welt ıc. 

Es hat eine unendliche Zeit gedauert, bis die Befchichtsforfcher anfingen, der In⸗ 
duftrie einen Plad in ibren Werken einzuräumen; es gefchah dies erſt feit jener Zeit, wo Die 
Derwertung der Dampffraft die kolofſalſten Umwälzungen auf allen Gebieten hervorbradkte. 

Seit diefer Zeit entwidelt ſich in allen Zweigen ein raßlofer Eifer in neuen Erfindungen, 
und fieht man die Produfte mit anderen Augen an, deren Werden und Entfiehen man 
fennt, und von denen man weiß, wie viel taufend fleißige Hände und was für komplizierte 
Mafchinen an ihnen gearbeitet haben. Auch If heute fogar der unbedentendfle Erwerbs: 
= sweig auf die Benugung der neueften Erfindung angewiefen, denn die heutige Zeit ſtellt 

an die Bildung des Mienfchen ganz andere Anſprüche als Wie Vorzeit. Es genägt nid 
A. mehr, oberflächliche Kenntniffe zu befigen. — Das Wiffen it an die erfie Stelle getreten, 
W das Wifien vor allem wird gefchägt. — Das Wiffen macht den Menſchen. 

Diefes Werk richtet fih nicht an den Sachmann, fondern an die große Maſſe des 
dentenden Volkes; dasfelbe if unterhaltend, bildend und belehrend in feiner Sorm und den 
Bedärfniffen jedes Wißbegierigen, befonders der reiferen Jugend, Die nicht fräh genug mit 
der Hunde der Erfindungen vertraut gemacht werden fann, angepaßt. Anuch iſt diefes Wert 
für jedes Baus als Nachſchlagebuch unentbehrlih und ifE durch don aufergewähn- 
It billigen Preis die Anſchaffung Iedermann ermöglidt. 


Derlag von W. Berlet in Berlin SW. 




















Bochinterefjant für Knaben und Mädchen. 


In allen Buchhandlungen ift zu erftaunlich billigem Preife zu haben: 
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Das Buch der Tierwelt. 


* 


Schilderungen aus dem 
geſamten Tierleben in 
Cebensbildern und 
Charakterzeichnungen, ſowie 
hochintereſſante 
Jagdgeſchichten und wilde 
Szenen in allen Zonen 
von 


W. Lackowitæ. 
Mit 00 Abbildungen. 


Heuefle Auflage. 
(3.—40. Taufend) 1899. 


Dreis nur 5 Mt. 50 Pf. 
ftatt früher 10 Mark. 


® 


948 Seiten Text mit 400 naturgetreuen Abbildungen erster Künstler. 
Dieltarbiger solider Ganzleinen-Original-Prachtband. Allerbeste Ausstattung. 


Nicht eine trodene Aufzählung von Ylamen, 
Klaffen und Gefch!echtern, fondern eine lebens» 
polle Charafterzeichnung der fo unendlich mannig⸗ 
fachen Formen der gefamten die Erde belebenden 
Gefhöpfe bringt diefes „Buch der Tierwelt“. 
Das Samulienleben des Klefanten wie des 
Sperlings, die Höhle des Löwen wie den künſt⸗ 
lichen Neſtbau des Zaunföniıs, die Beflien des 
Urwaldes wie die friedlihen Baus: und Hof» 
genoffen des Menfcen, die im Reiche der Käfte 
wie ın den Tiefen des Meeres fich tunımelnden 
zjahllojen Gejchöpfe lernen wir in ihren ureigen» 
ten £cbensäußerungen fennen. Eine Sülle der 


»>>2352>> 


interefiantefen Abenteuer zu Waſſer und zu Cande, 
der aufregmdften Jagdgefchichten begleiten den 
£efer auf jeder Selte des Buches, Das in ber 
Geldrenk - Kifteratur auch wegen [einer 
vornehmen Rusflatlung obenan lecken 
fol, zumal es kein trodenes Lehrbuch, fondern 
rin hochintereffantes Maus- und Hufrr- 
halfungsbucd if. 

Es ſei daher diefes Wert für die heran 
mwachfende denkende Jugend wie für alle Gebil. 
deten beflens empfohlen und mu Der enorin 
billige Preis jedermann übsrıafcen. 





Derlag von W. Berlet in Berlin SW. 
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